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Ueber  die  Anfechtbarkeit  von  Verträgen 
wegen  enormer  Verletzung. 

Von 

A.  Emmingbaos. 


Man  könnte  meinen,  sich  mit  der  Prüfung  der  Haltbarkeit 
der  rechtlichen  Bestimmungen  über  laesio  enormis  beschäftigen, 
heisse  einen  Begrabenen  noch  einmal  bestatten.  Aber  in  manchen 
Partikular-Gesetzgebungen  waren  die  Zinsbeschränkungen  auch 
schon  längst  beseitigt,  und  die  Kritik  dieser  letzteren  vom 
Standpunkte  der  Wirthschafts Wissenschaft  war  bereits  ziemlich 
einstimmig  in  ihrem  Verdikt  —  und  doch  fristeten  jene  Be- 
schrankungen ihre  stark  angefochtene  Existenz  noch  sehr  lange 
Zeit;  sie  würden  bei  uns  noch  heute  bei  Kräften  sein,  wenn 
nicht  die  Resultate  jener  wissenschaftlichen  Kritik  wieder  und 
immer  wieder  bald  in  der  einen  bald  in  der  anderen  Form  an 
das  öffentliche  Gewissen  appellirt  und  dieses  in  die  richtige 
Verfassung  gebracht  hätten,  um  sich  endlich  energisch  gegen 
jene  Jahrtausende  alte  Institution  aufzulehnen. 

Ueberdies  scheint  mir,  als  sei  man  sich  noch  sehr  wenig 
des  Zwiespaltes  bewusst,  in  welchem  die  bekannten  Konstitu- 
tionen der  Kaiser  Diocletian  und  Maximian  (L.  2.  §.  8.  C. 
'  de  resc.  vend.  IV.  44.)  mit  den  Forderungen  und  Zuständen 
unseres  heutigen  Wirtschaftslebens  stehen.  In  einem  erst  kürz- 
lich erschienenen,  lediglich  mit  wirtschaftswissenschaftlichen 
Erörterungen  sich  beschäftigenden  Buche*),  auf  welches  ich 

•)  M.  K.  Btuer.   .Nene  (?)  Priniipien  (?)  der  politischen  Oekonomie. 
Berlin.    StOke  nnd  van  Muyden.  1868.  8.  27.  -  Aeltere  Oekonomiatea 
YtUuvtrtt.  TlerteljilirMkrlft.  1871.   I.  1 
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freilich  nicht  wie  auf  eine  Autorität  hinweisen  will,  finde  ich 
die,  vielleicht  nur  unüberlegte,  jedenfalls  aber  die  obige  Annahme 
bestätigende  Aeusserung:  »Der  Nachdruck  enthält  eine  laesio 
enormis  und  muss  schon  aus  diesem  Grunde  als  eine  offenbare 
Rechtsverletzung  angesehen  werden.  <  Und  es  leidet  wohl  keinen 
Zweifel,  dass,  wo  immer  es  sich  de  lege  ferenda  resp.  refor- 
manda  handeln  mag,  die  Keszission  des  Kaufvertrages  wegen 
enormer  Verletzung  noch  ebenso  viele  eifrige  und  scharfsinnige 
Vertreter  finden  wird,  wie  die  erwähnten  Konstitutionen  von 
jeher  eifrige  und  scharfsinnige  Kommentatoren  und  Iuterpreta- 
toren  gefunden  haben. 

Es  sei  mir  vergönnt,  in  einer  auch  für  nicht  juristisch 
geschulte  Leser  verständlichen  Form  die  gemeinrechtliche  Theorie 
von  der  laesio  enormis  in  ihrer  heutigen  Gestalt  vorzutragen, 
hieran  eine  flüchtige  Darstellung  der  partikularrechtlichen  Ge- 
staltung dieser  Lehre  zu  knüpfen,  und  dann  das  Institut  auf 
seine  wirtschaftliche  Berechtigung  zu  prüfen. 

Das  hlassiscte  römische  Hecht  wusste  von  einer  Anfecht- 
barkeit des  Kaufvertrages  wegen  enormer  Verletzung  nichts. 
Die  mehrfach  und  in  neuerer  Zeit  von  Chamhan  (Beitr.  z.  Obli- 
gationenrecht I.  S.  130  ff.)  gemachten  Versucho,  das  Gegen- 
theil  zu  erweisen,  hat  GoldscJmidt  (Handb.  des  Handelsrechts. 
Erlangen.  F.  Enkc.  I.  Bd,  2.  Abth.  1868.  S.  596)  als  ver- 
unglückt dargethan.  Seine  Karakteristik  des  klassischen  im 
Vergleich  mit  dem  römischen  Recht  in  Band  I.  1.  Abth.  (1864) 
S.  263.  bildet  einen  guten  historischen  Hintergrund  für  jene 
quellenmässige  Widerlegung.  >Bei  einem  so  freien,  elastischen, 
in  höchster  Vollendung  entwickelten  bürgerlichen  Recht,  c  — 

nehmen  ziemlich  allgemein  die  Anfechtbarkeit  der  Verträge  wegen  enormer 
Verletzung  als  etwas  Selbstverständliches  hin.  Ich  erinnere  z.  B.  an  das 
wunderliche  Werk  von  H.  Eisenhart.  „Positives  System  der  Volkswirt- 
schaft oder  ökonomische  Sozialtbeorie"  (Leipzig  1844.).  Eisenhart  unter- 
scheidet (S.  17)  zwischen  einem  materiell  und  formell  gerechten  Preis. 
Der  letztere  sei  der  vertragsmäßige.  Gegen  einen  allzugrossen  Zwiespalt 
zwischen  beiden  schütze  das  positive  Recht,  z.  B.  durch  Bestimmungen  über 
laesio  enormis. 
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keisst  es  da  —  »bei  einem  vortrefflichen  Prozess  mit  Ge- 
schworenen, freiem  Beweisverfahren  nnd  strengster  Execution 
konnte  ein  Bedürfniss  nach  einem  besonderen  Handelsrecht  und 
besonderen  Handelsgerichten  nicht  empfunden  werden.  So  ist 
das  klassische  römische  Recht  beschaffen  zur  Zeit  der  höchsten 
materiellen  Blüthe  des  Reichs.  Während  der  letzten  Jahr- 
hunderte der  Kaiserzeit,  mit  der  schwindenden  Blüthe  des 
inneren  und  auswärtigen  Verkehrs,  sterben  die  freien  Prozess- 
formen ab,  und  auch  das  materielle  Recht,  wenngleich  in  seinem 
Kern  erhalten,  wird  durch  mancherlei  kaiserliche,  auf  einer  mit- 
unter laxen  Humanität  beruhende,  jedenfalls  dem  grossen  Ver- 
kehr durchaus  unangemessene  Satzungen  verunstaltet:  querela 
mm  numeraiae,  Nothwendigkeit  der  expressa  causa  debendi, 
Beschränkungen  der  Zession,  insbesondere  die  lex  Anastasiana, 
Herabsetzung  der  gesetzlichen  Zinstaxe,  verschärfte  Beschrän- 
kungen des  Zinsenlaufs,  Anfechtung  wegen  laesio  enormis  u.  s.  w. 
u.  s.  w.« 

Und  insbesondere  der  Kaiser  Diokletian  neigte  zu  solchen 
ffohlfahrtspolizeilichen  Eingriffen  in  das  Verkehrsleben. 

Die  Regel  des  klassischen  römischen  Rechtes  war:  Man 
darf  beliebig  (heuer  und  wohlfeil  verkaufen  und  kaufen.  (Belege: 
L.  16.  §.  4.  D.  de  minoribus  (IV.  4.):  »in  pretio  emtionis 
et  renditionis  naturaliter  licere  contrahentibus  se  cwcumvenire.< 
L.  22.  §.  3.  D.  locati  (XIX.  2.)  >inemendo  et  vendendo  natura- 
ler eoneessutn  est,  quod  pluris  sit,  minoris  emere,  quod  minoris 
sit,  pluris  vendere  et  ita  indicem  se  circumscribere.*  Vergl. 
auch  L.  71.  D.  de  contrah.  emt.  (XVIII.  1.) 

Diese  scheinbar  harte,  in  der  That  aber  den  Bedürfnisseu 
des  Verkehrs  allein  dienliche  Regel  durchbrach  Diokletian  zwie- 
fach durch  Verfügungen  wohlfahrtspolizeüichen  Karakters.  Er 
verschärfte  und  erweiterte  durch  ein  Edikt  vom  J.  301  das  In- 
stitut der  Preistaxen,  nnd  er  verfügte  in  L.  2.  C.  de  rescindenda 
rendUione  (TV.  44.)  wie  folgt:  >Bem  majoris  pretii  si  tu  vel 
poier  tuus  minoris  distraxerit,  human  um  est,  ut  vel  pretium 
te  restituente  emtoribus,  fundum  venundatum  reeipias  auetoritate 
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judicis  intercedente,  vel  st  emtor  tlegerit,  quod  deest  justo 
pretio  recipias.  Minus  autem  pretium  esse  videtur,  si  nec 
dimidia  pars  veri  preiii  söluta  sU.< 

Selbst  zur  Zeit  Diokletians  befremdete  diese  Ausnahme 
von  der  allgemeinen  Kegel,  und  noch  unter  einigen  seiner 
Nachfolger  erschienen,  freilich  nicht  in  den  Codex  Justinianeus 
aufgenommene  Gesetze,  »welche  das  Rescript  Diokletian'a  völlig 
ignoriren  und  das  Recht  beliebiger  Preisbestimmung  vollkommen 
wahren,  c  Aber  der  Grundsatz  hatte  nun  einmal  durch  Auf- 
nahme der  L.  2  cit.  und  der  damit  übereinstimmenden  L.  8. 
cod.  Gesetzeskraft  gewonnen. 

Und  die  kanonische  Doktrin  nahm  diesen  Grundsatz  mit 
Eifer  auf,  bildete  ihn  weiter  aus,  zog  daraus  die  äussersten 
Konsequenzen.  Endemam  schildert  in  seiner  trefflichen  Ab- 
handlung über  >die  nationalökonomischen  Grundsätze  der  kano- 
nischen Lehre c  anschaulich  und  ausführlich,  was  das  kanonische 
Recht  aus  jenem  Erbtheile  des  späteren  römischen  Rechts  zu 
machen  verstanden  hat.  Nach  dieser  Auffassung  gebührt  es  der 
Kirche,  den  Bischöfen  und  dem  Papste,  in  allen  Negotiationen 
über  Verkaufsgegenstände  die  Gerechtigkeit  des  Preises  zu  be- 
stimmen und  zu  erhalten;  in  zweiter  Linie  hatten  auch  die  welt- 
lichen Gewalthaber  diese  Pflicht.  Eine  Verletzung  dieser  Gerech- 
tigkeit, und  selbst  die  unbedeutendste,  sollte  durch  Rückerstattung 
des  unchristlicher  Weise  zu  viel  Genommenen  wieder  gut  gemacht 
werden.  Dies  galt  nicht  nur  für  den  Kauf,  sondern  für  alle 
Geschäfte,  in  denen  ein  Preis  bedungen  ward.  Unter  Preis  aber 
versteht  die  kanonische  Lehre  freilich  nur  die  in  Geld  ausgedrückte 
und  bedungene  Gegenleistung.  Man  musste  zugestehen,  dass 
im  wirklichen  Verkehr  diese  strenge  Forderung  völliger  Gleich- 
heit zwischen  Leistung  und  Gegenleistung  nicht  durchzuführen, 
dass  ihre  Erfüllung  also  lediglich  dem  Vertragschliessenden 
in's  Gewissen  zu  schieben,  dass  es  für  ungerecht,  für  sündhaft 
zu  erklären  sei,  den  Anderen  im  Verkehr  zu  übervortheilen. 
Aber  für  den  Fall,  dass  die  Verletzung  des  einen  Kontrahenten 
durch  den  anderen  gar  zu  erheblich  werde,  sollte  dem  Ersteren 
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doch  auch  ein  formelles  Rechtsmittel  zur  Verfugung  stehen, 
um  sich  wieder  schadlos  zu  machen.  >Die  gewiesene  Grenze 
fand  maiic  —  sagt  Endemann—  >im  Anhalt  an  die  römischen 
Gesetze  darin,  dass  die  Verletzung  nicht  die  Hälfte  des  wahren 
Preises  ubersteigen  solle.  Während  bis  dahinc  Endemann 
meint  wohl  bis  zum  Erlass  des  Reskripts  Diokletians  —  >die 
Vertragschließenden  in  den  Augen  des  bürgerlichen  Rechts  frei 
schalten  mochten,  war,  sobald  auch  nur  um  einen  Pfennig  nach 
der  einen  oder  andern  Seite  die  Hälfte  des  wirklichen  Preises 
gestört  erschien,  das  Recht  gegeben,  den  Handel  aufzulösen, 
oder  Preisermässigung  zu  begehren.  Das  Rechtsmittel,  welches 
das  römische  Recht,  und  zwar  erst  in  seiner  späteren  Periode 
sehr  ausnahmsweise <  (letztere  Ausnahme  ist  kontrovers;  s.  w. 
n.)  »gewährt  hatte,  wurde  solchergestalt  zu  einer  allgemeinen 
Regel  erhoben,  an  welche  das  römische  Recht  niemals  gedacht 
hatte  und  deren  sich  die  Wissenschaft  noch  nicht  wieder  hat 
entledigen  können.  Der  Schutz  des  rechten  Preises  bis  zu  seiner 
Mitte  war  das  Mindeste,  was  die  kanonische  Fürsorge  durch 
Schutz  auch  in  den  bürgerlichen  'Gerichten  zu  garantiren  hatte. 
Spezialgesetze,  Statute,  Gewohnheiten  mochten  mitunter  auch 
gegen  geringere  Verletzungen  Abhülfe  treffen.  Lief  irgend  eine 
Arglist  mit  unter,  so  war  auf  den  Umfang  der  Verletzung 
überhaupt  keine  Rücksicht  zu  nehmen.  In  diesem  Falle  musste 
auch  die  geringfügigste  Verletzung  wieder  ausgeglichen  werden. 
Und  ganz  dasselbe  galt,  soweit  etwa  eine  wucherische  Tendenz 
erkannt  werden  mochte.  < 

Auch  das  kanonische  positive  Recht  erstreckte  dem  Wort- 
laute nach  das  Recht  der  Reszission  wegen  Verletzung  über 
die  Hälfte  nur  auf  den  Kaufvertrag  (c.  3.  6.  X.  de  emt.  vend. 
3,  17.).  Aber  die  Doktrin  dehnte  nicht  nur  die  Lehre  von 
der  enormen  Läsion,  sondern  die  Lehre  von  der  justitia  pretii 
überhaupt  auf  alle  Verträge  aus,  bei  denen  Geld  als  Gegen- 
leistung bedungen  ward. 

Da  nun  aber  das  justum  pretium  im  einzelnen  Falle  höchst 
schwierig  zu  ermitteln  war,  so  gelangte  die  kanonistische  An* 
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schauung  zu  der  Rechtfertigung  obrigkeitlicher  Preistaxen  für 
Alles  und  jedes.  Wo  diese  fehlten,  sollte  das  justum  pretium 
im  Streitfalle  nach  gewissen  allgemeinen  Grundsätzen  ermittelt 
werden.  Was  ein  >etntor  sciens,  vntelligens,  tum  cgens,  ex  com- 
muni  hominum  acstitnationc<  geben  würde,  das  sollte  der  wahre 
Preis  sein.  Freilich,  wo  Preise  für  Immobilien  und  Quasi-Im- 
mobilien  in  Frage  kameu,  liess  sich  selbst  mit  diesen  doch 
genügend  vagen  Grundsätzen  nichts  anfangen;  hier  liessen  es 
die  Juristen  an  einer  Theorie  für  die  Ermittelung  des  wahren 
Preises  fehlen.  »Aber  auch  bei  beweglichen  Dingen«  —  sagt 
Etidemann  a.  a.  0.  S.  360  —  > blieb,  wenn  der  Preis  nach 
allgemeinen  Kriterien  zu  erkennen  war,  immerhin  einiger  Spiel- 
raum. Das  sah  man  von  jeher  ein.  Man  musste,  da  sich  ge- 
naue Grenzen  nicht  ziehen  liessen,  immer  das  Meiste  dem  Ge- 
wissen der  Betheiligten  überlassen.  Um  der  scholastischen 
Neigung  zu  genügen,  nahm  man  drei  Linien  des  Preises,  näm- 
lich einen  höchsten,  mittleren  und  niedrigsten  Preis  an.  Zwi- 
schen dem  höchsten  und  dem  niedrigsten  konnte  sich  besten 
Falles  der  Verkehr  frei  bewegen.  Die  ächte  Aequalität  aber 
war  die  mittlere.  Innerhalb  der  äussersten  Linien  der  Preis- 
bestimmung, welche  immerhin  einigen  Spielraum  (quandam 
latitudinem)  umschliessen ,  war  den  Kontrahenten  das  gegen- 
seitige Uebernehmen  nachgesehen.  Hier  macht  erst  die  Ver- 
letzung über  die  Hälfte  den  Vertrag  anfechtbar.  Bis  dahin 
konnte  Angebot  und  Nachfrage,  ja  in  gewissem  Sinn  selbst  der 
Aufschub  der  Leistung,  berücksichtigt  werden.  Bis  dahin  ist 
das  Warten,  die  Benutzung  der  Konjunkturen,  wenigstens  nicht 
gerade  Sünde.« 

Zu  welchen  Sätzen  sich  nun  die  Theorie  von  de  laesio 
enormis  aus  der  späteren  römischen  und  der  kanonischen  Eechts- 
gesetzgebung  in  den  Händen  der  Rechtswissenschaft  entwickelt 
hat,  was  also  das  heutige  gemeine  Zivilrecht  in  diesem  Betreff 
bestimmt,  und  was  in  diesem  Betreff  noch  kontrovers  ist,  möge 
aus  folgendem  erhellen: 

Dem  Verkäufer  steht  nach  gemeinem  Zivilrecht  das  Recht 
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zu,  dann,  wann  der  bedungene  und  gezahlte  Kaufpreis  noch 
nicht  einmal  die  Hälfte  des  wirklichen  Preises  (?)  (des  wahren 
Werthes?)  des  Gegenstandes  erreicht,  die  Wiederauflösung  des 
Kaufes  zu  beantragen.  Aber  der  Gegenstand  muss  einen  taxir- 
baren,  einen  Marktpreis  haben.  Ausserdem  kann  die  Verletzung 
als  in  der  gedachten  Art  geschehen  nicht  behauptet  werden. 
(Smtenis,  das  praktische  gemeine  Zivilrecht.  2.  Aufl.  Leipzig 

1861.  II.  §  116.  V.)    IUI  (Handelsrecht  4.  Aufl.  Göttingen 

1862.  I.  §  64.)  führt  Gemälde,  vergriffene  Kupferstiche,  antike 
Münzen  beispielsweise  als  solche  Gegenstände  an,  bezüglich 
deren  eine  enorme  Verletzung  nicht  geltend  gemacht  werden 
könne. 

Wenn  der  Käufer  nachträglich  die  Kaufsumme  bis  zum 
Belaufe  des  wahren  Preises  erfüllt,  kann  er  die  Wiederauf- 
hebung des  Kaufes  abwenden. 

Ob  auch  der  Käufer  die  laesio  enormis  geltend  machen 
könne,  ist  lange  streitig  gewesen.  Zu  Gunsten  dieser  Annahme 
bezog  man  sich  auf  L.  6.  G.  de  sohlt,  und  L.  1  §  13.  D.  Si 
quid  in  fraudem  patron.-  Sintenis  a.  a.  0.  hält  diese  Belegs- 
stellen nicht  für  vollkommen  beweiskraftig.  Derselben  Ansicht 
ist  Vangeroto.  Pandekten  III.  §  611.  Letzterer  aber  beruft 
sich  für  die  Anfechtbarkeit  des  Kaufvertrages  wegen  laesio 
enormis  auch  Seitens  des  Käufers  auf  die  >  völlig  entschiedene 
Praxis.  <  (S.  329.)  In  Seufferfs  Archiv  VI.  Nr.  322  und  323 
H.  Nr.  275  und  356,  III.  Nr.  160  und  161,  IV.  Nr.  212. 
findet  man  die  Präjudizien  doutscher  oberster  Gerichtshöfe. 
Thöl  a.  a.  0.  und  Trcüschke  (Kaufkontrakt.  Leipzig  1838  S. 
248)  zweifeln  ebenfalls  nicht,  dass  es  dem  Käufer  so  gut  wie 
dem  Verkäufer  zustehen  müsse,  eine  enorme  Verletzung  geltend 
zu  machen. 

Die  Annahme,  dass  die  Klage  aus  der  laesio  enormis  nur 
bei  Verkäufern  unbeweglicher  Sachen  zulässig  sei,  stützt  sich 
auf  den  Wortlaut  der  L.  2.  und  L.  8.  C.  ct7.,  wo  aber  von 
einem  yfuttdust  nur  beispielsweise  die  Bede  ist.  Dem  kanoni- 
schen Recht  jedenfalls  ist  eine  solche  Einschränkung  fremd. 
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Ferner  haben  anch  die  Basti  Üb.  XIX.  tit.  10  §§.  66  und 
70.  schlechtweg  *n$ayf*a.*  Weder  Sintenis,  noch  Vangerow, 
noch  Treitschke  und  2%öf  sind  im  Zweifel  über  die  Unzulässig- 
keit  einer  solchen  Beschränkung. 

Die  Ausdehnbarheit  der  Klage  aus  laesio  enormis  auf 
andere  als  Kaufverträge  ist  lange  kontrovers  gewesen.  Sintenis 
bestreitet  sie.  Aber  die  Praxis  hat,  ziemlich  konstant,  auch 
zu  Gunsten  dieser  Ausdehnung  entschieden.  Vangerow  (S.  330.) 
will  eine  verfolgbare  laesio  enormis  bei  anderen  Verträgen  nur 
mit  gewissen  Einschränkungen  zugestehen. 

Es  giebt  Fälle,  in  denen  die  Klage  aus  der  laesio  enormis 
nicht  angestellt  werden  Jcann.  Zu  den  oben  schon  angeführten 
solchen  Fällen,  bei  denen  die  Natur  des  Geschäftes  den  Grund 
abgiebt,  kommt  der  Fall  eines  geteagten  Geschäftes.  L.  2.  C. 
cit.  setzt  den  Verkauf  einer  solchen  Sache  voraus,  welche  schon 
zur  Zeit  desselben  einen  bestimmten  Preis  hat.  Bender  (Ver- 
kehr mit  Staatspapieren.  §  61.  S.  305  —  307.)  will  deshalb 
die  Beschwerde  wegen  enormer  Verletzung  bei  Verträgen  über 
Staatspapiere  —  und,  wenn  er  konsequent  sein  will,  naturlich 
auch  bei  solchen  über  andere  Werthpapiere  —  unbedingt  aus- 
geschlossen wissen.  Thöl  hält  ihm  mit  Recht  entgegen,  dass 
ja  keineswegs  alle  solche  Geschäfte  zu  den  sogenannten  ge- 
wagten Geschäften  gehören,  und  dass,  wenn  irgendwo,  gerade 
bei  diesen  Handelsobjekten  ein  ganz  bestimmter,  unter  Um- 
ständen sehr  konstanter,  Marktpreis  sich  festzustellen  pflegt. 

Es  gilt  für  zweifelhaft,  ob  bei  Versteigerungen  eine  recht- 
lich verfolgbare  laesio  enormis  vorkommen  könne.  Sintenis 
bejaht  diese  Frage  unbedingt.  Die  Allgemeinheit  der  Vor- 
schrift des  diokletianeischen  Rcscripts  lasse  keine  Rücksicht- 
nahme auf  die  Form  des  Verkaufes  zu.  Vorgreifend  will  ich 
gleich  hier  bemerken,  dass,  dem  Eigenthümer  des  Versteigerungs- 
objektes die  Klage  aus  der  laesio  enormis  versagen  eben  nichts 
Geringeres  bedeutet,  als  dieser  Verkaufsnorm  ihre  eigentliche  und 
ursprüngliche  wirtschaftliche  Bedeutung  nehmen. 

Abgesehen  von  der  Natur  des  Geschäftes  schliessen  aber 
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auch  andere  Gründe  die  Verfolgung  der  laesio  enormis  aus. 
—  So  bat  derjenige  kein  Recht  zur  Klage,  der  durch  letzt- 
willige  Verfügung  verpflichtet  worden  war,  einen  Gegenstand 
zu  einem  gewissen,  wenn  auch  weitaus  zu  niedrigen,  Preise  an. 
eine  dritte  Person  zu  verkaufen,  oder  um  einen  solchen  Preis 
an  einen  Dritten  herauszugeben.  L.  49.  §.  9.  D.  de  legat.  I. 
L.  70.  §.  1.  i.  f.  de  legat.  II. 

Es  kann  endlich  auch  auf  die  Geltendmachung  der  enormen 
Verletzung  verzichtet  werden.  Und  die  Ansicht  ist  nicht  zu  be- 
gründen, dass  der  Verzicht  ungültig  sei,  wenn  der  Verkäufer 
zur  Zeit  desselben  den  eigentlichen  Preis  der  Sache  nicht  ge- 
kannt habe.    Glück,  Erläuter.  d.  Pandekten  XVÜ.  S.  84.  ff. 

>Das  Recht  auf  Reszission  des  Kaufs  wegen  übermässiger 
Verletzung <  —  sagt  Treitschhe  a.  a.  0.  S.  253.  —  »kann  so- 
wohl auf  dem  Wege  der  Klage,  als  auf  dem  der  Ausflucht 
geltend  gemacht  werden.  Dabei  ist  es,  ungeachtet  der  dem 
Gegner  zn  lassenden  Wahl,  nicht  nur  nicht  nothwendig,  son- 
dern eigentlich  nicht  einmal  richtig,  den  Antrag  gleich  alter- 
nativ auf  Reszission  oder  Herauszahlung  zu  stellen,  da  der  Ver- 
letzte eigentlich  nichts,  als  die  erstere  verlangen  kann,  und  erst 
erwarten  muss,  ob  der  Gegner  die  Herauszahlung  vorziehen 
werde.«  Der  nämlichen  Ansicht  ist  Sintcnis,  der  sie  nur  be- 
stimmter äussert.  Eine  Klage,  welche  Auflösung  des  Vertrages 
oder  Nachzahlung  des  fehlenden,  bezw.  Zurückzahlung  des  Zu- 
vielgegebenen fordert,  wird  wegen  dieser  Fassung  des  Petitums 
nicht  zurückgewiesen ;  der  Richter  kann  aber  verpflichtend  immer 
nur  auf  Rückgängigmachung  des  Vertrages  erkennen,  und  der 
Partei  anderweite  Ausgleichung  höchstens  nachlassen,  wenn  diese 
sich  dazu  erboten  hat. 

»Mit  der  Ausflucht«  —  fahrt  Treitschhe  dann  fort  ~  >  ver- 
hält ee  sich  ebenso,  und  umsomehr,  weil  der  Kläger  nicht  kon- 
demnirt  wird.  Der  Verkäufer,  der  auf  Ausantwortung  der 
Waare  belangt  wird,  kann  durch  Vorschützung  der  enormen 
Verletzung  nur  Lossprechung  von  der  Klage  bewirken.  Ihn  in 
die  Ausantwortung  gegen  die  Nachzahlung  des  wahren  Werthes 
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zu  verurtheilen,  würde  ein  unstatthaftes  Ueberschreiten  des 
Klagantrags  sein.  Auf  der  anderen  Seite  kann  er  aber  in  Folge 
einer  solchen  Klage  auch  nicht  in  Heranszahlung  des  etwa 
schon  Empfangenen  verurtheilt  werden,  wenn  gleich  die  Reszisaion 
ausgesprochen  wird  und  seine  Lossprechung  von  dem  Klaggesuche 
bedingt.  Denn  darauf  ging  die  Klage  auch  nicht;  es  muss 
also  der  Käufer  eine  neue  anstellen,  nämlich  nach  seiner  Wahl 
entweder  die  condictio  sine  caiisa  auf  Rückzahlung  des  Em- 
pfangenen, oder  die  actio  emti  auf  Herausgabe  der  Waare  gegen 
Nachzahlung.  Desgleichen  kann  der  Käufer,  der,  auf  Zahlung 
in  Anspruch  genommen,  die  enorme  Läsion  vorschützt,  dadurch 
Lossprechung,  nicht  aber  die  Herauszahlung  des  etwa  schon 
Gezahlten  erlangen,  worauf  er  vielmehr  besonders  klagen  muss.< 

Die  Rechtsmittel  verjähren  nach  gemeinem  Recht  erst  in 
dreissig  Jahren  und  gehen  auf  die  Erben  über. 

Wenn  der  wegen  enormer  Verletzung  beklagte  Käufer  den 
Untergang  der  erkauften  Sache  herbeigeführt  hat,  so  muss  er 
das  Preis-Aequivalent  restituiren.  Hat  er  die  Sache  weiter 
veriwssert,  so  haftet  er,  wenn  er  es  arglistig  that,  um  sich 
davon  loszumachen,  so  wie  wenn  er  sie  noch  besässe;  geschah 
die  Weiterveräusserung  im  guten  Glauben,  so  haftet  er  insoweit, 
als  er  sich  über  den  seinerseits  gezahlten  Preis  bereichert  findet. 
(Der  Fall  wird  verwickelt,  wenn  auch  er  seinerseits  gegen 
seinen  Käufer,  und  dieser  etwa  wieder  gegen  einen  Dritten 
wegen  laesio  enormis  zu  klagen  Anlass  hat.  Davon  weiter 
unten.)  Zufälliger  Untergang  der  Sache  soll  den  Käufer  stets 
befreien.  Unterholener,  Schuldverh.  Bd.  II.  S.  248»-  und  Glück, 
a.  a.  0.  S.  112  ff. 

Der  Käufer  kann,  wie  oben  gesagt,  die  Wiederaufhebung 
des  Kaufes  abwenden;  er  muss  dann  eben  das  zu  wenig  Ge- 
zahlte nachzahlen.  Will  er  das  nicht,  so  kommt  es  zn  einer 
völligen  Wicderherstellwig  des  vorigen  Verhältnisses.  Der  Käufer 
hat  den  gekauften  Gegenstand  mit  allen  davon  gezogenen 
Nutzungen  und  Früchten  zurückzugeben,  oder  zu  ersetzen,  der 
Verkäufer  den  Kaufpreis  mit  Zinsen  (hinsichtlich  dieser  besteht 
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jedoch  Meinungszwiespalt,  z.  B.  zwischen  Treitschke  a.  a.  0. 
S.  250  und  Sintcnis  a.  a.  0.  S.  636)  und  Ersatz  für  die  nütz- 
lichen und  notwendigen  Aufwände  auf  den  Gegenstand,  zurück- 
zugeben. 

Der  wahre  Preis,  welchen  der  gezahlte  nicht  um  mehr  als 
das  Doppelte  übersteigen  darf,  und  wenigstens  zur  Hälfte  er- 
reichen muss,  ist  der,  welchen  der  Gegenstand  zur  Zeit  des 
Abschlusses  des  Geschäftes  gehabt  hat.  Dieser  wird  —  nach 
Treitschke,  a.  a.  0.  S.  251.  —  durch  Würdigung  Sachverstän- 
diger festgestellt.  Man  streitet,  ob  auch  Nichtsachverständige 
als  Zeugen  beim  Beweise  der  enormen  Läsion  für  zulässig  zu 
halten  seien.  Ebenso  ist  es  gemeinrechtlich  zweifelhaft,  ob  statt 
des  Beweises  der  Eidesautrag  über  den  wahren  Preis  zuzulassen 
sei.    Treüschkc  a.  a.  0.  S.  253. 

Soviel  über  den  Stand  der  Lehre  im  gemeinen  Zivilrecht.*) 
Das  gemeine  Handelsrecht,  wenn  überall  von  einem  solchen 
die  Rede  sein  kann,  (Thöl  a.  a.  0.  §.  4  und  5.  nimmt  ein  ge- 
meines und  ein  allgemeines  Handelsrecht  an  und  erläutert  diese 
Begriffe)  weicht  in  keiner  Beziehung  von  der  dargestellten  Lehre 
ab ;  oder  m.  a.  W.  wenn  und  wo  keine  partikularrechtlicho  Be- 
stimmung entgegensteht,  kann  auch  im  kaufmännischen  Ver- 
kehr wegen  laesio  enormis  geklagt  werden  unter  ganz  den 
nämlichen  Bedingungen  und  mit  den  nämlichen  Wirkungen,  wie  im 
Verkehr  zwischen  Nichtkaufleuten.  Wenn  Pohls  Handelsrecht 
S.  162,  163  dies  bestreitet,  so  geschieht  es  mit  Berufung  auf 
zwei  Pandektenstellen ,  welche  nur  die  Grundsätze  des  klassi- 
schen römischen  Rechtes  bezeugen,  aber  ohne  Rücksicht  auf  die 
in  den  mehrerwähnten  Kodexstellen  begründeten  Ausnahmen; 
ferner  geschieht  es  aus  einem  in  der  Natur  der  Sache  gesuchten, 
aber  nicht  stichhaltigen,  Grunde.  Der  Kaufmann,  meint  Pohls, 


•)  Vergl.  hierüber  auch  die  kritischen  Erörterungen  in  Dankwardt 
„Nationalökonomie  and  Jurisprudenz-  —  Rostock.  1859.  H.  III.  S.  86  ff. 
H.  IV.  S.  40  ff.  —  2).  bezweifelt,  d&ss  die  Bestimmungen  wegen  laesio 
tnormi*  in 's  deutsche  Rechtsbewusstsein  übergegangen  seien. 


Digitized  by  Google 


12 


Uetar  die  Anfechtbarkeit  ton  VtfrtrAKOn  wegen  enormer  Verlttmng. 


müsse  ja  als  Waarenkenner  die  Verletzung  kennen.  ThÖl  er- 
widert ihm  (a.  a.  0.  S.  408  n.  20),  keineswegs  regelmässig  sei 
die  Waarenkenntniss  vorauszusetzen;  auch  wo  sie  vorhanden, 
im  olvire  sie  noch  nicht  die  Kenntniss  von  der  geschehenen  Ver- 
letzung im  Momente  des  Vertragsabschlusses.  Man  könnte  dieser 
Polemik  hinzufügen,  dass  ja  die  Belegstellen  den  Irrthum  über 
die  geschehene  Verletzung  gar  nicht  zur  Voraussetzung  der 
Klage  machen,  und  dass  vielmehr  das  >humanum  est*  darauf 
hindeutet,  nicht  einen  Irrthum  habe  der  Gesetzgeber  aus- 
gleichen, sondern  die  aus  einem  Nothstande  Hervorgegangene 
nachtheilige  Entschliessung  habe  er  von  ihren  schlimmen  Wir- 
kungen befreien  wollen. 

Partikularrcchtlich  ist  die  Anfechtbarkeit  der  Verträge 
wegen  laesio  enormis  theils  beseitigt,  theils  erheblich  einge- 
schränkt, theils  aber  im  Wesentlichen  dem  gemeinen  Recht 
entsprechend  ausgebildet  worden. 

Die  hierhergehörigen  Bestimmungen  des  AUgem.  Preass. 
Lanärechts  sind  die  folgenden: 

>I.  Tbl.  XI.  Tit.  §.  58.  Der  Einwand,  dass  der  Kaufpreis 
mit  dem  Werthe  der  Sache  in  keinem  Verhältnisse  stehe,  ist 
für  sich  allein  den  Vertrag  zu  entkräften  nicht  hinreichend. 
§.  59.  Ist  jedoch  dieses  Missverhältniss  so  gross,  dass  der 
Kaufpreis  den  doppelten  Betrag  des  Werths  der  Sache  über- 
steigt, so  begründet  dieses  Missverhältniss,  zum  Besten  des 
Käufers,  die  rechtliche  Vermuthung  eines  den  Vertrag  entkräf- 
tenden Irrthums.  §.  60.  Wird  diese  Vermuthung  durch  die 
übrigen,  bei  den  Unterhandlungen  und  bei  Abschliessung  des 
Vertrages  vorgefallenen  Umstände  nicht  gehoben,  so  ist  der 
Käufer  die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  suchen  berechtigt. 
§.  61.  Die  Ausmittelung  des  Werths,  zur  Begründung  dieses 
Einwandes,  kann  nur  durch  die  Abschätzung  vereideter  Sach- 
verständiger erfolgen.  §.  62.  Dabei  rauss  auf  den  Werth, 
welchen  die  Sache  zur  Zeit  des  abgeschlossenen  Vertrags  ge- 
habt hat,  Rücksicht  genommen  werden.  §.  63.  Doch  wird  eine 
Veränderung  des  Werths  in  der  Zwischenzeit,  von  der  Ab- 
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Schliessung  des  Kaufes  bis  zur  Abschätzung,  nicht  vennuthet. 
§.  64.  Sind  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  oder  sonst  land- 
üblichen Abschätzungsgrundsatze  verändert  worden,  so  muss  auf 
diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  geschlossenen  Kaufs  Statt  ge- 
funden haben,  Rücksicht  genommen  werden.  §.  65.  Der  Käufer 
kann  dieses  Einwandes  sich  nicht  bedienen,  wenn  er  demselben 
ausdrücklich  entsagt  hat.  §.  66.  Auch  alsdann  nicht,  wenn 
aus  dem  Verträge  selbst,  aus  der  Beschaffenheit  seines  Gegenstan- 
des oder  aus  den  vor  und  bei  der  Abschliessung  desselben  vorge- 
fallenen Umständen  erhellet,  dass  bei  Bestimmung  des  Kaufpreises 
nicht  auf  den  gemeinen,  sondern  auf  den  ausserordentlichen  Werth 
der  Sache  Bücksicht  genommen  worden.  §.  67.  Ferner  alsdann 
nicht,  wenn  der  Käufer  die  Sache  nicht  mehr  zurückgeben  kann. 
§.  68.  Endlich,  wenn  er  innerhalb  der  Tit.  5.  §.  343  bestimmten 
Frist  (bei  Landgütern  3  Jahre,  bei  städtischen  Grundstücken 
1  Jahr,  bei  bewegl.  Sachen  6  Monate  nach  dem  Empfang  der 
Sache.)  tdie  Aufhebung  des  Vertrages  aus  diesem  Grunde  nicht 
nachgesucht  hat.  §.  69.  Der  Verkäufer  kann  den  Kauf  aus  dem 
Grunde,  dass  der  Werth  der  Sache  den  Betrag  des  Kaufpreises 
selbst  mehr  als  doppelt  übersteige,  nicht  anfechten.  < 

§.  250.  Wenn  ein  Käufer  blos  in  dem  Falle  des  §.  58. 
wegen  Missverhältnisses  zwischen  dem  Kaufpreise  und  dem 
Werthe  der  Sache  zurücktritt,  so  muss  er  die  Sache  in  dem 
Stande,  worin  sie  zur  Zeit  der  Uebergabe  sich  befunden  hat, 
zurückgeben.  §.  251.  Verschlimmerungen,  die  durch  sein  auch 
geringes  Versehen  entstanden  sind,  muss  er  vertreten.  §.  252. 
Für  den  blossen  Zufall  ist  er  dem  Verkäufer  nicht  verantwort- 
lich. §.  253.  In  Ansehung  der  Verbesserungen  wird  er  einem 
redlichen  Käufer  gleich  geachtet.  §.  254.  Die  Zinsen  des  Kauf- 
geldes werden  in  der  Regel  gegen  den  von  der  Sache  gezogenen 
Nutzen  aufgehoben.  §.  255.  Bei  Landgütern  aber  wird  der 
Ertrag,  welcher  davon,  nach  dem  Anschlage  der  Sachverstän- 
digen hätte  gezogen  werden  können,  mit  den  Zinsen  des  Kauf- 
geldes, soweit  der  Käufer  dergleichen  erhalten,  oder  das  Kauf- 
geld selbst  hinter  sich  gehabt  hat,  verglichen.   §.  256.  Findet 
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sich  bei  dieser  Berechnung,  dass  der  Verkäufer,  durch  Zurück- 
behaltung der  Zinsen,  mit  dem  Schaden  des  Käufers  reicher 
werden  würde,  so  muss  er  demselben  den  üeberschuss  heraus- 
geben. < 

>§.  S43.  Die  nach  §.  58  aus  dem  Missverhältnisse  des 
Werths  der  Sache  zu  dem  bedungenen  Kaufpreise  für  den  Käufer 
entstehende  Vermuthung  eines  den  Kauf  entkräftenden  Irrthums, 
kommt  demjenigen,  der  eine  Sache  bei  einem  gerichtlichen  not- 
wendigen oder  freiwilligen  Verkaufe  erstanden  hat,  nicht  zu 
Statten.  < 

>§.  365.  Unter  eben  den  Umständen,  wo  ein  Käufer,  wegen 
des  Missverhältnisses  zwischen  dem  Werthe  der  Sache  und  dem 
dafür  erlegten  Kaufgelde,  von  dem  Kaufe  wieder  abgehen  kann, 
ist  beim  Tausche  jeder  der  Kontrahenten,  wegen  eines  solchen 
Miss  Verhältnisses  zwischen  der  empfangenen  und  der  dafür  ge- 
gebenen Sache,  dazu  berechtigt.  §.  366.  In  einem  solchen 
Falle  muss  der  Werth  beider  gegeneinander  verkauften  Sachen 
durch  vereidete  Sachverständige  ausgomittelt  werden. c 

>§.  375.  Bei  dem  Kaufe  oder  Tausche  solcher  Münzen 
(nämlich  deren,  die  der  Seltenheit  wegen  gesucht  werden.  §.  374) 
»findet  der  Einwand«  der  Verletznng  über  oder  unter  der  Hälfte 
niemals  Statt.  < 

Während  also  das  preussische  Landrecht  im  Betreff  der 
laesio  enormis  in  den  meisten  wesentlichen  Punkten  weit  ab- 
weicht von  dem  gemeinen  Recht,  hat  das  Oesterreichische  bür- 
gerliche Gesetzbuch  (§.  934.  935.  1060)  das  gemeine  Becht  in 
vielen  Stücken  einfach  kodizifirt.*)  Ebenso  das  JBaicrische  Land- 
recht  (Th.  IV.  Kap.  3,  §.  8  u.  19  ff.).  Dagegen  heisst  es  im 
Baierischen  Landtagsabschied  vom  10.  November  1861.  Ab- 


*)  Hier  wird  der  .gemeine  Werth"  «ls  Maasstab  «or  Bemessung  der 
Verletzung  angenommen  Der  .geroeine  Werth"  (oder  „Preis")  ist  nach 
§.  305.  derjenige,  welcher  nach  dem  Natten  bestimmt  wird,  .den  die 
Sache  mit  Rücksicht  auf  Zeit  and  Art  gewöhnlich  leistet." 

Kirchstetter  in  seinem  Kommentar  zu  den  §§.  934.  35.  Nr.  2.  be- 


Digitized  by  Google 


ücb«r  die  AafN5htbMki.it  von  Vertagen  wegen  enormer  Verletmng.  15 

schnitt  III.  §.  28.  IV. :  »Bei  entgeltlichen  Verträgen,  Theilungeu 
aasgenommen,  können  aus  dem  Miss  Verhältnisse,  welches  zwi- 
schen dem  Werthe  der  Leistung  und  dem  der  Gegenleistung 
stattfindet,  für  sich  allein  weder  ein  Anfechtungsgrund,  noch 
sonstige  Ansprüche  angeleitet  werden.«  (Vergl.  hierzu  Völdern- 
dorff  Gesetzgebung  des  K.  R.  Bayern  seit  Maximilian  II. 
Th.  I.  Bd.  3.  S.  356  ff.) 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Königreich  Sachsen 
bestimmt  im  §.  864:  >Man  kann  nicht  einseitig  von  einem 
Vertrage  zurücktreten  und  dessen  Erfüllung  verweigern,  weil 
 Leistung  und  Gegenleistung  in  einem  Missverhält- 
nisse zu  einander  stehen,  ausgenommen,  wenn  eine  besondere 
Verabredung  ....  dazu  berechtigt.« 

Ebenso  schliessen  das  Züricher  Gesetzbuch  und  das  Englische 
Hecht  die  Anfechtung  des  Vertrages  wegen  lacsio  etwrmis  aus; 
indess  kann  nach  englischem  Rechte  ein  Missverhältniss  zwischen 
Werth  und  Preis  die  Präsumtion  des  Betruges  oder  des  Mangels 
gehöriger  Ueberlegung  begründen. 

In  Bremen  und  Hamburg  ist  die  Anfechtung  wegen  laesio 
enormis  durch  die  Einfuhrungsgesetze  zum  Allgemeinen  deutschen 
Handelsgesetzbuche  (§.  30  in  beiden  Gesetzen)  auch  für  andere 
als  Handelsgeschäfte  beseitigt,  im  Würtembergischen  Einfüh- 
rungsgesetze Art.  44  ist  das  bisherige  Recht  in  diesem  Betreff 
wesentlich  modifizirt  worden.  >Ein  Vertrag,  der  nicht  Handels- 
geschäft ist«  —  heisst  es  da  —  >kann  wegen  übermässiger 
Verletzung  von  einem  Kontrahenten  nur  angefochten  werden, 
wenn  er  mehr  als  noch  einmal  so  viel  an  Werth  weggegeben 
als  empfangen  hat.« 

Eine  ganz  besondere  Stellung  zu  der  Frage  der  laesio 
enormis  nimmt  das  französische  Recht  ein.  Schon  das  ältere 
französische  Recht  statuirte  nur  Anfechtbarkeit  von  Kaufver- 


merkt, dass  die  Parteien  bei  schriftlichem  Vertragsabschluß  regelmässig 
anf  das  Rechtsmittel  der  Verletzung  über  die  Hälfte  ausdrücklich  Verzicht 
leisten. 
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trägen  über  Grundstücke  im  Falle  der  lacsio  enormis  und  ge- 
stattete die  Anfechtung  nur  dem  verletzten  Verkäufer.  Der 
Code  civil  giebt  in  Art.  1674—1685  (vergl.  auch  Art.  1706) 
dieser  streng  an  dem  Wortlaute  der  römischen  Gesetze  festhal- 
tenden Aulfassung  gleichfalls  Ausdruck.   Hier  ist  unter  Usion 
ein  Verkauf  für  weniger  als  7/u  des  Werthes  verstanden.  Der 
Käufer  hat  die  Wahl,  entweder  so  viel,  dass  dadurch  */»  des 
wahren  Werthes  erfüllt  werden,  sammt  Zinsen  von  der  Zeit  des 
Kaufes  an,  nachzuzahlen,  oder  das  Grundstück  gegen  Bückgabe 
des  Kaufgeldes  herauszugeben  (Art.  1681,  1682).  Der  für  die 
Entscheidung  über  l&sion  maasgebende  wahre  Werth  ist  der, 
welchen  das  Grundstück  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  ge- 
habt hat.  (Art.  1675).    Sachverständige  sollen  diesen  Werth 
ermitteln  (Art.  1678.).   Die  Klage  verjährt  in  zwei  Jahren 
(Art.  1676.).  Auch  bei  Käufen  auf  Versteigerungen  kann  wegen 
laesio  enormis  geklagt  werden,  wenn  die  Versteigerung  auf  An- 
ordnung oder  mit  Genehmhaltung  des  Richters  geschah.  (Art.  1684) 
Auch  der  Verzicht  des  Verkäufers  auf  nochmalige  Geltend- 
machung der  laesio  enormis  schützt  den  Käufer  nicht  vor  der 
Klage. 

Das  Badische  Landrecht  (Satz  1674  ff.)  reproduzirt  einfach 
die  Bestimmungen  des  Code  civil.  »Ein  Verkäufer,  der  um 
mehr  als  sieben  zwölftel  des  Preises  einer  Liegenschaft  verkürzt 
worden  ist<  —  heisst  es  im  S.  1674.  —  »hat  das  Recht,  den 
Verkauf  anzufechten,  selbst  dann,  wenn  er  bei  dem  Verkauf 
auf  diese  Befugniss  verzichtet,  ja  gar  erklärt  hätte,  dass  er  den 
Mehrwerth  der  Sache  schenke,  c  »Zur  Beurtheilung  einer  Ver- 
kürzung über  sieben  zwölftel«  (Satz  1675)  >muss  die  Liegen- 
schaft nach  dem  Zustand  zur  Zeit  des  Kaufs  und  nach  ihrem 
damaligen  Werth  geschätzt  werden.  <  >Nach  zwei  Jahren  von 
dem  Tag  des  Verkaufes  an,  hat  diese  Klage  nicht  mehr  Statt« 
(Satz  1676)  u.  s.  f.  >  Gegen  Tausch  Verträge  hat  keine  Ver- 
kürzungsklage Statt.«  (S.  1706). 

Würde  das  Landrecht  nicht  die  Anfechtung  von  Verträgen 
auf  ein  Geschäft  beschränkt  haben,  welches  nicht  zu  den  >Han- 
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delsgeschäften«  gehört,  so  würde  jedenfalls  spätestens  mit  Ein- 
fuhrung des  Allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuchs  auch 
hier  jede  Spur  des  Institutes  beseitigt  worden  sein,  wie  dies 
in  anderen  deutschen  Staaten  geschehen.  So  aber  erschien 
wohl  der  übrig  gebliebene  Best  zu  unbedeutend,  um  ihn  aus- 
drücklich hinwegzuräumen.  Die  Praxis  der  Gerichte  weiss  nur 
sehr  wenig  von  Verkürzungsklagen. 

Man  sieht:  es  herrscht  in  dem  geltenden  Zivilrecht  eine 
bunte  Mannigfaltigkeit  der  Auffassung.  Dieselbe  schwebt  zwi- 
schen der  gemeinrechtlichen  Extensiv-Interpretation  und  der 
im  französischen  Recht  eingeführten  Beschränkung  auf  den 
Wortlaut  der  der  Lehre  zu  Grunde  liegenden  Kodexstellen, 
zwischen  der  starren  Festhaltung  an  dem  >humanum  est*  des 
Kaisers  Diokletian  und  der  gründlichen  Perhorreszirung  jeder 
Anfechtbarkeit  von  Verträgen  wegen  enormer  Verletzung. 

Die  letztere  Auffassung  ist  die  ziemlich  ausnahmslos  herr- 
schende in  den  neueren  Handelsgesetzbüchern.  Die  Länder  des 
französischen  Rechtes  kennen  die  laesio  enormis  nur  bei  Ge- 
schäften, welche  ihre  Handelsrechtsgesetze  nicht  für  Handels- 
geschäfte halten.  Man  hat  hier  das  bürgerliche  Recht  selbst- 
verständlich im  Handelsrecht  nicht  in  pejus  amendirt. 

Der  Cödigo  de  commercio  (das  Spanische  Handelsgesetzbuch) 
gestattet  im  Art.  378,  der  Codigo  commercial  (das  Portu- 
giesische Handelsgesetzbuch)  in  Art.  494.  510.  673.  die  Ueber- 
vortheilung  über  das  Doppelte  hinaus  ausdrücklich. 

Art.  286.  des  AUgem.  DeutscJien  Handelsgesetzbuchs  lautet: 
>  Wegen  übermässiger  Verletzung,  insbesondere  wegen  Verletzung 
über  die  Hälfte ,  können  Handelsgeschäfte  nicht  angefochten 
werden.  < 

Unter  den  Vorarbeiten  des  allg.  deutschen  Handelsgesetz- 
buchs sind  zu  beachten:  Der  Würtembergische  Entwurf  Art.  294 
und  Motive  S.  253,  Art.  229  des  I.  und  Art.  219  des  II.  Preussi- 
schen  Entwurfes  und  Motive  S.  108.  In  zweiter  Lesung 
wurde  beantragt,  dass  die  Anwendbarkeit  des  die  NichtStatt- 
haftigkeit der  Klage  wegen  enormer  Verletzung  aussprechende 

Yotkjwlrtk.  YitrtcljftfcrscAjift.   1871.  I.  2 
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Art.  244.  des  damals  vorliegenden  Entwurfes  auf  den  Fall  be- 
schränkt werden  möge,  dass  Kaufleute  und  Spekulanten,  d.  i. 
diejenigen  Personen,  auf  deren  Seite  ein  Geschäft  die  Eigen- 
schaften eines  Handelsgeschäftes  habe,  übermässig  verletzt  seien, 
weil  so  lange,  als  die  schützenden  Bestimmungen,  um  deren 
Beseitigung  es  sich  hier  handele,  überhaupt  noch  in  den  Zivil- 
Gesetzgebungen  Geltung  hätten,  kein  Grund  ersichtlich  sei, 
warum  dieser  Schutz  einem  Nichtkaufmanne  nicht  zu  Gute 
kommen  solle,  wenn  er  einem  in  Geschäften  wohlbewanderten 
Kaufmanne  gegenüberstehe.  Der  Grund  des  Artikels,  dass  man 
bei  Kaufleuten  eine  gründliche  Kenntniss  des  Werthes  der  ver- 
kauften Waaren  voraussetzen  könne,  treffe  bei  nicht  spe- 
kulirenden  Nichtkaufleuten  nicht  zu.  So,  wie  hier  beantragt 
werde,  sei  auch  im  §.  37.  des  österr.  revidirten  Entwurfes  vor- 
geschlagen. 

»Hiergegen  wurde  aber«  —  heisst  es  dann  weiter  auf 
S.  1314  der  Nürnberger  Protokolle  (Nürnberg  1858)  —  »ein- 
gewendet, für  die  allgemeinere  Fassung  des  Artikels  spreche 
vor  Allem  ein  äusserer  Grund,  nämlich  der,  dass  möglichste 
Gleichheit  des  Rechtes  herbeigeführt  werde.  Wenn  dem  An- 
trage stattgegeben  würde,  so  werde  über  die  vorliegende  Frage 
das  verschiedenste  Recht  Geltung  haben ;  im  preussischen  Land- 
rechte habe  nur  der  Käufer  das  Recht,  sich  auf  eine  laesio 
etiormis  zu  berufen;  im  gemeinen  Rechte  sei  es  mindestens 
streitig,  ob  dieses  Recht  nicht  nur  dem  Verkäufer  zustehe;  im 
rheinischen  Rechte  bestehe  ein  solches  Recht  flär  Geschäfte  mit 
Mobilien  garnicht.  Die  Bestimmung  des  Art.  244.  sei  aber 
auch  innerlich  gerechtfertigt,  wie  in  den  Motiven  zum  Art.  219. 
des  preussischen  Entwurfes  zur  Genüge  nachgewiesen  worden. 
Die  Bestimmungen  über  laesio  ctwrtnis,  die  aus  der  späteren 
Kaiserzeit  stammten,  in  welcher  man  es  vorgezogen  habe,  sich 
an  ein  iiusserliches,  mathematisches  und  ganz  zufälliges  Merk- 
mal zu  halten,  statt  qualitative  Merkmale  und  darauf  bezüg- 
liche Bestimmungen  z.  B.  über  dohis  aufzustellen,  um  den 
einen  Kontrahenten  gegen  Uebervortheilungen  des  anderen  zu 
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schützen,  seien  nicht  praktisch,  und  hätten  nach  dem  Zeugnisse 
fast  aller  Praktiker  höchst  selten  einen  Erfolg  gehabt,  wohl 
aber  schon  oft  zu  Schikanen  Anlass  gegeben.  Es  empfehle  sich 
deshalb,  dem  Artikel  die  möglichst  ausgedehnte  Anwendung 
zu  geben.« 

»Nachdem  hiergegen  noch  erwidert  worden  war,  die  auf- 
geführten Gründe  sprächen  nur  für  eine  Aenderung  der  Zivil- 
rechte überhaupt  rücksichtlich  der  hier  vorliegenden  Frage, 
aber  keineswegs  für  die  im  Entwürfe  proponirte  Abweichung 
des  Handelsrechtes  von  den  fortbestehenden  Zivilrechten,  wurde 
mit  10  gegen  4  Stimmen  beschlossen,  es  bei  dem  Entwürfe 
zu  belassen. c 

»Schliesslich  wurde  jedoch  anheim  gegeben,  statt:  >> Ver- 
letzung über  die  Hälfte««  zu  setzen:  »»wegen  übermässiger 
Verletzung,««  da  Partikulargesetzgebungen  von  anderen  Vor- 
aussetzungen ausgingen,  als  der  Entwurf,  z.  B.  davon,  dass  schon 
die  Verletzung  über  ein  Drittel  Grund  zur  Auflösung  des  Kaufes 
gebe  und  dergl.« 


Es  hat  seine  Schwierigkeiten,  ein  Institut  wie  das  der  An- 
fechtbarkeit der  Verträge  wegen  laesio  enormis  vom  wirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  zu  kritisiren.  Nicht,  weil  es  nicht  ge- 
nug Angriffspunkte  darböte,  sondern,  weil  es  deren  zu  viele  dar- 
bietet. Gemeinrechtlich  ist  dasselbe  etwas  so  ganz  Anderes, 
wie  nach  der  Auffassung  der  meisten  Partikularrechte,  dass 
auch  die  Kritik  einen  anderen  Gang  nehmen  musste,  wenn  sie 
ihr  Absehen  auf  die  gemeinrechtliche  Lehre,  als  wenn  sie  es 
auf  die  eine  oder  andere  partikularrechtliche  Gestaltung  rich- 
ten würde. 

Das  Beste  wird  sein,  das  allgemeine,  allen,  wie  auch  immer 
unter  sich  verschiedenen,  Kechtsentwickelungen  oder  Gesetzes- 
bestimmungen über  laesio  enormis  zum  Grunde  liegende  Prinzip 

ins  Auge  zu  fassen.  Dieses  Prinzip  wird  man  folgendermaassen 
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formuliren  können:  Ben  Handelsobjekten  haftet  ein  bestimmter 
Preis  wie  eine  inhärente  Eigenschaft  an.  Wenn  dieser  Preis 
im  Handel  wenigstens  annähernd  zur  Erscheinung  kommt,  so 
geschieht  den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  Genüge.  Entfernt 
sich  der  im  Handel  zur  Erscheinung  kommende  Preis  in  einem 
bestimmten  Verhältnisse  von  dem  dem  Handelsobjekt  inhärenten 
Preise,  so  entsteht  daraus  für  den  einen  der  Kontrahenten  eine 
Verletzung.  Es  ist  eine  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  dem 
Verletzten  die  Möglichkeit  gegeben  werde,  den  erlittenen  Scha- 
den nachträglich  auszugleichen.  Eine  Forderung  der  Gerech- 
tigkeit —  sage  ich  — ;  denn  das  in  dem  >humamm  est<  des 
Reskriptes  Diokletians  ausgedrückte  und  der  Denkart  des  Ge- 
setzgebers entsprechende  wohlfahrtspplizeiliche  Motiv  werden 
die  Juristen  schwerlich  noch  als  ratio  legis  für  die  späteren 
Gestaltungen  der  aus  der  enormen  Verletzung  erwachsenden 
Ansprüche  gelten  lassen  wollen. 

Dieses  Prinzip,  konsequent  entwickelt,  fuhrt  zu  einer  An- 
fechtbarkeit aller  Verträge,  bei  denen  Sachen  —  Mobilien  so 
gut  wie  Immobilien  — ,  Rechte  und  Leistungen  als  Objekte 
eines  Handelsgeschäftes  —  Handel  im  weitesten,  wirtschaftlich 
allein  gerechtfertigten  Sinne,  als  Kauf-  oder  Miethhandel,  als 
gewerbsmässiger  oder  ungewerbsmässiger  Handel  genommen,*) 
auftreten,  für  den  Fall,  dass  die  Leistung  zu  der  Gegenleistung 
angeblich  in  einem  gewissen  Missverhältnisse  steht.  Und  die 
Anfechtung  muss  von  jedem  der  beiden  Kontrahenten,  immer 
von  dem,  weicher  sich  eben  verletzt  fühlt,  sei  er  als  Käufer 
oder  Verkäufer,  Miether  oder  Vermiether  aufzufassen,  ausgehen 
können. 

Eine  Kritik  dieses  Prinzipes  und  seiner  Konsequenzen 


•)  Da  man  heutzutage,  um  auf  unserem  Gebiete  gemeinverständlich 
tu  reden,  die  wirthschaftlichen  Begriffe,  mit  denen  man  operiren  will, 
immer  vorher  in  seiner  Weise  erläutern  muss,  so  bemerke  ich,  dass  ich 
uuter  Handel  die  Summe  der  wirthschaftlichen  Th&tigkeiten  verstehe,  durch 
welche  die  Menschen  einander  Eigenthums-  oder  Nutzungsrechte  an  Sachen, 
Rechten  oder  Leistungen  freiwillig  und  um  des  Gewinnes  Willen  abtreten. 


Digitized  by  Google 


Deber  die  Aafechtb*rkeit  ton  Vertagen  weg*n  «normer  Verletzung. 


21 


trifft,  wenn  sie  nur  vollständig  ist,  jedenfalls  jede  spezielle  Ge- 
staltung der  Lehre  von  der  enormen  Verletzung. 

Es  leuchtet  ein,  dass  das  Institut  aufs  Innigste  zusammen- 
hängt mit  der  Voraussetzung  eines  begrifflichen  Unterschiedes 
zwischen  Tauschwerth  und  Preis,  überhaupt  mit  der  Annahme 
des  Tauschwertes  als  eines  haltbaren  und  ergiebigen  Begriffes. 
Ich  sage  nicht,  dass  es  mit  jenem  Unterschiede  oder  dieser  An- 
Dahme stehe  oder  falle.  Nehmen  wir  au,  der  Begriff  des  Tausch- 
wertes als  etwas  vom  Preise  verschiedenem,  sei  definirbar,  so 
musste  immer  erst  noch  die  Gerechtigkeit  der  Anfechtbarkeit 
solcher  Verträge,  bei  denen  der  Preis  dem  Tauschwerth  nicht 
entspricht,  bewiesen  werden.  Aber  die  ganze  Lehre  von  der 
laesio  enormis  würde  nicht  entstanden  sein  ohne  die  Annahme, 
dass  Handelsobjekte  einen  Tauschwerth  haben,  der  etwas  be- 
grifflich von  ihrem  Preise  verschiedenes  darstellt,  und  dass  die 
Harmonie  der  Interessen  beider  Kontrahenten  nur  dann  gewahrt 
erscheint,  wenn  im  einzelnen  Falle  der  vereinbarte  Preis  mit 
dem  inhärenten  Tauschwerthe  annähernd  zusammentrifft. 

Dieser  Tauschwerth  (das  >justum  präium<  der  kanonischen 
Doktrin,  nur  dass  diese  dabei  stets  nur  an  eine  in  der  Form 
des  Geldes  zur  Erscheinung  kommende  Leistung  denkt)  muss 
doch  offenbar  eine  darstellbare  und  messbare  Grösse  sein.  Sie 
soll  ja  den  Maasstab  für  eine  andere  Grösse,  den  Preis,  ab- 
geben. Wie  kommt  man  nun  zu  der  Vorstellung  jener  Grösse  ? 
Sie  kann  nur  im  Handelsverkehr  zur  Erscheinung  kommen. 
Was  da  im  Durchschnitt  innerhalb  eines  gewissen  —  es  ist 
fraglich,  wie  zu  bemessenden  —  Zeitraumes  für  ein  Handels- 
objekt gegeben  oder  genommen  worden  ist,  sieht  man  als  den 
Tauschwerth  des  Handelsobjektes  an.  Aber  den  Durchschnitt 
kann  man  doch  nur  ermitteln  durch  Addirung  der  ermittelten 
und  auf  gleiche  Nenner  gebrachten  wirklich  gezahlten  Preise 
und  Division  der  Summe  durch  die  Zahl  der  beobachteten 
Fälle.  Zur  Gestaltung  jener  Summe  haben  die  höchsten  und 
niedrigsten  überhaupt  zur  Erscheinung  gekommenen  Leistungen 
oder  Preise  mitgewirkt.  Diese  höchsten  und  niedrigsten  Preise 
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dud,  welche  doch  die  Grösse  des  sogenannten  Tauschwertes 
gestalten  helfen,  sollen  gegen  die  Gerechtigkeit  Verstössen? 
Dann  offenbar  verstvsst  jede  nur  denkbare  Versehiedenlieü  der 
Preise  für  ein  und  dasselbe  Handclsobjekt  gegen  die  Gerech- 
tigkeit. 

4,  5,  6,  6,  6,  6t  7,  8  x.  geben  zusammen  48  x.f  im 
Durchschnitt  6  x.  Nehmen  wir  an,  4  und  8  Verstössen  gegen 
die  Gerechtigkeit  und  es  muss  also  gewaltsam  verhindert  werden, 
dass  sie  zur  Erscheinung  kommen.  Dann  werden  5,  6,  6,  6,  6, 
(3,  6,  7  x.  noch  zur  Erscheinung  kommen  dürfen.  Summe  48, 
Durchschnitt  6  x.  Aber  auch  5  und  7  weichen  vom  Durch- 
schnitt ab;  also  sind  auch  sie  vom  üebel.  Verhindert  man 
auch  sie  gewaltsam,  so  bleibt  8x6  übrig.  Aber  wo  bleibt 
bei  dieser  gewaltsamen  Nivellirung,  welche  Diejenigen  doch 
fordern,  welche  einen  begrifflichen  Unterschied  zwischen  Tausch- 
werth und  Preis  annehmen,  und  in  der  Erscheinung  des  Unter- 
schiedes eine  Gefahr  erblicken,  wo  bleibt  —  frage  ich  —  der 
begriffliche  Unterschied  zwischen  Tauschwerth  und  Preis?*) 

Hält  man  mir  entgegen,  nicht  der  Durchschnitt  der  wirk- 
lich zur  Erscheinuug  gekommenen  Preise,  sondern  der  Durch- 
schnitt der  Herstellungskostenbeträgo  oder  der  kapitalisirten 
Erträge  der  Handelsobjekte  bilde  deren  Tauschwerth,  der  Tausch- 
werth  eines  Hauses  sei  nicht  6  x,  weil  8  gleiche  Häuser,  die 
verkauft  worden  seien,  bezw.  um  4,  5,  6,  6,  6,  6,  7,  8  x  ver- 
kauft worden  seien,  sondern,  weil  ihre  Herstellungskosten,  oder 
ihre  kapitalisirten  Erträge  soviel  betragen  haben,  so  kann  auch 
dieser  Einwand,  sofern  er  zu  einer  Stütze  der  Behauptung 

*)  Beiläufig  bemerkt  begehen  Diejenigen,  welche  im  obigon  Sinne 
zwischen  Tauachwerth  uud  Preis  unterscheiden,  einen  »ehr  ähnlichen  Fehler, 
wie  diejenigen,  welche  in  einem  hohen  wirklichen  Zinafuss  landesüblichen 
Zinsfuss  und  Assekuranzprämie  erblicken.  Der  landesübliche  Zinafuss  ist 
jedenfalls  nicht  anders  darzustellen  wie  als  Durchschnitt  der  bewilligten 
Prozentsätze,  natürlich  unter  Berücksichtigung  der  Zahl  der  Darlehen  uud 
der  Höhe  der  Darlchnssumrac.  Zur  Ermittelung  dieses  Durchschnittes 
wirken  aber  jedenfalls  die  Zinsen  mit,  welche  eine  Assekuranzprämie 
einschliessen  sollen. 
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dienen  soll,  dass  nur  ein  im  einzelnen  Falle  mit  dem  Tausch- 
werthe  übereinstimmender  Preis  der  Gerechtigkeit  entspreche, 
nur  ad  absurdum  führen;  es  ergiebt  sich  nämlich  daraus  die 
Folgerung,  der  Gerechtigkeit  entspreche  nur  die  Gleichheit  der 
Herstellungskosten  oder  der  Erträge  gleicher  Handelsobjchte. 

Aber  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit  die  Gleichheit  der 
Preise  für  gleiche  Handelsobjekte,  oder  die  Gleichheit  der  Her- 
stellungskosten oder  der  Erträge,  bezw.  der  kapitalisirten  Er- 
träge gleicher  Handelsobjekte  fordern,  heisst  im  Namen  der 
Gerechtigkeit  eine  Forderung  stellen,  die  niemals  auch  nur 
annähernd  erfüllt  werden  kann,  und  deren  Erfüllung  wenn  sie 
denkbar  wäre,  zur  schreiendsten  Ungerechtigkeit  führen  würde. 
Als  Mittel  aber  zur  Verwirklichung  dieser  Forderung  dürfte 
man  nicht  die  Anfechtbarkeit  der  Verträge  wegen  laesio  enormis, 
müsste  man  vielmehr  die  Verwirklichung  der  kanonischen  Doktrin, 
derzufolge  allen  >  rebus  venalibus*  ein  *pretium  legale*  beizu- 
legen sei,  in  Aussicht  nehmen.  Denn  das  ist  die  eigentliche 
Konsequenz  der  auf  thunliche  Uebereinstimmung  zwischen 
Tauschwerth  und  Preis,  i.  e.  thunliche  Gleichheit  der  Preise, 
gerichteten  Forderung.  Dass,  anch  wenn  diese  Konsequenz  ge- 
zogen ist,  die  Wirklichkeit  mit  dem  gesetzlichen  Gebote  niemals 
in  Uebereinstimmung  gebracht  werden  kann,  lehrt  die  Ge- 
schichte der  Preistaxen,  insbesondere  die  der  Zinsbeschränkun- 
gen zur  Genüge. 

Die  Gleichheit  der  Preise  für  gleiche  Handelsobjekte  — 
Sachen,  Rechte,  Leistungen  —  anstreben:  das  ist  eine  geradezu 
monströse  Forderung.  Soll  sie  für  das  ganze  Staatsgebiet 
hergestellt  werden?  Soll  der  Wechsel  im  Preise  des  allgemeinen 
Preisausgleichungsmittels  —  des  Geldes  —  dabei  ausser  Acht 
gelassen  oder  berücksichtigt  werden?  Wie  sollen  —  bei  Mo- 
bilien  —  die  Transportkosten  berücksichtigt  werden?  Oder 
sollen  sie  ausser  Betracht  bleiben?  Sie  setzen  sich  aber  auch 
aus  verschiedenen  Preisen  zusammen.  Sollen  auch  diese  Preise 
gleich  sein?  Per  Kilometer  Entfernung?  Oder  per  Stunde  Ge- 
schwindigkeit? Wenn  nun  in  fremden  Staaten  Sachen,  Rechte 
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und  Leistungen  billiger  zu  stehen  kommen?  Soll  es  ungerecht 
sein,  von  dort  zu  beziehen,  oder  dort  sich  zu  versorgen? 

Aber  man  will  ja  mit  den  Bestimmungen  über  laesio  enormis 
nicht  die  letzten  Eonsequenzen  des  ihnen  zu  Grunde  liegenden 
Prinzipes  ziebn.  Es  ist  ja  dabei  nicht  auf  die  Herstellung  einer 
Gleichheit  aller  Preise  abgesehen;  man  will  ja  nur  enorme  Ver- 
letzungen dieser  Gleichheit  ausgleichen  und  verhüten.  Und  das 
im  Namen  der  Gerechtigkeit,  welche  freilich,  der  fadenscheinigen 
Parömie:  >summitm  jus  summa  injuria*  ungeachtet,  vor  den 
aussersten  Konsequenzen  niemals  zurückschrecken  sollte. 

Man  wird  die  Gerechtigkeit  und  die  wirtschaftliche  Zu- 
lassigkeit  dieser  Tendenz  an  eiuigen  konkreten  Beispielen  prüfen 
müssen.  Da  ich  als  Gegenstände  des  Handels  Güter,  Rechte, 
Leistungen  betrachte,  und  mit  Gütern  und  Rechten  Kauf-  wie 
Miethbandel,  mit  Leistungen  nur  Miethbandel  denkbar  ist,  aber 
das  Prinzip  der  laesio  enormis  Vertragsanfechtung  von  beiden 
Kontrahenten  zulässt,  würden  fünf  Beispiele,  jedes  in  zwei  Ge- 
stalten, vorzuführen  sein.  Allein,  da  die  Prüfung  überall  den- 
selben Weg  zu  gehen  hat  und  an  das  gleiche  Ziel  kommt,  ge- 
nügt die  Durchführung  derselben  an  zwei  Beispielen. 

1.  A.  und  B.  kontrahiren  über  den  Kauf  eines  Hauses. 
Sie  werden  über  100  handelseins.  «4.,  der  Verkäufer,  behauptet 
nochmals  Verletzung  über  die  Hälfte,  da  das  Haus  wenigstens 
201  werth  sei.  Oder  2?.,  der  Käufer,  behauptet  enorme  Ver- 
letzung, da  das  Haus  nicht  50  werth  sei. 

Was  heisst  das  eigentlich:  das  Haus  ist  201,  oder  es  ist 
nicht  einmal  50  werth?  Das  kann  nur  heissen:  unter  ge- 
wöhnlichen Umständen  wäre  bei  einem  Verkaufe  der  Preis  von 
201,  oder  noch  nicht  einmal  der  Preis  von  50  mit  Wahr- 
scheinlichkeit dafür  zu  erzielen  gewesen.  Wer  nun  trotzdem 
sich  mit  100  als  Verkäufer  begnügte,  der  musste  sich  eben  in 
einer  Lage  befinden,  in  welcher  ihm  100  bereits  als  volles 
Aequivalent  für  sein  Hauseigenthum  galten.  Er  war  vielleicht 
in  finanzieller  Bedrängniss;  ein  Darlehn  konnte  er  nicht  auf- 
nehmen ,  es  fehlten  ihm  100  baares  Geld,  um  seine  Ehre,  seine 
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wirthschaftliche  Existenz  zu  retten,  um  ein  für  ihn  höchst 
vortheilhaftes  Geschäft  zu  entriren  u.  s.  w.  Die  Nachfrage 
nach  Häusern  solcher  Art  war  im  Augenblick  gering,  das  An- 
gebot gross;  es  kamen  gleichzeitig  andere  Hausverkäafe  gar- 
nicht  vor;  endlich  fand  sich  ein  Käufer.  >Aber  mehr  als  100, < 
—  sagte  er  —  >kann  ich  Dir  nicht  zahlen;  mehr  ist  mir  das 
Haus  nicht  wcrth.*  »Nun  gut,  so  nimm  es  für  Hundert«  — 
erwidert  B.  —  und  denkt  bei  sich:  >im  Augenblick  sind  mir 
Hundert  mehr  werth,  als  mein  Haus.*  Der  Vertrag  wird  ab- 
geschlossen, ohne  Zwang  von  irgend  einer  Seite,  in  voller  und 
klarer  üeberlegung  von  beiden  Seiten.  Nochmals,  und  zwar 
vielleicht  noch  nach  29  Jahren  (gemeinrechtlich),  oder  doch 
nach  11  Monaten  (nach  manchen  Partikularrechten) ,  soll  es 
dem  A.  gestattet  sein,  die  Präsumtion  eines  Irrthums  für  sich 
geltend  zu  machen,  und  den  Vertrag  anzufechten,  den  B.  auf 
Herausgabe  des  Hauses,  oder  Nachzahlung  von  101  zu  ver- 
klagen? Was  muss  die  Wirkung  einer  solchen  Möglichkeit 
sein?  Jedenfalls  die,  dass  in  einem  zweiten  ähnlichen  Falle 
ein  in  gleicher  Lage  befindlicher  Hauseigentümer  die  Mittel 
nicht  erhält,  seine  Ehre,  seine  wirthschaftliche  Existenz  zu 
retten,  ein  vortheilhaftes  Geschäft  einzugehen  u.  s.  w.  Der 
Käufer  —  mag  man  sagen  —  kann  sich  ja  gegen  jede  Klage 
schützen,  indem  er  vom  Verkäufer  einen  Verzicht  auf  die  Gel- 
tendmachung der  laesio  enormis  verlangt. 

Aber  gerade  diese  Bestimmung  zeigt  recht  deutlich  die 
Unhaltbarkeit  der  ganzen  Lehre.  Wenn  es  gerecht  sein  soll, 
dass  man  einen  Vertrag  wegen  laesio  enormis  anfechten  dürfe, 
so  muss  es  auch  gerecht  sein,  ihn  anfechten  zu  können,  obwohl 
mau  darauf  verzichtet  hat.  Denn  so  gut  man  sich  zu  einem 
angeblich  enorm  nachtheiligen  Handel  entschliesst,  entschliesst 
man  sich  auch  zum  Verzicht  auf  seine  Anfechtung.  Und  der 
Handel  wird  dadurch  nicht  minder  ungerecht,  dass  man  auf 
seine  Anfechtung  verzichtete.  Das  » volenti  non  fit  injuria* 
spricht  keineswegs  nur  zu  Ungunsten  des  verzichtenden,  sondern 
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auch  zu  Ungunsten  des  nicht  verzichtenden  angeblichen  Ver- 
letzten. 

Und  nun  —  worauf  stützt  sich  denn  A.  für  seine  Behaup- 
tung, dass  er  enorm  verletzt  sei?  Was  bildet  für  den  Richter 
den  Maasstab  für  die  Beurtheilung,  ob  solche  enorme  Verletzung 
vorliege?  Dass  andere  ähnliche  Häuser  um  mehr  als  das  Dop- 
pelte verkauft  wurden?  Aber  es  handelt  sich  eben  nicht  um 
andere,  sondern  es  handelt  sich  um  den  hier  abgeschlossenen 
Vertrag.  Dass  ein  solches  Haus  mindestens  201  zu  bauen 
kostet,  oder  mehr  als  8  Rente  giebt?  Ich  leugne  nicht,  dass 
bei  Erzeugnissen  als  solchen  die  Herstellungskosten  und  bei 
Erzeugnissen,  welche  Ertrag  geben,  auch  die  Erträge  auf  die 
Kaufpreise  einwirken.  Aber  auch  die  Herstellungskosten  sind 
Preise  und  auch  die  Erträge  sind  Resultate  von  Handels- 
geschäften, und  Niemand  kann  behaupten,  dass  gleiche  Herstel- 
lungskosten oder  gleiche  Erträge  in  jedem  einzelnen  Falle 
gleiche  Preise  zur  Folge  haben  müssen.  Sonst  hätte  Baum- 
wolle zur  Zeit  des  amerikanischen  Krieges  nicht  in  wenigen 
Monaten  um's  dreifache  im  Preise  steigen  können.  Es  ist  eben 
eine  unendliche  Fülle  von  Momenten,  welche  auf  die  Gestaltung 
der  Preise  einwirken.  Jedes  einzelne  Geschäft  ist  das  Ergebniss 
einer  eigenartigen  Korabination  solcher  Momente.  Was  man 
Naturgesetze  der  Preisgestaltung  nennt,  mnss  sich  zwar  an 
jedem  einzelnen  Preiso  wenigstens  im  vernünftigen  Handel  mit 
beiderseitiger  freier  Konkurrenz  bewähren;  aber  es  bewährt  sich 
nicht  in  der  Ausgleichung  aller  Preise  für  die  gleiche  Gattung 
und  Quantität  von  Handelsobjekten,  sondern  in  einer  gesetz- 
mässigen  Mannigfaltigkeit  der  Preise,  die  eben  so  gross  ist  wie 
die  Zahl  der  Kombinationen  der  preisgestaltenden  Momente. 

Uebrigens  —  um  auf  unser  Beispiel  vom  Häuserkaufe  zu- 
rückzukommen —  die  noch  formalistische  Vorschrift,  derzufolge 
A.  den  Vertrag  soll  anfechten  können ,  wenn  er  noch  nicht  ganz 
halb  soviel  sich  ausbedungen  hatte,  als  das  Haus  angeblich 
werth  war,  macht  die  legislativ-politische  Tendenz  des  ganzen 
Institutes  hinfällig.    B.  braucht  nur,  wenn  er  die  »Nothlage 
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des  A.  ausbeuten <  will,  sich  zu  vergewissern,  dass  Verkäufe 
ähnlicher  Häuser  am  selben  Orte  nicht  nur  zu  201  oder  mehr, 
sondern  auch  zu  190  oder  198  abgeschlossen  worden  sind,  und 
dann  nicht  100,  sondern  101  oder  102  zu  bewilligen,  um  sich 
gegen  nachmalige  Anfechtung  ganz  sicher  zu  stellen.  A.  ist 
nicht  nennens werth  minder  > verletzte,  B.  nicht  nennenswerth 
mehr  > bereicherte  und  die  Anfechtung  des  Vertrages  doch  wirk- 
sam abgewendet. 

B.  beschwert  sich  nochmals,  weil  er  seinerzeit  100  für  ein 
Haus  gegeben,  welches  angeblich  nicht  50  werth  gewesen.  Er 
schloss  den  Handel  in  vollem  Bewusstsein,  ohne  äusseren  Zwang, 
freiwillig  und  um  des  Gewinnes  willen  ab.  Er  soll  den  A.  mit 
Grund  auf  Zurücknahme  des  Hauses  gegen  Bäckzahlung  des 
ganzen  Preises,  oder  auf  Bückzahlung  des  zuviel  erhaltenen 
belangen  dürfen?  Wie  entstand  denn  der  Handel,  wenn  Irr- 
thum und  Arglist  nicht  im  Spiele  waren?  Nun  dem  B.  war 
zu  jener  Zeit  ein  Haus  solcher  Beschaffenheit  lieber,  notwen- 
diger, besser  verwerthbar,  als  100.  Ob  Andere  ein  solches 
Haus  nicht  um  50  gekauft  hätten  —  darum  kümmerte  er  sich 
nicht;  sie  schlössen  ja  dieses  Geschäft  nicht,  sondern  er.  Noch- 
mals soll  er  sich  auf  solche  Andere  berufen  dürfen?  Was  wird 
die  Folge  einer  solchen  wirksamen  Berufung  sein?  Nun  einfach 
die,  dass,  wenn  wieder  einmal  Jemand  so  grosses  Gewicht  auf 
den  Besitz  eines  Hauses  legt,  dass  er  gern  100  geben  würde, 
wenn  Andere  dafür  auch  nicht  50  bewilligen  möchten,  er 
seinen  Wunsch  nicht  zu  befriedigen  vermag.  Denn  es  will  sich 
Niemand  der  Chance  aussetzen,  ein  Handelsgeschäft  ganz  bona 
fide  abzuschliessen,  welches  nochmals  angefochten  werden  kann, 
vielleicht  zu  einer  Zeit,  wo  ihm  die  Folgen  einer  solchen 
wirksamen  Anfechtung  sehr  unbequem  sein  würden. 

2.   A.  vermiethet  dem  B.  eine  Wohnung  um  100. 

B.  kommt  nochmals  auf  den  Gedanken,  dass  er  eigentlich 
um  101  zuwenig  gefordert  habe.  Er  klagt  auf  Bückgabe  der 
Wohnung  oder  Nachzahlung  von  101.  Oder 

B.  kommt  nochmals  auf  den  Gedanken,  dass  er  eigentlich 
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um  51  zuviel  bewilligt  habe.  Er  klagt  auf  Herausgabe  der 
Wohnung  oder  Rückgabe  von  51. 

Auch  hier  müssen  wir  wieder  fragen:  was  bewog  den  A. 
zur  Forderung  von  nur  100?  Wenn  er  201  hatte  fordern  und 
erwarten  können ,  dass  er  um  solchen  Preis  die  Wohnung  an- 
bringe —  warum  that  er's  nicht?  Habeat  sibi.  Gerecht  vor 
Allem  ist,  dass  Jeder  die  Polgen  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
schliessungen  leide. 

Was  bewog  den  B.y  100  für  eine  Wohnung  zu  bewilligen, 
für  die  er  eigentlich  nur  49  hätte  zahlen  sollen?  Damals,  als 
er  den  Eontrakt  unterzeichnete,  hätte  er  sich  fragen  sollen,  ob 
eine  solche  Wohnung  nicht  auch  um  49  zu  haben  sei.  Und, 
wenn  er  das  auch  that,  aber  diese  Frage  sich  nicht  bejahen 
konnte,  und  nun  100  zahlte,  weil  er  gerade  diese  Wohnung 
haben  wollte,  und  diese  um  weniger  nicht  zu  haben  war  — 
trotz  alledem  soll  er  den  Vertrag  nochmals  anfechten  können? 
A.  wird  auch  darüber  klar  gewesen  sein,  dass  und  warum  er 
100  fordern  konnte  und  musste.  Soll  er  nun  unter  der  Ent- 
Schliessung des  B.  leiden?  Gerecht  vor  Allem  ist,  dass  Ver- 
träge vollzogen  werden  wie  sie  abgeschlossen  sind.  Pacta  sunt 
servanda.  Das  > humanuni  e$t<  in  Ansehung  des  B.  kann,  ja 
mus8  dem  A.  gegenüber  zur  grössten  Inhumanität  werden. 

Und  woraus  schliesst  A.y  dass  er  enorm  verletzt  sei,  wenn 
er  nur  100  erhielt,  und  2?.,  dass  er  enorm  verletzt  sei,  als  er 
100  bewilligte? 

A.  wird  sich  auf  die  üblichen  Miethpreise  berufen.  B.  kann 
ihm  mit  gutem  Grunde  entgegenhalten,  dass  nun  eben  zur  Be- 
merkung der  üblichen,  d.  h.  der  durchschnittlichen,  Miethpreise 
ein  neuer  Koeffizient  hinzugekommen  sei,  und  jeden  Augen- 
blick wieder  ein  neuer  Koeffizient  hinzukommen  könne. 

B.  wird  sich  ebenfalls  auf  die  üblichen  Miethpreise  be- 
rufen. >Ei<  —  erwidert  ihm  A.  —  >wir  haben  nicht  zu  dem 
üblichen  Miethpreise,  sondern  um  100  abgeschlossen.«  Dieser 
Einwand  hilft  ihm  vor  dem  Richter  nichts.  Aber  dass  er  ihm 
nichts  hilft,  macht  die  Bestimmungen  über  Anfechtbarkeit  der 
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Verträge  wegen  laesio  cnormis  zu  einer  enormen  Verletzung  der 
Gerechtigkeit. 

Und  genau  so  9tellt  sich  die  Sache,  wenn  A.  Verkäufer 
eines  Apothekerprivilegs,  oder  Vermiether  eines  Jagdrechtes, 
oder  Fremdenführer  ist,  welcher  mit  einem  Reisenden  über  die 
Führung  auf  einer  Tagestour  kontrahirt  hat. 

In  konsequenter  Entwickelung  des  unserem  Rechtsinstute 
zu  Grunde  liegenden  Prinzipes  muss  A.  den  B.  auf  Aufbebung 
des  Vertrages  über  das  Prinzip,  über  das  Jagdrecht,  über  die 
Dienstleistung  belangen  können,  wenn  er  nachmals  sich  wieder 
dessen  erinnert,  dass  er  mit  B.  einen  über  die  Hälfte  geringeren 
Preis  vereinbart  hat,  als  für  derartige  Handelsobjekte  üblich 
ist;  und  B.  andererseits  muss  den  A.  auf  Beszission  des  Ver- 
trages belangen  können,  wenn  er  während  des  Abschlusses 
überzeugt  war,  dass  er  für  das  Privileg,  das  Jagdrecht,  die 
Dienstleistung  gerade  soviel  bewilligte,  als  diese  Handelsobjekte 
ihm  damals  werth  waren,  nochmals  aber  ihm  einfällt,  dass  er 
über  noch  einmal  so  viel  bewilligt  und  gezahlt  habe,  als  an- 
geblich üblich  sei. 

Das  heisst  aber  eben,  an  Stelle  der  alle  für  ein  einzelnes 
Handelsgeschäft  in  Betracht  kommenden  Momente,  die  lokalen, 
die  zeitlichen,  die  persönlichen,  erwägenden  Ueberlegung  der 
Interessenten  und  der  vollen  Verantwortung  für  die  Folgen  dieser 
Ueberlegung  die  Befugniss  stellen,  sich  auf  den  Schemen  des 
»wahren  Werthes,<  des  »eigentlichen  Preises«  zu  berufen,  es 
heisst,  dem  angeblich  Verletzten  für  seine  Leichtfertigkeit,  wenn 
solche  vorliegt,  eine  Prämie  bewilligen,  den  angeblichen  Ver- 
letzer für  die  Benutzung  einer  ihm  günstigen  Konjunktur,  wenn 
davon  überall  die  Rede  ist,  mit  einer  Strafe  belegen,  wie  sie  nur 
dem  Simulanten  oder  dem  Betrüger  gegenüber  gerecht  sein  würde. 

Man  spreche  nicht  —  ich  wiederhole  es  —  von  der  Mög- 
lichkeit seitens  des  einen  Kontrahenten,  sich  vor  nochmaliger 
Anfechtung  durch  Erlangung  eines  Verzichtes  seitens  des  anderen 
zu  sichern.  Es  steht  doch  in  der  That  nicht  mit  dem  Geiste 
des  Vertragsrechtes  im  Einklänge,  dass  man  sich  nur  durch 
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ein  solches  Mittel  soll  vor  dem  Schlimmsten  schützen  können, 
was  überhaupt  den  Menschen  in  ihrem  wirtschaftlichen  Ver- 
kehre begegnen  kann,  nämlich  vor  der  UnZuverlässigkeit  bin- 
dender Willenserklärung.  Es  ist  doch  geradezu  monströs,  zu 
statuiren,  dass  an  sich  rechtsgültige  Verträge  nochmals  ange- 
fochten werden  können,  es  sei  denn,  die  Kontrahenten  haben 
ausdrücklich  auf  solche  Anfechtung  verzichtet!  So  bestimmt 
denn  auch  ganz  konsequent  der  Art.  1674  des  Code  civil  und 
nach  ihm  der  Satz  1674  des  badischen  Landrechts,  dass  der 
Verzicht  des  Verletzten  die  Anfechtbarkeit  nicht  ausschliessen. 

Man  ist  in  einer  üblen  Lage  —  es  ist  wahr  —  wenn  man 
bei  einem  Gewerktreibenden  eine  Arbeit  bestellt,  im  guten 
Glauben,  dass  man  es  mit  einem  redlichen  Manne  zu  thun  habe, 
über  den  Preis  und  die  Qualität  mit  ihm  zu  paktiren  unter- 
lässt,  und  nachmals  für  eine  Waare  geringerer  Qualität  mehr 
als  doppelt  so  viel  zahlen  soll,  als  man  anderwärts  für  eine 
Waare  besserer  Qualität  hätte  zahlen  müssen.  Aber  der  for- 
melle Vertrag  ist  eben  dazu  da,  um  der  Schwachheit  der 
Menschen  nachzuhelfen  und  sie  im  Verkehre  gegen  die  Ver- 
suchung einer  Uebervortheilung  zu  wappnen.  Und  entweder 
soll  man  sich  nicht  mit  Leuten  einlassen,  von  denen  man  nicht 
weiss,  inwieweit  sie  vertrauenswürdig  sind,  oder  man  soll 
sich  vorsichtig  durch  formellen  Vertrag  gegen  Uebervortheilung 
sichern.  Uebrigens  ist  es  ja  die  Frage,  ob  man  die  Bestim- 
mungen über  laesio  cnormisy  auch  wenn  man  das  zu  Grunde 
liegende  Prinzip  konsequent  weiterbildet,  auf  einen  Fall  wie 
den  obigen  würde  anwendbar  erklären  dürfen,  auf  einen  Fall, 
der  freilich  mit  besonderer  Vorliebe  zu  Gunsten  der  Unerläss- 
lichkeit  eines  materiellen  Schutzes  gegen  Verletzung  aus  Rechts- 
geschäften den  Gegnern  vorgehalten  zu  werden  pflegt.  Anderer- 
seits aber  bietet  in  den  meisten  Staaten  das  positive  Recht 
einem  so  durch  Missbrauch  des  bei  einem  Werk  verdingvertrage 
an  den  Tag  gelegten  Vertrauens  Verletzten,  wenn  nicht  Klage 
oder  Ausflucht  auf  Grundlage  der  Bestimmungen  über  laesio 
enortnis,  so  doch  verschiedene  andere  Rechtsmittel  dar. 
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Zum  Schluss  möge  noch  auf  die  grossen  und  unlösbaren 
Verwickelungen,  zu  denen  die  Anfechtbarkeit  der  Verträge 
wegen  enormer  Verletzung  führen  kann,  hingewiesen  und  an 
eine  Vertragsform  erinnert  werden,  welche  zwar  konsequenter 
Weise  einen  Kauf  nicht  unanfechtbar  machen  kann,  auf  welche 
angewandt  aber  das  ganze  Rechtsinstitut  der  Anfechtbarkeit 
wegen  laesio  enormis  zu  den  grössten  Absurditäten  führen  muss. 

A.  verkauft  ein  Pferd,  dessen  »wahrer  Werth <  100  sein 
soll,  an  B.  um  40,  ohne  auf  das  Recht  der  nachmaligen  Ver- 
tragsanfechtung zu  verzichten.  Er  kann  nach  gemeinem  Rechte 
die  Klage  auf  Rückgängigmachung  des  Geschäftes,  und  zwar 
noch  sehr  lange  nachher,  anstellen.  Indess  er  unterlässt  es 
zunächst  noch.  Inzwischen  hat  B.  das  Pferd  zum  ziehen  an- 
gelernt; es  soll  nun  auf  einen  »wahren  Werth <  von  120  ge- 
stiegen sein;  er  verkauft  es  aber  nach  einem  Jahre  an  C.  zu 
55.  Dieser  behält  das  Pferd  ein  Jahr.  Da  das  Thier  erkrankt 
und  einen  bleibenden  Schaden  davon  getragen  hat,  ist  sein 
> wahrer  Werth c  auf  25  gesunken;  aber  trotzdem  findet  es  einen 
Liebhaber  an  2).,  der  es  um  51  kauft.  Jetzt  fällt  es  dem  A. 
ein»  gegen  B.  auf  Rückgängigmachung  des  vor  beinahe  drei 
Jahren  geschlossenen  Handels  zu  klagen.  Aber  B.  ist  eben 
nicht  mehr  im  Besitze  des  Pferdes.  Nach  gemeinem  Rechte 
Boll  er  schuldig  sein,  an  A.  zu  zahlen,  was  er  beim  Wieder- 
verkauf verdient  hat.  Aber  er  kann  nachweisen,  dass  er  nicht 
verdient  hat,  weil  mit  15  Mehrerlöss  die  Kosten  der  Pflege, 
Wartung  und  Anlernung  nicht  einmal  gedeckt  sind.  Der  Rich- 
ter muss  also  den  A.  mit  seiner  Klage  abweisen.  Aber  nun 
fällt  es  B.  ein,  dass  er  wohl  gegen  C.  wegen  laesio  enonms 
klagbar  werden  könne.  Ohne  Zweifel  kann  er  das.  Denn  C. 
hat  das  Pferd,  als  es  120  >werth  war«,  nur  mit  55  bezahlt. 
Aber  auch  C.  ist  nicht  mehr  im  Besitz.  Und  bereichert  ward 
er  durch  den  Wiederverkauf  auch  nicht;  denn,  was  er  um  55 
gekanft,  verkaufte  er  um  51.  Also  auch  B.  erreicht  nichts 
durch  seine  Klage.  Da  kommt  endlich  D.  auf  den  Gedanken, 
er  sei  enorm  verletzt  und  klagt  gegen  C.  auf  Rückgängig- 


32 


Ueber  die  Anfochtbarkoit  ron  Vertilgen  w<jg«in  enormer  Verladung. 


machung  des  Geschäfts.  Der  Richter  muss  klaggemäss  er- 
kennen nnd  C.  das  Pferd  zurücknehmen,  oder  26  an  D.  heraus- 
zahlen. Also  drei  enorme  Verletzungen  —  und  nur  einmal 
eine  Reparatur  möglich,  und  zwar  eine  Reparatur  gegen  den, 
welcher,  obwohl  Verletzer,  doch  selbst  am  schwersten  verletzt 
wurde!  Man  sollte  meinen,  diese  Vorgänge  müssten  den  ün- 
werth  der  Anfechtbarkeit  der  Verträge  wegen  enormer  Ver- 
letzung genügend  kennzeichnen.  Und  dass  der  Fall  etwa  mit 
besonderem  Raffinement  so  ausgesucht  sei,  wie  er  im  wirklichen 
Leben  nur  äusserst  selten  vorkommen  könne,  wird  Niemand 
behaupten  wollen,  der  sich  in  diesem  wirklichen  Leben  umge- 
schaut hat.  Noch  viel  grössere  Verwickelungen  gehören  hier 
keineswegs  zu  den  Seltenheiten. 

Die  Annahme  hat  viel  für  sich,  dass  die  Versteigerung 
diejenige  Form  des  Verkaufs  sei,  bei  welcher  die  Stärke  der 
Nachfrage  und  des  Angebotes  und  das  Verhältniss  beider  zu 
einander  am  deutlichsten  und  unmittelbarsten  zum  Ausdruck 
komme.  Wer  Handelsobjekte  zur  Versteigerung  bringt,  ruft 
damit  die  Konkurrenz  aller  derer  hervor,  welche  diese  Objekte 
kaufen  mögen  und  können.  Der  Versteigernde,  wenn  er  den 
Gegenstand  dem  Meistbietenden  zuzuschlagen  sich  verpflichtet,*) 
setzt  sich  zwar  der  Chance  aus,  dass  überhaupt  nur  Wenige 
erscheinen  und  unter  diesen  der  Meistbietende  nur  einen 
niedrigen  Preis  bietet.  Aber  ist  dies  der  Fall,  so  war  entweder 
der  Zeitpunkt  oder  der  Ort  für  die  Versteigerung  nicht  ge- 


•)  In  Frankreich  soll  bei  Holz-Versteigerungen  in  Staatswaldungen 
das  .Abwärtsbieten"  üblich  sein.  Der  Versteigerer  bietet  die  Waare  selbst 
in  einem  gewissen  Preise  an.  Von  den  Interessenten  will  natürlich  Jeder 
dieselbe,  aber  Jeder  auch  zu  einem  möglichst  niedrigen  Preise  haben.  Der- 
jenige, bei  dem  der  erste  Wunsch  am  dringendsten  ist,  wird  der  erste 
Bieter  sein,  und  vorsichtshalber  wenig  unter  das  Ausgebot  heruntergehen. 
Wenn  nicht  wieder  aufwärts  geboten  werden  kann,  muss  immer  gleich  das 
erste  Gebot  entscheiden.  (In  England  wird  stets  zuerst  von  oben  nach 
unten  geprüft,  welcher  höchste  Pröis  zu  erzielen  ist  Man  nimmt  an,  dass 
es  den  Verschwörungen  der  Bieter  besser  begegnet.  Das  ist  indess  doch 
fraglich.      (D.  Red.) 
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schickt  gewählt  und  die  Bekanntmachung  nicht  gehörig  erfolgt 
oder  aber  es  hätte  der  Gegenstand  auch  bei  einer  anderen  Form 
des  Verkaufes  keinen  höheren,  vielleicht  gar  einen  noch  niedri- 
geren Preis  erlangt.  Uebrigens  kann  der  Versteigerer  es  zu 
einer  Bedingung  des  Zuschlags  machen,  dass  ein  gewisser  Preis 
erzielt  werde.  Andererseits  kann  der  Käufer  gewärtigen,  dass 
sein  Wunsch,  den  ausgebotenen  Gegenstand  zu  erlangen,  seine 
Ueberlegung  so  sehr  beherrscht,  dass  er  bis  zu  einem  exorbi- 
tanten Preise  mitbietet  und  schliesslich  als  Meistbietender  den 
ersehnten  Gegenstand  zu  einem  solchen  Preise  behalten  muss. 
Im  ersteren  Falle  soll  der  Verkäufer,  der  die  erwähnte  Be- 
dingung zu  stellen  versäumte,  den  Steigerer  auf  Wiederauf- 
hebung des  Vertrages  verklagen  können,  wenn  dessen  Meist- 
gebot noch  nicht  die  Hälfte  des  > wahren  Werthes«  erreichte? 
Im  letzteren  Falle  soll  der  Käufer  den  Versteigerer  wegen 
enormer  Verletzung  belangen  können?  Es  leuchtet  ein,  dass 
damit  die  ganze  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Versteigerung 
hinfällig  wird.  Liegt  dieselbe  nicht  gerade  in  der  exak- 
testen Ausgestaltung  der  preisbildenden  Momente,  und  muss 
nicht  vorausgesetzt  werden,  dass  die  Preise,  welche  hier  zur 
Erscheinung  kommen,  sobald  nur  seitens  des  Versteigerers 
in  der  Kundmachung,  in  der  Wahl  von  Ort  und  Zeit  u.  s.  w. 
nichts  versäumt  wurde,  die  angemessensten  sind,  die  unter 
den  gegebenen  Verhältnissen  überhaupt  erzielt  werden  konnten? 
Sehen  wir  nicht  gerade  um  deswillen  den  Gross-Waaren-  und 
Effekten -Handel  mit  Vorliebe  Formen  annehmen,  die  der  Ver- 
steigerung sehr  ähnlich  sind?  (Ich  erinnere  z.  B.  an  das  Ge- 
schäft mit  schwimmender  Ladung  und  das  gleichzeitige  tele- 
graphische Ausgebot  solcher  Ladungen  an  verschiedenen  Börsen.) 
Und  nun  soll  das  so  rationell  gestaltete  Geschäft  wegen  »enormer 
Verletzung«  anfechtbar  sein?  Wer  wird  dann  noch  zu  dieser 
übrigens  unter  Umständen  so  äusserst  bequemen  Verkaufsform 
schreiten,  wer  noch  als  Bieter  dabei  auftreten  mögen?  Sollen 
der  Versteigerer,  wenn  er  durch  Vernachlässigung  der  nöthigen 
Vorsichtsmaassregeln  zu  kurz  kam,  und  der  Steigerer,  wenn  er 

Telkaviftk.  Viertelj»b.r»ehrift,    1871.   I.  3 
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sich  zu  allzuhitzigem  Bieten  verleiten  Hess,  nicht  die  Folgen 
ihres  Leichtsinns  tragen? 

Und  doch  —  konsequent  ist  die  Ausdehnung  der  Be- 
stimmungen über  laesio  enormis  auch  auf  diese  Verkaufsform. 
Ich  weiss  nicht,  ob  in  den  Landern  des  gemeinen  Rechts  von 
denselben  Gebrauch  gemacht  wird.  Ich  vermuthe,  es  denkt 
Niemand  daran,  sich  ihrer  zu  bedienen.  Ist  dem  so,  so  liegt 
auch  hierin  ein  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Annahme  Dank- 
wardt'%,  dass  das  Reskript  Diokletian^  mit  seinen  Modifi- 
kationen in  das  deutsche  Rechtsbewusstsein  nicht  eingedrungen 
sei.  Man  möge  nicht  versäumen,  der  Beseitigung  der  Zinsbe- 
schränkungen die  Aufhebung  der  Anfechtbarkeit  der  Verträge 
wegen  enormer  Verletzung  bald  thunlichst  folgen  zu  lassen! 

Karlsruhe,  im  Mai  1871. 


uigiiizea  Dy  Vjüü 


Deutsche  Seefischerei 

Von  A.  Limmers. 


In  der  Geschichte  der  Statistik  werden  die  lächerlichen 
TJebertreibungen  immer  merkwürdig  bleiben,  mit  denen  die 
'Niederländer  in  der  Freude  ihres  patriotischen  Herzens  über 
die  Dienste,  welche  ihnen  der  Seefischfang  bei  der  Befreiung 
ihres  Landes  Tom  spanischen  Joche  geleistet  hatte,  den  Umfang 
und  Yolkswirthschaftlichen  Nutzen  dieses  Betriebes  aufzuputzen 
bemüht  gewesen  sind.  Was  für  sie  jedoch  nur  ruhmredige 
Selbsttäuschung  ohne  weiteren  Nachtheil  war,  das  wurde  ihren 
Nachfolgern  in  der  Seeherrschaft  eine  kostspielige  Versuchung. 
Aus  jenen  aufgeblasenen  Zahlen,  behauptet  der  englische  See- 
fischerei-Schriftsteller Greaves  Natt,  sei  die  Wuth  zur  Gründung 
von  Fischerei -Gesellschaften  hervorgegangen,  welche  Gross- 
britannien fast  zwei  Jahrhunderte  hindurch  beherrscht  und 
eine  gute  Zahl  von  Millionen  spurlos  verschlungen  habe.  Sollten 
wir  in  Deutschland  augenblicklich  einem  ähnlichen  berückenden 
Einfluss  unterliegen?  Seit  dem  Herbst  von  1866  sind,  durch 
das  Vorbild  der  Engländer  ermuntert,  verschiedene  Seefischfang- 
Gesellschaften  an  unseren  Küsten  entstanden  und  bis  auf  eine 
oder  zwei  auch  bereits  wieder  untergegangen,  so  dass,  wenn 
auch  nicht  Millionen  von  Pfund  Sterlingen,  doch  mehrere 
Hunderttausende  von  Thalern  hier  ebenfalls  ins  Meer  versenkt 
worden  sind,  ohne  anscheinend  jemals  in  der  Gestalt  von  Fischen 
wiederkehren  zu  wollen,  —  ein  weggeworfenes  Lehrgeld! 

Indessen  waltet  da  doch  ein  zwieföltiger  Unterschied.  Wir 

glauben  erstens  nicht  mehr  so  blindlings  an  irgend  welche 

statistische  Angaben,  welche  unter  der  Flagge  eines  angesehenen 

schriftstellerischen  Namens  —  wie  jene  holländische  Härings- 
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Statistik  unter  der  des  grossen  Johann  de  Witt  und  anderer 
kreditablen  Leute  —  an  unsern  Strand  geschwommen  kommen 
mögen,  und  was  im  vorliegenden  Falle  etwa  überredend  einge- 
wirkt hat,  das  waren  grösstenteils  nicht  sowohl  die  Riesenziffern, 
mit  denen  SturJsche  Flugschriften  oder  Beta  sehe  Feuilleton- 
Artikel  ihre  Leser  zu  verblüffen  lieben,  als  umständliche,  das 
Gepräge  schlichter  Wahrheit  tragende  Aussagen  von  Fischern 
selbst  vor  parlamentarischen  oder  königlichen  Untersuchungs- 
ausschüssen, ein  Stoff  der  alle  Mythenbildungen  ausschloss, 
weil  er  die  Vorgänge  unmittelbar  kennen  lehrte,  anstatt  bloss 
ihre  summarischen  Resultate.  Fürs  zweite  aber  haben  sich 
die  massgebenden  praktischen  Voraussetzungen  verändert.  Die 
Erfindung  der  Eisenbahnen  mit  allen  ihren  uner messlichen  Fol- 
gen ist  dazwischen  getreten.  Der  Vorgang  der  Engländer  ist 
heute  für  uns  benutzbarer  als  einst  der  Vorgang  der  Nieder- 
länder für  sie,  weil  alle  wesentlich  mitsprechenden  Verhältnisse 
hüben  entweder  schon  dieselben  sind  wie  drüben,  oder  leicht 
und  sicher  werden  können.  Es  handelt  sich  hauptsächlich  um 
die  ganz  moderne  Grundnetz-Fischerei;  das  Grundnetz  selbst  so- 
wenig wie  seine  Handhabung  lässt  sich  als  ein  britisches  Hand- 
werksgeheimniss  anderen  Völkern  vorenthalten.  Die  seefeste 
Smack  ferner,  welche  zu  diesem  Betriebe  gehört,  kann  jeden 
Augenblick  in  einem  der  britischen  Trawler-Häfen  (trawl  = 
Kurre  oder  Grundnetz)  gekauft,  nach  Deutschland  herüberge- 
bracht, und  wird  alsdann  zuverlässig  bis  ins  einzelnste  von  unsern 
erfahrenen  Schiffsbauern  getreu  nachgebildet  werden.  Es  fehlt 
uns  hüben  auch  nicht  das  Eis,  um  die  Fische  gleich  nach  dem 
Fange  ausgeweidet  "hineinzulegen,  damit  sie  im  Zustande  voller 
natürlicher  Gesundheit,  nicht  sterbend,  in  die  Küche  gelangen, 
—  noch  endlich  die  Eisenbahn,  um  die  glücklich  gelandete 
schmackhafte  Waare  in  kürzester  Frist  auf  die  Märkte  der  Gross- 
städte und  der  Sommerbäder  zu  befördern.  Auch  in  England 
ist  es  gerade  erst  die  Eisenbahn  gewesen,  die  massenhafte  und 
berechenbare  Regelmässigkeit  in  den  Fang  und  Absatz  frischer 
Seefische  gebracht  hat.    »Im  Fischhandeh,  sagte  der  grosse 
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Eisenbahnmacher  Robert  Stephetison  mit  begreiflichem  Vater- 
stolz bei  der  Eröffnung  des  Kongresses  Britischer  Ingenieure 
im  Januar  1856,  »haben  die  Eisenbahnen  eine  wahre  Revolution 
bewirkt;  vor  der  Eröffnung  der  Norfolk-Buhn  gingen  im  ganzen 
Jahre  nur  etwa  2000  Tonnen  Fische  von  Yarmouth  nach  Lon- 
don,  die  jetzt  oft  innerhalb  vierzehn  Tagen  diesen  Weg  zurück- 
legen.« Und  das  war  1856;  seitdem  ist  die  längere  Zeit  der 
Eisenbahn-Periode  erst  verflossen  und  der  Fisch-Transport  hat 
demzufolge  noch  ganz  andere  Dimensionen  angenommen.  Die 
Sache  ist  ja  auch  nicht  schwer  zu  verstehen.  Es  mangelte  von 
jeher  weder  der  See  an  Fischen  noch  dem  Lande  an  Liebhabern 
frischer  Fische,  nur  dass  diese  nicht  zu  jenen  und  jene  nicht 
zu  diesen  gelangen  konnten.  Die  Eisenbahn,  welche  die  Dauer 
des  Transports  auf  ein  Minimum  abkürzte  und  grosse  regel- 
mässige Massenbeförderungen  auch  zu  einem  Minimalpreis  über- 
nahm, stellte  die  helfende  Verbindung  her,  unterstützt  durch 
das  etwa  gleichzeitig  in  den  Welthandel  gekommene  norwegische 
und  kanadische  Eis,  das  den  geschlachteten  Fisch  soviel  länger 
unverändert  frisch  erhielt. 

Diese  wesentlichen  Grundlagen  des  heutigen  englischen 
Fischfangs  also  sind  nicht  an  England  gebunden,  und  so  stand 
an  sich  der  Uebertragung  eines  so  vielseitig  verheissungsvollen 
Betriebes  nach  Deutschland  nichts  im  Wege.  Doch  war  es 
nicht  der  Beiz  des  etwa  zu  machenden  Gewinns  auf  umschauende 
wegen  einer  Anlage  verlegene  Kapitalisten  oder  etwa  ein  in 
die  deutschen  Seefischer  gefahrener  selbstthätiger  Fortschritts- 
trieb, was  die  thatsächlich  unternommenen  Verpflanzungsver- 
snche  hervorrief.  Es  war,  unter  dem  Eindruck  der  militärisch- 
diplomatischen Thaten  und  Erfolge  von  1866,  das  Interesse  an 
der  jungen  vaterländischen  Kriegsflotte.  Ein  bekannter  unter- 
nehmender Seeoffizier  und  populärer  Marineschriftsteller,  zwei 
Bremer  Kaufleute  und  Bheder,  zwei  in  Bremen  ansässige  Volks- 
wirte endlich  bildeten  das  ursprüngliche  Konklave,  aus  welchem 
der  Plan  der  »Ersten  Deutschen  Nordsee-Fischerei-Gesellschaft« 
und  damit  das  Prototyp  für  die  bisher  unternommenen  Gesell- 


Digitized  by  Google 


88 


DtnUch«  6««fl«cher«l. 


schaften  dieser  Art  überhaupt  entsprang.  Sie  wünschten  eine 
praktische  Marine -Schule  hergestellt  zu  sehen,  und  schlugen 
dazu  einen  freihändlerisch  untadelhaften  Weg  ein.  Anstatt  die 
Pflicht  zur  Lösung  der  patriotischen  Aufgabe,  welche  sie  wahr- 
zunehmen glaubten,  durch  Vorstellungen  höheren  Orts  und  An- 
sprüche an  öffentliche  Kassen  auf  Andere  abzuwälzen,  wozu  du 
Vorbild  anderer  europäischer  Nationen  sie  allerdings  hätte 
stimmen  und  scheinbar  berechtigen  können,  trugen  sie  ihre 
eigene  Haut  zu  Markte,  indem  sie  eine  Aktiengesellschaft  ins 
Leben  riefen.  Dachten  sie  indessen  auf  der  einen  Seite  frei- 
handlerisch korrekt  genug,  um  nicht  Antrage  auf  Prämien  oder 
Subventionen  an  die  Staatsgewalt  zu  richten,  so  auf  der  andern 
auch  hinlänglich  praktisch,  um  nicht  zu  übersehen,  dass  das 
Mittel  zur  Erreichung  ihrer  Absicht  in  einem  rentirenden  Ge- 
schäft liege.  Sie  mussten  den  Nachweis  liefern,  dass  der  Fang 
frischer  Seefische  auf  offenem  Meere  auch  von  der  deutschen 
Küste  aus  lohne:  dann,  aber  auch  nur  dann  konnten  sie  auf 
ausgiebige  freiwillige  Nachfolge  rechnen. 

Im  Herbste  1866  begannen  die  norddeutschen  Verhaltnisse 
sich  eben  erst  zu  der  geschäftlichen  Einheit  zusammen  zu 
schliessen,  welche  sie  heute  darstellen.  Insbesondere  die  Hanse- 
städte, und  Bremen  mehr  als  Hamburg  befand  sich  damals 
noch  in  einer  Isolirung,  welche  das  Heranziehen  andren  deutschen 
Kapitals  zu  einem  Bremer  Unternehmen  sehr  erschwerte.  Die 
Bremer  Börse  selbst  aber  hatte  unter  der  den  Krieg  begleitenden 
Vertrauensstörung  immerhin  nicht  ganz  unerheblich  gelitten. 
So  geschah  es,  dass  von  der  Viertelmillion,  auf  welche  das 
Anlagekapital  der  Ersten  Deutschen  Nordsee -Fischerei -Gesell- 
schaft bemessen  war,  nur  drei  Fünftel  wirklich  gezeichnet 
wurden.  Man  unternahm  den  Versuch  gleichwohl  damit,  in 
der  Hoffnung  nach  einem  ersten  günstigen  Abschlnss  neue 
Zeichnungen  zu  erlangen  nnd  jedenfalls  für  ganz  Deutschland 
den  entscheidenden  Anstoss  zu  geben.  Die  letztere  Berechnung 
trog  auch  nicht.  Es  bildeten  sich  ganz  gleichartige  Gesell- 
schaften in  Hamburg,  Danzig  und  Bremerhaven.    Aber  die 
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erstere  Hoffnung  trog:  es  gelang  nie,  einen  so  günstigen  Jahres- 
abschluss  veröffentlichen  zu  können,  dass  darauf  hin  eine  er« 
neuerte  Einladung  zur  Aktienzeichnung  Erfolg  versprochen  hätte. 

Lag  das  in  der  Sache  oder  in  zufalligen  äusseren  Umständen? 
Diese  Frage  verdient  bei  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Ange- 
legenheit wohl,  dass  man  sie  etwas  genauer  untersuche, 
und  bietet  auch  in  mehrfacher  Hinsicht  volkswirtschaftliches 
Interesse. 

Die  Entstehung  aus  dem  Patriotismus,  statt  aus  dem 
Streben  des  Kapitals  nach  Rente  und  des  geschäftlichen  Unter- 
nehmungsgeistes nach  Tantiemen,  hat  sich  allerdings  einiger- 
naaassen  gerächt.  Sie  hat  die  Zeichnungsbeträge  der  sich  be- 
theiligenden Bremer  Häuser  tiefer  herabgedrückt,  als  sie  im 
entgegengesetzten  Falle  trotz  der  geschilderten  Ungunst  des 
Augenblicks  ausgefallen  sein  würden.  Und  weil  dann  diese  Be- 
träge nicht  so  hoch  waren,  dass  sie  nicht  zur  Koth  als  ver- 
schenkte patriotische  Opfergaben  von  reichen  oder  gutver- 
dienenden Leuten  verschmerzt  werden  konnten,  deshalb  ergab 
man  sich  früher  darein,  sie  stecken  zu  lassen,  statt  sie  mit 
einer  neuen  Zubusse  unter  gesteigerter  Gefahr  aber  auch  ge- 
steigerter Aussicht  wieder  herauszuholen ,  zumal  da  nicht  alle 
Zeichner  das  wirtschaftliche  Glaubensbekenntnis  der  Gründer 
theilen  mochten,  dass  man  ein  rentables  Geschäft  unternommen 
haben  müsse,  wenn  man  der  Kriegsmarine  eine  wirklich  werth- 
volle Schule  gestiftet  haben  wolle.  Als  weitergehend  aber  wird 
man  sich  den  schädlichen  Einfluss  des  herrschenden  Zeichnungs- 
Motivs  auf  den  Gang  des  Geschäfts  auch  nicht  vorstellen  dürfen. 
Insbesondere  erscheint  es  theoretisch  so  einseitig  wie  faktisch 
falsch,  wenn  man  annehmen  wollte,  die  halbpatriotische  Karakter 
des  Unternehmens  und  die  Auffassung  der  Aktien  als  fonds 
perdus  habe  die  Leiter  zu  einer  sorglosen  und  lässigen  Ver- 
waltungsweise gestimmt.  Was  an  dem  finanziellen  Stachel  etwa 
zu  stumpf  war,  das  ersetzte  ßr  sie  vollkommen  der  pflicht- 
schuldige und  natürliche  Ehrgeiz,  den  Weg,  auf  welchem  sie 
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freiwillig  als  Pioniere  voran  geschritten  waren,  nicht  durch  ihre 
eigene  Schlaffheit  im  Sumpfe  endigen  zu  lassen. 

Die  Aufgabe  war  allerdings  einigermaßen  ermüdender 
Natur.  Es  galt  zunächst  und  auf  der  einen  Seite,  aus  einer 
Äusserst  phlegmatischen  Bevölkerung  eine  entsprechende  Zahl 
von  Männern  an  eine  ganz  neue,  die  höchste  Anspannung  und 
Aufmerksamkeit  erheischenden  Betrieb  zu  gewöhnen.  Das  Grund- 
netz war  an  den  deutschen  Küsten  so  gut  wie  neu;  ganz  neu 
die  Anwendung  von  Schiffen  für  die  Fischerei,  welche  auch  bei 
stürmischem  Wetter  die  See  zu  halten  vermochten  nnd  folglich 
halten  sollten.  Die  bisher  übliche  Art,  Seefische  zu  fangen, 
beschränkte  sich  auf  Fahrten  bei  gutem  Wetter  in  ungedeckten 
Ewern  oder  Schaluppen  einige  Stunden  in  See  hinaus,  von  denen 
man  Abends  heimkehrte,  um  auszuschlafen  oder  allenfalls  noch 
den  Fang  zur  nächsten  Stadt  zu  bringen.  Wenn  das  Grund- 
netz dagegen  seine  volle  technische  Ueberlegeuheit  entwickeln 
soll,  so  muss  zuvörderst  der  geeignete  Fischgrund  aufgesucht 
werden:  weder  zu  tief  noch  zu  flach,  reich  an  Fischgewimmel, 
und  vor  allem  auch  nicht  so  felsig  oder  steinig,  am  das  theure 
Netz  in  allzu  grosse  Gefahr  des  Zerrissen  Werdens  zu  bringen. 
Das  gewaltige  Netz  muss  dann  mit  Aufbietung  aller  Kräfte 
über  Bord  gebracht,  einige  Stunden  hinter  dem  sanft  gleitenden 
Schiffe  hergezogen  und  schliesslich  gefüllt  wieder  an  Bord  empor- 
gehoben werden,  wo  darauf  die  zwar  nicht  so  anstrengende, 
aber  vielleicht  noch  mehr  ermüdende  Arbeit  des  Ausweidens 
der  Fische  und  Einpackens  in  die  den  Schiffsraum  einnehmenden 
Eisbehälter  beginnt.  Um  in  einem  solchen  Betriebe  bei  jeder 
Art  von  Seegang  und  Windstärke  alle  Kräfte  anzuspannen  und 
zugleich  mit  dem  kostbaren  Material  schonend  umzugehen,  muss 
die  Mannschaft  entweder  von  einem  Kapitän  befehligt  und  über- 
wacht werden,  der  selbst  Eigenthümer  oder  Miteigentümer  des 
Schiffes  und  folglich  des  Fanges  ist,  oder  Kapitän  und  Mann- 
schaft müssen  von  den  Eigentümern  auf  Antheils-Lohn  gesetzt 
werden.  Da  es  in  England  so  geschieht,  so  brauchte  man  in 
Deutschland  nicht  erst  durch  praktische  Erprobung  des  Gegen- 
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theils  auf  diese  Idee  gebracht  zu  werden.  Aber  ihre  Realisi- 
rung  hatte  ungewöhnliche  Schwierigkeiten.  Im  Anfang  ergab 
der  Fang  der  noch  nicht  ausgebildeten  Mannschaft  so  wenig, 
dass  man  ihn  ganz  unter  sie  hätte  vertheilen  können  und  die 
Löhne  wären  doch  unter  dem  niedrigsten  Masse  auskömmlicher 
Einkünfte  gehlieben.  Es  wollte  sich  denn  anfanglich  auch 
Niemand  auf  reinen  Antheils-Lohn  einlassen;  feste  Sätze  mussten 
gezahlt  oder  garantirt,  d.  h.  aus  der  Gesellschaftskasse  ent- 
sprechend ergänzt  werden.  Unter  diesen  Umständen  aber  wirkte 
selbstverständlich  der  Sporn  nicht,  der  eben  in  der  Betheiligung 
an  der  Ausbeute  liegt.  Die  Ausbildung  der  Leute  ging  daher  nur 
langsam  vor  sich  —  viel  zu  langsam  für  die  nicht  auf  viele 
Jahre  Zubusse  berechneten  Gesellschaftsmittel,  wenn  auch  keines- 
wegs zu  langsam  in  Anbetracht  der  Art  des  Betriebs  und  der 
disponibeln  Menschenklasse. 

Die  andere  Seite  der  zu  lösenden  Aufgabe  betraf  den  Ab- 
satz. Sie  hatte  von  einander  verschiedene,  eigen  thumliche 
Schwierigkeiten  für  jeden  der  betheiligten  Plätze.  Für  Bremen 
lagen  dieselben  vornehmlich  in  dem  Auseinanderfallen  des  See- 
Hafens  und  der  denselben  beherrschenden  Stadt  mit  Markt  und 
Börse  (was  sich  übrigens  auch  bei  der  Leitung  der  nautischen 
Partie  im  ganzen  störend  genug  geltend  machte) ;  für  Hamburg 
in  der  erbitterten,  feindseligen,  die  äussersten  Mittel  nicht 
scheuenden  und  von  der  konservativen  Sympathie  der  unteren 
Volksklassen  getragenen  Eonkurrenz  der  alten  Elb-Fischer;  für 
Danzig  in  noch  anderen  Gründen,  die  ich  nicht  genau  genug 
kenne,  um  sie  hier  anführen  zu  mögen.  Die  Bremer  Gesell- 
schaft glaubte  zuerst,  ihren  Fang  in  Bausch  und  Bogen  nach 
Bremen  bringen  und  dort  Tag  für  Tag  öffentlich  versteigern 
lassen  zu  sollen.  Ohne  Zweifel  lief  dabei  ein  unklares  Gefühl, 
dass  Bremen  als  Sitz  der  meisten  und  bedeutendsten  Aktionäre 
und  der  Gesellschaft  selbst  einen  gewissen  Voranspruch  auf  die 
Versorgung  habe,  nicht  zum  Vortheil  geschäftsmässiger  Ent- 
scheidung mit  unter.  Aber  man  konnte  anfanglich  in  der  That 
wobl  zweifeln,  ob  es  nicht  richtig  sei  den  nächsten  grossstädtisch- 
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wohlhabenden  Markt  vorab  zu  erobern  und  in  Beschlag  zu 
nehmen.  Erfahrung  lehrte  bald ,  dass  es  weit  eintraglicher  sei, 
die  gute,  leicht  verderbliche  Waare  nicht  erst  nach  der  zwei 
Eisenbahnstunden  entfernten  Stadt  zu  schaffen,  sondern  gleich 
yom  Hafen  aus  überallhin  zu  versenden ,  wo  die  höchsten  Preise 
dafür  zu  erlangen  waren.  Die  Geschäftsführung  wurde  im  dritten 
oder  vierten  Jahre  der  Gesellschaft  nach  Geestemünde  verlegt, 
und  damit  auch  zwischen  der  merkantilen  und  der  nautischen 
Partie  des  Unternehmens  der  nöthige  Zusammenhang  herge- 
stellt. Ein  anderes  Hinderniss  bot  der  Eisenbahnverkehr.  Die 
nächstbetheiligten  Verwaltungen  wollten  nicht  alle  der  denk- 
baren grossen  Zukunft  dieses  Massentransport -Artikels  die 
wünschenswert!) en  gegenwärtigen  Opfer  bringen.  Dies  würde 
sicherer,  rascher  und  vollständiger  überwunden  worden  sein, 
hätte  man  sich  auf  eine  einzige  grosse  tägliche  Strasse  be- 
schränken können.  Die  Eroberung  des  Berliner  Marktes:  dies 
hätte  das  mit  aller  Kraft  und  Ausschliesslichkeit  verfolgte  Ziel 
sämmtücher  Gesellschaften  sein  müssen,  theils  aus  rein  ge- 
schäftlichen Gründen,  theils  wegen  des  entscheidenden  moralischen 
oder  politischen  Werthes  gerade  dieser  Eroberung.  Es  kann 
sich  nur  fragen ,  ob  selbst  vereinigt  ihre  Leistungsfähigkeit  dafür 
nicht  doch  noch  zu  gering  war.  Die  Eroberung  des  Berliner 
Marktes  für  den  Grundnetzfang  hätte  alltägliche  und  so  reichliche 
Lieferungen  vorausgesetzt,  dass  für  breite  Schichten  der  dor- 
tigen Bevölkerung  der  frische  Plattfisch,  d.  h.  Steinbutt,  Tarbutt» 
Zunge  oder  Scholle  eine  ebenso  gewiss  zu  habende  Abwechs- 
lung des  wöchentlichen  Küchenzettels  hätte  werden  können, 
wie  etwa  Geflügel  und  Wild  sind. 

In  diesen  verheissungsvollen  Weg  nachträglich  noch  ein- 
zulenken hat  der  Ausbruch  des  deutsch-französischen  Krieges 
den  Gesellschaften  versperrt.  Die  zu  Danzig  hatte  schon  früher 
vor  der  hartnäckigen  Ungunst  von  Wind  und  Wetter  die 
Flagge  streichen  müssen;  der  zu  Bremen  gab  der  Krieg  den 
Gnadenstoss,  als  sie  eben  wieder  etwas  lebhaftere  Hoffnungen 
auf  schliessliches  Durchdringen  schöpfen  mochte.   Ein  Theil 


Digitized  by  Google 


ihrer  Kutter  wurde  zur  Sperrung  des  Weser-Fahrwassers  gegen 
die  französische  Flotte  requirirt,  während  die  anderen  den  Fang 
sofort  und  gänzlich  einzustellen  hatten,  bis  der  Krieg  vorüber 
war.  Die  mühsam  ausgebildete  Mannschaft  wurde  zum  Flotten- 
oder Heeres-Dienste  eingezogen  oder  zerstreute  sich  sonst;  die 
gesammelte  Kundschaft  lernte  sich  von  neuem  an  fremde  Be- 
zugsquellen wenden,  niederländische  n.  8.  f.  Nach  der  Rück- 
kehr des  Friedens  aber  die  Sammlung  der  Kunden  und  die 
Ausbildung  der  Mannschaft  mehr  oder  minder  von  vorne  anzu- 
fangen, dazu  fehlten  der  bereits  erschöpften  Finanzkraft  der 
Gesellschaft  natürlich  die  Mittel.  Man  musste  wohl  oder  übel 
Ende  Marz  zu  liquidiren  beschliessen.  Die  Hamburger  Gesell» 
schaft  folgte  Anfang  April  in  diesem  Beschluss,  wie  sie  früher 
in  der  Entstehung  und  wesentlichen  Einrichtung  gefolgt  war. 

So  waren  zwar  die  Formen  unhaltbar  geworden,  in  welche 
sich  die  Idee  der  Einbürgerung  des  Grundnetzfangs  zuerst  er- 
gossen hatte :  aber  wer  nur  einigermaßen  den  Gang  der  Dinge 
fibersah,  der  zu  diesem  Ende  geführt  hatte,  konnte  die  Unan- 
wend barkeit  der  Sache  selbst  auf  unsere  deutschen  Verhältnisse 
darum  noch  nicht  folgern  oder  einräumen.  Vielmehr  wünschten 
die  Leiter  beider  hanseatischen  Gesellschaften  sich  nichts  besseres, 
als  in  eine  neue  kapitalstärkere  Gesellschaft  mitübertreten  zu 
können,  welche  neben  dem  sachlichen  und  persönlichen  Material 
ihrer  kleineren  Vorgängerinnen  sich  auch  deren  kostbare  Erfah- 
rungen vollauf  zu  Nutze  mache.  Eine  solche  Gesellschaft,  ihre 
Absatzpolitik  vorerst  energisch  auf  den  Berliner  Markt  konzen- 
trirend,  nach  der  Seite  des  Fanges  hin  eine  verbältnissmässig 
sehr  wohlfeil  zu  habende  Erbschaft  antretend,  schien  fast  sicheren 
Erfolg  in  Aussicht  zu  stellen.  Leider  aber  war  die  Aufmerk- 
samkeit der  das  Kapital  vertheilenden  und  Aktiengesellschaften 
bildenden  oder  flottmachenden  Organe  in  diesem  Moment  des 
wiederkehrenden  Friedens  dergestalt  in  Anspruch  genommen, 
dass  diese  in  den  Nebeln  der  Nordsee  schwimmende  Chance 
unbeachtet  blieb. 

Da  war  es  denn  allem  deutschen  Herkommen  nach  unver- 
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meidlich,  dass  der  Gedanke  an  Staatshilfe  sich  in  den  Vorder- 
grund drängte.  Zum  Schauplatz  seiner  Erscheinung  ist  Tor- 
zugsweise der  Deutsche  Fischerei- Verein  geworden,  ein  Sammel- 
punkt dessen  Gemeinnützigkeit  und  Bedeutung  ich  völlig  an- 
erkenne, dessen  Leiter  aher  sehr  bestimmte  Richtungen  und 
Grenzen  werden  innehalten  müssen,  wenn  er  einen  durchweg 
heilsamen,  erheblichen  und  wachsenden  Einfluss  auf  die  that- 
sächlichen  Zustände  üben  soll.  Staatshilfe  anzurufen  in  dem 
engeren  und  emphatischeren  Sinne  des  Worts  scheint  mir  von 
allen  Aufgaben  derartiger  Vereine  die  letzte.  Denn  was  heisst 
dies  anders,  als  bequem  und  billig  abwälzen?  Der  Staat  hat 
ja  selbst  Beobachtungs-Organe,  welche  ihn  aufmerksam  machen 
können,  wenn  es  für  seine  Aktions-Organe  etwas  zu  thun  gibt. 
Ein  frei  entstandener  Verein  sollte  als  seinen  grossen  Hinter- 
mann, auf  den  die  erforderlichen  Wechsel  zu  ziehen,  der  Kegel 
«ach  immer  das  nationale  Publikum  ansehen,  das  zu  der  Sache, 
um  welches  es  sich  handelt,  irgend  ein  bestimmtes  näheres 
-Verhältniss  hat;  dieses  anzuregen,  aufzuklären  und  unter  Um- 
ständen geradezu  zum  Handeln  heranzuziehen  ist  seine  Aufgabe, 
aber  nicht  —  wenigstens  für  gewöhnlich  und  in  erster  Linie 
nicht  —  durch  die  plumpen  Zwangsmittel  des  Staats,  sondern 
durch  die  mit  der  herrschenden  Freiheit  verträglichen  Ueber- 
redungsmittel  der  öffentlichen  Meinung.  Bedarf  es  des  Oeldes, 
warum  soll  das  Publikum  es  nicht  in  der  einen  oder  anderen 
eben  angemessenen  Form  hergeben?  In  der  Form  von  Aktien 
oder  dergleichen,  wenn  es  auf  rein  geschäftlichen  Betrieb  an- 
kommt und  eine  Rente  erwartet  werden  kann;  in  der  Form  von 
Opfer-Beiträgen,  wenn  keine  Vergütung  der  zu  machenden  Aus- 
lagen in  Aussicht  steht,  die  Sache  sich  dafür  aber  mit  hin- 
länglicher, in  ihr  selbst  liegender  Beredsamkeit  an  die  Sym- 
pathieen  weiterer  Kreise  wendet.  Bedarf  es  andererseits  einer 
Rechtsschöpfung,  so  kann  dafür  freilich  die  unpräjudizirliehe 
Thätigkeit  eines  Vereins  der  Gesetzgebung  unter  Umstanden 
erwünscht  vorarbeiten,  sowohl  durch  die  Kritik  des  bestehenden 
Rechts  als  durch  Andeutung  zweckmässiger  Reformen.  Hin- 
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gegen  Anträge  auf  Bewilligung  von  Geldmitteln  an  den  Staat 
zu  richten  empfiehlt  sich  für  aussenstehende  Vereine  in  der 
Regel  nicht.  Es  genügt  vollständig,  wenn  sie  gegebenen  Falles 
in  öffentlicher  und  veröffentlichter  Verhandlung  alles  irgend 
herbeizuschaffende  Licht  auf  die  schwebende  Frage  werfen.  Die 
Stellung  eigentlicher  Anträge  bleibt  besser  entweder  den  Re- 
gierungsbevollmächtigten oder  den  Volksvertretern  vorbehalten, 
welche  es  thun  werden  im  Bewusstsein  ihrer  moralischen  Ver- 
antwortlichkeit für  gewissenhafte  Beschränkung  der  Ansprüche 
an  die  Steuerkraft  des  Volks,  und  zugleich  mit  einem  Blicke 
auf  den  Zusammenhang  des  ganzen  Staatshaushalts.  Ueber 
die  bezeichnete  Grenze  ihrerseits  nicht  allzu  leichten  und  sorg- 
losen Fusses  hinausznsch weifen  ist  im  Interesse  jener  Vereine 
selbst.  Sie  gewöhnen  sonst  Regierung  und  Volksvertretung,  es 
auch  mit  wohlbegründeten  Ausnahmen  von  der  Regel  nicht 
sonderlich  ernst  zu  nehmen,  bringen  sich  in  den  Ruf  leicht- 
fertiger Petenten  und  schwächen  ihren  Stand  in  der  Welt  durch 
eine  Erfolglosigkeit,  welche  für  selbstverschuldet  genom- 
men wird. 

Man  hätte  also,  meine  ich,  wünschen  können,  dass  der 
Deutsche  Fischerei-Verein  sich  hätte  genügen  lassen  an  möglichst 
vielseitigen  und  erschöpfenden  Erörterungen  oder  Untersuchungen 
über  die  Lage  des  deutschen  Seefisch&ngs,  ohne  sofort  zu  An- 
trägen an  den  Reichskanzler  vorzueilen;  zumal  es  ihm  auch 
ohne  sie  nicht  an  verschiedenen  kurzen  und  sicheren  indirekten 
Kanälen  zu  der  Quelle  den  offiziellen  Entschliessungen  gefehlt 
haben  würde.  Indessen  da  er  nun  einmal  seine  Verhandlungen 
in  diese  Form  zusammengefaßt  hat,  so  mag  die  Kritik  dieselbe 
flenn  immerhin  auch  respektiren  und  dem  Kanzler  lassen  was 
des  Kanzlers  ist.  Sie  ist  für  ihren  Theil  desto  freier,  auf  alle 
überhaupt  bei  dieser  Gelegenheit  zu  Tage  geförderten  neuen  oder 
relativ*  neuen  Ideen  einzugehen. 

Zu  diesen  gehört  die  Idee  einer  Wiederaufnahme  des  ost- 
friesischen Häringsfangs.  Wir  würden  damit  der  Geschichte 
eines  Konkurrenzkampfes,  welcher  fast  so  alt  ist  wie  der  Hä» 
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ringshandel  selbst,  ein  neues  Kapitel  hinzufügen.  Haben  wir 
den  Franzosen  das  Elsass  glücklich  wieder  abgenommen  —  mag 
ein  stürmisches  patriotisches  Gemüth  meinen  — ,  warum  nicht 
auch  den  Niederlandern  den  H&ringsfang?  Es  gab  bekanntlich 
einmal  eine  Zeit,  nicht  sehr  lange  nachdem  der  grosse  Papst 
Gregor  der  Siebente  zur  besseren  Tödtung  des  Fleisches  strenges 
Fastenhalten  am  Freitag  eingeschärft  hatte,  wo  die  Hansestädte 
den  europaischen  Häringshandel  grösstenteils  in  Händen  hatten. 
Der  Häring  richtete  seine  Wanderzüge  damals  an  die  Küste 
von  Schonen,  und  die  Dänen,  welche  demzufolge  die  ersten 
Nutzniesser  der  Fasten -Nachfrage  nach  Häring  wurden,  zogen 
daraus  nach  dem  Ausdruck  des  Chronisten  Helmolt  solchen  Ge- 
winn, dass  sie  in  Scharlach  und  Purpur  einherstolziren  konn- 
ten. Allein  die  Hansa  wurde  bekanntlich  im  Laufe  des  Tier- 
zehnten Jahrhunderts  über  die  Dänen  wie  über  den  ganzen 
Norden  Herr.  Nun  floss  ihr  diese  unausschöpfliche  Quelle 
des  Reichthums  und  der  Macht:  zwischen  Schloss  Skanör  im 
Norden  und  Schloss  Falsterbock  im  Süden  erhöh  sich  das  han- 
seatische Vittenlager  auf  Schonen,  alljährlich  zur  Fangzeit  vor 
Ende  Juli  bis  Ende  Oktober  ein  Schauplatz  des  lebendigsten 
Treibens.  Jede  fremde  Theilnahme  am  Fange  war,  dem  Geiste 
des  Mittelalters  gemäss,  rechtlich  und  thatsächlich  ausgeschlossen. 
Das  sahen  jedoch  die  skandinavischen  Könige  selbstverständlich 
mit  Unmuth  an;  sie  ermunterten  daher  die  niederländische! 
Seeplätze,  den  Deutschen  Konkurrenz  zu  machen.  Die  Nieder- 
länder, aufstrebend,  reich  und  phantasievoll  wie  sie  damals 
waren,  warfen  sich  mit  vollen  Segeln  in  die  neue  Bahn.  In 
demselben  Jahre  1416  soll  zu  Hoorn  in  Holland  das  erste  lange 
eigentliche  Häringsnetz  gestrickt  worden  sein  und  Jan  Ben- 
kelszoon  den  nach  ihm  benannten  konservirenden  Prozess  des 
Pökeins  erfunden  haben.  Da  die  Niederländer  nicht  wie  die 
Hanseaten  auf  den  richtigen  Punkten  an  Land  gehen  und  von 
da  aus  in  Booten  den  Fisch  auffangen  konnten,  so  mussten 
sie  grosse  dickbäuchige  Schiffe,  die  sogenannten  Büsen  oder 
JBeusen  (buizen)  bauen,  an  deren  Bord  dann  sofort  das  Ein- 
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pökeln   vorgenommen   wurde.    Dies  ist  das  unterscheidende 
Merkmal  der  hollandischen  Häringsfischerei  bis  auf  den  heutigen 
Tag  geblieben.   Mit  derjenigen  der  Hansa  aber  war  es  im 
wesentlichen  aus,  als  ihre  politische  Macht  über  die  nordischen 
Gewässer  und  Länder  erlosch ;  zumal  der  Häring  selbst  in  einer 
seiner  unberechenbaren  Launen  während  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts die  Ostsee  so  gut  wie  ganz  verliess  und  mit  der 
Kordsee  vertauschte.    Die  schottisch -nordenglische  und  die 
norwegische  Küste  wurden  seitdem  die  Ziele  seiner  Massen- 
Wanderungen  zur  Laichzeit.  Die  Niederlander  sogen  aus  dem 
Häringsfang  ihre  beste  Kraft,  um  sich  von  dem  finsteren  Joche 
Spaniens  zu  befreien  und  eine  kleine  Weile  die  Bolle  der  ersten 
Seemacht  Europa's  zu  spielen.  Denn  schutzlos  wie  damals  das 
Meer  jahraus  jahrein  auch  in  Friedenszeiten  war,  nöthigte  es 
die  Mannschaft  der  Häringsbüsen  beständig  mit  Wehr  und 
Waffen  auf  ihrer  Hut  zu  sein,  damit  nicht  ein  unerwarteter 
Kunde  ihnen  den  »Segen  c  abnahm,  bevor  sie  noch  den  Hafen 
erreicht  hätten  und  ohne  dafür  zu  bezahlen.  Bis  in's  siebzehnte 
Jahrhundert  hinein  war  der  europäische  Häringshandel  faktisch 
ein  niederländisches  Monopol.    Dann  erwachte  die  Eifersucht 
der  mächtigen  Nachbarvölker,  namentlich  der  Engländer;  Sir 
Walter  Baleigh  und  sein  Zeitgenosse  Tobias  Gentleman  hetzten 
ihre  Landsleute  um  die  Wette  auf,  während  patriotische  nieder- 
ländische Schriftsteller  so  unvorsichtig  waren,  die  bereichernde 
and  kräftigende  Bedeutung  dieses  Betriebszweigs  noch  ins  un- 
gemessene zu  Abertreiben.    Hatte  es  während  der  englisch- 
französischen Kriege  einmal,  am  Aschermittwoch  des  Jahres 
1429  in  der  Nähe  von  Orleans  eine  sogenannte  Harings-Schlacbt 
auf  dem  festen  Lande  gegeben,  als  nämlich  die  Franzosen  einen 
englischen  Lebensmittel-Transport  erfolglos  überfielen,  so  gab 
es  nun  eigentlicher  so  zu  nennende  Seeschlachten  um  den  Häring, 
wie  Blake's  Wegnahme  der  niederländischen  Häringsflotte  am 
22.  Juli  1652  auf  Oromweü's  Befehl.  Der  Härings-Neid  spielte 
das  ganze  Jahrhundert  hindurch  eine  beträchtliche  Rolle  bei 
den  Feindseligkeiten  Englands  und  Frankreichs  gegen  die  blühende 
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Handels-Republik,  bis  derselben  wenigstens  die  ebenbürtige 
Macht  glücklich  entwanden  war.  Im  achzehnten  Jahrhundert 
nahmen  wir  Deutsche  dann,  wenn  auch  nur  mit  dem  äussersten 
nordwestlichen  Zipfel  unseres  Landes ,  die  alte  feindselige  Kon- 
kurrenz wieder  auf.  Friedrich  der  Grosse  griff  der  Stadt  Emden 
mit  direkten  und  indirekten  Zuwendungen  auf  Staats-  oder 
Volks-Kosten  unter  die  Arme,  um  sie  in  den  Stand  zu  setzen 
den  einheimischen  Verbrauch  an  Hanngen  statt  der  Holländer 
zu  decken.  Das  alljährliche  Auslaufen  der  Büsen-Fiotte  aus 
der  Ems  beschreibt  Klopp  in  seiner  Geschichte  Ostfrieslands 
sehr  fröhlich.  Die  Blüthe  dauerte  jedoch  gerade  nur  so  lange, 
als  das  Treibhaus  geheizt  wurde;  dann  ging  der  ostfriesische 
Härings-Fang  wieder  ein.  Der  wesentlichste  und  verhältniss- 
mässig  dauerndste  Erfolg  —  Erfolg  im  Sinne  des  Urhebers  — 
war  der  gewesen,  dass  die  Niederländer  im  Jahre  1775  Prä- 
mien eingeführt  hatten,  um  ihre  Fischer  in  dem  Kampf  gegen 
König  Friedrichs  Verbote  und  Zuschüsse  an  die  Emdener  auf- 
rechtzuerhalten, die  sie  aber  zum  grossen  Nachtheil  des  Ge- 
werbes wie  der  Staatskasse  und  der  Steuerkraft  dea  Volks  auch 
dann  bestehen  Hessen,  als  der  unterstütze  Konkurrent  längst 
seinem  Schicksal  erlegen  war. 

Sie  gewannen  dafür  freilich  bald  einen  neuen  Grund.  Na- 
poleons immerwährende  Kriege  mit  England  und  seine  wahn- 
sinnige Kontinentalsperre  unterbrachen  den  niederländischen 
Häringsfang  hinreichend  lange,  um  den  Engländern  und  ins- 
besondere den  Schotten  einen  nachhaltigen  Vorsprung  zu  ver- 
schaffen. An  ihre  Küste  kam  der  Fisch  geschwommen:  warum 
sollten  sie  es  nicht  vor  Anderen  sein,  die  ihn  in  Massen  fingen, 
bearbeiteten  und  in  den  Welthandel  brächten?  Da  sie  dabei 
stets  in  Sicht  der  heimatlichen  Küste  und  beinahe  des  Hafens 
bleiben  konnten,  so  hatten  sie  sogar  manchen  Geschäfts vortheil 
vor  den  alten  Inhabern  des  Betriebes  voraus.  Sie  brauchten 
nur  kleine  Schiffe  und  wenig  Mannschaft;  das  kleinere  Schiff 
aber  gestattete  kleinere  Netze,  und  eine  für  den  Fang  ersprieß- 
lichere sanfte  Bewegung  des  Netzes  mit  dem  treibenden  Schiff. 
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Die  Holländer  hatten  allerdings  damals  noch  das  Gewerbs- 
gebeimnis8  des  Pökeins  ,  und  dauernd  die  Möglichkeit  gleich  auf 
dem  Schiffe  zu  pdkeln  voraus.  Ihr  Fang  wird  der  Sonne  gar 
nicht  ausgesetzt,  sondern  geht  aus  dem  Wasser  der  See  gleich 
in  das  Wasser  des  durchlässigen  Fischbehälters  im  Schiffsraum 
(der  sogenannten  Bunge)  über,  während  der  Fang  ihrer  Kon- 
kurrenten unvermeidlicher  Weise  mitunter  eine  gewisse  Zeit  nicht 
ausgeweidet  auf  dem  Lande  liegen  bleibt,  bevor  der  Zubereiter 
ihn  in  Behandlung  nimmt.  Auch  tritt  auf  der  holländischen 
Bfise  die  präservirende  Behandlung,  worauf  soviel  ankommt, 
fast  unverzüglich  ein,  während  am  schottischen  Strande  natür- 
lich allemal  schon  mehrere,  zuweilen  viele  Stunden  Zeit  seit  dem 
Fange  verstrichen  sind.  Aber  diese  Vortheile,  obwohl  nicht  ohne 
Werth,  sind  doch  zu  untergeordnet,  um  die  gegenüberstehenden 
Nachtheile  aufzuwiegen.  Der  Häring,  in  früheren  Jahrhunder- 
ten allgemein  geschätzt  und  beliebt,  hat  heute  viel  an  seinem 
relativen  Bange  auf  der  Stufenleiter  der  Delikatessen  und  Volks- 
gerichte verloren.  Er  muss  sehr  billig  sein,  um  auf  reichlichen 
Absatz  rechnen  zu  können.  Daher  hat  die  wohlfeile,  wenn  auch 
etwas  roher  behandelte  Massen -Lieferung  der  Schotten  und 
weiterhin  der  Norweger  sich  in  den  Besitz  des  Marktes  gesetzt, 
zumal  seitdem  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  den  Holländern 
auch  keinen  nennenswerthen  Vorsprung  für  die  Versorgung  kon- 
tinentaler Kunden  mehr  lassen.  Der  holländische  Häring  ist 
lediglich  noch  die  feinste  Sorte  des  Artikels,  figurirt  aber  in 
dem  Gesammtumsatz  mit  sehr  verschwindenden  Zahlen  — 
30  bis  40,000  Tonnen  jährlich  —  neben  dem  norwegischen  und 
dem  schottischen,  die  sich  zwischen  einer  halben  und  einer 
ganzen  Million  Tonnen  Ausfuhr  im  Jahre  zu  halten  pflegen. 
In  England  vertritt  ihn  der  Yarmouth-Bloater,  ein  schwach  ge- 
räucherter, halb  frischer  Häring,  der  für  den  Londoner  Markt 
nur  vierundzwanzig  Stunden  in  der  Behandlung  des  Zubereiters 
(eurer)  gewesen  sein  darf,  bevor  er  seine  Kundschaft  aufsucht. 

Der  bekannte  französische  Schriftsteller  und  radikale  Po- 
litiker Esquiros  (während  des  Krieges  Maire  oder  Präfekt  von. 
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Marseille)  hat,  als  er  noch  aus  dem  Exil  heraus  seine  stoff- 
reichen Skizzen  aus  dem  englischen  Leben  in  die  Revue  des 
Deitx  Mondes  schrieb,  einmal  folgende  gewiss  sehr  unbefangene 
Parallele  zwischen  der  englischen  und  der  niederländischen 
Seefischerei  gezogen:  > Während  der  britische  Seefischfang,  seit 
die  vergoldeten  Ketten  der  Staatsprämien  von  ihm  abgefallen 
sind,  mit  Riesenschritten  vorwärtsrückt,  ist  der  einst  so  be- 
rühmte holländische  Fischfang  unter  dem  Einfluss  der  empfan- 
genen öffentlichen  Unterstützungen  auf  dem  Flecke  stehen  ge- 
blieben, ja  zurückgegangen.  In  einer  Zeit,  wo  Billigkeit  das 
oberste  Gesetz  aller  Wirthschaftsbetriebe  ist,  kann  eine  Pro- 
duktion, die  stolz  und  träge  blos  von  ihrem  alten  Ruhme  zehrt, 
sich  unmöglich  behaupten.  Der  holländische  Häring,  dieser 
Patrizier  unter  seines  Gleichen,  auf  dem  Weltmarkt  von  einem 
Emporkömmling  minder  vornehmen  Ursprungs  und  minder  zarten 
Geschmackes,  aber  wohlfeileren  Preises  bedrängt,  vermag  die 
Konkurrenz  nicht  mehr  auszuhalten.  Aristokratisch  theuer, 
sieht  sich  der  holländische  Häring  zwar  nicht  ganz  verschmäht, 
aber  in  einen  engen  Absatzkreis  gebannt  Die  englische 
Fischerei  gedeiht  —  die  niederländische  nimmt  Jahr  auf  Jahr 
in  der  Zahl  der  Schiffe  ab,  erdrückt  von  ihren  goldenen  Fes- 
seln, die  Sklavin  ihres  Ruhms,  ihrer  Privilegien  und  Prämien. 
Wer  hätte  früher  gedacht,  dass  dieses  grosse  weltberühmte  Ge- 
werbe eines  Tags  unter  dem  Gewicht  seiner  vergangenen  Grösse 
zu  Boden  sinken  werde  ?c 

Zur  Zeit  der  Blütbe  des  holländischen  Häringsfangs  sind 
es  nicht  Hunderte,  sondern  Tausende  von  Büsen,  wovon  uns 
die  statistischen  Mythen  melden;  und  wenn  auch  Uebertrei- 
bung  in  ihnen  steckt,  so  doch  jedenfalls  immer  noch  mehr 
Wahrheit  als  erfundene  Zugabe.  Gegenwärtig  erreicht  die  Zahl 
der  dem  eigentlichen  Häringsfang  an  der  schottischen  Küste 
gewidmeten  Schiffe  noch  nicht  hundert,  die  Mehrzahl  der  Be- 
nennung aber  soll  nach  offiziellen  niederländischen  Angaben 
aus  Deutschen  bestehen,  so  dass  man  deshalb  dort  auch  das 
Argument  des  Werths  solcher  Fischerei  für  die  rationale 
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Kriegsmarine  nur  sehr  eingeschränkt  gelten  lassen  will.  Seit 
1857  sind  indessen  sowohl  die  Prämien  als  das  Verbot  der 
Einfuhr  fremder  Häringe  aufgehoben.  Die  eigene  Fischerei  hat 
seitdem  weder  ab-  noch  zugenommen,  wohl  aber  die  Ausfuhr 
um  ein  Drittel  zu-,  so  dass  entsprechend  viel  schottischer  oder 
norwegischer  Fang  eingeführt  und  der  altberühmten  hollandischen 
Behandlung  unterworfen  sein  muss. 

Kann  es  hiernach  nun  wohl  verlohnen,  in  diesen  Betrieb 
mitwerbend  einzutreten  ?  Wenn  wir  etwa  die  Schatten  der  einst 
ans  dem  europäischen  Häringshandel  verdrängten  alten  Hansa- 
Kaufleute  oder  Friedrichs  des  Grossen  zürnende  Manen  an  den 
Niederländern  rächen  zu  müssen  glauben,  so  ist  uns  die  Ge- 
schichte bereits  damit  zuvorgekommen:  sie  haben  längst  an 
andere  Völker  abtreten  müssen,  was  sie  uns  einst  abgejagt,  und 
wenn  sie  das  Geschäft  in  kaum  dem  zehnten  Theil  seines  ein- 
stigen absoluten,  nicht  einmal  relativen  Umfanges  gleichwohl 
noch  fortsetzen,  so  ist  gar  sehr  die  Frage,  ob  dies  aus  der  wohl- 
bekannten konservativen  Zähigkeit  ihrer  Natur  oder  aus  guter 
vernünftiger  Berechnung  geschieht.  Ihren  kleinen  Antheil  am 
Häringsgeschäft  der  Welt  könnten  wir  allerdings,  zwar  schwer- 
lich ganz  an  uns  ziehen,  denn  dazu  sind  sie  sowohl  zu  reich 
wie  zu  zähe,  aber  doch  schmälern;  dagegen  erscheint  es  durch- 
aus hoffnungslos,  mit  Schotten  und  Norwegern  rivalisiren  wollen, 
denen  der  Fisch  von  selbst  millionenweise  ins  ausgespannte  Garn 
geschwommen  kommt.  Wir  könnten  an  so  entlegenem  Strande 
nur  mit  gleich  grossen  und  festen  Schiffen  wie  die  Holländer, 
folglich  unter  den  daraus  folgenden  ungünstigeren  Bedingungen 
fischen;  unser  Augenmerk  müsste  daher,  wie  das  ihrige,  auf 
besonders  sorgfaltige  Behandlung  der  Waare  gerichtet  sein. 
Um  von  den  40,000  Tonnen,  welche  die  Holländer  in  verschie- 
denen Welttheilen  absetzen,  etwa  die  Hälfte  liefern  zu  können, 
müssten  wir  uns  eine  ganz  neue  Art  von  Schiffen  und  Netzen 
zulegen,  unsere  Seeleute  einen  neuen  und  schwierigen  Fang- 
betrieb sich  aneignen,  der  Staat  Beamte  auf  Beisen  schicken, 

Zuschüsse  gewähren,  Kriegs-  und  Hospital-Schiffe  mit  aussenden, 
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wohl  gar  auch  die  fertige  Waare  mit  der  Brandmarke  stempeln, 
—  müsste  möglicher  Weise  selbst  das  deutsche  Publikum  Zumu- 
thungen über  sich  ergehen  lassen  wie  einst  aus  gleichem  Grunde 
das  niederländische,  als  die  Häringsfischer  vorschlugen,  man  solle 
in  den  öffentlichen  Anstalten  des  Landes  zwangsweise  zweimal 
in  der  Woche  Häring  auf  den  Tisch  bringen!  Indessen  wie 
das  alte  Sprichwort  sagt:  man  soll  nicht  eher  Häring  rufen, 
als  bis  man  ihn  hat,  —  und  soweit,  mögen  wir  hoffen,  ist  es  mit 
der  künstlichen  und  gewaltsamen  Wiederbelebung  des  Härings- 
fangs  denn  doch  noch  nicht. 

Eher  als  hiervon  könnte  noch  von  Bemühungen  die  Eede 
sein,  dem  Thranthierfang  wieder  ordentlich  auf  die  Beine  zu  helfen. 
Dieser  ist  doch  im  vorigen  und  in  diesem  Jahrhundert  von  den 
Nordsee-Häfen  aus  ohne  Staatsunterstützung  ziemlich  ausgedehnt 
betrieben  worden;  ja  von  der  Weser  aus  fahren  seit  einigen 
Jahren  wieder  regelmässig  Dampfschiffe  ins  nördliche  Eismeer, 
um  Robben  zu  schlagen.  Aber  die  Übeln  Erfahrungen,  welche 
die  etwa  gleich  lange  bestehende  Dänische  Fischerei-Gesellschaft 
in  Kopenhagen  trotz  der  energischen  und  geschickten  Führung 
des  aus  dem  Kriege  von  1864  bekannten  Kapitän  Hammer 
gemacht  hat,  schrecken  von  dieser  Spur  doch  stärker  ab,  als 
das  Glück  einzelner  beharrlicher  norwegischer  Schiffskapitäne,  wie 
z.  B.  des  weithin  bekannten  Svend  Foyn  von  Tönsberg  anlocken 
könnte.  Die  Verdrängung  aller  europäischen  Nationen  aus  dem 
Wallischfang  der  sogenannten  Südsee  durch  die  Nordamerikaner, 
in  je  stärkerem  Kontrast  sie  zu  der  sonstigen  Ucberflügelung 
der  letzteren  in  Rhederei  und  Schiffsbau  durch  Engländer  und 
Deutsche  steht,  beweist  desto  einleuchtender,  dass  hier  geogra- 
phische Bedingungen  walten,  für  deren  Neutralisirung  die 
Schnelligkeit  und  Pünktlichkeit  der  Dampfschifffahrt  nicht  völlig 
hinreicht.  Die  wiederaufgenommenen  Robben-  und  Walross- 
Jagden  im  nördlichen  Eismeer  sind  von  Interesse  für  die  gegen- 
wärtig so  gespannt  in  diese  geheimnissvollen  Regionen  blickende 
Naturwissenschaft,  und  haben  ihr  bereits  eine  gelegentliche 
kleine  Ausbeute  mit  heimgebracht.  Aber  sie  werden  schwerlich 
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sobald  umfänglich  genug  werden,  um  Massen  von  Matrosen  zu 
beschäftigen,  und  folglich  auf  den  Unternehmungsgeist  unserer 
Küstenbevölkerung  belebend  einzuwirken,  das  menschliche  Ma- 
terial der  Flotte  merklich  zu  verbessern. 

Wie  die  ständigen  Leser  dieser  Zeitschrift  aus  früheren 
Besprechungen  wissen,  kultivirt  Frankreich  noch  gegenwärtig 
den  Fischfang  auf  hoher  See,  insbesondere  die  Stockfisch-Be- 
reitung auf  Neufundland  mit  einem  ausgebildeten  System  von 
Staats-Prämien,  während  die  Niederlande  das  ihrige  von  andert- 
halb, England  das  seinige  sogar  schon  vor  vier  Jahrzehnten 
abgeschafft  hat.  Es  hat  desshalb  freihändlerische  Organe  in 
der  That  verwundern  können,  wenn  sonst  einsichtige  preussische 
Beamte  dem  deutschen  Reich  zumuthen  wollten,  auf  dem  Ge- 
biet des  Seefischfangs  in  Frankreichs  einsame  Fusstapfen  zu 
treten.  Aber  es  wird  nicht  nöthig  sein,  die  Unwirksamkeit  und 
Verderblichkeit  von  Prämien  für  diesen  Zweck  nochmals  des 
Näheren  auseinanderzusetzen.  Es  genügt  hier  rekapitulirend  an- 
zuführen, dass  Briten  und  Holländer  die  Seefischerei-Prämien 
nicht  etwa  abgeschafft  haben,  weil  sie  den  Dienst  geleistet 
hätten,  den  man  von  ihnen  erwartete,  sondern  weil  man  sich 
überzeugen  musste,  dass  sie  gar  keine  erwünschten  Dienste  zu 
leisten  vermochten,  vielmehr  statt  dessen  nur  den  Erwerbssinn 
der  Fischer  in  eine  falsche  Richtung  zu  lenken,  nämlich  auf 
den  Fang  von  Prämien  statt  von  Fischen;  sowie  andererseits, 
dass  die  Franzosen  trotz  der  besseren  Einsicht  einzelner  Mini- 
ster (wie  cTArgout  im  Anfang  der  dreissiger  Jahre)  und  selbst- 
verständlich seiner  Nationalökonomen  (s.  Horace  Say  im  Die- 
tiotmaire  de  VEconomie  Politique)  wesentlich  aus  denselben  Grün- 
den den  Staatszopf  der  Prämien  noch  schleppen,  aus  welchen  sie  sich 
bisher  von  keinem  noch  so  handgreiflichen  Irrthum  und  Trug- 
schluss  der  Schutzzoll-Theorie  haben  losmachen  wollen,  d.  h. 
vor  allem  aus  wahnsinnigem  Nationaldünkel,  der  sie  glauben 
macht,  in  England  oder  Deutschland  könne  keinerlei  Wahrheit 
fftr  Frankreich  aufgefunden  werden.  Wer  an  dieser  geflissent- 
lichen Selbstverblendung  theilbaben  will,  der  beantrage  beim 
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deutschen  Reich  Seefischerei -Prämien.  Dann  erst,  wann  dies 
wirklich  geschehen,  wird  es  an  der  Zeit  sein,  die  Ergebnisse 
englischer  und  holländischen  Untersuchungen  sammt  der  aus 
den  Thatsachen  selbst  hervorgehenden  Kritik  der  französischen 
Praxis  einem  deutschen  Publikum  nochmals  vorzuführen. 

Von  der  Lieblings-Idee  des  Abgeordneten  Harkort,  den 
Fluthhäfen  auf  den  unserer  Küste  vorgepflarizten  Inseln  als  Zu- 
flucht für  unvermutet  vom  Sturme  Überfallene  Bootfischer,  ist 
nicht  viel  mehr  zu  sagen,  als  dass  sie  mit  der  Hochsee- 
Fischerei  wenig  zu  thun  haben.  Selbst  für  die  Ewer-  nnd 
Schaluppen-Fischer  der  Norssee  aber  möchte  noch  wichtiger  als 
diese  Zufluchtsh&fen  der  Bath  sein,  welchen  der  Direktor  der 
Norddeutschen  Seewarte  zu  Hamburg  in  seinem  letzten  Jahres- 
bericht ertheilt  hat:  der  gesammten  Fischer-Bevölkerung  der 
Küste  regelmässig  telegraphische  Sturmwarnungen  zukommen 
zu  lassen.  Ein  schweres  Unwetter,  das  im  vorigen  Jahre  die 
darauf  nicht  eingerichtete  Fischer-Flotte  Nordervey's  ganz  un- 
vermuthet auf  offener  See  überfiel,  hätte  nach  seiner  Andeutung 
vermieden  werden  können,  wenn  von  Hamburg  dorthin  die  tele- 
graphisch empfangene  Londoner  Wetter-Nachricht  telegraphirt 
worden  wäre.  Dazu  bedarf  es  allerdings  ständiger  Telegraphen- 
Verbindungen  aller  dieser  Inseln  mit  dem  Festlande.  Diejenige 
welche  zu  Kriegszwecken  hergestellt  worden  ist,  muss  zu 
effektiv  noch  viel  wichtigeren  Friedenszwecken  hergestellt  werden. 
Namentlich  sind  die  Anstalten  zur  Rettung  Schiffbrüchiger, 
welche  in  Deutschland  gleichwie  in  England  freie  Vereinigung 
praktischer  Menschenfreunde  geschaffen  hat,  so  lange  lückenhaft, 
wie  der  Staat  als  Inhaber  des  Telegraphen-Monopols  diese  seine 
Pflicht  nicht  erfüllt  hat.  Er  hat  es  allerdings  mit  den  Pflichten 
gegen  den  maritimen  Verkehr  bisher  überhaupt  sehr  lau  und 
leicht  genommen.  Was  z.  B.  die  nächtliche  Erhellung  des 
Seefahrwassers  durch  Leuchttürme  und  Leuchtschiffe  betrifft, 
so  steht  Deutschland  darin  hinter  allen  europäischen  Ländern, 
selbst  hinter  der  Türkei  zurück.  Wie  der  Kriegsmarine  ein 
Roon  fehlt,  trotzdem  dass  der  Roon  des  preussischen  und  deut- 
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sehen  Heeres  nominell  zugleich  Marine-Minister  ist,  so  ver- 
missen die  nautischen  Interessen  im  allgemeinen  noch  den 
Delbrück  oder  Stephan,  der  sie  so  fördere  und  ordne,  wie 
diese  Männer  das  Landverkehrswesen  in  Deutschland  nach  den 
hauptsächlichsten  Richtungen  hin  geregelt  haben  oder  gegen- 
wärtig regeln« 

Wenn  indessen  neben  der  Ausspannung  der  Telegraphen- 
Drähte  über  alle  ost-  und  westfriesischen,  mecklenburgischen, 
pommerschen  und  preussischen  Inseln  und  Küstenpunkte  auch 
so  viel  Zufluchtshafen  für  fischende  Boote  gebaut  werden,  wie 
der  Abgeordnete  Harkort  selbst  nur  immer  wünschen  mag,  so 
ist  damit  für  eine  durchgreifende  Hebung  des  deutschen  See- 
fisch fangs  doch  noch  so  gut  wie  nichts  gethan.  Worauf  es 
umgekehrt  eigentlich  ankommt,  ist  gerade,  den  deutschen 
Fischern  jenen  kümmerlichen  alten  Betrieb  zu  verleiden,  in 
welchem  sie  stecken  geblieben  sind.  Ja,  wäre  die  Wirkung 
nur  sicher,  so  müsste  man  sich  aus  diesem  Grunde  sogar 
gegen  die  Zufluchtshäfen  erklären;  denn  mit  den  Schönwetter- 
Fahrzeugen,  auf  welche  diese  Anlagen  berechnet  sind,  wird  der 
Fischfang  nie  grossartig  und  blühend  werden.  Er  wird  es 
auch  schwerlich  durch  die  Leute  werden,  welche  gegenwärtig 
in  Schaluppen  und  Ewern  dem  Angel-  oder  Netz -Fischfang 
obliegen,  wenigstens  nicht  durch  die  erwachsene  Generation. 
Die  Fischer  von  Norderney,  der  wichtigsten  unter  den  in  Be- 
tracht kommenden  Nordsee-Inseln,  werden  durch  den  bequemen 
and  ergiebigen  Verdienst  der  Seebadewirthschaft  zu  sehr  ver- 
wöhnt, um  sich  rauher  und  gefahrvoller  Seefahrt  auszusetzen; 
die  Ewer-Fischer  der  Elb-Inseln  haben  ebenfalls  ein  Nebenge- 
werbe wahrzunehmen,  das  sie  abgeneigt  machen  würde  sich 
allzuweit  von  der  Küste  zu  entfernen,  auch  wenn  ihre  Schifte 
danach  zugeschnitten  wären,  die  heimliche  und  unerlaubte  Plün- 
derung gestrandeter  verlassener  Kauffahrteischiffe.  Was  aber 
die  übrigen  bisher  nicht  fischenden  Bestandteile  der  Küsten- 
bevölkerung betrifft,  so  scheuen  manche  derselben  die  salzige, 
balkenlose  See  überhaupt.   Wer  aber  auch  Matrose  werden  will 
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oder  geworden  ist,  für  den  ist  der  Dienst  auf  einer  Fischer- 
Bmack  doch  noch  nicht  gleichbedeutend  mit  dem  auf  einem 
Handelsschiff.  Auf  diesem  heisst  er  zwar  auch  ungefähr  60  viel 
wie  zehn  oder  elf  Monate  in  See  und  ein  bis  zwei  Monate  im 
Hafen,  viel  Arbeit,  Plage  und  Ungemach,  —  aber  eine  so  be- 
ständige harte  Anstrengung  und  Entbehrung  wie  das  Fischer- 
leben schliesst  der  Dienst  des  Handelsmatrosen  doch  nicht  ein. 
Es  ist  nicht  umsonst,  dass  die  Fischerleute  sich  in  allen  Län- 
dern den  Ruf  der  besten  Seeleute  erworben  haben:  ihre  Er- 
ziehung und  unaufhörliche  üebung  ist  danach  beschaffen.  Aber 
dieser  Ruf  gilt  nur  von  echten  Hochseefischern,  nicht  von 
solchen  Lungerern,  wie  der  Badegast  sie  auf  Helgoland  oder 
Norderney  am  Strande  auf  sich  warten  sieht,  um  ihm  eine 
Schaluppenfahrt  anzubieten,  oder  wie  sie  uns  bequemlich  mit 
der  Angel  bei  ruhiger  See  die  schönen  grossen  Schellfische  und 
Dorsche  fangen. 

Unter  den  verschiedenen  Arten  der  Hochsee-Fischerei  ist 
es  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  der  Grundnetzfang,  was  die 
seemannsbildende  Kraft  dieses  Betriebes  am  ausgiebigsten  ent- 
wickelt. Der  Thranfischfang  erlegt  zeitweise  gleiche  oder  noch 
grössere  Anstrengungen  auf  und  fordert  ausserdem  im  Kampfe 
mit  mächtigen  Thieren  alle  kriegerischen  Eigenschaften  des 
Mannes  heraus;  aber  er  macht  erfahrungsmässig  mehr  wild 
und  roh  als  einfach  mannhaft,  wenigstens  in  den  entlegneren 
Gewässern  des  Stillen  Meers,  weil  die  Mannschaft  da  jahrelang 
dem  mildernden  Einfluss  der  Zivilisation  entrückt,  und  doch 
häufig  geraume  Zeit  einem  Hafen-Müssiggang  überlassen  ist, 
der  inmitten  einer  schwächeren  halbbarbarischen  Rasse  alle 
thierischen  Triebe  in  ihr  entwickelt.  Auch  bei  der  Stockfisch- 
Bereitung  auf  Neufundland  machen  sich  die  üblen  Wirkungen 
langen  Stillliegens  am  Lande  beträchtlich  fühlbar.  Der  nor- 
wegische und  schottische  Häringsfang  ist  kaum  echte  Hochsee- 
fischerei: die  Boote  bleiben  der  Küste  zu  nahe,  die  Seefahrt 
wird  zu  oft  und  lange,  und  gerade  bei  rauherem  Wetter  unter- 
brochen.  Dagegen  die  meist  ein-  oder  mehrwöchigen  Fahrten 
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äer  Grundnetz-Smacks,  welche  kaum  jemals  irgend  ein  Wetter 
unterbricht  und  die  die  ganze  Nordsee  als  ihr  Revier  behan- 
deln, auf  denen  die  glattesten  und  ergiebigsten  Fischgründe 
aufzusuchen,  —  sie  scheinen  das  realisirte  Ideal  einer  tüchtig 
ausbildenden  und  übenden  Art  von  Seefischfang  darzustellen. 

Das  bestätigt  denn  auch  die  britische  Erfahrung,  die 
einzige  welche  bis  jetzt  zu  Rathe  gezogen  werden  kann,  weil 
in  Grossbritannien  alle  verschiedenen  seemännischen  Laufbahnen 
neben  einander  bestehen.  Eine  Huller  Smack,  deren  Eigen- 
tümer im  Jahre  1864  vor  dem  königlichen  Untersuchungsaus- 
schuss  (Jatnes  Caird,  Shaw  Lefebvre  und  Professor  Huxley) 
erschien,  hat  einmal  binnen  14  Tagen  23  Seeleute  von  ge- 
strandeten Schiffen  gerettet.  Ein  anderer  Fischerei-Rheder  in 
Hull,  W.  J.  Markcrow,  sprach  sich  vor  diesem  Ausschuss 
folgendermaassen  aus:  »Es  giebt  keine  besseren  Seeleute  in  der 
Welt  als  die  Grundnetzfischer.  Ich  habe  Schiffskapitäne  genug 
gekannt,  welche  sie  den  besten  Handelsmatrosen  vorzogen.  Sie 
sind  weit  muthiger  und  sie  ertragen  grossere  Entbehrungen  und 
Anstrengungen.  Wenn  sie  ein  Schiff  in  Noth  sehen,  werden 
sie  ihm  in  ihren  kleinen  Booten  anch  noch  bei  einem  Wind 
und  Seegang  zu  Hilfe  eilen,  wo  keine  Kauffahrtei-Mannschaft 
ihr  Schiff  verlassen  würde.  Da  sie  unaufhörlich  in  See  sind, 
so  gut  wie  nie  vor  irgend  einem  Wetter  den  Hafen  suchen, 
so  sind  sie  stets  zur  Stelle,  um  dort  noch  Rettungsdienste  zu 
leisten,  wohin  alle  Rettungsanstalten  nicht  im  Stande  sind  zu 
reichen. <  So  kurz  das  Leben  der  deutschen  Grundnetzfischerei- 
Gesellschaften  gewesen  ist,  hat  es  doch  hingereicht,  sie  die 
Wahrheit  dieser  Angaben  bestätigen  zu  lassen.  Drei-  oder 
viermal  haben  Kutter  der  Bremer  Gesellschaft  Schiffbrüchigen 
eine  hilfreiche  Hand  zu  bieten  vermocht,  welche  sie  in  offener 
See  auf  einem  Wrack  schwimmend  antrafen,  und  welche  daher 
ohne  ihre  Dazwischenkunft  geringe  Aussicht  gehabt  hätten,  von 
irgend  einem  heilen  Schiff  oder  Boot  aufgenommen  zu  werden. 

Es  kann  sich  demnach  nur  fragen,  ob  ein  so  stählender, 
gemeinnütziger,  vom  humanen,  nationalen  und  ökonomischen 
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Standpunkt  gleich  sehr  zu  wünschender  Betrieb  hinlänglich  loh- 
nend gemacht  werden  kann,  um  sich  ohne  fremdes  Zuthun  auf 
die  Dauer  selbst  zu  erhalten.  Denn  wenn  dafür  keine  Aussicht 
vorhanden  ist,  sind  freilich  alle  Bemühungen  nutzlos.  Prämien 
und  andre  künstliche  Veranstaltungen  können  einen  Betrieb 
nicht  flott  erhalten,  der  sich  nicht  aus  eigener  Kraft  über 
Wasser  erhält. 

In  England,  das  steht  fest,  blüht  die  auch  dort  noch 
keineswegs  sehr  alte,  wenigstens  in  ihrer  allgemeinen  Ver- 
breitung leidlich  junge  Grundnetzfischerei  gegenwärtig  so,  wie 
nur  irgend  ein  Gewerbe.  Sie  gedeiht  dort  im  Grossbetrieb  wie 
im  Kleinbetrieb.  Für  den  ersteren  zeugt  u.  a.  das  bekannte 
Londoner  Geschäft  Betritt  und  Co.%  das  eine  ganze  Trawler- 
Flotte  auf  dem  Wasser  hat,  welcher  durch  eigne  grosse  Dampfer 
den  Eisvorrath  beständig  erneut  und  der  Fang  abgeholt  wird. 
Eine  gewisse  Grösse  müssen  diese  Verbindungs-Dampfer  haben,  weil 
auf  kleineren  wegen  der  Nähe  der  arbeitenden  geheizten  Maschine 
das  Eis  zu  rasch  schmilzt  und  auch  nicht  genug  Fisch  unter- 
gebracht werden  kann.  Die  Smack-Rheder  von  Huü  und  Grimsby, 
welche  den  Kleinbetrieb  reprasentiren ,  helfen  sich  daher  so, 
dass  sie  gemeinschaftlich  einen  besonders  schnellsegelnden  Kutter 
mit  8—10  Tons  Eis  befrachtet  an  die  sich  deswegen  möglichst 
zusammenhaltende,  einem  >Admiral<  gehorchende  Trawler-Flotte 
absenden,  und  durch  diesen  dann  auch  den  gefangenen  Fisch 
nach  Billingsgate,  dem  grossen  Londoner  Fischmarkt  befördern 
lassen.  Diese  kleinen  Fischerei-Rheder  der  englischen  Nordsee- 
köste  sind  aber  durchaus  nicht  etwa  alle  von  Haus  aus  Kapi- 
talisten oder  Kaufleute.  Viele  von  ihnen  haben  von  der  Pike 
auf  gedient.  Einer  dieser  Emporkömmlinge,  Thomas  Halfyard 
von  Hull,  gab  dem  Untersuch ungsausschuss  von  1864  die  Ver- 
sicherung, jeder  nüchterne,  sparsame  und  ordentliche  Grund- 
netzfischer habe  im  allgemeinen  Aussicht,  es  mit  der  Zeit  zu 
einem  eigenen  Schiffe  zu  bringen.  Von  sich  selbst  erzählte  er 
diesen  Prozess  schlicht  und  derbe  so:  >Ich  war  zuerst  Schiffs- 
junge, dann  wurde  ich  Matrose,  dann  Kapitän,  und  zuletzt 


Digitized  by  Google 


Schiffseigenthümer.  Ich  begann  mit  einer  halben  Smack,  be- 
kam dann  eine  ganze,  und  jetzt  habe  ich  drei  oder  vier  frei 
von  allen  Schulden  der  Welt.<  Die  Kommissare  fragten  ihn 
darauf  noch,  ob  er  fernere  Ersparnisse  in  gleicher  Weise  anlegen 
werde,  und  er  antwortete:  »Ja;  ich  denke  nicht  daran,  mein 
Geld  in  anderer  Weise  zu  verwenden;  doch  ich  hoffe,  ich  kann 
mich  eines  Tages  ganz  zurückziehen  und  von  meinen  Renten 
leben.  < 

Eine  Smack  mit  Grundnetz  pflegt  fünf  Mann  mitzunehmen, 
den  Kapitän,  zwei  Matrosen  und  zwei  Schiffsjungen.  Der  Rhe- 
der liefert  ihnen  die  Lebensmittel,  aber  nur  als  Auslage,  die 
er  von  ihren  Gewinnanteilen  bei  der  Abrechnung,  welche  alle 
f&nf  bis  sechs  Wochen  zu  erfolgen  pflegt,  wieder  einzieht.  Der 
Kapitän  erhält  in  der  Regel  elf  Vierundsechszigstel  jeder 
der  beiden  Matrosen  neun  Vierundsechszigstel  (•/*)  des  Ertrages, 
so  dass  für  den  Rheder  zur  Erhaltung  den  beiden  Jungen  in 
Zeug  und  Nahrung,  Ausbesserung,  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Schiffes  funfunddreissig  Vierundsechszigstel  (M/M)  übrig 
bleiben.  Bei  solcher  Vertheilung  ist  es  nicht  selten,  dass  ein 
Matrose  sich  auf  hundert  Pfund  Sterling  im  Jahre  steht,  seinen 
Lebensunterhalt  vorabgezogen.  Den  Kapitän  setzen  oft  die 
Ersparnisse  weniger  Jahre  in  den  Stand,  dem  Rheder  oder  Schiff- 
bauer das  Schiff  abzukaufen  und  dann  auf  eigene  Rechnung  die 
Fahrt  fortzusetzen.  Die  Smack  kostet  durchschnittlich  acht- 
hundert bis  tausend  Pfund;  es  kommt  häufig  genug  vor,  dass 
ihre  Jahresausbeute  an  diese  Summe  nahe  hinanreicht. 

.  Es  erscheint  hiernach  an  sich  ziemlich  einerlei,  welche 
Form  für  die  Einbürgerung  der  Grundnetzfischerei  in  Deutsch- 
land gewählt  werde,  Grossbetrieb  oder  Kleinbetrieb,  Einzelbetrieb 
oder  GesellschaftBbetrieb  in  dessen  verschiedenartigen  Gestalten. 
Von  einem  rein  theoretischen  Standpunkt  aus  kaun  man  aller- 
dings behaupten,  da  die  Fischerei  zu  den  sogenannten  okkupa- 
torischen  Gewerben  gehöre,  so  eigne  sich  für  sie  im  Grunde 
auch  nur  dieselbe  Art  gesellschaftlichen  Betriebes  wie  sie  für 
den  Bergbau  gilt,  mit  alljährlichen  Zubussen  in  dem  erforder- 
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liehen  Betrag  anstatt  mit  einem  vorabeingezahlten  festen  Anlage- 
Kapital,  die  sogenannte  Gewerkschaft.  In  der  Praxis  aber 
kommen  neben  den  abstrakten  Gesichtspunkten  immer  auch  noch 
die  konkreten  der  Zeit,  des  Ortes  und  der  heranzuziehenden 
Menschen  in  Betracht,  welche  dann  jene  mitunter  nicht  un- 
wesentlich modifiziren.  Dies  dürfte  namentlich  für  die  erste 
Verpflanzung  einer  ganz  neuen  technischen  und  ökonomischen 
Betriebs-Methode  nach  einem  Lande  gelten.  Hätte  der  Ge- 
danke, die  britische  Grundnetzfischerei  unter  uns  anzusiedeln, 
auf  gewerkschaftliche  Unternehmung  warten  sollen,  er  existirte 
noch  heute  vermuthlich  blos  im  Reiche  des  Ideals.  Nicht  allein, 
dass  die  juristische  Möglichkeit  der  Anwendung  dieser  Ge- 
sellschaftsform bis  heute  fehlt:  es  fehlt  auch  im  Beginn  fast 
nothwendig  derjenige  Grad  überwiegenden  oder  ausschliesslichen 
geschäftlichen  Interesses  an  der  Sache  in  einzelnen  Kapitalisten, 
der  zu  den  Voraussetzungen  der  Gründung  einer  Gewerkschaft 
gehört.  Aus  einem  ähnlichen  Grunde  wäre  es  für  den  Anfang 
gänzlich  hoffnungslos  gewesen,  hätte  man  auf  die  Entstehuug 
von  Genossenschaften  unter  den  Fischern  selbst  warten  wollen. 
Diese  Leute  waren  viel  zu  unwissend  und  stumpf,  um  zu  wissen, 
was  ihrem  Betriebe  mangelte.  Sie  machten  sich,  als  die  Grund- 
netz-Smack  ohne  Bunge  zuerst  erschien,  mit  ganz  gleichwerti- 
gem Witze  über  dieses  unmögliche  Fischerfahrzeug  lustig,  wie 
ihre  alten  Abnehmerinnen,  die  Hamburger  und  Bremer  Fisch- 
weiber über  den  >todten  Fische  im  Gegensatz  zu  dem  so- 
genannten lebendigen,  in  Wahrheit  aber  kranken  und  sterbenden, 
mit  welchem  sie  hausiren  gingen  oder  sassen.  Wie  Fisch weiber 
und  Fischer,  so  mussten  auch  die  Kapitalisten  in  Deutschland 
zum  Glauben  an  das  neue  Verfahren  erst  erzogen  werden.  Das 
konnte  füglich  nur  in  der  Form  der  Aktiengesellschaft  gesche- 
hen, die  ihren  Kapitalbedarf  aus  sehr  kleinen  persönlichen  Ri- 
sikos zusammensetzt,  und  folglich  einer  Situation  entspricht,  in 
welcher  das  öffentliche  Vertrauen  in  einen  gewissen  neuen  Ge- 
schäftszweig noch  schwach  und  zart  ist;  es  konnte  minder  gut 
in  der  Form  der  Kommanditgesellschaft  geschehen,  so  lange 
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wenigstens  der  Fall  nicht  eintreten  wollte,  dass  einer  der  gei- 
stigen Urheber  oder  Beförderer  der  Idee  zufallig  auch  in  der 
Verfassung  war,  sich  ihrer  Verwirklichung  geschäftlich  ganz  zu 
widmen. 

Welche  höhere  Bürgschaft  eine  strengere  und  schwierigere 
Form  der  Vergesellschaftung  für  beharrliche  Durchführung  des 
Planes  dargeboten  haben  würde,  braucht  darum  nicht  verkannt 
zu  werden.  Aber  selbst  in  diesem  Augenblick  noch,  wo  die 
Schiffe  der  Bremer  und  der  Hamburger  Gesellschaft  unter  den 
Hammer  gebracht  werden  müssen,  lässt  sich  bei  einem  unbe- 
fangenen Rückblick  auf  die  Entwicklung  der  Sache  kaum  be- 
weisen, dass  die  ersten  Unternehmer  übel  gethan  hätten  die 
Ausführung  nicht  an  härtere  Bedingungen  zu  knüpfen  —  strenger 
bindende  und  stärker  heranziehende  Gesellschaftsform  oder  min- 
destens ein  namhaft  grösseres  Kapital.  Denn  trotz  einer  Häu- 
fung von  Schwierigkeiten,  welche  sich  so  kaum  voraussehen 
Iiess,  und  trotzdem  dass  schliesslich  die  Katastrophe  eines 
grossen  Krieges  mitten  in  dem  ersten  Hoffnungsschimmer  win- 
kenden Erfolgs  über  die  Unternehmung  hereingebrochen  ist, 
hat  dieselbe  nun  doch  hinreichende  Aufmerksamkeit  auf  die 
Sache  gelenkt,  um  zu  verhüten,  dass  sie  alsbald  gänzlich 
wieder  von  nnserm  Strande  verschwinde.  Die  Fortführung 
könnte  jäst  augenscheinlich  ungleich  sicherer  in  der  Form  der 
Aktiengesellschaft  geschehen,  als  die  erste  Anbahnung;  die 
Lehrjahre  sind  ja  überstanden.  Aber  wenn  dafür  den  kapital- 
anlegenden Börsen  die  nötbige  Müsse  und  Freiheit  des  Kopfes 
mehr  noch  als  die  materielle  Möglichkeit  fehlt,  so  gibt  es 
wohl  auch  noch  andere  Wege,  völlige  Verschleuderung  der  vor- 
handenen Keime  zu  verhüten. 

Das  hohe  Interesse  der  Marine  an  entwickelter  Grund- 
netzfischerei steht  fest.  Es  ergibt  sich  aus  der  Sache,  und  in 
den  Beihen  der  deutschen  See-Offiziere  wird  es  auch  empfunden 
und  emphatisch  anerkannt.  Nichts  ist  so  wichtig  für  die' 
Diensttüchtigkeit  einer  Flotte  wie  das  menschliche  Material, 
weil  es  weder  für  Geld  noch  selbst  in  dem  volkreichsten  Lande* 
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einfach  durch  Zwangsaushebung  zu  haben  ist,  wenn  die  Be- 
schäftigungen der  Bevölkerung  es  nicht  hinlänglich  zubereiten, 
d.  h.  seefest  zur  Verfügung  stellen ;  daher  das  Marine-Interesse 
rechtmässiger  und  nothgedrungener  Weise  auch  im  Frieden  bei 
allem  mitspricht,  was  Einfluss  auf  die  See-Gewöhnung  eines  ange- 
messenen Theiles  der  Nation  ausüben  mag.  Wenn  danach  im 
eigensten  Interesse  des  Staats  als  solchen,  damit  das  deutsche 
Reich  seine  maritimen  Schutzaufgaben  jederzeit  befriedigend 
und  würdig  zu  erfüllen  vermöge,  die  Erhaltung  und  Fortent- 
wickelung der  Grundnetzfischerei  begehrt  werden  muss,  und 
die  freiwillig  selbstthätige  Aktion  betheiligter  Gesellschafts- 
klassen gewährleistet  dieselbe  nicht  ohne  weiteres  Zuthun,  so 
mögen  die  Reichsgewalten  sieb  allerdings  wohl  fragen,  ob  es, 
wie  zweifelsohne  in  ihrem  Interesse,  so  nicht  auch  in  ihrer  Macht 
liege,  das  erwünschte  zu  sichern.  Von  dieser  Vorstellung  ist, 
soviel  ich  weiss,  der  im  Deutschen  Fischerei- Verein  gestellte, 
aber  nur  verstümmelt  zum  Beschluss  erhobene  und  an  den 
Reichskanzler  beförderte  Antrag  des  Reichstagsmitgliedes  für 
Bremen  ausgegangen :  durch  eine  Kommission  von  Sachverstän- 
digen Vorschüsse  aus  Reichsmitteln  an  Fischer  und  Fischer- 
Genossenschaften  bewilligen  zu  lassen,  damit  dieselben  sich  in 
den  Besitz  der  ihnen  fehlenden  verbesserten  Schiffe  und  Netze 
nebst  Zubehör  setzen  möchten. 

Staats-Vorschüsse  an  arme  Bevölkerungen  unter  gewissen 
besonderen  Voraussetzungen  und  Bedingungen  sind  nichts  neues 
und  unerhörtes.  Sie  sind  auch  keineswegs  lediglich  bei  vor- 
übergehenden ausserordentlichen  Nothständen,  wie  z.  B.  den 
ostpreussischen  von  1867/68  oder  den  durch  den  Franzosenkrieg 
hervorgerufenen  rheinischen  zur  Anwendung  gelangt.  Ich 
erinnere  nur  an  diejenigen,  welche  zum  Behuf  der  Wieder- 
bewaldung der  Eifel  armen  ländlichen  Gemeinden  zugeflossen 
sind.  Im  gegebenen  Falle  würde  es  nicht  sowohl  eigentliche 
unerträgliche  und  gemeingefährliche  Noth  sein,  was  die  Ein- 
mischung des  Staates  überhaupt  rechtfertigte,  als  vielmehr  die 
Aussicht,  durch  eine  Reihe  wohlangebrachter  Darlehen  einen 
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zahlreichen  und  weitverbreiteten  Stand  aus  veralteten,  sta- 
tionären Erwerbsverhältnissen  in  solche  bessere  und  fortschrei- 
tende zu  versetzen,  von  denen  der  Staat  für  seine  Machtzwecke 
mittelbaren  höchst  schätzenswerthen  Nutzen  hätte.  Ob  diese 
Aussicht  vorhanden,  wäre  selbstverständlich  noch  erst  zu  prüfen. 
Bis  jetzt  wird  es  nur  behauptet;  nicht  von  interessirter  Seite, 
wie  fälschlicher  und  unwürdiger  Weise  insinuirt  worden  ist, 
sondern  von  aufrichtig  patriotischer  Seite.  Aber  wenn  gründ- 
liche Untersuchung  eine  hinreichende  Aussicht  auf  Erfolg  er- 
geben sollte,  um  die  Massregel  nicht  ganz  müssig  und  hoff- 
nungslos erscheinen  zu  lassen,  so  würde  ich  mir  meines  Theils  um 
die  Begründung  eines  derartigen  Akts  von  Staatseinmischung 
weiter  keine  Sorgen  machen,  obwohl  ich  zu  denen  zu  gehören 
glaube,  welche  es  mit  dieser  Frage  am  strengsten  zn  nehmen 
gewohnt  sind.  Schon  ist  allerdings  seit  den  Bremer  und  Ham- 
burger Liquidations-Beschlüssen  zuviel  Zeit  verstrichen ,  als  dass 
noch  auf -eine  unmittelbare  üebertragung  der  in  Deutschland 
gebauten  oder  für  Deutschland  einst  erworbenen  Fischkutter 
an  neue,  staatlich  unterstützte  Besitzer  zu  rechnen  wäre. 
Die  Hamburger  Gesellschaft  soll  ihre  Schiffe  bereits  verkauft 
haben ;  die  Bremer  Gesellschaft  kann  es  jeden  Augenblick  thun. 
Allein  in  England  sind  jahraus  jahrein  fertige  Smacks  zu  haben, 
und  auch  verschiedene  deutsche  Schiffswerfte  haben  bereits  Er- 
fahrung genug  in  dem  Bau  dieser  Schiffsform  erworben,  um  das 
volle  Vertrauen  neuer  Unternehmer  zu  verdienen.  Der  Unter- 
schied wäre  also  in  dieser  Hinsicht  höchstens  der,  dass  das 
Anlagekapital  um  je  einige  hundert  Thaler  für  das  Schiff  höher 
zu  stehen  käme,  da  es  allerdings  für  ein  leidlich  unbefangenes 
Auge  klar  ist,  dass  bei  direkter  üebertragung  nicht  die  liqui- 
direnden  Gesellschaften,  sondern  die  Erwerber  ein  gutes  Ge- 
schäft gemacht  haben  wurden.  Das  aber  muss  das  Gewerbe 
in  seiner  neuen  Betriebsweise  doch  tragen  können,  wenn  es 
überall  wirklich  lebensfähig  ist. 

Die  fragliche  Operation  möchte  etwa  so  zu  denken  sein. 
Eine  zweckmässig  zusammengesetzte  Reichs-Kommission  böte 


64 


Deutscht  3e«fUch«r«i. 


durch  Vermittelung  zuverlässiger  lokaler  Organe  nach  vorab 
festgestellten  Grundsätzen  Vorschüsse  zum  Erwerb  von  Schiff, 
Netzen  und  sonstigem  Zubehör  Fischern  und  Fischer-Genossen- 
schaften an.  Angenommen/ einer  der  bisher  für  die  aufgelösten 
Aktiengesellschaften  fahrenden  Kapitäne  hätte  Lust,  sich  dieses 
Beistands  zur  Fortsetzung  des  Geschäfts  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  zu  bedienen:  so  würde  er  seine  Leute  wohl  eben- 
falls, wie  die  Gesellschafken  gethan  haben  und  wie  iu  England 
unverbrüchliche  Regel  zu  sein  scheint,  auf  Antheile  vom  Fange 
anstatt  auf  feste  Löhne  setzen;   »das  Auge  des  Herme  aber 
würde  dann  sowohl  über  der  Energie  des  Betriebs  wie  über 
einer  sparsam  schonenden  Behandlung  des  gesammteu  Ma- 
terials wachen,  und  hieraus,  zusammen  mit  vielleicht  etwas 
geringeren  Handlungsunkosten  (versteckt  in  dem  Absatzpreis, 
welchen  ihm  die  sogenannte  Erste  Hand  im  Hafenplatz  zahlen 
würde)  und  den  jedenfalls  sehr  einschränkbaren  Lebensgewohn- 
heiten des  Eigentümers,  sich  ein  besserer  Abschluss  ergeben, 
als  Gesellschaften  freilich  je  erreichen  können.   Zur  Genossen- 
schafts-Bildung aber  drängen  daneben  allerhand  massgebende 
Verhältnisse  des  Gewerbes.    Es  ist  auf  starken  und  regel- 
mässigen Eisverbrauch  angewiesen;  das  ist  aber  ein  noch  nicht 
so  ausgebildeter  Handelszweig,  dass  die  Fischer  in  jedem 
ihnen  sonst  bequemen  Hafenplatze  hoffen  dürfensich  sicher  und 
wohlfeil  damit  versorgen  zu  können,  ohne  eigene,  direkte  Ver- 
anstaltungen zu  treffen.   Ein  gemeinschaftlich  geführtes  Eis- 
haus für  eine  hinreichende  Anzahl  von  Smack-Eigenthümern 
wäre  daher  wohl  mindestens  im  Anfang  unumgänglich.  Ge- 
meinschaftlicher Handelsbetrieb  wird  es  weniger  sein;  da  wird 
sich  die  wünschenswerte  Eonkurrenz  von  Abnehmern  rasch 
genug  hart  am  Landungsplatz  etabliren.  Vielleicht,  dass  diese 
es  dann  auch  in  ihrem  Interesse  finden,  durch  Schnellsegier 
oder  Dampfer  der  fischenden  Flotte  ihre  Beute  schon  auf  hoher 
See  abholen  zu  lassen;  wahrscheinlicher  jedoch,  dass  unsere 
Fischer  auch  hierin  gut  thun  werden  dem  Vorgang  ihrer  Huller 
Kollegen  zu  folgen  und  die  schnellste  ihrer  Smacks  oder  mit 
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der  Zeit  ein  eigenes  hinlänglich  geräumiges  Dampfschiff  zur 
Unterhaltung  der  Verbindung  mit  dem  festen  Lande  genossen- 
schaftlich zu  bestimmen.  Werden  sie  sich  doch  auch  wohl 
nach  dem  Beispiel  der  Engländer  unter  das  Kommando  eines 
selbstgewählten  Friedens-Admirals  stellen,  um  eben  stets  hübsch 
in  Flotten-Aufstellung  beisammen  zu  bleiben. 

Die  Verfassung  einer  solchen  Genossenschaft  wäre  natür- 
lich noch  erst  zu  schaffen.  Sie  muss  unter  Benutzung  überall 
anwendbarer,  weil  aus  der  menschlichen  Natur  schlechthin  ab- 
geleiteter Grundgedanken  aus  der  Beschaffenheit  dieses  neuen 
eigentümlichen  Betriebes  selbst  hervorgehen;  und  sollte  sie 
dann  nicht  ohne  Weiteres  in  den  Rahmen  des  bestehenden 
deutschen  Genossenschafts-Gesetzes  hineinfallen,  so  wäre  es 
muthmaasslich  die  Sache  der  erwähnten  offiziellen  Kommission, 
die  noch  übrigen  rechtlichen  Hindernisse  gesicherter  Existenz 
und  freierer  Bewegung  aus  ihrer  Bahn  zu  räumen. 

Zur  Bildung  solcher  Genossenschaften  bedarf  es  gewiss 
nicht  schlechterdings  der  Hebammendienste  des  Staats.  Aber 
bei  der  zerstreuten  und  abgesonderten  Belegenheit  der  dafür 
in  Betracht  kommenden  Bevölkerungsschichten,  ihrem  Mangel 
an  Kapital,  Bildung  und  geschäftlicher  Energie  wird  es  fest- 
stehen, dass  ohne  Zuthun  von  aussen  und  obenher  auf  der- 
gleichen noch  lange  nicht  zu  rechnen  ist.  Es  sollte  Nieman- 
dem lieber  sein,  als  mir,  wenn  die  Ostfriesen  z.  B.  diese  pes- 
simistische Anschauung  Lügen  strafen  wollten,  und  wäre  es 
selbst  mit  der  angenehmen  Abwechselung  zwischen  Schellfisch- 
fang in  Schaluppen  und  Häringsfang  in  Büsen,  welche  ihr  Ab- 
geordneter von  Freeden  vorgeschlagen  hat;  aber  der  Weg  von 
Velleitäten  zu  Thaten  ist  an  unserer  ganzen  Küste,  wenige 
grössere  Städte  abgerechnet,  leidig  weit.  Wäre  es  anders,  auch 
das  unbestreitbare  Marine-Interesse  könnte  mir  kaum  die  Kredit- 
Eröffnung  von  Reichs  wegen  schmackhaft  machen,  welche  der 
Abgeordnete  Mösle  in  einer  gänzlich  uneigennützigen  patrioti- 
schen Idee  empfohlen  hat.        Bremen,  Ende  Mai. 

  A.  Lammers, 

V«ltarüth.  YUrUljUncbrift,  1871.  1.  5 
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Von 
Dr.  M.  Block. 


Wenn  man  die  schrecklichen  Begebenheiten,  deren  Schau- 
platz Paris  in  den  jüngst  vergangenen  Wochen  gewesen  ist,  vor 
das  Forum  der  Wissenschaft  zu  bringen  versucht,  so  fühlt  man 
sich  fast  genöthigt,  sich  zu  entschuldigen.  Giebt  man  aber  zu, 
dass  der  Physiolog  die  Auswüchse  und  Missgeburten  ebenso 
sorgfaltig  studiren  mussT  wie  die  normalen  Ursachen  und  Wir- 
kungen des  Lebens,  so  legitimirt  man  den  vorliegenden  Versuch, 
und  kann  ohne  weitere  Rechtfertigung  zur  Saohe  übergehen. 

Die  äussere  Veranlassung  der  pariser  Rebellion  ist  so  be- 
kannt, dass  ich  mich  begnügen  kann,  weiterhin  in  wenigen 
Worten  darauf  zurück  zu  kommen ;  sie  ist  überhaupt  von  unter- 
geordneter Bedeutung  im  Vergleich  mit  den  inneren  Ursachen. 
Wo  eiplodirender  Stoff  aufgehäuft  ist,  da  bringt  oft  ein  blosser 
ZufaU  den  zündenden  Funken ;  den  Zufall  kann  Niemand  vorher 
sehen,  das  Ansammeln  der  gefahrlichen  Substanz  aber  kann 
vermieden  werden.  Jede  Idee  hat  ihren  natürlichen  Entwickelungs- 
gang,  und  wer  demselben  mit  kundigem  Auge  zu  folgen  ver- 
steht, wird  meist  merken,  wo  sich  von  demselben  falsche  Kon- 
sequenzen abzweigen,  und  wird  zur  rechten  Zeit  einschreiten 
können.  Leider  aber  ist  die  Zahl  der  kundigen,  aufmerksamen 
Beobachter  verhältnissmassig  klein,  und  die  Masse  —  selbst 
der  Gebildeten  —  wird  oft  durch  trügerisches  Wortgaukelspiel 
irre  geleitet  und  in  Sicherheit  eingewiegt,  bis  sie  von  den  Be- 
gebenheiten  unsanft   aufgerüttelt   wird.    Dann   lernt  man 
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freilich  das  Ding  beim  rechten  Namen  nennen.  Das  Schlimmste 
dabei  ist,  dass  man,  trotz  des  Sprichworts,  nur  selten  durch 
Schaden  klug  wird,  und  dass,  wenn  man  so  wenig  Nutzen  aus 
der  eigenen  Kr&hrung  zieht,  die  Erfahrung  »anderer  Leute< 
ganz  verloren  zu  gehen  pflegt 

Trotz  des  politischen  Gewandes,  dessen  sich  die  pariser 
Aufstandischen  bedient  haben,  war  die  Kommune  von  1871 
doch  hauptsächlich  ein  Produkt  des  Soziabsmus.  Anfanglich 
bestand  der  Sozialismus  aus  den  Traumereien  einiger  Menschen- 
freunde. Robert  Owen,  St.  Simon,  Fourier  haben  es  gut  mit  der 
Menschheit  gemeint,  aber  sie  haben  nichts  zu  deren  Fortschritt 
beigetragen«  Das  Gute,  das  sie  durch  indirekte  Anregung  be- 
wirkt haben  mögen,  wäre  schneller  und  umfangreicher  zu  Stande 
gekommen,  hätten  sie  ihre  Kraft  daran  gewendet,  einfache, 
natürliche,  mögliche  Verbesserungen  in  Gang  zu  bringen. 
Aber  solche  alltägliche  Aufgaben  zu  lösen,  dünkte  ihnen  nicht 
der  Mühe  werth;  sie  wollten  die  menschliche  Gesellschaft  gänzlich 
umbilde»,  und  wähnten,  mit  einigen  Formeln  das  Werk  vieler 
Jahrtausende  und  unzahliger  Generationen  vernichten  zu  können. 
Man  hat  das  Karakteristische  des  Sozialismus  in  der  Einmischung 
des  Staats  zu  finden  geglaubt;  diese  Definition  ist  aber  ungenau, 
sie  passt  nicht  auf  alle  Systeme,  und  stützt  sich  überhaupt  nur 
auf  ein  Merkmal  von  untergeordneter  Wichtigkeit.  Das  Haupt- 
merkmal ist,  dass  der  Erfinder  des  Systems  absieht,  sowohl 
von  den  Gesetzen  der  menschlichen  Natur,  als  von  dem  Ein- 
wirken der  Zeit  und  der  Erfahrung,  und  sich  einbildet,  er  allein 
habe  das  Eechte  gefunden.  Ein  solches  System  erfinden,  gleicht 
einem  Manne,  der  eine  Eichel  auf  einen  Tisch  legt  und  spricht : 
es  gefällt  mir,  dass  aus  dieser  Eichel  in  fünf  Minuten  eine 
mächtige  Eiche  entstehe. 

Wie  konnte  aber  ein  solcher  Unsinn  Schüler  gewinnen? 

Ganz  einfach  durch  seine  Einhüllung  in  schöne  Phrasen.  Nicht 

jeder  erblickt  die  Ohren  des  in  Schaafspelz  gehüllten  Wolfes. 

Phrasen,  wie:  Jedem  nach  seinem  Verdienste!  (Saint  Simon) 

oder  Jedem  nach  seinen  Bedürfnissen!  (Louis  Blanc)  genügten 
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um  Tausende  anzuziehen.  Gleichen  doch  diese  Sätze  der  Ge- 
rechtigkeit wie  ein  Ei  dem  andern.  Einem  Jeden  nach  seinem 
Verdienste!  Alle  zwanzigjährigen  Talente  waren  davon  elektrisirt 
worden.  Sie  schaarten  sich  um  den  Gott  Saint  Simon  und  seinen 
Propheten  Enfantin,  begingen  Tollheiten,  kamen  ob  ihrer  Unarten 
vor  das  Zuchtpolizei -Gericht,  büssten  ihre  Strafe  ab,  wurden 

zersprengt  und  nach  dreissig  Jahren  finden  wir  die 

Ueberlebenden  als  Senatoren,  Staatsräthe,  Millionäre,  berühmte 
Komponisten,  Chefredaktoren  vielgelesener  Blätter  oder  Ober- 
haupt in  angesehenen  Stellungen,  was  beweist,  dass  gewöhnlich 
die  althergebrachte,  natürliche  Gesellschaft,  trotz  aller  ihrer 
Mängel  —  die  man  ihr  schon  a  priori,  als  Menschenwerk,  zu- 
schreiben kann  —  dem  Verdienste  mehr  oder  minder  Gerech- 
tigkeit zu  Theil  werden  lässt.  Die  Lehre  St.  Simonis  trug  nichts 
zum  Erfolg  seiner  Schüler  bei,  da  sie  ihnen  nur  Strafe  und 
selbst  Lächerlichkeit  zugezogen  hatte ;  sie  hatten  Erfolge,  nicht 
weil,  sondern  obgleich  sie  Saint  Simonisten  waren. 

Phrasen  wie:  einem  Jeden  nach  seinen  Bedürfnissen  (ä  chacu* 
Selon  ses  besoins)  ziehen  besonders  die  träge  Mittelmässigkeit 
an,  denn  sie  versprechen  ihr  gleichen  Lohn  mit  dem  Fleissigen, 
dem  Intelligenten.  Miss  verstandene  Sätze  Fourier's  veranlassten 
etwa  um  dieselbe  Zeit  wohlgemeinte  Widerlegungen  des  alten 
urdeutschen  (man  darf  sagen  nur  deutschen),  urkräRigen  Wortes : 
Selbst  ist  der  Mann.  Man  geberdete  sich,  als  ob  man  das 
Vereinsleben  errunden  hätte,  als  ob  man  nicht  seit  Olims  Zeiten 
gewusst,  dass  mehrere  Schwache  zusammen  einen  Starken  aus- 
machen, und  priess  die  Assoziation,  dieses  Auskunftsmittel  des 
Schwachen,  als  eine  Panazee  gegen  alle  gesellschaftlichen  Leiden, 
wirkliche  und  eingebildete. 

Dann  kam  die  Reihe  an  die  wissenschaftlich  gebildeten  Kom- 
munisten, welche  auf  transzendentale  Weise  nachweisen  wollten, 
dass  ich  kein  Recht  auf  das  Resultat  meiner  Ersparungen  habe. 
Auf  gewöhnliche  Weise  —  terre  ä  ierre,  —  d.  h.  mit  Hülfe 
des  gesunden  Menschenverstandes  lässt  sich  freilich  dergleichen 
nicht  beweisen;  der  gemeinste  Menschenverstand  lässt  sich  nun 
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einmal  nicht  ausreden,  dass  ehrlich  erworbenes  Kapital  auch 
ehrlich  erworbenes  —  und  nicht  gestohlenes  —  Kapital  sei. 
Hat  man  nicht  auch  schon  geleugnet,  dass  Kapital  .  .  .  . 
Kapital  sei? 

Das  Schlimmste  ist,  dass  manche  Volkswirthe  (?),  in  der  besteu 
Absicht,  den  Kapitalsfeinden  in  die  Hände  arbeiteten.  Statt 
wie  früher  das  Kapital  als  ein  Kind  der  Sparsamkeit  darzustellen, 
präsentirten  sie  es  den  Arbeitern  als  ein  Kind  der  Arbeit;  sie 
wollten  es  dadurch  ihrer  Gnade  empfehlen.  Nun  ist  es  freilich 
wahr,  dass  man  in  den  allermeisten  Fällen  arbeiten  muss,  um 
etwas  zu  ersparen  wenn  ich  aber  das  Erarbeitete  täglich 
konsumire,  so  bilde  ich  nie  ein  Kapital.  Also  die  Ersparniss 
ist  das  Hauptmoment  in  der  Sache,  und  die  Wissenschaft  ver- 
langt, dass  man  nicht  Haupt-  und  Nebenumstand  verwechsele. 

Im  vorliegenden  Falle  ist  aber  die  richtige  Darstellung 
auch  für  die  Praxis  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Wenn  das 
Kapital  ein  Kind  der  Arbeit  ist,  sagen  die  sozialistischen 
Agitatoren,  so  hat  der  Arbeiter  allein  ein  Recht  darauf.  Sie, 
lieber  Leser,  und  ich,  wissen,  was  wir  diesen  Agitatoren  zu  ant- 
worten haben,  allein  der  arme  Arbeiter  weiss  es  nicht.  Man 
sagt  ihm:  Der  Meister  übervortheiit  Dich,  und  er  glaubt  es 
gern;  man  setzt  hinzu:  er  zehrt  an  Deinem  Fett,  und  wenn  er 
dies  nicht  heute  schon  als  wahr  annimmt,  so  schwinden  seine 
Zweifel  doch  sehr  schnell:  um  99  pCt.  aller  Menschen  zu  über- 
zeugen ist  weiter  nichts  nöthig,  als  ...  .  einen  Satz  oft  zu 
wiederholen.  Glaubt  doch  der  Lügner  selbst  das  von  ihm  Er- 
fundene, wenn  er  es  einige  Mal  erzählt  hat. 

Die  Zurückführung  des  Kapitals  auf  die  Arbeit,  statt  auf 
die  Sparsamkeit,  hat  eine  deraoralisirende  Wirkung,  die  weit 
tiefer  dringt,  als  man  sich  denken  mag.  Gewisse  französische 
Volkswirthe,  auf  die  ich  zurückkommen  werde,  empfehlen  die 
Arbeit  als  eine  Tugend  und  wollen,  man  solle  arbeiten,  weil 
es  Pflicht  ist,  tugendhaft  zu  sein.  Es  ist  höchst  lobenswerth, 
für  die  Tugend  zu  kämpfen,  und  heilsam,  die  verschiedenen 
Tugenden  den  schwachen  Menschenkindern  in  ihren  guten  Folgen 
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vor  die  Augen  zu  führen;  da  man  aber  seine  Kraft  schwächt, 
wenn  man  sie  auf  viele  Punkte  zugleich  anwendet  (qui  trop 
embrasse,  mal  etreint),  so  sollte  man  vorzugsweise  für  die  Spar- 
samkeit wirken,  sonst  leidet  man  Hunger;  wer  aber  einen  Thaler 
verdient  hat,  der  muss  sich  nicht  begnügen  nur  einen  halben 
auszugeben,  es  kann  ihm  sogar  oft  sehr  angenehm  sein,  den 
ganzen  Thaler  auf  einmal  zu  verspeisen,  und  es  gehört  eine 
moralische  Anstrengung  dazu,  es  nicht  zu  thun.  Die  Volks- 
wirthe,  auf  die  ich  oben  anspielte,  mochten  gern  bei  jeder  Ge- 
legenheit nachweisen,  dass  die  Volkswirtschaft  eine  moralische 
d.  h.  ethische  Wissenschaft  sei.*)  f)  Nun  ist  aber  eine  Wissen- 
schaft weder  moralisch  noch  unmoralisch;  sie  konstatirt  Gesetze 
und  zieht  die  nächsten  Folgerungen  aus  denselben.  Giebt  es 
irgend  einen  Zusammenhang  zwischen  der  Moral  und  der  Physik 
oder  der  Astronomie  u.  s.  w.?  Wenn  man  aber  doch  die  Volks- 
wirtschaft in  enge  Beziehung  zur  Moral  bringen  wollte,  so  ge- 
schah es,  weil  der  Volkswirth,  beim  Studium  der  menschlichen 
Handlungen  und  ihrer  Beweggründe  auch  auf  selbstsüchtige 
Motive  stosst.  Das  war  Wasser  auf  die  sozialistische  Mühle, 
und  noch  mehr  auf  die  der  moralisirenden  Halbftkonomisten. 
Beide  konnten  nun  mit  einem  Schein  von  Wahrheit  schmähen 
und  sich  mit  ihren  Reformprojekten  breit  machen.  Allein  es 
ist  ihnen  in  Kürze  folgendes  zu  erwiedern:  So  wenig  wie  der 
Arzt,  der  bei  der  Besichtigung  des  Todten  entdeckt,  dass  der- 
selbe vergiftet  worden,  ein  Giftmischer  ist,  eben  so  wenig 
ist  der  Volkswirth  ein  herzloser  Mensch,  weil  er  darthut,  dass 
der  Mensch  sich  oft  von  der  Selbstsucht  leiten  laset.  Wie  oft 
hat  man  mcht%Malthus  Herzlosigkeit  vorgeworfen,  weil  er  kon- 
statirte,  dass  der  Mensch,  der  nichts  zu  essen  hat,  Hungers 
stirbt!  Sollte  man  denken,  dass  gebildete  Männer  die  Begriffe 
von  Befehlen  und  Konstatiren  verwechseln  konnten?   Fallt  es 

*)  Im  Französischen  kann  science  morale  anch  als  Gegen sats  zn 
scienc«  exaeti  betrachtet  werden.  Dann  heust  morde  bloss  nichtmatttitl 
und  es  werden  zuweilen  tadelnswerthe  Wortspiele  dadurch  veranlasst. 

t)  Solche  Weisen  giebt  es  in  Deutschland  auch  —  sogar  an  Hoch- 
schulen.     D.  Red. 
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einem  Volks  wirthe  ein,  zu  sagen  oder  zu  befehlen:  >Wenn  die 
Waare  selten  ist,  so  musst  Du  sie  theuer  verkaufen?«  Er  sagt 
oder  konstatirt  bloss,  dass:  >wenn  die  Waare  selten  und 
gesucht  ist,  so  überbieten  sieh  die  Käufer,  ja  schlagen  sich  zu- 
weilen darum  (sogar  mit  Fäusten,  ich  hab's  gesehen,  Sie  wahr- 
scheinlich auch)  und  dadurch  wird  sie  theuer«.  Der  Vorwurf 
der  Herzlosigkeit*)  ist  um  so  ungerechter,  als  viele  Volkswirthe 
eine  sehr  markirte  Tendenz  haben,  manche  ökonomische  Er- 
scheinung auf  eine  Weise  zu  erklären,  die  dem  Menschen  ethische 
Motive  auch  da  zuschreibt,  wo  sie  nach  meiner  Ueberzeugung 
gar  nicht  vorhanden  sind.**) 

Die  unwissenschaftliche  Vermischung  der  Volkswirtschaft 
mit  der  Moral  rührt  daher,  dass  man  in  Frankreich,  (in  England 
und  manchen  andern  Ländern)  die  reine  und  die  angewandte 
Volkswirtschaft,  d.  h.  Wissenschaft  und  Kunst,  durcheinander 
wirft,  also  oft  Naturgesetze  und  praktische  Ausführungsregeln 
oder  Vorschläge  mit  einander  verwechselt.  Erwüchse  daraus  nur 
ein  Schaden  für  die  Wissenschaft,  so  wäre  das  Uebel  schon  gross 
genug,  aber  es  wird  dadurch  auch  noch  schädlichen  sozialen  Ten- 
denzen oder  Zwecken,  freilich  gegen  Wissen  und  Willen,  Vorschub 
geleistet.  Unsere  spezielle  Aufgabe  ist  es  aber  eben,  mancher 
dieser  Tendenzen  und  Zwecke  entgegen  zu  treten,  und  eins  der 
Mittel  dazu  ist,  dass  man  die  Volkswirtschaft  als  selbstständige 
Wissenschaft  behandelt.   Dadurch  vermeiden  wir,  dass  derselben 


*)  Den  börto  ich  t.  B.  von  Jules  Dutal  und  Anderes  machen.  Ah 
wäre  der  Volkswirth  schuld  daran,  dass  die  Sachen  sich  so  verhalten,  wie 
es  ihrei  Natur  entspricht,  Dann  wäre  man  ein  Mörder,  wenn  man  den 
Satz  ausspricht:  Alle  Menschen  sind  sterblich.  Wie  wenig  übrigens  die 
Tom  Verstände  eingegebene  Lohre  mit  den  Regungen  des  Herzens  über- 
einstimmt, lehrt  das  Beispiel  eines  meiuer  Freunde,  eines  der  bekanntesten 
und  eifrigsten  Gegner  der  unbedachten  Wohlthätigkeit;  derselbe  kann  vor 

keinem  Bettler  vorübergehen,  ohne  ihm  ein  Almosen  zu  geben  Er 

hatte  aber  doch  nachgewiesen  (d.  h,  konstatirt)  daas  man  oft  dadurch  die 
Arbeitsscheu  befördere. 

♦*)  Meine  Ansichten  über  die  Beziehungen  zwischen  der  Volkswirth- 
schaft  und  der  Moral  habe  Ich  in  meinem  Dietionnaire  general  <h  la 
PoUÜquc  (Paris,  Lorenz)  angedeutet. 
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wohlklingende  Etiketten  entlehnt  werden,  um  falsche  Waaren 
in  Kurs  zu  bringen,  d.  h.  wenigstens  scheinbar  die  bösen  Ge- 
lüste des  Menschen  zu  rechtfertigen. 

Indessen,  obgleich  ich  eindringend  bei  diesen  Vorwürfen 
verweilte,  so  muss  ich  doch,  um  Missverständnissen  vorzubeugen, 
ausdrücklich  erklären,  dass  ich  im  Grunde  den  betreifenden 
Volkswirthen  nur  einen  gewissen  Mangel  an  Umsicht,  an 
Wachsamkeit,  zur  Last  lege:  sie  haben  ihre  Worte  nicht  ge- 
hörig abgewogen  und  hierdurch  dem  Missbrauch  ihrer  Lehren 
nicht  genug  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt.  Uebrigens  rührt 
selbstverständlich  der  Hauptschaden  von  direkten,  ausgesprochenen 
Gegnern  der  Volkswirthschaft  her,  die  ihre  Waffen  nahmen,  wo 
sie  sie  finden  konnten  und  die  auch  das  Arsenal  der  Politik 
nicht  verschmähten.  Auch  ist  es  wohl  kein  Vergehen 
gegen  die  Wahrheit,  zu  behaupten,  dass  auf  diesem  Gebiete  die 
Zahl  der  Reformatoren  immer  kleiner  und  die  der  Demagogen 
immer  grösser  geworden  ist,  und  so  wie  für  jedes  Brod  das 
mehr  wächst,  ein  Mensch  geboren  wird,  so  findet  sich  für  jedes 
neue  politische  Instrument  alsbald  Jemand  —  ja  ein  ganzer 
Haufe  —  der  es  handhaben  möchte. 

Dass  man  aber  kein  politisches  Instrument  zu  gering 
schätzen  darf,  das  zeigt  eben  die  Geschichte  der  pariser  Kom- 
mune von  1871.  Wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  politische  Instru- 
mente gewöhnlich  über  leidenschaftlich  erregte  Gemüther  ge- 
bieten und  dabei  eine  energische  Tendenz  haben,  sich  auszu- 
dehnen. Von  der  Wirkung  dieser  Tendenz  möge  das  eine,  hierher 
gehörige  Beispiel  genügen.  Bekanntlich  waren  lange  Zeit,  über- 
all in  Europa,  die  Arbeiter-Koalitionen  verboten.  Niemand 
wollte  den  einzelnen  Arbeiter  hindern,  frei  mit  dem  Meister 
über  die  Höhe  des  Lohnes  zu  verhandeln,  man  hatte  aber  be- 
merkt, dass  das  Zusammenrotten  derselben  immer  mit  Zwangs- 
anwendung gegen  ihre  nicht  mitwirkenden  Kameraden,  oft  mit 
Gewaltthaten  gegen  die  Arbeitgeber  verbunden  war,  und  hatte 
deshalb  die  Koalationen  verpönt  Da  trat  eine  Evolution  in 
der  Politik  ein;  der  »Rechtsstaat  trat  an  die  Stelle  des  >Poli- 
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zei Staats«;  man  stellte  den  Satz  auf,  dass  die  (europäische) 
Menschheit  schon  sofrweit  vorgeschritten  sei,  dass  jeder  Mensch, 
oder  doch  die  grosse  Mehrzahl  der  Menschen,  ein  lebendiges 
Gefühl  seiner  Würde,  seiner  Verantwortlichkeit  habe,  dass  es 
also  besser  sei,  zn  strafen,  als  zu  verhüten. 

Mit  dieser  Ansicht  der  Politiker  stimmte  die  der  Volks- 
wirthe  überein.  Die  Letzteren  verlangen  sogar  noch  weit 
mehr  Freiheit  als  die  Politiker,  denn  soweit  meine  Erfahrung 
geht,  verlangen  die  meisten  Politiker  die  Freiheit  nur  für  sich, 
während  wir  Volkswirthe  sie  auch  Anderen,  ja  selbst  den  Geg- 
nern angedeihen  lassen.  Ich  muss  aber  hier  eine  Verwahrung 
einschalten,  und  thue  es  auf  die  Gefahr  hin,  dass  Sie  mich 
einen  Haarspalter  nennen,  ich  halte  das  Haar  —  $i  cheveu  ü 
y  a  —  für  weltendick.  Meine  Bekannten  sprechen  sich  zu 
Gunsten  des  Laisse*  faire  aus,  weil,  sagen  sie,  jeder  am  Besten 
wisse,  was  ihm  frommt.  Dagegen  spricht  aber  die  Erfahrung. 
Nicht  Jeder  weiss  am  besten,  was  ihm  frommt,  das  habe  ich 
nicht  bloss  in  tausend  einzelnen  Fällen  gesehen,  die  ich  nicht 
anführe,  weil  Sie  bei  jeden  einzelnen  sagen  können:  einmal  ist 
keinmal,  und  dann  auch  im  Allgemeinen  hinzusetzen  könnten :  wer 
bürgt  mir  denn  dafür,  dass  Ihre  Ansicht  die  bessere  ist?  Ich 
pflege,  um  diese  Einwände  zu  vermeiden,  Thatsachen  anzuführen, 
über  welche  hunderte  von  Millionen  Menschen  der  einen  An- 
sieht  waren  und  wieder  hunderte  der  anderen,  so  dass  ich  nicht 
der  Urtheilende,  resp.  Verurtheilende  bin.1)  Obgleich  ich  also  1 
ganz  und  gar  nicht  überzeugt  bin,  dass  Jeder  immer  am  besten 
weiss,  was  ihm  frommt,  so  verlange  ich  doch  für  Jedermann 
die  grös8te  Freiheit,  weil  dies  das  kleinere  Uebel  ist.  Besser 
frei  umkommen,  als  unfrei  leben.   Der  Unterschied  zwischen 

*)  Um  nicht  weitliegende  Beispiele  anzufahren,  kann  ich  fragen: 
Wissen  die  Sozialisten  am  besten,  was  ihnen  frommt?  Wussten  es  die 
pariser  Aufrühr  er?  Ich  sehe  so  oft  welches  Unheil  die  Verwechselung  des 
absolut  Guten  mit  dem  relativ  Guten  verursacht,  dass  ich  nicht  dringend 
genug  auf  die  wissenschaftliche  und  praktische  Notwendigkeit ,  beide 
in  unterscheiden,  bestehen  kann. 
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der  Ansicht  meiner  Bekannten  und  der  meinigen  besteht  also 
darin,  dass  jene  sagen,  das  Laissez  fairm  ist  unbedingt  gut, 
und  dass  ich  behaupte,  es  sei  das  kleinere  von  zwei  Uebeln. 
Selbstverständlich  ziehen  wir  dann  aus  einem  und  demselben 

» 

Ausgangspunkt,  der  Freiheit,  ziemlich  abweichende  Konse- 
quenzen. 

Dies  wird  auf  der  Stelle  klar  werden.  Wenn  ich  die  Koa- 
litionen als  >das  kleinere,  <  also  als  ein  relatives  Uebel  ansehe, 
so  mochte  ich  natürlich  dies  »kleine«  Uebel  nicht  gerne  gross 
werden  lassen;  es  könnte  am  Ende  so  gross,  so  gross,  so  gross 
werden,  dass  es  gänzlich  aufhörte,  das  »kleinere«  zu  sein.  Nun 
sehe  ich  z.  B.  als  das  »kleinere«  Uebel  an,  dass  sich  alle 
Schneider  Berlins  über  irgend  einen  Angriffspunkt  einigen. 
Das  Uebel  ist  aber  schon  weniger  »klein,«  wenn  sich  die  Schnei- 
der aller  deutschen  Gauen  zu  demselben  Zwecke  einigen.  Es 
hört  aber  in  meinen  Augen  ganz  auf,  »klein«  zu  sein,  wenn 
sich  eine  internationale  Schneiderzunft  (oder  Schlosserzunft,  oder 
Schusterzunft  u.  s.  w.)  bildet.  Zum  Gegentheil  von  >klein< 
wird  aber  die  Angelegenheit,  wenn  alle  Zünfte  (nennen  Sie  es 
Genossenschaften,  Trade-Unions,  oder  wie  Sie  wollen,  le  mot 
n'y  fait  ricn),  d.  h.  alle  Arbeiter  aller  Gewerke  und  Länder 
danach  streben,  eine  enge  Verbindung  zu  bilden,  um  so  eine 
kompakte,  organisirte,  disziplinirte  Macht  zu  bilden.  Gegen 
wen?  Gegen  die,  welche  sie  für  ihre  Gegner  halten',  die  Kapi- 
talisten, von  denen  wir  Volkswirthe  ja  überzeugt  sind,  dass  sie 
ihre  Verbündeten  sind. 

Schrecklich  gross  wird  endlich  die  Angelegenheit,  wenn 
sich  diese  Arbeiterverbindungen  als  politische  Instrumente  von 
Nichtarbeitend  d.h.  von  Demagogen  benutzen  oder  ausbeuten 
lassen,  welche  Demagogen  dann,  zur  Befestigung  ihrer  Macht, 
die  vermeintlich  natürlichen  Gegensatze  zwischen  Kapital  und 
Arbeit  künstlich  herzustellen  oder  hervorzurufen  suchen.  Selbst- 
verständlich ist  dem  Demagogen  nichts  am  Arbeiter  gelegen* 
derselbe  denkt  nur  an  sich,  und  sucht  thatsächlich  (in  Worten 
ist  er  freigebig)  nur  so  weit  sein  lebendes  Werkzeug  zu  be- 
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friedigen,  als  es  eben  unumgänglich  nöthig  ist.  Da  sein  Beweg- 
grund Ehrgeiz  ist,  so  beginnt  er  immer  damit,  auch  um  die  Gunst 
der  Sapitalisten  —  seiner  Gegner  —  zu  buhlen,  und  nur  wenn 
er  diese,  die  ihm  lieber  sind  als  die  Arbeiter  (sie  besitzen  die 
beiden  Haupt-Machtstützen,  Intelligenz  und  Geld),  nicht  haben 
kann,  dann  erst  überlaset  er  sich  ganz  der  von  der  Lage  ge- 
botenen Brutalität. 

Das  habe  ich  auch  im  neuesten  Pariser  Aufstande  mit 
ansehen  können.  Da  war  es  recht  klar  zu  sehen,  wie  Demagogen 
den  Arbeiter  missbrauchten ,  wie  letzterer  durch  die  antikapi- 
talistischen Lehren  aufgereizt,  sich  —  zum  Theü  —  zu  den 
grössten  Verbrechen  verleiten  liess,  wie  die  geheimen,  weit  ver- 
zweigten, organisirten  Verbindungen  eine  stets  bereite  Macht 
bilden,  denen  Mos  eine  Gelegenheit  geboten  zu  werden  braucht, 
um  sich  fühlbar  zu  machen.  Diese  Gelegenheit  war  ihnen 
leider  in  Paris  durch  einen  Zusammenfluss  besonderer  Umstände 
geboten  worden. 

Als  der  Krieg  im  vorigen  Jahre  ausbrach,  gab  es  in  Paris 
höchstens  30,000  Mann  Nationalgardisten,  oder  vielmehr,  es  gab 
60  Bataillone,  ich  bin  aber  nicht  gewiss,  ob  jedes  seine  500  Mann 
zählte.  Sämmtliche  Gardisten  waren  ansässige  Bürger,  von 
denen  manche  gerne  >der  Regierung  eine  Lektion«  gaben,  indem 
sie  für  die  Opposition  stimmten,  dabei  aber  ganz  geneigt  waren, 
für  die  öffentliche  Ordnung  einzutreten,  Sie  dienten  in  Wirk- 
lichkeit nur  als  Paradekorps.  Als  im  jüngsten  Kriege  die  erste 
Schlacht  gegen  Deutschland  verloren  war,  drang  die  Opposition 
darauf,  die  Massen  zu  bewaffnen.  Freilich  hatte  sie  die  Absicht, 
dem  Feinde  entgegen  zu  treten,  aber  für  mehr  als  Einen  war 
die  Volksbewaffnung  der  erste  Schritt  zur  heissbegehrten  Revo- 
lution. Dieser  Wunsch  unserer  > Unversöhnlichen  <  wurde  am 
4.  September  erfüllt  Ueber  diesen  4.  September  liesse  sich 
Vieles  sagen;  nur  so  viel  sei  bemerkt,  dass  die  gemässigten, 
oder  gebildeten,  oder  schon  zu  Ruhm  und  Stellung  gelangten 
Republikaner  die  Revolution  wohl  wünschen,  oder  zu  wünschen 
scheinen,  sie  allenfalls  durch  Beden  herbeiführen  helfen,  dass 
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sie  aber  nie  oder  selten  Barrikaden  bauen  und  Kartuschen  los- 
brennen. Wahrscheinlich  aus  Liebe  zur  Gesetzlichkeit;  vielleicht 
auch  aus  einem  andern  Grunde.  So  kam  es  denn  auch,  dass 
am  4.  September  die  republikanische  Kastanie  von  den  nicht 
gemässigten,  rohen  und  noch  nicht  zu  Ruhm  und  Stellung 
gelangten  Republikanern  aus  dem  Feuer  geholt  wurde.  Selbst- 
verständlich wurde  sie  von  den  sozial  Höhergestellten  verspeist. 
Um  dessen  gewisser  zu  sein,  bildete  man  eben  die  provisorische 
Regierung  aus  lauter  in  Paris  gewählten  Deputirten,  was  in 
anderer  Hinsicht  ein  grober  Fehler  war.  Die  Belagerung  kam, 
und  mit  ihr  die  militärische  Organisation  auch  der  untern 
Schichten  der  Gesellschaft.  Dadurch  konnte  sich  die  Ver- 
schwörung gegen  die  Gesellschaft  ganz  öffentlich  breit  machen, 
die  berüchtigsten  Klubhelden,  Kapitalsschmäher,  Solidaritäts- 
schwindler, Gesellschafts  -  Liquidatoren  und  andere  sogenannte 
Sozialdemokraten  wurden  Bataillons -Chefs,  der  tolle  Fhurens 
kommandirte  deren  sogar  6  auf  einmal,  gegen  alle  damals  gül- 
tigen Regeln. 

Am  4.  September  war  den  Sozialdemokraten  der  gouverne- 
mentale  Becher  von  den  Lippen  weggerissen  worden;  blos  einige 
kraftstärkende  Tropfen  waren  auf  sie  gefallen,  denn:  il  faut 
faire  la  pari  du  feu.  Damit  waren  aber  die  leer  Ausgegangenen 
nicht  zufrieden  und  am  31.  Oktober  versuchte  man  gegen  die 
provisorische  Regierung,  was  am  4.  September  gegen  die  Kammer 
gelungen  war.  Die  Armee  machte  aber  den  Aufrührern  einen 
Strich  durch  die  Rechnung.  So  ging  es  auch  am  22.  Januar, 
wo  sogar  nur  120—150  Mann  wähnten,  sie  könnten  Paris  ohne 
Weiteres  erobern.  Nach  diesen  misslungenen  Versuchen  legte 
man  sich  wieder  aufs  Verschwören  und,  wie  allgemein  geglaubt 
wird,  unter  der  Leitung  wohlgeschulter  Jünger  der  > Inter- 
nationalen Gesellschaft <.  Die  Aufgabe  bestand  darin,  sich  in 
jedem  der  265  Bataillone  einen  Stamm  zu  sichern  und  dieselben 
zu  einem  gegliederten  Organismus  zu  verbinden.  Wie  dies  aus- 
geführt wurde,  das  hatte  ich  zufallig  Gelegenheit  ganz  in  der 
Nähe  zu  sehen.   Jede  Kompagnie  sollte  drei  Delegirte  wählen  ; 
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da  aber  Niemand  die  Kompagnie  dafür  zusammenrufen  konnte, 
so  fanden  sich  bald  drei  Leute  t  die  sich  erboten,  Delegirte  zu 
sein.  Sie  verschanzen  sich  die  Liste  der  Mitglieder  und  gingen 
zu  einem  nach  dem  andern,  um  dessen  Zustimmung  zur  >Wahl< 
zu  erhalten.  Es  gab  dann  immer  eine  kleinere  oder  grössere 
Anzahl  Leute,  welche,  zum  Theil  aus  Schwäche,  unterschrieben. 
Fragte  man,  wozu  Delegirte?  so  antworteten  sie:  um  die  Re- 
publik zu  erhalten;  oder,  damit  die  Nationalgarde  sich  ihre 
Offiziere  wählen  könne,  den  Obergeneral  mit  inbegriffen.  Die 
Kompagnie -Delegirten  bildeten  sich  zu  einem  Bataillonsrath 
und  dieser  sendete  Mitglieder  zum  Conrite  central,  bei  dem 
215  Bataillone  repräsentirt  gewesen  sein  sollen. 

So  war  also  die  Kriegsmaschine  gebaut,  ein  wirklicher  oder 
scheinbarer  Zufall  gab  ihr  Kanonen  und  die  Schwäche  der  Re- 
gierung Hess  ihr  dieselben.  Als  man  am  18.  März  die  Kanonen 
nehmen  wollte,  vergass  ein  Regiment  seine  Pflicht,  fraternisirte 
mit  den  Aufrührern  und  so  bekam  das  Zentralkomite  die  er- 
wünschte Gelegenheit,  die  Qewalt  an  sich  zu  reissen.  Die 
Pariser  Nationalgarde  hat  damals  eine  schwere  Verantwortung 
auf  sich  geladen,  sie  hat  aber  auch  dafür  gebüsst.  Unter  den 
gewählten  Deputirten  waren  mehrere,  welche  es  mit  der  Kom- 
mune hielten  und  von  den  Maires  waren  ihr  auch  einige 
günstig.  Einige  derselben  spielten  eine  zweideutige  Rolle.*) 
Auf  eine  geschichtliche  Darstellung  der  Begebenheiten  kann  ich 
mich  hier  nicht  einlassen,  nur  soviel  sei  noch  gesagt,  dass  die 
sogenannten  Konsiliatoren  mit  wenigen  Ausnahmen  Leute  waren, 
welche  sich  gerne  die  republikanische  Kastanie  gesichert  hätten;**) 
diesmal  aber  wollten  die  Sozialdemokraten  sie  selber  verspeisen, 
wozu  sie  um  so  mehr  Recht  hatten,  als  sie  sich  die  Pfoten 
dafür  verbrannt  hatten.  Die  Regierung  hat  sich  übrigens,  nach 


*)  Man  sehe  z.  B.  die  des  Maires  vom  11.  Arrondbsement  im  J.  off. 
vom  560.  März  (5te  Spalte). 

**)  Simmtliche  Mitglieder  der  Konciliationsbestrebungen  waren  radikale 
Republikaner;  ihre  Vermittelung  bestand  darin,  der  Regierung  zu  sagen: 
Gebet  in  Allem  nach. 
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Allem  was  ich  hier  gesehen,  gehört  und  erfahren,  in  dieser 
traurigen  Geschichte  ganz  korrekt  verhalten,  und  hat  namentlich 
ganz  weise  gehandelt,  nach  Versailles  zu  gehen.  Wäre  sie  in 
Paris  geblieben,  so  wäre  Frankreich  in  eine  unheilbare  Anarchie 
verfallen,  oder  hätte  sich  einem  Despoten  in  die  Arme  werfen 
müssen. 

Am  19.  März  1871  war  das  Zentralkomite  im  Bathhause 
inthronisirt  und  im  Journal  offkid  vom  20.  Marz  stehen  seine 
ersten  Proklamationen.  Das  Blatt  liegt  ausgebreitet  vor  meinen 
Augen;  wieder  und  wieder  lese  ich  das  schamlose  Lügengewebe, 
und  frage  mich,  ob  es  sich  der  Muhe  lohnt,  an  beweisen,  dass 
2  und  2  =  4  ist.  Eifriger  noch  frage  ich  mich:  lagst  sich  in 
der  Masse  der  Lügen  irgend  ein  Wahrheitsfunke,  ja  irgend 
eine  eigentümliche  Idee  finden,  um  sich  daran  wenigstens  einen 
Augenblick  zu  erholen?  aber  nein,  nichts  derartiges  ist  zu  finden. 
Ja  es  laast  sich  schon  aus  der  ersten  Nummer  des  offiziellen 
Blattes  nachweisen  (20.  Marz),  dass  die  Führer  der  ganzen  Be- 
wegung selbst  nicht  wussten,  was  sie  eigentlich  wollten;  sie 
begehrten  Dies,  Jenes,  und  alles  Uebrige.  Auf  der  zweiten 
Spalte  des  genannten  Blattes  lesen  wir  eine  Proklamation,  die 
also  beginnt: 

>  Citoyens  c, 

>Ihr  habt  uns  den  Auftrag  gegeben,  die  Vertheidigung  von 
Paris  und  Eure  Bechte  zu  organiairen.c 

>Wir  haben  das  Bewusstsein,  diesen  Auftrag  erfüllt  zu 
haben.  Mit  Hülfe  Eures  freudigen  Muthes  und  Eurer  bewun- 
derungswürdigen Kaltblütigkeit  haben  wir  die  Regierung  tvr- 
jagt,  die  uns  verrieth.<   (Sie  ist  also  nicht  geflohen.) 

»Damit  ist  nunmehr  unser  Mandat  erloschen,  wir  geben  es 
Euch  zurück,  denn  wir  haben  keinesfalls  die  Absicht,  die  Stelle 
derer  einzunehmen,  die  eben  ein  Hauch  des  Volkes  gestürzt  hat.« 

»Bereitet  Euch  daher  aufs  Schnellste  für  die  kommunalen 
Wahlen  vor,  und  gebt  uns  die  einzige  Belohnung,  nach  der 
wir  je  gestrebt:  die  Herstellung  der  wirklichen  Republik.« 
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>  Indessen '  bewakren  wir  (nous  conscrvons)  im  Namen  des 
Volkes  das  Rathhaus.«  (Folgen  die  Unterschriften.) 

Sein  Versprechen ,  nach  der  Wahl  abzutreten  f  hat  das 
Körnitz  auch  nicht  während  einer  einzigen  Sekunde  in  den  zwei 
Monaten  der  Kommunalregierung  gehalten.  Allein  aus  dieser  und 
aus  anderen  Proklamationen  desselben  Tages  geht  hervor,  dass 
es  sich  nur  um  Paris  handelt.   In  der  4.  Spalte  heisst  es  aber: 

>Die  neue  Regierung  der  Republik  hat  so  eben  alle  Mi- 
nisterien und  alle  Hauptverwaltungen  in  Besitz  genommen  . . .« 
d.  h.  hätte  sich,  wie  gewöhnlich  in  solchen  Fällen,  Frankreich 
von  Paris  ins  Schlepptau  nehmen  lassen,  so  wäre  das  Zentral- 
komite  eine  provisorische  Regierung  geworden.  Dafür  hatte  aber 
die  rechtmässige  Regierung  gesorgt,  indem  sie  nach  Versailles 
ging;  es  blieb  also  nichts  weiter  übrig,  als  sich  mit  der  Herr- 
schaft 'über  Paris  zu  begnügen.  Um  aber  diese  in  aller  Ruhe 
gemessen  zu  können,  beeilte  man  sich,  sofort  die  deutsche  Armee 
zu  beruhigen,  indem  man  erklärte,  man  wolle  die  Friedensprä- 
liminarien beobachten.  Ehe  sie  die  Herrschaft  hatten,  waren 
dieselben  citoyens  die  wüthendsten  Feinde  Preussens,  verlangten 
la  guerre  ä  outrcmce,  sprachen  von  Verrath  und  dergleichen; 
nachher  änderte  sich  aber  die  Sache  und  bei  verschiedenen 
Gelegenheiten  zeigte  die  Kommune,  dass  sie  allen  Respekt  Tor 
der  deutschen  Macht  habe. 

Das  offizielle,  ausgearbeitete,  ich  möchte  sagen  feierliche 
Programm  der  Kommune  wurde  erst  viel  später  publizirt, 
(S.  weiterhin);  in  den  ersten  Nummern  des  offiz,  Blattes  findet 
man  Proklamationen,  welche  das  Geschehene  zu  rechtfertigen 
suchen,  natürlich  alle  Schuld  auf  die  Regierung  schieben,  die 
besten  Versprechungen  —  sowohl  den  Bürgern  als  den  Arbeitern 
—  machen,  und  in  mehr  oder  minder  bestimmten  Zügen  an- 
zugeben suchen,  was  eigentlich  erstrebt  wird.  Die  Regierung 
wird  beschuldigt  die  Republik  umstossen  zu  wollen,  der  König 
sei  schon  in  Versailles;  dann  habe  sie  das  Volk  gereizt,  indem 
sie  die  Kanonen,  welche  hinter  den  Barrikaden  von  Montmartre 
standen,  in  die  Arsenale  abfuhren  wollte.   Beschuldigt  wurde 
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sie  ferner  (25.  März)  die  Bank  und  die  Armen -Backerei  zu 
seque8triren,  d.  h.  besetzt  zu  halten,  wodurch  die  Nationalgarde 
(die  bei  andern  Backern  sich  mit  Brod  versorgte)  dem  Hunger- 
tode geweiht  sei.  Man  warf  der  Regierung  vor,  den  Staats- 
schatz geplündert  zu  haben,  indem  sie  die  Baarschaften  mit 
nach  Versailles  nahm  und  nur  4—5  Millionen  zurdckliess; 
selbstverständlich  hatte  nur  die  Pariser  Kommune  ein  Recht 
darauf,  die  Gelder  des  franz.  Staats  zu  verausgaben,  namentlich 
um  gegen  besagten  französischen  Staat  Krieg  zu  fuhren.  Wurde 
doch  die  Regierung  so  oft  offiziell:  »Aufrührerin«  genannt, 
dass  manche  Leute  wirklich  glaubten,  Versailles  rebellire  gegen 
Paris.  Uebrigens,  wenn  ich  daran  denke,  wie  oft  am  hellen 
Tage  von  der  augenblicklichen  Obrigkeit  frech  behauptet  wurde, 
Kreide  sei  schwarz  und  Russ  sei  weiss,  ja  wie  oft  Leute  be- 
schimpft und  bestraft  wurden,  weil  sie  etwa  den  Ausdruck  ge- 
braucht: > schwarz  wie  Russ,«  so  muss  ich  mich  wundern, 
dass  man  nicht  die  Pferde  durch  den  Wagen  ziehen  lassen  wollte. 
Die  Gerechtigkeit  aber  muss  man  den  Leuten  widerfahren  lassen: 
sie  irrten  sich  selten  zu  ihrem  Schaden. 

Schon  damals,  in  den  ersten  Tagen,  konnte  man  sehen,  dass 
die  zufälligen  Machthaber  keineswegs  die  eroberte  Gewalt  gut- 
willig niederlegen  würden.  Sie  hatten  natürlich  die  weiteste 
Selbstverwaltung  gefordert  und  dieselbe  wurde  ihnen  auch,  um 
den  Streit  beizulegen,  von  berechtigter  oder  berechtigtscheinender 
Seite  zugesichert.  Darauf  erwiderten  sie  aber  in  einer  Proklamation 
unter  Anderem: 

>Man  sagt  uns  heute,  die  Kammer,  von  Furcht  ergriffen, 
verspreche  uns,  die  Wahl  der  Kommune  und  unserer  Chefs  (der 
Nationalgarde),  zu  gewähren  und  dass  daher  unser  Widerstand 
gegen  die  Regierung  aufhören  solle.  < 

»Das  ist  aber  ein  schlechter  Grund  (la  raison  est  tnmtvaise). 
Wir  sind  zu  oft  getäuscht  worden,  um  nicht  wieder  getäuscht 
zu  werden  u.  s.  w.  .  .< 

Unter  den  Versprechungen  des  Zentralcomite's  und  der 
Kommune  steht  oben  an,  die  Besoldung  der  Nationalgarde,  d.  h. 
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eigentlich  aller  Bürger,  ausser  denjenigen,  welche  den  Sold  an- 
zunehmen sich  weigern.  Auffallend  ist,  dass,  trotz  der  Lehre 
von  der  Gleichheit  der  Löhne,  die  Offiziere  einen  höhern,  gra- 
dnirten  Sold  erhielten.  Desshalb  wohl  blieben  die  Generäle, 
Generale,  obgleich  die  Kommune  zwei  Mal  die  Abschaffung  des 
Titels  dekretirt  hatte.  Dann  wurde  die  Miethe  auf  3  Quartale 
erlassen,  die  Wechsel  wurden  verlängert  u.  dergl.  Weit 
schlimmer  ist,  dass  man  (im  nichtamtlichen  Theil  des  Blattes) 
die  Ermordung  der  Generäle  Lecomte  und  Clement  zu  rechtfertigen 
gesucht.  Der  eine  habe  den  Soldaten  befohlen  auf  Weiber  und 
Kinder  zu  schiessen,  der  andere  habe  eine  Barrikade  abzeichnen 
wollen,  sei  also  ein  Spion  gewesen!  Selbstverständlich  hat 
auch  das  offizielle  Blatt  die  Aufgabe  nachzuweisen,  dass  jetzt  die 
Reihe,  zu  regieren,  an  das  Proletariat  gekommen  sei,  dasselbe 
habe  alle  Tugenden,  es  nur  allein  arbeite,  werde  aber  von  der 
Bourgeoisie  unterdrückt,  welche  auch  die  Frucht  des  Fleisses 
der  Arbeiter  verzehre.  Hier  nur  eine  Stelle  aus  einem  dieser 
Artikel,  in  wörtlicher  Uebersetzung: 

>Wenn,  nach  dem  4.  Septbr.,  die  regierende  Klasse  den 
Aspirationen  (Wünschen  und  Bestrebungen)  und  Bedürfnissen 
freien  Lauf  gelassen  hätte;  wenn  sie  aufrichtig  (franehemetü) 
dem  Arbeiter  das  freie  Recht,  den  Genuss  aller  Freiheiten 
zugestanden  hätte,  wenn  sie  ihm  erlaubt  hätte,  alle  seine 
Fähigkeiten  zu  entwickeln,  alle  seine  Rechte  auszuüben,  alle 
seine  Bedürfnisse  zu  befriedigen;  wenn  sie  nicht  den  Ruin  des 
Vaterlandes  dem  gewissen  Triumph  der  Republik  in  Europa  vor- 
gezogen hätte,  so  wären  wir  nicht  in  der  jetzigen  Lage  und 
alles  uns  getroffene  Unheil  wäre  vermieden  worden  < 

So  gehts  mit  gleichem  Unsinn  und  gleicher  frecher  Lügen- 
haftigkeit fort,  denn  Unsinn  ist's  vom  >  freien  Lauf  der  Bedürf- 
nissec  zu  sprechen,  und  das  offenbare  Gegentheil  der  Wahrheit 
wäre  es,  zu  behaupten,  dass  die  französischen  Gesetze  den 
Arbeitern  nicht  gleiche  Rechte  mit  den  andern  Staatsbürgern 
gewähren.  Ueberhaupt  ist  es  System,  zu  lügen  und  zu  ver- 
läumden,  zu  behaupten,  die  Gegner  seien  bestochen,  oder  auch 

Tolk.wirtb.  Vioruljihrackrift.   1871.   I.  Q 
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sie  versachten  zu  bestechen,  wenn  es  auch  bei  der  kürzesten  Ueber- 
legung  Jedem  einleuchtend  wäre,  dass  es  dazu  an  den  nöthigen 
Summen  und  an  Interesse  fehlt,  und  man  überhaupt  nicht  eine 
Million  Menschen  besticht,  endlich,  dass  die  Handlungen  derer 
die  bestochen  sein  sollen  sich  aufs  Natürlichste  durch  ihr  offen- 
bares Interesse  erklären  lassen.  Leider  aber  überlegen  die  Massen 
nicht  immer;  sie  sind  oft,  wenn  der  Sturm  der  Leidenschaft 
sie  erregt,  wie  bewusstlose  Wogen,  die  sich  heben  und  senken 
—  oft  vernichtend  anschlagen  —  je  nach  den  Launen  des  Windes. 

Dass  die  pariser  Masse  wirklich  zuweilen  zur  bewusstlosen 
Welle  herabsinken  kann,  lässt  sich  namentlich  durch  die  An- 
nahme des  Losungsworts  la  commune  beweisen.  Unter  denen, 
welche  dasselbe  angenommen  hatten,  war  vielleicht  nicht  ein 
Einziger,  der  sich  etwas  aus  der  Erweiterung  der  Gemeinderechte 
gemacht  hätte;  für  Gemeinderechte,  besonders  in  den  Städten, 
interessiren  sich  —  erfahrungsgemäss  —  hauptsächlich  die 
wohlhabendem  und  gebildetem  Klassen,  die  es  überhaupt 
erfahrungsgemäss  immer  waren  welche  Freiheiten  erstrebt 
haben.  Wie  wenig  die  Masse  wusste,  was  es  mit  der  Kom- 
mune auf  sich  habe,  das  geht  schon  daraus  hervor,  dass  sie  am 
31.  Oktober  dafür  aufstand,  unter  dem  Vorwande,  die  Kom- 
mune könne  allein  die  Aufhebung  der  Belagerang  bewirken! 
Ueberhaupt  begnügt  man  sich,  auch  in  gebildeten  Kreisen,  so 
sehr  mit  hergebrachten,  auf  Treu  und  Glauben  angenommenen 
Ansichten,  dass  man  allen  Ernstes,  und  mit  dem  besten  Gewissen, 
die  gröbsten  Irrthümer  verbreiten  hilft.  Wer  die  Gemeinde- 
Ordnungen  Englands,  Belgiens,  Preussens,  Oesterreichs  und  der 
Schweiz  mit  denen  von  Frankreich  vorurteilsfrei  vergleicht  (Gesetz 
von  1867),  der  wird  finden,  dass  zwar  die  Einrichtungen  in  diesen 
Ländern  sehr  verschieden  sind,  dass  aber  in  Allen  die  Gemeinde 
mehr  oder  minder  unter  Vormundschaft  steht/)  und  zwar  in 
Belgien  mehr  als  in  Frankreich  und  würde  man  mich  darüber 


•J  Wo  z.  B.  dQrfcn  die  Gemeinden  nach  Belieben  mit  ihrem  nnheweg* 
liehen  Vermögen  schalton  und  walten?  Wo  hat  nicht  die  Obrigkeit  in  irgend 
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steinigen,  so  fände  ich  die  französische  Gemeinde-Ordnung  libe- 
raler als  die  schweizerische,  mit  ihrer  Unterscheidung  zwischen 
Bürgern,  Niedergelassenen  und  Aufenthaltnern.  Auch  in  der  Schweiz 
bestimmt  und  begränzt  das  Gesetz  das  Hecht  der  Gemeinde, 
beaufsichtigt,  genehmigt,  befiehlt,  verbietet  dies  oder  jenes. 
Der  Buchstabe  des  Gesetzez  ist  in  Gemeinde -Angelegenheiten 
vielleicht  weniger  richtig,  als  der  Geist  der  Bewohner,  deren 
Interesse  an,  und  deren  Eifer  für  die  Sache;  dieses  Interesse  und 
dieser  Eifer  aber  mag  in  Frankreich  nicht  warm  genug  sein. 
Wenn  man  nicht  politisches  Kapital  aus  der  Gemeinde- Ange- 
legenheit machen  kann,  so  bleibt  man  ziemlich  kalt  dabei. 
Indessen  soll  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  französische  Ge- 
meinde-Ordnung unverbesserlich  sei ;  ich  selbst  habe  mancherlei 
desiderata,  nur  das  möchte  ich  hervorheben,  dass  die  Bestre- 
bungen, die  französische  Gemeinde-Ordnung  zu  verbessern,  ganz 
und  gar  nichts  mit  der  kommunalistischen  Bewegung  vom 
18.  März  zu  schaffen  haben.  Die  Autonomie  der  Gemeinde  war 
nur  ein  Schild,  eine  Anzeige,  um  womöglich  den  Bourgeois 
herbei  zu  locken.  Die  Massen  werden  von  diesem  aristokratischen 
Magnet  nicht  angezogen.  Es  ist  ihnen  sehr  gleichgültig,  ob 
ein  Polizeibericht  vom  Maire  oder  vom  Prüfekt  unterzeichnet 
ist  und  in  den  meisten  Fällen  läuft  die  ganze  Sache  darauf 
hinaus,  da  der  Inhalt  desselben  doch  identisch  sein  würde.  Die 
>Exprefecture  de  police<  hat  mehr  als  einmal  die  Ordonnanzen 
der  Polizeipräfektur  abgeschrieben.*)  • 

einem  Grade  Aufsichtsrecht  über  das  Gemeinde -Budget?  Vor  allem  aber, 
wo  hat  die  Gemeinde  andere  Rechte  als  die,  welche  das  Gesetz  ihr  aus- 
drücklich übertragen  hat?  (Die  altpreussische  Stadtgemeinde  ist  die  selbst- 
ständigste.   D.  Bed.) 

*)  Die  Polizeipräfektur  war  verhasst,  so  lange  sie  in  anderen  Händen 
war,  als  man  aber  selbst  die  Macht  in  Händen  hatte,  fand  man  das 
Instrument  bequem,  behielt  es  bei,  und  begnügte  sich,  die  Silbe  Ex  vorzu- 
hängen, was  sehr  komisch  klang  und  oft  Terspottet  wurde.  Bei  dieser  Ge- 
legenheit sei  noch  auf  folgende  Punkte  aufmerksam  gemacht. 

Als  Hauptfeinde  betrachtete  das  Volk  die  sergeants  de  viüe  ( —  was 
eben  nicht  für  die  Moralität  des  »Volkes«  zeugt  — )  und  die  Feindschaft 
ging  soweit,  daaa  man  die  Frauen  der  Polizeidiener  gefangen  nahm.  Der 
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Es  würde  ohne  alles  Interesse  sein,  Schritt  für  Schritt  und 
Detail  für  Detail  nachzuweisen,  wie  keine  der  am  Anfang  ge- 
gebenen Versprechungen  gehalten  worden  ist,  wie  weder  Freiheit, 
noch  Gleichheit,  noch  Brüderlichkeit  zur  Herrschaft  kamen,  wie 
viele  Beschlüsse,  welche  Leben  und  Eigenthum  schützen  sollten, 
nur  auf  dem  Papier  gestanden  haben,  damit  sie  in  den  Zeitungen 
wieder  abgedruckt  und  als  Argument  zu  Gunsten  der  Kommune 
angewendet  werden  könnten.  Wie  wenig  Rede  und  That  bei  den 
Kommunalhelden  übereinstimmten,  geht  aus  hunderten  ja  tau- 
genden von  Fällen  hervor.  Ein  Beispiel  kann  ich  mich  nicht 
enthalten  anzuführen.  Der  Leser  wird  sich  erinnern,  dass  vor 
etwa  anderthalb  Jahren  ein  Arbeiter,  Namens  Megy,  einen  Polizei- 
kommissär, der  ihn  arretiren  wollte,  erschoss,  weil  er,  hiess  es, 
Nachts,  d.  h.  vor  6  Uhr  Morgens  gekommen  sei.  Es  sollen 
10  Minuten  an  6  gefehlt  haben.  Megy  wurde  zu  lebenslänglicher 
Strafarbeit  verurtheilt,  nach  der  Revolution  aber  befreit  und  zu 
hohen  Aemtern  erhoben.  Während  der  Revolution  hat  sich  aber 
weder  Megy  noch  irgend  Jemand  genirt,  Arrestationen  des 
Nachts  vorzunehmen,  und  nicht  etwa  nur  nach  gefährlichen 
Verbrechern  zu  fahen,  sondern  auch,  wie  in  meiner  Nachbarschaft, 
nach  Frauen  von  Polizeidienern,  gegenwärtigen  und  einstigen; 
man  verfolgte  sie  so  zu  sagen  bis  ins  10.  Glied,  mit  einem 
Worte  Jeden  der  früher  irgend  wie  aktiv  (aber  nicht  passiv) 
mit  der  Polizei  zu  schaden  gehabt  hatte.  Wird  doch  behauptet, 
dass  die  Polizcipräfektur  bloss  deshalb  in  Brand  gesteckt  worden 
sei,  weil  so  viele  Mitglieder  der  Kommune  dort  ihren  wohlbe- 
leibten Aktenstoss  hatten.    Uebrigens  sollen  fünf  oder  sechs 


H&uptvorwurf  (den  man  formulirte)  war,  die  »trgeanU  de  vüU  hätten  casst- 
tftes  in  der  Tasche.  Heute  können  Sie  dieselben  mit  der  Pistole  im  Gürtel 
auf  dem  Boulevard  umhergehen  sehen.  Ein  caae-tHe  verursacht  nur 
eine  Beule. 

Den  Ausdruck  »aristokratischer  Magnet«  kann  ich  leicht  rechtfertigen. 
Die  Legitimisten  sind  die  eifrigsten  Dezent ralisten,  denn  in  vielen  Gegen- 
den ist  der  Lokal-Einfluss  in  ihren  Händen.  Uebrigens  war  —  wegen  der 
Privilegien  —  die  Zentralisation  weniger  straff  vor  1798  als  nach  der 
Revolution. 
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derselben  schliesslich  an  Orten  gefangen  genommen  worden  sein, 
wo  man  die  Männer,  die  für  Tugend  zu  schwärmen  vorgaben, 
nicht  hätte  treffen  sollen, 

Wenn  es  auch  unnöthig  scheint,  die  Beschlüsse  der  Kom- 
mune in  ihrer  Gesammtheit  aufzustellen,  so  möchte  es  doch 
zweckmässig  sein,  nach  dem  Journal  of/kiel  vom  20  .April  1871 
eine  genaue  Uebersetzung  der  feierlichen  Deklaration  der  Kom- 
mune zu  geben,  weil  sie  darin  ihre  Grundsätze,  Bestrebungen 
und  Handlungen  in  das  denselben  günstigste  Licht  stellen  sucht. 
Dies  Dokument  zeigt  also,  nicht  wie  und  was  die  Kommune 
war,  sondern  das  wofür  sie  gehalten  werden  wollte.  Hier  dies 
Aktenstück : 

»Dem  schmerzlichen  und  schrecklichen  Kampfe  gegenüber, 
der  nochmals  die  grausamen  Leiden  der  Belagerung  und  der 
Beschiessung  über  Paris  bringt,  der  französisches  Blut  in  Strömen 
vergiesst  und  unsere  Brüder,  unsere  Frauen  und  Kinder  mit 
Granaten  und  Kartätschen  erschlägt,  ist  es  nöthig,  dass  die 
öffentliche  Meinung  einig,  dass  das  nationale  Gewissen  unge- 
trübt bleibe.« 

>  Paris  und  das  ganze  Land  müssen  die  Natur,  den  Grund 
und  den  Zweck  der  Revolution  kennen,  die  jetzt  vor  sich  geht. 
Die  Verantwortlichkeit  für  die  Trauer,  die  Leiden  und  das 
Unheil,  deren  Opfer  wir  sind,  muss  auf  diejenigen  zurückfallen 
welche,  nachdem  sie  Frankreich  verrathen  und  Paris  dem  Feinde 
überliefert  haben,  mit  blinder  und  grausamer  Hartnäckigkeit  den 
Ruin  der  Hauptstadt  verfolgen,  um  in  ihrem  Fall  die  Republik 
und  die  Freiheit,  die  Zeugen  ihres  Verraths  und  ihres  Verbrechens, 
zu  begraben.  < 

>Die  Kommune  hat  die  Pflicht,  die  Aspirationen  und 
Wünsche  der  pariser  Bevölkerung  auszusprechen  und  zu  be- 
stimmen, und  den  Karakter  der  Bewegung  vom  18.  März,  den 
die  in  Versailles  tagenden  Staatsmänner  missverstehen,  verkennen 
and  verläumden,  genau  anzugeben.« 

>  Nochmals  arbeitet  und  leidet  Paris  für  ganz  Frankreich, 
und  die  Kämpfe  und  Opfer  der  Hauptstadt  ermöglichen  die  in- 
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tellektuelle,  moralische,  administrative  und  volkswirthschaft- 
liche  Wiedergeburt  des  Landes,  sichern  seinen  Ruhm  (gloire) 
und  seinen  Wohlstand  (prosperite). 
>Was  verlangt  Paris  ?< 

»Die  Anerkennung  und  die  Befestigung  der  Republik, 
welches  die  einzige  Regierungsform  ist,  die  sich  mit  den  Rechten 
des  Volkes  und  mit  der  freien  und  normalen  Entwickelung  der 
Gesellschaft  verträgt.« 

Die  absolute  Autonomie  der  Kommune  (von  Paris)  und 
aller  französischen  Gemeinden,  welche  jeder  Gemeinde  und 
jedem  Franzosen,  als  Mensch,  Bürger  und  Arbeiter  die  Gesammt- 
heit  ihrer  Rechte,  garantirt.« 

>Die  Autonomie  der  Kommune  (von  Paris)  hat  keine  andere 
Gränzen  als  die  gleiche  Autonomie  der  anderen  Kommunen  oder  Ge- 
meinden) deren  Assoziazion  die  französische  Einheit  sichern  soll.<*) 

>Die  der  Kommune  anhaftenden  Rechte  sind: 

»Die  Festsetzung  des  Gemeinde -Budgets  in  Einnahmen 
und  Ausgaben;  die  Bestimmung  und  Vertheilung  der  Steuern; 
die  Leitung  der  lokalen  Aemter ;  die  Organisation  der  Gerichte, 
der  Polizei  und  des  Unterrichts ;  die  Verwaltung  der  Gemeinde- 
güter. < 

»Die  Ernennung  der  Beamten  und  Richter  in  Folge  einer 
Wahl  oder  einer  Wettbewerbung  nebst  Verantwortlichkeit  und 
das  permanente  Recht  der  Beaufsichtigung  und  der  Absetzung.**) 


*)  Wie  aasgebildet  hier  der  Sinn  für  Recht  and  Gerechtigkeit  ist,  geht 
daraus  hervor,  dass  es  Keinem  einfiel,  zu  denken,  es  könnte  doch  Unrecht 
sein,  ohne  Veranlassung  auf  eine  andere  Kommune  zu  schiessen.  Uebrigen« 
ist  es  auch  rein  lächerlich  ton  der  Begranzung  der  Autonomie  von  Paris 
durch  die  Autonomie  von  Asnieres,  Neuitty  oder  Puteaux  zu  sprechen. 
Kann  das  Gewebe  einer  Spinne  die  herbeisausende  Granate  aufhalten? 

**)  Die  Stelle  ist  so  unklar,  dass  ich  den  französischen  Text  hierher* 
stelle:  Le  choix par  VHcction,  ou  le  concours,  avec  Ja  responeabiliU,  et  le 
droit  permanent  de  controle  et  de  revocation  des  Magistrats  ou  fonction- 
naires  communaux  de  tout  ordrts.  Auf  was  sich  die  Verantwortlichkeit 
bezieht,  das  muss  errathen  werden ;  wahrscheinlich  ubernimmt  hier  die  Kom- 
mune eine  Art  Ministerverantwortlichkeit  der  Bevölkerung  gegenüber. 
Ekction  ist  hier  auch  zweideutig. 
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»Die  absolute  Garantie  der  individuellen  Freiheit,  der  Ge- 
wissensfreiheit und  der  Arbeitsfreiheit.« 

»Die  beständige  Einwirkung  der  Bürger  auf  die  Gemeinde- 
Angelegenheiten  durch  die  freie  Manifestation  ihrer  Gedanken 
und  die  ungestörte  Vertheidigung  ihrer  Interessen  (ist  wünschens- 
wert^); die  Kommune,  die  allein  beauftragt  ist,  den  freien 
und  richtigen  Genuss  des  Versammlungsrechts  und  der  Publi- 
zität zu  beaufsichtigen  und  zu  sichern,  muss  diesen  Manifes- 
tationen die  nöthigen  Garantieen  gewähren,« 

»Die  Organisation  der  städtischen  Vertheidigung  und  der 
Nationalgarde,  welche  ihre  Chefs  wählt,  und  allein  die  Ordnung 
in  der  Stadt  erhält.« 

»Das  ist  alles,  was  Paris  als  lokale  Garantieen  verlangt, 
nnter  der  selbstverständlichen  Bedingung,  in  der  grossen  Zentral- 
Verwaltung,  der  Delegation  der  ftderirten  Gemeinden,  die  Re- 
alisation und  die  Anwendung  der  nämlichen  Grundsätze  wieder- 
zufinden.« 

»Aber  eben  in  Gemässheit  seiner  Autonomie,  und  die  da-  ' 
durch  erlangte  freie  Hand  benutzend,  behält  sich  Paris  vor, 
die  von  seiner  Bevölkerung  verlangten,  administrativen  und 
volkswirtschaftlichen  Reformen  bei  sich  auf  die  Weise  einzu- 
führen, wie  Paris  es  für's  Beste  hält  (cornme  ü  Vmtendra)\ 
Institutionen  zu  schaffen,  welche  zum  Zweck  haben,  den  Un- 
terricht, die  Produktion,  den  Handel  und  den  Kredit  zu  ver- 
breiten und  zu  entwickeln  das  Vermögen**)  und  den  Besitz  zu 
verallgemeinern,  je  nach  den  Bedürfnissen  des  Augenblicks,  den 
Wünschen  der  Betreffenden  und  den  von  der  Erfahrung  ge- 
lieferten Daten.  < 

•)  Die  Dunkelheit  des  Prograras  kommt  zum  Theil  daher,  dass  eine 
gewisse  Verschwommenheit  der  Begriffe  nnwillkührlich  besteht  oder  ange- 
strebt ist:  Kommune  ist  nämlich  zuweilen  als  die  Gesammtheit  der  Ge- 
meindebewohner  gebraucht,  obgleich  es  hier  gewöhnlich  (gegen  den  Sprach- 
gebrauch) als  Gemeinderath  angewendet  wird. 

*♦)  Im  französischen  Text  steht  hier  pouvoir,  Macht,  Gewalt,  vermögen 
(verbum)  In  welchem  Sinne  hier  pouvoir  zu  nehmen  ist,  da«  ist  mir  un- 
klar, ich  muss  daher  dem  Leser  die  Wahl  des  geeigneten  Worts  überlassen. 
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> Unsere  Feinde  täuschen  sich,  oder  täuschen  das  Land, 
wenn  sie  Paris  beschuldigen,  seinen  Willen  oder  seine  Ober- 
herrlichkeit der  Nation  aufdrängen  zu  wollen,  nach  einer  Diktatur 
zu  streben,  welche  ein  wahres  Attentat  gegen  die  Unabhängig- 
und  die  Souveränetät  der  andern  Gemeinden  sein  wurde.  < 

>Sie  täuschen  sich,  oder  täuschen  das  Land,  wenn  sie 
Paris  beschuldigen,  die  Einheit  Frankreichs  zu  zerstören,  welche 
doch  von  der  (1789er)  Revolution  unter  dem  Jubelruf  unserer 
aus  allen  Theilen  Frankreichs  zum  Föderationsfeste  herbeigeeilten 
Väter  begründet  worden  ist.« 

»Die  Einheit,  wie  sie  uns  bisher  vom  Kaiserthum,  von  der 
Monarchie,  vom  Parlamentarismus  aufgezwungen  worden  ist,  ist 
bloss  eine  despotische,  nicht  intelligente,  willkürvolle,  nachtheilige 
Zentralisation.« 

»Die  von  Paris  gewünschte  Einheit  besteht  in  der  frei- 
willigen Assoziation  jeder  lokalen  Initiative,  der  spontanen  und 
freien  Mitwirkung  aller  individuellen  Kräfte  zur  Erreichung  des 
gemeinschaftlichen  Ziels,  dem  Wohlstand  (bienetre),  der  Freiheit, 
der  Sicherheit  Aller.« 

>Die  kcmmunale  Revolution,  welche  die  Initiative  des  Volks 
am  18.  März  begonnen  hat,  eröffnet  eine  neue  Aera  experimentaler, 
positiver,  wissenschaftlicher  Politik.  < 

»Sie  schliesst  ab  die  alte  gou vernementale  Welt,  das  Zeit- 
alter des  Klerikalismus,  des  Militarismus,  des  Beamten thums,*) 
der  Ausbeutung,  der  Agiotage,  des  Monopols,  der  Privilegien, 
denen  das  Proletariat  seine  Leibeigenschaft,  das  Vaterland  sein 
Unglück  und  sein  Unheil  verdankt.« 

»Unser  theures  und  grosses  Vaterland,  das  durch  Lügen 
und  Verläumdungen  so  getäuschte,  möge  sich  also  beruhigen!« 

»Der  zwischen  Paris  und  Versailles  entbrannte  Kampf  ge- 


•)  In  dieser  Hinsicht  hat  die  Kommune  den  andern  Regimes  nichts 
vorzuwerfen ;  die  Beamten  wucherten  so,  dass  das  Journal  officid  sich  einige 
Mal  darüber  tadelnd  aussprach.  Uebrigens  ist  bei  jeder  Revolution  ein 
grosser  Beamten  -  und  Offiziers  -  Ueberfiuss :  man  kontpirirt  weder  um 
Kanzloidiener,  noch  um  gemeiner  Soldat  zu  werden. 
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hört  nicht  zu  denen,  die  in  einem  illusorischen  Vergleich  (com- 
promis)  endigen  können:  über  den  Ausgang  kann  kein  Zweifel 
herrschen.    Der  Sieg,  den  die  Nationalgarde  mit  unbeugsamer 
Energie  erstrebt,  wird  der  Idee  und  dem  Rechte  verbleiben.« 
»Wir  appelliren  an  Frankreich!« 

>  Benachrichtigt:  dass  das  bewaffnete  Paris  eben  so  ge- 
lassen als  tapfer  ist;  dass  es  die  Ordnung  mit  eben  so  viel 
Energie  als  Enthusiasmus  erhält;  dass  es  sich  mit  eben  so  viel 
Besonnenheit  (raison)*)  als  Heroismus  zum  Opfer  bringt;  dass  es 
sich  nur  aus  Hingebung  für  die  Freiheit  und  den  Ruhm  (gloire) 
Aller  gewaflhet;  (davon  benachrichtigt  oder  dies  einsehend) 
möge  Frankreich  dem  blutigen  Streit  ein  Ende  machen.  < 

»Möge  Frankreich  Versailles  entwaffnen,  indem  es  in  einer 
feierlichen  Manifestation  seinen  unwiderstehlichen  Willen  kund 

»Da  Frankreich  den  Genuss  unserer  Errungenschaften  theilen 
wird,  so  möge  es  an  unseren  Anstrengungen  Theil  nehmen;  es 
erkläre  sich  als  unser  Verbündeter  in  diesem  Kampfe,  der 
nur  endigen  kann  mit  dem  Triumph  der  Idee  oder  dem  Ruin 
von  Paris.  < 

»Was  uns  anbetrifft,  pariser  Bürger!  so  haben  wir  die  Auf- 
gabedie  moderneRevolution  durchzuführen,  die  grösste  und  furcht- 
barste aller  Revolutionen,  welche  die  Geschichte  beleuchtet  hat,< 

>Wir  haben  die  Pflicht  zu  kämpfen  und  zu  siegen.« 

Paris,  den  19.  April  1871. 

La  Commune  de  Paris.**) 
Das  Programm  der  Kommune  verweilt  längere  Zeit  bei  der 
politischen  Seite  der  Sache  und  berührt  die  sozialistische  nur 
so  im  Vorbeigehen.   Das  rührt  zum  Theil  daher,  dass  die  zahl- 

*)  Raison  hier  wahrscheinlich  eher  Besonnenheit  als  Vernunft.  Der 
Verfasser  will  wohl  sagen,  dass  der  Heldenmuth  Beiner  Freunde  besonnen 
nod  nicht  toll  ist.   Sonst  wäre  das  Wort  raison  hier  unverständlich. 

**)  8o  lautete,  in  Folge  Beschlusses,  die  Unterschrift  der  Beherrscher 
toü  Paris.  Ausdrücklich  war  verboten,  wie  sonst  Üblich,  die  Eingaben  an 
den  Präsidenten  der  Kommune  zu  adresBiren.  Der  Präsident  wechselte 
übrigens  täglich.   Nur  die  Komite-Mitglieder  zeichneten  ihre  Namen. 
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reichen  Advokaten,  Journalisten ,  Aerzte,  Ladendiener,  Portier'* 
und  andere  iVicW-Handarbeiter,  welche  in  der  Kommune  tagten, 
die  Feder  führten;  zum  Theil  auch  daher  dass  der  Sozialismus 
der  Arbeiter  sich  in  wenigen  Worten  formnliren  lässt.  Fourier 
brauchte  vier  dicke  Bände,  um  sein  System  darzustellen,  Saint- 
Simons  Schriften  sind  vor  einigen  Jahren  in  30 — 35  Heften 
herausgekommen,  aber  dem  sozialistisch  angesteckten  Arbeiter 
genügt  die  Formel:  generaliser  la  propriete,  den  Besitz  verall- 
gemeinern (8.  oben).  Er  will  nur  das  Wort  des  Evangeliums 
umkehren,  er  will  dass  man  wegnehme  dem,  der  da  hat,  und 
gebe  dem,  der  nicht  hat;  er  will,  dass  man  erwerben  könne, 
ohne  Arbeit  und  Sparsamkeit.  Die  Sparsamkeit  ist  das  Schibolet 
wodurch  man  den  Arbeiterfreund  vom  Arbeiterfeind,  vom  Volks- 
vergifter  unterscheiden  kann.  Wer  häufig  zum  Arbeiter  spricht, 
und  nie  das  Wort  Sparsamkeit  über  seine  Lippen  bringt,  der 
meint  es  nicht  gut  mit  ihm,  der  will  ihn  bloss  zum  Werkzeug 
benutzen. 

Also,  den  Besitz  verallgemeinern  wollte  die  Kommune. 
Dass  sie  nichts  zur  Realisirung  dieses  Zweckes  gethan  hat, 
dafür  mag  sie  Zeitmangel  als  Entschuldigung  anführen,  in 
Wirklichkeit  aber  hat  sie  keine  Maassregel  genommen,  weil  sie 
keine  zu  nehmen  gewusst.  Zeitmangel?  welche  schwache  Ent- 
schuldigung! Haben  Sie  je  eine  provisorische  Regierung  gesehen 
der  es  an  Zeit  gefehlt  hätte,  ihrem  Sinne  gemäss  massenhaft 
zu  gesetzgebern?  Fünf  Minuten  genügen,  um  das  wohlbegrün- 
deteste, anerkannteste  Gesetz  —  auf  dem  Papier  —  umzustossen. 
Hat  sich  denn  die  Kommune  gescheut,  politische  Reformen,  oder 
was  sie  dafür  hielt,  vorzunehmen?  Die  einzigen  sozialistischen 
Älaassregeln,  welche  ich  im  offiz.  Blatte  auffinden  kann,  sind 
folgende:  Die  Werkstätten  (Fabriken  u.  s.  w.)  derjenigen  Arbeit- 
geber, welche,  um  nicht  unter  die  Vertheidiger  der  Kommune 
eingereiht  zu  werden,  die  Stadt  verlassen  haben,  sollen  denselben 
»gegen  Entschädigung <  weggenommen  werden,  um  darin  Koo- 
perativ-Gesellschaften  einzurichten.  Diese  Maassregel  wurde 
hauptsächlich  mit  der  Noth wendigkeit  motivirt,  die  Arbeiten 
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wieder  aufzunehmen,  weil  die  Konsumtion  unter  dem  Arbeits- 
stillstand leide.  Das  war  aber  doch  gar  zu  grober  Staub  rar 
die  Augen  der  Pariser,  die  zugesehen  hatten,  wie  man  beim 
Beginn  des  Aufruhrs  die  Arbeiter  aus  den  Werkstätten  hinaus 
gejagt  hatte,  die  aus  Erfahrung  wissen,  dass  der  Arbeiter  nicht 
arbeiten  will:  Anderthalb  Franken  mit  Faullenzen  schmeckt 
ihm  besser  als  5  Franks  mit  Anstrengung  gewürzt.  Dies  wurde 
schon  während  der  ersten  Belagerung  offiziell  konstatirt.  Diese 
Arbeitsscheu  war  auch  der  Hauptgrund,  warum  die  Maassregel 
auf  dem  Papier  blieb.  Hätte  man  wirklichen  Arbeitsdrang  ge- 
fühlt, so  hätte  man  trotz  Kapital-  und  Absatz-Mangel  doch  einen 
Versuch  mit  der  Expropriation  gemacht. 

Dann  hat  man  den  Bäckergesellen  verboten,  Nachts  zu 
arbeiten ;  sie  sollten  des  Nachts  schlafen,  wollte  die  mütterliche 
Kommune.  Der  Befehl  wurde  durchgesetzt  und  kam  zur  Aus- 
führung, obgleich  die  Mehrzahl  sich  dagegen  gesträubt  hatte. 
Im  Grunde  war  die  Tagbäckerei  gegen  den  Bourgeois  gerichtet, 
denn  die  Arbeiter  bekamen  frisches  Brod  aus  der  Armen-Bäckerei 

Ein  anderes  Mal  wurde  verboten,  in  den  Werkstätten-Regle- 
ments mit  Geldstrafen  zu  drohen,  ja  es  wurde  verlangt,  dass 
die  seit  dem  18.  März  erhobenen  Strafgelder  zurück  erstattet  würden. 
Die  Strafgelder  fallen  bekanntlich  in  die  Krankenkassen.  Die 
Kommune  vergass,  dass  die  kleinen  Geldbussen  zur  Beständig- 
keit der  Stellen  beitragen.  Der  Arbeiter  ist  pünktlicher  und 
wird  selten  weggeschickt,  üebrigens  sind  ja  in  allen  friendly 
societieSi  socieUs  de  secours  mutuds,  Knappschaften  und  wie  sonst 
die  Vereine  heissen,  rar  gewisse  Fälle  kleine  Geldstrafen  vorge- 
sehen. Es  mögen  die  Motive  dieses  Dekrets  hier  in  wörtlicher 
Uebersetzung  folgen: 

»In  Erwägung,  dass  manche  Anstalten  ein  Geldstrafensystem 
eingeführt  haben,  bestehend  in  Abzügen  von  den  Gehältern  oder 
den  Löhnen;« 

>Dass  diese  Geldstrafen  oft  unter  den  leichtesten  Vorwänden 
auferlegt  werden,  und  einen  wirklichen  Verlust  für  den  Kommis 
oder  Arbeiter  ausmachen;« 
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»Dass  diese  willkürlichen  und  vexatorischen  Abzüge  nicht 
rechtlich  begründet  sind;« 

>Dass  die  Geldstrafen  thatsächlich  der  Deckmantel  einer 
Lohnverminderung  zu  Gunsten  des  Arbeitgebers  sind;« 

>Dass  diese  in  jeder  Hinsicht  unmoralischen  Strafen  nicht 
der  Gerechtigkeit  gemäss  auferlegt  werden  c  wird  be- 
schlossen etc. 

Verschiedene  andere  Maassregeln  verdienen  kaum  angeführt 
zu  werden,  da  sie  kein  besonderes  sozialistisches  Gepräge  tragen. 
Dahin  gehört  z.  B.  die  Rückgabe  der  kleinen  Pfander  aus  dem 
städtischen  Pfandhause  (Mont-dc-pieti).  Das  war  ein  Akt  der 
Wohlthätigkoit ,  bei  dem  einzelne  Bestimmungen  dahin  wirken 
sollten,  nur  die  Pfänder  des  Arbeiters  gratis  zurückzugeben. 
Uebrigens  habe  ich  vielleicht  Unrecht  zu  sagen,  dass  diese 
Maassregel  kein  sozialistisches  Gepräge  trage,  da  die  Wohlthätig- 
keit  hier  auf  anderer  Leute  Kosten  ausgeübt  wurde. 

In  diesem  Sinne  gehört  hierher  noch  folgendes  Faktum: 
Die  Zufuhr  war  dem  kommunistischen  Paris  so  ziemlich  abge- 
schnitten worden,  und  die  Preise  der  Nahrungsmittel  stiegen 
fühlbar.  Da  machte  das  Subsistenzkomite  der  Kommune  in 
ziemlich  geheimnissvollem  Tone  bekannt,  sie  werde  Maassregeln 
ergreifen,  um  die  Preise  künstlich  herabzudrücken.  Da  ich 
wusste,  dass  die  Kommune  kein  Geld  hatte,  um  ausserhalb  auf- 
zukaufen, dass  ihre  Sendboten  von  der  legitimen  Behörde  auf- 
gegriffen wurden,  dass  —  sollte  man  in  der  Ferne  einkaufen 
können,  —  die  Lebensmittel  nicht  würden  herkommen  können, 
da  die  Eisenbahnen  abgeschnitten  waren;  da  mir  ferner  be- 
kannt war,  dass  die  Regierung  noch  grosse  Vorräthe  hatte,  da 
sie,  nach  der  Belagerung,  zur  schnellen  Herbeischaffung  von 
Lebensmitteln  für  Paris  hatte  beitragen  wollen,  so  erklärte  ich 
meinen  Bekannten,  dass  die  Kommune  wahrscheinlich  diese 
gratis  übernommenen  Vorräthe  zu  irgend  einem  Spottpreise  her- 
geben würde.  Vor  einigen  Tagen  habe  ich  mir  an  geeigneter 
Stelle  darüber  volle  Gewissheit  verschaffen  können:  meine  Kon- 
jektur war  richtig  gewesen.   Das  war  wieder  eine  Wohlthat  aus 
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anderer  Leute  Tasche,  oder  ein  sozialistisches  Mittel,  die  Leute 
glücklich  zu  machen. 

Ans  allem  was  ich  gesehen  habe,  hat  sich  bei  mir  die 
Ueberzeugung  gebildet,  dass  sich  die  ganze  Geschichte  auf  eine 
Ausbeutung  des  Sozialismus  durch  die  Demagogie  reduzirt. 
Der  Sozialismus  ist  heut  zu  Tage  nicht  mehr  was  er  vor  30 
oder  35  Jahren  war,  als  Louis  Reybaud  zum  ersten  Mal  das 
Wort  Socuüisme  in  einem  Artikel  der  Revue  de  Deux  Mondes 
gebrauchte.  Damals  waren  die  Sozialisten  Erfinder  von  Systemen, 
and  jeder  derselben  hatte  eine  kleine  Anzahl  Schüler  um  sich 
gesammelt.  Diese  Schüler  gehörten  fast  ausschliesslich  dem 
Gelehrten-  oder  Literatenstande  an.  Die  Systeme  waren  viel 
zu  komplizirt,  und  zu  abstrakt  für  den  gewöhnlichen  Arbeiter- 
verstand. Der  Arbeiter  hat  selten  Vorbildung  und  Müsse  genug, 
um  sich  dergleichen  geistig  zu  assimiliren,  er  begreift  und 
adoptirt  nur  kurze,  klarklingende  Formeln,  z.  B.  Nur  der 
(Hand-)  Arbeiter  produzirt,  der  Unternehmer  oder  Kapitalist 
lebt  vom  Schweisse  der  Proletarier  u.  dergl.  Selbstverständlich 
kann  man  von  solchen  Prämissen  nur  auf  die  Schlussfolgerung 
kommen,  dass  man  den  Nicht-  (Hand-)  Arbeitern  den  unrecht- 
mässigen Besitz  abnehmen  müsse,  um  ihn  unter  den  Beraubt- 
seinsollenden zu  vertheilen.  Nur  durch  die  Vereinfachung  der 
Lehre  und  ihre  Einkleidung  in  solche  Formeln  gelang  es,  den 
Sozialismus  auszubreiten  und  grosse  Massen  damit  anzustecken. 
Einzelne  Schwärmer,  Fanatiker  und  Systematiker  gab  es  immer 
und  wird  es  auch  immer  geben;  ihre  Aufrichtigkeit,  ihr  Eifer, 
ihre  pittoreske  Beredsamkeit  trägt  viel  zur  Belebung  der  Ver- 
sammlungen bei,  aber  die  grosse  Menge  hält  sich  am  blossen 
Buchstaben,  die  Feinheiten  der  Systeme  bleiben  ganz  für  sie 
verloren.  Zu  merken  ist  dabei,  dass  die  erste  Generation  das 
neue  volkswirthschaftliche  Evangelium  nur  mit  Misstrauen  oder 
doch  mit  Bedenklichkeit  aufnahm.  Trotz  allem  was  Klubredner 
sagen  mochten,  liess  das  unter  andern  Doktrinen  ausgebildete 
Gewissen  doch  seine  Stimme  vernehmen,  der  Arbeiter  sagte 
sich  oft:  Anderer  Leute  Gut  nehmen,  ist  Diebstahl  oder  Raub, 
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ein  Recht  habe  ich  nur  auf  das  von  mir  verdiente  Geld.  Und 
obgleich  er  den  neuen  Jargon  annahm,  so  war  es  doch  nur,  wie 
man  in  Frankreich  sagt:  du  bout  des  levres,  die  Worte  fielen 
von  der  Lippen  Band  und  fanden  im  Innern  keinen  Wiederhall 

—  man  strebte  sich  zu  glauben,  was  man  wünschte  —  und 
blieb  im  Ganzen  thaisächlich  den  anerzogenen  »Vorort heilen«  treu. 

Anders  ist's  mit  der  folgenden  Generation.  Diese  hört  die 
neue  Lehre  von  Jugend  auf,  und  von  keiner  Seite  wird  dem 
Irrthum  kräftig  entgegengewirkt.  Die  Eltern  sind  eben  ober- 
flächlich angesteckt,  die  Kinder  werden  gründlich  infizirt ;  jene 
sind  relativ  leicht  zu  heilen,  letztere  bleiben  jeder  Widerlegung 
fast  unzugänglich.  Diesen  Satz,  weil  zu  betrübend,  wird  mir 
der  menschenfreundliche  Leser  nicht  gern  zugeben,  er  ist  aber 
zur  Genüge  zu  beweisen.  Jeder  weiss  doch,  wie  hartnäckig 
mit  der  Muttermilch  eingesogene  Ansichten  allen  Angriffen 
widerstehen.  Man  denke  nur  an  die  Religion.  Um  die  in 
Europa  vorhandenen  Religionen  nicht  zu  berühren,  frage  ick 
nur,  wie  viele  Brahtnanen  hat  man  bekehren  können?  Vielleicht 
keinen  Einzigen,  wenn  ich  den  Berichten  mehrerer  Missionäre 

—  die  ich  gelesen  —  glauben  kann.  Das  religiöse  Gebiet  würde 
mir  sehr  viele  Beweise  liefern,  könnte  ich  Details  anfuhren;  um 
Niemandem  Anstoss  zu  geben,  gehe  ich  lieber  auf  anderes  über. 
Unter  meinen  hiesigen  Bekannten  giebt  es,  so  zu  sagen,  ge- 
borne  Monarchisten  und  geborne  Republikaner,  dann  Leute  die 
das  eine  oder  das  andere  geworden  sind.   Wenn  Sie  nun  einen 

—  selbst  gebildeten  —  Mann  antreffen,  dessen  Vater  schon 
ausgesprochener  Monarchist  oder  Republikaner  war,  so  können 
Sie  sich  aller  Bekehrungs- Versuche  enthalten:  alle  Mühe  ist 
umsonst.  Er  hört  Sie  kaum  an,  und  hört  er  aus  Gefälligkeit, 
so  versteht  er  Sie  nicht.  Sätze  wie:  Die  Regierungsform  ist 
eine  Sache  der  Zweckmässigkeit;  sie  hängt  vom  Temperament 
des  Volkes  ab;  sie  ist  gewöhnlich  historisch  bedingt  u.  dergl. 
sucht  man  ihm  vergeblich  klar  zu  machen.  Ich  pflege  mich 
jetzt  derartigen  Diskussionen  dadurch  zu  entziehen,  dass  ich 
sage:  für  Sie  ist  die  Regierungsform  Gefühls-,  für  mich  Ver- 
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Standes -Sache,  wir  können  uns  also  nicht  verständigen.  Oft 
wird  anch  dieser  Satz  nicht  verstanden,  so  sehr  ist  man  von 
seiner  eigenen  Ansicht  eingenommen. 

Dann  könnte  ich  hierher  noch  eine  lange  Reihe  von  Volks- 
vorurtheilen  anfuhren,  die  in  Fleisch  und  Blut  übergehen  und 
sich  über  fast  alle  Gegenstände,  über  Essen  und  Trinken,  übnr 
medizinische  Hausmittel  und  alles  Uebrige  erstrecken.  In  einem 
Lande  halt  man  zuweilen  für  positiv  schädlich,  was  man  anders- 
wo gradezu  empfiehlt.  Beispiele  anzuführen  enthalte  ich  mich 
aber,  um  nicht  zu  lange  die  Aufmerksamkeit  des  Lesers  von 
der  Hauptsache  abzulenken;  übrigens  hat  er  wahrscheinlich 
schon  hinlänglich  eigene  Erfahrung  genug  gesammelt  und  braucht 
nicht  weiter  überzeugt  zu  werden.  Dann  hat  der  Leser  gewiss 
auch  bemerkt,  dass  in  den  meisten  Fällen,  wenn  die  herge- 
brachten Ansichten  weichen,  sie  als  dann  zersetzenden,  zer- 
störenden Mitteln  unterliegen.  Eine  geschickt  gehandhabte  Kritik  ist 
sonst  allmächtig  —  zum  Einreissen  — ,  sie  .  . .  baut  aber  nichts 
auf.  Wenn  Proudhon  kritisirte,  so  war  er  oft  unwiderstehlich ; 
wenn  er  positive  Vorschläge  machte,  so  war  sein  Fiasko  bis 
zur  Lächerlichkeit  vollständig.  (Man  denke  unter  andern  an  die 
banque  d'tchange  von  1849).  Ja,  das  Aufbauen  ist  schwer, 
indessen  nicht  unmöglich.  Unter  den  gebildeten  Klassen  lassen 
sich  sogar  neue  Ideen  verhältnissmässig  leicht  verbreiten,  da 
dieselben  viel  lesen,  dann  auch  gerne,  aus  blosser  Neugierde, 
einen  nahmhaften  Redner  hören;  es  gehört  ja  zur  Bildung,  von 
allem  Etwas  zu  verstehen,  überall  dabei  gewesen  zu  sein,  und 
vor  allem  jeder  Unterhaltung  folgen  zu  können.  In  den  ge- 
bildeten Klassen  giebt  es  schon  viele,  die  keine,  richtiger  fast  keine, 
angewöhnten  Ideen  mehr  haben,  und  da  finden  neue  Idaen 
ein  weites  —  sehr  steiniges,  —  aber  nicht  ganz  undankbares 
Feld.  Beim  Arbeiter  aber  verhält  sich  die  Sache  ganz  anders; 
er  liesst  wenig  und  ist  wenig  empfanglich  für  die  Rede  des 
Nichthandarbeiters.  Dieser  wird  leicht  als  Gegner  angesehen. 
Sagt  er:  Der  Arbeiter  hat  Recht,  so  ist  er  willkommen,  denn 
es  ist  ja  der  Gegner  selbst  der  sein  Unrecht  eingesteht.  Das 
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ist  der  einzige  Grund  warum  so  viele  Literaten  >die  in  Arbeiter- 
Angelegenheiten  machen  <  (der  Ausdruck  ist  nicht  von  mir) 
eine  gewisse  Popularität  zu  haben  scheinen.  Sie  reden  dem 
Arbeiter  zu  Gefallen. 

Ist  denn  nun  gar  nichts  zu  thun?  Unfehlbare  Mittel  giebt 
es  nicht  viele  auf  Erden,  daher  wage  ich  es  nicht  das  meinige 
denselben  anzureihen,  das  wäre  zu  viel  Anmaassung;  aber  dass 
mein  Mittel  gut  ist,  davon  bin  ich  überzeugt  Es  ist  obenein 
sehr  einfach :  es  besteht  in  der  Einführung  der  Volkswirtschaft 
in  die  Elementarschule.  Man  kann  viele  Sätze  den  Schülern 
klar  machen,  der  Versuch  ist  mit  Erfolg  gemacht  worden,  und 
der  Plan  wäre  in  Deutschland  leichter  durchzufuhren  als  irgend- 
wo sonst*)  Hat  man  da  doch  Anschauungs-  und  Denkübungen, 
wofür  man  oft  geeigneten  Stoff  sucht;  ich  biete  ein  Mittel  an, 
den  vorhandenen  Stoff  zu  vermehren.  Man  mache  auf  geeignete 
Weise  die  Jugend  auf  die  richtigen  Beziehungen  zwischen  Kapital 
und  Arbeit,  und  was  damit  zusammenhängt,  aufmerksam,  lasse 
sie  richtig  Ursache  und  Wirkung  unterscheiden,  und  wenn  die 
>gesunde  Lehre«  gehörig  verstanden  und  eingeprägt  ist,  so  ist 
ein  Wall  gezogen  gegen  das  Eindringen  der  gesellschaftsuni- 
wälzenden  Doktrinen.  Die  Volkswirtschaft  ist  eins  der  kräftigsten 
Mittel  gegen  das  sozialistische  Gift  und  da  Deutschland 
nicht  minder  davon  ergriffen  ist  als  andere  Länder,  so  hoffe 
ich,  dass  es  die  Sache  in  gehörige  Erwägung  ziehen  und  vielleicht 
das  Signal  zur  Verbesserung  geben  wird. 

Paris  im  Juni. 

*)  Der  Herr  Verfasser  vergisst,  dass  es  an  der  Hauptsache,  den  Lehrern 
fehlt.  Unsere  Elementarlehrer  mit  ihrem  Hongersold  und  —  Volkswirth- 
schaft!  Die  Prediger  —  das  wäre  schon  etwas  anderes;  aber  —  was  ist 
es  denn  eigentlich,  das  sie  predigen?   D.  Red. 
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Von  Julius  Faucher.*) 
VII.  König  Nobels  Hofstatt. 


Dort  sass  ein  stolier  König,  an  Land  und  Siegen  reich. 
Er  sass  auf  seinem  Throne  so  finster  und  so  bleich; 
Denn  was  er  sinnt  ist  Schrecken,  und  was  er  blickt  ist  Wuth, 
Und  was  er  spricht  ist  Geissei  und  was  er  schreibt  ist  Blut. 


Der  Mensch  war  nicht  immer  Herrscher  über  die  Thier- 
welt Er  hatte  nicht  immer  ungezählte  Millionen  von  Pferden, 
Eseln,  Kameelen,  Elephanten,  Rennthieren,  Lama's  und  Rindern 
in  seinen  Dienst  gepresst,  um  ihn  selbst  und  sein  Gut  über 
die  Scholle  zu  tragen.  Er  hatte  nicht  immer  Kühe,  Ziegen  und 
Schaafe  in  seinen  Ställen,  um  ihm  Milch  zu  geben.  Auch  der 
Hund  war  nicht  immer  sein  gehorsamer  Wächter  und  Jagd- 
gehülfe.  Die  Hühner  legten  ihm  nicht  immer  Eier  im  Hühner- 
haus auf  dem  Hofe,  und  nicht  immer  fütterte  er  sich  Kälber, 
Lämmer  und  Ferkel  und  mannigfaltiges  Geflügel  gross,  um  sie 
zu  schlachten  und  zu  essen  wann  es  ihm  passte.  Dieses  Eigen- 
thum, immer  noch  weitaus  das  wichtigste  und  werthvollste, 
welches  er  besitzt  und  von  welchem  Etwas  in  allem  seinem 
Eigen thum  steckt,  seine  gezüchteten  Thiersklaven,  ist  von  ge- 

•)  Siehe  Bd.  27.  I.  Eine  orientalische  Frage.  Bd.  28.  II.  Physis  und 
Thea».  Bd.  29.  Hl.  Zopf  und  Schwanz.  Bd.  30.  IV.  Hieronymik.  Bd.  31. 
V.  Auf  dem  babylonischen  Thurme.  Bd.  32.  VI.  Eine  occidentalische 
Antwort. 
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ringen  Anfängen  aus  langsam,  in  einer  ganzen  Reihe  von  Jahr- 
tausenden, erworben  worden.  Er  war  auch,  wie  wir  schon  ge- 
sehen haben,  nicht  immer  der  Jagdherr,  vor  dem  nichts  sicher 
ist,  sondern  hatte  sich  einst  mit  sehr  niederer  Jagd  zu  begnügen, 
derselben,  auf  welche  heute,  mitten  in  der  Kultur,  der  Zigeuner 
sich  verweist,  indem  er  sich  von  der  Kultur  ausschliesst,  und 
auf  welche  Alezander  Selkirk  und  andre  wider  ihren  Willen 
verwiesen  worden  sind;  woran  aber  auch  der  Mensch  überhaupt 
nichtsdestoweniger  das  Andenken,  das  ihm  nicht  wieder  aus 
dem  angeerbten  Leibe  will,  merkwürdigerweise  im  Seitenstübchen 
des  Delikatesswaarenhändlers  feiert.  Er  war  das  alles  nicht, 
indem  er  nicht  von  Anfang  an  der  Sieger  im  Kampf  war, 
welcher  er  nur  allmählich  geworden  ist,  weil  er  zugleich  der 
bedürftigste  und  zugleich  der  lernfahigste  von  Allen  ist;  und 
weil  ihm  die  Natur  zwar  zu  aller  Art  thierischer  Bewaffnung 
die  Anfange  gegeben,  diese  aber  nicht  fertig  gemacht  hat,  so 
dass  er  sie  selber  hat  fertig  machen  müssen. 

Als  der  Mensch  noch  nicht  der  unbesiegbare  Sieger  über 
Alle  war,  war  es  aber  eben  ein  andrer.  Wer  —  das  hängt  zu- 
nächst vom  Orte  ab;  wir  haben  uns  schon  daran  erinnert,  dass 
es  nicht  blos  einen,  sondern  eine  ganze  Anzahl  allgemeiner 
Thierstaaten  auf  Erden  giebt,  in  welchen  nicht  blos  die  obersten 
Würden,  sondern  auch  die  Nebenämter  andre  Träger  haben. 
Nur  die  Würden  und  Aemter  selbst  sind  überall  vorhanden; 
wenn  nicht  genau  sich  wiederholend,  so  doch  eine  Aebnlichkeit 
aufweisend,  welche  durch  ihr  Vorkommen  auf  dem  Gebiete  un- 
zweifelhaft naturgesetzlicher  Schöpfung  zum  Beweise  wird,  dass 
auch  beim  Staatsbau,  beim  Wirthschaftsbau  und  beim  Sprach- 
bau Aehnlichkeit  kein  Beweis  der  Entlehnung,  der  geschichtlichen 
Verwandtschaft  zu  sein  braucht,  dass  sie  auch  hier  natur- 
gesetzlichen Ursprungs  sein  kaun. 

Wir  haben  den  Stammbaum  der  Menschensprache  durch 
eine  Kette  von  lauter  Schülern,  die  zugleich  unfreiwillige  Lehrer 
waren,  bis  hinauf  zur  Sprache  des  Urwalds  verfolgt,  in  welchem 
der  Mensch,  noch  der  thierischen  Gesellschaft  angehörig,  von 
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dieser  genau  auf  dieselbe  Weise  zu  sprechen  gelernt  hat,  wie 
er  es  heute  von  der  menschlichen  Gesellschaft  lernt.  Ein  ein- 
zelnes Beispiel  aus  der  eignen  indogermanischen  Sprache,  aus- 
gewählt aus  sehr  vielen,  die  wir  noch  bereit  haben,  hat  dazu 
dienen  müssen,  zunächst  einmal  zu  zeigen,  dass  der  thatsächliche 
Nachweis  dieser  Herkunft  bis  heute  möglich  ist,  und  ein  unge- 
fähres Bild  davon  gegeben,  wie  das  uranfangliche  Lernen,  über 
dessen  Dauer  wir  uns  jeder  Yermuthung  enthalten,  vor  sich 
gegangen  sein  muss.  Aber  an  dies  erste  Beispiel  mussten  wir 
noch  mit  einer  sehr  skizzenhaften  Vorstellung  von  dem  ganzen 
Treiben  im  Urwalde,  wie  auch  besonders  von  der  Abspiegelung 
desselben  im  menschlichen  Geiste,  da  dieser  Geist  noch  nichts 
weiter  kannte,  herantreten.  Auf  diese  letztere  kommt  es  haupt- 
sächlich an ;  soll  es  möglich  werden,  die  Urbedeutung  der  Wörter, 
ohne  alle  Ausnahme,  an's  Licht  zu  bringen,  so  muss  der  Ver- 
such gemacht  werden,  eine  deutlichere  und  reichhaltigere  Vor- 
stellung von  dem  Eindruck  zu  gewinnen,  welchen  die  thierischen 
Sprachlehrer  des  Menschen  und  ihr  Thun  ursprünglich  auf  den 
so  gelehrigen  Schüler  machten. 

Hierfür  sind  wir  aber  keineswegs  Mos  auf  Konjektur  und 
Ausrechnung  verwiesen.  Es  stehen  uns  Flügel  zu  Gebot,  denen 
wir  uns  zum  Fluge  in  die  Gedankenwelt  unserer  entferntesten 
Vorfahren  anvertrauen  können,  welche  nicht  mit  solcher  Gefahr 
drohen,  wie  die  Flügel  aus  der  Mache  des  erfinderischen  Dädalus. 
Zwar  sind  es  Flügel  der  Fabel,  aber  gar  dauerhafte  Flügel,  die 
manches  Jahrtausend  fruchtbarer  Dienstzeit  schon  hinter  sich 
haben  und  für  den  Flug  rückwärts  in  die  Geschichte  eben  so 
brauchbar  sind,  wie  sie  den  Flug  vorwärts,  aus  grauem  Alter- 
thume  bis  in  die  Gegenwart  hinein,  ausgehalten  haben.  Es 
sind  natürlich  die  Flügel  der  Thierfabel  von  denen  wir  sprechen, 
und  die  uns  nun  in  jenes  graue  Alterthum  zurücktragen  sollen, 
aus  denen  sie  König  Nobel  und  seinen  ganzen  Hofstaat  bis  in 
unsre  Einderbücher  hineingeschleppt  haben. 

Denn  es  bedarf  wohl  keiner  besonderen  Erläuterung,  dass 
unsre  eigene  Zeit,  und  eine  ganze  Reihe  von  Literatur-Epochen 
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vor  ihr,  keine  Thierfabel  gedichtet  haben  würden,  hätten  sie  sie 
nicht  als  schon  fertige  Kunstform  von  Vorgangern  übernommen, 
gerade  wie  wir  keine  Säulenformen  in  der  Baukunst  verwenden 
würden,  wären  sie  nicht  da  von  Alters  her.  Auch  werden 
im  Grunde  so  wenig  neue  Thierfabeln  wie  neue  Säulenformen 
erfunden ;  es  ist  immer  nur  eine  neuere  auf  eine  ältere  gegründet 
worden,  und  selbst  das  ist  schon  seit  langer  Zeit  in  vollstän- 
digen Stillstand  gerathen.  Wenigstens  hat  man  mit  den  ver- 
schiedenen Anläufen,  welche  genommen  worden  sind,  um  diesen 
Stillstand  zu  durchbrechen,  nichts  ausgerichtet.  Und  dies  ist 
begreiflich,  denn  die  vermeintlichen  neuen  Einfalle  hatten  sich 
dem  Geiste  nicht  von  selbst  aufgedrängt,  sondern  der  Geist 
hatte  gepeinigt  werden  müssen,  um  sie  hervorzubringen.  Auch 
ward  kein  aus  dem  Bedürfniss  fliessender  Zweck  dabei  verfolgt, 
welcher  die  Schönheit  dadurch  in  die  Erfindung  hineinbringt, 
dass  er  die  nächstmögliche  Beziehung  aller  Theile  des  Ganzen 
auf  einander  und  des  Ganzen  auf  die  Weltharmonie  erzwingt; 
das  heisst,  dass  er  den  »Geist  Gottes <  gegenwärtig  bei  der 
Erfindung  macht.  Die  ächte  Thierfabel,  gleich  der  ächten  Säule, 
und  gleich  allem  was  acht  ist,  konnte  nur  einmal  im  Laufe  der  Ge- 
schichtsentwickelung  erfunden  werden,  nämlich  damals,  als  dieGe- 
schichtsentwickelung  ohne  diese  Erfindung  eben  nicht  weiter  konnte. 

Verfolgen  wir  nun  die  bei  uns  selbst  eingeführte  Thierfabel 
—  in  ihrem  bewusst- künstlerischem  Gewände  —  aufwärts  in 
die  Zeit,  so  werden  wir  zunächst  sehr  bald  jeden  Gedanken 
an  einen  getrennten  und  selbstständigen  nationalen  Ursprung 
derselben  im  Sinne  der  heutigen  und  selbst  der  antiken  Na- 
tionalein theilung  los,  und  werden  zuletzt  mit  Fingerzeigen  auf 
dasselbe  Volk  entlassen,  welches,  wie  wir  gesehen  haben,  sich 
schon  vor  drittehalbtausend  Jahren,  als  es  eben  unterzugehen 
begann,  mit  den  Egyptern  selber  um  die  Ehre  der  ältesten 
Abstammung  unter  den  Menschen  stritt,  nämlich  die  Phryger. 
Die  Personifikation  der  Thiergattungen  im  menschlichen  Sinne, 
welche  das  eigentümliche  Werkzeug  bei  der  Thierfabel-Dichtung 
bildet,  scheint  bei  diesem,  nicht  ältesten,  aber  konservativsten 
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Volke,  wie  wir  Psamtiks  Auffassung  übersetzt  haben,  zur  Zeit 
da  die  Griechen  ihre  grosse  Sammelarbeit  begannen,  besonders 
gang  und  gebe  gewesen  zu  sein,  und  Aesop,  entweder  selbst 
ein  Phryger  oder  ein  Thracier,  was  dasselbe  ist,  schöpfte  aus 
diesem  Borne.  Aber  die  Phryger  standen  darin  bei  Leibe  nicht 
allein;  auch  das  übrige  Vorder -Asien  weist  in  jener  Zeit  die 
Thierfabel  als  alten  literarischen  Schatz  auf,  und  so  thut 
Egypten,  so  thut  Indien;  kurz  alle  ältesten  Kultursitze  finden 
wir  in  ihrem  Besitz,  so  weit  die  Forschung,  nach  dergleichen 
Dingen,  in  irgend  einer  Form  nur  möglich. 

Mit  einem  Worte,  wir  können  ihren  Anfang  nirgends  nach- 
weisen, wie  wir  es  etwa  beim  heroischen  Epos  oder  beim  Drama 
können.  Die  Thierfabel  könnte  also  wohl  noch  viel  älter  sein 
als  wo  wir  sie,  auch  am  höchsten  hinauf,  bemerken.  Sin  deutscher 
Gelehrter,  welcher  dem  Volke  der  Phryger  seine  besondere 
Theilnahme  zugewendet  hat,  Herr  Haase,  hat  darum  eine  ganz 
kühne  Andeutung,  betreffend  den  Ursprung  der  Thierfabel,  bei 
den  Phrygern  nicht  gescheut,  welcher  wir  hier  eine  Stelle 
einräumen  wollen,  obgleich  wir  sie,  wie  sich  zeigen  wird,  zurück- 
weisen müssen. 

>Es  kann  demnach  nur  angenommen  werdenV  sagt  Herr 
üaase,  >dass  die  Phryger  die  Fabel  nicht  als  Allegorie  oder 
Parabel,  nicht  als  tendenziöses  Gleicbniss,  nicht  als  Paradigma, 
Exemplum,  Bispel,  gedichtet  haben,  sondern  ursprünglich  als 
wahrhaften  Mythos,  ohne  Berechnung,  ohne  bewusste  Ten- 
denz  So  scheint  es  also,  dass  sich  in  Phrygien  eine 

Fabelpoesie  ausbildete,  welche,  unbefangen  und  absichtslos,  die 
Wunder  wieder  erzählte,  welche  der  tu  und  mit  der  Natur 
lebende  Mensch  als  einzelne  Szene  des  mannigfaltigen  ihn  um- 
gebenden Naturlebens  wahrgenommen  hatte.  Dass  darin  die 
menschliche  Freiheit  fehlte,  konnte  er  nicht  bemerken ;  da  er  diese 
selbst  noch  nicht  besass;  um  so  leichter  aber,  da  für  ihn  das 
Menschenleben  und  das  Naturleben  ganz  gleichartig  war,  konnte 
ihm  die  Ahnung  kommen,  (?)  dass  das  letztere  ein  belehrender 
Spiegel  für  das  erstere  sei,  und  aus  dieser  Ahnung  entwickelte 
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sich  die  freie  Reflexion,  welche  die  Vorgänge  der  Natur  wiU- 
kührlich  als  Analogieen  für  menschliches  Handeln  benutzt.  > 

Die  besondern  Betonungen  sind  natürlich  nicht  Herrn  Haasens 
sondern  unser,  und  gelten  nur  dem  Leser  unserer  bisherigen 
Gedanken-Eatwickelung.  Ueber  diese  unmittelbare  Anknüpfung 
der  Thierfabel-Dichtung,  in  ihrem  Ursprünge,  an  den  Urzustand 
des  Geschlechts,  wollen  wir  aber  jetzt  gleich  und  sehr  bestimmt 
sagen,  dass  dies  zu  rasch  gehen  heisst.  So  leicht  kommen  wir 
eben  nicht  ab.  Mit  einer  blossen  »Ahnung«  lässt  sich  ein 
solcher  Uebergang  vom  Ernst  zum  Spiel  nicht  fertig  bringen. 
Auch  ist  die  Thierfabel,  wie  wir  sie  selbst  in  der  ältesten  — 
phrygisch- griethischen  und  indischen  Form  besitzen,  ganz  und 
gar  nicht  aus  der  Natur  geschöpft.  Wenigstens  die  Handlung 
ist  stets  rein  menschlich,  das  heisst,  für  Thiere,  phantastisch; 
nur  die  Charaktere  schliessen  sich  wirklich  an  die  Natur  an. 
Die  blosse  Charaktergruppirung  der  Thiere  ist  aber  noch  keine 
Komposition  individueller  Berührungen,  welche  doch  unerlässlich 
zum  Begriffe  der  Fabel  gehört.  Die  blosse  Charaktergruppirung 
aber  ist,  auf  der  anderen  Seite,  auch  ausserhalb  der  Fabel  zu 
finden.  Und  wenn  die  Fabeldichtung  auch  alt  ist,  so  ist  doch 
dasjenige  Gebiet,  auf  dem  wir  dieser  Gruppirung  der  Thier- 
cbaraktere  ausserdem  begegnen,  das  Rcligionsgebiety  unzweifelhaft 
noch  älter.  Denn  die  Mittel  stehen  uns  erstens  zu  Gebote,  die 
Spuren  der  Religion  viel  höher  hinauf  in  die  Geschichte  zu 
verfolgen,  als  die  irgend  einer  Form  der  Dichtung,  und  bei  ihr 
beweist  zweitens  der  Inhalt  selbst  unzweifelhaft,  was  er  bei  der 
Fabeldichtung  eben  nicht  beweist,  nämlich  dass  ihr  Anfang  jen- 
seit  des  Bewusstseins  des  Menschen  von  seiner  Freiheit  und 
der  Unfreiheit  der  Thiere  liegen  müsse. 

Die  Erinnerung  an  die  Fabel -Dichtung  hat  uns  auch  zu 
weiter  nichts  dienen  sollen,  als  uns  zu  dem  religiösen  Hinter- 
grund zu  tragen,  der  in  der  Charaktergruppirung  der  Thiere 
steckt,  welche  nachher  die  Dichtkunst,  und  zwar  am  längsten 
in  der  Fabeldichtung,  am  Leben  erhielt.  Und  nun  dieser  Punkt 
einmal  erreicht  ist,  stellt  es  sich  erst  recht  deutlich  als  eine 


Digitized  by  Google 


Gedanken  über  die  HerkDnft  der  Spruch*. 


103 


Unzuläasigkeit  heraus,  der  Thierfabeldichtung  ein  höheres  Alter 
anzuweisen,  als  die  Uehergangszeit ,  in  welcher  der  religiöse 
Hintergrund  in  der  Charaktergruppirung  der  Thiere  eben  zu  er- 
blassen, und  das  religiöse  Thierbild  zum  blossen  äußerlichen 
Wahrzeichen  zu  erstarren  begann. 

Wir  hätten  freilich  nicht  einmal  nöthig  gehabt,  diese  weite 
Reise  gerade  an  der  Hand  der  Faboldichtung  zu  machen,  denn 
einzelne  dieser  Wahrzeichen  —  die  Taube  des  heiligen  Geistes 
zum  Beispiel,  und  das  Lamm  des  Erlösers,  auch  die  Thiere  der 
Evangelisten  —  reichen  ja  bis  in  unsre  eigne  religiöse  Disziplin 
hinein.  Selbst  die  mohamedanischen  Bilderstürmer  haben  ihren 
Biesenhahn  des  Allah,  wenigstens  in  der  Phantasie,  lebendig 
erhalten.  Kommen  wir  gar  in's  klassische  Alterthum  hinein, 
so  finden  wir  schon  der  halben  Fauna  Plätze  zur  Seite  der 
ansterblichen  Götter  verschafft.  Zuletzt  kommen  wir  auch  auf 
diesem  Wege  nach  dem  alten  Morgenlande  zurück,  aus  dem  uns 
unsre  Frage  zuerst  kam.  Es  war  also  in  so  fern  gleichgültig, 
welchen  von  beiden  Wegen  wir  einschlugen.  Aber  die  Fabel- 
dichtung hatte  den  Vortheil  uns  gleich  von  vornherein  an  die 
wirklich  vorhandene  Charaktergruppirung  der  Thiere,  und  noch 
dazu  in  höchst  dramatischer  Form,  zu  erinnern,  und  dies  ist 
eine  Wirklichkeit,  die  wir,  je  weiter  hin  desto  weniger,  aus 
dem  Auge  verlieren  dürfen. 

Im  alten  Morgenlande  so  wieder  angelangt,  und  zwar  — 
da  wir  den  Ursprung  der  Thierfabeldichtung  in  die  Zeit  zu  ver- 
legen uns  veranlasst  fanden,  in  welcher  es  um  den  Ernst  bei  der 
religiösen  Rolle  der  Thiere  misslich  auszusehen  begann  —  nicht  gar 
so  lange  vor  demselben  Zeitpunkte,  an  welchem  wir,  im  Anfange, 
aus  dem  Morgenlande  aufbrachen,  erinnern  wir  uns  nun  zunächst, 
dass  nicht  Mos  die  Frage  noch  zu  lösen  war,  welche  König 
Psamtik  aufwarf,  ohne  es  zu  wissen,  sondern  auch  diejenige,  die 
er  sich  wirklich  zu  lösen  in  den  Kopf  gesetzt  hatte.  Welches 
nun  war,  im  alten  Morgenlande  selber,  wirklich  das  älteste  oder 
vielmehr  das  konservativste  Volk,  bei  dem  wir  am  höchsten  in  die 
Geistesgeschichte  der  ganzen  Rasse  hinaufzukommen  vermögen? 
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Das  Hülfsmittel  der  vergleichenden  Sprachforschung,  dessen 
sich  Paamtik  für  die  Lösung  dieser  Frage  bediente,  hat,  seit 
seiner  Zeit,  wie  wir  gesehen  haben,  unermessliche  Fortbildung 
erhalten.  Man  hat  es,  mit  immer  steigender  Wissbegier  und 
Sorgfalt,  auf  dieselbe  Frage  angewendet,  und  die,  mit  grosser 
Bestimmtheit  gegebene  Antwort  ist:  Der  König  hatte  Unrecht, 
und  die  Egypter  hatten  Recht.  Sie  waren  wirklich  in  dem 
Sinne,  in  dem  dies  allein  verstanden  werden  kann,  im  Sinne 
des  Alters  ihres  nationalen  Abschlusses,  das  allerälteste  der 
Völker  im  alten  Morgenlande.  Denn  ihre  Sprache  gehörte  wie 
es  nun  auch  um  ihre  Verwandtschaften  aussehen  mag,  jeden- 
falls in  ihrer  grammatikalischen  Ausbildung,  einer  viel  älteren 
Stufe  an,  als  die  syrisch -arabischen  und  indogermanischen 
Sprachen  de;  Völker,  mit  welchem  Psamtik  den  Vergleich  anzu- 
stellen allein  im  Stande  war. 

Dem  Schlüsse,  den  die  Sprachvergleichung  erlaubt,  steht 
ausserdem  anderweitige  geschichtliche  Unterstützung  zur  Seite, 
in  den  ganz  sicheren  Resultaten  der  chronologischen  Forschung 
die  schon  erzielt  sind.  Denn  wir  haben  ja  Baudenkmale  in 
Egypten,  deren  Jahreszahl,  selbst  wenn  wir  noch  so  vorsichtig 
rechnen,  weit  über  die  äussersten  chronologischen  Marksteine, 
welche  sich  bei  andern  Völkern  aufstellen  lassen,  hinausreicht, 
und  diese  Baudenkmale  weisen,  mit  kaum  merklichen  Unter- 
schieden, dieselbe  Sprache,  dieselbe  Schrift  und  denselben  Kultus 
zur  Zeit  ihrer  Errichtung  auf,  denen  wir  in  der  spatesten  Periode 
der  egyptischen  Geschichte  begegnen. 

Und  in  der  Existenz  dieser  uralten  Baudenkmäler,  welche 
zugleich,  bis  heute,  die  riesenhaftesten  auf  der  ganzen  Erde 
sind,  haben  wir  auch  zweitens,  eine  ganz  ausreichende  Erklärung, 
für  jenen  ausserordentlichen  Konservatismus  des  egyptischen 
Volks,  der  uns  Erinnerungen  an  den  einstigen  Urzustand  der 
Rasse,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  viel  treuer  bewahrt  hat, 
als  es  irgend  wo  anders  geschehen  ist.  Denn  was  nationalen 
Konservatismus  in  erster  Reihe  bedingt,  ist  unzweifelhaft  eben 
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die  Baukunst.  Politiker  können  sich  das  merken,  und  haben 
es,  in  der  That,  auch  schon  gemerkt. 

Die  Baukunst,  im  grossen  Sinne  des  Worts,  die  Baukunst 
in  Stein,  die  sich  suerst  bei  höhlenbewohnenden  Stämmen,  bei 
Troglodyten,  entwickelt,  bindet  zunächst  den  Stamm  an  ein  be- 
stimmtes Land.  Dann  trägt  sie  in  dieses  Land,  eine  schwer 
wieder  abzuändernde  Kulturgliederung  ein.  Ferner  überdauern 
ihre  Werke  das  Leben  der  einzelnen  Generation,  und  ketten  so 
alle  Generationen  stärker  aneinander.  Sie  bedingt  ausserdem, 
das  fortdauernde  Zusammenwirken  grosser  Massen,  welches  nur 
möglich  ist,  wenn  die  Verhältnisse  der  Einzelnen  zu  einander 
möglich  feststehen,  und  hilft  dieselben  weiter  befestigen;  dann 
verlangt  sie  Opfer  von  Einzelnen  für  die  Masse  und  für  die 
Zukunft,  welche  der  Einzelne  auch  nur  bringt,  wenn  er,  in  einer 
oder  der  andern  Form,  unter  der  Herrschaft  eines  spezifischen 
Gemeingeistes  steht,  der  sein  Leben  weit  überdauert  Endlich 
fordert  der  sich  anhäufende  Schatz  ihrer  eigenen  Werke,  und 
des  Reichthums,  der  sich  an  dieselben  anschliesst,  den  Angriff 
von  aussen  und  dadurch  wieder  die  Vertheidigung  gegen  den- 
selben heraus,  welche  zum  Abschluss  vom  Beste  der  Welt  und 
zur  Erstarrung  des  Nationalgeistes  ebenfalls  das  ihrige  beiträgt. 

Dia  Baukunst  ist  die  Versteinerung  des  nationalen  Geistes 
und  ihre  Wirkung  in  dieser  Richtung  erstreckt  sich  über  seinen 
ganzen  Inhalt.  Tempel  und  Grab,  Veste  und  Haus,  Damm  und 
Graben,  Strasse  und  Brücke,  einmal  geschaffen,  bestimmen  fortan 
das  ganze  Leben  ringsumher,  und  erlauben  ihm  nicht  leicht 
von  denjenigen  Staats-,  Religions-  und  Gesellschaftsformen  ab- 
zuweichen, welche  zur  Zeit  ihrer  Entstehung  vorherrschten. 

Die  Völker,  welche  ausgedehnt  und  grossartig  bauen,  welche 
die  Erdscholle  nicht  lassen,  wie  sie  sie  vorfanden,  sind  darum 
die  konservativsten  Völker,  und  bei  ihnen,  und  nicht  bei  ihren 
flüchtigeren  Nachbarn,  haben  wir  nach  den  Spuren  eines  geistigen 
Zustandes  —  oder  ohne  Umschweif  gesagt,  eines  Glaubens  — 
zu  suchen,  welcher  einst  beiden  gemeinsam  war,  und  welcher 
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eine  bestimmte  Stufe  in  dem,  in  der  ganzen  Kasse  nur  allmählig 
erwachenden,  Bewusstsein  des  Menschen  von  sich  selbst  bezeichnet 
Ueber  dritthalbtausend  Jahre  hinweg  trugen  uns  die  Flügel 
der  Fabel  auf  dem  Wege  aus  unsrer  eignen  Zeit  bis  zurück  in 
Psamtiks  Zeitalter.  Das  Fabelross,  welches  Schiller  auf  Haymarket 
—  er  meinte  Newmarket,  denn  auf  Haymarket  sind  es  nur 
»andre  Dinge,  <  die  damals  und  heute  noch  »in  Waare  sich  ver- 
wandeln <  —  an  einen  englischen  Pächter  verkaufen  lässt,  bat 
sich  längst  in  den  Sprössling  des  Poseidon  und  der  Gorgo  ver- 
wandelt, der  an  den  Quellen  des  Oceanus  geboren  ist.  Es  sind 
nicht  mehr  Fabelflügel,  die  uns  tragen,  sondern  Götterflügel. 
Indem  wir  das  Meer,  zurück  nach  Egypten  kreuzten,  hat  sich 
auch  die  Gestalt  verwandelt.  Statt  des  griechischen  Phantasie- 
spiels eines  geflügelten  Bosses,  beut  uns  der  wahrhaftige,  ernste 
und  fromme  Vogel  des  Tot,  der  heilige  Ibis,  der  an  der  Wiege 
der  Hieroglyphenschrift  stand,  nun  den  Rücken.  Und  weitere 
drittehalbtausend  Jahre  geht  es  rückwärts  in  die  Geschichte. 
Zwar  die  Denkmäler  verschwinden  ein  halbes  Jahrtausend  früher, 
aber  noch  ist  chronologisch  gesichtete  Ueberlieferung  da  —  ge- 
sichtet so  weit  es  möglich  —  um  uns  zu  leiten.  Die  Pyra- 
miden der  vierten  Dynastie  liegen  hinter  uns,  aber  noch  beim 
zweiten  Könige  der  dritten  Dynastie,  Sesorthos,  begegnen  wir 
dem  Zeugniss  in  den  Königslisten  für  das  Vorhandensein  der 
Schrift,  die  wir  kennen.  Er  war's,  der  die  Feile  der  Vollendung 
anlegte,  und  sie  zuerst  in's  Gestein  graben  Hess.  Jenseit  dieses 
Königs  begleitet  uns  also  immer  noch  die  un vollkomm nere  — 
wahrscheinlich  bestimmter  Gränzen  des  Zeichenschatzes  and 
konventionell  vereinfachter  Formen  entbehrende  Schrift  —  aus 
der  die  vollkommnere  des  Sesorthos  hervorgegangen,  welche  eben 
weil  sie  mit  der  Baukunst  verknüpft  wurde,  von  da  an  sich 
gleich  und  am  Leben  blieb,  und  ihre  beiden  Töchter,  die  hie- 
ratische und  demotische  Schrift,  durch  welche  die  Sprache  voll- 
ständig fixirt  wurde  —  deren  Verharren  auf  unentwickelterer 
Stufe  damit  erklärt  ist  —  neben  sich,  aber  nicht  mehr  an  ihrer 
Statt  erwachsen  sah.    Die  für  ewig  uns  verhüllte  Urschrift  vor 


Digitized  by  Google; 


OeJankcn  über  die  Herkunft  der  Sprache. 


107 


Sesorthos  begleitet  uns  immer  noch  nach  dem  bestimmten  Zeug- 
niss  der  Königslisten,  hinauf  bis  zum  zweiten  Könige  der  ersten 
Dynastie,  welche  beide  Egypten,  das  Lotusland  oben,  wie  das 
Papyrusland  unten  beherrschte.  Denn  König  Athotis,  des  Stifter 
Menes  Sohn  >  schrieb  ein  Buch  über  die  Sezirung  der  Körper < 
Ist  das  so,  so  bestand  die  Schrift  auch  schon  unter  Menes,  dem 
Oesetzgeber.  Die  zweiten  drittehalbtausend  Jahre  sind  vollendet, 
und  wir  sind  im  vierten  Jahrtausend  vor  Christ.  Und  immer 
noch  begegnen  uns  dieselben,  durch  den  frühzeitig  eintretenden 
Schutz  der  Baukunst  und  der  Schrift,  bis  in  weit  entwickeltere 
Zeiten  hinein,  wunderbar  erhaltenen  äusseren  Religionsformen,  die 
für  uns  jetzt  mehr  werth  sind,  als  der  wandelbare  Kommentar, 
durch  welchen  die  Denker  Egyptens  sie  später  der  geistigen 
Entwickelung  anzupassen  hatten. 

Es  begegnen  uns  Egyptens  Götter  mit  Thierköpfen,  oder, 
wie  man  die  Sache  ja  ebenfalls  ansehen  kann,  Thierköpfe  mit 
Menschenleibern,  als  Vertreter  der  Mächte  über  dem  Menschen 
und  der  Abstraktionen  in  seinem  Gehirn.  Es  begegnen  uns 
die  EeilighdUung  der  Thiere,  und  die  Benutzung  hauptsächlich 
ihrer  Gestalten  bei  der  Wiedergabe  des  Gedankens  mit  der 
zeichnenden  Hand.  Das  ist  und  bleibt  die  grosse  Thatsache, 
mit  deren  Bedeutung  die  Einzelheit  dabei,  wie  auch  die  Aus- 
nahme, jetzt  für  uns  nichts  zu  schaffen  haben. 

Und  sei  der,  von  den  Sprachunitariern  aufgestellte  Satz, 
dass  Egypten  nur  ein  Theil  eines  grösseren  Je  weiter  hinauf,  desto 
gleichförmigeren,  Volksganzen  wahr  oder  nicht  wahr,  so  ist  nun 
schon  ganz  gewiss  einmal  der  Schluss  sicher,  dass  in  jener  fünf- 
tausend Jahre  von  uns  entfernten  Zeit,  auch  in  den  Köpfen  der 
Menschen  in  Syrien,  im  Euphratthale  und  in  Arabien,  im  ganzen 
Löwenlande,  wie  es  Ritter  zusammenfasst ,  ähnlicher  Glaube 
lebendig  war,  als  der  dessen  Spuren  uns  in  der  Bildnerei  und 
dem  Kultus  des  nur  konservativeren  Egyptens  erhalten  blieben. 

Uebrigens  erzählt  uns  der  Geschichtsschreiber  Babyloniens 
Berasus,  dass  man  im  Chaldaeer-Reiche  an  eine  Vorzeit  geglaubt 
habe,  in  welcher  wunderbare  Thiere,  zusammengesetzt  aus  Theilen 
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verschiedener  Thiere  oder  auch  Zwittergestalten  von  Mensch 
und  Thier  gelebt  hätten,  deren  Bilder  alle  noch  im  Tempel  zu 
sehen,  welcher  letzte  Zusatz  unzweideutig  verrätb,  dass  dieselbe 
später  nicht  mehr  verstandene  Rolle  des  Thierbilds,  der  ältesten 
für  uns  noch  dunklen  babylonischen  Kultur  eigenthümlich  war, 
die  sich  in  Egypten  aus  der  Pyramidenzeit  in  die  der  Obelisken 
übertrug,  und  deren  Spuren  wenigstens  auch  alle  semitischen 
Religionen,  wie  schon  erwähnt,  enthielten,  und  an  spätere 
Zeiten  abgaben. 

Die  vier  Kultur-Nykthemeren,  um  einen  kostbaren  Ausdruck 
der  Byzantiner  —  uns  wenigstens  läuft  er  aus  der  Prophezeihung 
des  Tarasius  in  die  Quer  —  zu  gebrauchen,  die  vier  Jahrtausende 
des  Steigens  und  Fallens,  in  welche  die  Mittellinie  des  Fort- 
schritts im  Nordwesten  der  alten  Welt  verlegt  werden  muss, 
unterscheiden  sich,  neben  andren  Dingen,  also  auch  darin,  dass 
in  jeder  vorhergehenden  das  Thierbild  eine  wichtigere  und  mehr 
ausgedehnte  Rolle  im  menschlichen  Schädel  gespielt  hat,  als  im 
nachfolgenden. 

Die  ausgedehnte  und  grosse  Rolle,  welche  das  Tbierbild  in 
der  ältesten  Kulturperiode,  von  der  wir  wissen,  bei  Völkern,  die 
ganz  besonders  den  Namen  bauende  Völker  verdienen,  gespielt 
hat,  ist  uns  aber  offenbar  ein  Fingerzeig  darauf,  wie  einst  vor 
dem  Beginne  der  Kultur  bei  diesen  Völkern  der  Mensch  seine 
Stellung  zum  Thiere  praktisch  auffasste,  und  welche  Rolle  das 
Thierbild  iu  seinen  täglichen  Gedanken  spielte. 

Zu  diesem  Fingerzeige  stimmt  ferner  genau,  was  wir  bei 
Völkern  wahrzunehmen  im  Stande  sind,  welche  noch  heute  eine 
wirklich  jugendlichen  Kulturstufe  zu  vertreten  scheinen.  Bei 
der  Voraussetzung  einer  solchen,  noch  heute  wahrnehmbaren, 
jugendlicheren  Kulturstufe  ist  nämlich  ausserordentliche  Vorsicht 
nöthig ;  mehr,  als  dass  dies  Verhältniss  vorhanden  zu  sein  scheint, 
lässt  sich  noch  kaum  sagen.  Jedenfalls  kann  in  den  drei  alt- 
bekannten Erdtheilen  nicht  davon  die  Rede  sein.  Was  dort 
wahrnehmbar  ist,  ist  glücklicher  oder  unglücklicher  entwickelte, 
aber  nicht  in  der  Entwickelungsdawer  verschiedene  Kultur 
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Mit  einigem  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  einer  vollständig  ge- 
trennten und  jüngeren  Kulturgeschichte  lässt  sich  eigentlich  nur 
Amerika  heranziehen,  und  seihst  da  fehlen  die  Bedenken  nicht. 
In  Amerika  sind  es  die  eingebornen  Stämme  des  englischen 
Amerika,  von  denen  wir  am  besten  den  wirklich  eignen  Geist 
kennen,  vorzüglich  aus  Catlitis  Studien.  Wir  finden  diesen  Geist 
fast  ausschliesslich  mit  Thierbildern  gefüllt;  die  Eigennamen, 
welche  ihre  Träger  durch  Beilegung  besondrer  Eigenschaften 
verherrlichen  sollten,  genau,  wie  die  ältesten  indogermanischen 
Namen,  thun  es,  indem  sie,  statt  der  Eigenschaft  das  Thier 
nennen,  dem  sie  zukommt,  und  die  ganze  Redeweise  nimmt 
beständig  das  Thierbild  zu  Hülfe. 

Es  klingt  etwas  stark,  aber  es  muss  herausgesagt  werden : 
der  Mensch  schätzte  ursprünglich  das  Thier  höher  als  sich  selbst, 
und  das  Thierbild  ersetzte  fast  ganz  und  gar  die  Abstraktion 
in  seinem  Kopfe. 

Weil  es  wichtig  ist,  dass  diese  These  als  buchstäblich,  und 
gerade  so  starr  gemeint  wie  sie  herausgesagt  ist,  verstanden 
wird,  wollen  wir  dem  Entwickelungsgesetz  des  menschlichen 
Bewusstseins  gegenüber  dem  Thiere,  für  welches  wir  bisher  nur 
die  Anhaltspunkte,  welche  die  Geschichte  gewährt,  aus  der 
Vogelschau  verzeichnet  haben,  noch  auf  anderm  Wege  beizu- 
kommen versuchen. 

Nämlich  auf  logischem. 

Der  Mensch  schreitet  fort,  in  allen  Dingen  worauf  er  ein 
Recht  hat,  sich  etwas  einzubilden;  die  Thiere  bleiben  stehen. 
Jeder  Augenblick  vorwärts  vergrössert  also  den  wirklichen  Ab- 
stand zwischen  dem  Menschen  und  dem  Thiere,  und,  rechnen 
wir  rückwärts,  so  müssen  wir  denselben  jeden  Augenblick  rück- 
wärts als  kleiner  annehmen. 

Und  es  kann  doch  nun  schon  gewiss  einmal  im  Ganzen  das 
Bewusstsein  des  Menschen  von  diesem  Abstände  nur  dasselbe 
Gesetz  inne  gehalten  haben,  wie  der  wirkliche  Abstand  selbst. 
Je  weiter  zurück,  desto  weniger  erhaben  über  das  Thier  muss 
sich  der  Mensch  gefühlt  haben. 
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Wir  dürfen  aber  hierbei  nicht  stehen  bleiben.  Viele  Thierc 
sind  dem  natürlichen  Menschen  an  Stärke,  Bewaffnung,  Schnellig- 
keit, Schärfe  der  Sinne  etc.  weit  überlegen,  Überwältigen  ihn 
im  Kampf,  und  sind  im  Stande  sich  Nahrung  zu  verschaffen,  wo 
der  Mensch  alle  Hoffnung  dazu  aufgeben  muss.  Es  ist  sehr 
gut,  jetzt  zu  philosophiren,  dass  alles  das  gegen  die  Ueberlegen- 
heit  des  menschlichen  Geistes  nur  gering  in  die  Wagschaale 
falle;  diese  Philosophie  half  dem  nackten  Wilden  der  Urzeit 
durchaus  nichts,  wenn  er  dem  Löwen  oder  Bären  begegnete. 
Auch  konnten  sich  jene  nackten  Wilden  noch  nicht  mit  der 
Aussicht  auf  die  holländische  Häringsfischerei  trösten,  wenn  sie 
ohnmächtig  zusehen  mussten,  wie  der  Fischadler,  mit  unfehl- 
barem Blick  und  blitzgleichem  Stoss,  sich  seine  Beute  aus  der 
Mitte  des  Seespiegels  aufschnappt. 

Dann  aber  —  worin  ist  denn  der  menschliche  Geist  dem 
thierischen  überlegen?  Doch  eben  nur  in  der  Fortbildungsfahig- 
keit.  Gerade  weil  er  diese  Ueberlegenheit  hat,  kann  er  keine 
in  der  ersten  Anlage  gehabt  haben.  Ein  ähnlicher  Schiusa 
kam  uns  schon  zu  statten,  als  wir  die  verführerische  Hypothese 
zurückzuweisen  hatten,  dass  in  der  menschlichen  Sprache  ein 
bestimmter  Schatz  einer  Natursprache  der  menschlichen  Gattung 
stecke,  aus  dem  der  Rest  nur  abgeleitet  sei.  Denn  —  wieder 
wie  damals  —  gäbe  es  einen  namhaften  erblichen  Schatz  von 
Gedanken  im  menschlichen  Hirn  von  vornherein,  wie  es  einen 
solchen  im  thierischen  giebt,  so  würden  eben  diese,  dem  Menschen 
aufgezwungenen  Gedanken,  ihn  wie  das  Thier  verhindert  haben, 
jemals  etwas  anderes  zu  denken.  Er  wäre  es  dann  nicht,  der 
dächte,  sondern  eine  andre  Gewalt,  stärker  als  er,  und  durch 
die  er  sich  aller  Sorge  um  seine  Gedanken  enthoben  fühlte, 
dächte  in  ihm.  Diese  Gewalt  hat  ihm  aber  gar  keinen  geistigen 
Schatz  mit  auf  den  Weg  gegeben,  sondern  nur  die  allerdings 
viel  werthvollere  Fähigkeit,  und  zugleich  die  Gelegenheit,  einen 
solchen  zu  sammeln. 

Dann  aber  gab  es  eben  eine  Zeit,  in  der  der  menschliche 
Geist  dem  der  Thiere  nkJU  überlegen  war,  und  denselben  nicht 
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zu  überschauen  vermochte.  Dann  gab  es  eine  Zeit,  in  welcher 
der  menschliche  Geist  den  thierischen  zu  beicundern  hatte,  ohne 
irgend  eine  der  Modifikationen,  mit  denen  er  es  heute  in  lehr- 
reichen und  erbaulichen  Betrachtungen  zu  thun  pflegt.  Das 
heisst,  dann  gab  es  eben  jene  Vorzeit,  auf  welche  wir  auch  die 
Geschichte  hinweisen  sehen,  in  welcher  der  Mensch  das  Thier 
höher,  in  jeder  Beziehung,  als  sich  selbst  sehätzte. 

Auf  logischem  Wege  können  wir  aber  auch  der  zweiten 
Schlussfolgerung  beikommen,  die  wir  aus  der  steigenden  Grösse 
der  Bolle  des  Thierbilds,  beim  rückwärts  in  die  Geschichte  ge- 
richteten Blick,  gezogen  haben,  nämlich  dass  das  Tbierbild  einst 
ganz  und  gar  die  Abstraktion  im  Hirne  des  Menschen  er- 
setzt habe. 

Der  Geist  lebt  zunächst  von  der  Anschauung  von  der  er 
einen  Theil  in  Form  der  Vorstellung  zurückhält.  Er  ist  dann 
eiD  Bilderbuch  ohne  Text,  gefüllt  mit  Bildern,  welche  die  Welt 
umher  bietet.  Das  Gedächtniss  ist  das  empfindliche  Papier, 
welches  die  Bilder,  die  sich  darauf  zeichnen,  zurückhält.  Aber 
das  Gedächtniss  hält  nur  diejenigen  Bilder  zurück,  welche  die 
Aufmerksamkeit  besonders  und  wiederholt  in  Anspruch  nehmen, 
indem  sie  wiederholt  entweder  Furcht  oder  Begier  erwecken. 
Das  Bedürfniss  ist  es,  das  den  Verstand  erzeugt.  Das  Be- 
dürfniss  verwies  aber  den  Menschen  zuerst  fast  ganz  und  gar 
auf  Beobachtung  der  Thierwelt.  In  der  Furcht  vor  der  Thier- 
welt ward  er  erzogen,  und  mit  der  Milch  thierischer  Weisheit 
ward  er  getränkt.  Selbst  sein  Verhältniss  zur  Pflanzenwelt  hatte 
er  von  den  Thieren  zu  erlernen.  Er  hat  die  erste  Nuss  nicht 
aufgeknackt  aus  Spielerei  oder  Neugier,  sondern  weil  er  das 
Schwein  oder  den  Affen  es  thun  sah.  Er  brachte  ja  eben  nur 
die  Lernfähigkeit  mit.  Sehr  gewiss  und  natürlich  verband  er 
aber  dann  das  Bild  des  Lehrers  mit  allem,  was  er  von  ihm 
lernte,  so  dass  wenn  er  anwenden  wollte,  was  er  gelernt  hatte, 
er  zunächst  das  Bild  des  Lehrers  aus  dem  Gedächtniss  herauf- 
beschwor. Das  war  die  Form,  die  einzige  noch,  die  im  Ge- 
dächtniss als  abgerundete  Vorstellung  schon  bereit  lag,  und  in 
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welcher  er  dann  auch  denjenigen  Gedanken  dachte,  der  mehr 
al9  blosse  Vorstellung  war.  Das  Thierbild  war  die  Urform  des 
abstrakten  Gedankens  im  menschlichen  Hirne.  Daher  seine 
Rolle  als  Sinnbild,  welches  nicht  für  die  Idee  erfunden  ward, 
sondern  umgekehrt  die  Idee  geboren  )iat. 

Nur  wenige  Mal  zuckten  die  Riesenflügel  der  Fabel,  und 
trugen  uns  doch  durch  die  Zeit  nach  dem  Anfang  und  auf  dem  Ge- 
biete des  Geistes  mitten  in  sein  innerstes  Geheimniss  hinein. 

Und  in  allen  beiden  Richtungen  finden  wir  uns  an  einem 
und  demselben  Ziele  angelangt,  welches  zugleich  der  Ausgangs- 
punkt des  Fluges  war,  in  König  Nobels  glänzender  Hofstatt,  in 
welcher  der  Mensch  noch  der  geringste  der  geringen,  zwar  nicht 
wirklich  ist,  aber  sich  selbst  erscheint;  freilich  aber  auch  der 
einzige,  der  sich  stufenweis  erheben,  das  ganze  Königreich  dar- 
niederwerfen, die  Grossen  erniedrigen  und  die  Kleinen  erhöhen, 
und  schliesslich  allen  zusammen  nur  die  Wahl  zwischen  dem 
bescheidenen  Stande  des  Hausthiers  oder  des  geschonten  Wildes 
und  dem  schimpflichen  des  Ungeziefers  lassen  wird.  Und  diese 
Hofstatt  und  das  Leben  an  derselben  bildet  zugleich  den  ein- 
zigen Schatz  menschlicher  Gedanken. 

Die  Herrschaft  kennt  der  Mensch  zuerst  nur  als  Löwe  oder 
Bär,  die  Kraft  nur  als  Elephant  oder  Stier,  die  Schnelligkeit 
nur  als  Hirsch,  Pferd  oder  Strauss,  die  Schlauheit  als  Fuchs, 
die  Sehkraft  ist  ihm  der  Falke  oder  der  Luchs,  das  Gehör 
vielleicht  der  Hase,  die  Riechkraft  der  Hund.  Mit  einem  Wort, 
für  alles,  was  der  Mensch  unkörperliches  zu  denken  hat,  sind 
Thiere  da,  um  den  Gedanken  in  ihrer  Gestalt  körperlich  zu 
denken.  Dass  er  an  etwas  körperliches  und  etwas  unkörperliches 
zugleich  denkt,  wenn  er  an  ein  Thier  denkt,  dass*  er  das  Sub- 
jekt und  die  Eigenschaft  noch  nicht  von  ein  and  er  eu  trennen  ver- 
mag, macht  sich  beim  Menschen  in  seinem  ältesten  Kultus,  dem 
Thierkultus,  geltend. 

Was  die  natürliche  Auswahl  Herrn  Darwins  —  die  Kon- 
kurrenz der  Volkswirtschaft  —  im  gegenseitigen  Vernichtungs- 
kampfe der  schwankenden  Spielarten  schuf,  indem  sie  es  übrig 
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liess,  sind  aber  auch  Verkörperungen  bestimmter  Fähigkeiten, 
welche  die  Fristung  des  Lebens,  jede  auf  ihre  Weise,  ermög- 
lichen. Der  Löwe  lebt  nur  von  seiner  üebermacht  im  Kampfe, 
der  Falke  von  seinem  Blick;  den  Strauss  schützt  nur  sein 
schneller  Lauf,  die  Maus  nur  ihr  Versteckspiel. 

Das  eben  ist  ein  Thier,  in  welchem  die  überlegne  Aus- 
bildung eines  Organs,  einer  einzelnen  Fähigkeit,  einer  einzelnen 
Waffe,  die  verhältnissmassig  zurückgebliebene  Ausbildung  der 
anderen  Organe  für  das  Bedürmiss  des  Lebensunterhalts  wieder 
gut  macht;  und  das  ist,  im  Gegensatz  dazu,  der  Mensch,  in 
welchem  dieses  überlegen  ausgebildete  Organ,  das  Gehirn  sammt 
dem  Sprechwerkzeuge  ist.  In  der  Thierwelt  ist  der  Mensch 
Ton  Allem  denjenigen,  in  vertheilte m  Zustande,  umringt,  was 
in  Folge  dessen  sein  rezeptives  Gehirn  ihn  treibt,  sich  selber  zu- 
zulegen. Er  ist  der  Sammler,  durch  Nachahmung,  in  seinem 
Werkzeug,  aller  angebornen  Rüstungsstücke  der  Thiere  —  und 
das  heisst  Kultur  —  wie  er  der  Sammler,  durch  Nachahmung, 
aller  ihnen  angebornen  Laute  ist  und  das  heisst  Sprache.  Beiden, 
der  Kultur  wie  der  Sprache,  liegt  als  erste  Gedankenform  das 
Bild  der  lebenden  und  webenden  Thierwelt  selbst  zu  Grunde. 
Die  Spitze  dieser  Urgedankenwelt  im  menschlichen  Hirn  hat 
natürlich  überall  dasjenige  Raubthier  gebildet,  welches  der  Mensch 
zn  furchten  hatte,  ehe  er  gelernt  hatte,  es  zu  überwinden.  Es 
ist  lediglich  thatsächliches  Verhältniss,  dass  es  fast  nirgends 
mehr  als  ein  solches  Raubthier  von  unzweifelhafter  natürlicher 
Ueberlegeuheit  im  Kampf,  dem  Menschen  gegenüber,  gegeben 
hat  In  der  alten,  wie  in  der  neuen  Welt  sind  es  Bärenarten 
im  Norden,  Löwen  und  Tigerarten  im  Süden.  Die  Thatsache, 
dass  auf  dem  australischen  Festlande  kein  solches  Raubthier 
Torhanden  ist,  ist  nicht  ohne  Anspruch  auf  Beachtung  im  Hin- 
blick auf  die  Entwickelungsverschiedenheit  der  menschlichen 
Kultur  und  des  menschlichen  Geistes.  Wir  werden  später  sehen 
—  es  ist  übrigens  der  Sprachforschung,  aucb  ohne  dass  sie  noch 
mit  unserm  Maasse  maass,  nicht  unbekannt  geblieben  —  dass 
am  ürsitze  der  indogermanischen  Sprache  nicht  der  Löwe,  sondern 
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der  Bär  der  Thiere  König  gewesen  ist ,  wie  ihn  die  deutsche 
Thierfabel  dazu  macht. 

Wir  wissen  jetzt  mit  Bestimmtheit,  ans  den  Funden  urzeit- 
licher Kulturspuren,  welche  dem  Boden  Frankreichs,  Deutsch- 
lands und  Dänemarks  in  immer  wachsender  Zahl  nnd  immer 
bedeutungsvollerer  Mannigfaltigkeit  entsteigen,  dass  der  Sieg  des 
Menschen  über  die  Thiere,  auch  die  gefährlichsten  derselben 
eingeschlossen,  sehr  alt  ist,  sowohl  im  Sinne  der  Kultur- Ent- 
wicklung, wie  der  Veränderungen  in  der  Zusammensetzung  der 
örtlichen  Fauna,  welche  der  Jahreszeitenwechsel  des  platonischen 
Jahres,  des  sechsundzwanzigtausendj  ährigen  Umlaufs  der  Nacht- 
gleichen um  die  Erdbahn,  in  Verbindung  mit  der  geologischen 
Fortentwickelung  und  der  fortschreitenden  Wirkung  des  Gesetzes 
der  natürlichen  Auswabl  zur  Folge  hat  Der  Bar  ist  erlegt 
worden,  als  das  Metall  dem  Menschen  noch  ganz  unbekannt 
war,  und  als  noch  Nashörner  des  Bären  Nachbarn  waren.  Der 
Knüttel  und  die  Schlinge,  der  zugespitzte  Knochen  und  der 
Feuerstein  —  das  eigentliche  Eisen  der  Urzeit  —  reichten  aus, 
den  Sieg  zu  sichern.  Es  kommt  eben  viel  weniger  auf  die 
Waffe,  als  auf  Muth  und  Verstand  bei  ihrem  Gebrauch  an. 
Die  Notwendigkeit  weckt  den  Verstand  und  der  erwachte  Ver- 
stand erzeugt  den  Muth,  das  Selbstvertrauen,  üeber  das  früh- 
zeitige Erwachen  des  nöthigen  Verstandes  um  derjenigen  Raub- 
thiere  Herr  zu  werden,  welche  den  Menschen  anzugreifen  wagen 
—  frühzeitig  im  Vergleich  zum  Fortschritt  der  technischen 
Erfindungen  —  wird  man  sich  aber  leicht  klar,  wenn  man  an 
die  Schärfe  in  der  Beobachtung  der  Thiere  denkt,  welche  dem 
Urgewerbe,  der  Jagd,  und  zugleich  der  Ursprache  zu  Grunde 
lag.  Der  weitere  Kulturfortschritt  zerstört  diese  Scharfe  wieder. 
Dem  vieles  beobachtenden  Herrn  Livingstone  ist  es  aufgefallen, 
dass  der  höher  entwickelte  Stamm  der  Betjuanen  in  Süd-Afrika, 
dessen  militärische  Ueberlegenheit  die  roheren  Nachbarstamme 
durch  Unterwerfung  oder  Flucht  ohne  weiteres  anerkennen,  den 
Baubthieren  gegenüber  keineswegs  den  Muth  zeigt,  mit  dem 
ihnen  diese  roheren  Stämme  zu  Leibe  gehen.   Ganz  ähnliches 
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soll  ach  im  nördlichen  Bussland  gegenüber  dem  Bären  wahr- 
nehmen lassen.  Die  tschadischen  Ureinwohner  gehen  viel  dreister 
mit  ihm  um,  als  ihre  indogermanischen  Beherrscher. 

Wie  frühzeitig  aber  auch  der  Sieg  erfolgt  und  die  primitive 
Jagdregel  für  Erlegung  des  Königs  der  lokalen  Fauna  den 
übrigen  Jagdregeln  hinzugefügt  worden  sein  mag,  es  hat  einmal 
eine  Zeit  gegeben,  da  der  König  unverletzlich  war.  Sein 
Bild  muss  dann,  im  menschlichen  Hirn,  mit  den  Begriffen  der 
Freiheit  und  Herrschaft  verbunden  gewesen  sein,  und  wir  müssen 
darauf  gefasst  sein,  diese  Verbindung  —  nicht  erst  in  der  Fabel, 
sondern  schon  in  der  Sprache  selbst  —  seine  Niederlage  über- 
dauern zu  sehen,  gerade  wie  den  siegreichen  Deutschen  das 
besiegte  Rom  und  seine  Würden  Symbole  der  Weltherrschaft 
blieben. 

Wenigstens  müssen  wir  unter  der  Voraussetzung  darauf 
gefasst  sein,  von  der  wir  ausgehen,  nämlich  dass  die  Sprache, 
wenigstens  die  Sprache  in  ihrem  Urzustände,  als  sie  noch  aus- 
schliesslich aus  selbstverständlichen  Thierhieronymen  bestand, 
ältei  ist,  als  die  Sicherstellung  der  menschlichen  Hegemonie 
über  das  Thierreich ;  und  wenn  wir  es  bestätigt  finden,  wird  es 
eben  ein  neuer  Beweis  für  diese  unsre  Voraussetzung  sein. 

Mit  der  erlangten  Hegemonie,  die  auf  das  vollständige 
Hinaustreten  des  Menschen  aus  der  thierischen  Gesellschaft 
hinausläuft,  mit  der  im  allmähligen  Fortschritt  erzielten  Aus- 
dehnung und  Ausbildung  des  Jagdgewerbes  eben  zu  einem  über- 
lieferten Gewerbe,  das  alle  Hauptaufgaben,  die  ihm  die  Be- 
dürfnisse der  Ernährung  und  der  Sicherheit  stellen,  schon  zu 
lösen  vermochte,  wenn  auch  nicht  ganz  so  geschickt  und  un- 
fehlbar, wie  heute,  ward,  wenn  nicht  schon  vorher,  auch  das 
Wesen  und  Leben  der  Sprache  ein  andres,  d.  h.  hörte  die  Arbeit 
mit  primären  Metaphern  auf,  und  mussten  ausschliesslich 
sekundäre  alle  vorkommenden  neuen  Aufgaben  des  Mittheilungs- 
bedürfnisses  lösen.  Wenigstens  ist  ein  logischer  Zusammen- 
hang zwischen  der  erlangten  Herrschaft  über  die  Thierwelt  und 

der  Ablösung  der  menschlichen  Sprache  von  ihrem  Erzeuger- 
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schoos  darin  gegeben,  dass  mit  dem  Bewusstsein  der  Ueber- 
legenheit  des  Schülers  über  den  Lehrer  der  Trieb,  von  diesem 
Lehrer  zn  lernen,  erlischt. 

Wir  wollen  nnn  im  nächsten  sehen,  wie  sich,  mit  diesem 
allgemeinen  Bilde  der  menschlichen  Urgedankenwelt  vor  unserm 
Auge,  weitere  Thier-Hieronyme  mit  ihren  Verzweigungen  auf  dem 
Wege  näherer  und  weiterer  Metaphern  und  zulässiger  Lautver- 
änderungen in  der  indogermanischen  Sprachengruppe  gestalten. 
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Berichterstattung  über  die  deutsche  Theilnahme  am  diesjährigen  Cobdeu- 

Club-Festessen  in  Greenwich. 

Von  Julius  Faucher. 


Was?  Mitten  in  dieser  stolzen  nationalen  Erhebung  gegen 
die  Vergötterung  alles  fremdländischen  Wesens,  durch  die  sich 
Deutschland  mehr  als  zwei  Jahrhunderte  lang  um  die  Achtung 
eben  der  Fremden  gebracht  hat,  denen  es  seine  Bewunderung 
entgegentrug,  durch  die  es  sie  geradezu  eingeladen  hat,  es  ent- 
weder als  gar  nicht  existirend,  oder  gar  als  leichte  Beute  zu 
behandeln,  noch  immer  das  alte  kosmopolitische  Lied? 

Sachte!  Keine  Ueberstürzung  des  Eifers  und  vor  allem 
keine  Verwechselung  der  Begriffe!  Wer  sich  zum  Bedienten  einer 
andren  Nation  macht,  ist  ebensowenig  ein  Kosmopolit,  wie  der- 
jenige, dem  die  Gränzen  seines  Landes  die  Gränzen  der  Welt 
sind.  Zum  Kosmopoliten,  zum  Weltoürgrer,  gehört  erst  recht 
die  schärfste  Betonung  des  .Bürgerrechts  seiner  eignen  Nation 
in  der  Welt.  Kosmopoliten  sind  Leute,  die  kein  Uebergewicht 
der  einen  Nation  über  die  andre  haben  wollen,  sind  geschworne 
Feinde  der  Hegemonie-Velleitäten  und  Universalreichsträume  und 
die  allerersten,  um  denjenigen  Hebel  gegen  internationale  Ueber- 
griffe  in  Anwendung  zu  bringen,  den  die  Anhänglichkeit  ihres 
Volks  an  seine  Eigenart  und  sein  Nationalstolz  zu  Gebote  stellt. 

Es  ist  vielleicht  die  rechte  Zeit  und  der  rechte  Ort  uro  an 
die  wahren  Urheber  der  Selbsterniedrigung  des  Deutschen  und 
der  Selbstüberhebung  des  französischen  Volks,  der  nun  gründlich 
ein  Ende  gemacht  ist,  zu  erinnern.   Diese  Urheber  waren  keine 
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> kosmopolitischen  Schwärmer«  in  Deutschland.  Es  war  ein  Haufe 
hartherziger  und  abgebrühter  Egoisten,  von  aller  Schwärmerei 
himmelweit  entfernt;  es  waren  die  deutschen  Fürsten  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  ihrer  Mehrzahl,  mit  dem  Tross  ihrer 
Schmeichler  und  Liebesdiener.  Ihnen  kam  es  nur  auf  zwei  von 
ihnen  höchlich  bewunderte  französische  Institutionen  an,  den 
Absolutismus  und  die  Mätressen.  Sprache,  Literatur,  Kunst- 
geschmack und  Mode  nahmen  sie  nur  mit  in  den  Kauf,  damit 
das  Ding  doch  einen  ein  klein  wenig  anständigeren  Anstrich 
habe.  Im  üebrigen  gähnten  sie  bei  den  Alexandrinern,  wie  wir 
dabei  gähnen,  Hessen  den  Frieden  der  in  Leder  gebundenen 
Philosophen  auf  den  Regalen  ihrer  Bibliothek  ungestört,  wie  wir 
noch  heute  bemerken  können,  wenn  wir  ihnen  auf  Bücherver- 
steigerungen begegnen,  wo  sie  pfundweise  —  das  Pfund  zu 
einem  Groschen  —  ausgeboten  zu  werden  pflegen;  und  sahen 
die  Pariser  Nippsachen  auf  dem  Kaminsims  nicht  wieder  an, 
nachdem  sie  bei  der  Auspackung  von  ihrer  Umgebung  gebührend 
bewundert  worden  waren. 

Aber  mit  dieser  blossen  Anstandszuthat  zu  den  eigentlichen 
französischen  Süssigkeiten  —  die  schwedische  Sprache  hat 
aus  dem  vorigen  Jahrhundert  den  bezeichnenden  Ausdruck 
fransyskheten  mit  auf  den  Weg  genommen  —  auf  die  es  ihnen 
allein  ankam,  richteten  sie  gründlichen  Schaden  —  Schaden  an 
der  Kultur  und  am  Frieden  der  Welt  —  an  zwei  Punkten  an, 
nämlich  jeder  von  ihnen  zuerst  in  seinem  eignen  Lande  und 
dann  in  Paris. 

Des  Fürsten  Beispiel  konnte  nicht  umhin,  sein  Volk  anzu- 
stecken. Freilich,  was  es  für  ihn  selbst  an  der  fremdländischen 
Tafel  zu  naschen  gab,  waren  für  seine  ünterthanen  saure  Trauben, 
und  es  ward  ja  sogar  auf  ihre  Kosten  genascht.  Aber  die 
Zuthat  fand  ihren  Weg  aus  dem  Fürstenschloss  in  Adels-,  Ge- 
lehrten- und  Bürgerhaus.  Las  der  Fürst  französisch  und  sprach 
er  französisch,  obgleich  ein  Mann  aus  uraltem  deutschen  Haus, 
so  konnte  es  ja  doch  nur  sein,  weil  deutsch,  verglichen  mit 
französisch,  Barbarenthum  war,  und  weil  die  französische  Sprache 
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und  die  französische  Literatur  zugleich  das  vornehmste  und  ge- 
bildetste auf  Erden  waren.  Man  machte  sich  also  eifrig  daran, 
es  ihm  nachzuthun.  So  kam  es,  dass  das  deutsche  Volk  sowohl 
Beine  eigne  Sprache  and  Literatur  geringschätzig  behandelte 
und  dadurch  wirklich  in  der  Entwickelung  zurückhielt,  als  es 
auch  verhindert  wurde,  jeder  selbst  diejenige  fremde  Sprache  und 
Literatur  sich  herauszusuchen,  die  ihm,  neben  den  antiken 
Sprachen,  für  die  Uebung  und  Bereicherung  seines  Geistes  die 
besten  Dienste  zu  leisten  vermochte,  und  die  gesundeste  Nahrung 
versprach.  Das  war  ein  grosses  Unglück,  und  eines  das  bis  heute 
fühlbar  gewesen  ist.  Denn  gerade  die  französische  Sprache  ist 
die  ärmste,  plumpste  und  verwirrteste  unter  allen  Literatur- 
sprachen Europa's,  welche  Worte  ich  ohne  Bedenken  nieder- 
schreibe, obgleich  die  Redensart  noch  immer  gang  und  gebe 
ist,  dass  es  wenigstens  die  feinste  und  klarste  sei.  Und  nicht 
viel  besser,  als  mit  der  Sprache,  verhielt  es  sich  mit  der  Literatur. 
Sie  war  zwar  bis  in  das  zweite  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts 
hinein  unsrer  eignen  deutschen  in  Form  wie  Stoff  überlegen, 
immer  nur  verkümmerte  Waare  aus  zweiter  Hand,  die 
aus  erster  besser  zu  haben  gewesen  wäre.  Dass  die  Franzosen  — 
Voltaire  an  der  Spitze  —  aus  England  und  Italien  schöpften,  blieb 
ihren  einflussreichen  deutschen  Bewunderern  im  achtzehnten  Jahr- 
hundert eben  so  verschlossen,  wie  es  diesen  Bewunderern,  die 
nun  in  niederer  Sphäre  aufzusuchen,  bis  heute  geblieben  ist, 
dass  auch  die  Pariser  Moden  nichts  als  verdorbene  Nachahmungen 
sehr  praktischer  Früchte  der  englischen  Kulturarbeit  sind,  dass 
i,  B.  redingoie  nichts  weiter  heisst,  als  riding  coat  und  zwar 
blieb  es  ihnen  verborgen  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es 
die  Franzosen  sorgfältig  verbargen. 

ÄusschUessUch  durch  die  deutschen  Fürsten  ist  es  ge- 
kommen, dass  in  Deutschland  Bedeutung  gewann,  was  nachher 
durch  die  französische  Revolution  über  den  Haufen  geworfen 
wurde,  und  dass  eben  deswegen  auch  die  französische  Revolution 
eine  Bedeutung  in  Deutschland  gewann,  die  sie  nicht  verdiente. 

Herr  Heinrich  von  Sybel  hat  sich  das  Verdienst  erworben, 
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in  später  Zeit,  in  viel  zu  später,  dem  deutschen  Volke  etwas 
über  die  wahre  Natur  jener  Volksbewegung  erzählt  zu  haben, 
die  alles  andre  war,  als  —  wie  es  zur  stereotypen  Phrase  ge- 
worden —  ein  Durchbruch  zivilisatorischer  Ideen.  Es  war  im 
Gegentheil,  die  Niederlage  aus  England  nach  Frankreich  impor- 
tirter  zivilisatorischer  Ideen  in  Folge  eines  Durchbruchs  der 
unter  dünner  Schicht  lauernden  keltischen  —  gallischen  — 
Barbarei  in  Frankreich.  Das  kleinstirnige  niedere  Volk  von 
Paris  mit  seinen  eckigen  Backenknochen  und  breiten  Mäulern, 
von  welchem  jeder,  der  es  sich  genauer  angesehen  und  sich  sonst 
in  der  Welt  umgesehn  hat,  sagen  wird,  dass  es  von  Natur  das 
dümmste  in  der  ganzen  zivilisirten  Welt  ist,  war  der  denkbar 
schlechteste  Boden,  um  Fragen  auf  demselben  zum  Austrag  zu 
bringen,  deren  Auftauchen  in  der  Geschichte  ein  so  verfeinertes 
öffentliches  Rechtsleben  schon  zur  Voraussetzung  hatte,  wie  es 
nur  tausendjähriger  wechselseitiger  Abschliff  unter  dem  kalt- 
blütigsten und  zähesten  der  germanischen  Stämme,  und  zwar 
auf  geschlossener  und  geschützter  Insel,  zu  erzeugen  vermochte. 

Die  französische  Revolution,  welche  von  vornherein,  wie 
der  schriftstellerische  Erfolg  Edmund  Burkc's  zeigt,  uur  den 
gebildeten  Engländern  keinen  Sand  in  die  Augen  zu  streuen 
vermochte,  war  nichts  weiter,  als  eine  entscheidende  Katastrophe 
in  der  hundertjährigen  Zersetzung  des  unhaltbaren  Frankreichs, 
um  Platz  für  den  bis  jetzt  noch  niemals  geglückten  Versuch 
eines  Keltenstaats  zu  machen,  und  wird  wahrscheinlich  ihren 
Abschluss,  der  keltischen  Volksnatur  gemäss,  in  der  Errichtung 
eines  geistlichen  Regiments  in  Paris  finden,  nicht  auf  der  Grund- 
lage der  alten,  sondern  einer  neuen  Religion,  erzeugt  durch 
Pfropfung  des  modernen  auf  den  antiken  Kommunismus.  Die 
Lyoner  Jesuiten  haben  ein  solches  Ziel  längst  in's  Auge  gefasst 
und  haben  es  durch  Theilnahme  an  der  kommunistischen  Be- 
wegung in  Frankreich,  durch  Ausdehnung  der  Divinität  auf  das 
Weib  in  der  unbefleckten  Empfangniss  der  Maria,  endlich  durch 
die  dafür  unerlässliche  Unfehlbarkeit  des  Papstes  vorzubereiten 
gesucht.    Sie  scheinen  sich  jetzt,  wahrscheinlich  nach  eignem 
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Urtheil  vorzeitig,  zu  dem  entscheidenden  Schritte  gedrängt  zu 
glauben,  den  hälflosen  Pio  Nono,  mit  dem  sie  jetzt  machen 
können,  was  sie  wollen,  wenn  es  auch  heisst,  dass  er  beständig 
remonstrirt  und  alle  Verantwortlichkeit  von  sich  ablehnt,  zunächst 
nach  Avignon  hinüber  zu  spielen. 

Die  grauenhafte  Tragödie  des  Jahres  1793,  für  welche  der 
sehr  human  geführte  englische  Bürgerkrieg  der  Kavaliere  und 
Rundköpfe  jedenfalls  kein  Vorbild  bot  und  das  nachherige  Ge- 
bahren  der  napoleonischen  Banden,  —  wie  sie  Blücher  mit 
Recht  nicht  anders  nannte  in  Deutschland  —  öffneten  freilich 
wenigstens  einem  grossen  Theile  des  Gelehrtenstandes  in  Deutsch- 
land die  Augen  über  die  Schmach,  dass  die  deutsche  Eigenart 
mehr  als  ein  Jahrhundert  hindurch  solcher  übertünchten  Bar- 
barei zu  Liebe  in  die  Winkel  geschoben  worden  war;  aber 
gerade  den  deutschen  Fürsten  immer  noch  nicht.  Sie  hatten 
keine  Franzosen,  sie  hatten  nur  eine  Revolution  gesehen;  vielen 
von  ihnen  war  Napoleon  —  der  Heeresfürst  der  Barbaren,  welche 
die  Schranken  einer  ihnen  von  aussen  auferlegten  Zivilisation 
durchbrochen  hatten  —  als  ein  Rettungsengel  erschienen,  und 
sie  hatten  mit  ihm  paktirt,  um  die  schwachen  Reste  germanischer 
Freiheit  in  ihren  eignen  Ländern  los  zu  werden.  Und  nach 
Herstellung  der  Ruhe  in  Europa  sehen  wir  sie  gar  bald  unter 
des  vollständig  französirten  Metternich  Führung,  dessen  Sohn 
beiläufig  nicht  aus  der  Art  geschlagen  ist,  in  kleinlicher  und 
grausamer  Verfolgung  eben  derjenigen  deutschen  Männer  be- 
griffen, welche  dem  vergiftenden  geistigen  Einfluss  des  sich  zer- 
setzenden Nachbarvolks  ein  Ende  zu  machen  suchten.  Von 
allem,  was  uns  die  lange  Geschichte  der  Menschheit  erzählt, 
ist  die  sogenannte  deutsche  Demagogenhetze  die  allerschäbigste 
Episode.  Was  in  Wirklichkeit  verfolgt  wurde  war  übrigens 
nicht  einmal  der  Kaiser-  und  Reicbstraum,  dies  schreckliche 
Staatsverbrechen  der  jungen  Enthusiasten,  gegen  den  man  sich 
durch  das  europäische  Gleichgewicht,  die  Pentarchie,  die  Bundes- 
akte und  Preussens  physische  und  moralische  Knebelung  hin- 
reichend geschützt  glaubte,  sondern  das  unbequeme,  vielleicht 
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gefährliche,  Schlagwort  der  Sittlichkeit,  welches  zum  höfischen 
Lehen,  das  ganz  französisch  geblieben  war,  nicht  passte. 

Kann  es  im  Bückblick  auf  diese  Behandlung  der  ersten 
Volksregung  nach  langer  Zeit  für  die  Wiederherstellung  deutscher 
Eigenart  und  Selbstbestimmung,  Jemand  Wunder  nehmen,  wenn 
auch  bei  der  Volksmasse  ein  Bückfall  stattfand,  und  schon  die 
nächste  Konvulsion  des  zum  Tode  verurtheilten  Reiches  der 
Franken,  Burgunder  und  Westgothen  in  Deutschland  1830  von 
neuem  den  Volksmassen,  unter  Führung  der  auf  den  Blick  nach  Paris 
angewiesenen  Zeitungsredakteure  und  Schneidergesellen,  als  eine 
für  die  ganze  Welt  maassgebende  Befreiungsthat  erscheinen 
liess?  Und,  da  sie  die  deutschen  Regierungen  selber  so  ansahen 
und  danach,  sei  es  nachgebend,  sei  es  ankämpfend,  verfuhren, 
dass  sich  dies  1848  in  grösserem  Maassstabe  wiederholte? 

An  dem  letzteren  Zeitpunkte  war  freilich  die  vom  Gelehrten- 
stande gepflegte  Bewegung  für  nationale  Selbstbestimmung, 
welche  die  alberne  Demagogenhetze  überlebt  hatte,  schon  kräftig 
genug  geworden,  nicht  blos  um  dem  kosmopolitischen,  d.  h.  durch 
französische  Ansteckung  erzeugten  und  französische  Hegemonie 
im  Schoosse  bergenden  Revolutionsfieber  in  Frankfurt  die  Spitze 
abzubrechen,  sondern  auch  um  eine  dauernde  praktische  Arbeit 
einzuleiten,  welche  für  vorausdenkende  Käthe  der  preussischen 
Krone,  welcher  Partei  sie  auch  angehören  mochten,  keine  Wahl 
liess,  als  diese  Krone  dem  Schutze  des  deutschen  Nationalgefühls 
anzuvertrauen. 

Der  in  Frankreich  selbst  durch  den  Franzosenkultus  der 
festländischen,  vor  allem  der  deutschen,  Höfe  angerichtete 
•  Schaden  summirt  sich  in  dem  Schlagwort  der  »grrande  nation,< 
welches  jetzt  den  Spass  unserer  Unteroffiziere  bildet.  Es  ist 
älter,  als  die  Revolution;  Friedrich  der  Zweite  kannte  es  schon; 
schon  Lesmg  schiesst  die  Pfeile  seines  ernsten  Spottes  darauf 
ab.  Merkwürdig  ist,  dass  die  Engländer  des  vorigen  Jahrhunderts 
nie  etwas  davon  gemerkt  zu  haben  scheinen;  ihnen  ist  das  Volk 
jenseit  des  Kanals  ein  armes,  unwissendes,  schwächliches,  ge- 
knechtetes Volk  von  fast  rührender  Bescheidenheit.   Sterne ,  in 
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»an fr  empfindsamen  Reise,  geräth  immer  aus  einer  Rührung 
in  die  andre.  Diesen  Unterschied  des  Eindrucks  kann  nur  ver- 
schiedenes Benehmen  der  Franzosen  in  England  und  in  Deutsch- 
land erklären;  die  deutschen  und  die  englischen  Beobachter 
Frankreichs,  die  dort  so  verschiedenes  sahen,  brachten  äugen- 
scheinlich  verschieden  gefärbte  Brillen  von  zu  Hause  mit.  In 
England  werden  die  dorthin  verschlagenen  Franzosen  stets  das 
Scbaospiel  gewährt  haben,  das  sie  heute  noch  gewähren,  und 
das  ich  wer  weiss  wie  oft  zu  beobachten  Gelegenheit  gehabt 
habe,  nämlich  das  einer  maasslosen  Einschüchterung  schon  nach 
wenig  Tagen,  eines  vollständigen  Zusammenbruchs  ihres  natio- 
nalen wie  ihres  persönlichen  Selbstbewusstseins,  der  sich  bis  in 
die  Körperhaltung  und  in  die  Stimme  hinein  ausdruckt,  so  dass 
man  statt  des  eben  noch  so  kecken  gallischen  Hahnes  plötzlich 
einen  melancholischen  Waschlappen  vor  sich  hat.  Der  Deutsche, 
umgekehrt,  richtet  sich  in  der  elektrisirenden  Frische  des  angel- 
sächsischen Lebens  in  kurzer  Zeit  höher  auf,  als  vorher,  und 
stürzt  sich  mit  einem  selbstbewusstem  anch'io  son  pittoret  in 
den  mächtigen  Strudel. 

Die  Franzosen,  die  im  vorigen  Jahrhundert  nach  Deutsch- 
land nicht  verschlagen,  sondern  von  den  Fürsten  eingeladen 
wurden  und  zuletzt  massenweise  auf  Spekulation  kamen,  konnten 
den  Kopf  wohl  hoch  tragen,  denn  ihr  nationales  Selbstbewusst- 
sein  war  ja  von  oben  herab  in  den  Augen  der  Unterthanen 
förmlich  priviligirt.  Als  Lehrmeister  kamen  sie  und  wurden 
sie  behandelt  und  ihr  Selbstbewusstsein  und  ihr  Benehmen 
setzten  sich  natürlich  schnell  damit  in  Einklang.  Zur  Erhöhung 
ihres  nationalen  Selbstgefühls  musste  es  noch  besonders  bei- 
tragen, dass  sie  in  der  Mehrzahl  in  ihrem  Heimathlande  die 
Profession  gar  nicht  erlernt  und  betrieben  hatten,  in  welcher 
die  Deutschen  zu  ihnen  als  Lehrern  aufblicken  sollten.  Das 
galt  hauptsächlich  von  den  Professionen  niederer  Art.  Die 
französischen  Tanzlehrer  in  Deutschland  im  vorigen  Jahrhundert 
waren  gar  keine  Tanzlehrer,  die  Köche  keine  Köche,  die  Kammer- 
diener keine  Kammerdiener,  die  Gärtner  keine  Gärtner.  Die  Mehr- 
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zahl  hatte  sich  als  Kommissionäre  für  Alles  in  Paris  und  Ver- 
sailles ernährt,  gewöhnlich  nachdem  sie  als  Chorknaben  der 
Kirche  entlaufen  waren.  Durch  die  Fouriere  der  deutschen 
Höfe,  die  nur  auf  Provision  und  nicht  auf  Qualifikation  sahen, 
kamen  sie  nach  Deutschland.  Die  nationale  Vorstellung  bekam 
auf  diese  Weise  Nahrung,  dass  ein  Franzose  Alles  könne,  jeden- 
falls auch  was  er  nicht  gelernt  habe  immer  noch  besser  könne, 
als  ein  Deutscher  dasjenige,  was  er  gelernt  habe.  Jedenfalls 
konnte  er  sich  hineinlügen,  und  damit  kam  er  im  damaligen 
Deutschland  durch.  Um  die  französischen  Abenteurer  der  höheren 
Klasse  —  Lessing  hat  uns  im  Riccuut  de  la  Marlmiere  ihr 
Bild  hinterlassen  —  stand  es  kaum  besser.  Ihre  blosse  Sprache 
half  ihnen  über  alle  Schwierigkeiten  weg.  Die  Höfe  waren  in 
dieser  Beziehung  rein  verrückt  geworden.  Die  Prinzlein  lernten 
von  dem  Tanzmeister,  der  keiner  war,  das  Menuett  in  einer 
Weise  tanzen,  dass  sie  sich  lächerlich  machten,  wenn  sie  nach 
Versailles  kamen.  Serenissimus  sass  und  würgte  einen  Mansch 
von  Ragouts  und  Fricassee's  herunter  —  in  Frankreich  stets  Ge- 
richte der  alleruntersten  Volksklassen  und  für  die  Bedienten,  die 
>gens<  —  welcher  ihm  wo  möglich  feinere  Kost  dünkte,  als  das 
deutsche  Wildpret  und  der  deutsche  Flussfisch,  die  er  denn  doch 
vorsichtig  genug  war,  vom  Jäger  kochen  zu  lassen  —  wenn  er 
nämlich  allein  ass.  Unsere  neudeutsche  Küche,  besonders  die 
den  Hofküchen  nachgebildete  Gasthofsküche,  die  ein  entsetzlicher 
Rückschritt  gegenüber  der  deutschen  Kaufmanns-  und  Edelmanns- 
küche des  Mittelalters  ist,  leidet  bis  heute  an  eingebildeten  franzö- 
sischen Feingerichten,  welche  die  wirkliche  französische  Küche,  so 
weit  sie  sie  gekannt  hat,  nur  in  ganz  andrer  Form  und  Bereitung 
gekannt  hat  und  jetzt,  wo  sie  vernünftige  Wege  eingeschlagen 
hat,  nämlich  sich  mit  der  englischen  auszugleichen  beginnt, 
gar  nicht  mehr  kennt.  Hier  wäre  es  nicht  am  wenigsten  an  der 
Zeit,  etwas  weniger  »kosmopolitisch«  im  alten,  etwas  mehr,  im 
neuen  Sinne  zu  sein,  der  das  beste  nimmt,  wo  immer  er  es  findet. 

Man  denke  nun,  welche  Auffassung  des  Verhältnisses 
zwischen  Frankreieh  und  dem  Auslande  und  vorzüglich  Deutsch- 
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land  zunächst  unter  der  Burgerschaft  von  Paris  Platz  greifen 
musste,  die  sich  zu  nicht  geringem  Theile  aus  den  zurück- 
gekehrten Abenteurern  rekrutirte,  welche  genug  Geld  in  Deutsch- 
land an  sich  gerissen  hatten,  und  es  nun  in  Paris  werben  Hessen  oder 
verzehrten.  Gelernt  hatten  sie  selber  gar  nichts,  denn  sie  hatten 
vor  allem  die  fremde  Sprache  nicht  gelernt,  da  sich  jedermann 
im  Auslande  Mühe  gegeben  hatte,  sich  mit  ihnen  in  der  ihrigen 
zu  üben.  Sie  hatten  nichts  als  willige  Schüler  Frankreichs  ge- 
sehen, welche  sich  selber  für  Halbbarbaren  hielten.  So  trugen 
die  deutschen  Fürsten  selbst  ausschliesslich  die  Schuld,  dass  dem 
gallischen  Hahne  der  Kamm  übermässig  anschwoll,  schon  lange 
vor  der  Revolution.  Es  kam  freilich  die  Zeit,  wo  er  vorüber- 
gehend arg  zusammenklappte,  nämlich  als  unter  Ludicig  XVI. 
der  Staatsbankerutt  begann.  Da  brachte  es  sich  der  gebildete 
Theil  der  Nation  plötzlich  —  wenigstens  war  die  Manifestation 
plötzlich  —  zum  Selbstbewusstsein,  dass  Frankreich  seit  langen 
in  allem,  welches  reell  Werth  hat,  Boden  an  England  verloren 
habe,  dass  der  grösste  Theil  seiner  Kolonieen  verloren  sei,  dass 
das  englisch -preussische  Bündniss  im  siebenjährigen  Kriege 
seinen  Einfluss  auf  dem  Festlande  gebrochen  habe,  dass  der 
englische  Adel  herrsche,  während  der  französische  diene,  dass 
die  französische  Kriegsrahrung  bei  Rossbach  geradezu  die  Komik 
erreicht  habe,  und  vor  Allem,  dass  Frankreich  dem  Luxus  auf 
Kosten  der  Notwendigkeiten  gefröhnt,  und  dadurch  Europa  ge- 
blendet habe.  Bescheiden  —  als  vermeintliche  Nachahmer  der 
Engländer  —  gingen  die  Franzosen  in  ihre  grosse  Revolution 
hinein;  Montesquieu  nicht  Iiousseatt,  war  ihre  Devise;  von  der 
Gefahr  und  dem  Schrecken,  die  sie  auf  sich  selbst  und  auf 
ganz  Europa  in  der  Entfesselung  des  keltischen  Volksgeistes 
los  Hessen,  hatten  sie  keine  Ahnung,  und  was  von  ihnen  noch 
übrig  ist,  was  noch  Franzose,  nicht  Gallier  ist,  kann  es  trotz 
der  furchtbarsten  Warnungen  bis  diesen  Augenblick  nicht  be- 
greifen. 

Die  Nachahmung  ward  den  wirklich  gebildeten  Führern 
schnell  genug  durch  die  Phalanx  der  neugebacknen  Staatsmänner 
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gelegt,  welche  von  ihnen  auf  die  Bühne  gerufen  worden  waren. 
Wäre  der  stärkste  der  einsichtsvolleren  Männer,  die  sich  schon 
vor  der  Revolution  einen  Namen  gemacht  hatten,  Mirabeau, 
anch  am  Leben  geblieben,  es  hätte  doch  nichts  geholfen.  Nach- 
ahmen? Wozu  waren  denn  die  Franzosen  die  grande  nation, 
nach  selbstgemachter  Erfahrung  im  Auslande,  wie  nach  dem 
Zeugniss  aller  ihrer  Schriftsteller,  und,  wie  sie  sich  hatten  sagen 
lassen,  auch  der  Schriftsteller  des  Auslandes?  Nachahmen? 
Nein,  umgekehrt,  den  Andern  vormachen,  was  der  Nachahmung 
werth  sei!  Nun  war  Frankreich  erst  das  rechte  Frankreich.  Am 
verlornen  Einfluss  und  am  Schiefgehen  der  Staatemaschine  waren 
nur  die  Könige  schuld  gewesen.  Also,  alles  neu  machen!  Nicht 
Mos  veraltete  Einrichtungen  beseitigen,  sondern  ganz  neue  er- 
finden, für  alle  Zwecke  auf  einen  Schlag  neue  Einrichtungen 
«finden,  welche  die  Welt  starr  vor  Staunen  machen  und  sich 
ohne  Besinnen  an  Frankreich  anschliessen  lassen  würden;  die 
Revolution,  wie  es  sich  für  Frankreich  allein  zieme,  zu  einer 
kosmopolitischen  Revolution  machen,  das  war  die  Riesenauf- 
gabe einer  angebrochenen  Riesenzeit,  welche  die  französischen 
philosophischen  Träumer  vorbereitet  hatten!  Was  dieser  Sturm 
und  Drang  nach  lauter  Neuem  in  Wirklichkeit  bedeutete,  verrath 
uns  der  ruhige  und  scharfe  Beobachter  der  alten  Gallier, 
welcher  in  sieben  Jahren  die  Gesammtheit  ihrer  Stamme  mit 
nur  zehn  Legionen  knechtete,  Caesar,  in  seinem  kühlen:  QM 
fwmines  novarum  rerum  studiosi  —  Die  Gallier  waren  eben  los. 

Wer  sich  die  kosmopolitische  Phrase  verbittet,  die  aus  dem 
vorigen  Jahrhundert  und  aus  der  französischen  Revolution  stammt, 
welche  an  den  deutschen  Höfen,  um  einen  brutalen  Despotismus 
zu  ermöglichen,  gross  gezogen  worden  ist,  und  die  jetzt  ihr  Leben 
in  internationalen  Revolutionsgesellschaften  fristet;  eine  Phrase, 
deren  Kern  einst  ein  französisches  Universalreich  war,  wie  es  schon. 
Heinrich  JV,}  dann  Ludwig  XIV.  träumte  und  Napoleon  wirklich 
auszuführen  versuchte  und  deren  Kern  jet*t  eine  kommunistische 
Universalrepublik  ist  unter  einem  geistlichen  Oberhaupt  in 
Paris  —  sei  *s  der  alte  Papst  oder  ein  neuer,  Nachfolger  auf 
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eines  andern  Apostels  als  Petri  Stuhle,  —  der  schöpft  gutes 
Recht  dazu  aus  gemachten  Erfahrungen  und  aus  der  Heiligkeit 
des  nationalen  Eigenwesens,  in  dem  der  Geist  Fleisch  ward. 
Die  Riesenkraft  des  gereiften  deutschen  Nationalgeistes  hat  den 
unverschämten  Praetensionen,  die  so  lange  ganz  Europa  in  Un- 
ruhe erhalten  haben,  endlich  ein  jähes  Ende  gemacht,  aber 
gerade  wer  die  Anmaassung  mit  der  Reitpeitsche  zurückge- 
wiesen hat,  wird  Gewicht  darauf  legen,  den  möglichen  Eindruck 
nicht  aufkommen  zu  lassen,  dass  die  unangenehme  Notwendig- 
keit etwas  an  seiner  Bereitwilligkeit  geändert  habe,  gemein- 
same Kulturaufgaben  der  Menschheit  gemeinsam  mit  andern 
zu  lösen. 

In  diesem  Sinne  ward  im  Frühlinge  dieses  Jahres,  auf  An- 
stoss  des  Herrn  Cartwright^  Mitglied  des  englischen  Unterhauses 
für  die  Grafschaft  Oxfordshire,  der  in  Berlin  anwesend  war,  und 
in  seinem  Beisein,  in  MiUler's  Restaurant  Unter  den  Linden, 
eine  Berathung  derjenigen  älteren  Mitglieder  der  deutschen  Frei- 
handelspartei gepflogen,  welche  an  jenem  Abende  abkömmlich 
waren.  Dies  war  leider  nur  bei  einer  beschränkten  Zahl  der 
Fall,  da  gerade  damals  die  Wogen  der  Reichstagaverhandlung 
hoch  gingen,  und  sämmtliche  Reicbstagsfraktionen  allabendlich 
tagten.  So  musste,  unter  andern,  die  Abwesenheit  des  Herrn 
Schulte -DeUUsch  beklagt  werden,  dessen  Theilnahme  an  der 
Befestigung  der  internationalen  Verständigungen  über  gemein- 
schaftliche Kulturaufgaben  in  England  besonders  gewünscht 
wurde.  Zur  persönlichen  Einfuhrung  des  Herrn  Cartwrighi  bei 
dem  deutschen  Leser  ist  zu  bemerken,  dass  dieses  noch  junge 
Parlamentsmitglied,  Sohn  eines  mit  einer  süddeutschen  Edel- 
dame  verheiratheten  Engländers,  bei  der  Eröffnung  der  dies- 
jährigen Session  des  Parlaments,  in  der  Verhandlung  über  den 
Antrag,  dass  England  sich  in  die  Friedensverhandlungen  mische, 
sich  der  Aufgabe  unterzogen  hatte,  die  Angriffe  der  Tones  auf  die 
preussische  Nationalpolitik,  auf  die  deutsche  Kriegsführung  und 
-  implicite  -  auf  die  Neutralität  der  englischen  Regierung 
zurückzuweisen,  eine  Aufgabe,  die  er  in  sehr  sachkundiger  nnd 
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beredter  Weise  löste.  Herr  Cartwright,  der  in  England  mit 
dem  verstorben  Bergenroih  befreundet  war,  hat  auch  die  englische 
Biographie  des  aus  der  ehemaligen  Schule  des  philosophischen 
Kadikalismus  hervorgegangenen,  einsamen  deutschen  Geschichts- 
forschers geschrieben. 

Den  Gegenstand  jener  Beratbung  bildete  der  von  Herrn 
Cartwright  angeregte  Vorschlag,  eine  Versammlung  von  Frei- 
händlern aller  Lander,  während  der  diesjährigen  Parlaments- 
session,  in  London  abzuhalten,  und  zwar  auf  Einladung  des 
Londoner  Cobden-clubs,  über  dessen  Zwecke  und  Wirksamkeit 
der  Leser  in  der  Bücherschau  des  28.  Bandes  dieser  Zeitschrift 
die  erste  Notiz  findet.   Es  tauchte  alsbald  aus  dem  Schoosse 
des  freiwillig  zusammengetretenen  Ausschusses  der  Gegenvor- 
schlag auf,  die  Versammlung  nicht  in  London,  sondern  in 
Amsterdam  abzuhalten.    Die  Gründe  dafür  waren,  dass  für 
jetzt  noch  der  denkbar  neutralste  Boden  der  allein  geeignete 
für  eine  solche  Versammlung  sei.    Herr  Cartwright  wendete, 
nach  meiner  Meinung  mit  Recht,  ein,  dass  der  Boden  in  England 
ein  mindestens  so  neutraler  sei,  wie  der  Boden  in  Holland,  und 
diejenigen  Ausschussmitglieder,  die  sich  auf  seine  Seite  stellten, 
machten  darauf  aufmerksam,  dass  internationale  Verhandlungen 
in  hollandischer  Sprache  sich  jedenfalls  nicht  fahren  Hessen, 
dass  man  daher  in  Amsterdam  seine  Zuflucht  zur  franzosischen 
Sprache  werde  nehmen  müssen.  Diese  sei  zwar,  ausser  den  Fran- 
zosen, den  Holländern,  Belgiern  und  Schweizern,  wohl  auch  den 
Bussen  und  Schweden  geläufig,  aber  die  Deutschen  und  in 
noch  höherem  Maasse  die  Engländer,  wenn  sie  auch  sämmtlich 
im  Stande  wären,  Verhandlungen  in  französischer  Sprache  zu 
folgen,  würden  doch,  mit  wenigen  Ausnahmen,  eine  traurige 
Figur  als  Redner  spielen,  da  in  Deutschland  die  Vertrautheit  mit 
der  französischen  Sprache  entschieden  in  der  Abnahme  begriffen 
sei,  während  der  englische  Mund,  der  französisch  sprechen  muss, 
mit  sehr  wenigen  Ausnahmen,  einer  unfreiwilligen  Komik  ver- 
fällt, die  nur  von  derjenigen  des  französischen  Mundes  über- 
troffen wird,  der  englisch  sprechen  muss.   Es  sei  daher,  da  auf 
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die  Franzosen  selbst  jetzt  nur  wenig  zu  rechnen,  schon  besser, 
englisch  zu  verhandeln,  dessen  Kenntniss  jetzt  in  Europa  min- 
destens so  verbreitet  sei,  wie  die  des  französischen,  um  so  mehr 
als  die  Engländer  und  Amerikaner  bei  solcher  Gelegenheit  stets 
das  grösste  Eontingent  zu  stellen  pflegten.  Dann  aber  wäre 
offenbar  London  der  geeignete  Platz,  wo  zugleich  die  englische 
Presse  die  Aussicht  gewähre,  dass  den  Verhandlungen  die  denk- 
bar weiteste  Verbreitung  auf  Erden  gegeben  würde. 

Es  musste  schliesslich  zur  Abstimmung  geschritten  werden, 
und  da  diese  Stimmengleichheit  zwischen  London  und  Amsterdam 
ergab,  schienen  die  Vorbedingungen  für  eine  internationale  Zu- 
sammenkunft aus  gemeinschaftlicher  Initiative  deutscherseits 
noch  nicht  vorhanden,  und  es  musste  den  Engländern,  von  denen 
der  Vorschlag  ausgegangen,  überlassen  werden,  in  wie  weit  sie, 
aas  eigner  Initiative,  Schritte  thun  wollten,  die  den  Zwecken, 
denen  eine  solche  internationale  Zusammenkunft  dienstbar  sein 
sollte,  förderlich  zu  sein  versprachen. 

Diese  englische  Initiative  nahm  die  Gestalt  von  Einladungen 
zum  diesjährigen  Jahresfestessen  des  Cobden-clubs  in  Greenwich 
an,  gerichtet  an  die  Ehrenmitglieder  dieses  Clubs  in  den  ver- 
schiedenen Ländern,  nebst  andern.  In  Berlin  ergingen  Ein- 
ladungen an  die  Herren  Schulze-Delitzsch,  Georg  Bunsai,  Karl 
Brom,  J.  Prince-Smüh,  Otto  Michaelis  und  mich.  Das  Fest- 
Essen  war  in  den  Beginn  der  Zeit  für  alle  grossen  Feste  in 
England,  auf  den  24.  Juni  verlegt.  In  den  Monat  vom  Johannis- 
tage ab  drängt  sich  nämlich,  bei  noch  versammeltem  Parlament, 
fast  alles  zusammen. 

Der  Leser  möge  mich  nun  begleiten.  Der  Gegenstand  wie 
der  Zeitpunkt  scheinen  mir  danach  angethan,  dass  die  blos 
sachliche  Berichterstattung  diesmal  an  die  Erzählung  und  die 
Schilderung  ihren  Platz  abzutreten  hat.  Das  Drum  und  Dran 
bei  politischen  Vorgangen  ist  niemals  unwichtig,  wie  es  die 
englische  Presse  seit  lange  in  den  ihr  eigenthümlichen  Spezial- 
korrespondenzen  zu  betonen  verstanden  hat,  ist  jedenfalls  fesselnd, 
wie  der  Erfolg  dieser  Korrespondenzen  beweist,  und  dann  denke 
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ich  mir,  dass  wir  nun  alle  genug  mit  Bildern  des  Krieges  und 
der  Leidenschaft  —  Rückfällen  der  Kultur  auch  im  besten  und 
gerechtesten  Falle  —  gesättigt  sind,  um  durch  Bilder  fröhlichen 
Friedens  erquickt  zu  werden  —  wie  es  eben  mir  bei  dieser  Ge- 
legenheit ergangen  ist. 

Man  kann  jetzt  Brüssel  von  Berlin,  mit  dem  letzten 
Kourierzuge  vom  Potsdamer  Bahnhof  aus,  um  I0lu  Uhr,  über 
Kreiensen,  Elberfeld  und  Krefeld,  in  sechszehn  Stunden  erreichen. 
Das  ist  keine  ermüdende  Fahrt,  und  sie  macht  es  möglich,  nicht 
blos  einen  ganzen  Nachmittag  in  Brüssel  zu  verbringen,  sondern 
auch  dort  zu  schlafen  und  doch  London  am  nächsten  Tage, 
Nachmittags  um  5  Uhr,  also  vor  Dinner  zu  erreichen. 

Ich  wählte  diesmal  den  Weg  über  Calais,  bei  Tag,  um 
wenigstens  im  Fluge  ein  Paar  französische  Eindrücke  mitzu- 
nehmen. Ich  habe  Frankreich  während  des  Krieges  gesehen; 
die  Beweglichkeit  der  französischen  Gemüthsstimmung  mochte 
interessante  Gegensätze  zeigen.  Die  Departements  Nord  und 
Pas  de  Calais  sind  mir  altbekannt  und  der  Kontrast  lebhafter 
Unterhaltungen  im  französischen  Eisenbahnwagen  mit  der  eng- 
lischen Schweigsamkeit  schwebte  vor  meiner  Erinnerung.  Diese 
Erwartung  ward  auch  nicht  getäuscht.  Ich  gerieth  unter  nord- 
französische Fabrikbourgeoisie,  die  Männer  gross  und  breitschultrig 
mit  dicken  nach  vorn  geneigten  Köpfen  und  ernstem  strengem 
Ausdruck,  mehr  Belgiern  als  Franzosen  gleichend,  die  Frauen 
und  Mädchen  bürgerlich  einfach  und  eher  alles  andre,  als  hübsch. 
Der  Vater  kam  von  Paris,  um  die  Familie  aus  Lille  nach  London 
zu  bringen  und  ihnen  die  Stadt  und  die  Ausstellung  zu  zeigen. 
Alle  trugen  Trauer.  Man  beschäftigte  sich  viel  mit  einem  ver- 
bogenen Napoleon,  der  das  Leben  des  Sohnes,  eines  Offiziers,  in 
der  Schlacht  bei  Amiens  in  der  Westentasche  gegen  eine 
Preussenkugel  geschützt  haben  sollte.  Auch  ich  inusste  ihn 
mir  ansehen.  Ich  erlaubte  mir  die  Bemerkung,  dass  also  des 
Kaisers  Bild  ein  Talisman  zu  sein  scheine.  Nicht  blos  das 
Bild,  sondern  auch  das  Original,  war  die  blitzschnelle  Antwort, 
das  haben  wir  leider  gesehen  bei  Sedan,  wo  ihn  keine  Kugel 
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treffen  wollte.  Leider?  fragte  ich  —  malheureusemmt  —  ?  Ah, 
Sie  sind  ein  Deutscher  —  rief  plötzlich  die  Frau  mit  grosser 
Lebhaftigkeit  und  neugierigem  Blick  dazwischen.  Gewiss» 
Madame,  ein  Preusse,  aus  Berlin.  Und  Sie  wollen  sehen,  wie 
wir  nach  dem  Kriege  aussehn!  Sehn  Sie  doch,  sehn  Sie  doch; 
alles  trägt  Trauer.  In  Berlin  auch,  Madame.  Ich  sollte  es 
meinen  —  sagte  der  Mann.  Sie  frugen,  warum  ich  > leidere 
sagte.  Nun  eben,  weil  die  kaiserliche  Familie  keine  Trauer  zu 
tragen  braucht,  während  ganz  Frankreich  es  thun  muss.  Wäre 
der  Kaiser  bei  Sedan  gestorben,  wie  er  musste,  so  wäre  sein 
Sohn  Kaiser  und  wir  hätten  Buhe.  Dann  wären  Sie  nicht  nach 
Paris  gegangen,  denn  Sie  hätten  es  nicht  nöthig  gehabt.  Der 
Kaiser  war  der  Situation  nicht  gewachsen. 

Ich  war  also  unter  Imperialisten,  aber  verzweifelten.  Wer 
weiss  wie  viel  es  deren  geben  mag? 

Den  jungen  Damen  lag  anderes  am  Herzen,  als  die  Politik, 
nämlich  zunächst  das  mal  de  mer.  Man  entgeht  seiner  Dis- 
kussion durch  die  Franzosen  niemals,  wenn  man  sich  Calais 
oder  Boulogne  nähert.  Der  Trost  der  jungen  Damen  war,  dass 
es  doch  alle  die  Engländerinnen  > ausgehalten <  hätten,  die  bei 
ihnen  durchreisen;  so  würden  sie  es  auch  aushalten.  Ich  konnte 
ihnen,  als  wir  der  Küste  näher  kamen,  die  Versicherung  geben, 
dass  sie  es  gar  nicht  bekommen  würden,  da  das  Meer  unzweifel- 
haft glatt  sei:  aber  ihre  Angst  vor  den  achtzig  Minuten  der 
Ueberfahrt  nahm  immer  zu,  und  zuletzt  wurden  sie  ganz  schweig- 
sam, drängten  sich  aneinander  und  machten  sich  verschämt 
schauernde  Gesichter. 

Calais  —  ich  hübe  es  seit  zehn  Jahren  nicht  gesehen  — 

ist  noch  das  alte  Krähwinkel  geblieben,  das  es  immer  gewesen 

ist.    Es  steht  kaum  auf  der  Kulturhöhe  von  Spandau.  — 

Auch  in  dem  wohlbekannten  kleinen  Speisesaal  des  Bahnhofs, 

in  dem  es  vortreffliche  kalte  und  warme  Küche  giebt,  hat  sich 

nicht  das  geringste  verändert.   Alles  was  seit  1860  neu,  ist, 

dass  eben  die  Pässe  wieder  verlangt,  und  Pass  und  Person  sehr 

scharf  gemustert  werden.   Noch  gedenke  ich  der  tollen  Nacht 
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in  Boulogne,  als  die  englischen  Dampfschiffe  zweitausend  Passa- 
giere gebracht  hatten ,  die  nach  Paris  wollten,  um  den  Einzug 
der  Truppen  nach  dem  italienischen  Kriege  zu  sehen,  und  diese 
die  alberne  hölzerne  Passbude  mit  ihren  Barrieren  im  gemein- 
schaftlichen Anlauf  mit  lustigen  hip  hip  hip  hurrah  umwarfen, 
weil  sie  niemals  nach  Paris  gekommen  wären,  wenn  der  nölige 
alte  Beamte  am  Schalter  seine  bebrillte  Nase  wirklich  in  jeden 
Pass  gesteckt  hätte.  Das  wirkte  und  es  folgte  zunächst  die 
geistreiche  Verordnung,  dass  Engländer  keine  Pässe  brauchten 
wohl  aber  alle  anderen;  als  wenn  ein  Engländer,  gleich  einem 
Neger,  den  sichern  Beweis  seiner  Nationalität  im  Gesichte  trüge ! 
Sie  ward  endlich  zur  Aufhebung  des  Passzwanges  erweitert; 
aber  wo  ist  dieses  erste  Sonnenstrählchen  französischer  Freiheit 
jetzt  geblieben!  Und  ist  die  Passrevision  jetzt  zu  entbehren? 
Politische  Freiheiten  verordnet  mau  nicht  und  erobert  man 
nicht;  man  sichert  sie  sich  dadurch,  dass  man,  nämlich  das 
ganze  Volk,  sie  möglich  macht.  Frankreichs  Weg  zur  Hölle, 
zum  Brande  von  Paris  und  zu  den  Transportirungen  ohne  Urtheil, 
war  stets  mit  guten  Vorsätzen  gepflastert;  dass  es  nicht  auf 
die  Vorsätze,  sondern  auf  ihre  Ausführung  durch  die  Masse  des 
Volks  ankommt,  ist  den  Franzosen  bis  jetzt  noch  nie  in  den 
Sinn  gekommen. 

Am  Passschalter  befand  sich  hier  ein  deutsch  redender  Be- 
amter, allem  Anschein  nach  ein  Deutscher  aus  England,  der 
die  französische  Regierung  für  seine  Sprachkenntniss  bezahlen 
lässt.  Er  machte  mich  darauf  aufmerksam,  dass  der  Pass,  bei 
der  Rückkehr  aus  England,  das  Visa  des  französischen  Konsulats 
in  London  nöthig  habe.  Neu  waren  mir  die  französischen 
Dampfer  —  beiläufig  von  ganz  vortrefflicher  Bauart  —  die  jetzt 
zwischen  Calais  und  Dover  fahren.  Vor  zehn  Jahren  gab  es 
zwischen  England  und  Frankreich  nur  englische  Fahrzeuge. 
Napoleon  soll  selbst  den  Anstoss  gegeben  haben,  dass  die  fran- 
zösische Flagge  neben  der  englischen  den  Kanal  kreuzt;  die 
Boote  heissen  denn  auch  Napoleon,  Engcnie,  Prince  Imperial  etc. 
noch  heute.    Während  des  Krieges  war  der  Verkehr  über  Calais 
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so  schwach,  dass  die  allein  fahrenden  französischen  Boote  oft 
keine  andre  Passagiere  hatten,  wie  mir  der  Kapitain  erzählte, 
als  Waffenaufkäufer.  Ostende  hatte  den  ganzen  englischen  Verkehr. 


Der  Pas  de  Calais. 

Also  den  Fuss  auf  die  Planke  gesetzt;  das  europäische 
Festland  liegt  hinter  uns.  Wir  wollen  den  >  Schritt <  von  Calais 
machen  und  thun,  noch  lange  keinen  Siehenmeilenschritt  — 
die  Entfernung  in  gerader  Linie  ist  nur  47,  deutsche  oder  22 
englische  Meilen  —  aber  doch  den  entscheidungsvollsten  Schritt, 
der  sich  auf  der  ganzen  Erde  thun  lässt;  denjenigen  Schritt, 
der  aus  hoher  Kultur  in  noch  höhere,  aus  der  europäischen 
Kultur  in  diejenige  führt,  die  noch  keinen  besonderen  Na- 
men hat  —  die  wohl  im  Auslande,  in  Deutschland,  schon  die 
ozeanische  genannt  worden,  sich  selber  aber  bisher  nur  als  natio- 
nales Wesen  erschienen  ist. 

Es  ist  aber  ein  Irrthum  zu  glauben,  dass  wer  von  Calais 
nach  Dover  fährt,  den  Fuss  blos  aus  einem  europäischen  Lande 
in  das  andre  setze,  wie  derjenige  thut,  der  von  Bayonne  nach 
Fuentarabia,  oder  von  Grenoble  nach  Susa,  oder  von  Aachen 
nach  Verviers,  oder  von  Innspruck  nach  Verona,  oder  von 
Emmerich  nach  Arnheim,  oder  von  Lübeck  nach  Kopenhagen, 
oder  von  Stralsund  nach  Ystadt,  oder  selbst  die  bedeutungsvolle 
halbe  Meile  von  Eydtkuhnen  nach  Wirballen  fährt.  Im  euro- 
päischen Sinne  bleiben  wir  da  überall  noch  zu  Hause.  Der 
Menschen  Wege  sind  unsre  Wege  und  der  Menschen  Gedanken 
sind  unsre  Gedanken;  wenigstens  die  der  regierenden  Schicht. 
Sie  sind  es,  trotz  augenfälliger  Verschiedenheiten  der  Rasse, 
trotz  ganz  andrer  Struktur  der  Sprache,  trotz  ungeheurer  Mannig- 
faltigkeit der  Leidenschaften,  Liebhabereien  und  Laster,  trotz 
der  krassesten  Gegensätze  in  den  gewohnheitlichen  religiösen 
Vorstellungen,  trotz  bunter  Fülle  der  Volkstrachten,  trotz 
klaffender  Unterschiede  der  Gesetze.   Wir  sind  überall  schnell 
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zu  Hause ;  was  anders  ist,  als  bei  uns,  das  überschauen  wir  doch 
und  richten  uns  darauf  ein. 

In  England  tritt,  umgekehrt,  gerade  uns  Norddeutschen 
durchaus  kein  fremdes  Blut  entgegen.  Jeden  Augenblick  sind 
wir  nahe  daran,  auszurufen :  Herrje,  das  ist  ja  der  lange  Peter 
von  Itzehoe!  Und  das  ist  ja  Mommsen  von  Kiel  und  das  ist 
Johannsen  von  Schleswig.  Und  dies  ist  doch  offenbar  die  Frau 
Mertens  von  Hamburg  mit  dem  Fräulein  Ton  Roers  aus  Celle. 
Und  da  drüben  grüssen  sich  ja  Gröning  von  Bremen  und 
Strackerjan  von  Oldenburg!  Freilich,  blicken  wir  etwas  scharfer 
hin,  so  sind  es  zwar  dieselben  Züge,  aber  als  hätte  sie  ein 
Maler  gemalt,  der  eine  besondere  Manier  hat.  Die  Köpfe  sind 
alle  schmaler  von  vorn,  breiter  im  Profile.  Der  Bau  der  Brust 
ist  schmächtiger;  die  Hüften  sind  breiter.  Ueber  dem  Gesicht  der 
Männer  wie  der  Frauen  liegt  ein  Glanz,  der  nicht  blos  frische 
Farbe  ist,  und  auf  dem  Festlande  niemals  vorkommt,  auch 
nicht  in  Holland.  Der  Grund  liegt  in  einer  besonders  feder- 
kräftigen Muskulatur' um  Auge  und  Mund  herum,  und  vorzüg- 
lich in  den  Nasflügeln.  Die  Fältelchen  um  die  Augen  und 
Mundwinkel  fehlen  fast  ganz.  Es  ist  Frische  des  Rassenwuchses, 
nicht  des  Individuums.  Wir  sehen  alle  daneben  aus,  wie  ge- 
trocknete Aepfel  neben  so  eben  gepflückten.  Die  Angäpfel 
springen  runder  ans  der  Augenhöhle,  die  Augen  sind  grösser, 
der  Blick  ist  starrer,  wie  träumend;  wenn  er  aber  aufstrahlt, 
strahlt  er  wie  bei  Kindern.  Wimpern  von  uns  imbekannter 
Länge  zieren  das  Augenlid;  seine  Oeffnung  und  sein  Nieder- 
schlag sind  viel  langsamer  und  die  Wimperhalbmonde  des  nieder- 
geschlagenen Augenlids  erzeugen  einen  Gesichtsausdruck  voll 
eleganten  Schmelzes.  Schwippend  schwer  hängt  den  Frauen 
das  Haar  auf  den  Nacken  herunter,  grobsträhnig,  voll  und  un- 
geheuer lang;  den  Männern  wächst  der  Bart  dünn  auf  Lippe 
und  Kinn,  mächtig  auf  den  Backen.  Das  Haar  ist  zwar  meist 
blond,  aber  kein  deutsches  Blond;  es  ist  ein  helles  Braun  mit 
röthlichem  Schimmer,  stumpf,  wie  wenn  Asche  darüber  läge. 
Häufig  sehn  die  Männer  aus  wie  Frauen;  hunderte  von  jungen 
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Männern,  denen  wir  begegnen,  könnten  thun  was  neulich  ein 
Skandalprozess  an's  Licht  brachte,  nämlich  Frauen  spielen.  Die 
Frauen  aber  sehn  niemals  männlich  aus,  wie  es  in  Frankreich 
und  vorzüglich  in  Paris  selbst  so  häufig  vorkommt.  Beide  Ge- 
schlechter sind  unverhältnissmftssig  stark  in  körperlicher  Aus- 
dauer. Während  wir  den  Säbel-  und  Schlägerkampf  auf  den 
Universitäten  nach  15  Minuten  Bundgang  abbrechen  müssen, 
dauert  der  Bundgang  (mill)  beim  englischen  Faustkampf  andert- 
halb Stunden  und  mehr.  Die  Wettfussmärsche  erreichen  16 
deutsche  Meilen  an  einem  Tage. 

Der  Gesammtklang  der  Sprache  und  das  Spiel  des  Mundes 
beim  Sprechen  erinnern  ebenfalls  aus  der  Ferne  alsbald  an 
niederdeutsche  Bede,  aber  diese  Sinnentäuschung  verschwindet 
schnell ;  derselbe  Klang,  dieselbe  Konfiguration  des  Organs  haben 
nicht  dieselbe  psychische  und  deklamatorische  Bedeutung.  Von 
der  gemüthlich  komischen  Derbheit  des  Beuterschen  Dialogs 
ist  nicht  die  Bede.  Was  ihr  etwa  entspricht  ist  eine  näselnde 
Aussprache  der  allerungebildetsten  Klassen,  welche  unserem 
Ohre  fast  idotisch  klingt  oder  als  wenn  eine  Hasenscharte  daran 
schuld  sei.  Aus  dieser  scheint  sich  in  den  Neu-England- 
Staaten  der  absprechend  rechthaberische  Yankeeton  ausgebildet 
zu  haben.  Sonst  geht  das  Streben  beim  Sprechen  entweder 
nach  leichter  Zierlichkeit  oder  Pathos;  beide  dem  Niederdeutschen 
so  ganz  fremd. 

Auch  in  der  Lebensweise  verräth  sich  noch  der  nieder- 
deutsche —  nicht  skandinavische  —  Stamm,  aber  dieselbe  spe- 
zifische Zuspitzung  wird  sichtbar,  wie  beim  Leib  und  der  Sprache. 
Die  Neigung  zur  Abgeschlossenheit  und  die  Liebe  zur  Reinlich- 
keit treten  noch  verschärft  auf,  drücken  sich  aber  nicht  blos 
im  freien  Thun  und  Lassen  des  Menschen,  sondern  auch  in 
starren,  übereinkünftlichen,  Formen  ganz  spezifischen  Gepräges 
aus.  Das  Haus  und  der  Hausrath  tragen  bis  heute  die  sehr 
sichtbaren  Spuren  des  Ursprungs  aus  dem  niederdeutschen  Bauern- 
hause. Aber  was  hüben  bäurisch,  ist  drüben  einem  Verfeinerungs- 
prozesse verfallen,  der  es  zu  einer  modischen  Eleganz  auf  eigenen 
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Füssen  erhoben  hat,  welche  allem  italienischen  und  französischen 
Einfiuss  die  Stange  hielt,  seine  Gaben  wohl  jeweilig  aufnahm, 
genau  wie  die  Sprache,  aber  auch,  genau  wie  die  Sprache,  so 
lange  daran  putzte  und  stutzte,  bis  sie  das  niederdeutsch 
bäuerische  Gepräge  bekommen,  und  in  die  unablässig  sich  wieder- 
herstellende Harmonie  des  Pracht -Kulturwuchses  eingefügt 
waren,  der  mit  Heimathsstätten  dieses  niederdeutsch  bäurischen 
Gepräges  jetzt  den  Erdball  umrankt. 

Was  ist  denn  vor  sich  gegangen,  dass  die  niederdeutschen 
Auswanderer  —  Angeln,  Sachsen  und  Friesen  —  die  vor  vier- 
zehn Jahrhunderten  unsere  Kästen  wahrscheinlich  aus  denselben 
Häfen  verliessen,  aus  denen  der  Strom  jetzt  nach  New- York 
geht,  und  die  zuerst  sieben  kleine  Freistaaten  unter  Königen 
bildeten,  unter  den  von  den  Römern  verlassenen  Kelten  der 
westlichen  Insel,  deren  Gehirn  mit  formlosen,  sturmbewegten 
Wolken  trieb  —  was  ist  denn  vorgegangen,  dass  sie,  noch 
immer  die  alten  Züge  tragend,  doch  zugleich  ganz  anders  ge- 
worden sind,  als  wir  und  nicht  Mos  anders  als  wir,  sondern,  in 
neuerer  Zeit,  auch  anders  als  ganz  Europa? 

Mischung  —  wie  in  England  selbst  die  Redensart  —  ist 
es  nicht.  Etwas  sind  alle  germanischen  Stämme  gemischt,  die 
Baiern,  Schwaben  und  Allemannen  sehr  sichtbar  und  hörbar 
mit  gallischen  Kelten ;  die  Mitteldeutschen  und  Nordostdeutschen 
mit  Slaven,  die  Holländer  und  Flamander,  gleich  den  Engländern, 
mit  belgischen  Kelten,  die  Schweden,  wie  Wermeland  zeigt,  mit 
Finnen,  vielleicht  auch  mit  Litu-slaven ;  das  reinste  Blut  fliesst 
wohl  in  den  Dänen  und  Nordfriesen. 

Wäre  es  Mischung,  so  wäre  die  Aehnlichkeit  gerade  mit 
dem  reinsten  Stamme,  den  Friesen,  nicht  so  gross.  Gewiss  hat 
Mischung  stattgefunden  und  findet  bis  heute  statt,  aber  die  Beob- 
achtung ist  leicht,  dass  bei  derselben  das  niederdeutsche  Blut 
die  Oberhand  behalten  hat  und  von  Geschlecht  zu  Geschlecht, 
natürlich  die  rein  keltischen  Landestheile  ausgenommen,  immer 
mehr  alles  andere  verschlingt.  Der  Kelte,  der  Dane,  der  fran- 
zösische Normanne,  der  massenweise  im  sechszehnten  Jahrhundert 
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eingewanderte  Flamänder,  dessen  Abkömmlinge  in  Kent  und 
London  wohnen  und  die  Weberei  und  den  Porter  mitgebracht 
haben,  der  Huguenotte,  der  im  siebzehnten  kam  und  die  Deutschen 
und  Skandinavier  die  bis  beute  kommen,  sie  alle  sind  in  der 
englischen  Lebensfluth  dahin  geschmolzen  und  schmelzen  weiter 
hin  und  schon  nach  wenigen  Geschlechtern  ist  ihre  Spur  ver- 
schwunden. Alles  ist  wieder  niederdeutsch,  des  besondern  eng- 
lischen Zuschnitts. 

Weit  eher  ist  vielleicht  umgekehrt  Insucht  die  Erklärung 
rod  zwar  Inzucht  besonderer  Art,  die  mit  den  nationalen  Sitten 
und  Gesetzen  im  engsten  Einklang  steht.  England  ist  und  war 
zu  aller  Zeit,  den  allerhöchsten  Stand  theilweise  ausgenommen, 
das  Land  der  Liebesbeirathen,  wo  der  Mann  von  der  Frau  keine 
Mitgift,  nicht  einmal  eine  Ausstattung,  verlangt,  und  dieselbe 
ein  durch  den  erstgebornen  Sohn  verkümmertes  Erbrecht  hat; 
wo  des  Mädchens  Thon  und  Treiben  nicht  überwacht  wird,  wo 
die  Eltern  höchstens  sagen,  du  sollst  nicht,  aber  niemals  du 
sollst.  Das  Gesetz  der  natürlichen  so  wie  der  geschlechtlichen 
Auswahl  hat  in  dem  Lande,  in  welchem  es  entdeckt  worden, 
unter  dem  Menschengeschlechts  stets  den  weitesten  Spielraum 
gehabt.  Das  Gesetz  der  geschlechtlichen  Auswahl  scheint  aber 
eben  dem  niederdeutschen  Blute  zu  Gute  gekommen  zu  sein, 
welches  uns  nicht  Wunder  nehmen  kann,  wenn  wir  an  die 
Schönheit  unserer  holsteinischen,  braunschweiger  und  ostfrie- 
sischen Mädchen  denken,  die  weniger  die  Ausnahme  als  die 
Regel  ist.  In  der  gepanzerten  Brittannia  steckt  eine  Venus 
vktrix.  Vierzehn  Jahrhunderte  enthalten  ungefähr  sechzig  auf 
einander  folgende  Geschlechter,  sechzig  Wahlen,  die,  wenn  sie 
immer  wieder  einem  bestimmten  Stamme  zu  Gute  kommen, 
zuletzt  alles  in  diesen  aufgehen  lassen  müssen,  und  wenn  sie 
sich  vorzugsweise  auf  bestimmte  Formen  innerhalb  dieses 
Stammes  lichten,  diese  Formen  zu  den  herrschenden  machen 
müssen,  und  sie  dabei  unvermeidlich  potenziren.  Das  gynäko- 
morphische  Gepräge  des  ganzen  Volks  gegenüber  dem  andro- 
morphischen,  welches  vorzüglich  das  französische  Volk  zeigt, 
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das  die  Liebesheirath  unter  allen  am  wenigsten  kennt  und  die 
sehr  merkliche  Abänderung  des  Verhältnisses,  in  Befähigung  und 
Einfluss,  zwischen  dem  männlichen  und  weiblichen  Geschlecht 
in  England  zu  Gunsten  des  weiblichen,  scheinen  ebenfalls  auf 
solchen  vierzehnhundertjährigen  Prozess  hinzudeuten. 

Aus  einer  Inzucht  zwischen  siegreichen  Formen  erklären 
sich  aber  vielleicht  auch  noch  andre  auffällige  Abweichungen  der 
Insel  vom  Festlande.  Misst  sich  der  festländische  Stammes- 
genoss  des  Engländers,  der  Norddeutsche,  als  Einzelner  mit 
dem  Einzelnen,  mit  seinem  insularen  Vetter,  so  sagt  er  sich 
schnell  genug  und  berechtigt  genug:  nun,  was  dieser  Kopf  be- 
greift, das  begreife  auch  ich  —  mindestens.  Um  so  mehr 
macht  es  ihn  stutzig,  das  englische  Volk  wieder  und  immer 
wieder  Dinge  in*s  Leben  rufen  zu  sehen,  zu  denen  der  Weg  in 
Deutschland  durch  fast  nnübersteigliche  Hindernisse  versperrt 
zu  sein  scheint,  und  für  welche  jedenfalls  an  keine  deutsche 
Volksinitiative  zu  denken  ist.  Die  Beobachtung,  dass,  was  erst 
ein  Engländer  begriffen  hat,  bald  auch  Alle  begreifen,  nach 
kurzen  Meinungskämpfen  für  und  wider,  kommt  erst  allmählig, 
und  noch  später  ein  zuletzt  unabweisliches  Gefühl,  dass  man 
nicht  so  sehr  gegenseitige  Ueberzeugung,  als  gleichzeitiges  Er- 
scheinen gleicher  Gedanken  vor  sich  habe,  welches  auf  grosse 
Aehnlichkeit  in  den  Konstruktionen  des  Denkvermögens  hin- 
weise. Dann  aber  versteht  sich  leicht  genug,  dass  das  hierdurch 
zu  Wege  gebrachte  Ineinandergreifen  der  Handlungen  —  welches 
auf  dem  Festlande  bis  jetzt  fast  nur  die  Gewalt  zu  Stande  ge- 
bracht hat,  die  bierin  ihren  einzigen,  aber  vollgültigen  Rechts- 
titel hat  —  schon  allein  die  englische  Volksinitiative  und  — 
die  englische  Freiheit  erklärt. 

Soviel  ist  gewiss,  und  wird  jedenfalls  jedem  Norddeutschen, 
der  in  England  lebt  und  wirkt  und  es  nicht  Mos  bereist,  und 
der,  eben  .weil  er  ein  Korddeutscher  ist,  sich  wenigstens  leichter 
als  alle  übrigen  in  das  englische  Volkswesen  hineinarbeitet,  ge- 
läufig und  selbstverständlich,  dass  die  Gegenüberstellung  von 
insular  und  coniinental  wie  sie  in  England  gang  und  gebe, 
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auf  sehr  substantieller  Grundlage  beruht,  dass  was  auf  der 
einen  Seite  des  Pas  de  Calais,  von  Lissabon  bis  Drontheim, 
möglich  ist  und  passt,  auf  der  andern  Seite  eben  nicht  möglich 
ist  and  nicht  passt,  und  umgekehrt,  und  dass  das,  als  Pionier, 
jetzt  allein  kolonisirende  Volk,  welches  sich  dafür  in  den  Be- 
sitz des  Ozeans  gesetzt  hat,  sich  zu  dieser  Aufgabe  durch 
Flöchtung  vom  europäischen  Festland  auf  die  grösste  europäische 
Insel,  und  anderthalbtausendjährige  Züchtung  körperlicher  und 
geistiger  Eigentümlichkeiten,  förmlich  —  aber  natürlich  un- 
bewusst  —  vorbereitet  hat. 

Wir  nehmen  nun  unsern  Platz  auf  dem  kleinen  Dampfer 
bei  dem  Kapitän  auf  der  Brücke;  am  Koropass,  in  der  Mitte 
ist  die  beste  Stelle;  man  sitzt  dort  wie  zu  Pferde  auf  dem 
Schiff,  glaubt  seine  Bewegungen  zu  beherrschen,  statt  von  ihnen 
geworfen  zu  werden,  und  bildet  selber  den  Mittelpunkt  des 
grossartigen  Rundes  von  grünem  Wasser  und  blauem  Himmel, 
welches  den  Riesenkonzertsaal  für  die  erfrischende  und  erhebende 
Musik  der  Wellen  bildet 

Wir  sind  heraus  aus  den  hässlichen  Holzgerüsten,  welche 
die  Hafendämme  von  Calais  bilden.  Die  niedrige,  vom  Dünen- 
nnde  gelbe  französische  Küste  wird  zu  schmalerem  und  immer 
schmalerem  Streifen  am  Horizonte.  Das  Meer  ist  einsam  von 
Schiffen;  der  grosse  Verkehr  dieser  belebtesten  Meerenge  der 
Welt  zieht  drüben,  nahe  der  englischen  Küste,  vorüber.  Aber 
nordwärts  erblicken  wir  nichts,  als  einen  duftig  weissen  Nebel- 
schleier, bis  auf  die  Meeresfläche  herab  vom  Sonnenlichte  durch- 
leuchtet, welcher  langsam  von  Westen  nach  Osten  zieht.  Nun 
geht  es  in  den  Schleier  hinein;  die  französische  Küste  und  die 
Himmelsbläue  verhüllt  sonnendurchleuchteter  Nebel  ringsum 
und  zu  Häupten.  Alle  Minute  läset  des  Kapitains  schwarz- 
äugiges eifriges  Söhnchen  die  schrille  Signalpfeife  ertönen,  die 
am  Schornstein,  in  Höhe  der  Brücke  angebracht  ist.  Denn  die 
Fahrt  fangt  nun  an  gefahrlich  zu  werden.  Für  den  Dampfer, 
der  den  Pas  de  Calais  zu  kreuzen  hat,  ist  ein  Nebel,  was  er 
rar  den  Pussgänger  ist,  der  die  Königstrasse  in  Berlin  kreuzen 
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muss.  Zusammenstösse  drohen  rechts  und  links;  eine  lange 
Reihe  derselben  füllt  das  Lloyds  Register.  Bald  hören  wir  auch 
die  Signalglocken  der  Segelschiffe  ans  dem  Nebel  von  fern  und 
von  nah.  Der  Eapitain  weist  westwärts;  eine  grosse  Brigg  ist 
uns  schon  ganz  nah  gekommen,  taucht  tanzend  aus  dem  Nebel 
auf  und  verschwindet  dann  wieder  rasch  hinter  dem  Sterne. 
Horch,  ein  Kanonenschuss ,  sagt  der  Kaptain,  man  ruft  um 
Hülfe;  es  ist  etwas  passirt,  aber  es  ist  mindestens  fünf  See- 
meilen ostwärts.  Ich  hatte  nichts  gehört.  Jetzt  aber  war  der 
Ton  deutlich;  ein  andrer  ferner  Kanonenschuss;  so  schwach  er 
im  Wellengebraus  zu  hören ,  so  hörte  man  doch ,  dass  es  ein 
Kanonenschuss  war.  Hier  sind  immer  Leute  in  der  Nähe,  sagte 
der  Kapitain.  Allmählig  ward  es  heller;  man  sah  die  Sonne 
durch  den  Nebel.  Das  wandelnde  Nebelfeld  war  also  begränzt; 
der  sanfte  Westwind  hatte  wohl  die  Nebelkappe  über  der  Marsch 
von  Romtiey  am  Südwestende  der  Küste  von  Kent  abgehoben 
und  brachte  sie  den  Belgiern  als  Geschenk  mit.  Früher  waren 
diese  wandelnden  Nebelfelder,  welche  die  Insel  jeweilig  aus- 
schickt, als  abgerissene  Fetzen  ihres  grossen  Nebelkleides,  des 
Schmuggler^  Segen;  die  Handelsfreiheit  hat  dem  grösstenteils 
ein  Ende  gemacht. 

Endlich  blaut  der  Himmel  wieder  über  uns,  zahllose  Segel 
schimmern  rings  um  uns  und  vor  uns;  im  vollen  Sonnenschein 
liegt  blendend,  ein  prachtvolles  Schauspiel,  die  hohe  und  steile 
englische  Kreideküste.  Lange  Reihen  dunkler  Häuser,  mit  flachen 
Dächern,  und,  nach  festländischem  Maasse,  von  sehr  gross- 
städtischem Gepräge,  ziehen  sich  weit  längs  des  Fusses  der 
Kreidefelsen  hin  und  steigen  in  Terrassen  eine  breite  und 
sanftere  Bodensenkung  empor,  welche  den  Kreidewall  unterbricht ; 
der  leuchtend  grüne  Streifen,  der  die  wellige  Hochebene  an- 
zeigt, krönt  das  Ganze.  Oben  zeigt  sich  auch  das  befestigte 
Schloss,  normannischer  Bauart.  Mutatis  mutandis  kann  man  an 
Eh  renbreite nstein  denken.  Es  ist  Dover  oder  vielmehr  Dovor. 
Wir  haben  den  weit  in  das  Meer  hinausreichenden  neuen  Fluth- 
brecher  aus  glatt  behauenen  mächtigen  Steinquadern,  ein  gross- 
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artiges  Werk  der  Meeresbaukunst,  erreicht.  Auf  demselben  er- 
wartet uns  ein  langer  Eisenbahnzug,  denn  die  Südostbahn  geht 
bis  zur  Spitze.  Auf  dem  breiten  Quaderwall  steht  an  seinem 
Westaaume  ein  zweiter  schmalerer,  der  die  Bahnzüge  vor  den 
Stürmen  schützt  und  die  Hinterwand  des  mit  Glas  überdachten 
Perron's  bildet.  Seine  Krone  bildet  einen  fesselnden  Spatzier- 
weg. Dem  Reisenden  ist  alles  bequem  im  höchsten  Grade  ge- 
macht. Leicht,  rasch  und  lautlos  geht  alles  vor  sich,  die  Zoll- 
revision am  Bord,  die  Unterbringung  von  Person  und  Gepäck 
im  Zuge,  in  welchem  mit  dem  Platze  niemals  gespart  ist.  Kein 
Schaffner,  kein  Packträger  schreit  oder  drängt  sich  auf.  Man 
setzt  sich  wohin  man  will.  Das  Handgepäck  legt  man  tinter 
den  Sitz,  welcher  —  ich  bitte  darauf  zu  merken  —  unten 
Spielraum  genug  auch  für  das  grösste  Gepäckstück  gewährt, 
das  sich  noch  in  der  Hand  tragen  lässt.  Von  Netzen  oder 
Haken  über  den  Köpfen  der  Sitzenden  ist  nicht  die  Rede;  es 
fallt  einem  das  Handgepäck  also  nicht,  wie  auf  unsern  Bahnen, 
alle  Augenblick  auf  die  Nase.  Und  dabei  können  die  Wagen 
niedriger  sein,  brauchen  nicht  höher  zu  sein,  als  das  äusserste 
Maass  der  Mannesgrösse.  Dies  aber  spielt  wahrlich  keine  kleine 
Rolle  bei  den  zahllosen  Tunnel-  und  Brückenbauten  des  englischen 
Eisenbahnnetzes. 

Trinken  wir  das  erste  Glas  englischen  Ale's  am  Schenk- 
tisch der  Station.  Eine  junge  Dame  im  Seidenkleid  mit  Spitzen, 
schwere  goldne  Armbänder  tragend,  und  mit  gebildetem  Gesicht, 
schenkt  uns  ein.  Es  sind  ihrer  in  jüngster  Zeit  sehr  viele  ge- 
worden; auf  Eisenbahnstationen,  wo  es  leichter  angeht,  haben 
sie  die  Schenkmädchen  gewöhnlichen  Schlages  fast  ganz  ver- 
drangt Aber  achten  wir  gleich  auf  die  Regel  in  den  Wirths- 
häusern  des  Landes;  hinter  dem  Schenktisch,  den  Wirth  selbst 
ausgenommen,  nur  weibliche,  vor  demselben  nur  männliche  Be- 
dienung wie  auch  in  Frankreich.  Hauptsächlich  in  Berlin  hat 
man  diese  richtige  Regel  noch  zu  beherzigen.  Aber,  freilich, 
da  fehlt  noch  der  Schenktisch  selbst. 
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Vor  vielen  Jahren  fand  ich  am  Pfosten  der  Thür,  dürch 
die  wir  jetzt  den  Perron  betreten,  mit  Bleistift  angeschrieben: 
Per  me  si  va  netta  cittä  dolente; 
per  ine  si  va  neV  etemo  dolore  — 
per  me  si  va  nella  pcrduta  gente. 
Es  hatte  den  furchtbaren  Vers  wohl  ein  zurückkehrender 
politischer  Flüchtling,  der  an  London  gescheitert  war,  sieber 
kein  Italiener,  wahrscheinlich  ein  Franzose,  vielleicht  auch  eis 
Deutscher,  dorthin  gekritzelt   Sehen  wir  uns  nun  den  angeblich 
so  düstern  Ort  an,  zu  dem  es  durch  diese  Thüre  geht. 

La  citta  dolente. 

Nachdem  der  Zug  die  Reihe  von  Tunnels,  welche  die  Bahn 
zuerst  längs  des  Kreidewalls  hinführen,  an  dessen  Abstun 
derselbe  bald  hoch  über  dem  schimmerndem  Meere  schwebt, 
passirt  hatte  und  auf  die  saftig  grüne,  wellige  Hochebene  ein- 
gebogen war,  jagte  er  mit  der  Geschwindigkeit  von  neun  Meilen 
in  der  Stunde  dahin.  Das  ist  anderthalbmal  so  schnell,  als 
unsre  Kourierzüge  auf  der  Ostbahn,  vier  Drittel  mal  so  schnell 
als  der  Kourierzug  von  Berlin  über  Minden  nach  Köln.  Ich 
bin  weit  davon  entfernt,  diese  Jagdzüge,  von  denen  wir  ja  nun 
auch  einen  von  Berlin  nach  Lehrte  und  weiter  nach  Düsseldorf 
bekommen  werden,  für  einen  wirtschaftlich  besonders  wichtigen 
Fortschritt  im  Eisenbahnwesen  zu  halten.  Sie  haben  ihre  be- 
schrankte Bedeutung  für  gewisse  Fahrten  nach  und  von  einer 
Hauptstadt  wie  hier,  und  für  Vergnügungszüge  die  an  demselben 
Tage  zurückkehren.  Hier  hört  der  Gewinn  bisher  aber  auch 
auf.  Weitmehr  ist  grade  umgekehrt  auf  dem  Gebiete  der  Lokal- 
züge zu  thun.  Da  kann  man  gar  nicht  genug  Stationen  und 
gar  nicht  genug  Züge  haben  und  mag  so  langsam  fahren  wie 
man  will.  Die  Direktionen  unserer  Berliner  Bahnen,  vor  Allen, 
verstehen  vom  Lokalverkehr  augenscheinlich  noch  gar  nichts. 
Sie  verlangen  den  Verkehr  schon  ehe  sie  fahren,  statt  ihn  und 
die  Orte  selber,  die  ihn  tragen,  eben  dadurch  zu  schaffen,  dass 
sie  fahren. 
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Hält  mau  aber  das  Bedürfniss  nach  ganz  schnellen  Zügen 
für  regelmässige  Zwecke  mit  dem  grösseren  eines  intensiven 
alles  durchdringenden  Lokal  Verkehrs  zusammen,  so  stellt  sich 
deutlich  heraus,  dass  nicht  zwei-geleisige  sondern  mindestens 
riret-gelei&ige  Bahnen,  wie  sie  in  England  denn  auch  schon  in 
grosser  Länge  vorhanden,  die  wahre  Aufgabe  sind,  genau  wie 
städtische  Strassenfahrdämme  mindestens  drei  Wagenbreiten 
haben  müssen. 

Dahin  geht  die  Jagd  zwischen  grünen  Hügelzügen,  aus 
denen  überall  stattliche  Landsitze,  geschwärzte  und  epheube- 
rankte  finstre  alte  und  schimmernde  neue  Dorfkirchthürmlein, 
die  letzteren  alle  in  eleganter  Gothik,  herüberblicken ;  die  Hopfen- 
gärten, mit  den  seltsamen  Trockenthürmen,  geben  das  der 
Grafschaft  Kent  eigenthümliche  Gepräge.  In  langen  geschlossenen 
Beinen  ziehen  die  modernen  Cottage's  der  Feidarbeiter  vorüber, 
üeberall  weidet  Vieh  —  Rinder  und  Schafe  —  ohne  Hirten 
auf  heckenumzäunten  Wiesen,  die  mit  einzeln  stehenden  Bäumen 
—  Eichen  und  Ulmen  —  bestreut  sind.  An  allen  Stationen 
wird  vorbeigejagt;  nun  ist  der  grosse  Tunnel,  drei  Meilen  von 
London,  passirt,  und  die  Landhäuser  der  Städter  beginnen  sich 
zu  drängen.  Dort  rechts  in  Chislehurst  brütet  der  französische 
Exkaiser  der  Himmel  weiss  was,  vielleicht  gar  nichts;  denkt 
vielleicht  lange  vergangner  Tage,  möchte  wieder  in  London 
bummeln,  wo  man  unter  Shakespeares  leibhaftigen  Lustspielen 
und  Dickens  leibhaftigen  Novellen  piquanter  bummelt,  als  in 
dem  stumpfsinnigen  und  langweiligen  Paris.  Er  darf  sich 
aber  auf  die  alte  Weise  nicht  mehr  hineinwagen ,  auch 
wenn  ihn  die  Frau  losliesse.  Ja,  ja,  das  kommt  vom 
Kaiser  spielen.  Nun  schimmert  links  aus  der  Ferne  schon  der 
Krystallpalast  von  Sydenham  herüber,  eine  fast  gespensterhafte 
Erscheinung.  Dann  wird  es  dunkler  und  dunkler  und  es  fallt 
wie  schwerer  Ernst,  wie  Gefühl  der  Nähe  unsichtbarer,  unwider- 
stehlicher Gewalt  auf  die  Menschenseele.  Der  Bauch  beginnt 
uns  einzuhüllen,  aber  wie  viel  lichter  ist  er  doch  geworden,  seit 
ich  ihn  kenne!  Man  hat  Kohle  sparen  und  Licht  gewinnen  ge- 
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lernt.  Noch  dazu  an  diesen  längsten  Tagen  des  Jahres,  bei 
heitrem  Himmel  nnd  glühender  Sonne,  war  die  Rauchhülle  zu 
einem  blossen  Schattenton  geworden,  der  Einheit  in  die  Land- 
schaft brachte.  Jetzt  geht  es  schon  ganz  zwischen  runden  rothen 
Schornsteinen  einher,  welche  aus  den  schwarzen  Hausermassen 
wie  seltsam  geformte  Pilze  emporstarren.  An  zahlreichen  inner- 
städtischen Stationen,  alle  mit  Riesonplakaten  bedeckt,  geht  es 
rastlos  vorüber,  selbst  an  der  alten  Hauptstation  an  der  London- 
Brücke  wird  kaum  zwei  Minuten  gehalten.  Vorwärts  geht  es, 
auf  der  Südseite  des  Flusses,  auf  das  gewaltige  Schattenbild 
der  Pauls- Kathedrale  los.  Die  Menschen  und  Wagenströme 
auf  der  Borough  Road  wälzen  sich  unter  unsern  Füssen  durch. 
Daun  geht  es  über  den  breiten  Strom  neben  der  gusseisernen 
South warkbrücke  in  eine  kolossale  Station  hinein,  kolossal  in 
allen  Dimensionen,  die  mir  ueue  Cannonstreetstation.  Dann 
wieder  nach  kurzem  Aufenthalt  zurück  über  den  Fluss  und 
weiter  westwärts,  wieder  über  die  Dächer  der  südlichen  Stadt- 
theile  hinweg.  Von  Blackfriars  aus  kommend  kreuzt  eine  andre 
neue  Eisenbahn.  Endlich  geht  es  an  Stelle  der  verschwundenen 
Hängebrücke  von  Hungerford  zum  zweitenmale  über  den  Strom, 
auf  gewaltigem  Brückenbau,  an  seiner  breitesten  Stelle,  und 
wieder  in  einen  kolossalen  Bahnhof,  den  Charingcross  Bahnhof, 
und  das  West-End  ist  erreicht. 

Ich  hatte  London,  wie  gesagt,  seit  zehn  Jahren  nicht  gesehen, 
nachdem  ich  fest  zehn  Jahre,  schöne  nnd  lehrreiche  Jahre,  haupt- 
sächlich inLondon  verlebt  hatte,  zehn  Jahre,  in  denen  die  gewaltige 
fremde  Stadt,  die  es  in  sich  hat,  mir  an's  Herz  gewachsen  war. 
Keine  einzige  unangenehme  persönliche  Erinnerung  hatte  ich  mit 
fortgenommen,  trotzdem  ich  mein  Brot  als  politischer  Mann  vom 
Volke  zu  erwerben  gehabt  hatte.  Als  ich  auf  den  Strand  hinauskam, 
heimelte  mich  noch  alles  an  und  winkte  mir  zu  mit  altbekannter 
ehrlicher  und  kluger,  tiefkluger,  Miene.  Der  alte  Gasthof  that 
es,  bescheiden  und  gehaltvoll,  von  allem  Schwindel  langgezerrter 
Rechnungen  frei,  mit  seinen  schweigsamen  Wirthsleuten  und 
schweigsamen  Gästen,  von  denen  keiner,  aus  zarter  Rücksichts- 
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nähme,  die  auf  dem  Festlande  oft  sehr  falsch  ausgelegt  wird, 
den  anderen  zuerst  sehen  will.  Es  war  noch  das  alte  London,  dem 
fast  alles  zu  danken,  was  auf  Erden  an  Freiheit  aus  den  Stürmen 
gerettet  ist,  welche  getoht  haben,  seit  die  Angeln,  Sachsen  und 
Friesen  ihre  damals  schrankenlos  freie  deutsche  Heimath  ver- 
liessen.  Aber  es  war  zugleich  wieder  einmal  —  das  zeigte  der 
erste  Blick  —  ein  mächtig,  in  Körper  und  Geist,  gewachsenes 
London,  welches  rüstig  bei  seiner  alten  Aufgabe  gewesen  war, 
nicht  blos  die  Freiheit  zu  hüten,  sondern  auch  unablässig  zu 
beweisen,  was  sie  werth  ist. 

Was  der  erste  Blick  zeigte,  hat  eine  Durchforschung  des 
städtischen  Riesenwuchses  während  einer  Dauer  von  vierzehn 
Tagen  nur  zu  bestätigen  und  durch  neue  Bilderfülle  zu  illus- 
triren  vermocht.  Vierzehn  Tage  sind  gar  kurze  Zeit  für  London, 
selbst  wenn  man  sein  Wer,  Wo  und  Wie  schon  so  gut  kennt 
wie  ich,  der  während  eines  Jahrzehnts,  durch  Stellung  und 
Neigung  begünstigt,  bis  in  jeden  verlornen  Winkel  des  unend- 
lich scheinenden  Strassennetzes  und  in  jede  noch  so  geheimnissvoll 
verwirrte  Verschlingung  des  Lebens,  welche  die  düstersten  wie 
die  lachendsten  Häuserfacaden  bergen,  eingedrungen  ist.  Vier- 
zehn Tage  der  Umschau  in  London,  früh  von  der  Milchmanns- 
stunde bis  spät  zur  Polizeistunde,  sind  nur  wie  ein  rascher 
Gang  der  Musterung  durch  die  Säle  der  grössten  Bildergallerie 
auf  Erden.  Ein  noch  ganz  Fremder  sieht  gar  nichts;  wenigstens 
was  er  sieht  versteht  er  nicht,  oder  er  versteht  es  falsch  und  so 
hilft  es  ihm  nichts.  .Er  bekommt  einen  Eindruck,  gewiss, 
aber  es  ist  entweder  der  Eindruck,  dass  er  grosse  ihm  räthsel- 
hafte  Dinge  gesehen  hat,  die  ihn  reizen,  mehr  davon  zu  wissen, 
oder  er  fühlt  sich  blos  eingeschüchtert  oder  abgestossen  — 
je  nachdem  eben  der  Mann.  Kenntnissreiche  Führung  hilft, 
aber  auch  die  kenntnissreichste  vermag  nur  zu  Anfängen  des 
Verständnisses  zu  verhelfen;  die  Hauptsache  für  dasselbe  hat 
jeder  selbst  zu  thun  und  braucht  Zeit  dazu.  Denn  die  Schwierig- 
keit besteht  nicht  blos  in  der  Fülle  der  Dinge,  die  zu  messen 
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sind,  sondern  auch  in  der  Unbrauchbarkeit,  ihnen  gegenüber, 
der  mitgebrachten  Maasse. 

Doch  zur  Musterung  der  rasch  in's  Auge  springenden  Fort- 
schritte in  der  Entwicklung  seit  zehn  Jahren.  Die  Entfernungen 
in  der  Stadt,  einst  eine  Schwierigkeit  für  das  Leben  in  derselben, 
wie  sie  es  in  allen  grossen  Städten  sind,  sind  kleiner  geworden, 
natürlich  nicht  räumlich,  sondern  zeitlich  und  mit  der  Be- 
quemlichkeit gemessen.  Räumlich  sind  sie  umgekehrt  viel 
grösser  geworden,  und  zwar  nicht  blos  grösser  im  Verhältnis9 
des  Wachsthums  der  Bevölkerung,  sondern  noch  weit  grösser; 
indem  sowohl  in  den  inneren  Stadtlagen,  durch  unablässiges 
noch  vor  sich  gehendes  Niederreissen  vieler  Tausende  von  Häusern 
für  neue  Strassen  und  Eisenbahnanlagen,  eine  Verdünnung  der 
Bevölkerung  stattgefunden  hat,  sondern  auch  die  äusseren  Stadtlagen 
sich  im  weiteren  Anbau  in  immer  weitmaschigere  Verädereng 
des  Strassennetzes ,  mit  immer  mehr  Grün  dazwischen,  fortge- 
setzt haben,  und  dabei  hauptsächlich  die  Nähe  der  Eisenbahn- 
höfe suchen  sich  mehr  doldenartig  als  rankenartig  entfaltet 
haben.  Die  Verkleinerung  der  Entfernungen  mit  der  Zeit  und 
Bequemlichkeit  gemessen  ist  das  nicht  hoch  genug  zu  würdigende 
Geschenk  des  seit  zehn  Jahren  entstandenen  innerstädtischen 
Eisenbahnnetzes,  über  und  unter  der  Erde. 

Vor  mir  liegt  eine  Karte,  wie  sie  in  des  Londoners  Tasche 
nicht  mehr  fehlen  darf,  ein  Stadtplan,  der  aber  das  gewöhnliche 
Strassennetz  gar  nicht  mehr  eingetragen  enthält  um  das  inner- 
städtische Eisenbahnnetz  desto  klarer  und  übersichtlicher  dar- 
stellen zu  können.  Das  Strassennetz  kam  fehlen,  weil  die  an- 
gegebene Lage  des  Stadtviertels,  dessen  Name  doch  demjenigen 
der  Strasse  auf  der  Adresse  hinzuzufügen  ist,  für  alle  praktischen 
Zwecke  ausreicht.  Den  Weg  vom  nächsten  Bahnhof  zur  einzelnen 
Strasse  weiss  der  Schutzmann,  bei  Tage  und  bei  Nacht.  Die  Karte 
führt  die  bezeichnende  Aufschrift :  Reisen  in  London  leicht  ge- 
macht —  und  ist  auf  jedem  Bahnhofe  zu  haben.  Sie  stellt 
ein  Rechteck  dar,  ungefähr  12  engl.  Miles  (21/,  deutsche  Meile) 
lang  und  9  engl.  Miles  (1V&  deutsche  Meile)  breit,  und  umfasst 
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das  verstreute  London  immer  noch  nicht  ganz.  Diese  Karte 
weist  nicht  weniger  als  177  Eisenbahnstationen  auf,  deren  Namen 
ich  mir  die  Mühe  gegeben  habe,  abzuschreiben,  und  hier  bei- 
füge ,  weil  aus  den  Namen  selbst,  Namen  von  Stadttheilen, 
Strassen,  Wirthshäusern,  Parks,  oft  blos  berühmten  Bäumen,  ein 
Bild  zu  gewinnen  ist,  von  dem,  was  man  vor  sich  hat.*)  Es 
kommen  also  vierzig  auf  eine  deutsche  Quadratmeile  und  wären 
sie  gleichförmig  über  den  Raum  vertheilt,  so  würde  eine  von 
der  andern  3600  Fuss,  anderthalb  zehntel  deutsche  Meile  ent- 
fernt sein  und  kein  Platz  läge  weiter  entfernt  von  einem  Bahn- 


*)  Bier  sind  sie: 

Welsb  Harp. 
Crickle-Wood. 
Ken<all-greon. 
Edgeware-road-Nortb 


do. 
Kilbarn. 
Swiss-Cottage. 
Hampstead-Heatb. 


Oo*pel-Oak- 
Hatsrstock-Hill. 
lentish-Town. 
do. 

Camden  Koad. 
do. 

Cbalkfarm. 
Kutto*. 


Kings  Crost. 
do. 


Portland-road. 
Qowerstreet. 
Caledonian  Road. 
Finsbnry  Park. 
Holloway. 
Islington. 
Xewiagton. 
Dalston. 
üaggerstone. 
Skortditck. 
B, 


'nhovsoatt. 
«4Sdge. 


Yictoria-Park. 
Oldford. 

do. 
Mile-End. 
Low  I.c yt  i). 


Bow. 
Bromley. 
Hanwell. 
Kating. 
Brentford. 
do. 

Spring-Grove. 
Richinond. 
Twickenbam. 
Toddington. 
Hampton-Park. 
Kingston. 
Acton. 
do. 

T  wicken  bam-  G  reen. 
Brentford. 
Kew-Bridge. 
Kew-gardens. 
MorUake. 
Notting-Hill. 
do. 

Latimer  Road. 
Uxbridge  Road. 
Sbepherds  Bush. 


Lower  Herton. 
Morton  Abbey. 
Heydonlane. 
Ckaring  Cross. 
do 

Westminster  Bridge. 
St.  Jan 

Pidono. 
do. 


do. 

Hammersraith  West. 

Barnes. 

Pntney. 

Westbonrne  Park. 
Paddington. 
do. 

Bisbops-road. 
Edgeware-road-Sonth 
Bayswater. 
Kensington-Highstr. 
KenHington.  Addison- 
Road. 


Wand«worth. 

Wimbledon. 

Tooting. 


York-Road. 

do. 

Wandsworth-Road. 
Clapbam. 

WandswortbCommon. 

Balbam. 

Streatbam. 

Streatham-Hill. 

Streatbam  Common. 

Parringdonstr. 

Alder<gatestr. 

Jioorgau. 

Broadstrett. 

Fmekurickttr. 

Cannonttr. 

Lndgatehill. 

Templo. 

Blackfriars. 

Blackfriarsbr. 

Waterloo. 

Waterloo-Road. 

Boro-Road. 

Elepbant  and  Castle. 

Vanxhall 

Walworth-Road. 

CambeTwell-N-Road. 

Longhborough-Road. 

Denmark-Hill. 

Briiton. 

Cbaropion  Hill. 

Home  Hill. 

Nortb-Dulwich. 

Dnlwieh. 


Tnlse-HiU. 
Lower  Norwood. 
Sydenbam-Hill. 
Gipsey-Hill. 
Crystal-Palwe.  Higb 
lerel. 

Crystal-Palace.  Low 

lerel. 
Upper  Norwood. 
Shadwell. 
Stepney. 
Wapping 

Tunnel). 
Rotberbitbe. 
Deptford-Road. 
Deptford. 
Spa-Road. 
Sontb-Bermondtey. 
New-Cross. 

do. 

N  w-Cross-Eaet. 
Old-Kent  Road. 
Qneens  Road. 
Peckbam  Rye. 
Honor  Oak. 
Lordibip  lane. 
Forost-Hill. 
Sydonbam. 
Penge. 
Beckenbam. 
New-Beckenham. 
Lower  Sydenbaro. 
Catford  Bridge. 
Limebouse. 
Wost  India-Dock. 
Poplar. 
do. 


Barking  Road. 

QrttHtcifh. 

Lewisbam. 

Blackbeatb. 

Ladywell. 

Lee. 

Bromley  Hill. 


Sie  Curslvscbrift  bebt  die  Haupt-  und  Kopf  Stationen  bervor.  Jedes  do.  bedeutet  eine 
Station  einer  anderen  Eisenbabn  an  demselben  Orte. 
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hofe,  als  2400  Fuss.  Sie  sind  aber  keineswegs  nngleichmassig 
vertheilt,  drängen  sich  nur  dichter  in  den  inneren  Stadtlagen 
und  treten  nach  aussen  auseinander,  genau  so,  wie  die  Be- 
völkerung selbst.  Wo  sie  weiter  auseinandertreten,  da  thun  es 
auch  die  an  sie  sich  anschliessenden  Wohnungen  der  Menschen, 
deren  Anbau  immermehr  an  die  Bahnhöfe  sich  anschliesst,  nnd 
das  von  denselben  entferntere  Feld  frei  lässt.  Man  ist  ihnen 
daher  in  der  That  überall  mindestens  ungefähr  so  nah,  wie 
oben  angegeben.  Die  ungeheure  Masse  der  Wohnungen  aber 
hat  einen  Bahnhof  in  viel  grösserer  Nähe,  so  nah,  dass  sich 
schon  jetzt  sagen  lässt,  die  vier  Quadratmeilen,  welche  die 
Stadt  bedeckt,  seien  etwa  im  halbstündigen  Bereich  ihrer  Be- 
wohner, bei  geringer  Ausgabe. 

Die  Bahnhöfe,  die  unterirdischen  wie  die  überirdischen, 
sind  mit  vortrefflichen  Restaurants  versehen,  welche  sämmtlich 
von  denselben  Unternehmern,  Spisrs  und  Pond,  betrieben  werden, 
welche  mit  diesem  Engros-Restaurant,  der  natürlich  guten  Ein- 
kauf und  Ausgleich  der  Lokalvorräthe  nach  dem  Bedürfniss  er- 
möglicht, auch  schon  weit  über  London  hinausgegriffen  haben. 
Die  Verkaufsgeschäfte  aller  Art  drängen  sich  in  ihre  unmittel- 
bare Nähe,  und  so  dass  ihre  Schilder  vom  Bahnhof  aus  sicht- 
bar sind.  Aber  die  Bahnhöfe  sind  auch  ausserdem  für  Geschäfte, 
die  nicht  lokaler  Natur  sind,  zu  höchst  kräftigen  Anzeigestätten 
geworden  und  die  überall  mit  Ziegelwänden  ausgemauerten  Durch- 
schnitte dazu,  in  sehr  praktischer  und  sauberer  Ausführung  der 
grossen  grell  lakirten  Schilder,  die  sich  auf  jeder  neuen  Strecke 
wiederholen,  so  dass  der  vorüberfliegende  Reisende  den  Anfang 
der  Anzeige  auf  einer  Strecke,  das  Ende  auf  einer  andren 
Strecke  liest.  Die  stets  ungeschmückten  auf  ihr  geometrisches 
Element  zurückgeführten  Buchstaben  sind,  als  praktisch  be- 
währt, besonders  zu  beachten. 

Für  die  Benutzung  der  innerstädtischen  Eisenbahnen  hat 
der  Reisende  keine  Zeitberechnung,  kein  Innehalten  bestimmter 
Zeiten  mehr  nöthig.  Auf  der  Karte  selbst  findet  er  bemerkt, 
ob  die  Züge  5,  10  oder  15  Minuten  fahren,  und  ob  Wagen- 
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wechsel  nöthig  ist,  oder  die  Treppe  vom  unterirdischen  zum 
überirdischen  Weg,  der  als  high  level  sich  dem  low  level  gegen- 
über in  der  Eonkurrenz  nicht  wenig  brüstet,  zu  ersteigen  ist. 

Das  binnenstädtische  Eisenbahnsystem  spielt  übrigens  nicht 
blos  für  die  Herrschaft  der  Person  über  den  Raum,  für  die 
Konzentrirung  der  Bevölkerung  in  Bewegung  bei  gleichzeitig 
vor  sich  gehender  Ausbreitung  der  Bevölkerung  in  ihrer  An- 
siedelung, eine  entscheidende  Rolle,  deren  Einfluss  auf  Leben 
und  Wirthschafb  noch  gar  nicht  abzusehen  ist,  sondern  auch  für 
die  Zirkulation  des  Stoffes  im  Kulturkörper.  Das  Geschäft  mit 
solchem  Stoff,  der  ununterbrochen  zirkuliren  muss,  wie  der 
meiste  Nahrungsstoff,  ist,  mit  einem  innerstädtischen  Eisen- 
bahnnetz in  der  grössten  und  reichsten,  in  der  experimentalen 
nnd  wegweisenden  Stadt  der  Erde,  bei  der  Möglichkeit  ganz 
neuer  Betriebs-Formen  angelangt.  Die  täglich  zweimalige  Ver- 
sorgung der  Stadt  mit  Milch  —  die  Engländer  trinken  unge- 
kochte Milch  zum  Thee  —  auf  diesem  Wege  macht  sich  be- 
merklich genug.  Da  der  Personenverkehr  die  Bahnen  und  Ma- 
schinen des  Nachts  frei  lässt,  ist  einem  innerstädtischen 
Eisenbahnnetz  kaum  zu  viel  zu  zu  muthen,  und  wieviel  Pferde- 
kraft und  Menschenarbeit  bei  der  Fortbewegung  des  Heizstoffs 
nnd  des  Baustoffs  im  Innern  der  Städte  zu  sparen  ist,  zeigt 
der  Verkehr  auf  unseren  Fahrdämmen.  Für  Grossstädte  aber, 
welche  sich,  wie  Berlin,  ihre  letzte  Entscheidung  in  der  Frage 
der  Wegschaffung  des  Exkrements  noch  vorbehalten  haben,  er- 
öffnet sich  die  Perspektive  auf  eine  Lösung  der  Aufgabe  auf 
dem  Wege  der  Abfuhr,  die  den  Dünger  für  die  Nachbarschaft 
vielleicht  ohne  Zuschuss  rettet,  also  auch  eine  volkswirtschaftlich 
begründete  Lösung.  Dass  es  mit  den  Berieselungen  nichts  ist, 
kann  doch  jetzt  nur  noch  der  Eigensinn  verkennen.  Es  sind 
ja  sammt  und  sonders  ganz  lächerlich  verlaufne  Spielereien  ge- 
wesen. Der  Verkaufswerth  des  —  trocknen  —  Stadtdüngers 
bei  Berlin  beträgt  jetzt  jährlich  auf  den  Kopf  mehr  als  zwei 
Thaler,  also  zwei  Millionen  Thaler  für  die  ganze  Stadt.  Können 
ihn  Eisenbahnen  dafür  aufs  Land  schaffen,  wenn  zugleich  dafür 
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gesorgt  wird,  dass  er  möglich  mühelos  auf  die  Bahnen  kömmt? 
Hier  ist  eine  Frage,  die  vor  der  Entscheidung  in  der  Sache 
Beantwortung  verlangt. 

Für  den  Verkehr  auf  den  Fahrdämmen  der  Strassen  hat 
man  es  mit  dem  Asphalt  versucht,  neben  Pferde-Eisenhahnen, 
welche  letzteren  indess  für  den  grösseren  —  unehenen  —  Theil 
Londons  unanwendbar  und  bis  jetzt  nur  in  geringer  Ausdehnung 
vorhanden  sind.  Die  Reibung  auf  dem  Asphalt  soll  kaum 
grösser  sein,  als  auf  der  Schiene;  der  Wegfall  des  Lärmens  — 
Cheapside  gleicht  jetzt  darin  beinah  einem  Kanäle  der  Dogen- 
stadt oder  Petersburg  im  Schnee,  man  hört  nur  das  Klappen 
der  Hufe  —  ist  an  sich  schon  ein  Gewinn;  die  Asphalt -Bahn 
kann  durch  Pflaster  unterbrochen  werden,  wo  die  Steigung  des 
Bodens  grössere  Reibung  noth wendig  macht;  sie  kommt  endlich 
allem  Fuhrwerk  zu  gut,  nicht  blos  besonders  dafür  gebautem, 
wie  der  Schienenweg.  Die  Asphaltbahn  ist  also  etwas  viel 
brauchbareres,  als  der  Schienenweg  für  den  Verkehr  mit  Pferden. 
Die  Frage  ist  nur,  wie  es  um  die  Haltbarkeit  und  die  Kosten 
der  Ausbesserung  bestellt  ist.  Natürlich  bedingt  dies  die  Leb- 
haftigkeit des  Verkehrs  und  noch  mehr  die  Bauart  der  Räder 
und  das  Gewicht  und  die  Belastung  des  Fuhrwerks.  Es  hat 
von  neuem  in  mir  den  Gedanken  an  eine  Besteuerung  von  Pferd 
und  Wagen,  mit  Berücksichtigung  der  Radform,  wie  bei  unserm 
Wege-Zoll,  wach  gerufen,  von  welcher  in  dem  Aufsatz;  vom 
Wegezoll  und  seinem  Ersätze  —  Band  XXV  der  Vierteljahr- 
schrift —  die  Rede  ist,  Wenn  eine  solche  Gemeindesteuer  nach 
der  Regel :  Leistung  für  Gegenleistung  auferlegt  wird,  d.  h.  eben 
nur  für  Deckung  der  Unterhaltungskosten  des  Fahrdamms,  so  wird 
sie  in  den  Grossstädten  die  Asphaltbahn  wahrscheinlich  durch- 
gängig ermöglichen,  und  gern  bezahlt  werden.  In  London  ist 
die  Länge  der  Asphaltbahnen,  die  hauptsächlich  für  die  grossen 
Verkehrsadern  zur  Anwendung  gekommen  sind,  schon  recht  be- 
trächtlich. Die  Londoner  Cabs  mit  nur  zwei  Rädern  grossen 
Durchmessers,  deren  Zahl  auch  im  Verhaltniss  zu  dem  vier- 
rädrigen Platzwagen  namhaft  zugenommen,  sind  für  die  Asphalt- 
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bahn  und  diese  für  sie  wie  gemacht.  Unter  allem  Fuhrwerk 
muthen  sie  der  Bahn  am  wenigsten  zu,  wegen  der  grossen  Räder, 
und  die  Bahn  gewährt,  worauf  es  bei  ihnen  ankommt,  die  Mög- 
lichkeit grösster  Schnelligkeit  und  glatte,  geräuschlose  Fahrt. 
Da  in  London  die  Fahrt  nach  der  Weglänge  bezahlt  wird  — 
die  allein  richtige  Einrichtung,  welche  den  Kutscher  antreibt, 
schnell  zu  fahren,  um  aus  dem  Tage  so  viel  als  möglich  zn 
machen  —  fliegen  die  Cabs  auf  den  Asphaltbahnen,  wo  das 
Pferd  nicht  angestrengt  wird,  mit  einer  Schnelligkeit  dahin,  die 
nichts  zu  wünschen  übrig  lässt,  und  die  glatte,  lautlose  Fahrt 
erzeugt  jenes  wollüstige  Gefühl  anstrengungs-  und  fesselloser 
Bewegung,  welches  bisher  nur  der  Schlittschuhläufer  gekannt 
hat.  Man  reitet,  ohne  auf  dem  Sattel  empor  geworfen  zu  werden, 
ohne  dass  man  Schluss  braucht. 

Der  Verkehr  der  Omnibus  -  Dampfer  auf  der  Themse  hat 
ersichtlich  unter  der  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  abgenommen. 
Nur  die  grosse  Billigkeit  hält  die  ärmeren  Volksschichten  noch 
an  das  Dampfschiff  gefesselt.  Eine  Abnahme  des  Stiassen-Om- 
nibus-Verkehrs  ist  mir  wenigstens  nicht  aufgefallen. 

Der  städtische  Ausbau  und  Anbau  zeigt  neue  Züge  vor- 
züglich an  zwei  Stellen.  Die  City,  einst  so  bescheiden,  hat  sich 
mehr  und  mehr  gefüllt  mit  dem  was  Prachtbauten  sein  sollen,  in 
der  Grossartigkeit  der  Anlage  und  der  schwer-massiven  Ausführung, 
häufig  in  Sandstein  und  selbst  in  Granit,  es  auch  sind,  im 
Kunstgeschmack  aber  freilich  noch  immer  nicht,  oder  doch  nur 
sehr  theilweise.  In  England  nimmt  man  ja  guten  Rath  des  Fremden 
nicht  übel,  auch  wenn  er  absprechende  Urtheile  in  sich  schliesst. 
Ist  es  erlaubt,  dem  englischen  Volk  den  Rath  zu  geben,  sich 
doch  gefalligst  nicht  auf  Renaissance  irgend  eines  nationalen 
oder  zeitlichen  Gepräge's  und  die  späteren  Style,  die  aus  ihr 
hervorgingen,  auch  nicht  auf  modernes  griechisch  oder  der- 
gleichen in  Deutschland  aufgetauchte  Style  einzulassen?  Das 
Verstandniss  dafür,  einst  nicht  gering,  wie  die  Martinskirche, 
Coventgardenmarkt,  Sommersethaus,  Whitehall,  selbst  die  Pauls- 
kirche beweisen,  scheint  nun  einmal  beim  ganzen  Volke  hoff- 
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nungslos  verschwunden  zu  sein.    Auch  der  architektonisch  un- 
geschulteste festländische  Blick  entdeckt  die  stets  falsche  Kom- 
bination der  Elemente  alsbald  und  wird  gerade  durch  die  statt- 
lichsten Anstrengungen  erst  recht  zum  Lachen  gereizt.  Die 
architektonischen  Ungeheuer  dieses  Schlages,  die  einem  an  vielen 
Stellen  begegnen,  zeigen  übrigens  eine  bemerkenswerte,  erst 
neuerdings  zum  Durchbruch  gekommene,  Neigung  zum  phan- 
tastischen und  auasergewöhnlichen ,  und  eben  in  dieser  wird 
wohl  sowohl  die  Ursache  des  verlornen  Verständnisses  für  die 
Style  itaiiänischer  und  französischer  Herkunft,  wie  die  kommende 
Wiederherstellung  nationaler  Originalität  stecken.  Beschranke 
man  sich  doch  aber  lieber  gleich  auf  das  was  man  so  vortrefflich 
versteht,  romanisch  nebst  seinen  beiden  Töchtern,  gothisch  und 
maurisch,  und  die  heimathliche  Enkelform,  den  Tudorstyl.  Hier 
ist,  wie  es  Herr  Rttskin  so  beredt  verfochten  hat,  und  wie  die 
Leistungen  vorzüglich  der  englischen  Gothiker  beweisen,  das 
Heil ;  hier  ist  der  gerade  Weg  zur  nationalen  Originalität  Von 
Sc  tt  und  Pttgin  lernen  selbst  wir,  im  Punkte  der  Baukunst 
etwas  stolzen,  Deutschen  gern.  Noch  steht,  in  moderner  Gothik, 
die  kleine  Kirche  von  Camberwell  auch  in  vielen  deutseben 
Augen  unübertroffen  in  ihrer  konstruktiven  und  harmonischen 
Grazie  da.  Man  sieht  ja  auch,  dass  Scott  eine  unserer  stolzeren 
Kirchenbauten,  die  Hamburger  Nicolaikirche,  zu  fähren  hat 
Man  kann  diese  internationale  Höflichkeit  zu  eignem  Vortheil 
zurückzahlen,  wenn  man  sich  tüchtig  in  Hannover  und  Bremen 
umsieht,  um  zu  sehen,  wie  die  festländischen  Stammväter  mit 
Bewusstsein  in  die  Hand  genommen  haben,  was  sich  in  Eng- 
land th  eil  weise  wenigstens  nur  noch  unbewusst  zu  regen  scheint 
In  der  City  wird  man  wirklich  zuweilen  an  das  neue  Hannover 
erinnert,  aber  nur  zu  oft  mit  dem  Bedauern,  dass  hannoverscher 
Rath  nicht  dabei  gewesen  ist.    Im  Fatherland,  wie  noch  immer, 
bis  vor  Kurzem  mit  spöttischem  Achselzucken,  Deutschland  im 
englischen  Volksmunde  heisst,  neben  der  insularen  mother- 
countryy  ist  doch  auch  noch  manches  zu  lernen. 

Der  zweite  neue  Zug  findet  sich  im  Anbau  des  Vorstadt- 
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kranzes,  und  ist  schon  erwähnt  worden.  Es  ist  die  mehr  dolden- 
als  rankenartige  Gruppirung,  Frucht  der  Eisenbahnen.  Dabei 
hat  ein  ungeheurer  Zuwachs  der  kleineren  Häuser  in  geschlossenen 
Reihen  stattgefunden,  ausser  Verhältnis  sowohl  zu  dem  der 
anspruchsvolleren  Landhäuser,  wie  zu  dem  der  ganz  kleinen 
Cottage's.  Man  sieht,  mit  Augen  und  körperlich  vor  sich,  wie 
die  untere,  breiteste  Schicht  der  Mittelklasse  alles  andre  über- 
wuchert. Was  schon  längst  vor  sich  ging,  ist  sichtbar  in  geo- 
metrischer Proportion  vor  sich  gegangen;  in  der  Lebensform 
rocken  gewaltige  Theile  der  arbeitenden  Klassen  in  die  Mittel- 
klasse hinauf  und  stellen  sich  mit  ihr  gleich.  Daran  aber  ist 
weit  weniger  die  allgemeine  Lohnerhöhung,  welche  seit  zwanzig 
Jahren,  seit  ich  das  Land  kenne,  sich  durchschnittlich  auf 
25  Prozent  belaufen  dürfte,  als  vernünftigere  Vertheilung  der 
Ausgaben  schuld  —  mehr  für  Wohnung  und  Kleidung,  weniger 
für  Getränk;  auch,  was  die  Wohnungs Verbesserung  in  sich 
schliefst ,  mehr  Sorgfalt  beim  Einkauf  und  weniger  Zeit  und 
Geldverlust  durch  Krankheit.  Die  arbeitenden  Klassen  in  Eng- 
land sind  jetzt  zu  nicht  geringem  Theile,  freilich  ohne  es  zu 
ahnen,  oder  ohne  es  sich  einzugestehen,  auf  den  richtigen  Weg 
zur  Lösung  der  >  sozialen  Frage,  c  welche  die  Wissenschaft  schon 
gelöst  hat,  gerathen;  sie  lernen  das,  was  gerade  sie  am  wenigsten 
verstanden  —  sie  lernen  konsumiren.  Wer  blos  zu  produziren 
aber  nicht  zu  konsumiren  gelernt  hat,  wobei  genau  eben  so  viel 
zu  lernen  ist,  der  ist,  gleich  dem,  der  blos  zu  konsumiren  aber 
nicht  zu  produziren  gelernt  hat,  in  Gefahr,  der  Sklaverei  zu 
verfallen  und  würde,  statt  der  Sklaverei  im  Gesellschaftsdienst 
zu  verfallen,  der  Sklaverei  im  Dienste  des  Einzelnen  verfallen, 
wenn  diese,  über  die  der  Gesetzgeber  unter  den  beiden  allein 
Macht  hat,  nicht  aufgehoben  wäre.  Es  ist  aber  schon  ganz 
richtig  und  deswegen  recht,  dass  der  eine,  wie  der  andre  in 
solcher  Gefahr  schwebt.  Fort  mit  der  falschen  Humanität,  die 
jedem  zweibeinigen  Geschöpfe  angeborne  Freiheitsrechte,  nicht 
blos  dem  Einzelnen,  wo  es  schon  in  der  Ordnung  ist,  sondern 
auch  der  wirthschaftenden  Gesellschaft  gegenüber  beilegt.  In 
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dieser  Gesellschaft  ist  nur  der  wirtschaftliche  Mensch,  der  so 
produzirt  und  so  konsumirt,  wie  für  die  Allgemeinheit  nöthig, 
mündig ;  die  Unmündigkeit  dessen,  der  als  Produzent  oder  Kon- 
sument seine  Unmündigkeit  beweist,  braucht  gar  nicht  besonders 
ausgesprochen  zu  werden ;  im  Interessenkampfe,  in  welchem  sich 
jeder  seiner  Haut  nur  nach  seinen  Kräften  wehren  kann,  wird 
ihre  Konsequenz  schon  gezogen,  indem  er  unter  die  Fuchtel 
der  Noth  geräth,  und  nun  produziren  und  konsumiren  muss, 
wie  nicht  er  selbst,  sondern  wie  die  Gesellschaft  will,  nämlich 
so,  dass  mindestens  das  eine  mit  dem  andern  stimmt. 

Den  Fortschritt  der  Kunst  richtig  zu  konsumiren  bei  den 
arbeitenden  Klassen,  welche  den  ganz  sichern  Weg  zu  ihrer 
Gleichstellung  in  sozialer  Unabhängigkeit  mit  den  andern  Klassen, 
in  Befreiung  von  der  täglich  geschwungenen  Fuchtel  der  Noth, 
bildet,  ist  übrigens  nur  zum  Tkeile  Frucht  der  genossenschaft- 
lichen Anstrengungen  in  dieser  Richtung,  der  Mässigkeitsver- 
eine,  der  Baugesellschaften,  der  Konsumvereine.  Als  Einselm 
haben  die  meisten  ihre  Wege  gebessert,  fast  ohne  Bewasstsein, 
während  sie  genossenschaftlich  ganz  andre  Dinge  anstrebten. 
Gerade  wie  bei  uns  hat  die  arbeitende  Klasse  auch  in  England, 
in  ihrer  Mehrzahl,  die  genossenschaftlichen  Unternehmungen  auf 
dem  Gebiete  der  Konsumtion  stets  nur  als  sehr  unbedeutende 
Palliative  angesehen,  welche  keinen  Augenblick  von  dem  eigent- 
lichen sozialen  > Kampf«  abhalten  dürften,  der  in  der  Werkstatt 
und  im  Staate  zu  führen  sei. 

Es  ist  kaum  zu  verkennen,  dass  es  vielen  Familien  der  ar- 
beitenden Klasse  gegangen  ist,  wie  den  Söhnen  des  Bauers  der 
den  versteckten  Schatz  hinterliess.  Die  Gleichstellung  mit  der 
Mittelklasse,  die  sie  im  Kampfe  suchen,  haben  sie  schon  ge- 
funden, indem  ihr  gehobnes  Bewusstsein  sie  achtsamer  auf 
ihren  wahren  Feind,  nämlich  sich  selber,  werden  Hess. 

Das  West -Ende,  diese  Residenz  fast  der  ganzen  mass- 
gebenden Gesellschaftsschicht  im  Lande  während  der  ersten 
Hälfte  des  Jahres,  hat  sich  in  erstaunlicher  Ausdehnung  sowohl 
weiter  westwärts  als  auch  südwärts  vorwärts  geschoben.  Haupt- 
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sächlich  auf  der  Südseite  des  Haydeparks  hat  eine  wahre  Verschie- 
bung stattgefunden.  Belgravia  ist  nicht  mehr  der  gesuchteste 
Theil  des  neuen  Westendes,  derselbe  ist  jetzt  in  der  Gegend  des 
Hortikulturgartens  und  der  neuen  perenirenden  Ausstellung,  zu 
welcher  das  Gebäude  der  letzten  Weltausstellung  benutzt  worden 
ist,  zu  suchen.  Das  Kolosseum  für  Musikaufführungen,  die  Albert- 
balle,  sichert  dieser  Nachbarschaft  den  Vorrang  wahrscheinlich 
auf  lange.  Auch  im  Norden  des  Haydeparks  haben  sich  die 
Stadttbeile,  welche  den  eigentümlichen  Westendtypus  tragen, 
auf  Kosten  der  Villavorstädte  die  sich  daran  schlössen  ver- 
grössert.  Gerade  in  diesen  beiden  Richtungen  spielen  die  unter- 
irdischen Eisenbahnen,  die  einzigen  die  dort  möglich  waren,  die 
Hauptrolle. 

Die  obere  Themse  hat  jetzt  Quai's  erhalten,  welche  auf  der 
Nordseite  aus  vom  Parlamentspalast  unterbrochen,  von  Chelsea 
bis  Bleckfriars,  also  bis  tief  in  die  City  hinein,  eine  neue  Ver-  . 
bindung  den  Fluss  entlang  bilden,  die  aber  verhältnissmässig 
noch  sehr  wenig  benutzt  wird,  sowohl  von  Fuhrwerk,  wie  von 
Fussgflngern,  obgleich  für  die  Letzteren  durch  gar  nicht  unbe- 
deutende Park-Anlagen,  welche  die  Quais  begleiten,  besonders 
gesorgt  ist.  Aber  die  Grossartigkeit  des  Stadtbildes,  welches 
der  Themse  Spiegel  mit  diesen  Quais  mit  der  neuen  Hunger- 
fordbrücke und  der  umgebauten  Westminsterbrücke,  mit  dem 
Parlamentspalast  und  dem  grossen  Hospitale  gewährt,  das 
demselben  jetzt  gegenüberliegt  und  welches  ausdrücklich  des- 
wegen in  ornamentaler  Architektur,  unterstützt  durch  Gliederung 
in  einzelne  Gebäude  hergestellt  worden  ist,  sucht  in  der  Welt 
seines  Gleichen.  Man  bekommt  ein  Vorgefühl,  dass  London 
einst  und  zwar  in  gar  nicht  langer  Frist,  nicht  bloss  die  grösste, 
sondern  auch  die  schönste  der  Städte  sein  wird. 

« 

Unter  dem  ersten  Meridian. 

Gerade  an  diese  Stelle  war  die  Einladung  an  uns  ergangen  für 
Sonnabend,  den  24.  Juni,  um  4  Uhr  Nachm.,  auf  ein  Dampfschiff, 
welches  am  Fusse  der  Parlamentsmitgliedertreppe  zur  Themse, 
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neben  der  Westminsterbrücke,  halten  werde.  Ich  war  pünktlich  zur 
Stelle,  was  sonst  nicht  gerade  meine  Tugend  ist,  weil  es  auf 
allen  Wegen  und  Stegen  für  mich  zu  viel  zu  sehen  giebt,  und 
sah  den  kleinen  Dampfer  rasch  sich  füllen.  Die  Herren  Schul** 
Delitzsch  und  Prince- Smith  hatten  ernste  Abhaltung  gehabt, 
und  sich  entschuldigt.  Die  Herren  Georg  Butisen  und  Otto 
Michaelis  erschienen  bald.  Nur  Herr  Karl  Braun  fehlte  ohne 
Entschuldigung,  und  man  wartete  auf  ihn,  noch  immer  hoffend, 
dass  er  eintreffen  würde.  Es  hat  sich  hernach  herausgestellt, 
dass  sein  Absagebrief  in  Berlin  fehlgegangen  war. 

Der  Dampfer  trug  gar  einflussreiche  Gesellschaft.  Welche 
Wendung  hätte  es  in  die  Geschichte,  vor  allem  in  die  Kultur- 
geschichte, gebracht,  wenn  er  mit  dieser  ganzen  Gesellschaft, 
wegen  einer  schwachen  Stelle  im  Dampfkessel,  in  die  Luft  ge- 
flogen wäre?  Man  kann  solchen  Gedanken  nachgehen,  nicht 
zur  Spielerei,  sondern  um  dem  labyrinthischen  Gange  der  Ge- 
schichte seine  Geheimnisse  abzulauschen.  Die  Personen  sind 
für  etwas  in  der  Geschichte,  wenn  es  auch  nicht  so  viel  ist,  wie 
Herr  Carlyle  draus  macht,  dem  die  Schrullen  unserer  berliner 
Konservativen  in  den  Kopf  gefahren  sind.  Und  die  Reihefolge, 
in  welcher  die  zeitgenössischen  Personen  weg  sterben,  ist  des- 
wegen auch  für  etwas.  Es  kommt  viel  darauf  an,  wer  wen 
überlebt,  und  dann  auch  an  sich,  ob  dieser  nicht  zu  früh  von 
der  Bühne  verschwindet,  ja  selbst  ob  jener  nicht  zu  lange  da- 
rauf bleibt.  Es  braucht  nicht  immer  ein  erbliches  Staatsober- 
haupt zu  sein,  welches,  wie  dies  häufig  vorgekommen,  durch 
seine  Zählebigkeit  den  Staat  schädigt,  welches  den  Kulturfort- 
schritt zurückhält,  indem  es  mit  dem  niederen  Kulturgrad  seiner 
Jugendanschauungen  eine  Zeit  belästigt,  die  dergleichen  nicht 
mehr  brauchen  kann.  Auch  ein  Staatsmann,  der  seinen  Ein- 
fluss  ganz  und  gar  sich  selbst  verdankt,  und  gute  Rechtstitel 
dafür  in  der  Vergangenheit  aufzuweisen  hat,  kann  zu  lange  leben, 
und  zuletzt  in  seiner,  aus  dem  Klange  seines  Namens  ge- 
schöpften Unvermeidlichkeit  und  naiv -eitlen  Aufdringlichkeit 
zu  einer  gränzenlosen  Unbequemlichkeit  und  brennenden  Gefahr 
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werden.  Ebenso  kann  nicht  blos  ein  Fürst,  sondern  auch  ein 
Staatsmann  eigner  Mache  zu  früh  sterben.  Ist  es  nöthig  zu 
sagen,  dass  Prinz  Albert's  früher  Tod  das  eine  nahliegendl 
Beispiel,  und  derjenige  Bichard  CobderiB  das  andre  bildet? 

Der  Zufall,  so  weit  die  Lebensdauer  Zufall  ist,  spricht  eben 
mit  in  der  Geschichte.  Der  stumpfe  Verstand  und  das  rohe 
Gemüth,  zu  allen  Zeiten  dies  sehend,  haben  darum  wieder  und 
immer  wieder  sich  hinreissen  lassen,  nach  billigen  aber  auch 
blos  eingebildeten  Lorbeern  zu  streben,  durch  das,  was  Biccaut 
de  la  Marlinierc  >corriger  la  fortune*  genannt  wissen  wollte, 
was  die  »plumpe  deutsche  Sprache <  in  diesem  Falle  aber  nicht 
Betrug  sondern  Meuchelmord  nennt.  Der  Verstandesfehler  beim 
politischen  Meuchelmord  ist  aber  fast  .eben  so  gross,  wie  die 
sittliche  Verirrung.  Vorher  kann  kein  Mensch  wissen,  ob  er 
in  dem,  was  ihm  befremdend  und  bedrückend  entgegentritt, 
Macht  der  Person  oder  Macht  der  Dinge  vor  sich  hat.  Darüber 
kamt  nur  die  Folge  entscheiden.  Und  die  Folge  hat  bisher  noch 
immer  den  gelungenen  politischen  Meuchelmord  dadurch  ver- 
urtheilt,  dass  die  Macht  der  Dinge  durch  ihn  vermehrt  worden 
ist,  welche,  falschlich  für  Macht  der  Person  gehalten,  zugleich 
mit  dieser  zerstört  werden  sollte.  Ich  weiss  wohl,  dass  es  eine 
allgemein  anerkannte  Ausnahme  giebt:  Die  Ermordung  des 
verrückten  Paul  durch  Orloff,  Rasumotoski  und  Pohlen  —  Gross- 
nisse, Kleinrusse  nnd  Deutschrusse.   Warten  wir  weiter  ab. 

Aber  um  die  Korrektur  in  umgekehrter  Richtung  steht  es 
vielleicht  anders?  Wie,  wenn  man  ein  Leben,  welches  politisch 
segensreich  ist,  verlängern  könnte?  Natürlich  spreche  ich  hier 
nicht  von  des  Arztes  Kunst,  die  ja  ihre  Pflicht  schon  thut,  so 
weit  sie  kann,  welches  bis  jetzt  nicht  viel  bedeutet.  Wie,  wenn 
man  es  verlängern  könnte  dadurch,  dass  man  die  verloren  ge- 
gangene Person,  durch  Zusammenfassung  und  lebendige  Ver- 
körperung ihres  Einflusses,  in  allem  worauf  es  ankömmt  wieder- 
herstellt? 

Und  ist  dies  nicht  oft  genug  geschehen,  und  zwar  ohne 
Vorsatz  und  Plan,  aus  eigner  Kraft  des  von  der  Person  einmal 
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ausgegossenen  Geistes?  Kennt  die  Geschichte,"nicht*viele  Per- 
sonen, welche  auch  nach  ihrem  Tode  in  stets  sich  erneuernden 
und  sogar  wachsenden  Menschenkreisen  gegenwärtig  blieben,  die 
ihnen  den  gemeinsamen  Geist,  wie  den  gemeinsamen  Kamen 
entlehnten?  Leben  nicht,  für  allgemein  menschliche  Zwecke, 
Personen  heute  noch  die  vor  Jahrzehnten,  vor  Jahrhunderten 
oder  yor  Jahrtausenden  gestorben  sind?  Zum  Beispiel,  wenn  man 
aus  den  letztern  ein  Beispiel  will,  Muhammed. 

Es  ist  ja  aber  nicht  gesagt,  dass  solche  künstlich  am  Leben 
erhaltene  Person  die  Hingabe  des  ganten  Menschen  fordert,  von 
denjenigen,  die  dazu  beitragen,  ihr  Leben  zu  fristen.  Der  Ein- 
zelne braucht  eben  nur  an  sie  zurückzugeben,  was  ihm  von  ihr 
kam.  Thun  es  alle,  welche  wissen,  dass  sie  in  dieser  Beziehung 
eine  Schuld  schulden,  und  thun  sie  weder  mehr  noch  weniger, 
so  ist  der  Zweck  schon  erreicht.  Dann  bleibt  in  einem  Kreise 
yon  Menschen  zusammen,  was  im  einzelnen  Menschen  zusammen 
war,  und  kann  weiter  wirken,  wie  er  gewirkt  haben  würde. 

So  hat  man  im  Cobden-club  für  die  verloren  gegangene 
Person  Richard  Cobdens  Ersatz  zu  schaffen  versucht,  weil  man, 
gar  rasch  nach  seinem  plötzlichen  Tode,  im  weiten  Kreise  em- 
pfand, wie  sehr  er  fehlte.  Ganz  England  —  das  Parlament  an 
der  Spitze  —  war  so  lange  daran  gewöhnt  gewesen,  mit  seinem 
Hathe  als  einem  politischen  Faktor  ersten  Hanges  zu  rechnen, 
dass  man  sich  gar  nicht  darin  finden  konnte,  diesen  Rath 
plötzlich  entbehren  zu  müssen.  Es  trat  dabei  zu  Tage,  welche 
Art  Personen  es  sind,  die  am  lebhaftesten  vermisst  werden. 
Es  sind  die  ruhigen  und  arbeitsamen  Charaktere,  welche  darauf 
vertrauen,  dass  jeder  Mensch  durch  Ueberzeugung  zu  gewinnen 
ist,  und  dass  die  versöhnlichste  Form  die  erfolgreichste  ist. 
Da  ich  in  Deutschland  wahrscheinlich  derjenige  bin,  der  mit 
dem  englischen  Staatsmann  am  meisten  persönlich,  und  zwar 
auf  politischem  Boden,  verkehrt  hat,  darf  ich  mich  wohl  der 
Aufgabe  unterziehen,  das  Bild  der  Person,  wie  es  beim  deutschen 
Beobachter  zurückgeblieben  ist,  wieder  zu  geben.  Cobden  war 
ein  Mann  sächsischen  Bluts,  und  trug  Züge,  die  sich  bei  uns 
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am  häufigsten  in  Braunschweig  und  der  Altmark  wiederfinden. 
Das  Spiel  dieser  Zuge  beim  Sprechen  und  das  ruhige  verbind- 
liche Lächeln  der  Augen,  welche  Schlauheit  und  Lust  am  Humor 
verriethen,  findet  sich,  mit  wunderbarer  Genauigkeit,  auf  dem 
Gesichte  des  Fürsten  Bismarck  wiedergespiegelt,  der  ja  auch 
ein  Sachse  ist.   Cobden  war  ausnehmend  höflich  in  der  Form, 
woraus  er  sich  nicht  bringen  Hess,  und  versuchte  stets,  es  auch 
in  der  Sache  zu  sein.   In  der  Diskussion  unter  zweien  suchte 
er  zum  Beispiel  stets  zueist  die  Punkte  zu  finden,  über  welche 
Uebereinstimmung  statt  fand,  und  die  streitigen  Punkte,  durch 
überlegtes  Fragen,  mit  denselben  zu  verknüpfen,  nach  der  pla- 
tonischen Methode,  zu  der  er  aber  ganz  selbstständig  gekommen 
war.   Er  beantwortete  jeden  Brief,  so  ungeheuer  für  ihn  die 
Mühe,  und  jede  Antwort,  die  ich  gesehen  habe,  hat  irgend 
einen  piquant- verbindlichen  Zug.   Heftigkeit  hielt  er  für  die 
verderblichste  aller  Schwächen,  die  man  wohl  dem  weiblichen 
Geschlecht  nachsehen  könne,  die  aber  des  Mannes  unwürdig  sei. 
Und  doch  habe  ich  ihn  selbst  heftig  gesehen,  und  zwar  auf 
meine  eigne  Kosten,  aber  allerdings  unter  sehr  verzeihlichen 
Umständen.    Als  sein  Sohn  in  Darmstadt  dem  Scharlachfieber 
erlegen  war,  und  der  Vorsteher  der  Kostschule,  dem  er  den 
Knaben  anvertraut  hatte,  ihm  den  Tod  desselben  ohne  alle  Vor- 
bereitung mitgetheilt  hatte,  hinzufügend,  dass  man  die  Krank- 
heit nicht  für  bedenklich  gehalten  und  deswegen  dem  Vater 
nicht  angezeigt  hatte,  zankte  er  weinend  mich,  oder  vielmehr  in 
mir  das  deutsche  Volk  aus,  dass  es  so  unpraktisch  und  fahr- 
lässig sei,  dass  es  nichts  nütze,  die  Kinder  gut  zu  unterrichten, 
wenn  man  sie  sterben  Hesse,  dass  wenn  man  das  Scharlachfieber 
für  unbedenklich  halte,  man  es  auch  verstehen  müsse,  die  Ge- 
fahr zu  bekämpfen,  und  dass,  wenn  man  dies  nicht  verstehe, 
man  ihm  hätte  telegraphiren  müssen,  dass  der  Knabe  das  Schar- 
lachfieber habe,  etc.   Er  blieb  also  selbst  beim  Zanken  noch 
logisch.   Als  ich  ihm  bemerkte,  dass  ich  selbst  meine  Kinder 
niemals  in  eine  Schule  geben  würde,  weil  ich  glaubte,  dass  nur 
die  Schule  die  Kinderkrankheiten  unvermeidlich  mache,  und 
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weil  ich  keine  Lust  hätte,  andre  mir  in  die  Erziehung  pfuschen 
zu  lassen,  und  weil  ich  nicht  glaubte,  dass  elterliche  Ueber- 
wachung  sich  ersetzen  Hesse,  und  schlecht  überwachte  Kinder 
nur  Unarten  von  einander  lernten,  und  weil  ich  auch  ?on  einem 
Jugend- Unterricht,  der  nicht  streng  individuell  sei,  nichts  hielte, 
und  weil  Lehrer  von  Beruf  immer  nur  wieder  Lehrer  ausbilden 
könnten,  und  dass  ich  bei  meinem  eignen  Volk  eine  durch  die 
Erziehung  durch  Lehrer  hervorgerufene,  einseitige  und  unpraktische 
Geistesrichtung  zu  bemerken  glaubte,  und  dass  Goethe  nicht  in 
die  Schule  geschickt  worden  sei,  und  dass  ich  nicht  glaubte, 
dass  er  gerade  das  geworden  wäre,  was  er  geworden  ist,  wenn 
es  geschehen  wäre  —  ward  er  sehr  aufmerksam  und  ganz  still, 
und  sah  verblüfft  aus  und  bemerkte  endlich,  nach  tiefem 
Sinnen:  an  alles  das  habe  ich  wirklich  noch  niemals  gedacht; 
wie  sonderbar!  und  das  sagt  ein  Deutscher!  Und  seine  gewöhn- 
liche milde  Ruhe  kam  ihm,  mit  dem  Denken,  wieder.  Und 
dann  erzahlte  er,  wie  er  selber  in  eine  Schule  geschickt  worden 
sei,  welche  dem  Dickens  durchaus  als  Vorbild  für  die  York- 
shirer  Hungerschule  im  Niclas  Nickelby  gedient  haben  müsse, 
und  behauptete,  dass  man  ihm  die  schlechte  Jugendnahrung 
noch  ansehen  könne,  und  dass  er  seine  Friedfertigkeit  darauf 
schiebe,  dass  der  Mangel  an  Fleischnahrung  in  jener  Schule  ihn 
zahmer  gemacht  habe,  als  seine  Landsleute. 

Cobden  enthielt  sich  aller  Verteidigung  oder  Kritik  der 
christlichen  Religion,  hatte  aber  eine  grosse  Achtung  für  alle 
aufrichtigen  Christen.  Für  Posten,  auf  denen  es  sich  nm  ge- 
wissenhafte Pflichterfüllung  handelt,  zog  er  stets  aufrichtige 
Christen  vor,  aber  ohne  allen  Unterschied  der  Sekte.  Unter 
den  Sekten  —  er  selbst  gehörte  der  Hochkirche  an  —  hielt 
er  die  Quäker  für  die  gehaltvollsten.  Zu  den  religiösen  Vor- 
stellungen in  seinem  Kopfe,  obgleich  er  es  vermied  darauf  zu 
kommen,  fehlt  mir  der  Schlüssel  doch  nicht  ganz.  »Ich  habe 
einen  cynischen  Freund  <  sagte  er  mir  einst,  >  welcher  behauptet, 
alles  was  geschehen,  sei  schon  einmal  geschehen  und  werde 
wieder  geschehen,  nicht  genau,  aber  in  allen  wesentlichen  Zügen. 
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Die  Welt  mit  allen  ihren  Unterabtheilungen,  also  auch  mit 
der  Menschengeschichte,  sei  ein  perpetuum  mobile,  denn  sie  sei 
beides  perpetuum  sowohl  wie  mobil*.  Eine  ewige  Bewegung 
aber  könne  nur  eine  Kreisbewegung  sein.  Bewegten  sich  auch 
die  einzelnen  Kreise  selber,  so  könne  ihr  Mittelpunkt  doch 
immer  wieder  nur  einen  grösseren  Kreis  durchlaufen,  wie  es 
bei  der  Bewegung  der  Himmelskörper  sichtbar  uns  vorliege. 
Wenn  aber  das  wahr  wäre,  so  wäre  es  ja  schrecklich.  Wozu 
geschähe  denn,  was  geschieht?  Dann  ist  es  ja  ebenso,  als  wenn 
nichts  geschieht!« 

Es  sträubte  sich  bei  ihm  also  gegen  diese  übrigens  unlo- 
gische und  selber  im  Kreisschluss  laufende  Hypothese,  die  er 
cynisch  nannte  weil  sie  zum  Cynismus  berechtigen  würde,  der 
positive  Glaube  an  einen  Zweck  also  einen  Schopfer  der  Welt, 
an  einen  Fortschritt  ohne  Ende,  zu  dem  jeder  sein  Schernera 
beizutragen  hat,  wie  er  es  gähan  hat. 

Die  Ausdauer  und  Zähigkeit,  welche  Cobden  im  öffentlichen 
Leben  bethätigte,  war  —  und  das  ist  bei  einem  Autodidakten 
in  so  hohem  Grade  anerkennenswerth  —  durchaus  mit  keinem 
Eigensinn  verbunden.  Ich  füge  eigne  Erfahrung  zu  den  Be- 
weisen hinzu,  die  dafür  öffentlich  vorliegen.  Er  trug  sich,  wie 
jeder  thut,  mit  vorgefassten  Meinungen,  Sympathieen  und  Anti- 
pathieen.  So  galt  ihm  die  republikanische  Staatsform  als  das 
Staatsideal,  und  zwar  als  selbstverständlich;  denn  da  er  nicht 
daran  dachte,  sie  jetzt  für  England  zu  wollen,  und  für  die  Zu- 
kunft in  Nordamerika  und  in  den  Kolonieen  gesorgt  glaubte,  hatte 
er  sich  um  die  Vertheidigungsgründe  für  die  Monarchie,  als 
etwas,  das  ihn  praktisch  nichts  anging,  nie  gekümmert.  Seine 
rege  Wissbegier,  die  fast  die  Frische  kindlicher  Neugier  be- 
wahrt hatte,  liess  ihn  aber  gern  herausbekommen,  was  Ausländer, 
die  sich  als  Monarchisten  bekannten,  während  sie  doch  mit  ihm 
in  demselben  Weinberge  arbeiteten,  und  zwar  mit  einem  Radi- 
kalismus, der,  wie  er  anerkennen  musste,  über  den  seinigen  noch 
hinaus  ging,  wohl  bei  dem,  was  ihm  ein  Widerspruch  zu  sein 
schien,  im  Kopfe  haben  möchten?  Also  wollte  er  wissen,  wie 
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schrankenlose  Erwerbsfreiheit  9ich  mit  ungewählter  Herrschaft 
eines  Einzelnen  vertrüge?  Es  hatte  einen  gewissen  Reiz,  ihm 
im  Diskutiren  mit  seiner  eignen  Münze  zu  zahlen.  »Nun  Einer«, 
sagte  ich,  »ist  weniger  als  zwei,  und  zwei  sind  weniger  als  drei; 
einer  —  das  bedeutet  am  wenigsten  Herrschaft«.  —  » Fehlgeschossen «, 
sagte  er,  > keiner  ist  noch  weniger  als  einerc.  »Selber  fehlgeschos- 
sen <,  war  die  Antwort;  >  kein  er,  das  ist  bloss  Möglichkeit  für 
alle,  sich  zu  dem  Einen  zu  machen.  Das  ist  der  Bürgerkrieg«. 
»Es  ist  wahr«,  sagte  er,  »das  ist  der  Bürgerkrieg.  Der  Mensch 
ist  nun  einmal  leider  so ;  die  Herrschaftsfrage  muss  abgethan 
sein.  Aber  wenigstens  bleibt  doch  ein  gewählter  Herrscher 
immer  ein  leichterer,  als  ein  erblichere.  »Auch  für  die  Mi- 
norität?« —  war  nun  meine  Frage.  >Ja,  —  das  bleibt  immer 
ein  unbehagliches  (awkward)  Probleme,  sagteer,  »von  dem  man 
nicht  gern  spricht.  Dizzy  weiss  Bescheid  damit.  Aber  in  der 
Monarchie  wählen  wir  ja  auch;  ich  meine  in  der  konstitutio- 
nellen <  —  fügte  er  mit  prüfendem,  schelmischen  Blick  hinzu. 
»Ja  aber  keine  Herrscher.«  »Sieh  da«,  sagte  er,  >nach  seiner 
Manier  als  Zeichen  der  Zustimmung  mit  dem  Finger  auf  mich 
weisend,  »ich  verstehe.  Sie  meinen,  wir  —  das  Parlament  — 
seien  von  vorn  herein  unschädlich  gemacht«.  >Ja  wohl,  und 
zwar  durch  eine  Dame.«  >Und  ich  wollte  es  wäre  immer  eine« 
—  sagte  er  lebhaft.  »Wäre  das  eben  so  gut,  wie  die  Republik?« 
fragte  ich.  »Vielleicht  besser«  —  sagte  er.  »Aber  es  geht  ja 
nicht.  Dann  wäre  es  wieder  blos«,  parodirte  er  mich,  »Mög- 
lichkeit für  Alle,  die  Eine  zu  heirathen<.  Er  behielt  nämlich 
in  einem  Gespräche  jedes  Wort,  das  gefallen  war.  »Die  Hoch- 
zeit einer  Königin«,  bemerkte  ich,  »läuft  jedenfalls  ruhiger  ab, 
als  eine  amerikanische  Präsidentenwahl,  und  kommt  auch  nicht 
so  oft«.  Ich  wollte  ihm  nämlich  grade  wegen  Amerika's  auf 
den  Leib  rücken,  das  er  damals  noch  bei  jeder  Gelegenheit 
im  Munde  führte,  die  Leute  dadurch  unwissentlich  reizend.  Hat 
er  doch  sogar  die  Verwegenheit  gehabt,  zu  mir  zu  behaupten,  die 
Weine  von  Ohio  seien  eben  so  gut,  wie  Bordeaux-  und  Rhein- 
weine, und  der  Centralpark  in  New- York  sei  der  schönste  Park 
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der  Welt.  Bekanntlich  sind  seine  Amerika-Citate  immer  seltner 
geworden,  je  älter  er  ward;  zuletzt  schrieb  er  den  Brief  an  den 
amerikanischen  Gesandten  in  Kopenhagen,  den  man  nur  immer 
im  Weissen  Hause  unter  Glas  und  Rahmen  aufhängen  möge. 

»Es  ist  wahr<,  setzte  er  das  Gespräch  fort,  »bei  einer 
Präsidentenwahl  wird  mehr  getrunken,  als  bei  einer  Krönung<. 
»Und  auch  geprügelte,  fügte  ich  hinzu.  >Und  auch  bestochene, 
sagte  er.  >Aber  Sie  können  doch  nicht  anders  sagen,  als  dass 
in  der  amerikanischen  Republik  alle  wesentlichen  Freiheiten  der 
Person,  von  den  Negern  abgesehen,  gewonnen  und  gewahrt 
sind?«  > Gewisse,  antwortete  ich,  »aber  ist  es  nicht  alles  eng- 
lisches Staatsrecht,  welches  die  Amerikaner  schon  vor  der  Tren- 
nung besassen?<  »Richtige,  sagte  er,  »die  persönlichen  Frei- 
heiten besassen  sie  schon  vorher,  wenigstens  in  demselben  Maasse, 
wie  wir  selbst;  es  fehlte  nur  das  Recht  der  Selbstbesteuerung 
drrrch  Vertretung,  welches  unsre  Kolonien  jetzt  auch  haben«. 
»Und  das  englische  Staatsrecht,«  fuhr  ich  fort,  »ist  in  der 
Monarchie  erwachsen.  Also  wundern  Sie  sich  nicht,  wenn  wir 
deutschen  Freihändler  auch  theoretische  Monarchisten  sind.« 

Cobden  hatte  Europa  fast  ganz  bereist;  Frankreich  schon 
in  früher  Jugend,  den  Rest  nach  1846.  Er  bildete  sich  ein, 
mehr  kontinentale  Neigungen  und  Anschauungen,  als  englische 
zu  haben,  worin  er  sich  aber  gröblich  täuschte.  Seine  Urtheile 
über  die  verschiedenen  Staaten  und  Völker  des  Kontinents  sind 
der  Beachtung  werth.  Nur  Deutschland  konnte  er,  nach  eigenem 
Geständniss,  gar  nicht  begreifen  und  bedauerte  höchlich,  dass  er  in 
jüngeren  Jahren  nicht  deutsch  gelernt  habe,  woran  unsre  Schrift- 
züge schuld  seien,  denn  er  habe  sich  alles  selbst  beibringen  müssen. 
Dies  werde  aber  durch  besondere  Schriftzüge  sehr  erschwert. 
Im  übrigen  hielt  er  die  Deutschen  für  die  gebildetsten  aber  auch 
verwirrtesten  von  allen  Menschen.  An  die  Volksbewegung  in 
Deutschland  glaubte  er  seit  1848  nicht  mehr,  weil  das  Frankfurter 
Parlament  gezeigt  habe,  dass  wir  keine  Ahnung  von  öffentlichem 
Leben  hätten,  und  nicht  einmal  abzustimmen  verständen,  was  ja 

wahr  war.  Dagegen  glaubte  er  an  die  Tüchtigkeit  der  preussischen 
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Beamten.  Es  schwebte  ihm  daher  schon  früh,  ohne  dass  deutsche 
Beeinflussung  daran  Schuld  gewesen  wäre,  der  Gedanke  vor, 
dass  die  Beform  der  Dinge  in  Deutschland  durch  preussische 
Staatsthätigkeit  werde  bewerkstelligt  werden,  dass  der  Geist 
von  18C8  noch  einmal,  nach  dem  Tode  des  Königs  Friedrich 
Wilhelms  IV,  an  der  Spitze  des  Preussischen  Staates  zum  Durch- 
bruch kommen  werde  und  dass  auf  diese  Weise  Deutschland 
zur  Einheit  und  Freiheit  gelangen  werde.  Dieser  so  durchaus  zur 
Prophezeihung  gewordene  Glaube  fand  sich  noch  wenige  Wochen 
vor  seinem  Tode  in  einem  Briefe  an  mich  wiederholt  und  zwar 
ohne  besonderen  Anlass,  da  der  Brief  um  anderer  Dinge  willen 
geschrieben  war.  Als  die  Nachricht  seines  Todes  in  Berlin 
eingetroffen  war,  las  ich  bei  den  Worten,  die  auch  wir  gleich 
anderen  Nationen  in  unseren  parlamentarischen  Verhandlungen 
ihm  widmeten,  die  betreffende  Stelle  im  Abgeordnetenhause  vor, 
um  öffentlich  Akt  davon  zu  nehmen,  dass  es  ein  Freund  unseres 
Volkes  und  Staats  gewesen  sei,  welcher  in  demselben  Augen- 
blick in  Medhurst  begraben  worden.  >Ich  sehe,  dass  Ihr  die 
teutonische  Familie  führen  müsst,  aber  wie  Ihr  das  zu  Stande 
bringen  könnt,  kann  ich  nicht  absehn«  —  sind  die  Worte  des 
Briefs.  Die  Wahrheit  ist,  >wir«  konnten  es  auch  nicht  absehn. 
Der  Gedanke  des  Kriegs  lag  uns  wie  ihm  fern.  Seine  Ansicht  von 
dem  civilisatorischem  Beruf  Preussens  hat  er  übrigens  sehr 
nachdrücklich  unmittelbar  nach  dem  Ausbruche  des  Krimkrieges 
bethätigt,  wo  ihn  die  Besorgniss  quälte  dass  seine  Landsieute 
sich  hinreissen  lassen  könnten,  wegen  der  Weigerung  Preussens 
sich  am  Kriege  zu  betheiligen,  die  preussischen  Häfen  zu  blokiren, 
angeblich  um  Bussland  die  Waffenzufuhr  abzuschneiden.  Da 
war  er  es  der  mit  grosser  Lebhaftigkeit,  der  öffentlichen  Meinung 
furchtlos  ins  Gesicht  schlagend  und  mit  durchschlagender  Wirkung, 
sich  unter  Lobpreisungen  auf  die  Vertragstreue  Preussens  gegen 
die  Frivolität  einer  Kriegserklärung  erhob,  für  welche  es  keine 
andere  Rechtfertigung  gab,  als  dass  ein  zweiter  Staat  einem 
dritten  der  ihm  gar  nichts  zu  Leide  gethan,  den  Krieg  nicht 
erklären  wolle.   Der  Preusse  von  dem  er  dabei  erzählte,  dass 
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er  sich  zu  ihm  beklagt  habe,  es  schiene,  als  wolle  man  Preussen 
gleich  einem  Bulldogg  auf  einen  Stier  hetzen  um  es  dann  vielleicht 
mit  dem  Stier  allein  zu  lassen,  war  übrigens  ich  selbst,  der 
nicht  verstand  was  Deutschland  mit  der  orientalischen  Frage 
iq  schaffen  habe  so  lange  die  deutsche  nicht  gelöst  war  und 
mit  Cobden  die  Ansicht  theilte,  dass  wenn  das  Letztere  geschehen, 
die  erstere  keinerlei  Gefahr  mehr  böte. 

Von  der  Zukunft  des  russischen  Volkes  hatte  Cobden  be- 
kanntlich eine  hohe  Meinung,  indess  hauptsächlich  doch  nur 
weil  er  das  gewaltige  Gebiet  des  russischen  Reiches,  in  dem  noch 
so  viel  geleistet  werden  könne,  als  einen  Abieiter  für  das  Ge- 
löst ansah,  gemeinschädliche  Allotria  daheim  oder  draussen  zu 
treiben.  Auch  imponirte  ihm  die  Kolonisationsfthigkeit  des 
gemeinen  Russen,  die  er  mehr  aus  der  Geschichte  als  aus  gegen- 
wärtiger Beobachtung  schloss.  Von  den  Polen  wollte  er  nicht  viel 
wissen,  und  es  dürfte  schwerlich  ohne  sein  Vorwissen  geschehen 
sein,  dass  Herr  Georg  Thompson  das  öffentliche  Meeting  zu 
Gunsten  der  Wiederherstellung  Polens,  welches  beim  Ausbruch 
des  Krimmkrieges  in  Martinsball  versucht  wurde,  mit  so  grossem 
Geschick  und  so  entschiedenem  Erfolge  sprengte.  Auch  seine  An- 
sicht über  den  polnischen  Adel  hatte  er  sich  wohl  übrigens  ebenfalls 
mehr  nach  der  Geschichte,  als  nach  eigener  Beobachtung  gebildet. 

Von  den  Italienern,  die  er  gut  kannte,  sagte  er,  haupt- 
sächlich wohl  Cavour  im  Auge  habend,  der  ihn  bekanntlich 
schon  sehr  früh  hochschätzte,  neben  Manin,  einem  alten  Freunde, 
dass  sie  die  Brillanz  der  Franzosen  ohne  deren  Eitelkeit  be- 
lassen. Die  eitlen  Franzosen,  von  welchen  allein  er  ernst- 
hafte Gefahren  für  den  Frieden  Europas  fürchtete,  wie  seine 
Schriften  beweisen,  waren  ihm  doch  zugleich  die  das  Festland 
im  Ganzen  gegenüber  der  angelsächsischen  Welt  vertretende 
Nation  und  so  schwer  ihm  der  erste  Gang  nach  Paris  gewesen 
ist,  er  hat  ihn  gethan,  weil  er  das  Vertrauen  hegte,  dass  wenn 
Frankreich  dazu  gebracht  werden  könnte  dem  übrigen  Europa 
das  Beispiel  der  Beseitigung  internationaler  Verkehrshemmnisse 
zu  geben,  die  Nachahmung  gesichert  und  der  /Cnfang  gemacht 
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sei,  die  christliche  Kulturwelt  zu  einer  wirthschaftlichen  Einheit 
zusammen  zu  sch  weissen,  in  welcher  die  Brodfrage,  als  abhängig 
geworden  von  der  ununterbrochenen  Fortdauer  des  internatio- 
nalen Tausches,  den  Krieg  zuletzt  unmöglich  machen  müsse. 

Dies  ist  das  Bild,  welches  mir  zurückgeblieben  ist  von  der 
Gedankenwelt  im  Kopfe  des  politischen  Autodidakten,  von  welchem 
seine  langjährigen  Widersacher,  Sir  Bobert  Peel  und  später 
Lord  Palmerston,  ausgesagt  haben,  der  eine  ihm  ins  Angesicht, 
rlass  er  von  seiner  ungeschmückten  Beredsamkeit  zugleich  be- 
siegt und  überzeugt  worden  sei,  und  der  andere  bei  der  Nach- 
richt seines  Todes,  dass  er  der  bemerkenswertheste  Mann  ge- 
wesen sei,  den  der  englische  Mittelstand  —  das  heisst  das 
englische  Volk  ausserhalb  des  Adels  und  des  Gelehrtenstandes  — 
jemals  hervorgebracht  habe  und  dessen  Gedächtniss  nun  in  Green- 
wich  unter  dem  ersten  Meridian  eine  Gesellschaft  vereinigen  sollte, 
für  welche  eben  der  erste  Meridian  der  passendste  Platz  war. 

Aber  ist  der  Meridian  von  Greenwich  wirklich  der  Erste? 
Ist  es  nicht  der  Meridian  von  Ferro?  Oder  der  Meridian  von  Paris? 

Eins  ist  gewiss :  der  Meridian  von  Paris  ist  es  nicht  mehr, 
weder  für  die  Wissenschaft  noch  für  die  praktische  Schifffahrt. 
Für  diese  letztere  ist  es  der  Meridian  von  Greenwich  ganz  über- 
wiegend. Ob  ihn  der  Meridian  von  Ferro,  dieser  internationale 
Meridian,  welchem  hauptsachlich  Deutschland  sein  Recht  als 
Meridian  für  die  Wissenschaft  vorbehalten  hat,  einst  auch  aus 
einer  praktischen  Bedeutung  verdrängen,  und  alle  Welt  die 
geographische  Länge  nach  denselben  Zahlen  ablesen  wird,  bleibt 
abzuwarten.  Antizipiren  wir  nichts;  nehmen  wir  die  Dinge  wie 
wir  sie  finden.  Was  wir  beim  Hospitale  von  Greenwich  finden, 
ist  ein  Punkt  nach  dessen  Mittagszeit  jetzt  weitaus  die  meisten 
Chronometer  gestellt  sind,  welche  dem  Schiffe  auf  dem  marks- 
steinlosen,  hohen  Meere  sagen,  wo  es  sich  befindet  und  damit 
zugleich,  von  welchen  unsichtbaren  Gefahren  es  umringt  und 
wie  das  Steuerrad  zu  drehen  ist.  Wir  begeben  uns  wirklich 
nach  dem  Mittelpunkte  der  ozeanischen  Welt;  die  City,  die 
Handelsflotte  und  die  Kriegsflotte  bilden  zusammen  den  An- 
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spruch  des  Meridians  von  Greenwich  auf  die  praktisch  vor- 
nehmste Stelle. 

Der  Eindruck  einer  Fahrt  auf  der  Themse,  deren  Ufer  vor- 
zuglich unterhalb  des  Towers  noch  immer  einen  sehr  wenig 
einladenden  Anblick  gewähren,  zurückstossend  für  den  Fremden, 
der  London  zum  ersten  Male  auf  dem  Wasserwege  erreicht,  ist 
vor  allem  der  einer  Staunen  erregenden  Anhäufung  von  Erzeug- 
nissen menschlicher  Arbeit  und  physischer  Kraft  unter  mensch- 
licher Leitung,  wobei  die  Brücken  in  den  Vordergrund  treten, 
Das  Hafengewimmel  stellt  sich  nicht  in  seiner  ganzen  wirklichen 
Grösse  dem  Auge  dar,  weil  die  Reihefolge  der  Docks  den  wich- 
tigsten Theil  desselben  vom  Flussspiegel  verlegt  hat  und  die 
zwischen  dem  Flusse  und  den  Docks  liegenden  Häusermassen 
nur  den  Mastspitzen  erlauben,  von  ferne  herüber  zu  winken. 
Aber  gerade  für  den  Einheimischen,  der  nicht  blos  sieht,  sondern 
zo  lesen  versteht,  was  er  sieht,  hat  diese  Folge  dunkelfarbiger 
Bilder  einen  ewig  jungen  Reiz.  Der  Tower  ist  hinter  uns  und 
Wapping  mit  seinem  Seemannsleben  streckt  sich  am  Nordufer 
hin.  Tief  unter  unseren  Füssen  —  viel  Wasser,  viel  Erde  und 
viel  Stein  dazwischen  —  donnert  vielleicht  eben  jetzt  ein  Eisen- 
bahnzug durch  den  Tunnel.  Die  Biegung  bei  Stepney  ist  dou- 
blirt,  die  Eingänge  zu  den  Westindien  Docks  sind  hinter  uns 
und  zur  linken  haben  wir  die  Hundsinsel  mit  ihren  Schiffs- 
werften  und  dazu  gehörenden  Fabriken.  Hut  ab!  aus  jenem 
unscheinbaren  Werkplatze  lief  der  Great  Eastern  vom  Stapel. 
Vor  uns  ist  Greenwich,  angekündigt  durch  ein  abgetakeltes  ur- 
altes Linienschiff,  dessen  Schiessscharten  jetzt  friedliche  Fenster 
für  die  Kammern  müder  Seefahrer  sind  und  hier  ist  die  Treppe 
der  Taverne  zum  »Schiff«,  die  uns  aufnehmen  soll,  neben  dem 
westlichen  Flügel  des  Hospitals,  während  ihre  Nebenbuhlerin 
die  Trafalgar  Taverne  sich  ebenso  neben  den  östlichen  gesetzt 
hat.  Mitten  hindurch  zwischen  jenen  zwei  Kuppelthürmen  des 
Hospitals,  welche  an  die  Kuppelthürme  erinnern,  die  auf  unserem 
berliner  Platze  stehen,  den  Schiller  von  den  Gensdarmen  er- 
obert hat,  streicht  der  Meridian  von  Greenwich,  von  der  Stern- 
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warte  herabsteigend,  die  den  grünen  Hügel  krönt,  der  hinter 
dem  Hospitale  emporsteigt.  > 

Auf  der  Treppe  empfängt  uns  buntes  Publikum,  Leute  aus 
dem  Ort  und  wohl  auch  manche  andere,  welche  eine  Schaulust 
nach  Greenwich  trieb,  die  nichts  mit  Richard  Cobden  und  sei- 
nen Freunden  zu  thun  hat. 

Denn  ein  geheimnissvoller  Mord,  bis  heute  unaufgeklärt, 
hatte  gerade,  als  wir  eintrafen,  die  Stadt  Greenwich  in  zwei 
Heerlager  geschieden  und  noch  hatte  der  Strom  der  krankhaft 
Neugierigen  aus  allen  Theilen  Londons  nach  der  Mordstelle 
nicht  aufgehört. 

Ein  politisches  Festmahl  in  England  unterscheidet  sich  in 
der  Form  wenig  von  der  entsprechenden  Institution  bei  uns 
selbst.  Es  ist  nur  um  ein  weniges  steifer  in  der  Haltung  und 
stereotyper  in  der  Behandlung.  Es  ist  aber  bekannt,  oder  wo 
es  bei  uns  noch  nicht  bekannt  ist,  ist  es  gut,  wenn  es  bekannt 
wird,  dass  man  in  England  zur  Gesellschaft  nicht  zwischen  den 
Gängen  zur  Mahlzeit  spricht,  sondern  erst  nachdem  abgegessen 
und  das  Tafeltuch,  als  Signal,  weggenommen  ist.  Und  dies  ist 
auch  allein  richtig;  denn  das  Essen  und  das  Öffentliche  Sprechen 
stören  sich  gegenseitig.  Für  die  Engländer,  die  zuweilen  an 
unseren  Festmahlen  theilnehmen,  sind  unsere  Toastreden  zwischen 
Suppe  und  Entre'e,  Entre'e  und  Fisch,  Fisch  und  Gemüsegang, 
Gemüsegang  und  Braten,  Braten  und  Mehlspeise,  Speise  und 
Obst,  eine  Quelle  zuerst  verblüfften  Erstaunens  und  dann  grosser 
Heiterkeit,  besonders  wenn  die  Kellner  mit  den  Schüsseln  zu 
früh  gekommen  sind,  nicht  an  die  Tische  dürfen  und  in  Beih 
und  Glied  mit  dem  nächsten  Gange  aufmarschirt  stehen.  Ein 
anderer  bemerkenswerther  Unterschied  besteht  in  der  Zuspitzung 
der  Toaste.  Es  müssen  in  England  Toaste  auf  Personen  sein 
und  soweit  sie  es  nicht  sind,  müssen  mit  der  Institution  oder 
was  es  sonst  sei,  dem  sie  gelten,  gleich  vom  Redner  Personen 
als  Vertreter  in  Verbindung  gebracht  werden  und  zwar  an- 
wesende Personen.  Davon  sind  nur  der  Souverain,  dessen  Toast 
an  der  Spitze  der  Reihe  selbstverständlich  ist,  und  die  Toiten 
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ausgenommen,  deren  Gedächtniss  wie  bei  uns  ohne  Jubelruf 
getrunken  wird.  Endlich  ist  bei  politischen  Festmahlen  oft 
vorherbestimmt,  wer  sprechen  soll  und  welchen  Toast  er  aus- 
bringen soll. 

Den  Vortheil  der  Ausschliessung  jedes  abstrakten  Toastes 
mtt88  Jeder  begreifen,  der  Zeuge  der  grenzenlosen  Verwirrung  und 
schliesslich  nur  zu  oft  der  Aufregung  und  des  Gezänks  gewesen  ist, 
zu  welchem  die  Sitte  der  abstrakten  Toaste,  die  hauptsächlich  in 
Mittel-  und  Süddeutschland  zu  Hause  ist,  bei  Festmahlen  öffent- 
lichen Charakters  führt.  Statt  nur  desjenigen,  welches  ver- 
einigt, wird  zuletzt  auch  dasjenige  herangezogen,  welches  trennt, 
und  dies  ist  gerado  bei  uns  um  so  gefahrlicher,  als  wir  heute 
wenigstens  keineswegs  mehr  behaupten  können,  dass  Massigkeit 
im  Getränk  auf  öffentlichen  Festmahlen  bei  uns  gesicherter  sei 
als  in  England. 

Die  Zahl  der  Theilnehnier  am  diesjährigen  Greenwich-Fest- 
mahl  des  Cobden- Klubs  betrug  195.  Den  Vorsitz  führte  der 
Earl  GranviCle,  Minister  des  Auswärtigen.  Nach  dem  Berichte 
des  Klubs  ist  folgendes  die  Liste  der  Herren  am  Tische  des 
Vorsitzenden,  welche  Liste  sämmtliche  Gäste  aus  dem  Auslande 
einschliesst.  Es  waren:  Der  Marquis  von  Uipon,  Lord  Acton, 
Baron  Mackay  (Holland),  Sir  Louis  Mattet,  Kapitän  zur  See 
Osborn,  Hr.  Arles  Bufour  (Frankreich),  Hr.  Oyrus  W.  Field 
(Vereinigte  Staaten),  Hr.  Corr.  van  der  Meieren  (Belgien), 
Dr.  Julius  Faucher  (Deutschland),  Hr.  August  Couvreur  (Bel- 
gien), Hr.  Otto  Michaelis  (Deutschland),  Hr.  Montague  Bernard, 
Hr.  Gustav  a"  Eichthal  (Frankreich),  T.  Michellt  Hr.  Georg  Bun- 
sen  (Deutschland),  Hugh  Mac  Culloch  (Vereinigte  Staaten),  Hr. 
Odo  Russell ,  Hr.  Max  Schlesinger,  Hr.  Mahlon  Sands  (Ver- 
einigte Staaten),  Hr.  C.  Th.  Marshall  (Vereinigte  Staaten),  Hr. 
Dr.  Spinsio  (öster.-ung.  Vize-Konsul),  Hr.  T.  Wülerding  (schwed. 
und  norw.  General-Konsul),  Hr.  James  A.  Cawson,  Hr.  W.  E. 
Baxter  M.  P.,  Sir  C.  W.  Büke  M.  P.,  Sir  Joseph  Whüword, 
Sir  Wingfield  M.  P.,  Hr.  W.  P.  Adam  M.  P.,  Hr.  W.  C.  Cart- 
-wright  M.  P.,  Serjeant  (Justizrath)  Bowse  M.  P.,  Hr.  J.  T.  Eib- 
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bert  M.  P.,  Hr.  Sabbas  Vilkovics  (Oesterreich-Ungarn),  General 
WoodhaU  (Ver.  St.-Gesandtschaft),  Hr.  E.  S.  Nodal  (Ver.  St.- 
Gesandtschafl). 

Das  bemerkbarste  in  dieser  Liste  ist  wohl  die  Theilnahme 
nicht  bloss  so  vieler  Amerikaner,  sondern  vorzüglich  diejenige 
von  zwei  Mitgliedern  der  amerikanischen  Gesandtschaft,  neben 
dem  ehemaligen  amerikanischen  Finanzminister  Herrn  Mac  Cul- 
loch.  Russland  fehlte. 

Ich  werde  aus  den  Ansprachen  nur  dasjenige  berühren, 
welches  auch  für  Deutschland  bemerkenswerth  war.  Nach  dem 
Toast  auf  die  Königin  folgte,  ebenfalls  seitens  des  Vorsitzenden, 
der  Toast  auf  den  Klub  selbst.  Earl  Grrunville  ist  ein  ruhiger, 
glatter  und  zierlicher  Redner,  wie  sie  aus  parlamentarischer 
Schulung  von  jungen  Jahren  auf  hervorzugehen  pflegen.  Seine 
Diktion  ist  etwas  zu  sehr  die  stereotype  des  Unterhauses,  welche 
sich  bei  der  Mehrzahl  der  Mitglieder  von  der  Unmittelbarkeit 
des  menschlichen  Redeflusses  entfernt  hat  und  zu  Etwas  so 
handwerksmässigem  geworden  ist,  wie  etwa  unsere  Kanzel- 
beredsamkeit, wenn  man  von  einem  Schleiermacher  oder  Richter 
Mariendorf  absieht.  Die  Stimme  geht  nämlich  in  ruhigen  Wellen 
zwischen  Bass  und  Tenor  auf  und  ab,  wobei  die  Arsis  und  The- 
sis  nur  ungefähr,  aber  nicht  genau,  dahin  kommen,  wohin  sie 
gehören,  auch  statt  bald  starker,  bald  schwächer  hervorzutreten, 
immer  gleich  hoch  in  die  Höhe  und  gleich  tief  in  die  Tiefe 
gehen.  Das  Leben  wird  dem  Euphemismus  geopfert,  wohl  in 
einem  unbewussten  Gefühle,  dass  der  *aA<fcx'  aya&os,  der  Gentle- 
man, vor  allem  in  ruhigem  Gleichgewicht  bleiben,  und  es  bei 
Andern  erzeugen  müsse.  Das  thun  denn  auch  diese  Tonwellen. 
Earl  Granvüle  nahm  zuerst  für  sich  in  Anspruch,  dass  er  schon 
vor  dem  Eintritte  Cobden's  in's  Parlament  stets  für  internatio- 
nale Handelsbefreiung  gestimmt  habe  und  liess  eine  Charakte- 
ristik Cobden's  folgen,  welche  bewies,  dass  der  Eindruck ,  den 
der  grosse  Kattundrucker  hinterlassen,  bei  dem  englischen  Di- 
plomaten und  dem  deutschen  Gelehrten  ganz  derselbe  ist.  Die 
nächsten  Worte  nahm  der  beendigte  Krieg  zwischen  Deutsch-- 
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Und  und  Frankreich  in  Anspruch,  anknüpfend  an  eine  Ent- 
schuldigung Michel  Chevalier's,  dass  er  nicht  kommen  könne- 
in diesem  Brief  hatte  Michel  Chevalier  zugleich  darauf  hin- 
gewiesen, welchen  Schmerz  es  Cobden  bereiten  würde,  wäre  er 
am  Leben,  den  Handelsvertrag,  den  er  geschlossen,  in  Gefahr 
zu  sehen.  Earl  Granvitte  war  der  Meinung,  dass  die  Ereignisse 
des  vorigen  Jahres  allerdings  vieles  in  sich  schlössen,  welches 
Cobden  schmerzlich  berührt  haben  würde.  Natürlich  sagte  der 
Minister  nicht,  was  das  gewesen  sein  würde.  Er  kann  also  die 
französische  Kriegserklärung,  er  kann  auch  die  Vertreibung 
Louis  Napoleon' s  und  er  kann  endlich  die  Niederwerfung  Frank- 
reichs gemeint  haben.  Mit  Gewissheit  aber  lässt  sich  wohl  nur 
sagen,  da«s  Cobden  die  Kriegserklärung  bedauert  haben  würde. 
Sehr  zeitgemäss  fuhr  dann  der  £!arl  fort:  >Aber  ich  glaube 
nicht,  dass  irgend  etwas  geschehen  ist  oder  zu  geschehen  in 
Aussicht  steht,  welches  in  uns  die  Ueberzeugung  schwächen 
kann  von  der  Richtigkeit  und  der  Klugheit,  mit  der  Cobden 
geurtheilt  hat.«  Und  donnernder  Beifall  bekräftigte  diesen  Aus- 
spruch, welcher  in  sich  schloss,  dass  die  für  England  seit  1846 
vorgezeichnete  Bahn  zu  grosse  und  sichere  Ziele  habe,  um  dass 
es  sich  auch  durch  den  deutsch- französischen  Riesenkrieg  und 
durch  das  gänzlich  veränderte  Machtverhältniss  auf  dem  Fest- 
lande, welches  Cobden  vorausgesehen  und  gewünscht  hat,  wenn 
auch  der  Weg  dazu  seiner  Natur  fern  lag,  in  Verfolgung  dieser 
Bahn  stören  lassen  dürfe. 

Der  Earl  wies  dann  auf  die  Motive  hin,  welche  Cobden 
veranlasst  hätten,  und  welche,  wie  auch  ich  weiss,  ihn  veran- 
lasst haben,  von  seiner  Abneigung  gegen  Handelsverträge 
abzugehen  und  den  Handelsvertrag  mit  Frankreich  in  Gang  zu 
bringen.  Er  erwähnte  eines  Briefes  von  Cobden  an  Sir  Emmer- 
son  Tenneni,  in  weichem  das  Andrängen  der  englischen  Handels- 
kammern auf  das  auswärtige  Amt,  dass  es  Zollherabsetzungen 
im  Auslande  durchsetzen  möge,  verurtheilt  worden  war.  Cobden 
hätte  eine  solche  Zumuthung  als  gefährlich  für  die  Aufgaben 
des  auswärtigen  Amtes  bezeichnet,  weil  es  bloss  dazu  führen 
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könne,  dass  die  Schutzzöllner  in  anderen  Ländern  sagen  würden: 
seht  da  Eure  englischen  Konkurrenten  und  seht,  was  sie  wollen, 
dass  Ihr  thun  sollt.  Earl  Granvtile  führte  dies  an,  ausschliess- 
lich im  Hinblick  auf  die  Gefahr,  welche  gegenwärtig  dem  eng- 
lisch-französischen Handelsverträge  droht  und  die  Michel  Che- 
valier eben  erwähnt  hatte,  und  machte  die  Anwendung,  indem 
er  auseinandersetzte,  wie  seltsam  es  sich  ausnehmen  würde, 
wenn  er  einem  Manne  wie  Thiers ,  einem  Manne  von  solchen 
Verdiensten,  gute  Rathschläge  geben  wolle,  in  dem,  was  der- 
selbe in  Frankreich  selbst  zu  thun  habe!  In  Kurzem,  er  machte 
es  gerade  wie  Antonius;  er  gab  sie,  indem  er  sagte,  dass  er 
nicht  wagen  könne,  sie  zu  geben.  Er  ging  dann  noch  weiter 
und  sagte  gleich  öffentlich  heraus,  dass  Herr  Thiers  England 
bereit  finden  werde,  ihm  auf  handelspolitischem  Gebiet,  so  weit 
es  könne,  entgegenkommend  zu  helfen.  Hier  ist  der  Wortlaut, 
der  es  verdient,  sorgfaltig  gelesen  zu  werden  »und  ich  brauche 
nicht  zu  sagen,  dass  wenn  uns  ein  bestimmter  Vorschlag,  den 
französischen  Vertrag  betreffend,  gemacht  werden  sollte,  ihrer 
Majestät  Regierung  denselben  mit  freundschaftlichster  Beberzi- 
gung  entgegen  nehmen  würde.  Es  drängt  uns,  Frankreich  nützen 
zn  können  in  seiner  gegenwärtigen  —  ich  hoffe  —  vorübergehend 
gedrückten  Lage,  und  es  giebt  verschiedene  mögliche  Vorschläge, 
zu  welchen  meine  Kollegen  mich  berechtigen  könnten,  aber  eins, 
ich  bin  gewiss,  wenn  sie  mir  das  zumuthen  würden,  würde  es 
mit  Cobden's  Wünschen  nicht  stimmen.  Und  dies  eine  ist, 
Unterhandlungen  über  einen  Handelsvertrag  mit  rückwärts  ge- 
richteten Zielen  zu  eröffnen.« 

Der  Redner  ging  dann  zu  dem  Hauptgeschäfte  des  Abends 
über  und  demjenigen,  welches  für  die  anwesenden  Engländer 
und  Amerikaner  das  Angenehmste  war,  uns  aber  nur  prinzipiell 
angeht,  nämlich  die  gelungene  Ueberweisung  der  Alabama- 
Streitfrage  an  ein  Schiedsgericht  durch  Dritte  nach  Cobden's 
Vorschlägen.  Wir  können  in  Deutschland  dazu  nur  sagen:  wir 
wollten,  wir  wären  so  weit.  Nicht  etwa  in  der  Fähigkeit,  die- 
sen Ausweg  zu  würdigen,  sondern  in  der  Möglichkeit,  ihn  ein- 
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zuschlagen.  Hier  ist  ein  Luxus,  für  Leute,  die  das  ihrige  haben, 
welcher  für  diejenigen,  die  das  ihrige  nicht  haben,  saure  Trau- 
ben bilden  muss.  Es  giebt  leider  kein  Schiedsgericht  Dritter, 
dem  wir  unsere  Streitfragen  anvertrauen  können,  weder  diejeni- 
gen, in  welchen  unser  Schwert  die  erste  Instanz  gewonnen  hat, 
noch  diejenigen,  die  neu  auftauchen  können. 

Man  hat  sich  rings  um  uns  her  zu  lange  daran  gewöhnt, 
Deutschland  gleich  Italien  als  einen  geographischen  Begriff  zu 
betrachten.,  um  schon  jetzt  sich  darin  finden  zu  können,  dass 
hinter  diesem  geographischen  Begriff  und  hinter  den  vorüber- 
gehenden Staatsgebilden,  für  welche  die  deutsche  Landkarte  bis- 
her die  Bühne  mit  kaleidoskopischem  Scenewechsel  war,  eine 
lebendige  Nation  steht,  die  sich  jetzt  nur  noch  um  ihre  Rechte 
und  nicht  um  die  ihrer  Staaten  kümmert.  Und  wir  haben  nicht 
gleich  Italien  den  Vortheil,  dass  man  uns  diese  Rechte  als  un- 
schädliche gönnt.  Es  bleibt  uns  leider  für  die  nächste  Zeit 
nichts  übrig,  als  nur  uns  selbst  zu  fragen  und  in  uns  selbst 
das  Vertrauen  zu  setzen,  dass  wir,  die  wir  die  Nöthe  der  Kriegs- 
perioden  in  der  Geschichte  unter  allen  am  besten  aus  eigener 
Erfahrung  kennen,  selber  nach  Kräften  bemüht  sein  werden,  sie 
von  uns  und  anderen  fern  zu  halten.  Und  sollen  Schiedsgerichte 
auch  in  grossen  zentral- europäischen  Streitfragen  möglich  wer- 
den, wie  z.  B.  die  deutsch -dänische  eine  solche  war,  so  muss 
es  erst  Schiedsgerichte  geben  von  ausreichender  Autorität,  er- 
worben durch  allgemein  anerkanntes  Verdienst  um  den  Schutz 
und  die  Förderung  der  menschlichen  Kultur  als  ihr  einziges 
Trachten,  um  das  selbst  der  Nationalstolz  sich  vor  ihnen  beugt. 
Vor  der  Reformation  hat  wirklich  zuweilen  der  Stuhl  des  Petrus 
solche  Rolle  gespielt  und  zwar  nirgends  mehr  als  eben  in  Deutsch- 
land, aber  nur  zu  dessen  Unglück.  Es  kann  ja  sein,  dass  solche 
Autorität  noch  einmal  erworben  wird;  unter  dem  ersten  Meri- 
dian ist  am  wenigsten  der  Platz  daran  zu  verzweifeln.  Aber 
jetzt  ist  sie  ganz  gewiss  noch  nicht  vorhanden.  Und  jetzt  ist 
—  auch  unter  dem  ersten  Meridian  —  das  nöthige  Verständniss 
für  dasjenige  Völkerrecht  noch  nicht  vorhanden,  von  welchem 
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Hugo  Qrotius  allerdings  nichts  wusste,  welches  uns  Deutschen 
aber  von  allen  Seiten  her  auf  den  Hals  rückt  und  mit  dem  wir 
zu  rechnen  haben  würden,  auch  wenn  es  nicht  in  unserer  eigenen 
Brust  lebendig  geworden  wäre.  Die  Stellung  Englands  zum 
deutsch-dänischen  Streite,  bei  welchem  es,  trotz  sehr  eindring- 
licher, jetzt  bis  auf  den  Buchstaben  gerechtfertigten,  Warnungen, 
die  seine  Staatsmänner  frühzeitig  erreichten,  sowohl  vom  alten 
wie  vom  neuen  Völkerrechte  auf  Deutschlands  Kosten  absah, 
hat  rar  lange  Zeit  hinaus  die  Hoffnung  auf  friedliche  Vermitte- 
lungen  in  ernsthaften  festländischen  Zusammenstossen  zu  einem 
schonen  Traum  gemacht.  Denn  wenn  das  Salz  taub  ist,  womit 
soll  man  salzen? 

Der  Earl  benutzte  die  Gelegenheit  des  Hinweises  auf  den 
beendigten  Alabama  Streit,  bei  welchem  er  unter  ermunterndem 
Händeklatschen,  die  Namen  des  Marquis  von  Ripon,  früher 
Earl  Orey  und  Montague  Bernard  als  englischer  Mitglieder 
der  Unterhandlungskommission  fallen  liess,  mit  grossem  Geschick 
zu  einer  ähnlichen  Freihandelslektion  für  Amerika  wie  sie  vor- 
her für  Frankreich  abgefallen  war.  Und  es  ist  keineswegs  mehr 
als  unwahrscheinlich  anzusehen,  dass  sie  baldige  Früchte  trägt 
Das  Heil  dem  Cobden  Klub  paarte  er  mit  dem  Namen  Sir 
Louis  Mallets,  einst  Mitarbeiter  Cobden's  am  Handelsver- 
trage mit  Frankreich,  jetzt  Abtheilungs-Dirigent  im  Handels- 
ministerium. 

Und  alsbald  erhob  sich  in  der  sicheren  Hand  Sir  Louis 
MaUets  die  alte  stolze  Freihandelsfahne,  welche  weder  Bückzug 
noch  Stillstand  kennt,  und  sich  nicht  senkt  bis  sie  gesiegt  bat. 
Es  sind  Worte  die  an  der  Zeit  sind  als  er  ausrief:  jetzt  ist  der 
Augenblick  wo  es  Noth  thut,  dass  wir  Freihändler  unsere  An- 
strengungen verdoppeln  und  unser  Prinzip  mit  Macht  betonen, 
unversöhnliche  Feinde,  wie  wir  sind,  der  volkswirtschaftlichen 
Irrlehren,  welche  nur  Krieg  und  Aufstand  gebähren,  welche  — 
sei  es  unter  dem  Namen  des  Schutzzolles,  der  die  Beraubung 
Vieler  durch  Wenige,  sei  es  des  Kommunismus,  der  die  Berau- 
bung Weniger  durch  Viele  ist  —  den  Wohlstand  aller  schädigen 
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und  die  Gesellschaft  selbst  untergraben.  Unser  Klub  ist  der 
fortlebende  Protest  gegen  diese  Irrlehren,  der  verkörperte  Glaube 
an  die  Freiheit  des  Thuns  und  Lassens,  deren  praktischer  Apostel 
Cobden  gewesen  ist.  Er  glaubt,  dass  die  Freiheit  die  sichere 
Losung  der  ernsten  politischen  und  sozialen  Probleme  bildet, 
die  gegenwärtig  auf  der  Bahn  des  Fortschritts  liegen  in  dem 
nur  sie  Nation  mit  Nation  zu  versöhnen  vermag. 

Das  Heil  der  auslandischen  Gäste,  war  die  Aufgabe  Lord 
Acten 's,  der  durch  D'aZter^'sches  Blut  mit  Deutschland  ver- 
knüpft ist.  Er  erwähnte  eines  Urtheils  in  der  deutschen  Lite- 
ratur, dass  kein  Land  und  kein  Literaturzweig  den  vier  grossen 
volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  Englands  eine  gleich  werthige 
Reihe  gegenüber  zu  stellen  vermöge,  dass  sie  aber  ein  insulares 
Gepräge  trügen  und  dass  sie  das  Festland  nicht  verständen.  Die 
Antwort  auf  den  letzten  Vorwurf  enthielten  die  Arbeiten  des 
Cobden  Klubs  über  die  agrarische  Gesetzgebung  aller  Länder,  an 
welcher  festländische  Mitarbeiter  Theil  genommen  hätten,  von 
denen  einer  zugegen  war.  Je  öfter  Berührungen  statt  fanden, 
desto  schneller  werde  der  gerügte  Mangel  schwinden,  die  Zeit 
sei  dafür  günstig.  Zur  Zeit  als  der  Klub  das  vorige  Mal  an 
derselben  Stelle  zusammen  war,  sei  ein  Krieg  im  Ausbruch  ge- 
wesen, den  die  Volkswirthschaft  nicht  abzuwenden,  dessen  Leiden 
sie  aber  zu  lindern  vermocht  hätte,  der  damit  geendet  habe 
eine  Nation  wieder  herzustellen  und  zusammen  zu  schweissen, 
welche  zu  lange  getrennt  gewesen  sei,  ein  Ausspruch  dem 
donnernder  Beifall  folgte.  Der  Herr  der  im  Namen  Deutsch- 
lands sprechen  würde,  würde  nun  sprechen  als  Bürger  eines 
einigen,  mächtigen  erleuchteten  Reiches.  Frankreich  sei  durch 
Zuckungen  und  Krämpfe  gegangen,  so  furchtbar,  wie  nur  je  der 
Konflikt  volkswirtschaftlicher  Irrtbümer  solche  erzeugt  habe; 
die  Erinnerung  an  dieselben  sichern  dem  Sprecher  im  Namen 
Frankreichs  mindestens  so  achtungsvollen  und  sympathischen 
Empfang  als  ihm  in  glücklicherer  Zeit  nur  hätte  zu  Theil 
werden  können,  und  Amerika  sei  vertreten  durch  einen  Mann, 
(den  ehemaligen  Finanzminister),  der  vielleicht  besser  wisse  als 


Digitized  by  Google 


176 


Auf  knimopolitiRcher  Fahrt. 


irgend  Jemand  sonst,  wie  ein  grosses  Volk,  heimgesucht  durch 
Krieg  und  plötzlich  mit  ungeheurer  Staatsschuld  belastet  seine 
Finanzen  wieder  herzustellen,  seine  Last  vermindern  und  seinen 
Platz  in  der  Welt  wieder  einzunehmen  vermöge.  Er  parrte 
mit  dem  Toast  auf  die  auslandischen  Gäste  die  Namen  der 
Herren  Arles  Dufour,  Georg  Bunsen  und  Hugh  Mac  Culloch. 

Aus  den  drei  Antworten  ist  hervorzuheben,  dass  Herr 
Artes  Dufour  ein  alter  persönlicher  Freund  Cobdens,  der  frei- 
lich nicht  so  erfolgreiche  französische  Cobdcn,  welcher  seine 
englische  Antwort  aufgeschrieben  hatte  und  ablas,  dieselbe 
hauptsächlich  zu  einem  Angriff  auf  die  schutzzöllnerischen  Ge- 
lüste der  gegenwärtigen  französischen  Regierung  benutzte  und 
derselben  vorwarf  sich  gegen  die  Einführung  der  Einkommen- 
steuer zu  stemmen.  Er  erzahlte  zugleich,  wie  ihn  Cobäen  im 
Jahre  1861  in  Antwort  auf  die  Einladung  der  in  Paris  gebil- 
deten internationalen  Friedensligue  beizutreten,  abgeführt  habe, 
mit  dem  Gestandniss,  dass  er  durchaus  an  keinen  anderen 
Weg  zur  Sicherung  des  Friedens  glaube,  als  den  sehr  allmäh- 
ligen,  durch  Herstellung  der  unbeschränkten  internationalen 
Arbeitstheilung.  Unser  Landsmann  nahm  dann  die  Gelegenheit 
wahr,  daran  zu  erinnern,  dass  es  Preussen  gewesen  sei,  welches 
zuerst  schon  vor  fünfzig  Jahren  die  Lehre  des  Adam  Smith 
zur  Grundlage  seiner  Tarif  Politik  gemacht  habe  und  dass  der 
Missbrauch,  welchen  einzelne  kleine  Staaten  im  Zollverein  mit 
ihrem  liberum  veto  getrieben  hätten  zu  Ungunsten  der  Handels- 
freiheit, eine  der  Notwendigkeiten  gewesen  sei,  den  Zollverein 
in  einen  engeren  Verband  zu  verwandeln.  Die  Bettung  aus  einem 
ungewollten  Versinken  in  Zollschutz  sei  für  Deutschland  erst 
durch  den  englisch -französischen  Handelsvertrag  möglich  ge- 
worden, welche  gerade  jetzt  wieder  sehr  zu  beherzigende  Wahr- 
heit, mit  brausendem  Beifall  aufgenommen  wurde.  Er  schloss 
mit  dem  Ausdruck  der  Hoffnung,  dass  Amerika  und  Europa, 
Russland  eingeschlossen,  auf  ihrem  Triumph  Marsche  zum  letzten 
Ziel,  nämlich  der  Beseitigung  aller  Tarife,  auf  der  ersten  Stufe 
zu  demselben,  einen  einheitlichen  Welttarif,  bald  feste  Stellung 
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nehmen  würde.  Diese,  wie  denn  doch  bemerkt  werden  muss, 
persönliche  Ansicht,  in  ihren  beiden  Theilen  persönliche  Ansicht, 
hat  die  Kritik  der  englischen  Presse  herausgefordert,  und  vor- 
züglich hat  der  Economist  bemerkt,  dass  Cobdcn  wohl  Herrn 
Artts  Dufour,  aber  schwerlich  auch  Herr  Georg  Bunsen,  als 
seine  treuen  Schüler  betrachtet  haben  würde.  Für  die  Tarif- 
losigkeit  muss  dies  dahin  gestellt  bleiben,  für  die,  von  der 
belgischen  Freihandelsschule  betriebene  Tarif- Ausgleichung, 
kann  es  allerdings  nur  zweifelhaft  sein,  wenn  der  Vorbehalt 
hinzugefugt  wird,  dass  die  Tarif-Ausgleichung  eine  reine  auf 
bestimmte  Waaren  beschränkte  Verbrauchsbesteuerung  voraus- 
setze, welche  die  Einfuhr  und  die  inländische  Produktion  zu- 
gleich treffe,  wie  jetzt  beim  Branntwein.  Denn  sonst  würde 
ein  gleicher  Tarif  hier  die  Einfuhr  verhindern,  dort  nicht. 
Ein  Grenzzoll  auf  Orangen  in  Italien  und  in  Schweden  ist  nicht 
dasselbe  Ding.  Aber  in  einer  Tischrede  kann  man  doch  solche 
Spezialisirungen  nicht  erwarten  und  es  ist  nicht  billig  sie  rar 
ihre  unvermeidlichen  Lücken  büssen  zu  lassen. 

Herr  Mac  Ctdloch  sorgte  für  den  Humor,  vorzüglich  auf 
Kosten  der  erwähnten  englischen  Sitte,  bei  Festmahlen  vorher 
zu  bestimmen,  wer  sprechen  und  worüber  er  sprechen  soll.  Was 
ihm  gegenüber  in  der  Form  beobachtet  worden  war,  dass  man 
ihn  gar  nicht  gefragt  hatte.  Er  hätte  sonst  keinen  Unterschied 
im  Maasse  der  Freiheit,  zwischen  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  gesehen,  aber  hier  wäre  einer.  Er  könne  England  nun 
nicht  mehr  ein  freies  Land  nennen.  Der  Sekretär  des  Cobden-* 
Klubs,  des  Freiheits- Klubs,  Herr  Potter  selber,  wäre  der  aller- 
schlimmste  Tyrann.  Sachlich  bemerkte  er,  dass  er  eigentlich 
niemals  an  einen  möglichen  Krieg  zwischen  England  und 
Amerika  geglaubt  habe.  Ich  will  mir  erlauben  ihm,  und  den 
Engländern,  im  Namen  nicht  weniger  Deutscher  in's  Ohr  zu 
flüstern:  »wir  auch  nicht. <  Wir  sind  nicht  alle  so  dumm,  wie 
manche  unter  uns,  und  haben  unsere  eigenen  Meinungen  über 
eheliche  Zwiste.  Der  englisch  amerikanische  Krieg,  auf  welchen 
der  Kaiser  Nicolaus  mit  rührender  Vertrauensseligkeit  sein 
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ganzes  Leben  lang  gewartet  hat,  in  der  Fülle  seiner  staats- 
männischen Weisheit,  ist  ein  vortreffliches  Pensum  für  ein  Ka- 
dettenhaus, eben  weil  er  noch  keinen  Generalstab  beschäftigt  hat, 
noch  je  beschäftigen  dürfte.  Er  ist  auch  sehr  gut  brauchbar 
um  ungefährliche  Proben  mit  den  verschiedenen  Hausmitteln 
daran  vorzunehmen,  welche  das  Kriegsfieber  zu  beseitigen  be- 
stimmt sind.  Das  thut  dem  Verdienste,  wie  auch  Herr  Mac 
Culloch  hinzufügte,  des  Marquis  von  Ripon  keinen  Abbruch, 
der  soeben  eins  dieser  Hausmittel  ausgeprobt  hatte  und  nun,  durch 
Herrn  Mali  Culloch  zum  Sprechen  veranlasst,  den  Tafelgästen 
erzählte,  wie  glücklich  es  sich  bewährt  habe.  Von  ganzem 
Herzen  sage  ich:  möge  das  Beispiel  des  ersten  Schiedsgerichts 
über  eine  Streitfrage  zwischen  zwei  Mächten  ersten  Ranges  auf 
Erden  Nachfolge  finden  wo  nur  immer  sie  möglich  ist,  bis  die 
Zeit,  wann  sie  überall  möglich  sein  wird,  ein  durch  Erfahrung 
geläutertes  Gewohnheits-Verfahren  schon  fertig  vorfindet,  welches 
dann  die  nach  Verwandtschaft  und  nicht  mehr  nach  Herrschaft 
gegliederte  Menschheit  zum  Menschenrechte  und  Kultur  Heilig- 
thum erheben  kann. 


Ich  breche  hier  ab  aus  Zeitmangel  und  weil  ich  den  einen 
Theil  meiner  Aufgabe  hiermit  erfüllt  glaube.  Ich  habe  den 
Lesern  der  Vierteljahrschrift  aber  noch  andere  Dinge  zu  er- 
zählen, die  mir  auf  dieser  kosmopolitischer  Fahrt  in  die  Quere 
gekommen  sind.    Davon  im  nächsten  Heft. 
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Während  des  Kriegs.  Erzählungen,  Skizeen  und  Studien.  Von  Karl 
Braun.  Leipzig.   1871.  Duncker  &  Humblot. 

Karl  Braun  fährt  fort,  einem  zukünftigen  Gustav  Freytag  für  Kultur- 
bilder  aus  unserer  Zeit  in  die  Hände  zu  arbeiten,  oder  wenn  man  will 
einen  solchen  überflüssig  zu  machen.  Diesmal  hat  er  aber  auch  Kulturbilder 
ans  älterer  Zeit,  Früchte  historischer  Detailstudien,  hauptsächlich  des 
Kontrastes  wegen,  damit  verbunden.  Die  »Erzählungen,  Skizzen  und 
Studien«,  mit  denen  er  uns  diesmal  unterhält,  sind  >Während  des  Kriegs< 
fibsnehrieben ,  weil  sie  entweder  während  des  letzten  Kriegs  spielen  oder 
während  desselben  dem  Schriftsteller  durch  Anstoss  der  Ereignisse  oder 
Oertliehkeiten  nahe  gelegt  worden  sind.  Die  Einleitung  bildet  ein  Wieder- 
abdruck Ton  Briefen,  die  er  im  Januar  vorigen  Jahres  veröffentlicht 
hat,  und  welche  die  Spuren  der  Erregtheit  tragen,  welohe  die  Angriffe 
der  süddeutschen  und  norddeutschen  Volkspartei  auf  die  norddeutschen 
Nationalliberalen  und  vor  allem  auf  ihn  selber,  begreiflicherweise,  in  ihm 
hervorgerufen  hatten.  Natürlich  vermag  er  jetzt  ruhiger  auf  jene  Zeit 
zurückzublicken,  kann  sich  aber  doch  den  Triumph  nicht  versagen,  diese 
Briefe  mit  der  folgenden  Anmerkung  einzuleiten:  »Diese  Briefe  sind  im 
Anfange  1870  in  einem  nordwestdeutschen  Blatte  erschienen  und  hatten 
sich  damals,  so  weit  sie  überhaupt  Beachtnng  fanden,  dos  Missfallens  aller 
»volksparteilichen«  Organe  im  Süden  und  Norden  zu  erfreuen.  Ich  habo 
dieselben  nicht  verändert,  sondern  nnr  etwas  abgekürzt.  Vielleicht  ist 
honte  eher  ein  Urtheil  möglich,  wer  Recht  hatte,  ich  oder  die  Volkspartei. 
»Stoltorum  magister  eventue.«  Ich  wenigstens  bin  immer  noch  der  Meinung, 
es  wäre  besser,  man  schriebe  in  die  Zeitungen  Sachen,  die  auch  nach  Jahr 
und  Tag  noch  richtig  sind,  als  solche,  welche,  wie  gefälschter  Wein,  zwar 
für  den  Augenblick  die  Zunge  kitzeln,  aber  einen  verdorbenen  Magen  hinter- 
lassen. Fiat  applicatio.«  Wenn  er  einen  guten  Rath  von  uns  annehmen 
will,  ist  es  der,  zwischen  seinen  süddeutschen  und  norddeutschen,  vorzüg- 
lich altpreussischen,  Verfolgern  zu  unterscheiden.  Den  süddeutschen,  welche 
ihn  landsmannsebaftlich  zu  den  ihrigen  zu  rechnen  gewohnt  waren  und  die 
hU  zum  Juli  vorigen  Jahres  nicht  verstanden,  was  in  Berlin  und  Paris  vor 
sich  ging,  kann  er  ihrem  Zorn  Über  das,  was  sie  für  eine  Preisgabe  des 
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Südens  an  den  Norden  ansahen,  nicht  so  sehr  verdenken.  Den  Zorn  der, 
aas  begreiflieben  Gründen,  ganz  verwirrt  gewordenen  Frankfurter  hat  er 
übrigens  ausserdem  noch  ganz  besonders  herausgefordert,  ohne  dass  es 
gerade  nöthig  war.  Anders  seine  norddeutschen  Widersacher,  von  denen 
das  Gift  in  letzter  Quelle  allein  gekommen  sein  dürfte.  Ihnen  war  er 
blos  unbequem,  und  die  publizistischen  Waffen,  die  leider  in  Berlin  gang 
und  gebe  geworden  sind,  in  Folge  des  Eindringens  von  Menschen  in  die 
Presse,  die  nicht  hineingehören  und  welche  theilweise  die  blödsinnige 
Reaction  von  Olmütz  bis  zur  Regentschaft,  theilweise  die  wahre  quereile 
allemande  des  Verfasiungskonflikts,  der  nur  vier  Menschen,  staunend  und 
Beschwichtigung  versuchend,  fern  blieben,  auf  dem  Gewissen  hat,  sind 
gegen  ihn  hier,  und  von  hier  aus  auch  auswärts,  gebraucht  worden.  Auf 
diese  Briefe  folgen  »unpolitische  Briefe  an  eine  Dame«  über  die  Bismark  - 
Benedetti- Afraire.  Er  hat  sie  unpolitisch  genannt,  weil  es  ihm  dabei  haupt- 
sachlich darum  zu  thun  ist,  menschlich-persönliche  Züge  für  den  Geschichts- 
schreiber der  Zukunft  zu  fiziren.  Der  Zeitpunkt  scheint  uns  dafür  zu  früh 
gewählt.  Es  ist  ganz  richtig,  wie  er  selbst  es  seinem  Widersacher,  Herrn 
Karl  Mayer  in  Stuttgart  in  den  Mund  legt ,  dass  es  den  Menschen  nicht 
immer  zu  »druckern«  braucht,  wenn  es  ihn  »schreibert«.  Nonum  prematur 
in  annum  —  gilt  am  meisten  von  der  Zeichnung  politischer  Persönlich- 
keiten. Der  Mensch  ist  ein  Wesen  von  vier  Dimensionen,  lang,  breit  und 
tief  —  die  vierte  Dimension  ist  die  Zeit;  er  füllt  sie  in  der  ganzen  Aus- 
dehnung von  seiner  Geburt  bis  zu  seinem  Tode.  Und  es  ist  zu  bedenken, 
dass  bei  der  Schilderung  von  Zeitgenossen  nicht  blos  der  Geschilderte 
noch  nicht  ausgelebt  hat,  sondern  auch  der  Schilderer.  Dann  —  möge 
man  sich  stellen,  wie  man  will  —  ist  es  kaum  möglich,  bei  persönlicher 
Zeichnung  von  Zeitgenossen  den  Gedanken  an  bestimmte  Leser  los  zu  werden, 
zu  denen  sie  vielleicht  solbst  gehören.  Auch  die  übrigen  Leser,  an  die  man 
zu  denken  nicht  umhin  kann,  sind,  eben  als  gemeinschaftliche  Zeitgenossen, 
keine  solche  Leser  die  objektiv,  sondern  solche  die  subjektiv  lesen.  Es 
hilft  nichts,  sich  beim  Schreiben  eine  unpolitische  »Dame«  als  Leserin 
vorzustellen.  Das  würde  nur  Teiresia9  gekonnt  haben.  Wie  es  im  weib- 
lichen Kopfe  aussieht,  das  wissen  wir  nicht  und  können  es  niemals  er- 
fahren, weil  es  die  Frauen  gar  nicht  sagen  können,  und  weil  wir,  wenn 
sie  es  auch  sagen  könnten,  es  nicht  verstehen  könnten.  Auf  solche  voll- 
ständig leere  Vorstellung  wird  man  die  sehr  substantielle  der  wahrschein- 
lichen männlichen  Leser  nicht  los.  Man  schreibt  also  mit  Rücksichten 
dahin  und  dorthin.  Also  kann  man  eben  nicht,  wie  derjenige  soll,  der 
der  Geschichtswissenschaft  dienen  will,  sine  ira  et  studio  schreiben  quornm 
causas  nondum  proeul  habemus.  Politisch  durchgebildete  Völker  —  es  hat 
deren  bisher  nur  zwei  gegeben,  die  Römer  und  die  Engländer  —  haben 
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dergleichen  denn  anch  stete  nach  Kräften  vermieden,  nnd  cum  grano  salis 
gelesen,  was  den  eingeführten  Gebranch  bei  Seite  setzte.  Es  war  nnd  ist 
ihnen  eben  Zeitnngsschriftstellerei  —  nichts  weiter. 

Die  einschlagendste  Auslassang  in  diesen  Briefen  behandelt  den  Ver- 
fall —  oder  wie  es  Herr  Braun  auch  genauer  ausdrückt  —  das  Zurück- 
bleiben des  grossen  Haufens  der  Diplomaten  in  ganz  Europa  hinter  der 
Zeit.  Den  französischen  Diplomaten,  vorzüglich,  wird  ihre  UnkenntnisB 
fremder  Sprachen  vorgeworfen,  nach  des  Fürsten  Bismark  eigenem  Vor- 
gänge in  der  Unterredung  mit  Jules  Favre  in  Ferrieres.  Sprachkenntniss 
ist  natürlich  das  allererste  Erforderniss  dessen,  der  für  sein  Volk  nicht 
Mos  zu  andern  Völkern  sprechen,  sondern  auch  bei  ihnen  hören  und  sehen 
soll,  was  es  bei  ihnen  zu  hören  und  zu  sehen  giebt.  Und  da  hat  denn 
freilich  die  prenssische  Diplomatie  schon  früher  auf  solche  Sprachkundige 
hinzuweisen  vermocht,  wie  Humboldt,  Niebuhr  und  Bunsen,  während  gerade 
bei  den  französischen  Diplomaten  vollständige  Sprachunkenntniss  stets 
die  Regel  gewesen  ist.  Aber  der  Maogel  an  Sprachkenntniss  erschöpft 
die  Vorwürfe  bei  weitem  nicht,  die  der  Mehrzahl  der  europäischen  Diplo- 
maten bis  heute  zu  machen  sind.  Sie  sind  überhaupt  für  ihre  Posten  iu 
ungebildet.  Vor  den  meisten  Zeitungskorrespondenten  im  Auslande,  diesen 
Prirat-Diplomaten,  müssen  sie  sich  schämen.  Die  Leeer  der  Kölnischen 
Zeitung  z.  B.  sind  stets  in  dieser  Beziehung  viel  besser  bedient  gewesen, 
als  die  grosse  Mehrzahl  der  Regierungen.  Das  ist  ansgeprobt,  durch  die 
Folgen;  jeder  Journalist  weiss  es.  Die  Noth wendigkeit  der  Aenderung  in 
der  Art,  wie  Diplomaten  erzogen  und  beschafft  werden,  bt  aber  auch  jetzt 
überall  anerkannt  und  Preussens  Vorgang,  zu  nehmen  was  es  brauchen 
kann,  da  wo  selbstständiges  Urtheil  nöthig,  beginnt  überall,  auch  in  Frank- 
reich, Nachahmung  zu  finden.  Der  Journalist  Prevost  Paradol,  den  die 
kaiserliche  Regierung  nach  Washington  schickte,  war  wirklich  ein  Franzose, 
der  fremde  Sprachen  sehr  gut  kannte,  und  fremde  Völker  zu  beurtheilen 
reretand.  So  gut  begriff  er  Frankreichs  Lage,  sobald  er  draus sen  und 
die  Kriegserklärung  erfolgt  war,  dass  er  sich  alsbald  erschoss.  Er  sah, 
dass  nichts  mehr  zu  thun  und  nichts  zu  berichten  war,  und  dass  er,  als 
französischer  Gesandter,  in  jenem  Augenblick  zu  einer  verlorenen  nnd 
lächerlichen  Figur  geworden  war;  er  büsste  für  die  Urteilslosigkeit  der 
französischen  Diplomatie.  Die  dadurch  nicht  aufgehaltene  Reform  der 
europäischen  Diplomatie  wird  keine  der  schlechtesten  Früchte  des  Krieges 
sein.  Und  sie  wird  dazu  beitragen,  den  Frieden  zu  sichern. 

Unter  den  Kulturbildern  aus  früherer  Zeit,  welche  des  Kontrastes 
wegen  Aufnahme  fanden,  dient  das  den  Feldzügen  in  Südwestdeutschland 
zur  Zeit  der  grossen  französischen  Revolution  entnommene,  welches  an  den 
Tod  des  Republikanergenerals  Marceau  im  Westerwald«  geknüpft  ist,  diesem 
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Zwecke  dos  Kontrastes  ganz  besonders.  In  dasselbe  hat  nämlich  das  Tage- 
buch eines  deutschen  Soldaten  Aufnahme  gefunden,  wahrscheinlich  eben 
desjenigen,  der  den  französischen  General  erschoss,  welches  Herr  Braun 
in  Wied  entdeckt  und  abgeschrieben  hat,  und  welches,  für  Kenntniss  der 
Auffassung  der  zeitgenössischen  Geschichte  im  Kopfe  des  gemeineu  Mannes 
gleichen  Werth  mit  der  »Erzählung  eines  preussischen  Deserteurs  aus  dem 
siebenjährigen  Kriege«  beanspruchen  kann,  die  Gustav  Freytag  in  seine 
Bilder  au»  der  deutschen  Vergangenheit  aufgenommen  hat.  Aber  dies 
gerettete  National-Kigenthum  wollen  wir  auch  unserm  Leser,  da  das  Stück 
nicht  lang,  nicht  Torenthalten.  Der  Verfasser  heisst  Hodlcr,  ist  im  Jahre 
1 772  in  Neuwied  geboren,  wo  er  auch,  als  alter  Invalid  —  wie  ihn  Knaus 
so  treffend  gemalt  hat  —  gestorben  und  begraben  ist.  Was  er  im  Kriege 
sah,  erzähle  er  nun  selbst.   Das  Tagebuch  hebt  so  an: 

.Anno  1792  nahm  ich  Dienst  bei  8einer  Gnaden  dem  Prinzen  Friedrich 
(?on  Wied-Runkel)  in  dessen  Dragonerregiment,  welches  ans  lauter  Wallonen 
bestand.  Ich  war  also  in  holländischen  Diensten  und  rückte  am  17.  Mai 
mit  dem  Regiment  bot  Cbarleroi  ins  Gefecht.  Wir  kamen  zusammen  mit 
dem  Regiment  Blankenstein- Hasaren  gegen  die  Franzosen,  wo  die  Fran- 
zosen das  Weite  suchten.  Am  18.  Mai  griffen  die  Franzosen  urw  an,  wo  ich 
gefangen  und  nach  Cainbray  gebracht  wurde.  Von  da  wurde  ich  mit  anderen 
Gefangenen  nach  Paris  geschleppt,  allwo  ich  viele  Deutsche  Prinzen  und 
Herren  antraf.  Da  war  der  durchlauchtige  Prinz  von  Wied,  der  Prinz 
von  Homburg,  ein  Prinz  von  Hohenlohe-Langenburg  etc.;  dann  in  summa 
vier  Grafen  von  Leinigen,  ein  Graf  von  Coloredo-Mansfeld,  Herr  Graf  von 
Hatzfeld  nebst  Gemahlin,  eine  Prinzessin  von  Nassau-Saarbrücken;  sowie 
auch  Engländer  und  Spanier,  Alle  zusammen  in  Hoteil  Luxemburg.  Da- 
selbst lebte  ich  in  grosser  Armuth,  wurde  aber  unterstützt  von  den  Deutschen 
Herrn.  Sechs  Monath  dürft1  ich  nicht  aus  dem  Haus  gehn.  Hernach  dürft* 
ich  frei  in  die  Stadt  gehn,  aber  Abends  um  7  Uhr  musst'  Alles  wieder  im 
Hausse  sein;  denn  da  sah  der  Portjeh  nach;  auch  waren  alle  Tage  26  Mann 
Schandarmen  auf  der  Wacht  in  dem  Hausse. 

Anno  1704  am  17.  Juni  Nachts  um  11  Uhr  bin  ich  endlich  mit  dem 
Herrn  Grafen  von  Coloredo  und  den  beiden  Gebrüdern  und  Grafen  von 
Leiningon- Westerburg  aus  der  Gefangenschaft  entkommen.  Das  gelang 
erst  nach  vielen  Versuchen,  die  ich  mit  diesen  Herrn  unternommen  hatte, 
allwo  sie  mir  bei  brennender  Kerze  schwuren,  mich  niemals  nicht  zu  verlassen, 
ich  sollte  nur  standhaft  bleiben,  welches  ich  auch  gethan;  und  so  seind 
wird  glücklich  durch  Frankreich  durch  nach  Lyon,  wo  noch  Alles  in  Auf- 
stand war.  Daselbsten  blieben  wir  bis  andern  Tags,  wo  ich  auf  der  Strasse 
die  Pariser  Zeitangen  ausrufen  hörte,  dass  nämlich  die  Grafen  von  Leiningen 
r.ud  der  Graf  Colorodo,  nebst  Bedienten  (das  war  ich)  dessentirt  wären. 
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Wir  waren  auch  signalisirt.  Und  so  kaufte  ich  Solches  für  4  Sols  und 
brachte  es  in  das  Hotell  der  4  Hüte,  wo  wir  wohnten,  wo  nun  gleich 
Haarzopf  und  Schnurrbart  abgemacht  wurden;  und  dieweil  der  Herr  Erb- 
graf ein  wenig  schief  gewachsen  waren,  so  kaufte  ich  etwas  Baumwolle 
und  machte  selbst  den  Rock  in  Ordnung,  dass  nichts  mehr  zu  sehn  war. 
Und  so  hiess  es  dann,  wir  sollten  uns  trennen,  ich  solle  mit  dem  Herrn 
Erbgrafen  sehen,  wie  ich  durchkäme;  der  andere  Graf  Leinigen  aber  solle 
mit  dem  Grafen  Coloredo  versuchen,  durchzukommen.  Ich  aber  sagte,  ich 
wäre  kein  Judas,  ich  wiisst'  dass  3000  Francs  pro  Kopf  auf  sie  gesetzt 
wären,  wer  sie  habhaft  machte,  aber  ich  bliebe  treu.  Da  sagte  der  Graf 
Coloredo:  >Nein,  wo  der  Hodler  bleibt,  da  bleib'  ich  auch.«  So  wurde 
gleich  Ton  allen  Vier  die  Reise  von  Lyon  gemeinschaftlich  angetreten  mit 
Eitrapost  nach  GennefT  (Genf),  wo  wir  auch  glücklich  ankamen.  Von  da 
wurde  die  Reise  fortgesetzt  nach  Italien,  wo  der  Graf  Coloredo  nach  Wien 
reiste,  und  ich  in  Mailand  Dienst  genommen  bei  dem  österreichischen 
Jäger  -Regiment  Cliasseurs  de  Leloup  auf  die  Dauer  des  Kriegs,  wo  ich 
in  denen  italienischen  Staaten  hin  und  wieder  marschirt  bin,  auf-  und  ab- 
wärts. Wir  lageu  auch  eine  Zeit  lang  in  Mantua,  einer  sehr  ungesunden 
Festang,  von  den  Flüssen  Minschoh  (Mincio)  und  einer  Art  See  umgeben. 
Von  da  wieder  weggemarschirt  bis  Cremona,  schöner  Stadt  am  Po.  Von 
da  wieder  weiter.  Durch  viele  Städte  und  Dörfer  durchgekommen  bis 
Verona,  Festung  an  der  Etsch,  ist  etwas  mit  Bergen  umgeben.  Da  haben 
wir  viele  Leute  verloren,  beim  Uebergang  über  die  Esch.  Von  da  seindt 
wir  in  Eilmärschen  nach  Innspruck  marschirt,  und  dann  nach  dem  Ober- 
rhein, naoh  Freyburg  im  Breisgau.  Und  von  da  nach  Rastatt  und  die 
Bergstraas'  hinunter  bis  nach  Heidelberg.  Hier  das  erste  Mal  wieder  in 
das  Feuer  gekommen  unter  Befehl  des  General  Kilmeyer.  Der  Oberbe- 
fehlshaber war  Herr  General  von  Wurmbser.  Wo  wir  die  Franzosen  ge- 
schlagen und  Neckarau,  ein  Dorf,  eingenommen  haben  und  Mannheim  be- 
lagert, wo  ich  2  Offiziere  von  den  Franzosen  todt  geschossen  habe.  Den 
10.  Oktober  von  da  wegmarschirt  nach  Kirn  an  der  Nahe,  wo  alsdann  ' 
Waffenstillstand  geschlossen  wurde. 

Anno  1794  den  17.  April  wurde  der  Waffenstillstand  wieder  anf gehoben. 
Um  12  Uhr  griffen  uns  die  Franzosen  mit  dem  Bajonett  an,  allwo  der 
Herr  Reichsgraf  als  General  kommandirt  hat,  und  wir  uns  über  Sobern- 
heim zurückzogen  nach  Kirchheim-Bolanden,  über  Grünstadt  nach  Mann- 
heim, über  den  Rhein.  Und  so  seind  wir  alle  Tage  roterirl  Ueber  Carls- 
ruh  nach  Durlach,  nach  Freudonatadt,  in  das  Kinsig-Thal,  allwo  wir  die 
Franzosen  im  Wald  attakirten.  Hab  1  Tambour,  1  Offizier  und  2  Gemeine 
todtgeschoesen.  Von  da  aus  wieder  reterirt,  über  Freudenstadt  nach  Wild- 
}>ad,  nach  Calb  und  von  da  nach  Metsch.   Bei  dieser  Affär  verloren  wir 
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7  Offizier  and  160  Mann  Todte  and  Blessirte.  Von  da  eeind  wir  wieder 
zurück  nach  Durlach,  Weiller,  Ellendingen,  rforzheim  und  Ludwigsburg. 
In  denen  Weinbergen  daaelbsten  5  Franzosen  todtgeschossen.  Von  da  nach 
Canstadt,  dann  nach  Esslingen.  Das  Feuer  angefangen  Morgens  um  8  Uhr; 
bis  Mittag.  Um  12  Uhr  die  Brücke  abgetragen,  weil  sie  uns  sonst  zum 
Nachtheil  war.  Habe  bis  5  Uhr  Abends  13  Franzosen  todtgeschossen;  and 
meine  Büchse  war  so  schmatzig,  dass  die  Kugel  fast  nicht  mehr  den  Lauf 
hinunterging;  und  sowie  ich  einmal  ein  Bisschen  hinter  dem  Baum  her- 
vorging wurde  mir  der  Hut  vom  Kopf  herunter  geschossen.  Von  da  seiod 
wir  wieder  weg  nach  Scharndorf,  nach  Possenhofen,  nach  Langenau  and 
nach  Dötlingen.  Da  haben  uns  die  Franzosen  angegriffen  unter  dem  Be- 
fehl des  General  Morro  (Moreau)  and  uns  zurückgeschlagen.  Von  da  seind 
wir  über  die  Donau  und  dann  an  den  Lecbfluss  und  nach  Kaisersheim. 
Den  ganzen  Tag  im  Feuer  gestanden;  1  Offizier  todtgeschossen ;  dann 
1  Pferd  Beute  gemacht  und  45  Karolin  und  eine  goldene  Uhr  und  2  goldene 
Ring,  wo  ich  noch  den  Finger  mit  dem  Säbel  abhauen  rausste,  welche  ich 
meiner  Schwester  zu  Neuwied  als  Andenken  verehrt  habe.  Von  da  nach 
Regensburg  und  über  die  grosse  Strasse  nach  Neumack,  wo  wir  200  Fran- 
zosen gefangen  bekamen.  Von  da  nach  Nürnberg,  wo  uns  die  Königlich 
Preußischen  gelben  Husaren  begleiteten  bis  Erlangen,  wo  unsere  Offiziere 
Alles  bezahlten,  diweU  wir  auf  der  Seiten  abgetheilt  waren.  (?) 

Auf  der  Strasse  nach  Bamberg ,  wo  ich  detaschirt  ward  mit  Herrn 
Lieutenant  von  Bellheim  die  Mühle  anzugreifen,  wo  aber  der  gute  Lieutnant 
gleich  todt  geschossen  wurde  und  gleichfalls  noch  etzliche  von  unaern 
Jägern  blessirt  wurden.  Aus  Erbitterung  musste  da  die  Mühle  angestochen 
(angezündet)  werden.  Wie  sie  nun  brannte,  wollten  sich  jetzt  diese  Hacker 
ergeben,  aber  sie  mussten  Alle  in  eine  andere  Welt  geschafft  werden.  Von 
da  die  Strasse  nach  Würzburg.  Von  da  über  den  Main  und  durch  den 
Spessart.  In  dem  Walde  5  Fransosen  gefangen  und  1  Uhr  und  2  Kronen- 
thaler  Beute  gemacht.  Bei  Aacbaffenbnrg  in  denen  (iärten  2  Franzosen 
todtgeschossen.  Von  da  nach  Frankfurt  a.  M.,  nach  Königstein  im  Taunus 
und  nach  Limburg  an  der  Lahn.  Allda  ein  heftiges  Feuer  ausgehalten, 
weil  die  Franzosen  auf  dem  Kopf  Geschütz  stehn  hatten  und  uns  mit 
Kartätschen  begrüssten.  Von  da  nach  Freiliugen,  welches  die  Franzosen 
angestochen  und  alle  Wagen  quer  auf  die  Strasse  gef ihren  und  aufgestellt 
hatten,  damit  wir  nicht  durch  sollten;  wo  wir  aber  unterhalb  Freilingen 
durch  die  Wiesen  gingen  und  durch  den  Wald  an  dem  Hofköpfchen  vorbei, 
wo  die  Franzosen  die  Kanonen  stehen  hatten.  Wir  schössen  mit  den  Büchsen 
danach ;  es  war  aber  zu  weit.  Endlich  kamen  die  österreichischen  Husaren 
von  Borke,  welche  uns  Luft  machten  und  die  Strasse  bis  nach  dem  Hohen- 
Born  verfolgten,  wo  sie  bei  der  Wiese  2  Kanonen  aufführten  und  die 
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Strasse  deckten.  Es  blieb  ein  Husar  von  Borke  todt.  Ich  machte  10  Karolin  Beate 
and  ein  Pferd;  in  dem  Mantelsack  war  ein  Stück  Weisszeug  von  30  Ellen. 

In  dem  Walde,  wo  Herr  General  Masso  (Marcean)  « 

Herr  Braun  fährt  dann  fort:  »Wenn  man  mit  äusserster  Spannung  an 
diesen  kritischen  Punkt  gelangt  ist,  so  findet  man  nichts  als  eine,  offenbar 
von  derselben  Hand  herrührende,  aber  mit  an  dererTinte  geschriebene  Notiz, 
lautend:  »Zum  19.  Sept.  1796,  viel  hierzu  ausgestrichen  worden  « 

Der  Glaube  in  Neuwied,  dass  es  Hoctter  gewesen  sei,  der  den  General 
Marceau  erscboss,  beruht  nämlich  auf  seiner  eigenen  Erzählung.  Das  Ab- 
brechen im  Tagebache  versucht  Herr  Braun  so  zu  erklären:  »Offenbar 
hat  das  Tagebuch  ursprünglich  eine  ausführliche  Erzählung  über  den  Tod 
Marceau's,  sowie  über  Hodler's  Äntheil  an  demselben  enthalten;  HodUr 
hat  aber  nicht  für  gut  befunden,  dieselbe  in  die  spätere  Aufzeichnung  mit 
hinüberninehmen.  Er  hat  in  seinem  Manuskripte  an  dieser  Stelle  den  Baum 
abgehauen,  aber  den  Stumpf  oder  den  Stock  stehen  lassen  (nämlich  die 
Worte:  »In  dem  Walde,  wo  Genaral  Masso«)  als  Wahrzeichen,  was  ehemals 
dort  geschrieben  gestanden.  Ueber  das  Motiv  dieser  Omission  Bind  uns 
in  Ermangelung  authentischer  Mittheilungen  nur  Vermuthungen  gestattet. 
Er  mochte  wohl  Zweifel  gehabt  haben,  ob  sein  Verfahren  ganz  kriegsrecht 
war,  oder  von  den  Franzosen,  welche  wohl  zu  jener  Zeit,  da  er  von  seinen 
Kriegsfahrten  nach  Neuwied  zurückgekehrt,  als  fürstlicher  Jäger  zu  seiner 
stillen  Erbauung  seine  Kommentarien  de  hello  gallico  in's  Beine  schrieb,  in  * 
Deutschland  gerade  die  erst  1813  gebrochene  Fremdherrschaft  in  schlimmster 
Art  übten,  als  kriegsgerecht  betrachtet  würde.«  Es  ist  aber  auch  noch  eine 
andere  Erklärung  möglich,  nämlich  dass  er  gar  nicht  sicher  gewusst  hat, 
ob  er  den  General  erschoss,  aber  damit  renommirt  hat,  als  die  Franzosen 
zurückgedrängt  waren,  und  dass  später  sein  Gewissen  ihn  die  Stelle  aus- 
streichen liess.  Gemeine  Leute  sprechen  die  Unwahrheit  leicht  hin,  zittern 
aber  dabei,  wenn  es  zum  schreiben  kommt,  das  für  sie  immer  eine  Sache  mit 
heiligem  Gerüche  ist.   Das  ist  tiefer  und  zwar  wohlbegründeter  Instinkt. 

Im  Tagebuche  heisst  es  dann  weiter :  »Von  da  nach  Altenkirchen  und 
nach  Hasselbach,  wo  wir  noch  etwas  Widerstand  fanden.  Dann  nach  Sieg- 
burg und  von  da  nach  Olpe  in  das  Winter-Quartier.  Hernach  wieder  zum 
Regiment  nach  Italien,  wo  wir  unter  dem  Befehl  des  Generals  von  Melas 
stunden,  welcher  das  Oberkommando  führte;  aber  meine  letzte  Affäre  war 
bei  Marengo,  den  14.  Juni  1800,  wo  unser  Regiment  aufgelöst  wurde.  Ich 
ging  nach  Deutschland  zurück.  Ich  habe  die  goldene  Medaille  als  der 
älteste  Oberjäger  von  Heim  Hauptmann  von  Barge  seiner  Kompagnie. 
Ich  diente  6  Jahre  und  9  Monate  bei  dem  hochlöblichen  Kegiment  Chasseurs 
de  Leloup.  Ich  bin  zweimal  nach  Italien  marschirt  und  wieder  heraus; 
ich  habe  gute  und  böse  Tage  verlebt  aber  doch  vergnügt.« 
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Der  Kontrast  zwischen  dem  deutschen  Soldaten  von  damals  und  dem 
deutschen  Soldaten  von  heute,  den  Herr  Braun  zieht,  ist  allerdings  lehrreich : 

»Seit  Marceau'a  Tod  sind  Dreiviertel-Jahrhundert  vciflossen.  Welch' 
ein  Umschwung  der  Dinge !  Im  Anfang  der  neunziger  Jahre  waren  beide 
der  General  Marceau  und  der  Oberjä^cr  Hodler  typische  Figuren,  der 
eine  für  Frankreich,  der  andere  für  Deutschland. 

Hodler  konnte  zwar  schreiben,  dos  beweist  sein  Tagebuch;  nnd  ich 
versichere  hiermit  allen  Denjenigen,  welche  geneigt  sein  sollten,  in  meiner 
Erzählung  irgendwie  einen  novellistischen  Aufputz  finden  zu  wollen,  dass 
ich  meinen  Auszug  mit  wahrhaft  diplomatischer  Treoe  aus  dem  noch  vor- 
handenen Original  abkonterfeit  und  mich  überhaupt  bemüht  habe,  die 
Geschichte  vom  Tode  Marceau's  von  allen  RomaoRitteru,  womit  man  sie 
zu  zieren  gedachte  und  sie  entstellt  hat,  zu  reinigen  nnd  in  ihrer  ursprüng- 
lichen historischen  Einfachheit  wiederherzustellen,  welch«  ergreifender  ist, 
alle  jene  sentimentalen  Zuthaten.  Aber  wenn  Hodler  auch  schreiben  konnte, 
so  war  er  doch,  trotz  seiner  Troue  als  Jäger  und  Soldat,  eigentlich  nur 
ein  Leibeigener;  wenn  nicht  rechtlich,  dann  doch  faktisch  nnd  namentlich 
seiner  eignen  Weltanschauung  nach.  Unterthan  des  fürstlichen  Hauses 
Wied,  das  damals  noch  Reichsumnittclbarkeit  und  Reichsatandschaft  hatte, 
begleitete  er  einen  Prinzen  von  Wied  nach  den  Niederlanden.  Der  Prinz 
Wird  dort  Obrist  eines  wallonischen  Regiments.  Folglich  tritt  der  Diener 
als  Soldat  in  das  Regiment  ein.  Wie  der  Herr,  so  der  Knwht;  er  bat 
natürlich  für  Holland  kein  Herz.  Er  ist  kein  Wallone,  sondern  ein 
Deutscher.  Es  ist  nur  die  feudale  Treue,  die  er  »seinem  Priuzen«  schuldet 
was  ihn  in  ausländische  Kriegsdienste  führt;  und  hätten  die  Holländer 
einen  Krieg  wider  Deutschland  angefangen,  so  würde  ihm  das  nicht  den 
geringsten  Gewissensskmpel  gemacht  haben.  Er  würde  sich  gegen  Deutsch- 
land nicht  weniger  tapfer  geschlagen  haben,  wie  dafür.  Das  National- 
gefühl ist  ihm  fremd.  Sein  Prinz  ist  ihm  sein  Vaterland.  Er  hat  mit 
Deutschland  keinen  Zusammenhang,  als  den  durch  das  Haus  Wied.  Die 
Kriegsgefangenschaft  trennt  ihn  von  »seinem  Prinzen«  und  hindert  ihn  an 
der  Heimkehr.  Was  thut  crV  Er  sucht  sich  einen  anderen  Herrn.  Er 
findet  ihn  zunächst  bei  dem  Grafen  Coloredo,  an  welchem  er  orthopädische 
Versuche  macht.  Er  trägt  Alles  mit  Gleichmuth.  Nur  als  die  Grafen 
an  seiner  feudalen  Treoe,  die  er  bei  brennender  Kerze  geschworen,  zu 
zweifeln  scheinen,  da  protestirt  er  und  wird  beinahe  grob,  selbst  den  »hohen 
Herrschaften«  gegenüber.  Dann  geht  er  in  den  Besitz  des  Grafen  Leiningen- 
Westerburg  über,  eines  alten  Recken,  dessen  Stammburg  ebenfalls  am 
Fusse  des  Westerwal  les  liegt  und  der,  hoch  in  Jahren,  als  österreichischer 
Gouverneur  in  Mainz  gestorben.  Auch  als  Hodler  wieder  nach  Hause 
zurückgekehrt  und  fürstlicher  Förster  auf  dem  Jagdschlösse  Monrepos  ge- 
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worden,  bewahrt  er  dem  alten  Haudegen,  natürlich  immer  nur  mitErlaubniss 
Beines  fürstlichen  Herrn,  und  also  legitimer  Weise,  noch  bis  zum  Tode  in  der 
einen  Herzkammer  so  ein  bisschen  feudale  Nebentrene.  So  ist  er  denn  durch 
das  Leben  nnd  auB  dem  Leben  gegangen,  offenbar  in  dem  redlichen  Bewusst- 
sein  treuer  Pflichterfüllung.  Hat  er  ja  doch  nach  Wunsch  seines  jeweiligen 
Herrn  möglichst  viel  Wild  und  möglichst  viel  Franzosen  geschossen. 

Vergleichen  wir  mit  diesem  Soldaten  von  1796  einen  deutschen  Soldaten 
von  1871.  Er  dient  nicht  einem  Privat- Herrn,  sondern  dem  Staate;  nicht 
einem  einzelnen  Dynasten,  sondern  dem  ganzen  Vaterland;  nicht  in  einem 
fremden  Lager,  sondern  in  dem  grossen  deutschen  Heerbann;  nicht  »seinem 
Prinzen«  oder  »seinem  Oberst«,  sondern  dem  deutschen  Reich  und  dem 
deutschen  Kaiser,  dem  obersten  Feldherrn  sämmtlicher  deutschen  Heere. 
Der  deutsche  Soldat  von  1871  ist  kein  Leibeigener  mehr,  weder  dem 
Rechte  nach,  noch  den  Thatsachen  nach,  nooh  der  Gesinnung  nach.  Er 
ist  ein  freier  Bürger,  der  zu  den  Waffen  greift,  wenn  das  Vaterland  ruft. 
Er  ist  erlöst  von  dem  Fluche  des  Kosmopolitismus,  der  uns  in  allen 
fremden  Ländern  umhertrieb,  nnd  des  Partikularismus,  der  uns  an  eine 
enge  und  kleine  Scholle  Landes  bannte.  Er  hat  eine  Heimath,  nnd  diese 
Heimath  ist  gross.  Es  ist  das  ganze  deutsche  Vaterland,  das  gross  und 
mächtig  dasteht  und  dessen  Flagge  geachtet  ist  auf  allen  Meeren  und  bei 
den  entferntesten  Völkern  der  Erde.  Es  ist  kein  Fleck  und  kein  Winkel 
Deutschlands  mehr,  wo  er  nicht  zu  Hause  wäre,  von  dem  er  nicht  sagen 
könnte:  Auch  dieses  Stück  deutscher  Erde  habe  ich  vertheidigt  nnd  ge- 
rettet vor  der  Fremdherrschaft;  auch  hier  bin  ich  Iniander  und  geniesse 
mit  dem  Eingebornen  die  nämlichen  Rechte.  Der  deutsche  Soldat  von 
1871  ist  nicht  mehr  ein  Halbwilder,  der  den  Krieg  wie  die  Jagd  betreibt 
and  darauf  ausgeht,  Beute  zu  machen.  Er  ist  Träger  der  Kultur  nnd 
Gesittung;  nnd  es  ist  nicht  zuviel  gesagt,  wenn  man  behauptet:  In  dem 
deutschen  Heere  flieset  das  edelste  und  beste  Blut  der  deutschen  Nation.« 

Nicht  so  glücklich  scheint  uns  der  Versuch  gelungen,  den  umgekehrten 
Kontrast  in  Frankreich  nachzuweisen,  nnd  zwar  wie  folgt:  »Und  nun  be- 
trachten wir  den  Niedergang  in  Frankreich. 

Wer  vermag  zu  läugnen,  dass  trotz  aller  schmutzigen  nnd  blutigen 
Blätter,  welche  damals  der  Sansknlottism  der  französischen  Geschichte  ein- 
verleibt, doch  durch  die  Nation  ein  Zog  der  Begeisterung,  der  Aufopferungs- 
fähigkeit und  des  Heldeninutbs  ging,  der  ihr  heutzutage  fremd  ist?  Es 
war  das  Aufathmon  von  schwerem  Druck  im  Innern,  den  man  durch  he- 
roische Anstrengungen  abgeschüttelt,  uud  zugleich  die  Empörung  gegen 
die  Einmiichungige  üste  des  Auslandes.  Es  war  ein  fast  erhabener  Fana- 
tismus, wie  wir  ihn  nur  zur  Zeit  der  Kreuzzüge  im  ganzen  Abendlande 
nnd  zur  Zeit  der  Befreiungskriege  in  Deutschland  nnd  Spanien  sahen.  Es 
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war  wirklich  ein  Kampf  für  die  errungenen  Rechte  im  Innern  und  für  die 
nationale  Unabhängigkeit  nach  Aussen,  für  welche  man  voll  Enthusiasmus 
kämpfte,  oder  zu  kämpfen  glaubte.  Was  ist  dagegen  die  Republik  von 
heute,  welche  das  von  ihr  gestürzte  Kaiserreich  schmäht  und  doch  überall 
in  seine  Fussstapfen  tritt;  welche  im  Klsass  Volksabstimmung  begehrt 
nud  sie  in  Nizza  verweigert,  welche  im  Auftrag  des  Volks  zu  regieren 
behauptet  und  doch  dem  Volk  die  Wahlen  verweigert,  so  lange  bis  sie 
Graf  Bismarck  durch  die  Parker  Kapitulation  dazu  zwingt;  welche  in  sich 
getheilt  in  Paris  den  Frieden,  und  in  Bordeaux  den  Krieg  bis  aufs  Mesber 
predigt  und  an  die  Stelle  der  Kondottiere  Napolton's  nur  die  Kondottieie 
Gambetta's  gesetzt  hat.  Männer,  wie  den  »Bürger  BossignoU  findet  man 
zu  Tausenden,  Männer,  wie  den  General  Marceau,  nirgends  im  heutigen 
Frankreich.   Das  ist  der  Unterschied  zwischen  Damals  und  Jetzt« 

Die  Franzosen  sind  heute  wie  damals  dem  Maasenaufruf  willig  gefolgt, 
und  haben  sich  nicht  weniger  aufopfernd  geschlagen.  Sie  hatten  es  eben 
mit  anderen  Gegnern  za  thun,  sowohl  anderer  Mannschaft,  wie  anderen 
Führern,  denen  weder  ihre  Mannschaft  noch  ihre  Führer  entfernt  gewachsen 
waren,  und  gerade  so  unlogisch  wie  heute,  verfuhren  kie  damals,  und  ge- 
rade so  wahnsinnig,  wie  wir  sie  heute  unter  sich  wüthen  sehen,  haben  sie 
damals  gewüthet.  Wir  haben  eben  seit  1792  die  Gallier  wieder  vor  uns,  von 
welchen,  obgleich  sie  stets  millionenweis  existirten,  seit  den  Aufständen  des 
Vercingetorix  vnäClaudius  Civilis  in  der  Geschichte  auch  keine  Spur  zu  sehen 
gewesen  ist.  Aber  da  sind  sie  nun  einmal.  Im  ersten  Wieder* Auftauchen 
rannten  sie  das  verdutzte  Europa  über  den  Haufen,  wie  die  Hunnen.  Jetzt 
sind  sie  wenigstens  in  ihr  Land  eingesperrt  und  es  muss  abgewartet  werden, 
ob  nun  nicht  vielleicht  das  wahre  gallische  Gemeinwesen  auftaucht,  welches 
romanische  und  germanische  jetzt  verschwundene  Herrscher  ihnen  so  lange 
vorenthalten  haben.  Man  versteht  manches,  das  in  Frankreich  vor  sich 
geht,  anders  und  leichter,  wenn  man  viel  mit  Irländern  verkehrt  hat. 

Ein  anderer  Rückblick  ist  dem  Erwachen  dee  deutschen  Nationalgeistes, 
von  dem  der  Soldat  und  Leibjäger  Hodler  noch  nichts  weiss,  im  höchsten 
Stande,  nämlich  dem  Fürstenstande  gewidmet,  und  zwar  bei  einem  Mit- 
glieJe  derselben  Fürstenfamilie,  deren  Dienstmann  jener  Jäger  gewesen 
war.  Der  Briefwechsel  des  Prinzen  Victor  von  Wied,  der  1812  im  Kampfe 
gegen  Frankreich  in  Spanien  seinen  Wunden  erlag,  und  welchem  E.  W.  Arndt 
ein  Denkmal  gesetzt  hat,  mit  seiner  Mutter,  einer  geborenen  Fürstin  von 
Sayn,  ein  Briefwechsel  der  sich  über  zwölf  Kriegsjahre  erstreckt,  ist  eine 
Quelle  für  die  deutsche  Geistesgetchichte,  die,  obgleich  sie  seit  lange  ge- 
druckt vor  liegt,  in  der  That  bis  jetzt  zu  wenig  Beachtung  gefunden  hat. 
Herr  Braun  hat  sie,  reizend  gezeichnete  Kulturbilder  der  eigenen  Feder 
einstreuend,  vortrefflich  zu  vetwerthen  verstanden. 
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Es  folgen  dann  Figuren  von  Deutschen  in  Paris  ans  den  Jahren  1865 
bis  1870,  der  pfälzische  Reichsverfassongskämpfer  Schambatist  (Jean 
Baptistt)  den  die  Politik,  nnd  ein  hessischer  Strassenkehrer,  den  die  hessen- 
darmstädtische  Ehegesetzgebung  auf  das  Pflaster  der  französischen  Haupt- 
stadt geworfen  hatte.  Es  sind  Figuren,  die  jeder  Deutsche,  der  in  Paris 
wir,  gesehen  hat,  und  wie  wir  sie  jetzt  so  massenweise  zurückbekommen 
haben.  Jedenfalls  sind  beide  hier  praktisch  illustrirte  Ursachen  der  Aus- 
wanderung nach  Paris  jetzt  weggefallen.  Ob  die  Auswanderung,  trotzdem 
es  die  Franzosen  dem  deutschen  Auswanderer  jetzt  so  unbehaglich  wie 
möglieh  machen,  auch  wegfallen  wird,  ist  eine  zweite  Frage. 

Ein  Bild  der  Rohheit  des  deutschen  Lebens,  auch  in  Elsass-Lothringen, 
im  sechszehnten  Jahrhundert  ist  »Der  Trank  zu  Bitsch«,  ein  Tagebuch- 
stück, dessen  Inhalt  und  Form  es  dem  Tagebuche  des  Ritters  von  Schwei- 
nicken  aus  Liegnitz  aus  derselben  Zeit  würdig  anreihen.  Wir  mussten 
übrigens  gestehen,  dass  auch  uns  anfangs  der  Verdacht  aufgestiegen  int, 
den  ein  Hauptmann  des  deutschen  Heeres  äusserte,  welchem  Herr  Braun 
das  Bruchstück  zuerst  im  Felde  vorlas,  nämlich,  dass  er  selber  es  erfanden 
und  nach  jenem  Vorbilde  ausgearbeitet  habe.  Wir  bitten  um  Verzeihung; 
die  Angabe  der  Quelle  hat  unsern  Verdacht  natürlich  entwaffnet  Hier 
ist  die  Antwort  des  Verfassers  auf  die  Aeusserung  jenes  Verdachts: 

»Nein,  Capitano,  da  irren  Sie  sich  doch.  Ich  wollte,  ich  könnte  eo 
was  erfinden  und  so  richtig  den  Ton  des  16.  Jahrhunderts  treffen.  Allein 
ich  darf  mich  nicht  mit  fremden  Federn  schmücken.  Die  Geschichte  steht 
wirklich  wörtlich  in  der  „Zimmerischen  Chronik".« 

»„ZimmeriBche  Chronik,  was  i3t  das?   Nie  was  davon  gehört!"« 

»Es  ist  die  Geschichte  einer  reichsritterschaftlichen,  später  graflichen 
Familie  Schwabens,  derer  von  Zimmern,  welche  sich  auch  zuweilen  Zim~ 
kern  schrieben,  um  anzudeuten,  dass  ihre  Vorfahren  schon  in  alten  Zeiten 
in  Gemeinschaft  mit  den  Teutonen  das  alte  römische  Reich  unsicher  ge- 
macht hatten.  Diese  Chronik  stammt  aus  dem  15.  uud  IG.  Jahrhundert 
und  ist  für  die  Geschichte  dieser  Zeit  eben  60  reich  als  zuverlässig, 
während  sie  sich  über  die  früheren  Perioden  vielfach  in  Fabeln  ergeht. 
Wer  ihr  Verfasser  ist,  kann  man  von  ihr  so  wenig  Ragen,  wie  von  den 
nnsterblichen  Gesängen  Homeros.  Ein  ganzes  Geschlecht  hat  daran  gear- 
beitet Es  scheint,  ein  Jeder  der  Grafen,  welcher  die  Feder  za  fuhren 
rer3tand,  namentlich  aber  im  16.  Jahrhundert  die  Grafen  Frowein  und 
Wilhelm,  haben,  was  ihnen  wissenswerth  dünkte,  aufgeschrieben,  und  zwar 
Anfang!  auf  lose  Blätter  und  Bogen;  die  hat  man  denn  später  zu  statt- 
lichen Bunden  zusammengebunden;  und  endlich  ist  in  dem  dritten  Viertel 
des  16.  Jahrhunderts  ein  gelernter  Redaktor  darüber  gekommen  nnd  hat 
das  Ganze  zusammengeschrieben  in  ein  zierliches  Deutach,  das  ich  meiner- 
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seitA  in  Abschrift  oder  dem  Auszog,  den  ich  Ihnen  vorgelesen,  etwas 
verdorben,  d.  h.  von  vielen  schwäbisch -alemannischen  Dialekt- Eigen- 
tümlichkeiten ,  welche  heut  za  Tage  das  Verständnis«  erschweren,  ge- 
reinigt habe.c 

»Entstanden  ist  die  Chronik  auf  dem  Sehloase  Zimmern,  welches 
zwischen  dem  alemannischen  Rottwil  und  dem  schwäbischen  Oberndorf; 
unweit  des  Neckar  liegt.  Der  Schluas-  Redaktor  war  Hans  Müller  aus 
Messkixch,  früher  Obervogt  in  dem  soeben  bereits  erwähnten  Städtchen 
Oberndorf  am  Neckar.  Wie  löblich  seine  Ansichten  von  der  Aufgabe  eines 
Geschichtsschreiber!  sind,  und  wie  sehr  solche  allen  modernen  Historikern 
zu  wünschen  wären,  mögen  Ihnen  folgende  Stellen  beweisen,  welche  ich 
mir  ebenfalls  aus  der  Chronik  ausgezogen  habe: 

»„Der  JHstorias  schreiben  und  alte  Geschichten  verzeichnen  will,  der 
soll  nichts  verschweigen,  sondern  die  Wahrheit,  so  viel  sie  ihm  bewuast, 
anzeigen  und  hierin  Niemanden  schonen.  Die  andern  historid  übergehen 
dieses  Alle«,  und  will  Niemand  der  grossen  Herren  Privatleben  anzurühren, 
oder  sonstwie  der  Katze  die  Schelle  anzuhängen,  sondern  schreiben  mehren- 
theils  nur  ihres  Bauches  oder  Gewinnes  wegen,  daran  sie  doch  höchst 
unrecht  thun  und  eher  Schmeichler  und  Ohrenmelker,  als  Historid  in 
nennen  wären.  Denn  nicht  allein,  was  löblich  und  so  das  Lieht  erträgt, 
ist  zu  beschreiben,  sondern  vielmehr  auch  das  Unlöbliche  und  Ungebühr- 
liche, damit  die  Nachkommen  dessen  gedenken  und  es  einsehn,  warum 
etwa  Gott  ein  ganzes  Reich  sinken  läset  und  mit  erschrecklichen  Strafen 
heimsucht.  Endlich  soll  der,  so  Historias  schreiben  will,  nicht  nur  die 
ernsthaften  Händel,  sondern  auch  Anderes,  was  sich  Lächerliches  und 
Schimpfliches  zugetragen,  melden,  denn  man  muss  zu  Zeiten  den  ernst- 
haftigen und  leidigen  Fällen  und  Geschichten  auch  etzliche  gute  Schwanke 
uod  lnstige  Possen  anhängen,  damit  also  dio  Haudiangen  durcheinander 
gemischt,  und  die  Leser  bei  guter  Laune  erhalten  werden."« 

»Das  also  ist  Hans  Müllers  Programm;  und  er  hat  in  seiner  Chronik» 
leidlich  Wort  gehalten.  An  das  Gerüste  einer  Geschichte  Derer  von  Zim- 
mern reiht  sieh  darin  eine  Darstellung  der  gleichzeitigen  Zeitereignisse, 
eine  lebendige  Schilderung  von  Personen  und  Oertlichkeiten ,  Geschichten 
anderer  vornehmer  Geschlechter,  Aufzeichnungen  über  Sitten  und  Gewohn- 
heiten, 8agen,  Sprüchwörter,  Lieder,  Gebräuche,  volkswirtschaftliche, 
rechtliche  und  sonstige  Kulturzustände;  und  zwar  das  Alles  in  solcher 
Fülle,  dass  ich  in  der  That  kein  Buch  aus  dem  16.  Jahrhundert  kenne, 
welches  so  reich  ist  an  interessanten  Einzelnheiteo,  namentlich  voa  kultur- 
historischem Werthe.« 

—  ».Nach  der  Probe,  die  Sie  mir  mittheilten,  zweifle  ich  nicht  an  Ihrer 
Empfrhlnng.   Ist  denn  dicsis  wundervolle  Buch  gf druckt?"« 
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—  »Ja,  vor  Kurzem  hat  es  Herr  Dr.  Barock,  fürstlicher  Hofbibliothekar 
in  Donau •  Eschingen,  mit  echt  philologisch -historischer  Sorgfalt  heraus- 
gejebeD.  Es  ist  in  Tübingen  erschienen  nnd  bildet  vier  dicke  Bünde.« 

Derjenige  Theil  der  Sammlung,  auf  den  es  eigentlich  ankömmt,  be- 
ginnt erst  dann.  Zuerst  werden  »Metier  Skizzen«  gegeben,  »Vor  Metz«, 
dann  >Die  Kapitulation«,  dann  eine  derb  hingehauene  Federzeichnung  des 
landläufigen  Geredes  unter  den  Franzosen,  betitelt:  >  Monsieur  tout  U 
mndtt;  auf  welchen  »monaieur  le  Ouri*  folgt,  eine  Wiedergabe  der 
geographisch-politischen  Vorstellungen  im  Kopfe  eines  französischen  Seel- 
sorgers. Aber  hier  haben  wir  wichtige  zeitgenössische  Beobachtungen  vor 
ans,  die  wir  uoserm  Leser  nicht  vorenthalten  wollen.  Also  Herr  Braun 
erzählt: 

»Am  andern  Morgen  (nach  der  Kapitulation  von  Metz),  als  ich  beim 
FrtUstück  sass,  meldete  mir  meine  Wirthin  Madame  Latour:  der  Herr 
Pfarrer,  der  Herr  Lehrer  und  zwei  Notaboln  des  Orts  wünschten  mich  zu 
sprechen,  und  wenn  ich  es  erlaube,  welle  sie  der  Unterredung  ebenfalls 
beiwohnen.  Ich  sagte,  obgleich  mir  der  Zweck  dieses  Besuches  durchaus 
nicht  klar  war,  ihr  mit  der  verbindlichsten  Miene  von  der  Welt:  sie 
w&Bste,  dass  ihre  Gegenwart  mir  stets  angenehm  soi,  und  ausserdem  werde 
ich  es  mir  zum  Vergnügen  und  zur  Ehre  anrechnen,  die  genannten  Herren 
bei  mir  zn  sehen.« 

»In  Folge  dessen  erschienen  denn  vier  Gentlemen,  geführt  von  der 
Wirthin,  in  meinem  Zimmer.  Da  wir  sonach  zu  sechs  waren,  und  ich 
nur  zwei  Stühle  hatte,  so  hielt  ich  es,  zur  Vermeidung  von  Bang-  und 
Etiquette-Streitigkeiteu,  für  das  zweckmässigste,  meinen  Besuch  stehenden 
Fasses  zu  empfangen.  Der  erste,  der  hereintrat,  war  Monsieur  le  Curi. 
Er  war  in  schwarzer  Amtst rächt.  Auf  dem  Kopf  trug  er  eine  Mütze,  ge- 
staltet, wie  ein  türkischer  Fez;  nur  war  die  Mütze  nicht  roth  und  der 
Quast  blau,  sondern  beides  war  schwarz.  Der  Herr  Pfarrer,  welcher  seine 
Mütze  auch  im  Zimmer  auf  dem  Kopfe  behielt,  war  klein,  blass  nnd 
mager  und  sprach  mit  grosser  Lebhaftigkeit,  wobei  seine  dunkeln  Augen 
seltsam  rollten.  Nach  unseren  deutschen  Begriffen  würde  man  das  für 
.falsches  Pathos"  gehalten  haben.  Die  drei  Andern  hätte  man  zur  Noth 
auch  für  Deutsche  ausgeben  können,  ihren  breiten,  rothen  Gesichtern  und 
ihrer  kräftigen  Gestalt  nach.  Zwei  davon  blieben  stumm.  Der  dritte 
mischte  sich  zuweilen  ein,  in  einer  durchaus  nicht  unverstandigen  Weise. 
Er  war  der  Lehrer  „Moiwteur  Vinstituteur",  oder  wie  er  sich  noch  lieber 
nennen  hörte  „Monsieur  le  professewr".  Er  hatte  eine  grosse  Glatze,  mit 
weissen  Haaren  umrahmt,  und  trug  eine  blaue  Blonse.« 

»Die  Herren  wollten  mich  fragen:  ob  die  Nachricht  von  der  Kapi- 
tulation wahr  sei,  und  ob  sie  nunmehr  preussisch  werden  müssten?  Warom 
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sie  sieb  an  mich  wandten,  weiss  ich  nicht.  Ich  vermnthe,  dass  Madame 
Laeour  schuld  daran  war.  Ich  hatte  ihr  mit  der  Zuversicht  eines  Wetter- 
propheten gesagt,  spätestens  dann  und  dann  müsse  Metz  kapituliren.  Sie 
hatte  mir  geantwortet,  die  Stadt  sei  noch  auf  drei  Monate  verproviantirt; 
ich  hatte  ihr  erwiedert:  „Nicht  auf  drei  Tage."  Und  da  das  wirklich 
eingetroffen  war,  so  hielt  sie  mich  für  einen  unterrichteten  Mann  und 
hatte  diese  Meinung  im  Dorfe  weiter  verbreitet.  Ich  bestätigte  nun  den 
vier  Herren  die  Nachricht  von  der  Kapitulation  von  Metz,  erzählte  ihnen» 
was  ich  von  deren  Einzelheiten  wusste,  und  erklärte  ihnen  weiter,  ob  sie 
preussisch,  oder  was  dasselbe  sei,  deutsch  würden,  wisse  ich  nicht;  ich 
hätte  jedoch  Gründe  zu  glauben ,  dass  eine  Festung,  wie  Metz,  besser  in 
den  Händen  einer  so  friedfertigen  Nation  sei,  wie  die  deutsche,  als  in 
denen  einer  so  angriffs-  und  kriegslustigen,  wie  die  französische;  sie 
möchten  sich  daher  auf  jede  Eventualität  gefasst  halten.« 

»„Nein,  nein,  und  ewig  nein,"  rief  der  Herr  Kurat  und  schüttelte 
das  Haupt,  dass  der  grosse  schwarze  Quast  seines  Fez  in  die  lebhaftesten 
Schwingungen  gerieth,  .das  wollen  wir  nicht.  Wir  sind  Franzosen,  wir 
sind  Katholiken,  wir  wollen  weder  unser  Gesetz,  noch  unsern  Glauben  än- 
dern (Nous  ne  voulons  pai  clmnger  ni  notre  loi  ni  notre  foi).u* 

»Die  andern  Drei  stimmten  bei.« 

»Ist  auch  gar  nicht  nöthig,  Herr  Kurat,  erwiederte  ich.  Sie  können 
deutsch  werden,  ohne  Ihren  Glauben  und  ohne  Ihr  Gesetz  zu  wechseln. 
Der  König  von  Preussen  hat  eine  Provinz,  in  welcher  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  französisches  Recht  gilt.  In  andern  deutschen  Ländern,  in 
Rheinhessen,  Rlieinbaiern  und  Baden,  ist  dasselbe  der  Fall.  Auch  leben 
in  Deutschland  beinahe  oben  so  viel  Katholiken  als  Nichtkatholiken,  and 
die  mächtigsten  Bundesgenossen  und  Waffenbrüder  unseres  Königs  und 
Bandesfeldherrn  sind  ebenfalls  gute  Katholikon ;  ich  meine  die  Könige  Ton 
Baiern  und  Sachsen.  Nirgends  in  der  Welt  ist  die  katholische  Kirche 
geachteter  und  unabhängiger,  als  in  Preussen.« 

»Nun  war  die  Reihe  des  Erstaunens  auf  Seiten  des  Pfarrers.  Alles, 
was  ich  ihm  sagte,  war  ihm  ebenso  neu,  als  unbegreiflich.  Wir  Hessen 
uns  in  eine  weitläufige  Unterhaltung  über  die  gegenwärtigen  und  die 
früheren  öffentlichen  Zastände  Deutschlands  ein.  Ich  erfuhr  daraus,  welche 
seltsame  Vorstellung  der  Pfarrer,  und  wie  ich  später  erfuhr,  auch  viele 
an  lere,  sonst  ganz  verständige  Franzosen,  davon  hatten.« 

> Monsieur  le  Curi  stellte  sich  die  Sache  so  vor:  Bis  zum  Jahre  1866 
gab  es  jenseits  des  Rheins  zwei  Länder;  das  eine  Preussen,  monarchisch 
und  protestantisch;  das  andere,  Deutschland,  oligarchisch  und  katholisch. 
Das  letztere  bestand  aus  einer  Anzahl  Woiwodschaften,  miteinander  ver- 
bunden durch  eine  der  polnischen  ähnlichf»,  republikanisch -aristokratische 
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Gesammtverfaesung  unter  dem  Protektorate  von  Oesterreich;  im  Jahre 
1866  hatte  nun  Preussen  mit  Oesterreich  und  Deutschland  Krieg  geführt, 
Oesterreich  seines  Protektorate  entsetzt  und  Deutschland,  das  katholische 
Deutschland,  erobert,  so  dass  es  jetzt  kein  Deutschland  mehr,  sondern 
nur  noch  ein  Preussen  gab,  in  welchem  der  katholische  Glaube  entweder 
abgeschafft  war,  oder  doch  diesem  Schicksal  mit  raschen  Schritten  ent- 
gegen ging.« 

»Ich  widerlegte  seine  Irrthümer  und  berief  mich  dabei  namentlich 
auf  die  in  Frankreich  stehenden  bairischen  und  westfälischen  Begimenter. 
Der  Pfarrer  konnte  nicht  bestreiten,  dass  diese  Soldaten  Katholiken  und 
Ton  katholischen  Geistlichen  begleitet  waren;  ebenso  musste  er  die  Existenz 
des  Malteser-Ordens  bei  der  deutschen  Armee  zugeben.  Offenbar  machten 
diese  Berichtigungen  einigen  Eindruck  bei  den  drei  Andern.  Der  Pfarrer 
änderte  daher  seine  Taktik:« 

».Ich  gebe  zu,  mein  Herr,"  sagte  er,  „es  ist  möglich,  dass  Ich  mioh 
In  einem  Irrthum  in  Betreff  der  innern  Verhältnisse  Deutschlands  und  des 
Glaubens  eines  grossen  Theils  seiner  Bewohner  befand.  Was  Sie  mir 
darüber  mittheilen,  verdient,  dass  man  darüber  nachdenkt.  Ich  danke 
Ihnen  dafür.  Aber  wohlan,  dann  gönnen  Sie  uns  auch  die  Zeit,  darüber 
nachzudenken  und  unsere  Entschlüsse  zu  fassen.  Geben  Sie  uns  Gelegen- 
heit, auf  dem  Weg  der  Abstimmung  durch  allgemeines  Stimmrecht  unsere 
Willensmeinungen  kundzugeben,  und  unterwerfen  wir  uns  dann  beider- 
seitig, sowohl  Ihr,  die  Deutschen,  als  auch  wir,  die  Franzosen,  dieser 
Entscheidung. " « 

»Das  klingt  recht  gut,  Hochwürden,  sagte  ich.  Aber  es  ist  doch  ein 
wenig  sonderbar,  einen  Verklagten,  welcher  seinen  Prozess  verloren  hat, 
noch  einmal  darüber  abstimmen  zu  lassen,  ob  er  nun  auch  das  bezahlen 
will,  wozu  ihn  der  Richter  verurtheilt  hat.  Auch  glaube  ich  mit  Sicher- 
heit behaupten  zu  können,  Ihr  die  Franzosen,  habt  damals,  als  Ihr  uns 
Strasburg  und  das  übrige  Elsase,  sowie  Metz,  Tull  und  Vierten  abnahmt, 
die  Einwohner  dieser  Distrikte  ebenfalls  durchaus  nicht  auf  dem  Wege  des 
suffrage  universel  befragt.,  ob  sie  damit  einverstanden  seien.« 

».Ach  gewiss,"  meinte  der  Kurat,  „das  ist  ohne  Zweifel  damals  nicht 
geschehen,  sonst  würde  einer  von  uns  Beiden  es  wissen.  Aber  nehmen 
wir  uns  die  rauhen  Sitten  vergangener  Jahrhunderte  nicht  zum  Vorbild. 
Gegenwärtig,  das  kann  man  behaupten,  ist  es  von  der  ganzen  zivilisirten, 
von  der  ganzen  christlichen  Welt  anerkannt:  man  disponirt  nicht  über  die 
Völker,  wie  über  die  Vieh-Heerden,  man  fragt  sie  über  die  Meinung  und 
man  achtet  diese  Meinung.   Müssen  Sie  das  nicht  zugeben?"« 

»In  dieser  Allgemeinheit,  nein!  Hätten  wir  ein  oberstes  Tribunal  in 
Europa,  welches  über  internationale  Streitigkeiten  rechtskräftig  wirksam 
Yottwwirtk.  VlwWjdwchrift.  1871.  I.  13 
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entscheidet,  dann  möchten  Sie  Recht  haben.  So  lange  aber  das  Recht  des 
Krieges  besteht,  wird  das  Recht  der  Eroberung  bleiben,  welches  mit  jenem 
untrennbar  verbanden  ist.  Ihr,  die  Franzosen,  habt  den  Krieg  hervor- 
gerufen, Ihr  müsst  Euch  seiner  Entscheidung  unterwerfen;  ebenso  gut,  wie 
wir  es  müisten,  wären  die  Würfel  statt  für,  gegen  uns  gefallen.  Wer  an 
das  Schwert  appellirt,  soll  durch  das  Schwert  umkommen,  sagt  die  Schrift. 
Ihr  wolltet  unsern  Rhein  und  wir  nahmen  Euren.    Jus  talionis!* 

»,Oh  mein  Herr,  glauben  Sie  mir,"  rief  der  Pfarrer,  indem  er  die 
eine  Hand  auf  die  Brust  legte  und  mit  der  andern  die  meinige  ergriff, 
.glauben  Sie  mir,  wir  Alle  waren  gegen  den  Krieg.  Auch  der  Kaiser  ist 
dam  gedrängt,  oder  gar  gezwungen  worden.  In  diesem  Punkte  wenigstens 
sagt  er  die  Wahrheit.  Es  sind  die  Pariser,  einzig  und  allein  die  Pariser, 
welche  diesen  Krieg  angefangen  haben;  er  hat  keine  andere  Ursache,  als 
die  Umtriebe  der  Sozialisten  und  Kommunisten,  der  Atheisten  und  der 
Voltairianer  in  Paris,  jene  Umtriebe,  von  welchen  der  heilige  Vater  schon 
in  seiner  Encyklika  vom  8.  Dezember  1864  sagt"  —  und  nun  zitirte  der 
Pfarrer  richtig  in  fliessendem  Latein  die  Stelle  von  „den  verruchten  Um- 
trieben der  Gottlosen,  welche  ihre  eigenen  Schändlichkeiten  ausschäumen, 
gleich  den  Finthen  der  tobenden  See;  welche,  während  sie  doch  selbst  nur 
Skiaren  ihrer  eigenen  Schlechtigkeit  sind,  verlogener  Weise  die  Freiheit 
versprechen,"  u.  s.  w.  —  .Seien  Sie  versichert,"  so  schloss^er,  „mein  Herr, 
wir  Metzer  haben  nichts  zu  thun  mit  diesen  Gottlosen,  welche  uns  in  den 
Krieg  gestürzt  haben."« 

»Erlauben  Sie,  Herr  Pfarrer;  der  Deputirte,  den  Sie  hier  gewählt 
haben,  hat  doch  auch  für  den  Krieg  gesprochen  und  gestimmt.« 

*  „Leider  vermögen  wir  das  nicht  zu  leugnen.  Aber  er  handelte  gegen 
unsere  Meinung."« 

»Aber  auch  alle  übrigen  Depntirten,  die  Deputirten  des  ganzen  Landes, 
beeilten  sich  ebenfalls,  die  Mittel  zur  Kriegführung  zur  Verfügung  m 
stellen,  an  der  Spitze  der  Graf  Kerairy,  der  jetzige  Präfekt  von  Paris.« 

»„Leider,  leider,  aber  das  war  nicht  die  Meinung  des  Landes."« 

»Aber  Hochwürden,  haben  Sic  doch  die  Güte,  mich  darüber  aufzuklären, 
wie  es  kommt,  dass  auf  dem  Wege  des  allgemeinen  Stimmrechts  in  Frank- 
reich nur  solche  Deputirte  gewählt  werden,  die  stets  das  Gegentheil  be- 
schliessen  von  dem,  was  das  Land  will?« 

»„Mein  Herr,  es  ist  schwer,  Ihnen  das  aufzuklären.  Ich  müaste  Ihnen 
in  diesem  Zwecke  die  tiefsten  Abgründe  des  Unglücks  meines  schönen 
Vaterlandes  aufdecken,  und  Sie,  ein  guter  deutscher  Patriot,  wie  ich  ein 
guter  französischer,  werden  mir  das  nicht  zumuthen.  Ich  kann  Ihnen  nur 
Folgendes  andeuten:  Wir,  die  treuen  Söhne  der  Kirche,  kämpfen  einen 
schweren  Kampf  gegen  die  Voltairianer,  welche  nicht  nur  in  Paris,  sondern 
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auch  in  der  Presse  und  in  der  Literatur  herrschen.  Wir  ..glauben  schon 
dann  einen  Erfolg  erzielt  zu  haben,  wenn  der  Gewählte  keiner  der  ihrigen 
ixt.  Lieber  wählen  wir  mit  der  Regierung,  lieber  wählen  wir  sogar  einen 
Anhänger  des  Krieges,  als  einen  jener  Gottlosen.  Ja,  lieber,  als  dass  wir 
die  Religion  in  Gefahr  kommen  lassen,  unterziehen  wir  uns  selbst  jetzt 
noch  einmal  den  Leiden  des  Krieges. "« 

»Der  Lehrer  schüttelte  hinter  dem  Rücken  des  Pastors  sein  ehrwür- 
diges, kahles  Haupt.  Ich  antwortete:  Verzeihen  Sie,  Herr  Pfarrer,  wenn 
ich  diese  Stellung  politisch  sehr  unklar  finde.  Doch  ich  will  nicht  darüber 
urtheilen.  Sie  müssen  die  Verantwortlichkeit  und  die  Folgen  dieser 
Handlungsweise  tragen.  Wählt  das  Land  aus  Rücksicht  auf  die  Kirche, 
die  Regierung,  oder  sonst  wen,  trotz  seiner  Friedesliebe,  kriegerische  Ab- 
geordnete, so  kann  es  sich  nicht  wundern,  wenn  es  statt  des  Friedens  den 
Krieg  erhält  mit  allen  seinen  Leiden  und  seinen  weiteren  Folgen.  Jeden- 
falls ist  es  eine  schlechte  Probe  für  das  allgemeine  Stimmrecht!« 

».Ja,  und  dennoch,  mein  Herr,"  rief  der  Pfarrer,  .wissen  Sie  eine 
andere  Art,  wie  das  Volk  über  seine  Geschicke  entscheiden  kann?  Ich 
frage  Sie  wiederholt.  Wollen  Sie,  dass  man  die  Bevölkerung  dieses  De- 
partements der  Mosel  verschachert,  wie  eine  Heerde  Hammel?"« 

»Nun,  ich  denke  diese  Handvoll  Leute  sind  noch  lange  kein  Volk,  und 
ich  würde  es  etwas  komisch  finden,  wenn  man  eine  jede  einzelne  Stadt  oder 
gar  jedes  Dorf  abstimmen  liesse,  zu  welchem  Land  sie  gehören  wollen. 
Das  würde  seltsame  Grenzen  geben,  buntscheckige  Landkarten!« 

»»Nein,  mein  Herr,  so  habe  ich  es  auch  nicht  gemeint.  IcÄ  meine 
nur,  es  soll  abgestimmt  werden,  sobald  die  Frage  einmal  aufgeworfen  ist 
Venedig  hat  sich  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  für  Italien,  Nizza  hat 
sich  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  für  Frankreich  entschieden.  Diese 
Entscheidung,  versehen  mit  der  feierlichen  Sanktion  des  Volkes,  ist  un- 
widerruflich."« 

»Das  gerade  bezweifle  ich;  fragen  Sie  heute  einmal  Savoyen  und  Nizza, 
ob  es  französieh  bleiben  will.  Es  wird  „Nein«  antworten.  Es  wird  Ihnen 
sagen,  dass  sein  früheres  Votum  gefälscht  ist,  dass  « 

».Gefälscht?  Wie  kann  man  das  behaupten?  Konnte  nicht  Jeder 
stimmen,  wie  er  wollte?  Nein,  mein  Herr!  Wir  werden  es  dem  Wankel- 
muth  und  der  Wortbrüchigkeit  nimmermehr  erlauben,  dass  man  sich  ver- 
steckt hinter  die  erdichtete  Behauptung  einer  Fälschung  des  früheren 
Votums.-« 

»Zufällig,  Herr  Pfarrer,  war  ich  selbst  bei  jener  Abstimmung  in  Nizza 
anwesend,  und  ich  habe  den  Hergang  mit  eigenen  Augen  gesehen.  Man 
hatte  eine  Urne  für  .Ja"  und  eine  für  .Nein"  aufgestellt.  Bei  der  ersten 
waren  Damen,  Näschereien,  Getränke,  Tabak;  und  in  der  ganzen  Stadt 

13* 


Digitized  by  Google 


196 


schwärmten  eine  Menge  gefälliger  Herren,  welche  einen  Jeden,  dessen  Bie 
habhaft  wurden,  zn  der  Urne  „Ja"  fahrten,  und  zn  den  Beizen,  womit  sie 
umgeben  war.  Selbst  der  Fremde,  der  Ausländer,  war  in  Gefahr»  von 
diesem  Strudel  verschlungen  zn  werden.  Bei  der  „Nein "-Urne  dagegen 
fand  das  umgekehrte  Verh&ltniss  Statt.  Sie  war  schwer  zu  rinden  und 
mit  einem  abschreckenden  Rinderpest-  oder  Cholera-Kordon  von  Gensd'armen 
umgeben,  so  dass  es  nur  wenigen  Tapferen  gelang,  sieh  zu  ihr  durch- 
zuschlagen. Das  ist,  was  ich  selbst  gesehen  habe.  Ich  schliesse  daraus 
auf  das,  was  ich  nicht  sah.« 

»„Ich  hin  weit  entfernt,"  sagte  höflich  der  Pfarrer,  «ein  Hisstrauen 
in  Ihre  Wahrnehmungen  zu  setzen*,  aber  fragen  Sie  diese  Herren  da,"  er 
deutete  auf  Monsieur  le  Profta&eur  und  die  beiden  Bauern,  »ob  dieselben 
Ihnen  nicht  bestätigen  werden,  dass  hier  in  Frankreich  solche  Missbräuche 
nicht  vorkommen.  Sie  werden  Ihnen  ferner  bestätigen,  dass  das  allgemeine 
Stimmrecht  bei  unB  eine  mächtige  Waffe  wider  die  Gottesleugner  und  Frei- 
maurer in  den  Händen  der  Vertheidiger  und  Stützen  der  Ordnung,  der 
Gesellschaft  und  der  erhabenen  katholischen  Religion  ist.  Sie  werden 
Ihnen  endlich  sagen,  dass  während  des  Systems  des  Zensus  und  des  Privi- 
legs der  Höchstbesteuerten  unter  Louü  Philipp,  der  Voltairianismus  tig- 
lich  mehr  um  sich  griff,  dagegen  unter  dem  allgemeinen  Stimmrecht  diese 
so  verderbliche  Pestilenz  täglich  mehr  zu  schwinden  beginnt!"« 

»Nun,  wenn  Sie  alle  Wirkungen  des  allgemeinen  Stimmrechts  bewun- 
dern, Herr  Pfarrer,  so  werden  Sie  (es  fällt  mir  freilich  schwer,  von  einem 
so  frommen  Manne  etwas  der  Art  zu  glauben)  es  auch  billigen,  dass  der 
heilige  Vater  in  Rom  durch  das  allgemeine  Stimmrecht  mit  einer  wahrhaft 
überwältigenden  Majorität  seines  weltlichen  Regiments  entsetzt  und  zum 
Unterthanen  seines  bittersten  Feindes,  des  Königs  Victor  Emanuel,  gemacht 
worden  ist?  Der  heilige  Vater  selbst  freilich  billigt  dies  durchaus  nicht. 
Er  scheint  vielmehr  dies  Schicksal  vorausgesehen  und  sich  schon  bei  Zeiten, 
jedoch  ohne  Erfolg,  dagegen  gewehrt  zu  haben.  Denn  in  derselben 
Encyklika,  auf  welche  Sie  Bezug  nahmen,  Herr  Pfarrer,  sagt  Piut  IX. , 
es  sei  „ein  Schlag  in  das  Antlitz  der  göttlichen  Gerechtigkeit  und  eine 
Verdunkelung  jedes  menschlichen  Rechtes,  wenn  einige  Menschen  es  wagten, 
den  Satz  aufzustellen,  dass  der  Wille  des  Volkes,  kundgegeben  durch  Ab- 
stimmung, oder  durch  die  sogenannte  öffentliche  Meinung,  oder  auf  irgend 
eine  andere  Weise,  das  oberste  Gesetz  bilde."  Ich  hoffe,  Herr  Pfarrer, 
dieser  Autorität  werden  Sie  Ihr  Herz  nicht  völlig  verschli  essen.« 

»„Ich  unterwerfe  mich  in  tiefster  Denrath,"  entgegnete  der  Pfarrer, 
„und  ich  bitte  um  Verzeihung,  wenn  mein  Patriotismus  mich  in  dieser 
Richtung  etwa  weiter  geführt  haben  sollte,  als  die  Kirche  zu  gehen  erlaubt. 
Ich  hoffe,  letztere  vergiebt  mir  meine  Sünden,  mit  Rücksicht  auf  die 
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schweren  Zeiten.  0,  glauben  Sie  mir,  es  ist  ein  schreckliche  Gefühl, 
wenn  man  thatenlos  zusehen  muss,  wie  sich  diese  Geschicke  an  Frankreich 
vollziehen.  Wir  unterwerfen  uns  stumm  den  Rathschlüssen  der  Vorsehung; 
der  Gerechte  muss  zuweilen  leiden  um  des  Ungerechten  willen;  aber  des- 
halb ist  es  ihm  noch  nicht  verboten,  den  Ungerechten  zu  verdammen.  Und 
ich  sage  Euch,  Euch  Preussen,  wenn  es  mit  rechten  Dingen  zuginge,  dann 
müsstet  Ihr  unterliegen  und  Frankreich  triumphiren.  Aber  leider,  unser 
schönes  Land,,  unsere  grosse  Nation,  sind  in  die  Hände  von  Gottlosen  und 
Verräthern  gegeben.  Alle,  von  OlUvier  bis  Boche  fort,  von  Bataine  bis 
Gambetta,  Alle  sind  sie  Verräther  und  Gottlose,  Freimaurer,  Voltairianer. 
Juden  und  Atheisten.*« 

»Darüber  gestatte  ich  mir  kein  Urtheil,  Hochwürden  müssen  Ihre 
Kompatrioten  besser  kennen,  als  ich.  Aber  die  eine  Bemerkung  bitte  ich, 
mir  zu  erlauben:  Gesetzt,  es  wäre  wahr,  was  Sie  sagen,  die  Geschäfte 
Ihrer  Nation  würden  nur  von  schlechten  Subjekten  geführt,  so  kann  ich 
Ihnen  sagen,  die  unserigen  ruhen  in  treuen  und  festen  Händen.  Ist 
es  nun  nicht  sehr  natürlich,  dass  der  Hann  mit  ehrlichen  Verwaltern 
besser  fahrt,  als  der  mit  ungetreuen  Knechten?  Und  wenn  Sie  deutsch 
würden,  fänden  Sie  doch  etwas  Gutes  bei  uns,  nämlich  ein  ehrliches 
Regiment.«  

»Davon  wollte  jedoch  der  Herr  Pfarrer  durchaus  nichts  wissen.  Wir 
tauschten  noch  einige  Höflichkeiten  aus,  »Gegner,  aber  nicht  Feinde,"  sagte 
der  Pfarrer.   Dann  marschirte  er  ab  an  der  Spitze  seiner  Myrmidonen.« 

»Auf  Wiedersehen,  sagte  ich.« 

»„Als  Freunde,"  er.« 

»0,  sogar  als  Landsleute,  so  hoffe  ich.« 

Die  übrigen  Hetzer  Skizzen  behandeln,  in  subjektiver  Weise:  Fragen 
der  Wirthschaft  im  Kriege,  des  Abflusses  von  deutschem  Silber  nach  Frank- 
reich, soweit  man  für  Leistungen  bezahlt  hat,  welchen  Abfluss  Herr  Braun 
als  Erleichterung  für  Einführung  der  Goldwährung  in  Deutschland  behan- 
delt —  etwas  zu  früh,  denn  sein  Rath,  nur  Gold  bei  Zahlung  der  Kriegs- 
entschädigung anzunehmen,  ist  eben  nicht  befolgt  worden,  und  wir  haben 
das  ganze  deutsche  Silber  aus  Frankreich  schon  wieder  bekommen  und 
eben  auch  nehmen  müssen,  wenn  wir  überhaupt  bezahlt  sein  wollten. 
Ferner  über  Naturalrequisition  und  Geldkontribution,  unter  welchen  beiden 
Herr  Braun  die  letztere  vorzieht,  Über  die  Wege  Bich  verbreitend,  auf 
denen  die  erstere  überflüssig  gemacht  werden  konnte.  Seine  Ansichten  hat 
er  sich  übrigens  genöthigt  gesehen,  in  einem  Nachtrage,  den  die  veränderte 
französische  Kriegführung  veranlasst  hat,  zu  modifiziren. 

In  darauf  folgenden  »Elsässer  Unterhaltungen«  behandelt  Herr  Braun 
zuerst  die  Sprach^reiwfrage,  eine  Frage,  deren  psychologische  Wichtigkeit 
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selbst  in  unserem  sprachkundigen  und  sprach-  und  geechichtsphilosopischen 
Deutschland  bei  Weitem  noch  nicht  genug  gewürdigt  ist.  Er  beschäftigt 
sieh  dabei  vorzüglich  mit  dem  Einfluee,  den  die  Geistlichkeit  ausübt,  je 
nach  der  Konfession  ein  die  Ausbreitung  der  Literatursprachen  hemmender 
oder  fördender  Einfluss.  Im  Elsass  soll  die  protestantische  Geistlichkeit 
nebst  den  Lehrern  das  Deutsche  vertheidigt,  die  katholische  das  Franzö- 
sische  nicht  gefördert,  zugleich  aber  auch  wenigstens  die  deutsche  Lite- 
ratur fern  gehalten  haben.  Wir  müssen  gestehen,  dass  nach  unsern  eignen 
Beobachtungen  es  uns  vorkommt,  als  habe  sich  Herr  Braun  beim  Beobach- 
ten etwas  von  solchen  allerdings  plausibel  klingenden  Hypothesen  beein- 
flussen lassen.  Auch  wir  haben  wahrend  des  Krieges  fast  die  ganze 
Sprachgrenze  bereist,  aber  das  nicht  gefunden,  welches  mit  jener  Annahme 
stimmen  würde.  Eher  hat  sich  uns  ein  wirthschaftlicher  Anhalt  beim 
Sprachenkampf  auf  der  Grenze  aufgedrängt.  Die  Landwirtschaft  ist 
deutsch  geblieben;  die  städtische  Wirthsehaft  hat  das  meiste  Französisch 
auf-  oder  ganz  angenommen.  Ferner  hat  die  alemannische  Mundart  im 
Süden  zäheren  Widerstand  geleistet,  als  die  pfälzische  im  Norden,  wenig- 
stens sprechen  die  Nord-Elsasser  und  die  Lothringer,  soweit  die  letzteren 
überhaupt  noch  deutsch  sprechen,  neben  diesem  Deutsch  viel  flüssigeres 
Französisch,  als  die  Alemannen,  denen  das  letztere  augenscheinlich  sehr 
schwer  wird.  Im  Uebrigen  glauben  wir  an  keine  grosse  Veränderung  der 
Sprachgrenze  in  den  Vogeaen,  wie  es  auch  Herr  Braun  nicht  zu  thun 
scheint.  Ea  hat  auch  vor  der  Ueberrumpelung  von  Hetz  nicht  viel  andere 
ausgesehen,  als  jetzt.  Das  Französische  ist  eben  so  wenig  eine  leicht 
erobernde  Sprache,  wie  das  Deutsche.  Beide  Sprachen  sind  zu  schwer  und 
ungelenkig,  um  den  Ungebildeten  leicht  in  ihren  Zauberkreis  zu  ziehen. 
Eine  Sprache  mit  so  verwirrten  Konstruktionen,  wie:  que  est  et  que  et  est 
que  ee  la  und:  malgrl  que  jt  ne  me  en  ressouviens  pas  (wobei  kein  Wort 
anders  Btehen  darf),  oder  das  berühmte  Potsdamer:  der,  der  den,  der  die, 
den  der  den  Graben  verunreinigen  würde  mit  5  Thaler  Strafe  bedrohende 
Bekanntmachung  des  Magistrats  selber  in  den  Graben  geschmissen  hat, 
anzeigt,  erhält  5  Thaler  Belohnung  (welches  Dutzende  bestimmter  Um- 
stellungen erlaubt),  —  eine  solche  Sprache  lockt  den  schwerfälligen  Geist 
des  Ungebildeten  nicht  an.  Wenn  er  damit  aufwächst,  wenn  ihm  unter- 
gliederter bekannter  Schall  ist,  waa  für  den  Fremden  eine  Beihe  von  Vo- 
kabeln ist,  aus  denen  er  sich  seinen  Vera  erst  zurechtzumachen  hat,  ist  ea 
freilich  schon  etwas  anderes;  aber  für  beide  Sprachen  gilt  doch,  waa  z.  B. 
für  die  englische,  die  spanische,  selbst  die  russische  Sprache  nicht  gilt, 
dass  ein  grosser  Theil  ihrer  Literaturschätze,  der  Sprache  wegen,  für  un- 
geschulte Denkkraft  verschlossen  ist.  Herr  Braun  wirft  den  Blick  von 
der  elaässischen  auf  andere  Grenzen  der  deutschen  Sprache,  vorzüglich  in 
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Oesterreich.  Er  beklagt,  dass  nicht  blos  das  Italienische  in  Welschtyrol, 
sondern  aach  das  Windische  in  Kärnthen  und  Steiermark,  das  Tschechische 
in  Böhmen  das  Deutsche  zurückdrängen  und  schiebt  die  Schuld,  dem 
Slavischen  gegenüber,  wieder  auf  die  Geistlichkeit,  dann  aber  auch  im 
Ganzen  auf  die  österreichische  Regierung,  welche  die  deutsche  Sprache 
absichtlich,  aus  politischen  Gründen,  stiefmütterlich  behandle.  In  Welsch- 
tjrol  durfte  dies  nicht  zutreffen;  gerade  dort  aber  verliert  das  Deutsche 
am  schnellsten  Boden.  In  Böhmen  hat,  so  viel  wir  wissen,  das  Deutsche 
bis  jetzt  durchaus  keinen  Boden  verloren,  sondern  es  gewinnt.  Es  giebt  nur 
»ehr  viel  zweisprachige  Tschechen,  die  jetzt  aus  Nationalgefühl  ihre  Mutter- 
sprache bevorzugen.  Sonst  in  den  Dörfern  an  der  Elbe  rückt  das  Deutsche 
Tor,  trotz  der  tschechischen  Zeitungen  in  Prag,  welche  die  tschechischen 
Bauern  kaum  verstehen  können,  da  sie  in  gemachter,  dem  Russischen  künst- 
lich nachgebildeter  Sprache  geschrieben  sind.  Zur  Erklärung  dessen,  was 
auf  der  deutsch-südslavischen  Grenze  vor  sich  geht,  richtet  man  den  Blick 
vielleicht  am  besten  auf  die  deutsch -polnische  Sprachgrenze.  Auch  hier 
haben  wir  die  Erscheinung,  dass  die  schlechte,  die  Kulturausdrücke  aus 
dem  Deutschen  nehmende,  polnische  Mundart  in  Oberschlesien  Boden  gegen 
das  Deutsche  gewonnen  hat,  während  im  Grossherzogthum  Posen  und  West* 
preussen,  wo  reines,  nur  in  der  Vokalaussprache  —  o  statt  a  —  etwas 
abweichendes  Schriftpolnisch  gesprochen  wird,  und  in  Masuren,  wo  die 
Mundart  noch  reiner  sein  soll,  das  Deutsche  unablässig  und  schnell  Boden 
gewinnt.  Und  dabei  steht  noch  ein  gebildeter  polnischer  Adel  von  glühen- 
dem polnischem  Patriotismus  an  der  Spitze  der  polnischen  Bevölkerung, 
wenigstens  in  Posen  und  Westpreussen,  und  es  ist  eine  polnische  Tages- 
presse dort  vorhanden,  während  die  Oberschlesier  davon,  dass  sie  Polen 
lind,  nichts  wissen  wollen,  sich  stets  den  Namen  Schlesier  ausbitten,  der 
Adel  in  ihrem  Lande  entweder  längst  germanisirt  oder,  in  der  Mehrzahl, 
nationaldeutsch  ist,  und  die  gewaltige  Industrie,  welche  die  wimmelnde 
Bevölkerung  der  Kreise  Tarnowitz  und  Beuthen  ernährt,  durch  deutsche 
Bergmannskolonieen  gegründet  worden  ist,  von  Deutschen  geleitet  wird  und 
ohne  die  Anwendung  deutscher  Bezeichnungen  gar  nicht  betrieben  werden 
kann.  Und  trotzdem  steht  in  Oberschlesien  das  Polnische  nicht  blos  fest, 
sondern  man  findet  deutsche  Einwanderer  aus  früherer  Zeit,  die  polonisirt 
worden  sind,  ähnlich  wie  im  benachbarten  Galizien  es  ehemals  deutsche 
Dörfer  giebt,  deren  eingeborne  Bevölkerung  zu  vollständigen  Polen,  in 
Sprache,  Lebensart  und  Tracht,  geworden  ist. 

Es  scheint  also  fast,  als  wenn  niedere  Gesellschaftsstufen  und  niederer 
Bildungsgrad  Neigung  zu  niederen  Sprachen  haben,  und  dass  bei  der  Fülle 
der  möglichen  Einflüsse,  die  hei  der  Verrückung  der  Sprachgrenzen  eine 
Rolle  gespielt  haben  können,  auch  dies  in  Betracht  zu  ziehen  ist. 
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Die  Frage  ist  eben  keine  leichte;  der  Tbatbestand  strotzt  von  Wider- 
sprüchen und  Räthseln.  Als  bedeutsamste  Thatsache  liegt  auf  diesem  Ge- 
biete das  unwiderstehliche  Vordringen  der  englischen  Sprache  vor,  aUen 
übrigen  gegenüber,  so  dass  es,  abgesehen  vom  Chinesischen,  jetzt  wahr- 
scheinlich diejenige  Sprache  ist,  welche  die  meisten  Menschen,  wenn  auch 
in  Behr  vielen  Fällen  nicht  als  ihre  einzige  Sprache,  sprechen.  Der  Ansatz 
zu  einer  Weltsprache  ist  sehr  deutlich  darin  vorhanden.  Hiermit  hat 
natürlich  das  länderverbindende  Schiff  zu  thun,  aber  nicht  allein,  wie  jeder 
weiss,  der  dem  Ansturm  der  englischen  Sprache  auf  seine  eigne  zu  trotzen 
gehabt  hat.  Ihre  Wörter  und  Gedankenverbindungen  dringen  ein  und 
wuchern  wie  Stubenfliegen.  Schon  im  zweiten,  gewiss  im  dritten  Geschiebt 
scheint  sie  überall,  wo  sie  ernsthaft  auf  dem  Kampfplatz  ist,  gewonnen 
Spiel  zu  haben.  Als  die  holländischen  Boers  vom  Kap  sich  in's  Innere 
zurückzogen,  um  ihr  Eigenwesen  zu  wahren,  riefen  ihnen  die  englischen 
Zeitungen  nach:  Ihr  habt  ganz  Recht;  wo  wir  sind,  auf  beiden  Hemisphären 
und  Büdlich  oder  nordlich  vom  Aequator,  da  heisst  es  be  absorbed  or  be 
gone  —  lass  dich  verspeisen  oder  drücke  dich.  Hohes  Interesse  bean- 
sprucht deswegen  der  jetzt  organisirte  Widerstand  des  Deutschen  in  den 
Vereinigten  Staaten,  wo  Holländisch,  Spanisch  und  Französisch,  obgleich 
nicht  gleich  dem  Deutschen  im  Gefolge  und  unter  dem  Schutz  der  eng- 
lischen Pionierarbeit  in's  Land  gekommen,  die  Schlachten  gleich  auf  den 
ersten  Anlauf  verloren  haben,  so  dass  Irvings  Bip  vorn  Winkel,  der  im 
holländisch  sprechenden  Neu -Amsterdam  eingeschlafen  war,  im  englisch 
sprechenden  New -York  aufwachte.  Dort  ist  das  währe  Schlachtfeld,  auf 
welchem  sich  die  deutsche  Sprache  ihren  endgültigen  Bang  in  der  Welt 
erfechten  wird.  Reicht  ihre  Lebens-  und  Widerstandskraft  dort  aus,  so 
reicht  sie  überall  aus.  Und  die  Vorposten  fehlen  ihr  nirgends.  Ueber  dem 
Leserkreise  dieser  Zeitschrift  z.  B.  geht  die  Sonne  eben  so  wenig  unter, 
wie  über  der  englischen  Sprache. 

Aber  —  wir  erlauben  es  uns,  vorherzusagen  —  der  Kampf  wird  kein 
leichter  sein.  Soll  er  Aussicht  gewähren ,  so  muss  zuletzt  jeder  Einzelne 
dafür  sorgen,  dass  die  Sprache,  welche  zu  schützen  ist,  auch  wirklich  so 
gesprochen  und  geschrieben  wird,  dass  es  sich  verlohnt,  sie  zu  schützen. 
Es  ist  möglich,  dass  die  Deutsch -Amerikaner,  bei  der  Fülle  gebildeter 
Einwanderung,  die  ihnen  seit  1849  zugeflossen  ist,  dies  durchsetzen.  Ein 
grosser  Fortschritt  ist  auch  wirklich  wahrnehmbar.  Es  ist  den  Grünen 
(Neu -Eingewanderten)  sogar  gelungen,  auch  die  Braunen  (Alt -Eingewan- 
derten) zu  dieser  Aufgabe  wieder  heranzuziehen.  Sie  haben  es  geschickt 
angefangen  und  einen  Nachdruck  bei  der  Sache  entwickelt,  von  welchem 
bei  uns  im  Mutterlande  für  ähnliche  Zwecke  noch  nicht  die  Bede  ist. 
Deutsch- Amerikaner  würden  wahrscheinlich  Elsaes-Lothringen  viel  schneller 
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wieder  zu  einem  Lande  machen,  in  dem  die  deutsche  Zunge  herrseht,  all 
uns  möglieh  sein  wird.  Denn  die  niemals  zaudernde  Rührigkeit  der 
Anglo -Amerikaner,  unter  denen  sie  leben,  ist  auf  sie  übergegangen. 
Hätten  sie  und  nicht  wir  Elsass- Lothringen  erobeit,  so  wären  wahrschein- 
lich schon  so  ein  Dreissigtausend  von  ihnen  drin,  gäben  ein  Dutzend 
Tageszeitungen,  nach  dem  Meter  gemessen,  heraus,  hätten  in  allen  Städten 
des  Landes  >Bieraalons«  eröffnet  und  hielten  >Platforms«  und  »Processions« 
ab,  mit  Revolvern  in  der  Tasche  und  hätten  alle  Gartenzäune  mit  Riesen- 
zetteln beklebt,  so  dass  die  Kinder,  auch  ohne  Fibeln,  dentsch  lesen  lernen 
müssten.  Dann  hätten  sie,  wie  sie  es  in  Pennsjlvanien  unter  den  deut- 
schen Ansiedlern  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  gemacht  haben,  die 
ScAOfcr'schen  Balladen  und  Lehrgedichte  —  die  Kindeamörderin ,  die 
Glocke  und  der  Gang  naeh  dem  Eisenhammer  —  noch  obenein  elsässischer 
Stofl!  —  haben  am  meisten  gezogen  —  als  »Fünf  Neue  Lieder,  gedruckt 
in  diesem  Jahr«  unter  die  Bauern  eingeschmuggelt,  die  sich  hernach  den 
ganzen  Schiller  kauften,  und  SchuberTi,  SHcKer'8  und  Mendelssohn'*  Lie- 
der —  oder  Zöllner'a  —  auf  Leierkasten  setzen  lassen,  bis  die  Hochzeiten 
auf  den  elsässischen  Dörfern  nicht  mehr  abgingen  ohne: 

Grossmutter  will  tanzen! 

Auf  machet  Platz!  Auf  machet  Platz! 

Mit  dem  Grossvater, 

Ihrem  allerliebsten  Schatz! 

Hast  du  nicht  gesehn!  Hast  du  nicht  geeehn! 

Langsam !  Langsam ! 

Denn  es  strapziert  ja  Grossvatern  zu  sehr! 

Die  blosse  Rührigkeit  ist  aber  eben  nicht  genug.  Was  sieh  Bahn 
brechen  soll,  muss  sich  als  brauchbar  erweisen.  Und  in  dieser  Besiehung 
scheint  sich  Herr  Braun  auf  einem  Holzwege  zu  befinden,  wenn  er 
irgend  welchen  Nachdruck  auf  die  im  Elsass  gesprochene  alemannische 
Mundart  legt,  der  er  >den  ersten  Preis  unter  allen  deutschen  Mundarten 
zuerkennen  möchte«.  Seibat  wenn  er  in  dem  letzteren  Recht  hätte,  selbst 
wenn  es  etwas  andres  wäre  als  Geschmacksache,  eines  nicht  genauer  unter- 
suchenden Geschmacks,  bleibt  es  eine  leicht  herauszufindende  Thatsache, 
dass  eben  das  so  stark  ausgeprägte  mundartliche  Gepräge  des  Deutschen 
im  Elsass  ihm  in  den  Augen  der  Elsasser  Belbst  einen  unteren  Rang, 
verglichen  mit  dem  Französischen,  welches  ihnen  nur  als  Schriftsprache 
nahe  trat,  zugewiesen  hat.  Eben  weil  Dietsch,  und  nicht  Deutsch,  mit 
Französisch  im  Kampfe  lag,  haben  die  letzten  achtzig  Jahre,  die  Jahre 
einer  Literatur  demokratischer  Verbreitung  in  Frankreich,  es  in  Gefahr 
gebracht;  eben  deswegen  hat  das  Deutsche  in  den  Städten  Boden  verloren 


Digitized  by  Google 


202 


Rflrh»n>ch*u. 


und  nur  auf  dem  Lande  sich  bester  behauptet.  Und  es  ist  ein  ganz  rich- 
tiges Gefühl,  dass  in  einer  Mundart,  ron  der  man  nicht  frei  ist,  die  man 
nicht  blos  nebenbei  sprechen  kann,  ein  beschränkter,  in  der  Entwicklung 
zurückgebliebener  GeUt  Ausdruck  finde.  Alle  mundartliche  Literatur 
ist  deswegen  auch  nur  zum  Darstellen,  nicht  zum  Wirken  geeignet. 
Selbst  die  mundartlichen  Dichter,  unter  denen  der  Schotte  Bums  weitaus 
die  bedeutungsvollste  Erscheinung  ist,  und  derjenige,  der  wirklich  gesungen 
wird,  und  zwar  alle  Tage  ?iel  tausend  Mal,  rings  um  die  ganze  Welt, 
werden  doch  nie  im  Ernste  gesungen.  In  Deutschland  aber  sind  gerade 
die  mundartlichen  Dichter  der  besseren  Klasse  —  die  Wiener  und  Ber- 
liner Coapletdichter  und  die  anonymen  bairischen  Schnaderhnpfelschraiede 
wird  man  nioht  in  Rechnung  bringen  wollen  —  niemals  dem  Volke  ge- 
läufige, also  wirkliche  Volksdichter  gewesen.  Wer  wird  bezweifeln,  dass 
Hebel,  den  Herr  Braun  für  die  ehässisch-oberbadische  Mundart  in's 
Gefecht  führt,  überhaupt  ein  Dichter  fast  ersten  Ranges  war,  ans  dessen 
Feder  nichts  als  goldige  Grazie  floss?  Aber  gesungen  wird  er  nicht  Das 
Volk  will  nichts  von  seiner  eigenen  Mundart  wissen,  wenn  es  in  gehobner 
Stimmung  ist.  Wir  haben  wirkliche,  zum  Theil  noch  ganz  unbekannte 
Volkslieder  aus  dem  Elsass  mitgebracht,  der  ja  überhaupt  dafür  stets 
eine  reiche  Fundgrube  gebildet  hat.  Sie  sind  aber  alle  mühsam  aus- 
gesprochenes Schriftdeutsch  und  zwar  deutsch  der  Lntherischen  Bibel- 
übersetzung. 

Beiläufig  täuscht  sich  Herr  Braun,  wenn  er  glaubt,  dass  er  es  noch 
nöthig  hat,  Hebel  in  Norddeutschland  zu  empfehlen.  Lange  ehe  Hebel 
in  Baden  selbst  roll  gewürdigt  wurde,  wurde  er  es  im  Norden,  und  wir 
dürften  mit  der  Behauptung  nicht  zu  weit  gehen,  dass  sich  hier  in  Berlin 
ein  viel  grösserer  Theil  der  ersten  Ausgabe  der  Gedichte  in  alemannischer 
Mundart  befindet,  als  in  ganz  Baden  und  Elsass.  Gerade  das  mundartfreie 
Land  dürstet  nach  mundartlicher  Literatur.  Die  Zusammenstellung  von 
Hebel  und  Beuter  dürfte  wenig  passen.  Beuter  hat  nicht  blos  plattdeutsch 
gesehrieben,  sondern  eben  die  mecklenburger  Leute  geschildert,  und  dazu 
das  Plattdeutsche  nöthig  gehabt.  Hebel  aber  hat  weder  die  elsassischen 
noch  die  oberbadischen  Alemannen  geschildert.  Beuter  muss  man  mit 
Auerbach  zusammenstellen,  der  uns  ja  wohl  noch  Bilder  aus  dem  Elsass 
bringen  wird.  Die  Elsasser  sind  eben  jetzt  gerade  so  interessant  für  uns 
geworden,  wie  bisher  die  Mecklenburger,  »die  nicht  sind,  wie  alle  übrigen 
Leute  in  Deutschland  sind,«  obgleich  sie  nur  zehn  Meilen  von  Berlin 
schon  anfangen,  auch  nicht,  wie  die  übrigen  Plattdeutschen.  Zur  Schil- 
derung einet*  Mecklenburgers  gehört  allerdings  seine  Mundart,  sie  ist  aber 
gar  nicht  das  Wesentliche.  Wir  fürchten,  dass  man  in  Süddeutschland 
noch  gar  nicht  hinter  die  tiefe  geschichtliche  Bedeutung  der  urwüchsigen 
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Züge  gekommen  ist,  welche  Mecklenburgs  Volk,  bei  zugleich  hoher  und 
eigentümlicher  Bildung  bewahrt  hat,  wobei  es  an  Schweden  erinnert. 

Mit  dem  Schriftfranzösischen,  welches  in  Ehsass- Lothringen,  wenn 
anch  in  noch  so  schlechter  Aassprache,  gesprochen  wird,  kann  es  nur  das 
Schriftdeutsche  aufoehmen;  dies  sollte  dort  leitender  Gedanke  für  Schule, 
wie  für  Presse  and  selbst  für  das  Theater  fein.  Dass  die  Aassprache  des 
Französischen  nicht  Mos  der  alemannischen,  sondern  sämmtlichen  süd- 
nnd  westdeutschen  Mundarten  so  sehr  schwer  fällt,  ist  dabei  ein  grosser 
Vortheil.  Es  ist  übrigens  merkwürdig,  wie  sich  die  falsche  Aussprache 
des  Französischen  der  französirten  Deutsch -Lothringer  am  ganzen  Rhein 
eingebürgert  hat,  wahrscheinlich  durch  Sprachlehrer,  aus  Metz  bezogen, 
und  durch  das  am  Rhein  übliche  Austhun  der  Sinder  in  lothringische 
Pensionate,  und  sogar  dort  als  besonders  elegante  Aussprache  gilt.  Die 
unablässige  Verletzung  der  beiden  Hauptregeln  der  französischen  Akzen- 
tuation,  daas  die  Wörter  durch  einen  Wortakzent  auf  der  Endsylbe,  und 
die  8*tze  durch  einen  Satzakzent  auf  dem  letzten  Wort  von  einander  zu 
scheiden  sind,  und  dass  die  unakzentuirten  Wörter  yom  Akzent  des  nach- 
folgenden getragen  werden,  also  die  umgekehrten  tou  denen,  die  das 
Englische  befolgt,  welches  eine  troch&ische  und  daktylische  Sprache  ist, 
während  das  Französische  eine  jambische  und  anapästische  ist,  erzeugt 
bei  dem  zuhörenden  Nationalfranzosen  eine  nur  schwer  überwundene 
Heiterkeit.  Das  gdrgon  appörtes  moi  un  chöcolat,  welches  den  Mainzer 
Kellner  gleich  springen  liest,  trifft  das  Ohr  des  verblüfften  national- 
französischen  als  ein  gettottertes:  car  son  abordtemoin  choc  au  lä,  welche 
Täuschung  noch  dadurch  befördert  wird,  dass  dieses  westdeutsche  Mode- 
Französisch  keinen  Unterschied  zwischen  dem  Schluss-»  vor  einem  Vokale 
und  einem  Konsonanten  macht,  sondern  die  Hasenscharten- Aussprache  des 
Scbluss-n,  welche  den  Franzosen  niederen  Standes  kennzeichnet,  und 
temment  beinahe  wie  eommeut  klingen  läast,  gleichfalls  als  Eigeuthünilich- 
keit  angenommen  hat.  Es  lässt  sich  fast  sagen,  dass  sich  eine  besondre 
rheinische  Mundart  des  Französischen  ausgebildet  hat,  die  sogar  wahr- 
scheinlich durchaus  nicht  einmal  jungen  Alters  ist.  Auf  die  Zeit  der 
Einverleibung  des  ganzen  linken  Rheinufer*  in  Frankreich,  wo  sich  das 
Land  mit  lothringischen  —  nicht  elsässischen  —  Beamten  bedeckte,  ist 
sie  mindestens  zurückzuführen.  Wer  weiss  aber,  ob  sie  nicht  noch  viel 
älter  ist 

Ueber  die  Sprachgrenze  an  der  oberen  Mosel  in  allerältester  Zeit  hat 
Herr  Braun  einen  Beitrag  zu  liefern  versucht,  der  uns  beachtungswerth 
scheint,  und  den  wir  deswegen  unserm  Leser  mittbeilen  wollen.   Er  sagt: 

»Was  das  romanische  Zwischengebiet  zwischen  Deutsch  und  Italienisch 
anlangt,  von  welchem  ich  oben  gesprochen,  so  predigt  im  schweizerischen 
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Engedin  der  Plarrer  den  einen  Sonntag'  romanisch  und  den  andern  deutsch, 
in  Tirol  dagegen  im  Grödener  Thal  den  einen  Sonntag  romanisch,  den 
andern  italienisch.  Letzteres  entspricht  wohl  den  Interessen  des  Klerus, 
aber  nicht  den  Wünschen  der  Bevölkerung,  welche  zwar  romanisch  ist, 
aber,  abgesehen  von  dieser  Sprache,  dem  Deutschen  den  Vorzog  giebt  tot 
dem  Italienischen,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sie  mehr  Ver- 
kehr mit  Deutsch-Tirol  hat,  als  mit  Wälsch-TiroL  Fährt  man  von  Trient 
mit  der  Eisenbahn  nach  Norden,  so  heisst  die  zweite  Station  San  Michels, 
die  dritte  Salurn,  die  vierte  Neumarkt.  Neumarkt  ist  deutsch.  Sau 
Michele  ist  italienisch,  und  wird  von  den  Deutschen  Wälsch- Michel  ge- 
nannt.  Bei  W&lsch-Michel  mündet  der  Noce-Bach  in  die  Etach.  Etwas 
oberhalb  der  Mündung  liegt  auf  dem  rechten  südlichen  Ufer  des  Baches 
Wälsch-Metz  und  auf  dem  linken  (nördlichen)  Deutsch-Metz,  auf  italienisch 
Mezzo  lombardo  und  Mczio  tedesco.  Hier  haben  wir  die  Sprachgrenze 
ausgedrückt  in  den  Namen  der  Ortschaften.  Diese  beiden  Nester  sind 
uralt  In  den  ältesten  Urkunden,  worin  sie  vorkommen,  werden  sie  auf 
lateinisch  Meto,  longobardica  und  Meia  theodisca  genannt,  und  die  Ge- 
lehrten behaupten,  vormals  habe  das  erstere  die  Grenze  des  grossen  Longo- 
bardenreiches  und  das  letztere  die  des  Landes  der  Bajuvarier  bezeichnet, 
welche  beide  hier  zusammenstiessen.« 

> Diese  Meta,  dieses  Mezzo,  oder  Metz,  an  der  Etsch  und  an  der  Nooe, 
führt  uns  nach  Metz  an  der  Mosel.  Von  dem  letzteren  glaubt  man,  sein 
Name  hänge  zusammen  oder  stamme  ab  von  Mädchen  oder  Metze,  und 
man  macht  dafür  geltend,  dass  schon  am  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts,  als  Kaiser  Karl  V.  Metz  und  Magdeburg  erfolglos  be- 
lagert hatte,  man  den  Spottvers  auf  ihn  machte:« 

>„Die  Metz  und  die  Magd 

Haben  ihm  abgesagt"  (nämlich  den  begehrten  Taus).« 

>Auch  liesso  sich  zur  Noth  weiter  noch  dafür  anführen,  dass  ver- 
schiedene Festungen,  welche  man  für  unüberwindlich  hält,  seit  Alters 
eine  Jungfrau  im  Wappen  führen.  Nicht  nur  Magdeburg,  sondern  auch 
z.  B.  Körnern  in  Ungarn.  Letztbesagte  Jungfrau  neckt  ihre  Freier  damit, 
dass  sie  sie  an  jedem  Tage  mit  einem  ewig  wiederholten  .Komm  morgen" 
auf  den  andern  Tag  vertröstet.  Daraus,  aus  dem  „Komm  morgen",  soll 
der  Name  Komorn  entstanden  sein.   So  sagt  man  in  Ungarn.« 

»Allein  man  vergisst,  dass  die  Stadt  Metz  weit  älter  ist,  als  die 
Festung  Metz,  und  dass  Spottlieder  nicht  gerade  zu  etymologischen 
Zwecken  verfasst  werden,  sondern  mehr  um  die  Leute  zu  ärgern.« 

»Was  nun  das  Wort  „meto"  anlangt,  so  bedeutet  es  in  der  Sprache 
der  alten  Kömer  ursprünglich  nichts  als  einen  Heuschober.  Als  aber  in 
Rom  der  Sport,  und  insbesondere  diejenige  Spezies,  welche  man  in  Berlin 
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Hoppegarten  nennt,  aufkam,  pflegte  man  an  das  obere  Ende  der  Rennbahn, 
da,  wo  der  Wettfahrer  (man  pflegte  damals  nicht  za  reiten,  sondern  zn 
fahren)  umbiegen  musste,  Säulen  von  Heuschober -Format  zu  errichten, 
welche  man  ebenfalls  „Meta"  nannte.  Die  meta  Sudans  in  Rom  ist  ja  bis 
heute  erhalten.  So  entwickelte  sich  ans  dem  sehr  konkreten  Begriffe 
rHeuschober*  der  etwas  abstraktere  .Grenze"  oder  .Wendepunkt."  »iVo* 
mediam  codi  metam  contigerai*  sagt  Virgilius ;  und  dieselbe  Zeit,  welche 
hier  Virgil  die  meta  nennt,  nennt  der  heutige  Italiener  noch  die  Mexta, 
das  ist  3'/*  Standen  nach  Eintritt  der  Nacht.  Diese  Bedeutung  des 
Wendepunktes,  der  Grenze,  insbesondere  der  Sprachgrenze,  vindizirt  man 
—  ich  kann  im  Angenblieke  nicht  feststellen,  mit  welchem  Rechte  — 
auch  dem  Ortsnamen  Metz,  der  in  alten  Urkunden  übrigens  auch  Mettit 
geschrieben  wird,  und  Met,  so  wie  man  ihn  heute  noch  dort  ausspricht 
Wia  das  Metz  im  Thale  der  Etsch  die  Sprachgrenze  zwischen  Deutsch 
and  Italienisch  signaUairt,  so  das  Metz  an  der  Mosel  die  zwischen  Deutsch 
und  Französische 

Der  eigentliche  gallische  Name  von  Metz  war  bekanntlich  Divodurum. 
Es  wird  aber  von  vorn  herein  als  die  Stadt  der  Medlomatriker  bezeichnet, 
dann  schlechtweg  Mediomatrici  genannt,  und  erhält  erst  nachher  den 
Namen  Metls  oder  Mettis,  dessen  schwankende  Schreibart  zeigt,  dass  er 
nicht  lateinisch,  sondern  der  Ortssprache  entnommen  ist  Er  hat  also 
wahrscheinlich  dieselb?  Wurzel,  wie  der  erste  Theil  des  Volksnameni 
Mediomatrici.  Es  gab  nun  nicht  weniger  als  sechs  gallische  Städte  des 
Namens  Mediolanum,  der  also  mit  Mediomatrici  diesen  Theil  gemeinsam 
hat  Es  sind  das  heutige  Mailand,  einst  Stadt  der  Insubrer,  das  heutige 
Saintes,  einst  Stadt  der  Santonen,  das  heutige  Chateau  Meillan  bei  Bor- 
deaui,  einst  Stadt  der  Bituriges-Cubi,  das  heutige  Evreux  in  der  Nor- 
mandie,  einst  Stadt  der  Aulerci  Ebnrovioes;  die  beiden  andern,  eine  Stadt 
der  Seguaianer  im  südlichen  Gallien  und  eine  Stadt  im  belgischen  Gallien, 
an  der  Grenze  gegen  die  Ubier,  bestehen  beide  nicht  mehr.  Von 
diesen  sechs  Städten  lagen  die  drei  ersten  und  die  letzte  allerdings  un- 
zweifelhaft auf  Grenzen  der  gallischen  Sprache,  nämlich  bei  Mailand 
gegen  die  etruskische  oder  rbütische  Sprache,  welche  ursprünglich  in  dem 
benachbarten  Mantna  gesprochen  ward,  bei  den  beiden  nächsten  im  Garonne- 
thal  gelegenen  Städten,  gegen  die  baskische  (iberische  oder  aquitanische) 
Sprache,  bei  der  letzten  Stadt  gegen  die  deutsche  Sprache.  Und  ebenso 
lag  Mediomatrici  auf  der  Sprachgrenze  gegen  die  deutsche  Sprache,  voraus- 
gesetzt, dass  die  Treviri,  die  anerkannten  nördlichen  Nachbarn  der 
Mediomatrici,  als  germanischen  Stammes  angesehen  werdem  trotzdem  die 
Römer  ihr  Land  als  zur  Provinz  Belgica,  nicht  zu  Germania  prima  ge- 
hörig betrachteten.  Jedenfalls  klingt  ihr  Name  deutsch  und  arürde  heissen : 


206 


Ansiedler  unter  Vertrag.  Es  stimmt  auch,  dass  die  erste  deutsche  Stadt 
moselabwärta  gerade  Diedenhofen  heisst,  deutscher  Hof,  Thindunhof;  worin 
das  Deutsch  freilich  nicht  die  Nationalität  bedeutete,  deren  sich  die  Deut- 
schen der  Urzeit  gar  nicht  bewusst  waren,  wie  sich  die  meisten  Slaven 
noch  vor  wenig  Jahrhunderten  der  ihrigen  nicht  bewusst  waren,  sondern 
noch  lediglich  »Volke  biess,  sagend,  dass  der  Platz  ein  Volkes-Hof,  eine 
Freistatte  für  alle  Welt,  ein  Freimarkt  sei.  Deutz  am  Rhein,  und  Dietx 
an  der  Lahn,  später  Grenzstädte  gegen  das  Römerreich,  mögen  Namen 
ähnlicher  Herkunft  sein.  Die  Stadt,  die  jetzt  Emu  heisst,  in  der 
Normandie,  südlich  der  Seine,  lag  aber  wenigstens  nahe  der  mundartlichen 
Sprachgrenze  zwischen  den  eigentlich  Galliern  und  den  Beigen.  Die 
Stadt  der  Segusianer  kann  sehr  wohl  einst  auf  der  gallisch-iberischen 
Sprachgrenze  gelegen  haben,  welche  später  südlieh  rückte. 

Daet  die  Namen  Mediomatriker,  Mediolanum  und  Metz  mit  der 
Sprachgrenze  etwas  zu  thun  haben,  gleich  dem  Deutsch-Metz  und  Waisch- 
Metz  in  Tirol,  Grenzorten,  welche,  bevor  eie  es  für  die  Bajuvarier  und 
Longobarden  waren,  ee  für  die  Rhätier  und  transpadanischen  Gallier  ge- 
weeen  sein  müssen,  ist  daher  in  hohem  Grade  wahrscheinlich,  wobei  es 
sprachlich  offen  bleibt,  die  Überall  vorhandene  Wurzel  med  —  messen  als 
Endziel  für  den  einen  oder  als  Mitte  zwischen  zweien  zu  lesen.  Die 
lateinische  Wiedergabe  der  gallischen  Namen  ladet  zu  dem  letzteren  ein. 
Die  Römer  konnten  in  der  Wiedergabe,  ohne  dem  Laut  wesentlich  Gewalt 
anzuthun,  gleich  übersetzen,  oder  die  Gallier  thaten  es  für  die  Römer. 
Also  bekommen  wir  die  Bedeutung  Z wischen platx,  Vennittelungsplatz. 
Das  belgisch -keltische  Volk  der  Matriker,  deren  Name  mit  dem  der  Ma- 
tröna,  der  Marne,  des  Grenzflusses  für  die  Belgier  gegen  die  Gallier  zu- 
sammenzuhängen scheint,  bekam  auf  seinem  östlichen  Flügel  den  Namen 
Zwischen -Matriker.  Auf  ihr  Gebiet  war  es,  dass  die  Deutschen  zuerst 
eindrangen,  die  Trevirer,  wenn  es  Deutsche  waren,  durch  Vertrag,  wahr- 
scheinlich in  ähnlicher  Weise,  wie  Ariocist  es  im  Elsass  und  der  Frei- 
grafschaft versuchte,  die  Vangionen,  die  Nemeter  später,  unter  Auguttus, 
kurz  vor  dem  siegreichen  Vordringen  der  Römer,  durch  Gewalt  —  denn 
die  Mediomatriker  wohnten  ursprünglich  bis  an  den  Rhein.  Der  keltische 
Name  der  Deutschen,  die  Germanen  —  w&Uch  garmteyn,  altbelgisch 
wahrscheinlich  gairman,  die  Brüller,  die  Maulhelden  —  wie  die  Beigen  sie 
spöttisch  nach  dem  barritus,  dem  Gebrüll  in  die  Schilde  vor  der  Schlacht 
zur  gegenseitigen  Ermuthigung,  also  nach  dem  alten  Hurrah,  nannten, 
und  den  sich  hernach  alle  deutschen  Grenzstämme  gefallen  Hessen,  war, 
wie  Tacitus  erzählt,  natürlich  ebenfalls  vor  der  Röruerzeit,  weiter  nördlich, 
in  Tongern,  entstanden,  im  vollständigen  Gegensatz  zu  dem  slarischen 
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Namen  für  die  Deutschen,  die  Niemetz,  die  Stammen.  Die  Trevirer 
haben  den  Mediomatrikern,  dnrch  Vertrag  gebunden  nnd  im  eignen 
Interesse,  wahrscheinlich  gegen  die  nachdringenden  Deutschen  beigestanden. 
Und  Metz  nnd  Diedenhofen  waren  die  Tauschm&rkte  der  befreundeten 
ßtamme,  ein  Kiachta  und  llaimatschin,  durch  vertragsmäßig  gesicherte 
Handelsatrasse  verbunden,  wie  die  allgemeine  Kulturgeschichte  yon  solchen 
internationalen  Handelsstadtepaaren  zahlreiche  Beispiele  hat 

Das  Bild  wurde  uns  das  linksrheinische  Deutschland,  schon  bevor  es 
vom  Römerreiche  verschlungen  wird,  in  fast  ganz  derselben  Ausdehnung 
und  ethnographischen  Gliederung  erscheinen  lassen,  die  jetzt  wieder  ob- 
waltet. Börner  wie  Franken,  Burgunder  und  Westgothen  und  dann  Fran- 
zosen, haben  daran  wenig  zu  andern  vermocht,  und  viel  werden  auch  wir  * 
nicht  daran  ändern.  Schon  vor  fast  zweitausend  Jahren,  in  der  Zeit,  da 
man  sich  nicht  um  Herrschaft,  sondern  um  Bodenbesitz  schlag,  hat  sieh 
die  Sprachgrenze  nahezu  gesetzt.  Auf  der  ganzen  Linie  aber  haben  Kelten 
und  Germanen,  nun  hier,  nun  dort,  bald  unter  Ueberge wicht  der  einen, 
bald  unter  Uebergewicht  der  andern,  zusammen  kleinere  Staatsgebilde 
eines  lockeren  Gefüges  gebildet,  von  denen  Belgien  nnd  die  Schweiz  noch 
zwei  Beispiele  sind.  Die  alte  deutsche  Beichsoberhoheit  in  Lothringen 
raubte  diesem  Lande  nioht  den  gemischten  Charakter,  der  wirklich  bis  Metz 
hineinreichte,  aber  nicht  weiter.  Den  schärfsten  Eingriff  bildete  die 
gewaltsame  Französirung  des  Elsass  seit  der  grossen  Revolution.  Sie  hat 
sich  bestraft  Der  Versuch,  den  ganzen  Zwischengürtel,  von  den  Alpen 
bis  zum  Meer,  zu  einem  Zwischenreich  zusammen  zu  fassen,  wie  er  im 
Testamente  Ludwigs  des  Frommen  auftaucht  und  im  Namen  von  Lothrin- 
gen Ausdruck  fand,  scheiterte  umgehend  und  Deutscher  wie  Franzose 
zählen  die  ausgetauschten  Eidschwüre  ihrer  beiden  ersten  Konige  gegen 
Lothar  und  Lotharingen  nicht  blos  zu  den  wichtigsten  Monumenten  ihrer 
politischen  Geschichte,  sondern  auch  der  Geschichte  ihrer  heutigen  Sprache. 
Die  eigentliche  Zwischenstadt,  die  Stadt  der  Mitte,  die  aus  einem  Markt 
eine  farchtbare  Festung  geworden  ist,  Metz,  konnte  nur  noch  entweder 
französisch  oder  deutsch  sein.  Weil  Frankreich  sie  zuerst  nahm,  hat  nun 
Deutschland  sie  nehmen  müssen.  Es  war  ein  böser  Tag  für  Deutschland 
und  Frankreich,  als  der  Coune'table  sich  zuerst  durch  ihr  Thor  stahl.  Ala 
Basaine,  ein  achtes  Landeskind,  ein  Mediomatriker  mit  den  Zügen  eines 
wilde  a  Kelten  der  Vorzeit,  dessen  Name  in  den  Dörfern  um  Mötz  herum 
hiu6g  ist,  wieder  heraus  und  nach  Wilhelmshöhe  in  die  Gefangenschaft 
masste,  endete  ein  Abschnitt  in  der  Geschichte  des  Zwischenlandes,  der 
den  beiden  grossen  Nationen,  die  auf  demselben  zasammenstossne,  mehr 
Blut  und  Thränen  und  Vulkswohlfahrt  gekostet  hat,  als  alle  vorherigen 
zusammengenommen. 
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Andre  geschichtliche  Rückblicke  und  Vergleiche  mit  der  Gegenwart 
hat  Herr  Braun  an  die  Wilhelmshöhe  und  Versailles  im  Oktober  geknüpft 
An  eine  leicht  geschriebene  Schilderung  des  heutigen  Versailles  ist  der 
Kontrast  zwischen  dem  6.  Oktober  1789  —  Zug  der  Weiber  —  und  dem 
«.  Oktober  1870  —  Tag  der  Ankunft  Kaiser  Wilhelms  -  veranschaulicht 
Der  Kontrast  ist  natürlich  schlagend  und  sehr  hübsch  durchgeführt,  auch 
in  der  Gegenüberstellung  der  Gartenlandschaften  Ton  Versailles  und  ron 
Potsdam.  Nur  der  Kontrast  der  beiden  Lieder  am  Schlüsse  will  uns  nicht 
in  den  Kopf.  Herr  Braun  sagt: 

>Am  6.  Oktober  1789  heulten  in  Versailles  die  wütheaden  Weiber 
Ton  Paris:« 

».Math,  Math,  Mnth! 
Jetzt  wird's  gut! 
Jetzt  bringen  wir  Bäcker  und  Bäckerin, 
Auch  der  kleine  BäckergeselP  ist  darin. 
Aus  ist  die  Noth, 
Jetzt  giebt's  Brod!"« 

»Am  6.  Oktober  1870  sang  ein  märkischer  Grenadier,  an  die  Balustrade 
der  obersten  Terrasse  des  Versailler  Parks  gelehnt,  still  für  sieh  hin:« 

»„Blane  Havel,  Grunewald, 
Grüss  mir  alle  beide, 
Grüss'  und  sag',  ich  käme  bald,  — 
Und  die  Tegler  Haide."« 

So  singt  kein  märkischer  Grenadier,  da  die  Herren  Fontane  und 
Niendorf,  die  Fanatiker  für  märkische  Landschaften,  nicht  mehr  im 
kriegspflichtigen  Alter  sind,  auch  beide  nicht  singen  können.  Aber  Herr 
Braun  hat  es  gedacht,  weil  er  in  Berlin  —  faulte  de  mieux  —  die  Ber- 
liner Landpartieen  liebt,  auf  welchen  die  Gebrechen  der  Landschaft  durch 
gute  Staffage  ausgeglichen  werden.  Wenn  ein  märkischer  Grenadier  ge- 
sungen hat,  wird  er  wohl  wirkliche  märkische  Volkspoesie  gesungen  haben, 
beim  Anblick  des  Versailler  Schloases  etwa:  Das  grösste  Portemonnaie 
hat  Ladewig  —  oder  dergleichen. 
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Das  Grunderbrecht  in  seinem  Verhältnisse  zum  Geiste  unserer  Zeit  und 
im  seinem  Einflüsse  auf  den  Bauernstand  seines  Gebietes  im  Herzog- 
thum Oldenburg,  Ein  Vortrag  gehalten  im  landwirtschaftlichen 
Vereine  zu  Delmenhorst  Ton  E.  von  Heimburg.  Oldenburg,  1871. 
(C.  Berndt  u.  Ä.  Schwarte.) 
Wir  haben  über  die  beiden,  einander  entgegenstehenden  Schriften  der 
Herrn  E.  von  BeauUeu  Marconnay  und  A.  HuUmann  aber  die  Beform 
des  Grunderbrechts  in  Oldenburg  und  die  auf  diesem  Wege  angestrebte 
Theilbarkeit  des  Grundeigenthums  reap.  in  Band  28  nnd  Band  32  dieser 
Zeitschrift  seiner  Zeit  berichtet.  Der  in  Oldenburg  sehr  lebhafte  Meinungs- 
kampf über  diese  Frage  danert  fort.  Die  oben  angezogene  Schrift  repro- 
duzirt  zunächst  die  in  den  früher  behandelten  Schriften  niedergelegten 
Ansichten,  nnd  schliesst  sich  der  beiden  gemeinsamen  Auffassung  an  dass 
mit  der  Einführung  der  freien  Theilbarkeit  des  Grund  nnd  Bodens  auch 
die  Aufhebung  der  bisherigen  Rechtsgewohnheiten  —  Erbrecht,  Brautschatz- 
ordnung  etc.  als  gekommen  anzusehen  sei,  eine  Auffassung,  die  wir,  wie 
wir  schon  Herrn  HuUmann  gegenüber  erwähnt,  durchaus  nicht  so  ohne 
Weiteres  unterschreiben  möchten.  Der  Verfasser  stellt  sich  dabei  auf  den 
Boden  der  veränderlichen  Rechtsanschauung  des  Volks  welche  die  einzige 
legitime  Grundlage  des  Hechts  bilde,  wie  auch  Herr  HuUmann  thui  Er 
sagt:  „Die  freie  Theilbarkeit  entzieht  den  bisherigen  Gesetzen  und  Rechts- 
gewohnheiten ihren  Gegenstand  und  damit  werden  diese  Gesetze  und  Ge- 
wohnheiten hinfällig.  Käme  69  lediglich  darauf  an,  die  Frage  ?om  Rechts- 
itandpunkte  aus  zu  beantworten  ohne  daraus  eine  Nutzanwendung  zu  ziehen, 
so  könnte  man  sich  mit  diesem  Resultate  begnügen.  Allein  da  mit  dem 
Wegfalle  dieser  sämmtlichen  grunderbrechtlichen  Institutionen  eine  Lücke 
im  Erbrechte  entsteht,  welche  zeitgeraäss  wieder  ausgefüllt  werden  muss, 
so  genügt  es  hier  nicht,  den  Untergang  eines  Konglomerats  von  verschie- 
denen historisch  wunderbar  und  mannigfaltig  gestalteten  Gebilden  eines 
St&ndeserbrechts  nur  in  seiner  Schlusskatastrophe  su  betrachten,  wo  ihm 
der  letzte  Eckstein  entzogen  wird,  auf  dem  gestützt  er  wunderbarer  Weise 
in  eine  Zeit  hineinragte,  welche  mit  nivellirender  Hand  längst  ähnliche 
Gebilde  schonungslos  über  den  Haufen  geworfen  hatte.  Man  kommt  bei 
der  Betrachtung  unwillkührlich  su  dem  Scbluss,  dass,  hätte  dieser  ganze 
Wust  noch  diejenige  Bedeutung,  welche  Einzelne  ihm  vindiziren  möchten, 
hinge  von  ihm  noch  heutigen  Tages  das  Wohl  und  Wehe  des  grössten 
Theiles  der  Staatsangehörigen  ab,  wäre  in  seiner  Erhaltung  noch  die  Kraft 
für  die  Erhaltung  eines  ganzen  Standes  verbürgt,  wahrlich  die  Interessirten 
dieses  Standes  hätten  sich  gesträubt,  den  letzten  Stützpfeiler  des  Gebäudes 
wegzuziehen,  wenn  derselbe  auch  den  Anstrich  einer  obrigkeitlichen  Be- 
vormundung an  sich  getragen  hätte.    Schon  der  Umstand,  dass  man  das 
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Gebäude  zusammenstürzen  lässt,  muss  als  ein  Zeichen  gelten,  dass  es  längst 
werthlos  geworden. 

Wodurch  aber  ist  es  werthlos  geworden?  Weil  es  in  allen  seinen 
Haupttheilen  mit  dem  Gerechtigkeitssinne  und  den  politischen  Anschauungen 
seiner  Zeit  in  strikten  Widerspruch  gerathen  war." 

Er  will  aber  nichtsdestoweniger  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  nicht 
dennoch  die  Anschauung  auch  heutigen  Tages  noch  Vertreter  findet,  dass 
das  ganze  frühere  Grunderbrecht  mit  seinem  Voraus  für  den  Grunderben 
so  sein  müsse.  Es  wäre  sogar  wunderbar,  wenn  dem  nicht  so  wäre.  Sind 
doch  in  den  Landestheilen ,  wo  das  Grunderbrecht  bisher  herrschte,  viel- 
leicht 90  Prozent  der  Grundbesitzer  nur  durch  dieses  Recht  in  den  Besitz 
ihres  Vermögens  gekommen.  Ist  ihnen  doch  von  Jagend  auf  von  Eltern 
und  Gesinde  vorgehalten,  dass  sie  demnächst  rechtmässige  Herren  der 
Stelle,  alle  übrigen  Kinder  nur  lästige  Abfindlinge  seien.  Haben  sie  doch 
nicht  nöthig  gehabt,  etwas  Anderes  zu  lernen  als  die  nothwendige  Bewirt- 
schaftung einer  Stelle,  welche  ihren  Hann  ernährt.  Ja,  wenn  man  diese 
grosse  Majorität  der  Grundbesitzer  hört,  die  durch  ihren  Besitz  besonders 
qualifizirt  ist,  sich  Einflu6s  zu  verschaffen  und  ihre  Stimmen  zur  Geltung 
zu  bringen,  so  möchte  man  fast  glauben,  dass  eine  allgemeine  Rechtsansicht 
für  den  Fortbestand  eines  solchen  Grunderbrechts  noch  vorhanden  sei.  — 
Allein  dies  ist  Täuschung. 

Wenn  das  heute  in  Paris  herrschende  Proletariat  allgemein  den  Proud- 
hon'schen  Satz  proklamirte:  >Eigenthum  ist  Diebstahl",  würde  wohl  ein 
Unbeteiligter  wagen  in  behaupten,  dies  sei  nun  die  allgemeine  Recbts- 
anschauung  in  Paris  und  darum  gerecht?  Gewiss  nicht!  Durch  den  Aus- 
spruch einer  Mensohenklasse,  welche  lediglich  das  eigene  persönliche  Inter- 
esse zur  Grundlage  ihrer  Anschauungen  und  Behauptungen  macht,  lässt 
sich  keine  Bechtsanschauung  konstatiren." 

Das  heisst  denn  aber  doch  die  Untersuchung,  welches  Rechtsbewusstsein 
oder  vielmehr  welcher  Familiengeibt  und  welcher  familienwirthschaftliche 
Glaube  im  Volke  steckt,  sich  etwas  zu  leicht  machen.  Die  Grunderben, 
natürlich,  sind  nicht  zu  fragen,  aber  ihre  Brüder  und  Schwestern  auch 
nicht.  Sie  auch  sind,  .eine  Menschenklasse,  welche  lediglich  das  eigene 
persönliche  Interesse  zur  Grundlage  ihrer  Anschauungen  und  Behauptungen 
macht/  Wie  konnte  der  Verfasser  dies  vergessen!  Es  kommt  ja  nur  auf 
das  BRechtsbcwu88tsfioM  der  Erblasser  an!  Wie  steht  es  um  dies  in 
Oldenburg?  Wir  wissen  es  nicht;  hierüber  sollte  man  in  Oldenburg,  wo 
man  es  kann,  sich  reinen  Wein  einschenken.  Dass  aber  ein  Vorzugserb- 
recht für  ein  bestimmtes  Kind  tnd  die  Uuthiilbarkeit  des  Bodenbesitzes 
durchaus  nicht  dasselbe  sind,  liegt  doch  auf  der  Hand.  Der  Verfasser 
bleibt  aber  fast  durch  die  ganze  Schrift  bei  dem  Fehler,  mit  dem  sie  be- 
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ginnt,  nämlich  beides  als  untrennbar,  wo  möglich  sogar  als  dasselbe  zn 
behandeln. 

Die  Arbeit  ist  ein  Vortrag  und  darum  wohl  nicht  mit  demselben 
Maasse  zu  messen,  wie  die  beiden  obenerwähnten  Schriften.  Im  übrigen 
erkennt  sie  die  Schwierigkeiten  des  Uebergangs  in  ähnlicher  Weise,  wie 
Herr  Huümann  an,  nnd  acceptirt  die  von  ihm  Torgeschlagene  Bildung  von 
zusammengehörigen  Wirthschaftskoraplexen  (nach  Option  oder  an  Stellen, 
wo  es  wunschenswerth)  jedoch  nicht  als  Granderbstellen,  sondern  als  Erb- 
etellen. Der  Erblasser  soll  bestimmen  können,  ob  er  eine  zusammenblei- 
bende Erbstelle  hinterlassen  will  oder  nicht,  aber  nicht  welcher  seiner 
Detzendenten  sie  erben  soll.  Diesen  soll  das  Loos  bestimmen  nnd  den 
Preis,  für  den  er  es  zn  übernehmen  hat,  der  Durchschnitt  der  von  allen 
Erben  eingereichten  Tazate.  Mit  dem  Vorschlage  in  dieser  Form,  der 
denn  doch  nicht  Herrn  HuUmann'a  Vorschlag  ist  (siehe  Band  82),  ist  die 
Theilbarkeit  wahrscheinlich  ganz  wieder  beseitigt,  d.  h.  das  worauf  es 
ankommt,  nnd  nur  das  Erbrecht,  d.  h.  das,  worauf  es  nicht  ankommt,  in 
einem  Sinne  abgeändert,  der  das  Gegentheil  der  Testirfreiheit  und  damit 
die  Grundlage  gesunden  Familienlebens  ist  Er  ist,  nach  unserer  Meinung, 
auch  abgesehen  von  der  absurden  Vorloosung,  der  denkbar  schlechteste 
ron  allen. 


Die  Geschäfts  -Anweisung  zur  Ausführung  von  Probe- Abschätzungen 
nach  dem  System  der  Einkommensteuer  im  Königreich  Sachsen  und 
die  Prinzipien  derselben  auf  die  Vertheüung  der  Steuerlast.  Von 
Dr.  Beuning.   Dresden.   1871.   O.  SchönfelcT»  Verlag. 
Mit  Bücksicht  anf  die  Beschlüsse  der  letzten  sächsischen  Ständever- 
sammlung  hat  das  sächsische  Finanzministerium  es  für  angemessen  erachtet, 
in  einer  Anzahl  yon  besonders  zu  bestimmenden  Orten  Probeabschätzungen 
vornehmen  zu  lassen,  um  einen  Ueberblick  darüber  zu  gewinnen,  welche 
Wirkung  die  Einführung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer  auf  die 
Steaerpflicht  und  die  Steuerlast  der  Bewohner  des  Landes  äussern  wird, 
und  zu  diesom  Zwecke  eine  Geschäftsanweisung  vorgeschrieben. 

Der  Verfasser  hat  diese  Geschäftsanweisung,  von  deren  Bestimmungen 
natürlich  abhängt,  was  für  ein  Ding  der  sehr  unbestimmte  Name:  Ein- 
kommensteuer —  in  Sachsen  decken  soll,  einer  kritischen,  nach  Paragraphen 
fortschreitenden  Untersuchung  unterworfen. 

Die  Geschäftsanweisung  legt  der  beabsichtigten  sächsischen  Einkommen- 
steuer eine  Eintheilung  nach  den  verschiedenen  Quellen  des  Einkommens 
zu  Grunde,  welche  Eintheilung  den  vier  Schedain  der  englischen  Einkommen- 
steuer nachgeahmt  ist.  Das  Einkommen  soll  unter  vier  Rubriken  ange- 
geben werden,  je  nachdem  es  fliesst: 
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nA)  aas  dem  Grundbesitz; 

B)  aus  Geldkapitalien  und  Zinsberechtignngen, 

C)  aus  einer  vom  Staat,  yon  Gemeinden,  Korporationen  und  öffentlichen 
Anstalten,  to  wie  von  Privatpersonen  gewährten  Besoldung  und 
festem  Lohn,  oder  einer  daher  rührenden  Pension  oder  aber  aus 
Leibrenten,  und 

D)  aus  Gewerben,  Handel  oder  jeder  sonstigen  Thätigkeit  oder  Quelle." 
Diese  Eintheilung,  welche  in  England  bisher  noch  keinen  praktischen 

Sinn  hat,  wohl  aber  bedachtsamer  Vorbehalt  für  die  Zukunft  ist,  soll  in 
Sachsen  alsbald  zur  Grundlage  einer  diskrinünirenden  steuerlichen  Behand- 
lung des  Einkommens  gemacht  werden,  welche  auf  einen  ersten  Schritt  in  der 
Richtung  der  den  Einzelstaaten  Nordamerika^  eigenthümlichen  Vermögens- 
besteuerung hinauslauft.  Es  soll  nämlich  „das  Einkommen  aus  dem  Grund- 
besitz und  Renten  mit  dem  vollen  Betrag,  solches  aus  Gehalten  und  Pen- 
sionen mit  70,  dasjenige  aus  jedem  anderen  Erwerb  mit  80  °/«  <v  Steuer 
gezogen  werden." 

Das  sind  jedenfalls  noch  sehr  rohe  Unterscheid angen  und  sehr  will- 
kürliche Prozentverhältnisse;  ausserdem  müsste  offenbar  das  Verhältniss 
zwischen  der  Besteuerung  der  Gehälter  und  Pensionen  nnd  dem  des  Ein- 
kommens aus  jedem  anderen  Gewerbe  das  umgekehrte  seil. 

Ausserdem  verräth  die  Geschäftsan Weisung,  dass  die  zukünftige  Ein- 
kommensteuer progressiv  sein  soll,  nnd  »war  „bis  zu  80  Thlr.  Einkommen 
auf  0,5  Proz.,  bis  zu  5000  Thlr.  nnd  mehr  auf  4,0  Proz." 

Der  Verfasser  bemerkt  zu  beiden  Bestimmungen  dass  .nur  das  ver- 
dient hervorgehoben  zu  werden,  dass  bei  der  wesentlichen  Vermindernng 
der  Steuer  von  den  Gehalten  etc.  um  30  Proz.,  von  dem  Einkommen  um 
20  Proz.  in  Verbindung  mit  einer  progressiven  Steuer,  welche  das  weit 
zahlreichere  geringe  Einkommen  ungleich  niedriger  trifft,  doppelte  Auf- 
merksamkeit nöthig  sein  wird,  um  allenthalben  dasselbe  möglichst  genau 
zu  ermitteln,  da  sonst  das  zu  Tage  tretende  Einkommen  in  einer  Höhe  ge- 
troffen wird,  welche  man  kaum  voraussehen  dürfte." 

Ueber  die  Anwendung  der  Einkommensteuer  auf  einige  besondere 
Fälle,  bei  welchen  der  sehr  dehnbare,  wissenschaftlich  in  der  That  gar 
nicht  an  begründende  Begriff  des  Einkommens  —  persönliche ,  zur  Ver- 
fügung freie,  Einnahmen  ist  ungefähr,  was  der  Volksinstinkt  meint,  aber 
nicht  sagt  —  den  meisten  Gesetzgebungen  arge  Streiche  gespielt  hat, 
enthält  die  sächsische  versuchsweise  Geschäftsanweisung  folgende  Be- 
stimmungen, die  im  Ganzen  weder  schlechter  noch  besser,  als  die  anderen 
sind.  Das  Chaos  herrscht  in  dieser  Frage  nämlich,  mit  Ausnahme  Ameri- 
kas, noch  überall  Es  sind  die  Bestimmungen  .1)  dass  bei  inländischen 
Aktiengesellschaften  nur  die  Ueberschüsse,  welche  ab  Aktienzinsen  und 
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Dividenden  vertheilt  oder  zur  Bildung  von  Reserve-  und  Erneuerungsfonds 
oder  wir  Schuldentilgung  verwendet  worden  sind»  der  Abschätzung  unter- 
liegen. Die  Zinsen  der  als  Reservefonds  angesammelten  Kapitalien  sollen 
nur  dann  besonders  berücksichtigt  werden,  wenn  diese  Fonds  ausserhalb 
des  Unternehmens  zinsbar  angelegt  sind,  und  deren  Zinsertrag  nicht  schon 
im  Gewinn  des  letzteren  enthalten  ist; 

2)  daes  bei  inländischen,  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungs- 
gesellschaften nur  Dasjenige,  was  zum  Kapitalreseryefonds  abgesetzt  ist, 
zu  Schätzung  zu  ziehen  ist; 

3)  dass  feststehende  Einnahmen  nach  dem  vollen  Betrag  des  vorher- 
gegangenen Jahres,  steigende  und  fallende  Einnahmen  so  wie  Naturalbe- 
züge nach  einem  Durchschnitt  der  vorhergegangenen  drei  Jahre,  beziehend- 
lieh  nach  den  üblichen  Preisen  in  Ansatz  zu  bringen  sind; 

4)  dass  Schuldzinsen  ebenso  wie  auf  dem  Grundbesitz  haftende  Reallasten, 
soweit  letztere  im  Grund-  und  Hjpothekenbuch  verlautbart  sind,  von  dem  er- 
mittelten Bruttoeinkommen  der  Steuerpflichtigen  in  Abzug  zu  bringen  sind." 

Das  in  Sachsen  für  die  neue  Einkommenbesteuerung  beabsichtigte  Ab- 
schätzungsverfahren scheint,  im  Anschluss  an  das  bisher  übliche,  und  das- 
selbe in  dieser  Sichtung  noch  zuspitzend,  eine  ausgeprägt  wirtschaftlich 
aristokratische  Gestalt  annehmen  zu  sollen,  denn  wenigstens  „sollen  die 
Probeabschatzungen  unter  dem  Vorsitz  eines  Regierungskommissars  durch 
Orteabschatzungekommissionen  nach  den  seither  bestandenen  Vorschriften» 
so  weit  solche  für  die  Einkommensteuer  anwendbar  sind,  vorgenommen 
werden.  Ferner,  wo  in  solchen  nicht  bereite  eine  entsprechende  Vertretung 
des  Grundbesitzes,  so  wie  des  Handels  und  Gewerbestandes  vorhanden  ist 
sollen  ein  grösserer  Grundbesitzer  und  ein  oder  zwei  Vertreter  des  Handels- 
und Fabrikstandes  als  stimmfähige  Mitglieder  zugezogen  werden."  Der 
Verfasser  bemerkt  dazu:  Es  »kann  hier  nicht  unterlassen  werden,  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  dass,  sofern  auf  die  Interessenvertretung  überhaupt 
ein  Werth  gelegt  wird,  wie  solches  bei  der  Stimmfähigkeit  der  Mitglieder 
der  Abscbätzungskommission  der  Fall  ist,  denn  doch  eine  Gleichheit  der 
Rechte  alB  erste  Bedingung  aufgestellt  werden  muss.  Nach  §  8  soll  aber 
nur  ein  Grundbesitzer  entgegen  einem  oder  zwei  Vertretern  des  Handels- 
und Fabrikstandes  zugezogen  werden,  es  sollen  die  Letzteren  auch  auf  dem 
platten  Lande,  wo  kein  Handel  oder  keine  Fabrik  besteht,  die  Mehrzahl 
bilden;  der  eigentliche  Handwerkerstand  findet  eine  Vertretung  so  wenig 
als  der  Kapitalist. 

Dieses  zeigt  jedenfalls  ein  ganz  besonderes  Vertrauen  in  die  Be- 
fähigung zur  Beurthcilung  aller  Verhältnisse  durch  den  Handels-  und 
Fabrikstand,  welche  derselbe  wenigstens  seither  bei  der  Feststellung  seiner 
eigenen  Beitragsquoten  nicht  gerade  bewiesen  hat." 
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Es  soll  eine  Allgemeine  Aufforderung  zur  Deklaration  des  Einkommens 
nicht  erlassen,  solches  vielmehr  auf  dem  Wege  der  Abschätzung  ermittelt 
werden.  Die  Befragung  Einzelner  über  ihre  steuerpflichtigen  Verhältnisse 
toll  aber  hierdurch  nicht  ausgeschlossen  sein." 

Die  Befragung  soll  nicht  ausgeschlossen  sein,  aber  ist  die  Beantwortung 
obligatorisch?  Ein  Narr  kann  bekanntlich  mehr  fragen,  als  zehn  Klage 
beantworten  können.  Es  giebt  nur  zwei  wirkliche  rationelle  Formen  für 
das  Verhältniss  der  Abschätzungsbehörde  zum  Steuerpflichtigen:  Entweder 
Selbstabschätzung  unter  Zulass  behördlichen  Einwands  mit  einer  letzten 
behördlichen  Instanz  wie  in  England  oder  behördliche  Abschätzung,  ohne 
Frage,  unter  Zulass  des  Einwands  Seitens  des  Steuerpflichtigen  und  eben- 
falls mit  einer  letzten  behördlichen  Instanz,  wie  in  Preussen. 

Die  Grundsätze,  die  bei  der  Abschätzung  maassgebend  sein  sollen, 
wollen  wir  wörtlich  anführen.   8ie  sind  aof  5  Absätze  vertheilt. 

„A.  Das  Einkommen  aus  dem  Grundeigenthum  und  Gebäuden  (§  4  A)  ist 

1)  nach  den  darauf  haftenden  Steuereinheiten  zu  bemessen,  und  zwar 
dergestalt,  dase  der  Werth  einer  jeden  Steuereinheit,  wie  er  sich  bei 
den  im  Jahre  1868  durch  das  Finanzministerium  nach  den  Kaufpreisen 
stattgefundenen  Ermittlungen  für  jede  Stadt,  beziehendlieh  den  betref- 
fenden Bezirk  herausgestellt  hat  —  welcher  jeder  Abschätzungskommission 
durch  das  Finanzministerium  bekannt  gemacht  werden  wird  —  die  Be- 
rechnung des  Werths  sämmtlioher  Steuereinheiten  eines  Grundbesitzers 
zu  Grund  zu  legen,  und  der  vierprozentige  Betrag  des  auf  diese  Weise 
festgestellten  Gesammtwerthes  als  Ertrag  des  Grundstöcke  anzunehmen 
ist.  Würde  jedoch  in  einer  Gemeinde  für  den  Zweck  der  Aufbringung 
der  Gemeindeanlage  der  Werth  oder  Ertrag  einer  Steuereinheit  noch 
höher  angenommen  worden  sein,  so  ist  dieser  höhere  Werth  oder  Ertrag 
bei  Feststellung  des  Einkommens  des  Grundbesitzers  zum  Anhalt  zu 
nehmen. 

2)  Der  Ertrag  der  am  Grund  und  Boden  haftenden  Bealgerechtsame, 
sowie  sonstiger  Natzungen,  welche  bei  der  Grundsteuer  unberücksichtigt 
geblieben  sind,  z.  B.  Jagd,  wilde  Fischerei,  Handelsgärtnerei,  Viehzucht, 
insoweit  letztere  das  Verhältniss  zum  Umfang  des  Wirthschaftsbetriebes 
wesentlich  übersteigt,  ist  durch  besondere  Schätzung  festzustellen  und 
dem  obigen  Ertrage  zuzurechnen. 

3)  Dagegen  gehört  der  Verdienst,  welchen  der  Grundbesitzer,  der 
seine  Grundstücke  selbst  bewirtschaftet,  durch  seine  Thätigkeit  bei 
dieser  Bewirtschaftung  enielt,  und  welcher,  da  hei  der  Grundsteuer- 
regulirung  Bämmtliche  Bewirthschaftnngskosten  von  dem  Ertrag  abge- 
zogen worden  sind,  besonders  zur  Abschätzung  zu  bringen  ist,  zum  Ein- 
kommen unter  §  4  D. 
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4)  Hat  der  Grundbesitzer  ausser  hypothekarischen  Schulden,  noch 
persönliche  Schulden,  so  sind  die  Zinsen  dieser  letzteren  von  dem  Ein- 
kommen ans  seinem  Grundeigentum  nur  dann  in  Abzog  zu  bringen, 
wesn  er  kein  anderes  Einkommen  besitzt.  Besitzt  er  ein  solches  noch, 
so  sind  sie  von  diesem  letzteren  abzuiiehen. 
Bei  anderen  Steuerpflichtigen  erfolgt  der  Abzug  der  Schuldzinsen 
ron  demjenigen  Einkommen,  in  dessen  Interesse  die  Schulden  gemacht 
worden  sind. 

B)  Das  Einkommen  aus  Geldkapitalien  und  Zinsberechtigongen.  — 
§  4  B  umfasst  die  Zinsen  und  Divideoden  vor  den  hypothekarisch  oder 
handschriftlich  versicherten  Kapitalien,  von  Staatopapieren,  Aktien  oder 
anderen  Obligationen,  Dividenden  von  Bergweiksknzen,  ohne  Unterschied, 
ob  das  pie  erzengende  Kapital  oder  die  sonst:ge  Einkommensquelle  sich 
im  Ioland  oder  Ausland  b»  finde,  ferner  die  am  inländischen  Grundbesitz 
haftenden  Geld-  und  Naturalgefälle  und  trockenen  Zinsen. 

C)  Za  dem  Einkommen  unter  §  4  C  gehören  unter  Anderen  auch  die 
Apanagen  der  nicht  regierenden  Mitglieder  des  Königlichen  Hauses,  ferner 
feste  Löhne  niederer  Angestellter  und  Arbeiter,  insoweit  sie  den  Ab- 
scbätzongskommissionen  bekannt  sind,  sowie  Auszüge.  Soweit  solche  in 
Naturalien  bestehen,  sind  diese  nach  den  örtlichen  Marktpreisen  in  Geld 
anzuschlagen. 

D)  Das  Einkommen  unter  §  4  D  umtost  jedes  in  den  früheren  Funkten 
nicht  aufgenommene  Einkommen. 

Hierher  gehört  auch  das  Einkommen  aus  dem  Betriebe  von  Sand-, 
Kies-,  Lehm-,  Thon-,  Mergel-,  Torf-,  Steiokohlen-  und  Braunkohlengruben, 
Stein-,  Kalk-  und  anderen  Brachen,  sowohl  auf  eigenem  als  auf  fremdem 
Grund  und  Boden. 

Bei  Feststellung  dieses  Einkommensist,  insoweit  der  Betrieb  dieser  Gruben 
and  Brüche  auf  eigenen  Grund  und  Boden  stattfindet,  auf  die  dadurch  herbei- 
geführte Störung  oder  Verminderung  der  natürlichen  —  bereits  von  der 
Grandsteuer  betroffenen  —  Benutzung  der  Oberfläche  Bücksicht  zu  nehmen. 

Bei  Feststellung  des  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe  dürfen  als 
Aasgaben  ausser  der  üblichen  Absetzung  für  jährliche  Abnutzung  von  Ge- 
bäuden und  Utensilien  nur  solche  in  Abzug  gebracht  werden,  welche  be- 
hufs des  Betriebs  des  Handels  oder  Gewerbes  in  dem  bisherigen  Umfange 
gemacht  worden  sind,  mithin  nicht  solche  Ausgaben,  welche  sich  auf  die 
Bestreitung  des  Haushalts  der  Steuerpflichtigen  und  des  Unterhalts  seiner 
Angehörigen  beziehen,  oder  welohe  in  einer  Kapitalanlage  zur  Erweiterung 
oder  grösseren  Nutzbarmachung  des  Geschäfts  bestehen. 

Im  Allgemeinen  aber  ist  bei  Abschätzung  von  Handel  und  Gewerbe 
ein  mittlerer  Geschäftsgang  in's  Auge  zu  fassen,  wie  er  in  Zeiten  statt- 
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findet,  in  welchen  weder  besondere  günstige,  noch  besondere  ungünstige 
Konjunkturen  eingetreten  sind. 

E)  Gewerbliches  Hülfspersonal  und  Dienstboten,  welche  in  den  Ge- 
werbe- nnd  Personalsteuerkatastern  kollektiv  aufgeführt  sind,  sind  in 
gleichem  Maasse  zur  Abschätzung  zu  bringen.  Jedoch  hat  selbstverständ- 
lich die  Umwandlung  des  geschützten  Gesammteinkommens  zu  einem  Steuer- 
kapital nach  derjenigen  Ziffer  des  Tarifs  A  zu  geschehen,  welche  für  das 
Einzeleinkommen  der  kollektiv  geschätzten  Personen  bestimmt  ist. 

Nur,  wenn  bekannt  ist,  dass  eine  von  den  im  Crewerbe-  und  Personal- 
steuerkataster kollektiv  aufgeführten  Personen  noch  anderes  Einkommen, 
wie  t.  B.  aus  Grund-  nnd  Kapitalbesitz  bezieht,  ist  dieselbe  unter  Ein- 
rückung  des  Namens  besonders  zur  Abschätzung  zu  bringen." 

Der  Verfasser  hat  sich  nun  hauptsächlich  Mühe  gegeben,  sn  zeigen, 
dass  die  Innehaltung  dieser  Grundsätze  bei  der  Abschätzung  zu  keiner 
genauen  Darstellung  des  wirkliehen  Einkommens  fuhren  könne,  nnd  dass 
es  dabei  zn  recht  namhaften  Prägravationen  kommen  mnss,  welche  so  wohl 
einzelne  Kategorieen  des  Grundbesitzes,  wie  der  übrigen  Vermögens-  nnd 
Erwerbsforraen  treffen.  Er  kritisirt  unter  andern  die  höchtt  schwankende 
Nator  der  Durchschnitte  und  den  ganzen  Anschluss  an  die  Grundsteuer- 
einheit. Seine  meisten  Einwürfe  haben  schon  gutes  Recht  auf  ihrer  Seite, 
und  das  Schriftchen  ist  daram  auch  in  anderen  Staaten  beherzigenswert. 
Die  Wahrheit  aber  ist,  dass  sich  gar  keine  Abschätzungsgrundsätze  für 
eine  wirkliche  Einkommensteuer  aufstellen  lassen,  weil  das  Einkommen, 
durch  unendliehe  Zahl  möglicher  Nebenumstände  in  seiner  Substanz  beein- 
flusst,  wohl  ein  konkreter,  aber  kein  abstrakter  Begriff  ist  Man  mag  es 
sich  nur  sagen  lassen:  man  ist  in  ganz  Deutschland  auf  diesem  Gebiet  auf 
einem  gräulichen  Holzwege.  Will  man  an  der  Besteuerung  des  Einkommens 
festhalten,  so  lasse  man  ausschliesslich  subjektive  ürtheile,  des  Pflichtigen 
wie  des  ihn  Verpflichtenden  walten.  Je  offener  diese  zur  Grundlage  ge- 
macht werden,  desto  mehr  wird  der  Pflichtige  hier,  seine  Nachbarn  dort 
dafür  sorgen,  dass  kein  Unrecht  geschieht  Sollte  man  sich  aber  ent- 
sehliessen,  zur  Besteuerung  des  Vermögens  überzugehen,  welches  wirklich 
ein  abstrakter,  allerdings  zu  definirender  Begriff  ist,  so  studiere  man 
zunächst  das  amerikanische  Beispiel. 
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Sehr  geehrter  Herr  Rodakteur! 

In  dem  «weiten  Bande  des  achten  Jahrgangs  Ihrer  volkswirtschaft- 
lichen Vierteljahrsschrift  wird  hei  der  Besprechung  Wilhelm  v.  Humboldt- 
icher  Schriften  die  grosse  und  so  wichtige  Frage  der  öffentlichen  Er- 
liehung  von  Neuem  wieder  angeregt,  und  einige  Bedenken  W.  v.  Humboldts 
dagegen  einer  erneuten  Prüfang  und  Ueberlegong  emp  fohlen.  Vielleicht 
ge<tatt«n  Sie  mir  deshalb,  von  dem  allgemeinen  Gesichtspunkt  nun,  den 
Humboldt  bei  Erörterung  der  Frage  eingenommen  hat,  Ihnen  einige  Be- 
merkungen zu  den  Aeusaerungen  W.  v.  Humboldt* 8  zu  machen. 

Dabei  möchte  ich  zunächst  Eines  als  ein  sehr  Wesentliches  voraus- 
schicken. 

Anco  Humboldt  findet  eine  Vergleichung  mit  den  alten  Verfassungen 
Griechenlands  und  Roms  unpassend  in  dieser  Frage;  sie  ist  es  ganz 
sicherlich,  aber  wie  ich  glaube,  aus  einem  ganz  andern  Grunde,  als  dem 
Ton  ihm  angegebenen.  Denn  ob  Republik  oder  Monarchie,  ob  absolute 
oder  konstitutionelle  Monarchie,  die  Form  der  Staatsverfassung  entscheidet 
wohl,  wie  wir  gegenwärtig  Alle  überzeugt  sein  werden,  nicht  darüber, 
wie  weit  es  wönschenswerth  und  zweckmässig  ist,  dass  der  Staat  als 
solcher  sich  in  die  individuelle  Freiheit  mische  und  diese  zum  Wohle  des 
Ganzen  beschränke;  es  ist  dies  eine  Frage,  die  namentlich  was  das  Er- 
liehungawesen  betrifft,  ganz  unabhängig  ist  von  der  Form  der  Staats- 
Terfsssung,  abgesehen  davon,  dass  es  im  Interesse  der  Regierung  eines 
Staates  liegen  mag,  ihren  Einflass  auch  auf  diesem  Gebiete  geltend  zu 
machen.  Gerade  dies  war  der  Fall  bei  den  Staaten  des  Alterthums, 
während  die  grösste  und  wichtigste  Republik  der  Neuzeit,  der  nord- 
emerikaniacbe  Freistaat,  das  entgegengesetzte  Prinzip  befolgt  und  sich 
grundsätzlich  jeder  staatlichen  Einmischung  in  das  Erziehungswesen,  jeder 
Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  in  dieser  Beziehung  enthält.  Mit 
ihm  wetteifern  in  dieser  Hinsicht  der  sonst  bis  zum  Aeussersten  zentrali- 
sirte  französische  Staat,  möge  er  was  immer  für  eine  Verfassung  gehabt 
haben,  republikanisch,  monarchisch,  imperialistisch,  und  das  freie  kon- 
stitutionelle Belgien.  Befolgt  ward  das  gleiche  Prinzip  bisher  im  freien 
konstitutionellen  England,  wo  jedoch  ailmählig  andere  Anschauungen 
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immer  mehr  Boden  gewinnen,  90  dass  es  fast  ausschliesslich  Deutschland 
ist,  wo  in  der  Neuzeit  in  grösseren  wie  in  kleineren  Staaten  der  Grund- 
sati der  staatlichen  Beaufsichtigung  und  Eontrolle  des  gesammten  Er- 
ziehungswesens in  hervorragender  Weiso  zur  Geltung  gekommen  ist. 

Ueberhlickt  man  die  thatsächlichen  Resultate,  die  ia  den  verschiedenen 
Staaten  bei  den  verschiedenen  Erziehungßsybteraen  erzielt  worden  sind, 
so  kann  man  unmöglich  verkennen,  dass  in  England,  Belgien,  Frankreich 
Vieles  und  Grosses  geleistet  worden  vom  Volke,  dass  der  Nationalwohi- 
stand  zu  grosser  Blüthe  gelangt  ist,  Industrie,  Künste  und  Wissenschaften 
jeder  Art  in  ihnen  mächtig  gefördert  worden  sind;  ist  dies  aber  der  Fall, 
so  werden  doch  alle  diese  günstigen  Resultate  weitaus  überboten  von 
denen,  die  der  nordamerikanische  Freistaat  und  die  Deutschland  bei  ihren 
diametral  entgegengesetzten  Systemen  erzielt  haben;  dort,  wo  sich  seit 
kaum  einem  Jahrhundert  ein  junges  Staatswesen  mit  riesenhaftem  Auf- 
schwünge su  einem  der  gewaltigsten  und  wichtigsten  Staaten  der  Welt 
erhoben  hat,  wo  nützliche  Arbeit  und  Thätigkeit,  Kenntnisse  und  Talente 
ihre  höchste  Belohnung  finden,  und  der  Miissiggang  bis  in  die  höchsten 
Gesellsjhaftskreise  hinein  etwas  Unbekanntes  ist,  wo  sich  ein  täglicher 
Wettkampf  in  rastloser  Arbeit  und  Thätigkeit  vollzieht,  wie  ihn  die  Welt 
wohl  noch  nie  gesehen;  hier  ein  Volk,  das  nach  Jahrhunderte  langem 
politischen  Todesschlafe,  während  dessen  es  der  Spielball  seiner  Nachbar- 
völker war,  nach  einer  Blüthezeit  der  Literatur,  wie  sie  vielleicht  nur  das 
alte  Griechenland  einmal  gekannt  hat,  bei  Erhaltung  des  köstlichsten 
Schatzes  von  häuslicher  Tugend  und  Sitte,  unter  langsam  aber  stetig  fort- 
schreitender strenger  Arbeit,  die  nur  massigen  Gewinn  abwirft,  aber  daftr 
anch  mit  einem  Sparsamkeitssinn,  den  in  solchem  Grade  kaum  ein  anderes 
Volk  kennt,  sich  nach  und  nach  immer  kräftiger,  immer  blühender  ent- 
faltet, und  sich  zuletzt  nach  Niederwerfung  seiner  alten  Erbfeinde  zum 
mächtigsten  und  kraftvollsten  Staate  Europas  aufschwingt,  und  seine 
verschiedenartigen  Stämme  endlich  unter  Besiegung  der  so  mächtigen 
partikularistischen  Bestrebungen  zu  einem  Gesammtreiche  wieder  vereinigt 
ohne  doch  die  Selbstständigkeit  der  einzelnen  Staaten  dabei  zu  vernichten; 
hier  wie  dort  Kriege,  geführt  in  einer  Weise,  wie  sie  die  staunende  Be- 
wunderung der  ganzen  Welt  erregt  haben,  durch  die  Leistungß-  und  Auf- 
opferungsfähigkeit einerseits,  die  dabei  die  Gesammtheit  des  Volkes  offen- 
bart hat,  durch  den  wirklich  von  echter  Bildung  zeugenden  Sinn  für 
Menschlichkeit  bei  Pflege  der  Verwundeten  und  Behandlung  des  Feindes 
nach  seiner  Besiegung  andererseits. 

Wo  uns  solche  Erfolge  und  Resultate  entgegentreten,  da  wäre  es 
kühn  und  vermessen,  aus  theoretisch  konstruirten  Sätzen  behaupten  und 
beweisen  zu  wollen,  es  verdiene  das  Erziehungssystem  des  einen  Staates 
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weitans  den  Vorzug  Tor  dem  des  andern,  um  so  mehr,  als  es  Völker  der- 
selben Abstammung  sind,  die  den  Tertehiedenen  Systemen  huldigen  und 
das  GröSßte  damit  erzielt  haben.  So  kann  man  denn  vom  praktischen 
Gesichtspunkt  tue  jedem  Volke  und  Staate  nur  empfehlen,  das  System, 
bei  dem  es  sich  wohl  befunden  hat,  und  das  sieh  in  seine  8itten  und 
Gewohnheiten  nun  einmal  eingelebt  hat,  weiter  zu  pflegen,  und  nur  die 
üebelstände,  die  sich  daran  knüpfen,  möglichst  zu  beseitigen  zu  suchen. 
Und  um  diese  besser  zu  erkennen,  behalt  auch  jede  allgemeinere  Unter- 
suchung der  angeregten  Frage  ihren  hohen  Werth  und  ihre  rolle  Berech- 
tigaug. 

So  komme  ich  denn  auf  die  Staaten  des  Alterthums  zurück.  Nicht 
also  die  Verfassungsform  ist  es,  weshalb  man  sie  in  der  Erziehungsfrage 
mit  den  modernen  Staaten  überhaupt  nicht  vergleichen  darf,  sondern  das 
Institut  der  Sklaverei,  das  ihrem  Kulturleben  überhaupt  einen  so  ganz 
Andern  Stempel  und  Charakter  aufdrückt,  als  dem  modernen. 

Die  Sklaven  bildeten  im  Alterthume  fast  aller  Orten  den  eigentlich 
arbeitenden  Theil  der  Bevölkerung  und  dies  am  meisten  in  den  alten 
Kulturstaaten ,  und  mehr  und  mehr  mit  deren  zunehmendem  Wachsthum; 
die  freien  Bürger  lebten  zumeist  von  den  Früchten  der  Sklavenarbeit  und 
widmeten  sich  und  ihre  Beschäftigung  theils  dem  öffentlichen  und  politi- 
schen Leben,  theila  den  sogen,  liberalen  Künsten  und  Wissenschaften, 
theils  dem  Kriegsdienste  oder  dem  Groashandel,  theils  dem  blossen  Ge- 
nüsse. Die  Erziehung  und  der  Unterricht  der  Sklaven  war  aber  nur 
lediglich  Privatsache,  Angelegenheit  der  Herren,  welche  diese  Dinge  ledig- 
lich nach  ihrem  nächsten  Privatinteresse  und  Vortheil  besorgten-,  der  Staat 
kümmerte  sich  darum  in  keiner  Weise;  wenn  daher  auch  Einzelne  aus 
dem  Sklavenstande  mit  Hülfe  ihrer  Herren  durch  Talent,  angebornen  Fieiss 
and  Fähigkeit  sich  zu  besserer  Stellung,  ja  bis  zur  Freilassung  empor- 
schwangen, die  grosse  Masse  verblieb  ohne  jeden  eigentlichen  Unterricht 
und  Erziehung  und  wurde  nur  gerade  soweit  von  den  Herren  herangebildet, 
als  dies  zu  der  Arbeit,  die  man  von  ihnen  wünschte  und  erwartete,  drin- 
gend geboten  war.  Von  wirklichem  Unterricht  und  Erziehung  war  nur 
bei  dem  weitans  geringe«  Theile  der  Bevölkerung,  den  freien  Bürgern, 
die  Bede.  Diese,  nicht  genöthigt,  von  ihrer  Hände  Arbeit  zu  leben, 
welche  von  den  Sklaven  verrichtet  warde,  waren  natürlich  in  der  Lage, 
auf  eine  sorgfältigere  und  bessere  Erziehung  mehr  Müsse  und  Mittel  zu 
verwenden,  und  kein  Wunder  daher,  wenn  uns  die  freie  Bürgerschaft  der 
alten  Kulturstaaten  mit  einem  durchschnittlichen  Bildungsgrade  entgegen- 
tritt, den  wir  heute,  wo  die  gesammte  Bevölkerung  die  freie  Bürgerschaft 
bildet,  ganz  natürlich  vergebene  suchen.  Aber  gerade  dieser  Umstand, 
dieser  Gegensatz  zwischen  Sklaventhum,  als  der  arbeitenden  Kaste,  und 
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dem  freien  Bürgeithuiu,  als  der  lediglich  mehr  und  mehr  nur  dem  behag- 
lichen Gennas  lebenden,  zwischen  denen  es  an  jedem  starken  nnd  mächtigen 
Bindegliede  fehlte,  an  einer  Verschmelzung,  einem  Uebergange,  einem 
Auf-  nnd  Niedersteigen  von  der  einen  in  die  andere,  dieser  Gegensatz, 
der  sich  immer  schroffer  nnd  schroffer  herausbildete,  dütfte  es  gewesen 
sein,  der  vornehmlich  den  schnellen  Verfall  der  alten  no  wunderbar-herr- 
lichen Knltnrwelt  herbeiführte,  indem  es  an  Zuführung  immer  frischer 
Kräfte  für  den  weiteren  Fortachritt  fehlte. 

Wenn  wir  aber  heute  von  dem  öffentlichen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehnngswesen  sprechen,  so  ist  es  nicht  sowohl  der  höhere  Unterricht  für 
die  begüterten  Klassen,  den  wir  im  Auge  haben  und  den  auch  heute  selbst 
in  Deutschland  jeder  Vater  seinem  Kinde  nach  freiestem  Belieben,  soweit 
ihm  Mittel  dazu  zu  Gebote  stehen,  im  Inlande  und  im  Auslände  gewähren 
und  verschaffen  kann,  sei  es  auf  einer  öffentlichen  Anstalt,  sei  es  durch 
privaten  Unterricht,  sondern  es  ist  der  Elementarunterricht,  das  Volks- 
schul-  und  Erziehungswesen,  an  das  wir  vorzüglich  denken  und  hinsichtlich 
dessen  allein  von  einem  Erziehung*-  und  Unterrichtszwange  die  Rede  iat. 
Und  auch  hier  wieder  muss  bevorwortet  werden,  dass  von  einem  absoluten 
Zwange  für  die  Erziehung  in  einer  öffentlichen  Anstalt  nirgend  die  Bede 
ist,  sondern  nur  davon,  dass  allen  Kindern,  sei  es  durch  öffentlichen,  sei 
es  durch  Privatunterricht,  im  wohlverstandenen  Interesse  der  Gesammtheit 
ein  geringes,  aber  notwendiges  Maass  von  Kenntnissen  gewährt  werden 
muss;  unter  dieser  Voraussetzung  steht  jeder  Familie  die  Art  der  Er- 
siehung der  Kinder  frei  und  der  Staat  mischt  sich  darin  nicht;  die  Frei- 
heit in  der  Art  der  Erziehung  nnd  des  Unterrichts  ist  daher  in  derTiiat 
auch  in  Deutschland  nirgends  beschränkt;  die  Ausbildung  der  Individuen, 
wie  Humboldt  sagt,  kann,  ohne  jede  Einmischung  des  StaateB,  überall 
nach  freiestem  Belieben  erfolgen.  Und  so  möchten  schon  von  vornherein 
alle  Bedenken  und  Erwägungen  HumboldVa  gegen  jene  staatliche  Ein- 
mischung, gegen  die  Hemmung  einer  freien  Ausbildung  des  Individnnms 
durch  den  Staat  auf  theilweiss  unrichtigen,  nirgend  in  der  Welt  noch 
zutreffenden  Voraussetzungen  beruhen. 

Die  Frage,  wie  sie  von  Humboldt  gestellt  ist,  bedarf  daher  zunächst 
der  Berichtigung  und  richtigen  Begrenzung,  ehe  sie  beantwortet  werden 
kann.  Es  handelt  sich  dabei  nämlich  um  zweierlei  gänzlich  verschiedene 
Dinge,  die  nicht  zusammengeworfen  werden  dürfen. 

Nämlich  erstens  soll  der  Staat  hinsichtlich  derer,  die  nicht  in  der 
Lage  sind,  ihren  Kindern  eine  genügende  Privaterziehung  zu  gewähren, 
oder  dies  auch  nicht  einmal  für  sehr  wünschenswerth  halten,  für  Errich- 
tung öffentlicher  Schul-  und  Unterrichtsanstalten,  behufs  wohlfeilerer  nnd 
besserer  Unterrichtsertheilung  Sorge  tragen,  und  inwieweit  soll  er  sich  in 


die  Leitung  solcher  Anstalten  mischen  oder  wem  soll  er  sonst  deren 
Leitung  und  Einrichtung  anheimgeben? 

Zweitens  ist  es  erwünscht  nnd  zweckmässig,  dass  vom  Staate  infofern 
eis  Unterrichtsiwan g  geübt  wird,  als  er  verlangt,  dass  jedes  Individuum 
wenigstens  ein  gewisses  Maass  von  Bildung  nnd  Kenntnissen  sich  erwerbe? 

Die  letztere  Frage  ist  es,  um  die  vorzüglich  der  Kampf  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  heut  zn  Tage  sich  dreht  nnd  deren  Bejahung  zn  einem 
grossen  Theile  anch  die  erste  Frage  mit  entscheidet. 

Zunächst  ist  dabei  noch  einmal  darauf  hinzuweisen,  dass  es  sich  nicht 
am  die  Art  des  Unterrichts  nnd  der  Erziehung  handelt,  sondern  darum, 
dass  jedes  Individuum  ein  gewisses  Maass  elementarer  Bildung  nnd  Kennt* 
nisse  erhalte,  nnd  dass  dabei,  abgesehen  von  dem  Religionsstoffe  und  etwa 
noch  von  dem  geschichtlichen  Stoffe,  Bildungsmaterie  in  Betracht  kommt, 
bei  der  von  individueller  Ausbildung  nicht  wohl  die  Bede  sein  kann,  es 
handelt  sich  eben  nur  nm  die  Elemente  des  Unterrichts,  Lesen,  Schreiben, 
Rechnen,  Gebranch  nnd  Verständniss  der  Muttersprache,  Geographie,  die 
Anfänge  der  Naturwissenschaften,  Gesangsbildung. 

Anerkannt  wird  allseitig,  dass  es  durchaus  wünschenswerth  sei,  jedes 
Individuum  besässe  diese  Grundlagen  der  Bildung;  man  sträubt  sich  nur 
dagegen,  Jemanden,  ind  vor  Allem  die  Eltern  der  Kinder,  zwingen  zu 
vollen,  diesen  solchen  Unterricht  zu  gewähren,  weil  dies  ein  Eingriff  in 
die  persönliche  Freiheit  sei  nnd  das  Ziel  auch  ohne  den  Zwang  um  der 
Vortheile  willen,  welche  die  Bildung  bietet,  allmählig  erreicht  werden 
würde. 

Was  den  letztern  Umstand  betrifft,  so  bietet  die  Erfahrung  Beispiele 
für  nnd  gegen  die  Richtigkeit  des  Satzes,  die  ersteren  namentlich  in 
einigen  der  nordamerikanischen  Freistaaten,  die  letztern  aber  sehr  viel 
bedeutender  in  Frankreich,  Belgien,  England  gegenüber  den  in  Deutsch- 
land  erzielten  Erfolgen,  so  dass  in  all  diesen  Staaten  eine  lebhafte  Agi- 
tation für  Einführung  des  staatlichen  Zwanges  sich  entwickelte.  Was 
ditor  zurückschreckte,  war  nicht  die  Erfahrung,  sondern  der  andre  Grund, 
die  Scheu  vor  einem  so  gewaltigen  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit. 
Wie  wenig  aber  dieser  Grund  zutrifft,  ist  schon  anderweit  und  wieder- 
holentlich  zur  Genüge  erörtert  worden. 

Denn  vorerst  ist  es  nicht  die  Freiheit  des  betr.  Individuums  selbst, 
das  enogen  nnd  unterrichtet  werden  soll,  die  in  Frage  steht;  dies  sind 
ja  Kinder,  welche  eigne  Willensbestimmung  nicht  besitzen,  deren  Wille 
darin  vielmehr  der  elterlichen  Gewalt  unterworfen  ist;  nur  um  die  Grenzen 
dieser  Gewalt,  also  nicht  der  Freiheit,  handelt  es  sich;  es  fragt  sich,  ob 
die  natürliche  Gewalt  der  Eltern  oder  ihrer  Vertreter,  der  Vormünder, 
wweit  gehen  soll,  dass  sie  berechtigt  sind,  ihre  Kinder  oder  Mündel  in 
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völliger  Unwissenheit,  ohne  jede  Bildung  und  Erziehung  aufwachsen  zu 
lassen,  oder  ob  der  Staat  nicht  im  Interesse  des  Gesammtwohles  befugt 
sein  soll,  jene  Gewalt  insoweit  einigermaassen  zu  beschränken,  den  Miss- 
brauch der  natürlichen  Gewalt  zu  verhindern. 

Dass  der  Staat  im  Interesse  des  Gesammtwohles  tausendfach  in  die 
persönliche  Freiheit  der  Einzelnen  eingreift,  durch  Auferlegung  von 
Steuern  und  Lasten  mannigfachster  Art,  durcli  Verbote  schädlicher  Dienst- 
barkeitsverträge etc.,  ist  unbestreitbar  und  noth wendig;  und  nur  jener 
Eingriff,  jene  Beschränkung  in  dem  Hissbrauch  einer  Gewalt  sollte,  wenn 
immerhin  die  Erfahrung  ihn  gut  heisst,  nicht  gerechtfertigt  sein? 

Wenn  der  moderne  Kulturstaat  vor  dem  Schicksal  des  alten  bewahrt 
werden  soll,  so  ist  Eines  vor  Allem  dringend  nothwendig:  die  strenge 
Scheidung  zwischen  einer  nur  herrschenden  und  einer  nur  dienenden  Klasse, 
zwischen  einem  nur  geniessenden  und  einem  nur  arbeitenden  Theile  der 
Bevölkerung  zu  verhüteo,  das  Emporkommen  aus  dieser  in  jene  immer 
mehr  zu  erleichtern  und  zn  begünstigen,  jener  ans  dieser  immer  und 
immer  neue,  frische,  ruhrige  Kräfte  zuzuführen. 

Die  Abschaffung  der  Sklaverei  und  Leibeigenschaft,  aller  persönlicher 
dauernder  Dienstbarkeitsverbältnisse,  die  Freiheit  der  Arbeit  nach  jeder 
Richtung  hin  begünstigen  und  befördern  dies  Streben;  aber  sehr  wesent- 
lich dazu  ist  doch  auch,  dass  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung,  der 
arbeitende,  emporstrebende  Theil  mit  Bildungsstoff  erfüllt  und  durchtränkt 
wird,  dass  die  Bildung  nicht  Mos  wie  im  Alterthum  die  herrschende 
Klasse,  den  kleinern  Theil  der  Bevölkerung  nmfasst,  sondern  dass  sie  eine 
allgemeine  wird,  deren  Niveau  mit  dem  Fortschreiten  der  Kultur  stetig 
sich  hebt. 

Das  ist  es,  was  Humboldt  bei  seinen  Betrachtungen  so  ganz  voll- 
ständig ausser  Acht  lässt;  nicht  zwar  soll  der  Mensch  dem  Bürger 
geopfert  werden;  aber  der  Mensch  muss  als  Bürger  mancherlei  Opfer 
bringen,  weil  er  nur  dadurch  seiner  Bestimmung  als  Mensch  nm  so  besser 
gerecht  werden  kann. 

Und  nicht  mit  blossen  Phantasiegebilden  haben  wir  es  hier  zn  thun, 
sondern  mit  fassbaren  und  greifbaren  Erfolgen,  wie  solche  in  dem  jüngsten 
deutsch  -  französischen  Kriege  bis  zur  Evidenz  hervorgetreten  sind;  denn 
nicht  minder  als  durch  Staunens  wer  the  Tapferkeit,  Ausdauer  und  Bravour, 
zeichnete  sich  in  ihm  die  deutsche  Armee  durch  ihre  Sitte,  Mannszucht, 
Humanität  und  Bildung  sowohl  bei  den  Offizieren,  als  der  gesammten 
Mannschaft  aus,  wie  solche  bisher  wohl  noch  in  keinem  grösseren  Kriege 
der  ganzen  Welt  bethätigt  worden  sind.  Ein  wichtiger  Umstand  aber 
ist  es,  der  die  Frage  des  Zwangsunterrichts  zu  einer  viel  Bestrittneren 
gemacht  hat,  als  sie  es  sonst  wohl  wäre,  der  namentlich  in  neuerer  Zeit 
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eine  starke  Agitation  hervorgerufen  hat,  das  ist  der  Umatand,  inwieweit 
der  Religionsunterricht  mit  unter  die  Gegenstände  des  Zwangs-  resp.  des 
Yolkstchnlunterrichts  aufzunehmen  ist.  Läest  sich  auf  der  einen  Seite 
nicht  längnen,  dass  gerade  durch  den  Religionsunterricht  in  das  zart- 
empfängliche  Eindesgemüth  ein  so  segensreicher  Keim  für  dessen  ganze 
sittliche  Entwickelung  gelegt  wird,  dass  er  als  ein  Hauptbildungselement 
angesehen  werden  muBs,  so  ist  es  doch  andrerseits  auch  gerade  wieder 
dieser  Unterrieh  tsgegenstand,  dem  es  am  meisten  an  einer  aügemein- 
gültigen  wissenschaftlichen  Grandlage  fehlt,  und  der  immer,  man  stelle 
es  an,  wie  man  wolle,  zum  guten  Theile  dogmatisch  und  konfessionell 
bleiben  wird.  Hier  nun  einen  Zwang  ausüben  wollen,  widerspricht  in 
entschiedenster  Weise  der  In  allen  anderen  Kulturstaaten  jetzt  gewahr- 
leisteten Religionsfreiheit,  die  auch  die  Eltern  hinsichtlich  der  Erziehung 
ihrer  Kinder  in  Anspruch  zu  nehmen  wohl  befugt  sind. 

Ob  es  möglieh  ist,  auch  ohne  obligaten  Religionsunterricht  das  Ziel 
zu  erreichen,  welches  durch  den  Zwangsunterricht  überhaupt  erreicht 
werden  soll,  eine  allgemeine  Durchbildung  der  Massen,  darüber  fehlt  es 
bis  jetzt  wohl  an  geeigneten  Erfahrungen,  und  man  wird  solche  abwarten 
müssen;  rathsam  erscheint  es  nicht,  da,  wo  bisher  der  Religionsunterricht 
einen  Theil  des  Volksschulunterrichts  bildete,  ihn  plötzlich  daraus  zu 
entfernen.  In  Holland  wird  bereits  ein  Versuch  in  jener  Richtung  ge- 
macht; für  Preussen  möchte  es  unter  Beibehaltung  des  Religionsunter- 
richts in  der  öffentlichen  Volksschule  zunächst  erwünscht  sein,  den  ent- 
gegengesetzten Versuch  in  Privatschul-  und  Erziehungsanstalten  freien 
Spielraum  zu  gewähren,  hauptsächlich  aber  aus  den  höheren  Schulen  den 
Religionsunterricht  als  obligaten  Unterrichtsgegenstand  zu  verbannen, 
und  ihn  theils  den  Geistlichen  ausserhalb  der  Schule  zu  überlassen,  theils 
ihn  nur  den  Schülern,  die  ihn  wünschen,  zu  ertheilen.  Aus  den  Prüfungen 
der  höheren  Schulen  würde  er  gleicherweise,  soweit  es  sich  nicht  um  die 
Fähigkeit  zu  einem  ganz  bestimmten  künftigen  Studium  oder  Beruf  ban- 
delte, zu  entfernen  sein.  Dass  man  dies  unbeschadet  des  sonst  vorgesteck- 
ten Zieles  kann,  beweist  der  Umstand,  dass  auch  auf  den  preusaischen 
höheren  Schulen  die  Schüler  andrer  Konfessionen,  als  der  der  Schule,  ohne 
solchen  Unterricht  zur  Abgangsprüfung  sowol,  als  künftigen  davon  ab- 
hängigen Studien  und  Aemtern  zugelassen  worden  sind. 

Dieser  Punkt  aber  ist  es,  wo  Humboldts  Bedenken  in  der  That  eine 
grössere  Bedeutung  gewinnen.  Da  der  Religionsunterricht  aber  nicht  auf 
positiven  wissenschaftlichen  Grundlagen  beruht,  und  sich  weniger  an  den 
Yerstand  des  Kindes,  als  an  dessen  Gemüth  und  Einbildungskraft  wendet, 
so  kann,  wenn  hier  von  Seiten  des  Staats  auf  eine  bestimmte  Art  und 
Weise,  einen  bestimmten,  doch  immer  nur  willkürlich,  gebildeten  und 
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normirten  Inhalt  des  Unterrichts  hingewirkt  wird,  allerdings  die  indivi- 
duelle  Ausbildung  und  Entwickelnng  erheblich  geschädigt,  durch  die 
Einseitigkeit  des  Unterrichts,  die  unausbleiblich  sich  auch  nach  und  nach 
auf  andre  Unterrichtsgegenstände  übertragen  und  so  selbst  dazu  gelangen 
wird,  hier  die  festesten  Grundlagen  der  Wissenschaft  tu  verläugnen,  der 
gesammte  Bildungsfortschritt  der  Nation  in  schädlicher  Weise  gehemmt 
werden. 

Die  Frage  bezüglich  des  Religionsunterrichts  in  der  Volksschule  sei 
daher  zur  Zeit  als  eine  offene,  der  vielseitigsten  Erwägung  bedürfende 
hingestellt  — 

Wenden  wir  uns  nun  zu  dem  zweiten  Punkte,  so  liegt  auf  der  Hand, 
dass,  wenn  der  Staat  den  Privatunterricht  als  ein  zwingendes  Gebot  vor- 
schreibt, er  auch  seinerseits  dafür  Sorge  tragen  muss,  d&ss  die  Kinder 
Gelegenheit  haben,  jenen  Unterricht  zu  empfangen;  er  ist  für  die  Errich- 
tung der  Primär-  oder  Volksschulen  verpflichtet,  nnd  ebenso  auch,  darauf 
zu  sehen,  dass  diese  Schulen  ihrem  Zwecke  genügen,  der  darin  ertheilte 
Unterricht  thatsächlich  dem  angestrebten  Zwecke  entspricht;  dazu  gehört 
aeben  der  Kontrolle  der  Lehrpläne,  der  Kontrolle  über  die  Zahl  der  Schal- 
stunden, über  die  Länge  der  Ferien  n.  dergl  vor  Allem  die  Sorge  für 
fähige,  tüchtige  nnd  qualiflzirte  Lehrer,  nnd  nm  diese  heranzubilden, 
muss  dann  der  Staat  wieder  für  hinreichende  nnd  gute  Lehrerbildungs- 
anstalten sorgen. 

Da,  wo  der  Staat  sich  der  Sorge  für  die  Volksschule  nnd  die  Lehrer- 
bildungsanstalten entschlug  nnd  beides  der  Privntthätigkeit  überliest,  dm 
war  es  fast  überall  die  Kirche,  die  die  Schalen  fast  ganz  an  sich  riss  and 
das  Eniehungswesen  mehr  oder  minder  beherrschte.  Wie  sehr  aber  gerade 
damit  oll  dos  herbeigeführt  warde,  was  Humboldt  vorzüglich  zn  vermeiden 
wünscht,  die  Einseitigkeit  der  Ausbildung,  die  Hemmung  der  individuellen 
Entwickelang,  braucht  nicht  näher  nachgewiesen  zu  werden,  die  in  den 
betreffenden  Staaten  damit  gemachten  Erfahrungen  reden  laut  und  deut- 
lich. Von  der  Erinnerung  an  frühere  Zeiten  und  Verhältniase  geleitet» 
beansprucht  die  Kirche  fast  aller  Orten  auch  dem  Staate  gegenüber  das 
unbeschrankte  Recht  auf  Leitung  des  gesammten  Eniehungs-  und  Unter- 
richtswesens als  ein  ihr  gebührendes  und  zustehendes;  würde  es  bei  einer 
völligen  Freiheit  und  Unabhängigkeit  des  Erziehungs-  und  Unterrichte- 
wesens  von  jedem  staatlichen  Einfluss  gelingen,  die  einseitige  Beeinflussung 
desselben  durch  die  Kirchen  abzuwehren,  oder  würde  man  bei  einer  Preis- 
gebung des  staatlichen  Einflusses  nur  jener  in  die  Hände  arbeiten?  würde 
namentlich  in  Deutschland  das  letztere  nicht  der  Fall  sein?  und  wenn  diese 
Ueberzengung  nicht  gewonnen  werden  kann,  würde  sich  dann  nicht  die 
Beibehaltung  des  staatlichen  Einflusses  trote  oller  etwa  damit  verknüpften 
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Uebelstände  and  Schattenseiten  als  eine  Notwendigkeit  empfehlen  ?  Denn 
es  ist  ein-  für  allemal  nicht  richtig,  dass  unter  allen  Umständen  und  beim 
Vorhandensein  bestimmter  konkreter,  realer  Verhältnisse  durch  die  vollste 
und  staatlich  unbeschränkteste  individuelle  Willensfreiheit  die  Harmonie 
aller  Interessen  in  jeder  Beziehung  am  besten  gewahrt  wird. 

Wenn  übrigens  oben  davon  die  Rede  war,  dass  sowohl  Frankreich  als 
Eagland  zu  den  Staaten  zählen,  wo  das  Prinzip  der  Unterrichtsfreiheit 
güt,  so  ist  dies  zunächst  doch  nur  dahin  zu  verstehen,  dass  der  Unterrichts- 
zwang  fehlt;  im  Uebrigen  hat  auch  in  jenen  Staaten  die  Regierung  nicht 
jedem  Einflüsse  auf  das  Schulwesen  entsagt.  In  Frankreich,  wo  ja  Alles 
fast  durch  die  staatliche  Gewalt  reglementirt  wird,  unterliegt  trotz  der 
so  schön  klingenden  Phrase  von  der  vollen  Unterrichtsfreiheit,  das  gesammte 
öffentliche  und  Privatschul-  und  Erxiehungswesen,  von  den  höchsten  bis 
zu  den  niedrigsten  Anstalten  dennoch  einer  ausgedehnten  staatlichen  Eon- 
trolle und  Beeinflussung,  und  die  Unterrichtsfreiheit  bedeutet  dort  in  der 
That  weiter  nichts,  als  die  Freiheit,  die  Kinder  zur  Unwissenheit  und 
Rohheit  zu  erziehen. 

In  England  zahlt  gegenwärtig  der  Staat  sehr  bedeutende  Subventionen 
zur  Unterstützung  von  Schulanstalten;  aber  er  verlangt  dafür  gleichfalls, 
dass  die  Anstalten,  welche  die  Subvention  geniessen  wollen,  sich  einer 
ausgedehnten  Eontrolle  des  eingesetzten  staatlichen  Erziehungsamteg  unter- 
werfen, und  es  beherrscht  dadurch  bereits  gegenwärtig  der  Staat  einen 
sehr  grossen  Theil  des  Unterrichts. 

Oiebt  es  Gebiete  —  und  dazu  ist  namentlich  das  wirthschaftliche 
Gebiet  zu  rechnen  —  wo  die  Völker  mehr  und  mehr  von  jedem  staatlichen 
Zwange  und  Einflüsse  sich  zu  befreien  suchen,  so  giebt  es  andre,  wo  sie  mehr 
und  mehr  eine  staatliche  Eontrolle  und  Aufsicht  anstreben,  und  zu  den 
letztern  gehört  ganz  unverkennbar  das  Gebiet^  der  Schule  und  des  Unter- 
richts. 

In  Deutschland  war,  als  Humboldt  seine  Schrift  veröffentlichte,  das 
geistige  Leben  der  Nation  erst  seit  Kurzem  aus  einem  langen  Todes- 
schlafe  erwacht;  und  die  grösstmöglichste  Freiheit  des  Individuums  war 
die  Loosung,  der  die  hervorragendsten  Geister  huldigten;  gross* mögliche 
Bildung  und  Vervollkommnung  des  Individuums  waren  es,  welche  mit 
Humboldt ,  Goethe  und  Schüler  als  höchstes  Ideal  der  Menschheit  und  des 
menschlichen  Strebens  anerkannten;  es  waren  die  elenden  politischen  Ver- 
hältnisse des  damaligen  Deutschlands,  welche  den  Blick  hinsichtlich  der 
die  staatliche  Gemeinschaft  berührenden  Fragen  trübten,  die  verkennen 
und  vergessen  Hessen,  wie  das  Individuum  nur  als  das  Glied  einer  solchen 
Gemeinschaft  existenzfähig  war,  die  die  daraus  hervorgehenden  Wechsel- 
beziehungen zwischen  Individuum  und  Gesammtheit  nicht  gehörig  würdigen 
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lieBsen,  and  der  Xartf'schen  Theorie  von  dem  Rechtsstaate ,  d.h.  von  der 
Auffassung  des  Staates  als  einer  Anstalt,  die  nur  dazu  da  ist,  das  Recht 
za  schützen  und  auf  recht  zuhalten  so  weite,  ausgedehnte  Verbreitung  und 
Aufnahme  verschaffen. 

Das  Gegentheil  von  alledem  vollzog  sich  aber  damals  in  Frankreich; 
hier  machte  bei  dem  Fortschreiten  der  Revolution  der  Staat  mehr  und 
mehr  Miene,  das  Individuum  ganz  zu  verschlingen  und  nur  noch  als  einen 
Theil  des  Ganzen,  nicht  aber  als  ein  Einzelnes  Selbstständiges  zur  Geltung 
kommen  zu  lassen. 

Die  grosse  Frage  des  Erziehuagswesens  wurde  auch  damals  wieder- 
holentlich  erörtert,  und  je  mehr  man  die  Bildung  und  Erziehung  als  von 
wesentlicher  Bedeutung  auch  für  die  Entwickelang  des  Staateganzen  wür- 
digen lernte,  desto  mehr  drang  man  auf  staatliehe  Beeinflussung  desselben, 
bis  endlich  Robctpierrc  auf  dem  Höhepunkte  der  Revolution  im  Juli  1793 
dem  Konvent  folgenden  Erziehungsplan  vorlegte:  „Vom  5.  bis  12.  Jahre 
gehören  die  Knaben,  vom  5. -bis  11.  Jahre  die  Mädchen  der  Republik. 
Die  nationale  Erziehung  wird  gleieh  sein  für  alle,  alle  empfangen  dieselbe 
Nahrung,  dieselbe  Kleidung,  denselben  Unterricht  und  die  gleiche  Sorge. 
Sie  ist  eine  Last  der  Republik  und  Niemand  kann  ein  Kind  derselben 
vorenthalten.  Die  es  dennoch  versuchen,  werden  bestraft  und  verlieren 
ihre  Bargerrechte.  Alle  Wissenschaften  und  Künste,  alle  Gewerbe  und 
Industrieen  sollen  gelehrt  und  gelernt,  die  Kinder  in  allen  ihren  körper- 
lichen und  geistigen  Fähigkeiten  entwickelt  worden,  sollen  bei  allen  ihren 
Arbeiten  an  den  Verdienst  sich  gewöhnen  und  dieser  dem  Kinde  wöchent- 
lich bis  zu  einem  Zehntel  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Die  Aufsieht 
über  diesen  Volksunterricht  gehört  den  Eltern,  welche  für  jede  Gemeinde 
ein  Komite  zur  Inspection  des  Unterrichts  und  der  Verwaltung  der  Er- 
ziehungsbäuser  bilden." 

Solchen  extravaganten  Ideen  und  Bestrebungen  jenseits  des  Rheins 
gegenüber  hatte  der  Deutsche  diesseits  des  Rheins  wohl  ein  Recht,  mit 
grösstem  Nachdruck  auf  die  Freiheit  der  individuellen  Entwicklung  an 
dringen.  Wie  aber  bei  immer  grösserer  Erkenntniss  des  natürlichen  Zu- 
sammenhangs der  Dinge  der  Mensch  weder  blos  als  ein  Individuum  in 
isolirter  Existenz,  losgelöst  ans  der  Gemeinschaft  seiner  Mitmenschen, 
noch  blos  als  ein  einzelnes  Glied  dieser  Gemeinschaft  ohne  jede  selbst- 
standige  Existenz  betrachtet  werden  kann,  wie  die  Erkenntniss  von  den 
ununterbrochenen,  steten  Wechselbeziehungen  zwischen  Individuum  und 
Gemeinschaft  mehr  und  mehr  wächst,  die  Erkenntniss,  dass  ein  jedes  von 
beiden  nur  um  des  andern  willen  da  zu  sein  scheint,  das  Individuum  nur 
um  so  vollkommener  sieh  entwickeln  kann  bei  fortschreitender  Bildung 
des  Ganzen,  die  Gemeinschaft  nur  fortzuschreiten  vermag  bei  stets  zn- 
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nehmender  Entwickelung  und  Bildung  der  Individuen,  da  werden  auch 
imm«r  mehr  die  eitremen  Ideen  bezüglich  des  Erziehungswesens  zurück- 
treten ,  man  wird  weder  Verlanen,  dass  der  Staat  die  Erziehung  Aller 
vollständig  beherrscht,  noch  da*»  er  eich  jeden  Einflusses  darauf  begiebt; 
man  wird  vielmehr  bemüht  sein,  die  Grenzen  aufzusuchen  und  festzustellen, 
innerhalb  deren  die  staatliche  Beeinflussung  noch  eine  heilsame  und  wohl- 
tätige ist,  und  dabei  nicht  umhin  können,  auf  Charakter,  Sitten,  Gewohn- 
heiten, kurz  auf  die  realen  Verhältnisse  desjenigen  Volkes  Rücksicht  zu 
nehmen,  um  das  es  sich  handelt. 

Und  hieran  anschliessend  seien  dann  noch  einige  Bemerkungen  hin- 
sichtlich des  höheren  Unterrichts  gestattet.  Auch  die  diesem  Unterrieht 
gewidmeten  Schulen  und  Anstalten  sind  in  Deutschland,  wenn  auch  viel- 
fach aus  Kommunalmitteln  oder  besondern  Stiftungen  etc.  errichtet  und 
dotirt,  fast  durchgingig  öffentliche,  unter  staatlichem  Einflüsse  stehende; 
der  Staat  prüft  und  bestätigt  die  Lehrpläne,  er  bestätigt  dio  Vokationen 
der  Lehrer,  soweit  er  sie  nicht  direkt  anstellt  etc.  Was  aber  die  Haupt- 
sache ist,  er  macht  die  Ausübung  vieler  Amtsfunktionen,  sowie  vieler 
sonstiger  Berufsarten,  ferner  viele  sehr  wichtige  Begünstigungen,  nament- 
lich auch  für  die  Militärpflicht,  von  dem  Besuche  der  so  kontrollirten 
Schulen  und  Anstalten  in  Verbindung  mit  einem  ausgedehnten  Prüfungs- 
wesen abhängig.  Niemand  ist  sich  besser  bewusst,  als  Schreiber  dieser 
Zeilen,  wie  gerade  dadurch  manches  berechtigte  Streben  gehemmt,  manches 
Talent  unterdrückt,  manche  freiere  Entwickelung  gestört  werden  kann, 
wie  viel  Unheil  mit  einem  solchen  Prüfungswesen  in  den  Händen  unweiser 
Regierungen  angerichtet  werden  kann;  aber  Niemand  ist  auch  mehr,  als 
eben  jener,  überzeugt,  wie  gerado  dadurch  es  möglich  geworden  ist,  eine 
grossere  Bildung  über  das  ganze  staatliche  Gebiet  bis  in  die  kleinsten 
und  femten  Ortschaften  hin  zn  verbreiten,  das  Streben  nach  Erlangung 
grösserer  Bildung  bin  fast  in  die  untersten  Schichten  hinab  anzuregen. 

Es  mag  wohl  sein,  dass  unter  jener  staatlichen  Beeinflussung  der 
eigentliche  Fachschulunterricht  einigermaassen  gelitten  hat,  Deutschland 
darin  gegen  einige  andre  Staaten  zurückgeblieben  ist;  aber  wir  halten  die 
Verbreitung  einer  allgemeineren  Bildung  für  ein  weitaus  grösseres  Gut, 
und  sehen  nicht,  dass  Kunst,  Wissenschaft  und  Industrie  dabei  im  Ganzen 
andern  Staaten  gegenüber  zurückgeblieben  sind. 

Za  diesem  Systeme  bilden  die  deutschen  Universitäten  dann  den 
schönen  und  passenden  Schlussstein;  sie  sind  keine  blossen  einzelnen  Fach- 
schulen, sondern  fast  alle  Fachwissenschaften  mit  wenigen  Ausnahmen 
finden  in  ihnen  eine  Vereinigung,  die  im  hohen  Grade  dazu  beiträgt,  auf 
die  Gesammtentwickelung  der  Wissenschaft  fördernd  und  belebend  ein- 
zuwirken. 
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Die  Universitäten  sind  der  Stolz  Deutschlands,  denen  kein  Staat  der 
Welt  etwas  Ebenbürtiges  als  Unterrichtsanstalten  an  die  Seite  zu  stellen 
bat,  und  die  das,  was  sie  geworden  sind,  geworden  sind  anter  der  treuen 
Pflege  und  Sorgfalt  deutscher  Fürsten,  anter  steter  staatlicher  Kontrolle 
und  Beeinflussung. 

Im  Hinblick  hierauf  wollen  wir  denn  an  unserm  deutschen  Erziehungs- 
und Unterrichtssystem  festhalten,  so  sehr  auch  im  Einzelnen  die  erheb- 
lichsten Reformen  geboten  scheinen,  in  der  Hoffnung,  dass  alles  deutsche 
Staatswesen  fortfahren  wird,  Maass  zu  halten  in  seiner  Einflußnahme,  und 
nor  in  der  einen  Befürchtung,  es  möchte,  wenn  nach  nur  leitweise, 
der  Kirche  gelingen,  das  Staatswesen  und  damit  auch  das  ganze  Unter- 
richtswesen ihrerseits  mehr  als  wünschenswerth  zu  beeinflussen ;  nicht  der 
christliche,  nicht  der  religiöse  Sinn  soll  aus  Staat  und  Schule  verbannt 
werden,  aber  das  kirchliche  Wesen  ist  es,  dessen  Ueberhandnahmen  und 
Umsichgreifen  jede  freiere  Entwiekelung  der  Individuen  hemmt  und  stört. 
Davor  mögen  wir  suchen,  ans  zu  bewahren. 

A.,  11.  Februar  1871.  B. 


T*ruek  von  Alb.  S»yffaerth  (vorn.  Ott«  Seai*4«r)  la  Berlin,  PrlmenMr.  27. 
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Preisfrage  der  Fürstlich  Jablonowski'schen 
Gesellschaft  zu  Leipzig. 

Für  das  Jahr  1871  (vom  vorigen  Jahre  prolongirt,  da  die  Gesellschaft 
von  einem  anonymen  Bewerber  erfahren  hat,  der  durch  den  Krieg  an  der  Voll- 
endung »einer  Bearbeitung  verhindert  worden).  Bei  der  absolut  hohen  Bedeutung, 
welche  der  internationale  Getreidehandel  nicht  bloss  praktisch  für  das  Wohl  und 
Wehe  des  kaufenden  wie  des  verkaufenden  Volkes  besitzt,  sondern  auch  als 
Symptom  einer  allgemeinen  Kulturentwickeluug  auf  beiden  Seiten ;  so  wie  bei 
der  relativ  wichtigen  Stellung,  welche  gerade  im  polnischen  Handel  seit  Jahr- 
hunderten die  Getreideausfuhr  eingenommen  hat,  wünscht  die  Gesellschaft 

eine  quellenrnässige  Geschichte  des  polnischen  Getreide- 
handels mit  dem  Auslände. 

Die  Zeit  vor  dem  Untergange  des  byzantinischen  Reiches  wird  dabei  nur  als 
Einleitung,  die  neoere  Zeit  seit  der  Tueilung  Polens  nur  als  Schluss  zu  berück- 
sichtigen sein,  das  Hauptgewicht  aber  auf  die  dazwischen  liegenden  drei  Jahr- 
hunderte gelegt  werden  müssen.    (Preis  60  Ducaten.) 

Für  das  Jahr  1871.  Die  Geschichte  der landstäudischeu  Steuerbewilligung 
ist  unstreitig  eine  der  wichtigsten  Seiten  der  Temtorialentwicklnng,  ebenso 
bedeutsam  für  die  Ausbildung  des  Staatsrechtes,  wie  des  Finanzwesens  und  der 
Volkswirtschaft.  Gleichwohl  fehlt  es  noch  sehr  an  tiefer  eingehenden  Special- 
untersuchungen daiüber,  obschon  jedes  geschichtlich  weit  zurück  reichende  land- 
ständische  Archiv  Stull  bietet.    Man  wünscht  daher 

die  urkundliche  Geschichte  der  landständischen  Steuer- 
bewilligung in  irgend  einem  deutschen  Territorium, 
wobei  übrigens  die  constitutionellen  Volksvertretungen  des  19.  Jahrhunderts  aus- 
geschlossen bleiben.    (Preis  60  Ducaten.) 

Für  das  Jahr  1872.  Die  Geschichte  der  städtischen  Selbständigkeit  und 
Freiheit  in  Deutschland  hat  längst  die  Aufmerksamkeit  der  Forscher  in  Anspruch 
genommen,  und  mit  Erfolg  ist  der  Weg  eingeschlagen  worden,  jene  Kntwickclung 
an  einzelnen  hervorragenden  Städten  nachzuweisen.  Dagegen  sind  die  Eigen- 
tümlichkeiten der  städtischen  Verwaltung  in  Jurisdiction,  Polizei,  Kämmer  ei- 
ond  Rechnungswesen  u.  s.  w.  noch  wenig  oder  doch  nur  beiläufig  erörtert  worden, 
so  reichen  Stoff  auch  für  die  ältere  Zeit  etwanige  Urkundenbücher,  für  die  spätere 
die  Acten  der  städtischen  Archive  selbst  gewähren.  Die  Gesellschaft  stellt  daher 
die  Aufgabe,  es  mögen 

die  mittelalterlichen  Verwaltungsformen,  Verwaltungs- 
beamten und  das  Actenwesen  einer  deutschen  Reichs- 
oder  grösseren  Landstadt 
erläutert  werden.  Als  äusseme  Zeitgrenze  dürfte  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts 
anzusehen  sein.  Sonst  wird  sich  die  Gestaltung  und  Begrenzung  der  Aufgabe 
natürlich  nach  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  Stadt  und  nach  dem  auf- 
behaltenen Qnellenmaterial  richten  müssen.   (Preis  60  Ducaten.) 

Für  das  Jahr  187  3.  Die  ältesten  Schriften  über  eigentliches  Handels- 
recht haben  ausser  ihrer  juristischen  Bedeutung  noch  eine,  bisher  wenig  beachtete, 
DJktionalökonomische.  Nicht  bloss  insofern,  als  ihre  tatsächlichen  Voraussetzungen 
oft  einen  tiefern  und  lebendigem  Einblick,  als  andere  Geschichtsquellen,  in  das 
Innere  der  gleichzeitigen  Volkswirthschaft,  wenigstens  der  städtischen,  gestatten ; 
sondern  auch  weil  die  theoretischen  Ueberzeugungen  ihrer  ebenso  verkehrs- 
erfahrenen  als  wissenschaftlich  gebildeten  Verfasser  einen  wichtigen  Beitrag 
liefern  znr  Ausführung  der  dogmengeschichtlichcn  Lücke,  welche  die  Abneigung 
zumal  der  vorcolbertischen  Zeit  gegen  alle  Systematik  der  Volkswirtschaftslehre 
offen  gelassen  hat.    Die  Gesellschaft  wünscht  desahalb 

eine  Darlegung  der  nationalökonomischen  Ansichten, 
welche  die  vornehmsten  Han delsrechts- Schriftsteller  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts,  zumal  vor  Colbert,  ausge- 
sprochen haben.    (Preis  60  Ducaten.) 


Bibliotheea  statistica. 

Preisverzeichnis«  der  werthvollen  Bibliothek  des  Statistikers  Prof. 
Schubert  in  Königsberg.  Zusendung  auf  Verlangen  f ran «*o. 
gratis«  durch  Emanuel  Mai,  Berlin,  Leipzigerplatz  15. 
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Der  Subscriptionspreia  für  den  vollständigen  Jahrgang,  der 

in  vier  Bänden,  jeder  14—18  Bogen  stark  erscheint,  ist  auf  5  Thlr.  10  Sgr. 
festgesetzt. 
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Die  Gruppirung  der  Industrie  innerhalb  der 
Nordamerikanischen  Union. 


Statistische  Studien  zur  Lehre  vom  natürlichen  Standort 

der  Produktion. 

Von 

E.  Laspeyres. 


HI.  Abschnitt. 

Die  Yerth  eilung  der  amerikanischen  Industrie  auf  die 
Städte  und  das  platte  Land. 

Für  die  Frage,  wie  die  Gesammt  -  Industrie  sich  auf  das 
platte  Land  und  die  Städte  vertheiltt  und  welche  Industrien  ganz 
besonders  die  Städte  aufsuchen  oder  meiden,  haben  wir  ein  volles 
statistisches  Material  gleichfalls  nicht.  Wir  kennen  nicht  die 
gesammte  Städte -Industrie.  Wir  müssen  uns  auf  zweierlei 
Untersuchungen  beschränken : 

1.  Ist  die  Gesammt -Industrie  eines  Staates  der  Union  um 
so  grösser,  je  grösser  in  demselben  die  Stadtbevölkerung  gegen- 
über der  Landbevölkerung  ist?  Findet  man,  dass  die  Stadt- 
bevölkerung eines  Staates  weniger  Prozente  der  gesammten 
Stadtbevölkerung  in  der  Union  beträgt,  als  die  Industrie  dieser 
Staaten  Prozente  von  der  gesammten  Industrie  der  Union  aus- 
macht, so  wird  die  Industrie  verhältnissmässig  stark  auf  dem 
Lande  vertreten  sein,  während  in  den  Staaten  mit  grösserer 
Stadtbevölkerung  als  Industrie  die  Industrie  sich  in  die  Städte 
drängt. 

VoUwwirtk.  VlOTUUahMehrift.   1871.   IL  1 
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2.  Wie  viel  Prozente  der  gesanimten  Industrie  fallen  auf 
diejenigen  20  grösseren  Städte,  deren  Industrie  ins  Gesamrat 
und  deren  einzelne  Industrien  uns  Iiishop  überliefert  hat? 

1.  Die  Stadtbevölkerung  jedes  Staates  im  Verhältnisa  znr 
Industrie  des  ganzen  Staates. 

Um  die  Stadtbevölkerung  in  den  einzelnen  Staaten  nach 
ihrem  Antheil  an  der  ganzen  amerikanischen  Stadtbevölkerung 
mit  dem  Indus trieantheil  desselben  Staates  an  der  gesammten 
Unions-Industrio  zu  vergleichen,  theilen  wir  das  ganze  Unions- 
gebiet zuerst  in  die  fünf  natürlichen  Regionen  und  vergleichen 
namentlich  die  einzelnen  Staaten  einer  jeden  Hegion  in  ihrem 
Verhalten  zu  einander,  sowohl  für  1850  als  für  18C0. 

Standort  der  Industrie  im  Jahre  1850. 

Der  Nordosten  und  die  östliche  Mitte  umfassen  in  ihren 
Städten  G8,3  7o  aller  Stadtbewohner  der  Union,  und  wie  schon 
erwähnt,  71,3  °,0  der  gesammten  Industrie,  während  von  der 
Landbevölkerung  nur  40,4%  auf  diese  industriellen  Gegenden 
fällt.  Der  grossen  Stadtbedeutung  entsprechend  ist  im  ganzen 
Nordosten  (Kegion  I  und  II)  viel  Industrie  oder  entsprechend 
auch  umgekehrt  der  Industrie  viele  Städte,  aber  nicht  in  beiden 
Regionen  gleichmässig.  In  den  östlichen  Mittelstaaten  entspricht 
der  Industrieantheil  40,3  °/0  genauer  dem  Stadtantheil  40,7  %  als 
im  Nordosten  mit  nur  18,6 °/0  der  Städte,  aber  28ü/0  der  Industrie. 
Wie  in  der  ganzen  östlichen  Mittelgruppe  Stadtbevölkerung  und 
Industrie  mit  einander  parallel  gehen  bei  nur  wenig  grösserem 
Stadtantheil,  so  ist  es  auch  in  den  0  einzelnen  Staaten  dieser 
Region.    Man  hebe  nur  folgende  Zahlen  heraus: 
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Tabcllo  31. 


Staaten. 

In  Prozenten  der  ganzen  Union  betragt 

Flächenraum 

Stadtbevölkerung 

Industrie 

renBjH  .mim  .... 
Maryland  ..... 

Columbia  

2,10 

2,00 

0,48 

0,36 

0,004 

0,09 

24,4 
15,3 
5,07 
2,78 
1,32 
0,55 

23,2 
15,2 
3.2 
3,9 
0,2 
0,5 

«Hch,  Mitte   .   .  . 

5,1 

49,7 

4G,3 

Nur  in  dein  Staate  Ncw-Jersey  ist  dor  Indu9trieantheil  be- 
deutender als  der  Städteantheil,  und  nur  in  zwei  Fällen  sinkt 
der  Industrieantheil  nicht  in  dem  Maasse  des  Stadtaatheils,  bei 
Maryland  und  Columbia.  Nimmt  man  je  2  der  Staaten  in  der 
obenstehenden  Reihenfolge,  in  welcher  sie  auch  dem  Flächenraum 
nach  Aehnlichkeit  haben,  zusammen,  so  ist  die  Industrie  um  so 
bedeutender,  je  grosser  der  Stadtantheil  ist. 


Tabelle  81a. 


Staaten. 

Flächenranm 

Stadtbevölkerung 

Industrie 

in  Proie 

nten  der  ganzen 

Union. 

New- York  u.  Pensylvanien 
Maryland  und  New-Jerscy 
Columbia  and  Delaware  . 

4,1 

0,84 
0,094 

40,1 
7,9 
1,9 

38,2 
7.1 
0,7 

Jetzt  ist  überall  der  Prozentantheil  der  Industrie  etwas 
kleiner  als  der  Prozentantheil  der  Stadtbewohner. 

Für  die  6  Staaten  des  Nordostens  erhält  man  durch  die 
gleiche  Zusammenstellung  eine  qualitativ  gleiche  Erscheinung, 
dass  je  grösser  der  Stadtantheil  um  so  grösser  auch  der  Industrie- 
antheil, aber  einmal  mit  dem  Unterschied,  dass  überall  der 
Industrieantheil  grösser  ist  als  der  Stadtantheil  und  dass  die 
Grösse,  um  welche  der  Industrieantheil  den  Stadtantheil  über- 
trifft, bei  den  drei  Staatenpaaren  unverschieden  ist,  gegenüber 
der  gleichen  Differenz  in  den  drei  Staatenpaaren  der  östlichen 
Mittelgruppe. 
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Tabelle  32. 


Staaten. 

Flächcnrauiu 

Stadtbevölkerung! 

Industrie 

in  Prozenten  der  ganzen  Union. 

Massachusetts  ond  Maine 

1,73 

12,03 

17,9 

Rhode-Island  und  Connecticut 

0,37 

3,45 

6,6 

Vermont  und  New-Hampihire 

0,85 

2,96 

3,4 

In  dieser  Gestalt  sind  die  beiden  Reihen  des  Nordostens 
und  der  östlichen  Mitte  noch  nicht  vergleichbar,  sie  werden  es 
aber,  wenn  man  die  Differenzen  zwischen  dein  Prozentsatz  der 
Stadtbevölkerung  und  dem  der  Industrie  vergleicht. 


Tabelle  33. 


Der  Indostrieantheil  ist  gegen  den 
Stadtbevölkcrungsantheil  kleiner 

SUdt.  Industrie. 

Der  Indostrieantheil  ist 
grosser  gegen  den  Stadtbev.-Anth. 

Industrie.  SUdt. 

Oestl.  Mittelstaaten  « 

{40,1-38,2) 
(  7,9-  7,1) 
l  (  1.»-  0,7) 

-1,9  +  4,071(17,9-12,03, 
-0,8  +  3,15k  6,6-  3,45) 
-1,21  +  0.44Ü  3,4-  2,96) 

NOTd- 

Ostcn- 
Staaten. 

Summa 

(49,9— 46,0) -3.9 

4  7.böK27,9- 18,44) 

Summa. 

Diese  Zahlen  heissen,  dass  in  den  6  Staaten  des  Nordostens 
die  Industrie  weniger  auf  die  Städte  beschränkt  ist  als  in  den 
östlichen  Mittelstaaten,  und  zwar  sind  die  Extreme  Maine  mit 
Massachusetts,  wo  besonders  viel  Industrie  ausserhalb  der  Städte, 
und  New- York  mit  Pensylvanien,  wo  besonders  wenig  Industrie 
ausserhalb  der  Städte  betrieben  wird.  In  Maine  und  Massa- 
chusetts gab  es  aber  auch  1850  nur  zwei  Städte  mit  mehr  als 
20,000  Einwohnern,  Boston  und  Lowell,  in  New-York  und  Pen- 
sylvanien aber  10,  darunter  New-York-Brocklyn  und  Philadelphia. 

Nach  Tabelle  1  ist  allerdings  in  Maine-Massachusetts  28  B0 
aller  Bevölkerung  in  den  Städten,  dagegen  in  New-York-Pen- 
sylvanien  27  %,  aber  es  kommt  für  die  Industrie  die  kleine 
Landstadt  fast  gar  nicht  in  Betracht,  sondern  der  Gegensatz  ist 
grosse  Städte  un  1  das  flache  Land  mit  zerstreuten  grossen  Fabrik- 
Etablisseraents  in  der  Nähe  der  Steinkohle,  der  Wassergefalle 
u.  s.  w.  u.  s.  w. 
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Im  entschiedenen  Gegensatz  zu  diesen  beiden  allerdings  auch 
unter  einander  verschiedenen  zwei  Regionen  der  Industriestaaten, 
stehen  die  drei  anderen  Regionen  der  Nicht  -  Industriestaaten 
des  Südens,  des  Westens  und  der  westlichen  Mitte  unter  ein- 
ander, aber  auch  wieder  verschieden.  Halten  wir  uns  an  die- 
selben Merkmale  wie  bisher: 

Die  drei  Gruppen  haben  zusammen  bei  92,1  %  des  Flächen- 
raums nur  25,7  °/o  aller  Industrie,  und  von  dieser  Industrie  ist  über 
die  Hälfte,  nämlich  14,1  °/„  in  der  Region  der  westlichen  Mitte, 
welche  den  beiden  Industrieregionen  also  am  Nächsten  steht, 
und  von  diesen  14,7  70  lallt  wieder  fast  die  Hälfte  auf  den  einen 
Staat  Ohio  (6,2  70\  über  dessen  Stellung  zu  Region  III  wir  in 
einigen  Beziehungen  schou  im  ersten  Theil  dieser  Abhandlungen 
Zweifel  hegten.    In   diesen  westlichen  Mittelstaaten  ist  der 
Industrieautheil  (14,1 7u)  noch  fast  genau  dem  Städteantheil 
(13,9  7»)  angepasst.    In  den  Weststaaten  ist  der  Industrie- 
antheil  (3,9  7„)  schon  geringer  als  der  Städtebcvölkerungsantheil 
(4,7  70),  endlich  in  den  Südstaaten  ist  der  Industrieantheil  fast 
nur  halb  so  gross  (7,7  7«)  als  der  Stadtantheil  (13,1  °}0\  Sklaven- 
staaten!  Noch  auffallender  ist  das  Fehlen  der  Industrie  gegen- 
über der  Gesamwtf-Bevölkerung  in  den  Sklavenstaaten.  Während 
in  den  Industriestaaten  der  Bevölkerungsantheil  40,4  7«  einem 
Industrieantheil  von  74,37«,  entsprach,  hat  der  nicht  viel  kleinere 
südstaatliche  Bevölkerungsantheil  (31,0  70),  ein  Industrieantheil 
von  nur  7,7  7«.    Dass  da  in  der  Schutzollfrage  der  Süden  und 
Norden  sehr  hart  an  einander  gerathcn  musste,  ist  nur  zu  na- 
türlich.   Auf  die  gesammte  Bevölkerung  (23,6  °j0)  bezogen,  ist 
übrigens  auch  in  den  westlichen  Mittelstaaten  der  Industrie- 
antheil sehr  gering  (14,1  7o)»  während  er  in  den  Weststaaten  in 
demselben  Verhältniss  wie  zur  Stadtbevölkerung  sich  verhält. 
»Stadt-  und  Landbevölkerung  dieser  Weststaaten  bilden  je  4,7  70 
der  Stadt-  und  Landbevölkerung  der  ganzen  Union. 

Auch  wenn  wir  innerhalb  der  Regionen  kleinere  Gruppen 
bilden,  finden  wir  das  obige  Verhältniss  zwischen  Stadtvolk- 
antheil und  Industrieantheil.    Die  5  Staaten  der  westlichen 
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Mittelregion  nach  dem  Stadtvolkantheil  geordnet,  theilen  wir  in 
2  Gruppen  von  2  resp.  3  Staaten: 


Tabelle  34. 


Staaten. 

Stadtvolk 

Industrie 

Industrie 

in  Frozentcu  der  Union. 

-f  oder  — 

Ohio,  Missouri  

0,53 

8,GO 

4-  2,07 

Kentucky,  Illinois,  Indiana 

5,48 

5,50 

+-  0,02 

Bei  den  11  Südstaaten  nehmen  wir  je  2  Staaten  und  zuletzt 


einen,  dann  ist  die  Kegelmässigkeit  nur  in  der  letzten  Spalte 
unterbrochen;  nehmen  wir  aber  3,  1  und  4  Staaten,  so  ist  sie 
überall  vollständig. 

Tabelle  35. 


Staate  n. 

Stadtv.dk    1  Industrie 

Industrie 

in  lVozenlen  der  Union. 

■f  oder  — 

Louisiana,  Virginia  

Süd-Carolina.  Georgia  .... 

Alabama,  Tcnessec  

Arkansas,  Nord-Carolina     .    .  . 

,*>',', 
2.0* 
US 
1,17 
O.S2 
0.27 

3.5.» 

1.3<> 
1,3-1 
1 ,02 

o,3i) 
o,o«; 

—  3,07 

=  $ 

—  0,15 

—  0.43 
0,21 

Louisiana,  Virginia,  .Süd-Carolina 
<  .ieorgia.  Alabama,  Ten»  iss.»e,  Arkansas 
N.-(aroliua,'lVx:istMis.sisii(|ii, Florida 

Nur  bei  den  westlichen 

S,0l 

;;.2s 

1  Otj 

Staaten  läss 

•1.25 
2,10 
1,3! 

t  sich  kc 

nc  Regel- 

mässigkeit  weder  bei  Gruppen  von  je  2,  noch  bei  Gruppen  von 
je  5  Staaten  herausfinden. 


Tabelle  36. 


Staaten. 

Stadtvolk 

Industrie 

Industrie 

in  Prozenten  der  Union. 

4-  oder  - 

Califoruicn,  Wisconsin  .  . 
Jowa,  Michigan  .... 
New-Mcxiko,  Utah    .    .  . 
Minneso  ta.Kansas-Nebraska 
0  r  e  go  1 1 ,  W  as  1 1  i  n  g  ton  -Ter  r  i  t . 

3,08 
1,03 
0,33 
0,1Ü 
0,055 

1,96 
1,45 
0,05 
0,13 
0,27 

-  1,12 
4-  0,42 

-  0,25 

-  0,03 
+  0,215 

Die  ersten  5  obigen  Staaten 
die  letzten  5  obigen  Staaten 

3,30 
0,355 

2,43 
0,450 

-  0,87 
+  0,095 

« 
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Auf  eine  derartige  Gmppirung  aller  39  Staaten  der  ganzen 
Union  kommen  wir  weiter  unten  für  1850  und  1860. 

Standort  der  Indußtric  im  Jahre  1860. 

Das  Bild  von  1860  ist  fast  genau  das  gleiche  wie  das  von 
1850  Jn  Bezug  auf  die  Stellung  der  Industrie,  und  Alles  in 
einem  sehr  vergrösserten  Maassstabe,  ist  doch  die  Industrie  von 
1,019,000,000  auf  1,886,000,000  Doli,  gestiegen. 

Stellen  wir  hier  der  Kürze  halber  nur  dar  das  Verhältniss 
der  Industrieprozente  und  der  Stadtbewohnerprozeute  nach 
kleinen  Gruppen  innerhalb  jeder  der  5  Hauptregionen. 

Tabelle  37. 
Oestliche  Mittclstaatcn. 


Staaten,  geordnet  »ach  dem 
Prozentanthcil  des  Stadt- 
Tolkes  zur  Union. 

Stadtvolk 

Industrie 

Industrio 

in  Prozenten  der  Union. 

+  oder  — 

New-York,  Pensylvanicn 
Maryland,  New-Jerscy  .  . 
Columbia,  Delaware  . 

37,0 
7,03 

1,71 

35.2 
6,6 
0,8 

-  2,4 

-  1,03 

-  0,92 

Nord-Ost-Staaten. 

Massachusetts,  Connecticut. 
Maine,  Rhode-Island.    .  . 
Vermont,  New-Hainpshire  . 

10,0 
2,07 
2,16 

17,9 
4,40 
3,46 

+  7,9 
+  1,43 
+  1,30 

Ebenso  machen  wir  die  Vergleichung  der  beiden  Gruppen 
wie  oben: 

Tabelle  38. 


Der  Industrieantheil  gegen  den 
Stadtvolkantheil  kleiner. 


Der  lndu8trieantheil 

gegen  den  Stadtantheil. 


Stadt- 
volk 

Industrie 

Industrie  Industrie 

<  > 
Stadtvolk  Stadtvolk 

Industrie 

Stadt- 
volk 

Oestliche  f 
Mittel- 
.staaten.  1 

(37,6 
(  7,63 
(  1.72 

35,2  )= 
6,«3) 

0.88) 

-2,4 
-  1,03 
-0.92 

+  7,9 
+  1,43 
4-  1.30 

(17,9 
(  4,40- 
(  3.46- 

10,0  ) 
2,97) 
2.16) 

|  Nord- 
Ost- 
1  Staat. 

(46,95 

42,6) 

-  4,35 

+  10,03 

(25,76- 

15,13) 

Also  auch  hier  in  den  6  Staaten  des  Nordostens  ist  der 
Indus trieantheil  grösser  als  der  Stadtantheil,  d.  h.  die  Industrie 
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nicht  so  auf  die  Städte  beschräukt  wie  in  den  G  Staaten  der 
Östlichen  Mitte.  Alles  oben  Gesagte  gilt  auch  hier  wieder,  nur 
hat  sich  der  Grundsatz  noch  mehr  in  den  10  Jahren  ausgeprägt. 
Die  Industrie  der  östlichen  Mittelstaaten  steht  zusammen  statt 
3,9  •/„  jetzt  um  4,35  °/0  niedriger  gegen  die  Union,  d.  h.  die  In- 
dustrie hat  sich  noch  etwas  mehr  in  die  Städte  gezogen..  Die 
Industrie  der  Nordoststaaten  steht  sogar  zusammen,  statt  um 
7,66  °/0,  jetzt  um  10,63  °/0  höher  gegen  die  Union,  d.  h.  sie  hat 
sich  noch  bedeutend  mehr  auf  das  flache  Land  gezogen.  Wäh- 
rend in  diesen  beiden  Regionen  der  schon  1850  auftretende 
Charakter  sich  bis  1860  noch  mehr  in  derselben  Richtung  aus- 
geprägt hat,  ist  in  der  dritten  Region  der  westlichen  Mittel- 
staaten das  Verhältniss  das  umgekehrte  geworden.  Im  Jahre 
1850  war  ein  ganz  klein  wenig  der  Stadtvolkantheil  (13,9  •/„) 
kleiner,  als  der  Industrieantheil  (14,1%),  jetzt  nur  ein  klein 
wenig  der  Stadtantheil  (lG,3°/0)  grösser,  als  der  Industrie- 
antheil (16,1  °/0).  Der  Charakter  ist  fast  genau  derselbe  ge- 
blieben, da  beide  Differenzen  ganz  verschwindend  klein  sind. 
Auch  wenn  wir  die  5  Staaten  in  2  Gruppen  theileu  von  2  und 
3  Staaten,  sind  die  beiden  Theile  einander  sehr  ähnlich. 


Tabelle  39. 


Staaten. 

Stadtvolk 

Industrie 

Industrieantheil 

kleiner  als 
Stadtrolkantfaeil 

in  Prozente« 

der  Union. 

Kentucky,  Illinois,  Indiana 

0,08 
7,25 

8,90 
7.20 

-  0,18 
-0,05 

Westliche  Mittelstaaten 

1C>,*3 

16,10 

—  0,28 

Ebenfalls  fast  gleich  in  seiner  Industrieart  ist  der  Süden 

geblieben.  Seine  Industrie  hält  sich  1860  auf  demselben  Prozent- 
satz (7,6  °/0)  wie  1850  (7,7  °/0\  aber  seine  Stadtbevölkerung  ist 
etwas  herabgestiegen  von  13,1°/,  auf  1 1,6  °/o- 

Während  nun  aber  1850  in  den  einzelnen  Staaten  dieser 
Gruppe  überall  das  Stadtvolk  die  Industrie  übertraf,  hat  sich 
das  bis  1860  insofern  geändert,  als  nur  die  Staaten  an  Industrie 
hinter  dem  Stadtantheil  zurückstehen,  welche  verhältnissmässig 
grössere  Stadtantheile  haben,  während  die  Staaten  mit  geringen 
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Stadtantheilen  verhältnissmäasig  grosse  Industrie  haben,  so  dass 
die  Differenz  zwischen  Stadtvolkantheil  und  Industrieantheil  aus 
Minus  durch  0  auf  ein  kleines  Plus  geht,  welches  freilich  bei 
der  Zerlegung  in  nur  3  Gruppen  statt  in  5  wieder  verschwindet. 


Tabelle  40. 

Staaten. 

Stadtvolk 

Industrie 

Industrieantheil 

kleiner  als 
Stadtvolkantheil 

in  Prozenten  der  Union. 

Louisiana,  Virginia  .   .  . 
Georgia,  Süd-Carolina  .  . 
Arkansas,  Texas  .... 
Tenessee,  Alabama    .    .  . 
Nord-Carolina,  Miasisippi  J 
and  Florida  .    .    .    .  | 

5,46 
1,98 
1,65 
1,51 

0,98 

3,49 
0,73 
0,41 
1,51 

1,22 

-  1,97 

-  1,25 

-  1,24 

±  o 

+  0,24 

Die  ersten   3  |    .    .    .  . 
die  zweiten  4  >  Staaten  . 
die  letzten  4  j    .    .    .  . 

6,57 
3,29 
1,72 

3,86 
1.68 
1,72 

-  2,71 

-  1,61 

-  0 

Bleiben  endlich  noch  die  Weststaaten  nach,  welche  bei  ab- 


solut immer  noch  sehr  geringer  Industrie  den  relativ  grössten 
Aufschwung  in  Stadtbevölkerung,  in  Industrie  und  in  Allem 
genommen  haben.  Man  hüte  sich  nur  unter  solchen  Verhält- 
nissen nach  dem  relativen  Wachsthum  zu  urtheilen,  das  muss 
in  ganz  jungen  Kulturländern  ähnlich  gross  sein,  wie  der  rela- 
tive Holzzuwachs  bei  jungen  Kulturen.  Bei  absolut  stets  grösser 
werdendem  Zuwachs  kann  und  muss  der  relative  Zuwachs  immer 
mehr  sinken.  In  Gruppen  von  je  2  Staaten  ist  das  Verhältniss 
das  folgende  mit  grosser  Aehnlichkeit  der  Staatenpaare  unter 


einander. 

Tabelle  40  a. 


8U.U-. 

Stadtfolk   |  Industrie 
in  Prozenten  der  Union. 

Industrieantheil 

kleiner  als 
Stadtvolkantheil 

Wibeonsin,  Cali formen  .  . 
Michigan,  Jowa  .... 
Minnesota,  Kansas    .    .  . 
New-Mexiko,  Utah   .   .  . 
Oregon.  Washington     .  . 

5,04 
3,16 
1,05 
0,86 
0,15 

4,67 
2,64 
0,32 
0,10 
0.23 

-  0,37 
--  0,68 

-  0,71 
0,26 

4-  0,08 

Die  5  ersten   \  der  obigen 
die  5  letzten  j  Staaten 

8,96 
0.90 

7.50       1       —  1,46 
0.46              —  0,44 

West- Staaten 

9,86 

7fH6 

-  1,90 
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Stadtvolkanthoil  und  Industrieantheil  weichen  im  Ganzen 
nicht  viel  von  einander  ab,  mit  einem  geringen  Ueborwiegen  des 
Stadt volkantheils.  Dio  Industrie  ist  also  ziemlich  stark  auf  die 
Städte  beschränkt.  Die  Industrio  in  diesen  noch  fast  unkulti- 
virten  Gegenden  hat  die  des  Südens  schon  überholt.  Der  freie 
Westen  und  die  Sklavenstaaten  des  Südens! 

Wie  wir  bisher  dio  einzelnen  Staatengruppcu  danach  be- 
trachtet haben,  ob  die  Industrie  mit  Vorliebe  die  Städte  auf- 
sucht, so  wolleu  wir  dieses  nun  auch  für  die  gesammte  Union 
thun,  und  die  Frage  sogar  erweitern.  Wir  ordneten  oben  die 
Staaten  jeder  Region,  von  demjenigen  beginnend,  welcher  den 
grössten  Antheil  an  der  Stadtbevölkerung  hat,  bis  zu  demjeni- 
gen mit  dem  geringsten.  Das  haben  wir  auch  für  alle  38  Staaten 
zusammengethan  und  dann  viermal  je  8,  zuletzt  0  zusammen- 
gefasst  in  eine  Gruppe,  und  dazu  gestellt  den  Antheil  solcher 
Gruppen  an  der  Industrie. 

Tabelle  41. 


Die  .*W  Stallton  ge- 
ordnet nach  dorn  l'ro- 
t.-nlaotuoil  der  Stadt- 
bevölkerung jede» 
Staat«'*  au  der  Stadt- 

1850 

i8»;o 

1850  j  1860 

In  Proieuleu 
der  Union. 

Der  In 
dueitrie- 
antheil 
geringer 
od.  gros*, 
al«  der 
Stadt- 
volkauth 

Der  In- 
dn*trii'- 
anthoil 

geringer 

ml.gr»»*. 

alü  der 
Stadt- 
volkanth 

in  Prozenten 
der  Union. 

Der  Unten-chied 
zwiNchen  Stadt- 
volk- u  Induntrie- 
authul  in  Pro- 

bevölkerung der 
Käuzen  Union 
in  llruppen  von 

Stadt- 
volk 

Indu- 
strie 

Indu- 
strie 

 ! 

SUdt- 
velk 

zenten  des  Stadt- 
Tolkantheils. 

°'o  *) 

8  Staaten  .    .  . 

69,91 

(19,26 

0,65 

+0,55 

66,66 

66,11 

0,93 

+  0,83 

•  ... 

16,11 

18,95 

+2,84 

+0,27 

18,31 

18,04 

+  17,6 

+  15, 

„  ... 

9,47 

7,19 

-2.28 

+  1,40 

10,87 

9,17 

-24,1 

+  14,8 

n  ... 

3,72 

3,94 

+0,22 

1,76 

3,40 

5,16 

+  5,9 

-34.1 

6      .  ... 

0,75 

0,47 

-0  28 

-0,27 

0  80 

1,07 

-37,4 

—25  2 

1 

2 

1  3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

Da  findet  sich  im  Jahre  1850  eine  auffallend  grosse  Har- 
monie zwischen  beiden  Heilten ;  die  8  Staaten  mit  der  grössten 
absoluten  Stadtbevölkerung  haben  (39,91  %  der  Union  und  haben 
G9,2G  °/0  der  gesammten  Industrie.    Die  G  Staaten  mit  der 


*)  Die  Berechnung  ist  folgender maassen  zu  verstehen:  In  den  ersten 
8  Staaten  war  der  Induatricanthcil  69,26  Prozent,  der  Stadtvolkantheil 
69,91.  Es  verhält  sich  69,91  :  69,26  =  100  :  99,07,  d  h.  der  Stadtvolk- 
antheil ist  um  100  —  99,07,  oder  0,93  Prozent  unter  dem  Industrieantheil, 
oder  —  0,93. 
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unbedeutendsten  Stadtbevölkerung,  nämlich  %  7«,  haben  V,  7„  der 
Industrie,  und  die  grösstc  Differenz,  welche  überhaupt  vorkommt, 
ist  8  Staaten  mit  IG,  11%  Stadtvolk  und  18,95  7„  Industrie, 
Unterschied  2,84%.  Noch  genauer  ist  derZusammenhang  zwischen 
beiden  Erscheinungen  bis  zum  Jahre  1800  geworden.  Da  ist  die 
Differenz  in  den  Haupt-Stadtstaaten  0,55  7«  iu  den  Haupt-Land- 
staaten nur  0,27  %  (gegen  resp.  0,75  70  und  0,28  %  im  Jahre 
185U\  ja  die  grösste  Differenz  in  einer  Staatengruppe  ist  niebt 
mehr  2,84  %,  sondern  nur  1,70  °/0.  Zugleich  ist  hübsch  zu  sehen, 
wie  die  5  Staatengruppen  einander  ähnlicher  geworden  sind  im 
Autbeil  der  Städte.  Im  Jahre  1850:  die  Anfangsgruppe  09,9l7o, 
Kndgruppo  0,75%,  Differenz  09,24  7«.  Im  Jahre  1800:  die  An- 
faugsgruppe  GG,117g,  Endgruppe  1,07  7«,  Differenz  05,04  70. 
Ebenso  die  Industrie  dieser  Staatengruppen  1850:  Anfangsgruppc 
09,2<5  7«,  Endgruppe  0,47  7«  Differenz  08,79  7«;  im  Jahre  1800 
aber:  Anfangsgruppe  00,00  7W,  Undgruppe0,80%,  Differenz  05,40%. 
Die  Staateu  sind  sich  in  Stadtbevölkerung  ähnlicher  geworden 
als  in  der  Industrie. 

Etwas  anders  wird  das  Bild,  wenn  man  die  38  Staaten 
danach  ordnet,  welchen  Antheil  ihre  Industrie  an  der  den  ye- 
aanmtcn  Freistaates  hat. 

Tabelle  42. 


Die  SS  .Staaten  ge- 
culuet  nach  dorn  Pru- 
irnUntheil  der  In- 
dustrie jedes  Staat«* 
■w  der  indnstrio  dor 
ganzen  Union 
in  Graphit  von 

1850 

1860 

In  Prozenten 
der  Union. 

Du 

St.vlt- 
v..lk 
gi<ri  ngei 
»d. gross, 
als  In- 
dustrie 

Da« 
Sta.lt- 
volk 

od.gröhh. 

als  In- 
dustrio 

Di  Prozonteu 
dor  Union. 

Indu- 
strio 

Stadt- 
volk 

Stadt- 
volk 

Indu- 
strie 

$  Staaten  .    .  . 

J        •           •      '  • 

ts     '  ' 

n  ... 

74,50 
16,05 
6,64 
1.82 
0,24 

69,80 
15,:« 
7,67 
4,06 
1,31 

-4,70 
-0,66 
+  1,03 
+2,24 
+  1,07 

-7,56 
-0,69 
+5,26 
+2.13 
+  1,28 

62,16 

17,58 
13,69 
5.16 
1,86 

69,72 
18,27 
8,13 
3,03 
0,58 

1850  |  1860 

Drr  Uuterxehicd 
zwiMchon  Stadt- 
volkautheil  und 
Industrieanthcil 
in  Prozenten  di<n 
Induslriuantlieil». 


6,31 
4,11 

1-15,5 


-10,80 

—  3,  /  / 

+62.50 


+  123,0+70,2 
+446,0  +121,0 

Hier  sind  die  5  Gruppen  mit  je  8  oder  G  Staaten  viel  ver- 
schiedener als  nach  der  Stadtbevölkerung  gruppirt.  Die  8  Staa- 
ten mit  der  grössten  Industrie  hatten  1850  zusammen  74,50%, 
die  G  Staaten  mit  der  geringsten  nur  0,21%,  Differenz  74,20 °/0. 
Bis  zum  Jahre  1800  hat  sich  auch  hier  die  Sache  mehr  aus- 
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geglichen.  Hauptstaaten  G0,72  7o,  unbedeutendste  Staaten  0,58%, 
Differenz  69,147o,  d.  h.  5,1270  weniger  Differenz.  Wahrend  nun 
aber  nach  der  Stadtvolkgruppirung  die  Differenz  in  der  Industrie 
fast  eben  so  gross  war,  als  die  Differenz  in  dem  Stadtvolk  (1850: 
Stadtvolkdifferenz  09,16  7.,  Industriedifferenz  68,79  °/01  Unter- 
schied nur  0,37  °/0;  im  Jahre  1800:  Stadt volkdifferenz  65,04%, 
Industriedifferenz  65,76  7o,  Unterschied  0,72  70)  ist  die  Differenz 
in  der  Industrie  hier  ein  ganz  Theil  geringer  als  die  Stadtvolk- 
differenz. (1850:  Industriedifferenz  74,26%)  Stadtvolkdifferenz 
68,49  %,  Unterschied  6,17  7.;  im  Jahre  1860:  Industriedifferenz 
69,14  7,,  Stadtvolkdifferenz  61,30  7.,  Unterschied  7,84  7«). 

Noch  auffallender  ist  aber  die  Differenz  gegen  die  vorige 
Zusammenstellung,  wenn  die  ganzen  Reihen  mit  einander  ver- 
glichen werden.  Oben  wichen  die  beiden  Reihen  fast  gar  nicht 
von  einander  ab,  sondern  in  Linie  umgesetzt  würde  die  Linie 
einander  oft  aber  immer  nur  wenig  scheiden,  so  dass  sie  sich 
um  einander  winden.  Hier  nehmen  beide  Zahlenreihen  ab,  aber 
die  Zahlenreihe  der  Industrie,  welche  zu  Anfang  höher  war, 
nimmt  stärker  ab  als  die  Zahlenreihe  des  Stadt volkes,  so 
dass  bald  die  Inferiorität  der  Stadtbevölkerung  gegen  den 
Industrieantheil  in  das  Gegentheil  umschlägt,  d.  h.  aus  dem 
*  Minus*  ein  >Plus*  wird. 

2.  Die  Industrie  der  hauptsächlichsten  Städte  der 
nordamerikanischen  Union 

Das  Material,  welches  wir  für  die  Städte-Industrie  in  dem 
Werke  von  Bishop  besitzen,  haben  wir  in  der  Einleitung  näher 
charakterisirt,  worauf  hiermit  zurückverwiesen  wird.  Aus  diesem 
Material  haben  wir,  so  gut  es  anging,  für  20  Städte  alle  In- 
dustrien zusammengestellt,  deren  Produkt  1860  in  der  ganzen 
Union  mehr  als  10,000,000  Doli,  betrug.  Dabei  ist  aber  mehr- 
fach eine  Reihe  kleinerer  Industrien  zu  einer  grösseren  Industrie 
zusammeugefasst  worden.  Gern  würde  ich  überall  angeben,  wie 
ich  diese  grösseren  Industriegruppen  gefunden  habe,  allein  diese 
Berechnungen  würden  viele  Seiten  füllen,  überhaupt  kann  ich 
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hier  von  meinen  Tabellen  nur  das  Allem nentbehrlichste  geben. 
Die  gesaramten  Industrien  zwischen  je  2,000,000  und  10,000,000 
Doli.  Produkt  gebe  ich  in  einer  Anmerkung  für  die  ganze  Union, 
New -York  und  alle  Städte  zusammen  an,  für  die  anderen 
Städte  nur,  wenn  die  Industrie  mehr  als  V«  Million  in  einer 
Stadt  liefert.*) 

Der  Industrien  mit  mehr  als  10,000,000  Doli.  Produkt  in 
der  ganzen  Union  sind  32.  Sie  sind  in  der  folgenden  Tabelle  43 
für  alle  20  Städte  einzeln,  für  alle  zusammen  und  für  die  ganze 
Union  dargestellt  mit  Hinzufügen  def  Einwohnerzahl  der  Uniou 
and  der  Städte. 

Die  20  Städte  mit  ihren  zusammen  2,961,801  Einwohnern 
umfassen  ungefähr  die  Hälfte  aller  städtischen  Bevölkerung  des 
Jahres  1860,  welche  5,835,199  betrug,  allein  die  Städte,  welche 
nicht  von  Bishop  auf  ihre  Industrie  analysirt  wurden,  sind  sehr 
viel  anderer  Natur,  als  die  von  ihm  untersuchten.  Bishop  hat 
fast  ausschliesslich  gerade  die  grösseren  Städte  untersucht,  aber 
nicht  die  vielen  kleinen  Landstädte.  Desgleichen  hat  Bishop 
auch  in  den  von  ihm  behandelten  Städten  nur  die  bedeutenderen 
Industrien  hervorgehoben,  nicht  aber  alle  angeführt.  Zwischen 


•)  Amerikanische  Industrien  von  2,000,000—10,000,000  Doli.  Jahresprodukt. 


Gegenstand. 

Union. 

New- 
York. 

20  Städte 

'.nsuinmen. 

Städte  mit  Produkt 
über  500,000  Doli. 

Bleiwaaren  .... 
Musikinstrumente 
Peliwaaren .... 

Alkohol  

Schirme  

Seilenraaren  .  .  . 
Silberpaaren  .  .  . 
Konfektionerg.  .  . 
Papiertapeten  . 
Modewaaren  .  .  . 
Buchbinderei .  .  . 
Teppiche  .... 

Chemikalien  .  .  . 
Gasapparate    .  . 
Glaswaaren  .  . 
Lokomotiven  .  .  . 

5,380,000 
6,960,000 
3,116,000 
4,168,000 
2,948,000 
7,843,000 
3,572,000 
5,361,000 
2,148.000 
4,543,000 
3,729,000 
7,860,000 

4,706,000 
2,256,000 
8,775,000 
4,867,000 
2,575,000 

4,277,000 
2,803,000 
2,021,000 
1,749,000 
1,674,000 
1,581,000 
1,269,000 
1,246,000 
1,181,000 
1,081,000 
1,030,000 

970,000 

542,000 
733,000 
537,000 

.  - 

804,000 

5,072,000 
5,091,000 
2,805,000 
3,330,000 
2,993,000 
1,993,000 
A647!000 
2,898,000 
1,673,000 
2,804,000 
2,480,000 

5,817,000 

4,194,000 
2,512,000 
4,456,000 
2,943,000 
1,968,000 

«39,000  Philad. 
1,606.000  Boston. 

662,000  Philad.,  520,000  Chicago. 
1,207,000  Philad. 

516,000  Philad. 
551.000  Philad. 

»95,000  Philad. 

950,000  Philad. 
i.916.000  Philad.,  543,000  St.-Loais, 

600 .000  Worcoster,  666,000  Hartford. 
1,769,000  Philad. 
1,630,000  Philad. 

1,069,000 Philad.,  2.075,000  PitUburg. 
1,420,000  Philad..  1,880,000  Patt^r»oa. 
1,110,000  Philad. 
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der  Summa  aller  Industrie  einer  Stadt  und  der  Summa  aller 
einzeln  zahlcnrnässig  aufgeführten  Industrien  ist  immer  eine  (oft 
sehr  bedeutende)  Differenz.  Weil  eine  vollständige  statistische 
Darstellung  unsererseits  also  dort  nicht  zu  erreichen  war,  be- 
schränken wir  uns  auf  Beispiele  einzelner  Industrien  einzelner 
Städte.  Auch  hier  müssen  wir  den  Tabellen  mehr  Raum  lassen 
als  dem  Text. 

Wir  können  mit  unserem  Material  vorzüglich  folgende 
Fragen  beantworten: 

1.  Bevorzugen  alle  Industrien  Überhaupt  die  Städte,  gegen- 
über dein  ganzen  Lande,  die  Städte  inbegriffen,  und  in  welchem 
Grade? 

2.  Bevorzugen  die  bedeutenden  Industrien  mit  mehr  als 
10,000,000  Doli.  Produkt  die  Städte  nwhr  oder  weniger  als  alle 
Industrien,  woraus  dann  zugleich  folgt,  ob  die  unbedeutenderen 
Industrien  stärker  oder  schwächer  in  die  Städte  ziehen? 

3.  WclcJw  unter  den  grossen  Industrien  bevorzugen  die 
Städte  als  ProduUiotisort  am  Meisten? 

4.  Werden  die  grossen  Städte  von  der  Industrie  überhaupt 
und  von  den  einzelnen  Industrien  mehr  oder  weniger  bevorzugt 
als  die  kleineren  Städte? 

1.  Die  Stadtindustrie  gegenober  der  Industrie  des  ganzen  Landes. 

Leider  müssen  wir  die  Stadtindustrie  vergleichen  mit  der 
Industrie  des  gesammten  Landes,  alle  Städte  eingeschlossen,  da 
wir  nur  die  Hälfte  der  städtischen  Einwohner  mit  ihrer  In- 
dustrie aussondern  konnten. 

In  der  ganzen  Union  mit  ihren  31,443,322  Einwohnern  uud 
ibrer  Gesammtindustrie  von  1,885,862,000  Doli.  Produkt  kommt 
im  Jahre  1860  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  fast  ganz  genau 
G0  Doli.  (59,98  Doli.).  Auf  die  in  den  20  Städten  lebenden 
2,901,891  Menschen  kommen  aber  677,047,000  Doli.  Produkt 
odeT  229  Doli,  auf  den  Kopf,  d.  h.  fast  4mal  so  viel  als  im 
Durchschnitt  der  ganzen  Union. 

Wir  wollen  uns  bei  diesem  Resultat  nicht  lange  aufhalten, 
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da  wir  keine  Vergleichung  mit  anderen  Ländern  anstellen  ken- 
nen. Der  Unterschied  der  Städte  gegen  die  ganze  Union  ergabt 
sich  auch  schon  daraus,  dass  die  20  Städte  an  Bevölkerug  nur 
9,41  °/0  der  ganzen  Unionsbevölkerung  betragen,  ihre  Industrie 
hingegen  35,9  °/0  der  ganzen  Industrie,  also  auch  das  Vierfache 
als  der  Bevölkerung  nach  auf  die  Städte  fallen  würde.  Könnten 
wir  übrigens  statt  der  2,961,891  alle  5,835,199  Städter  auf  ihre 
Industrie  analysiren,  so  würde  der  Unterschied  zwischen  den 
Städten  und  dem  ganzen  Lande  mit  den  Städten  bedeutend  ab- 
geschwächt, die  20  Städte  sind  gerade  Industriestädte  im  emi- 
nenten Sinne. 

2.  Die  32  Industrien  mit  mehr  als  10,000,000  Doli,  Gesammtprodnfct  in 
den  Städten  verglichen  mit  der  ganzen  Union. 

Es  gab  1860  in  der  Union  32  Industrien  mit  mehr  als  je 
10,000,000  Doli.  Produkt.  Die  1,415,134,000  Doli.  Produkt 
dieser  32  Industrien  machen  zusammen  genau  s/4  oder  75°/0  aller 
Industrie  aus.  In  den  20  Städten  betragen  die  Produkte  dieser 
32  Industrien  443,976,000  Doli,  oder  65,5  °/0  der  gesammten 
677,047,000  Doli,  städtischer  Industrie,  d.  h.  die  bedeutendsten 
Industrien  gehen  nicht  so  sehr  in  die  Städte  als  alle  Industrien 
zusammen,  woraus  rückwärts  folgt,  dass  die  unbedeutenderen 
Erwerbszweige  vornehmlich  die  Städte  aufsuchen.  Von  den  In- 
dustrien mit  mehr  als  10,000,000  Doli.  Produkt  kommen  auf 
jeden  Bewohner  der  Union  44  Doli.,  auf  jeden  Städter  150  Doli., 
von  der  kleineren  Industrie  auf  jeden  Nordamerikaner  15,8  Doli., 
auf  jeden  Städter  79  Doli.  In  den  bedeutenderen  Industrien 
ist  das  Verhältniss  von  Union  :  Grossstädten  =  100  :  331,  in 
den  kleineren  100  :  500.  In  der  gesammten  Industrie  war  eher 
das  Verhältniss  100  :  382. 

Wenn  die  Industrien  bis  10,000,000  Doli.  Produkt  die 
Städte  verhältnissmässig  mehr  aufsuchen  als  die  Industrien  über 
10,000,000  Doli.,  so  wird  es  interessant  zu  untersuchen,  ob 
unter  den  grossen  Industrien  auch  wieder  die  je  kleineren  mehr 
in  die  Städte  ziehen.    Davon  handelt  No.  3. 


Digitized  by  Googl 


Di«  Oruppirong  der  Iudufrie  innerhalb  der  nordaracrik.  Union. 


17 


3.  Die  Terschiedenen  einzelnen  gössen  Industrien  in  ihrem  Zug  nach 
den  StSdten  verglichen  mit  der  ganzen  Union. 


Wir  trennen  die  32  Gewerbe  in  16  Gewerbe  mit  einem 
Produkt  von  10,000,000—25,000,000  Doli,  und  in  16  mit  mehr 
Produkt.  Die  16  ersten  bilden  die  obere,  die  16  letzteren  die 
untere  Hälfte  der  Tabelle  43.  Die  Gewerbe  über  25,000,000  Doli. 
Produkt  betragen  in  der  ganzen  Union  1,159,473,000  Doli., 
in  den  20  Städten  341,914,000  Doli.,  d.  h.  in  der  Union  per 
Kopf  36,9  Doli.,  in  den  20  Städten  115  Doli,  per  Kopf.  Die 
Gewerbe  von  10,000,000  bis  25,000,000  Doli,  in  der  Union 
255,661,000  Doli.,  in  den  Städten  102,900,000  Doli,  d.  h.  in 
der  Union  8,1  Doli,  per  Kopf,  in  den  Städten  34,7  Doli.  Das 
Verhältnis8  ist: 


unter    10,000,000  Doli.  =«100  :  5QO. 

10—25,000,000  Doli.  =  100  :  428  | 

Aber   25,000,000  Poll.  =  100  ;  311  ) 

Alle  Industrien    Doli.  =  100  :  382. 

Je  bedeutender  die  Gewerbe  in  der  nordamerilcanischen  Union 
sind,  um  so  weniger  befinden  sie  sich  in  den  20  Städten.  Sehr 
schade,  dass  man  nicht  für  alle  Städte  dieses  untersuchen  kann ; 
wir  unterlassen  darum  auch,  die  32  Gewerbe  für  die  gleiche 
Untersuchung  in  noch  kleinere  Gruppen  zu  zerlegen. 

Verwunderlich  ist  das  gefundene  Resultat  übrigens  keines- 
wegs, denn  je  geringer  der  Gesammtbetrag  einer  Industrie  ist, 
um  so  weniger  darf  sie  sich  zersplittern,  um  nicht  auf  einen  zu 
kleinen  Geschäftsumfang  herabzusinken.  Da  die  unbedentenderen 
Industrien  aber  nicht  für  alle  Menschen,  sondern  besonders  für 
Wohlhabendere  zu  arbeiten  pflegen,  so  müssen  sie  in  den 
Städten  für  den  daselbst  immer  wohnenden  oder  gelegentlich 
dorthin  reisenden  Reichen  ihre  Waaren  feilbieten.  Es  entscheiden 
Konsumtionsrückmhtcn.  Einzelne  Beispiele  werden  wir  sogleich 
kennen  lernen  an  einigen  Industrien. 

In  der  folgenden  Tabelle  44  haben  wir  zusammengestellt,  in 
welchem  Verhältniss  die  Industrien  der  Städte  zu  denen  der 

Volktwirth.  Viertel jftb.Mcb.rift.    1671.   II.  2 


Industrie. 


Union    :  20  Städte. 
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Tabello  44. 

Verh.i 

Itnies 

der  8Udt- 

No. 

Industrie. 

indaetrie  zu 
der  der  Union 

100 

ge*ft  rt. 

1 

99 

2 

Baumwolle  .... 

265 

3 

327 

4 

59 

KM»' 

5 

293 

6 

TT  •      •  J 

Kleider  

600 

7 

271» 

8 

275 

311. 

9 

Maschinen  .... 

3i SO 

10 

802 

11 

Proviaut  .... 

530 

12 

Druckerei  .... 

13 

Tabak   

14 

Wagen  

237 

15 

Liqueure  .... 

341 

16 

513 

17 

Bier  



515 

18 

206 

1» 

Seife,  Licht    .    .  . 

458 

2U 

650 

21 

Aekcrgeräthe  .    .  . 

161 

22 

93 

n'tie,  hi ui teil  ... 

426 

24 

Zinn,  Kupfer  .    .  . 

264 

428. 

25 

Stein,  Marmor    .  . 

365 

26 

Sattlerei  .... 

356 

27 

4-'<9 

28 

Schiffbau  .... 

405 

29 

Holzarbeiten  .    .  . 

379 

30 

Faßbinder  ... 

222 

31 

32 

Gold.  Juwelen .   .  . 
Ziegelsteine     .    .  . 

910 
273 

1-32  Summa  . 

331. 

Tabelle  45. 


Gewerbe 

25* 

«-  c  c 
«  ~* 

geordnet  von  dem 

besonder«  *tädt  Lienen 

bis  zu  dorn  besonder» 

3  r'O 
X  5  0 

"  •- 

«rrtitiv  HtAdtierliAB. 

i 
1 

bold,  Juwelen  .  . 

clU 

o 
2 

Zucker  .... 

3 

Druckerei    .    .  . 

1 00 

4 

Oele  

b;>0 

5 

tri  ~i  J 

Kleider  .... 

000 

a 
0 

ivucnen  .... 

7 

Proviant .... 

530 

8 

Bier  

515 

9 

Möbel  

513 

10 

Seife,  Licht.   .  . 
Kupfer  .... 

458 

11 

439 

12 

Hüte,  MQtzen  .  . 

426 

13 

Schiffbau     .    .  . 

405 

14 

Holzwaaren  .    .  . 

379 

15 

Stein,  Marmor.  . 

365 

16 

Sattlerei  .... 

366 

%  r^ 

17 

Maschinen   .    .  . 

APA 

350 

18 

Liqueure .... 

O  AI 

341 

19 

Eisen  

327 

senune  .... 

21 

Leder  

Vs<9 

99 

Ti  Olle  ..... 

97*» 

23 

Ziegelsteine .    .  . 

273 

24 

Baumwolle  .   .  . 

265 

25 

Zinn,  Kupfer waar. 

264 

26 

Wagen  .... 

237 

27 

Fassbinder  ... 

222 

28 

Papier  .... 

206 

29 

Tabak 

204 

30 

Ackergeräthe  .  . 

161 

31 

Mehl  

99 

32 

Bretter  .... 

59 

Union  stehen,  indem  wir  die  Zahl  von  Dollars,  welche  eine  In- 
dustrie per  Kopf  der  Union  ausmacht  =  100  gesetzt  haben, 
und  die  auf  den  Kopf  des  Städters  fallenden  Dollars  als  ratio 
dazu,  z.  B.  Kisenproduktion  der  Union  3  Doli,  zu  Eisenproduk- 
tion  der  Städte  9,8  Doli.  =  100  :  327.  Die  Industrien  siud 
geordnet  von  der  grössten  bis  zur  kleinsten  Industrie. 

Was  sind  das  nun  für  Industrien,  welche  die  Städte  in  be- 
sonders hohem  Grade  aufsuchen?  Die  vorstfhtnde  Tab.  45  ordnet 
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sie  bezüglich  ihres  Ueberwiegens  der  Stadtindustrie  nach  dem- 
selben Prinzip  wie  die  Tabelle  44. 

Hier  sind  die  Extreme  besonders  interessant.  Weniger  in 
den  Städten  als  anf  dem  Lande  sind  nur  2  Industrien,  welche 
den  beiden  Hauptprodukten  der  Wälder  und  Felder  die  erste 
Verarbeitung  angedeihen  lassen,  Sägemühlen  und  Mahlmühlen. 
Dem  am  nächsten  aber  schon  überwiegend  in  den  Städten  stehen 
die  Geräthe  für  den  Ackerbau  und  die  Bearbeitung  des  Tabaks. 
Zwei  gleichfalls  besonders  Holz  verarbeitende  Industrien  folgen 
.  zunächst,  Fassbinder  und  Fabrikation  von  Wagen. 

Theilt  man  alle  32  Industrien  in  zwei  Gruppen  von  je  16, 
so  stehen  unter  den  16  verhältnissmässig  noch  meist  in  den 
Städten  betriebenen  Fabrikationen  ausser  den  genannten  die  Ver- 
arbeitung schwerer  Rohmaterialien,  namentlich  Thon  für  Ziegel- 
steine, Eisen  (auch  in  seiner  Verarbeitung  zu  Maschinen"),  Zinn 
und  Kupferwaaren,  Verarbeitung  der  Getreide  und  anderer  Pro- 
dukte zu  Liqueuren,  Verarbeitung  des  Leders  und  Fabrikation 
von  Schuhen.  Endlich  stehen  hier  auch  die  Wollen-  und 
Baumwollen-Industrie,  vermuthlich  weil  diese  Gewerbe  in  der 
Region  des  Nordostens  besonders  die  Wassergefalle  aufsuchen. 
Uebrigens  wurde  das  Verhältniss  von  Städte  zu  Union  wie  bei 
vielen  Waaren  so  besonders  bei  Wolle  und  Baumwolle  ein  an- 
deres erscheinen,  wenn  wir  nicht  nur  diese  20  Städte  als  Re- 
präsentanten hätten,  sondern  alle  Städte.  So  fphlt  ja  fflr  die 
Textilindustrie,  um  nur  eines  zu  nennen,  die  Stadt  Lowell.  Ganz 
anderer  Natur  als  die  bisher  betrachteten  Waaren  sind  die  Pro- 
dukte der  vorzugsweise  städtischen  Industrie.  Am  allermeisten 
auf  die  Städte  konzentrirt  sich  die  Goldschmiedekunst.  Ge- 
schmeide werden  besonders  von  den  Reichen  in  den  Städten  ge- 
kauft; der  Landbewohner  braucht  sie  im  gewöhnlichen  Gang 
des  Lebens  selten ;  seinen  geringen  ausnahmsweisen  Bedarf  kauft 
er  bei  besonderen  Gelegenheiten  in  der  Stadt  ein.  Dazu  sind 
Geschmeide  nicht  an  die  Fundstätte  der  Rohmaterialien  gebunden ; 
die  ausgeschmolzenen  edlen  Metalle  werden  so  leicht  als  die 

fertigen  Produkte  ohne  grosse  Transportkosten  versendet. 

2* 
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Den  Geschmeiden  am  nächsten  in  dem  Streben  zur  Stadt 
steht  ein  ganz  anderes  Gewerbe,  die  Zuckerraflinerie.  Dem 
Deutschen,  welchem  die  Zuckerfabrikation  als  ein  ländliches 
Nebengewerbe  zu  betrachten  durch  die  Schutzzölle  gelehrt  wor- 
den ist,  mag  das  auffallen ;  die  Zuckerindustrie  ist  ja  aber  eine 
nach  allen  Beziehungen  andere  in  Amerika.  Der  Zucker  der 
Südstaaten,  der  westindischen  Inseln  Südamerika^  u.  s.  w.  kann 
in  den  Südstaaten  fast  gar  nicht  verarbeitet  werden;  dieses 
Schicksal  theilt  er  mit  der  Baumwolle.  Der  rohe  Zucker  wird 
wie  die  Baumwolle  nach  dem  Norden  verschifft  und  hier  ist 
fast  die  ganze  Raffinerie  81  7o  auf  die  4  grossen  Hafenstädte 
New- York,  Philadelphia,  Boston  und  Baltimore  konzentrirt,  aus 
denen  die  Raffinade  ebenso  bequem  wie  der  Rohzucker  eingeführt 
wurde,  wieder  ausgeführt  werden  kann.  Diese  4  Städte  partizi- 
piren  an  der  Zuckerraffinerie: 
New- York  .  mit  23,107,000  Doli,  oder  54,7  •/, 
Philadelphia  6,357,000  Doli,  oder  15,1  •/. 
Boston  .  .  .  2,383,000  Doli,  oder  5,6  °/„ 
Baltimore.  .        2,300,000  Doli,  oder  5,5  °/0 


aller  Raffinerien. 


Summa       34,147,000  Doli,  oder  80,9  % 

Ausser  diesen  4  Städten  haben  noch  St.  Louis,  Portland 
und  Chicago  zusammen  9,78  %i  so  dass  nur  circa  10  °/0  in  ande- 
ren Städten  und  auf  dem  Lande  versprengt  vorkommen.  Keim 
einzige  andere  Industrie  ist  so  sehr  an  ein  paar  Orte  koneentrirt, 
wie  die  Zuclccrraffincrie. 

Sehr  an  die  Städte  gebunden  sind  als  No.  3  die  Drucke- 
reien und  Buchhandlungen,  kurz  alle  gedruckte,  gezeichnete, 
gestochene  Geistesnahrung.  No.  4  die  Produktion  von  Oelen 
mit  Ausnahme  von  Cincinnati  fast  ausschliesslich  in  den  drei 
Seestädten  New -York,  Philadelphia,  Boston  vorkommend,  hat 
wohl  dieselben  Gründe  wie  die  Zuckerindustrie.  Seife  und  Lichte 
folgen  dem  Oel,  nur  nicht  in  demselben  Grade.  Nothwendig 
der  See  nahe  muss  aus  rein  technischen  Gründen  der  Schiffsbau 
sein,  und  natürlich  wählt  er  nicht  öde  Küstenstrecken  sondern 
Häfen.  Bedeutender  Schiffsbau  ohne  Hafenstadt  ist  mir  nur  in 
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einem  Orte  zwischen  Nizza  und  Genua  bekannt,  in  welchem 
ich  12  halbfertige  grosse  Seeschiffe  18G7  zu  gleicher  Zeit  auf 
Stapel  liegen  sah,  ohne  dass  trotz  Mitte  Sommer  ein  Handels- 
schiff im  Hafen  gelegen  hätte.  Zum  Seebetrieb  gehört  dann 
auch  die  Versorgung  mit  Proviant.  Speziell  Konsumtionsrück- 
sichten der  Städter  bedingen  die  grosse  Fabrikation  in  Euchen, 
in  Bier,  in  Stein-  und  Marmorarbeiten,  in  Möbeln,  in  Sattler- 
waaren.  Zwar  wird,  was  die  Getränke  angeht,  der  Schnaps- 
konsum iu  den  Städten  auch  besonders  stark  sein,  dennoch  rouss 
die  Bierfabrikation  in  höherem  Grade  die  Städte  aufsuchen,  denn 
die  Schnapsfabrikanten  setzen  die  Bobmaterialien  durch  Ent- 
ziehung des  Wassers  in  transportablere  Form  um,  die  Bierbrauer 
machen  durch  Wasser  ihre  Produkte  intransportabler.  Darum 
kann  ja  leider  der  Branntwein  in  die  ödesten  Gegenden  Ame- 
rika^ bis  zu  den  Steppen  der  Indianer  Eingang  finden,  das 
Bier  nicht. 

Endlich  bleiben  unter  den  16  besonders  städtischen  In- 
dustrien noch  nach  Kupfer,  besonders  in  Detroit  und  Baltimore, 
Holzverarbeitung  (planed  lumber),  endlich  Bekleidungsgegen- 
stände, Kleider  und  Kopfbedeckungen.  Für  die  beiden  letzteren 
Industrien  können  die  Konsumtionsrücksichten  der  Städter  nicht 
allein  angeführt  werden,  vielmehr  tritt  hier  wie  bei  den  Schuhen 
die  amerikanische  Eigentümlichkeit  hinzu,  dass  diese  Waaren 
jenseits  des  Ozeans  in  viel  höherem  Grade  fabrikationsmässig 
gefertigt  werden  als  in  der  alten  Welt.  Auf  diese  wie  manche 
andere  in  den  nachstehenden  Bemerkungen  noch  nicht  sattsam 
aufgehellte  Eigenthümlichkeit  kommen  wir  sogleich  im  nächsten 
Abschnitt  zurück. 

4.  Die  Industrien,  welche  besonders  die  grossen  Städte  bevorzugen,  und  die 
Industrien,  welche  an  kleinere  Orte  ganz  spezieller  Fabrikation  ziehen. 

Zuerst  stellen  wir  die  Ausnahmen  von  der  Regel,  dass  die 
Industrien  die  Städte  überhaupt  bevorzugen,  für  die  10  grösse- 
ren und  die  10  kleineren  Städte  zusammen.  Die  grossen  Städte 
haben  drei  Ausnahmen,  d.h.  drei  Fälle,  in  denen  die  ganze 
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Union  per  Eopf  mehr  produzirt  als  die  Städte.  Die  Union  pro- 
duzirt  an  Brettern  2,90  Doli.,  die  grossen  Städte  nur  0,98  Doli., 
Verhältniss  100  :  34.  Die  Union  Mehl  7,9  Doli.,  grosse  Städte 
6,3  Doli.  =  100  :  80.  Das  ist  nicht  mehr  auffallend,  nachdem 
wir  gerunden,  dass  es  für  alle  Städte  sich  ähnlich  verhält,  die 
spezifisch  ländlichen  Gewerbe  werden  die  grossen  Städte  beson- 
ders meiden.  Die  kleinen  Städte  sind  reich  an  Säge-  und  Mahl- 
mühlen; sie  stehen  in  ihrer  Produktion  über  dem  Durchschnitt 
der  Union,  Bretter  mit  der  Ziffer  283  : 100,  Mehl  mit  258  :  100. 
Ausser  den  beiden  genannten  Gewerben  wird  in  den  grossen 
Städten  nur  noch  die  Papierfabrikation  weniger  betrieben  als 
in  der  ganzen  Union;  die  Union  0,88  Doli,  pro  Kopf,  die 
grossen  Städte  0,44,  Verhältniss  100  :  65.  Dafür  stehen  die 
kleinen  Städte  weit  über  der  Union,  nämlich  1456  :  100. 

Auf  der  anderen  Seite  haben  wir  drei  Gewerbe,  welche  in 
den  10  kleineren  Städten  weniger  produziren  als  im  Durchschnitt 
der  Union.  Setzt  man  die  Union  =  100,  so  stehen  in  den 
kleinen  Städten:  Fassbinderei  =  56,  Oele  =  35,  Hüte  und 
Mützen  =s  37.  Die  Oelfabrikation  war,  wie  wir  schon  sahen, 
besonders  stark  in  den  Seestädten,  welche  Produkte  des  Südens 
verarbeiten,  daneben  ist  sie  ein  an  die  Landwirthschaft  sich 
anschliessendes  Gewerbe.  Das  Fassbinden  geht  hiermit  parallel, 
ebenso  mit  der  in  den  grossen  Städten  grösseren  Bierbrauerei, 
der  Proviantbeschaffung ,  wohl  auch  der  Zuckerfabrikation  und 
vielen  anderen  über  See  in  Fässern  exportirenden  Gewerben. 
Die  Mützen-  und  Hutfabrikation,  welche  in  den  kleinen  Städten 
so  schwach  ist,  spiegelt  recht  deutlich  die  fabrikmässige  Pro- 
duktion auch  dieser  Waaren  wieder. 

Immerhin  sind  das  sehr  seltene  Ausnahmen  von  der  Regel, 
dass  die  grossen  wie  die  kleinen  Städte  bedeutend  industrieller 
als  das  Land  sind. 

Es  fragt  sich  nur,  welche  Städte  sind  industrieller,  die 
grossen  mit  mehr  als  50,000  Einwohner  oder  die  kleineren  d.  h. 
unter  50,000  Einwohner.  Im  Durchschnitt  sind  die  kleinen 
Städte  industrieller;  die  Union  produzirt  an   allen  Waaren 
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Tabelle  47. 


60  Doli,  per  Kopf,  die  grossen  Städte  193,5  Doli.,  die  kleinen 
aber  424.  Verhältniss  Union  :  grosse  :  kleine  Städte  =  100  : 
322  :  706.  Nicht  ganz  so  krass  ist  der  Unterschied  in  der  In- 
dustrie von  mehr  als  10,000,000  Doli.  Gesammtprodukt ;  da 
stehen  Union  :  grosse  :  kleine  Städte  =  100  :  283  :  034.  Der 
Hauptunterschied  liegt  in  den  Industrien  unter  10,000,000  Doli., 
Union  :  grosse  :  kleine  Städte  =  100  :  430  :  906.  Die  kleinen 

Städte  haben  in  den  unbedeuten- 
deren Gewerben  fast  10  mal  so 
so  viel  Produkt  als  der  ganze 
Unionsdurchschnitt.  Besonders 
lehrreich  wird  der  Unterschied, 
wenn  man  die  Vergleichung 
beider  Arten  von  Städten  mit 
der  Union  verlässt,  und  nur  die 
beiden  Städtearten  mit  einander 
vergleicht.  Das  ist  in  Tab.  47 
geschehen,  wo  die  kleinen  Städte 
ausgedruckt  sind  im  Verhältniss 
zu  den  grossen,  die  grossen 
immer  =100  gesetzt. 

Die  kleinen  Städte  überwie- 
gen daselbst  die  grossen  im  Ver- 
hältniss von  219  :  100  für  alle 
Waaren,  224  :  100  für  die  32 
bedeutenden  Industrien  und  wie 
210  :  100  für  die  Industrien 
unter  10,000,000  Doli.  Produkt. 
Theilt  man  die  32  Industrien 
über  10,000,000  Doli.  Produkt 
auch  wieder  in  2  Gruppen  von 
je  16  Gewerben,  so  kommen  von 
den  Gewerben  über  25,000,000 
Dollars  Produkt  in  den  grossen 
Städten  auf  den  Kopf  94,1  Doli., 


Die  Industrie 

der  kleinen 

No 

Gewerbe. 

Btsdte  gegen 
die  der  grosse- 
ren =  100 
gesetzt. 

1 

Papier   .    .  . 

2250 

2 

Bretter  .   ,  . 

836 

3 

Kupfer  .    .  . 

798 

4 

Schuhe  .   .  . 

759 

5 

Wolle    .    .  . 

580 

G 

Ackcrgerätho  . 

563 

7 

Baumwolle  .  . 

550 

8 

Eisen     .   .  . 

528 

9 

Wagen  .    .  . 

407 

10 

Maschinen  .  . 

334 

U 

Mehl  .... 

324 

12 

Zinn,  Kupfer  . 

276 

13 

Leder    .    .  . 

237 

14 

Sattlerei     .  . 

227 

15 

Ziegekien  .  . 

201 

10 

Seife,  Licht  . 

189 

17 

Möbel    .    .  . 

182 

13 

Schiffsbau  .  . 

168 

19 

Holzwaaren  . 

160 

20 

Tabak    .   .  . 

130 

21 

Bier      .    .  . 

117 

22 

Liqueure    .  . 

97 

23 

Kleider  .   .  . 

63 

24 

Druckerei  .  . 

62 

25 

Stein,  Marmor 

44 

26 

Zucker  .   .  . 

34 

27 

Proviant  . 

33 

28 

Gold,  Juwelen  . 

24 

29 

Fassbinden 

21 

30 

Kuchen  .   .  . 

18 

31 

Hüte,  Matzen  . 

8 

32 

Oelc  .... 

5 

1-32  Summa 

224 
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in  den  kleinen  258  Doli.  Verhältniss  grosse  Städte :  kleine  = 
100 :  265.  Von  den  Gewerben  zwischen  10,000,000  Doli,  und 
25,000,000  Doli.  Produkt  in  den  grossen  Städten  auf  den  Kopf 
27,3  Doli.,  in  den  kleinen  46  Doli.  Verhältniss  grosse  Städte  : 
kleine  =  100  :  169. 

Danach  wäre  das  Verhältniss: 
grosse Indust.  über  25,000,000   gr. Städte: kl. Städte  =  100:265. 
mittlere   »     10—25,000,000  =100:169. 
kleine     >    unter  10,000,000  =100:210. 

Danach  können  wir  nicht  sagen,  dass  je  bedeutender  die 
Industriezweige  sind,  um  so  mehr  sie  in  die  kleineu,  eigentlichen 
Fabrikstädte  ziehen,  sondern  die  ganz  grossen  Industrien  gehen 
am  meisten  in  die  kleinen  Städte,  dann  folgen  die  kleinen  In- 
dustrien und  endlich  die  mittleren.  An  dem  generellen  Unter- 
schied der  Grösse  liegt  demnach  der  Zug  in  die  kleinen  Städte 
nicht,  während  der  Zug  in  die  Städte  überhaupt  die  Industrien 
um  so  mehr  trifft,  je  kleiner  sie  sind,  im  Verhältniss: 

kleine  Industrien  811 
mittlere  -  428 
grosse       -  500 

Es  müssen  also  spezielle  Gründe  für  verschiedene  Industrien 
vorliegen.  Diesen  speziellen  Gründen  soll  im  Folgenden  an  Hand 
der  Tabelle  46  noch  nachgespürt  werden. 

Hierbei  ist  ein  Uebelstand  besonders  zu  erwähnen.  Es 
können  nur  verglichen  werden  10  Städte  mit  l(j  anderen  Städten, 
in  welchen  das  unterscheidende  Merkmal  die  Einwohnerzahl  ist. 
Daneben  sind  viele  der  grossen  Städte  zugleich  auch  Handels- 
städte, wie  New-York,  Baltimore,  Philadelphia,  Boston  am  Meere, 
Chicago  an  den  grossen  Seen  und  St.  Louis,  die  Mississippistadt. 
Bin  grosser  Theil  der  Menschen  findet  hier  Beschäftigung  im 
Handel.  Daneben  sitzen  in  den  grossen  Städten  Beamte,  Ren- 
tiers u.  s.  w.  Es  handelt  sich  also  nicht  nur  um  verschiedene 
Grösse  der  Städte,  sondern  um  eine  verschiedene  gewerbliche 
Natur.    Dieses  erklärt  manche  Erscheinung,  welche  durch  den 


Alle 
Städte 


gegen  Union  =  100. 
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blossen  Gegensatz  von  grosser  und  kleiner  Stadt  sich  nicht 
klarstellt. 

Wir  betrachten  hier  die  Industrie  nur  nach  der  Grösse  per 
Kopf  der  Bevölkerung,  bemerken  aber  ausdrücklich,  dass  diose 
Betrachtung  ein  einseitiges  Bild  geben  muss,  die  absoluten 
Mengen  der  Produkte  sind  in  den  10  grossen  Städten  fast  aus- 
nahmslos viel  bedeutender,  als  in  den  10  kleinen  Städten.  Alle 
Industrie  der  10  grossen  Städte  beträgt  512,800,000  Doli,  gegen 
132,200,000  Doli,  der  10  kleinen  Städte,  d.  h.  die  grossen  Städte 
haben  79,5  7o,  die  kleinen  20,5%  der  beobachteten  Stadtindustrie. 
Die  32  grossen  Industrien  betragen  in  den  10  grossen  Städten 
330,409,000  Doli,  oder  79,2%,  in  den  10  kleinen  Städten 
86,775,000  Doli,  oder  20,8  7«  der  Stadtindustrie.*)  Bei  diesen 
Industrien  überwiegen  auch  in  den  absoluten  Beträgen  die 
grossen  Städte  nicht  so  sehr.  Für  jede  einzelne  Waare,  wo  die 
Unterschiede  noch  bedeutender  sein  können,  findet  sich  das 
Material  in  Tabelle  40;  als  Beispiel  mögen  dienen  Gold  und 
Juwelen.  In  den  10  grossen  Städten  werden  produzirt  8,688,000 
Dollars,  in  den  10  kleinen  254,00o  Doli.,  d.  h.  97,2  und  2,8  % 
der  städtischen  Goldschmiedekunst. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  vertheilt,  giebt  es  unter 
den  32  Industrien  nur  11,  welche  in  den  grossen  Städten  be- 
deutender sind,  als  in  den  kleinen.  Sie  sind  in  den  grossen 
Städten  aber  bedeutender  aus  sehr  verschiedenen  Gründen.  Die 
Einen  sind  bedeutend,  weil  die  grossen  Städte  die  grossen  Häfen 
sind;  hierher  mögen  gehören  Zucker,  wovon  wir  schon  oben 
sprachen,  ferner  Proviant,  Oele  und  Liqueure  mit  dem  für  diese 
vier  Industrien  und  allen  Export  arbeitenden  Gewerbe  des  Fass- 

♦)  Eine  andere  Berechnung,  welche  einige  Industrien  etwas  anders 
zusammensetzte,  ergab  folgende  Resultate: 

Alle  Industrie  in  10  grösseren  Stödten  544,887,000  Doli.  =  80,5  °/o. 
Alle  Industrie  in  10  kleineren  Städten  182.200,000  Doli  =  19.5  7». 

Alle  Industrie  in  20  Städten  676,837,000  Doli.  =  100. 
Grosse  Industrie  in  10  grösser.  Städten  341,337,000  Doli.  =  76,8  7«. 
Grosse  Indnstrie  in  10  kleiner.  Städten  103,439,000  Poll.  =  23,2  °/o. 
Grosse  Industrie  in  20  Städten  444,776,000  Doli.  =  100. 
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bindens.  Leichte  Zufuhr  der  Rohmaterialien  und  leichte  Abfuhr 
der  Produkte  bedingen  die  grosse  Produktion  dieser  Waaren. 
Andere  Waaren  sind  bedeutend  t  weil  die  grossen  Städte  der 
dauernde  oder  vorübergehende  Aufenthalt  der  reicheren  und 
gebildeteren  Leute  sind,  wo  also  Konsumtionsrücksichten  ent- 
scheiden. Die  grössere  Konsumtion  der  Grossstädter  rechtfertigt 
freilich  nicht  die  ganze  grosse  Produktion,  wohl  aber  einen  Theil, 
und  an  diesen  Theil  schliesst  sich  dann  auch  weitere  Industrie 
an  för  Export.  Die  Hauptsache  ist  ja  immer,  dass  die  Industrie 
einer  Gattung  sich  irgendwo  konzentrirt,  um  grossen  Markt  zu 
haben.  Zu  diesen  Produkten  der  Grossstädte  gehören  Produkte 
de3  Buchhandels  aller  Art,  Gold  und  Juwelen,  Kuchen,  Stein- 
und  Marmorarbeiten.  Endlich  dürfte  hierher  auch  das  Bier  zu 
rechnen  sein,  welches  zwar  nicht  mehr  in  den  grossen  als  in  den 
kleinen  Städten  fabrizirt  wird,  aber  fast  in  gleicher  Quantität  den 
Einwohnern  entsprechend.  Der  geistige  und  pekuniäre  Mittel- 
punkt, welchen  die  Grossstädte  bilden,  erklärt  diese  Erschei- 
nungen genügend.  Auffallend  ist  nur,  dass  die  Juwelen  nicht 
noch  stärker  in  die  allergrössten  Städte  sich  drängen.  Bedeu- 
tend ist  die  Goldschmiedekunst  nur  in  New -York  und  Phila- 
delphia als  sehr  grossen  Städten  mit  1,072,000  resp.  502,000 
Einwohnern  und  2,646,000  resp.  2,406,000  Doli.  Produkt;  dann 
folgen  nicht  die  5  anderen  Städte  mit  mehr  als  200,000  Ein- 
wohnern, sondern  Newark  mit  71,914  Einw.  aber  1,341,000  Doli. 
Produkt  undProvidence  mit  nur  50,666  Einw.  aber  2,25 1,000  Doli. 
Produkt  Schmucksachen.  Auf  die  zwei  grössten  Städte  fallen 
48  °/0,  auf  die  beiden  verhältnissmässig  unbedeutenden  Newark 
und  Providence  34  '/„  zusammen  82  °/0  aller  Goldschmiede  der 
Union,  ja  in  Providence  kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
44,4  Doli.,  in  Newark  18,6  Doli.,  in  Philadelphia  4,3  Doli,  und 
gar  in  New -York  nur  2,4  Doli.  Der  Verkauf  von  Schmuck- 
sachen hat  sich  in  Amerika  von  der  Fabrikation  schon  sehr 
losgelöst.  Newark  und  noch  mehr  Providence  sind  Fabrikstädte 
für  Schmucksachen,  ähnlich  wie  bei  uns  Offenbach  und  Pforz- 
heim, nur  vielleicht  in  grösserem  Maassstabe.  Endlich  bleiben 
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unter  den  in  grossen  Städten  bedeutenderen  Industrien  noch 
zwei  Bekleidungsindustrien  nach,  Kleider  und  Kopfbedeckungen 
(Hüte  und  Mützen),  Produktionszweige,  welche  in  allen  Ländern 
in  den  grossen  Städten  überwiegen  werden. 

Haben  diese  1 1  Waaren  neben  den  speziellen  Gründen  auch 
irgend  einen  gemeinsamen  Grund  für  das  Bevorzugen  der  grossen 
Städte?  Ich  glaube  wohl,  wenigstens  die  meisten.  Sie  bedürfen 
mit  Ausnahme  namentlich  des  Zuckers  und  der  Oele  viel  we- 
niger Brennmaterial  und  motorische  Kraft  als  fast  alle  sogleich 
zu  betrachtenden  Gewerbe  der  kleineren  Städte.  Brennmaterial 
ist  unter  sonst  gleichen  Umständen  in  grossen  Städten  immer 
theurer  als  in  kleinen,  wegen  des  grösseren  Bayons,  aus  welchem 
mit  grösseren  Transportkosten  der  grosse  Konsum  gedeckt  wer- 
den muss.  Zugleich  konnten  die  Seestädte  nicht  nach  den 
Kohlen  feldern  sich  richten,  sie  müssen  an  die  See  und  sind  iu 
Zeiten  entstanden,  da  die  Steinkohle  auf  den  Standort  der  In- 
dustrie noch  nicht  wesentlich  einwirkte.  Die  motorische  Kraft 
des  Wassers  ist  in  Grossstädteu  verschwindend  klein,  und  in 
den  Seestädten,  wo  die  Flüsse  kein  grosses  Gefalle  mehr  haben, 
kann  man  von  diesem  Motor  fast  gar  nicht  reden.  Auf  natür- 
liche Wärmequellen  und  Kraftquellen  ist  aber  die  eigentliche 
Grossindustrie  der  Verhüttung  von  Eisen  und  Kupfer,  sowie  ihre 
Weiterverarbeitung  zu  Maschinen,  Wagen  und  Geräthen  aller 
Art  angewiesen,  ferner  das  Verarbeiten  von  Holz  zu  Brettern, 
von  Brettern  zu  Holzwaaren,  von  Getreide  zu  Mehl,  von  Lumpen 
zu  Papier,  von  Fellen  zu  Leder,  von  Lehm  zu  Ziegelsteinen, 
endlich  von  Wolle  und  Baumwolle  zu  Gespinnsten  und  Geweben. 
Alle  die  genannten  Gewerbe  gehen  vorzugsweise  in  die  kleinen 
Spezialfabrikstädte,  ja  zum  Theil  wie  Säge-,  Mahl-  und  Papier- 
mühlen mehr  auf  das  Land  als  in  die  grossen  Städte.  Einige 
von  den  genannten  Industrien  suchen  ausserdem  noch  das  Roh- 
material auf,  wie  Getreide,  Holz,  auch  für  Schiffsbau,  Minera- 
lien, Lehm.  Alle  genannten  Waaren  werden  auch  in  der  alten 
Welt  vorzugsweise  in  den  mittelgrossen,  wahren  Fabrikstädten 
oder  bei  Wasserkraft  in  den  Fabrikthälern  (Wiese,  Linth)  be» 
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trieben;  sie  bieten  dem  Europäer  nichts  Auffallendes.  In  all' 
diesen  Industrien  können  die  ganz  grossen  Städte  nichts  Hervor- 
ragendes leisten,  weil  sie  aus  Konsumtionsrücksichten  fast  alle 
Waaren  in  zwar  grossem,  aber  nicht  überwiegendem  Maasse 
produziren.  New -York,  welches  nur  10  der  behandelten  32 
Waaren  in  geringerem  Werthe  als  1,000,000  Doli,  produzirt, 
bat  grosse  Aehnlichkeit  mit  London,  Paris,  Berlin,  in  welchen 
Städten  auch  fast  keine  Industrie  unvertreten  ist.  Auffallen  dürfte 
dem  Europäer  nur,  dass  einige  unter  den  schon  eben  bezeich- 
neten Waaren  und  noch  einige  andere  nicht  mehr  durch  Kon- 
sumtionsrücksichten zu  den  grossen  Städten  hinneigen,  vor  allem 
Wagen,  Sattierarbeiten,  Möbel  und  Schuhwerk.  Auch  diese 
Gegenstände  werden  in  Amerika  fabrikmässig  gefertigt,  während 
namentlich  die  Möbelfabrikation  in  den  ganz  grossen  Städten 
ihren  Sitz  zu  haben  pflegt.  In  absoluten  Zahlen  überwiegt 
zwar  auch  die  amerikanische  Möbelfabrikation  in  den  ganz 
grossen  Städten,  wie  New-York  4,068,000  Doli,  und  Cincinnati 
2,560,000  Doli.,  allein  die  zweitgrösste  Stadt,  Philadelphia,  hat 
nur  1,854,000  Doli,  bei  562,529  Einwohnern,  hingegen  das 
kleine  Worcester  mit  seinen  24,960  Einwohnern  fast  eben  so 
viel,  1,512,000  Doli.  Auf  den  Kopf  ist  das  ein  Unterschied  von: 

New-York  .    .   3,8  Doli,  per  Kopf, 

Philadelphia  .    3,2    >      >  > 

Cincinnati .    .  15,9    >      >  > 

Worcester .  .  60,5  >  »  > 
Worcester  ist  recht  eigentlich  eine  Stätte  der  Möbelfabrik. 
Es  ist  überhaupt  eine  Fabrikstadt  mit  wenigen,  aber  sehr  be- 
deutenden Industrien.  Von  seinen  37,093,000  Doli.  Produkt 
fallen  auf  5  Industriezweige  schon  23,747,000  Doli.  Produkt 
oder  64°'»,  nämlich  der  Grösse  nach: 

Schuhe    .    9,595,000  Doli., 
Baumwolle    5,987,000  > 
Wolle  .    .    5,308,000  > 
Möbel  .    .    1,512,009  » 
Leder  .    .    1,345,000  > 
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Worcester  ist  nicht  nur  der  verhältnissmässig  bedeutendste 
Möbelmarkt,  sondern,  wie  vorstehende  Zusammenstellung  zeigt,  ein 
grosser,  ja  der  weitaus  grösste  Schuhmarkt.  Worcester  mit  24,960 
Einwohnern  produzirt  noch  einmal  so  viel  Schuhwerk  als  New-York 
und  Philadelphia  mit  ihren  zusammen  1,634,840  Einwohnern. 
In  den  beiden  grossen  Städten  fallt  in  New-York  auf  den  Kopf 
ein  Produkt  von  3,9  Doli.,  in  Philadelphia  von  9,5  Doli.,  in 
Worcester  von  384  Doli.  Das  kleine  Worcester  produzirt  über 
den  10.  Theil  alles  amerikanischen  Schuhwerks  (9,595,000  von 
91,889,000  Doli.).  Eine  auch  nur  einigermassen  ähnliche  Er- 
scheinung findet  sich  in  den  sämmtlichen  20  Städten  bei  keiner 
der  32  Waaren.  Das  Produkt,  welches  in  einer  Stadt  dem  am 
nächsten  steht,  ist  die  Baumwollenindustrie  derselben  Stadt  mit 
240  Doli,  per  Kopf  und  von  Providence  mit  1 84  Doli,  per  Kopf, 
d.  h.  noch  nicht  halb  so  gross.  Vielleicht  ist  die  Baumwollen- 
industrie von  Lowell  per  Kopf  der  Bevölkerung  grösser.  Die  an 
sich  kolossale  Kleider-  und  Hutfabrikation  von  New-York  mit 
17,222,000  Doli,  und  Philadelphia  mit  9,984,000  Doli,  giebt 
nur  16,2  und  17,8  Doli,  per  Kopf,  die  Zuckerraffinerien  New- 
Yorks  von  23,107,000  Doli,  nur  20,5  Doli.  Von  Schuhfabrika- 
kation  mag  etwas  Aehnliches  in  der  Welt  kaum  vorkommen. 

Derartige  interessante  Einzelbetrachtungen  Hessen  sich 
Dutzende  andeuten  und  ausfuhren ;  wir  müssen  an  dieser  Stelle 
dem  aufmerksamen  Leser  überlassen,  an  Hand  des  wohlgeord- 
neten Materials  dieselben  fortzusetzen. 

Weiter  wäre  im  Einzelnen  noch  interessant,  die  32  Fabri- 
kationszweige jeden  für  sich  und  in  den  Beziehungen  zu  ein- 
ander, z.  B.  die  Maschinenindustrie  zu  allen  Fabrikationen,  welche 
derselben  sehr  bedürfen,  zu  analysiren,  jedoch  uns  mangelt  der 
Kaum.  Nur  die  Wollen-  und  Baumwollenindustrie  heben  wir 
noch  heraus  als  das  Beispiel,  welches,  weil  wir  von  diesen  beiden 
Industrien  auch  für  die  einzelnen  Staaten  genügend  unterrichtet 
sind,  am  meisten  sich  dazu  eignet. 

Nach  Tabelle  43  giebt  es  3  ausgeprägte  Wollenindustrie- 
städte, Philadelphia,  Providence,  Worcester.  Sie  sind  zu  gleicher 
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Zeit  die  3  Hauptplätze  für  Baumwollenindustrie  und  liegen  zu- 
gleich in  den  3  bedeutendsten  Wollen-  und  Baumwollenindustrie- 
Staaten,  Pensylvanien,  Rhode-Island  und  Massachusetts.  Es  sind 
die  Textilstädte  und  die  Textilstaaten.  Die  3  Staaten  haben 
von  der  gesammten  116,3  Millionen  Doli.  Baumwollenindustrie 

84.8  Millionen,  d.  h.  56°/0  und  34,8  Millionen  von  den  64,2 
Millionen  Wollenindustrie,  d.  h.  54  %.  Die  Baumwollenindustrie 
dieser  3  Staaten  sitzt  nun  weiter  im  Betrage  von  22,8  Millio- 
nen Doli,  oder  zu  35  °/0  in  den  3  Städten  Philadelphia,  Provi- 
dence  und  Worcester,  die  Wollenindustrie  gar  im  Betrage  von 

14.9  Millionen  oder  43%.  Von  der  gesammten  Baumwollen- 
industrie der  Union  fallen  auf  diese  3  Städte  23  %  der  Wollen- 
industrie und  19  %  der  Baumwolle,  gewiss  eine  sehr  bedeutende 
Zusammendrängung,  ähnlich  der  in  England.  Unter  einander 
sind  die  3  Staaten  mit  ihren  3  Städten  aber  doch  wieder  ver- 
schieden. Massachusetts  und  Rhode-Island  zusammen  haben  in 
ihren  2  Städten  Worcester  und  Providence  nur  30  °/0  der  Baum- 
wollen- und  35%  der  Wollenindustrie  dieser  beiden  Staaten; 
aber  die  eine  Stadt  Philadelphia  hat  52°/0  Baumwolle  und  gar 
67  %  Wolle  ihres  Staates  Pensylvanien.  Was  wir  im  Anfang 
dieses  Abschnittes  allgemein  fanden,  dass  die  Industrie  in  der 
Region  des  Nordostens  mehr  auf  dem  Lande  vertheilt  wäre,  als 
in  den  östlichen  Mittelstaaten,  das  tritt  auch  hier  bei  der 
Textilindustrie  zu  Tage,  Pensylvanien  mit  Philadelphia  gehört 
zur  Region  der  östlichen  Mitte,  Massachusetts  und  Rhode-Island 
aber  zur  Region  des  Nordostens.  Es  ist  aber  auch  in  diesem 
Nordosten  ein  ^bedeutender  Unterschied  zwischen  den  beiden 
Staaten  Massachusetts  und  Rhode -Island.  In  dem  kleinen 
Rhode-Island  kommt  auf  Providence  77  %  der  Baumwolle  und 
58  %  der  Wolle,  also  bei  Baumwolle  sogar  stärker  als  in  Pen- 
sylvanien, der  östlichen  Mitte.  Dahingegen  hat  Worcester  nur 
27%  der  Wollen-  und  gar  nur  16%  der  Baumwollenindustrie 
des  Staates  Massachusetts.  Hier  wäre  die  Vertheilung  der  In- 
dustrie auf  das  Land  grösser,  allein  vor  allem  ist  hier  erst  noch 
das  sog.  nordamerikanische  Manchester,  Lowcll,  in  Abzug  zu 
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bringen,  dessen  Gesaram  tindustrie  im  Jahre  1860  Bhhop  leider 
nicht  mittheilt.  Jedoch  giebt  er  ant  dass  Lowell  an  Baumwolle 
wöchentlich  500,000  Pfd.  verbraucht,  d.  h.  im  Jahr  41,600,000 
'  Pfund  oder  31  °/0  des  Staates  Massachusetts,  an  Wolle  100,000  Pfd. 
wöchentlich  =  5,200,000  Pfd.,  jährlich  =  13°/0  des  ganzen 
Staates.  Dadurch  wird  allerdings,  wenn  die  so  runden  Zahlen 
von  500,000  resp.  100,000  Pfd.  per  Woche  eben  wegen  ihrer 
Abrundung  nicht  verdächtig  sind,  Worcester  wenigstens  in  der 
Baumwollenindustrie  durch  Lowell  sehr  verdunkelt.  Wir  fuhren 
die  Industrie  von  Lowell  besonders  an,  um  zu  zeigen,  wie  schiefe 
Bilder  man  bekommt  bei  Einzelbeobachtung  einiger  Fabrikstädte 
an  Stelle  der  allein  maassgebenden  Massenbeobachtung  aller 
Städte. 

Zur  Uebcrsicht  geben  wir  noch  die  Wollen-  und  Baura- 
wollendaten  für  unsere  3  Staaten  und  Städte  fibersichtlich  neben 
einander: 


Tabelle  47  a. 
Baum  wollenindustrie. 


Produktion. 

Produktion. 

Staat. 

Doli. 

der 

Stadt. 

Doli. 

•  «  de« 

Union. 

Slulw- 

Massachusetts  . 
Rhode  -  Island  . 
lVnsylvanie»  . 

38,000,000 
12,100.000 
14,700,000 

32,6 
10,4 
12,6 

Worcester  .  . 
Providentia  . 
Philadelphia  . 

5,900,000 
9,300,000 
7.600.000 

16 
77 

52 

Zusammen  .  .  . 

64,800,000 

55,6 

Durchschnittl. 

22,800,000 

35 

WolleninduBtrie. 

Massachusetts  . 
Rhode -Island  . 
Pcnsylvauicn  . 

19,600,000 
6,900,000 
8.300,000 

30,5 
10,7 
12.9 

Worcester  .  . 
Providentia  . 
Philadelphia  . 

5,300,000 
4,000,000 
5,600,000 

27 
58 
67 

Zusammen .  .  . 

34,800,000 

54.1 

Durchschnittl. 

14  900,000 

43 

Gegen  diese  3  Städte  sind  die  Baumwollenindustrien  in 
ferneren  11  Städten  mit  ihren  6,500,000  Doli,  und  die  Wollen- 
industrie von  8  Städten  mit  ihren  1,300,000  Doli,  ungemein 
dürftig. 

Wie  man  so  alle  einzelnen  Industrien  in  ihrer  Vertheilung 
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auf  die  20  Städte  verfolgen  kann,  so  ist  die  Betrachtung  nicht 
minder  interessant,  welche  die  einzelnen  Städte  zu  Grunde  legt 
und  forscht,  wie  dieselben  verwandte  oder  anch  ganz  heterogene 
Industrien  in  ihren  Mauern  vereinigen.  Wir  wählten  oben  als 
ein  Beispiel  grosser  Spezialindustrie  Worcester  aus,  wo  5  In- 
dustrien 64%  aller  Fabrikation  ausmachten.  Aehnlich  ist  es 
mit  Providence. 


Gesammtprodukt   29,205,000  Doli.,  davon  sind: 


oder  61  %  aller  Industrie. 

Newark,  welches  unter  den  mittelgrossen  Städten  darauf 
folgen  würde,  hat  27,706,000  Doli.  Gesammtprodukt,  davon 
nehmen  aber  5  Industrien  nur  36 Ä/0  hinweg,  nämlich: 


Leder   .    .   2,797,000  Doli. 
Kleider .    .    2,624,000  > 
Hüte    .    .    1,862,000  » 
Eisen   .    .    1,441,000  > 
Sattlerei    .    1,418,000  > 

5  Gewerbe  10,141,000  Doli. 


oder  36  %  aller  Industrie. 

In  allen  3  Städten  sind  mehrfach  verwandte  Gewerbe  zu- 
sammen. Bei  starker  Textilindustrie  Maschinenbau,  bei  starker 
Sattlerei  oder  Schuhfabrikation  Lederbearbeitung,  bei  starker 
Textilindustrie  grosse  Schneiderei  u.  s.  w. 

Vergleichen  wir  damit  die  3  grössten  Städte,  so  nehmen 
die  je  5  bedeutendsten  Industrien  fort  in  New -York  32%  bei 
einer  Gesammtindustrie  von  193,337,000  Doli.,  davon: 

Volkswirt*.  YiwtnUahrschrift.   1871.   II.  3 


Baumwolle 
Wolle  . 
Schmuck 
Maschinen 
Kleider  . 


9,328,000  Doli. 
4,006,000  » 
2,251,000  > 
1,457,000  » 
1,072,000  » 


5  Industrien 


18,114,000  Doli. 
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Zucker   23,107,000  Doli. 


Hüte,  Mützen  .  . 

Drucksachen  .  .  . 

Maschinen     .  .  . 

Brod,  Kuchen  .  . 

der  ganzen  New- Yorker  Industrie. 


17,222,000  > 
10,585,000  » 

5,839,000  » 

5,508,000  > 

02,261,000  Doli.  =  329/0 


Philadelphia. 

Gesammtproduktion  1 41,049,000  Poll.,  davon : 

9^984,000~Doll. 

7,686,000  > 

6,357,000  » 

5,750,000  > 

5,629,000  > 

35,406,000  Doli.  =  25°/,. 


Kleider 
Baumwolle 
Zucker 
Häute  .  . 
Wolle  .  . 


Endlich  Baltimore. 

Gesammtproduktion    21,084,000  Doli.,  davon: 
Kleider     ....     3,124,000  Doli.  ~ 

Zucker   2,300,000  » 

Eisen   1,425,000  » 

Kupfer  ....  1,300,100  » 
Proviant  .    .    .  992,000  > 

9,141,000  Doli.  =  43°/.. 
Nur  Baltimore  hat  unter  diesen  3  grossen  Städten  eine 
grössere  Konzentrirung  auf  ein  paar  Gewerbe  als  die  am  wenig- 
sten konzentrirende  unter  den  3  oben  angeführten  echten  Fabrik- 
städten, Newark.  Baltimore  ist  aber  auch  nicht  in  dem  Sinne 
Grossstadt  wie  Philadelphia  und  New -York,  denn  es  hat  nur 
202,418  Einwohner,  jene  beiden  aber  über  eine  halbe  resp.  über 
eine  ganze  Million  Einwohner. 

Wir  untersuchten  diese  Frage  für  alle  20  Städte  und  ord- 
neten die  Städte  in  der  Reihenfolge  ihrer  Grösse  in  der  folgen- 
den Tabelle,  indem  wir  die  je  5  grössten  Industrien  im  Ver- 
hältniss  zum  Gesammtprodukt  jeder  Stadt  setzen. 
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Tabelle  48. 


Stadt. 


Bevölkerung. 


Alle 
Industrie. 

Doli. 


Die  je  5  bedeutendsten 
Industrien  zusammen 


Doli. 


in  %  tllor 
Industrie 
jedor  SUdt 


New-York 
Philadelphi 
Baltimore 
Boston  .  . 
Cincinnati 
St. -Louis  . 
Chicago  . 


1,072,311 
562,529 
202,418 
177.812 
IG  1,044 
160,373 
109,260 


193,337,000 
141,049,000 
21,054,000 
37,682,000 
46,692,000 
27,637,000 
11,944.000 


62,261.000 
35,406,000 

9,141,000 
14,992,000 
20.701,000  ' 
13,186,000 

4.043.000 


32 
25 
43 
40 
44 
48 
34 


8 
9 
10 
11 
12 
13 
14 


15 
16 
17 
18 
19 
2o 


Buflfalo  .  . 
Newark  .  . 
Providence 
Pittsburg. 
Detroit  .  . 
Clereland. 
Troy   .  .  . 


81,129 
71,914 
50,666 
49,217 
45,619 
43,417 
39.332 


8,500,000 
27,806,000 
29,206,000 
26,563,000 
6,400,000 
6,9*8,000 
1 1 .683.000 


5,566,000 
10,141,000 
18,114,000 
11,826,000 
4,086,000 
3,538,000 
3.991,000 


Hartford  . 
Portland  . 
Worcester 
Wihnington 
Paterson  . 
Bridgeport 


29,154 
26,341 
24,960 
21,508 
19,588 
13,299 


16,827.000 
6,091,000 

37,093,000 
8,963,000 
5,940,000 
5.662.000 


6,003,000 
3,079  000 
23,747,000 
4,775,000 
2,337,000 
2,588.000 


65 
36 
61 
41 
64 
51 
34 


36 
51 
64 
53 
39 
46 


1-  7  .  . 
8-14  .  . 
15—20  .  . 


2,445,747 
381,294 
134.850 


479,425,000 
117,046,000 
80.576.000 


159,730.000 
57,262,000 
42,529.000 


1-20  .  . 


2,961,991 


677.047.000 


259,521,000 


1-  7  .  . 
8-14  .  . 
15-20  .  . 


349,392 
54.471 
22,475 


68,489,290 
16,720,860 
13.429,333 


22,819,860 
8,180,286 
7,088.173 


33 
48 

53 


1-20  .  . 


148,095 


30,852,350 


12.976,050 


38 


Als  Resultat  findet  man:  Je  Heiner  die  Stadt  ist,  um  so 
wehr  Prozente  nehmen  schon  wenige  Industriezweige  hinweg, 
d.  A.  um  so  mehr  kultivirt  die  Stadt  nur  einzelne  Industrien. 

In  7  Städten  mit  durchschnittlich  349,302  Einwohnern 
bilden  5  Gewerbe  nur  33%  aller  Industrie,  in  7  weiteren 
Städten  mit  durchschnittlich  54,471  Einwohnern  48°/0  und  end- 
lich in  6  Städten  mit  durchschnittlich  22,475  Einwohnern  53%. 

Natürlich  geht  diese  Reihe  nicht  in  infittitum  steigend, 
sondern  es  wird  eine  Kleinheit  der  Städte  geben,  welche  keine 
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Fabrikstädte»  sondern  kleine  Landstädte  sind.  In  diesen  herr- 
schen bestimmte  Erwerbszweige  nicht  mehr  vor.  Das  Aufhören 
der  Steigerung  iu  den  Prozenten,  welchen  wenige  Industrien 
beanspruchen,  wird  schon  durch  unsere  Keihe  33,  48,  53  ge- 
zeigt, welche  von  33  auf  48  einen  grossen  Sprung  macht,  von 
48  auf  53  aber  nur  noch  einen  kleinen,  ja  dieser  Sprung  wäre 
noch  unbedeutender,  wenn  unter  diesen  letzten  C  Städten  sich 
nicht  gerade  Worcester  befände,  das  eine  grössere  Industrie 
hat,  als  die  andern  5  Städte,  mit  denen  es  in  dieselbe  Gruppe 
der  Bevölkerungsgrössen  fällt  (64°/0,  einer  der  höchsten  vor- 
kommenden Prozentsätze). 

Die  ganze  Betrachtung  gilt  also  nur  für  Fabrikstädte, 
nicht  aber  für  alle  Arten  von  Städten. 

Auch  wenn  man  die  Gegenprobe  macht  und  die  Städte 
ordnet  nach  den  Prozenten,  welche  die  je  5  grössten  Industrien 
am  Gesammtprodukt  ausmachen,  findet  sich  die  durchschnitt- 
liche Einwohnerzahl  mit  abnehmenden  Prozenten  steigend.  Dies 
zeigt  die  Tabelle  49. 

Nach  diesen  wenigen  Andeutungen  wäre  es  vom  aller- 
grössten  Interesse,  eine  recht  grosse  Menge  von  Fabrikstädten 
je  in  einem  Lande  und  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  diese  Frage 
zu  analysiren,  wir  würden  die  interessantesten  geschichtlichen 
und  geographischen  Gegensätzo  bekommen.  Noch  giebt  es  da- 
für aber  kein  Material. 

Endlich  bleibt  noch,  die  Industrien  darauf  zu  analysiren, 
ob  sie  in  viele  Städte  in  geringem  Maasse  oder  auf  wenige 
Städte  in  hohem  Grade  sich  verbreiten,  es  drückt  sich  dieses 
darin  aus,  ob  z.  B.  die  je  5  in  einer  Industrie  hervorragendsten 
Städte  zusammen  an  dem  gesammten  Produkt  dieses  Industrie- 
zweiges einen  geringen  Antheil  haben  oder  einen  grossen.  Bei 
geringem  Antheil  konzentriren  sich  die  Industrien  nicht  viel, 
bei  grossem  Antheil  sind  sie  stark  lokal  konzentrirt.  An  welche 
5  Orte  jede  Industrie  besonders  geht,  lassen  wir  hier  bei  Seite 
und  geben  nur  die  Resultate,  wie  gross  die  Industrie  der  je 


Digitized  by  Coogl 


Die  Grappiruog  der  Industrie  innerhalb  der  nordaraerik.  Union.  37 

5  Städte  ist,  in  welchen  diese  Industrie  sich  hauptsächlich 
niedergelassen  hat. 


Tabelle  40. 


Mo. 

Stadt. 

Die  5  je 
grössten 
Industrien 
betragen 

°/o 

aller  Ind. 

Bevölkerung. 

Alle 
Industrie. 

Doli. 

Die  je  5 
bedeutendsten 
Indnstrien 
zusammen 

Doli. 

1 

2 
3 

1 

6 

7 

Buffalo  

Worcester  .... 

Providence  .... 
Wilmington  .  .  . 
Portland 
Cleveland  .... 

65 
64 
61 
61 
53 
51 
51 

81,129 

24,960 
45,619 
50,666 
21,508 
26  341 
43.417 

8,500,000 
37,093,000 
6,400,000 
29,206,000 
8,963,000 
6  091  000 
6,988,000 

5,566,000 
23,747,000 
4,086,000 
18,114,000 
4,775,000 
3  079  000 
3,538,000 

8 
9 
10 
11 
12 
J3 
14 

DridcpDort  . 

Cincinnati  .... 
Baltimore  .... 

PfttprSOTl 

•IS 
46 
44 
44 
43 
40 
39 

160,373 
13,299 
49,'ll7 
161,044 
202.418 
177,812 
19.588 

27,637,000 
5  662  000 
26.563.000 
46,602.000 
21,084,000 
37,682,000 
5  440  0OÖ 

13,186,000 
2  588  000 

11,826,000 
20,701,000 
9,141.000 
14,992,000 

9  5*37  000 

15 
16 
17 

1 

Hartford 

Chicago  

Troy  

New- York 
Philadelphia  .  .  . 

36 
36 
34 
34 
32 
25 

29,154 
71,914 
109,260 
39.332 
1,072,311 
562  529 

16,827.000 
27,706,000 
11,944,000 
11,083,000 
193,337,000 
141.049,000 

6  003  OOO 
10,141,000 
4,043,000 
3,991,000 
62,261,000 
35,406.000 

s 

1-7  

8-14  

15-20  

51-65 
39-51 
25—36 

293,640 
783,751 
884.500 

103,241,000 
171,260,000 
402,546,000 

62,905,000 
74.771,000 
121,845,000 

25-65 

2.961.891 

677,047.oii0 

259.521.000 

! 

1—7  

61 
44 

30 

41,949 
111,964 
314,083 

14,748,571 
24,465.555 
67,081.000 

8,986,429 
10,681,571 
20.307,500 

38 

148,095    !  33,852,350 

12,976,050 

Wir  haben  non  in  der  Tabelle  50  die  32  Waaren  über 
10,000,000  Doli.  Produkt  nach  der  Grösse  des  Gesammtproduktes 
geordnet,  damit  man  auch  zugleich  sieht,  ob  etwa  die  In- 
dustrien um  so  mehr  an  wenige  Orte  sich  konzentriren,  je 
bedeutender  oder  je  unbedeutender  sie  sind. 

\ 
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Tabelle  50. 

Lokale  Konaentrirung  der  amerikaniachen  Industrie» 

die  Industrien  geordnet  nach  ihrer  Grösse. 


Industrien. 


Gesammtprodukt 
1800. 


Doli. 


Produkt  der  5  Haupt- 
produktionsstätten 


Doli. 


in 


de* 


prodnktee. 


Mehl  .  . 
Eisen  .  . 
Baumwolle 
Bretter  . 
Schuhe  . 
Kleider  . 
Leder .  . 
Wolle .  . 
Maschinen 
Zucker  . 


248,580,000 
126,496,000 
115,682,000 
98  338,000 
91,889,000 
88,012,000 
75,099,000 
61,895,000 
52,551,000 
42.14S.OOO 


14.251,000 
22,740,000 
25,557,000 
3.430,000 
21,381,000 
41,753,000 
12,630,000 
15,757,000 
12,747,000 
85.947.000 


5,7 
18 
22 
37 
23 
47 
17 
25 
24 
85 


Proviant . 
Druckerei 
Tabak  . 
Wagen  . 
Liquenr  . 
Möbel 
Bier  .  . 
Papier 
Seife,  Licht 
Oel     .  . 


A. 


itl 


Kuchen  . 
Hüte  .  . 
Zimiwaaren 
Stein,  Marmor 
Sattlerei  . 
Kupfer  . 
Schiffsbau 
Holzwaaren 
Fassbinden 
Juwelen  . 
Ziegeleien 


1-10 
11-21 

22-32 


|  Summ» 


31,986,000 
31.064,000 
30,88^,000 
26,846,000 
26,768,000 
25.632,000 
21,310.000 
21,216,000 
18,465,000 
18,076,000 
17.488,000 


16,980,000 
16,938,000 
16.718,000 
16,244,000 
14,169,000 
12.787.000 
U,6S8,000 
11,590,000 
1 1,343,000 
10,416.000 
10,254,000 


15,017,000 
20,426,000 
6,114,000 
3,626,000 
10,468,000 
10,731,000 
8.077,000 
3,273.000 
7,400,000 
12,108.000 
1.938.000 


9,308,000 
6,009,000 
2,831,000 
5,823,000 
3,605,000 
4,932,000 
5,189,000 
2,751,000 
2,695.000 
8.748,000 
2.525,000 


990.Ü85.000 
269,743,000 
149.027.000 


205,793,000 
99.172,000 
53,716,000 


1,415.155,000 


358,681,000 


47 
66 
20 
13 
39 
42 
38 
15 
40 
67 
11 


55 
37 
17 
36 
25 
39 
44 
24 
24 
84 
25 


20.6 
36,8 
36 


25.3 


1-10 
11-21 

22-32 


99,628,500 
24,522,091 
13,547,909 


20,579.300 
9,015,636 
4,883,273 
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Ein  kontinuirlicher  Zusammenhang  zwischen  der  Industrie- 
grösse  und  ihrer  Bevorzugung  einiger  weniger  Städte  findet 
sich  nach  Tabelle  50  nicht.  Zwar  haben  in  den  10  Industrien 
mit  je  99,628,500  Doli.  Produkt  die  je  5  wichtigsten  Orte  einen 
geringeren  Antheil  am  Gesammtprodukt  als  in  den  11  Industrien 
mit  24,522,091  Doli,  und  als  in  den  11  noch  kleineren  In- 
dustrien mit  je  13,547,909  Doli.  Produkt,  und  zwar  ist  der 
Unterschied  sehr  bedeutend,  20,6 Ä/0  gegen  36,8  resp.  35,6  °/0. 
Allein  zwischen  den  beiden  letzten  Gruppen  ist  in  der  Kon- 
zentricnng  kein  Unterschied.  Der  Unterschied  in  der  Konzen- 
trirong  liegt  nicht  in  dem  generellen  Unterschied  der  quanti- 
tativen Bedeutung  der  Industrie,  sondern  in  speziellen  Gründen, 
die  wir  aufsuchen  müssen.  Auch  ist  die  ganze  Frage  nach 
Grösse  einer  Industrie  so  lange  eine  schiefe,  als  man  in  die 
eine  Industrie,  z.B.  >Eisen<  alle  möglichen  Industrien  zusammen- 
fügt oder  Maschinenbau  davon  trennt  oder  nur  die  Verhüttung 
unter  Eisenindustrie  versteht  u.  s.  w. 

Einen  Unterschied  zwischen  den  verschiedenen  Industrien 
findet  man  eher,  wenn  man  die  Gewerbe  nach  dem  Prozentsatz 
ordnet,  welchen  die  je  für  eine  Industrie  wichtigsten  5  Städte 
nehmen. 


Tabelle  51. 

Konzentrirung  der  32  Gewerbe  Nordamerika^  über 
10,000,000  Doli  Produkt. 


Stark  an  jo  5  Orte 
konzentrirt. 

Mittelstark  an  je  5 
Orte  konzentrirt. 

Schwach  an  je  5  Orte 
konzentrirt. 

Je  5  Orte  haben  Ton  dem  Gesammtprodukt  einer  Industrie  % : 

Zucker  85 

Juweltn    ....  84 

Gel  67 

Druckerei.    ...  66 
Kuchen    ....  55 
Proriant  ....  47 
Kleider    ....  47 
Schiffsbau     ...  44 

Möbel  42 

Seife  40 

Liqueur    ....  39 
Bier  38 

Bretter    ....  37 
Stein,  Marmor  .   .  36 
Ziegelsteine  ...  25 
Sattlerei  ....  25 

Holzwaaren  ...  24 
Fassbinden   ...  24 

Maschinen  ...  24 
Schuhe  ....  23 
Baumwolle  ...  22 
Tabak  .     ...  20 
Eisen    ....  18 
Zinnwaare  ...  17 
Leder    ....  17 
Papier   ....  15 
Wagen  ....  13 
Äckergeräthe  .   .  11 
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Die  kleine  Tafel  bedarf  nicht  vieler  Erläuterung.  Die 
10  ersten  Waaren,  welche  starken  Zug  nach  ein  paar  St&dten 
haben,  sind  entweder  Produkte,  welche  in  den  materiellen  nnd 
geistigen  Zentren  besonders  begehrt  werden,  Drucksachen,  Ju- 
welen, Kuchen,  Kleider,  Möbel,  Seife,  oder  solche,  welche  der 
See  bedürfen,  Schiffsbau,  Proviant  wegen  des  Absatzes  der  Pro- 
dukte, Zucker  und  Oele  wegen  Bezugs  der  Rohmaterialien.  Ganz 
anderer  Natur  sind  die  1 1  Waaren  in  der  dritten  Gruppe,  welche 
sich  wenig  konzentriren.  Sie  schliessen  sich  an  wenig  trans- 
portable Rohmaterialien  oder  Hülfstoffe,  Brennmaterial,  Wasser- 
gefalle an,  oder  richten  sich  nach  den  zerstreut  auf  dem  Lande 
oder  in  vielen  Städten  wohnenden  Nachfragern.  Zum  Roh- 
material gehen  die  Mahlm üblen  in  erster  Linie,  aber  auch  die 
Tabakbearbeitung,  die  Lederfabriken  (diese  letzteren  wie  das 
Papier  auch  wohl  mit  einem  Zug  zum  Wasser),  zum  Roh-  und 
Hülfmaterial  gehen  Eisen,  zum  Wasser  oder  zur  Steinkohle  als 
Motor  die  Baumwolle  und  Papier.  Zum  Konsumenten,  der  zer- 
streut auf  dem  Lande  wohnt,  gehen  Schuhwerk  (das  ja  nur  in 
dem  einen  Worcester  so  kolossal  fabrikmässig  betrieben  wird, 
wo  kommen  anderwärts  auf  einen  Schuhmacher  je  51  Gesellen?!), 
Ackergeräthe,  Wagen  und  etwa  Zinn-,  Kupfer-  und  Eisenwaaren. 
In  der  überall  stattfindenden  Industrie  der  Maschinenbau.  In 
der  mittleren  Gruppe  stehen  die  neutralen  Gewerbe,  bei  denen 
weder  nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Seite  sehr  präg- 
nante Einflüsse  einwirken. 

Derartige  Betrachtungen  waren  leicht  aus  dem  vorliegenden 
Material  zu  vermehren. 


Der  Krieg  und  die  Eisenbahnen. 

Von 

Karl  Braun. 

Die  Schulung  der  Eisenbahnen  für  den  Krieg  Im  Frieden.  Eine  Denk- 
schrift von  Max  Maria  Freihermv.  Weber,  Ingenieur,  Königl« 
Sachs.  Finanzrath  und  Staatscisenbahn -Direktor,  (jetzt  K.  K* 
Ministerialrath  im  österreichischen  Handelsministerium,  Section 
für  Eisenbahnwesen).    Weimar,  C.  F.  Voigt,  1870. 


I. 

Volkswirtschaft  und  Krieg. 

Scheinbar  sind  der  Krieg  und  die  wirthschaftliche  Kultur 
absolute  Gegensätze,  welche  einander  ausschliessen.  Auch  von 
der  Kriegs  Wissenschaft  und  der  Wissenschaft  der  Volkswirtschaft 
scheint  dasselbe  zu  gelten.  Die  Gesetze  der  Volkswirtschaft 
sind  eisern.  Denn  sie  ist  eine  exakte  Wissenschaft  (vorbehalt- 
lich des  Unterschiedes,  welcher  z.  B.  auch  zwischen  reiner  Mathe- 
matik und  angewandter  Mathematik  besteht),  und  ihre  Gesetze 
sind  Naturgesetze,  welche  weder  der  stärkste  legitime  Herrscher, 
noch  die  rücksichtsloseste  revolutionäre  Gewalt  zu  beugen  ver- 
mag. Auch  die  Kommune  musste  Hunger  leiden,  als  sie  die 
vorhandenen  Lebensmittel  »requirirte«,  d.  h.  ohne  Bezahlung 
wegnahm,  und  dadurch  die  Zufuhr  verscheuchte.  Die  Gesetze 
des  Krieges  sind  freilich  nicht  minder  eisern.  Wenn  eine  Nation 
um  ihre  Existenz  kämpft,  muss  sich  Alles  der  Nothwendigkeit 
des  Sieges  unterordnen,  und  die  wirthschaftliche  Kultur,  die 
sich  sonst  als  Selbstzweck  geachtet  zu  sehen  gewöhnt  ist,  muss 
sich  ebenfalls  bequemen,  als  Mittel  den  Zwecken  des  Krieges 
zu  dienen.    Sie  hat  sich  dessen  durchaus  nicht  zu  schämen, 
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besonders  in  einem  Lande,  wie  Deutschland,  wo  dieselben  Per- 
sonen zugleich  die  Träger  der  Wehrkraft  und  auch  die  Träger 
der  Kultur  sind,  wo,  wie  Herr  v.  Weber  sagt,  jeder  Angehörige 
des  Gesammtstaatswesens  eben  so  gut  ein  Amt  des  Friedens, 
wie  ein  Amt  des  Krieges  habe,  wo  er  eben  so  berufen  ist,  zu 
>  wehren  c,  wie  zu  »nähren«. 

Deshalb  hat  denn  auch  die  Wissenschaft  des  Krieges  die 
Gesetze  der  Volkswirthschaft  zu  studiren.  Den  Sieg,  welchen 
früher  in  den  Rassen-  und  Religions-Kriegen  der  Fanatismus  der 
Masse  und  die  körperliche  Ueberlegenheit  der  Einzelnen  sicherte, 
den  erringt  man  heut  zu  Tage  nur  mittels  der  Wissenschaft 
und  der  Technik,  welche  beide  ein  Werk  des  Friedens  und  der 
Zivilisation  sind.  Die  wirtschaftliche  Ordnung  und  eine  weise 
Oekonomie  der  Kräfte  sind  die  Faktoren,  welche  heut  zu  Tage 
jene  elementaren  Momente  ersetzen.  Die  Zeiten,  wo  der  furor 
teutonicus  oder  der  elan  fratifais  die  allein  entscheidenden 
Momente  waren  sind  vorbei.  Das  haben  die  Kriege  der  letzten 
Jahre  in  Amerika  wie  in  Europa  bewiesen. 

Der  Staat  siegt,  welcher  in  seiner  Gesammtheit,  die  ganze 
bürgerliche  Gesellschaft  raitinbegriflfen,  in  geschulter  Zusammen- 
wirkung aller  seiner  Institutionen,  aller  seiner  Kräfte,  nicht  nur 
der  finanziellen  Kraft,  sondern  auch  der  wirtschaftlichen  Fähig- 
keiten des  ganzen  Volkes  und  seiner  einzelnen  ökonomischen 
Organe,  schlagfertig  in  den  Kampf  tritt.  Wenn  im  Uebrigen 
die  Kräfte  gleich  wären,  würde  die  Entscheidung  auf  diesem 
Gebiete  liegen. 

Wir  wollen  nicht  von  dem  deutsch  -  französischen  Krieg 
sprechen,  dessen  Verhältnisse  und  Wechselwirkungen  ja  noch 
in  aller  Gcdächtniss  sind.  Erinnern  wir  uns  nur  an  den  grossen 
Bürgerkrieg  in  der  amerikanischen  Union.  Das  militärische 
Genie  war  auf  beiden  Seiten  nicht  allzu  gross.  Jedenfalls  aber 
war  von  Haus  aus  der  Süden  dem  Norden  spezifisch  militärisch 
überlegen.  Dagegen  war  der  Norden  finanziell  kräftiger  und 
wirtschaftlich  besser  geschult.  Er  hat  zu  Kriegszwecken  Eisen- 
bahnen, Häfen  und  Kanäle  gebaut  und  zerstört,  und  an  Pro- 
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duktion,  Konstruktion  und  Destruktion  Kolossales  geleistet. 
»Der  Krieg<,  sagt  ein  amerikanischer  Militärschriftsteller,  und 
der  Kriegsminister  der  Pariser  Kommune,  Herr  Bossel,  wieder- 
holt es  in  der  Schrift,  die  er  während  seiner  Versailler  Unter- 
suchungshaft geschrieben,  —  »der  Krieg  ist  in  Amerika  kein 
Abenteuer,  sondern  ein  Geschäft;  und  der  beste  General  ist  dort 
der,  welcher  seine  Bilanz  zu  machen,  das  Soll  und  Haben  hin- 
sichtlich der  Zeit,  des  Geldes  und  des  Bluts  richtig  zu  balan- 
ziren  versteht  <. 

Es  ist  also  nöthig,  dass  der  Krieg  die  Gesetze  der  Volks- 
wirthschaft  und  dass  die  Volkswirtschaft  die  Gesetze  des  Krieges 
studirt. 

Die  Wirthschaß  studiere  die  Gesetze  des  Krieges.  Denn  für  sie 
hat  der  Krieg  eine  zwiefache  Bedeutung.  Erstens  die  der  Kraft- 
probe. Zweitens  die  des  pathologischen  Studiums.  Die  Wirth- 
sebaft  lernt  im  Kriege  das  höchste  Maass  der  Leistungsfähigkeit 
ihrer  Istitutionen  kennen.  Oft  versagt  die  Kraft;  es  treten 
plötzlich  Mängel  zu  Tage,  an  welche  man  im  Frieden  nicht  dachte. 
Allein  es  ergiebt  sich  nun  im  Kriege,  dass  diese  Mängel  auch 
im  Frieden  schon  da  waren  und,  wenn  auch  in  mehr  verborgener 
Weise,  ihre  schädlichen  Wirkungen  äusserten,  welche  man  jedoch 
im  süssen  Schlendrian  friedlicher  Routine  gar  zu  leicht  zu  ignoriren 
geneigt  ist.  Man  überzeugt  sich,  dass  die  Beseitigung  dieser 
Mängel  geboten  ist,  im  Interesse  des  Friedens  nicht  minder,  als 
in  jenem  des  Krieges.  Auf  der  andern  Seite  durchkreuzt  der 
Krieg  die  freien  Bewegungen  der  wirtschaftlichen  Entwickelung. 
Er  ruft  wirthschaftliche  Krankheiten  heran,  deren  Studium  eben 
so  interessant  für  die  Wissenschaft,  wie  praktisch  lehrreich  ist. 
Unter  diese  Krankheiten  gehört  z.  B.  die  Pariser  »Kommune«, 
deren  Genesis  ein  vorzugsweise  wirtschaftliches  Problem  ist. 
Moriz  Block  hat  bereits  sehr  werth  volle  Beiträge  zur  Erforschung 
dieser  Frage  geliefert.  Es  gehört  hierher  eine  ganze  Reihe 
Yolkswirthschaftlicher  Momente.  Ich  nenne:  Erstens  das  Problem 
der  wirthschaftlichen  Folgen  der  Verwandlung  in  eine  Festung 
for  eine  Stadt  die  Millionen  Einwohner  zählt  und  nicht  nur 
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die  politische  Hauptstadt  eines  grossen  und  reichen  Landes, 
sondern  auch  der  geistige  und  der  wirtschaftliche  Zentralpunkt 
ist;  —  die  Frage:  Ueherwiegen  nicht  die  wirtschaftlichen  und 
politischen  Nachtheile  einer  solchen  Riesen-Festung  mit  einer 
riesenhaften  Bevölkerung  die  militärischen  Vortheile,  auch  wenn 
man  in  letzterer  Beziehung  absieht  von  dem  Umstände,  dass 
erfahrungsmässig  ein  grosses  Heer,  wenn  es  über  eine  gewisse 
Zeit  hinaus  in  eine  Festung  eingesperrt  ist,  in  rapider  Pro- 
gression demoralisirt  und  verwildert.  (Friedrich  der  Grosse  und 
Napoleon  I.  schwärmten  weniger  für  Festungen,  als  Louis  XIV.) 
Als  zweites  Problem  bezeichne  ich  die  Frage  der  Versorgung, 
insbesondere  der  Verköstigung  einer  solchen  Stadt;  das  wirth- 
schaftlicheVerhältniss  zwischen  der  Garnison  und  der  Bevölkerung, 
welche  bis  dahin  nicht  Militär  war;  —  soll  auch  letztere  uniformirt, 
verköstigt,  ausgelohnt  werden?  —  Staats-  oder  Privat- Wirt- 
schaft? —  Kommunismus  oder  Eigenthum?  Drittens  kommt 
in  Betracht  die  Wohnungsfrage,  welche  ja  bekanntlich  in  Paris 
als  Zünder  diente.  Am  1.  April  1871  sollten  in  Paris  wieder 
die  Miether  ihr  Quartal  bezahlen,  dessen  sie  sich  seit  drei 
Vierteljahren  entwöhnt  hatten.  Kurz  vor  dem  1.  April  erhob 
sich  die  Kommune.  Es  war  am  18.  März.  Der  Kausalnexus 
ist  unverkennbar;  man  wollte  der  Wohnungsfrage  zuvorkommen. 
Es  war  dies  der  Beweis,  dass  in  Betreff  der  Wohnungs- Ver- 
hältnisse in  grossen  Städten  und  namentlich  in  grossen  befestig- 
ten Städten,  heut  zu  Tage  Vieles  >faul  ist  im  Staate <;  dass 
der  Staat  durch  seine  Gesetzte bung,  durch  seine  Baupolizei 
durch  seine  Bauordnungen  und  Baupläne,  dass  die  Gemeinde 
durch  ihr  Finanzsystem,  durch  ihre  Besteuerung  der  Grund- 
besitzlosen und  der  Konsumenten  zu  Gunsten  der  Grundeigen- 
tümer, durch  die  kostenfreie  Herstellung  der  den  letzteren 
nützlichen  Anlagen,  den  Eigentümern  städtischer  Baugründe 
eine  Art  von  Apotheker-Privileg  giebt,  welches  die  Baustellen 
verteuert  und  das  Bauen  hindert;  erstens  weil  dem  Eigentümer 
durch  Abwarten  und  spekulirendes  jVi'cM- Bauen  weniger  Risiko  und 
mehr  Kapitals  -  Zuwachs  in  Aussicht  steht,  als  durch  Bauen; 
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zweitens  weil  bei  diesem  Systeme  kleine  und  billige  Parzellen 
nicht  zu  haben  sind,  sondern  nur  grosse  und  theuere;  drittens 
weil  demgemäss  nicht  individuelle  Wohnungen,  sondern  nur 
>phalansterische<  Kasernen  herzustellen  sind,  welche  zuerst  den 
Kommunismus  gebären  und  dann  die  »Kommunet,  sodass  ersterer 
seinen  Namen  mit  Recht  führt;  denn  im  Wesentlichen  ist  er 
das  Produkt  eines  Fehlers  im  Gemeindeleben. 

Das  und  noch  viel  mehr  steckt  Alles  in  der  Pariser  >  Kom- 
mune <;  es  muss  noch  wissenschaftlich  durchforscht  werden.  Es 
ist  gar  zu  leicht,  alle  Schuld  auf  die  > Internationale <  zu  schieben; 
letztere  akzeptirt  das  ja  bekanntlich  sehr  dankbar.  Man  sehe 
nur  ihre  neueste  Publikation:  >The  civü  war  in  France. 
Address  of  the  general  Council  of  the  international  working- 
mm's  association<.  (Printed  and  published  for  the  Council  by 
Edward  Truelove,  259,  High  Holborn  1871),  aus  welcher  deut- 
lich das  Bestreben  hervorgeht,  sich  wichtig  zu  machen  und  sich 
für  den  alleinigen  Urheber  von  solchen  Katastrophen  aus- 
zugeben, welche  niemals  durch  Verschwörungen  und  Intriguen 
entstehen,  sondern  ganz  andere  Ursachen  haben.  Nur  die 
Gedankenlosigkeit  kann  sich  dadurch  täuschen  lassen.  Nur  die 
Dummheit  kann  glauben,  dass  die  soziale  Frage  dadurch  gelöst 
wird,  das  uns  irgend  ein  Hanswurst  von  der  Rednerbühne  aus 
eine  thierärztliche  Behandlung  mittels  Petroleum  und  anderer 
unangenehmer  Substanzen  androht.  Die  soziale  Frage  besteht 
so  lange  die  Welt  steht,  insofern  als  es  sich  stets  um  Ver- 
besserung der  Lage  der  leidenden  Klasse  des  Volkes  handelt. 
Allein  diese  Frage  wird  nur  mit  dem  Gehirn  und  nicht  mit 
Petroleum  gelöst  werden  .... 

Die  Volkswirthschaft  also  soll  den  Krieg  studieren,  besonders 
um  seiner  physiologischen  Experimente  und  seiner  pathologischen 
Probleme  willen.  Aber  auch  der  Krieg  muss  die  Volkswirthschaft 
studieren  und  zwar  in  seinem  eigenen  Interesse.  Er  kann  sie 
nicht  entbehren  und  muss  sich  daher  ihres  Beistandes  versichern. 
Er  muss  wissen,  wie  weit  die  wirtschaftlichen  Kräfte  reichen, 
wie  sie  am  leichtesten  und  erfolgreichsten  in  Bewegung  zu 
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setzen  sind,  wann  man  auf  ihre  Dienste  rechnen  kann  und  wann 
sie  versagen.  Die  Frage  der  Proviantirung  der  Armee  im  Feld 
und  namentlich  der  in  den  Festungen  ist  nicht  immer  richtig 
aufgefasst  worden.  Ebenso  die  Frage  der  Relation  zwischen 
Hunger  und  Bombardement.  Bei  Paris  hat  man  die  Thätigkeit 
der  Regierung  und  der  Stadtbehörden  für  die  Versorgung  der 
Stadt  eben  so  überschätzt,  als  man  die  natürlichen  Hilfsinitlel 
eines  solchen  Zentralpunktes  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  — 
den  Handel,  den  Verkehr,  die  Produktenbörse,  die  Getreide-, 
Mehl-  und  Wein-Magazine,  die  Land-,  Wasser-  und  Schienen- 
Strassen  —  unterschätzt  hat.  Man  sagte  damals:  >das  und  das  hat 
die  Regierung  gethan,  und  das  reicht  höchstens  für  einen  Monat; 
folglich  ist  die  Belagerung  in  einem  Monat  zu  Ende<.  Die 
Wahrheit  ist,  dass  die  Regierung  so  viel  wie  nichts  gethan, 
dass  sie  sogar  gehemmt  und  gebindert,  dass  dagegen  die  freie 
wirtschaftliche  Thätigkeit  der  Bevölkerung  —  nicht  Dank, 
sondern  trotz  der  Regierung  —  sehr  viel  gethan  hatte,  und 
dass  die  hierdurch  bewirkte  Versorgung  nicht  für  einen  Monat 
reichte,  sondern  für  viere.  Sie  hätte  wahrscheinlich  noch  länger 
gereicht,  wenn  nicht  die  französische  Regierung  allerlei  Fehler 
begangen  hätte.  So  hat  sie  das  städtische  Oktroi  für  Lebens- 
mittel aufrecht  erhalten  bis  zum  16.  Sept.  1871,  d.  h.  bis  drei 
Tage  vor  der  Vollendung  der  Ein  Schliessung,  welche  am  19.  Sept. 
erfolgte.  Dadurch  wurden  die  Bauern,  welche  in  Schaaren  der 
Stadt  zueilten,  abgehalten  ihre  Vorräthe  mitzunehmen.  Denn 
sie  hatten  kein  baares  Geld  und  wollten  und  konnten  daher 
nicht  ihre  Habe  mit  Tausenden  von  Francs  an  den  Thoren  der 
Stadt  versteuern.  Auch  hier  hatte  wieder  der  kurzsichtige 
fiskalische  Standpunkt  den  Sieg  davongetragen. 

Möge  mir  gestattet  sein,  ausser  der  Frage  >Natural-Re- 
quisiiion  oder  Geld-Kontribution  ?*,  welche  ich  in  meiner  Schrift 
>  Während  des  Kriegs  <  (Leipzig,  Duncker  und  Humblot,  1871) 
ausführlich  erörtet  habe,  noch  zwei  andere  kurz  anzuregen. 

Das  eine  ist  die  Frage  dir  Fleischkost,  das  andere  die 
Frage  des  Schuhwerks. 
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Was  die  erstere  anlangt,  so  handelt  es  sich  um  die  Alter- 
native entweder  lebendiges  Vieh  mitzunehmen,  was  grosse  Schwie- 
rigkeiten hinsichtlich  des  Transports,  der  Verpflegung  und  der 
Yertheilung  hat,  oder  sich  auf  Fleisch-Konserven  zu  beschränken, 
welche  jenen  Schwierigkeiten  nicht  unterliegen,  aber  den  Truppen 
oft  zum  Ueberdruss  gereichen.  Was  diese  Konserven  angeht, 
so  hat  die  Technik  ihr  letztes  Wort  noch  nicht  gesprochen. 

Die  Frage  des  Schnhzeugs  ist  so  wichtig,  dass  Napoleon  I. 
es  nicht  verschmäht  hat,  sich  auf  das  Gründlichste  damit  zu 
befassen.  (Siehe  die  >Correspondance  de  Napoleon  pttbliee 
par  Vordre  de  Vempereur  Napoleon  Ji7.«  tom.  2.)  Das  Mar- 
schieren ist  im  Krieg  oft  eben  so  wichtig,  als  das  Schlagen,  und 
das  Wichtigste  für  das  Marschieren  ist  die  Fussbekleidung.  Die 
von  Gambetta  zusammengerafften  neuen  Armeen  haben  sich  tapfer 
geschlagen,  aber  sie  konnten  nicht  marschieren ;  denn  ihre  Schuhe 
und  Stiefel  waren  aus  Dachpappe  und  ähnlichen  Stoffen;  und 
die  Schuhe  und  Stiefel  passten  nicht  zu  den  Füssen. 

Es  hat  unendliche  Schwierigkeiten  für  ein  grosses  Heer  — 
und  das  deutsche  Heer  näherte  sich  einer  Million  Köpfe  —  stets 
das  Schuhwerk  zu  ergänzen;  und  die  Lösung  dieser  Aufgabe 
ist  uns  in  dem  letzten  Kriege  nicht  immer  gelungen.  Man  hat 
die  Wahl  zwischen  zwei  Systemen.  Entweder  der  Generalschuh 
(oder  Stiefel)  ohne  Unterschied  zwischen  dem  rechten  und  dem 
linken  Fuss  —  oder  der  individuelle  Stiefel  rechts  und  links. 
Entscheidet  man  sich  für  den  ersteren,  d.  h.  macht  man  mög- 
lichst viele  Paar  Stiefel  im  Vorrath,  zwar  in  verschiedenem 
Kaliber,  aber  im  Uebrigen  ohne  Unterschied  der  Füsse  und  ohne 
Berücksichtigung  der  Individuen,  welche  sie  tragen  sollen,  so 
ist  der  Nachschub  sehr  leicht.  Man  hat  immer  Stiefel,  aber 
selten  die  richtigen.  Berücksichtigt  man  die  Individualität, 
macht  man  die  Fussbekleidung  für  den  Mann,  den  einen  Stiefel 
rechts,  den  anderen  links  geschäftet,  so  können  die  Leute  besser 
niarschiren,  aber  der  Vorrath  nimmt  schneller  ein  Ende.  Ist 
z.  B.  der  linke  Stiefel  inkurabel  erkrankt,  so  muss  man  auch 
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den  rechten  wegwerfen;  im  Fall  der  Schablone  kann  man  er- 
gänzen; man  kann  Jedem  jeden  Stiefel  geben. 

Aber  —  nnd  das  ist  sehr  wichtig  —  in  letzterem  Falle 
wird  keiner  recht  passen  und  schliessen.  Nun  ist  es  aber  gewiss, 
dass  sich  mit  einem  Stiefel,  der  nicht  dem  individuellen  Fnsse 
angepasst  ist,  auf  die  Dauer  nicht  marschieren  lasst.  Ich  habe 
bei  zahlreichen  und  schwierigen  Fussreisen  in  den  Hochalpen 
die  Erfahrung  gemacht,  dass  es  fast  mehr  auf  die  Güte  der 
Chaussure,  als  auf  die  Kräfte  des  Mannes  ankommt.  Dass  die 
Mehrzahl  der  > gebildeten  Europäer <  heut  zu  Tage  nicht  gehen 
kann,  hat  seinen  Grund  in  der  unzweckmäßigen  Art  der  Schuhe, 
welche  die  grosse  Zehe  auf  die  übrigen  Zehen  hinüber  werfen 
und  das  Gewölbe,  welches  den  Fuss  bildet  und  den  Körper 
trägt,  aus  dem  Gleichgewicht  bringen.  (Man  vgl.  die  Abhand- 
>der  menschliche  Fuss  als  Charakter  der  Menschheit  <  in  H.  Bur- 
meister, »Geologische  Bilder«  Bd.  I.  S.  63.  u.  ff.,  G.  H.  Meyer, 
Prof.  in  Zürich,  »die  richtige  Gestalt  der  Schuhe«.) 

Es  stehen  sich  hier  die  wichtigsten  wirthschaftlichen  und 
technischen  Erwägungen  gegenüber;  und  noch  wichtiger  ist  die 
Sache  für  die  praktische  Kriegskunst. 

Vorerst  mag  dies  der  Beispiele  genug  sein. 


n. 

Krieg  und  Kultur. 

Ehe  wir  zu  den  Einzelnheiten  übergehen,  wollen  wir  noch 
einen  generellen  Blick  auf  das  Verhältnis»  des  Krieges  zur  Kultur 
werfen.   Wir  haben  dazu  eine  besondere  Veranlassung. 

Es  beginnt  nicht  nur  in  Deutschland,  sondern  auch  in 
anderen,  sonst  ziemlich  friedfertigen  Ländern  (und  erlaube  man 
mir  hinzuzufügen :  Zeitschriften),  eine  Art  *  Kultus  des  Krieges* 
auszubrechen,  ähnlich,  wie  viele  Franzosen  dem  Kultus  der 
Revolution,  als  angeblichem  Selbstzweck  der  Menschheit,  hul- 
digen.  Man  bekennt  sich  zu  dem  Glauben,  dass  der  Krieg  der 
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normale,  providentielle  und  heilsamste  Zustand  der  Menschheit 
sei.  Hören  wir  einen  der  geistreichsten  und  unterrichte tsten 
Vertreter  dieser  Richtung.  Herr  Professor  Dr.  Jäger  schreibt 
in  No.  49  des  >  Auslandes«  am  3.  Dezember  1870: 

>In  der  Natur,  welche  wir  zum  Gegenstande  unseres  Studiums 
gemacht  haben,  herrscht  der  Krieg;  nichts,  als  der  Krieg  und 
überall  Krieg,  —  Krieg  in  allen  Tonarten,  —  Krieg  der  Ele- 
mente mit  den  Organismen,  —  Krieg  der  Thiere  mit  den 
Pflanzen,  —  Krieg  der  Pflanzen  untereinander,  —  Krieg  der 
Thiere  untereinander,  —  ja  jedes  Menschen,  jedes  Thieres  und 
der  Pflanze  Leichnam  ist  nichts  als  ein  grosses  Schlachtfeld, 
auf  welchem  die  Zellen,  die  ihn  zusammensetzen,  sich  unter 
einander  bekriegen. 

Dieser  Krieg,  so  beweist  uns  der  Naturforscher,  ist  nöthig 
um  der  Weltordnung  willen.  Er  weckt  und  schärft  den  Selbst- 
erhaltungstrieb, ohne  welchen  die  Existenz  unmöglich  ist.  Er 
räumt  auf  mit  den  Missgeburten,  welche  sich  sonst  fortpflanzen 
nnd  die  Basse  verderben  würden.  Er  entwickelt  die  Anlagen 
des  einzelnen  Geschöpfs,  welches  durch  den  Kampf  um  das 
Dasein  gezwungen  wird,  von  seinen  Kräften  den  ausgedehntesten 
Gebrauch  zu  machen  und  sie  aufs  Höchste  zu  entwickeln  und 
zu  steigern,  welcher  höhere  Grad  sich  dann  auf  die  Nachkommen 
überträgt  und  dadurch  die  innere  wachsende  Vervollkommnung 
herbeiführt. 

Alles  dies  verdanken  wir  nur  dem  ewigen,  erbarmungslosen 
Vernichtungskrieg,  welcher  die  ganze  Natur  beherrscht. 

Ohne  den  Krieg  wäre  die  Natur  ein  Schlaraffenleben  das 
in  sich  selbst  vermorscht  nnd  zusammenfallt.  Die  Geschöpfe 
würden  es  kaum  bis  zur  dritten  oder  vierten  Generation  bringen. 
Der  Selbsterhaltungstrieb  würde  nicht  geweckt  und  dadurch 
der  Untergang  beschleunigt  werden.  Ohne  ihn  würden  die 
zweiköpfigen,  kopflosen,  hasenschartigen,  arm-  oder  beinlosen, 
kyklopischen,  sechsfingerigen,  wasserköpfigen  und  sonstigen  Un- 
geheuer sich  breit  in  der  Welt  machen  und  bald  die  Majorität 
haben. 

Tolkfwlrth.  Viertoljfthrsefcrlft.   1871.   II.  4 
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Wir  wissen,  dass  Organe,  welche  nicht  gebraucht  werden, 
zurückgehen  und  schwinden.  Wenn  die  Ente  zum  Hausthier 
wird,  entwöhnt  sie  sich  der  Flügel;  in  Folge  dessen  werden 
die  von  Haus  aus  zum  Fluge  sehr  wohl  geeigneten  Entcnflügel 
immer  kleiner,  von  Generation  zu  Generation;  am  Ende  sind 
sie  nur  noch  Stummeln,  mit  welcheu  man  nicht  mehr  fliegen 
kann.  In  England  hat  man  es  durch  Züchtung  dahin  gebracht, 
dass  es  eine  Schweinsrasse  giebt,  welche  kaum  noch  Beine  be- 
sitzt. Man  hat  die  Thiere  des  Gehens  entwöhnt ;  und  so  sind 
natürlich  die  Beine  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  kleiner  ge- 
worden. So  geht  es  mit  allen  Fähigkeiten,  geistigen  wie  leib- 
lichen. Nur  durch  Gebrauch  werden  sie  erhalten  und  vervoll- 
kommnet. Nur  dadurch  werden  sie  tauglich  und  nur  die 
allgemeine  Tauglichkeit  aller  Organe  führt  zur  Tüchtigkeit, 
d.  i.  zur  Tugend.  Deshalb  sagten  die  Griechen:  Die  Götter 
haben  den  Schweiss  (der  Arbeit)  vor  die  Tugend  gesetzt;  nur 
durch  jenen  kann  man  zu  dieser  gelangen.  Da  aber  das  Gesetz 
der  Trägheit  überall  waltet,  so  bedarf  es  eines  Gegengewichtes. 
Und  das  ist  der  Krieg.  Er  zwingt  uns,  das  Gesetz  der  Träg- 
heit zu  überwinden.  Er  zwingt  uns  zur  Arbeit  und  zum  Kampf; 
und  je  schwieriger  der  Kampf,  desto  höher  die  Ausbildung  der 
Organe,  desto  grösser  deren  Leistungsfähigkeit,  desto  grösser 
die  Vervollkommnung  von  Geschlecht  zu  Geschlecht. 

So  ist  es  in  der  ganzen  Natur.  So  ist  es  bei  den  Thieren. 
Warum  soll  es  dem  Menschen  nicht  auch  so  sein ,  da  ja  auch 
er  von  Naturgesetzen  regiert  wird?t 

—  »Der  Krieg  der  Staaten  gegen  einandert,  sagt  Prof. 
Dr.  Jäger ,  »ist  meiner  Ueberzeugung  nach  die  einzige  Quelle 
eines  ganz  bestimmten  Komplexes  von  Tugenden,  welche  mit 
Recht,  seitdem  es  eine  menschliche  Zivilisation  giebt,  hoch- 
gehalten werden,  weil  sie  das  fundamentum  regnorwn  sind: 
die  wahre  Bürgertugend,  die  »virtus*<  der  alten  Römer,  die 
>>Mannhcit<L€  und  die  y>Mannssucht<<  der  Deutschen«. 

Diese  Ueberzeugung  meint  Herr  Jäger,  müsse  sich  jedem 
Naturforscher  auf  Grund  seines  Studiums  des  ewigen  Vernichtungs- 
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krieges  in  der  Natur  mit  Nothwendigkeit  aufdrängen,  und 
Manchem  fehle  vielleicht  nur  der  Muth,  sie  öffentlich  auszu- 
sprechen, weil  er  damit  der  öffentlichen  Meinung  vor  den  Kopf 
stosse.  Damit  wolle  er  aber  keineswegs  sagen,  dass  immer  Krieg 
sein  müsse,  darunter  würde  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
zu  sehr  leiden.  Der  wirthschaftliche  Krieg  der  freien  Konkurrenz 
und  der  militärische  Krieg  der  wechselseitigen  Vernichtung 
müssten  einander  ergänzen  und  ablösen.  Erst  aus  diesem 
doppelseitigen  »Kampfe  um  das  Dasehu  gehe  die  wahre  Ver- 
vollkommnung hervor.  Der  »tugendschaffende  Werth <  der  Staaten- 
kriege liege  aber  nicht  bloss  in  dem  Feldzug  selbst,  sondern  auch 
in  der  Vorbereitung  dazu,  nicht  bloss  in  der  Schlagfertigkeit, 
sondern  auch  in  der  Wehrkraft,  in  der  militärischen  Erziehung 
und  Schulung  der  Nation. 

Ein  deutscher  Student  würde  sagen:  Nicht  bloss  auf  dar 
Mensur,  sondern  auch  in  dem  täglichen  Besuchen  des  Fecht- 
bodens. 

Das  englische  Prinzip  der  Arbeitsteilung,  wonach  ein 
Theil  des  Volkes  im  Solde  der  Andern  das  Kriegshandwerk 
treibt,  während  alle  Uebrigen  den  Künsten  und  Wissenschaften, 
dem  Handel  und  der  SchiflTahrt,  der  Landwirtschaft  und  den 
Gewerken,  kurz  den  Werken  des  Friedens  obliegen,  taugt  nichts. 
Es  ist  eine  widernatürliche  Halbirung  der  ganzen  und  einheit- 
lichen Menschennatur.  Der  Berufssoldat  übt  sich  nicht  im 
Wettkampfe  friedlicher  Arheit,  dem  Friedensmanno  von  Beruf 
fehlt  die  Uebung  im  Wettkampfe  der  Waffen.  Jenem  fehlt  die 
Intelligenz  und  die  Gewandtheit,  diesem  die  Kraft  und  die 
Mannszucht.  Jeder  ist  einseitig;  und  beide  sind  einander  ab- 
geneigt. Nehmt  der  Menschheit  den  Krieg  und  die  Waffen, 
und  Ihr  sollt  sehen,  welche  Miasmen  sich  in  dem  allgemeinen 
Friedenssumpfe  entwickeln. 

—  »Es  ist  nicht  lange  her<,  so  schliesst  Dr.  Jäger,  >da 
hörte  man  in  Süddeutschland  überall  das  landläufige  Schlag- 
wort: »»Er  ist  ein  Götzendiener  des  Erfolgs  Wc  Seit  es  denkende 
Menschen  giebt,  gilt  die  Leistungsfähigkeit,  welche  die  Mutter 
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des  Erfolgs  ist,  für  das  höchste  Ziel  des  menschlichen  Strebens 
auf  jedem  Gebiete  des  Wissens  und  Könnens;  und  die  Boden- 
losigkeit  des  sittlichen  Pfuhls  ist  nicht  zu  ermessen,  aus  welchem 
dieses  entnervende  Schlagwort  der  deutschen  Radikalen  auf- 
brodelte, welche  ihrerseits  allerdings  nur  Misserfolge  aufzu- 
weisen haben.  Ein  sittlicher  Kampf  ist  es,  der  gegenwärtig 
halb  Europa  durchbraust,  (der  Herr  Verfasser  schreibt  im  De- 
zember 1870);  es  ist  der  Kampf  der  Leistungsfähigkeit  mit 
der  Phrase,  der  Kampf  des  wahren  Heldenthums  mit  dem  Maul- 
heldenthum, der  Kampf  der  Tüchtigkeit  mit  der  Untauglichkeit, 
der  Tugend  mit  dem  Laster;  die  Weltgeschichte  wird  um  einen 
sittlichen  Triumph  reicher  sein,  wenn  Paris,  die  Hauptstadt  der 
Lüge  und  des  Lasters,  der  Phrase  und  des  Maulheldenthums, 
mit  all  ihrem  äusseren  Lack  und  Glanz  zusammenstürzt  unter 
dem  Feuer  deutscher  Kanonen c. 

So  Dr.  Jäger.  Das  deutscho  Heer  war  bescheiden.  Auch 
ohne  Zerstörung  von  Paris  hat  es  den  Lorbeer  gewonnen;  und 
die  Zerstörung  ihrer  Hauptstadt  haben  die  Franzosen  leider 
selbst  übernommen.  Kanonen  sind  nicht  geeignet,  an  die  Stelle 
der  Lüge  und  des  Lasters  die  Tugend  und  die  Wahrheit  zu 
setzen. 

Bevor  ich  mir  jedoch  eine  Kritik  der  Aulfassung  des  Herrn 
Prof.  Jäger  erlaube,  möchte  ich  ein  Wort  zur  Ergänzung  bei- 
fügen.   Es  betrifft  England  und  Frankreich. 

Es  ist  wahr,  England  kennt  keine  allgemeine  Wehrpflicht, 
sondern  nur  Berufesoldaten  und  Söldner.  Es  wäre  aber  ein 
grosser  Irrthum,  wenn  man  daraus  auf  eine  gänzliche  Vernach- 
lässigung der  körperlichen  und  kriegerischen  Ausbildung  der 
Nation  schliessen  wollte.  Im  Gegentheil,  gerade  weil  für  die 
letzteren  weder  das  Gesetz  noch  der  Staat  sorgt,  hat  um  so 
eifriger  die  Gesellschaft  und  die  Sitte  die  Obsorge  übernommen. 
Mancher  Engländer  meint  sogar,  es  geschehe  in  übertriebener 
Weise.  Um  einen  Beleg  dafür  zu  geben,  theilo  ich  eine  Stelle 
aus  einem  der  neuesten  und  gelesensten  englischen  Komane 
mit.    Der  Verfasser  schildert  hier  den  Urtypus  der  männlichen 


Digitized  b 


Der  Krieg  und  die  Eisenbahnen.  53 

Jugend  des  heutigen  Englands  mit  folgenden  Worten:  > Dieser 
durch  und  durch  moderne  Gentleman  war  jung  und  blü- 
hend, gross  und  stark.  Die  Theilung  seiner  gekräuselten 
> salonischen«  Locken  begann  oben  inmitten  der  Stirne,  stieg 
dann  bis  oben  auf  den  Scheitel  seines  Hauptes  und  endete,  mit 
strengster  Einhaltung  ihrer  zentralen  Richtung,  schliesslich  in 
der  rosig  angehauchten  Grube  seines  Nackens.  Seine  Züge 
zeigten  das  höchste  Maass  von  Regelmässigkeit  und  Geistlosig- 
keit,  welches  einem  Menschenautlitz  möglich  ist.  Der  Ausdruck 
war  der  nämliche,  die  Ruhe  desselben  wahrhaft  wunderbar.  Die 
Muskeln  seiner  nervigen  Arme  hoben  sich  deutlich  erkennbar 
ab  durch  die  Aermel  seines  leichten  Soramorrocks.  Ein  mäch- 
tiger Brustkasten,  eine  feine  Taille,  feste  Schenkel,  —  kurz  ein 
prachtvolles  Exemplar  von  einem  animalischen  Menschen,  auf- 
erzogen zu  dem  höchsten  Grade  leiblicher  Vollkommenheit,  vom 
Kopfe  bis  zu  den  Füssen.  So  war  Mister  Gottfried  Ddantayn1 
—  gewöhnlich  genannt  >der  Ehrenwerthe«,  weil  er  diese  Aus- 
zeichnung in  mehr  als  eiuer  Art  verdiente,  Denn  er  war  in 
erster  Linie  »ehrenwerth<  als  der  zweite  Sohn  seines  Vaters, 
des  weiland  strebsamen  Anwalts  Delamaijn,  welcher  jetzt  die 
Würde  des  Lords  Uolchester  einnahm.  In  zweiter  Linie  war  er 
»ehrenwerth« ,  weil  er  die  höchste  populäre  Auszeichnung  er- 
langt hatte,  welche  das  Erziehungs-System  des  modernen  Eng- 
land verleihen  kann,  —  er  hatte  mit  Erfolg  das  Doppelruder 
geführt  in  dem  Ruder-Club  der  Universität.  Wenn  man  zu 
Alledem  noch  hinzufügt,  dass  Niemand  ihn  je  irgend  etwas 
Anderes  lesen  sah,  als  höchstens  eino  Zeitung,  und  dass  noch 
weniger  irgend  Jemand  ihn  jemals  säumig  befunden,  eine  Wette 
zu  entriren,  dann  ist  damit  das  Bild  eines  feinen  jungen  Eng- 
länders nach  neuestem  Zuschnitte  fertig.  < 

So  Wükie  Collins  in  >Man  and  wife<  (Tauchnüjs-editiott, 
vol.  I.,  pag.  74).  Es  ist  zwar  nur  ein  Roman,  worin  diese 
drastische  Schilderung  steht.  Allein  die  englischen  Romane 
unterscheiden  sich  sehr  von  den  kontinentalen.  Sie  haben  stets 
noch  einen  didaktischen  Zweck  neben  ihrer  künstlerischen  Auf- 
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gäbe.  Manchmal  auch  mehrere  solcher  Zwecke.  So  will  Wilkie 
Collins  zunächst  auf  Abstellung  einiger  Mängel  der  englischen 
Ehegesetzgebung  hinwirken,  was  uns  hier  weiter  nichts  angeht. 
Dann  aber  will  er  warnend  die  Einseitigkeit  der  modernen  eng- 
lischen Erziehung  und  des  nationalen  Geschmackes  nachweisen, 
welche  mehr  auf  körperliche,  als  auf  geistige  und  sittliche  Aus- 
bildung gerichtet  seien.  Es  liegt  viel  Wahres  darin,  wenn  auch 
Manches  übertrieben  ist. 

Weitere  Belege  für  diese  Auffassung  liefert  dio  wachsende 
Ausdehnung  der  Freiwilligen-Bewegung,  und  die  von  der  Oppo- 
sition geschürte  Befürchtung,  England  möge  in  kriegerischer 
Leistungsfähigkeit  allzusehr  hinter  den  übrigen  Ländern  zurück- 
bleiben. Der  Umstand,  dass  eine  so  tolle  Geschichte,  wie  >tJic 
battle  of  Dorking<t  (zuerst  erschienen  in  BlachooocC*  Edinburgh- 
Magazine)  so  grosses  Furore  machen  und  so  zahllose  Auflagen 
erleben  konnte,  beweist,  wie  sehr  die  Aufmerksamkeit  der  Nation 
auf  diesen  Punkt  gerichtet  ist,  und  wie  sie  sorgfaltig  prüft, 
ob  es  nicht  am  Ende  wahr  ist,  was  Böswillige  behaupten,  Eng- 
land habe  eine  Flotte,  die  nicht  schwimmen  und  ein  Landheer, 
das  nicht  marschiren  könne.  Selbst  >Punch<  hat  sich  der  Frage 
bemächtigt.  Er  zeigt  in  effigie  den  englischen  Kriegsminister, 
wie  er  sich  den  Kopf  darüber  zerbricht,  auf  welche  Art  man 
wohl  30,000  Mann  zehn  Meilen  weit  vorwärts  schieben  könne. 
Da  tritt  der  Kronprinz  des  deutschen  Reichs,  der  damals  Eng- 
lands Gast  war,  bei  ihm  ein.  >Kaiserliche  Hoheit !<  sagt  der 
Minister,  indem  er  mit  sorgenvollen  Augen  von  seinen  Papieren 
aufschaut,  »Kaiserliche  Hoheit,  da  Sie  doch  einmal  hier  im 
Lande  sind,  könnten  Sie  mir  nicht  vielleicht  verrathen,  wie  ich 
30,000  Mann  von  N.  nach  X.  eipedire;  man  sagt  mir,  Sie 
hätten  Sich  mit  Dergleichen  beschäftigt.« 

In  England  sorgt  die  freie  Initiative  des  Volkes  dafür,  die 
Lücken  auszufüllen,  welche  der  Staat  und  seine  Gesetzgebung 
offen  gelassen.  In  Frankreich  ist  es  anders.  Wer  hier  nicht 
gedient  hat,  der  hat  seine  körperlich-kriegerische  Ausbildung 
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vernachlässigt.  Was  nicht  von  Obon  henmter  befohlen  wird, 
geschieht  nicht. 

Gehen  wir  nun  zurück  auf  die  Quelle  der  Jä^ersehen 
Weltanschauung.  Dr.  Jäger  will  den  Krieg  unter  den  Men- 
schen als  Analogon  des  Krieges  in  der  Natur,  als  Mittel,  das 
Starke  noch  stärker  zu  machen  und  das  Schwache  auszurotten, 
im  Interesse  einer  besseren  Nachzucht. 

In  der  That  giebt  es  aber  ohnedies  schon  Kräfte  genug, 
welche  diese  Korrektur  des  Menschengeschlechts  übernommen 
haben.  Die  Sache  steht  doch  in  Wirklichkeit  etwa  so:  Der 
Mensch  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  sich  die  ganze  Natur 
dienstbar  zu  machen,  nicht  nur  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Mineral-,  Pflanzen-  und  Thierreichs,  sondern  auch  die  grossen 
Naturkräfte  selber.  Er  heisst  den  Wind  und  das  Wasser  seine 
Werke  in  Bewegung  setzen,  den  Dampf  seine  Maschinen  treiben 
und  seine  Transporte  besorgen,  den  Blitz  seine  Nachrichten  von 
Ort  zu  Ort  tragen/  Die  Natur  trägt  aber  dies  Joch  nur  wider- 
strebend. Je  mehr  der  Mensch  das  Gebiet  seiner  Herrschaft 
ausdehut,  desto  mehr  Empörungen  kommen  vor.  Die  Natur- 
kräfte reagiren,  und  zuweilen  entgleiten  dem  Menschen  die  Zügel 
der  Herrschaft.  Wahrlich  hier  ist  schon  Kampf  genug  und  ein 
endloser  Vernichtungskrieg  Aller,  der  Natur,  der  Pflanzen  und 
der  Thiere  wider  den  einen  Menschen.  Es  ist  also  nicht  der 
Mangel  an  Kampf,  welcher  die  Menschen  zwingt,  sich  unter  ein- 
ander zu  zerfleischen. 

Es  giebt  eine  Menge  Thiere,  die  an  und  für  sich  stärker 
sind,  als  die  Menschen.  In  der  Urzeit  war  dies  noch  mehr  der 
Fall:  und  der  Mensch  hatte  damals  nur  ausserordentlich  mangel- 
hafte Instrumente  und  Waffen.  Dennoch  war  er  den  riesen- 
haftesten Thieren  überlegen.  Es  war  seine  Intelligenz  mittelst 
deren  er  sie  besiegte.  Und  hier  kommen  wir  auf  einige  wich- 
tige Unterscheidungen,  welche  Herr  Dr.  Jäger  zu  übersehen 
scheint. 

In  dem  Vernichtungskrieg  der  Natur,  den  er  schildert, 
kämpfte  eine  Thiergattung  wider  die  andere,  um  sie  durch 
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theilweiso  Vernichtung  ia  denjenigen  Schranken  zu  halten,  welche 
im  Interesse  des  Ganzen  geboten  sind.  Der  Singvogel  frisst 
nicht  den  Singvogel,  sondern  die  Insekten.  Er  besiegt  sie  ver- 
mittels seiner  angeborenen  Körpereigenschafken,  und  nicht  mittels 
künstlicher  Waffen.  Auch  giebt  es  unter  den  Singvögeln  nicht 
einen  besonderen  Wehrstand,  sondern  alle  Singvögel  —  weib- 
liche wie  mannliche  —  betheiligen  sich  an  dem  Kampfe  und 
sie  machen  keinen  Unterschied  zwischen  wehrhaften  und  wehr- 
losen, zwischen  männlichen  und  weiblichen  Insekten.  Wir 
Menschen  theilen  die  Thiere  ein  in  »nützliche«  und  > schädliche« 
und  behaupten,  die  schädlichen  werden  von  den  nutzlichen  ge- 
fressen. Das  sind  willkührliche  Unterscheidungen,  welche  wir 
machen  von  dem  Standpunkte  unseres  —  ich  möchte  sagen:  — 
naiven  Egoismus  aus,  welchem  die  von  ihm  prätendirte  absolute 
Berechtigung  mangelt.  Aber  gewiss  ist,  dass  durch  jene  prä- 
ventive und  repressive  Polizei,  welche  eine  Gattung  gegen  die 
andere  ausübt,  der  Gesain mthaushalt  der  Natur  gefördert  wird. 

Und  in  dieser  Polizei  der  Natur  spielt  auch  der  Mensch 
seine  Bolle.  Er  maassregelt  Andere  und  wird  von  Andern  ge- 
maas8regelt.  Er  selber  vertilgt  eine  Menge  Thiere  und  Pflanzen 
und  dafür  werden  seine  Reihen  wieder  vou  anderen  Kräften  ge- 
lichtet. Auch  durch  seine  eigenen  Fehler.  Was  sind  die  Epi- 
demieen ,  die  Massenarrauth ,  die  sogenannte  »Uebervölkerung« 
und  deren  Repression  durch  Sterblichkeit  anders,  als  Strafen, 
welche  die  Natur  der  menschlichen  Gesellschaft  auferlegt,  in- 
dem sie  solche  dezimirt  sobald  ungünstige  wirtschaftliche, 
moralische  und  physische  Voraussetzungen  da  sind?  Es  ist  also 
» Kampf  um  das  Dasein*  schon  genug  vorhanden.  Man  braucht 
ihn  nicht  künstlich  zu  schaffen,  weder  durch  Krieg,  noch  durch 
Zwangszölibat  und  sonstige  künstliche  Mittel,  wie  solche  z.  B. 
der  sächsische  Schriftsteller  Weinhold  s.  Z.  vorgeschlagen  (In- 
fibulation). 

Wenn  man  den  Krieg  der  Menschen  untereinander  als 
Analogon  des  Vemichtungskampfes  in  der  Natur  auffasst,  so 
wird  man  finden:  das  führt  zu  falschen  Resultaten. 
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Vor  Allem  betheiligt  sich  am  Kriege  der  Menschen  nur 
das  eine  Geschlecht  während  der  Kampf  um  das  Dasein,  der  in 
der  Natur  seinen  ununterbrochenen  Fortgang  nimmt,  sich  auf 
beide  erstreckt.  Würde  man  den  Menschen-Krieg  permanent 
machen,  so  würde  er  zu  einer  Ausrottung  der  erwachsenen 
Männer  führen,  also  gerade  den  stärksten  Bestandteil  der  Men- 
schen vertilgen,  d.  h.  den,  welcher  die  Schwachen,  die  Kranken, 
die  Greise  und  die  Kinder  ernähren  rauss.  Das  werthvollste 
Menschenkapital  würde  vernichtet  und  nur  das  Werthlosere 
übrig  gelassen  werden. 

Betrachten  wir  aber  auch  nur  den  engeren  Kreis  der  wehrfähigen 
Männer,  so  erlangen  wir  ebenfalls  ganz  andere  Resultate,  als 
Herr  Prof.  Dr.  Jäger  voraussetzt.  Schon  in  einer  der  Tragö- 
dien des  Sophokles  finden  wir  folgenden  Dialog: 

„Pliiloktet: 

Doch  bei  den  Göttern,  sage  mir,  war  nicht  zur  Haud 
Der-fleld  Patroklus,  Deines  Vaters  bester  Frennd? 

Ncoptolcmos: 

Auch  Der  ist  todt  schon;  und  ich  will  Dir  auch  den  Grund 
Von  Allem  sagen:  Selten  wählet  sich  der  Krieg 
Die  schlechten  Männer;  Gute  rafft  er  stete  hinweg. 

Phüoktet: 

Doch  dann  Thersites?  Weisst  Du  wohl,  ob  der  noch  lebt? 

Neopiolemus: 

Ich  sah'  ihn  selbst  nicht,  doch  ich  hör',  er  lebe  noch. 

Philoktet: 

Ich  dacht*  es,  weil  ein  Schlechter  nicht  so  leicht  verdirbt.* 

(Sophocl  Philoktet  v.  433—446).  Denselben  Gedanken  hat 
unser  Schüler  in  der  7.  und  8.  Strophe  seines  »Siegesfestest 
behandelt,  wo  er  heisst: 

—  .Ohne  Wahl  vertheilt  die  Gaben, 

Ohne  Billigkeit  das  Glück. 
Denn  Patroklus  liegt  begraben, 

Und  Thersites  kehrt  zurück. 
Ja,  der  Krieg  verschlingt  die  Besten"  u  s.  w. 

Die  Homerischen  Helden  nun  führten  ihre  Kämpfe  vor- 
zugsweise durch  die  Kraft  ihrer  Leiber.    Heut  zu  Tage  aber 
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ist  die  physische  Kraft  und  Ausdauer  zwar  immer  noch  ein  wichtiges 
Moment,  aber  doch  nur  ein  Moment  unter  vielen  andern.  Jeden- 
falls fallt  in  einem  Kampfe,  welcher  vorzugsweise  durch  die 
Mittel  der  Technik,  der  Intelligenz  und  der  Moral  (Disziplin, 
Ehrgefühl)  entschieden  wird,  nicht  bloss  und  nicht  vorzugs- 
weise der  körperlich  Schwache  dem  Tode  zur  Beute.  Man 
hat  mit  Recht  die  Haltung  der  siegreich  zurückkehrenden  deut- 
schen Truppen  bewundert.  Jeder  Einzelne  schien  trotz  der  un- 
säglichen Leiden  und  Anstrengungen  des  Krieges,  körperlich 
frischer,  gesunder  und  stärker  zu  sein,  als  vorher.  Aber  es 
wird  gewiss  Niemand  behaupten  wollen,  dass  Jene,  welche  nicht 
wieder  zurückgekehrt,  sondern  auf  dem  Felde  der  Ehre  geblieben 
sind,  von  minder  guter  Beschaffenheit  waren,  wie  Diese.  Rechnet 
man  hinzu  die  Kranken  und  die  Verstümmelten,  und  Die,  welche 
anscheinend  gesund,  doch  in  Folge  des  Krieges  schon  die  Keime 
künftiger  Krankheiten  in  sich  tragen,  so  wird  man  einsehen» 
dass  die  Kriege  der  Menschen  gegen  die  Menschen  etwas  ganz 
Anderes  sind,  als  jener  Vernichtungskrieg,  welchen  in  der  übrigen 
Natur  die  verschiedenen  Kategorieen  und  Gattungen  wider  ein- 
ander zu  führen  scheinen. 

Wir  müssen  daher  nicht  weniger  diese  Ansicht  verwerfen, 
welche  den  Krieg  für  normalen  Zustand  der  Menschheit  erklärt, 
als  jene  der  > Friedens-Liga«,  welche  ihn  unbedingt  verdammt 
und  gleichsam  dem  Kriege  den  Krieg  erklärt. 

Allerdings  ist  die  Möglichkeit  denkbar,  dass  alle  Kultur- 
Staaten  sich  einem  obersten  Tribunal  unterwerfen,  welches  inter- 
nationale Fragen  endgültig  entscheidet.  Denkbar  wenigstens  für 
eine  entfernte  Zukunft,  wenn  auch  kaum  für  die  Gegenwart, 
namentlich  nicht  für  den  europäischen  Kontinent  in  seinem 
jetzigen  Zustand. 

Allein  auch  ein  solches  Tribunal  vorausgesetzt,  —  was 
dann,  wenn  ein  Staat  dem  Richterspruch  den  Gehorsam  ver- 
weigert? Exekution!  Ja,  aber  ist  denn  die  Exekution  nicht  auch 
Krieg?  Also  auch  in  Zukunft  noch  Krieg. 
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In  der  Gegenwart  ist  er  unter  Umständen  unvermeidlich. 
Immerhin  zwar  ist  er  ein  Uebel,  aber  ein  notwendiges  üebel. 

Wenn  ein  Staat  behauptet,  ihm  gebühre  ein  unzweifelhaftes 
üebergewicht  (7a  preponderance  legitime)  über  alle  anderen 
Staaten,  eine  wahre  obrigkeitliche  Gewalt  über  alle  anderen 
Nationen  (*La  France  exerce  wie  magistrature  reelle  Sur  les 
autres  iialions*  sagt  sogar  der  fromme  Joseph  de  Maistre, 
>Correspondancc*  I.  97.),  wenn  ihm  die  anderen  Völker  das 
nicht  mehr  glauben,  sich  die  Bevormundung  nicht  gefallen 
lassen  wollen ;  so  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  die  Frage,  ob 
jener  bevormundungslustige  Staat  wirklich  der  stärkere  und  der 
bessere  sei,  auf  dem  Gebiete  der  Thatsachen  zur  Entscheidung 
iu  bringen. 

—  »Einst<,  so  leitet  Leopold  von  Batike  sein  neuestes 
Werk  (>Ueber  den  Ursprung  des  siebenjährigen  Krieges«)  ein, 
> einst  hat  ein  orientalischer  Eroberer  vor  dem  Beginne  der  ent- 
scheidenden Schlacht  seinem  Widersacher  sagen  lassen,  er  möge 
sich  zum  Kampfe  stellen,  damit  endlich  an  den  Tag  komme, 
wer  der  Bessere  und  was  in  dem  Schoosse  des  Schicksals  ver- 
borgen sei.  Dazu  sind  eben  die  grossen  Kriege  bestimmt« 
fögt  Ranke  bei,«  nach  dem  Maasse  der  Kraftentwickelung  und 
intellektuellen  Führung  jeden  Theiles  Ober  die  weiteren  Schick- 
sale der  Welt  zu  entscheiden;  und  desshalb  ist  die  Lage  der 
Dinge  an  dem  Tage  der  Schliessung  des  Janus-Tempels  stets 
eine  wesentlich  andere,  als  sie  es  war  zu  jener  Zeit,  da  das 
Thor  anfgethan  wurde,  hinter  welchem,  der  altrömischen  Vor- 
stellung nach,  die  Kriegskräfte  gefesselt  liegen.« 

Man  darf  diesen  Ausspruch  nicht  auf  das  wechselseitige 
äussere  Verhältniss  der  streitenden  Theile  unter  einander  be- 
schränken. Auch  im  Innern  eines  jeden  kriegführenden  Staates 
und  Volkes  bringt  der  Krieg  weittragende  Veränderungen  her- 
vor, sowohl  bei  dem  Sieger,  als  bei  dem  Besiegten.  Es  sind 
Veränderungen,  die  sich  keineswegs  auf  die  Staats-,  die  Kriegs- 
nnd  die  Steuerverfassung  beschränken,  vielmehr  auf  alle  Gebiete 
des  öffentlichen  und  privaten  Lebens  ausdehnen,  mit  einer  Ver- 
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tiefung  und  Macht,  welche  im  Anfang  gewöhnlich  nicht  ge- 
bührend gewürdigt  wird.  Kultur  und  Sitte,  Sprache  und  Recht, 
Religion  und  Volkswirtschaft,  Kirche  und  Schule,  Kunst  und 
Wissenschaft,  Provinz,  Kreis  und  Gemeinde,  Staat  und  bürger- 
liche Gesellschaft,  alle  werden  davon  ergriffen ;  und  während  bei 
dem  siegreichen  Volke  die  Elemente  der  Kraft  und  des  Fort- 
schrittes einen  erhöhten  Aufschwung  nehmen,  treten  hei  dem 
unterliegenden  schon  während  des  Krieges,  noch  viel  mehr  aber 
erst  nach  demselben  die  bisher  durch  eine  schillernde  Ober- 
fläche verhüllten  Elemente  des  Verfalls  und  des  Moders  zu 
Tage.  Es  ist,  wie  wenn  in  einem  Torfmoor  die  grüne  Decke 
bricht.  Was  sie  gnädig  bedeckte  mit  Nacht  und  Grauen,  das 
müssen  wir  jetzt  in  der  Tiefe  schauen.  Wir  sind  erstaunt  und 
erschrocken,  wie  dicht  neben  dem  Wachsthum  der  Untergang, 
dicht  neben  der  Kultur  die  Barbarei,  dicht  neben  dem  Leben 
der  Tod  liegt.  Es  gilt  das  von  der  äusseren,  wie  von  der  in- 
neren Welt. 


singt  Graf  Platen-Hallermund.  Doch  was  hilft  das  Erschrecken? 
Es  gilt  zu  begreifen.  Nur  wenn  wir  die  Erscheinung  richtig 
erfasst  und  vollständig  begriffen  haben,  können  wir  sie  wissen- 
schaftlich und  praktisch  verwerthen,  und  aus  den  Fehlern  An- 
derer für  uns  Nutzen  ziehen.  Die  ganze  deutsche  Presse,  mit 
wenig  Ausnahmen,  fällt  jetzt  über  die  Person  unserer  deutschen 
Kommunisten,  unserer  Bebels  und  Liebknechte  her.  Damit  ist 
in  der  That  gar  nichts  geholfen.  Diese  Herren  werden  nie 
Erfolg  haben,  sobald  wir  Anderen  keine  Fehler  begehen.  Studieren 
wir  daher,  statt  über  sie  zu  schimpfen,  die  Kommune,  ihren 
Ursprung  und  ihren  Verlauf.  Wir  werden  dann  finden,  dass 
die  » Internationale  <  höchstens  die  Hebamme  war  und  dass  wir 
die  wirklichen  Urheber,  die  ypcäres  conscripti< ,  wo  anders  zu 
suchen  haben.   In  Napoleon,  der  Paris  in  eine  tolle  Bauwuth 


.Unwiderruflich  wölkt  die  Blüthe; 

Unwiderruflich  wächst  das  Kind. 
Abgründe  liegen  im  Gemuthe, 

Die  tiefer  als  die  Hölle  sind," 
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stürzte,  weil  man  zufrieden  ist  >quand  le  bäüment  marche*, 
der  mit  dem  rothen  Gespenste  kokettirte  und  über  der  »gekrönten 
Demokratie  c  brütete,  das  heisst  über  dem  Versuch,  ein  Schutz- 
nnd  Trutzbündniss  zwischen  dem  vornehmen  und  gemeinen 
Proletariat  zu  Wege  zu  bringen,  dem  Absolutismus  zum  Schutze, 
der  bürgerlichen  Freiheit  zum  Trutze.  In  Gambetta,  seinem 
Pendant,  der  ebenso  sehr  wie  Jener  auf  die  Dummheit  und 
die  Leidenschaft  der  Masse  spekulirte  und  sich  von  Jenem  nur 
dadurch  unterscheidet,  dass  er  andere  Schlagwörter  und  etwas 
verzweifeltere  Mittel  anzuwenden  genöthigt  ist.  In  Thiers, 
welcher  eine  Stadt  von  zwei  Millionen  zur  >  Festung«  und  deren 
Umgebung  zur  » Wüste <  macht,  ohne  zu  bedenken,  dass  die 
Ernährung  einer  solchen  Masse,  welche  sich  seit  Monaten  mit 
Waffen  und  ohne  Arbeit  herumtreibt  und  auf  einen  engen  Raum 
und  schwindende  Vorräthe  angewiesen  ist,  zu  gar  keinem  andern 
Ziele  führen  kann,  als  zum  Kommunismus.  In  Trochu,  der 
diesen  Zustand  auf  die  Spitze  treibt,  nicht  weil  er  auch  nur 
an  die  entfernteste  Möglichkeit  eines  Erfolges  glaubt,  sondern 
weil  er  zur  grösseren  Ehre  seiner  selbst  und  seiner  verrückten 
Umgebung  das  Schauspiel  einer  >  heroischen  Thorheit<  aufzuführen 
wünscht.  In  Favre,  welcher  zu  Bismark  geht,  um  Frieden  zu 
schliessen,  aber,  nach  Paris  zurückgekehrt,  selbst  am  aller- 
lautesten  für  den  Krieg  und  gegen  den  Frieden  schreit,  weil 
er  sich  vor  den  rothen  Wölfen  fürchtet  und  es  daher  gut  findet, 
mit  ihnen  zu  heulen.  Hier  finden  wir  die  Quellen  der  > Kom- 
mune <.  Wir  haben  sie  nicht  blos  in  den  einzelnen  Personen 
zu  suchen,  sondern  in  dem  ganzen  Volk.  Es  ist  eine  Krankheit 
der  französischen  Volksseele,  welche  hier  plötzlich  akut  zu  Tage 
tritt,  während  ihre  Wurzeln  Jahrzehnte  weit  zurückreichen. 
Diese  Krankheit  will  studiert  sein. 

Wir  haben  deutsche  und  russische,  französische  und  eng- 
lische Berichte  über  die  eigentlichen  ITne^rsereignisse.  Sie  schildern 
uns  vom  militärischen  Standpunkte  aus  die  Thaten  der  Armeen, 
ihre  Erfolge  und  ihre  Missgeschicke,  und  suchen  das  alles  stra- 
tegisch und  taktisch  zu  erläutern  und  zu  begründen.  Obwohl 


02 


Der  Kriog  «ad  die  Ei«enb*bncn. 


wir  das  Vollendetste  noch  zu  erwarten  haben,  nämlich  den 
Bericht  des  grossen  Generalstabs,  welcher  sich  noch  unter  der 
Feder  des  Grafen  v.  Moltke  befindet,  so  lässt  sich  schon  jetzt 
nicht  leugnen,  dass  die  Militärschriftsteller  der  genannten  Na- 
tionen Treffliches  geliefert  haben.  Allein  mit  alledem  ist  nur 
die  eine  Seite  dargestellt,  und  um  ein  vollständiges  Bild  des 
Ganzen  zu  gewinnen,  muss  man  auch  die  andere  Seite  beleuchten. 
Es  gilt  die  Ursachen  zu  erfahren,  aus  welchen  der  Krieg  hervor- 
ging, und  die  Erscheinungen  zu  erklären,  welche  er  zur  Folge 
hatte,  die  politischen  und  moralischen,  die  volkswirtschaftlichen 
und  sozialen  Zustände  der  beiden  Nationen,  wie  sie  vor  dem 
Kriege,  während  desselben  und  nach  ihm  sich  gestaltet  haben, 
sowie  die  Wechselwirkungen  zwischen  diesen  bürgerlichen  Zu- 
ständen und  dem  Kriege  zu  begreifen. 

In  Deutschland  befinden  wir  uns  glücklicher  Weise  nicht 
mehr  in  jenem  Stadium  der  absoluten  Philosophie,  welche  Alles 
a  priori  »konstruirtc  und  der  wirklichen  Welt  die  Träumereien 
eines  isolirten  Gelehrten  als  Norm  aufzwingen  will.  Wir  huldi- 
gen auch  in  uuseren  politischen  und  ökonomischen  Forschungen 
der  Methode  der  exaeten  Wissenschaften.  Wir  wissen,  dass  die 
Erkenulniss  des  Ganzen  sich  aufbaut  auf  der  umfassenden 
Kenntniss  aller  Einzelnheitcn ;  mit  anderen  Worten,  dass  wir 
erst  eine  möglich  vollständige  Reihe  aller  ThatsacJien  genau 
ermitteln  und  feststellen  müssen,  bevor  wir  die  Gesetze  zu  er- 
kennen vermögen,  welche  jene  Fakta  regieren. 

Wie  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Feldzuge  auf  der 
einen  und  der  vorwärts-  oder  rückwärtsschreitenden  Kultur- 
entwickelung im  Innern  auf  der  anderen  Seite,  so  sehen  wir 
hier  auch  schon  den  Zusammenhang  zwischen  Krieg  und  Revo- 
lution angedeutet.  Auch  die  Revolution  hat  ihren  Zusammen- 
hang mit  den  auswärtigen  Angelegenheiten.  Die  >Kommune< 
von  1871  hat  ihre  Entstehung  dem  Krieg  zu  verdanken.  Auch 
die  Revolution  im  Beginn  der  Neunziger  Jahre  sog  ihre  Kraft 
aus  den  Verwickelungen  mit  dem  Ausland. 

Es  giebt  Fälle,  wo  der  Krieg  und  die  Revolution  regel- 
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massig  einzutreten  pflegen.  Die  Revolution,  wenn  sieb  die 
Macht-  und  Kulturverhältnisse  der  verschiedenen  Stände  oder 
der  verschiedenen  Bevölkerungsschichten  im  Innern  eines  Staates, 
der  Krieg,  wenn  die  Macht-  und  Kulturverhältnisse  verschiede- 
ner Staaten  untereinander  sich  bedeutend  verschoben  nnd  verändert 
haben,  und  wenn  zugleich  im  ersteren  Falle  in  dem  nationalen, 
in  dem  letzteren  in  dem  internationalen  Zustande  Hindernisse 
vorliegen,  auf  anderem  Wege,  als  auf  dem  einer  solchen  Kata- 
strophe, die  bereits  erfolgte  Verlegung  des  Schwerpunktes  auch 
äusserlich  und  autoritativ  zu  konstatiren.  Das  Nächste  wäre 
freilich  in  solchen  Fällen,  jene  Hindernisse  zu  beseitigen,  um 
auf  ruhigem  Wege  anzuerkennen,  was  sich  bereits  vollzogen. 
Allein  zwischen  verschiedenen  Völkern  ist  dies  um  so  schwieri- 
ger, je  weniger  eine  Nation  die  andere  kennt;  und  von  den 
Franzosen  des  Jahres  1870  kann  man  wohl  behaupten,  dass  sie, 
mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  der  Militärbevollmächtigte 
Baron  Stoffel  eine  war,  das  Deutschland  des  19.  Jahrhunderts 
nicht  kannten,  sondern  immer  noch  an  das  Deutschland  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  dachten.  Sie  wollten  uns  1870  so 
behandeln,  wie  wir  im  Jahre  1670,  zu  jeuer  Zeit,  welche  Sa- 
muel Pufendorf  in  seiner  vor  zweihundert  Jahren  erschienenen 
berühmten  Denkschrift  »De  statu  imperii  Germanici  ad  Laelium 
fratrem  Liber  unus*  so  drastisch  geschildert  hat,  allerdings  be- 
handelt zu  werden  verdienten.  Sie  wussteu  nicht,  welche  Fort- 
schritte wir  zwischenzeitig  gemacht  hatten,  namentlich  auch 
durch  jene  grosse  Schule  für  Erwachsene,  deren  Gründung  das 
Verdienst  Preussens  ist,  nämlich  durch  das  Heer  und  durch  die 
militärische  Einheit  Deutschlands,  welche  eben  so  sehr  ein  Ver- 
dienst der  preussischen  Offiziere  ist,  wie  die  wirtschaftliche 
Einheit  Deutschlands  (Zollverein)  ein  Verdienst  der  preussischen 
>Bureaukraten<. 

Für  die,  die  nichts  wissen  und  deshalb  nichts  glauben, 
giebt  es  nur  ein  Mittel,  sie  zu  überzeugen  und  zu  widerlegen, 
das  ist  der  Krieg.  Er  ist  die  Probe  auf  das  ßechenexempel. 
Um  aber  diese  Probe  im  Augenblicke  der  internationalen  Kata- 
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Strophe  mit  Ehre  und  Erfolg  bestehen  zu  können,  bedarf  es  der 
unausgesetzten  militärischen  Schulung  im  Frieden,  welche,  auch 
abgesehen  von  einer  solchen  akuten  Krisis,  für  die  moralische 
und  physische  Entwickelung  der  Nation  stets  von  dem  ausser- 
sten  Werth  ist.  Denn  sie  bildet  Kräfte  aus,  welche  die  blosse 
politische,  wirthschaftliche,  religiöse,  künstlerische  oder  literari- 
sche Thätigkeit  zu  entwickeln  ausser  Stande  ist,  und  welche, 
ohne  eine  Institution  wie  das  Heer,  in  Folge  des  Zunehmens 
der  Arbeitsteilung  immer  mehr  zu  verschwinden  drohen.  Das 
Heer  gewährt,  neben  der  wirtschaftlichen  Theilung  der  Ge- 
schäfte, das  unentbehrliche  Supplement,  nämlich  die  nationale 
Vereinigung  der  Kräfte. 

Wenn  man  die  Aeusserungen  des  Herrn  Prof.  Dr.  Jäger 
in  diesem  Sinne  modifizirt,  dann  sind  sie  richtig.  Das  Heer 
als  Kriegsschule  der  Nation  entwickelt  und  vermehrt  die  vor- 
handenen Kräfte,  indem  es  zugleich  unbrauchbares  ausscheidet. 
Der  Krieg  bezweckt  durchaus  nicht  Vernichtung.  Er  ist  die 
Kraftprobe,  welche  uns  lehrt,  ob  jene  Schule  und  deren  Lehrer 
auf  richtigem  Wege  sind. 


III. 

Krieg  und  Eisenbahnen;  die  Exokutiv-Kommiasion  und  die 

Linien-Kommissionen. 

Vielleicht  habe  ich  mich  schon  zu  lange  bei  dem  Kriege 
allein  aufgehalten.  Kommen  wir  daher  zu  den  Eisenbahnen. 
Ich  hoffe  jedoch  den  Leser  davon  überzeugen  zu  können,  dass 
die  lange  Einleitung  doch  zur  Sache  gehört,  insofern  als  sie 
nöthig  war,  um  die  Wechselwirkungen  und  das  sonstige  Ver- 
hältniss  zwischen  einer  Friedensinstitution  und  deren  Kriegs- 
funktionen im  Allgemeinen  klar  zu  legen.  Wir  wollen  dasselbe 
nun  zuvörderst  an  den  Eisenbahnen  studiren. 

Ich  werde  nun  zunächst  für  die  weitere  Auseinandersetzung 
mich  so  eng  wie  möglich  an  die  in  der  Ueberschrift  genannte 
Denkschrift  des  Freiherrn  von  Weber  anschliessen.    Sie  ist, 
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wie  Alles,  was  dieser  hervorragende  Techniker  schreibt,  ein 
Muster  an  Qeist  nnd  Kenntnissen  in  der  Sache,  sowie  an  Prä- 
zision und  Klarheit  in  der  Form.  Die  Denkschrift  ist,  wenn- 
gleich erst  während  des  Krieges  publizirt,  doch  schon  vor 
demselben  verfasst.  Sie  ist  nämlich  datirt  vom  18.  Dez.  1809 
und  basirt  vorzugsweise  auf  den  Erfahrungen  des  Krieges  von 
1866.  Es  ist  jedoch  keiner  der  geringsten  Beweise  ihrer  Vor- 
trefflichkeit in  den  zwei  Umständen  zu  finden,  erstens  dass  die 
Resultate,  zu  welchen  der  Herr  Verfasser  durch  seine  Unter- 
suchungen gelangt,  auch  nach  dem  grossen  Kriege  von  1870 
und  1871  wenig  oder  nichts  von  ihrer  Bedeutung  verloren  haben, 
nnd  zweitens,  dass  ihr  Werth  für  den  Frieden  nicht  geringer 
ist,  als  der  für  den  Krieg.  Letzteres  erinnert  an  die  in  den 
beiden  vorausgegangenen  Abtheilungen  ausgesprochene  Meinung, 
dass  der  Krieg  die  Kraftprobe  für  die  Leistungsfähigkeit  der 
Friedensinstitutionen  bildet  und  daher  die  Erfahrungen,  welche 
der  Krieg  bietet,  für  diese  letztgenannten  Einrichtungen  vom 
äussersten  Werth  sind.  Es  wird  daher  die  gesammte  Eisenbahn,  wenn 
sie  sich  für  den  Krieg  schult,  wenn  sie  z.  B.  ihre  Wagen  vierter 
Klasse  nach  einer  einheitlichen  Norm  baut  und  so  einrichtet, 
dass  sie  u.  a.  auch  als  Krankenwagen  sofort  zu  gebrauchen  sind, 
nicht  nur  die  Zwecke  des  Krieges,  sondern  auch  die  des  Friedens 
und  ihre  eigenen  fördern.  Die  militärische  Schulung  vermehrt 
die  Leistungsfähigkeit  der  Verkehrsanstalten,  welche  letztere  ja 
gleichzeitig  mit  der  Einberufung  der  Beurlaubten  und  der  Re- 
serven in  den  Kriegsdienst  treten,  und  je  mehr  Soldaten  ein- 
berufen werden,  desto  mehr  ihren  bürgerlichen  Leistungen  zu 
Gunsten  ihrer  Arbeiten  für  den  Krieg  entfremdet  werden.  Die 
Soldaten,  welche  man  einberuft,  sind  einheitlich  geschult  für 
den  Krieg,  die  Eisenbahnen  sind  es  nicht.  Was  vor  Allem 
die  Leistungsfähigkeit  der  letzteren  in  Frage  stellt,  ist  ihre 
Vielköpfigkeit.  Wir  zählen  dermalen  in  Deutschland  folgende 
Eisenbahnen,  von  denen  die  meisten  besondere  Direktionen 
haben: 

Volk«wirth.  Vior»«1j»hr(=chrift.    1871.    I?  5 
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I.  Staat 

stmlm 

ea: 

1.  die  BaJische, 

8.  die  Main-Weser-Bahn, 

2. 

» 

Bayerische, 

9. 

»  Nassanische, 

3. 

mecklenburgische  Friedrich» 

10. 

>  Niedenchlesiscli-Märkiscbe, 

Franz-Eisenbahn, 

11. 

»  Sehlesische  Gebirgsbahn, 

4. 

» 

Main- Neckar-  Bahn  (darre  - 

12. 

»  Prenssische  Ostbahn, 

städtisch  und  badisch), 

13. 

»  Saarbrücker  Bahn, 

5. 

> 

Oldenburgische, 

14. 

»  Westpb&lische  Bahn, 

6. 

Bebra-Hauauer, 

15. 

*  Königlich  Sächsische  Bahn, 

7. 

Hannoversche, 

16. 

»  Würtombergische. 

II.  Privatbahnen: 

1.  die  Bergisch-Märkiache, 

26.  die  Glückstadt-Elmshorner, 

2. 

(Kur-iHeasisihc  Nordbahn. 

27 

»  Hessische  (Darniatädtiscbe) 

3. 

Oberschleqischo 

\aM  d  w  l  £Tfl  hfth  n 

A-J  U  VA  n  IC  O  L/Cail  LJ  « 

4. 

B  reslau-Posen-Glogaucr, 

28. 

»  Frankfurt  (a  M  VHorobur?er. 

5. 

9 

Stargard-Posener, 

29. 

»  Kircliheim-Unterboihuneer. 

6. 

> 

Rhein -Nahe- Hahn 

30. 

>  Köln-Mindpner 

A  K  V  A  LA      *  *  1  Iii  V»  %  II  vi  f 

7. 

Wilhelms  -Bahn  (in  Ober- 

31. 

>  Leipzig-Dresdener, 

Schlesien). 

82. 

>  Nürnbercr-Fürtber, 

8. 

Gössnit/  i  Wacr. 

33. 

>  Lübeck-Büchener. 

9. 

Greiz-Brünner. 

34. 

»  Mafirdebure-Leinzifirer. 

10. 

> 

Löbau-Zittauer, 

35. 

»  Halle-Kasseler, 

11. 

> 

Zittau-Iteichonberfirer, 

36. 

»  Magdeburg-Halberstädter, 

12. 

Altona-Kieler, 

37. 

»   Magdeburg- Wittenberger, 

13. 

baierischen  Ostbahnen, 

38. 

>  Schwerin-Rostocker, 

14. 

Berlin-Anhaltische, 

39. 

»  Neisse-Brieger, 

15. 

Berlin-Görlitzer, 

40. 

>  Niederschlesische  Zweigbahn 

16. 

Berlin-Hamburger, 

(Glogau-Hansdorf), 

17. 

Hambarg-Bergedorfer, 

4L 

»  0»tprenssische  Südbahn 

18. 

Berlin-Potsd.-Magdeb  urger, 

(Pillau-Ljrck), 

10. 

Berlin-Stettiner  Stamm-Balm 

42. 

»  Pfälzische  Ludwigsbahn, 

(Berlin-Stargard  mit  Neu- 

43. 

»  Pfälzische  Max-Bahn, 

stadt-Wriezen), 

44. 

>  Neustadt-Dürkheimer, 

20. 

8tettin-SUrgard-Köslin-Kol- 

45. 

>  Pfälzischen  Nordbahnen, 

berger. 

46. 

»  Rechte  Oder-Ufer-Bahn, 

21. 

Berlin -Stettiner:  Köslin, 

47. 

»  Rheinische, 

Stolp-Danzig, 

48. 

»  8chleswigsche, 

22. 

Yorpommerscbe, 

49. 

»  Taunus-Bahn,  nebst  der 

23. 

Braunschweigische, 

50. 

Sodener, 

24. 

Breslau -Schweidnitz-  Frei- 

51. 

die  Thüringsche, 

bnrger, 

52. 

»  Werra-Bahn, 

25. 

Frankfort-Hananer, 

53. 

»  Tilsit-Insterbnrger. 

Also  Staatsbahnen 

Privatbahnen  . 

im  Ganzen  69. 
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Einige  haben  eine  gemeinschaftliche  Direction,  dafür  haben 
andere  wieder  eine  zweiköpfige.  Man  wird  schwerlich  weit  fehl 
gehen,  wenn  man  etwa  sechzig  verschiedene  Verwaltungen  an- 
nimmt. Dieser  mit  der  deutschen  Klein-  und  Vielstaaterei 
zusammenhängenden  Zersplitterung  gegenüber,  welche,  auch  wo 
sie  Portschritte  erstrebt,  dies  in  einseitiger  und  divergirender 
Weise  thut,  leistet  der  Krieg  einen  grossen  Dienst,  indem  er 
gebieterisch  und  unabweislich  auf  die  Notwendigkeit  der  Einheit 
hinweist,  sei  es  die  Einheit  der  Administration,  oder  wenigstens 
die  Einheit  der  Institutionen.  Das  Hauptverdienst  des  Weber'schen 
Werkes  ist  nun,  dass  es  nachweist,  wie  sehr  es  an  dieser  Ein- 
heitlichkeit fehlt  auf  fast  allen  Gebieten,  namentlich  hinsichtlich 
der  Konstruktion,  sowohl  der  Anlagen,  als  auch  der  Fuhrwerke, 
hinsichtlich  der  Sprache,  der  Zeichen,  der  Signale,  der  Uniformen, 
der  Chargen  u.  s.  w.,  —  welche  Nachtheile  diese  Buntscheckig- 
keit hat,  und  wie  man  dieselbe  abstellen  kann. 

Ehe  ich  zu  den  Einzelnheiten  übergehe,  muss  ich  eine  Be- 
merkung vorausschicken,  welche  sich  auf  den  letzten  Krieg  be- 
zieht. Während  desselben  hat  man  nämlich  eine  Einrichtung 
getroffen,  welche  sehr  dazu  beigetragen  hat,  das  Einvernehmen 
zwischen  dem  Militär  und  der  Eisenbahn-Technik  zu  erleichtern 
und  die  aus  der  Buntscheckigkeit  hervorgehenden  Schwierigkeiten, 
Missverständnisse  und  Irrungen  auf  ein  thunlichstes  Minimum 
herunterzudrücken,  —  eine  Einrichtung,  welche  zu  der  Erwägung 
drängt,  ob  nicht  auch  für  den  Frieden  etwas  der  Art,  natürlich 
mtäatis  mutandis,  zu  wünschen  wäre.  Ich  meine  die  einheitliche 
JSismbahn-Exehitiv-Kommission  und  die  verschiedenen  Linien- 
Kommissionen.  Der  letzteren  gab  es  eine  grössere  Zahl.  Eine 
jede  derselben  war  für  eine  der  grösseren  durchgehenden  Eisen- 
bahn-Linien bestellt,  ohne  Rücksicht  auf  die  im  Uebrigen  auf 
dieser  (nunmehr  als  Einheit  aufzufassenden)  Linie  bestehende 
Verschiedenheit  der  lokalen  Verwaltungen  und  der  territorialen 
Staatshoheiten.  Diese  Linien  wuchsen,  je  mehr  der  Krieg  vor- 
rückte.  Die  ursprüngliche  Linie  Berlin -Mainz  erweiterte  sich 

z.  B.  zur  Linie  Berlin-Strassburg  u.  s.  w.  Ueber  diesen  mehreren 
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Linien-Kommissionen  also  stand  die  einheitliche  Exekutiv-Kom- 
mission,  welche  ihren  Sitz  in  Berlin,  zugleich  aber  auch  ihre 
Delegirten  im  Hauptquartier  Seiner  Majestät  des  Deutschen 
Kaisers  hatte.  Die  Einzeln -Verwaltungen  der  ganzen  Linie 
waren  der  betreffenden  Linien-Kommission,  und  die  Linien- 
Kommissionen  waren  der  Zentral-Exekutiv-Kommission  unter- 
geordnet. Eine  jede  dieser  Kommissionen  bestand  aus  nur  zwei 
Mitgliedern,  was  zur  Förderung  der  unumgänglich  nöthigen 
Elastizität  und  Raschheit  der  Bewegung  sehr  viel  beigetragen 
hat.  Das  eine  Mitglied  war  Offizier,  das  andere  Eisenbahn- 
Betriebs-Beamter.  Das  technische  Mitglied  der  Zentral-Eiekutiv- 
Kommission  war  der  Chef  des  preussischen  Eisenbahn -Wesens, 
Direktor  Weishaupt,  welcher  zugleich  als  Bundesrathsmitglied 
im  Reichsdienst  steht.  Den  Reibungen,  welche  fast  noth wendig 
entstehen  mussten,  war  hierdurch  vorgebeugt,  oder  es  war  für 
deren  sofortige  Abstellung  gesorgt.  Der  Vertreter  der  Armee 
sagte  dem  Vertreter  des  Eisenbahn -Betriebs:  >Das  und  Das 
bedarf  ich<.  Der  Letztere  erklärte  die  Leistung  entweder  für 
möglich  und  dann  folgte  die  Erfüllung  dem  Wunsche  auf  dem 
Fusse.  Oder  er  erklärte  sie  für  überhaupt  unmöglich,  oder  in  der 
angegebenen  und  verlangten  Weise  für  unmöglich,  oder  zwar 
für  möglich,  aber  nur  auf  Kosten  anderer  Leistungen,  welche 
nicht  minder  begehrt  waren.  Nehmen  wir  z.  B.  an,  es  wird 
der  sofortige  Transport  einer  grossen  Quantität  Munition  ver- 
langt. Der  Vertreter  des  Eisenbahn -Betriebs  erklärt  seinem 
militärischen  Kollegen  in  der  Kommission:  >heute  ist  das  un- 
möglich, aber  dann  und  dann  können  wir  beginnen;  jedoch  auch 
dann  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  auf  der  fraglichen  Linie 
gleichzeitig  der  Proviant-Transport  ganz  eingestellt  wird.c  Der 
Letztere,  der  Militär,  hat  dann  zu  entscheiden,  welcher  unter 
den  verschiedenen  Möglichkeiten  er  den  Vorzug  giebt,  ob  die 
Munition  zurückstehen  soll,  oder  aber  der  Proviant  u.  s.  w  Das 
militärische  Mitglied  steht  mit  den  verschiedenen  Kommando's 
und  Behörden  der  Armee,  das  administrative  mit  den  verschie- 
denen Instanzen  der  Eisenbahn -Verwaltung  in  unausgesetzter 
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telegraphischer  Verbindung.  Hat  das  militärische  Mitglied 
seine  Entscheidung  getroffen ,  so  ergehen  sofort  die  erforderlichen 
Befehle  an  die  Linien-Kommissionen  und  an  die  einzelnen  Ad- 
ministrationen der  verschiedenen  Bahnen.  Diese  Einrichtung 
hat  sich  als  praktisch  erwiesen.  Kraft  ihrer  traten  die  Sonder- 
interessen hinter  den  gemeinsamen  zurück,  und  es  ergab  sich 
von  selbst  für  die  durchgreifenden  Linien  eine  Einheit  des  Be- 
fehls und  theil weise  auch  der  Einrichtungen,  welche  wir  im 
Frieden  oft  schmerzlich  vermissen.  Im  Frieden  fehlt  es  aber 
an  einer  Vertretung  der  Trausportinteressen  in  ihrer  Gesammt- 
heit.  Die  Transportinteressenten  theilen  sich  in  so  und  so  viel 
einander  widerstreitende  Parteien,  welche  einander  gegenseitig 
auszuschliessen  und  zu  übervortheilen  sucheu.  Die  verschiedenen 
Waaren,  die  verschiedenen  Produzenten-Kreise,  die  verschiedenen 
geographischen  und  territorialen  Bezirke,  ja  am  Ende  die  ver- 
schiedenen Individuen  streiten  unter  einander ;  uud  Jeder  sucht 
rar  sich  eine  besondere  und  ausnahmsweise  Vergünstigung  gegen 
seine  Konkurrenz  zu  erobern  oder  zu  erschleichen,  sei  es  mit 
legalen  oder  mit  illegalen  Mitteln.  Wem  dies  misslingt,  der 
schreit.  Ja,  es  kommt  sogar  vor,  dass  dieselben  Fabrikanten 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Eisenbahn-Verwaltungsräthc  einen  hohen 
Tarif  für  sich,  einen  noch  höheren  für  ihre  Konkurrententnachen 
und  dann  wieder  in  ihrer  Eigenschaß  als  Fabrikanten  um 
Schutzzoll  schreien,  weil  die  Güterfracht  der  Eisenbahnen  in 
Deutschland  so  unmenschlich  hoch  sei.  Das  nur  beiläufig !  Die 
Eisenbahnen  also  beschweren  sich  über  die  Transportinteressenten. 
Die  Letzteren  beschweren  sich  über  die  Ersteren.  Beide  haben 
Recht  und  Beide  Unrecht.  Die  Transportinteressenten  sind 
selbst  schuld  an  diesem  Differenzialkrieg ;  und  die  Eisenbahnen, 
statt  ihm  Schranken  zu  setzen,  fordern  ihn  durch  ihre  Tarif- 
politik und  durch  die  Art,  wie  sie  das  Fracht-  und  Speditions- 
geschäft auf  der  einen,  mit  dem  Fahrgeschäft  auf  der  andern 
Seite  kumuliren  und  wie  sie  das  Erstere  betreiben,  namentlich 
aber  dadurch,  dass  sie  auch  in  dem  Ersteren,  dem  Fracht-  und 
Speditionsgeschäfte,  unbedingt  dominiren  wollen. 
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Es  läge  vielleicht  nahe,  daran  zu  denken,  ob  nicht,  wie  im 
Kriege,  eine  rasche  Verständigung  zwischen  dem  Transport- 
Interessenten,  d.  h.  der  Armee,  einerseits,  und  dem  Eisenbahn- 
Betriebs-Beamten  andererseits,  möglich  war,  vermittels  der  Ver- 
tretung beider  Interessen  innerhalb  der  einheitlichen  Exekutiv- 
Kommission  und  den  verschiedenen  Linien -Kommissionen,  — 
ob  nicht,  sage  ich,  auch  im  Frieden  eine  solche  Kooperation  der 
beiderseitigen  Friedeus-Interesscn  zu  ermöglichen  wäre.  Allein  diese 
Frage  muss  leider  so,  wie  die  Dinge  gegenwärtig  noch  liegen, 
verneint  werden.  Denn  im  Kriege  war  das  Transport-Interesse 
ein  einheitliches,  und  die  zwingende  Gewalt  der  Umstände  sorgte 
dafür,  dass  der  Betrieb  gegen  dieses  Interesse  nicht  taub  war. 
Im  Frieden  liegen  die  Dinge  ganz  anders.   Da  existirt  freilich 
auch  für  die  verschiedenen  Trausportinteressenten  ein  Punkt,  in 
welchem  ihre  Interessen  koinzidiren  und  harmoniren,  allein  man 
will  ihn  nicht  erkennen,  weil  die  Sonderinteressen  zu  stark  in 
den  Vordergrund  treten;  und  gerade  deshalb  haben  die  Trans- 
portinteressenten in  ihrer  Totalität  so  wenig  Einfluss  auf  die 
Betriebs-Direktoren.  Denn  diese  Totalität,  welche  sich  im  Ge- 
sammtinteresse repräsentiren  sollte,  kommt  nirgends  zur  Er- 
scheinung oder  zum  Ausdruck ;  und  nur  Eintracht  schafft  Macht 
Die  Eisenbahn -Verwaltungen  auf  der  andern  Seite  sind  nur  zn 
sehr  geneigt  zu  vergessen,  dass  die  Eisenbahnen  öffentliche 
Institute  sind,  welche  gleich  den  Wasser-  und  Landstrassen, 
der  Post  und  dem  Telegraphen  vorzugsweise  den  öffentlichen 
Zwecken  und  dem  Gesammtinteresse  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft zu  dienen,  und  den  Anforderungen,  welche  das  Gemein- 
wesen zu  diesem  Zwecke  an  sie  stellt,  zu  entsprechen  haben. 
Thun  sie  das  nicht  freiwillig,  so  haben  sie  sich  es  selbst  zuzu- 
schreiben, wenn  sie  dazu  gezwungen  werden  in  einer  Weise, 
wodurch  vielleicht  manches  an  sich  wohl  berechtigte  Interesse 
über  den  Zweck  hinaus  und  ohne  Noth  verletzt  wird.  Dies  gilt 
vorzugsweise  von  der  Tariffrage,  von  welcher  ich  im  nächsten 
Bande  zu  sprechen  gedenke. 

Kehren  wir  zurück  zu  den  Einrichtungen  während  des 
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Krieges.  Diese  Einrichtungen  waren  nur  durch  die  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  ermöglicht.  Diese  Verfassung,  vom 
25.  Juni  1867,  enthält  nämlich  einen  kurzen  und  unscheinbaren 
Artikel  (47),  welcher  lautet: 

—  >Den  Anforderungen  der  Bundesbehörden  in  Betreff 
der  Benutzung  der  Eisenbatinen  zum  Zwecke  der  Ver- 
tJteidiyung  des  Bundesgebietes  haben  sämmiliche  Eisen- 
bahn-Verwaltungen unweigerlich  Folge  zu  leisten.*. 
Diese  Vorschrift  ist  auch  in  die  Verfassung  des  Deutschen 
Reichs  vom  16.  April  1871  übergegangen.    Sie  gilt  dermalen 
für  alle  Bundesstaaten,  mit  Inbegriff  des  Königreichs  Bayern, 
auf  welches  im  Uebrigen  vorläufig  die  Bestimmungen  der  Ver- 
fassungs-Artikel 42,  43,  44  und  45  noch  nicht  zur  Anwendung 
gelangen.   Jedoch  ist  durch  Artikel  46  ausdrücklich  bestimmt, 
dass  dem  Reiche  auch  Bayern  gegenüber  das  Recht  zusteht, 
>im  Wege  der  Reiehsgesetzgebung  einheitliche  Normen  für  die 
Konstruktion  und  Ausrüstung  der  für  die  Landes-Vertheidiyung 
wichligen  Eisenbahnen  aufzustellen  <. 

Die  partikularistischen  Interpretation  -  Künstler,  sowie  die 
Anhänger  der  >  Kompetenz-Kompetenz  «-Theorie,  haben  im  Krieg 
nicht  Zeit  und  Laune  gefunden,  den  gedachten  Artikel  Sieben 
und  Vierzig  in  Arbeit  zu  nehmen;  sonst  würden  sie  ohne  Zweifel 
allerlei  Beschränkungen  entdeckt;  sie  würden  z.  B.  behauptet 
haben:  »Diese  Vorschrift  ist  nur  für  den  Dienst  auf  der  Linie, 
welche  die  betreffende  Direktion  zu  verwalten  hat,  erlassen  und 
anwendbar;  sie  verpflichtet  aber  keineswegs  dazu,  Personal, 
Lokomotiven  oder  sonstiges  Betriebsmaterial  auch  ausserhalb 
jener  Strecken  und  über  die  engsten  Grenzen  der  Vertheidigung 
des  Bundesgebietes  weit  hinaus  zur  Verfügung  zu  stellen,  so 
dass  es  am  Ende  gar  bis  in  das  Innere  von  Frankreich  hinein 
mitgeschleppt  wird,  von  wo  das  Personal  in  verwildertem,  und 
das  Material  in  ruinirtem  Zustande,  oder  auch  gar  nicht  zurück- 
kehrt.«   Im  Kriege  gehorchte  man,  anstatt  zu  interpretiren. 

Unterlassen  wir  an  dieser  Stelle  jedes  Eingehen  auf  solche 
juristische  Auslegungs- Künste,  beschranken  wir  uns  vielmehr 
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darauf,  zu  konstatireo,  dass  der  Krieg  ein  Präjudiz  zu  Gunsten 
der  unitarischen  Auffassung  geliefert  hat,  —  ein  Präjudiz,  das 
man  so  leicht  nicht  wieder  aus  der  Welt  schafft,  —  und  dass 
die  Reichsverfassung  der  Zentralgewalt  die  Mittel  an  die  Hand 
giebt,  sowohl  auf  dem  Wege  der  Verwaltung,  als  anch  auf  dem 
der  Gesetzgebung,  die  deutsehen  Eisenbahnen  mehr  als  bisher 
den  Interessen  des  Verkehrs,  des  Publikums,  der  bürgerlichen 
Gesellschaft,  des  deutschen  Reichs  und  seiger  Militär-Verwaltung 
dienstbar  zu  machen. 

Nach  Vorausschickung  dieser  Darstellung  der  Erfahrungen 
und  Einrichtungen  während  des  letzten  Krieges  —  Alles  Dinge, 
welche  der  Baron  Weber  noch  nicht  in  den  Kreis  seiner  Er- 
örterungen aufnehmen  konnte  —  wenden  wir  uns  nun  zurück 
zu  der  Denkschrift.  Inwiefern  sich  deren  Deduktionen  m.  E. 
durch  das  Obige  modifiziren,  ergiebt  sich  aus  der  Gegenuber- 
steilung. 


IV. 

Die  Voraussetzungen  der  Verständigung  Brächen  dem  Heer 
und  dem  Eisenbahn-Betrieb. 

Freiherr  von  Weber  erörtert  zunächst  den  Eintritt  der 
Verkehrsinstitutionen  in  die  Kriegsfunktionen,  oder  wie  er  sagt, 
>in  die  Wehrpflicht«,  —  ein  Ausdruck,  der  Angesichts  des 
Artikels  47  der  deutschen  Reichs  Verfassung  seine  unzweifelhafte 
Berechtigung  hat.  Er  definirt  den  Begriff  »Schulung  der  Eisen- 
bahnen für  den  Krieg«  und  schildert  die  verschiedenen  Stadien, 
den  beginnenden  Kriegsdienst,  den  vermehrten  Kriegsdienst,  den 
vollen  Kriegsdienst,  sowie  die  Vortheile  des  allmählichen  An- 
steigens des  Kriegsdienstes  der  Eisenbahnen.  Hinsichtlich  dieser 
Entwickeluugs-  und  üebergangs- Stadien  ist  aus  dem  letzten 
Kriege  nicht  Viel  zu  bemerken.  In  Folge  des  unerwarteten 
Ueberfalls  Seitens  unserer  Nachbarn  im  Westen  mussten  wir 
Alle  mit  gleichen  Füssen  aus  dem  Frieden  in  den  Krieg  über- 
springen, und  —  so  viel  darf  man  wohl,  ohne  unbescheiden  zu 
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sein,  sagen  —  es  ist  uns  leidlich  gelungen,  wenngleich  den 
Eisenbahnen  nicht  grad'  am  besten. 

»Es  istt,  sagt  Baron  Weber,  »für  die  wirksame  Ausnutzung 
der  Verkehrsamtaltcn  im  Kriege  nichts  enpriesslicfier,  als  wenn 
man  ihnen  ihre  Friedensbetriebs  formen,  ihre  eingeübten  und  dem 
Personale  geläufigen  Institutionen  für  die  Zwecke  des  Krieges 
möglichst  wenig  zu  modifiziren  nöthig  hat. 

Die  Kriegführung  erfordert  vor  Allem  die  in  den  grösst- 
möglichen  Kreisen  ausgebreitete  Einheitlichkeit  der  Institutionen 
bei  allen  Organen,  die  ihr  entsprechend  dienen  sollen. 

Das  gewaltsame  Aufzwängen  dieser  EinheitlicJtkeit  im 
Äugenblicke  der  Inanspruchnahme  der  Verkehrsanstalten  für  den 
Krieg  ersetzt  aber  die  in  Fleisch  uud  Blut  übergegangene,  seit 
Jahren  geläufig  geübte  einheitliche  Wechselwirkung  ebensowenig, 
wie  es  je  gelingen  wird,  dem  Betriebe  der  Verkehrsanstalten, 
durch  plötzlich  eingesetzte  militärische  Beamte  in  die  Geschäfts- 
kreise der  gewöhnlichen  Funktionäre,  mögen  jene  auch  noch  so 
gut  instruirt  und  geschult  sein,  auch  nur  einen  Theil  der 
Leistungsfähigkeit  abzugewinnen,  die  sie  in  den  Händen  der 
gewöhlichen  Betriebsbeamten  besitzen. 

Das,  was  wir  unter  »Schulung  der  Eisenbahnen  für  den 
Krieg  im  Frieden <  begreifen,  wird*  daher  erstens  und  vornehm- 
lich in  Herbeiführung  der  Einheitlichkeit  in  jenen  Betriebs- 
Einrichtungen  und  Anordnungen  bestehen,  die  bei  den  Kriegs- 
funktionen der  Verkehrsanstalten  in  Frage  kommen,  und  dies 
zwar  im  Bereiche  eines  jeden  militärisch  zusammengehörigen 
Staatenbereiches. 

Das  zweite  Element  dieser  Schulung,  die  Herstellung  einer 
beiderseits  geläufigen  Wechselwirkung  zwischen  den  Organen 
der  Armeeleitung  in  allen  ihren  Abstufungen  einerseits,  mit 
allen  Kategorieen  der  Eisenbahnfunktionäre  andererseits,  wird 
dadurch  fast  von  selbst  geschaffen,  während  sie  unter  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  mit  fast  unübersteiglichen  Hindernissen 
verknüpft  ist,  wo  dem  Transporte  leitenden  Offiziere  auf  jeder 
Tagesfahrt  ein  halbes  Dutzend  verschiedener  Signalsysteme,  ein 
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Vierteldutzend  verschiedener  Formen  der  Zuganordnung,  eben 
so  viele  Zugbeförderungs-Kegulative  und  Abzeichen-Ordnungen 
der  Beamten  etc.  begegnen. 

Anzustreben  ist,  dass  dem  militärischen  Funktionär  die 
Bedeutung  der  Signale,  die  Funktionsabzeichen  der  Eisenbahn- 
Beamten,  die  Regulative  über  Zuganordnung  und  Zugbe  fördern  Dg 
eben  so  geläufig  werden,  wie  dem  Eisenbahn-Funktionär  alle  die 
Elemente  des  militärischen  Dienstes,  die  auf  den  seinigen  Bezug 
haben  können. 

Nur  so  ist  es  möglich,  dass  der  Suchende  mit  dem  Ge- 
suchten sich  stets  mit  möglichst  geringem  Zeitverluste  zusam- 
menfinde, der  militärische  Funktionär  den  Eisenbahn -Beamten, 
und  dieser  jenen  ohne  Umschweife  begreife,  der  Dienst  durch 
gegenseitige  verständnissvolle  Konzessionen  mit  möglichster  Aus- 
nutzung der  Leistungsfähigkeit  der  Anstalt  organisirt  und  den 
verhängnissvollen  Ereignissen  und  Vorkommnissen  zum  grossen 
Theile  vorgebeugt  werden  könne,  die  überall  da  eintreten,  wo 
Befehlen  und  Gehorchen  in  gegenseitig  unbekannten  Bereichen 
eu  Hause  sind,  und  dabei  verschiedene  Sprachen  gesprochen 
werden. 

—  Die  dem  Kriegsdienst  der  Eisenbahnen  spezifisch  eigenen 
Unregelmässigkeiten  sind  von  dreierlei  Art: 

A.  Verlangsamung  des  Betriebes  durch  ungenügende  Disposition 
des  Dienstes  und  in  der  Verwendung  der  Transportmittel 

B.  Zeitweilige  Unterbrechungen  des  Betriebes  durch  Stopfungen 
der  Trausportmassen  auf  den  Stationen. 

C.  Ungeeignetheit  der  Stationen  und  Betriebsmittel  für  die 
geforderte  militärische  Leistung. 

Zu  diesen  dem  Kriegsdienste  der  Eisenbahnen  spe- 
zifisch eigenen  Unregelmässigkeiten  kann  man  aber  noch 
füglich  als  viertes  Element  beifügen: 

D.  Die  im  Verhältnisse  zum  Friedensdienste  derselben  ver- 
langsamte Wiederherstellung  der  durch  Unialle  (oder  feind- 
liche Handlungen)  herbeigeführten  Defekte  von  Weg  und 
Werken. 
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Es  wird  auf  Mittel  zur  Abhilfe  der  die  Unregelmässig- 
keiten herbeiführenden  Umstände  leiten,  wenn  man  deren 
Ursachen  ermittelt. 

Die  ungenügende  Disposition  des  Dienstes  und  der 
Transportmittel-  und  Kräfte -Verwendung  hat  in  der  bei 
Weitem  überwiegenden  Zahl  von  Fällen  ihre  Wurzel  in 

a.  der  Unthunlichkeit  ausreichenden  Verständnisses  zwi- 
schen den  militärischen  und  Eisenbahn-Sachverstän- 
digen ; 

b.  in  der  engen  Begrenzung  der  Wirksamkeit  der  einzelnen 
Eisenbahn-Autoritäten  auf  ihrer  eigenen  Linie; 

c.  in  der  Unkenntniss  jeder  derselben  vom  Detail  der 
einschlagenden  Dienstverhältnisse  ihrer  Nachbarbahnen; 

d.  in  der  Unthunlichkeit  der  Verwendung  gewisser  Be- 
triebsmittel ausserhalb  des  Bahnkomplexes,  dem  sie 
angehören. 

Es  ist  bisher  weitaus  zu  wenig  Werth  auf  Uebungen  in 
gegenseitiger  Verständigung  zwischen  militärischen  und  Eisen- 
bahn-Beamten gelegt  worden. 

Unmögliche,  oder  dem  Wesen  der  Eisenbahnen  im  Allge- 
meinen, oder  der  Natur  der  betreffenden  Linie  widersprechende 
Anforderungen  der  Militärbehörden  haben  zuweilen  Verdutzt- 
heiten und  Uebelwollen  bei  den  Eisenbahnleitern  hervorgerufen; 
umgekehrt  haben  diese  oft  Eisenbahnleistungen  für  unthunlich 
erklärt,  die  es  in  der  That  nicht  waren,  —  und  beides  geschah, 
weil  die  beiden  Faktoren  der  Gesammtleistung  zu  wenig  Einblick 
in  Wesen  und  Mechanismus  ihres  gegenseitigen  Dienstes  hatten, 
sich  oft  mehr  als  gegenüberstehende,  denn  als  zusammenwirkende 
Kräfte  betrachteten. 

Wenn  hingegen  dorn  Offiziere,  wenigstens  im  Allgemeinen, 
die  Natur  des  Eisenbahndienstes,  unter  seinen  Modifikationen 
durch  Terrain,  Lokalität  und  Dienstorganismus  klar  ist,  wenn 
er  begreift,  wie  derselbe  Transport  sich  anders  gestaltet,  wenn 
er  von  einer  Flachlandsbahn  auf  eine  Gebirgsbahn,  von  einer 
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doppelgelcisigen  auf  eine  eingeleisige,  von  einer  Linie,  deren 
Signal-  und  Telegraphen wesen  in  Ordnung  ist,  auf  eine  andere 
übertritt,  bei  welchen  diese  Organe  der  Sicherheit  und  Verstän- 
digung zerstört  sind,  wenn  ihm  die  Beurtheilung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Stationen,  nach  Geleislängen  und  Anordnung  für 
Verladung,  Rangirung,  Passirenlassen  etc.  der  Züge  nicht  ganz 
fern  liegt,  so  wird  er  mit  seinen,  dieser  Kenntniss  entsprechen- 
den Anordnungen  allenthalben  auf  leichtere  und  schnellere  Ver- 
ständigung mit  der  Eisenbahn-Exekutive  stossen,  als  wenn  irrige 
Befehle  durch  Bede  und  Gegenrede,  noch  dazu  häufig  unter 
Einfluss  leidenschaftlich  aufgeregter  Stimmung  berichtigt  wer- 
den sollen. 

Andererseits  wird  der  Eisenbahnbeamte,  dem  die  militärische 
Hierarchie,  die  militärische  Leistungsfähigkeit  seiner  Linien  und 
Stationen  aus  praktischer  Erfahrung  und  Anschauung,  die  er 
nicht  auf  eigener  Linie  gesammelt  zu  haben  braucht,  nicht 
fremd  ist,  gleich  bei  der  ersten  Verhandlung  mit  den  militäri- 
schen Autoritäten  jeder  Verständigung  weit  näher  stehen,  als 
wenn  er  jener  Kenntnisse  entbehrte. 

Die  allgemeine  Militärdienstpflicht  hat,  in  Bezug  auf  Ver- 
allgemeinerung der  Kenntniss  von  dem  militärischen  Organis- 
mus, sehr  nützlich  und  fördernd  gewirkt.  Noch  viel  erepriess- 
licher  aber  ist  in  dieser  Beziehung  die  Ausdehnung  militärischer 
Formen  auf  grosse  Länderkomplexe  gewesen. 

Der  norddeutsche  Eisenbahnbeamte,  der  seinen  Militärdienst 
absolvirt  hat,  weiss,  gleichviel  ob  er  für  Königsberg  oder  Frank- 
furt a.  M.  oder  Leipzig  oder  Wiesbaden  zu  disponiren  hat,  dass 
eine  Schwadron  Husaren  so  und  so  viel  Pferde,  ein  Bataillon 
Infanterie  so  und  so  viel  Mann  enthalte,  dass  eine  ausgerüstete 
Batterie  zu  ihrem  Transport  so  und  so  viel  Fuhrwerke,  zu  ihrer 
Verladung  so  und  so  viel  Geleis-  und  Perronlänge  erfordere  etc. 

Es  würde  ihm  unschwer  sein,  mit  Reglements,  Kommandos, 
Signalen,  die  in  der  Gesammtheit  der  Armee  gleichmässig  gel- 
ten, sich,  soweit  für  ihn  zur  Vermittelung  seiner  Funktionen 
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beim  Kriegsdienste  der  Eisenbahn  erforderlich  ist,  bekannt  zu 
machen. 

In  Vergleich  hiermit  befindet  sich  der  militärische  Funk- 
tionär, dem  Wirrsal  der  Eisenbahninstitutionen  gegenüber,  in 
weit  ungünstigerer  Lage. 

Jedes  Reglement,  das  ihm  bekannt  wird,  möge  es  sich 
nun  auf  Betriebsorganismiis,  Stations-Anordnung,  Dienstabzeich- 
nung, Signale  beziehen,  gilt  stets  nur  für  eine  Balmstrecke,  die 
er  mit  seinem  Truppentransporte  in  wenig  Stunden  durcheilt; 
dann  folgt  eine  andere  Linie  mit  anderen,  oft  sehr  abweichen- 
den Anordnungen,  dann  eine  dritte  und  so  fort,  so  dass  er 
Volumina  von  Enzyklopftdieenumfang  studiren  müsste,  wenn  es 
ihm  möglich  sein  sollte,  mit  jeder  Eisenbahn -Verwaltung  in 
ihrer  Sprache,  d.  h.  im  direkten  Hinweis  auf  ihre  Institutionen 
zn  sprechen,  über  mehrere  Linien  hingehende  Anordnungen, 
nach  Maassgabe  der  dort  geltenden  Einrichtungen  zu  treffen. 

Es  würde  wenig  fruchtbringend  sein,  wenn  der  militärische 
Funktionär  sich  in  Betreff  der  Institutionen  der  Nachbarbahnen 
mit  der  Verwaltung  derjenigen  in  Vernehmen  setzen  wollte,  mit 
der  er  gerade  verkehrt  und  von  deren  Gebiet  aus  er  auf  andere 
Bahngebiete  sich  erstreckende  Maassnahmen  zu  treffen  hat. 

Die  Verwaltungsform  der  deutschen  Eisenbahnen  wurde  ihn 
dort,  wenn  überhaupt,  dann  doch  nur  zufällig  und  ohne  offizielle 
Verbürgung  für  die  Gültigkeit,  diejenigen  Reglements  und  Dienst- 
vorschriften der  Nachbarbahnen  finden  lassen,  die  sich  nicht 
anf  den  durchgehenden  Friedensverkehr  beziehen,  während  ihm 
vielleicht  gerade  die  internsten  Einrichtungen  derselben  von 
Wichtigkeit  sein  können. 

Es  giebt  keinen  Zentrcüpunkt  in  Deutschland,  wo  der  mili- 
tärische Funktionär  die  Institutionen  der  deutschen  Eisenbahnen 
studiren  könnte,  und  die  heute  mühsam  durch  Reisen,  Lokal- 
stodien  und  Umfragen  gesammelten  Notizen  werden  oft  in  wenig 
Wochen  oder  Monden  schon,  durch  Umgestaltungen  anf  dieser 
oder  jener  Bahn  werthlos. 

Wollte  man  aber  alle  diese  Modifikationen  auch  nach  einem 
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Zentralpunkte  hin  berichten  lassen,  so  würde  es  doch  unmöglich 
sein,  den  jedesmaligen  Stand  des  grossen  komplizirten  Ganzen 
im  Augenblick  der  Aktion  im  Sinn  zu  haben  und  zu  behalten. 
Die  gleiche  Schwierigkeit  zeigt  sich  bei  der  Disposition  über 
die  Betriebsmittel. 

In  keinem  Lande  der  Welt  hat  man  so  viel  in  Bezug  auf 
die  Konstruktion  der  Betriebsmittel  theoretisirt  als  in  Deutsch- 
land ,  nirgends  ist  man  so  bestrebt  gewesen,  fast  für  jede 
Transportgattung  auch  eine  besondere  Gattung  von  Fuhrwerken 
zu  haben,  die  zwar  vortrefflich  für  ihren  speziellen  Zweck,  aber 
weit  weniger  oder  gar  nicht  brauchbar  für  jeden  andern  sind. 

Ausgedehnte  Hin-  und  Hertransporte  leerer  Fuhrwerke, 
überaus  ungenügende  Ausnutzung  des  ganzen  Fahrparkes,  grosse 
Komplikation  der  Konstruktionen  ist  die  Folge  davon  gewesen. 

Die  manchmal  vielleicht  allzu  gelehrte  Stimmung  der  lei- 
tenden Techniker  hat  dem  deutschen  Eisenbahnwesen  manche 
Ruthe  hierdurch  gebunden.  Den  über  Betriebsmittel  disponi- 
renden  Offizier,  wie  auch  den  Eisenbahnbeamten  lässt  deshalb 
jedes,  auch  das  speziellste  Verzeichniss  von  Betriebsmitteln  im 
Stich,  wenn  es  gilt,  dieselben  für  gewisse  Zwecke  zu  entsenden. 

Dasselbe  Wort  umfasst  eine  Menge  Gattungen  von  Fuhr- 
werken, von  denen  die  eine  eben  so  geeignet  für  einen  gewissen 
Transport  sein  kann,  als  die  andere  ungeeignet. 

Dasselbe  Wort  bezeichnet  Wagen  der  allerverschiedensten 
Konstruktion  auf  den  verschiedenen  Bahnen. 

Die  Namen  der  verschiedenen  Fuhrwerksgattungen  geben 
oft  gar  keinen  Begriff  von  ihrer  Konstruktion. 

Werden  nun  für  irgend  einen  Zweck,  z.  B.  Pferdetransporte, 
nach  dem  von  einem  Disponenten  geschriebenen  Verzeichnisse, 
z.  B.  offene  Transportwagen  an  irgend  einen  Punkt  gesendet, 
und  soll  selbst  die  Gattung  derselben  noch  etwas  spezieller  als 
>mit  festen  Bords  versehene  bezeichnet  sein,  so  kommen  mög- 
licherweise zur  bestimmten  Zeit,  am  bestimmten  Punkte,  die 
bestimmte  Anzahl  Wagen  an,  ohne  dass  ein  einziger  zu  brauchen 
ist,  weil  sie  z.  B.  Seitenthüren  haben,  die  oben  durch  einen 
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Langriegel  geschlossen  sind,  so  dass  kein  Pferd  darunter  durch- 
kann. Oder  es  werden  zum  Geschütztransport  offene  Transport- 
wagen mit  festen  Bords  gesendet,  oder  es  kommen  für  den  Trans- 
port auf  einer  Gebirgsbahn  offene  Wagen  mit  so  grossem 
Radstande  an,  dass  sie  die  Kurven  derselben  nicht  ohne  Lebens- 
gefahr passiren  können. 

Ein  einziges  solches  Missverständniss  (und  ohne  solche  ist 
ein  Kriegsverkehr  unter  jetzigen  Verhältnissen  nicht  denkbar) 
legt  oft  eine  ganze  Station,  eine  Menge  Zugkraft  und  Betriebs- 
mittel während  unschätzbarer,  verlorner  Zeit  brach,  und  kann 
eine  grosse  Transportdisposition  aus  allen  künstlichen  Fugen 
bringen. 

Drastisch  genug  müssen  diese  Verhältnisse  besonders  dann 
hervortreten,  wenn  es,  wie  im  Kriege  häufig  erforderlich,  gilt, 
auch  die  Lokomotivkraft  einer  Bahn  über  mehrere  andere  Linien 
bin  Dienst  thun  zu  lassen;  denn  weder  die  Begriffe,  die  mit 
den  Worten:  »Schnellzug-,  Lastzug-,  Personenzug-,  Gebirgs- 
Maschine  für  gemischten  Dienste  u.  s.  w.  verknüpft  werden, 
noch  die,  welche  man  mit  ihrer  Leistungsbezeichnung  verbindet, 
sind  im  Allgemeinen  und  ebenso  wenig  von  Bahn  zu  Bahn 
zweifellos  verständlich. 

Auch  in  Bezug  auf  die  Konstruktion  der  Lokomotiven  ist 
die  deutsche  Technik  so  gewissenhaft  verfahren,  dass  die  meisten 
nur  zu  dem  einen  Zwecke  auf  der  einen  Bahn  nutzbar  zu  ver- 
wenden sind,  für  den  und  für  die  man  sie  konstruirte;  und 
ihre  Gattungsbezeichnung  deckt  nur  ganz  ausschliesslich  für  den 
spezielleren  Fall  den  Begriff. 

Eine  Lastzugmaschine  auf  der  Bahn  A  ist  eine  Maschine 
für  gemischten  Dienst  auf  der  Bahn  B  und  befördert  selbst 
schnelle  Personenzüge  auf  der  Bahn  C,  die  Maschinen  der  Bahn 
D  können  wegen  Konstruktion  und  Radstand  nicht  die  Bahn  E 
gefahrlos  passiren.  Sämmtliche  Beamten  von  A  bis  E  stellen 
sich  aber  unter  den  betreffenden  Worten  ganz  ausschliesslich 
nur  die  Form  von  Lokomotiven  vor,  die  ihnen  geläufig  ist,  und 
so  muss  auch  hier  eine  Disposition  nach  Verzeichnissen,  ja,  wenn 
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es  thunlich  wäre,  selbst  nach  Beschreibungen  zu  oft  irreparabeln 
Missverständnissen  führen.« 

In  Ermangelung  einer  Zentralisation  des  deutschen  Eisen- 
bahnwesens in  einem  »Reichs- Amte ,  ist  das  beste  Mittel,  die 
oben  geschilderten  Missstände  nach  Möglichkeit  zu  beseitigen, 
in  dem  letzten  Kriege  darin  gefunden  worden,  dem  Haupt- 
quartier, dem  Hauptkommando  und  den  einzelnen  Armeen  tüch- 
tige und  praktische  Eisenbahn -Betriebs -Beamte  beizugeben, 
welche  stets  Auskunft  zu  geben  im  Stande  und  bereit  sind, 
und  welche  verhindern,  dass  die  Militär-Behörde 'Befehle  ertheilt, 
welche  sich  als  unausführbar  erweisen. 

Ob  es  jemals  dahin  kommt,  dass  die  betreffenden  Militärs 
alle  die  einzelnen  Reglements  der  verschiedenen  Eisenbahnen, 
von  welchen  Freiherr  von  Weber  in  Obigem  spricht,  kennen 
lernen,  möchte  ich  sehr  bezweifeln.  Auch  ist  es  meines  Erachtens 
gar  nicht  nöthig.  Vielmehr  genügt  es  schon,  wenn  man  sich 
die  Elementar-Kenntnisse  in  Betreff  des  Eisenbahnwesens  erworben 
hat  und  ausserdem  von  den  Betriebs-Formen  so  viel  weis,  wie 
für  jeden  grossen  Transport -Interessenten  erforderlich.  In  er- 
sterer  Beziehung  ist  das  Studium  eines  sehr  praktischen  Büch- 
leins zu  empfehlen,  das  ebenfalls  Herrn  von  Weber  zum  Verfasser 
hat.  Es  ist  »Die  Schule  des  Eisenbahn- Wesens.  Kurzer  Abriss 
der  Geschichte,  Technik,  Administration  und  Statistik  der 
Eisenbahnen<,  mit  vielen  Illustrationen,  1857,  bei  J.  J.  Weber 
zum  ersten  Mal  erschienen.  Dermalen  befindet  sich  eine  neue 
Auflage  —  die  dritte,  wenn  ich  nicht  irre  —  unter  der  Presse. 
Es  enthält  in  streng  wissenschaftlicher  und  doch  allgemein 
verständlicher  Form  das,  was  eigentlich  jeder  Gebildete  von 
Eisenbahnen  wissen  muss. 

An  dieser  Kenntniss  fehlt  es  zuweilen  auch  in  militärischen 
Kreisen.  Ich  will  dafür  nur  ein  Beispiel  anführen.  Im  Juli 
1866  stand  bekanntlich  die  Bundestags-Armee  in  und  um  Frank- 
furt a.  M.,  die  dazu  gehörige  nassauische  Brigade  aber  noch  in 
Wiesbaden.  Plötzlich  kam  von  Frankfurt  her  die  (natürlich 
wie  immer  falsche)  Nachricht,  Vogel  von  Falkenstein  stehe  in 
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Friedberg,  die  nassauische  Brigade  möge  eiligst  zu  Hülfe  kom- 
men. Nassau  hatte  damals  0  Generale.  Die  Herren  waren 
einig  darüber,  dass  dem  Befehle  von  Frankfurt  a.  M.  sofort 
Folge  zu  leisten  sei,  und  dass  man  sich  dazu  der  Taunus-Balm 
bedienen  müsste.  Der  Taunus -Bahnhof  lag  vor  ihnen.  Sie 
kannten  den  Direktor,  die  Verwaltungsräthe  und  das  ganze 
Personal,  mitinbegriffen  Schaffner,  Weichensteller  und  Bahn- 
wärter, auf  das  Ganauste  alle  persönlich.  Aber  wie  man  es 
macht,  Eitrazüge  für  die  Brigade  bei  der  Verwaltung  in  Frank- 
furt a.  M.  zu  bestellen,  das  wussten  die  Herren  Generale  nicht. 
Es  begaben  sich  daher  drei  derselben  nach  dem  Direktorium 
der  nassauischen  Staatsbahn,  versicherten  sich  dort  des  Bei- 
standes des  Direktors  und  gingen  dann  mit  diesem  als  Sach- 
verständigen und  Dollmetscher  naeh  dem  Taunus-Bahnhofe,  wo 
sie  denn  auch  nach  längerer  sorgfältiger  Mühewaltung  endlich 
zum  Ziele  gelangten. 


V. 

Die  deutschen  Stationen  und  deren  Leistungsfähigkeit 
im  Krieg  und  im  Frieden. 

Ein  Hauptgrund,  warum  unsere  Eisenbahnen  sich  im  Kriege 
nicht  nur,  sondern  auch  im  Frieden  als  theilweise  leistungs- 
unfähig erweisen,  hegt  in  der  Einrichtung  der  Stationen  und  der 
einzelnen  Stations- Vorrichtungen.  Wir  können  in  dieser  Be- 
ziehung von  den  Franzosen  lernen.  Es  ist  ja  keine  Schande, 
»et  ab  hoste  doceri<.  Vorausschicken  will  ich  jedoch,  zur 
Vermeidung  von  Missverständnissen,  dass  im  Uebrigen  sich  die 
deutschen  Bahnen  auch  in  der  müitärisclwn  Leistungsfähigkeit 
den  französischen  überlegen  gezeigt  haben.  Dies  erkennen  selbst 
Franzosen  an,  und  sie  empfehlen  einzelne  unserer  Einrichtungen 
Frankreich  zur  Nachahmung.  Siehe  die  auch  sonst  sehr  inter- 
essante und  lesenswerthe  Abhandlung  von  G.  Lwollcc,  >Lcs 

Volktwirtb.  VierUljabrtchrift.   1871.  II.  6 
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chemins  de  (er  pendant  la  guerret  in  der  Revue  des  deux  Mondes, 
Heft  vom  15.  Oktober  1871,  Seite  877—896. 

Die  Franzosen  bedienen  sich  der  Drehscheiben,  wir  der 
Weichen,  um  die  Wagen  von  einem  Schienengeleise  auf  das 
andere  hinüberlanfen  zu  lassen.  Der  Unterschied  ist  am  besten 
durch  folgende  zwei  Zeichnungen  deutlich  zu  machen.  Die 
Zeichnung  A  stellt  eine  Weichen-,  die  Zeichnung  B  eine  Dreh- 
scheiben-Vorrichtung dar. 


A.   Die  Weiche. 


Es  handelt  sich  hier  also  um  den  Uebergang  von  dem 
Schienengeleise  a  b  auf  das  Schienengeleise  c  cZ,  und  umgekehrt. 
Dieser  Uebergang  wird  bewerkstelligt  durch  ein  drittes  Geleise  hi. 
Letzteres  ist  die  Weiche ;  es  ist  doppelt  gekrümmt  und  in  solcher 
Weise  gewunden,  dass  die  Wagen  mit  Leichtigkeit  durch  die 
Krümmungen  aus  dem  einen  geraden  Geleise  in  das  andere  ge- 
rado  Geleise  bewegt  werden  können.  An  den  Stellen  h  und  «, 
wo  die  geraden  Geleise  und  das  krumme  in  einander  übergehen, 
befindet  sich  eine  Vorrichtung,  welche,  je  nachdem  sie  gestellt 
ist,  entscheidet,  ob  die  Wagen  oder  sonstigen  Fuhrwerke  auf 
diesem  geraden  Geleise  weiter  laufen,  oder  vermittels  des  krum- 
men Geleises  auf  das  andere  gerade  Geleise  übergehen.  Bei  f  und  g 
müs8ten  die  Wagenräder  eine  Schiene  überspringen;  dies  wird 
ihnen  jedoch  erspart  durch  eine  Vorrichtung,  welche  den  Durch- 
gang gestattet  und  die  Kreuzung  genannt  wird. 
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B.   Die  Drehscheibe. 

2. 


 z 

c 

P/H 
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Die  Drehscheibe  ist  ein  Stück  Geleis,  das  sich  um  sein 
eigenes  Zentrum  dreht.  Sie  wird  gebraucht  auf  einem  Qeleise, 
um  die  Lokomotive  zu  wenden,  so  dass  sie  vorwärts  gerichtet 
den  Rückweg  antritt.  Ihre  Hauptrunktion  aber  besteht  in  der 
Vermittelung  zwischen  verschiedenen  Geleisen,  welche  auf  die 
nämliche  Drehscheibe  münden.  Betrachten  wir  die  Figur  1. 
Nehmen  wir  an,  hier  steht  ein  Wagen  bei  a  auf  dem  Geleise; 
er  soll  nach  d.  Zu  diesem  Zwecke  wird  er  auf  die  Scheibe  ge- 
schoben. Dann  wird  die  Scheibe  gedreht,  bis  ihr  Geleisstück  b  c 
in  der  Richtung  df  steht  und  dann  schiebt  man  den  Wagen 
in  dieser  Richtung  nach  d. 

Dieselbe  Prozedur,  wie  auf  dem  gekreuzten  Geleise,  voll- 
zieht sich  zwischen  mehreren  Parallel -Geleisen,  wie  dies  die 
Figur  2  zeigt.  In  jedem  der  parallelen  Geleise  liegt  eine  Dreh- 
scheibe. Diese  parallelen  Geleise  sind  durch  ein  auf  alle  drei 
senkrecht  aufstossendes  Geleise  verbunden.  Allemal  da,  wo  die 
Parallel -Geleise  mit  dem  Quer- Geleise  sich  schneiden,  findet 
sich  eine  Drehscheibe.  Nehmen  wir  an,  es  steht  ein  Wagen 
auf  dem  Geleise  auf  der  äussersten  Rechten,  bei  a.  Er  soll  auf 
das  Geleise  auf  der  äussersten  Linken,  nach  c.  Zunächst  wird 
er  auf  die  Scheibe  p  geschoben,  dann  wird  die  Scheibe  gewendet, 
so  dass  der  Wagen  auf  das  Quer-Geleise  d  d  d  zu  stehen  kommt. 
Auf  diesem  wird  er  nach  links  geschoben,  über  die  Scheibe  pp 
nach  der  Scheibe  ppp.  Wenn  man  nun  die  Scheibe  ppp  um 
eine  Viertelwendung  dreht,  so  kommt  der  Wagen  auf  den  Schie- 
nenstrang b  c,  und  von  hier  kann  er  nach  c  vorgeschoben  werden, 
ebenso  gut,  wie  nach  b. 

6* 
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In  der  Routine  und  dem  Sclilendriau  des  Friedeus  warea 
wir  geneigt,  dem  System  der  Weiche,  welches  in  Deutschland 
herrscht,  den  Vorzug  zu  geben  vor  dem  der  Drehscheibe,  das 
man  in  England  und  Frankreich  adoptirt  hat.  Da  kam  der 
Krieg,  und  indem  er  höhero  Anforderungen  stellte,  belehrte  er 
uns  eines  Besseren. 

Das  System  der  Drehscheibe  konzentrirt  das  Geschäft,  das 
System  der  Weiche  schiebt  es  unendlich  weit  auseinander.  Bei 
der  Weiche  müsstcn  endlos  lange  Strecken  freigemacht  werden, 
um  nur  einen  einzigen  Wagen  von  einem  Gleis  auf  das  andere 
zu  bringen.  Steckt  dieser  unglückliche  Wagen  mitten  in  einem 
langen  Zuge,  so  müssten  um  seinetwillen  Hunderte  von  Waggons 
über  lange  Strecken  hin  und  her  spazieren  gefahren  werden. 

In  Frankreich,  wo  die  Stationsgeleise  von  einer  Reihe  von 
Drehscheiben  durchschnitten  sind,  kann  man,  ohne  den  Zug  zu 
alteriren,  jeden  Wagen  aus  dem  Zug  herausnehmen,  von  einem 
Geleis  auf  das  andere  bringen,  in  einen  anderen  Zug  einreihen, 
an  die  Ab-  und  Einlade-Stelle  bringen  u.  s.  w. 

In  Deutschland  greifen  alle  Arbeiten  in  einander  und  eine 
stört  die  andere.  In  Frankreich  operirt  jede  für  sich.  Das 
Rangiren  der  Züge  ist  hier  eben  so  leicht  und  einfach,  wie  bei 
uns  schwer  und  komplizirt.  In  Frankreich  kann  man  mit  den 
Wagen  überall  hingelangen,  in  jede  Ecke  und  in  jeden  Winkel. 
Bei  der  steifen  und  unbeholfenen  Weichenkonstruktion  dagegen 
ist  man  an  bestimmte  Richtungen  gebunden,  gleich  dem  Kro- 
kodill,  dass  sich  nur  schwer  drehen  kann;  und  man  gebraucht 
enorme  Flächen,  ohne  sie  recht  nutzbar  machen  zu  können.  Bei 
dem  französischen  System  kann  man  überall  Rampen  anbringen, 
und  in  Folge  dieser  zahllosen  kurzen  Rampen,  welche  man  in 
den  französischen  Bahnhöfen  üborall  rindet,  kann  man  überall 
aus-  und  einladen,  —  namentlich  auch  Thiero  (Pferde,  Ochsen 
u.  8.  w.)  und  schweres  Kriegsmaterial  — ,  während  wir  in  Deutsch- 
land statt  der  vielen  kurzen  Rampen  nur  wenige  grosse  be- 
sitzen, die  man  nur  dadurch  erreichen  oder  verlassen  kann,  dass 
man  ganze  Zugtheilo  verschiebt. 
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Die  Vorzüge  des  französischen  Systems  sind  klar.  Noch 
besser  aber  ist  es,  die  Vortheile  des  Weichen-  und  des  Dreh- 
scheiben-Systems zu  kombiniren.  Man  hat  bisher  in  Deutschland 
sich  auf  die  Brust  goschlagen  und  gesagt:  >Herr  Gott,  ich  danke 
Dir,  dass  ich  nicht  bin  wie  jener  Franzosen,  Amerikaner  oder 
Engländer  Einer.  Ich  ziehe  die  Weiche  vor,  denn  sie  ist 
sicherer.  Deshalb  kommen  auch  in  Deutschland  keine  Eisenbahn- 
Unfölle  vor,  welche  dort  das  tägliche  Brot  bilden.  < 

Recht  schön,  aber  leider  nicht  richtig.  Die  Wahrheit  ist, 
dass  auf  den  deutschen  Eisenbahnen  ausserordentlich  viel  Schlen- 
drian und  Zopf  herrscht,  und  dass  wir  nur  deshalb  wenig  Un- 
glücksfalle hatten,  weil  wir  von  unseren  Eisenbahnen  weniger 
verlangten,  als  alle  übrigen  Völker.  Jetzt,  da  in  Folge  des 
Krieges  die  Ansprüche  an  die  Leistungsfähigkeit  gestiegen  sind, 
wetteifern  unsere  Eisenbahnen  in  der  Grösse  und  der  Zahl  der 
Unglücksfälle  mit  den  tollsten  Amerikanern.  Es  ist  daher  von 
der  grössten  Bedeutung,  dass  ein  Techniker  von  so  unbestrittener 
und  unbestreitbarer  Autorität,  wie  der  Baron  Weber,  kommt, 
um  seinen  Herren  Kollegen  die  Wahrheit  zu  sagen. 

—  »Die  Entwicklung  des  Prinzips  der  Konstruktion  unserer 
deutschen  Eisenbahnstationen«,  sagt  Freiherr  von  Weber,  > wurzelt 
in  gewissen  theoretischen  Spekulationen,  welche  auf  die  vermeint- 
lichen Gefahren  der  Durchschneidung  der  Geleise  durch  Dreh- 
scheibenreihen, auf  die  Schwierigkeit  und  Langsamkeit  des 
Rangirens  der  Züge  mit  Menschen-  oder  Thierkraft  und  vor  Allem 
auf  die  Vortheile  von  Fuhrwerken  so  grosser  Dimensionen  hin- 
wiesen, dass  sich  durch  deren  Anwendung  die  Benutzung  der  Dreh- 
scheibensysteme für  die  Stations-Manipulation  von  selbst  verbot. 

Schon  längst  hat  die  Praxis  diese  Prophezeiungen  als  trü- 
gerisch herausgestellt  und  gezeigt,  dass  die  Gefahr,  welche  durch 
das  Rangiren  der  Züge,  die  Stations-Manipulation  mit  Weichen- 
systemen und  die  damit  nothwendig  verknüpfte  schnelle,  mit 
Maschinenkraft  bewirkte  Hin-  und  Herbewegung  grosser  Fuhr- 
werksmassen, erzeugt  wird,  diejenige  um  das  Zehnfache  über- 
steigt, welche  die  Drehscheiben-Manipulation  hervorbringen  kann; 
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dass  die  deutschen  Stationen,  auf  Grund  der  Durchführung  ihres 
Konstruktionsprinzips,  Flächen-Dimensionen  angenommen  haben, 
welche  den  Ueberblick  über  dieselben  und  eine  zweckmässige 
Ausnutzung  ihrer  Qeleise  und  Vorrichtungen,  so  unmöglich 
machen,  dass,  trotz  der  Ungeheuerlichkeit  ihrer  Räume  und 
Geleislängen,  doch  jede  aussergewöhnliche  momentane  Betriebs- 
steigerung (durch  Messen,  Märkte,  Volksfeste  etc.)  fast  sofort 
eine  Störung  der  Regelmässigkeit  des  Betriebes,  ja  sogar  mehr 
oder  weniger  vollständige,  momentane  Geschäftsbankerotte  im 
Gefolge  hat. 

Es  leisten  daher  die  deutschen  Eisenbahnstationen  verhält- 
nissmässig  auf  gleichen  Arealen  und  in  gleicher  Zeit  für  die 
Verkehrsbewältigung  weniger,  als  die  nach  den  Systemen  unserer 
westlichen  Nachbarn  angelegten. 

Dieselben  Konstruktionsverhältnisse  der  Stationen  aber, 
welche  beim  bürgerlichen  Dienste  der  Eisenbahnen  die  Geschäfts- 
bankerotte herbeiführen  und  die  genügende  Ausnutzung  der 
Arbeitszeiten  und  Areale  verhindern,  müssen  sich  natürlich  bei 
dem  weit  ungeregelteren  Verlaufe  der  Stations-Manipulation  beim 
Kriegsdienste  noch  weit  drastischer  fühlbar  und  dieselbe  ver- 
hältnissmässig  noch  unbehülflicher  und  unzuverlässiger  machen. 

Mit  der  Abminderung  der  Behendigkeit  der  Betriebs-Ma- 
nipulation auf  der  Station  nimmt  aber,  fast  in  geometrischer 
Proportion,  nicht  allein  die  Gefahr  der  Stopfung  zu,  sondern 
auch  die  Leistungsfähigkeit  der  Station  ab. 

Die  Verschiedenheit  der  Konstruktion  des  Betriebsmaterials 
deutscher  Bahnen  und  besonders  desjenigen  Theils  derselben, 
welcher  für  den  Durchgangsverkehr  auf  fremde  Bahnen  nicht 
bestimmt  ist,  aber  im  Kriegsdienst  oft  fernhin  geführt  werden 
muss,  behindert  oft  das  freie  Gebahren  damit  auf  verschiedenen 
fremden  Stationen  und  drückt  die  Leistungsfähigkeit  derselben 
noch  weiter  herab. 

Die  weitaus  schwierigste,  aufenthaltsamste,  in  ihrer  Zeit- 
dauer kaum  zu  schätzende  und  daher  zu  den  meisten  Störungen 
Anlass  gebende  Manipulation  auf  Eisenbahnstationen  im  Kriegs- 
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dienste  ist  die  Verladung  von  Kriegsmaterial,  Geschützen,  Fuhr- 
werk, Munition,  Fourage  etc. 

Unsere  westlichen  Nachbarn  sind  bei  dieser  Arbeit  sehr 
wesentlich  durch  die  zahlreichen  und  wirksamen  mechanischen 
Ladevorrichtungen,  Hydraulische-,  Dampf-  und  mit  Menschen- 
hand betriebene  Krahne  und  sonstige  Hebe-  und  Bewegungs- 
apparate aller  Art  unterstützt,  mit  denen  ihre  Stationen  aus- 
gerüstet sind,  und  welche  dio  Leistungsfähigkeit  derselben 
unglaublich  im  Räume  und  der  Zeit  konzentriren  helfen. 

Dieses  Beistandes  müssen  die  deutschen  Stationen,  bis  auf 
einen  verhältnissmassig  sehr  kleinen  Bruchtheil,  fast  ganz  ent- 
behren, weil  das  System  der  Wagen  mit  festem  Verdeck,  wel- 
ches (im  Gegensatz  zu  Frankreich,  England  und  Belgien,  wo 
die  Bedeckung  der  Wagen  mit  beweglichen  Leder-  und  Tuch- 
planen dominirt)  in  Deutschland  das  herrschende  ist,  so  dass, 
ausser  dem  Produktenverkehr  nur  ein  geringer  Theil  der  Trans- 
porte in  offenen  Wagen  erfolgt,  wodurch  die  Füglichkeit  der 
Anwendung  von  Hebevorrichtung  zu  Be-  und  Entladung  der 
Fuhrwerke  auf  ein  Minimum  beschränkt  wird,  so  dass  die  Sta- 
tionen, auch  nur  in  gleichem  Verhältnisse,  schwach  damit  aus- 
gerüstet sind. 

Es  ändert  hierin  nicht  viel,  dass  zu  den  Verladungen  im 
Kriegsdienste  meist  viele  Hände  disponibel  sind,  weil  sehr  häufig 
der  Kaum  der  Stationen  die  Anlegung  derselben  verbietet. 

Einen  weiteren  Unterschied  zu  unserem  Nachtheil  bildet 
jene  Einrichtung  der  Perrons,  welche  sich  in  Frankreich  bei 
allen  Hauptstationen,  in  Deutschland  dagegen  nur  ausnahms- 
weise bei  einigen  vorfindet.  Dort  hat  man  eine  Reihe  langer 
Perrons  in  einer  grossen  überdachten  Halle  neben  einander 
liegen;  bei  der  Spitze  stossen  sie  alle  auf  einen  breiten  Quer- 
Perron.  Dadurch  wird  es  möglich,  eine  enorme  Anzahl  von 
Zügen  abgehen  zu  lassen,  ohne  dass  einer  von  dem  anderen 
genirt  wird.  Auch  die  grösste  Personenzahl  kann  leicht  und 
ohne  Gefahr  zirkuliren  vermittelst  des  Kopf-Perrons,  auf  welchen 
alle  Längs-Perrons  münden. 
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Hierin  also  können  wir  von  dem  Gegner  lernen.  Unsere 
Einrichtungen  sind  zu  komplizirt.  Mittelst  der  möglichst  ein- 
fachen, billigen  und  bequemen  Maschine  möglichst  Grosses  und 
Nützliches  leisten,  —  das  ist  die  Aufgabe,  welche  die  Volks- 
wirthschaft  der  Technik  stellt.  Und  man  muss  um  so  hart- 
näckiger immer  wieder  auf  dieses  Programm  zurückkommen,  als 
die  Technik  sich  manchmal  einem  gewissen  Hang  zu  theoreti- 
sirenden  Spekulationen  oder  virtuosen  Künsteleien  hingiebt. 

Die  Folge  unserer  verwickelten  Einrichtungen  sind  die 
»verstopften*  Stationen.  Die  Geleise  sind  dann  mit  Wagen  so 
besetzt,  dass  man  nicht  vor-,  nicht  rückwärts  kann ;  die  Weichen 
sind  durch  quer  gefahrene  Züge  ausser  Funktion  gesetzt;  man 
kann  die  Transporte  nicht  mehr  arrangiren  und  zum  Abgang 
bringen. 

Umstände,  wie  dass  zuweilen  verschiedene  Behörden  ohne 
Notiz  von  einander  zu  nehmen,  befehlen,  dass  der  Befehlende 
die  lokalen  Betriebsverhältnisse  nicht  kennt,  dass  Züge  sich  ver- 
späten, die  Kreuzung  verfehlen  u.  s.  w.,  bilden  gewöhnlich  den 
nächsten  Anlass  der  Verstopfungen.  Die  Beseitigung  derselben 
durch  Verhütung  des  Nachschubs,  namentlich  durch  Absperrung 
in  loco  und  durch  den  Befehl  an  die  Nachbarstationen,  die  Züge 
zurückzuhalten,  ist  an  sich  schwer  und  wird  noch  schwerer  ge- 
macht durch  die  Buntscheckigkeit,  welche  in  Betreff  der  Signale, 
der  Telegraphen-Apparate  u.  s.  w.  herrscht. 

Zur  Vermehrung  der  Störungen  hat  in  dem  letzten  Kriege 
namentlich  auch  die  Art,  wie  man  in  der  Regel  mit  den  Pro- 
viant-Lieferanten kontrahirte,  sehr  wesentlich  beigetragen.  Man 
sagte  denselben :  Schafft  nur  die  Vorräthe  auf  die  Bahn ;  sobald 
sie  auf  dem  Wagen  sind,  wird  bezahlt.  Natürlich  setzten  sich  die 
Lieferanten  Alle  gleichzeitig  in  Bewegung.  Sie  belegten  die 
Wagen  und  verstopften  die  Stationen.  Nichts  konnte  mehr  vor- 
wärts. Es  trat  ort-  und  zeitweise  Mangel  ein,  und  die  Lebens- 
mittel verdarben.  Hin  und  wieder  war  es  kaum  auszuhalten, 
so  stank  das  verfaulte  Brod.  Man  darf  den  Transport  des  Pro- 
viants nicht  den  Lieferanten  überlassen.  Man  muss  ihnen  weit 
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zurückliegende  Lieferungsorte  bezeichnen  und  von  dort  an  den 
Transport  selbst  übernehmen.  Nur  so  kann  er  in  sukzessiver 
Ordnung  vollzogen  werden,  welche  alsdann  selten  gestört  werden 
wird,  vorausgesetzt,  dass  Militär-  und  Eisenbahnbehörde  so,  wie 
ich  es  in  Abschnitt  III.  beschrieben,  Hand  in  Hand  gehen. 
Dadurch  dass  man  die  Verantwortlichkeit  scheut  und  sie  auf 
die  Lieferanten  abwälzt,  leidet  das  Ganze. 


VI. 

Die  Buntsoheokigkeit.   Bahnhöfe.   Stationen.  Güterwagen. 
Kormal-Lokomotive.    Eisonbahn-Sprache.    Signale  und 

Dienst-Abzeiohen. 

Bei  einer  weiteren  Vergleichung  der  Eisenbahnen  von  Frank- 
reich und  Deutschland  finden  wir,  dass  dort  eben  so  sehr  die 
Zentralisation  und  die  Uniformität  herrscht,  wie  hier  die  Zer- 
splitterung und  Buntscheckigkeit. 

Dort  gehören  sämmtliche  Eisenbahn-Linien  einigen  grossen 
Gesellschaften,  welche  von  dem  Staate  stark  beeinflusst  werden 
und  auch  abgesehen  davon,  sich  sehr  leicht  im  Sinne  der  Einheit 
der  Einrichtungen,  der  Worte  und  der  Zeichen  vereinbaren. 
In  Deutschland  dagegen  haben  wir,  wie  gesagt,  etwa  60  ver- 
schiedene Direktionen  (es  sind  deren  so  viele,  dass  sich  die  Zahl 
schwer  feststellen  lässt);  die  einheitliche  Staatsgewalt  des  Reichs 
ist  gegenüber  dem  Eisenbahn -Wesen  noch  nicht  in  der  Form 
einer  permanenten  Institution,  einer  förmlich  und  auf  die  Dauer 
konstituirten  Behörde  zur  Erscheinung  gelangt;  nur  vorüber- 
gehend, lediglich  su  Kriegszwecken,  hatte  sich,  wie  oben  in 
Abschnitt  HI.  gezeigt,  eine  Einrichtung  gebildet,  welche  im 
Sinne  der  Einheit  arbeitete ;  allein  sie  ist  verschwunden,  sobald 
ihre  Aufgabe  wieder  in  den  Hintergrund  trat.  Die  meisten 
Territorialgewalten  haben  nur  kleinere  Strecken  und  Zwischen- 
glieder, nicht  aber  die  Totalität  einer  durchgreifenden  Linie 
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unter  ihrer  Staatshoheit;  es  fehlen  ihnen  also  die  Mittel,  selbst 
wenn  der  gute  Wille  überall,  was  ich  nicht  behaupten  will, 
vorhanden  wäre.  Das  engherzige  partikularistische  Souverainetäts- 
Gefühl,  dieser  traurige  Rest  aus  den  Zeiten  der  deutschen  Zer- 
rissenheit, hat  sich  auch  bei  vielen  Eisenbahn -Verwaltungen 
eingenistet.  Die  üblen  Wirkungen  dieser  Weltanschauung 
werden  verschärft  durch  das  rein  subjektive  technische  Infalli- 
bilitäts-Bewusstsein,  dass  hin  und  wieder  noch  herrscht  und  jede 
Belehrung  durch  Dritte  schnöde  zurückweist.  Trotz  dieser 
Schwierigkeiten,  welche  in  Deutschland  der  Herstellung  des  er- 
forderlichen Grades  von  Einheit  im  Wege  stehen,  fehlt  es  bei 
uns  nicht  an  dankenswerthen  Vorarbeiten.  Es  sind  schon  bei- 
nahe zwanzig  Jahre  her,  dass  der  deutsche  Eisenbahn -Verein 
durch  eine  Kommission  Vorschläge  unterbreiten  liess,  welche 
die  einheitliche  Gestaltung  des  Eisenbahnwesens  zum  Zwecke 
haben.  Dieselben  sind  von  einer  General -Versammlung  der 
Techniker  s&mmtlicher  deutscher  Eisenbahn -Verwaltungen  ge- 
prüft und  genehmigt,  und  unter  dem  Titel  »Technische  Ver- 
einbarungen über  den  Bau  und  die  Betriebs -Einrichtungen  der 
Eisenbahnen  <  gedruckt  erschienen.  Man  kann  den  Werth  dieser 
Arbeit  durchaus  nicht  bestreiten;  aber  das  was  ihr  fehlt,  ist 
die  bindende  Kraft  der  Vollstreckbarkeit.  Es  fehlt  an  jeder 
Exekutivgewalt.  Jene  einheitlichen  Vorschriften  werden  oft 
befolgt,  aber  auch  zuweilen  bei  Seite  gesetzt.  Für  letzteres 
giebt  es  zuweilen  Gründe,  aber  auch  oft  nur  Vorwände.  Jeden- 
falls ist  keine  Zentral-Instanz  da,  um  zu  entscheiden,  ob  Grund, 
oder  blos  Vorwand,  und  um  eventuell  Kontraventionen  zu  bestrafen. 

Eine  grosse  Bahnlinie  mit  durchgehendem  Weltverkehr, 
viel  Zügen  und  starker  Frequenz  bedarf  anderer  Einrichtungen 
als  eine  kurze  sekundäre  Bahn  mit  wenig  Zügen  und  geringer 
Frequenz.  Eine  Gebirgsbahn  muss  anders  konstruirt  und  ver- 
waltet sein,  als  eine  Bahn  in  der  norddeutschen  Ebene.  Das 
versteht  sich  Alles  von  selbst.  Aber  die  Buntscheckigkeit 
unserer  Einrichtungen  überschreitet  diese  durch  das  Bedürfniss 
gezogene  Grenze  in  einer  Weise,  welche  nicht  nur  die  öflfent- 
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lieben  Interessen,  sondern  auch  die  der  Eisenbahnen  selber 
schädigt. 

Mit  Recht  fragt  Baron  Weber: 

—  >6iebt  es  Gründe  dafür,  dass  »rothes  Lichte  auf  der 
einen  Bahn  etwas  ganz  Anderes  bedeutet,  als  auf  der  anderen? 
—  Oder  warum  können  die  Funktions-Abzeichen  der  Stations- 
Vorstände,  warum  kann  die  Grundkonstruktion  der  Fuhrwerke 
nicht  überall  die  nämlichen  sein?< 

Es  liegt  fürwahr  nicht  in  der  deutschen  Art,  Eigentüm- 
lichkeiten, namentlich  >  berechtigte  <  Eigen thümlichkeiten ,  zu 
zerstören  und  ein  Schema-  und  Schablonenwesen  aufzurichten, 
das  die  individuelle  Fortentwickelung  der  Einzelnen  und  des 
Einzelnen  schädigt.  Aber  so  sehr  wir  auch  davon  entfernt 
sind,  die  Eisenbahnen  auf  das  Prokrustes- Bette  strecken  zu 
wollen,  so  unabweisbar  tritt  auf  der  andern  Seite,  Angesichts 
der  Missstände ,  welche  immer  mehr  die  öffentliche  Meinung 
aufregen,  und  in  Folge  von,  der  letzteren  gegebenen  fal- 
schen Direktiven,  die  Menge  zu  verwirren  beginnen,  die  Ver- 
pflichtung in  den  Vordergrund,  eine  Grenze  zu  ziehen  für  die 
Laune,  den  Eigensinn,  den  Unfehlbarkeits-  und  Souverainetäts- 
Dünkel,  und  überall  da  einzuschreiten,  wo  die  willkürliche  Durch- 
fuhrung subjektiver  Meinungen  Einzelner  die  einheitliche  Ent- 
wicklung und  die  Gesammtinteressen  des  Ganzen  gefährdet. 

Ebenfalls  mit  Recht  stellt  Herr  v.  Weber  den  Satz  an  die  Spitze: 

—  >Das  Maass  der  AiisnutzbarJceit  und  Begierbarkeit  der 
Kräfte  eines  grossen,  aus  vielen  verschiedenem  von  einander  unab- 
hängigen Elementen  zusammengesetzten  Mechanismus,  wie  das 
deutsche  Eisetibahnwesen,  ist  proportional  der  Einheitlichkeit  seiner 
KowtruJctionen  und  Einrichtungen.  € 

So  lange  und  so  oft  das  deutsche  Heer,  wie  zur  Zeit  der 
> Reichsarmee c  im  vorigen  Jahrhundert,  oder  der  Frankfurter 
Bundestags-Armeet  von  1866,  aus  vollständig  heterogenen  Con- 
tingenten  bestand,  leistete  es  nichts.  Erst  die  Einheit  hat  ihm 
seine  Macht  zurückgegeben.  Unsere  Eisenbahnen  erinnern  noch 
vielfach  an  die  alten  Bundestags -Einrichtungen.   Es  hat  sich 
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auch  auf  diesem  Gebiete  ein  partikularistischer  Niederschlag 
gebildet,  und  es  ist  Zeit,  auch  hier  die  Spreu  von  dem  Weizen 
zu  sondern  und  eine  Untersuchung  darüber  eintreten  zu  lassen, 
welche  Eigentümlichkeiten  berechtigt  sind  und  welche  nicht, 
und  welche  Mittel  und  Wege  es  giebt,  die  letzteren  durch 
Einheit  zu  ersetzen. 

Um  den  Beweis  zu  führen,  dass  ich  mich  nicht  etwa  durch 
nationalen  Einheits-  oder  wirtschaftlichen  Freiheitstrieb,  welche 
beide  die  Beseitigung  der  buntscheckigen  Zersplitterung  heischen, 
zu  einem  allzu  harten  Urtheil  der  Technik  gegenüber  hinreissen 
lasse,  gebe  ich  hier  eine  kleine  Blumenlese  aus  dem  Werke  des 
Herrn  von  Weber. 

Da,  wo  er  Ton  den  Stopfungen  der  Stationen  spricht,  er- 
wähnt er,  dass  bei  der  Vielköpfigkeit  der  Verwaltung,  welche 
auf  jeder  Bahn  andere  Formen  und  Abzeichen  führt,  die  Ver- 
hütung oder  Abstellung  jener  Störungen  erschwert  ist;  denn  es 
ist  hier  dem  Militärbeamten  sehr  schwer,  sich  an  dio  richtige 
Adresse  zu  wenden,  wenn  er  »auf  einer  Fahrt  in  dieser  Stunde 
einen  Schirrmeister  sieht,  der  Abzeichen  trägt,  denen  ähnlich, 
welcho  er  in  der  nächsten  Stunde  an  einem  Stationsvorstande 
erblickt,  hier,  nach  dem  was  er  dort  gesehen,  für  einen  Direktor 
halten  muss,  was  ein  simpler  Oberaufseher  ist,  oder  gar  versucht 
ist,  Eisenbahnbeamte  für  Militärpersonen  zu  nehmen. < 

—  »Ferner«,  sagt  Herr  von  Weber ,  >wird  es  die  Verstän- 
digung und  den  Zusammengriff  der  Wirkung  sehr  erschweren, 
wenn  der  Offizier  in  Betreff  derselben  Leistung  und  Funktionen, 
wegen  deren  er  sich  gestern  an  einen  Oberingenieur  wandte, 
heute  einem  Betriebs -Direktor  telegraphiren  und  wissen  soll, 
dass  hier  dieselbe  Leistung  zu  dem  Dienstbereiche  des  Güter- 
verwalters gehört,  die  er  dort  von  einem  Bahnhofs -Inspektor 
ausüben  sah  etc.< 

Eine  einzige,  an  falsche  Adresse  gelangte  oder  als  unbe- 
stellbar zurückgewiesene  eilige  Depesche  kann  eine  Stations- 
stopfung  herbeiführen,  geschweige  denn,  wenn  der  ganze  Dienst- 
organismus einer  Bahn,  mit  der  ein  Militärbeamter  zur  Verhütung 
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oder  Beseitigung  einer  Stopfung  in  Vernehmen  tritt,  ihm  fremd 
ist  und  daher  so  zu  sagen  fast  keine  einzige  Frage  oder  Weisung 
unmittelbar  und  auf  kürzestem  Wege  an  die  beabsichtigte 
Funktionsstelle,  manche  aber  vielleicht  ganz  abhanden  kommt, 
weil  die  Adresse  in  der  Nomenklatur  der  betreffenden  Bahn 
gar  nicht  existirt. 

Wer  z.  B.  auf  einer  sächsischen  Bahn  an  den  Baumeister 
der  Strecke  so  und  so  schreiben  wollte,  würde  seine  Mission 
ebenso  wenig  direkt  bestellon  sehen,  als  der,  welcher  an  einen 
Betriebsiugenieur  auf  einer  preossischen  Bahn  sich  wenden 
wollte,  und  wer  aus  Baiern  sich  an  einen  Postmeister  auf 
norddeutschen  Bahnen  adressiren  wollte,  würde  finden,  dass 
seino  Sendung  durchaus  nicht  in  die  beabsichtigten  Hände  ge- 
kommen wäre. 

Halten  wir  uns  nur  einmal  an  die  landläufige  Benennung 
y  Direktor <.  Sie  bezeichnet  bald  die  obersten  Beamten  einer 
Verwaltung,  bald  die  Vorstände  der  Betriebsbranchen,  oder  der 
Betriebsabtheilungen,  bald  aber  auch  die  Vorstände  und  Mit- 
glieder der  leitenden  Behörden.  Die  Worte  General-Inspektor, 
Ober-Inspektor,  Betriebs-Inspcktor  sind  jenen  Bahnlinien  völlig 
fremd,  während  sie  auf  diesen  hohe  Administrativ-,  auf  jenen 
wieder  technische  Branchenbeamte  bezeichnen. 

Das  Gleiche  findet  statt  mit  den  Bezeichnungen :  Ingenieur, 
Betriebs-Ingenieur,  Maschinen-Ingenieur,  Baumeister,Bahnmeister, 
Oberbahnwärter,  Oberkondukteur,  Oberschaffner,  Schaffner,  Schirr- 
meister, Heizhausvorstand,  Oberlokomotivführer  und  vielen  Andern, 
so  dass  der  Disponent  von  Operationen,  die  sich  über  mehrere 
Linien  erstrecken,  fast  überzeugt  sein  darf,  mit  der  ihm  ge- 
läufigen Bezeichnung  für  Funktionäre,  die  er  für  gewisse  Be- 
sorgungen bestimmt,  auf  einer  oder  der  andern  missverstanden 
zu  werden. 

Noch  toller  ist  es  mit  den  Signalen.  Auf  derselben  grossen 
Anschluss-Station,  deren  Hunderte  von  verschiedenen  Signalen 
der  hereinfahrende  Lokomotivführer,  besonders  bei  Nacht,  in 
sinnverwirrender  Komplikation  erblickt,  wo  die  verschiedenen 
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Lichter,  wie  die  reichsten  bunten  Sternbilder  erscheinen,  die 
sich  bei  der  Bewegung  der  Maschine  durch  die  Bahnhofskuryen 
rasch  und  unentwirrbar  durcheinander  schieben,  bedeutet  häufig 
auf  zwei  neben  einander  laufenden  Geleisen  hier  weisses  Licht 
>Halt,<  dort  »freie  Fahrte,  hier  grünes  Licht  > Kurve <,  dort 
»geraden  Strang  <,  hier  die  horizontalen  Arme  der  Flügeltelegraphen 
»freie  Fahrt«,  dort  »Halt«,  hier  die  Flache  einer  Scheibe  »Halt«, 
dort  »freie  Fahrt«,  hier  ein  aufgezogener  Korb  »freie  Einfahrt<, 
dort  »Halten  vorm  Bahnhofe«,  dort  kommt  eine  Maschine  mit 
rothen  Lichtern  angefahren,  die  den  > Zuganfang«  ohne  Neben- 
bedeutung bezeichnen,  auf  dem  Nebenstrange  verläset  eine 
andere  die  Station  mit  denselben  Lichtern,  welche  auf  der 
Nachbarbahn  >Zug  auf  falschem  Geleise  <  bedeuten  u.  s.  w. 

Diese  kleine  Anthologie  möge  vorläufig  genügen,  um  ein 
annäherndes  Bild  von  diesem  bunten  Wirrwarr  zu  geben. 

Erörtern  wir  nun  die  Einzelnheiten  der  Reihe  nach.  Es 
handelt  sich  um  die  Einheit  in  den  Betriebsanlagen  und  in  den 
FaJtr zeugen  und  um  die  Einheit  der  Sprache,  welche  letztere 
sich  entweder  des  Worts  bedient,  oder  der  Telegraphen-Zeichen, 
oder  der  akustischen  oder  optischen  Signale,  oder  endlich  durch  die 
Uniformen  und  sonstige  Dienst- Abstichen  des  Personals  spricht. 

Die  Forderung  der  Einheit  tritt  auf  diesen  verschiedenen 
Gebieten  in  verschiedener  Gestalt  auf.  Was  die  Betriebsanlagen 
anlangt,  so  müssen  wir  differenziren,  was  die  Fahrzeuge  anlangt, 
müssen  wir  unifiziren  und  simplifiziren.  Für  die  Betriebsanlagen 
ist  jenes,  für  die  Fahrzeuge  ist  dieses  der  Weg  zur  Einheit.  Die 
Einheit  ist  die  nothwendige  Voraussetzung  der  Möglichkeit  einer 
freien  wirtschaftlichen  Bewegung  und  der  ausgedehntesten 
Nutzbarkeit. 

In  Frankreich,  wo  das  Massenbewusstsein  ebenso  mächtig 
ist,  wie  bei  uns  der  Hang  zur  individuellen  Zersplitterung,  hat 
man  für  Alles  ein  Schema;  und  man  kann  nicht  leugnen,  dass 
es  für  die  Eisenbahnhöfe  und  die  Bahnstations -Anlagen  von 
Nutzen  ist,  namentlich  insofern,  als  es  darauf  ausgeht,  die 
verschiedenen  Funktionen  auch  räumlich  zu  differenziren,  z.  B. 
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den  Personen-  vom  Güterdienste  zu  trennen.  Durch  diese  räum- 
liche Differenzirung  und  Auseinanderhaltung  gewinnt  der  Betrieb 
ausserordentlich;  denn  seine  Aufgaben  vereinfachen  sich  und 
sind  daher  leichter  zu  lösen,  während  in  Deutschland  die  An- 
forderungen sich  durcheinander  schieben,  sich  kreuzen,  bedingen, 
hindern  und  hemmen. 

Bei  uns  existirt  kein  Schema.  Jeder  baut  seinen  Bahnhof 
nach  seinem  eigensten,  allersubjektivsten  Ermessen;  und  wenn 
der  betreffende  Einzelne  ein  sehr  geschickter  und  sehr  praktischer 
Mann  ist,  so  wird  gerade  dieser  Bahnhof,  welchen  er  baut,  sehr 
vortrefflich.  Allein  was  ist  damit  geholfen?  Vielleicht  haben 
wir  in  Deutschland  einzelne  Bahnhöfe,  die  ein  von  der  Be- 
vormundung durch  das  Schema  befreites  Genie  gebaut  hat  und 
die  besser  sind,  als  irgend  einer  in  Frankreich.  Dafür  ist  aber 
doch  das  Total,  soweit  die  kooperative  Gesammtleistungsföhigkeit 
in  Betracht  gezogen  wird,  schlechter,  sowohl  im  Krieg  als  im 
Frieden.  Gebt  jedem  Soldaten  eine  andere  Art  Gewehr  und 
lasst  darunter  Gewehre  sein,  welche  besser  sind,  als  irgend 
welche  auf  der  Welt,  so  sind  doch  diese  Truppen,  z.  B.  wegen 
Verschiedenheit  des  Kalibers,  leistungsunfahiger,  als  andere,  bei 
welchen  alle  das  nämliche  Gewehr  haben,  wenngleich  dasselbe 
hinter  jenen  Prachtexemplaren  zurücksteht.  Gebt  jedem  deut- 
schen Territorium  seine  besondere  Gewerbeordnung  und  lasst 
unter  den  letzteren  Gesetze  sein,  welche  alles  jetzt  bestehende 
weit  übertreffen,  so  kann  doch  das  Gesammtgebiet  weniger 
leisten  als  jetzt,  wo  es  eine  gemeinschaftliche  Gewerbeordnung 
hat,  welche  zwar  die  äussersten  Wünsche  noch  nicht  befriedigt, 
aber  doch  eben  durch  die  Gemeinsamkeit  die  interterritorialen 
Grenzen  beseitigt  und  ein  einheitliches  Zirkulations- Gebiet 
herstellt. 

Es  ist  ja  natürlich,  dass  Hauptstationen  Gegenstand  einer 
besonderen  Aufgabe  sind,  welche  nur  einer  grossen  und  bewährten 
Autorität  anvertraut  werden  kann,  welcher  letzteren  gegenüber 
Beschränkungen  nicht  am  Platze  sind.  Was  aber  die  grosse 
Menge  gewöhnlicher  Stationen  anlangt,  so  ist  es  nicht  gerecht- 
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fertigt,  dieses  Gebiet  zum  technischen  Eiperimentir-Boden  zu 
machen  und  der  Willkür  aller  Techniker,  sowohl  der  umsich- 
tigen und  erfahrenen,  als  auch  der  kurzsichtigen  und  einge- 
bildeten, den  Zügel  schiessen  zu  lassen.  Grosse  Genies  befassen 
sich  selten  mit  solchen  lokalen  Aufgaben  und  für  die  Andern 
schadet  ein  Normalschema  nichts,  vorausgesetzt,  dass  letzteres 
gut  ist. 

In  Frankreich  hat  man  eine  solche  Normalform  für  den 
Bahnhof,  oder  für  die  verschiedenen  Kategorieen  der  Bahnhöfe. 
In  England  hat  man  sie  sogar  für  das  Hans,  für  die  Privat- 
wohnung.  Die  ungeheure  Mehrzahl  dor  Häuser  hat  dort  eine 
gemeinschaftliche  Grundform.  Es  sind  dieselben  Einrichtungen,  die- 
selben Bäume,  dieselbe  Zweckbestimmung  der  Bäume  —  virtuell 
nicht  verschieden  —  verschieden  nur  hinsichtlich  der  Zahl,  der 
Grösse  und  des  Luxus  —  je  nach  dem  Bedürmiss  und  dem  Wohl- 
stand des  Bewohners.  In  Deutschland  dagegen  hat  jedes  Haus  seine 
ganz  aparte  Individualität  —  das  Bauernhaus  in  verschiedenen 
Landen  ausgenommen;  —  und  wenn  auch  hin  und  wieder  eine 
Stadt  einen  gemeinsamen  Typus  bewahrt  hat,  so  weichen  doch 
die  Städte  unter  einander  wieder  nach  allen  Richtungen  der 
Windrose  ab.  Ein  >  deutsches  Haus<,  so  wie  es  ein  >  engliches 
Haus«  giebt,  eiistirt  nicht.  Wer  seinen  Aufenthalt  oder  seine 
Wohnung  wechselt,  wagt  einen  »Sprung  in  das  Dunklet,  eine 
Expedition  in  eine  Terra  incognita.  Der  Hausherr,  die  Familie, 
das  Dienstpersonal  müssen  Lehrgeld  bezahlen. 

In  England  dagegen  ist  man  in  der  neuen  Wohnung  so- 
fort heimisch,  weil  sie  ganz  dieselbe  Grundform  hat,  wie  die 
alte.  Und  wenn  ich  heute  meine  ganze  Dienerschaft  fortschicke 
und  eine  neue  annehme,  so  wissen  dort  die  Neuen  so  gut  Be- 
scheid, wie  die  Alten;  denn  in  den  Häusern,  woher  sie  kommen, 
war  Alles  beinahe  grad'  so.  Die  Anwendung  auf  den  Eisenbahn- 
Betrieb  ergiebt  sich  von  selber;  oder  vielmehr,  es  müssen  die- 
selben Erscheinungen  bei  dem  Eisenbahn -Betrieb  noch  stärker 
hervortreten,  als  bei  dem  Haus.   Denn  bei  diesem  handelt  es 
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sich  um  J£utfe?wirtli3chaft,  bei  jenem  um  kooperativgesellschaft- 
liche J^o/fefriVwirthschaft.    Weber  sagt  darüber: 

»Für  die  Lage  der  hauptsächlichsten  Betriebsgebäude  und 
Vorrichtungen,  die  Distanzen,  Kapazitäten,  Dispositionen,  der 
Wasser-  und  Kohlen -Eutnahmepunkte,  der  Reparatur -Werk- 
stätten, Zahl  und  Dimension  der  im  Minimum  erforderlichen 
Drehscheiben,  Geleise  und  Perrons,  lassen  sich  Regeln  geben, 
die  vielleicht  hie  und  da  mit  einem  kleinen  Zwange  oder  Ueber- 
fluss  für  das  Ortsbedürfniss,  aber  gewiss  in  den  meisten  Fällen 
zum  Erspriessen  für  das  Ganze  sich  festhalten  lassen  werden, 
und  die  ohne  Schwierigkeit  zwischen  den  Eisenbahn-  und  Militär- 
behörden zu  vereinbaren  sein  dürften,  guter  Wille  von  beiden 
Seiten  vorausgesetzt. 

Es  ist  für  den  Kenner  des  Eisenbahnwesens  keine  Täuschung 
darüber  zu  hegen,  dass  diese  Regeln,  diese  Schemata  mit  vieler 
Weisheit  aufzustellen,  sorgsam  auf  das  Allgemeine  zu  beschränken 
sein  werden,  dass  ferner  die  Durchführung  gewisser  Maximen 
in  den  Betriebsanlagen  der  Bahnen  mit  ebenso  grosser  Mühe, 
als  Geld-  und  Zeitaufwand  sich  verknüpfen  müssen,  da  sie 
sich  an  sehr  allmälige  Umbauten  und  grosse  Umgestaltungen 
bindet.  Aber  ebenso  wenig  wird  er  sich  verhehlen  können, 
dass  die  absolute  Prinziplosigkeit  in  Anordnung  der  Eisenbahn- 
Betriebsanlagen,  welche  die  Eisenbahn-Verwaltungen  unter  sich 
haben  walten  lassen,  die  Manipulations  -  und  Verkehrs  -Bewäl- 
tigungs-Fähigkeiten jener  Anlagen,  im  Frieden  wie  im  Kriege, 
fast  im  gleichen  Maasse  beeinträchtigt  habe,  als  der  Mangel 
höherer,  grosser  Gesichtspunkte  bei  Auslegung  des  deutschen 
Eisenbahnnetzes  und  die  Zerplitterung  der  Verwaltung  derselben, 
der  vollkommenen  Ausnutzung  dieser  Verkehrsstrassen  für  Zwecke 
des  Fliedens,  wie  des  Krieges  gleich  hindernd  im  Wege  stehe, 
so  dass  unablässiges,  wenn  auch  langsam  wirkendes  Bestreben 
auf  allmälige  Beseitigung  dieser  Zerfahrenheit  zu  richten 
sein  wird. 

Ist  die  Durchführung  gewisser  Systeme  in  der  Anlage 
(natürlich  mit  den  gebotenen  Modifikationen)  für  die  Friedens- 
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erfordeniisse  der  Eisenbahn  von  grosser  Wichtigkeit  und  An- 
nehmlichkeit, so  tritt  der  Werth  derselben  noch  weit  prägnanter 
bei  der  Kriegsleistung  der  Eisenbahnen  hervor,  wo  es  ja,  unter 
Verhältnissen,  von  so  grosser  Bedeutung  bei  der  Disposition 
für  den  Transport  und  Kampf  sein  kann,  a  priori  zu  wissen, 
wo  man  etwa  Lokalitäten  bestimmten  Zweckes  zu  suchen  hat, 
auf  welche  Ausdehnung  gewisser  Anlagen,  wie  Rampen,  Auf- 
stellungsgeleise, Ladevorrichtungen,  bedeckte  Räume,  Schuppen 
auf  Güterstationen,  von  Zimmern  für  Bureau's  und  Einquartirung 
oder  Lazarethvorrichtung  etc.  auf  Personenstationen  man  ohn- 
gefahr,  nach  der  Bedeutung  der  Station,  rechnen  darf. 

Es  wird,  bei  einigermaassen  systematisch  durchgeführten 
Betriebsanlagen,  in  vorhinein  einem  Disponenten  ebenso  wenig 
beigehen  können,  nach  Güterbodenräumen  für  Unterbringung 
von  Mannschaften,  Materialien  und  Pferden  auf  Personenstationen 
zu  fragen  oder  sie  dorthin  zu  diesem  Zwecke  zu  entsenden,  als 
bei  Einschiffungen  auf  Personenstationen  auf  Hilfe  von  Krahnen 
und  ausgedehnten  Rampen  zu  rechnen;  und  man  wird  dem- 
gcmäss  den  Marsch  und  Landtransport  nach  den  betreffenden 
Stationen  weit  rationeller  und  zeitsparender  einrichten  können, 
als  wenn  die  Betriebsklassen  derselben  auch  nicht  den  ent- 
ferntesten Anhalt  für  die  Gestaltung  eines  Bildes  von  deren 
Kapazität  und  Disposition  gestalten  lassen. 

So  viel  über  die  stehenden  Betriebs -Anlagen.  Sprechen 
wir  nun  von  dem  Fahrzeug  und  werfen  wir  auch  hier  zunächst 
einen  vergleichenden  Blick  auf  das  Ausland.  Denn  nur  durch 
internationalen  Austausch  der  Gedanken  und  Erfahrungen  ist 
die  Vervollkommnung  möglich.  Ich  spreche  nämlich  absichtlich 
nur  von  denjenigen  Dingen,  worin  wir  von  dem  Auslande  lernen 
können.  Denn  es  ist  —  ich  sagte  das  schon  oben  bei  Gelegen- 
heit der  Erwähnung  der  Abhandlung  von  LavolUe  in  einem 
der  neusten  Hefte  der  >  Revue  dts  deux  Mondes  <  —  Sache  des 
Auslandes,  die  Einrichtungen,  bezüglich  deren  es  von  utis  zu 
lernen  hat,  selbst  zu  erörtern.  Diese  Methode  empfiehlt  sich 
also  schon  vom  Standpunkte  des  rationellen  Egoismus.  Zugleich 
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aber  liefert  sie  den  Beweis,  dass  wir  trotz  unserer  letzten  Er- 
folge frei  sind  von  nationaler  Selbstüberhebung. 

In  England  also  —  und  bis  zu  einem  gewissen  Grad  auch 
in  Frankreich  —  hat  man  einen  Normal -Wagen,  den  Lowry. 
Dies  ist,  nach  der  Definition  des  Barons  Weber  (Seite  137  u.  ff.), 
>der  offene  Güterwagen  mit  beweglichen,  soliden  Bords, 
massiger  Länge  und  solchem  Radstande,  dass  er  alle  Radien 
der  Hauptbalmen  ohne  Bedenken  für  Sicherheit  und  Oekonomie 
durchlaufen,  und  auf  der  üblichen  Drehscheiben -Konstruktion 
manipulirt  werden  kann.  Jeder  dieser  Wagen  führt  die  gut 
und  wasserdicht  hergestellte  Plane,  mit  der  er  bedeckt  wird, 
wenn  er  Güter  fahrt,  die  dies  verlangen,  der  Länge  nach  zu- 
sammengerollt, an  seine  Seite  geschnallt  bei  sich.  Der  An- 
schluss  dieser  Planen  an  den  Wagen  ist  mittels  Ringen,  Durch- 
steckeisen oder  Eette  oder  Schnuren  so  hergestellt,  dass  er 
auch  den  Anforderungen  der  Zollbehörden  entsprechend  gestaltet 
werden  kann. 

Mittelst  dieser  Wagen  wird  den  Bedürfnissen  der  aller- 
meisten und  heterogensten  Transporte  genügt  und  eine  Aus- 
nutzung des  Fuhrparkes  erzielt,  die  kaum  in  Vergleich  mit  der 
unserer  Gattungswagen  zu  stellen  ist,  während  sich  der  Transport 
der  todten  Bruttolast  und  der  Luftwiderstand  durch  Wegfall 
der  WagendOcher  und  Kasten  ungemein  abmindert  und  allent- 
halben sich  die  Füglichkeit  bietet,  mit  Hebevorrichtungen  die 
Wagen  zu  be-  und  entladen. 

Hin  und' wieder  hat  man  auch  in  Deutschland  diese  Ein- 
richtung nachgeahmt;  die  nassauische  Staatsbahn  z.  B.  kennt 
schon  seit  1860  nur  eine  Sorte  offener  Wagen.  Auch  erörtern 
dermalen  die  Fachblätter  die  Fragen  der  Herstellung  sogenannter 
Normalkonstruktionen  für  Achsen  und  für  Wagen.  Die  Idee  ist 
vielleicht  nicht  mehr  weit  entfernt  von  dem  Siege.  Thatsächlich 
leiden  wir  dermalen  noch  an  einer  Buntscheckigkeit  ohne  Gleichen, 
und  zwar  in  diesem  Falle  wenigstens  nicht  nur  an  einer  Verschieden- 
heit auf  den  verschiedenen  Bahnen  und  in  den  verschiedenen  Ter- 
ritorien, sondern  auch  auf  ein  und  derselben  Bahn.  Unsere  Techniker, 
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weit  entfernt,  sich  bei  dem  einfachen  >Lowry<  zu  beruhigen, 
vermaassen  sich,  für  jeden  besonderen  Zweck  auch  einen  be- 
sonderen Wagen  zu  erfinden.  Sie  erinnern  in  diesem  Bestreben 
an  das  bekannte  Bonmot  des  Fürsten  Bismarck:  >Wenn  die 
Deutschen  reich  genug  wären,  würde  sich  Jeder  seinen  besonderen 
König  halten,  wie  er  gerade  dem  individuellen  Herzensbedürfniss 
am  Besten  entspräche«. 

—  »Wir  haben«,  sagt  Herr  von  Weber ,  > Wagen  für  Kok-, 
Kohle-,  Braunkohle-,  Steine-,  Schienen-,  Getreide-,  Langholz-, 
Bauholz-,  Scheitholz-,  Kalk-,  Schwefelsäure-,  Stroh-,  Heu-, 
Schweine-,  Rindvieh-,  Federvieh-,  Pferde-  etc.  etc.  Transporte, 
bald  mit  festen  Kasten,  bald  mit  beweglichen  Holzdächern, 
bald  mit  beweglichen  oder  unbeweglichen  Bords,  bald  mit 
Thüren  vorn,  bald  hinten,  bald  mit  Gitterwänden,  bald  mit 
Leinwandplanen,  bald  mit  Lederdecken  etc.  etc.,  alle  in  An- 
ordnung und  Konstruktion  von  einander  unterschieden. 

Leider  haben  diese  so  vollkommen  für  ihren  Zweck  geeigneten 
Wagen  die  grosse  Untugend,  dass  sie  meist  nur  für  ihren  Zweck 
zu  gebrauchen  sind,  deshalb  die  Rückwege  leer  zurücklegen 
müssen  und  während  eines  grossen  Theiles  des  Jahres  ungebraucht 
stehen. 

Daher  rührt  es  fast  allein,  dass  die  gesammte  Nutzlast, 
welche  auf  deutschen  Eisenbahnen  befördert  wird,  nicht  über 
25  Prozent  der  bewegten  Gesammtlast  beträgt  und  die  Wagen 
sich  nur  während  14  Tagen  im  Jahre  in  wirklicher  Bewegung, 
volle  351  Tage  aber  auf  den  Stationen  und  im  Repäraturschuppen 
etc.  etc.  stehend  befinden«. 

Diesem  letzten  Argument  des  Herrn  v.  Weber  muss  ich, 
im  Interesse  der  Nicht-Techniker,  eine  kleine  Verwahrung  bei- 
fügen. Sie  hat  den  Zweck,  nicht  seine  Worte  zu  rektifiziren, 
sondern  den  Eindruck  oder  die  Vorstellung,  welche  sie  hervor- 
zurufen, unter  Umständen  im  Stande  sind.  Es  ist  nämlich 
durchaus  richtig,  dass  die  2000  Meilen,  welche  durchschnittlich 
ein  Wagen  im  Jahre  durchläuft,  in  etwa  vierzehn  Tagen  zurück- 
gelegt werden  könnten,  vorausgesetzt,  dass  der  Wagen  ununter- 
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brocken  im  Laufe  bliebe.  Der  Wagen  läuft  5  Meilen  Entfernung 
in  einer  Stunde  Zeit  und  also  5  X  24  Meilen  an  einem  Tage. 
Allein  er  läufl  nicht,  um  zu,  laufen,  sondern  um  Transportdienst 
zu  verrichten.  Und  zu  letzterem  gehört  nicht  nur  das  Warten, 
sondern  auch  das  Aufladen  und  das  Entladen;  und  das  nimmt 
naturlich  die  Hauptzeit  in  Anspruch ;  es  ist  daher  niemals  irgend 
ein  Wagen  in  permanenter  Bewegung,  und  er  kann  es  seiner 
Zweckbestimmung  nach  nicht  sein. 

Im  Uebrigen  sind  die  Bemerkungen,  die  ich  in  dem  Obigen 
mittheilte,  richtig,  im  Frieden  nicht  nur,  sondern  auch  in  er- 
höhtem Grade  im  Kriege.  Der  Krieg  nämlich  erfordert  möglichst 
viel  Wagen,  alle  von  einer  Konstruktion,  alle  von  einer  be- 
kannten Konstruktion,  und  alle  von  einer  Konstruktion,  welche 
man  zu  möglichst  mannigfaltigen  Zwecken  gebrauchen  kann. 
Also  z  B.  offene  Wagen,  mit  willkührlich  entfernbarem  Bord. 
Denn  Wagen  mit  festem  Bord  kann  man  z.  B.  für  Getreide 
und  für  Pferde  gebrauchen,  aber  nicht  für  das  Geschütz.  Wagen 
ohne  Bord  wohl  für  Geschütze,  aber  nicht  für  die  Pferde.  Dess- 
balb  müssen  die  Wagen  wahre  >En-tout-cas<  sein.  Sind  sie 
das  nicht,  ist  Jeder  nur  exklusiv  für  eine  ganz  besondere  Zweck- 
bestimmung konstruirt  und  zu  nichts  Anderem  brauchbar,  so 
muss  der  militärische  Disponent  in  der  Regel  auf  den  Gebrauch 
von  Dreiviertel  der  Wagen,  die  man  ihm  schickt,  verzichten. 

Es  ist  wahr,  die  Güterwagen  mit  geschlossenem  Kasten- 
deckel haben  sich  bewährt  für  den  Transport  der  Mannschaft 
und  der  Pferde;  aber  wenn  das  Wetter  gut  ist,  kann  man 
letztere  auch  in  offenen  Wagen  transportiren ,  und  jedenfalls 
verdienen  solche  Wagen,  in  welche  man  nicht  bloss  Mannschaft, 
sondern  auch  Geschütz  und  sonstiges  schweres  Kriegsmaterial 
verladen  kann,  den  Vorzug.    Sie  passen  für  Alles. 

In  Betreff  der  Lokomotiven  hat  jener  Hang  unserer  deutschen 
Eisenbahn-Technik,  durch  welchen  sie  sich  von  der  englischen 
unterscheidet,  nämlich  der  Hang,  gleichsam  zum  Triumphe  der 
Technik,  welche  sich  nicht  als  Mittel,  sondern  als  Selbstzweck 
denkt,  für  jeden  speziellen  Zweck  eine  aparte  Maschine  zu  kon- 
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struiren,  die  man  zu  sonst  nichts  gebrauchen  kann,  ebenfalls 
seine  Wirkung  geäussert.  Der  Techniker  strebt  nach  möglichst 
idealer  Vollkommenheit  des  einzelnen  Stücks,  während  das  Pro- 
gramm der  Volkswirthschaft  nicht  die  einzelne  Maschine  als 
Selbstzweck  anerkennt,  sondern  verlangt,  dass  sie  möglichst 
einfach  und  billig ,  und  dabei  so  konstruirt  sei,  dass  sie  den 
Zwecken  des  Ganzen  nach  allen  Richtungen  am  besten  ent- 
spreche. Es  tritt  in  Befolgung  dieses  wirtschaftlichen  Grund- 
satzes in  neuester  Zeit  eine  Reaktion  ein  wider  jene  Neigung 
der  Maschinen-Konstrukteure.  Man  betrachtet  es  als  unzweifel- 
haft, dass  gewöhnliche  Bahnen,  die  nicht  gerade  raschen  Transit- 
und  Weltverkehr  haben,  zum  Theil  mit  nur  einer  Art,  höchstens 
aber  mit  ewci  Gattungen  Maschinen  auskommen  können  und 
nur  sehr  wenige  drei  Sorten  bedürfen.  Die  Einheit  und  Ein- 
fachheit des  Dienstes  steht  aber  weit  über  der  Frage,  ob  die 
Maschine  ein  Paar  Pfund  Kohlen  mehr  verbraucht  oder  nicht; 
und  es  steht  daher  auch  hier  zu  erwarten,  dass  man  die  Gat- 
tungen reduzirt,  um  den  Betrieb  zu  vereinfachen. 

—  >Der  Dienste,  sagt  Weber ,  >hat  sich  mit  der  Ent- 
wickelung  der  Verkehre  geändert,  die  Gattungen  desselben,  der 
Eil-,  Personen-,  Güter-  und  gemischte  Zugdienst  ist  strenger 
zu  sondern  gewesen,  um  den  Erfordernissen  eines  jeden  gerecht 
werden  zu  können,  und  unzweifelhaft  ist  ein  Maximum  eines 
Effektes  und  der  SicJierJwit  überall  nur  mit  einer  für  den  spe- 
ziellen Zweck  konstruirten  Lokomotive  zu  erlangen. 

Aber  schliesslich  fragt  der  gesunde  Menschenverstand:  ob 
denn  diese  Maximalleistung  mit  ihrem  kleinen  Ueberschusse  von 
Gewinn  über  eine  gute  MUtelleistung  wirklich  so  werthvoll  sei, 
dass  man  ihr  alle  Vortheile  zum  Opfer  bringen  sollte,  die  aus 
Reduktion  der  Zahl  der  Lokomotivkonstruktionen  erwachsen 
müssen? 

Für  die  Kriegsleistung  der  Eisenbahnen,  die  häufig  das 
Ueberschreiten  fremder  Linien  mit  Lokomotiven,  die  von  Führern 
gefahren  werden,  welche  die  fremde  Bahn  wenig  oder  gar  nicht 
kennen,  oft  höchst  wünschenswerth  macht,  würde  die  Verein- 
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fachung  des  Begriffs  der  Lokomotivgattungen  nnd  die  Ver- 
allgemeinerung ihrer  Leistungsfähigkeit  von  unberechenbarem 
Nutzen  sein.  Es  würde  dann  nicht  mehr,  wie  z.  B.  im  letzten 
Kriege  vorgekommen,  sich  ereignen  können,  dass  die  Maschine, 
welche  einen  grossen  Militärzug  auf  einer  Flachlandsbahn  be- 
förderte, kaum  einen  kleinen  Bruch theil  desselben  auf  der 
nächsten  Hügellandbahn  weiter  bringen  konnte,  oder  dass  weder 
der  Eisenbahntechniker  von  Fach,  noch  der  disponirende  Offizier, 
bei  Anmeldung  der  ihnen  für  gewisse  Transporte  "gesandten 
Maschinen,  sich  auch  nur  entfernt  einen  Begriff  machen  konnten, 
was  sie  damit  auf  betreffender  Bahn  zu  leisten" im"  Stande  "sein 
würden. 

Auch  hier  ist  so  wenig  Gefahr  für  wesentliche  Güter,  wie 
Leib,  Leben  und  Eigenthum,  bei  Vereinfachung  der  Konstrnk- 
tions- Anordnungen  der  Lokomotiven  in  Aussicht,  dass  eine  ge- 
wisse, von  wirklichem  Zwange  fern  gehaltene  Beeinflussung  der- 
selben durch  den  Staat,  vor  Allem  aber  gutes  Beispiel  der 
Staatsbahnen,  im  Hinblick  auf  höhere  Zwecke,  wohl  kaum 
tadelnswerth  erscheinen  dürfte. 

Kommen  wir  zuletzt  zu  der  Sprache.  Das  deutsche  Volk 
hat  selbst  durch  die  schlimmsten  Zeiten  des  Verfalls  hindurch 
die  Einheit  seiner  Sprache  gerettet.  Wenn  heute  im  Reichs- 
tag ein  Bayer  von  der  Tyroler  Grenze  und  ein  Preusse  vom 
Ufer  des  Njemen  (im  äussersten  Nordosten,  nahe  der  russischen 
Grenze)  miteinander  reden,  so  verstehn  sie 'einander.  Unsere 
Eisenbahnen  aber  verstehn  einander  nicht.  Sie  haben  niemals 
Alle  eine  gemeinsame  Sprache  gehabt.  Daraus  kann  man  ihnen 
keinen  Vorwurf  machen.  Es  hat  bisher  an  einem  gemeinsamen 
deutschen  Mittelpunkt  für  das  ganze  Eisenbahn-Wesen  gefehlt  und 
der  Territorialismus  hat  stets  in  zentrifugaler  Richtung  gearbeitet. 
Er  hat  kleine  Winkelresidenzen,  welcho  weit  ab  von  den  wirklichen 
Zentral -Adern  des  Verkehrs  liegen  und  für  Handel  und  Industrie 
keinerlei  Stätte  bieten,  zu  Knotenpunkten  von  Bahnnetzen  erhoben. 
Er  hat  aus  den  Uniformen  einen  Kultus  gemacht  und  das  Personal 
theils  als  Offiziere,  theils  wie  Opernstatisten  angezogen;  vor 
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Allem  aber  hat  er  es  für  einen  groben  Verstoss  gegen  die 
Etikette  der  Einzelsouveränetät  erklärt,  dass  die  Dienststellung 
und  die  Dienstabzeichen  dieselben  sind,  wie  in  dem  benach- 
barten Landchen.  Wenn  man  auch  alles  Andere  adoptirte,  so 
änderte  man  wenigstens  den  Schnitt  und  die  Farben,  die 
Paspoils  und  die  Kragen,  die  Litzen  und  die  Mützen.  So  ist  denn 
unter  dem  Einfluss  dieser  Zustände  auch  die  Sprache  ausgeartet ; 
und  es  ist  nicht  ganz  leicht,  sie  zu  rektifiziren.  Denn  auch 
die  Begriffe  decken  einander  nicht.  Man  denke  nur  an  das 
oben  gegebene  Beispiel  von  dem  Begriffe  eines  »Direktors <. 
Die  Wortfehler  beruhen  zuweilen  auf  Denkfehlern,  und  manchmal 
auch  umgekehrt.  Abgesehen  hiervon  spielen  die  Dialekte  ihre 
Rolle;  und  je  näher  die  Dialekte  an  einander  grenzen,  je  häu- 
figer sich  die  Begriffe  theilweise  decken,  aber  nicht  ganz,  desto 
leichter  sind  Irrungen  möglich,  —  leichter  als  bei  totaler 
Diskrepanz. 

In  der  That  ist  es  keine  allzu  kühne  Idee,  wenn  man  an 
die  Möglichkeit  einer  gemeinsamen  Nomenklatur  für  das  Eisen- 
bahn-Wesen der  ganzen  Erde  denkt.  Denn  die  Technik  und 
die  Administration  bewegen  sich  ja  überall  auf  den  nämlichen 
Bahnen.  Warum  sollen  sie  also  nicht  versuchen,  sich  von  den 
Fesselu  zu  befreien,  welche  ihnen  der  Territorialismus  und  der 
Provinzialismus  auferlegt?  Die  Naturwissenschaften  haben  es 
gewagt,  sich  eine  Universalsprache  zu  schaffen,  und  es  ist  ihnen 
so  ziemlich  gelungen.  Dieselbe  Pflanze,  welche  in  jedem  Lande 
und  bei  jedem  Volke,  ja  vielleicht  in  jeder  Provinz,  in  jedem 
Gau,  in  jedem  Kreis,  oder  in  jedem  Gebirgsthal  einen  anderen 
Namen  führt  und  in  Folge  dessen  oft  dem  Laien  ein  ganz 
unfassbares  Ding  ist,  hat  in  der  Wissenschaft  nur  einen  Namen. 
Sowohl  der  Begriff,  als  auch  das  Wort  stehen  unzweifelhaft 
fest.    Das  wäre  das  Endziel  und  es  ist  zu  erreichen. 

So  weit  sind  wir  aber  in  unserm  deutschen  Eisenbahn- 
Wesen  noch  lange  nicht.  Erst  müssen  wir  die  Begriffe  fest- 
stellen und  dann  das  allgemein  gültige  Wort  dafür  finden; 
und  wenn  man  damit  im  Reinen  ist,  muss  man  ein  j  Glossarium 
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Unguac  r>iarum  fcrrearum<  aufstellen,  und  zwar  ein  illustrirtes, 
damit  sich  nicht  wieder  unter  dem  Einfluss  des  Provinzial-  und 
Territorialgeistes  dem  einheitlichen  Worte  lokaliter  verschiedene 
Begriffe  unterschieben.  Man  könnte  auch  die  einzelnen  Worte 
numeriren  und  sich  in  den  Telegrammen  der  grösseren  Kürze 
und  Präzision  halber  der  Nummern  bedienen,  unter  welcher 
das  Glossarium  die  Dinge  verzeichnet. 

Im  Frieden  verkehrt  jede  Bahn  zunächst  mit  ihren  Nach- 
baren ;  und  wenn  auch  die  beiderseitigen  Geschäftssprachen  sehr 
von  einander  abweichen  (und  gewiss  ohne  Noth),  so  lernt  doch 
bei  uäherem  und  längerem  Umgang  der  Eine  das  Kauderwälsch 
des  Andern  nothdürftig  verstehen.  Aber  im  Kriege  muss  auf 
grosse  Strecken  und  auf  weite  Entfernungen  gewirkt  werden. 
Auf  einer  der  grossen  Linien,  z.  B.  Berlin-Strassburg,  hat  man 
eine  Menge  Verwaltungen  und  folglich  auf  deutschem  Boden 
eine  Menge  verschiedener  Sprachen.  Man  muss  Personal  aus 
den  verschiedensten  Verwaltungen  mitnehmen  und  kommen 
lassen  für  den  Eisenbahn  -  Dienst  in  Feindes -Land.  Welches 
Unglück  nun,  wenn  dieses  Personal  nicht  nur  die  Sprache  des 
Feindes  nicht  versteht,  sondern  auch  nicht  seine  heimische 
unter  einander!  Das  ist  fast  eine  Wiederholung  der  Sprach- 
verwirrung des  babylonischen  Thurmbaus. 

Es  ist  kein  Wort  weiter  darüber  zu  verlieren,  von 
welcher  Bedeutsamkeit  die  Herbeiführung  der  Einheitlichkeit 
der  Worteprache  der  Eisenbahnen,  innerhalb  eines  Länder- 
komplexes, dessen  Armeeleitung  sich  in  einer  Hand  befindet, 
für  den  Kriegsdienst  derselben  sein  müsse,  während  ihr  Nutzen 
für  den  Friedensdienst  derselben  kaum  weniger  gross  ist,  aber 
dann  erst  recht  einleuchtend  hervortreten  wird,  wenn  solche 
Einheitlichkeit  über  kurz  oder  lang  herbeigeführt  worden  ist 
und  dann  der  frühere  Zustand  der  Sprachverwirrung  ebenso  als 
CJnbegreiflichkeit  erscheinen  wird,  wie  vorher  die  Einheitlichkeit. 
Die  Herbeiführungen  von  Münz-,  Maass-  und  Gewichtseinheitlich- 
keiten liefern  Beispiele  hierfür. 

Was  die  Signale  anlangt,  so  hat  Herr  von  Weber  der 
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Unifizirung  und  Simplifizirung,  der  Einheit  und  der  Einfachheit 
schon  energisch  vorgearbeitet  durch  sein  werthvolles  Werk 
»Das  Telegraphen-  und  Signalwesen  der  Eisenbahnen  (Weimar, 
Voigt,  1867). 

Ein  Blick  auf  die  Darstellung  dieses  Buches  zeigt  drastisch 
die  ebenso  verderbliche  als  unnöthige  Zerfahrenheit  und  Unein- 
heitlichkeit,  die  im  Bereiche  dieses  Hauptelementes  der  Sicher- 
heit und  Pünktlichkeit  des  Eisenbahnbetriebes  in  Deutschland 
herrscht,  die  in  diesem  Umfange  fast  unbegreiflich  wäre,  wenn 
die  deutsche  Zersplitterung  nicht  auch  das  Unglaublichste  in 
solchen  Beziehungen  erklärlich  machte. 

Es  scheint  in  der  That  sehr  oft,  wenn  man  das  Signal- 
system der  nächstbenachbarten,  ja  in  dieselben  Stationen  zu- 
sammenlaufenden Bahnen  vergleicht,  als  hätte  man  bei  Aus- 
rüstung jeder  neuen  Bahn  mit  Signalen,  nicht  allein  gar  keine 
Rücksicht  auf  vorhandene  Institutionen  dieser  Art  genommen, 
die  Nachtheile  und  Gefahren  gar  nicht  erkannt,  die  aus  dem 
Vorhandensein  von  zwei,  drei  und  mehr  Signalsystemen  auf 
derselben  Anschlusslinie,  die  häufig  dieselben  Begriffe  durch 
die  gerade  entgegengesetzten  Zeichen  ausdrücken,  erwachsen, 
sondern  mit  grösstem  Fleisse  immer  neue  Formen  und  Zeichen 
für  dieselben  einfachen  Begriffe  herausgesucht,  ohne  dass  häufig 
ein  anderes  Motiv  dafür  denkbar  erscheint,  als  dass  man  eben 
Neue«  und  Abweichendes  habe  schaffen  wollen. 

Um^  Alles  mit  einem  Wort  zu  sagen: 

Die  Gesammtzahl  der  Signale  in  Deutschland  beläuft  sich 
auf  tausend.'^  Ein  und  derselbe  Begriff  hat  auf  den  verschiedenen 
Bahnen  zwanzig  verschiedene  Signale.  Einer  versteht  nicht  die 
Signale  des  Andern*) 

Es  existirt  gewiss  in  der  ganzen  weiten  Welt  Niemand, 
der  diesem  Unsinn  auch  nur  den  entferntesten  Schatten  einer 
vernünftigen  Begründung  oder  Rechtfertigung  abgewinnen  könnte. 

In  England  begnügt  man  sich  mit  dem  zehnten  Theil  der 

•)  Inzwischen  hat  sich  auch  hier  schon  Manches  gebessert,  besonders 
in  Prenssen. 
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Signalform.  Man  weiss  dort,  dass  Einfachheit  und  Einheitlichkeit 
des  Signalwescns  so  wichtige  Eigenschaften  desselben  sind,  dass 
ihnen  schon  hier  und  da  der  vollkommen  eingehende  Ausdruck 
der  verschiedenen  möglichen  Begriffe  geopfert  werden  darf. 

Man  hat  in  England  sowohl  wie  in  Frankreich  eine  ein- 
heitliche Signal -Ordnung  für  alle  Bahnen  schon  vor  langen 
Jahren  eingeführt.  In  England  besorgte  es  eine  von  den  Eisen- 
bahnen gemeinschaftlich  niedergesetzte  Konferenz;  in  Frankreich 
die  Regierung,  welche  der  von  ihr  einberufenen  Kommission 
das  Programm  vorlegte,  um  eine  gemeinsame  Signalsprache  fest- 
zustellen, —  eine  Sprache,  welche  zu  den  Augen  Aller  spricht 
mittels  eines  und  des  nämlichen  Zeichens,  das  leicht  zu  erlernen 
und  gut  zu  verstehen  ist,  sogar  für  solche  Personen,  welche  dem 
Eisenbahn -Dienste  fremd  sind.  Diese  Aufgabe  ist  in  England 
und  Frankreich  vollständig  gelöst. 

Die  Sprache  der  Eisenbahnsignale  ist  in  jenen  Ländern 
in  der  That  eine  fast  allgemein  verstandene  geworden,  nach 
der  das  Publikum,  die  Fuhrwerkführer  und  die  Organe  der 
öffentlichen  Autoritäten  sich  zu  richten  verstehen,  ja  deren 
Allgemein verständniss  so  bestimmt  vorausgesetzt  wird,  dass  die 
Signale,  welche  den  kolossalen  Strassenverkehr  in  London  an 
einigen  Stellen  regeln,  nach  denselben  Prinzipien  konstruirt  sind. 

Würde  nun  schon  die  Einheitlichkeit  der  Signalsprache, 
die  sich  natürlich  nur  auf  die  Hauptzeichen  zu  erstrecken  brauchte 
(während  die  Gestaltung  der  lokal  nöthigen  Signale  überall  in 
soweit  dem  Ortsbedürfhiss  anheim  zu  geben  sein  würde,  als  sie 
nicht  die  Formen  der  Hauptsignale  missverständlich  macht), 
ganz  ungemeine  Vortheile  für  den  Friedensdienst  der  Eisen- 
bahnen zeigen,  so  müssten  die  Vortheile  derselben  für  den 
Kriegsdienst,  bei  der  hier  nöthigen,  oft  erwähnten  Vorschiebung 
ganzer  Betriebspersonale  und  Betriebsmittel  über  mehrere  Eisen- 
bahnlinien ganz  unberechenbar  sein. 

Da  die  Schnelligkeit  des  Dienstes,  die  Sicherheit  desselben 
und  die  Leistungsfähigkeit  der  Bahnen  in  sich  gegenseitig  be- 
dingenden Wechselwirkung  stehen,  das  Signalwesen  und  das 
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Verständnis  des  Signal wesens  aber  ein  Hauptelement  der  Sicher- 
heit ist,  so  würde  sich  natürlich  die  Leistungsfähigkeit  der 
Hahnen  ganz  ungemein  mit  Wegfall  der  Sprachgrenzen  erhöhen, 
von  deren  Ueberschreitung  an  eine  erhöhte  Vorsicht  und  Ver- 
langsamung des  Dienstes  unvermeidlich  ist. 

In  Deutschland  haben  wir  lange  genug  darauf  gewartet, 
dass  die  Eisenbahnen  selbst  auf  dem  Wege  der  freien  Verein 
barung  einen  gemeinschaftlichen  Signal-Kodex  zu  Wege  brächten. 
Wir  warteten  vergeblich.  Ein  Zwangsmittel  besassen  wir  nicht. 
Jetzt  ist  dies  anders.  Die  Reichsverfassung  bietet  uns  die 
nöthigen  Mittel  und  wir  haben  keinen  Grund,  gegenüber  kin- 
dischen Launen  und  gemeinschädlicher  Krähwinkelei,  deren 
Anwendung  zu  scheuen.  Ich  würde  daher  empfehlen,  dass  das 
Reichskanzler- Amt  die  Sache  in  die  Hand  nimmt  und  unter 
Führung  eines  mit  dem  Gegenstande  vertrauten  Technikers  einen 
Gesetzentwurf  ausarbeitet.  Die  besten  Vorarbeiten  bietet  das  zu- 
letzt genannte  Werk  von  Herrn  r.  Weber,  welches  auf  Seite  209  u.ff. 
einen  vollständigen  >  Entwurf  zu  einer  allgemeinen  Signal- 
Ordnung  für  die  deutschen  Eisenbahnen*  enthält.  Es  bedarf  nur  einer 
Revision  und  des  Stempels  der  Reichsgesetzgebung.  Die  Gesetz- 
gebung hat  ja  auch  die  Signale  für  die  StromschiftTahrt  geregelt. 

Zum  Schlüsse  dieser  Charakteristik  und  Kritik  der  deutschen 
Eisenbahn-ßuntscheckigkeit  noch  ein  Wort  über  die  Uniformen. 
Die  Uniform  ist  auch  ein  Zeichen,  und  nichts  als  ein  Zeichen, 
so  gut,  wie  die  Signale.  Während  letztere  zunächst  für  das 
Eisenbahn-Dienstpersonal  bestimmt  sind,  wenden  sich  die  Uni- 
formen an  das  Publikum ,  um  ihm  zu  sagen,  welches  Amt  der 
betreffende  Bedienstete  bekleidet  und  welche  Funktionen  er 
ausübt.  Eine  solche,  jeden  Augenblick  lesbare  Benachrichtigung 
ist  erforderlich,  damit  die  Leute  im  Stande  sind,  sich  sofort 
an  die  richtige  Adresse  zu  wenden.  In  Ermangelung  einer 
solchen  ist  das  Publikum  rathlos.  Es  wird  von  Pontius  zu 
Pilatus  gewiesen  und  läuft  umher,  wie  ein  irrender  Ritter. 

Nun  kann  man  sich  gewiss  nicht  darüber  beschweren,  dass 
die  deutschen  Regierungen  sich  zu  wenig  um  die  Uniformen 
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gekümmert  hätten.  Im  Gegentheil.  Aber  durch  all  dieses 
Uebermaass  von  Fürsorge  ist,  weil  dieselbe  nicht  den  eigent- 
lichen Zweck  und  nicht  das  Publikum,  sondern  mehr  die  Be- 
friedigung eines  gewissen  partikularistisch-ästhetischen  höheren 
Kleiderkünstler- Bedürfnisses  im  Auge  hatte,  nur  ein  Zustand 
heillosen  Wirrwarrs  herbeigeführt,  der  zunächst  darin  seinen 
Grund  hat,  dass  die  Amtsstellung,  die  Kompetenz  und  die 
Funktionen  einander  nicht  decken,  sondern  fast  auf  jeder  Bahn 
andere  sind.  Erst  muss  eine  gewisse  Einheit  auf  diesem  Ge- 
biete herbeigeführt  werden ;  und  erst  dann,  nachdem  die  Begriffe 
und  Dienstkategorieen  festgestellt  sind,  kann  man  die  Zeichen 
fixiren,  welche  diesen  Begriffen  Ausdruck  geben  sollen.  In 
letzterer  Beziehung  wäre  nun  hauptsächlich  Folgendes  zu  be- 
achten. 

Man  muss  zunächst  das  Gebiet  des  Uniformwesens  auf 
möglichst  enge  Grenzen  einschränken.  Die  Eisenbahn  ist  kein 
Feldlager,  und  das  Personal  ist  kein  Kriegsheer;  es  ist  daher 
auch  durchaus  nicht  nöthig,  dass  alle  Bediensteten  in  Uniformen 
umherlaufen.  Es  ist  im  Gegentheil  schädlich.  Denn  die  Viel- 
heit verwirrt.  Uniformen  sind  nur  nöthig  erstens  für  die  Beamten, 
welche  direkt  mit  dem  Publikum  verkehren.  Zweitens  für 
solche,  welche  obrigkeitliche  Funktionen  ausüben.  Letzteres  ist 
öfters  in  Preussen  der  Fall  sogar  bei  Subaltern -Dienern  von 
Privatbahnen.  Sie  gelten  als  Polizeibeamte,  ihre  Aussagen 
haben  öffentlichen  Glauben,  und  Widerstand  gegen  dieselben 
gilt  als  Auflehnung  gegen  die  Obrigkeit.  Eine  Einrichtung  von 
sehr  zweifelhaftem  Werthe!  Denn  diese  Leute  sollen  das  Pu- 
blikum bedienen  und  nicht  es  beherrschen ;  zur  Ausübung  obrig- 
keitlicher Funktionen  fehlt  ihnen  oft  die  nöthige  persönliche 
Qualifikation,  noch  mehr  aber  die  sachliche,  da  sie  ja  doch  nichts 
sind  als  Diener  einer  Gesellschaft,  mit  welcher  der  Passagier 
in  einem  Vertragsverhältnisse  steht,  und  zwar  die  gerade  mit 
Erfüllung  dieser  Vertragsleistung  beauftragten  Diener.  Was 
würde  man  sagen,  wenn  das  Gesetz  den  Schneider  in  dem  Augen- 
blicke, wo  er  mir  den  Rock  anprobirte,  für  meine  Eo-ipso- 
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Obrigkeit  erklärte?  Und  wo  ist  der  Unterschied?  Steht  der 
Schneider  etwa  niedriger,  als  der  Trinkgeld  bedürftige  Schaffner? 
Man  sollte  daher  solche  obrigkeitliche  Funktionen  entweder  ganz 
beseitigen  oder  auf  ein  möglichst  enges  Gebiet  beschränken. 
Soweit  mau  aber  dieselben  beibehält,  muss  absolut  der  Bedienstete 
uniformirt  und  die  Vorschrift  erlassen  werden,  dass  er  als  Polizei- 
beamter nicht  gilt,  wenn  er  nicht  in  Uniform  ist. 

Sodann  muss  das  Uniformwesen,  nachdem  man  das  Geltungs- 
bereich desselben  geregelt  und  beschränkt  hat,  vereinfacht  werden, 
damit  es  —  denn  das  ist  ja  nur  sein  Zweck  —  von  dem  Pu- 
blikum begriffen,  und  Jeder  prima  vista  als  das  erkannt  werde, 
was  er  ist.  Dazu  wäre  ein  blauer  Kragen  für  die  administra- 
tiven und  ein  rother  für  die  technischen  Beamten,  und  auf 
jedem  Kragen  die  erforderlichen  Rangzeichen,  schon  genug.  Auch 
hier  ist  das  Einfache  gut,  und  das  Gute  ist  einfach. 

Der  jetzige  luxuriöse  Uniform -Wirrwarr  erzeugt  einen  Zu- 
stand, welcher  etwa  demjenigen  gleich  steht,  welcher  sich  er- 
geben würde,  wenn  man  in  jeder  Apotheke,  und  zwar  aus  Vor- 
liebe für  Mannigfaltigkeit  der  Formen  und  Bnntheit  der  Farben, 
die  Büchsen  und  Flaschen  anders  etikettirte,  so  dass  man  be- 
ständig fehl  griffe  und  Gifte  präparirte  anstatt  der  Arzeneien. 
Unsere  Gesetzgeber  brüten  über  der  >Pharmacopoea  borussica* 
und  der  >Pharmacopoea  germanica*  im  Interesse  der  Kranken. 
Wann  wird  man  an  die  Gesunden  denken,  welche  auf  der  Eisen- 
bahn Leib  und  Leben  riskiren? 
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VIII.  In  Faust's  Studierzimmer. 


Knurre  nicht,  Pudel!   Zu  den  laüigtn  Tönen, 
Die  jetzt  meine  ganze  Seele  umfassen, 
Will  der  thierische  Laut  nicht  passen. 
Wir  sind  gewohnt,  dass  die  Menschen  verhöhnen, 
Was  sie  nicht  verstehn; 
Dass  sie  vor  dem  Guten  und  Schönon, 
Das  ihnen  oft  hcschwerlich  ist,  murren; 
Will  es  der  Hund,  wie  sie,  beknurren? 

Ein  Schreck  davor,  die  Sprache  auf  erlernte  Thierlaute  zurück- 
geführt, sie  als  eine  Mitgift  aus  König  Nobels  Hofstatt  enthüllt 
zu  sehn,  ist  sehr  begreiflich.   Eher  alles  andre! 

Gerade  weil  der  Mensch  sich  aus  dem  Thierreiche  erhob 
und  noch  etwas  anderes  ward,  als  ein  Thier,  weil  er,  wie  wir 
schon  Monboddo  versöhnlich  es  entwickeln  sahn,  die  Gott- 
ähnlichkeit erst  anzubahnen  hat,  dadurch,  dass  er  >von  der 
göttlichen  Natur  belehrt,  eigne  schöpferische  Kraft  vornehmlich 
an  sich  selbst  ausübt,  als  einem  Gegenstand,  der  unter  allen 
andern  am  meisten  in  seiner  Gewalt  ist  und  den  nach  seinem 
eignen  Gefallen  zu  formen  und  zu  bilden  er  von  Natur  die 

•)  Siehe  Bd.  27,  I.  Eine  orientalische  Frage.  Bd.  28,  II.  Physis  und 
Tbesis.  Bd.  29,  III.  Zopf  und  Schwanz.  Bd.  80,  IV.  Hieronymik.  Bd.  31, 
V.  Auf  dem  babylonischen  Thurme.  Bd.  32,  VI.  Eine  occidentalische  Ant- 
wort. Bd.  33,  VH.  König  Nobels  Hofstatt. 
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Fähigkeit  vor  jedem  andern  bisher  entdeckten  Thier  voraus  hat<, 
gerade  deswegen  ist  ihm  seine  Beziehung  zum  Thierreich  eine 
ebenso  empfindliche  Frage,  wie  seine  Beziehung  zu  seinen  Göttern. 

Und  Monboddo  liess  dem  Menschen  doch  noch,  so  weit  es 
sich  um  die  Herkunft  seiner  Sprache  handelt,  die  weniger  de- 
müthigeude  Stellung  im  Thierreich,  dass  des  Menschen  eignes 
Thiergeschrei  von  ihm  zur  Sprache  ausgebildet  worden  sei,  er 
also  nicht  gar  den  übrigen  Thieren  den  Anfang  der  Sprache 
unbewusst,  als  ein  rechter  Affe,  entlehnt  habe. 

Ohne  allen  Schreck  geht  es  bei  der  Forschung  nach  den 
Anfängen  eben  nicht  ab.  Aber  was  hilft  es?  Er  muss  doch 
nun  einmal  durchgemacht  werden.  Diejenigen,  die  ihn,  wie 
Monboddo ,  zuerst  unbeirrt  durchgemacht  haben,  sogar  als  noch 
weder  der  Zwang  der  Logik  noch  thatsächlicher  Beweise  es 
nothwendig  machten,  hat  der  Schreck  der  übrigen  mit  dem 
Märtyrerthum  bekleidet.  Dass  in  unsrer  Zeit  es  Herrn  Dunem 
nicht  mehr  so  ergangen  ist,  ist  ein  sehr  bedeutsames  Zeichen 
der  Zeit.  Das  Todtenglöcklein  für  manche  Autorität,  die  sich 
noch  in  stolzer  Machtfülle  und  Sicherheit  blähen  zu  können 
wähnt,  ist  erschollen.  Ehe  das  Jahrhundert  eingesargt  sein 
wird,  werden  viele  redliche  Männer,  denen  der  eigne  und  des 
Volkes  Seelenfriede  oberste  Richtschnur,  und  die  ihn  im  Fest- 
halten, statt  im  Vordringen  suchten,  verwirrt  und  still  auf  die 
Seite  schleichen;  während  das  Lumpengesindel  sagen  wird,  wir 
haben  es  ja  immer  gesagt.  Uud  ehe  das  Jahrtausend  dem  Jahr- 
hundert gefolgt  sein  wird,  wird  ein  neuer  Friede  aufgerichtet 
sein  auf  Erden. 

Denn  es  ist  keine  Ursache  zu  wirklicher  Furcht  vor  dem, 
was  nur  durch  den  Bruch  mit  der  Gewöhnung  schreckt.  Die 
Siege  der  Forschung  können  niemals  Glaube,  Liebe  und  Hoff- 
nung —  und  Ehre  —  welche  den  Menschen  adeln  und  durch 
diesen  Adel  binden  und  miteinander  verbinden,  herabdrücken; 
sie  können  sie  nur  erhöhn.  Es  hat  sie  nieht  herabgedrückt, 
als  die  Forschung,  zuerst  in  die  Hypothese  gekleidet,  genau 
wie  jetzt  bei  Herrn  Darwin^  die  Vielheit  der  Welten  enthüllte, 
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und  die  irdische  Heimath  in  ein  wirbelndes  Staubkorn  ver- 
wandelte. Wenn  sie  nun  enthüllt,  dass  der  Mensch  nur  der 
König  des  Thierreichs  ist,  der  Friedenskönig,  der  den  Kriegs- 
könig entthront  und  eingesperrt  hat,  dass  ihn  nicht  blos  sein 
Blut  als  Geschwisterkind,  sondern  auch  seine  Sprache  als  Schul- 
kind auf  seine  Unterthanen  zurückverweist,  als  den  unendlich 
reichen  und  für  so  grosses  zeugungskräftigen  Schoos,  dem  er 
entstiegen  ist;  wenn  sie  über  seinen  engern  Zusammenhang  mit 
der  Welt  in  ihrer  ganzen  Mannig faUigfceit  neues  Licht  giesst, 
so  kann  es  das  Gewissen  dessen,  der  bisher  ein  Findling  unbe- 
kannter Herkunft  war,  am  allerwenigsten  schädigen,  wenn  so 
seine  Erinnerungen  aus  der  Familie  wieder  erweckt  werden  und 
er  das,  was  er  ist,  glaube-,  liebe-  und  hoffnungs-  und  chrenreich 
mit  dem  vergleicht,  was  er  war;  wenn  »bescheidne  Wahrheit 
gesprochen  wird  der  kleinen  Narrenwelt,  die  sich  gewöhnlich 
für  ein  Ganses  hält«. 

Als  Theil  des  Thierreichs,  in  jeder  Beziehung  sich  auf- 
fassend, wird  der  Mensch  den  falschen  Hochmuth  los,  der  sein 
Tichten  und  Trachten  auf  eine  andre  höhere  Welt  lenkt,  und  er 
gewinnt  dafür  den  gerechtfertigten  Stolz,  das  für  alle  verant- 
wortliche Familienhaupt  auf  Erden  zu  sein,  welches  für  die 
Zukunft  hier  zu  sorgen  hat,  und  geine  schlafen  gehen  kauu, 
wenn  es  seine  Pflicht  gethan  hat. 

Goethe  lässt  Faust,  als  derselbe  den  verhängnissvollen 
Pudel  mitgebracht  hat,  sich  mit  dem  Worte  beschäftigen,  wobei 
er,  wie  wir  gesehn  haben,  in  einer  Doppeldeutigkeit,  zu  der  die 
Verführung  nahe  liegt,  dem  Schotten  Monbodäo,  der  ihn  wie 
Herder  gefangen  zu  haben  scheint,  verstohlen  ein  Denkmal 
setzt.  Als  Monboddo'3  Geheimniss,  die  That  als  Quell  und  Kern 
des  Worts,  heraus  ist,  ist  mit  dem  Pudel  nicht  mehr  aus- 
zukommen. Erst  hat  er  gemurrt  und  geknurrt,  nun  heult  er 
und  bellt.  Das  aber  ist  GoetJie  nicht  eingefallen,  damit  etwa 
die  Bauwautlteorie^  wie  Herr  Max  Müller  Herder1*  ersten  dann 
von  ihm  verlassenen  und  verläugneten  Glauben  getauft  hat,  in 
protestirende  Erinnerung  bringen  zu  wollen.  Thun  wir  es  statt 
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dessen;  setzen  wir  Herrn  Max  Müller  selber,  mit  seinen  Les- 
arten des  Wortes,  auf  Faust's  Stuhl  und  murren  und  knurren 
und  bellen  und  heulen  wir  los.  Er  kann  ja  dann  seinen 
Salomonis  Schlüssel  anwenden. 

Schon  früher  haben  wir  erwähnt,  dass  wir  Herrn  Max  Müller 
weitaus  für  das  geistreichste  und  gesundeste  Mitglied  der  ganzen 
Sprachforscher -Zunft  halten,  den  vorzüglich  eine  gute  Nase 
für  die  Wirklichkeit  auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen 
Lebens  in  ferner  Zeit  vor  solchen  verschrobeneu  etymologischen 
Konjekturen  bewahrt,  wie  sich  deren  gerade  unsere  deutschen 
Korophäen  der  Wissenschaft  in  maassloser  Verwegenheit,  oder 
auch,  wie  man  es  bei  Jakob  Grimm  auffassen  muss,  in  glück- 
licher Unschuld  schuldig  gemacht  haben.  Seine  Arbeit  ist 
überall  brauchbare  Arbeit,  so  weit  sie  eben  reicht.  Und  wie 
er  klar  denkt,  weiss  er  eben  auch  klar  zu  sprechen,  wofür  er 
wohl  in  Etwas  seinem  Adoptiv-Vaterlande  und  der  Sprache,  die 
ihm  jetzt  als  Lehrmittel  zu  dienen  hat,  Dank  schuldet. 

Er  ist  daher  ein  ausgezeichneter  Führer  aufwärts  bis  zu 
den  Punkten  der  Wörterstammbäume,  die  wir,  aus  dem  Dunkel 
der  äussersten  Ferne  kommend,  von  entgegengesetzter  Seite  her 
zu  erreichen  haben;  wie  wir  ein  erstes  Bild  davon  in  der  Ver- 
bindung von  Glück,  locken  und  lugen  durch  den  Gluckenruf 
gegeben  haben,  nur  die  Ansätze  der  weiteren  Verästelung  hin- 
zufügend, deren  letzte  Sprossen  schon  einen  ganz  bemerkens- 
werthen  Theil  des  indogermanischen  Sprachwuchses  bilden,  und 
damit  erschöpfend  erklären. 

Um  demjenigen  Leser,  dem  die  Sprachforschung  bisher  fem 
gestanden  hat,  die  üeberzeugung  zu  verschaffen,  dass  die  Rech- 
nung über  die  mögliche,  auf  dem  Wege  der  Metapher  bewirkte 
Wortreichthums -Entfaltung  aus  schon  einer  einzigen  Wurzel, 
die  wir  anstellten,  als  wir  uns  zur  Aufsuchung  wahrer  Wurzeln 
rüsteten,  keine  Fiktion  ist,  soll  uns  zunächst  nun  Herr  Max  Müller 
von  dieser  möglichen  Wortreichthums -Entfaltung  eine  Probe 
geben,  die  über  allen  Zweifel  erhaben  ist,  da  sie  von  Anfang 
bis  zu  Ende  geschichtlich  vorliegt  und  ihre  Richtigkeit  auch 
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dem  Laien  in  die  Augen  springt.  Es  ist  dies  nämlich  ein 
Beispiel  aus  der  sekundären  Sprachbildung  der  Töchtersprachen 
des  Lateinischen  und  der  lateinischen  Geschenke  an  die  ger- 
manischen Sprachen,  die  vollständig  dieser  sekundären  Sprach- 
bildung angehören.    Herr  Max  Müller  sagt: 

>Wir  gehen  nun  zur  Untersuchung  einer  andern  Wort- 
familie über,  um  zu  sehen,  durch  welchen  Prozess  die  radikalen 
Elemente  der  Wörter  zuerst  aufgefunden  wurden. 

Wir  wählen  das  Fremdwort  respectabel  (engl,  respectable). 
Schon  die  Endung  lässt  auf  seinen  lateinischen  Ursprung  schliessen, 
obgleich  sich  dies  vom  engl,  respectable  nicht  so  unbedingt  be- 
haupten Hesse,  da  die  Engländer  ihr  able  auch  mitunter  angel- 
sächsischen Stämmen  anfügen,  z.B.  readable,  eatable,  burnable  etc. 
In  respcctabilis  erkennen  wir  leicht  das  Verbum  respectare  und 
die  Endung  bilis.  Wir  trennen  dann  das  Präfix  re  ab  und  be- 
halten spectarc,  welches  als  eine  Partizipialbildung  auf  das 
lateinische  Verbum  spicere  oder  specere  (schauen,  erblicken) 
zurückweist.  In  specere  unterscheiden  wir  wieder  zwischen  der 
veränderlichen  Endung  erc  und  dem  unveränderlichen  spec1  das 
wir  die  Wurzel  nennen.  Von  dieser  Wurzel  erwarten  wir  nun, 
dass  sie  sich  im  Sanskrit  und  den  andern  arischen  Sprachen 
vorfinden  werde,  was  auch  wirklich  der  Fall  ist.  Im  Sanskrit 
bat  die  gebräuchlichere  Form  pas\  sehen,  kein  s  zu  Anfang; 
spas  wird  auch  in  speis a  (Spion),  in  spashta  (virspashta) ,  klar, 
offenbar,  und  in  dem  spas  (Wächter)  der  Veda's  gefunden.  In 
der  teutonischen  Familie  finden  wir  spöhön  im  Althochdeutschen 
=  spähen,  spcha  =  Spion  (engl,  spy,  franz.  espion).  Im  Grie- 
chischen ist  die  Wurzel  spek  in  skep  verwandelt,  welches  dem 
Verb  skeptomai,  um  sich  sehen,  beschauen,  zu  Grunde  liegt; 
davon  wird  ferner  skeptikos,  zum  Betrachten  geschickt  und  ge- 
neigt, ein  Skeptiker,  wie  vorzugsweise  die  Pyrrhoniker  Messen, 
ferner  skopos,  ein  Schauer,  Kundschafter,  skopein^  spähen,  und 
epikopos,  ein  Aufseher,  Bischof,  hergeleitet.  Untersuchen  wir 
nun  die  mannigfachen  Verzweigungen  dieser  Wurzel.  Mit  re- 
spectabel anfangend,  fanden  wir,  dass  es  ursprünglich  eine 

8* 


Digitized  by  Google 


116 


abdanken  aber  die  Herkunft  der  Sprühe. 


Person  bezeichnete,  welche  Respekt,  Rücksicht  verdient.  Wir 
gehen  an  gewöhnlichen  Gegenstünden  oder  Personen  vorüber, 
ohne  auf  sie  zu  achten,  während  wir  uns  umwenden,  um  auf 
diejenigen  nochmals  zurückzublicken,  welche  unsere  Achtung, 
Bewunderung,  überhaupt  Berücksichtigung  verdienen.  Dies  war 
die  Grundbedeutung  von  Respekt  und  respektabel,  und  wir  dürfen 
uns  auch  nicht  wundern,  wenn  wir  erwägen,  dass  das  Wort 
nobel  (lat.  nobüis)  ursprünglich  nur  den  Begriff  einer  Person 
hinstellte,  welche  gekannt  zu  werden  verdient;  denn  nolrilis  steht 
für  gnobüis,  so  wie  nomen  für  ynomtn,  nalus  für  gnntus. 

»Rücksichtlich«  ist  heutzutage  fast  zu  einer  blossen  Prä- 
position geworden;  denn  wenn  wir  sagen:  »Rücksichtlich  dieses 
Wortes  habe  ich  nichts  mehr  zu  bemerken,«  so  heisst  das  kaum 
mehr  als:  »Ich  habe  über  dieses  Wort  nichts  mehr  zu  be- 
merken.«   Ebenso  braucht  der  Engländer  »with  respcct  to*. 

So  wie  wir  ferner  beim  Umsehen  eine  einzelne  Person  oder 
Sache  ins  Auge  fassen,  so  wird  das  Adjektiv  respektiv  und  das 
Adverb  respektive  fast  in  demselben  Sinne  wie  mit  Beziehung 
auf  das  Einzelne  (franz.  spttialcmmt)  gebraucht. 

Das  englische  respit  ist  eine  normannische  Modifikation  des 
lateinischen  respectus,  franz.  repit.  Repit  bedeutete  ursprüng- 
lich das  Zurückblicken,  den  Rückblick  auf  die  ganze  Sachlage. 
Ein  Angeklagter  erhielt  so  und  so  viel  Tage  ad  respcctum,  um 
seinen  Rechtsfall  nochmals  zu  prüfen.  Später  sagte  mau,  dass 
ein  Gefangener  ein  respit,  eigentlich  eine  Zeit  zur  nochmaligen 
Untersuchung,  eine  Frist,  einen  Aufschub  erhalten  habe,  und 
zuletzt  wurde  sogar  ein  Verbum  gebildet  und  man  sagte,  dass 
er  >re$pitirt<  worden  sei. 

So  wie  specere,  spähen,  mit  der  Präposition  re  zu  der  Be- 
deutung Respekt  kam,  so  bildet  es  mit  der  Präposition  de  das 
lateinische  despicere,  auf  etwas  herabsehen,  engl,  to  despise^ 
verachten.  Das  französische  depit  (altfranz.  despit)  bedeutet 
nicht  mehr  Verachtung,  obgleich  es  das  lateinische  despeehts 
ist,  sondern  vielmehr  Aerger,  Verdruss;  se  dipiter  heisst  böse 
werden,  depiteujc  ärgerlich.    >En  depit  de  qn.<  ist  ursprünglich 
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>in  Missachtung  Jemandes,  ihm  zum  A erger«,  dann  »ihm  zum 
Trotz«,  und  die  englischen  Ausdrücke  spitv,  in  spite  of,  spitcfid 
sind  blosse  Abkürzungen  von  Wortformen,  für  deren  Bedeutung 
das  weggelassene  d<;  eigentlich  sehr  wesentlich  war. 

So  wie  de  von  oben  herab,  so  bedeutet  $ub  von  unten  hin- 
auf und  giebt  mit  specere  verbunden  suspiccre,  suspieari,  empor-, 
aufblicken,  ferner  beargwöhnen.  Davon  leiten  die  Engländer 
ihr  suspect,  suspicion,  stispiciotts,  die  Franzosen  soupcon. 

Da  circiim  im  Kreis  herum  bedeutet,  so  ist  cirewnspicere 
sofort  verständlich ;  im  Englischen  leitet  man  davon  rircumspect 
ab,  umsichtig,  vorsichtig,  behutsam  (franz.  circonspect). 

In,  hinein,  giebt  inspicere,  hineinsehen ;  davon  in  mehreren 
Sprachen  Inspektor,  Inspektion. 

Mit  ad  verbindet  sich  specere  zu  adspieere,  anblicken,  daher 
adspexius,  Aspect,  Ansicht,  Aussicht,  Aussehen. 

Durch  die  Zusammensetzung  mit  pro  wurde  prospicere, 
vorwärts  blicken,  vorsehen  und  vorhersehen,  gebildet  und  daraus 
entstanden  wieder  Wörter  wie  prospectus,  prospective  (engl.). 
Mit  con  bildet  sich  conspicere,  sein  Augenmerk  auf  etwas  richten, 
ferner  conspectus,  conspieuous  (engl.).  Aehnliche  Zusammen- 
setzungen geht  das  von  dem  Partizip  von  specere  abgeleitete 
spectare  ein,  z.  B.  mit  ex,  expectare,  engl,  to  expect,  erwarten, 
nebst  seinen  Derivatis. 

Das  englische  auspirious  (Glück  weissagend)  enthält  unsere 
Wurzel  ebenfalls  als  zweiten  Bestandtheil.  Das  lateinische 
auspicium  steht  für  amspicium  und  bedeutete  das  Ausspähen 
nach  dem  Fluge  gewisser  Vögel,  der  für  den  Erfolg  irgend  einer 
öffentlichen  oder  privaten  Handlung  von  guter  oder  schlimmer 
Vorbedeutung  sein  sollte.  Daher  nimmt  aitspicions  geradezu 
den  Sinn :  günstig,  glücklich  an  und  man  sagt  nach  lateinischem 
Muster  noch  heute:  Unter  den  Auspizien  dieses  Regenten  etc. 
Hnnispex  ist  bekanntlich  ein  ähnlich  gebildetes  Wort  und  be- 
zeichnet eiue  Person,  welche  die  Eingeweide  beschaut  und  aus 
ihnen  die  Zukunft  verkündet. 

Von  specere  bildete  man  ferner  speculum,  Spiegel,  und 
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speatla,  Ort  zum  Spähen,  Warte,  und  davon  wieder  sjhculnri, 
ausspähen,  spekuliren,  Spekulation,  spekulativ  und  Aebnliches 
in  andern  neuern  Sprachen. 

Doch  noch  viele  andere  Schösslinge  wuchsen  aus  dieser 
Wurzel  hervor.  Das  lateinische  speculum,  Spiegel,  wurde  im 
Italienischen  zu  specchio  und  kam,  wenn  auch  auf  einem  Um- 
wege nach  Frankreich,  um  das  Adjektiv  cspieglc,  verschmitzt, 
zu  bilden.  Der  Ursprung  dieses  französischen  Wortes  ist  sehr 
sonderbar.  Bekannt  sind  die  Schwänke  unseres  deutschen  Eulen- 
spiegels, dessen  Name  früh  im  Mittelalter,  als  man  auch  Schwaben- 
spiegel, Laienspiegel  sagte,  aufgekommen  sein  mag.  Die  Fran- 
zosen übersetzten  diese  Schwänke  und  lernten  den  Helden 
desselben  zuerst  unter  den  Namen  ükspiegle  kennen,  woraus 
sie  dann  cspieglerie  bildeten  und  espiegle  wurde  überhaupt  der 
Name  für  einen  Schalksnarren. 

Da  die  Franzosen  nicht  nur  aus  dem  Lateinischen,  sondern 
auch  aus  den  teutonischen  Sprachen  Wortfomien  entlehnten, 
so  finden  wir  bei  ihnen  neben  den  direkten  Ableitungen  von 
specere  auch  das  altdeutsche  spehön,  nur  wenig  maskirt,  als 
epier,  ital.  spiarc>  spioniren.  Das  altdeutsche  speha  (Späher) 
erscheint  im  Altfranzösischen  als  espic,  jetzt  espion. 

Einer  der  knospenreichsten  Zweige  derselben  Wurzel  ist 
das  lateinische  species.  Mögen  wir  nun  spccüs  in  der  Bedeutung 
einer  fortwährenden  Aufeinanderfolge  ähnlicher  Individuen  in 
den  stetig  zusammenhängen  Generationen  auffassen  (Jussieu), 
oder  es  nur  als  eine  Gedankenkategorie  existiren  lassen  (Agassiz\ 
es  sollte  jedenfalls  ursprünglich  eine  wörtliche  Uebersetzung  de3 
griechischen  in  seinem  Gegensatze  zu  yiras,  genus,  sein. 
Die  Griechen  klassifiziren  alle  Dinge  ursprünglich  nach  ihrem 
Geschlecht  und  ihrer  Gestalt,  und  obgleich  diese  Ausdrücke 
später  durch  Aristoteles  ihre  philosophische  Erklärung  erhielten, 
so  ist  doch  ihre  etymologische  Bedeutung  wirklich  nicht  blos 
die  einfachste,  sondern  auch  die  angemessenste.  Die  Dinge 
können  klassifizirt  werden,  entweder  weil  sio  demselben  getiua 
oder  Geschlechte  angehören,  d.  h.  weil  sie  denselben  Ursprung 
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hatten,  was  eine  genealogische  Klassifikation  giebt,  oder  weil 
sie  dieselbe  äussere  Erscheinung,  eidos,  oder  Gestalt  zeigten, 
ohne  einen  gemeinsamen  Ursprung  zu  beanspruchen,  und  dies 
giebt  uns  eine  morphologische  Klassifikation.  Aber  im  aristo- 
telische u  und  nicht  in  seinem  etymologischen  Sinne  wurde  das 
griechische  eidos  im  Lateinischen  mit  species,  was  die  Unter- 
abtheilung eines  genus,  die  Klasse  einer  Familie,  die  Art,  be- 
zeichnen sollte,  übersetzt.  Die  Franzosen  machten  daraus  espece, 
Gattung  und  das  deutsche  speziel  trat  als  die  Gattung  bezeich- 
nend dem  Generellen  oder  Allgemeinen  gegenüber  und  special 
nahm  im  Englischen  noch  überdies  die  Bedeutung  des  Ausser- 
gewöhnlichen,  z.  B.  in  special  train  (Extrazug),  special  messenger 
(expresser  Bote)  an,  worin  denn  freilich  der  Grundbegriff  der 
Sanskritwurzol  spas  fast  ganz  verschwunden  ist.  Wir  sagen 
spezifiziren  und  im  Englischen  hört  man  den  Ausdruck  speeify 
(namentlich  oder  einzeln  angeben)  noch  häufiger,  z.  B.  a  mav 
spefkics  his  grievanecs.  Woher  nun  diese  Bedeutung?  Specificus 
im  mittelalterlichen  Latein  ist  eine  buchstäbliche  Uebersetzung 
des  griechischen  eidopoios,  ein  eidos,  ein  Bild,  eine  species  oder 
Art  machend,  darstellend.  Was  nun  bei  der  Klassifikation  eine 
Species  darstellt,  ist  eben  jene  besondere  Qualität,  welche  zu 
andern,  an  allen  Gliedern  eines  Geschlechts  gemeinschaftlich 
vorhandenen  Qualitäten  noch  hinzutreten,  eine  Klasse  von  allen 
andern  unterscheidet.  So  ist  der  spezifische  Charakter,  welcher 
den  Menschen  von  allen  andern  Thieren  unterscheidet,  die  Ver- 
nunft oder  Sprache.  Spezifisch  nahm  daher  die  Bedeutung 
unterscheidend  oder  unterschieden  an  und  das  Zeitwort  spezifiziren 
die  Bedeutung  des  stuckweisen  und  besondern  Aufzählens. 
Interessant  ist  noch  das  ebenfalls  hierher  gehörige  französische 
epicier ,  ursprünglich  ein  Spezerei-  oder  Gewürzhändler.  Man 
sprach  von  den  verschiedenen  Droguen  oder  Spezereien,  welche 
der  Apotheker  verkaufte,  mit  gelehrter  Miene  wie  von  Spezies, 
nicht  wie  von  Droguen  im  Allgemeinen,  sondern  wie  von  be- 
sondern Spezereien  und  Spezial- Arzneimitteln.  Daher  heisst 
der  Chemiker  oder  Apotheker  im  Italienischen   noch  heute 


Digitized  by  Google 


120 


Gedanken  über  die  Herlranft  der  Sprache. 


speciale,  sein  Laden  spezieria.  Im  Französischen  nahm  speeies, 
welches  regelmässig  in  espece  überging,  eine  neue  Form  an, 
um  Spezereien  auszudrucken,  nämlich  t-piees,  engl,  spiecs;  pnin 
tVepkes  entspricht  unserm  Pfefferkuchen,  der  seinerseits  an  Zeiten 
erinnert,  wo  >  Pfeffer«  im  Deutschen  eine  allgemeinere  Bedeutung 
hatte.  Versucht  man  nun  Formen,  wie  Spezerei  oder  Spezies- 
Thaler  auf  die  einfache  Wurzel  aperere  zurückzuführen,  so  er- 
kennt man  jene  wunderbare  Macht  der  Sprache,  welche  aus 
wenigen  einfachen  Elementen  eine  Mannigfaltigkeit  von  Worten 
herauszuentwickeln  vermochte,  welche  von  der  unbegränzten 
Mannigfaltigkeit  der  Natur  selbst  kaum  übertroffen  wird.< 

Und  fügt  dann  in  einer  Anmerkung  hinzu :  >Wir  brauchen 
wohl  nicht  zu  erwähnen,  dass  unsere  Liste  der  von  der  Wurzel 
spee  abgeleiteten  Wörter  keineswegs  vollständig  ist;  hierher  ge- 
hört z.  B.  noch  sperimen ,  speetator.  speetaeulum  und  Spectake], 
speeiarles  (im  Engl.  Brille),  Spezialität,  Spcetnim,  speeiosus  mit 
seinen  Ableitungen  u.  s.  w.< 

Da  uns  hierbei  die  vermeintliche  Wurzel  spek,  spähen, 
einmal  in  die  Queere  gekommen,  wollen  wir  sie  nicht  so  ge- 
schwind wieder  los  lassen,  sondern  zusehen,  ob  wir  ihr  selber 
nicht  in  ähnlicher  Weise  beikommen  können,  wie  den  vermeint- 
lichen Wurzeln  luk  glücken,  oder  luk  locken,  oder  luk  sehen, 
die  sich  als  dreifache  Anwendung  desselben  Thier- Hieronyras 
auswiesen. 

Dies  macht  sich  um  so  besser,  nls  wir  spek  wie  luk  dazu 
verwandt  finden,  eine  bestimmte  Art  des  Sehens  zu  bezeichnen. 
Vielleicht  lässt  sich  dabei  jener  vortrefflichen  Eingebung  des 
Herrn  Curtius  näher  treten,  dass  »man  sagen  könne,  die  Difre- 
renzen  der  Synonyma  seien  älter  und  ursprünglicher,  als  die 
Differenzen  der  Begriffssphären.«  Dasjenige  Sehen,  welches  luk 
ursprünglich  ausgedrückt  hat,  und  in  der  That  bis  heute  in 
allen  indogermanischen  Sprachen  ausdrückt,  haben  wir  schon 
kennen  gelernt  als  ein  solches,  zu  dem  aufgefordert  wird,  also 
das  Sehen  erweckter  Aufmerksamkeit.  Dabei  wird  aber  gesehen, 
was  sehon  zu  sehn  ist,  indem  es  ein  anderer  ja  sieht.  Zu 
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solchem  Sehen  stimmte  alles,  was  wir  danach  benannt  sahen: 
die  Luke,  das  Flintenkorn  u.  s.  w.  Erst  bei  den  noch  einmal 
abgeleiteten  Metaphern  verwischte  sich  diese  Bestimmtheit. 
Obgleich  sehr  nahe  daran  streifend,  bedeutet  doch  spähen  ganz 
dasselbe,  im  Deutschen  zum  Beispiel  nicht.  Wonach  man  späht, 
&as  ist  eben  noch  nicht  su  sehen;  das  sucht  man  erst,  und  zwar 
selbst.  Und  wir  haben  soeben  gelernt,  dass  ja  auch  das  ent- 
sprechende Sanskritwort  pas  —  wir  wollen  uns  gleich  den  Weg- 
fall des  anlautenden  s  in's  Gedächtnisc  schreiben  —  für  den 
Wächter  und  den  Spion  die  Namen  hergegeben  hat,  also  mit 
dem  deutschen  spähen  in  der  Bedeutung  genau  übereinstimmt. 
Auch  das  griechische  mmUr  besagt  dies  und  nichts  anderes; 
man  muss  es  zuweilen  sogar  mit  fragen  ubersetzen.  Selbst  das 
lateinische  specer e  greift  nur  in  späten  Ableitungen  und  blassen 
Zusammensetzungen  und  immer  nur  um  ein  weniges  weiter. 
Der  spas,  der  spasa,  der  Späher,  der  episcopus,  der  haruspex, 
der  inspector,  der  spion  haben  alle  uach  Dingen  auszuschauen, 
die  noch  nicht  sichtbar  sind  und  selbst  der  lateinische  Spiegel 
ist  so  genannt  worden  als  Mittel,  ungesohn,  den  Nachbarn 
nachzuspüren,  nach  Art  unserer  Fensterspiegel,  oder  in's  Dunkel 
zu  spähn,  wie  jetzt  des  Herrn  Heimholte  Augenspiegel.  Die  spe- 
kulative Philosophie  aber,  die  Spiegelweisheit,  hat  stets  erst 
recht  nach  Dingen  ausgeschaut,  die  man  noch  nicht  sieht,  oder 
eben  doch  nur  durch  einen  Spiegel  in  einem  dunklen  Wort. 
Das  Synonym  ist  seiner  Differenz  treu  geblieben,  vom  Anfang 
bis  zum  Ende. 

Gerade  die  enge  Bestimmtheit  der  Bedeutung,  zusammen 
mit  dem  Vorkommen,  in  dieser  Bedeutung  des  Worts  in  der 
ganzen  indogermanischen  Sprachgruppe,  verräth  uns  aber,  dass 
wir  eine  Metapher  erster  Stufe  vor  uns  haben,  hinter  der  nur 
noch  das  thierische  Hieronym  steht. 

Diesmal  soll  uns  nicht  das  Glück  begünstigen,  um  dasselbe 
zu  finden,  wie  uns  wirklich,  vor  zwei  und  zwanzig  Jahren,  das 
Glück  bei  der  Entdeckung  seiner  eigenen  Wurzel  begünstigte, 
indem  die  Glucke  uns  ihr  Lied  gerade  im  rechten  Augenblicke 
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vorsang.  Diesmal  wollen  wir  selber  ausspähen,  oder  vielmehr 
in  die  Sprache  hineinspähen  —  denn  um's  Hinein  handelt  es 
sich^  beim  Spähen,  um's  Hinaus  beim  Lugen  —  und  zwar  wollen 
wir  den  Spiegel  zu  Hülfe  nehmen  und  zusehen,  welche  andere 
dunkle  Wörter  dasselbe  Thierhieronym  wohl  noch  wiederspiegeln 
mögen.  Aus  der  Konvergenz  der  Strahlen  gelingt  es  uns  dann 
vielleicht,  den  rechten  Ort  des  Urbildes  zu  ermitteln. 

Wir  haben  noch  keine  Ursache,  unter  den  verschiedeneu 
nationalen  Formen  der  Wurzel  der  einen  oder  der  anderen  den 
Vorzug  zu  geben.  Die  angebliche  Priorität  des  Sanskrit  besteht 
für  uns  nicht.  Bleiben  wir  versuchsweise  bei  der  lateinischen 
Form  spec  oder  spie  und  untersuchen  wir  die  Gleichklänge. 
Dass  wir  auch  vor  ganz  weit  ab  liegenden  Bedeutungen  keine 
Furcht  haben  dürfen,  wissen  wir  ja  nun  schon.  Das  Glück,  die 
Glocke  und  die  Klugheit  haben  uns  von  dieser  Furcht  geheilt. 

Es  wird  uns  allerdings  gleich  wieder  arges  zugemuthet, 
denn  im  Deutschen  finden  wir  zunächst  nur  den  Schweinespeck. 

Speck,  belehrt  uns  Herr  Weigernd,  ist  ein  Wort  ganz  dunkler 
Herkunft.  Er  vermag  auf  weiter  sonst  nichts  hinzuweisen,  als 
auf  spicken,  welches  davon  abgeleitet  sei.  Der  Speck  heisst 
mittelhochdeutsch  spec,  althochdeutsch  spec,  spek,  speck,  angel- 
sächsisch spie,  isländisch  das  sjnk,  dänisch  spek,  schwedisch 
speck.  Der  helle  und  kurze  Vokal  bleibt  also,  wie  beim  latei- 
nischen specere.  Die  e  sind  sämmtlich  hell,  also  wenn  abge- 
leitet, von  i  abgeleitet. 

Wenn  mit  Speck  durchaus  nichts  anzufangen  ist,  ist  es 
aher  vielleicht  mit  spicken,  nämlich  begrifflich.  Spicken  kann 
von  Speck,  Speck  kann  aber  auch  von  spicken  so  heissen.  Dies 
stösst  allerdings  etwas  vor  den  Kopf,  erstens  weil  nur  mit  Speck 
gespickt  wird.  Man  denkt,  um  in  der  Küche  zu  bleiben,  un- 
willkührlich  an  salzen,  würzen  u.  s.  w.,  lauter  Nominalzeitwörter. 
Dass  umgekehrt  ein  Verbalhauptwort  vorliegen  solle,  wie  Mehl 
von  mahlen,  Malz  und  Schmalz  von  schmelzen,  will  dann  auch 
deswegen  nicht  leicht  in  den  Sinn,  weil  der  Speck  nicht  das 
Erzeugniss,  sondern  eben  nur,  wie  Salz  und  Würze,  die  Zuthat 


Digitized  by  Google 


Gedanken  Ober  die  Herkunft  der  Sprache.  123 

beim  Spicken  bildet.  Aber  bei  ganz  alter  Wortbildung  sind 
solche  Unterschiede  nicht  gemacht  worden.  Sehr  für  unseren 
Fall  zutreffende  Beispiele  sind  Hefet  von  heben,  und  Bärme  von 
perctn,  englisch  bear  tragen,  ebenfalls  Zuthat,  die  ihren  Namen 
von  dem  hat,  wozu  sie  gebraucht  wird,  nämlich  den  Teig  auf- 
laufen zu  machen. 

Es  ist  aber  gar  früh,  dass  man  den  Spiessbraten  gespickt 
hat,  vorzüglich  im  Norden,  wo  man  nicht  genug  Fett  essen  kann. 

Vergessen  wir  einmal,  versuchsweise,  die  Fettseite  des 
Schweines  ganz  und  gar,  und  halten  wir  uns  nur  an  das  Be- 
stecken des  Bratens  mit  Fäden,  die  mit  der  gespaltenen  Nadel 
durch  das  Fleisch  gezogen  werden.  Wo  man  etymologisch  nicht 
weiter  kann,  muss  man  es  immer  mit  der  Umkehr  und  Ausschau 
nach  anderen  Wegen  versuchen,  wie  bei  Pfaden  im  Dickicht. 

Das  spicken  bringt  uns  alsbald  auf  den  neuniederdeutschen 
spieker,  neuhochdeutsch  auch  speichernagel ,  engl,  spike,  engl. 
Mundart  spiele,  andd.  spiker,  holl.  spijker,  altnord.  spikari, 
schwed.  spik,  dän.  spiger,  welche  Kapp  von  einer  Wurzel  pik 
ableitet,  deren  Urbedeutung  Spitze,  sein  soll.  Damit  würde  ganz 
gut  lat.  spien  die  Spitze,  dann  auch  die  Aehre,  stimmen,  welche 
ja  auch  eine  Spitze  oder  auch  ein  Spitzenbüschel  ist,  und  deren 
Aebnliehkeit  mit  der  Lavendelblüthendolde  dem  Laveudel  nhd. 
den  Namen  spieke,  engl,  spike  gegeben  hat.  Hier  sind  wir 
schon  weit  weg  vom  Speck,  der  lat.  laridum  heisst,  und  das 
Larenstück  oder  Herrenstück  bedeutet  zu  haben  scheint,  wie  das 
engl,  sirloin.  Und  nichtsdestoweniger  ist  der  Laut,  die  Dehnung 
des  Vokals  ausgenommen,  noch  ganz  derselbe,  wie  in  spicken 
und  die  Bedeutung  ohne  Lücke  connex.  Deutsch  kommen  wir 
von  dem  Spieker  zunächst  auf  die  Speiche,  die  Herr  Wcigand 
denn  auch  mit  dem  Speichernagel  zusammenbringt.  Die  Speiche 
heisst  ahd.  speicha,  niederd.  speke,  neuniederl.  speck,  spnak, 
engl,  spoke,  angels.  spacc,  altfries.  speke  und  mit  Zerquetschung 
des  k  auch  speszc,  und  wird  mit  dem  Spieker  verglichen  >als 
ein  von  der  Nabe  ragendes  zugeleitetes  Holz,  in  welches  oder 
vielmehr  welches  in  die  Felge  eingelassen  ist.  Für  die  Wurzel 
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von  $pieker%  spivu,  Speiche  u.  s.  w.  haben  die  deutschen  Etymo- 
logioen,  nach  Grimm*  Art,  mit  der  Grammatik  anfangend  statt 
damit  aufhörend,  >ein  zu  vermuthendes«  goth.  Wurzel verbum 
spcikan,  ahd.  spihhan,  spitz  hervorstehen,  spitz  und  lang  sein, 
alles  natürlich  mit  obligatem  Fragezeichen. 

So  weit  ist  die  lautliehe  Uebereinstimraung  des  Gebietes 
dieser  zweiten  Wurzel  >$pec<  mit  dem  der  ersten  vollständig. 
Ks  sind  uns  aber  die  Worte  Spitze  und  pik  nahegetreten,  welche, 
wenn  hierher  gehörig,  das  Gebiet  beträchtlich  erweitern  würden. 
Einer  mundartlichen  Zerqaetscbung  des  k,  c,  h  oder  ch.  der 
Gaumen-Muta  am  Schluss  der  Wurzel,  in  sz  sind  wir  im  frie- 
sischen Namen  der  Speiche  s  hon  begegnet,  und  in  z  verwandeln 
wir  sie  selbst,  zwar  nicht  schreibend,  aber  sprechend,  oder  auch 
schreibend,  wo  wir  die  Ausdrücke,  die  auf  das  lateinische  specerc 
zurückzuführen  sind,  dazu  für  ausreichend  bei  uns  eingebürgert 
halten,  sobald  auf  das  c  ein  heller  Vokal  folgt.  Und  in  den 
Tochtersprachen  der  lateinischen  geschieht  dasselbe. 

Spitz  ist  also  lautlich  wie  begrifflich  als  eine  der  Meta- 
morphosen derselben  Wurzel  mötjUch.  Ks  lautet  mhd.  spijs  und 
ahd.  spUi,  spizzi  und  diese  letztere  älteste  Form  scheint  es  als 
ursprünglich  (trfjcliiver  Natur  zu  verrathen  und  räumt  zugleich 
lautlich  alle  Schwierigkeit  bei  Seite,  es  aus  einem  noch  älteren 
spiki  oder  spiet  zu  erklären.  Das  nachfolgende  adjektivische  i 
hat  das  k  in  z  verwandelt,  wie  aus  spectere  unser  eingebürgertes 
speziell  ward.  Es  ist  hier  eine  Auseinandersetzung  mit  einer 
deutschen  etymologischen  Hypothese  nöthig.  In  nnsern  ety- 
mologischen Wörterbüchern  wird  spizzi  auf  spissi  und  ein  wie- 
derum >  vermuthetes«  ahd.  Wurzelverbum  spiszan  =  ftpirssen 
zurückgeführt,  in  welchem  das  sz  durch  das  nachfolgende  i  in 
zz  verwandelt  worden  sei.  Die^  würde  allen  Erfahrungen  an 
der  lebenden  Sprache  zuwiderlaufen,  welche  doch  die  allein  ent- 
scheidenden in  zweifelhaften  Fällen  sind.  Aus  szi  wird  nicht 
zzi,  sondern  umgekehrt;  eine  grosse  Zahl  von  Menschen,  zum 
Beispiel  viele  Juden,  können  gar  nicht  zz  sagen,  sondern  sagen 
statt  dessen  imfner  sz;  der  trägere  und  schlaffere,  auch  der  zu 
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schnell  sprechende  Mund  verfällt  sehr  leicht  in  diese  Nach- 
giebigkeit, denn  eine  solche  ist  es.  Zur  Bekräftigung  jener 
Konjektur  verweisst  Herr  Wriyanä  auf  nütze,  in  weichem  das 
tz  oder  zz  ebenfalls  aus  sz  in  Folge  eines  nachfolgenden  i  her- 
vorgegangen sei,  also  aus  nnszi  muzi  geworden  sei.  Nuszi  aber 
müsse  die  Urfonn  sein,  weil  das  Wurzelverbuni  hier  im  Ahd. 
nicht  blos  vermuthet,  sondern  vorhanden,  niossan,  im  Plural 
des  praetaeriti  tutssutnes  =  niessen  in  unserem  geniessen  sei. 
Wir  werden  auch  zu  dieser  Wurzel  kommen.  Die  Sache  ver- 
hält sich  dort  allerdings  parallel,  aber  für  diese  erfahrungswidrige 
Hypothese,  an  welcher  nur  die  leidige  Theorie  der  ausgebildeten 
Wurzelverba,  die  dabei  in  den  meisten  Fällen  »vermuthet< 
werden  müssen,  schuld  ist,  auch  nicht  ein  bischen  besser.  Spitz 
kommt  nicht  von  spiessen,  sondern  spiessen  von  spitz,  und  zwar 
zuerst  nicht  spiessen,  sondern  der  Spiess.  Der  Mensch  wenigstens 
konnte  nichts  spiessen,  ehe  er  nicht  einen  Spiess  hatte.  Bei 
dem  Worte  Spiess  kommen  wir  gar  erst  an  seltsame  Sprünge 
in  den  etymologischen  Wörterbüchern.  Sie  wissen  von  zwei 
Spiessen,  die  gar  nichts  miteinander  zu  schaffen  haben  sollen, 
dem  Kriegs-  und  Jagdspiess  und  dem  Bratenspiess,  Nur  der 
Bratenspiess  ist  auf  spiessen  und  das  vermuthete  Wurzelverbum 
Spilan  zurückgeführt.  Der  Spiess  als  Waffe  soll  nicht  von  der 
Spitze,  sondern  vom  Schaft  so  heissen  und  wird  durch  den  Bug- 
spriet, und  das  ags.  spreot,  neben  mhd.  spisz,  ahd.  spiosz,  speosz, 
xpiesz,  neuniederd.  spvt,  altnord.  spiot,  schwed.  spjut,  in  welchen 
allen  das  r  nur  weggefallen  sei,  auf  den  Spross,  den  Baumschoss, 
die  Stange  zurückgeführt.  Auch  das  spiessen  mit  dem  Waffen- 
spiess  und  das  spiessen  auf  den  Bratspiess  seien  verschiedene 
Wörter,  das  letztere,  welches  falsch  für  spiszen  oder  spissen 
stehe,  sei,  wie  wir  sahen,  ein  Wurzelverbum;  das  erstere  aber 
käme  wirklich  vom  Nomen  Spiess  her,  welches  also  spriessen 
zum  eigentlichen  Wurzelverbum  habe. 

Dem  gegenüber  wird  es  ausreichen ,  anzuführen ,  dass  ags. 
neben  spreot,  Stange  und  Spross,  auch  spit  oder  Spiess,  J;igd- 
spiess  wie  Bratenspiess  bedeutend,  vorhanden  ist,  und  wiederum 
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neben  ahd.  spiosz  auch  sprioszan,  neben  altnord.  spiot  auch 
spretta,  neben  schwed.  spjut  auch  spröt  u.  s.  w.  und  zwar  so, 
dass  das  Wort  mit  dem  r  stets  die  Sprosse,  und  ohne  das  r 
stets  den  Spiess  bedeutet. 

Diese  ausführlichere  Anführung  aus  den  geltenden  Resul- 
taten der  etymologischen  Forschung  in  Deutschland,  wie  sie 
steht,  soll  den  Leser  vor  der  Annahme  warneu,  dass  man  in 
derselben  einen  Boden  unter  den  Füssen  habe,  den  es  gefährlich 
sei  zu  verlassen.  Und  dies  ist  noch  kein  so  schlimmes  Beispiel. 
Wenn  man  so  grausam  sein  und  die  Zeit  daran  verschwenden 
wollte,  könnte  man  vorzüglich  mit  der  Gelehrsamkeit  des  Alt- 
vater Jakob  Grimm,  wie  ja  auch  schon  von  anderen  geschehen 
ist,  dem  allgemeinen  Leser  manche  heitere  Stunde  bereiten. 
Es  wäre  aber  nicht  blos  grausam,  sondern  unrecht.  Denn  es 
steht  um  die  Etymologie,  wie  um  das  Schachspiel.  Es  giebt  nur 
bessere  und  schlechtere,  keine  besten  Züge.  Der  Fehler  ist 
hier  blos  hoch  ein  relativer  Begriff. 

Vorläufig  werden  wir  ruhig  spitz  oder  spitzig  als  ein  am 
Schlüsse  erschlafftes  altes  spiki,  ferner  die  Spitze  und  die  Spiesse 
beider  Arten,  auch  die  dazu  gehörigen  Verben,  als  aus  weiterer 
Erschlaffung  am  Schlüsse  erklärbar,  für  unsere  zweite  Wurzel, 
spek  oder  spik,  mit  Beschlag  belegen.  Ueber  das  weggefall  ne 
—  oder  eingeschobne  —  r,  gegen  welches  lautgesetzlich  und 
erfahrungsmässig  allerdings  nichts  einzuwenden  wäre,  behalten 
wir  uns  weiteres  bei  andrer  Gelegenheit  noch  vor. 

Nun  zu  dem  vorgesetzten  s,  welches  Iiapp  so  leicht  opfert, 
oder  vielmehr  so  leicht  vorsetzt,  da  seine  Wurzel  ja  >pik< 
lautet.  Dass  das  so  häufige  s  vor  einer  Muta  im  Anfang  des 
Worts  unbequem  zu  sprechen  ist,  und  deswegen  im  Kindermund 
gewöhnlich  verschwindet,  im  Neuhochdeutschen  mundartlich 
und  mündlich  in  sch  zerquetscht  wird,  von  den  Spaniern  da- 
gegen durch  ein  vorgesetztes  e  gestützt  wird,  und  ebenso  von 
den  Franzosen,  die  schliesslich  das  es  in  6  zusammengezogen 
haben,  ist  genugsam  bekannt  und  spielt  schon  oben  in  Herrn 
Max  Müller* 's  Uebersicht  des  Gebiets  von  spteere  seine  Rolle. 
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So  verwandelt  sich  der  Spiess,  nämlich  die  Waffe,  durch  die 
Franken  mitgebracht,  französisch  in  epicu,  während,  beiläufig, 
der  Bratspiess  den  natürlich  lateinischen  Namen  brocke  führt. 
Daneben  heisst  der  Spiess,  die  Waffe  nämlich,  französisch  aber 
auch  die  pique,  span.  pica,  ital.  picea,  und  aus  diesem  romanischen 
Xamen  deutsch  die  Pike  oder  Pieke,  mhd.  piek,  mnd.  pek. 
Französisch  —  siehe  da!  —  heisst  aber  spicken,  neben  dem 
aus  dem  Lateinischen  stammenden  larder,  auch  piquer,  und 
damit  dürfte  wohl  der  letzte  Zweifel  an  der  Priorität  des  Zeit- 
worts beseitigt  sein.  Die  deutsche  Sprache  soll  aber  damit  nur 
ihr  Eigenthum  zurückgenommen  haben,  indem  jene  romanischen 
Namen  aus  niederdeutsch  die  picke,  Spitzhacke,  engl,  piekaxe, 
abgeleitet  werden,  welchem  Namen  wieder  ein  Verbum  picken  zu 
Grunde  liegen  soll,  nach  Herrn  Weigand,  »mit  der  Schnabel- 
spitze zufahrend  widerstossen  oder  aufnehmen;  mit  einer  Spitze 
hacken;  dem  ähnlich  tönen <,  und  ahd.  bicchan,  picchan,  piefwn, 
pihhan  »angreifen,  wonach  stechen«,  und  dieses  Verbum  soll 
wieder,  nach  Herrn  Weigand,  durch  Entlehnung  und  >zwar 
zugleich  mittelst«  eines  Ableitungs  i  oder  j  (also  bicehian,  pic- 
rhian  u.  s.  w.)  aus  gallisch,  d.  h.  keltisch-lateinisch  becciis,  der 
Schnabel,  gallisch  beik,  bret.  bek,  kymr.  pig,  welches  aber  eigent- 
lich Spitze  heisse,  herstammen.    Wir  wollen  hinzufügen,  dass 
picken  engl,  peck  und  ein  hölzerner  Nagel  engl,  peg  heisst. 
Jedenfalls  sieht  es  also  so  aus,  als  wenn  die  beiden  Wurzeln 
pek  oder  pik  und  spek  oder  spik  recht  ähnliche  Verwendung 
gefunden  haben.    Picken  und  spicken;  peg  und  Spieker  und 
»pike  und  speiehe;  pieke  und  Spiess;  und  Pik,  die  Bergspitze 
und  die  Spitze:  das  ist  doch,  obgleich  zwischen  den  Sprachen 
hin  und  her  springend,  in  hohem  Grade  parallel. 

Dabei  fehlt  das  vorgesetzte  s  hauptsächlich  den  Kelten, 
die  es  auch  später,  als  die  Deutschen  es  ihnen  zutrugen,  als 
Franzosen  und  Spanier  nicht  zu  ertragen  vermochten  und  es 
wenigstens  stützten  und  ersetzten,  wo  sie  es  nicht  ganz  wegliessen. 

Aber  wie,  wenn  es  nicht  weggelassen,  sondern  vorgesetzt 
wäre,  als  Rest  und  Zeichen  der  ursprünglichen  wiederholten 
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Aussprache  des  Naturlauts,  den  wir  suchen,  als  Reduplikation, 
welche  anzeigt,  dass  eben  ein  sich  wiederholender  Naturlaut 
gemeint  ist,  wie  wir  es  zuerst  bei  Glück  kennen  gelernt  haben? 
Wäre  die  wahre  Wurzel  pik  oder  pck,  dann  käme  mit  der  Re- 
duplikation kpik  oder  kptk  heraus,  welches  unaussprechbar  ist, 
also  so  nicht  bleiben  konnte. 

Gewöhnlich  giebt,  wenigstens  im  Deutschen  und  Lateinischen, 
die  erste  muta  nach  und  geht  ihre  Verwandlungen  in  eine  vo- 
kalisehe  liquida  durch,  welche  am  Anfang  des  Worts  vor  einer 
muta  nur  s  sein  kann,  so  vielleicht  die  grosse  Zahl  der  Wörter 
erklärend,  welche  im  Deutschen  und  Lateinischen  mit  s  vor 
einer  muta  beginnen,  als  dem  bequemsten  aber  immer  noch 
imbequemen  Vorsatz  vor  einer  Anfangs-Muta.  Dann  bildet  also 
spek  oder  spik  das  unabweudliche  Ziel  der  Lautverschiebung. 

Das  s  kann  also  ebensowohl  vorgesetzt,  wie  weggelassen 
sein.  In  den  vorgekommenen  keltischen  Wörtern  aber,  die  wir 
übrigens  nicht  ohne  Misstrauen  hier  aufgenommen  haben,  indem 
uns  weit  grössere  Vorsicht  mit  den  Buchstaben  geboten  scheint, 
als  üblich  ist,  könnte  das  b,  welches  sie  statt  des  sonst  über- 
wiegenden p  zeigen,  wohl  den  EinÜuss  einer  früheren  Redupli- 
kation, welcher  man  später  sich  ganz  entledigte,  auf  die  stcciie 
muta  verratheu,  welche  also  nur  den  ersten  Schritt,  von  der 
tcnuis  zur  media,  zurücklegte.  Für  die  keltischen  Worte  könnte 
die  Zusammenstellung  von  bcc,  also  Schnabel  und  Spitze  und 
also  auch  Spieker,  mit  altfr.  und  engl,  bacon  der  Speck,  sprechen. 
Der  Schnabel  der  Schnepfe,  becassc,  giebt  eine  ganz  vortreffliche, 
gleich  mit  Spitze,  Höhlung  und  Spalt  versehene,  Natur-Spick- 
nadel ab,  wenn  mit  einer  Sehnen-  oder  Darmschlinge  zusammen- 
gebunden. Die  Schnepfe  selbst,  ein  Urleckerbissen ,  bedarf  des 
Spickens,  und  noch  heut,  wo  man  sie  zwar  in  den  Speck  wickelt, 
steckt  der  Jägerkoch  den  abgelössten  Schnabel  als  Später  durch 
die  nach  den  Flügeln  hinaufgeschobenen  Keulen.  Das  soll 
heissen:  Seht,  so  half  ich  mir  auf  Jäger -Art  und  spickte  sie. 
Und  Jäger-Art  ist  nur  die  vornehm  gewordene  Wilden-Art  des 
uransässigen  Adels. 
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Für's  erste  fassen  wir  die  lautliche  Entfaltung  aus  der 
zweiten  Wurzel  spek  oder  spik,  welche  damit  übrigens  bei  weitem 
nicht  erschöpft  ist,  ebenso  mit  einem  Hinweise  auf  den  ver- 
knüpfenden Grundbegriff,  der  sich  offenbar  im  Verbum  picken 
enthüllte  zusammen,  wie  Herr  Max  Müller  die  Entfaltung  aus 
der  ersten  Wurzel  spec  oder  spie,  welche  im  Sanskritischen  pas, 
sehen  und  spähen,  das  s  übrigens  ebenfalls  entbehrt,  mit  dem 
Hinweise  auf  den  verknüpfenden  Grundbegriff  im  Yerbum  spähen 
ebenfalls  zusammengefasst  hat. 

Nächst  dem  deutschen  Speck,  der  uns  auf  einem  Umwege 
in  das  Gebiet  des  Pickens  führte,  begegnen  wir  dem  englischen 
speck,  welches,  neben  spot,  einen  Flecken  bedeutet.  Wedgtvood 
leitet  dies  speck  von  dem  deutschen  spucken,  wie  spot  von  dem 
gleichbedeutenden  engl,  to  spit  ab.  Der  erste  Fleck  ist  ihm 
also  der  Speichelfleck,  wahrscheinlich  im  Sande  oder  auf  dem 
Stein,  denn  sonst  macht  der  Speichel  in  der  Natur  keinen  Fleck. 
Wer  speck  oder  spot  sagt,  sagt  nach  ihm  also:  hier  hat  jemand 
gespuckt.  Das  ist  nicht  übel;  man  benennt  zuerst  das  ausser- 
gewöhnliche,  und  benennt  es,  wenn  die  Mittheilung  Werth  hat, 
wie  der  Fall  ist,  wenn  der  Speichelfleck  eine  Menschenspur 
verräth.  Speck  und  spot  wären  danach  auch  lautlich  dasselbe, 
in  eben  der  Weise  wie  spike,  der  Spieker  und  spit,  der  Braten- 
spie8s.  Hiergegen  wäre  nichts  einzuwenden,  wenn  das  k  in 
spucken  wirklich  alt  wäre.  Aber  im  Deutschen  kommen  wir 
durch  spucken  zurück  auf  sputeen  und  spiuwan,  aus  welchem 
sich  spucken  wie  speien  entwickelt  haben,  das  letztere  schon 
im  goth.  spciwan  wurzelnd.  Und  das  urverwandte  lat.  spuere 
zeigt  erst  recht  keinen  Gaumenlaut.  Das  Ags.  aber  hat  spiwan 
herübergenommen,  aus  welchem  nichts  weiter  als  spew  geworden 
ist.  Auch  das  in's  Engl,  übergegangene  spit  kann  nicht  hierauf, 
sondern  nur  auf  eine  Form  zurückgeführt  werden,  welche,  ähn- 
lich wie  das  deutsche  spützen,  in  einem  besonderen  urgerma- 
nischen spiutjan  wurzelt,  das  durch  Urverwandtschaft  mit  dem 
gTiech.  ntvuv  oder  yvirtw  in  seiner  Selbstständigkeit  geschützt 
ist.  So  kommen  wir  aus  diesen  Wurzeln  geschichtlich  wohl  auf 
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das  engl,  spot,  aber  nicht  auf  das  engl,  speck.  Auch  das  engl. 
Wort  für  Speichel,  spittle,  vermag  immer  nur  spot  zu  erklären, 
aber  nicht  speck.  Der  Speichel  heisst  altfriesisch,  also  im 
englischen  Stammlande,  sogar  spckl  und  das  englische  Verbum 
zu  speck,  speckle,  aber  wo  ein  geschichtliches  Band  vorhanden 
sein  müsste,  und  nicht  vorhanden  ist,  hilft  der  blosse  Gleich- 
klaug  nichts. 

Für  speck,  der  Fleck,  werden  wir  uns  daher  nach  anderen 
Verwandtschaften  umsehen  müssen,  wenn  wir  seine  Herkunft 
ermitteln  wollen.  Dazu  wird  aber  nöthig  sein,  die  Bedeutung 
genauer  festzustellen.  Im  heutigen  finglisch  sind  aber  speck 
und  spot  nun  nicht  genau  dasselbe.  Unser  deutsches  Fleck 
deckt  nicht  weniger  als  drei  ganz  verschiedene  Begriffe.  In 
>auf  dem  Flecke  z.  B.  bedeutet  Fleck  den  Ort.  Genau  so  hat 
Englisch  »oti  the  spot*,  aber  nicht  >ow  the  speck<.  In  dem 
> Fleck  am  Rufe<  bedeutet  Fleck  das,  was  nicht  da  sein  sollte. 
Genau  so  hat  Englisch  seinen  >spot  on  the  charactert,  aber 
nicht  »speck  on  the  character«  und  hier  spricht  zugleich  das 
deutsche,  und  sonst  auch  germanische  Spott  in  hohem  Grade 
für  die  Ableitung  des  engl,  spot  aus  spil,  denn  altdeutscher 
Spott  bestand  eben  im  Anspeien.  Im  gefleckten  Fell  dagegen 
bedeutet  Fleck  Uns,  was  da  sein  soll,  von  Natur,  und  nur  ähn- 
lich aussieht,  wie  ein  gemachter  Fleck.  Und  da  erst  hat  Englisch 
neben  >er  spotted  skim  auch  >a  speckled  skim  und  wer  ganz 
sauber  Englisch  spricht,  spricht  da  sogar  nur  von  Specks  und 
nicht  von  spots. 

Halten  wir,  neben  der  Unmöglichkeit  der  Ableitung  von 
sptik  aus  spucken,  an  dieser  Bedeutung  fest,  so  zeigt  sich,  als 
allein  übrig  gebliebenes  zugehöriges  Wort  in  den  tuih  verwandten 
Sprachen  das  niederl.  spikkel,  bunt,  dem  auch  ein  niederd.  spaak, 
der  Fleck,  zur  Seite  steht.  Damit  ist  zugleich  der  lautliche 
wie  begriffliche  Unterschied  von  speck  und  spot  als  ein  solcher 
gesichert,  welcher  schon  vorhanden  war,  ehe  die  Lautverschiebung 
die  Formen  spucken  und  Speichel  bildete.    Denn  bunt  machen 
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ja  nur  Flecke,  die  von  Natur  da  sind,  oder  zur  Zierde  gemacht 
sind,  aber  keine  Schmutzflecke. 

Da  wir  das  vorgesetzte  s,  welches  stete  im  germanischen 
Sprachstamme  die  grösste  Rolle  spielt,  losgeworden  sind,  als 
mögliche  Ür-Reduplikation,  können  wir  uns  nun  von  der  neuen 
Bedeutung  unserer  Wurzel,  buntgefleckt,  auch  nach  Verwandt- 
schaften ohne  vorgesetztes  s  umsehen,  und  da  fallt  unser  Blick 
alsbald  auf  das  lateinische  pingo,  pinxi,  pictum,  pingere,  dessen 
Stammtheil  also  wieder  pic  ist.  Das  partieipium  praeteriti, 
pkttts,  also  der  Stamm,  heisst  nun  zuerst  nicht  etwa  gemalt, 
sondern  buntgefleckt,  und  wird  von  Varro  so  von  Thieren  ge- 
braucht. Unsere  Wörterbücher  sagen  zwar,  dies  sei  die  meta 
phorische,  das  Malen  die  ursprüngliche  Bedeutung.  Dann  wäre 
es  nur  wunderbar,  dass  es  für  buntgefleckt,  oder  für  bunt  sonst 
keinen  lateinischen  Ausdruck  geben  sollte.  Als  aus  pictum 
> gemalt«  geworden  war,  hat  man  sich  freilich  mit  varius  ge- 
holfen oder  mit  versicolor;  aber  auf  solche  Abstraktionen  hat 
doch  eine  so  häufig  in  der  Natur  vorkommende,  auffällige,  Er- 
scheinung für  ihren  Namen  nicht  warten  können.  Es  hat  doch 
auch  fleckige  Thiere  gegeben,  ehe  gemalt  worden  ist,  ehe  die 
Menschen,  der  Anfang  des  Malens,  sich  selber  bunt  gemacht 
haben.  Im  griechischen  poikilos,  bunt,  und  im  altslav.  pegu, 
goth.  faihuo,  ebenfalls  bunt,  tritt  die  Urbedeutung,  die  dem 
lateinischen  Namen  des  Malens  zu  Grunde  liegt,  übrigens  klar 
zu  Tage.  Hier  haben  wir  offenbar  das  engl,  speck,  das  niederl. 
spikkel  wieder,  und  könnten  fast  eine  so  reiche  Verzweigung 
daraus  aufzählen,  wie  Herr  Max  Müller  bei  specere,  bis  zu 
Formen  hinaus,  bei  welchen  der  Laut  bis  zum  Unkenntlichen 
verstümmelt  ist,  wie  z.  B.  im  engl,  paint. 

Einer  vierten  Wurzel  spec  oder  pec,  spie  oder  pic,  begegnen 

wir  im  germanischen  und  lateinischen  Sprachgebiete  nicht  mehr; 

es  bleibt  aber  ein  beiden  Sprachgebieten  gemeinsamer  Name 

übrig,  dem  es  wenigstens  nicht  auf  den  ersten  Blick  anzusehen 

ist,  dass  er  zu  einer  der  drei  Wurzeln,  nämlich  zur  zweiten, 

zu  pickat,  gehört,  und  dessen  Zugehörigkeit  zu  dieser  Wurzel 
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zugleich  einen  Fingerzeig  auf  das  ursprüngliche  Hieronym  ent- 
hält Dies  ist  das  deutsche  Pech,  engl,  pitch,  lat.  pix,  franz. 
poix  etc.  Die  ursprüngliche  Form  ist  überall  pie,  mit  späterer 
Senkung  des  Vokals  in  helles  e.  Annahme  ist,  dass  auch  die 
deutsche  Form,  trotz  der  gepichten  deutschen  Holzwaare,  die 
sich  in's  Dunkel  der  Vorzeit  zurückverliert,  aus  dem  lateinischen 
entnommen  sei;  aber  bewiesen  ist  es  nicht.  Wir  wollen  daran 
denken,  dass  das  Pech  durch  Einschnitte  in  die  Binde  der 
Pechföhre  vermittelst  der  Picke  oder  pickaxe  gewonnen  wird, 
aus  denen  es  dann,  mit  Holzspänen  vermischt,  am  Baume  herab- 
läuft. Wie  der  Speck  vom  spicken,  kann  das  Pech  wohl  vom 
picken  abgeleitet  sein,  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  Mahd,  der 
Drusch,  die  Lese  nach  der  Arbeit  benannt  sind.  Man  blicke 
nun  rückwärts,  so  wird  man  nicht  umhin  können,  sich  zu  sagen, 
dass  wir  lautlich  ganz  eng  bei  derselben  Form  geblieben  sind, 
dass  das  lautliche  Band  zwischen  den  drei  Wurzeln,  oder  sagen 
wir  zwischen  den  ältesten  Formen  der  drei  Verzweigungen,  sogar 
viel  kürzer  ist,  als  innerhalb  der  einzelnen  Verzweigung  vor- 
kommt, dass  aber  die  Unterordnung  von  picken,  spähen  und 
bunt  unter  irgend  welchen  allgemeineren  Begriff,  wie  bei  Zurück- 
fuhrungen auf  Wurzeln  bei  derjenigen  Sprachforschung,  welcher 
der  letzte  Schlüssel  eingeständlich  fehlt,  vorausgesetzt  zu  werden 
pflegt,  nach  einem  ausserordentlich  problematischen  Unternehmen 
aussieht. 

Suchen  wir  nun,  statt  nach  dem  allgemeineren  Begriff, 
nach  unserer  Hieroglyphe  aus  dem  thierischen  Leben  und  dem 
Laut,  welcher  ihre  ursprüngliche  Zeichnung  bildet.  Das  Picken 
deutet  von  vorn  herein  auf  einen  Vogel.  Also  welcher  Vogel 
piekt,  und  zwar  in  sehr  merkbarer  Weise  und  sehr  regelmässig, 
und  so,  dass  sein  Picken  von  besonderer  Bedeutung  ist?  Und 
welcher  Vogel  späht,  und  zwar  ebenfalls  in  sehr  augenfälliger 
Weise,  und  ebenfalls  sehr  regelmässig,  und  so,  dass  sein  Spähen 
von  besonderer  Bedeutung  ist?  Und  welcher  Vogel  ist  bunt, 
und  zwar  sehr  auföllig  bunt,  wie  kein  anderes  Thier,  da  wo 
er  lebt? 
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Dies  ist  doch  wohl  der  Specht,  lat.  picus,  der  den  ganzen 
Tag  über  mit  scharfem  Schnabel  in  die  Banmrinde  hinein 
pickt,  so  dass  es  weithin  hallt,  nnd  sie  gerade  so  öffnet*  wie 
der  Mensch,  der  Pech  sammelt,  nnd  in  der  That  dem  Menschen 
das  Pech  sogar  zeigt,  indem  es  auch  unter  dem  Schnabelhiebe 
des  Spechts  herausftiesst;  der  Specht,  welcher  die  Binde  öffnet, 
um  darunter  nach  Insekten,  in  höchst  charakteristischer  Weise 
den  Kopf  drehend,  zu  spähn ;  der  Buntspecht,  picus  varius,  oder 
sogar  picus  pictus,  zu  welchem  so,  nachdem  das  Hieronym  ver- 
blichen, der  Begriff  zurückkam,  dessen  Prototyp  er  selber  ist. 

Auch  die  Elster  späht,  auch  die  Elster  pickt  in  den  Baum, 
auch  die  Elster  ist  bunt,  aber  auch  die  Elster  heisst  lat  pica. 

Wir  sind  also  diesmal  auch  mit  dem  Namen  selbst  des 
Thieres  —  ein  Fall,  der  nur  dann  eintritt  und  nur  eintreten 
kann,  wo  das  Thier  nur  einen  bedeutsamen  Laut  hat  —  noch 
bei  derselben  Wurzel  spec  oder  spie,  oder  pec  oder  pic.  Natür- 
lich hat  es  nicht  ausbleiben*können,  dass  der  Name  des  Vogels 
mit  einer  oder  der  andern  seiner  Anwendungen  schon  zusammen- 
gebracht worden,  und  von  dieser,  statt  diese  von  ihm,  abge- 
leitet worden  ist  Herr  Weigernd  denkt  an  spähen,  entweder 
weil  er  scharf  blicke  oder  wählerisch  in  Speisen,  späh,  eine 
Ableitung  von  spähen,  sei.  Jakob  Grimm  aber  entdeckt  im 
Namen  nicht  so  sein  scharfes  Gesicht  —  mit  dem  es  wirklich 
durchaus  nicht  weit  her  ist,  und  für  welches  wir  gar  andern 
Konkurrenten  begegnen  werden  —  sondern  seine  spähende 
Klugheit,  also,  wie  es  scheint,  seinen  Speculationsgeist,  die 
durch  Klopfen  an  der  Baumrinde  die  Insekten  entdeckt  und 
erinnert  an  Seine  Rolle  in  Mythus  und  Mährchen,  wo  er  ein 
grosser  Weiser,  im^Lateinischen  sogar  (Ovid)  ein  Wahrsager 
ist  und  wobei  wir  wahrscheinlich  wirklich  eine  dunkle  Reminiszenz 
an  das  allmälig  unklarer  gewordene  Hieronym  vor  uns  haben, 
wie  in  der  ganzen  Mythologie.  Im  Englischen  aber,  wo  er 
ausser  speight,  das  aus  dem  Hochdeutschen  hinübergenommen 
sein  sott,  auch  wood-pecker  heisst,  versteht  es  sich  von  selbst, 
dass  dieser,  die  gleiche  Wurzel  zeigende  Name  auf  picken  — 


134 


Gedanken  n»>er  die  Herkunft  der  Sprache. 


io  peck  —  zurückzuführen,  also  nochmalige  Benennung  mit 
dem  Urnamen  in  besondrer  metaphorischer  Anwendung  ist. 

Wenn  er  aber  sowohl  als  spähender  Vogel,  wie  als  pickender 
Vogel,  wie  als  buntgefleckter  (specked  oder  spikkel  oder  poikilos 
oder  pegu)  Vogel,  der  Specht  heissen  könnte,  dann  hat  er  seinen 
Namen  nicht  vom  spähen,  picken  oder  den  speck's  erhalten, 
sondern  ihn  dreimal  für  diese  drei  Begriffe  gegeben.  Das  lat. 
picus,  verglichen  mit  dem  lat.  sperere,  macht  ja  auch  ausserdem 
die  einseitige  Ableitung  vom  Spähen  unmöglich.  Dann  müsste 
er  spkus  heissen.  Und  zufällig  heisst  doch  nicht  pieus  im 
Lateinischen,  was  Specht  im  Deutschen  heisst. 

Woher  hat  nun  aber  der  Specht,  der  picus,  der  wood- 
pecker,  selbst  seinen  Namen?  Wir  haben  nicht  nöthig,  ihm 
dafür  zuzuhören;  das  Volk  hat  es  für  uns  gethan.  Sein  Schrei 
hat  nichts  damit  zu  schaffen;  der  Lärmen  seiner  Arbeit,  die 
ihm  allein  Interesse  gab,  gab  ihm  auch  den  Namen.  Wenn 
er  »pickt <  so  heisst  dies  so,  weil  es  dem  Volke  so  klingt oder 
weil  das  Volk  sprachlich  das  so  wiedergeben  zu  müssen  glaubt. 
Mit  dem  Schnabel  und  dem  Löchermachen  hat  es  nichts  zu 
thun,  ausser  dass  diese  nach  dem  Lärmen  der  Spechtarbeit  be- 
nannt sind.  Die  Wanduhr  hat  keinen  Schnabel,  mit  dem  sie 
Löcher  macht,  aber  dem  Volke,  wie  wir  es  oben  Herrn  Weigernd 
entlehnten,  pickt  sie  auch. 

Mit  der  Auffindung  dieses  Thier-Hieronyms  sind  einige 
weitere  bemerkenswerthe  Erscheinungen  in  unseren  Gesichtskreis 
getreten. 

Die  Nabelschur  des  vorgesetzten  Endbuchstabens,  welche 
aus  der  ursprünglichen  Reduplikation  des  Lauts  zurückbleibt, 
fehlt  also  auch  dann  nicht,  wenn  dabei  eine  Häufung  zweier 
mutae  herauskommt,  von  denen  auch  keine  aspirirt  ist,  sondern 
die  sogar  beide  irnucs  sind.  Unter  der  indogermanischen  Sprache 
ist  eine,  in  ihrem  lautlichen  wie  in  ihrem  geistigen  Wuchs,  die 
freieste,  reichste  und  verwegenste,  welche  diese  Häufung  auch 
am  Anfang  dos  Worts  nicht  scheut,  die  griechische.  Sie  thut 
es  aber  doch  nur  dann  nicht,  wenn  die  zweite  muta  tennis  die 
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dentale  ist.  Um  eine  muta  tenuis%  am  Anfange  des  Worts,  vor 
der  labialen  los  zu  werden,  sehen  wir  sie  zu  demselben  Aus- 
knnffc8mittel  greifen,  wie  ihre  Schwestern.  Dieses  Auskiinfts- 
mittel  ist  die  Verwandlung  der  ersten  muta,  nicht  blos  wenn 
es  die  dentale,  sondern  auch,  wenn  es  die  gutturale  ist,  in  s, 
und  erklärt  so  die  grosse  Zahl  der  in  den  indogermanischen 
Sprachen  mit  dem  Vorsatz  dieses  Buchstabens  vor  eine  muta 
beginnenden  Wörter.  Die  Vergleichung  der  einzelnen  Sprachen 
miteinander  zeigt,  dass  diese  Umwandlung  in  s  prinzipiell  nichts 
mit  ihrer  Trennung  zu  thun  hat.  In  axomiv  ist  nur  die  be- 
kannte Inversion  im  Innern  des  Worts  nationalgriechisch 
und  spät. 

Die  Verwandlung  in  s  ermöglichte  nicht  eine  doppelte  Form 
der  Wurzel,  wie  sie  da  möglich  war,  wo,  wie  bei  luk  und  klu, 
die  Reihe  des  wiederholten  Lauts  sich  auf  zweifache  Weise 
theilen  liess.  Denn  der  dafür  nöthige  Wegfall  des  Endkon- 
sonanten, der  nun  nur  durch  das  s  im  Anlaut  vertreten  gewesen 
wäre,  hätte  der  Selbstverständlichkeit  zu  grossen  Eintrag  gethan. 
Spec  blieb  wohl  verständlich,  statt  pecpec,  aber  spe  wäre  es 
nicht  mehr  geblieben.  Für  eine  solche  Abweichung  vom  Urlaut 
bildet  eine  schon  vollständige  Befreiung  der  Sprache  von  der 
Verbindung  mit  ihrem  Schooss  die  Voraussetzung.  Später  hat 
sich  ja  auch  der  schon  vollständig  abgelöste  Laut  in  solcher 
Weise  verändert. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Laut  ohne  und  mit  dem 
Reduplikatiosvorschlag  ist  nicht  immer  nur  zum  Zwecke  einer 
gleichartigen,  sondern  mannigfaltiger  Unterscheidungen  ver- 
verwendet worden.  In  Specht  und  picken,  in  dem  sanskritischen 
spas  und  pas,  hat  er  Hauptwort  und  Zeitwort  in  der  einen, 
in  picus  und  specere  in  der  anderen  Richtung  getrennt.  Er 
ist  aber  auch  zur  Unterscheidung  der  besonderen  Bedeutung 
des  Hieronyms  verwendet  worden,  wie  in  spähen  und  picken, 
in  specere  und  pingere.  Dabei  sind  die  einzelnen  Sprachen 
ebensowenig  gleichförmig  verfahren,  wie  bei  der  Anwendung 
zur  Scheidung  der  Redetheile,  bei  der  wir  jetzt  immer  nur  noch 
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an  die  ersten  Keime  zu  derselben  denken  Man  muss  sich 
eben  wieder  an  unsere  Vorstellung  von  dem  Wege  erinnern, 
auf  welchem  sich  die  Unendlichkeit  der  Mundarten  des  Anfangs, 
in  der  That  der  Familienmundarten,  an  der  Hand  der  durch 
Ehe,  Tausch  und  Krieg  wachsenden  Gesellschaftsbildung  gruppen- 
weis  genähert  und  zugleich  an  den  Grenzen  der  Gruppen  gegen- 
seitig abgestossen  und  dadurch,  sehr  allmälig,  die  Sprachen 
geschieden  haben,  wie  wir  es  in  dem  Abschnitt  skizzirt  haben, 
der  die  üeberschrift:  eine  occidentalische  Antwort  —  hat;  ein 
Vorgang,  der  sich  in  der  entstandenen  Sprache,  an  der  Hand 
der  Ausbreitung  des  Volks  wiederholte  und  sich  bis  heute 
wiederholt,  wo  es  die  Schrift  nicht  hindert.  Es  ist  alles  freier 
Wuchs,  wenigstens  so  frei,  wie  es  auch  der  Pflanzenwuchs  ist, 
der  Wurzel,  Stiel,  Blatt  und  Blüthe  bald  in  dieser,  bald  in 
jeuer  Vertheilung  der  Funktionen  zur  Erzeugung  des  Saamens 
verwendet,  oder  der  Thierwuchs,  der  den  Vogel  mit  den  Armen 
fliegen,  das  Pferd  darauf  gehen  und  den  Menschen  damit  ar- 
beiten lässt. 

Endlich  steht  die  Erscheinung  jetzt  vor  uns  eines  Lauts, 
der  nicht  zur  Sprache  des  als  Hieroglyphe  benutzten  Thiers 
gehört,  sondern  durch  dies  Thier  ohne  Anwendung  des  Kehl- 
kopfs zu  Stande  gebracht  ist,  und  der  deswegen  nicht  genau, 
iu  der  That  eigentlich  gar  nicht,  nachahmbar  mit  Hülfe  des 
menschlichen  Sprachwerkzeugs  ist. 

Gerade  deswegen  kam  uns  das  Beispiel  am  meisten  recht, 
welches  eigentlich  nur  das  nächste  vorbereiten  soll,  bei  welchem 
wir  Herrn  Max  Müllers  Fleiss  und  Talent  noch  ganz  andere 
in  Anspruch  nehmen,  ihm  aber  gehörig  dazwischen  murren 
werden. 

Auch  ein  unartikulirtes  Geräusch,  wie  das  Picken  des 
Spechtes,  ist  zur  Sprache  brauchbar,  eben  weü  ein  Subjekt  da 
ist,  welches  pickt.  Ein  Geräusch  ohne  lebendiges  Subjekt,  wie 
das  Brausen  der  Wipfel,  das  Murmeln  des  Bachs  sagt  dem 
Menschen  nichts,  weil  Niemand  zum  Sagen  dabei  ist,  hat  ihm 
also  auch  so  lange  nichts  gesagt,  bis  seine  Einbildung  sich  diesen 
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Jemand,  in  Gestalt  der  ßoreaden  nnd  Najaden,  geschaffen  hatte, 
was  nur  bei  schon  weit  ausgebildeter  Sprache  stattgefunden 
haben  kann.  Die  eingebildeten  Personen  in  der  Naturauffassung 
der  mythologischen  Zeit  sind  selbst  erst  Abstraktionen  von  den 
wirklichen  Personen  der  Thiergattungen,  mit  denen  wir  sie  ja 
denn  auch  im  Vorigen,  eng  verbunden,  je  früher  aufwärts,  desto 
enger  verbunden,  gesehen  haben.  Ehe  der  Mensch  auch  sie 
sprechen  hörte,  oder  vielmehr  sprechen  zu  hören  hätte  glauben 
können,  sprach  er  selbst  schon  genug,  um  nicht  auch  noch  ihre 
sehr  schwer  verständliche  Sprache,  nicht  selbstverständliche 
Sprache,  eben  weil  eine  Person  sprach,  die  sich  jeder  auf  seine 
Weise  einbildete,  zu  brauchen.  Als  er  sie  später  wirklich 
sprechen  zu  hören  glaubte,  an  Erdstellen,  wo  ungewöhnliche 
Naturtöne  vernehmlich  werden,  waren  es  ihm  Orakel  üeber 
unartikulirte  Geräusche  ohne  auch  nur  einen  eingebildeten 
Sprecher  weiter  unten. 

Die  brausenden  Wipfel,  die  knarrenden  Stämme,  der  mur- 
melnde Bach,  welche,  wie  sich  zum  Theil  bald  zeigen  soll,  aus 
der  fertigen  Muttersprache  die  Konterfeiung  ihres  Tonlebens 
erhalten  haben,  mochten  für  den  Sohn  der  Urzeit,  der  kein 
Landschaftsdichter  war,  brausen,  knarren  und  murmeln,  so  viel 
sie  wollten;  wenn  er  nicht  durstig  war,  oder  hungrig  nach 
lallenden  Eicheln  und  Bucheckern,  hörte  er  gar  nicht  hin.  Seine 
Neugier  reizten  nur  die  Thiere,  und  zwar  alle.  Wenn  des 
Spechtes  Gehämmer  in  der  Waldeswölbung  wiederhallte,  so 
sprach  dies  gerade  so  zu  seinem  Ohr,  wie  des  Kukkuks  eintöniger 
Ruf.  Das  war  ihm  Sprache,  bei  der  er  alsbald  an  den  bunten 
spähenden  Vogel  dachte,  der  die  Insekten  aus  der  Baumrinde 
pickt.  Und  ganze  Ketten  bestimmter  praktischer  Gedanken 
rief  der  Ton  wach,  drei  verschiedene  solche  Ketten,  die  sich 
von  der  Urzeit  bis  heute  fortgesetzt  haben,  während  der  Laut 
den  Gedankengang  beständig  begleitet  hat. 

Der  nächste  Wortstamm,  bei  welchem  wir  uns  gleichfalls 
an  Herrn  Max  Müller  halten,  ist  von  demselben  zu  dem  grös- 
seren Zwecke  benutzt  worden,  das  vollständige,  Bild  eines  solchen 
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Wortstammbaums  in  seiner  Verbreitung  über  die  ganze  indo- 
germanische Sprachgruppe  zu  geben  und  ihm  eine  wirkliche 
Wurzel  zu  Grunde  zu  legen  t  wie  sich  Herr  Max  Müller  eine 
solche  denkt.  Hierfür  hat  er  an  seinen  eigenen  Namen  — 
Müller  —  angeknüpft.  Wir  lassen  ihn  zuerst  sprechen.  Er  sagt: 

»»Es  glebt  eine  arische  Wurzel  mar,  welche  zerreiben,  zermalmen 
bedeutet.  Ich  möchte  nicht  behaupten,  dass  Diejenigen  sich  täuschen, 
welche  in  dieser  Wurzel  das  knirschende  Geräusch  zweier  sich  an- 
einander zerreibender  festen  Körper  wahrzunehmen  sich  einbilden. 
Unsere  Idiosynkrasien  (Empfindungseigenheiten)  in  Bezug  auf  die 
Natur  gewisser  Töne  haben  sich  ohne  Zweifel  sehr  bedeutend  unter 
dem  Einfluss  der  Sprachen  herangebildet,  welche  wir  sprechen  oder 
mit  denen  wir  bekannt  sind.  Es  ist  auch  vollkommen  wahr,  das« 
diese«  schnarrende  oder  raschelnde  Geräusch  in  verschiedenen  Spra- 
chen auf  sehr  vorschiederie  Weise  wiedergegeben  wird.  Dessen- 
ungeachtet ist  es,  da  einmal  eine  solche  Wurzel  wie  mar  mit  der 
Bedeutung  zerreiben  vorhanden  ist,  sehr  natürlich,  sich  einzubilden, 
dass  man  in  ihr  etwas  dem  von  zwei  Mühlsteinen  oder  einer  metall- 
zerraspelnden  Maschine  hervorgebrachten  Geräusche  Aehnliches  höre ; 
aber  lassen  Sie  uns  zugleich  auf  den  Unterschied  zwischen  einer 
blossen  Nachahmung  des  nicht  artikulirten  Geräusches,  das  beim 
Zerreiben  harter  Stoffe  hervorgebracht  wird,  und  dem  artikulirten 
Silbenlaut  mar  hinweisen.  Jede  mögliche  Konsonantenzusammen- 
stellung mit  auslautendem  1  oder  r  bot  sich  zum  Gebrauche  dar;  kr, 
tr,  ehr,  glr.  würden  ganz  zweckentsprechend  gewesen  sein  und  sie 
können  auch,  soviel  wir  wissen,  vor  dem  ersten  Anheben  der  arti- 
kulirten Rede  angewandt  worden  sein.  Sobald  aber  mar  die  Ober- 
hand gewonnen  hatte,  wurden  alle  andern  Kombinationen  abgedankt; 
mr  allein  wurde  angeworben  und  eben  dadurch  wurde  es  zum  Stamm- 
vater einer  grossen  Wörterfamilie.  Wenn  wir  denn  also  entweder 
der  Geschichte  dieser  Wurzel  mar  in  aufsteigender  Linie  und  in 
ihrer  weitem  Ausbreitung  folgen  oder  wenn  wir  ihren  Sprösslingen 
in  absteigender  Linie  bis  zu  jenem  spezifischem  Keime  nachspüren, 
so  müssen  wir  alle  spätem  Veränderungen,'  wie  sie  phonetische  und 
etymologische  Gesetze  nothwendig  gemacht  haben,  erklären  können; 
in  allen  den  verschiedenen  Fassungen  muss  das  Juwel  dasselbe  bleiben 
und  bei  allen  den  verschiedenen  Fälschungen  der  echten  Wortform 
müssen  die  Ursachen  offenbar  werden,  welche  dioselbe  beschädigt  haben. 

Ich  fange  also  mit  der  Wurzel  mar  an  und  lege  ihr  die  Grund- 
bedeutung: zennahlen,  zerreiben,  bei.  In  keiner  von  mar  abgeleiteten 
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Wortform  darf  ein  lautlicher  Wechsel,  sei  es  durch  Zuwachs,  Ab- 
nahme oder  Korruption,  eintreten,  der  sich  nicht  auf  Analogie  stützen 
könnte;  in  allen  den  durch  diese  Wörter  ausgedrückten  Begriffen 
muss  immer  ein  Kettenglied  nachzuweisen  sein,  durch  welches  die 
weitesten  Abschweifungen  und  Abstraktionen  direkt  oder  indirekt  mit 
dem  Grundbegriff  des  Mahlens  in  Verbindung  gebracht  werden  können. 
In  der  phonetischen  Analyse  wird  alles  Phantastische  und  Willkür- 
liche von  vorn  herein  ausgeschlossen;  es  wird  durchaus  nichts  geduldet, 
wofür  es  nicht  irgend  einon  Präzedenzfall  giebt.  Freilich  dürfen 
wir  in  dem  Ideengewebc.  welches  der  arische  Geist  aus  diesem  einen 
schlichten  Begriff  herausgesponneu  hat,  nicht  allein  den  regelrechten 
Fortschritt  des  logischen  Denkens  erwarten;  wir  müssen  auch  häufig 
auf  den  Flug  dichterischer  Phantasie  gefasst  sein.  Die  Erzeugung 
neuer  Wörter  beruht  ebenso  sehr,  wenn  nicht  noch  mehr,  auf  dichterischer 
Anschauung,  als  auf  scharfem  Urtheil;  wollte  man  das  Element  der  Poesie 
oder  Phantasie  in  den  frühen  Perioden  der  Geschichte  menschlicher  Red« 
ausschliessen,  so  würde  man  sich  zugleich  des  wichtigsten  Hilfsmittels 
bei  der  Eutwickelung  und  Enthüllung  ihrer  Uranfänge  berauben. 

Ehe  wir  auf  eine  Uebersicht  dieser  Wortfamilie  eingehen,  müssen 
wir  darauf  Bedacht  nehmen, 

I.  das  r  und  1  verwandt  sind  und  mit  einander  vertauscht  werden 
können,  also  mar  =  mal. 

II.  Dass  ar  im  Sanskritischen  zu  einem  einfachen  Vokal  ver- 
kürzt und  dann  ri  hervorgebracht  wird ;  also  mar  =  mri 

III.  Dass  ar  auch  ra,  so  wie  al  la  ausgesprochen  werden  kann;*) 
also  mar  =  mra,  mal  =  mla. 

IV.  Dass  mra  und  mla  im  Griechischen  in  mbro,  mblo  und  nach 
Wegfall  des  m  in  bro  und  Wo  umgeformt  werden. 

Im  Sanskritischen  findet  man  malana  in  der  Bedeutung  reiben 
oder  mahlen,  aber  diese  Wurzel  scheint  iu  jener  Sprache  keinen 
Namen  für  Mühle  erzeugt  zu  haben.  Dies  kann  historisch  insofern 
bedeutsam  sein,  als  es  anzeigen  könnte,  dass  wirkliche  Mühlen  vor 
der  arischen  Trennung  unbekannt  waren.  Im  Lateinischen,  Grie- 
chischen. Germanischen,  Keltischen  und  Slavischen**)  wird  der  Name 
für  Mühle  durchweg  von  der  Wurzel  mar  abgeleitet,  z.  B.  das  la- 
teinische mdlaS*)  das  griechische  mylf,  das  althochdeutsche  muH,  das 
irische  meUe,  das  böhmische  mlyn,  •*•)  das  litthauische  malunas.  Aus 

*)  Im  Sanskritischen  hat  man  marditä  und  mradiid ,  er  wird  1er- 
reiben,  als  Futurum  von  mard.  —  **)  Siehe  FoU,  Etymol.  Forjchungen 
(I.)  1,  220.  Kuhn,  Indische  Stadien,  I.  S59.   CurHus,  G.  E.  I.  802. 

***)  Abzuleiten  von  melu,  miiti  mahlen  (mouka,  Mehl) ;  mar,  wofür  jetat 
*mar  gebräuchlicher  ist,  bedeutet  Verderben,  Vereitlung,  Vernichtung. 
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dieser  genauen  Uebereinstimmung  aller  Glieder  des  nördlichen  Zweiges 
der  arischen  Familie  hat  manjgeschlossen ,  dass  die  Mühlen  schon 
vor  der  Zerstreuung  dieses  nördlichen  Zweiges  bekannt  waren,  ob- 
gleich man  auch  daran  erinnern  könnte,  dass  einige  dieser  Nationen 
den  Namen  von  andern,  welche  die  Erfinder  der  Mühlen  waren,  ge- 
borgt haben  können. 

Mit  dem  Namen  für  die  Mühle  haben  wir  zugleich  die  Namen 
für  Müller,  Mühlstein,  mahlen  und  Mehl;  im  Griechischen  mylos, 
Mühlstein;  myüö,  ich  mahle.  Im  Gothischen  malan,  mahlen;  melo, 
Mehl;  mvJjany  zerreiben,  zermalmen. 

Was  im  Englischen  die  mül-teeth  (Backenzähne),  dens  molaires, 
sind  im  Griechischen  die  myjfoe,  mylakroi  oder  mylai,  lateinisch  die 
molares,  die  zermalmenden. 

Für  Jeden,  der  nur  irgend  mit  der  lebenden  Sprache  Englands 
etwas  bekannt  ist,  wird  der  Uebergang  vom  Mahlen  zum  Walken, 
Schlagen  und  Fechten  keiner  langen  Erläuterung  bedürfen.  So  lässt 
sich  denn  auch  das  homerische  mdrnamai,  ich  fechte,  schlage,  in 
seiner  Anwendung  auf  Faustkämpfer  ohne  Schwierigkeit  auf  mar 
zurückführen.*)  Im  Sanskritischen  findet  man  mri-nä-mi  in  der 
stärkern  Bedeutung  zerbrechen,  zerschmettern,  d.  i.  tödten,  ge- 
braucht**) Wir  werden  nun  das  griechische  mölos  in  mölos  Areas, 
die  Arbeit,  der  Kampf  des  Krieges  (engl,  the  to'd  and  moil  of  war) 
und  ebenso  das  griechische  mölops,  eine  Schwiele,  ursprünglich  ein 
Schlag,  eine  Schramme,  besser  verstehen. 

Wir  haben  bisher  mar  als  ein  transitives  Verb  behandelt,  das 
die  an  irgend  einom  Gegenstände  ausgeübte  Thätigkeit  des  Zer- 
mahlens  ausdrückt;  aber  die  meisten  Verba  wurden  ursprünglich 
sowohl  intransitiv  als  transitiv  gebraucht  und  so  auch  mar.  Was 
mochte  nun  mar  ausdrücken,  wenn  es  als  intransitives,  eine  blosse 
Lage  oder  einen  Zustand  bezeichnendes  Vorbum  gebraucht  wurde? 
Es  bedeutete  »abgenutzt  werden«,  in  einem  Zustand  des  Vorfalls 
sein,  zerbröckeln,  gleichsam  zu  Staub  zerrieben  werden.  Man  sagt 
im  Deutschen  sich  aufreiben,  und  aufgerieben  ist  fast  gleich  mit  ver- 
nichtet oder  zerstört.   Goethe  sagt  (20;  277):  »Die  Kraft  der  Er- 


•)  Horn.  Od.  XVIII.  80. 

ZaHKu  yvy,  l'yu  nayrte  imyyto*H$i  xai  otft 
Ma^yafttyovC  n<vf  <faV  <fv  ytmfQy  uydqi  pa/OM»; 
Vgl.  XI.  513. 

•*)  Big-Veda,  VI.  44,  17:  >prä  mrina  jahi  cÄa«,  schlag  (sie)  nieder 
and  tftdte  sie. 
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regbarkeit  nimmt  mit  dem  Leben  ab,  bis  endlich  den  aufgoriebeuen 
Menschen  nicht«  mehr  auf  der  leeren  Welt  erregt,  als  die  künftige«. 
Was  ist  nun  die  Bedeutung  des  griechischen  marainö  und  maramös? 
Maralno  bedeutet  als  transitives  Verb  aufreiben,  welk  machen, 
wie  z.  B.  nösos  marainei  ««,  eine  Krankheit  reibt  mich  auf  (mergelt 
mich  aus)-,  es  wird  aber  auch  als  Verbum  neutrum  in  der  Bedeutung 
verwelken,  absterben,  gebraucht  Daher  maramös ,  das  Verfallen, 
Verwelken,  Schwachwerden,  das  französische  marame.  Das  wie 
mölos  gebildete  Adjektiv  mttya  bedeutet  erschöpft,  matt,  und  ein 
neues  Verb  mdyö  (auch  mdynO  und  molygö)  durch  Mühe  und  Arbeit 
entkräften,  abstumpfen,  molyonuii,  schwächer  worden,  vergehen. 

Das  sanskritische  mürchh,  ermatten,  ohnmächtig  werden,  ist  von 
mar  durch  den  regelmassigen  Bildungsprozess  der  Verba  inchoativa 
abgeleitet;  es  bedeutet  eigentlich:  zu  sterben  anfangen. 

Nun  lassen  Sie  uns  annehmen,  dass  die  alten  Arier  zum  ersten 
Male  das  Bedürfniss  fühlten,  das,  was  sie  fortwährend  um  sich  herum 
sahen,  nämlich  das  allmäliche  Hinschwinden  des  menschlichen  Kör- 
pers, den  langsamen  Verfall,  dem  endlich  die  völlige  Auflösung  des 
ganzen  leiblichen  Organismus  folgt,  zu  bezeichnen.  Eine  der  am 
nächsten  liegenden  Ideen,  welche  durch  die  beständigen  Eindrücke 
des  Hinachwindens  und  Todes  hervorgerufen  wurden,  war  die,  welche 
durch  mar,  durch  das  Zerreiben  eines  Steines  zu  Staub  ausgedrückt 
wurde.  So  finden  wir  denn  im  Lateinischen  mor-i~or,  ich  sterbe, 
mortuus,  todt,  mors,  Tod;  im  Sanskritischen  mriye,  ich  sterbe,  mritd, 
todt,  mrüyu,  Tod.  Einer  der  ältesten  Namen  für  Mensch  war  wdr/a, 
das  sterbende,  das  gebrechliche  Geschöpf,  eine  Name  so  bedeutungs- 
voll, wie  ihn  der  Mensch  sich  nur  geben  kann;  im  Griechischen 
brotdt,  lat.  moriaUs.  Nachdem  er  diesen  Namen  für  sich  selbst 
gewählt  hatte,  war  der  nächste  Schritt  leicht  gethan,  nämlich  den 
Göttern  den  entgegengesetzten  Namen  zu  geben;  sie  wurden  dmbrotoi, 
die  nicht  vergehenden,  unsterblichen,  genannt  und  ihre  Nahrung 
ambrosla  =  athanaski,  Unsterblichkeit.  In  den  germanischen  Sprachen 
fehlen  diese  Wortstämme,  dass  aber  mar,  wenn  auch  nicht  in  der 
Bedeutung  sterben,  so  doch  kausativ  für  tödten  gebraucht  wurde, 
•rsehen  wir  aus  dem  gothischen  tnawthr,  engl,  mttrder,  Mord.  Im 
Altslavischen  findet  sich  mreti,  sterben,  morü,  Pestilenz,  Tod ;  «mrtti, 
Tod;»)  im  Lithauischen  mir-ti,  sterben,  sm&rtis,  Tod. 


•)  Im  BöhmUchen  ist  mrt,  mrt'  das  Todte,  mrt'iy,  todt;  mru,  mrity, 
sterben;  smrti,  Tod;  mor,  Peet, .Seuche. 
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Wenn  morior  im  Lateinischen  ursprünglich  verfallen,  hinsiechen 
heisst,  so  ist  morbus,  Siechthum,  die  Ursache  des  Verfalls. 

Im  Sanskritischen  heisst  der  Körper  selbst,  unser  Leib,  murti. 
was,  wie  es  scheint,  ursprünglich  Verfall  oder  verfallen  bedeutet  haben 
mag.  also  mehr  das  englische  eorp»e  (Leichnam)  als  das  lateinische 
corpus. 

Das  sanskritische  marman,  ein  Gelenk,  Glied,  wird  von  den 
Sanskritgrammatikern  gleichfalls  von  mar  abgeleitet.  Bedeutet  es 
die  hinschwindenden  Glieder?  oder  ist  es  von  mar  in  seiner  Grund- 
bedeutung zerreiben  abgeleitet,  so  dass  es  die  Bewegung  der  mit 
Gelenken  versehenen  Glieder  ausdrückt?  Das  lateinische  membrum 
ist  meynrnm  und  dies  ist  möglicherweise  durch  Reduplikation  von 
mar  abgeleitet,  so  wie  membletai,  von  mein,  memblfika  von  mol  in 
emolon.  während  das  Präsens  btesJcfi  heisst 

Lassen  Sie  uns  zunächst  das  lat.  Wort  möra  untersuchen.  Es 
bedeutet  Verzögerung  und  von  ihm  kommt  das  französische  demeurer. 
lögern,  wohnen.  Nun  wurde  aber  mora  ursprünglich  auf  die  Zeit 
angewandt  und  in  dem  Ausdruck  mora  temporis  haben  wir  den  natür- 
lichen Ausdruck  des  langsamen  Hinschwindens,  des  allmählichen 
Verbringens  der  Zeit.  Sine  mora,  ohne  Verzug,  hiess  ursprünglich 
ohne  Vorfall  (englisch  decay  statt  delay)  der  Zeit,  ohne  Zeitverlust. 

Von  mar  in  der  sekundären,  aber  ganz  bestimmten  Bedeutung 
des  Verwelkens.  Hinsterbens  haben  wir  das  sanskritische  maru^ 
Wüste.  Ödes  Land.  Es  giebt  noch  eine  zweite  Wüste,  das  Meer, 
welches  die  Griechen  atrygtton,  unfruchtbar,  keine  Ernte  gebend, 
nannten.  Die  Arier  hatten  diese  WTasserwüste  nicht  zu  sehen  be- 
kommen, bis  sie  sich  beim  Wegzüge  aus  ihrer  Zentral heimath  von 
einander  trennten.  Als  aber  die  Römer  das  Mittelmeer  sahen,  so 
nannten  sie  es  märe  und  dasselbe  Wort  wird  bei  den  keltischen, 
slavischen  und  germanischen  Völkern  gefunden.*)  Wir  können  kaum 
daran  zweifeln,  dass  sie.  indem  sie  diesen  Namen  dem  Meere  gaben, 
an  das  todte  oder  stohende  Wasser  im  Gegensatz  zu  den  strömenden 
Flüssen  dachten.  Natürlich  bleibt  in  solchen  Vermuthungen  über 
die  Originalgedanken,  welche  die  uralten  Bildner  der  Sprache  lei- 
teten, immer  einige  Ungewissheit  zurück.  Alles,  wir  thun  können, 
besteht  darin,  uns  gegen  eine  Vermengung  von  Wörtern  zu  verwahren, 
die  einen  von  einander  uuabhängigen  Ursprung  gehabt  haben  mögen ; 
wenn  es  aber  einmal  feststeht,  dass  es  keine  andere  Wurzel  als  mar. 


*)  Curtiu»,  Zeitschrift,  I.  30.  81av.  möre;  litth.  mariot  und  mari*. 
gotb.  marei;  irisch  muir;  böhmisch  more. 
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sterben,  giebt.  von  welcher  »tare  regelrechter  abgeleitet  werden 
könnte.*)  so  steht  es  uns  auch  frei,  irgend  eine  Verbindungslinie 
zwischen  der  Wurzel  und  ihrem  Schössling  zu  ziehen,  and  wir  brau- 
chen wahrlich  nicht  anzunehmen,  dass  in  alten  Zeiten  die  neuen 
Wörter  mit  weniger  Muhe  gebildet  worden  seien,  als  in  unsern  Tagen. 
Die  Sprache  ist  von  Jean  Paul  »ein  Wörterbuch  verblichener  Meta- 
phern genannt  worden«,  darin  liegt  viel  Wahres  und  der  Etymolog 
ist  daher  verpflichtet,  diesen  Metaphern  ihren  ursprünglichen  Glanz 
wiederzugeben.  Wenn  man  also  im  Knglischen  von  todtem,  d.  h. 
stillstehendem  Wasser  sprechen  kann,  oder  wenn  der  Franzose  tau 
mmortem)  in  demselben  Sinne  gebraucht,  warum  sollten  die  nördlichen 
Stamme  der  Arier  nicht  auch  einen  ihrer  Namen  für  Meer  von  der 
Wurzel  mar.  sterben,  haben  ableiten  können?  Natürlich  mochten 
sie  neben  diesem  noch  andere  Namen  haben  und  je  mehr  dichterische 
Anlage  ein  Stamm  hatte,  desto  reicher  mochte  er  an  Namen  für  den 
Ozean  sein.  Die  Griechen,  welche  von  allen  arischen  Völkern  mit 
der  See  am  meisten  vertraut  waren,  nannten  sie  nicht  »todtes  Wasser«, 
sondern  im  Gegentheil  thalassa  (tarässö)*  wegen  der  Unruhe  lmd 
Bewegung,  oder  hals,  die  Salzfluth,  oder püagös  (pldeti),  das  stossende, 
oder  pöntos,  die  hohe  Strasse.***)  .  . . 

.  .  .  Wir  haben  bis  jetzt  nur  die  von  der  Wurzel  mar  direkt 
abgeleiteten  Sprösslinge  untersucht,  aber  die  verschiedenen  Ver- 
änderungen noch  nicht  in  Betracht  gezogen,  denen  die  Wurzel  selbst 
unterworfen  ist.  Dies  ist  ein  Gegenstand  von  grosser  Wichtigkeit, 
wennschon  zu  gleicher  Zeit  die  Schwierigkeiten  und  Unsicherheiten 
weit  grösser  werden.  Ich  habe  in  einer  frühern  Vorlesung  angegeben, 
dass  die  Hindu-Grammatiker  den  ganzen  Wurzelvorrath  ihrer  Sprache 
auf  ungefähr  1700  Wurzeln  reduzirt  haben.  Nachdem  diese  Wurzeln 
einmal  aufgestellt  und  angenommen  waren,  blieb  nicht  ein  einziges 
Wort  im  Sanskritischen  ohne  Erklärung  übrig.  Aber  es  steht  äls 
Thatsache  fest,  dass  viele  dieser  Wurzeln  offenbar  selbst  wieder  Ab- 
leitungen sind.  So  findet  man  z.  B.  ausser  yu  (verbinden)  auch  yuj 
(zusammenfügen)  und  yudh  (handgemein  werden).  Hier  sind  j  und 
dh  offenbar  modifizirende,  die  Bedeutung  enger  begrenzende  Kon- 
sonanten, welche  selbst  ursprünglich  irgend  eino  Bedeutung  gehabt 
haben  müssen.    Eine  andere  Wurzel  yaut,  in  dem  Sinne  zusammen- 

*)  Bopp't  Ableitung  von  dem  sanskritischen  vor»,  Wasser,  ist  nicht 
haltbar. 

Pott,  Kohri'«  Zeitschrift,  II.  107. 
***)  Curtius,  Kuhtt's  Zeitschrift,  I.  33.  Eiue  Bexieboug  von  pönto$  cor 
M>erct  tiefe  erscheint  mir  sehr  wahrscheinlich. 
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fügen  oder  zusammenleimen,  muss  gleichfalls  für  eine  mundartliche 
■Nebenform  von  ytij  angesehen  werden. 

Lassen  Sie  uns  dies  auf  unsere  Wurzel  mar  anwenden.  So  wie 
tfu  yudh  bildot,  so  entsteht  aus  mar  mardh  oder  mridh  und  diese 
Wurzel  ist  im  Sanskrit  in  der  Bedeutung  zerstören,  tödton,  vorhanden; 
davon  mridh,  Feind.*) 

So  wie  ferner  yu  yuj  hervorbringt  ,  so  entsteht  aus  mar  marj 
oder  mrjj.  Dies  ist  eine  ungemein  häufig  vorkommende  Wurzel. 
Sie  bedeutet  reiben ,  aber  nicht  mit  dem  Nobenbegriff  des  Zerstörens 
wie  mridh ,  sondern  mit  dem  des  Roinigens.  Dies  ist  dio  gewöhn- 
liche Bedeutung  dieser  Wurzel  im  Skr.  und  sie  erklärt  den  Namen" 
für  Katze,  nämlich  mdrjdra,  wörtlich:  das  Thier,  welches  sich  immer 
reibt  oder  reinigt.  Im  Griech.  findet  man  omörg  ny-mi  (abwischen) 
in  ähnlicher  Bedeutung.  Aber  diese  allgemeine  Bedeutung  wurde 
im  Griech.,  Latein.,  German,  und  Slavischen  noch  spezieller  abge- 
grenzt und  indem  man  r  in  1  vorwandelte,  wurde  die  Wurzel  malg 
.  gebildet,  welche  das  Euter  der  Kuh  reibon  oder  streichen,  d.  h.  mel- 
ken bedeutet.  Dafür  haben  die  Griechen  die  Formen  m&gö  und 
amelgö,  die  Lateiner  mulgere.  Im  Althochdeutschen  findet  man  das 
Substantiv  milchu,  Milch  und  davon  verbale  Ableitungen  mit  der  Be- 
deutung melken.**)  Im  Litthauischon  heisst  müsti  sowohl  melken 
als  streichen.  Diese  zwei  verwandten  Bedeutungen  werden  im  La- 
teinischen durch  mulgere  (melken)  und  muktre  (streichen)  aus  ein- 
ander gehalten  und  wir  entdecken  so  eine  dritte  Modifikation  von 
mar  mit  einer  auslautendon  Guttural is  oder  palatalen  Tennis,  näm- 
lich march,  gleich  dem  sanskritischen  ydch,  fragen,  von  yd,  gehen 
(ambire  oder  adire).  Durch  einen  ähnlichen  Prozess,  obgleich  zu 
einem  andern  Zwecke,  ist  das  lateinische  morcus,  ein  grosser  Ham- 
mer oder  Stossel,  gebildet,  ein  Wort,  das  in  Rom  als  Personenname, 
Marcus,  Marcius ,  Marcianus ,  Marcellus  gebraucht  wurde  und  das 
in  spätem  Zeiten  in  dem  historischen  Namen  des  Karl  MarteU 
wieder  hervortritt.  Im  Sanskritischen  drückt  im  Gegentheil  das  Verb 
mris  mit  auslautendem  palatalen  s  den  Begriff  des  sanften  Streicheins 
aus  und  bekommt  mit  gewissen  Präpositionen  dio  Bedeutung  über- 
denken, überlegen.  So  wie  im  Lat.  mori,  storben,  ursprünglich 
welken  bedeutete,  sc  stellt  marecre  denselben  Begriff  in  sekundärer 
Form  dar.  Es  bedeutet  welk,  matt,  trag  sein  und  wird  durch  das 
Adjektiv  marcidus  gestützt.  Im  Griechischen  haben  wir  das  Adjektiv 

*)  Rv.  VI.  53,  4.  »t?i  mridhah  jalii*  tödte  die  Feinde. 
**)  Im  Böhmischen  ist  mleho,  Milch;  mlsati  lecken;  mlat  Schmied- 
hammer; mlattti  dreschen,  vielleicht  auch  mlady  zu  vergleichen. 
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malahjs  zu  erwähnen.  Es  bedeutet  zart  and  glatt,  ursprünglich  glatt 
gerieben,  und  erhält  dann  zuletzt  die  Bedeutung  weichlich,  ver- 
zärtelt und  schlaff.**) 

Eine  der  regelmässigsten  Modifikationen  der  Form  mar  würde 
mrd  sein  und  dieses  bedeutet  in  der  Form  mlä  im  Sanskritischen 
verwelken,  hinschwinden.  Da  im  Griechischen  ml  häufig  durch  bl 
wiedergegeben  wird,  so  dürften  wir  wohl  nicht  irren,  wenn  wir  auf 
diese  Basis  bläx  beziehen,  das  körperlich  und  geistig  schlaff,  woich- 
lich  bedeutet;  ferner  das  gothische  malsks,  einfältig.**)  Schlaff  und 
dumm  werden  in  vielen  Sprachen  als  sinnverwandt  gebraucht  und 
es  ist  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  auch  das  griechische  moros, 
stumpfsinnig,  dumm,  von  unserer  Wurzel  mar  herkommen  mag,  so 
dass  es  zuerst  weichlich  bedeutet  hätte. 

Hier  bemerken  wir  nun,  wie  viele  verschiedene  Bedeutungen  in 
einander  spielen;  wie  das,  was  von  dem  einen  Gesichtspunkte  aus 
für  abgenutzt  und  vernichtet  angesehen  wird,  von  einem  andern  wieder 
als  glatt  und  glänzend  betrachtet  wird  und  wie  das  schöpferische 
Genie  des  Menschen  beide  Begriffe  vermittelst  desselben  Wurzel- 
Elementes  auszudrücken  vermochte.  Wir  haben  gesehen,  dass  in 
omörgnymi  die  Bedeutung  reiben  oder  reinwischen  festgehalten  wurde, 
während  amägü  von  derselben  Grundbedeutung  zu  der  des  Melkens 
überging  und  wir  können  nun  bemerken,  wie  eine  dritte  Bedeutung 
die  des  Reibens  in  der  Bedeutung  von  »abreissen  oder  abpflücken« 
im  Griechischen  mit  mhrgo  oder  amergö  ausgedrückt  wird. 

Denken  wir  uns  unsere  Wurzel  mar  statt  des  eben  betrachteten 
Kehllaute  durch  einen  Lippenlaut  im  Auslaut  verstärkt,  so  haben  wir 
marpj  einen  von  griechischen  Dichtern  häufig  gebrauchten  Stamm. 
Er  wird  im  Allgemeinen  mit  »fassen«  übersetzt  (und  mit  harpäeö 
[raffen]  zusammengestellt),  aber  wir  bemerken  Spuren  seiner  Grund- 
bedeutung in  Ausdrücken,  wie  gtras  bnarpse\*~)  das  Alter  zerrieb 
ihn,  machte  ihn  mürbe;  ude  chihöna  märpte  podotm,  sie  streifte  den 
Boden  nicht  mit  den  Füssen.f) 

Lassen  sie  uns  bei  dieser  neuen  Basis  tnarp  bleiben  und  er- 
wägen, dass  sie  die  Formen  malp  und  mlap  annehmen  kann;  wenn 

•)  Vgl  das  lateinische  litis;  wenn  äpaXoc  (weichlich,  schwächlich) 
fftr  mamalo*  steht,  kann  es  derselben  Wurzel  angehören.  Wir  haben  hier 
indess  das  attische  d/taX6{  auch  in  Betracht  zu  ziehen. 
**)  Ourtius,  Griech.  Etym.  I.  SOS. 

***)  Horn.  Od.  XXIV.  S90.  VgL  Od.  X.  116,  wo  in  ftd^as  auch  die 
Bedeutung  zermalmen  stecken  könnte, 
f)  Horn.  D.  XIV.  228. 

Volkjwirih.  Vierteljahrs  chrirt.   1871.  IL  10 
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wir  dann  ferner  der  Verwandlung  des  im  Griechischen  anlautenden 
ml  iu  bl  eingedenk  sind,  so  gelangen  wir  zu  der  neuen  Basis  W<ip, 
die  im  griechischen  Verb  bldptfi,  schwächen,  hindern,  beschädigen 
lenglisch  to  mar),  wohlbekannt  ist.  Dieses  bläptö  lebt  noch  fort  im 
englischeu  to  Marne,  französisch  blämer  für  blasmer,  welches  aus 
blasphimer  verderbt  ist.  Das  griechischo  Masphemcin  steht  wieder 
für  blapsiphemein,  wörtlich  schädlich,  nachteilig  reden,  verläumden, 
auch  als  Gegensatz  zu  euphemein  gebraucht-,  in  blapsi  erkennen  wir 
das  Verb  bläptö.  den  legitimen  Sprössling  unserer  Wurzel  mar. 

Unter  den  Abkömmlingen  des  Stammvaters  mar  zeichnet  sich 
die  Wurzel  mard  durch  Fruchtbarkeit  an  Sprossformen  aus.  Sie 
kommt  im  Sanskritischen  als  mridmti  i9te  Conj.)  und  als  mradati 
(Ite  Conj.)  im  Sinne  von  Zorreiben  vor;  sie  wird  aber  namentlich 
iu  Vorbindung  mit  Präpositionen  auch  in  der  Bedeutung  zerquetschen, 
überwinden,  besiegen  gebraucht.*)  Von  dieser  Wurzel  hat  man  das 
sanskritische  mridu,  weich,  das  lateinische  molUs  (mard,  mald,  matt), 
das  altslavische  rnladu  (maldu)  und,  obwohl  durch  ein  anderes  Suftfr 
gebildet,  das  englische  mellow  (mürbe).  In  allen  diesen  Wörtern 
wurde  das  zu  Staub  Zerriebeno,  Pulverisirte  als  Repräsentant  der 
Weichheit  gebraucht  und  sofort  auf  moralischo  Sanftinuth  und  Weich- 
heit übertragen.  Der  Staub  selbst  wurde  mittelst  derselben  Wurzel 
in  ihrer  einfachsten  Form,  nämlich  mrid,  benannt  und  dieses  Wort 
bekam  nachher  neben  der  Bedeutung  Staub  die  des  Bodens  im  All- 
gemeinen oder  der  Erde,  so  wie  das  iriseho  oder  gälische  wr  Staub 
und  Erdo  ausdrückt 

Das  gothische  malma,  Sand,  gehört  zu  derselben  Wortklasse; 
ebenso  das  neuhochdeutsche  Zermalmen  und  das  gothische  malvjan. 
das  Ultilas  in  demselben  Sinne  braucht. 

Im  Lateinischen  sind  aus  dieser  Wurzel  noch  verschiedene 
Schösslinge  hervorgewachsen.  Maliern ,  Hammer,  steht  wahrschein- 
lich für  mardeus,  und  selbst  martelius,  insofern  es  nicht  für  «Mar- 
cellus steht,  macht  auf  dieselbe  Verwandtschaft  Anspruch.  In  einer 
sekundären  Form  linden  wir  unsero  Wurzel  im  lateinischen  mordfre. 
beissen,  ursprünglich  zermahlen,  zermalmen. 

Im  Englischen  ist  to  smart  mit  mordere  passend  zusammen- 
gebracht worden,  indem  s  ein  Bildungskonsonant  ist,  dem  wir  noch 
weiter  begegneu  werden.    »A  wound  smarte«  bedeutet  »»eine  Wuude 

*)  CurtiuB  (Gr.  E.  I.  92)  weist  auf  den  analogen  Fall  des  griechischen 
r/pi/K,  zart,  hin,  wenn  dies  von  r«p.  der  Wurzel  von  tti^u,  abgeleitet  wird, 
Weun  dem  so  i«t,  ho  könnt«  auch  terra  als  Staub,  wie  das  sanskritische 
tnrid.  Staub,  erklärt  werden. 
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beisst  oder  schmerzt«.  Es  wird  dann  weiter  auf  jeden  heftigen, 
stechenden  Schmerz  angewandt,  während  das  deutsche  Wort  Schmerz 
eine  viel  allgemeinere  Bedeutung  gewinnt*) 

Diese  Wurzel  tnard,  das  griechische  meldff,  schmelzen  machen, 
erweichen,  nimmt  im  Englischen  ganz  der  Regel  gemäss  die  Form 
malt  oder  meU  an;  auch  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  dass  das  eng- 
lische to  meU  ursprünglich  erweichen  bodeutete  und  zwar  nicht  so- 
wohl durch  Hammer8chläge  weich  machen,  als  vielmehr  durch  das 
Belecken  der  Fouerflammen,  überhaupt  durch  die  Einwirkung  der 
Wärme.  Das  deutsche  schmelzen  hat  dieselbe  Bedeutung  und  wird 
bekanntlich  sowohl  als  transitives,  als  auch  als  intransitives  Verb 
^ahd.  smaUjan  und  smelean)  gebraucht  Lassen  Sie  uns  nun  das 
sinnreiche  Verfahren  der  Sprache  beachten.  Man  brauchte  einen 
Ausdruck,  um  den  besänftigenden,  erweichenden  Einfluss  zu  be- 
zeichnen, den  ein  Mensch  durch  Blicke,  Goberden,  Worte  oder  Gebete 
auf  den  andern  ausübt  Was  war  da  zu  thun?  Man  griff  nach  der- 
selben Wurzel,  welche  vorher  schon  den  Begriff  des  Glättens  einer 
rauhen  Oberfläche,  des  Erweichens  eines  harten  Stoffes  in  sich  trug, 
und  mit  einer  geringen  Abänderung  wurde  die  Wurzel  mard  als  die 
sanskritische  Form  mrid  oder  mriZ,  besänftigen,  festgestellt**)  Sie 
wurde  in  jenem  Sinne  besonders  in  Bezug  auf  die  Gotter  gebraucht, 
welche  durch  Gebete  und  Opfer  versöhnt  werden  sollten.  Sie  wurde 
auch  in  intransitivem  Sinne  von  den  Göttern]  selbst  gebraucht,  welche 
man  anflehte,  dass  sie  schmelzen,  d.  h.  weich,  sanft  und  gnädig 
werden  möchten,  und  Gebete,  welche  wir  jetzt  übersetzen:  Seid  uns 
gnädig,  bedeuteten  ursprünglich:  »Schmelzet  uns,  o  Götter«. 

Aus  dieser  Quelle  entspringt  auch  das  gothische,  deutsche  und 
englische  m&f,  ursprünglich  sanft.  Das  Litthauische  entlehnt  diesem 
Stamme  seinen  Namen  für  »Liebe«,  meUe,  und  im  Griechischen  findet 
man  »ra«ia,  erfreuliche  Gaben  oder  Geschenke  zur  Sühne,  auch  de- 
Heus  und  abgeleitete  Formen  wie  meüisso,  besänftigen,  und  meüichio8y 
mild.***) 

Dies  war  eine  Seite,  von  der  aus  der  Prozess  des  Schmelzens 


•)  Vgl.  Ebel  in  Kuhn'*  Zeitschrift,  VII.  266,  wo  aptQdaXioe,  schreck- 
lich, ebenfalls  auf  diese  Wurzel  und  auf  das  gothische  marqan,  beschädigen, 
verderben  (engl,  to  mar)  zurückgeführt  wird,  öiehe  auch  Bcnary  in 
Kuhn'»  Zeitschrift,  IV.  48. 

**)  Das  linguale  d  erscheint  regelmässig  im  sanskritischen  mrinmaya, 
ans  Erde  gemacht 

**♦)  Auch  das  böhmische  mihf,  lieb,  mit  seinen  rielen  Ableitungen  ge- 
hört also  wohl  hierher. 
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botrachtet  wurde;  es  gab  aber  auch  noch  eine  zweite,  ebenso  natür- 
liche, nämlich  die  des  Hinschmelzens  und  Hinschmachtens  vor  Sehn- 
sucht und  Verlangen  nach  einem  Gegenstande.  Wir  können  sagen, 
ein  Mensch  verschmilzt,  vergeht  vor  Liebe  oder  Gram,  und  die  Grie- 
chen sagten  in  demselben  Sinne  meUdalnö,  ich  schmelze,  d.  h.  ich 
kümmere  mich  um  etwas,  und  leiteten  davon  ab  mdedöne,  Sorge, 
Kummer,  mdedtma  u.  s.  w.  Auch  dem  Partizip  meldömenos  wird 
von  Hesychius  die  Bedeutung  sich  sehnend  beigelegt»*)  Aber  wir 
können  noch  weiter  gehn.  Wir  haben  früher  gesehen,  das  sich  für 
das  gelegentliche  Verschwinden  eines  anlautenden  m  in  der  Wurzel 
mar  genügende  Belege  beibringen  lassen.  Wir  halten  uns  deshalb 
für  berechtigt,  das  griechische  eldomai  und  ein  ursprüngliches  mH- 
domai  für  ein  und  dasselbe  Wort  zu  erklären.  Was  bedeutet  aber 
rldomai  im  Griechischen?  Es  bedeutet  sich  sehnen,  nach  etwas 
schmachten,**)  d.  h.  es  hat  genau  diejenige  Bedeutung,  welche  wir 
erwarten  können,  wenn  wir  eine  Ableitung  von  der  in  mSldö,  schmelzen, 
steckenden  Wurzel  annehmen. 

Wir  dürfen  noch  einen  Schritt  weiter  gehen.  Dass  die  Wurzel 
mar  zu  marp  verstärkt  wurde,  haben  wir  an  dem  griechischen  tndrpiö, 
ergreifen,  gesehen.  Auch  mtlpö  wird  im  Griechischen  im  Sinne  des 
Versöhnens,  ursprünglich  des  Besänftigens,  Schmelzens  gebraucht.***) 
Wenn  wir  uns  dann  wieder  nach  entsprechenden  Formen  ohne  m 
umsehen,  so  dürften  wir  wohl  elpomai  herziehen,  welches  allerdings 
hoffen  bedeutet,  aber  ursprünglich  auch  sich  sehnen  bedeutet  haben 
kann.  Es  ist  nicht  ohne  Wichtigkeit,  dass  Hesychius  gerade  die 
Form,  welche  wir  erwarten  konnten,  nämlich  mölpis,  statt  des  ge- 
wöhnlichem ilpis,  Hoffnung,  erwähntf) 

Wir  sind  im  Laufe  dieser  Untersuchungen  bei  mehreren  Gelegen- 
heiten einem  der  Wurzel  mar  vorgesetzten  s  begegnet  und  haben 
dasselbe  einfach  als  ein  modifizirendes  Element  bohandelt,  welches 
nur  zu  dem  Zwecke  zugefügt  wurde,  um  Wörter  zu  unterscheiden, 
welche  man  auseinander  zu  halten  wünschte.  Ohne  hier  den  eigent- 
lichen Ursprung  dieses  s,  das  vor  Kurzem  der  Gegenstand  eines 
heftigen  Streites  zwischen  den  Professoren  Pott  und  Curtius  gewesen 
ist,  genauer  untersuchen  zu  wollen,  können  wir  doch  soviel  für  aus- 

*)  Vgl.  Curtius,  Gr.  Et.  II.  167. 

**)  Im  Wallachischen  bedeutet  dar  Verlangen,   es  ist  aber  wirk- 
lich dasselbe  Wort,  wie  das  italienische  duclo,  Schmerz.  Vergl.  Dies,  t.  v. 
Analoge  Konstruktionen  sind  im  Lateinischen  Corydon  ardebat  Alexin  u.s.w. 
*•*)  Curtius,  Gr.  Et.  I.  2S»3.  niXnttv  toy  »toy? 
t)  Ebenda,  IL  167. 
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gemacht  ansehen,  dass  die  Sanskritwurzel  smar  mit  der  Wurzel  mar 
nahe  verwandt  ist;  auch  bietet  der  Nachweis,  wie  dio  Bedeutung 
ton  smar,  nämlich  erinnorn,  sich  aus  der  von  »war,  zermahlon,  ent- 
wickeln konnte,  keine  besondere  Schwierigkeit.*) 

Wir  haben  wiederholt  bemerkt,  dass  der  Begriff  des  Schmelzens 
allmählich  in  den  des  Liebens,  Hoffens,  Schmachtens,  Wünschens 
überging  und  wir  werden  finden,  dass  die  Grundbedeutung  von  smar 
im  Sanskritischen  nicht  erinnern,  sondern  begehren  ist**)  So  be- 
deutet smara  im  Skr.  Liebe,  ganz  so  wie  das  litthauische  meüt  Liebe, 
d.  i.  Zerschmelzen.  Aus  dieser  Bedeutung  des  Begehrens  zweigton 
sich  neue  Bedeutungen  ab,  wie  z.  B.  bei  etwas  verweilen,  über  etwas 
sinnen  und  brüten  und  endlich  sich  erinnern.  In  den  andern  arischen 
Sprachen  erscheint  das  anlautende  s  nicht  Wir  haben  memor  im 
Lateinischen,  memoria,  memorare,  und  zwar  Alles  in  der  speziellen 
Bedeutung  des  Erinnerns;  aber  im  Griechischen  bedeutet  mermalrö, 
sowie  mermeriBo  einfach  über  etwas  sinnen,  unschlüssig  sein,  sich 
absorgen;  mSrimna  ist  sorgenvolles  Nachdenken  und  selbst  tndrfyr 
muss  nicht  gerade  den  sich  Erinnernden,  Bezeugenden  bezeichnen, 
sondern  auch  den,  der  sich  um  etwas  kümmert,  der  etwas  werth  und 
fest  hält.***) 

Indem  ich  dieses  Gewirr  von  Wortstämmen  zu  entwirren  ver- 
suchte, ist  es  mein  Hauptzweck  gewesen,  dem  allmählichen  Heran- 
wachsen der  Ideen,  dem  langsamen  Vorschreiten  des  Geistes,  vom 
Einzelnen  zum  Allgemeinen,  vom  Materiellen  zum  Spirituellen,  vom 
Konkreten  zum  Abstrakten  nachzuspüren.  Abreiben  oder  Glätten 
führt  zur  Idee  der  Versöhnung,  Besänftigung;  abnutzen  oder  welk 
machen  sind  Ausdrücke,  welche  sich  auf  die  zehrenden  Gefühle  der 
oft  getäuschten  Hoffnung  und  des  schmachtenden  Herzens  anwenden 
lassen  und  Begriffe,  wie  Gedächtniss  oder  Märtyrerthum,  kleiden  sich 
in  Wörter,  die  aus  derselben  Quelle  geschöpft  sind. 

Die  Schicksale  dieser  einen  Wurzel  mar  machen  nur  ein  kleines 


*)  CurHui  fuhrt  »mar  als  eine  derjenigen  Wurzeln  an ,  welche,  wenn 
anch  nicht  von  Anfang  an,  so  doch  jedenfalls  vor  der  Trennung  der  Arier, 
eine  ganz  geistige  Bedeutung  angenommen  haben.   Griech.  Etym.  I.  84. 

**)  Vgl.  Pänini,  Dhatupätha,  19,  46,  *mr»  ädhyäne;  Vp.  autkye,  was 
Coltbrookt  richtig  übersetzt  mit  bedauern,  bich  liebevoll  erinnern.  Mädhava 
erklärt  sich  durch  utkanthapürvakam  tmaranam,  sich  mit  Sehnsucht  er- 
innern. 

***)  Vgl.  ioft»(>oe,  iyxe<t(f*»Qos  in  deT  Bedeutung  «ich  um  Pfeile,  Speere 
kümmernd  etc.  Benary  iu  jftiftn'a  Zeitschrift  IV.  63;  und  toto^es  öioi, 
-JytavXoc,  'EvvüUos,         Uvs,  Vrcllcr,  Griechische  Mythologie,  S.  205. 
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unbedeutendes  Kapitel  aus  in  einem  die  Geschichte  und  das  Wachs- 
thum  der  arischen  Sprachen  umfassenden  Gesammtwerke ;  aber  wir 
können  schon  aus  diesem  kleinen  Kapitel  uns  von  der  Macht  und 
der  Elastizität  der  Wurzeln  und  von  dem  unbegränzten  Einfluss  der 
Metapher  auf  die  Entwickelung  neuer  Ideeu  eine  Vorstellung  bilden.« 

Zuerst  haben  wir  uns  mit  Herrn  Max  Mittler  darüber  aus- 
einander zu  setzen,  wie  er  plötzlich  dazu  kommt,  mit  solcher 
Bestimmtheit  diese  vermeintliche  Wurzel  >»war«  als  eine  Phono- 
graphie  zu  behandeln?  Er  hat  zuvor  in  sehr  vornehm  weg- 
werfendem Tone  sich  die  Aufstellung  sowohl  aller  »onoinato- 
poeischenc,  wie  aller  >intcrjektionalen<  Wurzelgrundlagen  in 
der  Etymologie  verbeten.  Dagegen  ist  nur  dann  nichts  ein- 
zuwenden, wenn  man  selber  keine  aufstellt.  Es  ist  dem  Fuchs 
erlaubt,  zu  sagen,  dass  dio  Trauben  sauer  sind,  welche  ihm  zu 
hoch  hängen;  aber  dann  muss  er  auch  die  zufallig  herabgefallne 
Beere  nicht  fressen,  sonst  glaubt  man  es  ihm  nicht.  Es  ist 
ihm  erlaubt,  so  zu  sprechen,  um  sich  in  anderer  Arbeit  nicht 
stören  zu  lassen.  Und  genau  dies  führt  Herr  Max  Müller  auch 
als  Rechtfertigung  dafür  an,  dass  er  sich  das  Mitsprechen  der 
Phonographie  oder  Interjektion,  welche  letztere  wir  fortan  mitsacA- 
lichem  Namen,  Emphasis,  nennen  wollen,  in  der  Etymologie  verbittet  . 
Wenigstens  von  der  letzteren  sagt  er:  > Diese  Theorie  würde 
alle  die  von  Boppy  Humboldt,  Grimm  und  andern  während  der 
letzten  50  Jahre  gelieferten  Arbeiten  gleichsam  ungeschehen 
machen;  sie  würde  mit  einem  Schlage  alle  die  mit  so  vieler 
Sorgfalt  und  Mühe  aufgestellten  Gesetze  der  Lautlehre  aufheben, 
und  die  Etymologie  in  einen  Zustand  chaotischer  Anarchie 
zurückversetzen.«  Der  phonographischen  Theorie  gegenüber 
verhält  er  sich  allerdings  etwas  vorsichtiger.  Er  sagt  da:  »In 
Bezug  auf  die  erstere  Theorie  möchte  ich  gern  völlig  neutral 
bleiben,  indem  ich  mich  damit  begnüge,  die  Wurzeln  als  pho- 
netische Typen  zu  betrachten,  bis  in  der  Zurückführung  der 
wichtigsten  Wurzeln  nicht  bloss  im  Sanskritischen,  sondern 
auch  im  Chinesischen,  Baskischen,  in  den  turanischen  und 
semitischen  Sprachen  bis  auf  das  Schreien  des  Menschen  und 
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die  nachgeahmten  Naturlaute  noch  weitere  Fortschritte  gemacht 
worden  sind  als  bis  jetzt.«  Aber  dann  hätte  er  eben  auch  neu- 
tral bleiben  sollen  und  mit  seiner  Wurzel  >mar<  ohne  alle 
Erklärung  zufrieden  sein.  Wir,  seine  Leser,  wären  es  schon 
gewesen.    Seine  Arbeit  ist  ohne  das  gut  genug. 

Was  ist  ferner  das  für  eine  Zumuthung,  dass  wir  glauben 
sollen,  wenn  zwei  Steine  aufeinander  gerieben  würden,  so  klänge 
es  wie  mar!  Diesen  Streich  hat  Herrn  Max  Müller  offenbar 
sein  Name  gespielt,  der  zu  dem  Wortstamme  gehört.  Reibe 
man  einmal  zwei  Steine  aufeinander  —  sie  sind  ja  überall  zur 
Hand  und  man  kann  ihm  den  Gefallen  thun  —  und  horche 
man,  ob  es  wie  mar  klingt!  Und  dann,  wozu  denn  ein  Ge- 
räusch nachmachen,  welches  sich  jeden  Augenblick  und  an  jeder 
Stelle  neu  erzeugen  lässt?  Besonders  wenn  es  sich  so  schlecht 
nachahmen  lässt,  und  hier  noch  obenein  viel  schlechter  nach- 
geahmt ist,  als  möglich  wäre. 

£8  ist  nämlich  das  m,  welches  die  Steine  durchaus  nicht 
fertig  bringen  wollen.  Und  gerade  das  m  geht  durch  den  gan- 
zen Wörterstamm ;  aus  dem  r  wird  schon  früh  und  gerade  bei  ihm 
fast  von  vorne  herein  ein  1.  Nur  Griechisch  aber  verwandelt 
in  einem  einzigen  Wort  das  /u  vor  q  durch  f*p  in  das  eng  ver- 
wandte ß,  wie  ihm  geläufig. 

Zu  einem  m  gehören  durchaus  zwei  Lippen ,  die  sich 
schliessen,  recht  fest  schliessen,  und  Steine  haben  doch  nun 
einmal  keine  Lippen. 

Das  ar  allein,  ja,  das  Hesse  sich  schon  eher  hören.  Dabei 
wäre  auch  der  Vortheil  eingetreten,  Jieutige  Phonographie  zum 
Belege  heranziehn  zu  können,  Phonographie,  in  welche  die  fer- 
tige Sprache  hineingezwängt  ist.  Scftarren  mit  seinen  zwei 
liquidis,  den  beiden  am  wenigstens  artikulirten ,  der  weicheren 
im  Anlaut,  der  härteren  im  Auslaut,  ja  dass  klappt  eher  mit 
aufeinandergeriebenen  Steinen,  wie  es  ja  auch  das  Reiben  des 
Fusses  auf  dem  Stein  wirklich  bezeichnet.  Die  grosse  Neigung 
unseres  Volkes  zur  Phonographie,  die  unserer  Dichtkunst  zu  gute 
kommt,  verschafft  uns  viel  lehrreiche  Aufschlüsse  über  diesen 
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Punkt.  So  thun  es  die  Neigung  der  Türken  zur  Euphonie, 
die  —  keltische  —  Neigung  der  romanischen  Völker  zur  Emphasis, 
betreffs  dieser  Erscheinungen.  Zu  dem,  was  scharren  bedeutet,  passt 
ganz  gut  die  weichere  liquida  im  Anlaut,  die  härtere  im  Aus- 
laut; zu  dem  was  rauschen  bedeutet  die  umgekehrte  Stellung. 
Ein  marren  hat  diese  gepfropfte  Phonographie  aber  nicht  zu 
Stande  gebracht,  obgleich  sie  es  eben  so  gut  durch  Zurecht- 
stutzung zahlreicher  Triebe  des  Wörterstammes,  der  uns  vor- 
liegt, vermocht  hätte,  wie  sie  scharren  dem  Wörterstamm  ab- 
gewonnen hat,  durch  Zurechtstutzung  des  Lauts  wie  der  Be- 
deutung, den  die  Etymologie  der  Sanskritaner  aus  Aar,  schneiden, 
scheeren,  hervorgehn  lässt. 

Wenn  Herrn  Max  MüUer's  Versuch,  seine  vermeintlichen 
Wurzelmar,  zerreiben,  mit  einer  selbstverpönten  phonographischen 
Grundlage  zu  versehn,  in  seiner  fleissigen  Darstellung  des  ganzen 
Wortstammes  keinen  Schaden  angerichtet  hätte,  würden  wir, 
als  an  eine  unschuldige  Spielerei,  kein  Wort  daran  verloren 
haben.  Aber  das  ist  es  eben ;  er  hatte  vorher  ganz  recht,  vor 
vorzeitigem  Hineintragen  von  Wurzelgrundlagen  nach  der  einen 
oder  der  andern  Theorie  zn  warnen.  Es  erzeugt  die  Gefahr, 
dass  nicht  die  richtige  Bedeutung  an  den  Ausgangspunkt  der 
Metapherverzweigung  verlegt  wird,  und  dass  das  Bild  dieser 
Verzweigung  dadurch  in  unentwirrbare  Unordnung  gebracht 
wird.  Um  trotzdem  Zusammenhang  herauszubekommen,  müssen 
metaphorische  Kunststücke  gemacht  werden,  die  aller  Möglich- 
keit Hohn  sprechen,  an  die  Selbstverständlichkeit  der  Meta- 
phern zu  glauben. 

Von  der  Mühle,  »für  welche  dabei  die  Wurzel  im  Sanskrit 
keinen  Namen  erzeugt  zu  haben  scheint t,  geht  seine  Metapher- 
kette, unter  grosser  Müh  waltung  seinerseits,  sich  dem  Publikum 
verständlich  zu  machen,  auf  das  Hinwelken  der  Menschen,  ver- 
gleichbar der  Zerreibung  durch  die  Mühle  über  und  so  kommt 
er  auf  den  Tod.  Die  »alten  Arier  sahen  fortwährend  um  sich 
herum  das  allmählige  Hinschwinden  des  Körpers,  dem  endlich 
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die  völlige  Auflösung  des  ganzen  leiblichen  Organismus  folgt  <, 
und  so  kamen  sie  von  der  Mühle  auf  das  Sterben. 

Gerade  so  gut  hätte  er  uns  mit  dem  Verse  des  Eichen- 
dorff sehen  Volkslieds  abspeisen  können: 

Hör'  ich  das  Mühlrad  gehen, 
Ich  weiss  nicht  was  ich  will; 
Ich  möcht*  am  liehnteu  sterben, 
Da  war's  auf  einmal  still. 

Da  hat  allerdings  auch  einer  beim  Mühlrad  an  das  Sterben 
gedacht;  es  stand  aber  vor  seinem  Gedächtniss  ein  lebendiges 
Liebchen  dazwischen. 

Fort  mit  der  Phonographie  wie  mit  der  Emphasis  als 
Anfang  der  Sprache,  Die  Sprache  hat  gar  keinen  Anfang  ge- 
habt. Ihre  Stamm -Wörter  waren,  in  der  Mehrzahl  sogar  als 
wirkliche  Wörter,  schon  vorhanden,  ehe  der  Mensch  sie  gebrauchte. . 
Im  Anfange  war  doch  das  Wort.  Und  in  nicht  geringer  An- 
zahl sind  die  Wörter  noch  vorhanden,  die  der  Mensch  vorfand 
und  lernte.  Jetzt  werden  wir  wieder  eines  kennen  lernen,  das 
ein  sehr  .deutliches  Wort  war,  ehe  noch  der  Mensch  es  ge- 
brauchte, kein  unartikulirter  Laut,  wie  der  Klang  der  Arbeit 
des  Spechts,  und  eines,  das  noch  vorhanden  ist.  Zugehört! 
der  Kater  murrt.  Er  hat  eine  Maus  im  Maule  und  glaubt,  wir 
wollten  sie  ihm  wegnehmen.  Hier  ist  das  m  der  Wiedergabe 
an  der  rechten  Stelle,  denn  seht  nur,  wie  fest  sich  seine  Lippen 
sckliesscti. 

Der  deutsche  Ausdruck  murren,  morren,  kommt  schriftlich 
schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  vor.  Altnordisch  giebt  es 
ein  murra.  Es  ist  rundweg  albern,  einen  solchen  Ausdmck 
aus  dem  entsprechenden  lateinischen  murmurare,  kurz  murrare, 
ableiten  zu  wollen,  wie  geschehn  ist.  Dergleichen  entnimmt 
die  Sprache  des  ungebildeteren  Volks  nicht  der  des  gebildeteren, 
denn  sie  hat  es  nicht  nöthig. 

Aus  dem  Murren  des  Katers  sind  wiederholt,  in  neuerer 
Zeit  nämlich,  deutsche  Namen  für  den  Kater  gebildet  worden, 
so  der  Murner  im  Froschmäusler  und  E.  T.  A.  Hoffmanns  Kater 
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Murr.  Ihre  Selbstverständlichkeit,  auch  für  das  Kind,  wird 
wohl  nicht  bezweifelt.  Herr  Max  Müller  hat  uns  ferner  ja  so 
eben  daran  erinnert,  dass  im  Sanskrit  die  Katze  tnarjara  heisst, 
nach  ihm  natürlich,  weil  sie  sich  immer  reibt  und  reinigt.  Wir 
wollen  doch  aber,  im  Hinblick  auf  Forschungen,  die  noch  der 
Zukunft,  wahrscheinlich  einer  sehr  ausgedehnten  Zukunft,  ob- 
liegen, die  nöthige  Vorsicht  bei  der  Auswahl  der  bestimmten 
Thiergattung,  auf  welche  das  bestimmte  Hieronym  zurück- 
zuführen, schon  jetzt  nicht  ganz  aus  der  Acht  lassen.  Fast 
alle  Raubthiere  unter  den  Säugethieren  murren  über  ihrer  Beute ; 
die  zum  Katzengeschlecht  gehörigen  ohne  Ausnahme.  Wir 
haben  einen  indo-germanischen  Wortstamm  vor  uns,  und  unsere 
Hauskatze,  mit  der  wir  ihn  zusammengebracht  haben,  und  die 
wir  auch,  der  Geläufigkeit  wegen,  im  Beispiel  beibehalten 
wollen,  wird  gewöhnlich,  obgleich  mit  eingeständlich  noch  frag- 
lichem Recht,  von  den  Zoologen  auf  eine  in  Nubien  einheimische 
Katzenart  zurückgeführt.  Sie  soll  sich  nach  Asien^und  Europa 
lediglich  als  Hausthier  durch  Vermittelung  der  Egypter  ver- 
breitet haben,  denen  sie  ja,  als  Vertilger  der  Feldmaus  und 
wahrscheinlich  auch  wegen  der  elektrischen  Funken,  die  ans 
ihrem  Fell  springen,  wie  ihre  Verbindung  mit  Pascht  anzudeuten 
scheint,  besonders  heilig  war.  Aus  der  europäischen  Wildkatze, 
die  bei  uns  ,in  Deutschland  am  häufigsten  noch  im  oberen 
Wesergebiet  vorkommt,  stammt  sie  jedenfalls  nicht.  Diese  ist 
nämlich  ebenso  unzähmbar,  wie  der  Tiger;  ist  auch  sehr  ver- 
schieden gebaut.  Die  Hauskatze  ist  uns,  wie  gesagt,  zunächst 
nur  Beispiel.  Es  handelt  sich  um  irgend  ein  kleines  Raubthier, 
welches  über  seiner  Beute  murrt,  und,  wie  sich  zeigen  wird, 
nur  die  kleinsten  Säugethiere,  also  Mäuse,  frisst.  Und  da  wollen 
wir  also  gleich  im  Sinn  behalten,  dass  ein  solches  Raubthier 
auch  der  Marder,  lateinisch  maries  ist,  ohne  dass  indessen  da- 
mit gesagt  sein  soll,  dass  sein  offenbar  zu  unserem  Stamme 
gehöriger  germanisch -lateinischer  Name  nicht  ebensogut  An- 
wendung des  Hieronyms  auf  zweiter  oder  dritter,  wie  auf  erster 
metaphorischer  Stufe  sein  kann. 
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Noch  eins  im  Vorbemerk.  Wir  sehn  hier  im  indischen 
Namen  der  Katze,  marjara,  und  im  germanisch-lateinischen  des 
Marders  Suffixe,  die  mit  der  Wurzel  unlöslich  verbunden  sind, 
sich  einstellen,  wie  sie  uns  schon  innerhalb  der  beiden  früher 
behandelten  Stämme  luk  und  pik,  z.  6.  in  dem  Licht  und  der 
Luft,  und  in  dem  deutschen  Namen  des  Spechtes  entgegen 
traten.  Dies  sind  allerdings  die  Früchte  von  Zusammensetzungen, 
mit  welchen,  als  solchen  wir  jetzt  noch  nichts  zu  thun  haben, 
da  die  Vorgänge  bei  der  Bildung  zusammengesetzter  Wörter  erst 
später  untersucht  werden  können.  Wir  kennen  nur  erst  das 
Präfix,  welches  der  ursprünglichen  Reduplikation  entstammt, 
die  wir  bei  diesem  Stamm  im  lateinischen  murtnurare  voll- 
ständig erhalten  sehn,  sowie  noch  des  weiteren.  Auf  die  Suffixe 
können  wir  bei  dem,  um  das  es  sich  jetzt  für  uns  handelt,  näm- 
lich dem  sernanologi sehen  Theil  der  Arbeit,  der  Nothwendigkeit, 
durch  das  Anfangen  am  richtigen  Punkte,  Ordnung  in  die 
Metapherketten  zu  bringen,  so  dass  nur  selbstverständliche 
Metaphern  auf  einander  folgen,  keine  Bücksicht  nehmen. 

Und  nun  Acht  gegeben,  welch  andres  Licht  des  Katers 
bis  heute  so  gehörtes  murr  in  das  Dunkel  wirft,  welch  andre 
Ordnung  es  in  das  Chaos  bringt,  als  das  mar  der  Brahmanen, 
welches  Herr  Max  Müller,  aber  nach  Ausweis  der  Sprache 
kein  Mensch  sonst,  aufeinätidergeriebenen  Steinen  abgelauscht  hat. 

Weil  der  kauende  Kater,  der  uns  anmurrt,  sich  im  Besitze 
der  Maus  gefährdet  glaubt  und  sein  Genuss  gestört  ist,  ist  er 
mürrisch,  lateinisch  morosus,  welche  Zusammenstellung  uns  zu- 
gleich sehr  deutlich  zeigt,  dass  Deutsch  und  Lateinisch  hier 
unabhängig  von  einander,  die  Urform  gleichartig  in  der  Bedeu- 
tung, verschieden  im  Laut,  verarbeitet  haben.  Dieser  Parallelis- 
mus des  Germanischen  und  Lateinischen  geht  noch  weiter.  Die 
Metapher  des  Mürrischen  für  den  Traurigen  ist  nur  ein  kleiner 
und  leichter  Schritt.  Und  so  haben  wir  im  Germanischen: 
gothisch  mawman,  altsächsisch  mornian,  althochdeutsch  mornen, 
angelsächsisch  murtian,  englisch  mourn  und  ebeuso  lateinisch 
moereri,  trauern.    Französisch  heisst  nwrne  (aus  dem  Ger- 
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manischen)  traurig.  Etwas  anders  hat  das  Griechische  in 
dumm,  eigentlich  stumpfsinnig,  und  ebenso  auch  das 
Lateinische  im  gleichbedeutenden  morus,  die  Metapher  springen 
lassen.  Mürrisch  ist  eben  tratorig  und  stumpfsinnig  dabei. 
Herr  Max  Müller  ist  genöthigt,  dumm  als  ursprünglich  weich- 
lich, nämlich  zerrieben  zu  lesen!  Das  müsste  ein  geriebener  Kerl 
gewesen  sein,  der  diese  Metapher  verstanden,  etwa  an  die  Ge- 
hirnerweichung gedacht  und  sich  daraus  die  Dummheit  kon- 
struirt  hätte! 

Man  hat  den  germanisch-lateinischen  Ausdruck  für  trauern 
von  sanskrit  smar,  sich  erinnern,  ableiten  wollen,  wobei  man 
natürlich  nicht  weiter  kommt.  Denn  woher  heisst  nun  sich 
zu  erinnern  smar?  Uebrigens  ist  doch  auch  an  das  Murren 
schon  gedacht  worden.  Das  smar  des  Sanskrit,  zu  dem  grie- 
chisch fi((tf*(Qos,  denkwürdig,  /utyjw«  und  fti^Qa,  Sorge,  latei- 
nisch memor,  gothisch  nicrjan,  kund  thun  gehören,  hat  übrigens 
eine  Stelle  in  diesem  Wortstamm,  welche  weiter  unten  gefunden 
werden  wird. 

Den  ersten  eigentlich  sich  doch  von  selbst  der  Aufmerk- 
samkeit aufdringenden  Schoss  aus  der  Wurzel  haben  wir  jetzt 
für  alle  praktisch -etymologischen  Zwecke  weit  genug  verfolgt 
und  gehen  zum  zweiten  über,  dazu  das  Reich  des  Todes  wäh- 
lend, den  Herr  Max  Müller  nicht  mit  der  Hippe,  sondern  mit 
einem  Paar  mörderischen  Mühlsteinen,  allerdings  aber  zugleich 
auch  mit  dem  Stundenglas,  bewaffnet  hat. 

Mörderisch  sind  die  Mühlsteine  wohl  metaphorisch,  wenn 
man  sich  nämlich  nichts  daraus  macht,  ob  die  Metaphern  ver- 
standen werden,  aber  ein  wirklicher  Mörder  ist  doch  wieder 
der  Kater,  der  die  Maus  zwischen  den  Zähnen  hat.  Er  ist  es 
sogar  nach  juristischer  Definition;  denn  er  ist  schuldig  vor- 
bedachten Todschlags  in  gewinnsüchtiger  Absicht  an  Wehrlosen 
verübt.  Dass  der  Kater  der  Kain  der  indogermanisch-sprach- 
lichen Genesis  sei,  dafür  treten  als  Blutzeugen  das  Indische 
wie  das  Germanische  auf.  Denn  Sanskrit  hat  mardh,  tödten, 
und  wir  haben  gothisch  maurthr,  angelsächsisch  mordor  und 
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myrärian  u.  s.  w.  Und  im  ungeschriebnen  Deutsch  haben  wir 
ganz  genau  einen  solchen  Mord  bezeichnend,  wie  ihn  der  Kater 
an  der  Maus  verübt,  die  er  in  den  Winkel  geschleppt  hat,  und 
mit  halb  unterdrücktem  Murren  zum  Tode  befördert,  den  Aus- 
druck: abmurksen.  Keine  der  andern  indogermanischen  Mund- 
arten benutzt  den  Laut  in  der  aktiven  Bedeutung,  aber  die 
Uebereinstimmung  auf  dem  nordwestlichen  und  südöstlichen  Flügel 
der  Gruppe  macht  dies  gleichgültig.  Das  germanische  Aktivum 
ist  durch  das  indische  als  mindestens  ebenso  ursprünglich  be- 
glaubigt, wie  das  Passivuni,  welches  im  Germanischen  gänzlich, 
nicht  aber  so  im  Sanskrit  fehlt. 

Das  Passivum  zu  Mord  ist  der  Tod.  Das  Aktivum  ist 
der  Kater,  das  Passivum  ist  die  Maus;  nämlich  in  der  Hiero- 
glyphe. Also  wird  den  Tod  der  Mauselaut  anzeigen?  Nicht 
doch;  wenn  sie  noch  quiekt,  ist  die  Maus  ja  noch  lebendig. 
Die  Hieroglyphe  für  den  Mord  wie  für  den  Tod  bildet  immer 
nur  der  Kater  mit  der  Maus  im  Maul.  Und  das  Hieronyra 
dieser  Hieroglyphe  ist  immer  nur  des  Katers  Murren.  Wenn 
gemurrt  wurde,  hiess  es  gleich  von  vornherein  beides:  dass  Je- 
mand mordet  und  dass  Jemand  stirbt.  Denn  Jemand  kann 
nicht  morden,  ohne  dass  Jemand  stirbt.  Die  Umstände  mussten 
sagen,  und  die  andern  gesprochenen  Wörter,  wie  stets  in  solchen 
Fällen,  was  von  beiden  das  Hieronym  bedeuten  sollte. 

Die  Maus  in  Katers  Maul,  vor  dem  Blick  heraufbeschworen 
durch  des  Katers  Murren,  war  also  eines  der  uranfanglichen 
Sinnbilder  für  den  Tod.  Seine  sehr  ausgedehnte  Anwendung 
geht,  wie  uns  Herr  Max  Müller  vorgeführt  hat,  durch  die 
ganze  Sprachgruppe,  mit  Ausnahme  des  Germanischen.  Uebrigens 
bitten  wir,  unter  den  Wörtern,  die  er  anführt,  jetet  nur  noch 
die  ganz  direkten,  Tod,  Sterben  und  Sterblichkeit  bezeichnenden 
ins  Auge  zu  fassen.  Damit  zugleich  die  gemordete  Maus  als 
Sinnbild  des  Todes  wenigstens  vorläufige  Gnade  finde,  möge 
der  Leser,  den  dieser  sonderbar  scheinende  Weg  der  Hiero- 
glyphik  der  Urzeit  stutzig  macht,  weil  er  ja  erst  allmählig  mit 
der  Natur  der  Schwierigkeiten  vertraut  werden  kann,  mit  denen 
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in  den  ältesten  Perioden  der  Sprachbildung  zu  ringen  war,  noch 
etwas  stutziger  werden,  indem  er  sich  urplötzlich  in  die  Gegen- 
wart versetzt  sieht. 

Wie  ist  denn  das?  Sagen  wir  im  Deutschen  nicht  auch 
heute  noch:  mausetodt? 

Das  kann  nicht  sein,  wollen  wir  doch  gleich  bemerken,  in 
ununterbrochener  Aufnahrae  der  Erinnerungen  aus  der  Hiero- 
glyphik  der  Urzeit.  Die  Zeit  der  Ursprache  ist  etwas  lange 
her;  etwas  sehr  lange.  Der  sonderbare  Ausdruck  kann  ja  aber 
nur  gemacht  sein,  als  die  deutsche  Sprache  ihre  gegenwärtige 
Stufe  erreicht  hatte  und  die  passivische  Anwendung  des  Hiero- 
nyms  Murren,  von  der  keine  Spur  im  Deutschen  mehr  vor- 
handen, längst  aus  unserer  Sprache  verdrängt  war.  Die  Hie- 
roglyphe ist  also  «ocA  einmal,  vielleicht  erst  zu  Luthers  Zeit, 
erfunden  worden. 

Dann  ist  also  ihre  Erfindung  das  erstemal,  als  es  für  den 
Tod  überhaupt  noch  kein  Sinnbild  gab,  so  sonderbar  doch  nicht. 
Das  zweitemal,  wo  im  Deutschen  der  Ausdruck  todt,  aus  andrer 
Wurzel,  schon  vorhanden,  war  doch  jedenfalls  das  Bedürfniss 
nicht  so  drängend.  Dass  Jemand  todt  sei,  konnte  man  auch 
ohne  das  sagen.  Man  wollte  eben  nur  ganz  besonders  betonen, 
dass  er  mausetodt  sei. 

Aber  was  heisst  das,  mausetodt?  Kann  man  todter  sein 
als  todt?  Und  ist  gerade  eine  todte  Maus  todter  als  andere 
Thiere?  Dies  ist  nämlich  vorausgesetzt,  wenn  man,  wie  ge- 
Hchehen  ist,  die  Regungslosigkeit  der  todten  Maus  als  das  ur- 
sprüngliche tertium  comparationis  annimmt.  Oder  ist  eine  todte 
Maus  auf  besondere  Weise  todt;  und  ist  mausetodt  sein  auf  die- 
selbe Weise  todt  sein? 

Wir  wollen  doch  einmal  zusehn,  wo  man  statt  todt  mause- 
todt einsetzen  kann,  und  wo  nicht.  So  findet  man  den 
genauen  Sinn  der  Wörter. 

»Napoleon  ist  mausetodt<  geht  nicht.  Jedenfalls  könnte 
man  es  nicht  von  Napoleon  dem  Ersten,  man  könnte  es  höchstens 
figürlich  von  Napoleon  dem  Dritten  sagen.    Der  Mausetod  hat 
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nichts  mit  dem  Todtsein  zu  schaffen  ,  welches  nur  sagt,  dass 
die  Person  der  Vergangenheit  angehört.  Dafür  ist  die  ganz 
zutreffende  Volksredensart :  todt  und  begraben.  Die  Maus  wird 
nicht  begraben  und  hinterlässt  keinen  Nachruf. 

>Als  der  Arzt  kam,  war  der  Kranke  schon  mausetodt« 
geht  eher,  aber  doch  nur  in  sprachlich  rohem  Munde.  Es  wird 
es  niemand  schreiben  wollen,  nicht  weil  es  rücksichtslos  klingt, 
sondern  im  Gefühle,  dass  der  Ausdruck  nicht  richtig  angewendet 
wäre.  Der  Tod  des  Kranken  ist  kein  Mausetod.  Die  (Maus 
stirbt  nicht  an  Krankheit. 

Der  Mansetod  ist  ein  gewaltsamer  Tod.  Schlagen  wir  nun 
also  mausetodt,  um  zu  sehen,  was  für  einer. 

>Er  schlug  ihn  im  Zweikampf  mausetodtc  geht  nicht.  Man 
kann  da  nur  sagen,  er  tödtete  ihn.  Es  geht  nicht,  weil  der 
Todtgeschlagene  sich  gewehrt  hat.  Die  Maus  wehrt  sich  nicht. 

Aber  >der  Blitz  schlug  ihn  mausetodt <,  das  geht.  Und 
»der  Kerl  schlug  seine  arme  Frau  mausetodt«,  das  geht  auch. 
Und  »die  Maus  in  der  Falle  ist  mausetodt«,  das  geht  erst  recht. 

Es  muss  jemand  todtgeschlagen  werden,  den  todtzuschlagen 
keine  grosse  Kunst  ist.  Er  muss  von  der  Uebermacht  erdrückt 
werden,  absichtlich  oder  unabsichtlich.  Er  muss  seiner  Schwäche 
zum  Opfer  fallen,  wie  die  Maus,  welche  verloren  ist,  sobald  sie 
erhascht  ist,  von  wem  es  auch  sei,  deren  ganze  Rolle  unter 
den  Wirbelthieren  die  ist,  todtgeschlagen  zu  werden,  als  kleinstes 
und  schwächstes  derselben.  Der  Mausetod  ist  das  Sinnbild  des 
Schkksalstods,  erlitten  unter  der  Fülle  der  Lebensgefahren,  von 
welcher  die  Kreatur  umringt  ist. 

Eine  spätere  Zeit  schied  ihn  aus  von  anderen  Todesarten; 
die  Urzeit  kannte  und  benannte  nur  ihn.  Ihr  war  der  Tod 
noch  das  blosse  Passivum  des  Mords.  Und  der  Name  für  den 
Mord  sprach  noch  von  keinem  Verbrechen,  sondern  nur  von 
einem  Naturgesetz,  dem  Gesetz,  dass  der  Starke  auf  Kosten 
des  Schwachen  lebt. 

In  welche  Gefühlswelt  blicken  wir  durch  unser  Fernrohr, 
welches  weit  über  das  der  Ueberlieferung  hinausträgt,  hinein1. 
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Wir  sehn  Vorfahren,  nnser  eignes  Fleisch  und  Bein,  welche 
noch  von  zarter  Traner  nichts  wissen,  sondern  nur  zornig  murren, 
und  welche  nicht  sterben,  sondern  gemordet  werden,  und  dies 
als  ganz  in  der  Ordnung  ansehen.  Sind  wir  an  die  Grenxe 
zwischen  Mensch  und  Thier  gelangt,  welche  der  Kern  der 
Sprache  bilden  muss? 

Sagt  man  mausetodt,  so  könnte  man  ja  wohl  auch  sagen: 
mauselebendig?  Ein  Thier,  dessen  Tod  Sinnbüd  des  Todes 
geworden,  ist  ja  eben  dadurch  auch  vortrefflich  geeignet,  in 
seinem  Leben  das  Sinnbild  für  das  Leben  abzugeben?  Im  heu- 
tigen Deutsch  kennen  wir  gerade  diesen  Ausdruck  nicht.  Aber 
es  ist  doch  ausreichend  dafür  gesorgt,  dass  spätere,  wiederholte 
Verwendung  auch  dieses  Sinnbild  der  lebendigen  Maus  für  das 
was  lebt,  da  wo  man  sich  darüber  wundert,  dass  es  lebt,  eine 
frühere  und  ursprüngliche  Hieroglyphe  dieser  Art,  die  natürlich 
der  Mäu$e\z.xxt  gebildet  haben  müsste,  wahrscheinlicher  machen 
helfen. 

Wir  nennen  den  Daumenmuskel  die  Maus.  Der  lateinische 
Muskel  heisst  aber  selbst  schon  Mäuslein,  und  so  heisst  er  im 
Griechischen  ftts  und  fivt&v,  die  Maus  und  der  Maus  spielende. 
Einst  hiess  auch  im  Deutschen  jeder  Muskel,  dessen  Spiel  von 
aussen  sichtbar,  Maus.  Es  ist  schriftlich  noch  erkennbar  und 
wir  haben  sonst  keinen  Namen  für  den  Muskel.  Später  ward 
der  lateinische  der  Sprache  der  Wissenschaft  entlehnt  und  be- 
deutete deswegen  nicht  mehr  blos  den  von  Aussen  sichtbaren, 
unter  der  Haut  wie  eine  Maus  unter  dem  Tuche  spielenden, 
so  zu  sagen  eignes  Leben  zeigenden  Muskel,  sondern  den  wissen- 
schaftlich  erkannten  Muskel,  dessen  Name  den  volkstümlichen 
unter  dem  Fortschritt  der  Volksbildung  verdrängte. 

Dem  ursprünglichen ,  mit  diesem  späteren  sinnbildlichen 
Ausdruck  genau  übereinstimmenden  Hieronym  aus  der  Thier- 
sprache selbst  kann  an  dieser  Stelle,  wo  es  sich  zunächst  um 
murr  und  den  Tod  handelt,  nur  ganz  flüchtig  näher  getreten 
werden.  Wir  sagen  im  Deutschen  von  der  Maus  sie  quieke  — 
siehe  E.  T.  A.  Hoflinann:  Nussknacker  und  Mausekönig  —  oder  sie 
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pfeife.   Nun,  quick  oder  qucck  ist  "eiD  germanischer  Ausdruck 
für  lebendig;  unser  keck  soll  auch  dazu  gehören.  Man  beachte 
dies  jetzt;  das  ist  genug.  Der  Mäuselaut  ist  natürlich  für  sich 
zu  behandeln  und  zwar  mit  grosser  Vorsicht  t  da  die  Maus 
einen  Mitbewerber  sowohl  in  mancher  Beziehung  als  Hieroglyphe, 
als  auch  in  der  volkstümlichen  Darstellung  des  Lauts  hat. 
Dies  ist  der  Frosch,  welcher  gerade  so  klein  und  wehrlos  ist, 
und  welcher  quakt.    Also  nur  der  Vokal  ist  anders  gefasst,  mi 
Ohre  ein  grosser,  in  der  vokalmisshandelnden  Sprache  ein  sehr 
unbedeutender  Unterschied.   Diese  beiden  Nebenbuhler  müssen 
ihre  Batrachomyomachie,  ihren  Froschmäuslerkrieg  erst  an- 
gefochten haben,  und  die  Grenze  zwischen  ihren  beiden  Reichen 
muss  nach  ursprünglicher  Sprachscheidung  hergestellt  sein,  ehe 
sie  in  der  Ursprache  mitsprechen  dürfen.  Es  handelt  sich  indess 
jetzt  um  ein  Gebiet,  in  welchem  wirklich  gequiekt  und  nicht 
gequakt  wird.   Den  streitigen  Grund  haben  wir  nicht  betreten. 
Englisch  heisst  quick  jetzt  schnell;  lebendig,  z.  B.  gerade  vom 
Muskel,  heisst  aber  auch  noch  quiver,  gothisch  heisst  lebendig 
quius,  lateinisch  viws,  griechisch  das  Leben  ß(o(,  sanskrit  lebendig 
dschiv,  litthauisch  gyvas,  kirchenslavisch  eivu.    Die  Grundlage 
erscheint  also  quiv.    Daraus  wird  bei  der  Abwerfung  des 
Gaumenlauts  unser  pfeifen,  bei  seiner  Wiederholung  am  Schluss 
unser  quieken.    Versucht  man  den  Mäuselaut  nachzuahmen,  so 
findet  man  bald,  das  quiv  die  beste  Kursivform  für  denselben 
ist.    Die  gewöhnliche  Ableitung  des  deutschen  Pfeifens  von 
dem  lateinischen  pipire  —  Ableitung,  nicht  etwa  behauptete 
Urverwandtschaft,  denn  da  müsste  dem  p  im  Deutschen  ein  b 
entsprechen,  nach   dem   sogenannten  Grimmschen  Lautver- 
schiebungsgesetz, mit  welchem  übrigens  viel  Unfug  getrieben 
wird  —  ist  ebenso  absurd,  wie  die  des  Murrens  von  mur- 
tnurare.    Pipire  wird  im  Lateinischen,  nach  so  entscheiden- 
der Autorität  in  solchen  Sachen,  wie  die  des  Varro,  von  dem 
Küchleinlaut  gesagt,  und  die  Küchlein  piepen  bei  uns  auch. 
Kein  Mensch  wird  sagen,  dass  die  Küchlein  pfeifen.    In  der 
Thierwelt  pfeifen  nach  unserer  Auffassung  nur  die  Mäuse. 

Volkswirt*.  Vierteljahrechrift   1871.   II.  11 
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Das  Lateinische  bezeichnet  ihren  Laut  durch  mintt-ire,  woTon 
an  seiner  Stelle. 

Kehren  wir  nun  von  der  Abschweifung ,  welche  für  das 
Ver8tändniss  und  die  Würdigung  unserer  Hieroglyphe  hoffentlich 
das  Ihrige  gethan  hat,  kehren  wir  vom  Leben  zum  Tode 
zurück. 

Es  soll  uns  dabei  unter  der  Fülle  der  Ausdrücke  auf  indo- 
germanischem Gebiet,  die  uns  Herr  Max  Müller  vorgeführt 
hat,  nur  das  lateinische  Zeitwort:  morior,  moriuus  sum,  tnori  — 
für  einen  Augenblick  aufhalten.  Ein  unregelmässiges  lateinisches 
Zeitwort,  und  zwar  ein  Deponens,  Plage  unserer  Jugend,  steht 
mit  seinen  Räthseln  vor  unserem  Blick. 

Herr  Max  Müller  hat  uns  gesagt,  dass  es  > ursprünglich« 
nicht  sterben,  sondern  hinsiechen,  verfallen,  bedeutet  habe.  Das 
ist  ihm  nämlich,  wie  wir  ja  gesehn  haben,  unerlftsslich  für 
seine  Wurzel-Hypothese.  Verfallen  —  zerrieben  werden!  Das 
geschieht  ja  auch,  wenn  man  an  Krankheit  —  morbus  —  stirbt! 
Es  geschieht  doch  aber  erst  recht,  wenn  man  gekaut  —  mürbe 
gemacht  —  und  gefressen  wird.  So  weit  ist  die  Wahl  frei. 
Eine,  bei  längst  mündlich  gebrauchter  Anwendung  in  einem 
wie  im  andern  Sinne  vielleicht  zufällige,  Priorität  in  der  Literatur, 
will  für  die  Wurzel -Semanologie  nichts  bedeuten.  Aber  viel- 
leicht verschafft  eben  die  Unregelmässigkeit  des  Zeitworts 
Aufschluss. 

Es  ist  ein  Deponens,  d\  h.  ein  Passivum,  und  muss  ein 
solches  sein,  wenn  die  Spracho  den  Tod  als  Passivum  des 
Mords  auffasst.  Das  deutsche  Sterben,  aus  ganz  andrer  Wurzel, 
und  welches  buchstäblich  verhungern  heisst,  ist  ein  Aktivum. 
Es  ist  darben  mit  der  uns  bekannten  Reduplikation,  to  starve, 
und  ihm  entspricht  in  späterer  Zusammensetzung  sein  düsteres 
deutsches  Reimwort  verderben,  ganz  weg  darben.  Dieses  Aktivum 
kennt  denn  auch  den  ^sterbenden*,  nicht  den  todten  oder  dem 
Tode  verfallenen  Menschen.  Denn  der  sterbende  Mensch  ist 
eben  kein  todter  Mensch;  der  eine  Begriff  schliesst  den  andern 
aus.   Ou  est  ma  mort,  je  ne  suis  pas;  ou  moi  je  suis,  ma  tnort 
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riest  pas;  qu'est  ce  qu'eüe  me  veut?  sagte  der  französische 
Freigeist. 

Aber  tnorior,  das  sehr  wohl  den  Todten,  den  mortuus,  aus 
derselben  Wurzel,  aber  auf  das  Hauptwort  mors  mortis  zurück- 
zuführen, kennt,  kennt  einen  moriens,  der  stirbt,  offenbar  nur 
als  Spätbildung,  dagegen  einen  moribundus,  dessen  Tod  unmit- 
telbar, und  einen  morUurus^  dessen  Tod  aus  unabwendbarer  Ur- 
sache bevorstehend  ist. 

So  enthüllt  sich  die  ganze  Unregelmässigkeit  dieses  Zeit- 
worts als  strenge  Folgerichtigkeit  der  zu  Gründe  liegenden  Oe- 
dankenarbeit, deren  Früchte  der  konservative  Geist  der  Römer- 
sprache, die  darin  dem  römischen  Staatswesen  glich,  treu  fest- 
gehalten hat.  Auch  mori  hat  »ursprüngliche  getödtet  werden 
geheissen;  es  erzählt  dies  ja  selbst. 

Wir  sind  also  noch  immer  beim  Tode,  schlecht  weg.  Alles 
bei  dem  es  sich  nicht  um  den  Tod  selbst,  sondern  um  Zerstö- 
rung, Krankheit  u.  s.  w.  dreht,  stellen  wir  noch  zurück.  Herr 
Max  Müller  wagt  vom  Begriff  des  Todten  aus  die  metaphorische 
Anwendung  auf  das  Meer,  als  Wasser,  das  nicht  flieset,  nicht 
lebt.  Das  ist  geistreich  genug,  geht  aber*  so  geschwind  jeden- 
falls doch  nicht.  Wir  müssen  erst  sprachlich  auf  das  Todte 
selber  kommen,  auf  das  welches  gelebt  hat,  um  auf  Todtes 
kommen  zu  können,  welches  nur  metaphorisch  todt  heisst,  in- 
dem es  nie  gelebt  hat  und  nicht  leben  kann. 

Wir  kennen  in  dieser  Beziehung  bisher  nur  mortuus.  Es 
giebt  aber  auch  ein  lateinisches  moriieinus,  welches  für  das, 
warum  es  sich  handelt,  bedeutsamer  ist,  denn  es  heisst  da? 
verreckte  Thier,  das  Aas.  Daraus  soll  altfranzösisch  morine, 
spanisch  morrina,  italiänisch  moria,  mit  derselben  Bedeutung 
abgeleitet  sein.  Ihnen  entspricht  aber  auch  genau  ein  engli- 
sches morkin,  ein  verrecktes  wildes  Thier  im  Wald.  Ob  dies 
lateinisch  oder  eigen,  hat  nicht  mit  Gewissheit  ermittelt  wer- 
den können.  Auch  wir  vermögen  nicht  zu  entscheiden.  Dass 
die  im  Germanischen  zurückgetretene  Anwendung  des  Hieronyms 

in  passivischer  Bedeutung  in  demselben  doch  nicht  ganz  gefehlt 
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hat,  ist  mit  Bestimmtheit  anzunehmen.  Hahen  wir  es  doch 
mit  der  Neubildung:  mause todt  —  zu  thun  bekommen.  Es  liegt 
gar  zu  nah.  Im  Germanischen  und  Griechischen  waren  eben 
nur  die  andern  Synonyme  stärker. 

Hatte  die  Metapherkette  nicht  blos  den  Tod,  sondern  auch 
das  Todte  erreicht,  dann  blieb  es  vollständig  selbstverständlich, 
wenn  das  Todtsein  als  Gegensatz  des  Lebens  auch  zur  Bezeich- 
nung des  Todtseins  als  Gegensatz  der  Bewegung  überhaupt  ver- 
wandt wurde. 

Dies  ist,  wiederum  im  Lateinischen,  mit  grösster  logischer 
Schärfe  geschehn.  Mora,  die  Verzögerung,  für  welches  Herr 
Max  Müller  sich  wiederum  Muhe  giebt,  einen  »ursprunglicbenc 
andern  Sinn,  nämlich  des  »langsamen  Hinschwindens,  des  Ver- 
falls (Zerriebenwerdens),  der  Zeit<  herauszufinden,  da  sine  mora 
ohne  Zeitverlust  heisse,  hiess  von  Anfang  an  und  bis  zu  Ende 
die  Pause  in  einer  Bewegung,  das  was  die  Mechaniker  den 
todten  Punkt  nennen,  und  welches  germanisch  auch  die  Weile 
heisst.  Eile  mit  Weile,  mit  den  nöthigen  Pauäen,  oder  ohne 
Weile  —  sine  mora.  Mora  und  pausa  —  n«»***-,  von  navtw  — 
aufhören  machen,  waren,  ein  eignes  und  ein  Fremdwort,  Sy- 
nonyme im  Lateinischen. 

Mora  ist  der  Gegensatz  von  motus,  worin  der  Leser  später 
eine  jetzt  schon  gemachte  Bekanntschaft  wiederentdecken  dürfte, 
wie  mors  von  vita. 

Hatte  die  Metapherkette  den  Gegensatz  der  Bewegung,  im 
Lateinischen  also  in  höchst  abstrakter  Form,  einmal  erreicht, 
so  lag  die  Anwendung  auf  stehendes  Gewässer  allerdings  am 
nächsten.  Sie  liegt  ja  so  nah,  dass  wir  heut  von  todten  Ge- 
wässern —  caux  mortes  —  sprechen,  und  der  reizenden  Moor- 
lake bei  Potsdam  entspricht  das  noch  reizendere  Mortlake  bei 
London.   Die  Todtcnseen  sind  aber  schwer  zählbar. 

Und  so  haben  wir  die  althergekommene  germanische  Bezeich- 
nung für  stehendes  Gewässer:  Moor  —  zu  lesen.  Im  altniederdeut- 
schen mor  auch  muor  steckt  die  Urbedeutung  des  durch  die  lateini- 
sche, statische  und  germanische  Sprache  verbreiteten  Wortes  Meer. 
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Im  Germanischen  hat  der  ^amo  Meer,  in  der  Konkurrenz  mit 
See  und  Haff,  verhältnissmassig  die  geringste  Rolle  gespielt. 
Es  ist  sogar  nicht  ganz  gewiss,  ob  er  eigen  ist,  trotzdem,  dass 
ihn  alle  Mundarten  kennen  oder  doch  gekannt  haben.  Im  La- 
teinischen und  Keltischen  herrscht  er  vor.  Für  die  praehisto- 
rische  Geographie  wird  die  weitere  Untersuchung  dieses  Punktes 
von  entscheidender  Wichtigkeit  werden. 

Wir  sind  mit  Mord  und  Tod  fertig,  so  weit  es  nützlich 
erscheint,  und  schöpfen  nun  ein  drittes  Mal  aus  der  Hieroglyphe. 

Der  murrende  Kater,  welcher  die  Maus  mordet,  thut  dies 
letztere  in  einer  Reihefolge  von  Handlungen,  die  wir  genau  zu 
zerlegen  haben,  um  der  Hieroglyphe  in  der  Sprache  vollständig 
nachspüren  zu  können.   Er  packt,  er  beisst  und  er  kaut. 

Herr  Max  Müller  muss,  wie  wir  gesehn  haben,  dio  Be- 
deutung des  »Reibens«  des  »Reinwischens<  in  die  von  >abreissen 
oder  pflückenc  Übergehn  lassen,  um  für  das  griechische 
das  so  heisst,  eine  Stelle  zu  finden,  und  ebenso  für  wel- 
ches bei  den  Dichtern  packen,  fassen,  greifen,  eben  von  Raub- 
thieren  heisst.  Wir  haben  die  Ableitung  kürzer  und  billiger, 
und  brauchen  nicht  sein  tpdfiqs  mit  »das  Alter  zerrieb 
ihn,  machte  ihn  mürbe«  oder  sein  /*oV«  f*dqm(  noJoiiv  mit 
^streifte  den  Boden  nicht  mit  den  Füssen«  zu  übersetzen,  son- 
dern in  die  guten  deutschen  Ausdrücke:  »das  Alter  packte 
ihn<  und  >sie  fasste  (beim  Drüberfliegen)  den  Boden  nicht  mit 
den  Füssen.« 

Im  weiteren  Verlauf  verlockt  ihn  seine  falsche  Wurzel  zu 
ßXdmv>,  ich  schmücke,  überzuspringen,  weil  es  lautlich  möglich 
wäre.  Hier  springt  er  aber  wahrscheinlich  wieder  in  einen 
andern  Wortstamm  hinein.  Das  englische  mar,  welches  er  dem 
pXanuw  gleichgesetzt,  heisst  ürigens  nicht  schwächen,  sondern 
nur  hindern,  und  was  man  packt  und  festhält,  das  hindert  man. 

Und  was  man  mit  dem  Geiste  fasst,  das  merkt  man ;  Herr 
Max  Müder,  der  falsch  zugepackt  hat,  hat  aber  vom  merken, 
kapieren  (capiscere),  vom  fassen  und  damit  von  der  Mark  u.  s.  w. 
nichts  gemerkt.   Hier  ist  zugleich  die  richtige  Steile  für  das 
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sanskritische  smar,  sich  erinnern,  für  das  griechische  i*iit"vx> 
denkwürdig  oder  wwÄwürdig,  und  vielleicht  für  das  lateinische 
tnemor  und  das  gothische  —  active  —  merjan  kund  thun. 

Auch  nichts  von  der  lateinischen  merx,  dem  Fass  von 
fassen ,  dem  Pack  von  packen ,  der  Waare ,  nach  volkswirt- 
schaftlicher Definition,  dem  Dinge,  das  des  Anpackens  und 
Aneignens  werth  ist,  hat  er  gemerkt.  Denn  natürlich,  ehe  man 
Waaren  hergestellt  hat,  hat  man  sie  gefunden,  und  diese  ge- 
fundenen Waaren  auch  geraubt  oder  auch  eingetauscht,  und  der 
Kaufmann,  der  mcrcator  hat  bekanntlich  einst  seine  Waaren 
sich  auf  alle  diese  drei  Weisen  verschafft.  Noch  die  Phönizier 
gingen  auf  die  Suche,  auf  den  Kaub  und  auf  den  Handel  zu- 
gleich aus. 

Auch  dieser  Zweig  ist  für  jetzt  weit  genug  verfolgt  und 
wir  kommen  nun  zum  Beissen.  Lateinisch  heisst  dies  Zeitwort 
mordeo,  momordi,  morsum,  mordere.  Hier  haben  wir  also  auch 
im  Lateinischen  ein  Aktivum,  nicht  das  Aktivum,  welches  dem 
Passivum  mori  entspricht.  Das  Activum  zu  mori  ist  nur  im 
Germanischen  morden,  im  Sanskritischen  mardh  bewahrt  werden. 
Im  Lateinischen  ist  der  aktivisch  gebrauchte  Laut,  der  dabei 
dasselbe  Suffix  zeigt,  an  eine  andere  Uranwendung  desselben 
Hieronyms  gerathen,  die  pichts  mehr  mit  dem  Tode  als  solchem 
zu  schaffen  hat.  Das  Synonym  necare  für  tödten,  welches  übri- 
gens sehr  ähnliche  Herkunft  hat,  machte  das  Hieronyra  murr 
an  dieser  Stelle  überflüssig.  Für  beissen  gab  es  aber  im  La- 
teinischen durchaus  kein  Synonym,  das  mordere  hätte  ersetzen 
können.  Auch  die  übrigen  indogermanischen  Sprachzweige  ha- 
ben, wie  wir  gleich  sehen  werden,  das  Hieronym  murr  ange- 
wendet, um  an  beissen  zu  erinnern.  Hier  wich  aber  wieder 
diese  aktivische  Anwendung  des  Lauts  vor  Synonymen.  Die 
Sprachen  auf  gleicher  hieronymischer  Grundlage  scheidet  eben 
nicht  blos  die  verschiedene  Auswahl  unter  der  mundartlichen 
Lautmannigfaltigkeit,  sondern  auch  die  verschiedene  Auswahl 
unter  den  Synonymen. 

Beissen  —  abbeissen  —  ist  das  ursprünglichste  und  unab- 
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lässig  anzuwendende  Mittel  um  Speise,  und  nicht  Mos  diese, 
zu  theilen. 

Und  so  haben  wir  denn  im  Germanischen,  als  Hinter- 
lassenschaft der  hier  durch  das  Synonym  verdrängten  Anwen- 
dung unseres  Hieronyms  für  beissen,  gothisch  maurgjan^  theilen 
oder  vielmehr  abschneiden.  Altnordisch  heisst  murtc  abge- 
schnitten und  noch  mittelhochdeutsch  ist  tnur  in  solcher  Be- 
deutung vorhanden.  Spater  haben  die  für  den  Begriff  des 
Theilens  sehr  zahlreichen  Hieronyme,  welche  nach  ihrer  sicht- 
baren Ableitung  der  feiner  gewordenen  Weise,  etwas  durch 
Theilung  abzulösen,  meist  besser  entsprachen,  auch  dieses  me- 
taphorische Ueberbleibsel  eines  durch  das  Murren  des  Raub- 
thiers angedeuteten  Beissens  aus  dem  Germanischen  entfernt. 

Nicht  so  im  Lateinischen.  Hier  liegt  dieselbe  Metapher, 
im  Mutter-  wie  im  Tochterausdruck,  bis  heute  lebendig  vor. 
Morsus  ist  zwar  noch  der  Biss,  die  Aktion  des  Maules,  aber 
nwrsum  ist  was  auch  wir,  das  bei  uns  siegreiche  Synonym  zu 
derselben  Metapher  verwendend,  ein  Bisschen  nennen  und  im 
französischen  tnorceau  haben  wir  den  Theil,  der  aus  solcher 
Theilung,  wie  sie  durch  den  Biss  allein  möglich  ist,  der  regel- 
losen, der  Zerstückelung,  morccllement%  hervorgeht. 

Und  gerade  so  heissen  im  Griechischen  /uty*  und  pips 
nicht  der  genaue  Theil,  sondern  das  Stückchen,  das  Abgebissene. 
Denn  ftt^a^nai  heisst  z.  B.  der  Krümeldieb.  In  Stücke  ver- 
theilen heisst  fiti^ofiui.  und  berauben  —  einem  etwas  abbeissen 
—  heisst,  mit  der  Negation,  einem  etwas  abstückeln, 
Der  Weg  dazu  fehlt  aber  im  Griechischen  ganz,  wie  es  noch 
öfter  vorkommen  wird.  Denn  das  Griechische  ist  der  verlorene 
Sohn  unter  den  indo-germanischen  Brüdern,  der  sich  am  wenig- 
sten um  das  bekümmert  hat,  was  dem  Vater  heilig  war.  Bei 
dieser  Freiheit  und  Rücksichtslosigkeit  hat  er  es  eben  frühzei- 
tig zu  etwas  gebracht;  es  hat  aber  freilich  nicht  vorhalten 
wollen. 

Wir  eilen  vorwärts.   Das  murrende  Raubthier  kaut.  Seht 
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nur  wie  der  murrende  Kater  in  sehr  augenfälliger  Weise  kaut, 
gerade  wie  der  Specht  so  späht! 

Wir  haben  hier  einen  Zweig  des  Wortstammes  erreicht, 
der,  wenn  auch  nicht  eine  fesselndere,  so  doch  eine  noch  aus- 
gedehntere Rolle  spielt,  als  irgend  einer  der  vorigen.  Es  ist 
derjenige,  in  dem  die  vermeintliche  Wurzel  des  Herrn  Max 
Müller  eine  Stelle  fiudet,  und  zwar  statt  der  ersten  eine  der 
letzten.  Je  naher  wir  ihr  treten,  desto  grössere  üebereinstim- 
mung  werden  natürlich  seine  Metaphern  mit  der  unsrigen  zei- 
gen, nur  dass  sie  genau  in  der  umgekehrten  Richtung  springen. 

Für  das  Zeitwort  kauen  selbst  haben  überall  Synonyme 
gesiegt,  die  meist  an  das  Eaucn  der  Wiederkäuer  erinuern, 
dasselbe  absichtlich  dadurch  im  Gegensatz  zum  Beissen  stellend, 
welches  bei  den  Wiederkäuern  eben  nicht  als  solches  hervortritt 
Die  Verbindungsbrücke  ist  hier  durch  die  steigende  Flnth  der 
Mannigfaltigkeit  und  der  schärferen  Unterscheidung  überall 
weggeschwemmt.  Im  Lateinischen  ist  wieder  von  mordere  aus- 
zugehn,  welches  gewiss  einst  beissen  und  kauen  hiess  und  un- 
mittelbar auf  marcus,  die  Mörserkeule,  mortarium,  den  Mörser, 
überzugehn,  in  welchem  aber  noch  lange  nicht  gerieben,  son- 
dern zunächst  einmal  schlagweise  zerstampft  wird.    Ein  im 
Mörser  so  zu  sagen  vorgekautes  Gericht,  aus  Grünzeug,  hiess  roo- 
rötum.   Im  Mörser  ward  aber  nicht  blos  Speise,  sondern  auch 
Stein  zerstampft,  und  es  scheint  sogar  das  lateinische  Werkzeug 
mortarium  zu  diesem  Zwecke  hauptsächlich  gehraucht  worden 
zu  sein.    So  bedeutete  denn  das  Wort  mortarium  auch  den 
Mörtel.  Der  deutsche  Mörser  und  der  deutsche  Mörtel  scheinen 
beide  dem  Lateinischen  entlehnt.  Der  stampfbare  oder  durch  den 
Brand  in  Mörtel  vorwandelbaro  Kalkstein  aber  hiess  marmory  uud 
ebenso  hiess  das  Marmor-Mehl  zur  Uebertünchung  der  Wände  und 
Fussböden,  welche  Arbeit  marmoro  genannt  wurde.  Der  mit  zer- 
stampften Stein  aufgeführte,  verblendete  und  getünchte  Bau 
hiess  dann  weiter  murus,  woraus  das  deutsche  Mauer  entlehnt 
ist.   Denn  die  alten  Germanen  bauten  nur,  wie  unsere  Nord- 
deutschen Landwirtho  bis  vor  kurzem,  aus  Holz  und  Lehm. 
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Dieser  Schoss  ans  dem  Zweige,  den  nur  das  Latcinischo, 
und  zwar  in  offenbar  sehr  defektem  Zustande,  bewahrt  hat,  ist 
ein  kurzer  Stumpf,  aus  dem  weitere  —  sekundäre  —  Entfaltung 
erst  in  den  Töchtersprachen  des  Lateinischen  und  in  einigen 
der  aus  dem  Lateinischen  entlehnenden  Sprachen  stattgefun- 
den hat. 

Um  den  Punkt  zu  finden,  an  welchem  der  weitaus  frucht- 
barste Schoss  dem  Zweige  entsprossen  ist,  müssen  wir  uns  zum 
Griechischen,  Germanischen  und  Slavischen  wenden.  Die  beiden 
arischen  Sprachen,  Sanskrit  und  Zend,  treten  hier  sehr  in  den 
Hintergrund. 

Vom  Beissen  und  Kauen,  die  noch  zusammengefasst  sind, 
hat  zunächst,  wie  sehr  begreiflich,  eben  das  Gebiss,  der  Mund 
einen  seiner  Namen  erhalten,  aber  indem  nun  das  r  in  1  über- 
giug,  also  in  verhältnissmässig  späterer  mundartlicher  Ablösung. 
Wir  haben  das  Maul,  althochdeutsch  mula  vor  uns.  Ein  ober- 
bairisches  murre,  welches  Herr  Schweiler  anführt,  heisst  das 
krumme,  verdriesslicho  Maul,  und  würde  ohne  weiteres  als  blosse 
Neubildung  aus  murren  und  mürrisch  erscheinen,  wenn  es  nicht 
auch  ein  Griechisches  pvXXos,  krummmäulig,  gebe,  so  dass  hier 
doch  vielleicht  ein  Fingerzeig  auf  das  ursprüngliche  r  vorliegen 
könnte.  Und  nun  erst  sind  wir  beim  Mühlstein,  griechisch 
pvXot  und  fivXtj,  lateinisch  tnola  u.  s.  w.,  dessen  Namensherkunft 
die  Bezeichnung  der  Backzähne  als  Mühlzähne  im  Griechischen 
—  ftvXat  —  deutlich  verräth,  selbst  wenn  hier  der  bestimmte 
Zahn  seinen  Namen  von  der  Mühle  zurückempfangen  haben 
sollte,  wie  es  bei  dem  zusammengesetzten  pvXodovm,  den  latei- 
nischen dciitcs  molares,  ja  unzweifelhaft  ist.  Dass  im  Zend  die 
Metapher  vorhanden  gewesen,  zeigt  das  Neupersische  malidau 
mahlen;  dass  sie  im  Sanskrit  fehlt,  wird  vielleicht  darin  seinen 
Grund  haben,  dass  sie  dort,  nach  Demohrit,  ein  vtaw^ov  gewor- 
den, indem  der  Reis  nicht  gemahlen  zu  werden  braucht.  Dass 
die  Mühle  die  Vorkauerin  ist  wie  der  Mörser,  in  der  Sprache 
wie  in  der  Wirklichkeit  liegt  auf  der  Hand. 

Das  kauende  Maul,  wie  die  Mörserkeule,  wie  die  Mühle  ver- 
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setzen  den  bearbeiteten  Stoff  in  einen  Zustand,  dem  nicht  ein 
und  dieselbe  Bezeichnung  unter  allen  Umstanden  genügt.  Das 
beissende  Maul  haben  wir  den  Gegenstand  zerstückeln  gesehen; 
das  kauende  Maul,  die  Mörserkeule  und  der  Mühlstein  zerreiben 
ihn  in  was  für  die  Sprache  unzählige  unendlich  kleine  Theile 
sind,  und  so  entstanden  die  Zahlworte,  die  ursprünglich  die 
unzählbare  Zahl  bezeichneten,  ^«>i  und  milk,  später  zehntau- 
send und  tausend,  andeutend  was  die  beiden  betreffenden  Stamme, 
im  entsprechenden  Verhältniss  zur  Verschiedenheit  ihrer  geisti- 
gen Anlage,  nicht  mehr  zu  zählen  vermochten.  Im  Lateinischen 
heisst  die  Hirse  milia,  weil  sie  mit  ihren  zahllosen  kleinen 
Körnchen  so  zu  sagen  von  selbst  schon  gemahlen  ist.  Ob  im 
Griechischen  die  Ameise  f*v^^  heisst,  weil  sie  aktiv  selbst 
das  Holz  zu  Mehl  macht,  oder  ein  unzählbares  Wim mel thier- 
chen ist,  wagen  wir  noch  nicht  zu  entscheiden.  Eins  von  bei- 
den ist  aber  gewiss  der  Fall.  Deutsch  heisst  sie  ebenfalls  die 
Miere,  gothisch  miura,  altslavisch  mrato,  zend  moirüta,  persisch 
mur,  wälsch 

Maul,  Mörser  und  Mühle  werden  nicht  Herr  über  allen 
Stoff.  Wie  wir  den  Marmor  als  Bröckelstein  bezeichnet  ge- 
sehen haben,  so  hat  aller  bröcklige  Stoff  aus  diesem  Wortetamm 
die  Eigenschaftsbezeichnung  morsch  erhalten,  niederdeutsch  murs. 
Ihm  entspricht  ein  lateinisches  murcus,  welches  aber  in  neuer 
Metapher  auf  den  Menschen  angewandt  ist,  und  den  morschen 
Menschen,  den  Feigling  und  Schwächling  bezeichnet,  z.  B.  den 
wehrpflichtigen  römischen  Bürger,  der  sich  den  Daumen  abge- 
schnitten hat,  um  nicht  im  Heere  dienen  zu  müssen.  Nicht 
ganz  parallel  angewandt,  sondern  den  erzeugten  Zustand  be- 
zeichnend, haben  wir  im  Deutschen  mürbe,  im  Irischen  moirb 
und  im  Lateinischen  wiederum  auf  den  Menschen  angewandt, 
dessen  kranken  Zustand,  morbus.  Ebenso  heisst  griechisch  t*vq*** 
der  Zärtling  und  eine  reiche  weitere  Entfaltung  hat  in  dieser 
Sprache  von  diesem  Begriff  aus  stattgefunden,  welche  Entfaltung 
den  Myrtenbaum  und  die  weibliche  Schaam  in  enger  Verbin- 
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dung  umfasst,  wie  sie  der  Brautkranz  bis  heute  ausdrückt. 
Der  Brautkranz  ist  ein  Rebus. 

Eine  ähnliche  nur  noch  bedeutsamere  Entfaltung  scheint 
im  Lateinischen  und  Litu-Sla  vischen,  aber  mit  durchgreifendem 
Uebergang  des  r  in  1,  und  Einsetzung  des  Begriffs  weich  für 
morsch  vorzuliegen,  so  dass  etwa  mollis  weich  den  Anfang  bil- 
den würde.  Es  würde  dann  midier,  das  Weib,  nicht  etwa  als 
die  Müllerin  im  Haushalt,  sondern  als  der  weiche  Mensch  hier- 
hergehören, und  das  litu-slavische  miliu  lieben,  im  Germanischen 
aber  unser  mild,  wie  Herr  Max  Midier  bemerkt  hat. 

Doch  ist  es  nicht  unsere  Sache,  so  weit  in  die  Verästelung 
des  Stammes  hinauszusteigen.  Für  uns  reicht  es  aus,  wenn 
wir  die  Punkte,  bis  zu  welchen  die  aposteriorische  Sprachfor- 
schung vorgedrungen  ist,  von  der  andern  Seite  her  kommend 
erreicht  haben.  Wir  hoffen,  dass  uns  dies  mit  ausreichender 
Ueberzeugnngskraft  gelungen  ist,  um  dem  Leser  das  Vertrauen 
einzuflössen,  dass  er,  an  unserer  Hand  in  dem  verschlungenen 
Dickicht  des  Urwalds  vorwärts  schreitend,  festen  Boden  unter 
den  Füssen  und  auffindbare  Pfade  vor  sich  hat.  Wir  haben 
uns  bisher  für  genöthigt  angesehen,  bei  dem  verblüffenden  Aus- 
sehen der  Zumuthungen,  die  wir  an  den  Leser  zu  stellen  hat- 
ten, mit  einer  gewissen  psychologischen  Berechnung  vorzudrin- 
gen, um  die  Aufmerksamkeit  derjenigen  die  uns  gefolgt  sind 
festzuhalten.  Die  erste,  mehr  skizzenhafte  Darstellung  des 
Wortstamms,  der  aus  dem  Hieronym  des  Gluckenrufs  erwachsen 
ist,  hatte  den  Zweck,  die  Aufmerksamkeit  zu  erregen  durch 
die  hier  besonders  überraschend  hervortretende,  man  könnte 
sagen  witzige  Art,  wie  der  Mensch  die  erlernte  Sprache  des  Ur- 
walds, die  er  dem  Papageien  oder  dem  kralenden  Kinde  gleich 
sprach,  ehe  er  sie  als  Sprache  benutzte,  nutzbar  zu  machen 
lernte.  Die  zweite  Untersuchung  des  Wortstamms,  der  auf  dem 
Spechtgehämmer  fusat,  sollte  zeigen,  wio  aus  Wurzeln,  die  bis- 
her bei  gleichem  Laut  als  verschiedene  gelten,  aus  der  Kon- 
vergenz der  Strahlen  das  Thierhieronym  zu  finden  ist,  das  ihnen 
gemeinschaftlich  zu  Grunde  liegt.  Und  der  dritte  Wortstamm, 
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den  wir  so  eben,  wiederum  apriorisch  unsere  Pfade  suchend, 
aus  dem  murrenden  Raubthior  haben  hervorgehen  lassen,  sollte 
in  ausführlicherer  Arbeit  veranschaulichen,  wie  viel  verständ- 
lichere metaphorische  Uebergänge  herauskommen,  und  wie  viel 
fester  und  greifbarer  die  Metapher- Ketten  sich  trennen  und 
gliedern,  wenn  statt  der  dünnen  Abstraktion  einer  phonographi- 
schen oder  emphatischen  vermeintlichen  Wurzel  das  Thier- 
hieronym  in  der  sehr  konkreten  Vielheit  seiner  sehr  konkreten 
Bedeutungen  eingesetzt  wird.  Es  gereicht  Herrn  Max  Müüer, 
dessen  Arbeit  wir  hier  zum  Vergleich  herangezogen  haben,  zur 
Ehre,  dass  wenn  auch  nicht  seine  Verknüpfung  der  Wörter,  so 
doch  sein  Wortschatz  selber,  mit  ganz  unbedeutenden  Ausnah- 
men, die  Probe  ausgehalten  hat.  Sein  reiches  linguistisches 
Wissen,  neben  welchem  das  unsrige  nur  sehr  arm,  und  sein 
glücklicher  Instinkt  für  die  Denkweise  ferner  und  dunkler  Zei- 
ten haben  ihn  vor  redenswerthen  Fehlgriffen  bewahrt. 

Von  den  statarischen  Lektionen  glauben  wir  nun  wagen 
zu  können  zu  kursorischen  überzugehn,  um  zunächst  den  Glau- 
ben zu  erschüttern,  dass  man  mit  Thier -Hieronymen  für  die 
Sprach  -Grundlage  nicht  auskomme.  Auch  Herr  Max  Müller, 
in  nachgeahmten  Thierlauten  nur  Phonographie  und  keine  Hie- 
ronymik  sehend,  theilt  diesen  Glauben.  Er  sagt,  die  phono- 
graphisehe  Hypothese,  nach  der  wir  ihn  doch  so  eben  selber 
arbeiten  sahen,  mache  sich  leicht  genug,  so  lange  man  beim 
Geflügelhofe,  bei  gackernden  Hühnern  und  > quakendem  Enten 
verbleibe.  Aber  über  den  Zaun  des  Geflügelhofes  käme  diese 
Hypothese  nicht  hinaus  und  das  meiste  und  wichtigste  in  der 
Sprache  müsse  sie  unerklärt  lassen. 

Freilich,  wenn  seino  Enten  wie  Frösche  quaken,  wird  er 
ihnen  nicht  viel  verständliche  Wörter  ablauschen.  Doch  das 
bei  Seite.  Wie  viel  im  Geflügelhof  steckt,  und  wie  weit  es 
über  ihn  hinaus  geht,  soll  sich  bald  zeigen.  Wir  werden  im 
nächsten  einladen  uns,  mit  einem  indogermanischen  Sprachschatz 
in  der  Hand,  gefälligst  auch  auf  die  Jagd  und  in  den  zoologi- 
schen Garten  zu  folgen.   
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Bericht  über  die  Verhandlungen 
des  zwölften  Kongresses  deutsoher  Volkswirthe 

zu  Lübeck  am  28.,  29.,  30.  und  81.  August  1871. 
Im  Auftrage  der  ständigen  Deputation  erstattet 

durch 

W.  Wackernagel. 


Tagesordnung:  Fortentwickelung  der  internationalen  Handelspoli- 
tik. Milde  Stiftungen.  Münzreform.  Die  Bankfrago.  Die  Un- 
entgeltlichkeit des  öffentlichen  Schul  -  Unterrichts.  Die  Haft- 
barkeit für  Unfälle  zur  See.  Bechte  der  Schifffuhrt  auf  Binnen- 
gewässern. 

Erste  Sitzung  am  28.  August. 

Herr  Prince- Smith  aus  Berlin  eröffnet,  als  Vorsitzender  der 
ständigen  Deputation,  den  Kongress;  er  freut  sich,  dio  Versamm- 
lung in  der  guten  alten  Hansestadt  Lübeck  begrüssen  zu  können,  und 
fordert  dieselbe  zur  Konstituirung  auf,  indem  er  ihr  die  Vorschlage 
der  ständigen  Deputation  unterbreitet.  Als  ersten  Vorsitzenden  schlagt 
dieselbe  den  Reichstagsabgeordneten  Dr.  Braun  von  Berlin  vor,  der 
schon  zehnmal  die  Verhandlungen  des  Kongresses  geleitet  und  dessen 
Leitung  der  Kongress  wesentlich  den  Erfolg  soiner  Verhandlungen 
zu  danken  habe;  als  ersten  Stellvertreter  desselbon  Senator  Dr.  Brek- 
mer,  den  Vorsitzenden  des  Zentral -Komitee  in  Lübeck;  als  zweiten 
Stellvertreter  Herrn  Fabrikbesitzer  Tierberte  aus  Uerdingen,  ein  be- 
währtes Hitglied  des  preussischen  Landtags;  zu  Schriftführern  die 
Herren  Dr.  Deitmer  und  Dr.  Klügmann  aus  Lübeck,  Dr.  Eros  aus 
Breslau,  Dr.  Dorn  aus  Pest,  Zicicker  aus  Magdeburg  und  Kanzlci- 
rath  Quandt  aus  Berlin.  —  Diese  Vorschläge  werden  von  der  Ver- 
sammlung einstimmig  genehmigt. 

Dr.  Braun  (den  Vorsitz  übernehmend):  Meine  Herren,  zunächst 
liegt  es  mir  ob,  Ihnen  meinen  Dank  abzustatten  för  die  erneuerte 
Wahl,  mittelst  deren  Sie  mich  zur  Loitung  unserer  Geschäfte  berufon 
haben;  ich  möchte  nur  wünschen,  dass  in  demselben  Maasse,  wie  Sie 
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Ihre  Güte  gegen  mich  wiederholen,  anch  meine  Kräfte  in  der  Leitung 
der  Geschäfte  wachsen  mögen ;  dass  mein  guter  Wille  derselbe  bleibt, 
glaube  ich  versichern  zu  können.  Wie  Sie  wissen,  hatten  wir  bereits 
im  vorigen  Jahre  die  Absicht,  unsern  Eongress  hier  in  dieser  alten 
Hansestadt  abzuhalten;  es  wurde  die  Verwirklichung  dieser  Absicht 
durch  den  dazwischen  getretenen  Krieg  unmöglich  gemacht.  Zweimal 
bereits  sind  die  Verhandlungen  des  Kongresses  vereitelt  oder  wenig- 
stens doch  verschoben  worden  durch  Kriegsereignisse;  das  eine  Mal 
war  es  im  Jahre  1866,  das  andere  Mal  im  vorigen  Jahre.  Die  Volks- 
wirtschaft als  eine  friedliche  Wissenschaft  kann  sich  für  den  Krieg 
als  solchen  natürlich  nicht  begeistern;  gleichwohl  aber  kann  sie  die 
Ergebnisse  der  Kriege  mit  dankbarem  Herzen  in  solchen  Fällen 
aeeeptiren,  wo,  wie  in  diesen  beiden  Kriegen,  uns  nicht  allein  neue 
erspriessliche  Aufgaben  gestellt,  sondern  zu  gleicher  Zeit  auch  die 
Mittel  zur  Lösung  dieser  Aufgaben  und  zwar  bisher  mit  Schmerz 
vermisste  Mittel  an  die  Hand  gegeben  worden  sind.  Und  Beides 
war  der  Fall  in  jenen  Jahren,  in  welchen  unsere  Verhandlungen  durch 
Kriege  unterbrochen  oder  unmöglich  gemacht  wurden.  Sie  werden 
sich  erinnern,  dass  im  Jahre  1866  der  Vorstand  genöthigt  war,  die 
bereits  anberaumten  Verhandlungen  zu  vertagen,  dass  aber  unmittel- 
bar nach  Beendigung  des  Krieges  oder  sogar  noch  in  den  letzten 
Tagen  desselben  sich  ein  aus  dem  Vorstande  und  den,  ich  möchte 
sagen,  permanenten  Mitgliedern  bestehender  kleiner  Kongress  ver- 
sammelte und  die  Angesichts  der  Lage  nöthig  erscheinenden  Be- 
schlüsse fasste.  Wir  können  in  der  That  mit  einiger  Befriedigung 
auf  diese  Beschlüsse  zurückblicken;  denn  Alles,  was  wir  damals  am 
4.  und  5.  August  1866  zu  Braunschweig  in  wirtschaftliche  n  Ange- 
legenheiten beschlossen  haben,  ist  in  die  grundlegenden  Bestimmun- 
gen der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  übergegangen,  welche 
fortan  die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  zu  bilden  berufen  ist. 
Ich  erinnere  nur  an  unsern  Beschluss  über  den  Zollverein.  Wir  wa- 
ren damals  geteilter  Meinung;  die  Einen  sagten:  mit  dem  Zollverein 
ist  es  aus;  wir  haben  nur  einen  politischen  Verband  und  der  wirt- 
schaftliche Verband  muss  mit  dem  politischen  identisch  sein;  also 
entweder  Eintritt  der  süddeutschen  Staaten  in  den  Norddeutschen 
Bund  oder  vollständige  Auflösung  des  wirtschaftlichen  Verbandes 
des  Zollvereins.  Dieser  Meinung  stand  die  andere  gegenüber,  dass 
man  Alles  beim  Alten  belassen  möge  mit  dem  Zollverein.  Im  Kon- 
gress erhob  sich  eine  dritte  Meinung,  dass  man  es  vorläufig  bei  dem 
bisherigen  Zollvereinsverbande  belasse,  dass  aber  noch  vor  Ablauf 
von  vier  Jahren  an  die  süddeutschen  Staaten  die  Frage  herantreten 
müsse:  entweder  Eintritt  in  den  politischen  Verband  oder  Auflösung 
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des  wirihschaftlichen  Verbandes.  Diese  Meinung  erlangte  die  Majo- 
rität des  Kongresses  und,  obgleich  legislative  Schritte  in  dieser  Rich- 
tung zwischenzeitig  nicht  geschehen  sind,  hat  doch  der  Verlauf  der 
Ereignisse  gezeigt,  wie  richtig  jene  Auffassung  des  Kongresses  war, 
denn  gerade  nach  Verlauf  jener  Frist  sind  Ereignisse  eingetreten, 
welche  dem  Süden  die  Alternative  vorlegten:  entweder  politische  und 
wirtschaftliche  Einheit  oder  keine  politische  und  keine  wirtschaft- 
liche Einheit!  (Bravo!)  Nun  stehen  wir  am  Ende  der  zweiten  Krisis 
und  wir  haben  zu  prüfen,  was  wir  nun,  Angesichts  der  uns  gestellten 
neuen  Aufgaben,  der  deutschen  Nation  und  ihren  legislativen  Organen 
zu  empfehlen  haben.  Es  ist  in  Deutschland  die  wesentliche  Aende- 
rung  eingetreten,  dass  das  politische  und  wirtschaftliche  Gebiet 
nunmehr  Obereinstimmen;  der  Zollverein  hat  aufgehört  zu  existiren, 
um  sich  zu  einer  höheren  Einheit,  dem  deutschen  Reiche,  zu  erheben. 
Es  existirt  also  jetzt  keine  besondere  Behörde  mehr  für  den  Zoll- 
verein nnd  für  den  politischen  Bund,  und  ebenso  wenig  eine  beson- 
dere Volksvertretung;  sondern  Bundesrath  und  Reichstag  sind  für 
Beide  identisch.  Daraus  ergiebt  sich  für  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse ein  ausserordentlich  grosser  Gewinn.  Erstens  hört  der  Zwie- 
spalt auf,  dass  der  Reichstag  über  die  direkten  Steuern  und  das 
Zollparlament  über  die  indirekten  Steuern  nnd  die  Zölle  beschliesst; 
es  ist  jetzt  finanzielle  Einheit  vorhanden  und  die  wirkt  natürlich 
anch  zurück  auf  die  wirthsehaftliche  Einheit ;  dann  aber  ist  eine  wei- 
tere Veränderung  dahin  eingetreten,  dass  eine  Reihe  wirthschaftlicher 
Fragen,  die  bisher  nur  durch  internationale  oder,  sagen  wir  lieber, 
interterritoriale  Vertrüge  gelöst  werden  konnten,  nunmehr  ihre  Lösung 
finden  werden  und  müssen  durch  die  Gesetzgebung.  Und  unter  diesen 
Fragen  steht  in  erster  Linie  die  Münzfrage.  Sie  werden  sich  erin- 
nern, dass  von  einer  Münzeinheit  in  Deutschland  erst  die  Rede  ist, 
seitdem  ein  wirklich  einigendes  Band  vorhanden  war,  was  ja  der  alte 
Bundestag,  der  zu  allem  Guten  inkompetent  oder  wenigstens  impotent 
war,  nie  gewesen  ist;  erst  seitdem  der  Zollverein  existirt,  sind  Schritte 
im  Sinne  der  Münzeinignng  geschehen.  Aber  durch  blosse  Verträge, 
wie  noch  zuletzt  durch  die  Konvention  von  1857,  kann  eine  absolut 
gesicherte,  unkündbare,  nationale  Münzeinheit  nicht  hergestellt  werden. 
Nun  ist  an  Stelle  des  internationalen  Bandes  ein  nationales  Band  ge- 
treten; an  Stelle  des  Vertrages  wird  das  Gesetz  treten,  dessen  Wirk- 
samkeit nicht  beanstandet  werden  kann  von  einem  einzelnen  Mitgliede 
der  Gemeinschaft,  sondern  das  nur  verändert  werden  kann  durch  einen 
Beschluss  der  Gesammtheit.  An  Stelle  der  Vertragstreue,  die  manch- 
mal da  ist,  zuweilen  aber  auch  fehlt,  wird  in  Zukunft  die  Allmacht 
des  Gesetzes  walten,  so  dass  die  Exekutivbehörde  des  Reiches  das 
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Gesetz  zu  handhaben  hat.  Auf  dieser  Basis  l&sst  sich  die  deutsche 
Münzeinheit  dauernd,  solid  und  erschöpfend  begründen.  Es  ist  nun 
noch,  der  Umstand  hinzugekommen,  dass  wir  auch  in  den  Besitz  des- 
jenigen Vorraths  von  Edelmetall,  dor  zur  Anbahnung  des  üebergangs 
zur  Goldwährung  uns  nötig  ist,  gelangen  werden,  ohne  dass  uns 
dadurch  zu  grosso  Belastungen  erwachsen.  Ich  habe  dieses  Beispiel, 
ohne  damit  unseren  Verhandlungen  vorgreifen  zu  wollen,  nur  deshalb 
gewählt,  um  zu  exemplißziren ,  wie  unsere  Aufgaben  auf  der  einen 
Seite  gewachsen  sind,  auf  der  andern  aber  auch  die  Mittel,  diese 
Aufgaben  zu  lösen. 

Wir,  der  Tolkswirthschaftliche  Kongress,  haben  uns  nicht  ge- 
scheut, unsere  eigene  Existenz  zu  prüfen  und  in  Zweifel  zu  ziehen; 
wir  haben  Angesichts  der  Versammlungen,  die  Deutschland  in  der 
letzten  Zeit  erhalton  hat,  uns  die  Frage  vorgelegt:  sind  wir  nicht 
inzwischen  überflüssig  geworden?  konnte  nicht  der  Reichstag  des 
Norddeutschen  Bundes  die  Frage  lösen,  die  wir  hier  prüfen?  könnte 
es  nicht  der  gesammte  deutsche  Reichstag?   Fragen,  wie  die  vor- 
liegende, sind  gerade  geeignet,  den  Beweis  der  Notwendigkeit  oder 
doch  Nützlichkeit  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  zu  liefern. 
Sie  sehen,  wie  es  mit  der  Münzfrage  steht;  der  Gesetzgeber  schwankt; 
die  Aufgabe  ist  schwierig;  bei  ihr  ist  Jeder  interessirt,  vom  Bankier, 
Grosshändler  und  Fabrikanten  bis  zur  Dienstmagd,  die  auf  dem 
Markte  Gemüse  kauft  Und  Angesichts  dieser  Frago  welcher  embarras 
de  richesse  an  Vorschlägen,  deren  Güte  und  wechselseitiges  Verbält- 
niss  zu  prüfen  ausserordentlich  schwer  ist.    Unsere  Aufgabe  ist  es, 
jonen  Schwankungen  des  Gesetzgebers  ein  Ende  zu  machen,  dadurch 
dass  wir  die  verschiedenen  Vorschläge  prüfen  und  sichten  und  end- 
lich zu  einem  positiven  Ergebniss  zu  gelangen  suchen.    Dann  aber 
glaube  ich,  dass  der  volkswirtschaftliche  Kongress  auch  noch  aus 
einem  andern  Grunde  die  Berechtigung  seiner  ferneren  Existenz  her- 
leiten kann,  nämlich  aus  dem  Grunde,  dass  nur  ein  Theü  der  legis- 
lativen Arbeiten  dem  Reichstage  zugefallen  ist,  der  übrige  Theil  aber 
nach  wie  vor  der  Territorialgesetzgebung  überlassen  bleibt  und  dasa 
für  diese  Aufgabe  innerhalb  der  verschiedenen  deutschen  Territorien 
es  einen  festen  Mittelpunkt  geben  muss,  der  das  einigende  Band  her- 
stellt; sonst  könnten  wir  es  leicht  erloben,  dass  die  nicht  an  das 
Reich  gekommene  Gesetzgebung  in  Deutschland  sich  in  zentrifugaler 
Richtung  entwickelt  und,  während  einerseits  die  Reichsgesetzgebung 
dies  Band  der  Einheit  herzustellen  strebt,  auf  der  anderen  Seite  die 
Territorialgesetzgebung  es  wieder  auflöst,  wio  Penelope  das  bei  Tage 
gesponnene  Gewebo  nächtlich  wieder  auftrennte.   Um  dem  entgegen- 
zuwirken, wollen  wir  den  volkswirtschaftlichen  Kongress  erhalten. 
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Ich  föhre  als  einschlägige  Beispiele  einen  Gegenstand  der  heutigen 
Tagesordnung  an,  die  Frage  der  milden  Stiftungen;  sie  ist  für  ganz 
Deutschland  eine  gemeinsame;  ob  sie  aber  durch  die  Reichsgesetz- 
gebung gelöst  werden  wird,  der  darüber  keine  klare  Kompetenz  zu- 
steht, ist  ausserordentlich  zweifelhaft  und  eher  zu  verneinen  als  zu 
bejahen.  Die  Territorialgesetzgebungen  haben  bereits  Besitz  ergriffen 
von  dieser  Frage  und  es  ist  eine  Aufgabe  unserer  Verhandlungen, 
eine  möglichst  einheitliche  Richtung  in  diesem  Zweige  der  Gesetz- 
gebung vorzubereiten. 

So,  meine  Herron,  glaube  ich  Ihnen  in  wenigen  grossen  Zügen 
eine  Uebersicht  über  den  gegenwärtigen  Stand  unseror  Aufgabe  vor- 
gelegt zu  haben  und,  wenn  dieselbo  nicht  erschöpfend  ist,  so  bin 
ich  überzeugt,  dass  Jeder  von  Ihnen  sie  sich  zu  ergänzen  wiesen 
wird;  Sie  werden  mir  verzeihen,  wenn  ich  nicht  weiter  darauf  ein- 
gehe, da  unsere  konkreten  Verhandlungen  die  beste  Illustration  zu 
den  allgemeinen  Grundsätzen,  die  ich  ausgesprochen  habe,  geben 
werden.  Indem  ich  unseren  Dank  gegenüber  der  freundlichen  Auf- 
nahme, die  wir  in  Lübeck  gefunden  haben,  wiederhole,  bitte  ich  Sie 
unter  den  Auspizien  dieser  Stadt,  die  so  lange  an  der  Spitze  der 
Hansa  gestanden  hat,  dieser  grössten  deutschen  Kooperativ-Genossen- 
schaft,  deren  Aufgabe  eine  vorzugsweise  wirthschaftliche  war,  an 
unsere  Arbeit  zu  gehen,  die  wesentlich  auch  in  derjenigen  einer 
freien  Kooperativ-Genossenschaft  bosteht.    (Bravo  1) 

Der  Vorsitzende  bringt  nunmehr  die  von  der  ständigen  Deputa- 
tion für  die  vier  Sitzungen  des  Kongresses  vorgeschlagene  Tagesord- 
nung zur  Kenntniss  der  Versammlung  und  schlägt  vor,  die  Gegen- 
stände derselben  in  folgender  Weise,  womit  die  Versammlung  sich 
einverstanden  erklärt,  zur  Verhandlung  zu  bringen:  Am  ersten  Tage 
(28.  August)  die  Fortentwickelung  der  internationalen  Handelspolitik, 
die  Frage  der  milden  Stiftungen,  die  Rechte  der  ScJiiff fahrt  auf 
Binnengewässern:  damit  soll  eventuell  am  vierten  Tage  (31.  August) 
fortgefahren  und  darauf  die  HaflbarJceit  für  Unfälle  zur  See  nnd  die 
Unentgeltlichkeit  des  öffentlichen  Schtdunterrichts  diskutirt  werden. 
Am  zweiten  und  dritten  Tage  (29.  und  30.  August)  sollen  die  Müne- 
reform  und  die  Bankfrage  zur  Diskussion  gelangen.  Hinsichtlich  der 
letzteren  sind  von  Seiten  der  durch  die  ständige  Deputation  bestellten 
Referenten  Dr.  Alexander  Meyer  (Berlin)  und  Professor  Wagner  (Berlin) 
Resolutionen  nicht  eingereicht  worden;  beide  Referenten  waren  ausser- 
dem am  Erscheinen  verhindert;  Herr  Dr.  Faucher  hat  sich  auf  Bitten 
der  ständigen  Deputation  bereit  erklärt,  die  Vorbereitung  der  Dis- 
kussion  zu  übernehmen;  der  Vorsitzende  ersucht  diejenigen  Mitglieder, 
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dio  Dr.  Faucter,  wie  diesor  wünscht,  dabei  unterstützen  wollen,  sich 
Behufs  Bildung  einer  freien  Kommission  zu  melden. 

Der  Vorsitzende  spricht  den  Einsendern  von  Drucksachen  den 
Dank  des  Kougreses  aus  und  giebt  darauf  von  den  Antragen  Kennt- 
niss,  die  zu  den  liesolutionen  der  Referenten  eingegangen  sind.  (Die- 
selben werden  an  ihrer  Stelle  raitgetheilt  werden.)  —  Herr  Ä.  Quitsow, 
Lehrer  an  der  Realschule  zu  Güstrow,  hat  Angesichts  der  nahe  be- 
vorstehenden Einführung  des  metrischen  Maasses  und  Gewichtes  dem 
Kongresse  folgende  zwei  Resolutionen  zur  Erwägung,  resp.  Genehmi- 
gung vorgelegt: 

I.  In  Erwägung,  dass  bei  Annahme  dos  metrischen  Maass-  und 
Gewichtssystems  das  iu  demselben  strenge  durchgeführte  Dezimal- 
system durch  das  halbe  Kilo  und  das  halbe  Hektoliter  durch- 
brochen und  gelockert  ist,  wolle  der  volkswirtschaftliche  Kon- 
gross  mit  allen  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  dahin  zu  wir- 
ken suchen,  dass  im  Verkehr  statt  des  halben  das  ganze  Kilo 
und  statt  des  halben  das  ganze  Hektoliter  in  Gebrauch  komme, 
damit  das  ursprüngliche  Maasssystem  mit  seiner  dezimalen  Thei- 
lung  und  dem  gleichen  Aufbau  wieder  hergestellt  werde. 
II.  In  Erwägung,  dass  die  verdeutschenden  Namen  der  verschiedenen 
Maassgrössen  nicht  allein  ungenau  und  dem  Begriffe  wenig  oder 
gar  nicht  entsprechend  sind,  sondern  dass  einige  sogar  die  rich- 
tige Auffassung  erschweren  und  die  Begriffe  verwirren,  wolle  der 
volkswirtschaftliche  Kongress  sich  entschieden  gegen  den  Ge- 
brauch der  deutschen  Namen  erklären  und  mit  seinem  Einfluss 
dahin  zu  wirken  suchen,  dass  nur  allein  die  ursprünglichen  Na- 
men für  die  im  Gesetz  bezeichneten  Maasse  gebraucht  werden. 
Der  Vorsitzende  behält  dem  Kongrosse  die  Entscheidung  darüber 
vor,  ob  diese  Resolutionen  nach  Erledigung  der  auf  der  Tagesordnung 
stehenden  Gegenstände  noch  zur  Erwägung  kommen  sollen. 

Es  wird  darauf  zum  ersten  Gegenstand  der  Tagesordnung:  Fort- 
entwickelung  der  internationalen  Handelspolitik  übergegangen.  Von 
den  Seitens  der  ständigen  Deputation  dafür  bestellten  Referenten  bean- 
tragt Dr.  Eras  (Breslau)  folgende  Resolutionen  zu  fassen: 

1)  Das  System  der  modernen  Handelsverträge  mit  seinen  generellen 
wie  besonderen  Tarifermässigungen  und  der  Klausel  von  der 
meistbegünstigten  Nation  hat  sich  in  seiner  bisherigen  Wirk- 
samkeit bewährt.  Es  empfieht  sich  daher,  dasselbo  weiter  zu 
verfolgen  und  die  bisher  fem  gebliebenen  Staaten  so  bald  als 
möglich  in  don  Krois  der  Vortragsstaaten  hereinzuziehen. 

2)  Wenn  einzelne  dem  Systeme  bisher  angehörigo  Staaten,  beein- 
flusst  von  politischen  Zeitströmungen  oder  im  Drange  finan- 
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zieller  Verlegenheiten,  sich  entschliessen  sollten,  die  Bahnen 
der  freihändlerischen  Reform  wieder  zu  verlassen,  so  darf  dies 
für  die  anderen  kein  Grund  sein,  ihre  Tarif pol itik  ebenfalls  zu 
ändern.  —  Tarifrepressalion  sind  für  das  Inland  ebenso  schäd- 
lich wio  für  das  damit  zu  treffende  Ausland,  und  daher  im 
nationalen  wie  im  internationalen  Wirthschaftsinteresse  gleich 
verwerflich. 

3)  Die  Abschaffung  unwirtschaftlicher  Gronzzölle  darf  durch  die 
Spekulation  auf  dabei  etwa  einzuhandelnde  fremdländische  Zoll- 
reduktionen nicht  verzögert  werden. 

4)  Es  ist  wünschonswerth,  die  Werthzölle  vollständig  aus  den 
Tarifen  zu  beseitigen  und  sie  durch  Gcwichtszöllo  zu  ersetzen. 
Eine  gleiche  Nomenklatur  und  Anordnung  der  amtlichon  Waren- 
verzeichnisse, sowie  ein  internationales  vereinfachtes  Zollverfahren 
sind  Bedürfnisse  des  modernen  Handelsverkehrs,  zu  deren  Be- 
friedigung die  Vertragsstaaten  baldigst  gemeinschaftlich  Schritte 
thun  sollten. 

Dr.  Faucher,  der  andre  Referent,  beantragt  dagegen  folgende 
Resolutionen  zu  fassen: 

1)  Mit  der  Beseitigung  solcher  Grenzzölle,  welche  die  internationale 
Arbeitsteilung  zu  hindern  bostimmt  sind,  ist  fortzufahren  ohne 
Einhalt  und  ohno  Rücksicht  auf  angebliche  Beschädigung  be- 
stehender industrieller  Unternehmungen. 

2)  Mit  Hinblick  auf  dieses  Ziel  empfiehlt  es  sich,  vorläufig  auf 
demjenigen  Wege  zu  verharren,  der  eröffnet  worden  ist  in  den 
Handelsverträgen  mit  verallgemeinerten  Zollreduktionen. 

Dr.  Eros  (Breslau)  als  Referent:  Vor  vier  Jahren,  1867,  auf 
dem  Kongress  in  Hamburg  habe  man  sich  zum  letzten  Male  mit  der 
Tariffrage  beschäftigt;  wie  heute  lag  damals  ein  Krieg  hinter  uns; 
wie  heute  traten  damals  neuo  Aufgaben  an  die  Roichsgesetzgebung 
und  namentlich  an  das  Handelsdepartement  heran.  Damals  war  der 
Zollverein  zu  organisiren,  ein  Zollparlament  geschaffen  worden.  Es 
galt  ein  Programm  für  die  Zollvereins -Tarifreform  aufzustellen  und 
dieses  Programm  musste  damals  auch  ein  finanzielles  Programm  sein, 
wie  der  Referent  Herr  MicJuxelis  entwickelte.  Der  Kongress  nahm 
für  vorübergehende  Ausfällo  vorübergohonde  Zuschlägo  zu  den  in- 
direkten Steuern  in  Aussicht  Das  damals  aufgestellte  Programm 
ist  seitdem  theilweiso  verwirklicht  worden:  1868  durch  die  nicht  voll- 
ständige Tarifreform,  die  mit  dem  Handelsverträge  mit  Oesterreich 
in  Verbindung  stand,  namentlich  aber  durch  die  Tarifreform  von  1 870, 
wo  90  Positionen  gestrichen,  25  ermässigt  wurden.  Die  Tarifreform 
im  vorigen  Jahro  wurde  nur  möglich  durch  einige,  den  Ausfällen 
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gegenüberstehende  Erhöhungen;  man  hat  dieselben  einerseits  beklagt, 
die  Mohrzahl  der  Bevölkerung  hat  aber  eingesehen,  dass  es  nicht 
anders  ging.    Wenn  heute  die  Zollvereins-Tarifreform  wieder  auf  der 
Tagesordnung  erscheint,  die  ich  eingeschlossen  annehme  in  das  all- 
gemeine Programm  und  die  wir  noch  lango  nicht  als  abgeschlossen 
zu  betrachten  gewillt  sind,  dann  müssen  wir  auch  von  Neuem  die 
finanzielle  Seite  der  Frage  ins  Auge  fassen;  dieselbe  hat  sich  gegen 
damals  wesentlich  geändert  durch  die  Erfolge  des  Krieges;  eine  zweck- 
mässige Verwendung  der  Kriegsentschädigung  muss  der  weiteren 
Reform  unseres  Tarifs  in  entsprechender  Weise  zu  Hülfe  kommen. 
Das  Invaliden-Pensionsgesetz  bedingt  eine  jährliche  Ausgabe  von  un- 
gefähr 13  Millionen  Thalern  für  Pensionen;  os  ist  vorgeschlagen, 
dafür  als  Rentenkapital  240  Millionen  Thaler  zu  bewilligen.  Ent- 
scheidet man  sich  wirklich  dafür,  ein  Kapital  von  solcher  Höhe  bereit 
zu  stellen,  dass  die  in  den  ersten  Jahren  erforderlichen  Summen  aus 
den  Zinsou  allein  bestritten  werden  können  —  280  Millionen  Thaler 
will  ich  willkürlich  greifen  —  so  würde  uns  folgende  Verwendung 
dioser  Summe  für  die  Tarifrcfonn  zu  statten  kommen.    Wenn  wir 
für  die  280  Millionen  Thalor  Staatsschuld cntitol  ankaufen,  wo  keine 
Selbstamortisirung  statttindet,  die  bisher  zur  Bezahlung  der  Zinsen 
für  die  Staatsschuld  disponiblen  Steuerbeträge  der  Invaliden-Pensions- 
kasso  geben,  so  werden  von  Jahr  zu  Jahr  wegen  des  Aussterbens 
der  Invaliden  gewisse  Steuerbeträgo  disponibel  und  dann  wäre  ein 
disponibler  Fonds  an  die  Hand  gegeben,  der  jährlich  zu  immer  weiter 
gehenden  Steuerreformen  Anlass  gäbo.    Ich  lege  auf  diesen  Plan, 
der  in  der  Presse  boreits  verschiedentlich  Berücksichtigung  gefunden 
hat,  kein  absolutes  Gewicht;  ich  will  nur  an  diesem  Beispiel  andeuten, 
wie  diese  beidon  Angelegenheiten:  dio  Disposition  über  die  von 
Frankreich  zu  zahlende  Kriegsentschädigung  und  die  Tarifreform  in 
einem  gewissen  Kausalnexus  stehen.    Ich  glaube,  wir  können,  ohne 
mit  unsern  Behauptungen  zu  weit  zu  gehen,  sagen:  wenn  die  Ver- 
wendung der  Kriegskosten -Entschädigung  als  eine  gelungene  soll 
bezeichnet  werden  dürfen,  so  muss  darauf  Bedacht  genommen  werden, 
dass  man  die  Tarifreforni  zur  Hülfe  zieht.  Nur  in  dieser  allgemeinen 
Form  wollte  ich  dio  Sache  anregen.  Bei  einer  Zollvereins-Tarifrelorm 
rechne  ich  besonders  auch  auf  Beseitigung  der  kleinen  Zölle,  die 
durch  Reduktion  früher  erheblicher  Schutzzölle  entstanden  und  dio 
nun  eine  Art  von  Finanzzöllen,  aber  eine  sehr  fehlerhafte,  geworden 
sind.    Man  unterschätzt  vielfach  die  Bedeutung,  welche  diese  kleinen 
Zölle  als  Hemmschuh  für  die  nationale  Arbeitsthoilung  haben;  den 
besten  Beweis  ihrer  grossen  Bedeutung  hat  man  dadurch,  dass,  wenn 
wir  davon  sprechen,  diese  Zölle  zu  streichen,  die  Scbutzzöllner  da- 
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gegen  ihre  Stimmen  erheben.  Die  Schutzzoll partoi  begreift  die 
Wichtigkeit  diesor  kleinen  Zolle;  wenn  günstige  Konjunkturen  für 
die  inländische  Industrie  sind,  haben  sio  freilich  keine  Bedeutung; 
aber  wenn  schlechte  Konjunkturen  und  grosse  Vorrätho  im  Auslande 
sind,  die  zu  Schleuderpreisen  abgegeben  werden  mochten,  verhindern 
sie,  dass  dieselbe  auf  den  deutschen  Markt  geworfon  werdon  und  ihn 
überschwemmen.  Gerade  deshalb  müssen  diese  Zölle  aber  gestrichen 
werden,  denn  das  Verkaufen  zu  Schleuderpreisen  vermehrt  dauernd 
den  Konsum,  indem  es  die  Kreise  erweitert,  in  denen  der  gewohnheits- 
mässige  Verbrauch  dor  botreffenden  Artikel  eintritt,  und  dieses  ist 
es,  was  wir  wollen.  Ferner  ist  klar,  dass,  wenn  bei  Gewichtszöllen 
dieser  kleine  Zollsatz  für  die  feinen  Qualitäten  nichts  ausmacht,  er  doch 
für  die  gröbsten  Qualitäten  beträchtlich  ins  Gewicht  fällt;  die  alten 
eingebürgerten  Gewerbe  des  Inlandes  werden  allerdings  dadurch 
nicht  in  ihrer  Entwickelung  geschädigt,  aber  die  Entstehung  neuer 
Industriezweige  wird  dadurch  gohemmt,  wenn  sie  auf  den  Konsum 
solcher  gröberen  Waaren  und  Halbfabrikate  angewiesen  sind.  Ein 
Beispiel  ist  der  Zoll  von  15  Sgr.  für  Garn  aus  Flachs;  wenn  man 
diesen  Zoll  streicht,  wird  deshalb  ein  Belfaster  Garnproduzent  soinen 
Agenten  im  Zollverein  dio  Twistpreise  nicht  billiger  stellen;  für  die 
feineren  Nummern  ist  dieser  Zollsatz  zu  unbedeutend,  aber  für  gröbere 
Garne,  für  Jute-Garne,  ist  ein  Zollsatz  von  15  Sgr.  ausserordentlich 
erheblich  und  es  ist  sehr  interessant,  dass  aus  den  Reihen  unserer 
deutschen  Spinner  von  Herrn  Schönfeld  in  Herford  der  Antrag  ge- 
stellt worden  ist,  diesen  Zoll  zu  streichen.  Er  sagt:  wir  deutschen 
Spinner  müssen  das  Interesse  haben,  Jute -Garne  zu  spinnen;  wir 
müssen  zur  Verwerthung  derselben  im  Zollverein  Jute -Webereien 
haben;  dieselben  entstehen  nur,  wenn  man  irische  Jute-Garne  ohne 
Zoll  hereinlässt;  erst  wenn  solche  Webereien  entstanden  sind,  können 
wir  auch  solche  Garne  spinnen  und  sie  verkaufen.  Es  ist  hoch  er- 
freulich zu  sehen,  dass  die  Anschauungen,  welche  der  volkswirt- 
schaftliche Kongress  in  handelspolitischen  Fragen  immer  vertreten 
und  populär  gemacht  hat,  jetzt  in  die  zollveroinsländischen  Fabrikanten- 
kreise dringen.  Heute  soll  der  Kongress  nun  seine  Stimme  erheben  in 
der  Frage  der  Fortcntwickelung  der  internationalen  Handelspolitik.  Schon 
während  dos  Krieges  riefon  einzelne  Organe:  das  Urtheil  der  Menge 
ist  irregeleitet  worden  durch  die  Agitation  der  alten  Schutzzollpartei. 
Die  unkluge  Maassregol  des  Genoral  -  Gouvernements  im  Elsass,  dio 
Befragung  deutscher  Interessenten  in  der  Annexionsfrage  ermuthigte 
unsre  Gegner.  Es  fand  später  ein  Kongress  von  Schutzzoll-Inter- 
essenten statt;  dort  haben  wir  Roden  gehört,  die  einen  gat£  ante- 
diluvianischen  Charakter  zur  Schau  trugen.   Unzweifelhaft  war  der 
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Krieg  sehr  verführerisch  und  für  diejenigen  Leute,  deren  volkswirt- 
schaftliche Uebcrzeugung  auf  noch  nicht  ganz  sicherer  Grundlage 
ruhte,  liegt,  wenn  man  solche  Siege  erfochten  hat,  der  Gedanke 
ausserordentlich  nahe:  warum  können  wir  nicht  auch  auf  dem  kom- 
merziellen Gebiet  dio  Franzosen  grundlich  schlagen,  wie  andre  uns 
wegen  ihrer  Konkurrenz  manchmal  missliebige  Nachbarvölker.  Nun 
kam  hinzu,  dass  während  des  letzten  Krieges  England  sich  uns 
gegenüber  in  einer  Weise  benahm,  die  ihm  unsre  Sympathieen  nicht 
zuwenden  konnte;  diese  politische  Antipathie  übertrug  sich  auch 
auf  die  kommerziellen  Kreise  und  man  sagto:  wie  kommen  wir  dazu, 
mit  England  im  freisten  wirtschaftlichen  Austausch  zu  stehen,  wenn 
es  uns  auf  politischem  Gebiete  in  so  ungerechtfertigter  Weise  be- 
nachtheiligt?  Es  bedarf  für  den  Kongress  keiner  Widerlegung  dieser 
Sache  und  keinerErklärung,  dass  bei  dem  thoiiweise  sowenig  geschärften 
Urtheil  der  Mengo  in  volkswirtschaftlichen  Dingen  solche  Ansichten 
aufkommen,  aber  ich  glaubo  doch  diese  Thatsacho  betonen  zu  müssen. 
Wonn  ich  recht  unterrichtet  bin,  vordankt  ein  bekanntes  Literatur- 
pröbehen  sein  Entstehen  einor  literarisch-nationalökonomischen  Firma 
in  Berlin,  die  auf  die  Wahrung  unsres  Naturrechts  besonders  Ge- 
wicht legt;  bei  dieser  Firma  sind  eine  grosse  Anzahl  der  Artikel 
bestellt  worden,  die  während  der  heftigon  Agitation  im  vorigen  Früh- 
jahr den  schutzzöllnorischcn  Standpunkt  vertraten.  Dieses  Literatur- 
pröbehon  lautet:  »Es  giebt  Ansichten,  und  zwar  von  den  grössten 
National  Ökonomen  vert  retene  Ansichten,  denen  zufolge  ein  bedeutender 
Theil  der  schweren  Korruption,  unter  welcher  Frankreich  bei  Sedan 
zusammenbrach,  auf  Rechnung  dor  bonapartistischon  Handelspolitik 
von  18G0 — 1870  zu  setzen  ist.  Auf  dem  Wege  von  Unterhandlungen 
mit  Frankreich  werdon  die  verletzten  Export-Interessen  wonig  Milderung 
und  Ausgleichung  ihrer  Schäden  zu  hoffen  haben;  aber  wohl  giebt 
es  eine  andere  Entschädigung,  indem  Deutschland  sich  auch  wirth- 
schaftlich  auf  eigene  Füsse  stellt  und  die  Beschränkungen,  die  es 
auf  fremden  Märkten  erleidet,  dadurch  ausgleicht,  dass  es  sein  Recht 
auf  dem  eigenen  Markte,  und  zwar  vornehmlich  England  gegenüber, 
zur  Geltung  bringt«  Angesichts  solcher  Behauptungen  und  Be- 
strebungen muss  der  Kongress  an  die  Spitze  seinor  Resolution  den 
Satz  stellen:  »Das  System  der  modernen  Handelsverträge  mit  seinen 
generellen  wie  besonderen  Tarifermässigungen  und  der  Klausel  von 
dor  missbogünstigton  Nation  hat  sich  in  seiner  bisherigen  Wirksam- 
keit bewährt««  Dass  dioses  System  sich  bewährt  hat,  sehen  wir 
überall,  wo  wir  hinblickon;  die  industriellen  Etablissements  sind  er- 
weitert und  neue  erbaut  worden,  das  Leben  ist  ein  gesundes,  der 
Fortschritt  erfreulich.    Frankreich  selbst  hat  den  Beweis  geliefert. 
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leb  erinnere  an  die  Schrift  WolowskCs  »Liberti  commereude*  und 
den  Aufsatz  Rrawfa  »Frankreich  und  dor  Freihandel«  in  FawJter's 
»Vierteljahrschrift«.  Ich  finde  es  für  nothwendig,  dem  erston  Alinea 
einen  Satz  hinzuzufügen,  aus  welchem  hervorgeht,  dass  der  Kongross 
sich  lebhaft  dafür  interessirt,  die  bisher  dem  System  fern  gebliebenen 
Staaten,  wobei  ich  in  erster  Reihe  Russland  und  Amerika  im  Auge 
habe,  in  den  Boreich  der  Vertragsstaaten  hereinzuziehen.   Denn  in 
der  That  ist  es  für  Länder  und  Landestheile ,  welche  eingezwängt 
oder  an  einer  langen  Grenze  einem  Staate  wie  Russland  benachbart 
sind,  dor  ein  schroffes  Ausschlusssystem  bei  Festsetzung  seines  Tarifs 
▼erfolgt,  sehr  schwer  guten  Muthes  zu  bleiben  und  die  dortigen  In- 
dustriell haben  ein  Recht  zn  verlangen,  dass  wir  uns  Müho  geben, 
sie  so  gut  zu  situiren  wie  die  Landestheile,  welche  ihre  Grenze  mehr 
und  mehr  geöffnet  sehen  zur  Ausfuhr  nach  den  Nachbarländern.  Dor 
Antrag  sub  2  soll  weiter  nichts  sein  als  oino  formulirto  Anerkennung 
der  Haltung  unsrer  Rogierung,  wolcho  im  Fall  einer  rückschritt- 
lichen Tarifpolitik  Frankreichs  sich  von  vornherein  der  Repressalien 
begeben  hat;  wir  erklären  uns  damit  einverstanden  und  wünschen, 
dass  nie  wieder  auch  nur  dor  leiseste  Versuch  gemacht  werden  möge, 
auf  eine  reaktionäre  Tarifmaassregel  des  Auslandes  mit  einer  eben 
solchen  inländischen  zu  antworten.    Die  Zurücknahme  der  Weinzoll- 
Ermässigung  Frankreich  gegenüber  bei  Ausbruch  dos  vorjährigen 
Krieges  war  eine  solche  kleinliche  Maassregel,  die  materiell  uns 
nichts  genützt,  moralisch  aber  geschadet  hat    Wenn  wir  uns  für 
das  System  dor  modernen  Handelsverträge  erklären,  so  soll  damit 
nicht  gemeint  sein,  dass  nur  dann  Tarifermässigungen  vorzunehmen 
seien,  wenn  andre  dagogon  einytliandtU  werden  können.    Wäre  es 
so,  dann  würde  in  vielen  Fällen  das  System  der  Vorträge  mehr 
hemmen  als  fördern.   Wir  haben  uns  bei  der  Tarifreform  von  f$70 
so  verhalten,  darum  müssen  wir  dios  ausdrücklich  aussprechen,  wie 
sub  3  geschieht  Der  vierte  Absatz  beschäftigt  sich  mit  der  Fixirung 
einzelner  Gesichtspunkte,  die  vorzugsweise  in  der  Praxis  hervortreten. 
Der  Handelsstand  ist  mehr  oder  weniger  im  Lauten  oder  Stillen 
ungemein  erfreut  gewesen  über  die  Beseitigung  von  Förmlichkeiten 
und  Zollerhebungs-Methoden,  welche  das  Handelsgeschäft  erschwerten ; 
zu  diesen  Methoden  rechne  ich  die  Wcrtheötte.    Ich  bin  gegen  dio 
Werthzölle  in  theoretischer  Hinsicht  deshalb,  weil  sie  eine  Handhabe 
für  die  Schutzzollpartei  sind,  die  da  sagt:  man  muss  durch  den  Tarif 
den  Werth  der  nationalen  Arbeit  schützen,  der  in  dem  betreffenden 
Artikel  steckt  Geben  Sie  diese  Prämisse  zu,  die  in  dem  Werthzollo 
von  vornherein  liegt,  dann  haben  Sie  damit  dem  komplizirten  Tarif 
Thür  und  Thor  geöffnet  und  eine  Inkonsequenz  begangen  gegenüber 


Digitized  by  Google 


181 


Dio  VorhandlangeD  d<m  zwölften  Kongresses  deatocner  Volkswirt!)». 


dem  Froihandelsprogramni.  In  der  Praxis  aber  stellt  sich  die  Sache 
mindestens  ebenso  schlimm;  es  besteht  ein  beständiger  Widerstreit 
der  Interessen  zwischen  den  Deklaranten  und  den  Behörden.  Man 
hat  Anfangs  versucht,  lediglich  das  Konfiskationsrecht  des  Staates, 
wohin  dio  Einfuhr  gerichtet  ist,  als  Mittel  zur  Abwehr  gegen  Be- 
schädigungen dor  Zollkasse  fest  zu  halten;  aber  dieses  Mittel  hilft 
nicht  immer,  denn  der  Staat  hat  nicht  immer  Gelegenheit,  den  kon- 
fiszirten  Artikel  zu  verwenden;  er  ist  nicht  immer  in  der  Lage  wie 
Kussland,  grünes  oder  blaues  Tuch  zu  konüsziren,  weil  man  gerade 
dieses  oder  jenes  Regiment  neu  einzukleiden  hat.  Wenn  der  Staat 
die  konfiszirten  Waaren  aber  zur  Auktion  stellt,  so  gehen  sie  zu 
Schleuderpreisen  fort-,  man  muss  nämlich  berücksichtigen,  dass  die 
Leute,  welche  in  öffentlichen  Auktionen  bieten,  immer  zugleich  die- 
jenigen Leute  sind,  die  selbst  oder  deron  Geschäftsfreunde  ein  Interesse 
daran  haben,  dass  unterdeklarirte  Sendungen  nicht  angehalten  werden. 
Ist  nun  das  Konfiskationsrecht  nicht  hinreichend,  um  das  Interesse  der 
Rcgiorungen  zu  wahren,  so  greift  man  zu  dem  Mittel,  welches  man 
im  deutsch -französischen  Handelsvertrag  festgesetzt  hat,  eine  Jury 
berufen  zu  lasson,  die  ihr  Urtheil  abgiebt,  ob  eine  Unterdeklaration 
stattgefunden  hat,  und  wenn  der  Deklarant  für  schuldig  befunden 
wird,  nimmt  man  ihn  nach  Beliobon  in  Strafe  und  konfiszirt  Diese 
Jury  zu  bilden  ist  eine  so  schwierige  "Frage,  wie  die  Bildung  eines 
internationalen  Schiedsgerichte  zur  Verhütung  von  Kriegen.  Wie 
soll  dieselbe  zusammengesetzt  sein  ?  Der  Deklarant  stellt  einen 
Schiedsrichter,  die  Regierung  einen;  nun  wird  ein  Obmann  gewählt, 
der  aus  dem  Kreise  der  Beamten  gegriffen  wird;  ausserdem  bezahlt 
die  Regierung  auf  Kosten  des  Deklaranten  sehr  hohe  Diäten  —  für 
jeden  Gang  werden  in  Paris  z.  B.  25  Franks  gerechnet  —  und  so 
kommt  dann  immer  nur  eine  Entscheidung  zu  Stande,  welcho  die 
Interesson  des  betreffenden  exportirenden  Handelszweigs  aufs  Schwerste 
schädigt,  üoswegon  bin  ich  gegen  Worth-  und  für  Gewichtszölle. 
Das  Thema  stand  1869  auf  der  Tagesordnung  des  Kongresses,  kam 
aber  wegen  Mangel  an  Zeit  nicht  zur  Behandlung;  vielleicht  äussert 
sich  der  heute  anwesende  Referent  von  damals  über  die  Sache. 

Ueber  die  Notwendigkeit  gleicher  Nomenklatur  und  Anordnung 
der  amtlicJten  Waarenverxeichnisse  ist  in  neuester  Zeit  namentlich 
von  Dr.  Maron  geschrieben  worden;  ich  brauche  mich  darüber  nicht 
weitläufig  zuäussern;  die  Verschiedenheit  der  Bezeichnung  erschwert 
ungemein  den  Verkehr.  Die  fomero  Forderung  eines  internationalen 
vereinfachten  Zollverfahrens  als  Ergänzung  des  internationalen  Ver- 
tragswesens wird  vielleicht  in  den  Augen  Einiger  eine  gewagte,  zu 
weit  gehende  Forderung  sein ;  es  ist  indessen  in  neuerer  Zeit  viel 
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von  einem  »kontinentalen  Zollverein«  die  Reil»»  gewesen,  der  in  seinen 
Voraussetzungen  noch  ganz  andere  schwierigere  Fragen  birgt,  dass 
der  Gedanke  an  eine  Vereinigung  zunächst  in  Betreff  des  Zollverfah- 
rens und  innerhalb  der  Vertragsstaaten  nicht  mehr  als  unzeitgemäss 
erscheinen  kann. 

Ich  glaube,  dass  gegenüber  den  Resolutionen  des  Herrn  Korre- 
ferenten die  meinigen  den  Vorzug  verdienen,  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  das,  was  im  schutzzöllnerischen  Lager  vorgegangen  ist  und  was 
in  Frankreich  zur  Zeit  vorgeht;  mein  Antrag  ist  der  Situation  der 
internationalen  Handelspolitik  etwas  mehr  auf  den  Leib  geschnitten. 
Wenn  lediglich  die  nationale  Handelspolitik  auf  der  Tagesordnung 
stände  und  nicht  die  internationale,  würde  man  sich  mit  dem  begnü- 
gen können,  was  Dr.  Faucfar  in  seinen  Resolutionen  sagt;  ausser- 
dem scheint  mir  seine  Fassung  nicht  glücklich  gewählt  zu  sein.  Wenn 
gefordert  wird,  dass  energisch  fortgefahren  werden  soll  mit  der  na- 
tionalen Tarifreform,  können  wir  nicht  hinzufügen  »ohne  Rücksicht 
auf  angebliche  Beschädigung  bestehender  industrieller  Unternehmun- 
gen;« wir  setzen  uns  dadurch  in  deu  Fall,  die  Praemissen  zuzugeben 
und  es  gewinnt  den  Anschein,  als  wollten  wir  die  Möglichkeit  einer 
wirklichen  Beschädigung  ebenfalls  nicht  prüfen  und  als  scheuten  wir 
uns  vor  einer  solchen  Prüfung.  Ich  erkenne  die  Berechtigung  der 
Anschauungen  an,  welche  Graf  Bcthusy-  Huc  auf  dem  Kongresse  in 
Breslau  entwickelte;  er  sagte:  »die  Zölle,  welche  die  internationale 
Arbeitstheilung  gehemmt  und  künstliche  Industrieen  gross  gezogen 
haben,  sind  ein  illegitimes  Kind  der  Politik,  der  Gesetzgebung;  aber 
wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  wir  die  Rechts-  und  Pflichtnachfolger 
jener  Väter  des  illegitimen  Kindes  sind.c  Die  Regierung  hat,  glaube 
ich,  bisher  immer  an  diesem  Standpunkt  festgehalten ;  ich  hoffe  aber, 
wenn  wir  eine  solche  Prüfung  zugestehen,  so  werden  die  Resultate 
derselben  auch  künftig  immer  solche  sein,  dass  dadurch  unsore  Tarif- 
reform keineswegs  gehemmt  wird.  (Beifall!) 

Dr.  Faucher  als  Korreferent:  Das  Uobel,  welches  wir  in  Deutsch- 
land seit  dem  Jahre  1847  bekämpft  haben,  das  üebel  des  Ein- 
schlcichons  von  Schutzzöllen  in  den  Zollvereinstarif  wider  bessere 
Ueberzeugung  der  Urheber  des  Zollvereins  hat  unzweifelhaft  seinen 
Grund  in  der  Unklarheit,  die  in  früheren  Zeiten  in  den  Köpfen  unseres 
Volkes  über  die  Natur  richtiger  Verbrauchssteuern  überhaupt  noch 
vorherrschte.  Verbrauchssteuern,  die  oft  unter  dem  Namen  »indirekto 
Steuern«  ungerechtfertigten  Angriffen  ausgesetzt  waren,  haben  an  sich 
durchaus  ebenso  guten  Bodon  unter  den  Füssen  wie  eine  Besteuerung 
des  Vermögens  oder  des  Einkommens.  Wir  Alle  wiss  n,  wie  ausser- 
ordentlich schwer  es  ist,  dio  in  der  Wissenschaft  noch  gar  nicht  de- 
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finirton  Begriffe  »Einkommen«  so  zu  formulircu,  dass  man  wirklich 
die  Eiiikommcnverhältnisse  mit  der  Steuer  trifft.  Nicht  ganz  so 
schwierig  haben  sich  bisher  dio  Versuche  erwiesen,  das  Vermögen  zu 
besteuern ;  es  ist  in  Amerika  damit  sehr  Ausgedehntes  geleistet  worden 
und  die  vom  Kongresse  niedergesetzte  Kommission,  welche  in  neuerer 
Zeit  die  Frago  einer  Untersuchung  unterworfen  hat ,  hat  konstatiren 
können,  dass  fast  gar  keine  Einwendungen  mehr  gegen  die  Form  der 
Vormögonsbesteuerung  gemacht  werden,  welche  einzelne  Staaten  der 
Union  angenommen  und  allmählich  ausgebildet  haben.  Indessen  auch 
da  kommt  es  unzweifelhaft  vor,  dass.  wenn  auch  kein  Vermögen  von 
der  Besteuerung  getroffen  wird,  welches  nicht  existirt,  jedenfalls  Ver- 
mögen, welches  existirt,  nicht  getroffen  wird,  was  natürlich  aus  Klagen 
nicht  ermittelt  werden  kann,  da  Keiner  darüber  klagen  wird,  dass  er 
nicht  besteuert  wird.  Das  Gefühl,  dass  mau  an  die  Steuerfähigkeit 
des  Menschen  durch  dio  Definition  des  Einkommens  oder  Vermögens 
nicht  heran  kann,  hat  wahrscheinlich  auf  Verbraucli&stcutrn  hinge- 
wiesen, dio,  schon  im  römischen  Reich  gebräuchlich,  hauptsächlich  in 
Holland  ausgebildet  worden  sind.  Bis  in  die  Mitto  dieses  Jahr- 
hunderts hinein  ist  in  den  meisten  Köpfen  ziemlich  unklar  gewesen, 
welche  Grundlagen  für  die  Besteuerung  des  Verbrauchs,  also  desseu, 
was  dor  Monsch  von  der  menschlichen  Gesellschaft  hat,  der  Genüsse, 
die  ihm  durch  den  Zusammenhalt  der  bürgerlichen  Gesellschaft  und 
den  Staatsschutz  ermöglicht  sind,  aufzustellen  seien;  allmählich  hat 
eine  Uebereiustimmung  der  Theoretiker  und  Praktiker  darin  stattge- 
funden und  es  ist  die  Verbrauchsbesteuerung  fast  aller  europäischen 
Staaten  nach  gleichem  Maassstab  und  allgemeinen  Grundsätzen  aus- 
gebildet worden  und  zwar  nach  folgenden:  es  ist  nur  der  Verbrauch 
von  solcher  Waaro  zu  besteuern,  deren  Verbrauch  man  annohmen  oder 
lassen  kann,  aber  nicht  der  Verbrauch  von  solchen  Waaren,  die  für 
die  Erhaltung  des  Lebens  und  zwar  des  zivilisirten  Lebens  unerläß- 
lich sind;  zweitens:  es  ist  der  Verbrauch  zu  besteuern  nicht  alloin 
durch  Grenzzölle,  soudern  soweit  eine  Waare  sich  für  Verbrauchs- 
beste uorung  eignet,  ist  sio  gleichzeitig  durch  Grenzzölle  und  innere 
Akzisen  zu  treffen.  Nun  liefert  den  grössten  Thoil  de3  Betrages  aus 
der  Verbrauchsbesteuerung  die  Akzise,  die  Besteuerung  der  geistigen 
Getränke,  des  Tabacks;  an  der  Grenze  spielt  nur  die  Besteuerung  der 
Kolonialwaaren  eino  Rolle.  Wenn  wir  die  Waaren,  aus  deren  Be- 
steuerung der  grössto  Theil  der  Verbrauchsbesteuerung  fliesst,  aus 
allen  Staaten  zusamoienttellen,  so  finden  wir,  dats  es  im  Wesentlichen 
Nahrun ysmiticl  sind,  in  denen  sich  Alkohol  befindet  oder  die  um  eines 
AlJcafohla  wogen  genossen  werden:  Branntwein,  Bier,  Wein  enthalten 
Alkohol;  Taback,  Kaffee,  Thee,  Kakao  enthalten  ein  Alkalold.  Alle 
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dieso  Artikel  können  gebraucht  und  können  nicht  gebraucht  werden, 
ohne  dass,  wenn  sio  nicht  gebraucht  werden,  dies  irgendwie  der 
menschlichen  Gesundheit  schädlich  wird;  im  Gcgentheil  ist  es  bei 
manchen  derselben  für  die  Gesundheit  unzweifelhaft  besser,  wenn  sie 
nicht  gebraucht  werden.  Da  der  Steuerzahler  den  Verbrauch  solcher 
Artikel  lassen  kann,  so  ist  die  Verbrauchssteuerung,  wenn  sie  sich 
darauf  beschränkt,  eigentlich  eine  freiwillige  Leistung  eines  Beitrages 
zu  den  Staatskosten,  bei  welchem  der  Steuerzahler  zum  Staate  sagt: 
»so  viel  habe  ich  von  Dir,  so  viel  bezahle  ich  Dir.«  Das  ist 
wenigstens  das  Ziel,  welchem  dio  Verbrauchsbesteuerung  zustrebt,  aber 
da  sie  es  mit  Umwegen  thun  musste,  haben  sich  allerlei  Irrthümer 
über  ihre  Natur  eingeschlichen  und  der  schlimmste  und  grösste  hier- 
vou  ist  der,  dass  Grenzzölle,  die  weiter  nichts  bedeuteten  als  die  Be- 
steuerung derjenigen  Waaren,  die  uns  aus  den  Tropen  zugeführt  werden 
und  die  wir  daheim  nicht  produziren,  dazu  benutzt  wurden,  um  die 
internationale  Arbeitsteilung  tu  hindern  im  Interesse  Desjenigen,  der 
für  den  Schwächeren  in  der  internationalen  Konkurrenz  gilt.  Das 
wurde  zu  einer  Theorie  ausgebildet,  die  auf  die  verführerischste 
Weise  wirkte,  weil  sie  nicht  so  leicht  durchschaut  ist.  Die  Bevöl- 
kerung, welche  einmal  an  die  Verbrauchsbesteuerung  gewöhnt  war, 
sah  nicht,  dass  dieselbe  zu  etwas  ganz  Anderem  gemacht  war,  dass 
dadurch  die  Industrie  im  eigenen  Laude  deplacirt  wurde.  Der  Kon- 
sument sah  es  nicht  als  Konsument,  nicht  als  Produzent  in  einem 
andern  Zweige,  dass  hier  durch  die  Anlage  von  Betriebskapital  in 
einem  Zweige,  der  durch  den  Zollschutz  künstlich  grossgezogen,  nicht 
bloss  die  betreffenden  Waaren,  sondern  auch  das  Kapital  für  den  eigenen 
Industriezweig  vertheuert  wurden.  Kr  sah  das  nicht,  weil  seine  Auf- 
merksamkeit nur  dem  eigenen  Artikel  zugewendet  war,  wie  Bastiat 
sagt:  Ce  gu'on  ne  voit  pas,  ne  vaut  pat,  Anstrengungen  dagegen 
sehen  wir  zuerst  in  Preisen  in  Folge  guter  volkswirtschaftlicher 
Kenntnisse,  welche  die  preussischen  Ministerien  von  1808  —  1819 
während  der  Herrschaft  der  altliberalen  Partei  schufen.  Es  ging  der 
damalige  Gewinn  bei  Errichtung  des  Zollvereins  unter,  die  es  nöthig 
machte,  Opfer  der  eigenen  üeborzeugung  bis  zu  eiuem  gewissen  Grade 
zu  bringen,  und  später  dadurch,  dass  Zölle  fixirt  waren  und  nicht 
leicht  wieder  geändert  werden  konnten,  was  dazu  führte,  dass  sie  nicht 
mehr  in  demselben  Verhältniss  zum  Werthe  der  Waare  standen,  sondern 
einen  grösseren  Thoil  des  Werthes  der  Waare  bildeten,  welcher  letztere 
in  Folge  der  Fortschritte  der  Technik  beständig  abnahm,  dass  also 
verschiedene  Zölle,  die  als  Verbrauchssteuern  aufgelegt  waren,  all- 
mählich zu  Schutzzöllen  wurden  und  als  solche  festgehalten  wurden 
durch  die  im  Zollverein  bei  Tarifandorungon  nothwondige  Ein&timmig- 
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keit.  Den  ersten  schwierigsten  Schritt  in  dieser  Bichtung  that  Eng- 
land mit  Aufhebung  der  Kornzölle  im  Jahre  1846,  nachdem  die  öffent- 
liche Meinung  sich  wiederholt  in  dieser  Richtung  ausgesprochen  hatte, 
und  1860  strich  es  sämmtliche  Schutzzölle  aus  dem  Tarif,  einen  ein- 
zigen ausgenommen.  Dieses  Beispiel  wirkte  auch  in  Deutschland.  Es 
bildeten  sich  in  den  Vierziger  Jahren  Freihandelvereine  in  Ostpreussen 
und  Borlin;  gerade  damals  lernten  diejenigen,  die  in  diesen  Vereinen 
thätig  waren,  es  kennen,  dass  ohne  die  Bundesgenossenschaft  Ton 
Schichten  der  Bevölkerung,  welcfle  die  Frage  nicht  vom  wissenschaft- 
lichen Standpunkte,  sondern  von  dem  der  Kenntniss  eines  ganz 
bestimmten  Industrie-  und  Handelszweiges  aus  behandeln,  es  fast 
unmöglich  ist,  die  Gesetzgebung  in  reformatorischen  Fluss  zu  bringen. 
Im  Jahre  1847  gewann  die  Bewegung  für  Reinigung  des  Tarifs  von 
Schutzzöllen  hauptsächlich  dadurch  Bahn,  dass  die  Kaufmannschaft 
der  Stadt  Stettin  sich  in  die  Bewegung  warf  und  sie  zum  Siege  führte 
und  zwar  unter  Umständen,  die  für  die  Kaufmannschaft  jener  Stadt 
besonders  ehrenvoll  sind.  Die  Schutzzollklique  in  Berlin  ging  damals 
mit  einem  Piano  um,  vorzugsweise  der  Stadt  Stettin  unbefugten  Ge- 
winn auf  Kosten  der  drei  Hansestädte,  namentlich  Hamburgs  und 
Lübecks  zuzuführen,  um  dadurch  die  von  Stottin  aus  betriebene  Frei- 
handelsagitation lahm  zu  legen.  Die  Stettiner  Kaufmannschaft  wies 
aber  diese  Vortheilo  zurück  und  zog  es  vor,  an  der  Spitze  der  Reform  - 
bowegung  in  Tariffragen  zu  bleiben.  Der  Sieg  ist  aber  nicht  eher 
erfochten  worden,  als  nachdem  die  englischen  Freihändler  wider  ihre 
frühere  Ueberzeugung  sich  herbeigelassen  hatten,  durch  Verträge  mit 
anderen  Staaten  die  Bevölkerung  dieser  Staaten,  so  zu  sagen,  zu  be- 
stechen, dass  sie  sich  den  Sieg  der  Handelsfreiheit  gefallen  liesse.  Es 
liegt  auf  der  Hand,  dass,  wenn  es  wahr  ist,  dass  die  Verhinderung 
der  internationalen  Arbeitsteilung  eine  Schädigung  auf  beiden  Seiten 
ist,  dann  jede  Nation  am  Besten  thut,  ohne  Weiteres,  soweit  sie  es 
für  sich  kann,  mit  Beseitigung  der  Schutzzölle  an  ihrer  eigenen  Grenze 
vorzugehen.  So  war  England  vorwärts  gegangen,  hatte  aber  keine 
Nachfolge  gefunden,  in  Deutschland  keine  redenswerthe,  in  Frank- 
reich nur  eine  vorübergehende  durch  Herabsetzung  der  Kornzölle. 
Erst  als  die  Idee  sich  Bahn  brach,  dass  ebenso  wie  die  Interessenten 
am  Import  sich  auch  die  Interesseuten  am  Export  an  der  Bewegung 
bethciligen  müssten,  geschah  ein  weiterer  Fortschritt.  Der  zweite 
Stoss  zur  Klärung  des  englischen  Zolltarifs  im  Jahre  1860  ist  haupt- 
sächlich dadurch  herbeigeführt  worden,  dass  diejenigen  Industriezweige, 
denen  an  einem  Export  ihrer  Artikel  lag,  darauf  hinwirkten ,  dass 
durch  eine  Tarifreduktion  in  England  vertragsmässig  eine  Klärung 
des  französischen  Tarifs  erkauft  wurde,  weil  dann  die  Nachfolge  anderer 
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Staaten  keine  Schwierigkeiten  finden  würde.  So  wurde  denn  der  eng- 
lisch-französische Handelsvertrag  abgeschlossen,  der  auf  englischer 
Seite  den  Tarif  bis  auf  eine  Ausnahme  von  allen  Zöllen  befreite, 
welche  die  internationale  Arbeitsteilung  hindern,  und  der  den  fran- 
zösischen Tarif  diesem  Charakter  wenigstens  ein  gut  Stück  Weges 
näher  brachte.  Es  zog  dieser  Vertrag  ein  ganzes  System  andorer 
Verträge  nach  sich;  es  bildete  sich  eine  Gruppe  von  Staaten,  welche 
ähnliche  Vertrage  abschlössen,  und  indem  sie  wie  im  englisch-fran- 
zösischen Handelsvertrag  der  eine  vertragschliessendo  Staat,  England, 
sich  verpflichteten  ihre  Zölle  herabzusetzen  aber  nicht  für  den  anderen 
vertragschliessenden  Staat  allein  sondern  für  alle  Welt,  entstand  eino 
bis  dahin  unbekannte  Form  des  Handelsvertrages,  indem  diese  Ver- 
trage sonst  direkt  auf  den  Austausch  von  Begünstigungen  hinaus- 
liefen nnd  sich  auf  die  beiden  vertragschlicssenden  Staaten  beschränkten. 
Zum  ersten  Male  geschah  es,  dass  Frankreich,  in  welchem  der  Kaiser 
aus  innerer  Ueberzeugung  Freihändler  war  und  von  Männern  wie 
Michel  Chevalier  berathen  wurde,  dio  überzeugt  waren,  dass  England 
ein  gutes  Beispiel  für  alle  Welt  gegeben  hatte,  es  sich  gefallen  Hess, 
dass  England  den  Tarif  verallgemeinerte,  während  Frankreich  sich  zu- 
nächst nur  für  englische  Produkte  öffnete  und  sich  vorbehielt  mit  dritten 
Nationen  besondere  Verträge  zu  schliessen.  Zehn  Jahre  liegen  seit  jenem 
Vertrage  hinter  uns  und  dieselben  haben  einen  industriellen  Fortschritt 
gesehen,  wie  er  bisher  in  einem  gleichen  Zeiträume  niemals  erblickt 
worden  ist  sowohl  in  England,  wie  in  Frankreich,  Italien,  Belgien  und 
Deutschland.  Die  öffentliche  Meinung,  welche  nur  schwer  zugänglich 
ist  für  theoretische  Belehrungen,  hat  in  Folge  der  gemachten  Er- 
fahrungen sich  für  die  Handelsfreiheit  entschieden.  Solche  Versuche, 
wie  sie  in  Mannheim  gemacht  wurden,  um  eine  Schutzzollpartei  wieder 
in's  Leben  zu  rufen,  haben  eben  durch  die  kleine  Zahl  der  Theil- 
nehmer,  durch  die  Abwesenheit  der  wichtigsten  Industriellen  bewiesen, 
dass  ihre  Zeit  vorbei  ist.  Dennoch  aber  ist  es  diesen  Versuchen 
gegenüber  gut,  nochmals  auszusprechen,  »dass  mit  der  Beseitigung 
solcher  Grenzzölle,  welche  dio  internationale  Arbeitstheilung  zu  hindern 
bestimmt  (also  nicht  wirkliche  Verbrauchssteuern)  sind,  fortzufahren  ist, 
ohne  Einhalt  und  ohne  Bücksicht  auf  angebliche  Beschädigung  in- 
dustriellen Unternehmungen.«  Das  vom  Referenten  gebrauchte  Wort 
»besondere  Tarifermässigungen«  gefallt  mir  nicht;  es  passt  nur  auf 
Frankreich,  welches  allerdings  auf  die  Weise  operirt  hat,  dass  es 
besondere  Tarifermässigungen  gewähren  zu  können  sich  vorbehalten 
hat.  Ich  habe  ferner  für  nöthig  gehalten,  es  besonders  auszusprechen : 
»ohne  Rücksicht  auf  angebliche  Beschädigungc ,  weil  wir  die  Erfah- 
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rung  gemacht  haben,  dass  dieses  jetzt  das  Schlachtfeld  ist,  auf  wel- 
chem man  sich  herauszufordern  versucht.  Graf  Btthusy- Huc  hat 
mich  aufmerksam  gemacht,  dass  es  nöthig  igt,  dieses  jetst  auszu- 
sprechen; als  Vertreter  der  oberschlesischen  Eisenindustrie  wollte  er 
sich  der  vollständigen  Aufhobung  des  Roheisenzolls  widersetzen  und 
versuchte  daher  diese  Maxime  zu  einem  Beschlüsse  des  Kongresses  zu 
erheben.  Wer  einmal  zugiebt,  dass  es  möglich  ist,  bestehende  Industrie- 
zweige zu  schädigen  durch  Beseitigung  der  Hindernisse  der  internatio- 
nalen Arbeitsteilung  und  zwar  so  zu  schädigen,  dass  der  nationale  Wohl- 
stand darunter  leidet,  der  muss  koine  Handelsfreiheit  verlangen,  der 
glaubt,  dass  der  Schutzzoll  dazu  beiträgt,  dass  diese  gedrückten  In- 
dustriezweige sich  besser  halten  und  heben;  das  thut  der  Schutzzoll 
aber  nicht.  Industriezweige,  denen  ein  Schutzzoll  zur  Seite  steht, 
arbeiten  viel  kostspieliger,  langsamer  und  schwerfälliger,  als  sie 
könnten;  sie  zögern  mit  der  Einführung  von  Verbesserungen,  welche 
zur  Arbeitsersparniss  führen;  umgekehrt,  sie  zwingen  billiger  zu 
arbeiten,  heisst  ihnen  eine  Wohlthat  erweisen.  Der  Refereut  hat 
soeben  ausgeführt,  dass  schlechte  Konjunkturen  sich  wieder  einbrin- 
gen, indem  sie  durch  die  Verwohlfeilerung  des  Artikels  einen  grösse- 
ren Verbrauch  erzeugen,  der  sich  dann  in  einen  Gewohnheitsgebrauch 
verwandolt  und  nicht  wieder  wegfällt,  wenn  die  Preise  auch  später 
wieder  in  die  Höhe  gehen.  Dass  dio  schlechten  Konjunkturen  sich 
nachträglich  durch  gute  Konjunkturen  bezahlt  machen,  das  lehrt  die 
Geschichte  aller  Industrieen,  welche  eine  Wellenbewegung  darstellt 
Es  ist  also  gerade  recht  deutlich  herauszusagen,  dass  gar  keine 
Rücksicht  auf  angebliche  Beschädigung  zu  nehmon  ist;  wir  brauchen 
aber  nicht  zu  sagen,  dass  wir  die  Untersuchung  verweigern.  Wer 
da  behauptet,  dass  er  in  Wirklichkeit  beschädigt  sei,  hat  dieses  zu 
beweisen;  die  Bcweislast  liegt  nicht  uns  ob,  die  wir  verlangen,  dass 
der  Verbrauch  nicht  zu  Gunsten  der  geschützten  Industriezweige  von 
Seiten  des  Staates  verthouert  werde.  Wenn  aber  bei  den  deutschen 
Industriellen  solche  Auffassungen  gang  und  gäbe  sind,  wie  die  des 
Leinengarnspinners  in  Herford,  welcher  begriffen  hat,  dass  das  fremde 
Garn  den  Harkt  für  das  eigene  erubort,  dann  bezweifle  ich  nicht, 
dass  die  Industriellen,  welche  das  Gegentheil  behaupten,  bald  isolirt 
dastehen  werden.  Ich  habe  in  meiner  Resolution  von  den  Werthtöllen 
nicht  gesprochen,  weil  damit  die  Frage:  ob  Schutzzoll  oder  Handels- 
freiheit nichts  zu  thun  hat.  Für  die  internationale  Arbeitstheilong 
ist  dies  eine  untergeordnete  Frage;  für  einige  Artikel  mögen  Werth- 
zölle vortheilhaft  sein,  für  andere  Gewicht  Zölle;  es  ist  z.  B.  im 
hohen  Grade  ungerecht,  den  Taback  nicht  nach  dem  Werthe  zu  be- 
steuern, bei  einem  Unterschiede  der  Preise,  der  von  4  Sgr.  bis  1  Thlr. 
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pro  Pfand  schwankt.  Da  der  Genius  besteuert  werden  soll,  den  der 
Steuerzahler  Tom  Bauchen  hat,  so  empfiehlt  es  sich,  Havannah-Ci- 
garren  höher  als  Vierradener  zu  besteuern.  Bei  anderen  Waaren  sind 
wiederum  Gewichtszölle  bequemer;  warum  sollen  wir  das  aber  hier 
jetzt  aussprechen?  Mögen  die  Zollbeamten  sich  darüber  streiten.  Dio 
ganze  Bewegung  ist  wohl  durch  die  Tabackzölle  hervorgerufen  wor- 
den; wird  daraus  eine  unserer  Hauptverbrauchssteuern  gemacht,  dann 
haben  wir  die  Mittel,  um  solche  Artikel  wie  Salz,  die  als  unentbehr- 
lich nicht  besteuert  werden  sollten,  von  der  Steuer  befreien  zu  können. 
Doch  das  ist  nicht  Sache  der  Resolution,  die  wir  in  diesem  Augen- 
blicke zu  fassen  haben  und  die  vor  Allem  der  Wiederbelebung  der 
Schutzzöllnerei  in  Manheim  und  zum  Theil  auch  in  Breslau  gegen- 
übertreten muss.  Ich  behielt  mir  vor,  auf  den  einzigen  Schutzzoll 
zurückzukommen,  der  in  England  am  Leben  geblieben  ist;  ich  will 
versuchen,  bei  dieser  Gelegenheit  gleich  ein  Bild  von  der  Ausführung 
unserer  Resolution  zu  geben,  wie  ich  sie  mir  denke.  Dr.  Eras  scheint 
seine  Wünsche  auf  Handelsverträge  mit  Russland  und  Amerika  ge- 
richtet zu  haben;  ich  selber  bin  in  Russland  gewesen  und  weiss, 
wie  das  russische  Volk  darüber  denkt;  ich  habe  die  Ueberzeugung 
von  dort  mitgebracht,  dass  gar  nicht  daran  zu  denken  ist,  mit  Russ- 
land einen  solchen  Handelsvertrag  zu  schliessen.  Die  Russen  haben 
nichts,  was  sie  bei  uns  einführen  könnten  und  was  nicht  schon  vom  Zoll 
befreit  oder  doch  nur  mit  einem  so  geringen  Zoll  belegt  ist,  dass  sie 
ruhig  warten  können,  bis  wir  diesen  von  selbst  aufheben,  wie  z.  B. 
den  Zoll  auf  Pettwaaren.  Die  Amerikaner  exportiren  Baumwolle, 
Cerealicn,  Rohtabacke  u.  s.  w.,  die  wir  entweder  nicht  besteuern,  oder 
wo  die  Steuer  als  Finanzzoll  fortbestehen  wird;  mit  ihnen  lässt  sich 
also  auch  nicht  ein  Handelsvertrag  schliessen.  Ich  habe  England 
im  Auge;  der  dort  stehen  gebliebene  Schutzzoll  ist  ein  Schlitz  zoll  auf 
BramUwetn,  d.  h.  ein  Produkt,  in  dessen  Erzeugung  unser  Land  un- 
zweifelhaft an  der  Spitze  der  ganzen  Welt  steht;  die  Landwirtschaft 
ist  bei  uns  in  grossen  Provinzen  auf  den  Absatz  des  Kartoffelspiritus 
angewiesen  und  dieser  Absatz  erklärt  sich  daraus,  dass  der  Brannt- 
wein aus  Rüben  oder  Korn  sich  schwieriger  fuselfrei  machen  lässt, 
als  der  aus  Kartoffeln,  und  dass  der  Geschmack  der  Volksmassen  sich 
mehr  dem  fuselfreien  Branntwein  zuwendet,  so  dass  selbst  der  Cognak 
an  Boden  verliert,  weil  dieser  sein  Fuselöl  erst  mit  dem  Alter  einbüsst, 
während  aus  Kartoffelbranntwein  jeder  Zeit  fuselfroier  Cognak  künstlich 
hergestellt  werden  kann.  England  hat  nun  dem  Konsum  unseres  Brannt- 
weins hohe  Schutzzölle  gegenübergestellt.  Das  Gallon  znhlt  10  Shill. 
Steuer,  der  inländische  Spiritus  wie  der  auswärtige,  dazu  tritt  ein 
Zoll  von  5  Pence  für  den  importirten.   Da  nun  das  Gallon  unver- 
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steuerter  Spiritus  einen  Worth  von  ungefähr  l'/s  Shilling  hat,  so 
haben  wir  hier  einen  Werthzoll  von  nahezu  30  Prozent,  welcher  das 
Einbringen  des  fremden  Branntweins  vorhiudert.   Fremder  Spiritus 
wird  in  England  hauptsächlich  nur  von  den  Destillateuren  gekauft, 
die  damit  ihren  eigenen  Spiritus  bis  zu  einer  gewissen  Höhe  ver- 
schneiden, nicht  für  den  direkten  Konsum.   In  Frankreich,  Belgien, 
Italien  hat  dagegen  deutscher  Spiritus  einen  ausgedehnteren  Verbrauch 
und  erst  in  neuerer  Zeit  haben  diese  Länder  versucht  von  uns  los- 
zukommen. Wie  vorteilhaft  ist  aber  gerade  der  Export  von  Spiritus? 
Wir  sind  erschreckt,  von  Liebig's  Ausführungen,  dass  der  fortge- 
setzte Export  von  Ackerbauprodukten  die  natürliche  Fruchtbarkeit  des 
Bodens  erschöpfe  und  dass  dieser  zuletzt*  der  Unfruchtbarkeit  und 
Verödung  vorfalle;  mag  nun  Liebig  Recht  haben  oder  nicht:  der 
Zucker  enthalt  ebenso  wonig  Aschenbestandtheile  des  Bodens  wie  der 
Spiritus;  uud  wenn  wir  Zucker  und  Spiritus  exportiren,  verkaufen  wir 
damit  nicht  einen  Theil  unseres  Bodens,  sondern  nur  Luft,  die  sich 
beständig  wieder  ersetzt,  an  das  Ausland.  Wir  behalten  dagegen  den 
Dünger ;  wir  bekommen  ihn  sogar  bezahlt  in  den  höheren  Freisen,  die 
der  Spiritus   erziolt.    Unsere  ganze  Landwirtschaft,  in  Preussen 
wenigstens,  ist  wesentlich  darauf  basirt,  dass  das  Gut  verbunden  ist 
mit  einer  Bronnerei,  in  welcher  Dünger  fabrizirt  wird,  und  es  kommt 
daher  darauf  an,  für  den  Absatz  des  Spiritus  zu  sorgen.  Da  wir  nun 
Aussicht  haben,  mit  der  für  Zwecke  der  Brennerei  unersetzbaren  Kar- 
toffel unseres  leichten  Bodens  überall  die  Konkurrenten  aus  dem  Felde 
zu  schlagen,  so  können  wir  es  uns  schon  etwas  kosten  lassen,  ein 
konsumtionsfähiges  Gebiet  für  unseren  Spiritus  zu  erschliessen.  Damit 
wir  mit  der  Beseitigung  der  Schutzzölle  fortfahren  können,  welche  die 
internationale  Arbeitstheilung  hindern,  müssen  wir  im  Reichstage 
Bundesgenossen  haben;  dio  Landwirte  können  von  uns  gewonnen 
werden,  indom  wir  ihnen  beweisen,  dnss  die  Beseitigung  gewisser 
Schutzzölle  bei  uns  verbunden  ist  mit  der  Ermöglichnng  eines  vorteil- 
haften Absatzos  von  Spiritus  nach  England.    In  England  ist  der 
ßranntweinkonsum    sehr  verbreitet;   die  Herstellung  des  Brannt- 
weins aus  Gerste  ist  aber  nicht  die  bestmöglichste  Verwerthung  des 
Bodens  sondern  die  Fleischzucht  mit  Grasfütterung,  wie  es  der  eng- 
lische Volksgeschmack  liebt;  wir  bekommen  also  selbst  in  England 
Bundesgenossen  für  unsere  Bestrebungen  nach  Herabsetzung  des  Spi- 
rituszolles.   Es  kämo  also  nur  noch  dio  Gegenleistung  in  Frage.  So 
viel  ich  ersehen  habe,  legt  man  in  England  am  meisen  Gewicht  da- 
rauf, Soda  nach  Deutschland  verkaufen  zu  können;  wir  unsererseits 
haben  in  der  ganzen  Liste  unserer  Zölle  kaum  einen  schädlicheren 
Schutzzoll  als  den  Sodazoll;  denn  er  wird  nicht  bezahlt  unmittelbar 
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vor  Verbranch;  er  ist  eine  Produktionsbeeteuerung  für  alle  Fabrika- 
tionszweige, welche  Soda  gebrauchen  und  wo  hörte  dieser  Gebrauch 
auf?  Seife,  Glas,  Papier  u.  s.  w.  werden  mittelst  Soda  fabricirt! 
Unsere  Sodafabrikanten  gehören  nun  zu  denjenigen,  welche  glauben, 
dass  sie  geschädigt  werden  würden  durch  den  Konsum  fremden  Fa- 
brikates; die  Grunde  sind  mir  unerfindlich.  Salz  und  Schwefelsaure 
sind  bei  uns  nicht  theurer  als  in  England;  nichtsdestoweniger  be- 
haupten unsere  Sodafabrikanten,  sie  wurden  bei  Aufhebung  des  Soda- 
zolls ihre  Fabrikation  einstellen  müssen.  Ich  glaube  davon  kein 
Wort;  nicht  blos  die  alten  Sodafabriken  werden  bestehen  bleiben,  es 
werden  noch  neue  dazu  kommon.  Die  Sodafabrikanten  haben  sich 
Bandesgenossen  beschafft:  die  Papiermüller.  Papier  wird  in  jedem 
Jahre  mehr  aus  Surrogaten  der  Lumpen  hergestellt;  Holz,  Stroh 
werden  immer  mehr  zu  den  Lumpen  hinzngethan,  weil  der  Papier- 
konsum viel  schneller  als  der  Verbrauch  von  Hemden  und  sonstiger 
Wasche  steigt.  Man  ist  also  dazu  übergegangen,  Holz  mechanisch 
zu  zerkleinern,  wie  dies  noch  meist  in  Deutschland  der  Fall  ist,  oder 
es,  wie  auch  Stroh,  durch  chemische  Auslaugung  der  Fasern  mittelst 
Salzsäure  zu  zertheilen.  Salzsäure  ist  nun  als  Nebenprodukt  der 
Sodafabrikation  von  ausserordentlicher  Billigkeit,  so  dass  sie  stellen- 
weise in  England  umsonst  zu  haben  ist.  Es  wird  nuu  die  Behaup- 
tung aufgestellt,  dass  die  zum  Surrogatenverbrauch  übergehende  Pa- 
pierfabrikation durch  das  Aufhören  der  Sodafabrikation  und  solcherweise 
des  billigen  Bezugs  der  Salzsaure  gefährdet  werden  würde.  Wenn 
aber  der  Papierverbranch  einen  Konsum  von  Salzsäure  herbeiführt, 
dann  wird  die  letztere  einen  gewissen  Preis  erlangen,  welcher  den 
Seifenfabrikanten  schadlos  hält  für  das  Herabgehen  des  Sodapreises; 
es  werden  beide  Fabriken  sich  räumlich  zusammonthun.  Ferner  ist 
es  ein  vollständiger  Fehler  zu  glauben,  dass  in  Folge  der  freien  Ein- 
führung eines  Produktes,  welches  das  Ausland  billiger  herstellt  und 
liefert,  der  Preis  dieses  Produktes  bloss  sinkt;  derselbe  geht  im  exporti- 
renden  Lande  in  die  Höhe,  weil  bei  gleichem  Angebot  die  Nachfrage 
grösser  geworden  ist  Es  thun  sich  eben  beide  Angebote  und  beide 
Nachfragen  zusammen  und  in  einem  gewissen  Zeitraum  wird  sich 
daraus  ein  mittlerer  Preis,  der  zwischen  den  früher  in  beiden  Län- 
dern herrschenden  Preisen  liegt,  herstellen.  Bei  uns  wird  also  eine 
Preisherabsetzung,  aber  nicht  auf  Niveau  des  Preises  in  England  mit 
Zuschlag  der  Spesen  stattfinden;  diese  unvermeidliche  kleine  Preis- 
herabsetzung selbst  wird  aber  wieder  eingebracht  durch  das  Steigen 
des  Verbrauchs  aus  der  Nachfrage  im  eigenen  Lande.  Das  schliess- 
liche  Resultat  wird  eine  Preisaxtsgleichung  zwisclien  beiden  Landern  sein. 
In  diesem  Sinne  empfehle  ich  meine  kurzgefaste  Kesolution.  (Bravo!) 
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Von  Herrn  Dr.  Soetbeer  ist  das  Amendement  eingebracht  worden, 
in  beiden  Resolutionen  der  Nr.  1  folgenden  Zusatz  hinzuzufügen: 
»Zwischen  Staaten  jedoch,  welche  beiderseits  bereits  in  ihrer  Handels- 
und Zollgesetzgebung  und  Verwaltung  richtige  Grundsätze  konsequent 
in  Anwendung  bringen,  erscheinen  Handelsverträge  uberflüssig  und 
sind  nicht  anzurathen«.  —  Dr.  Faucher  akzeptirt  diesen  Zusatz. 

Von  Dr.  Dorn  (Pest)  wird  folgender  Zusatz  zu  Nr.  4  der  Eras- 
schen  Resolution  beantragt:  »Es  würde  sich  insbesondere  empfehlen, 
dass  die  deutsche  Regierung  die  Initiative  zur  Herbeiführung  for- 
maler Einheit  in  Zollsachen  ergriffe;  sollte  eine  diesbezügliche  Ver- 
einbarung siimmtlicher  Vertragsstaaten  sich  als  nicht  durchführbar 
erweisen,  so  wären  zunächst  mit  solchen  einzelnen  Vertragsgenossen, 
bei  denen  grössere  Geneigtheit  vorauszusetzen,  Verhandlungen  anzu- 
knüpfen«. —  Dr.  Eros  akzeptirt  diesen  Zusatz. 

Dr.  Soetbeer  begründet  das  von  ihm  gestellte  Amendement.  Es 
scheine  ihm  durchaus  nothwendig,  dass  bei  dieser  Gelegenheit  ein 
solcher  Satz  ausgesprochen  werde,  um  den  Werth  der  Handelsverträge, 
der  in  der  Presse  sehr  oft  überschätzt  werde,  auf  das  richtige  Maass 
zurückzuführen.  Als  im  Jahre  1846  Robert  Peel  die  Periode  des 
praktischen  Freihandels  eröffnete,  erhob  sich  im  Parlament  und  in 
der  Presse  die  Rede:  Wir  wollen  bei  dieser  Gelegenheit  zwei  Fliegen 
mit  einer  Klappe  schlagen;  wir  wollen  für  England  ein  rationelles 
Zollsystem  herbeiführen  und  gleichzeitig  die  übrigen  Staaten  ver- 
anlassen, ein  Gleiches  zu  thun;  dieses  ist  nur  möglich,  wenn  wir 
unsre  Zollermässigungen  nicht  generell  proklamiren,  sondern  sie 
nur  denjenigen  Staaten  bewilligen,  welche  uns  mit  Konzessionen  in 
derselben  Richtung  entgegenkommen,  liobert  Peel  setzte  sich  diesem 
entgegen;  er  sagte:  wir  wollen  es  den  übrigen  Staaten  überlassen, 
das  Richtige  für  sich  zu  treffen;  wir  wollen  dasjenige  thun,  was  für 
unser  Volk  das  Richtige  ist;  unser  Beispiel  wird  die  Uebrigen  wohl 
dazu  veranlassen,  uns  zu  folgen.  Ich  frage  Sie,  wenn  diese  Auf- 
fassung des  grossen  englischen  Staatsmannes  durchgedrungen  wäre, 
gäbe  es  in  diesem  Augenblicke  noch  eine  internationale  Handels- 
politik, wäre  überhaupt  noch  von  Handelsverträgen  die  Rede?  Ich 
behaupte:  Nein;  es  wäre  nicht  der  Fall  und  der  volkswirtschaft- 
liche Kongress  hätte  nicht  Veranlassung  gehabt,  die  Fortentwickelung 
der  internationalen  Handelspolitik  zu  erörtern,  weil  es  eine  solche 
nicht  mehr  gäbe.  Leider  ist  das  Beispiel  Englands  nicht  befolgt 
worden.  England  aber  hat  sich  dadurch  nicht  abschrecken  lassen; 
es  ist  ruhig  seinen  Weg  gegangen.  Es  hat,  soweit  mir  bekannt,  ab- 
gesehen von  Handelsverträgen  mit  unzivilisirten  Staaten,  wo  es  durch- 
aus erforderlich  ist,  für  eine  etwaige  Intervention  eine  Handhabe  zu 
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bekommen,  aus  eigenem  Antriebe  keine  Verträge  abzuschließen  ge- 
sucht, sondern  nur  die  ihm  entgegengetragenen  akzeptirt  So  verlief 
die  Sache  bis  1859,  wo  bekanntlich  Frankreich  das  System  der 
Handelsverträge  eröffnete;  dies  hatte,  wie  anerkannt  wird,  segensreiche 
Erfolge  für  Frankreich,  die  andern  Länder  und  indirekt  auch  für 
England;  aber  dass  dieses  die  Folge  gewesen  ist,  kam  nur  daher, 
weil  die  übrigen  Staaten  durchaus  noch  nicht  Veranlassung  genommen 
hatten,  ihre  Handelspolitik  an  sich  richtig  festzustellen.  Wenn  der 
Kongress  dem  Vorschlage  des  Dr.  Eras  beistimmt,  empfiehlt  er  mit 
Recht,  weil  man  mit  gegebenen  Thatsachen  rechnen  muss,  dass  auf 
diesem  Wege  fortzuschreiten  sei ;  ich  halte  es  aber  für  richtig,  gleich- 
zeitig auszusprechen,  dass  dieses  gewissermaßen  nur  ein  nothwendiges 
Uebel  ist,  weil  nämlich  die  verschiedenen  Nationen  noch  nicht  soweit 
gekommen  sind,  dass  sie  nach  ihrem  Ermessen  das  Richtige  hinsicht- 
lich ihrer  Besteuerungsverhältnisse  zu  treffen  wissen.  Herr  Dr.  Faucher 
hat  richtig  hervorgehoben,  dass  Verbrauchssteuern  dieselbe  Berechtigung 
haben  wie  direkte  Steuern;  ohne  Grenzzölle  können  aber  keine  Ver- 
brauchssteuern aufrecht  erhalten  werden;  er  wies  auf  einen  eventuellen 
Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  England  hin.  Es  wäre 
wirklich  zu  bedauern,  wenn  beide  Nationen  es  noch  für  nothwendig 
hielten,  einen  Handelsvertrag  abzuschliessen.  In  England  sind  ge- 
sunde volkswirtschaftliche  Grundsätze  zum  Durchbruch  gekommen; 
nur  bei  einem  Artikel,  Spirituosen,  findet  eine  Art  von  Schutzzoll 
statt,  aber  nicht  deshalb,  weil  man  einen  SchutezoW  in  dieser  Be- 
ziehung festhalten  will,  sondern  weil  man  verschiedener  Ansicht  ist 
über  die  faktische  Grundlage.  Wenn  Dr.  Faucher  mit  seiner  Ansicht 
Recht  hat,  vertraue  ich,  dass  man  in  England  dazu  kommen  wird, 
nicht  in  Rücksicht  auf  Deutschland,  sondern  weil  es  das  Richtigere 
ist,  diesen  Schutzzoll  abzuschalten.  Ebensowenig  würde  Deutschland 
es  nöthig  haben,  mit  England  einen  Vertrag  abzuschliessen,  um 
seine  Sodazölle  zu  ermässigen,  wenn  bei  uns  eme  richtige  Handels- 
politik bestände.  Der  Kongress  kann  mit  Recht  erklären:  zwischen 
Staaten,  deren  Zollgesetzgebung  durch  richtige  handelspolitische 
Grundsätze  geleitet  wird,  erscheinen  Handelsverträge  überflüssig  und 
sind  nicht  anzurathen. 

Dr.  Wolff  (Stettin)  bedauert,  sich  gegen  den  Antrag  des  Vor- 
redners aussprechen  zu  müssen;  derselbe  scheine  ihm  die  west- 
europäischen Handelsverträge  zu  sehr  vom  abstrakt  wissenschaftlichen 
Standpunkt  aus  anzusehen;  bereits  früher  einmal  habe  sich  unter 
Opposition  desselben  geehrten  Freundes  aus  Hamburg  der  Kongress 
für  diese  Handelsverträge  erklärt;  Herr  Soeibeer  konnte  sich  nicht 
dadurch  veranlasst  finden,  zuzugestehen,  dass  um  der  praktischen 
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Beförderung  dor  Freihandelsbcwegung  willen  es  richtig  sei,  diese 
Konzessionen  an  einon  doch  eigentlich  falschen  Standpunkt  zu  machen, 
und  es  scheint  so,  als  ob  derselbe  jetzt  nachträglich  diesen  Gesichts- 
punkt wiederum  zur  Geltung  bringen  möchte.  Dicso  Einwendungen, 
abstrakt  genommen,  sind  an  sich  ganz  richtig  und  er  habe  nichts 
dagegen,  wenn  man  jetzt,  nachdem  diese  Verträge  ihro  Dionste  ge- 
leistet haben,  möglichst  schnell  davon  abzukommen  suche;  doch  sei 
zu  seiner  Verwunderung  gerade  nicht  derjenige  Gesichtspunkt  geltend 
gemacht  worden,  dor  seiner  Ansicht  nach  am  meisten  gegen  diese 
Verträge  spreche,  nämlich  der  Umstand,  dass  sich  gerade  an  diese 
Vorträge  dio  Verstärkung  eines  schutjseöUnerischen  Gesichtspunktes  in 
der  öffentlichen  Meinung  daran  geknüpft  hat,  das  Verlangen  nach 
Reziprozität.  Wesentlich  diesem  Verlangen  habe  man  es  zu  danken, 
dass  dio  praktische  Freihandelsbewegung  in  Deutschland  in  den 
lotzon  Jahren  nicht  die  Fortschritte  gemacht  habe,  auf  die  man  bei 
Abschluss  der  Verträge  rechnen  zu  können  sich  Hoffnung  machte. 
Was  sonst  vom  Vorredner  gegen  dieso  Vorträge  hervorgehoben  wurde, 
sei  wohl  nicht  das  Wesentliche;  durch  die  mit  Frankreich  und  Oester- 
reich abgeschlossenen  Verträgo  soien  wir  in  der  fortschrittlichen  Be- 
wegung wohl  nicht  gohemmt  worden.  Weil  dio  Verträgo  ihro  Dienste 
gethan  habon,  könnte  man  dies  vielleicht  in  einem  Zusätze,  der  zu 
allen  vorliegenden  Resolutionen  passe,  erklären  und  daraus  die  Schluss- 
folgerung  ziehen,  dass  wir  in  Deutschland  speziell  am  Besten  thun, 
uns  wieder  lediglich  auf  unsre  eigenen  Füsso  zu  stellen  und  uns  gar 
nicht  mehr  um  Handelsverträge  zu  bekümmern.  Er  selber  würde 
diesen  Vorschlag  machen,  wenn  nicht  gerade  das  von  Dr.  Faucher 
gewählte  Beispiel  zeigte,  dass  auf  dem  Wege  dor  Verträge  doch  noch 
etwas  zu  machen  wäre ;  or  wundere  sich  daher  auch,  dass  Dr.  Faucher 
den  Soetbeer" sehen  Zusatzantrag  akzeptirt  habe,  der  seine  Resolution 
von  hinton  todtschlage;  denn  Soetbeer  würdo  es  im  höchsten  Grade 
beklagen,  wenn  wir  noch  auf  einem  so  untergeordneten  Standpunkte 
ständen,  Handelsverträge  überhaupt  abzuschliossen;  er  schliesse  mit 
soinem  Zusatzantrage  also  den  einzigon  Vertrag  aus,  der  nach  Faucher 
für  uns  noch  dringend  zu  wünschen  sei.  Soetbeer  mache  den  Fehler, 
dass  er  Nationen  mit  vernünftiger  und  Nationen  mit  unvernünftiger 
Handelspolitik  gegenüberstelle;  ein  solcher  Unterschied  existirte  in 
der  Wirklichkeit  nicht;  denn  bei  einer  Nation,  die  im  Grossen  und 
Ganzon  eino  so  vernünftigo  Handelspolitik  befolge  wie  dio  englische, 
existiro  noch  so  viele  Unvernunft,  dass  sie  einen  kolossal  hohen 
Schutzzoll  in  Bezug  auf  Spiritus  sich  gefallen  lasse;  und  wir, 
die  wir  glaubten,  dass  wir  enorme  Fortschritte  zu  einer  vernünftigen 
Handelspolitik  gemacht  hättou,  seien  so  unvernünftig  geblieben,  uns 
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den  hohen  Sodazoll  und  die  hohen  Roheisen-Zölle  gefallen  zu  lassen. 
Es  würde  also  gerade  oin  englisch-deutscher  Handelsvertrag  im  Sinne 
einer  vernünftigen  Handelspolitik  sich  empfehlen,  wenn  er  dort  die 
Herabsetzung  des  Spirituszolles,  hier  die  Aufhebung  nicht  blos  dos 
Sodazolles,  sondern  auch  eine  weitero  Herabsetzung  der  Roheisen- 
Zölle  zur  Folge  hätte.  Wie  stelle  es  denn  nun  aber  mit  der  »»Ver- 
nunft« der  Handelspolitik  in  England?  Ein  abwosendes,  mit  den 
englischen  Verhältnissen  vertrautes  Mitglied  des  Kongresses  habe 
ihm  erzählt,  dass  nach  den  ihm  von  englischen  Regierungsmitgliodern 
gewordenen  Mittheilungen  der  Spiritus  -  Schutzzoll  in  England  bei- 
?>ehalten  werde,  weil  die  gesammto  Spiritusfabrikation  in  England 
sich  in  don  Händen  von  8  grossen  Brennern  befinde,  welche  ein 
gewaltiges  Interesse  repräsentircn;  es  sei  möglich,  dass  man  noch 
nicht  alle  Mittel  versucht  habe,  um  diese  einflussreichen  Interessen 
zu  erschüttern,  und  dass  diese  Erschütterung  ohno  weitero  Hülfe 
durchführbar  sein  werdo;  abor  es  sei  im  höchsten  Grade  wahr- 
scheinlich, ja  gewiss,  dass  wir  in  dieser  Bcziohung  schnoller  zum 
Ziele  kämen,  wenn  wir  den  Engländern  bei  diesem  Kampfe  eine 
Hülfe  gewährten  durch  das  Angebot,  welches  wir  ihnen  machen  und 
welches  in  letzter  Instanz  darauf  hinauslaufen  würde,  dass  wir  das 
Interesse  der  englischen  Arbeiter  für  diese  Angelegenheit  in  Be- 
wegung setzten,  nicht,  damit  dicsolbon  billigeren  Spiritus,  sondern 
damit  dieselben  höhere  Arbeitslöhne  bekommen,  indem  der  englischen 
Soda-  und  Eisenindustrie  ein  neues  Absatzgebiet  erschlossen  werde. 
Es  stehe  demnach  nicht  im  Widerspruche  mit  der  strengsten  frei- 
händlerischen Ueberzeugung,  wenn  man  mit  den  vorhandenen  mensch- 
lichen Zuständen  und  Zwecken  rechne  und  Interessen  in  den  Kampf 
zu  führen  suche  für  unsre  Absichten,  welche  bisher  mit  nur  zu 
gutem  Erfolge  gegen  unsre  Ansichten  geltend  gemacht  worden  seien. 
Im  Uebrigen  müsse  auch  er  ein  besonderes  Gewicht  darauf  legen, 
dass  sich  Niemand  der  Illusion  hingeben  möge,  als  ob  wir  auf  dem 
Wege  von  Handelsverträgen  noch  erhebliche  Fortschritte  in  Bezug 
auf  eine  bessere  Gestaltung  der  Handelspolitik  machen  könnten; 
namentlich  könne  davon  gar  nicht  die  Rede  sein,  dass  in  Itussland 
etwas  für  uns  zu  machen  wäre.  Umgekehrt  habe  nichts  dem  Fort- 
schritt der  Reformen  in  Russland  mohr  geschadA,  als  der  Versuch, 
welcher  von  Deutschland  aus  gemacht  wurde,  die  Russen  für  das 
System  der  westeuropäischen  Handelsverträge  zu  gewinnen;  dieses 
sei  vielleicht  der  schlimmste  Nachtheil  gewesen,  den  dieses  System 
überhaupt  hervorgebracht  habe;  doch  soi  in  dieser  Beziehung  nichts 
mehr  zu  andern.  Wir  hätten  uns  nur  klar  zu  machen,  dass  in  Zu- 
kunft in  dieser  Richtung  nichts  zu  machen  sei.   Am  meisten  vor- 
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zuziehen  wäre  eine  Resolution,  welche  erklärte,  dass  das  System  der 
modernen  Handelsverträge  seino  Schuldigkeit  gethan  habe,  dass  es  dem- 
nach möglichst  schnell  von  uns  aufzugeben  sei ;  doch  enthalte  er  sich,  eine 
solche  Resolution  zu  beantragen  und  empfehle  den  Soetbeer  sehen 
Zusatzantrag  zur  Annahme. 

Dr.  Era$  ist  nicht  in  der  Lage,  die  Ansicht  des  Vorredners 
theilen  zu  können,  dass  in  England  ein  »Schutzzoll«  für  die  inländische 
Spiritusfabrikation  bestehe.  Redner  giebt  zu  diesem  Zwecke  einen 
Rückblick  auf  die  Geschichte  des  SpirituseoUes  in  England.  Bis 
zum  Abschluss  des  englisch -französischen  Handelsvertrages  zahlte 
inländischer  Spiritus  8  Shilling  Steuer,  ausländischer,  gleichviel 
woher  er  kam,  15  Shilling  Zoll  per  Gallon,  so  dass  mithin  ein 
Schutzzoll  von  7  Shilling  bestand.  Durch  den  Vertrag  vom  23.  Jan. 
1860  fiel  diese  Differentialbesteuerung  fort;  Art.  8  desselben  besagt, 
«dass  die  aus  Frankreich  einzuführenden  Branntweine  und  Spirituosen 
zu  einem  Zolle  zugelassen  werden,  welcher  genau  gleich  ist  den 
von  im  Inlande  fabrizirten  Spiritus  erhobenen  Akzise-Abgaben,  mit 
Hinzurechnung  einee  Zollaufschlages  von  2  Pence  per  Gallon,  wo- 
durch der  von  den  französischen  Branntweinen  und  Spirituosen  zu 
zahlende  Zoll  sich  auf  8  Shilling  2  Pence  per  Gallon  stellen  würde.« 
Dies  geschah  am  23.  Januar  1860.  Im  Juli  1860  wurde  die  Steuer 
um  2  Shilling  erhöht  und  nun  zahlte  britischer  Spiritus  10  Shilling, 
Kolonialspiritus  10  Shilling  2  Pence  und  fremder  Spiritus  10  Sh. 
5  P.  per  Gallon.  Es  waren  für  letzteren  also  3  Pence  hinzugekommen. 
Darauf  erschien  ein  »amtliches  Mitgetheilt«  in  den  englischen,  fran- 
zösischen und  deutschen  Blättern:  »Nach  den  neueren  Bestimmungen 
werden  nun  die  Importeure  vollständig  mit  den  englischen  Produzenten 
gleichstellt,  und  die  2  Pence,  die  sie  mehr  zu  zahlen  haben,  als 
die  Steuer  beträgt,  repräsentiren  lediglich  den  Betrag  der  ihnen  zur 
Last  fallenden  Erhebungskosten.  Eine  genaue  Prüfung  dieses  Punktes 
hat  ergeben,  dass  die  Erhebungskosten  sich  auf  5  Pence  stellen, 
und  demnach  ist  die  obige  Stipulation  durch  Additionalartikel  vom 
27.  Febr.  abgeändert  worden.«  (Preussisches  Handelsarchiv  1860. 
Nr.  13.)  Die  »Times«  veröffentlichte  diesen  Additionalartikel  am 
29.  Febr.  mit  dem  Bemerken :  »Beide  Regierungen  sind  einverstanden, 
dass,  wenn  diese  Erhöhung  um  8  Pence  nicht  eintreten  würde,  eine 
Differenzialabgabe  der  Inländer  zu  Gunsten  der  ausländischen  Pro- 
duzenten eingetreten  sein  würde.« 

Dr.  Dorn  (Pest)  neigt  sich  im  Allgemeinen  mehr  der  Resolution 
des  Dr.  Eros  zu,  weil  sie  die  Meinung  des  Kongresses  klar  und 
deutlich  ausspreche;  die  Frage  der  Werth-  und  Gewichtszölle  sei 
aber  noch  nicht  so  ganz  entschieden,  wie  Dr.  Eros  annehme ;  es  sei 
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mehr  eine  Frage  der  Praxis,  die  man  den  Verwaltungsorganen  zur 
Entscheidung  überlassen  tsollte.  Die  Bequemlichkeit  spreche  für 
Gewichtszölle,  die  Gerechtigkeit  in  vieler  Hinsicht  für  Werthzölle. 
Das  Amendement  Soetbeer*B  beruhe  allerdings  auf  rein  theoretischen 
Grundlagen,  darum  aber  könne  man  es  immerhin  hinzufügen;  denn 
der  Kongress  habe  von  Beginn  an  für  seine  Verhandlungen  die 
Wissenschaft  als  Grundlage  genommen,  und  es  erscheine  von  Werth, 
dass  allen  seinen  Resolutionen  eine  gewisse  wissenschaftliche  Form 
und  das  wissenschaftliche  Prinzip,  von  welchem  er  ausgehe,  als 
Grundlage  diene,  ohne  die  nothwendige  Rücksicht  auf  die  praktischen 
Verhältnisse  in  irgend  einer  Weise  zu  beeinträchtigen.  Handels- 
verträge würde  man  nicht  mehr  brauchen,  wenn  die  Herrschaft  der 
Vernunft  in  wirthschaftlichen  Dingen  allgemein  anerkannt  wäre;  diese 
Verträge  seien  aber  das  Zeichen  und  die  Folge  eines  wirthschftlich 
unvollkommenen  Zustandes.  »Verträge«  würden  eben  nur  zwischen 
Leuten  geschlossen,  die  sich  sonst  nicht  vertragen ;  vernünftige  Leute 
vertragen  sich  aber  immer.  Wären  die  Staaten  von  Anfang  an  auf 
einer  vernunftigen  Grundlage  in  wirthschaftlichen  Dingen  geblieben, 
so  würden  sie  niemals  zu  einer  Zollgrenze  gekommen  sein  und  dann 
wären  auch  nie  Handelsverträge  nothwendig  gewesen.  Diese  Ge- 
danken seien  in  dem  ßoetö&r'schen  Amendement  ausgedrückt;  aus 
seiner  Annahme  sei  irgend  ein  schädlicher  Einfluss  nicht  zu  er- 
warten; denn  für  die  Praxis  habe  es  eben  keine  Bedeutung,  weil  es 
in  seinem  Sinne  »vernünftige««  Staaten  nicht  gebe  und  es  ihrer  doch 
mindestens  zwei  sein  müssten,  um  einen  Vertrag  zu  schli essen. 
Redner  empfiehlt  darauf  sein  eigenes  Amendement,  welches  eine 
Frage  betreffe,  die  speziell  ins  praktische  Leben  eingehe.  Trotz 
aller  Handelsverträge  sei  es  heute  dem  Kaufmann  ausserordentlich 
schwer,  sich  in  den  verschiedenartigen  Nomenklaturen  der  Zolltarife 
zurechtzufinden;  die  verschiedenartige  Bezeichnung  der  Waaren  in 
den  Tarifen  der  Eisenhahnen  mache  bekanntlich  ja  auch  die  Fracht- 
Rechnung  zu  einer  so  ausserordentlich  schwierigen  Sache,  und  eine 
Einigung  über  die  Nomenklatur  des  Frachttarifs  sei  von  den  Eisen- 
bahnverwaltungen selber  als  höchst  wünschenswerth  anerkannt  worden. 
Es  wäre  von  grosser  Wichtigkeit,  wenn  der  Kongress  sich  in  Bezug 
auf  die  Nomenklatur  des  Zolltarifs  für  diese  Forderung  des  prak- 
tischen Lebens  ausspräche;  darum  habe  er  sie  in  seinem  Amendement 
in  schärfster  Form  hingestellt.  Das  genüge  aber  noch  nicht;  die 
Sache  sei  so  dringend  und  so  wichtig,  dass  sofort  auf  den  Weg 
selbst  hinzuweisen  sei,  wie  er  dies  gleichfalls  in  seinem  Amendement 
gethan  habe.  Zu  jedem  Dinge  müsse  irgend  Jemand  die  Initiative 
ergreifen;  es  frage  sich,  wer  dazu  der  Geeignetste  sei.   Es  bedürfe 
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Kaum  der  Begründung,  dass  unter  don  houtigen  Verhältnissen  Deutsch- 
land der  geeignetste  Staat  in  dieser  Beziehung  sei;  es  liege  in  ihm 
das  Zentrum  dos  europäischen  Handels  und  gleichzeitig  das  grösste 
politische  Gewicht;  es  sei  seine  Liehlingsidee,  dass  der  Kongress  zur 
Verbreitung  der  Auffassung  wirko,  dass  dieses  politische  Uebergowicht 
am  Besten  benutzt  werde,  wenn  es  zur  Förderung  des  wirtschaftlichen 
Kurtschritts  diene.  Die  einheitliche  Nomenklatur  des  Zolltarifs  sei 
eine  rein  formale  und  administrative  Frage;  es  sei  Sache  der  Re- 
irierongen,  diese  Frage  in  Angriff  zu  nehmen;  der  Kongress  werde 
ihm  aber  entschieden  darin  beistimmen,  dass  die  deutsche  Regierung 
sich  heute  als  das  geeignetste  Organ  erweiso,  um  diesen  gerechten 
Wunsch  zur  praktischen  Ausführung  zu  bringen.  Andrerseits  seien 
die  politischen  Verhältnisse  derartige,  dass  die  deutsche  Regierung 
dabei  schwerlich  von  allen  Soiten  ein  freundschaftliches  Entgegen- 
kommen finden  werde.  Wie  nun  die  Handelsvorträge  nicht  von  Beginn 
an  zwischen  allen  Staaten  geschlossen  worden,  so  müsse  auch  dieser 
rein  formale  Fortschritt  schrittweise  erkämpft  werden  und  es  würde 
sich  daher  empfehlen,  dass  die  deutsche  Regierung  zunächst  mit 
solchen  Staaten  unterhandelt,  bei  denen  die  grösste  Geneigtheit  herrscht, 
auf  diese  formale  Einheit  einzugehen;  dies  würde  in  erster  Linie 
Oesterreich  sein,  wo  der  Vorschlag  zu  einem  solchen  Abkommen  auf 
vollständige  Geneigtheit  treffen  würde.  Mit  grossem  Bedauern  habe 
man  daher  auch  in  Oesterreich  vernommen,  dass  das  Projekt  einer 
»»internationalen  Zollkonferenz«  in  Berlin  nur  eine  Erfindung  der 
Zeitungen  gewesen  sei,  und  zwar  weil  seit  länger  als  einem  Jahre 
in  Oestorreich  für  eine  derartige  Vereinigung  mit  Deutschland  Vor- 
sorge und  Vorbereitungen  getroffen  worden  seien.  In  Oesterreich 
sei  für  längero  Zeit  das  Gros  des  handelspolitischen  Fortschritts  ab- 
geschlossen; es  habe  sich  aber  als  nothwendig  erwiesen,  dass  auch 
vregenüher  denjenigen  Ländern,  mit  welchen  Handelsverträge  modemer 
Natur  nicht  existiren,  mit  denen  Oesterreich  aber  im  Handels-  und 
speziell  im  Grenzverkehr  steho,  Russland  und  der  Türkei,  ein  ver- 
einfachter Tarif  an  Stelle  des  sogenannten  »allgoraoinen  Tarifs«  von 
1851  trete;  1868  ist  ein  solcher  Regierungsentwurf  ausgearbeitet  und 
an  die  Handelskammern  zur  Begutachtung  versendet  worden.  Nach 
dem  Zoll-  und  Handolsbündniss  zwischen  Oesterreich  und  Ungarn 
habo  in  solchen  Fällen  die  Einberufung  einer  sogenannten  »Zoll- 
und  Handelskonferenz«  zwischen  Vertretern  der  beiderseitigen  Re- 
gierungen und  der  beiderseitigen  Handelskammern  stattzufinden.  Dio 
Sache  habo  sich  durch  ein  eigentümliches  Missverständniss  lange 
verzögert.  Zuerst  seien  die  ungarischen  Minister  nicht  geneigt  ge- 
neigt gewesen,  auf  diese  Konforenz  einzugehen;  später  sei  eine 
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Aendemng  in  der  Besetzung  des  ungarischen  Handelsministeriums 
eingetreten;  nachdem  die  Handelskammern  ihro  Deputirten  zur  Konfe- 
renz gewählt  hätten,  sei  wieder  in  Oesterreich  eine  Regierungsverän- 
derung eingetreten  und  die  Konferenz  verschoben  worden;  allein  von 
allen  Seiten  erkenne  man  die  Nothwendigkoit  an,  dass  in  Bezug  auf 
die  formalen  Zollangelegenheiten  eine  Einigung  nöthig  wäre.  Es 
würde  bei  solcher  Lage  der  Dingo  ein  Antrag  von  deutscher  Seite 
auf  eine  solche  Einigung  in  Oesterreich -Ungarn  einen  guton  Boden 
finden,  und  auch  Deutschland  würde  seinen  Vortheil  dabei  finden,  da 
beide  Reiche  wie  keine  andern  auf  die  Pflege  freundnachbarlicher  Be- 
ziehungen hingewiesen  seien  und  der  Abschluss  eines  solchen  Vertra- 
ges über  Zollformalien  zur  Befestigung  dieser  Beziehungen  nur  bei- 
tragen könne.  Es  sei  indessen  nicht  opportun,  Oesterreich  in  der 
Resolution  namentlich  zu  erwähnen,  da  es  sich  hier  nur  darum  handle, 
prinzipiell  das  Wünschenswerthe  einer  solchen  Einigung  über  Zollfor- 
malien  hinzustellen  und  den  Weg  zu  bezeichnen,  nm  dahin  schritt- 
weise zu  gelangen.  (Bravo.) 

Dr.  Faucher:  Der  Zusatzantrag  Soeibeer'a  verstehe  sich  von 
selbst,  so  dass  für  ihn  kein  Grund  sei,  ihn  zurückzuweisen;  praktisch 
finde  er  nur  auf  zwei  Staaten  in  der  Welt  Anwendung:  Hamburg 
und  Bremen.  England,  Deutschland  und  die  Uebrigen  noch  viel  we- 
niger, seien  aber  noch  nicht  so  weit,  was  in  Betreff  des  Ersteren 
durch  die  Existenz  des  Schutzzolls  auf  Spiritus  bewiesen  werde.  In- 
dem wir  den  Abschluss  solcher  Verträge  nicht  blos  für  »überflüssig«, 
sondern  auch  für  >nicht  rathsam«  erklären,  sprechen  wir  aus,  dass 
wir  von  denselben  an  sich  nichts  halten  und  sie  nur  der  unentwickel- 
ten: öffentlichen  Meinung  wegen  für  nothwendig  erachten  —  Redner 
berichtigt  darauf  die  Darstellung  des  Dr.  Eros  von  der  Entstehung 
des  Spiritusschutzzolles  in  England;  Cobdcn,  der  Unterhändler  des 
englisch -französischen  Handelsvertrages,  sei  zu  früh  gestorben,  um 
für  die  Auslegung  jenes  Punktes,  wie  sie  beim  Abschlüsse  des  Ver- 
trages gemeint  war,  einzutreten.  Es  handle  sich  bei  diesem  Schutz- 
zoll um  zweierlei;  3  Pence  seien  die  Kosten  für  die  Ueberwachung 
und  2  Pence  die  Malzsteuer.  In  England  werde  nämlich  das  Malz 
um  seiner  Anwendung  in  der  Bierbrauerei  wegen  besteuert,  andrerseits 
werde  aber  der  englische  Spiritus  aus  Malz  fabrizirt.  Diese  2  Pence 
Malzsteuer  sind  nach  Cobden's  Zeit  beseitigt  worden;  da  Frankreich 
sich  aber  nicht  darum  bekümmerte,  so  sei  vergessen  worden,  sie  auch 
bei  dem  Zoll  auf  fremden  Spiritus  ebenmässig  zu  streichen  oder  viel- 
mehr die  Agitation  der  Enthaltsam keits vereine  habe  dies  verhindert, 
das  sei  überhaupt  die  moles,  mit  der  dort  zu  kämpfen  sei;  sie 
werde  aber  ohne  Zweifel  überwunden  werden,  so  wie  andere  grosse 
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Interessen  in  Bewegung  gesetzt  würden,  wie  die  der  Soda-  nnd  Eisen- 
Industriellen.  Auch  die  3  Fence  wegen  der  Ueberwachungskosten 
seien  sehr  unrechtmässiger  Weise  aufgelegt,  worden.  Richtig  ist  es, 
dass  in  Frankreich  dio  Regierung  die  sehr  grossen  Kosten  der  Ueber- 
wachung  trage,  in  England  der  Brenner;  England  hat  aber  mit  an- 
dern Ländern  Verträge  abgeschlossen,  die  es  ebenso  machen  wie  Eng- 
land, z.  B.  Belgien;  beim  Abschlüsse  der  Verträge  mit  solchen  Län- 
dern ist  die  Sache  wirklich  von  den  Regierungsbevollmächtigten  voll- 
ständig vergessen  worden;  in  England  weiss  man  von  dieser  Sache 
überhaupt  zum  Erstaunen  wenig.  Als  der  englische  Botschafter  in 
Berlin  an  den  englischen  Minister  Lowe  deswegen  schrieb,  wusste 
dieser  nichts  von  einer  diskriminirenden  Behandlung,  genau  so  wie 
Div  Eras.  Unsere  Brenner  waren  anderer  Meinung;  die  englischen 
Brenner  würden  es  mit  den  deutschen,  welche  billiger  nnd  besser 
brennen,  nicht  aufnehmen  können;  es  schützen  sie  aber  die  5  Pence. 
Erst  nachdem  Cobden'a  mächtiger  Rath  geschwunden  war,  ist  es  den 
Destillateuren  gelungen,  zu  den  3  Pence  Ueberwachungskosten  noch 
die  2  Pence  der  Malzsteuer  nachgelassen  zu  erhalten,  so  dass  sie 
die  vollen  5  Penco  als  Schutzzoll  gemessen,  mit  Ausnahme  eines 
kleinen  Betrages  zu  einem  Parthing;  dieser  Schutzzoll  beträgt  30  Pro- 
zent und  erklärt  vollständig,  weswegen  kein  Absatz  der  deutschen 
Brennereien  nach  England  stattfindet. 

Nessmann  (Hamburg)  empfiehlt  das  Amendement  des  Dr.  Sodbeer 
und  beantragt  in  der  Faucher'Bchen  Resolution,  die  er  der  Kürze 
wogen  der  JSras'schen  vorzieht,  das  Wort  »angebliche«  durch  »etwaige« 
zu  ersetzen.  Er  wolle  selbst  wirkliche  Beschädigungen  nicht  berück- 
sichtigt haben;  wenn  man  entschieden  auf  dem  Wege  des  Freihandels 
vorgehen  wolle,  müsse  man  unbekümmert  sein  um  das,  was  am  Wege 
liegen  bleibe;  alle  solche  zeitweiligen  Nachtheile  der  Industrie  glei- 
chen sich  später  wieder  aus.  Aus  praktischen  Gründen  empfehle  sich 
endlich  das  Doro'sche  Amendement  zur  Annahme. 

Dr.  Eros  als  Berichterstatter:  er  verdanke  die  Anregung  zu  den 
Bemerkungen  über  die  englischen  Spirituszölle  der  Zusammenstellung, 
die  der  Spiritusmakler  Meyer  in  Borlin  von  den  verschiedenen  Diffe- 
rentialbelastungen beim  Spiritus-Export  und  Produktion  gemacht  habe; 
die  Übrigen  Notizen  seien  dem  »Preussischen  Handelsarchiv«  entnom- 
men; er  besch(»ide  sich  gern,  dass  Dr.  Fauchet  in  dieser  Beziehung 
besser  unterrichtet  sei.  Die  Frage :  ob  Werthzölle  oder  Gewichtszölle, 
könne  noch  mehr  ausgetragen  werden;  er  ziehe  daher  den  darauf 
bezüglichen  Theil  seiner  Resolution  sub  No.  4  zurück,  wozu  er  sonst 
das  Amendement  Dorn  akzeptire.  Das  Amendement  Soetbeer  könnte 
ihm  nur  konveniren,  wenn  man  überall  den  idealen  Zustand  Hamburgs 
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und  Bremens  jetzt  sehen  eingenommen  hätte;  es  würde  aber  noeh 
eine  gute  Weile  dauern,  während  dessen  man  an  das  System  der  in- 
ternationalen Handelsverträge,  wie  gut  oder  schlecht  es  sein  möge, 
anknüpfen  müsse.  Die  Argumentation  des  Korreferenten  laufe  schliess- 
lich daran f  hinaus,  dass  die  Beweislast  den  über  Beschädigung  Klage- 
führenden zuzuschieben  sei;  auch  er  lasso  also  eine  Beweisführung 
zu.  In  seiner  Resolution  schliesst  er  aber  die  Rücksichtnahme  auf 
angebliche  Beschädigungen  und  damit  die  Verpflichtung  zur  Anhörung 
einer  solchen  Beweisführung  überhaupt  aus.  Es  ist  daher  besser, 
einen  solchen  Passus  gar  nicht  auszusprechen. 

Die  Diskussion  ist  damit  geschlossen.  Bei  der  Abstimmung  wird 
zunächst  das  sowohl  zur  ifrw'schen  wie  zur  Faucher' sehen  Resolution 
gestellte  Amendement  Soetbeer  und  ebenso  das  Amendement  Nessmann 
zur  FawÄcr'schen  Resolution  und  darauf  die  so  amendirto  Resolution 
Fauchet  sub  No.  1  und  2  angenommen;  die  Resolution  Eras  sub 
No.  1  bis  3  ist  dadurch  erledigt.  Schliesslich  wird  No.  4  der  Eras'- 
scheu  Resolution  mit  den  Amendements  Dorn  angenommen.  Der  yom 
Kongresse  in  Betreff  der  Fortentwickclung  der  internationalen  Han- 
delspolitik gefasste  Beschluss  lautet  demnach  wie  folgt: 

1)  Mit  der  Beseitigung  solcher  Grenzzölle,  welche  die  internatio- 
nale Arbeitsteilung  zu  hindern  bestimmt  sind,  ist  fortzufahren 
ohne  Einhalt  und  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Beschädigung 
bestehender  industrieller  Unternehmungen. 

2)  Mit  Hinblick  auf  dieses  Ziel  empfiehlt  es  sich,  vorläufig  auf 
demjenigen  Wege  zu  verharren,  der  eröffnet  worden  ist  in  den 
Handelsverträgen  mit  verallgemeinerten  Zollreduktionen;  zwischen 
Staaten  jedoch,  welche  beiderseits  bereits  in  ihrer  Handels-  und 
Zollgesetzgebung  und  Verwaltung  richtige  Grundsätze  konse- 
quent in  Anwendung  bringen,  erscheinen  Handelsverträge  über- 
flüssig und  sind  nicht  anzurathen. 

3)  Eine  gleiche  Nomenklatur  und  Anordnung  der  amtlichen  Wa- 
renverzeichnisse, sowie  ein  internationales  vereinfachtes  Zollver- 
fahren sind  Bedürfnisse  des  modernen  Handelsverkehrs,  zu  deren 
Befriedigung  die  Vertragsstaaton  baldigst  gemeinschaftlich 
Schritte  thun  sollten.  Es  würde  sich  insbesondere  empfehlen, 
da  SB  die  deutsche  Regierung  die  Initiative  zur  Herbeiführung 
formaler  Einheit  in  Zollsachen  ergriffe;  sollte  eine  diesbezüg- 
liche Vereinbarung  sämmtlicher  Vertragsstaaten  sich  als  nicht 
durchführbar  erweisen,  so  wären  zunächst  mit  solchen  einzelnen 
Vertragsgenossen,  bei  denen  grössere  Geneigtheit  vorauszusetzen, 
Verhandlungen  anzuknüpfen.  — 

Als  zweiter  Gegenstand  steht  auf  cVr  Tagesordnung  die  Frage 
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der  milden  Stiftungen.  Die  vom  Berichterstatter  Obergericbtsrath 
Dr.  Baumeister  (Hamburg)  dem  Kongresse  vorgeschlagene  Resolution 
lautet: 

Es  empfiehlt  sich,  gesetzlich  zu  bestimmen: 

1 )  das«  die  Anordnungen  des  Stifters  nur  auf  eine  begrenzte  Zeit- 
dauer maa8sgebend  sein  dürfen  für  die  Verwendung  des  Stif- 
tungsvermögeus;  und  dass,  nach  Ablauf  der  für  alle  gleichen, 
von  der  Gründung  an  gerechneten  Frist,  der  Entschluss  über 
die  etwa  andorwoite  Verwendung  des  Stiftungs Vermögens  dem 
B 'finden  geeigneter  Staatsorgane  unterliege; 

2)  dass  diese  gesetzliche  Begrenzung  gleichmässig  Anwendung  fin- 
den solle  auf  früher  gegründete  vorhandene  milde  Stiftungen. 

Dr.  Baumeister  (Hamburg)  als  Referent:  Mir  ist  von  der  stän- 
digen Deputation  das  Referat  über  milde  Stiftungen  übertragen  »unter 
Bezugnahme  auf  die  Verbandlungen  auf  dem  11.  Kongresse  über 
Armenpflege  und  Armengesetzgebungc.  Ueber  dieses  umfassende 
Thema  waren  damals  vom  Prof.  Böhmer t  und  Genossen  mehrere  Re- 
solutionen vorgeschlagen;  nach  dem  Schluss  der  Diskussion  fand  eine 
Abstimmung  darüber  nicht  statt,  vielmehr  wurde  zur  weiteren  Unter- 
suchung der  Frage  und  der  Vervollständigung  des  Materials  eine 
Kommission  von  5  Mitgliedern  niedergesetzt,  welcher  ich  vorzugreifen 
nicht  wünschen  kann.  Für  die  Annengesetzgebung  war  in  jenen  Re- 
solutionen u.  A.  der  Grundsatz  empfohlen :  »Es  ist  zu  verhüten,  dass 
Stiftungen  für  Armenzwecke  wirksam  werden,  welche  nach  dem  Wort- 
laut oder  Sinn  ihrer  Urkunde  eine  rationelle  Armenpflege  gefährden 
würden;  und  es  ist  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  die  Satzungen  schon 
bestehender  Stiftungen  solcher  Art  auf  gesetzlichem  Wege  abzuändern^ 
Diesen  Punkt  hat  ausser  den  Antragsstellern  nur  Ein  Redner  (Dr.  Dorn) 
berührt,  und  es  bedenklich  finden  wollen,  dass  man  in  die  Stiftungen 
irgend  einen  Eingriff  machen  sollte.  Man  darf  wohl  annehmen,  dass 
der  Kongress  mit  der  in  jener  These  angedeuteten  Tendenz  sich  still- 
schweigend einverstanden  erklärt  hat,  und  dass  er,  da  er  den  speziellen 
Gegenstand  auf  die  heutige  Tagesordnung  setzte,  der  Frage  in  der 
bezeichneten  Richtung  einen  Schritt  näher  zu  treten  geneigt  ist. 

Ich  kanu  den  von  mir  intendirten  Vorschlag  nicht  besser  einleiten, 
als  durch  die  Erinnerung  an  die  Materie,  welche  vor  2  Jahren  un- 
mittelbar vor  der  Armenpflege  den  Kongress  beschäftigt  hat,  also  in- 
dem ich  die  milden  Stiftungen  in  Parallele  den  Aktiengesellschaften 
stelle.  Diese  beiden  Institute  treffen  darin  überein,  dass  sie  von  der 
Verknüpfung  eines  Vermögens  mit  einem  oder  mehreren  Individuen  als 
dessen  Träger  oder  Subjekten  sich  soweit  als  möglich  entfernen,  dass 
sie  einer  blossen  isolirten  Vermögensmasse  die  Selbstständigkeit  im 
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Verkehr,  die  privatrechtliche  Rechtsfähigkeit  gewähren,  welche  sonst 
nur  dem  einzelnen  Menschen  oder  einer  Mehrzahl  von  solchen  natur- 
gemäß zusteht.  Bei  den  übrigen  Formen  der  Handelssozietät  bleibt 
der  Grundsatz  intakt,  dass  Jeder  welcher  seine  eigenen  Zwecke  ver- 
folgt, auch  die  volle  Verantwortlichkeit  für  seine  Thätigkeit  trägt. 
Dagegen  treuen  wir  bei  dem  Aktienverein  keinen  persönlich  haftenden 
Gesellschafter,  sondern  nur  eine  Kapital-Genossenschaft,  einen  Ver- 
mögenskomplei,  der  sich  wie  eine  lebende  Person  gerirt  Dieselbe 
Abstraktion  und  Selbstständigkeit  ist  auch  der  Stiftung  wesentlich, 
und  bildet  zugleich  ihren  Gegensatz  zu  der  anderen  Klasse  von  fin- 
girten  Persönlichkeiten,  den  Korporationen.  Die  letzteren  können  noch 
getrennt  von  ihrem  Vermögen  fortbestehen  (Staat,  Kirche,  Gemeinde), 
die  Erreichung  ihrer  Zwecke  wird  durch  den  Vormögenserwerb  zwar 
gefördert  aber  nicht  bedingt.  Die  Stiftung  dagegen  hört,  wie  die 
Aktiengesellschaft,  mit  dem  Untergange  des  Vermögens,  das  ihre 
Grundlage  und  den  Träger  der  Persönlichkeit  bilden,  von  selbst  auf. 
Sei  Korporationen  (sagt  Roth)  ist  das  Vermögen  an  dio  juristische 
Person,  bei  Stiftungen  (und  Aktien  vereinen)  die  juristische  Person  an 
das  Vermögen  gebunden. 

Von  den  Gegensätzten  zwischen  Stiftung  und  Aktiengesellschaft 
erwähne  ich  nur  diese: 

1)  Die  Aktiengesellschaft  hat  ihr  eigenes  Willenssubjekt,  welches, 
organisirt  in  der  Generalversammlung,  dem  Aufsichtsrath  etc. 
während  ihres  Bestehens  wie  in  dem  Beschluss  der  Auflösung 
sich  ausspricht,  dessen  einzelne  an  den  Besitz  von  Aktien  ge- 
knüpften Elemente  mit  den  Personen  der  Besitzer  wechseln.  Die 
Stiftung  dagegen  hat  einen  fremden  und  der  Vergangenheit  an- 
gehörigen  Willen,  denjenigen  des  Stifters,  auszuführen,  einen 
nicht  mehr  fortlebenden  sondern  für  immer  erstarrten  Ent- 
schluss  und  Zweck. 

2)  Der  Aktien  verein  als  Erwerbsgesellschaft  befriedigt,  wenn  er 
wirthschaftlich  gesund  ist,  zugleich  ein  allgemeines  Bedürfniss 
wie  für  Gas,  Eisenbahn,  Wassertransport,  und  er  selbst  ge- 
deiht um  so  besser,  je  weiter  sich  jenes  Bedürfniss  verbreitet. 
Die  Stiftung  hat  zwar  den  Charakter  des  Automatischen  wie 
AI.  Meyer  ihn  für  die  Aktiengesellschaft  empfahl;  denn  das 
Vermögen  soll  konservirt  bleiben,  um  mit  seinen  Einkünften 
dem  Stiftungszweck  zu  dienen;  aber  es  wirkt  wie  ein  radizirtes 
Almosen,  und  je  mehr  eine  Stiftung  das  Verlangen  nach  ihren 
Spenden  erweckt,  um  so  unfähiger  muss  sie  sein,  es  mit  ihren 
Mitteln  zu  befriedigen. 

3)  Der  letzte  Kongress  fasste  den  Beschluss:  »Die  Zurückführung 
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der  Bildung  von  Aktiengesellschaften  auf  das  wirtschaftliche 
zulässige  Maass  ist  lediglich  der  wachsenden  wirthscha(tlichen 
Einsicht  anzuvertrauen.«  Nichts  würde  grundloser  sein  als  ein 
solches  Vertrauen  auch  den  Gründern  von  Stiftungen  erweisen 
zu  wollen,  denn  diese  gehören  den  verschiedensten  Zeitaltern 
an,  und  stehen  nur  darin  untereinander  gleich,  dass  keinem  von 
ihnen  die  Voraussicht  in  die  Bedürfnisse  einer  fernen  Zukunft 
zugemuthet  werden  darf. 
4)  Endlich  hat  der  letzte  Kongress,  wie  ungefähr  gleichzeitig  der 
deutsche  Juristentag,  das  Erforderniss  staatlicher  Genehmigung 
zur  Bildung  einer  Aktiengesellschaft  für  verwerflich  erklärt; 
ein  gleicher  Ausspruch,  wenn  es  sich  um  dio  Gründung  von 
Stiftungen  handelt,  würde  für  den  Juristen  ehen  so  unthunlich 
sein  wie  für  den  Volkswirth,  worauf  ich  hald  zurückkomme. 
Wir  beschränken  uns  hier  auf  die  müden  Stiftungen,  deren  Be- 
griff nur  deshalb  manchmal  auf  jeden  anderen  gemeinnützigen  Zweck 
erweitert  wurde,  um  auch  solche  an  den  privatrechtlichen  Privilegien 
der  piae  causae  und  ihrer  Steuerexemtion  theilnehmen  zu  lassen. 
Und  da  die  pia  causa  sowohl  die  religiösen  wie  die  Wohlthätigkeite- 
zwecke  umfasst,  so  scheiden  wir  auch  jene  aus,  endlich  die  sogenannten 
öffentlichen  Stiftungen  d.  h.  solche  die  der  Staat  entweder  selbst  ge- 
gründet oder  in  den  Organismus  seiner  Verwaltungsbehörden  aufge- 
nommen hat,  und  deren  Mittel  er  für  ihren  speziellen  Zweck  durch 
seine  Zuschüsse  ergänzt. 

Zur  Einsicht  in  den  Rechtszustand  der  Privatstiftungen  zu  Wohl- 
thätigkeitszwecken  wird  ein  kurzer  Rückblick  genügen.  Nach  An- 
erkennung der  christlichen  Kirche  wurde  im  Römischen  Reich  die 
Armenpflege  allgemein  der  Kirche  zugewiesen.  Zu  den  kirchlichen 
Anstalten  jeder  Diözese  gehörten  auch  die  Wohlthätigkeits-Anstalten, 
sowohl  die  von  den  kirchlichen  Behörden  selbst  als  die  von  Privat- 
leuten errichteten.  Bei  den  letzteren  war  es  dem  Richter  erlaubt,  die 
Administratoren  zu  ernennen  oder  deren  Ernennung  Dritten  (z.  B.  seinen 
Erben)  zu  übertragen.  In  diesem  Fall  wurden  die  Administratoren 
vom  Bischof  bestätigt,  standen  hinsichtlich  ihrer  Ausführung  unter 
seiner  Aufsicht,  mussten  ihre  Rechnung  ablegen  und  konnten  von  ihm 
entfernt  werden.  So  weit  solche  Festsetzungen  des  Stifters  nicht  vor- 
lagen, stand  sowohl  die  Ernennung  der  Administration  wie  die  Re- 
gelung der  Verwaltung  in  allen  Einzelheiten  dem  Bischof  zu.  Privat- 
stiftungen, die  nicht  im  kirchlichen  Verbände  standen,  kannte  das 
Römische  Recht  nii  ht,  seine  piae  causae  hatten  keine  selbständige, 
sondern  nur  eine  von  der  Kirche  abgeleitete  Persönlichkeit. 

Im  Frankeureiche  stand  nach  den  auch  dort  geltenden  kirchlichen 
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Satzungen  die  Verwaltung  des  in  jeder  Diözese  befindlichen  Kirchen- 
gntes  dem  Bischof  zu,  der  den  Ertrag  nach  den  Canonischen  Hegeln 
zu  verwenden  hatte.  Nach  alter  Observanz  der  Lateinischen  Kirche 
sollte  die  Verwendung  der  Einkünfte  nach  vier  Theilen  geschehen: 
für  den  Bischof,  den  Klerus,  die  Armen  und  die  Kirchenbauten.  Die 
Unterhaltung  der  Armen  seiner  Diözese  lag  dem  Bischof,  ganz  abge- 
sehen von  besonderen  zu  diesem  Zweck  getroffenen  Einrichtungen,  aus 
dem  Kirchenvermügen  ob.  Besondere  Institute  der  Wohlthätigkeit, 
welche  theils  von  den  Bischöfen  ständig  errichtet  worden,  theils  Pri- 
vatleuten ihre  Entstehung  verdankten,  standen  nicht  nur  unter  der 
Aufsicht  des  Bischofs,  sondern  bildeten  einen  Theil  des  Kirchengutes 
der  Diözese,  und  die  Verwendung  der  Einkünfte  unterlag  dem  freien 
Belieben  des  Bischofs,  soweit  nicht  die  Stifter  für  sich  oder  ihre 
Erben  besondere  Rechte  vorbehalten  hatten,  oder  die  Stiftungen  wie 
die  Klöster  durch  papstliches  Privilegium  oder  königliche  Bestätigung 
die  Exemtion  von  der  bischöflichen  Gewalt  erlangten,  also  nur  in 
äusserlichem,  gewöhnlich  durch  die  kirchliche  Weihe  anerkannten  Ver- 
bände mit  der  Kirche  blieben. 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  ist  nicht  nur  in  protestantischen,  son- 
dern auch  in  katholischen  Ländern  eine  durchgreifende  Umgestaltung 
dadurch  herbeigeführt,  dass  die  Armenpflege  dem  Geschäftsbereich  der 
Kirche  entzogen  und  dieser  die  Aufsicht  auch  Ober  die  bestehenden 
Stiftungen  vielfach  genommen  wurde.  So  wurden  z.  B.  in  Prankreich 
die  Stiftungen  durch  königliches  Dekret  von  1543  der  weltlichen  Auf- 
sicht unterworfen.  Seitdem  die  Kirchen  thatsächlich  nicht  mehr  wie 
in  früherer  Zeit  für  den  gesammten  Bedarf  der  Armenpflege  aufkamen, 
sondern  nur  nach  dem  zufälligen  Haasse  der  zu  ihrer  Verfugung 
stehenden  Mittel  bald  mehr  bald  weniger,  aber  immer  nur  Unge- 
nügendes für  diesen  öffentlichen  Zweck  leisteten,  musste  der  Staat  die 
sehr  erhebliche  Armenlast  entweder  selbst  übernehmen  oder  sie  als 
eine  bürgerliche  Rechtspflicht  seinen  Gemeinden  auflegen.  Auch  die 
milden  Stiftungen  sind  seitdem  nicht  mehr  als  kirchliche  Anstalten 
anzusehen;  nachdem  die  ihre  Entstehung  normirenden  Rechtssätze 
des  Römischen  wie  des  mittelalterlichen  Kirchenrechts  mit  dem  Weg- 
fall ihrer  Voraussetzungen  die  Anwendbarkeit  verloren  haben,  fassen 
wir  die  Stiftungen  ihrem  jetzigen  Wesen  nach  als  ein  Produkt  der 
neueren  Rechtsentwickelung  auf,  die  für  Deutschland  besonders  im 
Preussischen  Allgemeinen  Landrecht  ihren,  auch  für  andere  Partikular- 
rechte einflußsreich  gewordenen  legislativeu  Ausdruck  erhalten  hat. 
An  die  Spitze  unserer  Betrachtung  stellen  wir  aber  mit  der  Kommission 
der  Ersten  Badischen  Kammer,  bei  Prüfung  des  dortigen  vorjährigen 
Gesetzentwurfes,  die  Forderung: 
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»Wo  die  Armenpflege  vom  Staat  den  Kommunen  auferlegt 
wird,  da  muss  nun  auch  von  Staatswegen  für  einen  Zusammen- 
hang der  verschiedenen  Seiten,  von  denen  aus  die  Unter- 
stützungsangelegenheit betriehen  wird,  gesorgt,  eine  gleich- 
mässige  haushälterische  Verwaltung  und  Benutzung  der  ver- 
schiedenen Armenstiftungen  herbeigeführt,  und  die  Gemeinden 
vor  den  Folgen  einer  mangelhaften  Verwaltung  und  Verwendung 
derselben  bewahrt  werden,  welche  unmittelbar  in  gesteigerten 
Leistungen  für  das  Armenwesen  auf  sie  zurückwirkt«. 
So  weit  nun  diese  Forderung  eino  Aufgabe  an  die  Gesetzgebung 
zu  stellen  für  rathsam  hält,  könnte  sie  ihr  Ziel  mittelst  einer  Be- 
schränkung des  souveränen  Beliebens  der  künftigen  Stifter  nach  drei 
verschiedenen  Richtungen  erstreben:  entwedor  in  Betreu*  des  spe- 
ziellen Zwecks  der  Stiftung  oder  der  Anordnung  über  die  Verwaltung, 
oder  der  Zeitdauer  des  Fortbestandes.    Diese  Dreitheilung  schliesst 
sich  dem  Begriffe  an:  Jede  Stiftung  entsteht  durch  die  Disposition, 
dass  ein  ausgesondertes  Vermögen  solbstständig  verwaltet  und  der 
Ertrag  zu  einem  bestimmten  Zweck  fortdauernd  verwandt  werden  solle. 

I.  Was  den  ersten  Punkt  betrifft,  die  Beschränkung  auf  bestimmte 
Zwecke,  oder  vielmehr  (da  die  Errichtung  jeder  Stiftung  dio  Folge 
einos  freien  Entschlusses  ist)  den  Ausschluss  gewisser  Zwecke,  so 
würde  es  dafür  keiner  Thätigkeit  der  Gesetzgebung  bedürfen.  Die 
Disposition  des  Stifters  (sagt  Roth)  enthält  einen  negativen  Theil, 
Aufgeben  seines  bisherigen  Eigenthums  an  dorn  zur  Gründung  der 
Stiftung  bestimmten  Gut,  und  einen  positiven:  dass  die  in  solcher 
Weise  aus  dorn  Eigenthum  des  Stifters  fallenden  bona  nicht  einom 
anderen  bereits  vorhandenen  Vermögen  zufallen,  sondern  selbstständig 
sein  sollen.  Da  dieser  letztere  Theil  der  Verfügung  ausserhalb  der 
im  Zivilrocht  dem  Eigenthümer  eingeräumten  Befugnisse  liegt,  so 
setzt  bei  Stiftungen  schon  dio  Herstellung  des  Substrates  eine  lex 
specialis,  die  Staatsgonehmigung  voraus.  In  dieser  Genehmigung 
liegt  die  Uebertragung  der  juristischen  Persönlichkeit,  woil  die  Selbst- 
ständig-Erklärung  des  Vermögens  nur  unter  Voraussetzung  der  Fiktion 
möglich  ist,  dass  es  sein  Rechtssubjekt  in  sich  selbst  trago.  Was 
hier  aus  inneren  Gründon  deduzirt  wird,  ist  auch  ziemlich  unbestritten 
und  ausdrücklich  anerkannt  im  Code  civil,  Art.  910,  seinen  Nach- 
bildungen und  dem  Preuss.  Landrecht. 

Nur  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  dio  Staatsgenehmigung  nicht 
anders  als  in  der  Form  einer  spezioll  nachgesuchten  und  ausdrück- 
lich ertheilten  Konzession  bewilligt  werden  könne.  Im  Mittelalter 
wurden  besonders  dio  durch  das  geistliche  Rocht  bekannt  gewordenen 
Testamente  benutzt,  um  für  das  Seelenheil  gottgefällige  Verfügungen 
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zu  treffen,  deren  Vollziehung  durch  die  Ernennung  von  Testaments- 
Exekutoren  gesichert  ward.  Entweder  wurde  dann  zu  Gunsten  einer 
schon  bestehenden  Anstalt  verfügt,  oder  es  wurden  selbstständige 
Anstalten  neu  errichtet,  und  so  sind  viele  in  unseren  Städten  vor- 
handene Privatstiftungen  geringeren  oder  grösseren  Umfenges  ent- 
standen, eine  Quelle,  die  noch  jetzt  nicht  versiegt  ist,  wie  Lübeck, 
Hamburg,  Danzig  beweisen.  Wenn  die  Behörde  solche  Testamente 
publizirt,  also  nachdem  sie  von  der  Disposition  amtlich  Kenntniss 
erlangt  hat,  anstatt  mit  einem  Veto  einzuschreiten,  die  Ausführung 
ruhig  geschehen  lässt,  so  liegt  darin  das  Aequivalent  einer  aus- 
drücklichen Bewilligung.  Demgemäss  erwähnt  das  Preuss.  Landrecht 
zweimal  (II.  19,  §§.  38.  42.)  die  vom  Staate  ausdrücklich  oder  still- 
schtveigeni  genehmigten  Armen-  und  andere  Versorgungsstiftungen, 
und  räumt  ihnen  gleichmassig  die  Rechte  moralischer  Personen  ein. 
Hervorgehoben  als  unter  dem  besonderen  Schutze  des  Staates  stehend, 
werden  Armenhäuser,  Hospitäler,  Waisen -Work-  und  Arbeitshäuser 
(§.  32.).  Werden  dergleichen  von  Neuem  errichtet,  so  muss  das 
Vorhaben  dem  Staate  zur  Prüfung  der  Grundsätze  ihrer  Verfassung 
angezeigt  werden.  (§.  83.) 

Durch  dieses  allgemeine  Requisit  seiner  Genehmigung  ist  also 
dem  Staate  bereits  die  ihm  gebührende  Möglichkeit  gesichert,  die 
Entstehung  jeder  konkreten  Stiftung  nach  seinem  Ermessen  entweder 
zuzulassen  oder  zu  verweigern.  Niemand,  der  eine  Stiftung  zu  er- 
richten beabsichtigt,  hat  ein  Recht  darauf,  dass  ihm  die  staatliche 
Zustimmung  nicht  vorenhalten  werde.  So  weit  jedoch  dabei  nicht 
nach  wechselnder  Laune,  soudern  nach  festen  Regeln  verfahren 
werden  soll,  möchte  es  rathsam  sein,  solche  Normen  im  Voraus  be- 
kannt zu  machen,  damit  aussichtlose  Anträge  vermieden  und  besonders 
Testatoren,  deren  Anordnungen  erst  nach  ihrem  Ableben  wirksam 
werden  sollen,  in  den  Stand  gesetzt  werden,  sich  danach  einzurichten. 
Was  aber  der  Inhalt  jener  Normen  zu  sein  verdient,  darüber  wird 
sich  wenig  Bestimmtes  ohne  Weiteres  angeben  lassen.  Denn  um 
zu  wissen,  ob  eine  beabsichtigte  Stiftung  eine  rationelle  Armenpflege 
mehr  oder  minder  gefährden  würde,  müssten  die  Grundsätze  und 
Bedingungen  rationeller  Armenpflege  bis  ins  Einzelne  festgestellt 
sein,  was  von  unserem  Kongresse  bisher  erst  erwartet  wird.  Wollte 
man  z.  B.,  wie  es  in  Frankreich  1798  wirklich  geschah,  die  Theorie 
verfechten  und  durchführen,  dass  Armenhäuser,  Hospitäler  u.  s.  w. 
ausschliesslich  als  Zweige  der  &ao&wirksamkeit  bestehen,  also  auch 
lediglich  durch  teme  Mittel  gegründet  und  erhalten  werden  sollten, 
so  dürfte  kein  Privatmann  eine  solche  Anstalt  selbstständig  errichten, 
sondern  müsste  das  Kapital  dem  Staate,  alleifalls  mit  einer  Zweck- 
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bestimm ung,  zuwenden.  Wer  dagegen  das  Armen wesen  der  zu 
organisirenden  Privat-Freiwilligkeit  lediglich  überlassen  will,  stimmt 
vielleicht  mit  der  mittleren  Ansicht  und  der  bisherigen,  die  Kommune 
und  den  Staat  nur  subsidiär  in  Anspruch  nehmenden  Praxis  darin 
überein,  dass  ihr  die  Freiheit  in  Errichtung  milder  Stiftungen  im 
Allgemeinen  und  vorbehaltlich  der  Prüfuuff  jedes  konkreten  Falles, 
als  eine  unbedenkliche  und  des  Rechtsschutzes  nicht  unwürdige  Form 
der  Privatwohlthätigkeit  erscheint.  Freilich  hat  man  die  letztere 
schon  früher  polizeilich  zu  organisiren  versucht:  in  Hamburg  z.B. 
wird  durch  ein  noch  nicht  aufgehobenes  Gesetz  (die  Armenordnung 
von  1789)  das  Almosengeben  dergestalt  verboten,  »dass,  wer  künftig 
einem  Bettler  oder  anderen  Armen  . . .  Almosen  reicht  ,  jedesmal  in 
5  Thlrn.  Strafe  unabbittlich  verfallen  sein  soll,  welche  halb  dem 
Denunzianten,  halb  der  Armenkasse  zugewandt  wird«.  Wo  es  aber 
für  zulässig  gilt,  dass  Jemand  einen  festen  Theil  seiner  Einnahme 
zu  Geschenken  auch  an  Bedürftige  verwende,  da  wird  man  vielleicht 
ihm  auch  die  Anordnung  statuiren,  dass  sein  Tod  darin  keine 
Aenderung  bewirken  solle.  Auf  diesen  Standpunkt  stellte  sich  auch 
das  Preussische  Recht:  »Die  Mittel  zur  Unterhaltung  der  Armen 
sollen  so  viel  als  möglich  aus  den  Zinsen  der  dazu  bereit»  vor- 
handenen Kapitalien  und  Stiftungen  genommen  werden«.  (§.  25.) 
Für  die  Kognition  über  zu  errichtende  Armenhäuser,  Hospitäler  etc. 
giebt  die  Staatsgewalt  ihren  Orgauen  im  öffentlichen  Interesse  die 
Weisung:  »«Doch  sollen  diejenigen  Behörden,  denen  diese  Prüfung 
nach  den  verschiedenen  Verfassungen  in  den  Provinzen  obliegt,  nur 
in  Fällen,  wo  die  Ausführung  der  Verordnungen  dos  Stifters  un- 
möglich oder  gar  schädlich  sein  würde,  dieselben  zu  verwerfen  be- 
rechtigt sein«.  (§.  34.) 

II.  Hinsichtlich  der  Verwaltung  der  Stiftungen,  wovon  auch  die 
speziellere  Bestimmung  über  die  Verwendung  der  Mittel  abhängt, 
stehen  sich  zwei  Grundsätze  gegenüber:  ein  die  Willkür  des  Stifters 
ansschliessender  und  einer,  der  ihreu  Anordnungen  mehr  Freiheit 
gewährt    Es  sei  mir  erlaubt,  beide  kurz  zu  berühren. 

A.  In  Frankreich,  wo  schon  seit  zwei  Jahrhunderten  der  Grund- 
satz galt,  dass  das  Armenwesen  Sache  des  Staates  sei,  sollte  es  durch 
den  Konvent  von  1793  mit  völliger  Zentralisation  organisirt  werden. 
Einziehung  aller  Stiftungen  zum  Staatsschatz,  Verbot  jeder  direkten 
freien  Gabe,  namentlich  jeder  Gründung  von  Stifungen,  Besteuerung 
zum  Zweck  der  Armenpflege,  Versorgung  aller  Armen  aus  der  Staats- 
kasse, welche  den  Departement«  die  Mittel  dazu  liefert  —  Diese 
Organisation  musste  kurz  nachher  zerfallen.  Das  Gesetz  vom  16  Yen- 
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demiaire  des  Jahres  V  (1796)  und  einige  ergänzende  theilten  die 
Gesammt-Armenpflege  in  zwei  Gebiete: 

1)  Hülfleistung  in  Öffentlichen  Anstalten,  wofür  die  Commisshns 
des  hospiees  civüs  eingerichtet  wurden,  in  jeder  Gemeinde  aus  5  Bür- 
gern bestehend,  von  der  Gemeindebehörde  ernannt,  mit  Bestätigung 
durch  die  Staatsaufsichtsbehörde.  Alle  in  einer  Gemeinde  befind- 
lichen Verpflegungshäuser,  gleichviel  welcher  Zahl,  Bestimmung, 
Ursprungs,  bilden  ein  Ganzes.  Die  Kommission  ist  ausschliesslich 
mit  Verwaltung  des  Vermögens  dieser  Anstalten,  mit  ihrer  inuereu 
Einrichtung,  Aufnahme  und  Entlassung  der  Dürftigen  betraut,  unter 
Aufsicht  der  Gemeindebehörde.  Das  Gesetz  von  1793,  welches  deu 
Verkauf  der  Güter  dieser  Anstalten  angeordnet  hatte,  wurde  wider- 
rufen. So  weit  die  Einkünfte  der  Anstalten  ihren  Jahresbedarf  nicht 
decken,  ist  das  Fehlende  aus  den  Gemeinde-Einkünften  zuzuschiessen. 

2)  Hülfleistungen  an  die  Hausarmen,  wofür  die  bureauz  de 
bienfaisance  eingerichtet  wurden,  aus  5  von  der  Gemeindebehörde 
erwählten  und  ihr  rechnungspflichtigen  Mitgliedern.  Das  Bureau 
empfängt  die  ihm  gemachten  Geschenke,  verwaltet  die  Güter  und 
Einkünfte  aller  Armenstiftungen  in  der  Gemeinde,  verwendet  den  Er- 
trag zur  Unterstützung  derjenigen  Armen,  die  nicht  in  den  Ver- 
pflegungshäusern sind,  vertheilt  die  Unterstützung  in  der  Wohnung 
der  Armen.  Es  hat  die  ausschliessliche  Nutzung  aller  Güter  uud 
Renten,  die  früher  den  Armen  gehörten,  soweit  sie  nicht  den  Ver- 
pfle^ungshäusern  zustehen,  ohue  Unterschied  des  Ursprungs  der  ein- 
zelnen Fonds  und  ob  sie  unmittelbar  oder  nur  mittelbar  für  die  Be- 
dürfnisse der  Armen  bestimmt  sind.  Was  von  solchem  Vermögen 
säkularisirt  war,  sollte  aus  dem  Staatsvermögen  zurückerstattet  werdeu. 
So  weit  die  Mittel  der  Bureau  x  nicht  ausreichen,  haben  Zuschüsse 
aus  der  Gemeindekasse  zu  erfolgen. 

Durch  diese  Organisation  wurde  also  die  Armen-  und  Kranken- 
pflege, auch  die  Verwaltung  und  Verwendung  der  dafür  bestimmten 
Stiftungen,  gleichviel  ob  sie  von  Privaten  oder  vom  Staat  herrührten, 
ausschliesslich  in  die  Hände  der  politischen  Gemeinde  gelegt  Alle 
von  diesen  Gesetzen  getroffenen  Vorschriften  der  Stifter,  wodurch 
sie  besondere  Verwaltungsorgane  angeordnet  hatten,  sollten  keiue 
Wirksamkeit  mehr  besitzen,  vielmehr  nur  die  in  diesen  Gesetzen  ver- 
ordneten Verwaltungs- Einrichtungen,  sowohl  bezüglich  der  schon 
bestehenden  als  künftig  zu  errichtender  Stiftungen  zu  Recht  bestehen. 

Dieses  System  gilt  im  Wesentlichen  noch  heute  unverändert;  es 
hat  sich  als  dem  Interesse  der  Armen  wie  der  bürgerlichen  Gesell- 
schaft entsprechend  bewährt  Nur  hinsichtlich  der  aus  früherer  Zeit 
noch  vorhandenen  Stiftungen  hat  man  später  den  Anordnungen  der 
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Stifter  wieder  eiue  sehr  beschränkte  Rechnung  getragen  durch  Dekrete 
von  1801,  1802  und  1806,  namentlich  in  Betreff  der  Vergebung  ge- 
wisser Bett-Stellen  in  Hospitälern  an  Dürftige  durch  den  Stifter  und 
seine  Nachfolger,  ferner  des  Vorbehalts  für  den  Stifter  und  seine 
Erben,  den  Sitzungen  der  Verwaltung  mit  berathendor  Stimme  bei- 
zuwohnen oder  die  Anstaltsrechnungen  zu  revidiren. 

Dieso  französische  Gesetzgebung  gilt  mit  einzoluen  Modifikationen 
noch  jetzt  im  Königreich  Belgien;  namentlich  gilt  der  Grundsatz, 
dass  bei  Annenstiftungen  der  Gründer  keine  selbstständige  oder 
besondere  Verwaltung  ernennen  darf. 

Auch  das  neue  Badische  Gesetz  (von  1870)  hat  diesen  Grund- 
satz adoptirt.  Dasselbo  überträgt  die  Verwaltung  der  weltlichen,  zum 
Vortheil  von  Angehörigen  oder  Bewohnern  einzelner  oder  mehrerer 
Gemeinden  bestimmten  Stiftungen  den  betheiligten  Gemeinden.  Das 
Vermögen  diesor  Stiftungen  darf  mit  dem  Gemeindevermögen  nicht 
vermischt,  sondern  muss  durch  die  dazu  berufenen  Organe  abgesondert 
verwaltet  werden.  Diese  Verwaltung  besorgt  regelmässig  der  Ge- 
meindenith, sie  erstieckt  sich  auch  auf  die  stiftungsgemässe  Ver- 
wendung des  Ertrages.  Jedoch  kann  der  Gründer  einer  Stiftung, 
deren  jährlicher  Ertrag  sich  auf  wenigstens  500  Fl.  beläuft  oder  wo- 
mit eine  eigene  Anstalt  (z.  B.  Spital)  verbunden  ist,  bestimmen,  dass 
die  Verwaltung  einem  besonderen  Stiftungsraih  zu  übertragen  sei, 
bestehend  aus  dem  Bürgermeister  oder  seinem  Stellvertreter  als  Vor- 
sitzenden und  8  bis  6  weiteren  Mitgliedern,  die  aus  Vorschlagslisten 
nach  dem  Vorbild  von  Bolgion  erwählt  worden.  —  Unabhängig  von 
den  Vorschriften  der  Stifter  kann  auch  der  Gemeinderath  die  Ein- 
setzung eines  speziellen  Stiftungsrathes  bcschliessen,  wenn  die  Ein- 
künfte mehr  als  1000  Fl.  betragen.  Hiervon  abweichende  Verwaltungs- 
Anordnungen  bleiben  nur  dann  aufrecht  erhalten,  wenn  sie  vor 
Einführung  dieses  Gesetzes  getroffen  waren. 

B.  In  anderen  Gegenden  ist  der  Grundsatz  sanktionirt,  dass 
der  Stifter  die  Freiheit  hat,  auch  über  die  Verwaltung  seiner  Schöpfung 
nach  eigonem  Ermessen  Anordnungen  zu  treffen,  und  dass  die 
Thätigkeit  des  Staates  in  solchem  Fall  nur  in  der  Aufsicht  und 
Ueberwachuug  der  Befolgung  der  von  dem  Stifter  hinterlassenen 
Vorschriften  besteht.  Aus  den  mittelalterlichen  Instituten  der  Treu- 
händer und  der  Testaments -Exekutoren  hervorgegangen,  ist  dieser 
Grundsatz  wohl  noch  jetzt  der  gemeinrechtliche  in  Deutschland,  und 
finden  wir  darüber  in  Preussen  folgendes  bestimmt: 

Jeder  Stifter  kann  die  innere  Einrichtung  der  von  ihm  errichteten 
Wohlthätigkeits- Anstalten,  die  Aufsicht  über  dioselben,  die  Bestellung 
der  Verwalter,  die  Revision  und  Abnahme  der  Rechnungen  nach 
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seinem  Gutbefinden  anordnen.  Nur  soweit  er  darüber  nichts  ver- 
ordnet hat,  gebühren  alle  diose  Befugnisse  dem  Staat.  Zwar  bleiben 
auch  solche  Anstalten,  denen  in  der  Stiftungsurkundo  eigene  Auf- 
seher vorgesetzt  sind,  dennoch  der  Oberaufsicht  des  Staats  unter- 
worfen, dieselbe  beschränkt  sich  aber  darauf,  dass  nach  den  vom 
Staate  ausdrücklich  oder  stillschweigend  genehmigten  Verordnungen 
des  Stifters  verfahren  werde,  und  nichts  einschleiche,  was  dem  all- 
gemeinen Endzweck  solcher  Stiftungen  zuwider  sei.  Der  Staat  ist 
demnach  befugt,  Visitationen  bei  dergleichen  Anstalten  zu  veranlassen 
und  die  vorgefundenen  Missbräuche  und  Mängel  obigen  Grundsätzen 
gemäss  zu  verbessern.  Ueberhaupt  muss  der  Staat  darauf  sehen, 
dass  die  Einkünfte  der  Armen-  und  anderer  Versorgungsanstalten 
zweckmässig  und  vorschrifsmässig  verwendet  werden. 

Die  nämlichen  Gedanken  hat  man  hier  in  Lübeck  ausgeprägt  in 
dem  gesetzlichen  Regulativ  von  1815,  jetzt  dem  revidirten  Regulativ 
für  die  Zentral -Armen -  Deputation  vom  16.  März  1857,  und  nach 
diesem  Vorbilde  haben  wir  in  Hamburg  das  am  16.  September  1870 
publizirte  »Gesetz,  betreffend  die  Oberaufsicht  über  die  milden  Stif- 
tungen« gearbeitet. 

Fragen  wir  nun,  welches  dieser  beiden  Systeme  den  Vorzug 
verdiene.  Die  badischen  Regierungsmotive  meinen:  Die  dort  pro- 
ponirte  Beschränkung  des  stifterischen  Willens  über  den  Verwaltungs- 
modus liege  schon  in  dem  wohlverstandenen  Interesse  der  Stiftungen 
selbst  »Es  ist  ausser  den  an  den  Bestand  der  Familie  sich  an- 
schliessenden eigentlichen  Familienstiftungen  fast  unmöglich,  auf 
Jahrzehnte  und  Jahrhunderte  hinaus  die  Verwaltungs  -  Organisation 
einer  Stiftung  zweckmässig  zu  bestimmen;  sie  kann  nur  innerhalb 
des  allgemeinen,  sich  stets  umgestaltenden  Verwaltungs-Organismus 
verwaltet  werden.  Auch  der  weit-  und  vorsichtigste  Kopf  konnte 
schwerlich  vor  einem  Jahrhundert  eine  spezielle  Verwaltungsart, 
z.  B.  für  einen  Armen-  oder  einen  Schulfonds,  ersinnen,  die  heute 
nur  überhaupt  noch  ohne  Modifikationen  anwendbar  ist«  Allein  dieses 
Argument  schiesst  über  das  Ziel.  Freilich  kann  auch  der  weit- 
sichtigste Kopf  nicht  vorher  bestimmen,  was  in  praktischen  Dingen 
nach  Jahrhunderten  noch  zweckmässig  oder  passend  sein  wird;  aber 
daraus  folgt  nicht,  dass  kein  Stifter  seiner  Üeberlegung  in  Betreff 
dessen  tränen  würde,  was  nicht  in  weiter  Zeitferne,  sondern  in  der 
nahen  und  nächsten  Zukunft  seiner  Stiftung  frommen  oder  seinen 
Wünschen  am  Meisten  entsprechen  werde.  Beiläufig  war  es  sehr 
inkonsequent,  dass  man  in  Baden  gerade  für  die  aus  früheren  Jahr- 
hunderten stammenden  Stiftungen  die  für  sie  eingesetzte  besondere 
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Verwaltung  fortbestehen  Hess  und  dieselbe  für  alle  Zukunft  sank- 
tionirt  hat,  einer  unerfindlichen  Rechtsnoth wendigkeit  zu  Liebe. 
Ich  glaube,  folgende  Sätze  aufstellen  zu  können: 

1)  Sieht  man  auf  die  Konservirung  und  Ertragsfähigkeit  des 
Vermögens  durch  gute  Verwaltung,  sowie  auf  Einhaltung  des  Stifter- 
Willens,  so  stehen  beide  Systeme  auf  gleicher  Linie.  Ob  die  Ge- 
meinde- oder  Staatsbehörde  selbst  die  Administration  besorgt,  oder 
dieselbe  unter  ihrer  Oberaufsicht  und  Kontrole  durch  die  vom  Stifter 
designirten  Vertrauensmänner  geführt  wird,  begründet  keinen  erheb- 
lichen Unterschied. 

2)  Das  Zusammenwirken  der  Stiftungen  unter  sich  und  mit  der 
ergänzenden  Aushülfe  von  Kommunal-  oder  Staatsmitteln  für  die 
Zwecke  einer  rationellen,  also  planmassigen  Armenpflege  wird  durch 
die  Identität  der  Verwaltungs-Organe  (wie  in  Frankreich)  mit  mög- 
lichster Sicherheit  erreicht.  In  Lübeck  und  Hamburg,  wo  aus  der 
grossen  Zahl  von  kleinen  Stiftungen  eine  planlose  Zersplitterung 
entstand,  sollte  diesem  üebelstande  durch  die  Anfertigung  und  Mit- 
theilung von  Personallisten  der  Unterstützten  abgeholfen  werden.  Ob 
dies  bei  gutem  Willen  der  Verwalter  genügend  zu  erreichen  sei, 
darüber  haben  wir  nach  den  in  Lübeck  gemachten  Erfahrungen  uns 
Auskunft  zu  erbitten. 

3)  Unter  dieser  Voraussetzung  würde  es  darauf  ankommen  dürfen, 
durch  welche  Einrichtung  das  Interesse  der  Stifter  —  nicht  das 
ihnen  oktroyirtc,  sondern  das  naturwüchsige,  —  sich  am  meisten 
befriedigt  findet,  und  dies  kann  davon  abhängen,  welches  Motiv  bei 
dem  Entschlüsse,  die  Stiftung  zu  gründen,  vorgewaltet  hat.  War  es 
die  Pflicht,  ein  Gelübde  zu  erfüllen,  der  Vorsatz,  ein  Gott  wohl- 
gefälliges Opfer  zu  bringen  und  sich  dadurch  die  Anwartschaft  auf 
den  Himmol  zu  sichern,  so  ist  diese  Intention  mit  der  Entausserung 
des  Gutes  schon  erreicht;  der  Stifter  hat  keine  Veranlassung,  um 
das  künftige  Schicksal  seiner  Stiftung  sich  Sorgen  zu  machen,  son- 
dern wird  mit  der  desfallsigen  staatlichen  Anordnung  zufrieden  sein. 
Leitete  ihn  dagegen  der  Wunsch,  für  seinen  Nachruhm  in  dkaer 
Welt  zu  sorgen,  oder  der  Plan,  einen  wenn  auch  beschränkten,  doch 
möglichst  selbstständigen  und  kundbaren  Effekt  zu  erreichen,  so  wird 
diese  Spczialisirung  der  Stiftung  ihn  wünschen  lassen,  dass  sie  auch 
äusserlich  und  in  der  Person  ihrer  Vorsteher  getrennt  von  der  all- 
gemeinen Armenpflege  bleibe.  Die  Unterscheidung  ist  die  gleiche 
wie  bei  dem  Wohlthun  des  Lebenden  zwischen  der  unmittelbar  hel- 
fenden und  fruchttragenden  Privatunterstützung  und  den  freiwilligen 
Beiträgen  an  die  Kommunal-  oder  Staatekasse,  durch  welche  nur  die 
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Steuerpflichtigen  soulagirt  werden,  aber  kein  Armer  einen  Heller 
mehr  empfängt,  als  ihm  ohne  dies  gereicht  werden  würde. 

III.  In  den  Impulsen  zu  Errichtung  von  Stiftungen  liegt  kein 
Moment,  das  dazu  führen  müsste,  sie  im  Voraus  auf  eine  bestimmte 
und  absehbare  Zeitdauer  zu  beschränken.  Das  Stiftungsgut  soll  de- 
finitiv von  dem  Vermögen  des  Stifters  ausgeschieden  werden,  nicht 
nur  auf  einige  Jahre  oder  ein  Menschenalter,  wie  bei  der  fideikom- 
missarischen  Substitution.  Die  Stiftung  setzt  einen  durch  sie  zu  er- 
richtenden dauernden  Zweck  voraus,  der  jedenfalls  noch  über  die 
Lebenszeit  des  Stifters  hinaus  verfolgt  werden  soll,  und  vor  seinem 
geistigen  Auge  liegt  die  Zukunft  in  ununterbrochener  Einförmigkeit. 
Ihm  mag  der  Gedanke  wohlgefällig  sein,  nicht  nur  für  Jahrzehnte, 
sondern  bis  zum  Ende  aller  Dinge  ein  Vorhaben  zu  befördern,  von 
dem  Niemand  sagen  kann,  weshalb  es  nach  Tausend  Jahren  weniger 
lobenswerth  sein  müsste  als  heute.  Dazu  kommt  der  frühere  Zusam- 
menhang der  Stiftungen  mit  den  damals  kirchlichen  Zwecken,  indem 
die  Kirche  sich  ihres  Fortbestehens  in  saecula  saeculorum  bewusst 
war,  ferner  dass  die  Stiftungsmittel  in  Grundstücken  oder  in  ewigfn 
Renten  zu  bestehen  pflegten,  also  in  solchen  Objekten,  welche  bei 
massig  sorgsamer  Verwaltung  einen  stete  ungeschmälerten  Ertrag 
versprechen. 

Unsere  Gesetze  haben  jedoch  den  milden  Stiftungen  keine  Un- 
sterblichkeit verbürgt,  worunter,  so  lange  das  Vermögen  als  Substrat 
der  Stiftung  noch  vorhanden  ist,  nur  die  Unreränderlichkeit  der  Ver- 
wendungsari verstanden  werden  könnte.  Ich  verweise  noch  einmal 
auf  das  Preussische  Landrecht;  dasselbe  enthält  einen  Satz,  der,  ab- 
gesehen von  dem  etwas  unbeholfenen  Ausdruck,  in  mehreren  deutschen 
Gesetzgebungen  wiederholt  ist:  »Wird  (im  Verlaufe  der  Zeit)  wegen 
veränderter  Umstände  die  in  der  Stiftungsurkunde  vorgeschriebene 
Verwendungsart  unmöglich  oder  gar  schädlich:  so  muss  der  Staat  die 
Güter  und  Einkünfte  einer  solchen  Anstalt  zu  einem  andern,  der 
wahrscheinlichen  Absicht  des  Stifters  so  viel  als  möglich  gemässen 
Gebrauche  widment  (§.  41).  Unter  der  gleichen  Voraussetzung,  falls 
die  Ausführung  unmöglich  oder  gar  schädlich  sein  würde,  sollte  schon 
die  Entstehung  der  Stiftung  verworfen  werden  (§.  34>. 

Dass  eine  unmögliche  Ausführung  auch  von  den  Staatsbehörden 
nicht  zu  genehmigen  sei,  ist  eine  ziemlich  müssige  Vorschrift;  denn, 
falls  jene  Genehmigung  erfolgte,  würde  sie  doch  nicht  die  Macht 
haben,  das  Unmögliche  wirklich  werden  zu  lassen.  Auch  versteht 
es  sich,  dass,  wenn  die  Anfangs  mögliche  und  genehmigte  Verwendung 
erst  später  unmöglich  wird,  dann  Über  die  Güter  und  Einkünfte  an- 
ders verfügt  werden  muss,  und  dass  zu  solcher  Verfügung  über  das 
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bonum  vocans  Niemand  andere  als  der  Staat  legitimirt  sein  kann  (i.  B. 
eine  Stiftung  mm  Loskauf  von  Gefangenen  der  Barbaresken,  nachdem 
die  Raabstaaten  «erstört  wurden). 

Zweitens  aber  soll  die  Genehmigung  verweigert  worden,  resp. 
später  eine  andere  Verwendung  eintreten,  wenn  die  vom  Stifter  vor- 
geschriebene schädlich  ist,  oder  später  unter  veränderten  Umständen 
schädlich  wird,  d.  h.  nicht  den  zu  Unterstfitzenden  persönlich  Schaden 
statt  Vortheil  bereiten  würde,  sondern  wenn  sie  dem  Gemeinwohl 
widerstreitet,  also  eine  Kollision  zwischen  dem  Einzelwillen  und  dem 
ihm  fiergeordneten  höheren  Willen  zeigt  Dieses  Schädlichwerden 
wegen  veränderter  Umstände  umfasst  aber  die  beiden  Seiten:  ent- 
weder haben  äussere  tatsächliche  Verhältnisse  im  Verlaufe  der  Zeit 
sich  verschoben,  oder  es  ist  eine  Umwandlung  in  den  allgemeinen 
Ueberzeugungen  eingetreten;  Beides  steht  auf  ganz  gleicher  Linie 
für  das  Urtheil,  dass  eine  Verwendungsart  jetzt  dem  Gemeinwohl 
zuwider  sei.  Diese  Beurtheilung  kann  nur  dem  Staatswillen  gebüh- 
ren, sie  ist  aber  kein  Gegenstand  für  richterliche  Kognition,  eben 
so  wenig  im  einzelnen  Fall  für  die  gesetzgebende  Gewalt;  sie  ressor- 
tirt  vielmehr  von  denselben  Organen,  welche  die  Bedingungen  für  die 
erste  Zulassung  der  Stiftung  zu  prüfen  hatten,  das  heisst  sie  unter- 
liegt dem  freien  und  umsichtigen  Ermessen  der  Verwaltung.  Es  ist 
deshalb  kein  Zufall,  sondern  wohlgethan,  wenn  der  späteren  Prüfung 
ganz  dasselbe  Kriterium  angewiesen  wird  wie  der  anfanglichen,  mit 
den  Worten  »»unmöglich  oder  gar  schädlich«,  der  bisherige  Stiftungs- 
zweck soll  kassirt  werden,  wenn  die  Behörde  sich  sagt:  ich  würde 
die  Genehmigung  verweigert  haben,  falls  es  sich  jetzt  um  die  ur- 
sprüngliche Zulassung  handelte.  Hieran  wird  auch  nichts  durch  die 
doktrinäre  Vorschrift  verändert:  »der  Staat  müsse  die  Güter  und 
Einkünfte  einer  solchen  Anstalt  zu  einem  anderen,  der  wahrschein- 
lichen Absicht  des  Stifters  so  viel  als  möglich  gemässen  Gebrauche 
widmen.«  Ein  solches  Paktiren  des  Staats  mit  den  von  ihm  ver- 
mutheten  Absichten  eines  längst  verstorbenen  Stifters  wäre  eine  selt- 
same Prozedur,  mit  welcher  es  wohl  wenig  auf  sich  hat  Mehr  Bei- 
fall verdient  die  Vorschrift  des  Lübecker  rev.  Regulativs:  »In  den 
Fällen,  wo  die  ursprüngliche  Bestimmung  einer  Stiftung  unter  ver- 
änderten Umständen  gar  nicht  weiter,  odor  doch  nur  auf  sehr  be- 
schränkte Weise  zu  erreichen  wäre,  hat  die  Deputation  über  die  Ver- 
wendung der  Fonds  solcher  Stiftung  zur  Beförderung  anderer  wohl- 
tätiger Absichten  zu  berathen  und  höhere  Beschlüsse  zu  veranlassen.« 
Diese  höheren  Beschlüsse  werden  wohl  niemals  in  Zweifel  ziehen, 
ob  der  bisherige  Stiftungszwe^k  nicht  mehr  oder  doch  nur  auf  be- 
schränkte Weise  zu  erreichen  ist,  denn  über  diese  Vorfrage  kann 


Digitized  by  Googl 


Die  Verhandlungen  de«  »wollten  Kongresses  deutscher  Volkswirtho.  217 

Niemand  einsichtiger  urtheilen  wollen  als  die  Zentral -Armen -De- 
putation. 

Eine  noue  Gesetzgebung  sollte  von  folgenden  Reflexionen  aus- 
gehen: Wie  noch  die  Badischon  Regierungsmotive  es  anerkannten, 
wird  in  der  Gründung  einer  Stiftung  dorn  privatrechtlichen  Willen 
eine  Tragweite  eingeräumt,  welche  alles  sonst  in  der  Sphäre  des 
Privatrechts  Vorkommende  weit  hinter  sich  lässt.  Eine  für  den  be- 
stimmten Zweck  gewidmete  Vermögensmasse  soll  noch  längst,  nach- 
dem der  Stifter  verstorben  und  seine  Privatrechtssphäre  erloschen 
ist,  diesem  Zweck  erhalten  bleiben.  Man  lässt  um  der  wohlthätigen 
Wirkungen  der  Stiftungen  willon  diese  an  sich  oxorbitante  Wirksam- 
keit des  Einzelwillens  zu;  aber  das,  was  er  durch  einen  privatrecht- 
lichen Akt  geschaffen,  oder  richtiger  wofür  er  die  Fiktion  der  pri- 
vatrechtlichen Vermögensfähigkeit  vom  Staate  erlangt  hat,  gehört  im 
Uebrigen  nicht  mehr  dem  Gebiete  des  Privat-,  sondern  des  öffentli- 
chen Rechts  an.  Jene  Wirksamkeit  dos  Einzclwillens  müsste  wahr- 
haft monströs  erscheinen,  wenn  man  sie  als  nothwendig  endlos  sich 
vorstellte.  Das  Römische  Recht  lässt  Familien-  Fideikommisse  nur 
auf  drei  Generationen  zu. 

Zum  Wesen  dor  Kirche  und  ihrer  Institutionen  passt  die  Hoff- 
nung auf  Unabänderlichkeit.  Die  bürgerliche  Gesellschaft  dagegen 
hat  stets  mit  Sicherheit  zu  gewärtigen,  dass  an  ihren  Bedürfnissen 
und  Einrichtungen  sich  mit  der  Zukunft  erhebliche  Aendorungen  er- 
geben werden,  und  zwar  in  den  äusseren  Umständen  wie  in  den  An- 
sichten und  Ueberzeugungen.  In  diesen  stets  wogenden  Lebensstrom 
ragt  dann  das  Gebot  dos  Stifters  erstarrt  wie  sein  Leichnam  herein, 
und  gespenstig,  wenn  wir  nicht  voraussetzten,  dass  sein  Wunsch  ge- 
wesen ist,  Gutes  zu  befördern,  dass  aber  in  Betreff  der  näheren  Mo- 
dalitat seine  beschränkte  Einsicht  sich  dem,  was  seitdem  wahr  und 
wirklich  geworden  ist,  unterzuordnen  hat,  weil  schliesslich  allerdings 
nur  die  Lebenden  Recht  haben  dürfen.  Solche  Wandlungen  in  den 
thatsächlichen  Verhältnissen  oder  der  allgemeinen  Meinung  pflegen 
jedoch  nicht  plötzlich,  sondern  allmählig  einzutreten,  wogegen  das 
unentbehrliche  freie  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden  den  sukzessiv 
wechselnden  amtlichen  Individuen  anheimfällt,  von  denen  das  eine 
heute  eben  das  als  schädlich  beseitigen  könnte,  was  der  Vorgängor 
gestern  als  unbedenklich  oder  als  nützlich  sanktionirt  hatte. 

Sonach  ist  es  der  den  milden  Stiftungen  zu  gewährende  Rechts- 
schutz, welcher  eino  feste,  im  Voraus  bekannte  und  gleichmässige 
Begrenzung  des  Einzelwillens  auf  ein  positives  Zeitmaass  durch  das 
Gesetz  empfiehlt,  oder  doch  durch  seine  Sicherung  etwa  weiter  gehende 
Ansprüche  mindestens  aufwiegt.   Ich  besorge  nicht,  dass  durch  eine 
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solche  Feststellung  die  Geneigtheit  zur  Gründung  von  Stiftungen  in 
Publikum  geschwächt  worden  müsste.  Denn  der  Reiz,  seine  Wirk- 
samkeit über  den  Tod  hinaus  zu  erstrecken,  interessirt  doch  zumeist 
für  die  nähere  Zukunft;  dann  folgt  die  Zeit,  wo  nichts  Individuelles 
mehr,  sondern  nur  der  leere  Name  dem  Andenken  erhalten  bleiben 
kann,  und  wer  kein  Thor  ist,  wird  kaum  daran  glauben,  dass  er 
durch  ein  Kapital  oder  ein  Haus  mit  Sicherheit  auf  .Jahrtausende 
hinaus  das  Schicksal  dirigiren  könne;  er  verfugt  eben  in's  Unbe- 
stimmte, in's  Blaue  hinein. 

Der  Staat  wird  eine  solche  Disposition  um  so  eher  dann  zu- 
lassen und  ihr  seine  Autorität  leihen,  wenn  ihm  das  Stiftungsgut  in 
einer  Frist,  die  —  man  möge  sie  auf  50  oder  80  oder  100  Jahre 
fiiiren  —  für  ihn  nur  ein  Moment  ist,  zur  freien  Verfügung  zufallt 
Bs  ist  nicht  die  Meinung,  dass  diese  Bestimmung  eine  völlig  hetero- 
gene sein  dürfe,  etwa  zur  Kriegführung  oder  Schuldentilgung,  viel- 
mehr dürfte  die  Verwendung  zu  einem  dem  bisherigen  verwandten 
Zweck  gern  verheissen  werden;  oder  es  wird  oft  genug  der  Wunsch 
des  Stifters  nach  wie  vor  bis  auf  Weiteres  unverändert  realisirt  wer- 
den, falls  damit  das  öffentliche  Interesse  zusammentrifft,  worüber 
auch  nicht  nothwendig  der  unteren,  sondern  etwa  einer  höheren  Ver- 
waltungsstelle die  Entscheidung  aufgetragen  werden  mag. 

Andererseits  soll  dem  Stifter  nioht  der  unumstössliche  Bestand 
seines  Werkes  für  ein  halbes  oder  ganzes  Jahrhundert  garantirt  sein, 
denn  nichts  darf  geduldet  oder  als  staatliche  Ordnung  gehegt  werden, 
was  mit  dem  Wohl  der  im  Staate  verbundenen  Gesammtheit  unver- 
träglich wäre.  Aber  naturgemäss  wird  eine  solche  Divergenz  bei 
dem  Wandel  der  menschlichen  Dinge  seit  Gründung  der  Stiftung 
dereinst  sich  eher  geltend  machen,  als  schon  nach  ein  paar  Jahren, 
und  zu  anscheinend  willkürlichen  Ringriffen  in  das  bis  jetzt  unange- 
fochten Bestehende  wird  die  Verwaltung  ohne  zwingende  Gründe  sich 
dann  schwerer  entschließen,  wenn  in  einem  nicht  zu  fernen  Zeit- 
punkte ihr  Schalten  mit  der  Sanktion  der  Legalität  bekleidet  auf- 
treten darf. 

Deshalb  halte  ich  mit  der  ersten  Resolution  eine  gesetzliche 
Zeitbegrenzung  für  empfehlenswerte,  auch  als  die  Bedingung,  unter 
welcher  die  bisherige  grössere  Freiheit  des  Privaten  in  Anordnung 
von  Zweck,  Verwaltung  und  Verwendung  seiner  Stiftung  statuirt 
werden  darf. 

Die  Anwendung  einer  solchen  Bestimmung  auf  die  bei  ihrem 
Fiintritt  bereits  vorhandenen  Stiftungen  macht  sich  dann  sehr  einfach. 
Die  letzteren  zerfallen  für  diese  Frage  in  zwei  Klassen:  solche,  bei 
welchen  der  von  ihrer  Gründung  an  zu  rechnende  Zeitraum  bereits 
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abgelaufen  ist  (altere)  und  die  aus  jüngerer  Zeit  stammenden,  hei 
welchen  dies  noch  nicht  der  Fall.  Bei  diesen  (den  neueren)  ist 
vorerst  der  Ablauf  der  gesetzmässigen  x  .lahre  abzuwarten,  und  sie 
dann  ebenso  zu  beurtheilen  sein  wie  jede  Stiftung,  die  künftig  erst 
errichtet  wird.  Die  älteren  dagegen,  bei  welchen  die  fragliche  Zeit- 
dauer  schon  eingetreten  oder  längst  überschritten  ist,  werden  folgerich- 
tig ohne  weiteren  Aufschub  der  dadurch  bedingten  Prüfung  und  Entschei- 
dung unterzogen.  Auf  diesem  Wege  erreicht  man  auch  ein  Zwie- 
faches: zunächst  ein  Mittel  zur  Amortisirung,  da  viel  Grundeigenthum 
in  der  todten  Hand  von  Stiftungen  dieselben  Nachtheile  hat  wie  hei 
dem  Kirchengut  Sodann  dass  der  Staat,  wenn  einzelne  Gemeinden 
an  Stiftungen  üborreich  sind  (wie  z.  B.  in  Baden),  ohne  das  Vermö- 
gen seinem  Zwecke  zu  entfremden,  eine  Ausgleichung  herbeifuhren 
kann,  indem  er  den  Ueberfluss  solchen  Gegenden  zuwendet,  denen  es 
an  solcher  Beihülfe  bisher  gefehlt  hat 

Gegen  die  zweite  Resolution,  welche  unmittelbar  praktische  Re- 
sultate in  Aussicht  stellt,  wird  vielleicht  die  Scheu  vor  rückwirken- 
der Kraft  von  Gesetzen,  aber  grundlos,  eingewandt  werden.  Für  die 
neueren  unter  den  vorhandenen  Stiftungen  handelt  es  sich  zunächst 
um  Theilnahme  an  der  grösseren  Sicherung  ihres  Fortbestehens,  und 
hu  Hinblick  auf  solche  auch  ihnen  zugewendete  Rechtswohlthat  würde 
die  Verwahrung  gegen  Rückwirkung  des  Gesetzes  ohne  Sinn  sein. 
Aber  auch  im  Verhältniss  zu  den  älteren  Stiftungen  würde  nichts 
geschehen,  als  dass  eine  schon  bisher  vorhanden  gewesene  Möglich- 
keit sich  vielleicht  verwirklichte.  Denn  dass  die  Ueberzeugung  des 
Staates  von  ihrer  Unvereinbarkeit  mit  dem  Gemeinwohl  jederzeit  zu 
ihrer  Aufhebung  oder  Umgestaltung  führen  müsse,  das  lehren  die 
allgemeinsten  Rechtsgrundsätze,  und  ist  auch  positiv  z.  B.  im  Freusi- 
schen  Landrecht  ausgesprochen:  §.  7.  »Veranlassungen,  wodurch  ein 
schädlicher  Müssiggang,  besonders  unter  den  niederen  Volksklassen, 
gewährt,  und  der  Trieb  zur  Arbeitsamkeit  geschwächt  wird,  sollen 
im  Staate  nicht  geduldet  werden.  §.  8.  Stiftungen,  welche  auf  die 
Beförderung  und  Begünstigung  solcher  schädlichen  Neigungen  ab- 
zielen, ist  der  Staat  aufzuheben  und  die  Fiinkünfte  derselben  zum 
Besten  der  Armen  zu  verwenden  berechtigt,  c 

Nur  wohlerworbene  Rechte  sollen  durch  das  rückwirkende  Ge- 
setz nicht  gekränkt  werden;  für  solche  Rechte  ist  aber  hier  überall 
kein  Raum,  wo  man  das  Gebiot  der  künstlichen  Fiktionen  zu  ver- 
lassen und  der  ernsten  Wahrheit  die  Ehre  zu  geben  hat  Der  seit 
Jahrhunderten  verstorbene  und  verschollene  Stifter  selbst  kann  doch 
kein  Subject  von  gegenwärtigen  Rechten  mehr  sein,  und  der  ange- 
nommeneu QtKMt-Persönlichkeit  der  Stiftung  ist  zu  ihrer  Fortexistenz 
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in  jedem  Zeitmomente  die  prekäre  Billigung  des  Staates  ebenso  un- 
erlässig,  wie  zu  dem  früheren  Akte  ihrer  Geburt  Nur  der  Mensch, 
die  physische  Person,  hat,  unabhängig  Ton  ihrer  Fähigkeit  Vermögen 
zu  besitzen,  noch  in  ihrem  natürlichen  Leben  ein  selbstständiges  und 
höchstes  irdisches  Gut,  das  der  Staat  anerkennen  und  schützen  soll, 
bis  die  Natur  selbst  ihm  ein  Ende  macht  Wollte  man  aber  einem 
vom  Belieben  des  Stifters  ausgesetzten  an  sich  todten  Vermögenstheü 
eine  Schattenseele  andichten,  deren  durch  kein  Naturgesetz  begranzte 
Endlosigkeit  der  Fortexistenz  vom  Staate  zu  rospektiren  sei  und  an 
wolcher  er  keinen  Todtschlag  begehen  dürfe,  das  wäre  nur  eine  von 
Denkfaulheit  und  Phantasterei  erzeugte  Grille,  die  in  dieser  Vesramm« 
lung  keiner  Widerlegung  bedarf.  Ich  bitte  um  Annahme  meiner  vor- 
geschlagenen Resolutionen. 

Dor  Vorsitzende  thcilt  mit,  dass  inzwischen  einige  neue  Antrage 
eingegangen  sind. 

Dr.  Brehmer  (Lübeck)  beantragt,  der  Kongress  wolle  erklären: 
»Sämmtliche  milde  Stiftungen  bedürfen,  um  in  Wirksamkeit  zu  treten, 
der  ausdrücklichen  Genehmigung  dos  Staates.  Sobald  im  Laufe  der 
Zeit  eine  milde  Stiftung  in  Folge  veränderter  Verhältnisse  ihre  ur- 
sprüngliche Aufgabe  nicht  mehr  erreichen  kann  oder  sobald  die  Er- 
reichung dieses  Zweckes  den  Interessen  des  Staates  widerspricht, 
steht  die  Verfügung  über  die  anderweitige  Verwendung  des  Stiftungs- 
vermögens für  Zwecke  der  Wohlthätigkeit,  der  Krankenpflege  oder 
des  öffentlichen  Unterrichts  der  Befindung  geeigneter  Staatsorgane  zu.« 

Dr.  Dettmer  (Lübeck)  beantragt  folgende  Resolution :  »Die  Funktio- 
nen des  Staates  gegenüber  den  milden  Stiftungen  haben  sich  auf  die 
Beaufsichtigung  und  auf  die  Verwaltung  derselben  zu  erstrecken. 
Die  Verwaltung  aller  öffentlichen  Stiftungen  ist  in  den  Händen  des 
Staates  resp.  der  Gemeinden  zu  vereinigen.  Die  Beaufsichtigung 
über  sämmtliche  Stiftungen  hat  die  fundationsmässige  Verwendung 
der  Stiftungsmittel  zu  kontroliren  und  insbesondere  durch  regel- 
mässige Berichte  darauf  zu  achten,  ob  der  Zweck  der  Stiftung  über- 
haupt noch  erfüllbar  ist« 

Dr.  Oppenheim  (Berlin)  und  Dr.  KWg  (Lübeck)  beantragen  in 
der  Resolution  des  Berichterstatters  hinter  dem  Worte  »Stiftungsver- 
mögens« in  der  letzten  Zeile  des  Alinea  1  einzuschalten:  »und  zwar 
vorzugsweise  zu  verwandten  Zwecken.« 

Dr.  Brehmer  begründet  seinen  Antrag.  Der  zur  Verhandlung 
stehende  Gegenstand  sei  gorade  für  Lübeck  von  nicht  geringem  In- 
teresse; kaum  eine  andere  Stadt  in  Deutschland  besitze  eine  so  reiche 
Zahl  milder  Stiftungen.  Dank  der  Vermächtnisse  der  Vorfahren  sei 
die  Frage,  ob  eine  Armensteuer  einzuführen,  ob  Staat  und  Bevölke- 
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rung  verpflichtet  sei,  Beiträge  zur  Unterstützung  der  Armen  zu  lei- 
sten, an  Lübeck  noch  nicht  herangetreten;  Lübeck  sei  noch  im  Stande, 
aus  den  Mitteln  seiner  Stiftungen  vollständig  allen  Ansprüchen  der 
Annenpflege  zu  genügen.  Im  Prinzip  könnte  er  mit  dem  Antrag- 
steller sich  einverstanden  erklären,  jedoch  seineu  Gründen  vermöge 
er  nicht  überall  beizupflichten;  er  stehe  vielmehr  auf  dem  Stand- 
punkte dessen,  was  Referent  als  das  gegenwärtige  Recht«  erklärt 
habe.  Er  gehe  ebenfalls  von  der  Ansicht  aus,  dass,  wenn  der  Ein- 
zelne über  seinen  Tod  hinaus  in  Bezug  auf  einen  Theil  seines  Ver- 
mögens eine  Bestimmung  treffen  und  diesen  Theil  aus  seinem  übri- 
gen Vermögen  ausscheiden  wolle,  er  dieses  nicht  anders  thun  könne, 
als  mit  der  Genehmigung  des  Staates;  darin  sei  er  aber  mit  dem 
Referenten  nicht  einverstanden,  dass  es  genügend  sei,  wenn  der  Staat 
Mos  stillschweigend  eine  derartige  Verfügung  des  Privaten  zulasse, 
wenn  also  z.  B.,  wie  dies  in  Preussen  genüge,  Jemand  in  einem 
Testament  eine  milde  Stiftung  einsetze  und  der  Staat  nach  Publika- 
tion des  Testaments  keine  Verwahrung  dagegen  einlege.  Er  halte 
dieses  in  keiner  Weise  für  genügend.  Die  Begründung  einer  milden 
Stiftung  durch  ein  Testament  sei  eine  solche  Ausnahme ,  dass  es 
einer  sorgfältigen  eingehenden  Prüfung  des  Staates  und  einer  auf 
Grund  solcher  ertheilten  ausdrücklichen  staatlichen  Genehmigung 
bedürfe.  Sei  aber  eine  milde  Stiftung  begründet,  so  könne  sio 
darum  nicht  den  Anspruch  erheben,  dass  sie  nunmehr  in  denselben 
Grenzen  fortbestehe;  sie  dürfe  nur  so  lange  bestehen,  als  die  Ver- 
hältnisse, für  welche  sie  begründet  sei,  annähernd  in  derselben  Weise 
fortbestanden,  als  ihre  Interessen  nicht  mit  denen  des  Staats  in  Kampf 
geriethen.  Der  Staat  dürfe  und  könue  niemals  gestatten,  dass  irgend 
eino  derartige  Bestimmung  aufrecht  erhalten  werde,  die  es  ihm  er- 
schwere oder  gar  unmöglich  mache,  seine  eigenen  Interessen  zu  för- 
dern. Es  sei  die  Frage  schon  einmal  hier  in  Norddeutschland  zur 
Entscheidung  an  den  Staat  herangetreten,  zur  Zeit  der  Reformation. 
Die  hauptsächlichsten  milden  Stiftungen  in  Lübeck  hätten  schon, 
allerdings  in  anderer  Gestalt,  vor  der  Reformation  existirt;  die  grösste 
Zahl  derselben  wären  Klöster  gewesen,  die  allerdings  nach  den  da- 
maligen Bestimmungen  auch  für  die  Armenpflege  zu  sorgen  hatten 
und  denen  von  Verstorbenen  Geldmittel  zugewiesen  worden  wären, 
um  sie  nicht  allein  für  religiöse,  sondern  auch  für  Armenpflegezwecke 
zu  verwenden.  Mit  der  Einführung  des  Protestantismus  hätten  diese 
Klöster  ihre  rechtliche  Existenz  verloren;  es  musste  der  Staat  andere 
Bestimmungen  treffen  in  Bezog  auf  Verwaltung  und  Verwendung  ihres 
Vermögens.  Diese  Bestimmungen  seien  im  grössten  Theile  voü  Nord- 
deutschland veranlasst  durch  dio  Vorschläge,  welche  der  bekannt i 
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Kirchenlehrer  Buggenhagen  gemacht  hat,  dass  das  aämmtliche  Vermö- 
gen der  Klöster  für  Schul-,  Krankenpflege-  oder  wohlthätige  Zwecke 
überwiesen  würde.    Damals  habe  sich  der  Staat  in  der  Lage  befun- 
den, an  den  bestehenden  milden  Stiftungen  zu  ändern  und  die  Vor- 
schriften, die  für  die  Anwendung  des  Stiftungsvermögens  bestanden, 
seinen  eigenen  Zwecken  gemäss  zu  modifiziren.    Der  Staat  ist  also 
demnach  berechtigt,  die  damals  von  ihm  getroffenen  Bestimmungen 
jeder  Zeit  beliebig  zu  ändern;  dieses  Prinzip  sei  auch  in  Lübeck  stets 
in  Anwendung  gebracht  worden;  es  beruhe  darauf  die  Reorganisation 
des  Lübecker  Armenwesens,  so  dass  Lübeck  in  Bezug  auf  seine 
Kommunal- Armenpflege  nicht  über  Mangel  klagen  kann,  sondern  eher 
über  zu  reiche  Mittel.    Die  Befugniss  des  Staates  zu  zeitgemässen 
Aenderungen  an  den  Bestimmungen  über  Verwaltung  und  Verwendung 
des  Stiftungsvermögens  erkenne  er  daher  au;  nach  der  Resolution 
des  Referenten  solle  man  aber  noch  weiter  gehen  und  dem  Staate 
nicht  blos  die  Berechtigung  zugestehen,  nicht  nur  einzuschreiten, 
weun  die  Verhältnisse  es  erfordern,  sondern  ihm  die  Verpflichtung 
auferlegen,  dass  er  einschreiten  müsse  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Zeit.    Der  Staat  solle  dann  prüfen,  ob  für  die  milde  Stiftung  noch 
eine  Existenzberechtigung  vorhanden  sei.    Die  Resolution  unterlagst 
es,  zu  bestimmen,  dass  der  Staat  das  eingezogene  Stiftungs vermögen 
uur  zu  ähnlichen  Zwecken  verwenden  dürfe;  sie  räume  dem  Staate 
das  unbedingte  und  unbeschränkte  Verfügungsrecht  ein,  z.  B.  also 
dem  Hamburger  Staate  nach  50  Jahren  zu  sagen:  das  Schröderstift 
hört  auf  zu  existiren;  ihr  alten  Fraueu  müsst  jetzt  fortgeben;  ich 
verfüge  im  Interesse  des  Staats,  dass  das  Schröderstift  eine  Kaserne 
wird  und  die  Stift ungsmittel  zur  Unterhaltung  der  Soldaten  in  der- 
selben verwendet  werden.    Wenn  man  in  der  Weise  vorgehe,  so  sei 
die  Befürchtung  gerechtfertigt,  dass  Leute,  die  geneigt  wären,  über 
ihren  Tod  hinaus  Kapitalien  zu  milden  Stiftungen  zu  verwenden  und 
das  Bedürfnis»  fühlen,  Zwecke,  denen  sie  selber  keine  Mittel  mehr 
zuführen  können,  nach  ihrem  Tode  ins  Leben  treten  zu  sehen,  von 
der  Begründung  von  Stiftungen  in  Zukunft  Abstand  nehmen.  So 
etwas  möge  in  Städten  ganz  zweckmässig  sein,  die  einen  Reichthum 
an  milden  Stiftungen  besitzen;  ob  aber  für  solche  Städte,  wo  die 
Bevölkerung  mit  den  grössten  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hat,  um 
deu  Anforderungen  der  Menschlichkeit  in  Bezug  auf  die  Armenpflege 
gerecht  zu  werden,  scheine  ihm  in  hohem  Grade  zweifelhaft.  Die 
preussische  Gesetzgebung  nehme  Rücksicht  auf  wohlerworbene  Rechte; 
der  Staat,  welcher  seine  Genehmigung  zur  Existenz  einer  Stiftung 
ausgesprochen  habe,  hüte  sich  einzugreifen.    Am  liebsten  hätte  er 
es  allerdings,  weun  gar  keine  Resolution  gefasst  würde;  wollte  man 
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es  thun,  so  wäre  er  dafür,  dass  der  Kongress  das,  was  der  Referent 
als  »bestehendes  Recht«  hingestellt  habe,  zum  Ausdruck  seines  ge- 
rammten Willens  bringe  und  zu  diesem  Zwecke  die  von  ihm  ge- 
fasste  Resolution  annehme. 

Dr.  Deitmer  (Lübeck)  motivirt  seine  Resolution.    Er  theile  die 
Ansicht  des  Referenten  in  der  Beziehung,  dass  dem  Staate  un- 
bestritten und  unbestreitbar  das  Recht  zustehe,  eine  juristischo  Person 
zu  kreiren,  wie  dieselbe  wieder  aufzuheben.    Diesen  Rechtszustand, 
der  allgemein  gültig,  aber  leider  in  der  Ausübung  nicht  genügend 
beobachtet  sei,  zu  restringiren,  habe  der  Referent  drei  Wege  als 
möglich  bezeichnet:  dem  Zwecke,  der  Verwaltung  und  der  Zeit  nach; 
er  habe  sich  gegen  die  Beschränkung  des  Zweckes  und  der  Ver- 
waltung, dagegen  für  die  Beschränkung  der  Zeitdauer  ausgesprochen. 
Er  (Redner)  halte  dafür,  dass  es  sich  in  wirthschaftlicher  Beziehung 
empfehle,  eine  Beschränkung  der  Verwaltung  in  Aussicht  zu  uehmeu. 
Die  Stiftungsfrage  entsteht  überall  da,  als  eine  mehr  oder  weniger 
absolute,  wo  die  Vergangenheit,  wie  hier  in  Lübeck,  reiche  Mittel 
gesammelt  hat  für  Gegenwart  und  Zukunft;  sie  ist  auf  den  Kongress 
gebracht  worden  in  Anlehnung  an  die  Debatte  über  das  Armenweseu 
zu  Mainz.    Man  war  darüber  einverstanden,  dass  aus  dem  Neben- 
einander der  öffentlichen  und  privaten  Armenpflege  schwere  Miss- 
verstandnisse hervorgehen  und  dass  diese  letzteren  dadurch  zum 
grossen  Theil  abgeschnitten  werden  könnten,  wenn  eine  Zentralisirung 
der  Verwaltung  in  einheitlicher  Hand  zu  schaffen  sei.  Derselbe 
Misstand  der  getrennten  Verwaltung  existirt  z.  B.  da,  wo  eine  Reihe 
von  Stiftungen  abgesondert  verwaltet  werden.    Da  die  Funktionen 
des  Staates  in  Bezug  auf  Schaffung  und  Abschaffung  von  milden 
Stiftungen  unbestritten  seien,  so  erlaube  er  sich  vorzuschlagen,  diese 
Punktionen  auf  die  Beaufsichtigung  der  Verwaltung  auszudehnen. 
Nur  bei  öffentlichen  Stiftungen  sei  auch  die  Verwaltung  selber  in  den 
Händen  des  Staates  oder  der  Gemeinde  zu  vereinigen,  wo  dann 
allerdings  der  Begriff  der  »öffentlichen  Stiftung«  festzustellen  wäre. 
Der  Referent  verstehe  darunter  die  von  öffentlichen  Korporationen 
gegründeten,  während  private  Stiftungen  die  von  Privaten  begründeten 
seien;  damit  könne  er  sich  nicht  einverstanden  erklären,  denn  man 
müsste  dann  auch  »halböffentliche«  konstruiren.    Ihm  scheine  die 
Stiftung  nach  dem  Zwecke  charakterisirt  werden  zu  müssen;  danach 
sei  eine  öffentliche  milde  Stiftung  eine  solche,  die  Zwecke  der  öffent- 
lichen Wohlthätigkeit  verfolge;  als  private  milde  Stiftung  könne  er 
sich  nur  eine  solche  denken,  die  über  den  Kreis  der  Familie  nicht 
hinausgehe.  Die  Verwaltung  aller  öffentlichen  milden  Stiftungen  müsse 
eine  öffentliche  sein.    Beim  Referenten  vermisse  er  die  Kousequenz 
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der  von  demselben  in  der  Hamburger  Bürgerschaft  vertretenen  Be- 
strebungen in  Bezug  auf  die  Konstituirung  einer  Aufsichtsbehörde. 
Wenn  dem  Staat  das  unbeschränkte  Recht  der  Aufhebung  einer  be- 
stehenden Stiftung  eingeräumt  werde,  so  müsse  doch  eine  Behörde 
vorhanden  sein,  welche  die  Stiftungsurkundeu  und  die  Verwendung 
der  Mittel  kontrolire  und  attostire,  ob  der  Zweck  noch  erreichbar 
oder  noch  vom  Staate  zuzugeben  ist.  Darauf  ziele  der  zweite  Ab- 
satz seiner  Resolution,  welche  er  mit  der  des  Dr.  Brehmer  als  nicht 
im  Widerspruch  stehend  betrichte. 

Dr.  Oppenheim  (Berliu)  kommt  auf  den  durch  ihn  veranlassten 
Beschluss  des  Mainzes  Kongresses  zurück,  eine  Kommission  von 
5  Mitgliedern  über  die  Armenfrage  niederzusetzen;  er  sei  eins  der 
Mitglieder  der  Kommission,  ihr  Vorsitzender  sei  Prof.  Dr.  Emmmg- 
haus  gewesen.  Die  Ansichten  gingen  so  weit  auseinander,  dass  die 
Kommission  wenig  Hoffnung  hatte,  bestimmte  Ergebnisse  zu  Tage 
zu  fordern.  Jedes  Mitglied  habe  für  sich  an  der  Armenfrage  weiter 
gearbeitet;  Prof.  Emminghaus  habe  das  grosse  Sammelwerk  ver- 
öffentlicht, für  das  ihm  alle  dankbar  seien.  Als  im  vorigen  Jahre 
der  Kongross  für  Lübeck  vorbereitet  werden  sollte,  habe  er  (Redner) 
den  Sitzungen  des  ständigen  Ausschusses  beigewohnt  Ausser 
Dr.  Becker  (Dortmund)  waren  die  übrigen  drei  Mitglieder  der  Kom- 
mission verhindert  zu  erscheinen.  Er  habe  damals  beantragt,  ein 
Referat  über  den  Unterstützungswohnsitz  und  eins  über  das  Stiftungs- 
wesen vorzubereiten;  das  erstere  habe  er  selbst  übernommen;  dass 
er  es  nicht  ausgeführt,  werde  ihm  Niemand  zum  Vorwurf  machen, 
da  seitdem  die  Frago  durch  die  Reichsgesetzgobung  gelöst  und  der, 
den  Mainzer  Kongress  bewegende  Streit  zwischen  dem  Voluntarismus 
und  dem  System  des  Unterstützungswohnsitzes  zu  Gunsten  des  Letz- 
teren entschieden  worden  sei.  Seiner  Ansicht  nach  könne  man  das 
Stiftungswesen,  welches  eine  klaffende  Wunde  in  unserem  Rechts- 
wesen' darstelle,  nicht  behandeln,  ehe  man  nicht  über  das  System 
der  Armenpflege  einig  geworden  sei;  erst  wenn  für  die  Armenpflege 
ein  leitender  Gedanke  gewonnen,  könne  man  fruchtbringend  die  Frage 
der  milden  Stiftungen  in  Angriff  nehmen;  denn  wenn  man  wohler- 
worbeno  Reehte  angreifo,  müsse  man  höhere  Gesichtspunkte  ihnen 
gegenüber  anführen  können.  Der  Voluntarismus,  der  zu  Mainz  von 
einer  starken  Partei  vertreten  war,  die  sich  seitdem  beträchtlich  ge- 
mindert habe,  sei  mit  dem  Stiftungswesen  so  verwachsen,  dass  von 
dieser  Seite  her  da.s  Stiftungswesen,  wenn  auch  unwillkürlich,  Sukkurs 
gefunden  hätte;  nun  aber,  da  die  Einführung  des  Unterstützungs- 
wohnsitzes die  Pflicht  der  geschlossenen  Gemeinde  zur  Armenpflege 
bei  Seite  geschoben  habe,  stehe  das  Stiftungswesen  da,  wie  die 
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Trümmer  einer  gefallenen  Burg.  Dieser  Rest  des  Annensystems  der 
geschlossenen  Gemeinde  müsse  in  dorn  neuen  Rechtssystemo  unter- 
gebracht werden.  Es  handele  sich  hier  in  ökonomischer  und  juristi- 
scher Beziehung  um  eine  so  verwickelte,  weitverzweigte  und  schwie- 
rige Materie,  dass  man  sie  in  ein  paar  Tagen  unmöglich  erschöpfen 
kann.  Die  wichtigsten  Gesichtspunkte  drängten  sich  von  allen  Seiten 
herbei:  das  Recht  der  freien  Verfügung  über  das  Eigenthum,  die 
reichere  Produktivität  des  persönlichen  Besitzes,  die  Nachtheilo,  die 
mit  der  Todten  Hand  verknüpft  sind,  die  Verstärkung  der  kirchlichen 
Einflüsse,  die  Demoralisation  der  Bevölkerungen,  welche  in  reichli- 
chen Stiftungen  Prämien  des  Müssigganges  empfangen.  Alle  diese 
Gesichtspunkte  wären  in's  Auge  zu  fassen;  man  könne  dem  Referen- 
ten dafür  dankbar  sein,  dass  er  den  Gegenstand  nicht  zu  erschöpfen 
und  nicht  etwa  gleich  einen  Gesotzentwurf  dem  Kongresse  vorzulegen 
versucht  hat,  über  den  man  wochenlang  diskutiren  müsste,  sondern 
dass  er  sich  darauf  beschränkt  hat,  einigo  wichtige  Punkte  heraus- 
zugreifen, namentlich  einen  Punkt,  der  von  ihm  zuerst  angeregt 
wurde  und  der  legislatorisch  nicht  vorbereitet  worden  ist.  Redner 
hält  den  Vorschlag  des  Referonten  für  lichtvoll  und  zweckmässig. 
Wenn  er  mit  einem  Kollegen  (Dr.  Klug)  aus  Lübeck  ein  Amendement 
dazu  versucht  habe,  so  sei  das  geschehen,  um  den  Gedanken  des 
Referenten  weiter  auszubilden,  nicht  um  ihn  zu  begrenzen  oder  ihm 
Opposition  zu  machen.  Wenn  er  vorschlage,  der  Resolution  des  Re- 
ferenten hinzuzufügen  »und  zwar  vorzugsweise  zu  verwandten  Zweckenc, 
so  glaube  er  den  leitenden  Gedanken,  den  er  aus  dem  Vortrage  des 
Referenten  entnommen  habe,  dadurch  näher  zu  formuliren;  denn  der 
Referent  gehe  doch  aus  von  der  Achtung  vor  den  Stiftungen  selbst, 
und  wolle  sie  nur  insoweit  beschränken,  als  überhaupt  erworbene 
Rechte  durch  die  Gesetzgebung  des  Staates  beschränkt  werden  müssen. 
Der  Herr  Ref.  wolle  nicht  gleichsam  ein  schädliches  Unkraut  aus- 
rotten, er  wolle  die  persönliche  Freiheit,  die  sich  in  den  Stiftungen 
ausprägt  und  darin  neue  Eigenthumsformen  annimmt,  so  weit  achten, 
als  sie  den  Staatsinteressen  nicht  gefährlich  sei.  Der  Referent  selbst 
sprach  davon,  dass  er  der  Geneigtheit,  Stiftungen  zu  errichten,  mit 
seinem  Antrage  nicht  entgegen  zu  treten  glaube.  Er  (Redner)  lasse 
dies  seinerseits  dahingestellt  und  würde  ein  dio  Stiftungsfreiheit 
scharf  einschränkendes  Gesetz  nicht  fürchten,  sondern  willkommen 
heissen.  Schonende  Sorgfalt  für  das  Stiftungswesen  leite  ihn  also 
nicht  bei  seinem  Abänderungsvorschlag,  was  ihn  bestimme,  sei  u.  A., 
dass  er  die  Grenzen  durch  dio  Gesetzgebung  ziehen  lassen  wolle, 
nicht  aber  es  dem  Absolutismus  der  Staatsgewalt  einzuräumen  ge- 
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denke,  beliebig  sogenannte  bona  vacantia  einzuziehen.  Das  Eigen- 
tumsrecht trage  in  sich  nicht  das  Prinzip  einer  zeitlichen  Begren- 
zung. Wohl  aber  habe  der  Staat  die  Kraft,  in  die  widerrechtlich 
ausgedehnte  Eigenthumssphäro  einzugreifen,  z.  B.  durch  Saekularisi- 
rung,  Expropriation,  durch  die  Aufhebung  der  Pideikominisse  u.  s.  w., 
wo  das  Eigenthum  gemeinschädlich  geworden  sei,  wo  das  Objekt 
nicht  mehr  mit  dem  Subjekt  verbunden  sei,  sondern  selbstständig 
hingestellt  werde.  Kreirt  der  Staat  juristisch  Personen,  übt  er  das 
Oberaufsichtsrecht  über  dieselben,  so  kann  auch  die  Gesetzgebung 
sagen:  Nach  einer  gewissen  Zeit  ist  dieses  Rechtssubjekt  nicht  mehr 
dasselbe;  es  vertritt  alsdann  das  Eigenthum  nicht  mehr  den  Zweck, 
um  deswillen  er  von  der  Staatsautorität  bestätigt  und  als  unsterbliche 
Person  anerkannt  worden  ist.  Dem  Staate  steht,  den  milden  Stiftun- 
gen gegenüber,  ein  ewiges  Bestätigungsrecht  zu;  die  Gesetzgebung 
des  Staates  schliesse  z.  B.  conditiones  turpes  aus,  sie  könne  also 
auch  Stiftungen,  die  schädliche  Zwecke  verfolgen,  aufheben,  oder 
solche  Stiftungen  modiflziren,  deren  Tondenz  mit  der  Zeit  eine  ver- 
derbliche geworden  sei.  Dieses  Recht  hat  der  Staat  selbst  jedem 
Testament  gegenüber;  er  hat  es  ebenso  gegenüber  den  milden  Stif- 
tungen. Dr.  Brehmer  mache  dem  Reforenton  mit  Unrecht  den  Vor- 
wurf, tu  weit  zu  gehen;  er  selber  spreche  ja  vom  »bestehenden 
Recht«,  welches  dem  Staate  in  jedem  Augenblick  ein  Oberaufsichts- 
recht vindicirt,  gehe  also  selber  viel  weiter,  als  Dr.  Baumeister,  der 
dem  freien  Willen  des  Stifters  doch  30  oder  50  Jahre  einräumt,  in- 
nerhalb deren  er  gelten  soll,  und  gar  nicht  fordert,  dass  der  Staat 
gloich  darauf  sich  der  Stiftung  bemächtige,  sondern  nur  eine  Prüfung 
des  Staates  darüber  beantragt,  ob  die  Stiftung  noch  unschädlich  oder 
nützlich  geblieben  ist.  Dr.  Baumeister  zieht  noch  der  von  Dr.  Breh- 
mer für  den  Staat  geforderten  Befugniss  Schranken.  Das  Beispiel 
Brehmer' s  mit  dem  »Schröderstift«  in  Hamburg  sei  wohl  nicht  schla- 
gend, denn  wenn  man  annähme,  dass  die  Staatsgewalt  völlig  absurd 
verfahren  könne,  so  könne  man  überhaupt  kein  derartiges  Gesetz 
geben  und  einer  solchen  Staatsgewalt  auch  nicht  das  Oberaufsichts- 
recht über  dio  Stiftungen  belassen.  Es  sei  von  einer  andern  Seite 
bemerkt  worden,  dass  Baumeister  nur  von  der  Verwendung  und  nicht 
von  der  Verwaltung  des  Stiftungsvermögens  spreche;  es  sei  nun  aber 
doch  augenscheinlich,  dass  Baumeister  nicht  einen  ausgearbeiteten 
Gesetzentwurf  habe  vorlegen  wollen;  es  sei  eigentlich  auch  schon 
gesetzgeberische  Präzis,  dass  der  Verwaltungsmodus  der  Stiftungen 
unter  einer  Art  Kontrolle  stehe  und  sei  dies  auch  gar  nicht  anders 
möglich.    Sehr  wenige  Privatleute  könnten  auch  nur  ein  juristisch 
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gültiges  Testament  machen,  wie  vermochten  dieselben  über  den  Ver- 
waltungsmodus eines  Stiftungsvermögens  Bestimmungen  zu  treffen, 
der  ein  Mensch onalter  überdauern  solle.  Wie  wolle  man  dio  Ver- 
waltungs-Statuten einer  Körperschaft  von  einem  Individuum,  welches 
in  der  Regel  etwas  altersschwach  und  durch  allerlei  Eindrücke  be- 
fangen sei,  feststellen  lassen,  damit  sie  bis  an's  Ende  aller  Tage 
existirten?  Wonn  man  den  Vorwaltungsmodus  nicht  in  die  Kontrolle 
hineinzöge,  würden  die  meiston  Stiftungen  in  sich  selbst  verfallen. 
Ks  enthielten  daher  die  meisten  Gesetzgebungen  ein  Kontrollrecht 
über  den  Verwaltuugsmodus,  seltener  über  die  Verwendung  des  Stif- 
tungsvermögens, <L  h.  über  den  eigentlichen  Inhalt  der  Stiftung  selbst; 
darum  lege  Baumeister  den  Finger  in  die  Wunde,  indem  er  auf  die 
Kontrolle  der  Verwendung  hinweise.  Wir  wüssten  gar  nicht,  unter 
welchem  Einfluss  der  milden  Stiftungen  wir  Alle  ständen,  von  theo- 
logischen Vennächtnissen,  welche  ganze  Familien,  in  denen  sonst  ein 
gesunder  volkswirthschaftlicher  Sinn  geherrscht  hatte,  in  Theologen- 
Familien  verwandelt  haben,  nur  damit  ein  armseliges  Stipendium  von 
vielleicht  60  Thalern  jährlich  nicht  ungenutzt  bliebe.  Viele  derartige 
Stiftungen  verpflichten  die  Stipendiaten  auf  ein  bestimmtes  Dogma; 
diese  beständen  namentlich  da,  wo,  wie  in  der  Schweiz,  heftige  kon- 
fessionelle Kämpfe  gewüthet  hätten,  und  dienten  nun  dazu,  den  Zwiespalt 
der  Sekten  zu  verewigen.  Aehnliches  finde  sich  in  vielen  Familien-Stif- 
tungen, wo  für  reiche  Leute  Almosen  reservirt  oder  wo  dio  Töchter  dos 
Hauses  gebunden  würden,  aus  gowissen  Ständen  zu  heirathen,  so  dass 
ein  Madchen  schliesslich  einen  Bankier  oder  Geistlichen  heirathen, 
oder  aber  ledig  bleiben  müsse.  Das  seien  geradezu  unsittliche  Stif- 
tungen und  darum  sei  gerade  die  Vencendungsfrage  besonders 
wichtig.  Da  es  sich  aber  nicht  blos  um  den  allgemeinen  Nutzen 
handle,  sondern  auch  um  die  Schonung  persönlicher  Empfindungen, 
so  habe  er  den  Zusatz:  »zu  verwandton  Zwecken«  für  nützlich  ge- 
halten. Um  in  den  Grenzen  des  Beispiels  zu  bleiben:  wenn  die  mit 
der  Aufsicht  über  das  Stiftungswesen  beauftragte  Kommunalbehörde 
—  denn  nach  des  Redners  Ansicht  müsste  dios  eine  Sache  des  seif' 
governmient  sein  —  fände,  dass  das  theologische  Fach  übersetzt  sei, 
oder  dass  dio  Rolle,  welche  früher  dio  Kirche  gespiolt  habe,  jetzt 
von  der  Schule  übernommen  sei,  dass  also  nach  dieser  Richtung  die 
Kräfte  zu  lenken  seien,  so  könnte  sie  das  Vermögen  einer  für  die 
Unterstützung  der  theologischen  Studien  bestimmten  Stiftung  sehr 
wohl  zur  Förderung  des  Volksschulwesens  verwenden.  Natürlich 
sei  dazu  eine  gewisse  freie  Auslegung  der  Intention  des  Stifters 
nöthig.    Wie  oft  sich  nun  auch  die  Juristen  gegen  die  Freiheit  der 
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Auslegung  erklärt  hätten,  die  Zeit  nöthige  sie  dazu.  Jede  Zeit  habe 
eine  andere  Hermeneutik,  weil  die  Zeit  selbst  den  Juristen  ihren 
Willen  aufzwinge.  Der  beantragte  Zusatz  wäre  also  nach  der  einen 
Seite  hiu  nicht  schädlich,  indem  er  nicht  tu  beschränkend  sei,  nach 
der  andorn  Seite  nützlich,  indem  er  das  Institut  in  seiner  eigenen 
Kraft  erhalte.  Diejenigen,  welche  nutzliche  Stiftungen  errichten 
wollen,  schrecke  er  nicht  ab  und  sei  überhaupt  einer  zeit-  und  ver- 
nunftgemäs8en  Reform  nicht  hinderlich,  sondern  fördernd.  Er  habe 
vorhin  gesagt,  es  gebe  kein  Eigenthum  auf  Zeit;  er  füge  hinzu,  es 
gebe  doch  eins:  nämlich  das  geistige  und  künstlerische  Eigenthum; 
dieses  sei  aber  kein  körperliches;  ebenso  könno  man  auch  ein  Stif- 
tungsvermögen als  ein  nicht  körperliches  Eigenthum  betrachten. 
Nun  habe  sich  aber  bereits  ein  Rechtsprinzip  in  allen  unsern  An- 
schauungen eingebürgert,  nämlich  dass  die  Zeitdauer,  welche  dem 
nicht- körperlichen  Eigenthum  einzuräumen  sei,  ein  Menschenalter 
botragen  dürfe;  er  wolle  daher  auch  bei  den  Stiftungen  eine  Frist 
von  30  Jahren  für  angomessen  halten. 

Dr.  Wolff  (Stettin).  Er  könno  mit  den  Vorrednern  nicht  ein- 
verstanden sein;  dieselben  ständen  auf  dem  nämlichen  Standpunkte, 
dass  sie  die  Sache  mehr  als  Juristen,  denn  als  Volkswirthe  auf- 
fassten;  als  praktische  Juristen  insofern,  indem  sie  sich  bemühten, 
die  Reformvorschläge  fast  in  Form  eines  Gesetzentwurfs  vorzubringen; 
so  weit  sei  man  aber  noch  nicht;  es  werde  überhaupt  schwer  halten, 
diese  Frage  befriedigend  auch  für  das  öffentliche  Bewusstsein  zu 
lösen,  und  doch  komme  es  wesentlich  darauf  an,  mit  dem  öffentlichen 
Gefühl  nicht  in  Kollision  zu  treten;  es  sei  denn,  dass  vorher  die 
volkswirtschaftlichen  Anschauungen  reformirt  wären,  von  denen  aus- 
gehend überhaupt  Menschen  dazu  kommen,  milde  Stiftungen  zu  machen. 
Wir  müssen  es  hier  aussprechen :  von  dem  heutigen  Standpunkt 
unsrer  wirtfischaftliehen  Kntuickelung  aus  sind  milde  Stiftungen  ver- 
werflicJi,  positiv  verwerflich ;  sie  hatten  ihren  Sinn  zu  einer  Zeit,  wo 
die  wirtschaftliche  Entwickelung  noch  auf  einor  untergeordneten 
Stufe  sich  befand,  wie  im  Mittelalter,  wo  theils  es  sehr  schwer  hielt, 
Garantieen  zu  schaffen  für  dio  Konservirung  des  Kapitals,  und  wo 
theils  nichts  Besseres  zu  finden  war,  um  Kapital  zu  konserviren, 
als  dass  es  der  Kirche  übergeben  wurde  als  der  einzigen  Gewalt, 
die  in  sich  selber  das  Zutrauen  hatte,  dass  sio  für  ewige  Zeiten  in  ihrer 
Existenz  gesichert  sei,  und  wo  auf  dor  andern  Seite  der  Egoismus 
der  Einzelnen  so  krass,  so  barbarisch  \rar,  dass  keiner  sich  und 
den  übrigen  Individuen  zutrauto,  dass  sio  für  allgemeine  Zwecke 
von  ihrem  Privateigenthum  dauernd  abgeben  würden,  wo  der  Begriff 
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von  allgemeinen  wirtschaftlichen  Leistungen  noch  gar  nicht  existirte. 
Hier  war  das  Bedürfe  iss  gegeben,  aus  welchem  milde  Stiftungen 
hervorgingen;  jetzt  ist  es  verschwunden.  Wir  brauchen  nicht  mehr 
zu  sorgen  für  die  Konservirung  des  Kapitals,  noch  dafür,  dass  der 
Einzelne  in  seinem  barbarischen  Egoismus  sich  abhalten  lasse,  all- 
gemein humane,  künstlerische,  wissenschaftliche  Zwecke,  die  »rieht 
eine  unmittelbare  Rente  in  Aussicht  stellen,  zu  fördern.  Darum 
muss  man  es  aussprechen:  vom  heutigen  Standpunkte  der  wirt- 
schaftlichen Cntwickelung  aus  sind  milde  Stiftungen  volkswirt- 
schaftlich verwerflich.  Damit  ist  nicht  gesagt,  dass  die  bestehenden 
milden  Stiftungen  sofort  zu  kassiren  wären,  dass  nicht  neue  Stiftungen 
sollen  errichtet  werden  können.  Die  Lösung  nach  dieser  Seite  hin 
sei  durch  den  letzten  Vorredner  schon  gegeben;  es  müsse  durch  die 
Gesetzgebung  festgestellt  worden:  nur  auf  ein  Menschenalter  hinaus 
giebt  der  Staat  seine  Organe  dazu  her,  dafür  zu  sorgen,  dass  der 
Wille  eines  Sterbenden  ausgeführt  werde.  Was  im  Laufe  eines 
Mcnschenalters  nicht  zur  Ausführung  gekommen  ist,  dafür  übernimmt 
der  Staat  keine  Garantie  mehr,  und  eine  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes, der  sich  für  die  Zukunft  leicht  ausspricht,  für  die  Vergangen- 
heit herzustellen,  ist  vielleicht  auch  nicht  so  schwer,  sowie  i.ar  erst 
in  der  Öffentlichen  Meinung  die  Anschauung  mehr  verbreitet  ist: 
milde  Stiftungen  als  solche  sind  vom  heutigen  Standpunkt  der  wirt- 
schaftlichen Cntwickelung  aus  verwerflich.  (Bravo!) 

Der  Vorsitzende  teilt  mit,  dass  zwei  neue  Antrage  ein- 
gegangen sind: 

Herr  Hundt  von  Hofften  beantragt  folgende  Resolution: 
•>1)  alle  Stiftungen,  deren  Gründung  nicht  einen  produktiven  Zweck 
verfolgt,  sind  volkswirtschaftlich  verwerflich; 

2)  für  die  mildon  Stiftungen  empfiehlt  es  sich  gesetzlioh  zu 
bestimmen:  dass  die  Anordnungen  des  Stifters  nur  auf  eine 
begrenzte  Zeitdauer  massgebend  sein  dürfen  für  die  Ver- 
wendung des  Stiftungsvermögens;  und  dass,  nach  Ablauf  der 
für  alle  gleichen,  von  der  Gründung  an  gerechneten  Frist,  der 
Entschluss  über  die  etwa  anderweite  Vorwendung  des  Stiftungs- 
vermögens dem  Befinden  geeigneter  Staatsorgane  unterliege; 

3)  dass  diese  gesetzliche  Begrenzung  gleichmässig  Anwendung 
finden  solle  auf  früher  gegründete  vorhandene  milde  Stif- 
tungen.« 

Dr.  Böhmert  beantragt  zu  beschliossen : 
»Es  empfiehlt  sich  gesetzlich  zu  bestimmen,  dass  Stiftungen, 
welche  veränderter  Umstände  wegen  ihrem  ursprünglichen 
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Zweck  nicht  mehr  entsprechen  oder  mit  den  Anschauungen 
der  Zeit  und  mit  dorn  Interesse  des  Staates  in  entschiedenem 
Widerspruche  stehon,  auf  Antrag  der  betreffenden  Aufsichts- 
behörde von  den  geeigneten  Staatsorganen  in  zeitgemässcr 
Weise  umgestaltet  werden  können,  wobei  jedoch  dem  Sinne 
und  Goisto  der  Stiftung  möglichst  Rechnung  getragen  werden 
solle«. 

Die  Vertagung  der  Debatte  auf  den  81.  August  wird  beschlossen, 
worauf  der  Vorsitzende  die  Sitzung  schliesst. 


Zweite  Sitzung  am  29.  August 
Vortitaender  Dr.  Braun  (Berlin). 

Nach  Erledigung  verschiedener  geschäftl icher  Mitteilungen  wird 
sofort  in  die  Tagesordnung  eingetreten,  deren  Thema  lautet:  Mütts- 
reform.  In  Bezog  hierauf  hat  der  von  der  ständigen  Deputation  er- 
nannte Referent  Herr  Dr.  Prince-Smith  die  nachfolgenden  Resolutionen 
überreicht: 

A.  WÜhrung. 

1.  In  Erwägung,  dass  Landesmüneen  (d.  h.  Münzen  mit  festem  Kurs) 
erforderlichen  Falls  zu  internationalen  Baarzahlungen  zu  dienen 
haben;  —  dass  aber  Silber  keine  eigentliche  Baarzahlong  an 
Goldwährungs-Länder  bildet,  welche  daraus  für  sieh  nicht  Landes- 
münzen machen  können;  —  dass  bei  der  grossen  und  wachsenden 
Ausdehnung  des  Goldwährungsgebietes  unsere  silbernen  Landes- 
münzen den  Dienst  als  gelegentliches  Weltmarkts -Geld  immer 
unvollkommener  verrichten;  —  dass  also  Deutschland  nicht  ohne 
Nachtheil  beharren  könne  bei  seinen  ausschliesslich  silbernen 
Landesmünzen,  —  wogegen  die  jetzigen  Umstände  gunstig  sind 
für  Einführung  der  Goldwahrung, 

empfiehlt  der  Kongress: 

dass  dio  Prägung  und  Ausgabe  deutscher  Landesmünzen 
aus  Gold  ungesäumt  begonnen  und  nach  Bedarf  fortgesetzt 
werde. 

2.  In  Erwägung,  dass  dio  Einführung  goldener  Landesmünzen  einen 
gewissen  Zeitraum  erfordern  muss,  während  welches  die  silbernen 
zu  gelten  hätten,  also  die  Rochnungseinheit  gleichzeitig  in  Silber 
und  in  Gold  dargestellt  wäre,  mithin  eine  Doppelwährung  bestände, 
wie  seit  lange  in  Frankreich;  —  und  in  Betracht,  dass  die  Doppel- 
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Währung,  wenn  sie  sich  praktisch  haltbar  zeigte,  uns  der  Schwierig- 
keit überheben  würde,  Gold  für  unseren  ganzen  Baarbedarf  an- 
zuschaffen und  unseren  grossen  Silbervorrath  als  Schmelzgut  auf 
den  Markt  zu  werfen, 
empfiehlt  der  Kongresse 

dass  erst  nach  gewonnener  praktischer  Erfahrung  entschieden 
werde,  ob  auch  auf  die  Dauer  neben  den  goldenen  Landes- 
münzen vollhaltige  silberne  Münzen  mit  fester  Geltung  in 
Umlauf  bleiben  können  und  sollen. 

B.  Ausmünzimg. 

Der  Kongress  ist  der  Ansicht, 

dass  im  geeinigten  deutschen  Reiche  eine  einzige  Geld- 
rechnungs-Einheit herrschen  müsse; 
dass  man  zur  allgemeinen  deutschen  Gcldrechnungs-Einhoit 
nur  eine  solche  wählen  darf,  welche  in  ganz  leicht  berechen- 
barem VerhÖtniss  zur  Thalerrechnung  stehe. 
Der  Vorsitzende  schlägt  zur  Vereinfachung  der  geschäftlichen 
Behandlung  vor,  in  der  Debatte  beide  Fragen,  die  der  Währung 
und  die  der  Ausmünsrung,  streng  zu  trennen  und  als  zur  Währungs- 
frage  gehörig  nur  folgende  drei  Fragen  zu  betrachten,  1)  ob  eine 
Aenderung  in  der  gegenwärtigen  Währung  eintreten  solle;  2)  worin 
diese  Aenderung  bestehen  solle:   a.  Doppelwährung  für  immer, 
b.  Doppelwahrung  als  Uebergangszustand ,  c.  reine  Goldwährung; 
3)  welche  Uebergangsmaassregeln  zu  treffen  seien.    Der  Kongress 
erklärt  sich  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden. 

Ausser  den  vom  Referenten  beantragten  Resolutionen  liegen  vor: 
Ein  Antrag  von  Dr.  Böhmert  dahin  lautend: 

I.  Der  zwölfte  Kongress  deutscher  Volkswirthe  erklärt  es  in 
Uebe rein sämmung  mit  dem  auf  dem  neunten  Kongresse  in 
Hamburg  gefassten  Beschlüsse  und  mit  Rücksicht  auf  die  für 
die  sofortige  Durchführung  der  deutschen  Münzreform  besonders 
günstigen  Verhältnisse  »für  zeitgemäss  und  höchst  wünschens- 
wert, dass  die  oiner  vollständigen  Münzeinheit  in  Deutschland 
noch  entgegenstehenden  Hindernisse  und  ausnahmsweisen  Zu- 
stände baldigst  beseitigt  und  dass  gleichzeitig  zur  Goldwährung 
im  geeigneten  Anschluss  an  dio  Pariser  Münzkonvention  vom 
23.  Dezbr.  1865  und  die  von  der  internationalen  Münzkonferenz 
im  Juli  1867  empfohlenen  Grundsätze  übergegangen  werde«. 
II.  Was  das  künftige  Münzsystem  nach  Annahme  der  Goldwährung 
betrifft,  so  empfiehlt  der  Kongress, 
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in  erster  Linie  den  Anschluss  an  das  Frankensystem  auf 

Grundlago  der  reinon  Goldwährung  zu  vollziehen, 
oder  auch  eventuell  als  Rcchnungseinhoit  den  Gulden  an- 
zunehmen ald  zehnten  Theil  einer  dem  Fünfundzwanzig- 
Frankenstücke  identischen  hauptsächlichen  Goldmünze, 
mit  der  Theilung  in  100  Kreuzer. 
Ein  Antrag  von  Dr.  Sodbter,  welcher  dahin  geht,  den  Antrag 
des  Referenten  abzulehnen  und  dagegen  folgende  Resolution  zu 
heschliessen: 

»I.  Die  Roforra  des  Münzwesens  im  deutschen  Reiche  ist  ein 

dringendes  Bedürfniss. 
II.  Der  gegenwärtige  wirthschaftliche  Zustand  Deutschlands  und 

der  wichtigsten  Staaten,  sowie  die  finanzielle  Lage  des  deutschen 

Reichs  und  der  Einzelstaaten  sind  dieser  Reform  ausserordentlich 

günstig. 

III.  Es  ist  daher  eine  durchgreifende  Münzreform  nicht  länger  zu 
vertagen,  violmohr  dei  Herr  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem 
deutschen  Reichstage  schon  in  seiner  nächsten  Session  einen 
Gesetzentwurf  zur  Herstellung  eines  einheitlichen  Münzsystems 
für  ganz  Deutschland  vorzulegen. 

IV.  Als  die  wesentlichsten  Grundgedanken  dieses  Gesetzentwurfes 
sind  zu  empfohlen: 

1)  Die  Einführung  eines  einheitlichen  Münzsystems  für  ganz 
Deutschland  auf  der  Grundlage  der  roinen  Goldwährung  ist 
der  Zweck  dor  Reform. 

2)  Zur  Durchführung  derselben  ist  ein  Uebergangsstadium 
erforderlich,  während  dessen  Dauer  auf  Grund  des  definitiv 
einzuführenden  Systems  Goldmünzen  in  genügender  Zahl 
zu  prägen  und  die  bisherigen  Silber-Kourantmünzon,  soweit 
nicht  ein  Theil  derselben  später  als  Scheidemünze  beibehalten 
worden  soll,  einzuziehen  sind.  Die  im  Umlauf  verbleibenden 
Silbermünzen  gelten  als  Quoten  der  neuen  Reichs-Goldmünze 
und  als  dieser  gleichgestelltes  gesetzliches  Zahlungsmittel. 
Im  Münzgesetz  ist  zu  bostimmen,  dass  Private  gegen  eine 
nach  dem  Kostenpreis  zu  bemessende  feste  Gebühr  in  den 
öffentlichen  Münzstätten  Goldmünzen  lassen  dürfen,  wogegen 
eine  neue  Ausprägung  von  Silber  -  Kurant  nicht  mehr 
stattfindet 

3)  Die  definitiv  einzuführenden  neuen  Münzen  sind  nach  dem 
Dezimalsystem  einzutheilen. 

V.  Bis  zum  Erlass  des  deutschen  Reichs-Münz-Gesetzes  sind  alle 
provisorischen  Maassregeln,  welche  nicht  den  Zweck  haben,  die 
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Durchführung  des  ganzen  Reforraplanos  vorzubereiten,  zu  ver- 
meiden. Insbesondere  ist  die  Ausprägung  von  neuen  Goldmünzen 
vor  der  Feststellung  des  künftigen  Münzsystems  nicht  zu  empfehlen.« 
Als  Erläuterung  ist  diesem  Antrag  folgendo  Bemerkung  boigefügt: 
»Vorstehender  Antrag  schliesst  sich,  mit  Ausnahme  von  No.  IV.,  2., 
genau  den  Beschlüssen  an,  zu  denen  im  Juni  d.  J.  eine  freie  Kom- 
mission von  Mitgliedern  des  Reichstags  sich  geeinigt  hat  und  die 
darauf  dem  Reichskanzler  überreicht  sind.   Die  Abweichung  betrifft 
die  Frage  der  Doppelwährung.  Wie  jene  Beschlüsse  der  Reiohstags- 
Mitglieder  und  dor  Antrag  dos  Herrn  Prince- Smith  vermeidet  auch 
der  gegenwärtige  Antrag  absichtlich  alle  Aeusserungen  ujd  Vor- 
schläge in  Bezug  auf  die  zu  wählende  Rechnungs-Einheit  und  die 
für  den  neuen  Goldmünzfuss  und  die  damit  zusammenhängende  Kon- 
vertirung  fortlaufender  Zahlungsverbindlichkeiten  gesetzlich  festzu- 
setzende Werthrelation.« 

Zu  diesem  Antrage  hat  Herr  Dr.  Franck  (Lübeck)  folgende  Zu- 
saieanträge  eingebracht: 

Unter  IV.  2.  Bei  den  Worten  »oin  Uebergangsstadium  erforderlich« 
aus  dem  Antrage  des  Herrn  Dr.  U.  Weibesahn  (sieho  unten)  ein- 
zuschalten: «oin  durch  goeignete  Vorkehrungen  möglichst  abzu- 
kürzendes Uebergangsstadium.« 

Unter  IV.  3.  Aus  dem  Antrag  dos  Herrn  Prince-Smiih  hinzuzufügen : 
»Zur  allgemeinen  deutschen  Goldrechnungs  -  Einheit  ist  nur  eino 
solche  zu  wählen,  welche  in  ganz  leicht  berechenbarem  Verhältniss 
zur  Thalerrechnung  steht« 

Unter  IV.  als  4  aufzunehmen:  »Es  empfiehlt  sich  für  das  neue  deutsche 
Münzsystem  den  Goldgulden  oder  das  Zwanzigsilbergroschen-Stück 
als  Einheit  zum  Grunde  zu  legen,  weil  der  Uebergang  zu  dem- 
selben sowohl  von  der  Thaler-  wio  von  der  Gulden-  und  Mark- 
Rechnung  ein  leichter  ist,  da  die  Theilmünzen  von  brauchbarer 
Grösse  sind,  wie  denn  namentlich  auch  der  hundertste  Theil  des 
Guldens  als  kleinste  Scheidemünze  eine  besonders  angemessene 
Werthgrösse  darstellt,  und  da,  falls  der  Gulden  von  7,i  Grammon 
feinem  Gold  mit  0,§  Legirung,  als  im  Totalgewicht  von  8  Grammen, 
ausgeprägt  wird,  sein  Werth  sich  dem  der  Hauptmünzen  der  Welt 
so  sehr  nähert,  dass  der  Unterschied  für  viele  Zwecke  nicht  in  Be- 
tracht kommt  und  eine  völlige  Ueberstimmung  sich  wahrschein- 
lich im  Lauf  der  Zeit  herbeiführen  lassen  wird.« 

Von  Herrn  Dr.  Hermann  Weibezahn  aus  Göln,  welcher  dam 

Kongresse  persönlich  beizuwohnen  verhindert  ist>  wird  die  Annahme 

folgender  Resolutionen  beantragt: 
I.  Die  baldigste  Herbeiführung  der  deutschen  Münzeinheit  vermöge 
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eines  Reichsgeset7.es  auf  Grundlage  der  reinen  Goldwährung, 
sowie  mit  konsequent  dezimaler  Gliederung  sämmtlicher  Münzen 
erscheint  als  die  dringendste  Reform  auf  wirtschaftlichem 

Gebiote. 

II.  Die  Frage:  Welches  Werthverhältniss  zwischen  Silber  und  Gold 
zum  Zwecke  der  Umwertung  der  bestehenden  Zahlungsver- 
pflichtungen der  Münzreform  zu  Grunde  zu  legen  sei?  —  kann 
nur  nach  Rechtsgrundsätzen  ohne  Rücksicht  auf  Zweckmässigkeits- 
gründe entschieden  werden.  Zu  der  Abgabe  der  desshalbigen 
Entscheidung  erscheinen  die  Mitglieder  des  Oberhandelsgerichtes 
zu  Leipzig  vorzugsweise  berufen. 

III.  Nach  Maassgabe  dieser  Entscheidung  ist  der  Feingoldgehalt  der 
hauptsächlichsten  deutschen  Goldmünze  im  Reichsmünzgesetze 
so  zu  normiren,  dass  der  Werth  ihres  Zehntheiles,  welcher  die 
Rechnungsmünze  zu  bilden  haben  würde,  genau  mit  20  Sgr.  der 
gegenwärtigen  Währung  übereinstimmt. 

IV.  Die  Ersetzung  der  reinen  Silber-  durch  die  reine  Goldwährung 
ist  vermöge  der,  durch  geeignete  Vorkehrungen  möglichst  ab- 
zukürzenden, als  üebergang  unvermeidlichen  sogenannten  Doppel- 
währung herbeizuführen. 

Endlich  hat  Herr  August  Eggers  (Bremen)  folgenden  Antrag 


In  Erwägung,  dass  Silber  etwa  28 mal  mehr  Raum  einnimmt 
als  Gold  desselben  Werths  und  sich  namentlich  aus  diesem  Grunde 
nicht  so  gut  zum  Handels-  und  Reise -Verkehr  eignet, 

in  Erwägung,  dass  Deutschland  mit  den  anderen  grossen  Kultur- 
völkern ein  gemeinschaftliches  Werthmaass  in  Gold  haben  muss,  damit 
es  dem  Kapital  derselben  näher  trete  und  sein  Verkehrswesen  von 
grossen  Nachthoilen  befreit  werde, 

orklärt  der  Kongress: 

1)  Die  baldigste  Einführung  einer  einheitlichen  reinen  Goldwährung 
für  ganz  Deutschland  ist  ein  unabweisbares  Bedürfniss. 

2)  Die  künftige  Münzeinheit  muss  eine  dezimale  Eintheilung  haben. 

3)  Bei  der  Wahl  der  Münzeinheit  ist  die  Losung  der  deutschen 
Münzwirren  und  eugleich  die  Herstellung  einer,  alle  Kultur- 
völker volkswirtschaftlich  vereinigenden,  ein  Stück  Weltsprache 
schaffenden  Münzeinheitlichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  und  es 
muss  der  Werth  sowohl  der  Münzeinheit  selbst  als  auch  der 
in  derselben  zu  prägenden  Münzstücke  den  bestehenden  des 
Kurant- Thalers,  Süddeutschen  Guldens,  Elsass  -  Lothringens 
und  dor  andern  grossen  Handelsstaaten  so  nahe  als  möglioh 
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sein,  und  der  Feingehalt  der  Münzeinheit  in  einem  möglichst 
runden  Grammgewicht  bestehen. 
4)  Wenn  bei  der  Einführung  der  reinen  Goldwahrung  ein  Eingriff 
der  Gesetzgebung  in  die  Schuld-  und  Verkehrsverhältnisse 
nothwendig  ist,  so  sollte  er  bis  zu  dm  Zeitabschnitt  der  Ein- 
führung verschoben  werden,  in  welchem  es  sich  herausstellt, 
dass  unabweisbare  Gründe  ihn  erheischen. 
Dr.  Prince-Smith  als  Berichterstatter:  Die  sehr  schwierige  Frage 
der  Münzreform  enthält  die  zwei  grossen  Fragen  der  Wahrung  und 
der  Ausmünzung,  so  verschiedenartig  an  sich,  so  leicht  trennbar  und, 
ich  mochte  sagen,  so  natürlich  getrennt,  dass  ich  dem  Herrn  Vor- 
sitzenden sehr  dankbar  bin  für  die  Aufforderung,  die  er  an  die  Ver- 
sammlung gestellt  hat,  beide  Fragen  in  der  Debatte  streng  getrennt 
zu  halten.    Indem  ich  zuerst  über  die  Währungsfrage  spreche,  bitte 
ich  den  Herrn  Vorsitzenden,  zunächst  darüber  die  Debatte  herbei- 
zufuhren; erst  nach  Erledigung  dieses  ersten  Punktes  werde  ich  um 
die  Erlaubniss  bitten,  mein  Referat  wieder  aufzunehmen  um  Ihnen 
die  Bemerkungen  zu  unterbreiten,  die  ich  in  Bezug  auf  die  Aus- 
münzungsfrage  zu  machen  habe.    Die  Währungsfrage  ist  die:  aus 
welchem  UfefaU  sollen  wir  utiserß  sogenannte  Rechnufigsanheit  mächen  ? 
Man  nennt  es  »»Rechnungseinheit«,  obgleich  dieses  ein  unbequemer 
und  abgekürzter  Ausdruck  ist;  denn  die  Rechnungseinheit  ist  die 
Eins.    Wenn  man  in  Münzfragon  von  der  Rechnungseinheit  spricht, 
so  meint  man  die  Pretsberechntmgsemheir.    Ich  erwähne  dieses  nur 
um  der  Genauigkeit  willen;  wir  werden  aber  in  unserer  Debatte  bei 
dem  Ausdruck  »»Rechnungseinheit«  bleiben  können.  Die  zweite  Frage 
ist:  wie  schwer  soll  diese,  als  Preisberechnungseinheit  dienende  Münze 
gemacht  werden  und  wie  soU  sie  cingetheüt  werden? 

Die  Motivirung,  dass  eine  Münzreform  überhaupt  nothwendig 
sei,  ist  sehr  leicht.  Wir  müssen  in  dem  geeinigten  Deutschland 
diese  Reform  dahin  richten,  dass  bei  uns  nur  einerlei  Geldrechnung 
herrscht,  einerlei  Preisberechnungsmethode  gang  und  gäbe  ist.  Die 
Herstellung  einer  einzigen  nationalen  Rechnuwrseinheit  ist  ein  so 
anerkannt  dringendes  Bedürfnis»,  dass  wir  darüber  keine  Diskussion 
zu  führen  haben  werden.  Bisher  ist  unsere  Rechnungseinheit  in 
Deutschland  ausschliesslich  durch  ein  Stück  Silber  dargosteilt  worden. 
Unser  Thaler  in  Norddeutschland  bedeutet  Ein  Loth  fein  Silber.  Wer 
sich  verpflichtet  hatte,  Einen  Thaler  zu  zahlen,  verpflichtete  sich 
damit,  seinem  Gläubigor  Ein  Loth  fein  Silber  mit  dem  Gepräge  dos 
Staates  zu  überliefern.  Es  ist  indessen  dio  Zeit  gekommen,  wo  wir 
nicht  länger  werden  dabei  beharren  und  uns  werden  weigern  können, 
den  Gebrauch  des  Goldes,  welches  sonst  auf  dem  Weltmarkt  eine  so 
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ausgedehnte  Anwendung  gefunden  hat,  auch  bei  uns  in  Anwendung 
zu  bringen.  Das  Gold  wird  als  Zahlungsmittel  für  grössere  Summen, 
von  Scheidemünzen  abgesehen,  ausschliesslich  gebraucht  in  Gross- 
britannien, Australien,  im  Kapland,  in  Portugal,  Persien,  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika,  Chile  und  Brasilien,  mit  einer 
Gesammtzahl  von  etwa  93  Millionen  Einwohnern.    Gold  und  Silber 
zugleich  und  zwar  in  einem  relativen  Werthvorhältniss  von  15Vs:l. 
d.  h.  dass  für  2  Loth  fein  Gold  81  Loth  fein  Silber  gegeben  und 
genommen  werden,  sind  als  Zahlungsmittel  in  Anwendung  in  Frank- 
reich und  den  mit  Frankreich  im  Münzvertrag  stehenden  Staaten 
(Belgien,  Schweiz,  Italien),  in  Griechenland,  Spanien,  Peru,  Neu- 
Granada,  Ecuador,  Bolivia,  und  Japan,  mit  einer  Gesammtzahl  von 
130  Millionen  Einwohnern,  sodass  die  Länder,  in  denen  Gold  allein 
oder  neben  Silber  gesetzliches  Zahlungsmittel  ist,  223  Millionen 
Einwohner  zählon.    Siiber  allein  als  Landosmünze  wird  gebraucht 
in  Deutschland,  Holland,  Schweden,  Norwegen,  Dänemark,  Meiiko, 
Zentralamorika,  mit  einer  Bovölkerung  von  zusammen  64  Millionen 
Einwohnern.    Dazu  kommen  Ostindien  und  China  mit  angeblich  200 
und  450,  zusammen  650  Millionen  Einwohnern;  Oesterreich  und  Russ- 
land mit  zusammen  110  Millionen.  Die  Bevölkerung  derjenigen  Länder, 
welche  Silber  allein  als  Zahlungsmittel  verwenden,  beträgt  demnach 
821  Millionen.    Wenn  wir  auch  in  Bezug  auf  ihre  Raufkraft,  diese 
824  Millionen  nicht  auf  gleichen  Fuss  mit  den  223  Millionen  stellen 
dürfen,  welche  Gold  als  Zahlungsmittel  gebrauchen,  so  giebt  uns 
doch  die  grosse  Zahl  derjenigen  Bowohner  der  Erde,  die  Silber  als 
Zahlungsmittel  verwenden,  dafür  eine  Gewähr,  dass  dio  Befürchtungen 
Derer,  welche  glauben,  das  Silber  könne  sehr  stark  entwerthet  werden, 
als  grundlos  erscheinen  dürften.  Wenn  auch  in  Ostindien  und  China 
wegen  des  im  Allgemeinen  geringon  Vermögens  der  zahlreichsten 
Volksklassen  und  wegen  der  Kleinheit  der  Beträge,  die  bei  ihnen 
umgesetzt  werden,  der  Gebrauch  an  Zahlungsmitteln  für  den  Kopf 
der  Bovölkerung  ein  nur  geringer  ist,  so  wird  doch  durch  die  grosse 
Mengo  dieses  kompensirt  und  es  liegen  Gründe,  die  hier  nicht  weiter 
ausgeführt  werden  sollen,  für  die  Annahme  vor,  dass  noch  auf  lange 
Zeit  hin  oine  grosse  Absorbtion  von  Silber,  selbst  wenn  der  Ertrag 
der  Silberbergworke  zunehmen  sollte,  in  diesen  asiatischen  Staaten 
stattfinden  und  der  Preis  des  Silbers  wenigstens  nahe  dem  bisherigen 
Niveau  erhalten  werde.  Nachdem  wir  gesehen,  dass  diejenigen  Länder, 
welche  die  Hauptrolle  im  Weltmarkt  spielen  und  mit  welchen  wir 
am  meisten  in  Zahlung&verbindungen  stehen:  Grossbritann ieti,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  Chile,  Brasilien,  Frankreich, 
Belgien,  die  Schweiz,  Italien,  Griechenland,  Spanieu,  Peru  das  Gold 
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als  Zahlungsmittel  verwenden,  können  wir,  glaube  ich,  nicht  zweifel- 
haft sein  über  die  Unzuträglichkeiten,  die  leicht  entstehen  können, 
wenn  wir  nicht  im  Besitze  desjenigen  Metalls  sind,  welches  bei  diesen 
Völkern  hauptsächlich  als  Zahlungsmittel  gilt,  so  dass,  wenn  die  Noth- 
wendigkeit  einer  internationalen  Saldirung  entsteht,  wie  sie  im  Welt- 
markt so  häufig  entstehen  kann,  unser  ausschliesslich  silbernes 
Zahlungsmittel  nicht  geeignet  wäre,  die  Saldirung  zu  bewerkstelligen, 
die  wir  in  die  Lage  kommen  könnten  leisten  zu  müssen. 

Wenn  ich,  nachdem  ich  dio  Notwendigkeit  der  Anwendung  des 
Goldes  als  Zahlungsmittel  bei  uns  anerkannt  habe,  die  Ausprägung 
von  Landesmünzen  in  Gold  vorschlage,  so  heisst  das:  die  Rechnungs- 
einheit, welche  bisher  durch  ein  bestimmtes  Feingewicht  Silber  dar- 
gestellt wurde,  soll  fortan  durch  ein  gleichwertiges  Feingewicht 
Gold  dargestellt  werden.  Bisher  war  diese  Rechnungs-  und  Zahlungs- 
einheit bei  uns  in  Norddeutschland  Ein  Loth  fein  Silber;  ob  wir  nun 
diese  Einheit  beibehalten  oder  ob  wir  an  deren  Stelle  4h-> 
oder  einen  anderen  Bruchtheil  derselben  setzen,  immer  wird  die 
Rechnungseinheit  ein  bestimmtes  Feingewicht  Silber  bedeuten,  dessen 
gleichwerthiges  Feingewicht  Gold  darzustellen  sein  würde. 

Es  wird  also  das  neu  zu  bestimmende  Goldquantum  immer  sich 
beziehen  und  richten  müssen  nach  dem  Feingewicht  Silber,  welches 
es  vertreten  und  ersetzen  soll.  Wenn  wir  auch  die  Goldwährung 
einführen ,  so  wird  dieselbe  doch  nothwendig  sich  auf  die  bisherige 
Silberwährung  aufbauen  müssen. 

Nach  dem  bisherigen  durchschnittlichen  Preisverhältniss  beider 
Metalle  hatten  wir  etwa  für  15  V«  Thaler  ein  Feingewicht  von  Einem 
Loth  gemünztes  Gold  zu  geben.  Das  Verhältniss  1:15'/»  ist  seit 
Beginn  dieses  Jahrhunderts  und  auch  noch  früher  das  durchschnitt- 
liche Preisverhältniss  der  beiden  Metalle  im  Markte  gewesen;  ich 
werde  also  bei  meinen  Illustrationen  dasselbe  festhalten,  aber  ohne 
dadurch  zu  bestimmen,  dass  gerade  dieses  Verhältniss  dasjenige  ist, 
was  wir  schiesslich  zu  adoptiren  haben  werden;  ich  braucho  dieses 
Verhältniss  nur,  um  eine  bestimmte  Zahl  statt  eines  beliebigen  % 
meiner  Darstellung  zu  Grunde  zu  legen.  Wenn  nun  bestimmt  wird, 
dass  von  einem  gewissen  Tage  an  Zahlungen  auf  Thaler,  d.  b.  Loth 
Fein  Silber,  lautend,  geloistet  werden  sollen  in  derjenigen  Menge 
Gold,  welche  an  gedachtem  Tage  für  die  ausbedungeno  Silbermenge 
im  Markte  zu  haben  wäre,  so  geschieht  damit  Niemandem  ein  Un- 
recht; denn  eine  Summe  Silbergeld  im  Gewichte  von  15Vi  Loth  fein 
Silber  soll  den  Empfänger  in  den  Stand  setzen,  eine  gewisse  Menge 
Waaren  im  Markte  einzutauschen,  und,  wenn  er  statt  Silber  Gold 
erhält,  so  kommt  es  nur  darauf  an,  dass  er  diejeuige  Menge  Gold 
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erhält,  wofür  er  soviel  Waare  erlangen  kann,  wie  für  die  ausbedungene 
Silberniengo.  Ich  muss  gestehen,  dass  ich  durchaus  nicht  absehe, 
worin  die  grossen  Schwierigkeiten  bostohon  sollen,  welche  von  so 
vielen  Seiten  in  Bezug  auf  den  Uobergang  erhoben  worden  sind,  und 
die  es  angeblich  haben  soll  zu  verhindern,  dass,  indem  Einer,  der 
berechtigt  wäre  Silber  zu  fordern,  Gold  erhält,  nicht  irgendwo  ein 
Nachthoil  zugefügt  oder  ein  Vortheil  zugewendet  werde.  Es  kommt, 
wie  mir  scheint  und  Ihnen  einleuchten  wird,  darauf  an,  dass  zur  Zeit 
der  Um wandelung  der  Währung  an  Stelle  der  ausbedungenen  Silber- 
menge diejenige  Goldmenge  gegeben  werde,  wolche  genau  denselben 
Kurswerth  im  Markto  hat. 

Nun  kann  es  sich  aber  ereignen,  dass  man  später  für  Ein  Loth 
Gold  mehr  oder  woniger  Waare  erhalten  würdo  als  für  lSxp  Loth 
Silber,  d.  h.  dass  das  IVeisverhältniss  beider  Metalle,  welches  im 
Augenblicke  des  Währungswechsels  besteht,  später  sich  ändert,  und 
ich  will  jetzt  unternehmen  zu  beweisen,  dass  durch  diese  Vorändorung 
ein  Vortheil  odor  Nachthoil  in  den  späteren  Zahlungsverbindlichkeiten 
nicht  entstände.  Nachdem  also  die  Rechnungseinheit  von  Silber  in 
Gold  übersetzt  worden  wäre,  könnte  dies  bei  älteren  Verträgen  dem 
Schuldner  oder  Gläubiger  zum  Nachtheil  sich  wenden;  aber  ein 
Gleiches  hatte  auch  ohne  solchen  Währungswechsel  geschehen  können ; 
die  silberne  Rechnungseinheit,  die  Kaufkraft  von  Einem  Loth  fein  Silber, 
hätte  sich  ebenso  ändern  können.  Die  Rechnungscinlieit  ist  überhaupt 
nur  dem  Gewichte  nach  fest;  aber  dem  Werths,  der  Kaufkraft  nach 
nothwendig  stets  schwankend. 

Wer  vor  30  Jahren  Waaren  für  1000  Thaler  verkaufte,  den  Betrag 
auslioh  und  jetzt  wieder  empfängt,  kann  mit  den  1000  Thalern  jetzt 
weit  weniger  Waare  kaufen,  als  er  Anfangs  besass.  Wenn  also 
Jemand  einon  Vertrag  macht,  welcher  in  einer  späteren  Zeit  rcalisirt 
werden  soll  und  er  will  sich  ausbedingen,  dass  er  den  gleichen  Werth 
dessen,  was  er  gegeben  hat,  später  wiedererhält,  so  ist  das  unmöglich. 
Er  kann  nur  bedingon :  ich  gebe  dir  jetzt  so  und  soviel  Loth  Silber 
oder  Gold  und  du  sollst  mir  später  dasselbe  Gewicht  Silber  oder 
Gold  wiedergeben;  aber  zu  bewerkstelligen,  dass  man  denselben 
Wtrth  wiedererhält,  d.  h.  mit  dem  später  Wiederempfangenen  dieselbe 
Waarenmengo  sich  anschaffen  könne,  wie  mit  dem  früher  Weg- 
gegebenen, das  ist  unmöglich.  Wer  von  der  Vorstellung  ausgeht, 
dass  es  ein  festes  unwandelbares  Werthmaass  giebt  und  dann  Anstoss 
nimmt  an  Schwankungen  des  Silber-  und  Goldwerthes,  der  verwickelt 
sich  in  sehr  grosse  Schwierigkeiten;  diese  liegen  aber  nicht  in  der 
Sache,  sondern  in  seinor  irrthümlichcn  Auffassung  und  Vorstellung, 
dass  es  überhaupt  ein  solches  unwandelbares  Maass  des  Worths 
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giebt   Die  Schwankungen  der  Kaufkraft,  der  Rechnungseinheit,  ob 
günstig  oder  ungünstig,  muss  Jeder  tragen;  es  kommt,  gleichviel  ob 
Gold  oder  Silber  ausbedungen  sei,  nur  darauf  an,  dass  zur  Zeit  des 
Währungswechsels  für  das  ausbedungene  Feingewicht  Silber  ein  gleich- 
werthiges  Feingowicht  Gold  an  die  Stelle  gesetzt  werde.  Nehmen 
wir  also  an,  dieses  sei  geschehen;  es  seien  Goldstücke  zum  feston 
Kurse  in  Thalern  ausgegeben,  so  erhobt  sich  nun  die  Frage:  soll 
man  Jeden  gicingcn,  diese  Goldstücke  zu  einem  bestimmten  Kurso 
in  Zahlung  zu  nehmen?  soll  man  gesotzlich  bestimmen,  dass  allo 
auf  Silber  lautende  Vertrage  in  Gold  gelöst  werden  müssen?  Ein 
solcher  Zwang  scheint  mir  unnöthig;  einen  unnöthigen  Zwang  soll 
mau  aber  nicht  anwenden.  Es  muss  genügen,  dass  alle  Staatskassen 
sich  verpflichten,  solche  Goldstücke  zu  festem  Kurse  anzunehmen; 
sie  würden  alsdann  beliebt  genug  werden.   Da  wir  annehmen,  dass 
Goldmünzen  nicht  auf  einmal  für  den  ganzen  Bedarf  der  metallenen 
Baarschaft  werden  zu  beschaffen  sein,  sondern  dass  eine  Zeit  lang 
goldene  und  silberne  Landesmünzen,  beide  zu  festem  Kurse,  um- 
laufen werden,  dass  also  die  Rechnungseinheit  gesetzlich  ein  be- 
stimmtes Feingewicht  Gold  oder  Silber  bedeutet,  so  werden  auch 
Verträge,  die  nach  Einführung  der  Goldmünzen  eingegangen  werden, 
die  Bedeutung  haben,  dass  dem  Verpflichteten  freisteht,  in  Gold  oder 
Silber  zu  zahlen,  wem  nichts  Anderes  ausbedungen  war.   Ich  stelle 
mir  vor,  dass  in  dieser  Hinsicht  vollständige  Freiheit  walten  soll. 
Es  soll  Jedem  freistehen,  sich  Gold  auszubedingen  oder  Silber  und, 
wenn  Nichts  ausbedungen  worden  war,  soll  Jedem  freistehen,  entweder 
in  Gold  oder  in  Silber  zu  zahlen;  ich  sehe  wenigstens  in  diesem 
Falle  keinen  Grund,  das  Belieben  des  Schuldners  gesetzlich  zu 
beschränken.   Nur  bei  älteren,  auf  Silber  lautenden  Vortragen  muss 
dem  Gläubiger  freistehen,  Zahlung  in  SUber  zu  verlangen,  wenn  er 
es  will,  obgleich  darin  für  ihn  kein  erdenklicher  Vortheil  läge,  so- 
lange die  goldenen  und  silbernen  Landesmünzen  ihren  festen  Kurs 
behielten,  beide  gleichwertig  die  Rechnungseinheit  darstellten  und 
beide  gleich  leicht  zu  haben  wären. 

Die  ganze  Schwierigkeit  in  Bezug  auf  die  älteren,  vor  der  ge- 
dachten Reform  eingegangenen  Verträge  und  Zahlungsverpflichtungen 
löst  sich  sehr  einfach.  Der  Gläubiger  hat  Silber  zu  fordern  laut 
Vertrag,  warum  soll  er  dann  nicht  auch  die  Zahlung  in  Silber  ver- 
langen, wenn  er  es  wünscht?  Ebenso  muss  dem  Schuldner  freistehen 
Silber  zn  zahlen,  wenn  er  will,  und  Gold  zu  zahlen,  wenn  der  Gläu- 
biger es  annimmt  Ks  würde  also  auf  diese  Weise  die  Zahlung,  ob 
in  Gold  oder  Silber,  abhängen,  erstens  von  dem  Willen  des  Gläubigers 
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und,  wenn  dem  die  Sache  gleichgültig  ist,  von  dem  Belieben  des 
Schuldners. 

Eine  wichtige  Frage  ist,  ob  nicht  solche  in  Umlauf  gesetzten 
Goldmünzen  leicht  wieder  aus  dem  Umlauf  verschwinden  können. 
Das  ist  ein  Hauptbedenken,  welches  von  Praktikern  in  dieser  Frage 
erhoben  worden  ist  Man  nehme  z.  B.  an,  das  Werthverhältniss  im 
Markte  zwischen  Gold  und  Silber  veränderte  sich  und  stellte  sich 
von  deir.  Durchschnitt  1:1s1/«  auf  1:16;  alsdann  könnte  Jedermann 
folgendos  Geschäft  machen:  für  15,500  Loth  fein  Silber  in  sil- 
bernen Münzen  wechselt  er  1000  Loth  fein  Gold  in  goldenen 
Münzen  ein;  er  verkauft  diese  für  16,000  Loth  fein  Silber  im  Aus- 
lande, welches  er  bei  uns  prägen  lässt  und  gewinnt  dabei  500  Loth 
fein  Silber  in  silbernen  Münzen,  was,  wenn  die  Spesen  nicht  zu 
hoch  wären,  ein  gutes  Geschäft  wäre  und  zum  Verschwinden  unserer 
Goldmünzen  führen  würde.  Dieses  setzte  voraus,  dass  unsere 
Münzanstalten  jeden  ihnen  gebrachten  Betrag  von  Silberbarren  auch 
ausprägon;  indessen  es  ist  dieses  durchaus  nicht  nothwendig  und 
dergleichen  spekulativen  Operationen  wäre  ein  ganz  fester  Riegel 
vorgeschoben,  wenn  die  Münzanstalten  es  in  ihrer  Hand  hätten,  die 
Prägung  von  Silbermünzen  zu  verweigern.  Dieser  Operation  würde 
auch  dadurch  ein  Riegel  vorgeschoben,  dass  der  Staat  entsprechend 
den  Preis  herabsetzt,  zu  dem  die  Münzanstalten  Barrensilber  kauften; 
dio  Münzanstalten  müssten  für  16  Loth  Barrensilber  nur  15!,i  Loth 
fein  Silber  in  Silbermünzen  geben;  dadurch  erhielten  unsere  Silber- 
münzen einen  sogenannten  Kassenkurs  im  Inlande  über  den  Markt- 
werth ihres  Metalls  hinaus.  Natürlich  dürfte  aber  der  Staat  dieses 
nicht  benutzen,  um  ein  Geschäft  zu  machen  mit  der  Prägung  ver- 
wohlfeilten  Silbers,  sondorn  es  müsste  jedesmal  die  Prägung  des 
wohlfeiler  gewordenen  Metalls  von  den  Münzanstalten  eingestellt 
werden.  Aber  einen  überwerthigen ,  einen  Kassenkurs  kann  eine 
Münze  nur  in  ihrer  Hoimath  haben;  das  Ausland  nimmt  Münzen  nur 
nach  dem  Marktpreis  des  darin  enthaltenen  Metalls  an.  Wer  also 
bei  uns  eine  Zahlung  von  100  Loth  Gold  im  Auslande  zu  machen 
hätte,  könnte  nicht  mit  gewöhnlichen  Silbormünzen  zahlen,  nachdem 
sich  dio  Werthrelation  zwischen  Silber  und  Gold  auf  1 : 16  gestaltet 
hätte.  Wenn  er  1550  Loth  fein  Silbor  in  deutschen  Silbermünzen 
=  100  Loth  fein  Gold  nach  dem  Auslande  schickt,  so  würden  sie 
dort  nur  für  967/s  Loth  Gold  angenommen  worden  und  er  müsste 
erst  Gold  bei  uns  einwechseln  und  dieses  schicken.  Wenn  es  nöthig 
wäre,  eine  Zahlung  ins  Ausland  zu  machen,  so  könnte  dieses  ohne 
Verlust  nur  in  Gold  geschehen.  Aber  dieses  bedingt  nicht  ein  Ab- 
tliessen  unseres  Goldes;  denn  mit  einem  Ausfuhren  von  Gold  \vär<* 
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an  sich  kein  Gewinn  zu  machen;  man  erhielte  zwar  dafür  im  Aus- 
land mehr  Silber  in  Barren  als  bei  uns  in  Münzen;  aber  für  das 
eingeführte  Barrensilber  erhielte  man  nicht  mehr  Silbermünzen  ,  als 
man  direkt  für  das  Gold  hatte  eintauschen  können.  Es  würde  bei 
dem  gedachten  Zustande,  wo  der  Metallwerth  des  Silbers  gefallen 
wäre,  wo  also  unsere  Silbermünzen  einen  Kurs  hätten  gegen  Gold, 
das  herbeigeführt  werden,  dass,  wenn  Zahlungen  ans  Ausland  zu 
machen  wären,  sie  nicht  in  den  geringwertigen  Silbermünzen  sondern 
in  den  vollwertigen  Goldmünzen  gemacht  werden  könnten;  dadurch 
würde  aber  kein  Abfliessen  des  Goldes  an  und  für  sich  veranlasst  werden. 
Wenn  auf  der  andern  Seite  ein  Ausländer  in  Deutschland  1550  Loth 
zu  zahlen  hätte,  also  100  Loth  fein  Gold  in  Goldmünzen  oder  1550  Loth 
fein  Silber  in  Silbermünzen,  so  könnte  er  für  100  Loth  Gold  im  Aus- 
lande 1600  Loth  Silber  kaufen  und  nach  Deutschland  schicken;  diese 
würden  aber  nur  für  1550  Thlr.  hier  angenommen  werden  und  er 
hätte  dabei  keinen  Gewinn  und,  wenn  nun  die  deutschen  Münz- 
anstalten die  Silberprägung  eingestellt  hätten,  würde  es  Zeit  und 
Spesen  kosten,  um  das  Silber  als  Barren  umzusetzen;  also  müsste 
er  Gold  schicken,  welches  jederzeit  bei  den  deutschen  Münzanstalten 
gegen  deutsche  goldene  Landesmünzen,  unter  Abzug  von  verschwindend 
kleinen  Beträgen,  anzubringen  wäre. 

Im  gedachten  Falle  also,  wenn  wir  Goldwährung  einführen  im 
gleichwertigen  Gewichtsverhältniss  von  l:15'/s  und  später  sich 
dieses  Yerhältniss  im  Metallmarkte  von  1:16  stellte,  würden  unsere 
silbernen  Münzen  dadurch  einen  überwertigen  Kassenkurs  erhalten, 
den  sie  bei  Zahlungen  ins  Ausland  nicht  bohaupten  könnten.  Aber 
bei  Einstellung  der  Silberprägung  Hessen  sich  die  Goldmünzen  dennoch 
nicht  aus  dem  Umlauf  verdrängen  durch  verwohlfeiltes  Silber;  nur, 
wo  im  Verlauf  des  internationalen  Waarenaustausches  die  Notwendig- 
keit einer  baaren  Ausgleichung  mit  dem  Auslande  entstände,  würde 
Gold  von  uns  abfliessen  oder  uns  zufliessen;  denn  Gold  wäre  allein  zu  inter- 
nationalen Zahlungen  tauglich.  Unsere  Rechnungseinheit  wäre  faktisch 
ein  Stück  Gold;  unsere  Währung  wäre  faktisch  nur  eine  GoldtcOlirung; 
unsere  silberne  Baarschaft  hätte  bei  uns  eine  überwertige  Geltung  und 
würde  nicht  mehr  die  Rechnungseinheit  vollwichtig  darstellen.  Dieses 
hätte  aber  gar  keinen  ^Nachtheil,  so  lange  man  immer  für  Silbermünzen 
zum  festgesetzten  Nennwerthe  Goldmünzen  einwechseln  könnte,  welche 
die  Rechnungseinheit  vollwichtig  darstellon.  Also  müsste  der  Vor- 
rath umlaufender  Goldmünzen  im  Verhältniss  zu  dem  des  Silbers 
wenigstens  so  gross  sein,  dass  bei  gelegentlichen  Saldirungen  ans 
Ausland  die  erforderliche  Goldmenge  zusammenzubringen  wäre,  ohne 
dass  Zeit  und  Geld  für  das  Zusammensuchen  bezahlt  werden  müssten. 

Velkawirtk.  VlerUljakrsckrif».   1871.   II.  16 
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Solche  gelegentliche  Baarzahlungen  an  das  Ausland  haben  ihre  be- 
stimmten Grenzen,  sind  vorübergehend  und  haben  im  natürlichen 
Verlauf  der  Dinge  oine  Wiedereinfuhr  von  Edelmetall  zur  Folge, 
auser  in  dem  einen  Falle,  dass  die  metallene  Baarschaft  durch  Aus- 
gabe von  Papiergeld  zum  Lande  hinausgedrängt  wird.  Und  hier 
muss  ich  besonders  darauf  hinweisen,  dass  bei  der  Einführung 
der  Goldwährung  vor  Allem  die  Aufmerksamkeit  zu  richten  sein 
wird  auf  das  umlaufende  Papier.  Es  muss  für  die  neuen  Goldstücke 
Platz  gemacht,  ein  Bedarf  erzeugt  werden;  es  muss  eine  Nachfrage 
nach  denselben  als  einem  notwendigen  und  begehrten  Zahlungsmittel 
sein  und  dies  kann  nicht  leicht  anders  geschehen,  als  durch  Ein- 
ziehen aller  10  Thlr.-  und  5  Thlr.-Noten ,  an  deren  Stelle  die  Gold- 
münzen zu  treten  geeignet  wären.  Sollte  man  dagegen  den  not- 
wendigen Zusammenhang  zwischen  papierenen  und  metallenen  Umsatz- 
mitteln ausser  Acht  lassen,  sollte  man  es  unterlassen,  den  Papierumlauf 
in  dem  Maasse  einzuschränken,  wie  man  das  Metallgeld  vermehrt, 
oder  gar  den  Banken  mit  unkontingentirter  Notenausgabe  gestatten, 
durch  vermehrtes  Papier  den  Platz  für  Metallgeld  zu  beengen;  dann 
würde  man  freilich  erleben  müssen,  dass  die  Goldmünzen  ebenso 
rasch  verschwänden,  wie  man  sie  in  Umlauf  setzte.  Macht  man  da- 
gegen für  das  neue  Gold  auf  dio  beschriebene  Weise  Platz,  sorgt 
man  durch  Kontingentirung  der  Notenausgabe  dafür,  dass  nicht  durch 
Ausdehnung  des  Papiergeldes  eine  Ausfuhr  von  Metallgeld  künstlich 
erzeugt  wird,  und  sorgt  man  femer  für  einen  ausreichenden  Vorrath 
an  Goldmünzen;  dann  kann  man  aussor  Sorge  sein,  dass  unsere 
Landesmünzen,  goldene  und  silberne,  uns  erhalten  bleiben  und  auch 
das  gesetzlich  bestimmte  gegenseitige  Werthverhältniss  bei  uns  er- 
halten würde,  wenn  auch  im  Metallmarkte  das  Preisverhältniss  zwischen 
Gold  und  Silber  in  Barren  sich  erheblich  verändert  und  sich  z.  B. 
auf  1 : 16  gestellt  hätte.  Wenn  ich  gesagt  habe,  dass  ein  ausreichender 
Votrath  von  Goldmünzen  im  Umlauf  sein  muss,  so  verstehe  ich 
darunter,  dass  Gold  in  solcher  Menge  kursiren  muss,  dass  jeder  Zeit 
gegen  Papier  oder  Silber  Gold  einzuwechseln  ist,  ohne  dass  man 
Aufgeld  dafür  zu  zahlen  hätte,  für  den  Fall  dass  man  eine  Zahlung 
an  das  Ausland  zu  machen  hätte,  wo  nur  Gold  genommen  wird, 
und  ich  glaube,  dass  ein  Betrag  von  Goldmünzen  in  Höhe  von 
100  Millionen  Thlrn.  schon  sehr  nahe  dem  Bedürfniss  genügen  würdo; 
dieses  ist  indessen  nur  eine  ungefähre  Schätzung. 

Nun  müssen  wir  auch  den  umgekehrten  Fall  ins  Auge  fassen, 
dass  nämlich  Silber  erheblich  theurer  würde  und  das  Werthverhältniss 
sich  von  1:15  oder  gar  von  1:14«/*  stellte;  alsdann  könnte  Einer 
das  früher  beschriebene  Geschäft  in  umgekehrter  Weise  machen;  er 
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könnte  z.  B.  für  1000  Loth  fein  Gold  in  Münzen  hier  15,500  Loth 
fein  Silber  in  Münzen  einwechseln,  dafür  im  Aaslande  1033  Loth 
Gold  kaufen  und  es  hier  ausmünzen  lassen;  er  würde  dabei  einen 
Gewinn  von  31/»  Prozent  machon.  Im  Interesse  der  Goldwährung 
könnte  man  dies  ganz  ruhig  geschehen  lassen;  es  würde  eben  alles 
Silber,  welches  man  nicht  als  Kleingeld  gebrauchte,  ausgeführt  und 
durch  Gold  ersetzt  werden  und  zwar  durch  die  Wirksamkeit  des 
Handels.  Eine  Veränderung  des  Werthverhältnisses  zwischen  Gold 
und  Silber  dahin,  dass  das  Silber  erheblich  theurer  würde,  würde 
die  Einführung  und  Erhaltung  der  Goldmünzen  bei  uns  begünstigen, 
uns  sogar  Gold  über  unseren  Metallbedarf  gleichsam  aufdrängen  und 
damit  würde  der  grossen  Mehrheit,  die  nach  einem  ausschliesslichen 
goldenen  Umsatzmittel  hinstrebt,  nur  gedient  sein;  diese  Eventualität 
wurdo  gerade  nicht  als  eine  Gefahr  der  beabsichtigten  Reform  an- 
gesehen werden.  Dasjenige  Silber,  welches  man  unter  allen  Umständen 
als  Theämgs-  und  Scheidungsmünze  braucht  und  festhalten  will, 
muss  man  aber,  wie  dies  in  allen  Ländern  zu  geschehen  pflegt, 
geringhaltig  ausprägen,  damit  os  sich  zur  Ausfuhr  nicht  eignet  In 
England  prägt  man  die  Silbermünzen  7  Prozent  unter  dem  Wertbe 
aus  und  ein  Aehnliches  könnte  man  auch  bei  uns  bewerkstelligen. 

Mag  der  Preis  des  Silbers  sinken  oder  steigen  nach  Einführung 
der  beschriebenen  Reform,  wir  haben  Mittel  in  der  Hand,  unsere 
zum  bestimmten  Werthverhältniss  ausgegebenen  Goldmünzen  im  Um- 
lauf zu  erhalten  auch  neben  einem  grossen  Betrag  von  Silbermünzeu 
und  ich  seho  darin  den  grossen  Vortheil  und  die  Erleichterung  der 
vorzunehmenden  Reform,  weil  wir  dadurch  der  schwierigen  Frage 
überhoben  sind:  wenn  wir  Goldwährung  bei  uns  entführen,  was 
wachen  wir  mit  unserm  Silber?  wie  werden  wir  unser  Silber  los? 
Oder  welche  Verluste  hätten  wir  zu  tragen,  wenn  wir  zu  jedem 
Preise  unseren  Vorrath  an  Münzsilber  als  Schmelzgut  auf  den  Markt 
zu  werfen  hätten?  —  Aber  ich  sehe  meinerseits  keinen  Grund  zu  der 
Annahme,  dass  eine  erhebliche  Veränderung  eintreten  werde  in  dem- 
jenigen Werthverhältniss  zwischen  Gold  und  Silber,  welches  seit 
dem  Beginn  unseres  Jahrhunderts  und  noch  länger  her  als  Durch- 
schnitt geherrscht  hat  und  zwar  trotz  grosser  Veränderungen  in  der 
Produktion  und  im  Vorrath  beider  Metalle.  Trotz  der  Entdeckungen 
der  Goldlager  in  Kalifornien,  Australien  und  am  Kap,  welche  dahin 
gefuhrt  haben,  dass  nach  Europa  jährlich  eine  Summe  in  Barren 
Gold  geflossen  ist,  welche  gleich  der  Hälfte  des  Betrags  geschätzt 
wurde,  der  überhaupt  inEngland  als  Umsatzmittel  gebraucht  wurde^ 
trotz  dieses  ungeheuren  Zustrümens  von  Gold,  trotzdem  dass  das 
Verhältniss  im  Vorrathe  des  Goldes  und  des  Silbers,  welches  man' 
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vor  1848  dahin  schätzte,  dass  der  Werthbetrag  des  Silbervorraths 
dreimal  so  gross  wie  der  des  Goldvorrathes  sei,  gegenwärtig  sich 
dahin  geändert  hat,  dass  der  Werth  des  Silbervorraths  auf  höchstens 
4/i  des  Werthes  des  Goldvorrathes  geschätzt  wird,  trotz  dieser  grossen 
Veränderungen  in  dem  Produktions-  und  Vorrathsverhältniss  der  beiden 
Edelmetalle,  sehen  wir  ungefähr  dasselbe  relative  Werthverhültniss 
beider  im  Markte  und  dieses  beruht  darauf,  dass  die  beiden  Metalle 
sich  gegenseitig  erseteen,  dass  beide  dieselben  Dienste  als  Zahlungs- 
mittel leisten,  das  Gold  allerdings  tür  grössere  Zahlungen  und  bei 
internationalen  Saldirungen  als  das  leichter  transportable  Metall,  das 
Silber  dagegen  als  unentbehrlich  für  kleinere  Zahlungen ;  denn  Gold- 
münzen unter  dem  Werthe  eines  Dukaten  sind  sehr  unbequem  und 
so  klein,  dass  sie  leicht  verloren  gehen.  Selbst  in  Ländern  der  reinen 
Goldwährung  besteht  für  kleinere  Zahlungen  ein  grosser  Bedarf  an 
Silbermünzen  und  kleino  Zahlungen  summiren  sich  wegen  ihrer 
grossen  Anzahl  zu  sehr  bedeutenden  Beträgen.  Durch  den  Detail- 
handel hindurch  gehen  fast  alle  Waaren  des  Grosshandels  und  der 
Detailhandel  braucht  vorwiegend  Silber.  Man  pflegt  zum  Beweise 
der  starken  Schwankungen  im  Werthverhältniss  des  Goldes  zum  Silber 
den  Londoner  Preiseettel  vorzulegen,  worin  Preisschwankungen  bis 
zu  5  Prozent  vorkommen,  2'/*  Prozent  über  und  2 V»  Prozent  unter 
dem  Durchschnitt  von  l:15f/t;  das  ist  aber  kein  ganz  richtiger 
Maassstab.  England  hat  nur  Goldwährung;  aber,  da  im  Handels- 
verkehr mit  Ostindien  und  China  die  grössten  Nachfragen  nach  Silber 
vorzukommen  pflegen,  so  muss  in  London  stets  ein  gewisser  Vorrath 
an  Barrensilber  gehalten  werden,  der,  wenn  keine  Verschiffung  er- 
forderlich ist,  zinslos  daliegt  Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass 
zu  einer  Zeit,  wo  eine  Uandelskrisis  entsteht  und  der  Diskont  sehr 
hoch  ist,  der  Zinsverlust  für  Denjenigen,  der  einen  Vorrath  an  Barren- 
silber zu  liegen  hat,  sich  sehr  steigert  und  dass  er  gern  an  dem  Preise 
seines  Silbervorraths  etwas  opfern  möchte,  um  diesem  starken  Zins- 
verlust sich  zu  entziehen.  Es  haben  also  sehr  verschiedene  Umstände 
Einfluss  auf  den  Londoner  Silberbarrcnhandel,  die  nicht  gleichbedeutend 
sind  mit  einer  Veränderung  der  effektiven  Leistungen  der  beiden  Metalle; 
dieselben  werden  aber  gelegentlich  umfangreich  und,  ist  eine  anhaltende 
Silberausfuhr  nach  Ostindien  oder  China  erforderlich,  dann  muss  der 
Preis  des  Barrensilbers  in  London  steigen,  damit  die  Kosten  der  Ver- 
schiffung dorthin  von  weither  gedeckt  werden.  Dieses  sind  vorüber- 
gehende und  sich  wieder  ausgleichende  Konjunkturen  des  Barren- 
handels; auch  übersteigen  sie  nicht  die  Grunze,  innerhalb  welcher 
der  Wechselkurs  zu  schwanken  pflegt  zwischen  verschiedeneu  Ländern 
mit  einerlei  Währung.  In  Brasilien  giebt  man  für  auf  London  angewiesene 
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lOOLoth  Gold  bald  102*/i,  bald  97'/a  Loth.  Diese  Schwankungen 
des  Silberpreises  am  Londoner  Markt  bedeuten  überhaupt  kein  Aus- 
einandergehen ;  sie  sind  ein  Pendeln;  ein  kleines  Abweichen  und 
Wiederzurückkehren  zu  einem  Schworpunkt,  zu  einem  sogenannten 
stabilen  Gleichgewicht,  welches  überhaupt  allein  in  allen  Verhältnissen 
besteht,  denn  ein  absolutes  Gleichgewicht  kennt  die  Natur  nicht 

Indem  nun  mein  erster  Antrag  sub  A.  1  lautet,  »dass  die  Prägung 
und  Ausgabe  deutscher  Landesmünzen  aus  Gold  ungesäumt  begonnen 
und  nach  Bedarf  fortgesetzt  werde«,  stelle  ich  mir  das  Nähere  der 
praktischen  Ausführung  vor  wie  folgt:  Die  Reichsregierung  sorgt 
dafür,  dass  ein  thunlichst  grosser  Theil  der  französischen  Kriegs- 
entschädigung in  Gold  gezahlt  werde;  der  Theil  derselben,  der  sich 
überhaupt  in  Gold  zahlen  lässt,  ist  übrigens  sehr  viel  kleiner,  als 
Viele  sich  vorgestellt  haben.  Aus  diesem  Golde  und  nötigenfalls 
aus  Anderem,  welches  durch  Silberverkauf  zu  beschaffen  wäre, 
prägt  die  Reichsregierung  goldene  Roichsmünzen,  deren  Feingowicht 
sie  bestimmt  nach  dem  zur  Zeit  marktgängigen  Worthverhältniss 
zwischen  Gold  und  Silber,  so  dass  goldene  und  silberne  Reichsmünzen 
zu  gleichem  Nennwerth  auch  gleichwertig  sind  nach  dem  Markt- 
preis ihres  Metallgehalts.  Indem  sie  solche  goldene  Reichsmünzen 
ausgiebt,  bestimmt  sie  durch  Gesetz:  1)  dass  von  einem  bestimmten 
Tage  an  diese  Goldmünzen  in  allen  öffentlichen  Kassen  zum  fest- 
gesetzten Kurse  angenommen  werden;  2)  dass  bei  allen  später  ab- 
geschlossenen Verträgen,  wenn  nicht  ein  Anderes  ausbedungen  wurde, 
Zahlungen  in  goldenen  oder  in  silbernen  Reichsmünzen  zum  Nenn- 
werthe  nach  dem  Belieben  des  Zahlers  angenommen  werden  müssen; 
8)  dass  bei  früher  geschlossenen  Verträgen  es  dem  Schuldner  inner- 
halb einer  gewissen  Frist  angezeigt  werden  müsse,  wenn  der  Gläubiger 
die  Zahlung  in  Gold  ausschliessen  will;  erfolgt  aber  eine  solche  An- 
zeige nicht,  so  wird  präsumirt,  dass  der  Gläubiger  bereit  ist,  die 
Zahlung  in  Silber  oder  in  Gold  anzunehmen. 

Um  Platz  zu  machen  für  die  neuen  Goldmünzen  und  deren 
bleibenden  Umlauf  zu  sichern  wäre  erforderlich,  dio  lOThlr.-  und 
5Thlr.-Noten  zu  unterdrücken,  ferner  Silbormünzen  einzuschmelzen 
und  dafür  Gold  zu  beschaffen,  bis  dem  Bedarf,  an  Goldmünzen  völlig 
genügt  wäre,  d.  b.  bis  soviel  Goldmünzen  im  Umlauf  wären,  dass 
diese  stets  ohne  Aufgeld  einzuwechseln  sind,  falls  Zahlungen  an  das 
Ausland  nöthig  werden.  Die  Prägung  neuer  Beträge  von  Silber- 
münzen müsste  eingestellt  und  erforderlichenfalls  altes  Silbergeld  um- 
geprägt werden.  Auf  diesem  Wege  wäre  die  Goldwährung  am  leichtesten 
einzuführen.  Ich  glaube  auch,  dass  die  auf  diesem  Wege  herbei- 
geführten Währung8zustände  gesunde  und  haltbare  sind ;  darum  habe 
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ich  gerade  den  Antrag  gestellt,  dass  man  der  praktischen  Erfahrung 
die  Entscheidung  anheimstellen  solle,  ob  man  jenen  Zustand  bei- 
behalten könne  und  sollo,  oder  ob  man  ihn  nur  als  Uebergang  be- 
trachten und  mit  der  Verminderung  der  Silbermünzen  fortfahren 
solle,  bis  man  zur  reinen  Goldwährung  gelangt  Es  ist  mir  von 
befreundeter  Seite  angedeutet  worden,  dass  mein  Antrag  sub  A.  2 
keine  Aussicht  auf  Annahme  habe,  weil  derselbe  zu  unentschieden 
sei;  man  wolle  wissen,  woran  man  sei,  ein  Entweder-Oder.  Ja, 
m.  H.,  ich  könnte  Ihnon  mit  vollständiger  Entschiedenheit  aussprechen, 
die  Doppelwährung  sei  die  richtige,  ausführbare,  haltbare ;  die  Herren, 
welche  die  reine  Goldwährung  wollen,  würden  das  nicht  glauben; 
sie  würden  meiner  Behauptung  der  Haltbarkeit  der  Doppelwährung 
die  Behauptung  der  alleinigen  Haltbarkeit  der  Goldwährung  gegen- 
überstellen. Ich  glaube,  dass  das  wirklich  zu  nichts  fuhren  kann, 
wenn  der  Kongress  heute  einen  apodiktischen  Ausspruch  thun  will 
über  den  vermutheten  Verlauf  der  Dinge,  der  eben  nur  durch  sich 
selber  entschieden  werden  kann.  Wollen  Sie  meine  entschiedene 
Ansicht  hören,  so  erkläre  ich  dieselbe  dahin,  dass  die  Doppelwährung 
eine  haltbare  und  die  bei  Weitem  voreuxiehcndere  wäre;  ich  verlange 
aber  nicht,  dass  Sie  dieser  Ansicht  beitreten  sollen.  Wir  sind  alle 
einig  —  ich  glaube,  ich  habe  kaum  eine  andere  Stimme  gehört  — 
dass  zunächst  die  Doppelwährung  als  Uebergang  stattfinden  müsste; 
einige  Herren  glauben,  man  müsse  suchen,  aus  diesem  Zustande 
baldigst  herauszukommen;  ich  bin  entgegengesetzter  Ansicht;  ich 
habe  es  daher  für  das  Angemessenste  gehalten,  hier  in  dieser  Sache 
keinen  Entscheidungsausspruch  zu  fällen,  damit  wir  kein  Dementi 
erleben. 

Was  die  Resolution  des  Herrn  Wetbeiahn  betrifft,  so  spricht 
sich  dieselbe  für  die  reine  Goldwährung  aus.  Nach  No.  II.  derselben 
soll  das  Oberhandolsgericht  zu  Leipzig  vorzugsweise  berufen  sein  in 
der  Frage,  welches  Worthverhältniss  zwischen  Silber  und  Gold  zum 
Zwecke  der  Umwerthung  der  bestehenden  Zahlungsverpflichtungen 
der  Münzreform  zu  Grunde  zu  legen  sei,  eine  Entscheidung  abzugeben. 
Ein  unseliger  Ausweg,  in  dieso  volkswirtschaftliche  Frage,  welche 
den  Volkswirten  soviel  Kopfzerbrechen  kostet,  noch  die  JurLlen 
hineinzuziehen!  Da  verzichte  ich  auf  mein  Amt  und  spreche  kein 
Wort.  Jenes  Werthverhältniss  muss  sich  richten  nach  dem  zur  Zeit 
der  Reform  herrschenden  Verhältniss  dor  Weltmarktpreise  des  Goldes 
und  des  Silbers.  Das  steht  fest:  es  muss  dasjenige,  was  gegeben 
wird,  gleichwertig  sein  mit  dem,  was  gefordert  wird.  Der  Jurist  ist 
ftifht  der  Mann,  an  den  wir  appelliren  müssen,  um  dieses  Werth- 
verhältniss zu  bestätigen.    Herr  Weibetahn  hat  sich  seine  Anträge 
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auf  unbedingte  Einführung  der  Goldwährung  sehr  leicht  gemacht; 
er  ist  heut  nicht  erschienen  und  verweist  uns  in  Beziehung  auf  die 
Motivirung  seiner  Antrage  auf  seine  an  uns  vertheilte  Broschüre  (»Thaler, 
Kronzehntel  oder  Goldgulden  von  Dr.  Hermann  Weibeeahn,  Leipzig, 
Verlagsbuchhandlung  von  J.  J.  Weber  1871),  worin  er  ein  formulirtes 
Reichsgesetz  über  die  Münzreform  uns  vorlegt.  Zur  Durchfuhrung 
dieser  grossen  Maassregel  sollen  wir  erstens  ein  Reichsgesetz  nehmen 
—  Herr  Weibeeahn  macht  dies  fertig  —  zweitens  den  Fürsten 
Bismarck  mit  l'/s  Milliarden  klingender  Goldmünze.  Ja,  meine 
Herren,  wenn  wir  alles  dieses  hätten,  dann  hätten  wir  hier  nicht 
mehr  die  Schwierigkeiten  der  Frage  zu  besprechen;  dann  sind  sie 
gelöst.  Da  ich  aber  don  Fürsten  Bismarck  und  die  Vjt  Milliarden 
nicht  zur  Verfügung  habe,  habe  ich  geglaubt,  auch  andere  Mittel 
der  Ausführung  im  Erwägung  ziehen  zu  müssen  und  verzichte  auf 
jede  weitere  Kritik  der  Vorschläge  des  Herrn  Weibeeahn. 

Herr  Soetbeer  hat  Vorschläge  gemacht  ,  die  von  den  meinigen 
insofern  abweichen,  als  er  für  die  reine  Goldwährung  von  Vornherein 
sich  aussprechen  will,  während  ich  mich  eines  solchen  Ausspruchs 
enthalte.  Seine  No.  V.  indessen  kann  ich  mit  bestem  Danke  akzep- 
tiren;  ich  zweifle  nicht,  dass  dieser  Antrag  bei  der  Versammlung 
den  meisten  Beifall  haben  wird;  ich  wünsche  nur,  dass  mein  Antrag 
eine  gleich  günstige  Aufnahme  finde.  (Bravo!) 

Der  Präsident  bittet  nochmals  die  Währungs-  und  die  Aus- 
münzungsfrage  in  der  Debatte  zu  trennen,  da  dieses,  wie  der  Vor- 
trag des  Referenten  gezeigt  habe,  nicht  allein  möglich,  sondern  der 
Sache  auch  förderlich  sei.  Herr  Soetbeer  erklärt,  dass  er  auf  den 
Wunsch  des  am  Erscheinen  verhinderten  Herrn  Weibeeahn  die  An- 
träge desselben,  soweit  als  sie  mit  seiner  Ueberzeugung  überein- 
stimmten, in  Kürze  vertreten  werde.  Die  Diskussion  über  die  Währungs- 
frage wird  eröffnet;  sie  erstreckt  sich  über  die  Anträge  des  Herrn 
Prinee-Smith  sub  A.,  Soetbeer  mit  Ausnahme  von  No.  IV,  3,  nebst 
dem  Amendement  Franck  zu  No.  IV,  2,  Boehmert  sub  I,  Eggers 
No.  1  und  4  und  Weibeeahn. 

Dr.  Soetbeer  (Hamburg)  dankt  zunächst  dem  Vorsitzenden  dafür, 
dass  er  die  Diskussion  durch  die  Trennung  der  Währungs-  von  der 
Ausmünzungsfrage  erleichtert;  er  werde  sich  strikte  an  die  Währungs- 
frage halten.  Es  sei  mit  grosser  Aufmerksamkeit  den  höchst  inter- 
essanten Auseinandersetzungen  des  Referenten  gefolgt;  sei  aber  nicht 
im  Allermindesten  schwankend  geworden  in  seiner  Ansicht,  dass  der 
Kongress  einzig  und  allein  den  Uebergang  zur  reinen  Goldwährung 
empfehlen  dürfe.  Die  Ansicht  des  Referenten  sei  übrigens  von  der 
seinigen  gar  nicht  so  abweichend,  wie  man  auf  den  ersten  Blick 
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finden  möge.  Es  kommo  darauf  an,  was  man  unter  »> Doppelwährung« 
verstehe;  der  Referent  habe  eine  sehr  wesentliche  Beschränkung 
dieses  Begriffes  herbeigeführt.  Leber  den  ersten  Punkt,  ob  von  der 
bisherigen  reinen  Silberwährung  abzugehen  sei,  verliere  er  kein 
Wort;  darüber  soien  Alle  einig;  or  gehe  sofort  zur  zweiten  Frage 
über:  Sollen  wir  die  roinc  Goldwährung  oder  die  Doppelwährung 
einführen?  Dem  Beispiel  des  Referenten  folgend,  werde  auch  er 
sich  zur  Erläuterung  an  bestimmte  Beispiele  halten.  Ohne  sich  prin- 
zipiell zu  präjudiziren,  wähle  er  das  Beispiel,  dass  die  Werthrelation 
für  die  künftige  Währung  1:15V*  6(>U  dass  wir  al8°  in  Zukunft 
statt  des  jetzigen  30  Thaler -Kusses  einen  465 Thaler- Fuss  haben, 
indem  das  Pfund  fein  Gold  in  465  Thalern  ausgemünzt  würde. 
Um  was  es  sich  handle,  sei  nun  dies,  die  neue  deutsche  Münzordnung 
müsso  sagen:  das  legale  Zahlmittel  soll  für  die  Zukunft  sein  der 
Thaler,  465  gorechnet  auf  ein  Pfund  fein  Gold  und  weiter  Nichts; 
während  es  nach  der  Ansicht  des  Referenten  heissen  müsse:  der 
Thaler  entweder  30  gerechnet  auf  ein  Pfund  fein  Silber  oder  465 
gerechnet  auf  ein  Pfund  fein  Gold.  Um  die  Doppelwährung  und 
die  reine  Goldwährung  auseinander  zu  halten,  wolle  er  das  Beispiel 
zweier  Länder  mit  beiden  Währungen  nehmen  und  Deutschland 
empfehlen  bei  Aufgebung  der  reinen  Silberwährung  dem  Beispiele 
des  Landes  mit  reiner  Goldwährung  zu  folgen,  England,  wo  das 
Silber  nur  bis  zum  Betrag  von  2  L.strI.  legales  Zahlungsmittel  ist 
Der  Typus  eines  Landes  mit  Doppelwährung  sei  Frankreich\  dort 
könne  Jeder  seine  Zahlungsverbindlichkeiten  leisten  mit  5  Franks- 
stücken, ausgeprägt  zu  200  Frks.  auf  das  Kilogramm  Münzsilber  oder 
in  10-  und  20  Franksstücken ,  wovon  3100  Frks.  gorechnet  werden 
auf  das  Kilogramm  Münzgold.  Es  komme  dabei  der  für  die  Doppel- 
währung wesentliche  Umstand,  den  er  als  nothwendige  Bedingung 
halt«,  in  Betracht,  dass  in  Frankreich  Jeder  berechtigt  ist,  Gold- 
münzen in  die  Münzstätte  zu  bringen,  wo  ihm  nach  einem  bestimmten 
Verhältniss  dafür  5-,  10-,  20-Franksstücke  gegen  eine  Gebühr  von 
6,70  Frks  pro  Kilogramm  Münzgold  ausgezahlt  werden;  dass  aber 
Jeder  auch  das  Recht  hat,  jede  Zeit  Silber  hinzubringen,  und  gegen 
eine  Gebühr  von  1,15  Frks.  pro  Kilogramm  Münzsilber  Münze  dafür 
zu  erhalten.  In  diesem  sehr  wesentlichen  Punkte  dilferire  er  vom 
Referenten,  der  die  Doppelwährung  unter  der  Bedingung  empfehle, 
dass  der  Staat  sich  vorbehalte,  nach  diesem  Münzfuss  ausmünzen  zu 
lassen  oder  nicht.  Damit  werde  abor  der  Doppclwährung  der  Boden 
unter  den  Füssen  weggezogen.  Soweit  seine  Nachrichten  aus  den 
Münzstätten  in  Brüssel  und  Paris  reichten,  habe  seit  1866  die  Aus- 
münzung von  5  Franks -Stücken  in  Silber  in  nicht  unbedeutendem 
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Maasse  schon  wieder  stattgefunden ;  mit  400— 500  Millionen  Frks.  glaubo 
er  nicht  zu  viel  zu  sagen.  Dies  sei  dor  Grund  gewesen,  weswegen 
die  Werthrelation  der  Edelmetalle  oder  was  dasselbe  sei,  der  Londoner 
Silberpreis  nicht  unter  gewisse  Normen  habe  fallen  können-,  sowie 
er  tiefer  falle,  würde  das  Silber  aus  dem  Londoner  Markte  genommen, 
nach  Brüssel  oder  Paris  in  die  Münze  gebracht,  in  5 Franks-Stücko 
ausgeprägt,  dafür  Gold  gekauft  und  damit  die  Wechsel  bezahlt,  wo- 
gegen das  Silber  bezogen  worden  sei.  Er  könne  nicht  genug  hervor- 
heben, dass  dieses  nach  seiner  Ansicht  der  wesentlichste  Punkt  der 
Doppelwährung  sei.  Was  der  Referent  wolle,  sei  nur  eine  versteckte 
Doppelwährung,  die  sich  gerade  dort  nicht  bewähre,  wo  sie  von 
praktischer  Bedeutung  sein  solle.  Welche  Gründe  seien  es  denn 
eigentlich  gewesen,  die  plötzlich  und  gewiss  den  meisten  Volkswirthen 
unerwartet  seit  einigen  Jahren  Yertheidiger  der  Doppclwährung  ins 
Feld  geführt  hätten?  Bis  vor  wenigen  Jahren  schien  es  in  der 
Volkswirtschaft  eine  ganz  unumstössliche  Sache,  dass  die  Doppel- 
währung ein  nothwendigos  üebel  sei  und  nur  fortbestehe,  weil  sie 
ohne  Verletzung  bestehender  Rechtsverhältnisse  nicht  gut  abzuschaffen 
sei.  Erst  durch  Wolowski  sei  es  aufgekommen  und  dann  auch  in 
Deutschland  angenommen  worden,  dass  dio  Doppelwährung  das  Bessere 
sei.  Früher  galt  es  für  unerschütterlich,  dass  man  als  Werthmaassstab 
etwas  Festes  haben  müsse,  ein  bestimmtes  Quantum  Gold  oder  Silber 
von  bestimmter  Feinheit  als  Einheit,  um  alles  Ucbrigo  zu  messen  — 
natürlich  sei  es  unmöglich,  dass  es  einen  festen  Werthmesser  gebe  — 
nun  solle  aber  statt  eines  solchen"  einheitlichen  Maasses  ein  gewisser- 
maassen  elastischer  Werthmesser  Silber  oder  Gold  sein,  je  nachdem. 
Ein  wesentlicher  Punkt  sei  ferner  der,  dass  man  sich  den  Schuldner, 
der  die  Wahl  hat,  ob  er  in  Gold  oder  Silber  zahlen  wolle,  immor 
nur  als  den  armen,  bedrängten  Mann  denkt;  in  Wirklichkeit  soi  es 
aber  oft  der  reiche  Mann,  der  Wittwon  und  Waisen  ihre  Renten  aus- 
zahlen soll.  Warum  der  nun  in  Zukunft  die  Wahl  haben  solle,  sehe 
er  nicht  ein.  Man  denke  nur  an  den  Reichskanzler,  solle  dieser  die 
Wahl  haben,  nach  Belieben  die  Zinsen  der  Bundesanleihen  in  Silber 
«der  in  Gold  zu  zahlen?  Wo  Doppelwährung,  da  sei  sie  stets  zum 
Vortheil  des  Schuldners,  der  sich  wählen  werde,  was  ihm  am  besten 
scheint.  Jedermann  werde  zugeben,  dass  beim  Wechsel  aller  Dinge 
Gold  und  Silber  im  Schwanken  begriffen  seien,  ob  diese  Schwankungen 
Vi  oder  1  Prozent  betragen,  sei  einerlei,  es  komme  hier  stets  nur 
auf  kleine  Unterschiede  an.  Er  behaupte  nun,  dass  es  eigentlich 
rechtlich  unmöglich  sei,  die  Doppelwährung  einzuführen  mit  rück- 
wirkender Kraft  in  einem  Lande,  wo  man  eine  bestimmte,  die  Silber- 
währung gehabt  habe,  wie  in  Deutschland,  nämlich  in  der  Auffassung, 
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die  doch  die  allgemeine  sei,  dass  der  Schuldner  in  Zukunft,  wenn 
nichts  Anderes  bedungen  sei,  in  Silber  zahlen  könne  oder  in  Gold 
je  nach  Wahl.  Als  Beispiel  führe  er  die  Umwandlung  der  früher 
von  Landgütern  zu  leistenden  Kornlieferungen  in  eine  Rente  an,  die 
fast  überall  beim  Uebergang  der  Natural-  in  die  Kapitalwirthscbaft 
stattgefunden  hatte.  Man  habe  sich  gewiss  oft  darüber  beschwert, 
dass  ihr  dieser  oder  jener  Maassstab,  der  Durchschnittspreis  von 
50  oder  von  80  Jahren  oder  sonst  zu  Grunde  gelegt  wurde;  aber 
ein  gegebenes  Maass  dafür  sei  nun  einmal  nicht  vorbanden;  es  hänge 
so  etwas  mehr  oder  minder  von  Willkühr  und  Ansicht  ab.  Nun 
denke  man  sich,  dass  ein  Gesetz  gegeben  würde,  worin  verfugt  wurde, 
es  sollen  statt  so  und  soviel  Scheffel  Roggen  in  Zukunft  etwa  so  und  soviel 
Thaler  oder  der  Roggen  in  natura  gegeben  werden  nach  Wahl  des 
Zahlungspflichtigen;  der  würde  natürlich  in  den  Jahren,  wo  das 
Getreide  theurer  sei,  Geld  zahlen  und  der  Empfanger  würde  dann 
benachteiligt  sein.  Sei  es  nun  aber  nicht  ganz  dasselbe,  wenn  Ver- 
bindlichkeiten, die  ganz  bestimmt  auf  eine  Summe  Thaler  lauten, 
30  solcher  Thaler  ausgeprägt  aus  einem  Pfund  fein  Silber,  in  Zukunft 
erfüllt  werden  könnten  auch  durch  Zahlung  in  Thalern  Gold,  von  denen 
465  auf  das  Pfund  fein  Gold  gehen?  Sei  Gold  billiger,  als  dieses 
Verhältniss  1:15'/«  es  annehme,  so  werde  der  Schuldner  in  Gold 
zahlen;  sei  Silber  billiger,  in  Silber;  der  Empfänger  sei  unter  allen 
Umständen  der  Beschädigte.  Er  sehe  nun  gar  nicht  ein,  weshalb 
das  Gesetz  eine  solche  Bestimmung  treffen  sollte.  Wenn  dasselbe 
sagte:  von  dem  und  dem  Tage  an  soll  Alles,  was  bisher  in  Silber 
geleistet  wurde,  in  Gold  geleistet  werden,  aus  allgemeinen  volkswirth- 
wirthschaftlichen  Rücksichten;  wir  wollen  dabei  unparteiisch  zu  Werke 
gehen  und  beim  Boginn  den  Durchschnitt  des  Werthverhältnisses 
nehmen,  wie  er  sich  aus  einer  Reihe  von  Jahren  herausstellt;  wir 
nehmen  diese  Nonn  von  l:15*/t  anj  aber  von  dem  Tage  an  muss 
der  Schuldner  nun  auch  nach  diesem  Verhältniss  bezahlen,  wenn  der 
Gläubiger  ihn  nicht  davon  befreit,  die  Werthrelation  mag  sich  in 
Wirklichkeit  stellen,  wie  sie  will  —  so  könne  wohl  eine  Meinheits- 
verschiedenheit  darüber  stattfinden,  ob  diese  Norm  die  richtige  sei; 
aber  da  os  ungewiss  sei,  wie  sie  sich  künftig  praktisch  stellen  werde, 
so  bleibte  doch  eine  gewisse  Chance,  dass  Keiner  zu  kurz  komme. 
Wenn  aber  dem  Zahlungspflichtigen  freigestellt  werde,  ob  er  das 
Neue  benutzen  odor  beim  Alten  bleiben  wolle,  so  sei  der  Empfänger 
ganz  gewiss  beeinträchtigt.  Allerdings  könne  man  eine  Doppel- 
währung nehmen,  wo  dieses  nicht  der  Fall  sei,  wenn  man  nämlich 
das  Gold  so  tarifirt,  dass  Niemand  auf  den  Einfall  kommt,  in  Gold 
zu  zahlen.   Eine  solche  Doppelwährung  könne  man  sich  gefallen 
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lassen;  sie  sei  aber  eine  reine  Illusion,  es  wäre  dies  ganz  dasselbe, 
als  wenn  man  das  Gesetz  gäbe:  Jedermann  solle  verpflichtet  sein, 
eine  Pistole  zu  5  Thaler  Kurant  anzunehmen.  Gewiss,  sie  zu  diesem 
Preise  anzunehmen  würde  Jeder  bereit  sein,  aber  es  würde  sie  Nie- 
mand zu  diesem  Preise  in  Zahlung  yebetu    Es  bleibo  also  dabei: 
das  System  der  Doppelwährung  sei  entweder  eine  Illusion,  wenn  der 
Maassstab  so  tief  unter  dem  Werthverhaltniss  genommen  würde,  dass 
Keiner  davon  Gebrauch  mache;  oder  aber  sie  sei  thatsächlich,  so 
dass  sie  benutzt  werde,  dann  sei  sie  eine  entschiedene  Beeinträchtigung 
des  Gläubigers  und  eine  solcho  Ungerechtigkeit  könne  man  gewiss 
nicht  zugeben.  Aus  diesem  Grunde  erkläre  er  sich  entschieden  gegen 
die  Doppelwährung.    Man  könne  nun  fragen,  wenigstens  liege  diese 
Frage  sehr  nahe:  wie  sind  Männer,  die  darüber  nachgedacht  haben, 
auf  den  Einfall  gekommen,  der  Doppelwährung  eine  so  grosse  Be- 
deutung beizulegen.    Er  finde  dafür  namentlich  zwei  Gründe;  ein 
Grund  sei  der,  welchen  Wolowski,  der  Direktor  der  niederländischen 
Bank  Mees  und  Einzelne  in  England  hervorgehoben  haben  ,^dass  sie 
sagen :  wenn  Deutschland  zur  alleinigen  Goldwährung  übergehen 
und  nur  soviel  Silber  ausmünzen  würde,  wie  zu  kleinen  Zahlungen 
erforderlich  ist,  wo  sotten  wir  mit  dem  Silber  hin?  Deutschland 
hat  nach  allgemeiner  Annahme  ungefähr  500  Millionen  Thaler  Silber- 
münzen; wenn  nun  davon  100  Millionen  als  Scheidemünze  bleiben, 
wo  sollen  wir  mit  den  übrigen  400  Millionen  hin,  zumal  wenn  auch 
Frankreicli  und  Belgien  die  Doppelwährung  abschaffen  und  das  dortige 
Silber  an  den  Markt  kommt?    Es  ist,  sagen  sie,  zu  orwarten,  dass 
eine  enorme  Entwertung  des  Silbers  stattfinde.    Man  verweise  auf 
Indien  und  China  mit  ihren  vielen  Millionen  Einwohnern;  die  Er- 
fahrung zeige  aber,  dass  Alles  seine  Grenze  habe,  auch  die  Silber- 
ausfuhr dorthin.    1867  und  1869  sei  Silber  von  China  in  grossen 
Quantitäten  nach  England  zurückgekommen.  Die  Abnahme  des  Silbers 
trotz  grosser  Produktion  sei  nur  dadurch  möglich,  dass  es  zur  Aus- 
münzung in  den  Ländern  mit  Doppelwährung  und  mit  reiner  Silber- 
währung  habe  benutzt  werden  können.  So  die  Einen.  —  Die  Andern 
behaupten:  wenn  Silber  aufhört,  zu  Münzzwecken  benutzt  zu  werden 
wie  bisher,  so  werde  eine  beträchtliche  Enlwerthung  desselben  ein- 
treten und  zugleich  Gold  im  Werthe  ausserordentlich  gesteigert  werden, 
und  zwar  nicht  allein  im  Verhältniss  zum  Silber,  sondern  auch  als 
Austauschmittel  im  Allgemeinen,  weil  alle  Zirkulationsmittel,  selbst 
die  auf  Kredit  begründeten,  schliesslich  immer  auf  eine  bestimmte 
Summe  Edelmetall,  in  Zukunft  also  Gold,  lauten  und  beim  Seltener- 
worden desselben  die  Barrenvorräthe  der  Bank  von  England  sich 
jährlich  vermindern.  Der  Werth  d*s  Goldes  würde  also  eine  ausser- 
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ordentliche  Revolution  erfahren  und  zwar  zum  Nachtheil  Derjenigen, 
welche  Zahlungen  auf  eine  bestimmte  Summe  lautend  zu  leisten  haben, 
zum  Vortheil  Derjenigen,  welche  Hypothekenzinsen  und  dergleichen 
Zahlungen  zu  empfangen  haben.  Deutschland  solle  deswegen  bei  der 
reinen  Silberwährung  mit  Holland  und  Skandinavien  bleiben,  um  der 
Ausgleichung  des  Silberpreises  wegen.  Sollte  aber  die  Doppelwährung 
in  Deutschland  eingeführt  und* in  den  lateinischen  Ländern  beibehalten 
werden,  dann  dürften  in  Zukunft  nur  ganz  unbedeutende  Schwankungen 
entstehen.  So  dio  Andern.  —  Diese  Schwierigkeit  schätze  er  nun 
nicht  gering,  wenn  er  dieselbe  auch  für  übertrieben  halte ;  man  müsse 
sich  aber  um  die  weite  Zukunft  nicht  zu  sehr  kümmern.  Fasse  man 
den  gegenwärtigen  Moment  ins  Auge,  so  müsse  man  sagen,  dass  der- 
selbe für  den  Uebergang  Deutschlands  zur  reinen  Goldwährung  ausser- 
ordentlich günstig  sei  und  dass  er  eine  ausserordentliche  Entwerthung 
des  Silbers  nicht  befurchten  lasse.  In  den  nächsten  Jahren,  während 
Deutschland  diese  Operation  vollziehe,  vermöchten  Frankreich  und 
die  mit  ihm  münzverbündeten  Länder  die  Doppelwährung  nicht  auf- 
zugeben. Dor  Krieg  spiele  auch  hier  hinein.  Man  sage,  Deutschland 
könne  leicht  übergehen  zur  Doppclwährung,  weil  Frankreich  ihm 
soviel  Gold  zu  zahlen  habe;  diese  Auffassung  sei  aber  nicht  richtig. 
Ob  gute  Wechsel  oder  Napoleonsd'ors  gezahlt  würden,  sei  gleichgültig; 
denn  für  die  ersten  könno  man  Gold  bekommen:  Frankreich  sei  die 
Verpflichtung  eingegangen,  5  Milliarden  Franks  zu  zahlen,  d.  h.  ent- 
weder in  Silber  oder  in  Gold,  es  habe  die  Wahl.  Sei  es  nun  wohl 
denkbar,  dass  bis  1873,  wo  die  letzten  drei  Milliarden  bezahlt  werden 
sollen,  Frankreich  sich  in  die  Lage  bringen  werde  zu  sagen:  ich  will 
jetzt  die  Doppelwährung  abschaffen  und  nur  Gold  ausmünzen,  mir 
die  Möglichkeit  entziehen,  auch  in  Silbor  zahlen  zu  können  oder  in 
Londoner  Wechseln,  die  nach  dem  Kurse  des  Goldes  und  Silbers 
notirt  sind?  Man  könno  wohl  ziemlich  ruhig  sein,  dass  Frankreick 
bei  seinen  gegenwärtigen  grossen  Zahlungsverbindlichkeiten  nicht  die 
Doppelwährung  verlassen  werde.  Wenn  Deutschland  zur  reinen  Gold- 
währung übergehe,  so  könne  der  Fall  eintreten,  dass  das  Verhältnis« 
sich  gerade  umkehre,  dass,  während  in  Frankreich  bisher  die  ganze 
Zirkulation  bis  auf  eine  Kleinigkeit  in  Gold,  in  Deutschland  dagegen 
in  Silber  bestand,  nun  umgekehrt  Deutschland  Gold  hat,  und  in 
Frankreich  wie  vor  1850  Gold  verhältnissmassig  nur  selten  zirkulirt, 
das  werde  dann  das  Bedenken  beruhigen,  welchos  Einige  dagegen 
haben,  dass  Deutschland  zur  reinen  Goldwährung  übergehe. 

Der  andere  Einwand  sei:  wie  soll  es  beim  Uebergang  gehalten 
werden?  Man  müsse  wenigstens  für  diesen  dio  Doppelwährung  haben. 
Er  erkläre  sich  gegen  die  Doppelwährung  auch  als  Uebergang;  donn 
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sei  man  erst  im  Provisorium,  so  sei  es  höchst  wahrscheinlich,  dass 
man  immer  dabei  bleibe.   Wenn  es  eine  Ungerechtigkeit  sei,  Dem- 
jenigen, der  in  Silber  kontrahirt  hat,  aufzuerlegen,  dass  er  das  Eine 
oder  das  Andere  nehmen  müsso,  so  bleibe  sich  die  Ungerechtigkeit 
im  Provisorium  wie  im  Definitivum  gleich;  Viele  würden,  wenn  die 
Konjunktur  darnach  wäre,  den  Uebergang  benutzen,  um  sich  von  der 
Verpflichtung,  in  Silber  zu  zahlen,  zu  befreien  und  der  Gläubiger 
hätte  dann  für  spätere  Zeit  das  Nachsehen.    Man  denke  sich  bei 
diesem  Uebergang  die  Sache  viel  schwieriger,  als  sie  wirklich  sei. 
Was  er  als  Uebergang  vorschlagen  und  was  als  solcher  genügen 
würde,  werde  vielleicht  von  Einigen  als  »Doppelwährung«  angesehen 
werden;  er  aber  nenne  es  nicht  so,  weil  dabei  die  wesentlichste  Be- 
dingung, die  beliebige  Ausprägung  fehle.    Wenn  festgestellt  werde, 
dass  von  einem  bestimmten  Tage  an  die  reine  Goldwährung  eingeführt 
werde,  465  Thaler  gleich  Einem  Pfund  fein  Gold  und  Jeder  nun 
gehalten  sei,  bis  auf  eine  bestimmte  Summe,  die  im  Gesetze  fest- 
gestellt werde,  in  Gold  zu  zahlen  und  Silbermünzen  nur  als  Scheide- 
münze anzunehmen  verpflichtet  sei,  so  schliesse  das  nicht  aus,  dass 
für  den  Uebergang  bestimmt  werde,  dass  die  bisherigen  Silbermünzen 
auch  noch  als  lokales  Zahlungsmittel  gelten.    In  diesem  Sinne  sage 
er  in  seinem  Antrage  sub  IV.,  2 :  »die  im  Umlauf  verbleibenden  Silber- 
münzen gelten  (als  Quoten  der  neuen  Reichs-Goldmünze  und)  als 
dieser  gleichgestelltes  gesetzliches  Zahlungsmittel«.   Diese  Klausel 
beziehe  sich  nicht  auf  die  Scheidemünze,  sondern  auf  die  ganze  Masse 
des  jetzt  umlaufenden  Silbergeldes.   Nehme  man  diese  für  Deutsch- 
land auf  500  Millionen  Thlr.  an,  umlaufend  oder  in  Bankreserven,  so 
werde  der  Bedarf  des  Mediums  später  ein  noch  grösserer  sein,  denn 
er  begrüsse  mit  Freuden,  was  der  Referent  sage,  dass  der  Haupt- 
nutzen der  Münzreform  sein  werde,  dass  mit  den  kleinen  Banknoten 
aufgeräumt  und  ein  grösserer  Begehr  nach  Goldmünzen  geschaffen 
werde.   Denke  man  nun  ferner,  das  Gesetz  bestimme,  dass  gleich- 
zeitig eine  Sistirung  der  Silberausmümung  stattfinde  und  Niemand 
ferner  mehr  aus  4en  Münzstätten  Silbermünzen  beziehen  könno  oder 
dass  die  Münzstätten  sich  vorbehalten,  den  Preis  des  Silbers  so 
billig-  zu  stellen,  dass  Niemand  es  dafür  hergebe,  und  dass  sie  es 
nur  zur  Ausprägung  von  Scheidemünze  kaufen,  so  müssen  die  Gold- 
münzen immermehr  in  Zirkulation  treten;  die  300  bis  400  Millionen  Thlr 
Silber  würden  daneben  ruhig  fortlaufen  und  es  bliebe  der  Reichs- 
gewalt überlassen,  sukzessive  die  Silbermünzen  einzuziehen.  Niemand 
könne  dagegen  irgend  ein  Bedenken  erheben.    Er  bohaupte  nur: 
dieses  sei  keine  Doppelwährung,  sondern  nur  der  Schein  einer  solchen; 
die  Silbermüuzen  seien  während  dieser  Uebcrgangszeit  nur  verkapptes 
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Goldgeld,  wie  die  preussischen  Friedrichsd'ors,  obschon  in  Geld 
ausgeprägt,  effektiv  Silbergeld  waren;  denn,  wie  auch  die  Werth- 
relation zwischen  Gold  und  Silber  war,  man  konnte  sie  zum  festen 
Kurse  von  5  Thlrn.  20  Sgr.  in  Preussen  ausgeben. 

Der  Vorredner  habe  gesagt,  es  bedeute  nichts  für  die  Werth- 
relation, wie  der  Londoner  Silberpreis  sei;  er  behaupte,  dass  dies 
der  einzige  bestimmte  Maassstab  sei,  der  durchaus  zutreffe,  gerade 
weil  Silber  in  London  nur  Waaro  sei.  Wenn  der  Preis  nicht  mehr 
geschwankt  hat,  so  wäre  der  Grund  dafür  der,  dass  man  mit  verhältniss- 
mässig  geringen  Kosten  Silber  in  Barren  von  London  nach  Brüssel 
und  Paris  brachte  und  dort  ausmünzen  lassen  konnte;  deswegen 
konnte  der  Silberpreis  nicht  tiefer  fallen.  Dass  er  nicht  höher  stieg, 
hätte  seinen  Grund  darin  gehabt,  dass  Ostindien  und  China  nicht 
mehr  in  dem  Maasse  wie  früher  Silber  einhandelten  und  dass  die 
Silberproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  bedeutend  gehoben 
habe.  Er  habe  Vergleiche  angestellt  seit  dem  Jahre  1815  zwischen 
dem  Kurs  der  Londoner  Wechsel  kurzer  Sicht  in  Hamburg  d.  h. 
wieviel  Gold  in  London  in  Hamburg  Silber  kostet;  und  da  stelle 
sich  merkwürdigerweise  nur  eine  ganz  irrelevanto  Differenz  heraus; 
ein  Beweis  dass  der  Londoner  Silberpreis  der  richtige  Maassstab  sei. 
Es  sei  nicht  unwichtig  dies  zu  konstatiren,  um  späterhin  festzustellen, 
uach  welchem  Maassstab  konvertirt  werden  solle.  Bei  der  inter- 
nationalen Münzkonferenz  zu  Paris  im  Jahre  1867,  wo  zwanzig 
Staaten  vertreten  waren  und  zwar  die  meisten  durch  diejenigen 
Männer,  die  in  ihnou  als  Autoritäten  in  Münzfragen  gelten,  habe  keine 
einzige  Stimme  sich  dafür  erhoben,  die  Doppelwährung  anzunehmen; 
die  Franzosen  und  Belgier  wären  für  Abschaffung  derselben  gewesen, 
falls  eine  Einigung  zu  Stande  kommen  sollte.  Eine  höchst  schwierige 
Sache  sei  freilich  die  Bestimmung:  wie  solle  konvertirt  werden  von 
der  alten  Münze  zu  der  neuen?  Diese  Schwierigkeit  treffe  nicht  zu 
bei  Münzveränderungen,  die  dasselbe  Metall  beibehalten.  Soweit  seine 
Kenntniss  in  der  Münzgeschichte  reiche,  sei  der  Fall  noch  nicht  vor- 
gekommen, wo  bei  ruhigen,  gesunden  Münzzuständen  von  der  reinen 
Silberwährung  zur  reinen  Goldwährung  übergangen  worden  sei;  es 
müsse  da  eine  feste  Norm  festgestellt  werden,  worauf  bei  der  Aus- 
münzungsfrage  zurückzukommen  sei  (Bravo  I). 

Dr.  Böhmerl  (Zürich)  tritt  für  seinen,  wie  er  sagt,  sehr  weit 
gehenden  Antrag  ein,  dass  sich  der  12.  volkswirtschaftliche  Kongress 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  9.  Kongress  in  Hamburg  für  die  Grund- 
lagen des  lateinischen  Münzvertrages  und  für  die  auf  der  Münzkonferenz 
von  1867  festgestellten  Grundsätze  erklären  möge.  Wenn  man  dies 
thue,  so  komme  man  zugleich  über  die  Schwierigkeit  hinweg,  eine 
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Reihe  von  Gründen  gegen  das  Fortbestehen  der  Silberwährung  an- 
zuführen, wie  es  der  Referent  gethan  habe.  Die  von  demselben  an- 
geführten Gründe  seien  zwar  sehr  überzeugender  Art;  aber  sie  seien 
doch  nicht  erschöpfend.  Man  müsse  z.  B.,  wie  dies  in  früheren 
Resolutionen  verschiedener,  namentlich  des  Nordwestdeutschen  Kon- 
gresses zu  Oldenburg  geschehen  sei,  auch  anführen,  dass  Gold  sich 
besser  als  irgend  ein  anderes  Metall  zum  allgemeinen  Werthmesser 
eigene,  weil  es  in  kleinem  Raum  einen  sehr  hohen  Werth  einschliesse, 
weil  gemünztes  Gold  sich  am  leichtesten  transportiren  und  aufbewahren 
lasse  il  s.  w.,  kurz  es  müssten  dann  auch  alle  die  inneren  Vorzüge 
des  Goldes  für  den  Verkehr  angeführt  werden.  Die  Frage  über  deu 
Vorzug  der  Goldwährung  vor  der  Silberwährung  sei  aber  wohl  für 
eine  abgeschlossene  zu  erachten,  so  dass  man  nicht  erst  auf  die  ein- 
zelnen Gründe  zurückzukommen  brauche;  schon  vor  vier  Jahren  auf 
dem  Hamburger  Kongress  habe  sich  kein  eigentlicher  Vertheidiger  der 
Silberwährung  mehr  gefunden.  Einmüthig  sei  damals  beschlossen 
worden  zu  resolviren,  »der  Kongress  erachte  es  für  zeitgemäss  und 
höchst  wünschenswerth ,  dass  die  einer  vollständigen  Münzeinheit  in 
Deutschland  noch  entgegenstehenden  Hindernisse  und  ausnahmsweisen 
Zustände  baldigst  beseitigt  und  dass  gleichzeitig  zur  Goldwährung  im 
geeigneten  Anschluss  an  die  Pariser  Münzkonvention  vom  23.  Dez.  1865 
und  die  von  der  internationalen  Münzkonferenz  im  Juli  1867  empfohleueu 
Grundsätze  übergegangen  werde.«  Er  bitte  in  erster  Linie,  bei  dem 
damals  gefassten  Beschlüsse  zu  beharren.  Auf  die  Empfehlung  des 
Frankensystems  sei  hier  bei  der  Währungsfrage  nicht  Zeit  einzugeben. 
Er  möchte  aber  darauf  aufmerksam  machen,  dass  durch  den  Ueber- 
gang  zur  reinen  Goldwährung  Deutschland  diejenige  Führerrolle  über- 
nehmen könne,  welche  in  den  letzten  Jahrzehnten  unbestritten  Frank- 
reich auf  dem  finanziellen  Gebiete  eingenommen  und  durch  die  es 
im  Verkehr  mit  anderen  Ländern  sich  grosse  materielle  und  finanzielle 
Vortheile  angeeignet  habe.  Er  komme  aus  einem  Lande  mit  der  Doppel- 
währung (der  Schweiz),  obgleich  er  diesen  Namen  überhaupt  nicht  ge- 
brauchen möge  und  die  Bezeichnung  »Alternativwährung«  richtiger 
finde,  da  es  heisse:  entweder  Gold  oder  Silber;  die  Schweiz  habe 
nun  gerade  in  den  letzten  Jahren  die  Gefahr  durchgemacht,  möglicher- 
weise wieder  in  die  Silberwährung  hineinzukommen.  Er  selbst  sei 
Zeuge  gewesen  von  der  Angst,  wieder  mit  silbernen  5  Franks-Stückeu 
überschwemmt  zu  werden  und  statt  des  bequemen  Goldes  unbequemes 
Silbergeld  in  Zahlung  nehmen  zu  müssen.  Man  habe  sich  von  Seiten 
der  Schweizer  Volksvertretung  die  grösste  Mühe  gegeben,  die  reine 
Goldwährung  herzustellen  in  den  Ländern  des  lateinischen  Münzver- 
trages ;  das  sei  aber  weder  in  der  Schweiz  noch  in  Belgien  gelungen, 
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weil  in  Frankreich  und  namentlich  in  Paris  Hindernisse  sich  auf- 
thürmton,  dio  zum  Theil  von  Interessen  rein  persönlicher  Art  her- 
rührten. Wie  Schweizer  Finanzautoritäten  versichern,  hätten  sich 
namentlich  die  grossen  Pariser  Bankiers  dagegen  gestemmt,  welche 
bei  den  Schwankungen  der  Werthrelation  zwischen  Silber  und  Gold 
sehr  gute  Geschäfto  machten  zum  Nachtheil  der  Arbeit,  der  Bequem- 
lichkeit und  des  Verkehrs.  Die  Alternativwährung  sei  in  der  That 
ein  unglücklicher  Zustand  und  die  Finanzmänner,  welche  das  all- 
gemeine Wohl  im  Auge  hätten,  trachteten  in  der  Schweiz  wie  in 
Frankreich  darnach,  diese  nur  für  einen  kleinen  Theil  von  Kaufleuten 
und  namentlich  von  Spekulanten  günstigen  Schwankungen  endlich  zu 
beseitigen  und  mit  Hülfe  der  reinen  Goldwährung  einen  festen  Maass- 
stab für  den  Verkehrsaustausch  im  Innern  und  nach  Aussen  zu 
schaffen.  Deutschland  würde  sich  also  in  eine  günstige  Position 
setzen,  wenn  es  gegenwärtig  zur  reinen  Goldwährung  übergehe,  es 
würde  die  Länder  des  lateinischen  Münzvertrages  mehr  und  mehr  seinem 
System  gewinnen,  namentlich  wenn  es  den  grossen  Entschluss  fassen 
wollte,  den  Franken,  diese  von  mehr  als  100  Millionen  Menschen 
bereits  in  Anwendung  gebrachte  Münze,  anzunehmen.  Deutschland, 
wo  man  geordnete  feste  Münzzustände  hat,  möge  namentlich  vor  der 
Alternativwährung  sich  warnen  lassen;  denn  das  habe  wenigstens  die 
reine  Silberwährung  für  sich,  einen  festen  Maassstab  des  Werthes 
in  die  Hand  zu  geben.  Er  empfehle  sofort  zur  reinen  Goldwährung 
überzugehen  und  zwar  entweder  zum  Franken  oder  zum  Goldgulden 
(10  Goldgulden  gleich  25  Franken),  wie  er  in  No.  II.  seiner  Resolution 
vorschlage. 

Qrumbrecht  (Harburg)  erklärt  sich  in  allen  Beziehungen  mit  den 
Anträgen  Soetbeer'a  einverstanden,  während  er  denen  Prince-SmMk's 
ebenso  entschieden  widersprechen  müsse.  Auch  mit  Böhmert  könne 
er  sich  einverstanden  erklären,  da  dessen  Antrag  in  seinem  ersten 
Theile  in  der  That  nur  die  Resolution  wiederaufnehme,  welche  der 
Hamburger  Kongress  1867  auf  seinen  (Redners)  Antrag  gefasst  habe. 
Die  Anträge  Soetbeer's  hinwieder  stimmten  mit  den  Beschlüssen  der 
freien  Reichstags-Kommission  üborein,  an  denen  er,  von  Berlin  ab- 
wesend, leider  sich  nicht  habe  betheiligen  können,  denen  er  aber  aus  der 
Ferne  völlig  beigestimmt  habe,  nur  Punkt  IV,  2  enthalte  etwas  Neues. 
Dieser  behandle  die  schwierigste  Frage ;  denn  nicht  in  dem  Beschlüsse, 
die  Gold-,  oder  die  Doppel-,  oder  die  Silberwährung  einzuführen, 
liege  dio  Schwierigkeit,  sondern  in  der  Ausführung  dieses  Beschlusses. 
Und  nur  im  Hinblick  auf  diese  Schwierigkeit  vermöge  er  sich  zu 
erklären,  wie  Volkswlrthe,  welche  früher  für  die  Goldwährung  ge- 
wesen, jetzt  die  Doppelwährung  priesen,  die  vor  vier  Jahren  in 
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wissenschaftlichen  Kreisen  noch  als  ganz  indiskutabel  gehalten  wurde, 
in  kaufmännischen  Kreisen  habe  man  freilich  zu  ihr  hingeneigt; 
doch  in  diesen  Kreisen  stelle  man  überhaupt  alle  möglichen  For- 
derungen, auch  solche,  die  von  der  Wissenschaft  längst  als  nicht 
haltbar  erwiesen  wären.  Ja  wäre  die  Doppelwährung  ausführbar,  so 
wäre  es  ganz  vortrefflich,  zwei  Maassstäbe  zu  haben,  die  sich  kou- 
trollirten;  so  komme  man  aber  zu  zwei  verschiedenen  Maassstäben 
und  das  gehe  nicht  an.  Der  Referent  habe  überhaupt  Gold  und 
Silber  immer  nur  als  Zahlungsmittel  behandelt;  ihm  sei  ihre  Funktion 
als  Werthmesser  viel  wichtiger.  Ebenso  wie  es  unmöglich  sei,  nach 
Belieben  mit  der  hannoverschen  oder  preussischen  Elle  zu  messen, 
sei  es  auch  unmöglich  die  Werthe  gleichzeitig  gegen  Gold  oder 
gegen  Silber  zu  messen,  es  sei  denn,  man  uehme  an,  dass  es  mög- 
lich sei,  eine  bestimmt«  Werthrelation  zwischen  beiden  Metallen  fest- 
zuhalten, was  noch  Niemand  nachzuweisen  versucht  habe,  noch  ver- 
suchen könne.  Zwei  verschiedene  Objekte  könnten  unter  keinen 
Umständen  dauernd  dasselbe  Werthverhältniss  habon ;  dieses  schwauke, 
und  diese  Schwankungen  müssten  nothwendig  auch  ihre  Folgen  habeu. 
Als  Holland,  dieser  kleine  Staat,  seine  Goldmünzen  einzog  und  zur 
Süberwährung  überging  —  der  einzige  Staat,  der  dieses  Manöver 
bei  geordneten  Münzzuständen  machte  —  sei  das  Gold  im  Preise 
gesunken  und  Deutschland  sogar  im  kleinen  Verkehr  mit  Goldmünzen 
überschwemmt  worden,  so  dass  die  Leute  dadurch  selbst  bei  Steuer- 
zahlungen in  Verlegenheit  kamen,  weil  sie  keine  Silbermünzen  hatten;  ' 
eine  schlechte  Ernte  in  England  hätte  damals  freilich  gleichzeitig 
ein  Zuströmen  englischen  Goldes  zur  Folge  gehabt,  was  dazu  ge- 
kommen sei.  Als  Frankreich  bei  seinen  Ausmünzungen  die  Werth- 
relation änderte,  habe  sich  sein  Silber  aus  dem  Verkehr  verloren  und 
sei  Gold  in  Zirkulation  gekommen.  Klar  sei,  dass  Jedermann,  wenn 
er  die  Wahl  habe,  das  baiigste  Zahlungsmittel  wähle,  um  damit 
Zahlung  zu  leisten.  Der  Referent  wolle  nun  dem  Silber  dadurcb 
einen  bestimmten  Werth  verleihen,  dass  das  Ausmünzen  von  Silber 
beschränkt  werden  solle;  das  könne  man;  dann  werde  aber,  wie 
Soetbeer  mit  Recht  sagt,  das  Silbor  Repräsentant  des  Goldes,  ein 
halbes  Papiergeld.  Dieser  Vorschlag  stimmte  mit  der  Ueberzeugung 
des  Referenten  nicht  überein,  welcher  die  Doppelwährung  für  gut 
ausführbar  erklärt  und  behauptet,  es  würde  das  im  Werthe  erhöhte 
Metall  aus  dem  Verkehr  nicht  verschwinden,  sondern  darin  bleiben. 
Der  Punkt  IV,  2  der  Suetbeer' schan  Anträge  sei  ihm  (Redner)  sehr 
sympathisch,  da  er  grosse  Schwierigkeiten  bei  der  Einführung  der 
reinen  Goldwährung  beseitige,  doch  wolle  er  einige  kleine  Bedenken 
nicht  verhehlen.    Sinke  Gold  im  Laufe  der  Zeit  wie  es  jetzt  an- 
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gefangen  habe,  im  Wertho.  so  sei  man  über  alle  Schwierigkeiten 
hinweg;  nach  einem  ganz  natürlichen  Gosetz  werde  dann  binnen 
Kurzem  unser  Silber  verschwunden  sein;  steige  dagegen  Gold,  so 
würden  wir  Silber  aus  dem  Auslande  erhalten,  weil  es  dort  Niemand 
holen  wolle.  Blieben  nun  während  eines  längeren  Uebergangszustandes 
neben  dem  neuzuprägenden  Golde  für  400  bis  500  Millionen  Thaler 
Silbermünzen  im  Vorkehr,  so  würde  es  für  das  Ausland  sehr  ver- 
führerisch sein,  unsere  Silbermünzen  nachzuprüfen  und  nach  Deutsch- 
land einzuführen.  Dagegen  liessen  sich  allerdings  Maassregeln  er- 
greifen und  er  schlage  diese  Gefahr  überhaupt  nicht  hoch  an;  er 
wolle  durch  Hervorhebung  dieses  Hedenkens  nur  klarstellen,  dass 
der  Soetbecr' sehe  Vorschlag  durchaus  nicht  zu  verwechseln  sei  mit 
der  Parallel-Währung;  er  wolle  nur  behufs  Erleichterung  des  Ueber- 
gangs  für  eine  Reihe  von  Jahren  gestatten,  dass  mit  den  vorhandenen 
Silbermünzen  ebenso  gut  Zahlungen  gemacht  werden  könnten  wie 
mit  Gold.  Durch  diesen  Vorschlag  schiene  in  der  That  die  Frage, 
wie  es  während  des  l'ebcrgangszustandes  zu  halten  sei,  erledigt. 
Was  den  Böhmer? sehen  Antrag  betreffe,  so  hätten  die,  welche  1867 
in  Hamburg  für  den  möglichsten  Anschluss  au  die  Pariser  Münz- 
konvention stimmten,  damit  keineswegs  sich  unbedingt  für  den  An- 
schluss an  das  Frankensystem  aussprechen  wollen,  ebensowenig  freilich 
für  das  Goldguldensystem.  Er  persönlich  könne  sich  nicht  überzeugen, 
weshalb  man  nicht  ebenso,  wie  bei  der  Silberwährung,  auch  bei  den 
neuen  Goldmünzen  zum  Werth repräsentanten  ein  bestimmtes  GewicJit 
Gold  mache  und  das  metrisch"  Münrsy stein  scheine  ihm  deswegen 
das  empfehlenswerteste.  Im  Grossen  und  Ganzen  dürften  aber  die 
Soetbeer^chQn  Anträge  dem  entsprechen,  was  die  Mehrheit  für  richtig 
halte;  sie  hielten  sich  frei  von  dem  gefährlichen  Versuche,  eine  be- 
stimmte Werthrelation  zwischen  Gold  und  Silber  festhalten  zu  wollen 
und  verurteilten  die  von  der  Wissenschaft  geächteto  Doppelwährung, 
wie  sie  es  verdiene. 

Dr.  Wölff  (Stettin):  Er  sei  der  Frage  gegenüber  so  unbefangen, 
dass  er  offen  gestehe,  ihm  sei  es  fast  gleichgültig,  was  darin  be- 
schlossen werde.  Die  Schwierigkeit  der  ganzen  Münzreform  liege, 
seiner  Meinung  nach,  fast  ausschliesslich  in  der  Ausmünzung;  die 
Währungsfrage  habe  nach  den  heutigen  Auseinandersetzungen  für  ihn 
fast  alle  Bedeutung  verloron.  Printe- Smith  habe  den  Begriff  der 
»Doppelwährung«  so  bestimmt,  dass  dieselbe  nach  der  Behauptung 
Soetbeer's  koine  Doppelwährung  mehr  sei,  und  Soetbeer  habe  sich 
zwar  geyen  die  Doppelwährung  auch  nur  als  Uebergangsstadium  er- 
klärt, hinterher  sie  aber  als  L'ebergangsstadium  für  nothtoendig  erklärt; 
denn  Punkt  IV.  2  der  &*f7*er'schen  Anträge  besage  nichts  Anderes 


Di«  Verb»ndlun(ren  de*  twölften  Kon<rres.«es  deutscher  Volkswirthe 


259 


als  dieses:  Die  Doppelwährung  ist  auf  den  Aussterbe-Etat  gesetzt, 
und  der  ganze  Unterschied  in  den  Anschauungen  Soetbeer's  und 
Prmee-Smith's  sei  nur  der,  dass  Letzterer  sich  davor  scheue,  das 
Todesurtheü  über  die  Doppelwährung  schon  jetzt  gleich  hier  aus- 
zusprechen, ja  es  für  wahrscheinlich  halte,  dass  man  die  Doppel- 
währung am  Leben^lassen  werde,  während  Ersterer  entschieden  sage: 
sie  muss  sterben,  und  verlange,  dass  dies  gleich  beim  Beginn  der 
Maassreurel  gesagt  werde.  Vom  rein  wissenschaftlichen  Standpunkte 
aus  sei  er  geneigt,  sich  negativ  wie  Prince-Smiih  auszusprechen; 
zwar  glaube  auch  er,  dass  die  Doppelwährung  nicht  haltbar  sei;  er 
wurde  sich  aber  doch  scheuen,  das  Todesurtheü  ihr  gleich  jetzt  aus- 
zustellen. Ein  solcher  Dogmatiker  sei  er  nicht,  dass  er  gar  keine 
Zweifel  hätte.  Da  es  sich  bei  der  ganzen  Frage  aber  nur  um  prak- 
tische Dinge  handle  und  praktische  Losungen  durch  nichts  mehr 
erschwert  wurden  als  durch  übermässig  ins  Feine  hineingehende 
Dftfteleien,  und  da  es  ja  doch  immerhin  nicht  unmöglich  sei,  dass 
die  Doppelwährung,  welche  ja  alle  Parteien  als  Uebergangsstadium 
statuiren  wollen,  sich  als  haltbar  erweise,  so  nehme  er  keinen  Anstand 
zu  erklären,  man  habe  nur  dann  Aussicht,  praktisch  weiter  eu  kommen, 
wenn  man  sich  nicht  für  die  Resolution  Prince-Smiih,  sondern  für  die 
Resolution  Soefbeer  erkläre.  Er  habe  Gelegenheit  gehabt,  kennen 
zu  lernen,  wie  diese  Düfteleien  —  er  müsse  das  Wort  beibehalten  — 
dazu  geführt  hätten,  die  öffentliche  Meinung  nicht  aufzuklären,  sondern 
zu  verwirren.  Die  öffentliche  Meinung,  sehr  wenige  Kreise  ausgenommen, 
sei  absolut  unentschieden,  und  wenn  man  nicht  suche,  aus  dieser  Lage 
herauszukommen,  werde  man  vielleicht  noch  rocht  lange  auf  die  Durch- 
fuhrung der  Münzreform  warten  müssen.  Die  Reichsregierung  nehme 
schon  jetzt  Anstand,  mit  praktischen  Vorschlägen  vorzugehen.  Zu- 
nächst handle  es  sich  um  Verhandlungen  zwischen  den  verschiedenen 
preussischen  Ministerien,  die  verschiedener  Meinung  seien;  wenn  diese 
sich  geeinigt  hätten  und  die  Sache  dann  durch  Staatsministerialbeschluss 
an  den  Bundesrath  komme,  so  sei  in  diesem  eine  Einigung  herbei- 
zufuhren. Dann  komme  die  Sache  an  den  Reichstag;  in  diesem 
befänden  sich  zwei  Klassen  von  Männern,  die  Einen  wüssten  gar  nichts 
von  der  Sache  und  ständen  ihr  »unbefangen«  gegenüber;  die  Andern 
hätten  sich  mit  der  Sacho  beschäftigt  und  sich  festgenagelt  an  be- 
stimmte Systeme,  der  Eine  an'  dieses,  der  Andere  an  jenes,  welche 
sie  nun  schroff  einander  gegenüberstellten. 

Die  öffentliche  Meinung  sei  also  eine  zerfahrene  und  der  Kongress 
habe  nur  dann  Aussicht,  ihr  einen  Stoss  vorwärts  zu  geben  und  ihr 
über  die  Unentschiedenheit,  in  welcher  sie  sich  befinde,  hinweg- 
zuhelfen, wenn  er  etwas  ganz  Bestimmtes  hinstelle  und  zwar  besteh» 
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dies  darin,  dass  er  dun  Betriff  der  Doppelwährung,  welcher  nebelhaft 
geworden,  beseitige.  Da  der  Antra?  Soefbeer'f*  sonst  nichts  für  die 
Volkswohlfahrt  Bedenkliches  enthalte,  könne  man  sich  unbedenklich 
für  denselben  erklären.  Sollto  der  Referent  sich  nicht  für  diesen 
Standpunkt  erklären  können  und  seine  Resolution  im  Gegensatz  zu 
diesem  Punkte  festhalten,  so  bitte  er  ihn  dringen^,  den  Begriff  der 
»Doppelwährung«  in  der  Resolution  gleich  genauer  zu  definireu,  so 
wie  er  ihn  in  seiner  mündlichen  Motivirung  gegeben  habe.  In  der 
Verschiedenheit  des  Begriffs  liege  der  Grund,  weshalb  die  öffentliche 
Meinung,  die  eben  unter  »Doppelwährung«  etwas  ganz  Anderes  ver- 
steht, in  der  Wiederaufnahme  der  Forderung  der  Doppelwährung 
entweder  geradezu  ein  Zurückfallen  in  längst  überwundene  Irrthümer 
erblicke  oder  konfus  geworden  sei. 

Die  Diskussion  ist,  da  sich  keine  Redner  mehr  gemeldet,  geschlossen. 

Dr.  Prince- Smith  als  Referent  erklärt,  dass  trotz  der  grossen 
Aufmerksamkeit,  mit  welcher  er  pflichtgemäss  den  Bemerkungen  der 
Vorredner  gefolgt  wäre,  es  ihm  nicht  gelungen  sei,  den  praktischen 
und  wesentlichen  Unterschied  zwischen  seinen  Vorschlägen  und  denen 
Soetbeer's  zu  entdecken.  Allerdings  habe  Soetbecr  und  mit  einer 
gewissen  Berechtigung  hervorgehoben,  dass,  was  er  (Prince-Swith) 
»Doppelwährung«  nenne,  keine  Doppelwährung  sei;  dass  man  es 
eher  eine  Schein-,  Schaukel-,  Alternativ-  u.  s.  w.  Währung  nennen 
köune.  Auf  den  Namen  komme  es  hier  gar  nicht  an;  er  habe  einen 
Hauptfehler  damit  begangen,  da9s  er  die  Sache  überhaupt  genannt 
habe;  er  hätte  gar  nicht  in  Parenthese  bemerken  sollen:  »mithin  eine 
Doppelwährung  bestände«;  denn  diese  Umschreibung  ändere  an  der 
Sache  nichts  und  hätte  ebensogut  wegbleiben  können.  Es  stehe  nun 
fest.  Herr  Soetbeer  und  die  andern  Redner  seien  alle  der  Meinung, 
dass,  wenn  wir  praktisch  ans  Werk  zu  gehen  hätten,  wir  zuerst  Gold- 
münzen mit  einem  bestimmten  Kurse  zu  prägen  und  in  Umlauf  zu 
setzen  hätten  und  dass  wir  vorläufig  auch  unsere  Silbermünzen  da- 
neben in  Umlauf  haben  würden.  Es  bestehe  bloss  ein  Unterschied 
in  Bezug  auf  das,  was  späterhin  werden  solle.  Er  sage:  »wir  wollen 
abwarten«;  die  anderen  sagen:  »Nein,  wir  wollen  nicht  abwarten. 
Wolle  man  nicht  abwarten,  nun.  so  treffe  man  schon  heut  die  Ent- 
scheidung. Was  die  Namen  betreffe,  so  laufe  sein  Vorschlag  ja  aut 
keine  eigentliche  Doppelwährung  hinaus;  er  wolle  einen  Zustand  mit 
einer  vollwerthigen  Goldmünze  und  einer  zu  überwerthigem  Kurs 
umlaufenden  Silbermünze;  das  sei  allerdings  faktisch  nur  eine  ver- 
kappte Goldwährung.  Hätten  wir  nicht  Gold  genug  für  unseren 
ganzen  Bedarf,  so  würden  wir  genöthigt  sein,  Silber  zu  behalten; 
wir  würden  das  Verhältniss  zwischen  Gold  und  Silber  nicht  ganz  in 
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der  Hand  haben  und  dem  einen  oder  dem  andern  einen  Kassenkurs 
geben  müssen,  dass  wäre  eben  eine  Schaukelwährung.  Die  Haupt- 
sache sei,  dass  kein  UnterscJiied  in  den  praktischen  VorscMägen  liege. 
In  Bezug  auf  den  Punkt  III.  der  Soetbeer' sehen  Anträge:  »»Es  ist 
daher  eine  durchgreifende  Müuzreform  nicht  länger  zu  vertagen«, 
seien  Alle  einig;  wenn  es  aber  weiter  heisse:  »vielmehr  der  Herr 
Reichskanzler  zu  ersuchen  u.  s.  w.«,  so  errege  ihm  diese  Form  des 
Antrags  Bedenken.  Es  sei  der  Stellung  des  Kongresses  jedenfalls 
entsprechender,  wenn  er  in  seiner  Resolution  ein  solches  Ersuchen 
nicht  ausspreche,  sondern  sich  darauf  beschränke,  seine  Beschlüsse 
einfach  dem  Reichskanzler  zu  übermitteln;  in  dieser  Form  würden 
seine  Wünsche  jedenfalls  am  ehesten  Berücksichtigung  finden.  Mit 
der  Ueberweisung  der  Resolution  habe  der  Kongress  zur  Förderung 
der  Maassregel  Allos  gethan,  was  in  seiner  Kompetenz  stehe.  Die 
Besorgniss,  Welche  Grumbrecht  geäussert  habe,  dass  wenn  wir  Silber- 
münzen  mit  überwerthigem  Kurso  in  Umlauf  hätten,  im  Ausland  eine 
Nachprägung  stattünden  möchte,  sei  nicht  motivirt;  die  englischen 
Silbermünzen  seien  7  Prozent  unter  dem  Werthe  ausgeprägt;  es  sei 
aber  noch  keine  Nachprägung  konstatirt  worden.  Die  preussischen 
Friedrichsd'or  seien  4  Sgr.  unter  dem  Werthe ;  einen  Friedrichsd'or 
zu  prägen,  koste  ungefähr  9  Pfennig;  es  wäre  also  mit  dorn  Nach- 
prägen immerhin  ein  ziemliches  Geschäft  zu  machen  und  trotzdem 
habe  man  nie  von  einer  Nachprägung  gehört.  Zum  Schlüsse  erklärt 
Referent,  dass  er  mit  keiner  besouderen  Hartnäckigkeit  auf  die  An- 
nahme seiner  Resolution  A.  2.  bestehe  und,  dass,  wenn  der  Kongress 
es  für  die  Förderung  der  Maassregel  von  praktischem  Werth  halte, 
eher  sich  mit  Soetbeer  für  dio  Einführung  der  reinen  Goldwührbttg 
zu  erklären,  er  seineu  Widerstand  dagegen  zurückziehe. 

Dr.  Soetbeer  erklärt  sich  damit  einverstanden,  Nr.  111.  seiner 
Anträge,  den  Bemerkungen  des  Referenten  entsprechend,  zu  modihziren, 
so  dass  dieselbe  dahin  lautet: 
»»III.   Es  ist  daher  eine  durchgreifende  Münzreform  nicht  länger 
zu  vertagen;  vielmehr  ist  es  wünschenswert!),  dass  dem  deutschen 
Reichstage  schon  in  seiner  nächsten  Session  ein  Gesetzentwurf 
zur  Herstellung  eines  einheitlichen  Münzsystems  für  ganz  Deutsch- 
land vorgelegt  werde«; 
ferner  der  grösseren  Deutlichkeit  wegen  in  Nr.  IV.,  2.  statt 

(die  im  Umlauf  verbleibenden  Silbermünzen)  »gelten  als  Quoten«, 
zu  sagen:  »gelten  während  des  Uebergangsstadiums  als  Quoten«. 
Schliesslich  giebt  Herr  Soetbeer  noch  eine  Erläuterung  zu  dem 
Schlusssatz  der  Nr.  IV.,  2.,  »wogegen  eine  neue  Ausprägung  von 
Silber-Kurant  nicht  mehr  stattfindet«,  welche  Worte  der  Referent 
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lieber  durch  —  »verweigert  werden  darf«  ersetzt  sehen  möchte»  um 
so  der  Regierung  eine  gewisse  Latitude  in  die  Hand  zu  geben.  — 
Herr  Dr.  Boehmert  zieht  Nr.  I.  seiner  Resolutionen  zu  Gunsten  der 
&*«M*r'schen  Antrage  zurück. 

Bei  der  Abstimmung  werden  die  Antrage  des  Herrn  Dr.  Soetbeer 
sub  Nr.  V.  —  I.  —  II.  —  III.  in  der  vom  Antragsteller  nachträglich 
modifizirten  Fassung,  IV.,  1.  und  IV.,  2.  in  der  vom  Antragsteller 
modifizirten  Fassung  und  mit  einem  Amendement  des  Dr.  Franck 
angenommen,  so  dass  Nr.  IV.,  2.  im  Eingang  jetzt  also  lautet: 
»Zur  Durchführung  derselben  (der  reinen  Goldwährung  nämlich) 
ist  ein  durch  geeignete  Vorkehrungen  möglichst  abzukürzendes 
Uebergangsstadium  erforderlich,  während  dessen  Dauer  u.  s.  w., 
(wie  oben). 

Alle  anderen  zur  Währungsfrage  gestellten  Anträge  sind  damit 
erledigt. 

Nach  einer  Pause  wird  die  Diskussion  über  die  Austnünzungs- 
frage  eröffnet;  dieselbe  erstreckt  sich  über  die  Anträge  der  Herren 
Prince-Smith  sub  B,  Soetleer  sub  Nr.  IV.,  3,  nebst  den  dazu  gestellten 
Amendements  des  Dr.  Franck,  Boehmert  sub  Nr.  II.,  Eggers  sub 
Nr.  2  und  3  und  Weibeeahn.  Ausserdem  ist  ein  Antrag  von  Dr. 
Wolff  und  Dr.  Braun  eingegangen,  welcher  dahin  geht:  im  Antrage 
des  Herrn  Prince-SmUh  sub  B.  Ausmünzung  statt  des  Alinea  2  zu 
sagen :  »dass  der  Thaler  mit  Theilung  in  100  Kreuzer  als  allgemeine 
Geldrechnungseinheit  anzunehmen  sei«. 

Dr.  Prince-Smith  als  Referent,  wünscht  zunächst  dem  Kongresse 
Glück  dazu,  dass  es  ihm  in  Bezug  auf  den  ersten  Theil  der  Münz- 
frage gelungen  sei,  Beschlüsse  zu  fassen,  die  in  vielen  Fällen  ein- 
stimmig oder  doch  mit  einer  an  Einstimmigkeit  grenzenden  Mehrheit 
angenommen  worden  seien;  denn  nicht  darauf  sei  das  Hauptgewicht 
zu  legen,  ob  Dieses  oder  Jenes  so  genau  bestimmt  sei,  sondern  darauf, 
dass  es  heisse:  die  versammelten  Volkswirthe  sind  über  diese  Fra^e 
einig  geworden.  Wäre  man  nicht  zu  einem  mit  grosser  Mehrheit 
gefassten  Beschlüsse  gekommen,  hiesse  es:  die  Volkswirthe  sind  über 
diese  Frage  nicht  einig,  dann  hätten  die  Verhandlungen  des  Kongresses 
Schaden  gethan  und  die  Sache  viel  schlimmer  gemacht,  als  sie  war ; 
so  aber  habe  der  Kongress  durch  seino  Einigkeit  wesentlich  zur 
Lösung  der  Frage  beigetragen.  (Bravo!) 

In  Bezug  auf  dio  Ausmünzung,  d.  h.  auf  die  Bestimmung  des- 
jenigen Gewichtes  Gold,  welches  künftig  als  Preisrechnungseinheit  zu 
dienen  bat,  seien  an  eine  solche  Münze  verschiedene  Forderungen 
zu  stellen.  Man  fordere  erstens,  dass  durch  eine  solche  Münze  die 
nationale  Geldeinheit  hergestellt  werde,  dass  also  diese  Münze  ge- 
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eignet  sei,  im  ganzen  deutschen  Vaterland  den  Preisrechnungen  und 
den  Geldgeschäften  zu  Grunde  gelegt  zu  werden.  Man  stelle  alsdann 
zweitens  die  Forderung,  das»  diese  neue  Münze  in  leicht  berechen- 
barem Verhältnis  sielte  zu  unserer  bisherigen  Bechnung.  Als  Referent 
in  der  freien  Kommission  der  Reichstagsmitglieder  denselben  Antrag 
stellte,  wie  heute  »dass  man  zur  allgemeinen  deutschen  Geldrechnungs- 
Einheit  nur  eine  solche  wählen  darf,  welche  in  ganz  leicht  berechen- 
barem Verhältnis»  zur  TAaferrechnung  stehe«,  sei  ihm  entgegnet 
worden:  »Nein,  man  muss  geuau  das  Gogenthoil  wollen,  man  muss 
eine  neue  Rechnungseinheit  nehmen,  die  so  wonig  wie  möglich  zu 
der  bisherigen  Thalerrechnung  passt;  denn,  wenn  man  eine  neue 
Rechnungseinheit  nimmt,  wobei  man  im  Gedanken  eigentlich  seine 
Vorstellung  der  Werthgrösso  in  der  alten  Münze  beibehält  und  nur 
für  die  Rechnung  in  die  neue  Währung  übersetzt,  so  würde  man 
das  alte  System  gar  nicht  los,  sowie  heute  noch  in  Frankreich  die 
grosse  Masse  nach  Sous,  nach  Livres  und  Pieds  rechnet.»»  Es  wurde 
also  erwidert,  dass  man  die  Brücke  hinter  sich  abbrechon  und  sich 
das  neue  Leben  so  schwer  wio  möglich  machen  müsse,  nur  um  das  alte 
los  zu  werden.  Alles  das  möge  oine  gewisso  Berechtigung  haben; 
er  könne  sich  aber  nicht  dazu  entschlossen ;  er  wisse  nicht,  wie  er 
verfahren  solle,  wenn  er  sich  neue  Grössen  vorstellen  müsse,  ohne 
in  Verbindung  zu  bleiben  mit  den  Grüssenvorstellungen,  in  denen  er 
aufgewachsen  und  zu  rechnen  gewohnt  sei.  Drittens  sei  die  Forderung 
gestellt  worden,  dass  die  neue  Münze  in  leicht  berechenbarem  Ver- 
hüüniss  £U  dem  Münz  System  anderer  Völker  stehe,  dass  dieselbe 
geeignet  sei,  gleichsam  die  Grundlage  eines  internationalen  Münz- 
Systems  zu  bilden  und  ein  internationales  Zahlungsmittel  zu  werden. 
Ausserdem  werde  endlich  viertens  die  Forderung  erhoben,  dass  die 
neue  Münzo  in  leichtberechenbarem  Verhäliniss  zur  Gewichtseinheit 
stehe,  dass  also  ihr  Feingewicht  abgerundet  sei  in  Grammen  und 
ausserdem  sei  noch  fünftens  die  Forderung  der  dezimalen  EiniheUung 
gestellt 

Alle  diese  Forderungen  hätten  eine  gewisse  Berechtigung;  es 
sei  aber  noch  Niemandem  gelungen,  eine  Münze  zu  erdenken,  welche 
ihnen  sämmtlich  in  gleichem  Maasse  entspräche.  Die  eine  in  Vor- 
schlag gebrachte  Münzo  erfüllte  die  eine,  die  andere  die  andere  For- 
derung besser;  aber  immer  müsse  man  auf  einige  jener  Forderungen 
verzichten.  Um  sich  die  Wahl  zwischen  den  vorgeschlagenen  Münzen 
zu  erleichtern,  müsse  man  jene  Forderungen  ordnen  nach  ihrer 
Wichtigkeit  und  thue  man  gut,  dass  man  damit  beginne,  diejenigen 
auszuscheiden ,  auf  welche  man  _  am  ehesten  verzichten  könne.  Die 
Forderang,  für  welche  die  geringeren  Gründe  sprächen,  müsse  zuerst 
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ausfallen  und  so  habe  man  zu  einer  engeren  Wahl  zu  schreiten,  bis 
man  zu  einer  ganz  kleinen  Anzahl  von  Vorschlägen  komme.  Er 
habe,  als  er  vorschlug,  nur  solcho  Münze  zur  Einheit  zu  wählen, 
»die  in  ganz  leicht  berechenbarem  Verhältniss  zur  TÄaferrechnung 
stehe«,  dabei  den  Zweck  gehabt,  alle  in  Vorschlag  gebrachten  Münzen 
von  der  Wahl  auszuschliessen.  die  zu  Rechnungen  Anlass  geben, 
welche  uns  nicht  geläufig  werden  konnten.  Auf  dieses  Postulat  des 
leicht  berechenbaren  Verhältnisses  zur  Thalerrechnung  dürfe  man 
unter  keinen  Umständen  verzichten.  Wenn  man  dies  adoptire,  dann 
habe  man  eigentlich  nur  die  Wahl  zwischen:  Thaler,  •/$  Thaler, 
>/$  Thaler  und  «/§  Thaler. 

l>ie  Frage  würde  nun  sehr  schwierig  gemacht  durch  die  For- 
derung, dass  die  neue  Münze  sich  dazu  eignen  sollte,  ein  tnter- 
nationales  Zahlungsmittel  zu  werden.  Es  sei  also  vorgeschlagen, 
ein  Goldstück  im  Werthe  von  6*/s  Thalern  =  10  österreichischen 
Gulden  =  1  Lstrl.  =  25  Franken  d.  h.  sehr  nahe  in  diesem  Werthe 
zu  prägen.  Wenn  dann  England  die  Sovereigrs  von  113  auf  112  Gran 
Gold  herabsetzte,  was  der  englische  Schatzkanzler  schon  vorgeschlagen 
habe,  was  damals  aber  vom  Parlament  nicht  akzeptirt  worden  sei, 
und  Deutschland  dann  diese  Zehtigulden  Stücke  um  ungefähr  8/io  Pro- 
zent über  dem  jetzigen  Goldwerth  auspräge,  so  werde  auf  der  Mittel- 
linie des  25- Franks-  Stückes  ein  Goldstück  von  ungefähr  gleichem 
Werthe  kursiren  können  in  England,  Frankreich  und  seinen  münz- 
verbnndeten  Ländern,  Deutschland  und  Oesterreich.  Da  nun  aber 
die  Aussicht  auf  eine  Mitwirkung  Englands  auf  lange  Zeit  hinaus- 
geschoben sei,  so  müssen  wir  auf  diese  Sache  verzichten;  denn  es 
hiesse  nur  unsere  Aufgabe  erschweren,  wollten  wir  versuchen  eine 
Aufgabe  zu  lösen,  wobei  wir  im  gegenwärtigen  Augenblick  auf  die 
Mitwirkung  anderer  Nationen  verzichten  müssten.  Wir  hätten  also 
auf  die  Forderung  nach  Herstellung  eines  internationalen  Goldstückes 
wenig  Rücksicht  zu  nehmen. 

Ferner  sei  die  Forderung  gestellt,  dass  die  neue  Münze  in  leicht 
berechenbarem  VerMHniss  eur  Gewichtseinheit,  tum  Gramm  stehe. 
Es  wäre  allerdings  recht  hübsch,  wenn  es  anginge,  die  neue  Gold- 
münze auf  jeder  Wage  mit  den  gangbaren  Gewichten  zu  wägen;  aber 
es  sei  dieses  durchaus  keine  Sache  von  dringender  Wichtigkeit. 
Das  Gewicht  der  englischen  Goldmünzen  schliesse  sich  dem  englischen 
Gewichtssystem  gar  nicht  genau  an  und  dennoch  werde  in  England 
das  Goldgeld  selten  gezählt,  sondern  meistens  gewogen,  weil  man  in 
jeder  Wechselstube  Spezialgewichte  zu  diesem  Zwecke  habe,  und. 
Selbst  wenn  das  Gewicht  unserer  neuen  Goldmünze  abgerundet  wäre 
nach  einer  bestimmten  Zahl  von  Grammen,  würde  man  doch  kaum 
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die  gewöhnlichen  Gewichte  und  Wagschalen  benutzen  können,  um  die 
Goldstücke  zu  wägen,  da  dieselben  zu  einem  solchen  Zwecke  nicht 
genau  genug  seien;  man  würde  also  immer  Spezialwagen  und  Spezial- 
gewichte haben  müssen  und  der  Vortheil  wäre  sehr  gering.  Man  habe 
dieses  leicht  berechenbare  Gewicht  des  Goldstückes  die  MetricÜM 
genannt;  dieses  barbarische  Wort  könne  allein  schon  für  den  Vor- 
schlag ungünstig  stimmen.  Diejenigen,  welche  die  Abrundung  nach 
Grammen  verlangten  und  dadurch  so  grosse  Schwierigkeiten  in  die 
Debatte  der  Ausmünzungsfrago  gebracht  hätten,  forderten  geradezu, 
dass  die  noue  Einheit  eine  grammatikalische  sein  solle.  Das  Gewicht 
des  Goldstückes  sei  ein  Vorhältniss  zu  der  Anziehungskraft  der  Erde 
und  ausserdem  ein  Verhälfniss.  welches  für  den  Münzmeister,  dor  die 
Münzstücke  herstellt  und  prüft,  von  grosser  Wichtigkeit  sei;  für  den 
Verkehr  komme  aber  das  Verhältniss  dieses  Goldstücks  zu  anderen 
Goldstücken,  die  Kaufkraft  in  Betracht,  das  absolute  metrische  Ge- 
wicht gewiss  am  aller  seltensten. 

Um  die  Beschlüsse  des  Kongresses  noch  mehr  zu  erleichtern 
stellt  Referent  noch  den  Antrag,  der  Resolution  B  folgenden  Zusatz 
beizufügen : 

»»Die  leichte  Berechenbarkeit  des  Gewichts  der  Rechnungseinheit 
ist  derjenige  Vortheil.  auf  den  am  ehesten  verzichtet  werden  kann.«« 
Damit  werde  beabsichtigt,  diejenigen  Vorschläge  auszuschliessen» 
welche  die  Frage  bisher  erschwert  haben,  indem  sie  verlangten,  dass 
das  Goldstück,  welches  den  bisherigen  Werthrelationen  anzupassen 
man  die  grösste  Mühe  habe,  auch  noch  in  besonderer  Weise  dem 
absoluten  Gewichtsverhältniss  anzupassen  sei. 

Wenn  die  gemachten  Vorschläge  hier  Genehmigung  fänden,  so 
scheine  die  Wahl  zu  liegen  zwischen  Thalor,  f,8  Thaler  =  dorn  österr. 
Gulden,  '/s  Thaler  =  dem  englischen  Shilling  und  Vs  Thaler  =  dem 
Doppelgulden  =  5  Franks.  Die  Beibehaltung  des  Hwlers  wäre  für 
Norddeutschland  d.  h.  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Deutschen  aller- 
dings das  Allerbequemste;  wenn  man  indessen  den  anderen  For- 
derungen einige  Rücksicht  gönnen  könne  —  und  man  könne  es. 
glaube  er,  thun,  ohne  die  Aufgabe  zu  erschweren  —  so  sei  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  dass  der  Thaler  sich  sehr  schlecht  dem  Lstrl.  und 
dem  Franken  anschliesse.  Ein  Stück  von  20  Sgr.  sei  aber  =  VioLstrl. 
=  2'*  Frks.  und  dieses  Verhältniss  sei  sehr  leicht  zu  übertragen. 
Da  die  Unbequemlichkeit  des  Uebergangs  vom  Thaler  zu  20  Silber- 
groseben sehr  gering  wäre  und  man  dadurch  den  Vortheil  eines  sehr 
angenehmen  Verhältnisses  zum  Lstrl.  und  Franken  und  ausserdem, 
worauf  er  auch  Werth  lege,  die  Einigung  zwischen  Deutschland  und 
Oesterreich  gewönne,  so  sei  wohl  dem  */s  Thaler  der  Vorzug  zu  geben. 
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Ausserdem  wäre  das  20  Groschen-Stück  auch  insofern  vorzuziehen, 
als,  wenn  man  dasselbe  in  100  Theile  eintheile,  man  allerdings  50  Zents 
=  10  Silbergroschen,  25  Zents  =  5  Sgr.  und  5  Zents  =  1  Sgr.  habe. 
Man  würde  auf  diese  Weise  unsere  bisherigen  Münzen  beibehalten 
und  selbst  die  kleinste  Münze,  der  ZenU  wäre  gleich  dem  Zweipfennig- 
stück, wolchos  in  Sachsen  und  in  Hannover,  wo  der  Groschen  dezimal 
gcthoilt  wird  resp.  wurdo,  eine  gangbare  und  gebräuchliche  Münze 
geworden  sei.  Gegen  den  Vorschlag,  den  Thaler  in  100  Theile  ein- 
sutheilen,  sei  einzuwenden,  dass  dann  die  kleinste  Münze  =3Ä/io  Pfennige 
wäre;  eino  solcho  Münze  sei  abor  für  don  Kleinhandel  zu  gross  und 
eine  Yergrösserung  dor  kleinsten  Münze  sei  ein  tiefer  Einschnitt  in 
das  Loben  der  kleinen  Leute,  don  man  nicht  ohne  grosse  Ceberlegung 
wagen  dürfe.  Bei  der  Eintheilung  des  20 Groschens-Stücks  in  100  Theile 
soi  die  kleinste  Münze,  der  Zent,  =  24/iu  Pfennigen,  etwas  kleiner 
als  der  Dreier,  der  in  Norddeutschland  die  gangbarste  kleine  Münze. 

Referent  hält  die  Dezimal- Eint /teüung  an  sich  freilich  für  keine 
NothwendigkeU;  die  10  sei  nicht  durch  8,  die  zweitkleinste  Primzahl 
(-heilbar.  Aber  da  einmal  beschlossen  sei,  die  Maasse  und  Gewkhie 
in  Deutschland  mit  «Dm/waf-Eintheilung  einzuführen,  so  könne  man 
sich  dem  nicht  mehr  entziehen,  auch  das  Geld  der  Dezimal-Eintheilung 
zu  unterwerfen.  Es  würde  die  grüsste  Unbequemlichkeit  mit  sich 
führen,  wenn  das  Geld  nach  einem  anderen  System  als  die  Maasse 
und  Gewichte  eingetheilt  würde ;  denn  wozu  brauche  man  Geld  anders 
als  um  es  in  Rechnung  zu  bringen  mit  den  Maassen  und  Gewichten 
an  Waare.  Die  Dezimal-Eintheilung  stehe  also  nicht  mehr  zur  Be- 
rathung.  (Bravo!) 

Inzwischen  ist  ,ein  Antrag  des  Dr.  Faucher  eingegangen:  dem 
Punkte  IV.,  8.  der  Soeibeer*  sehen  Resolutionen  hinzuzufügen:  »unter 
Zulassung  einer  VierteUheilung  der  kleinsten  Dezimalmünze«. 

Dr.  Böhmerl  bringt  zunächst  folgenden  Zusatzantrag  zu  Nr.  II. 
seiner  Resolutionen  ein: 

»oder  auch  eventuell  Fünf-  und  Zehn-Thalerstücke  in  Gold  aus- 
zuprägen, welche  genau  den  Goldgehalt  von  18 Vi  oder  87  V»  Frks. 
enthalten  und  den  Thaler  in  100  Kreuzer  einzuteilen«. 
Ks  sei  dies  gewissennaassen  ein  Amendement  zu  dem  Wolff -Braun' sehen 
Antrag,  welches  er  stelle,  weil  er  in  jedem  Falle,  auch  bei  Annahme 
des  Thalers,  die  Anbahnung  eines  internationalen  Münzsystems  mög- 
lichst gewahrt  wissen  wolle.  Schon  vor  vier  Jahren  auf  dem  Ham- 
burger Kongress  habe  er  einen  Antrag  vorgeschlagen,  dahin  lautend: 
»der  Kongress  erachte  es  ferner  für  wünschenswerth,  dass  von  Seiten 
Deutschlands  zur  Förderung  der  internationalen  Münzeinheit  und 
Münzen  der  Uebergang  auf  und  Anschluss  an  das  Frankensystem 
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angestrebt  werde.«  Dieser  Antrag  sei  nicht  zur  Abstimmung  gelangt, 
weil  der  damalige  Referent  Dr.  Soetbeer  erklärte,  dass  eine  Empfehlung 
des  Frankensystems  bereits  in  dem  angenommenen  Antrage  auf  mög- 
lichsten Anschluss  an  das  System  des  lateinischen  Munzvertrages  und 
die  Beschlüsse  der  internationalen  Münzkonferenz  von  1867  enthalten 
sei.  Inzwischen  sei  in  den  letzten  vier  Jahren  eine  Schrift  nach  der 
andern  erschienen,  die  Frage  in  der  That  dadurch  aber  wenig  ge- 
klärt, sondern  durch  die  Verschiedenheit  der  Vorschläge  eher  ver- 
wirrt worden.  Sein  Vorschlag  gehe  nuu  in  erster  Linie  auf  Annahme 
der  einfachsten,  natürlichsten  und  in  Deutschland  mit  Ausnahme  der 
Thaler  und  Gulden  an  sich  schon  bekanntesten  Rechnungseinheit,  des 
Franken,  versteht  sich  auf  Grundlage  der  öoWwährung.  Redner 
bekämpft  darauf  zunächst  den  Vorschlag,  die  neue  Münzeinheit  auf 
das  metrische  Gewichtssystem  zu  basiren  und  dadurch  zu  einem,  wie 
ein  Verfasser  sich  ausdrückt:  »teutonischen  Münzsystem«  zu  gelangen. 
Es  scheine  eine  solche  metrische  Münzeinheit  theoretisch  allerdings 
die  vollkommenste  zu  sein;  in  der  Münzfrage  müsse  man  sich  vor 
Allem  aber  auf  den  praktischen  Standpunkt  stellen.  Das  »teutonische 
System«  schliesse  sich  keinem  der  bestehenden  Systeme  an;  man  würde 
wahrscheinlich  fünfzig  Jahr  und  länger  warten  müssen,  ehe  man  auf 
diesem  Wege  zu  einer  internationalen  Münzeinheit  gelangte;  während 
man  bei  Vornahme  einer  so  gewaltigen  Aenderung  doch  wenigstens 
den  Vortheil  haben  haben  raüssto,  mit  Hunderten  von  Millionen  sofort 
in  gleicher  Weise  zu  rechnen  und  zu  zahlen.  Auf  die  Metrizität  der 
neuen  Goldstücke  komme  es  nicht  an;  auch  in  den  Ländern  der 
Franken  Währung  habe,  wie  in  England,  schon  jetzt  jeder  Ladenbesitzer 
seine  Vorrichtung,  um  das  Wägen  des  20  Franks-Stücks  zu  bewirken. 
Auf  die  Legirung  komme  auch  nicht  viel  an;  in  den  Münzstätten 
wisse  man  ganz  genau,  wieviol  man  legiren  müsse,  um  Gold  von 
n/is  Feingehalt  in  solches  von  p/io  Feingehalt  zu  verwandeln.  Ihm 
schienen  alle  Vorschlage,  die  sich  nicht  entweder  an  das  englische 
oder  französische  System  anschlössen,  in  hohem  Grade  unpraktisch 
zu  sein,  weil  man  dadurch  die  Bestrebungen  für  ein  allgemeines 
internationales  Münzsystem  vereitele  und  diese  grossartige  Reform 
auf  viele  Jahrzehnte  hinaus  verschiebe.  Es  bleibe  also  nur  die  Wahl 
zwischen  dem  lateinischen  Münzsystem,  welches  in  diesem  Jahre 
auch  von  Spanien  angenommen  sei,  und  dem  österreichischen 
Goldgulden,  der  entweder  im  Werthe  von  25  Frks.,  oder,  wie  Soetbeer 
in  einer  Schrift  vorgeschlagen  habe,  im  Werthe  von  einem  Sovereign 
auszuprägen  sei.  Wenn  Deutschland  sich  dem  englischen  System 
anschlösse,  so  würfle  sich  ein  Theil  der  Welt  diesem  System,  welches 
dann  eine  grössere  Zukunft  für  sich  habe,  ein  anderer  Theil  dem 
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französischen  System  zuneigen.  Man  würde  dann  ein  doppeltes  System 
und  anscheinend  gar  keine  Aussicht  auf  ein  Weltsystem  haben.  Wenn 
dagegen  Deutschland  den  grossen  Entschluss  fasse,  zum  Frankensystem 
oder  auch  zu  einem  im  Werthe  von  25  Frks.  auszuprägenden  Gold- 
gulden überzugehen,  so  werde  es  dadurch  den  Ausschlag  geben,  um 
diejenigen  Bedenken  zu  beseitigen,  welche  gegenwärtig  noch  in  Eng- 
land einer  gleichen  Ausprägung  des  Sovereigns  mit  25  Frks.  ent- 
gegenstehen; es  handle  sich  dabei  nur  um  eine  Differenz  von  4  5  Pro- 
zent und  der  englische  Finanzminister  Lowe  habe  schon  eine  grosse 
Geneigtheit  gezeigt,  vom  Parlament  die  Umpriigungskosten  zu  ver- 
langen. Gegenwärtig  sei  man  in  England  noch  unschlüssig;  dor 
U obergang  Deutschlands  zum  Frankensystem  würde  vermuthlich  den 
A Uschlag  geben,  dass  auch  England  seinen  Sovereign  mit  25  Frks. 
gleich  präge,  und  dann  sei  eigentlich  das  Weltmünzsystem  fertig;  dann 
werde  sich  auch  Amerika,  welches  in  seinem  Geldwesen  so  abhängig 
von  England  sei.  konformiren.  Sollte  der  Gotägidden  hier  angenommen 
werden,  so  warne  er  aber  vor  dem  Vorschlage  WeibeeahtCa ,  diose« 
Goldstück  zu  8  Gramm  Bruttogewicht  mit  7,2  Gramm  Feingehalt 
auszuprägen;  dadurch  würde  nur  ein  drittes  System  geschaffen  werden. 
Er  empfehle  im  Hinblicke  auf  die  internationale  Münzeinheit,  das 
Goldguldenstück  im  Werthe  von  25  Frks.  auszuprägen ;  d.  h.  aus  einem 
Kilogramm  Münzgold  zu  9/io  Feingehalt  3100  Frks.  oder  1240  Gold- 
gulden zu  prägen.  Der  Uebergang  wäre  da:  1  Thaler  =  3,75  Frks., 
2\s  süddeutsche  Gulden  =  5  Frks.,  mit  l'/*  Prozent  Rabatt  auf  alle 
bestehenden  Verträge,  welcher  bei  Zahlungen  über  eine  gewisse  Summe, 
z.  B.  20  Thaler,  hinaus  in  Abzug  zu  bringen  wäre,  um  die  Werth- 
relation 1:15'/»  aufrechtzuerhalten.  Dann  könnte  ganz  genau  das 
Verhältnis»,  welches  jetzt  in  den  französischen  Goldmünzen  sich  vor- 
finde, beibehalten  und  ganz  genau  100  Thaler  in  375  Frks.  abgerundet 
werden.  So  sei  auch  der  Uebergang  von  der  14  Thaler-  zur  30  Thaler- 
Währung  und  die  damit  verbundene  Münzverschlechterung  ziemlich 
spurlos  vorübergegangen.  Allordings  wisse  er,  dass  gegenwärtig  der 
internationale  Zug  etwas  schwächer  wehe  in  Deutschland  und  dafür 
der  nationale  Zug  um  so  berechtigter  sei;  doch  müsse  man  wohl 
unterscheiden;  wir  in  Deutschland  würdeu  uns  in  keiner  Weise  etwas 
vergeben,  wenn  wir  dasjenige  System  annähmen,  welches  sich  unbe- 
stritten als  eines  der  rationellsten  bewährt  habe.  Wenn  Deutschland 
von  Frankreich  besiegt  worden  wäre,  würde  er  nicht  wagen,  von 
dioser  Tribüne  herab  den  Uebergang  Deutschlands  zum  Franken- 
system in  erster  Linie  zu  empfehlen,  da  es  dann  nothwendig  als  eine 
neue  Demüthigung  für  uns  erscheinen  müsste,  das  ^System  des  Siegers 
anzunehmen.    Jetzt  liege  die  Sache  ganz  anders  und  Deutschland 
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sollte  wirklich  die  von  ihm  errungene  Weltstellung  dazu  benutzen, 
um  diejenige  internationale  Mission,  die  Krankreich  früher  vollbracht 
zu  haben  glaubte,  nun  seinerseits  wirklich  zu  erfüllen,  und  dadurch 
dem  allgemeinen  Fortschritte  des  Weltverkehrs  zu  huldigen.  Preussen 
habe  zur  Zeit  seiner  tiefsten  Erniedrigung  sich  nicht  gescheut,  die 
von  Frankreich  ausgegangenen  Reformen  durch  Beseitigung  des  feu- 
dalen und  zünftigen  Wesens  vorzunehmen,  um  darauf  sein  Staatswesen 
neu  aufzubauen;  wir  hätten,  trotzdem  in  dem  letzten  Jahrzehnt  der 
Krieg  gegen  Frankreich  schon  in  der  Luft  lag.  uns  nicht  gescheut, 
das  französische  Maass-  und  Gewichtssystem  anzunehmen.  Das  deutsche 
Volk  sei  gerade  dasjenige,  welches  neidlos  annehme,  was  in  anderen 
Ländern  sich  bewähre.   Nicht  weil  das  metrische  System  französisch, 
sondern  weil  es  das  rationvlhte.  habe  man  es  adoptirt  und  so  möge  man 
denn,  da  mit  dem  nächsten  Jahre  diese  grosse  Reform  sich  vollziehe, 
gleichzeitig  auch  zum  Frankensystem  übergehen.    Er  fürchte  nicht, 
dass  ihm  Jemand  sagen  möchte,  er  habe  hier  allein  als  Schweizer 
gesprochen;  er  sei  deutscher  Bürger  geblieben  und  werde  es  bleiben; 
in  der  Fremde  gewinne  man  sein  Vaterland  um  so  viel  lieber  und 
lerne  es  um  so  viel  mehr  würdigen  (Bravo!).    In  der  Fremde  habe 
er  aber  auch  recht  beobachten  können,  welchen  Einfluss  das  französische 
Münzsystem  ausübe.  In  den  Ländern  des  lateinischen  Münzvertrages 
könnten  sich  viele  Kaufleute  gar  nicht  mehr  eutsch Hessen,  die  früheren 
Beziehungen  zu  Deutschland  wieder  aufzunehmen,  ihren  Verkehr  über 
deutsche  Häfen  zu  leiten,  bloss  weil  sie  sich  nicht  in  die  unberechenbare 
Position  hinein  begeben  wollten,  die  ihnen  das  deutsche  Münzsystem 
schaffe.  Augsburg  und  Frankfurt  seien  früher  Wechselplätze  für  die 
Schweiz  gewesen;  jetzt  falle  es  dort  Niemandem  mehr  ein,  dieselben 
als  solche  anzusehen;  man  fahre  mit  dem  Frankensystem  viel  besser 
und  lasse  gegen  die  Vortheile,  welche  es  im  Verkehr  nicht  bloss  mit 
den  Ländern  des  lateinischen  Münzvertrags  gewähre,   lieber  einen 
Kunden  in  Deutschland  fahren.    Der  Frank  sei  eine  so  gesuchte 
Münze  selbst  in  Süddeutschland,  dass  man  bei  der  Urawechselung  in 
Franken  wesentlich  immer  verlieren  müsse;  der  Thaler  werde  da 
stete  nur  zu  366  Zentimen  gerechnet.    Frankreich  verdanke  seine 
grosse  wirtschaftliche  Blüthe  wesentlich  der  Gemeinsamkeit  seines 
Münzwesens  mit  einer  Reihe  anderer  Länder.    Nichts  sei  endlich 
falscher  als  die  Behauptung,  dass  der  Frank  und  der  Zentimen  viel 
gn  kleine  Münzen  seien-,  diese  Kleinheit  sei  gerade  ein  Vorzug  der- 
selben namentlich  für  den  kleinen  Mann,  weil  die  Preisschwankungen 
der  Tagesbedürfnisse  sich  dabei  in  den  kleinsten  Werthen  ausdrücken 
Hessen.    So  koste  das  Kilogramm  Weissbrot  heute  42,  moriren  43, 
übermorgen  41  Zentimen;  in  Deutschland  schlage  der  Preis  gleich 
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um  Groschen  und  Kreuzer  auf.  Man  gewöhne  sich  auch  sehr  leicht 
an  die  Frankenwährung;  die  deutschen  Hausfrauen,  die  nach  der 
Schweiz  kämen,  seien  schon  in  den  ersten  acht  Tagen  überrascht 
von  der  Leichtigkeit  des  Rechnens  gegenüber  den  schwierigen  Regeln, 
mit  denen  man  in  Deutschland  geplagt  werde.  Dies  seien  innere  Vor- 
züge des  Frankensystems,  die  es  wie  das  metrische  System  empfehlen. 
Ferner  sei  zu  erinnern  an  die  äussere  Anerkennung,  die  es  sieb 
bereits  erworben  und  die  ihre  Bestätigung  gefunden  habe  dadurch, 
dass  man  in  einer  Reibe  von  internationalen  Vorträgen  den  Frank 
als  Preisrechnungseinheit  anerkannt  habe,  z.  B.  in  Artikel  33  den 
Telegraphenvertrages  bei  Aufstellung  des  internationalen  Tarifs,  wo 
es  heisst:  »die  Taxe  für  die  einfacho  Depesche  soll  immer  ein  Viel- 
faches von  einen  haloen  Franken  bilden.«  Man  möge  schliesslich 
auch  daran  denken,  welchen  Vortheil  die  Annahme  des  Franken- 
systems der  Wissenschaft  bringe;  denn  man  brauche  auch  eine  wissen- 
schaftliche Münte.  Wer  Statistik  betrieben  habe  und  Werthe  mit 
einander  zu  vergleichen  genöthigt  gewesen  sei,  wisse,  welche  Schwierig- 
keiten dies  habe  und  wie  man  darauf  kommen  müsse,  einen  gemein- 
schaftlichen Nenner  zu  finden;  auch  eine  solche  wissenschaftliche 
Münze  würde  der  Frank  sein. 

Von  der  grössten  Wichtigkeit  sei,  dasa  Deutschland  durch  An- 
nahme des  Franken  die  Länder  des  lateinischen  Münzvertrages  an 
sich  ketten  und  die  Beziehungen,  welche  dort  gegenwärtig  zu  Frank- 
reich bestehen,  an  sich  nehmen  könnte.  Der  volkswirtschaftliche 
Kongress  sei  ein  Friedenskongress  in  erster  Linie;  nicht  über  die 
nationale  Handelspolitik  habe  er  gestern  verhandelt,  sondern  über 
die  internationale;  wenn  es  nun  eine  Einrichtung  im  modernen  Ver- 
kehr gebe,  die  international  sein  sollte,  so  sei  es  das  Geld.  Maass  und 
Gewicht  brauche  man  weniger  als  Geld,  welches  täglich  durch  Jeder- 
manns Hände  gehe  und  von  welchem  täglich  Millionen  über  die  Grenze 
hinüber  und  herüber  kämen.  Er  denke  grösser  vom  deutschen  Volk 
wie  die,  welche  auf  den  Krieg  mit  Frankreich  hinwiesen  und  fragten, 
ob  man  nach  diesem  Kriege  den  Deutschen  zumuthen  wolle,  den 
Franken  anzunehmen.  Man  dürfe  diesem  Volke  nur  grosse  Ziele  vor- 
halten und  es  werde  sich  damit  befreunden;  freilich  müssten  ihm  die 
Staatsmänner  solche  Vorschläge  machen;  diesen  Staatsmännern  habe 
aber  der  Kongress  das  Material  vorzubereiten  und  müsse  sie  für 
seine  grossen  Ziele  zu  gewinnen  suchen.  Der  Kongress  habe  nicht 
zu  paktiren  und  zu  kompromittiren,  denn  er  sei  keine  gesetzgebende 
Versammlung,  welche  zu  erwägen  habe,  was  nach  der  Stellung  der 
Parteien  durchführbar  sei;  solche  Parteien  existirten  nicht  im  Kon- 
gress, der  allein  der  friedlichen  Arbeit  und  dem  freien  Fortschritt 
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zugewendet  sei.  Der  Kongress  diene  aber  der  Erhaltung  des  Friedens 
und  dem  Fortschritte,  wenn  er  durch  seine  Beschlüsse  dazu  beitrage, 
dass  neue  internationale,  friedliche  und  wirtschaftliche  Bando  zwischen 
den  verschiedenen  Völkern  geknüpft  würden  und  dass  Deutschland 
es  sich  zu  seiner  Aufgabe  mache,  den  europäischen  Nationen  in  dieser 
Hinsicht  voranzugehen.  Aber  der  Kongress  diene  auch  einem  grossen 
nationalen  Ziele;  denn  es  werde  nicht  möglich  sein,  die  Elaüsser  und 
Lothringer,  welche  sich  an  das  Frankensystem  gewöhnt  haben,  zu  ver- 
söhnen, wenn  man  sie  zwinge,  ein  viel  schwierigeres  Münzsystem  an- 
zunehmen. Selbst  in  Süddeutschland  werde  man  sich  an  den  Frankeu 
leichter  gewöhnen  als  an  den  preussischen  Thaler.  Im  Interesse  des 
friedlichen  Fortschritts,  des  grossen  internationalen  und  des  nicht 
minder  grossen  nationalen  Zieles,  welches  sich  damit  erreichen  lasse, 
bitte  er  seinen  Antrag  anzunehmen. 

Dr.  Eggert  (Bremen)  vertheidigt  seinen  Antrag,  womit  er  sich  für 
keine  bestimmte  Münzeinheit  ausgesprochen  habe;  er  sei  bei  der  Stel- 
lung desselben  zunächst  von  der  Idee  ausgegangen,  dass  es  sehr  schwer 
sein  werde,  sich  für  eine  bestimmte  Münzeinheit  zu  entscheiden.  Auf 
der  einen  Seite  ständen  die,  welche  den  Thaler,  den  '/s-Thaler  (Gul- 
den), den  1  s-Thaler  (Mark)  beantragen;  auf  der  anderen  Seite  die, 
welche  den  Anschluss  an  das  Frankensystem  wünschen;  noch  andere 
möchten  den  Anschluss  an  den  Sovereign  in  Vorschlag  bringen ;  noch 
andere  endlich  seien  Anhänger  einer  in  Grammengewicht  zu  bestim- 
menden Münzeinheit;  zu  diesen  gehöre  er.  Er  müsse  eine  Goldmünze 
zu  l1.»  Gramm  befürworten  oder  eigentlich  eine  solche,  die  sich  zwischen 
144  und  150  Zentigrammen  bewogen  würde;  eine  Münze  von  144  Zenti- 
grammen würde  der  doppelte  Goldgulden  Weibeeahn"s  sein.  Beim 
eventuellen  Anschluss  an  das  Frankensystem  wäre  zunächst  zu  er- 
wägen, dass,  wenn  wir  nach  dem  in  Frankreich  bestehenden  Gesetze 
ausprägten,  wir  sowohl  im  Brutto-  wie  im  Feingewicht  zu  einer  Diffe- 
renz mit  dem  Frankensystem  gelangten;  denn  die  in  Frankreich  neu- 
ausgeprägten Münzen  differirten  mit  den  gesetzlich  auszuprägenden; 
diese  Differenz  würde  sehr  wahrscheinlich  zu  unserem  NacJUheüc  aus- 
gebeutet werden;  unsere  Goldmünzen  würden  nach  Frankreich  gehen 
und  dort  zu  20-Franksstücken  umgeprägt  werden.  In  Frankreich  be- 
stehe nämlich  l'/s  Prozent  Schlagschatz  und,  da  in  Frankreich  die 
Münze  in  den  Händen  von  Pächtern  sich  befände  und  der  Staat  nur 
durch  eine  Kommission  die  Ausmünzung  überwache,  so  entständen 
leicht  Differenzen  und  würde  wahrscheinlich  ein  Vorth  eil  darin  ge- 
sucht werden,  unsere  Goldmünzen,  die  gewissenhaft  ausgeprägt  werden 
würden,  wieder  umzuprägen.  Ein  Anschluss  an  Frankreich  würde 
ferner  zur  Folge  haben,  dass  ,  wenn  die  Handelsbilanz  sich  zu  irgend 
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einer  Zeit  gegen  uns  stellte,  unser  Gold  nachjFrankreich  abfliessen  würde, 
wenn  die  Kriegsentschädigungsgelder  uns  auch  in  den  Stand  setzen, 
dies  fflr's  Erste  zu  vermeiden.  Anders  ständen  wir,  wenn  wir  eine 
Münzeinheit  wählten,  an  welche  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
sich  anschliessen  könnten;  denn  Nordamerika  sei  ein  goldproduzirendes 
Land  und  nur  zur  Zeit  einer  Krisis  würde  der  Fall  zu  befürchten  sein, 
dass  unser  Gold  nach  Amerika  abfliesse;  wir  seien  ausserdem  Amerika 
gegenüber  in  der  sehr  günstigen  Lage,  dass  der  amerikanische  Dollar 
9/io  Prozent  mehr  Feingehalt  habe  als  1 V«  Gramm,  so  dass  die  amerika- 
nischen Dollars,  nachdem  sie  läugere  Zeit  in  Umlauf  gewesen,  ziem- 
lich l'/i  Gramm  Gold  enthielten.  Wir  würden  also  auf  der  Stelle 
eine  Vereinigung  mit  den  Vereinigten  Staaten  bewerkstelligen,  indem 
diese,  wenn  sie  nicht  bei  jeder  neuen  Ausmünzung  */io  Prozent  ver- 
lieren wollten,  gezwungen  wären,  sich  uns  anzuschliessen.  Würde  die 
Münzeinheit  zu  145  Zentigramm  Feingewicht  ausgeprägt,  so  wäre  das 
keine  gesetzliche  Ausprägung  und  würde  eine  Differenz  von  Vio  Prozent 
uns  noch  nicht  pari  stellen  mit  den  französischen  Napoleonsd'or.  Der 
Vorschlag,  144  Zentigramm  anzunehmen,  bedeutet  eine  Differenz  von 
8/io  Prozent,  und  würde  uns  wieder  weiter  entfernen  von  der  in  Frank- 
reich gesetzlichen  Ausprägung  und  also  auch  keinen  wirklichen  An- 
schlnss  bilden. 

üor  Zweck  eines  wirklichen  internationalen  Anschlusses  sei,  so- 
wohl in  der  Münzeinheit  wie  auch  in  den  ausgeprägten  Münzstücken 
eine  Pari-Btttis  zu  gewinnen;  eine  jede  Abweichung  von  dieser  Pari- 
Basis  versetze  uns  gleich  in  die  Schwierigkeit,  eine  Umrechnung  zu 
bewirken.  Ausserdem  seien  auch  nur  eine  solche  Münzeinheit  und 
deren  Unterabtheilungen  geeignet,  in  einem  fremden  Lande  den  Zweck 
einer  internationalen  Münze  zu  erfüllen ,  nämlich  in  demselben  um- 
zulaufen.  Demnächst  sei  der  möglichste  Anschluss  an  die  deutschen 
Münzen  in's  Auge  zu  fassen;  weder  der  Thaler,  noch  der  */s-Thaler, 
noch  der  Vs-Thaler  gewährten  einen  guten  Anschluss  Süddeutschlands; 
keine  Unterabtheilung  derselben  Hesse  sich  herstellen,  welche  genau 
dem  Dreikreuzer-Stück  gleichkommt,  welches  in  Süddeutschland  doch 
die  Hauptrolle  spielt;  auch  der  süddeutsche  Gulden  lasse  sich  nicht 
herstellen.  Wolle  mau  am  Ende  eine  internationale  Münze,  so  müsse 
dieselbe  alle  12  Hauptbegriffe  darstellen,  die  im  Münzwesen  bestehen; 
dieser  Zweck  werde  am  besten  durch  ein  Goldstück  von  l'/s  Gramm 
Feingewicht  erreicht.  Die  Goldmark  stellt  von  den  zwölf  Hauptmünzen, 
nämlich  dem  Thaler  und  Groschen,  dem  österreichischen  Guldeu,  dem 
Rüddeutschen  Gulden  uud  Kreuzer,  dem  Franken  und  Sou,  dem  Sove- 
reign,  Shilling  und  Pence,  dem  Dollar  und  Zent,  nur  G  dar,  der  Gold- 
gulden nur  8,  der  Doppelgulden  nur  9,  das  1 '/»-Graminstück  alle  12, 
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d.  h.  innerhalb  5  Prozent.  Das  Grammstück  wurde  keine  einzige  dar- 
stellen. Ein  genauer  Anschluss  an  das  Frankensystem  sei  ferner  schon 
deshalb  nicht  zu  empfehlen,  weil  der  Zentime  eine  zu  kleine  Münze 
ist;  nicht  nach  Zentimen,  sondern  nach  Sous  werde  in  Frankreich  ge- 
rechnet. Da  das  gegenwärtige  Gewicht  des  20-Frankenstückes  aus  der 
Doppelwährung  herstammte,  diese  aber  hier  verworfen  worden  sei,  so 
würde  es  auch  am  Ende  inkonsequent  sein,  ein  solches  Münzstück 
anzunehmen.  Die  Amerikaner  legten  mit  Recht  grosses  Gewicht  auf 
den  Anschluss  an  das  metrische  System;  könne  dieser  gleichzeitig 
mit  den  übrigen  Zwecken  erreicht  werden,  so  würde  dies  als  ein  be- 
sonderer Vortheil  der  botreffenden  Münzeinheit  zu  betrachten  sein.  Das 
runde  Grammgewicht  des  Feingehalts  gewähre  verschiedene  Vortheile, 
mache  Vergleiche  mit  den  Goldwaaren  viel  leichter,  vereinfache  das 
Rechnen  in  der  Münzstatte  bei  der  Ausprägung.  Es  sei  auch  für  den 
Unterricht  von  Wichtigkoit,  wenn  das  Münzsystem  aus  dem  Gewichts- 
system entwickelt  werden  könne;  dem  Volkswirthe  erleichtere  es  die 
Erklärung  vom  Wesen  des  Geldes,  und  derartige  Erläuterungen  wür- 
den doch  Millionen  Male  in  jedem  Jahre  zu  geben  sein.  In  jedem 
Land  gäbe  es  nun  gewisse  Klassen,  welche  ein  Interesse  daran  fänden, 
bestehende  Münzverhältnisse  aufrecht  zu  erhalten,  weil  sie  darin  einen 
speziellen  Gewinn  fanden.  In  Amerika  werde  dieses  Moment  von 
grosser  Wichtigkeit  sein,  wenn  es  sich  um  die  Frage  des  Anschlusses 
an  ein  anderes  Münzsystera  handele ;  alle  die  Momente,  welche  geeignet 
seien,  den  Anschluss  zu  verhindern,  würden  in  Amerika  mit  besonde- 
rem Fleisse  geltend  gemacht  werden,  wenn  es  sich  um  den  Anschluss 
an  das  Frankensystem  handelte.  Wir  würden  gegen  Amerika  als  ein 
Land,  welches  sich  zufällig  auf  der  metrischen  Basis  befindet,  ein 
grosses  Unrecht  begehen,  wenn  wir  nicht  diese  Basis  adoptirten.  Bei 
dem  schnellen  Wachsthum  des  amerikanischen  Volkes  sei  eine  Gleich- 
heit des  Münzsystems  mit  demselben  nicht  gering  zu  achten.  Wolle 
der  Kongress  sich  für  eine  bestimmte  Münzeinheit  erklären,  so  möge 
er  eine  lVs  Gramm  Feingold  enthaltende  Münze  empfehlen;  wolle  er 
dies  nicht,  so  möge  er  erklären,  dass  eine  goldene  Münzeinheit,  die 
sich  zwischen  144  und  150  Zentigramm  Feingehalt  bewegt,  den  an 
eine  Münzeinheit  zu  stellenden  Anforderungen  am  besten  entspreche. 

Dr.  Soetbeer  (Hamburg;:  Der  Referent  habe  den  richtigen  Ge- 
sichtspunkt für  die  Debatte  über  die  Ausmünzung  angegeben,  indem 
er  sagte,  es  handele  sich  darum,  das  auszuscheiden,  was  am  ehesten 
zu  entbehren  sei,  und  das  zu  wählen,  was  beinahe  Alle  vereinigen 
möchte.  Wenn  man  Einen  frage,  ob  er  es  dringend  wünsche,  dass 
Deutschland  in  allen  kommenden  Zeiten  kräftig  und  gerüstet  dastehe, 
um  den  Krieg  in  Feindesland  tragen  zu  können,  statt  ihn  im  eigenen 
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Lande  erdulden  zu  müssen,  so  wurde  er  ganz  gewiss  »Ja«  sagen  und 
wenn  man  andererseits  fragte,  ob  man  es  für  wünsebenswerth  hielte, 
wenn  man  den  gegenwärtigen  Militäraufwand  auf  die  Hälfte  oder  ein 
Drittel  herabsetze,  so  wurde  Keiner  sagen,  dass  er  dieses  nicht  für 
wünsebenswerth  halte.  Beide  Sachen  soien  wünschenswerth,  beide  Hessen 
sich  aber  nicht  vereinigen.  Boi  der  Münzreform  nun  müsse  sich  Jeder 
sagen,  dass  es  höchst  wünschenswerth.  sei,  in  möglichst  einfacher 
Weise  von  dem  Bestehenden  zum  Zukünftigen  überzugehen,  möglichst 
wenig  Störungen  in  der  Berechnung.sweise  «'inzuführen;  Keiner  werde 
sagen,  dass  es  wünschenswerth  sei ,  Störungen  herbeizuführen.  Wenn 
man  andererseits  frage,  ob  es  wünschensworth  sei,  dass  Deutschland 
in  internationaler  Beziehung  einon  grossen  Fortschritt,  um  die  künftige 
Weltmünzo  herbeizuführen,  vermittele,  so  werde  Jeder  sagen:  Gewiss, 
von  Herzen  gern  sage  ich  »Ja!«  Aber  wenn  Beides  sich  nun  nicht 
recht  vereinigen  lasse,  so  müsse  man  sich  zwischen  dem  Einen  und 
dem  Anderen  entscheiden.  Ks  sei  schwer,  eine  solche  Entscheidung 
zu  treffen.  Er  beabsichtige,  die  Resolution,  welche  Herr  Weibesahn 
vorgeschlagen  habe,  so  weit  er  es  vermflgo  in  Kürze  zu  thun,  zu  ver- 
theidigen ;  es  sei  dies  eine  Pflicht  gegen  den  Abwesenden  und  zugleich 
eine  Pflicht  der  Dankbarkeit.  Weibesahn  habe  sich  wie  wenige  seit 
drei,  vier  Jahren  bemüht,  durch  zahlreiche  Schriften  in  der  Münzfrage 
Aufklärung  zu  schaffen;  WeibesaJm  habe  ihn  auch  einer  Polemik  gegen 
die  Vertheidiger  des  rein  metrischen  Systems  überhoben ;  er  könne  sich 
n  dieser  Beziehung  auf  die  Ausführung  der  (an  die  Kongressmitglieder 
vertheilten)  neuesten  Broschüre  Weiheeahn'a  beziehen.  Diese  »Teuto- 
nen« oder  »Neu-Teutonen«  brächten  uns  keino  Gefahr  mehr  mit  ihrem 
System,  welches  einen  Wechsel  zi<»he  auf  ein  künftiges,  internationales 
Münzsystem.  Wcibezahn  selber  hatte  vorgeschlagen,  man  solle  als 
deutsche  Münz-  und  Kechnungseinheit  in  Zukunft  den  Goldgulden  an- 
nehmen. Bei  der  Ausmünzung  kämen  zwei  Dinge  in  Betracht,  ein- 
mal, wie  soll  die  Münze  normirt  und  gethoilt  worden?  und  sweitens, 
in  welchem  Verhältniss  soll  die  Werthrolation  sein»  wenn  wir  auf  das 
Bestehende  Bücksicht  nehmen?  In  diesen  schwierigen  Fragen,  die 
seit  lange  diskutirt  würden,  stehe  Dr.  Weibezahn  in  seinen  heutigen 
Resolutionen  nicht  mehr  auf  dem  Standpunkt  seiner  früheren  Schriften. 
Wie  Dr.  Böhmert  habe  er  früher  den  Auschluss  an  das  französische 
System  empfohlen,  später  habe  er  dann  eine  Denkschrift  an  den  Bundes- 
rath und  Reichstag  gerichtet,  worin  er  den  Goldthaler  als  Münzeinheit 
ompfiehlt,  eingetheilt  in  100  Kreuzer  und  ausgemünzt  nicht  im  Ver- 
hältniss 1  :  15J,2,  sondern  1  :  15,s:so  (=  15,43).  Manches  spreche  da- 
für, bei  einer  Münzveränderung  den  Werth  der  Münzeinheit,  soweit 
Rechtsfragen  nicht  in  Betracht  kommen,  etwas  höher  zu  bestimmen; 
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die  Tendenz  gehe  ja  allgemein  dahin,  die  Arbeitslöhne  zu  erhöhen 
und  da  würde  eine  Verringerung  des  Thalers  einen  üblen  Eindruck 
machen;  während,  wenn  er  im  Werthe  um  2  Prozent  erhöht  würde, 
in  vielen  Fällen  die  Leute  es  merken  Wörden,  dass  sie  mehr  Geld 
einnähmen.   Aber  die  Werthrelation  1  :  151/*  entferne  sich  zu  sehr 
von  dem  Verhältniss  seit  den  letzten  Jahren  und  da  habe  nun  Weibe- 
eakn  in  seiner  letzten  Broschüre  den  Vorschlag  gemacht,  eine  Münze 
auszuprägen,  die  8  Gramm  Münzgold  von  lJ  io  Feingehalt  also  7,2  Gramm 
fein  Gold  enthält,  und  die  Werthrelation  1  :  15,43  darstellt;  dadurch 
sei  eine  Eonzession  an  gewisse  Stimmen  im  Reichstag  gemacht.  Er 
wolle  hier  nicht  darüber  sprechen,  denn  Zahlen  seien  elastisch  und 
besonders  in  diesem  Falle  könne  man  beinahe  jede  Werthrelation 
herausdeuten,  je  nachdem  man  andere  Durchschnitte  in  den  Dezennien 
ziehe.    Was  seinen  eigenen  Vorschlag  betreffe,  so  empfehle  sich  der- 
selbe durch  seine  Kürze.   In  dem  Vorschlage:  »Die  definitiv  einzu- 
führenden neuen  Münzen  sind  nach  dem  Dezimalsystem  einzuteilen,« 
sehe  er  keine  Schwierigkeit  gegen  den  Vorschlag,  dass  die  letzto 
Dezimalmünze  geviertelt  werde.   Werde  der  Thaler  zu  100  Kreuzern 
angenommen,  so  sei  der  Kreuzer  allerdings  eine  zu  grosse  Münze  und 
man  könne  da  eine  VierteltheUung  zugeben.  Bei  aller  persönlichen  Vor- 
liebe für  das  Zehngulden-System,  weil  es  so  bequem  in  das  Dezimal- 
system passe,  lasse  er  den  Münzfuss  offen.    Das  Zehnguldenstück 
empfehle  sich  dadurch,  dass  es  ein  Goldstück  sei,  welches  dem  Sove- 
reign  ziemlich  nahe  komme.  Doch  andere  Momente  seien  entscheidend, 
einmal  eine  nationale  Münzeinheit  in  ganz  Deutschland,  ferner  die 
vollkommene  dezimale  EintJmlung,  drittens  die  reine  Goldwährung 
und  viertens  der  möglichst  bequeme  AnscJduss  an  das  bestehende  Münz- 
System.   Wenn  diese  vier  Punkte  erreicht  würden,  so  wolle  er  seine 
anderen  Wünsche,  so  lebhaft  sie  seien,  gern  unterordnen  —  dies  sei 
der  eigentliche  Sinn  seines  Antrags.    Die  freie  ßeichstagskommission 
sei,  wie  er  annehmen  zu  müssen  glaube,  auch  dahin  gekommen,  keinen 
bestimmten  Vorschlag  zu  machen,  worin  gewissermassen  die  Erklärung 
liege:  »Wenn  in  der  bevorstehenden  Beichstags-Session  der  Reichs- 
kanzler einen  Vorschlag  zur  Beform  des  deutschen  Münzwesens  macht, 
der  nur  die  vier  erwähnten  Punkte  erfüllt,  so  soll  es  uns  nicht  darauf 
ankommen,  den  Thaler  zu  100  Kreuzern  oder  den  Gulden  zu  100  Kreu- 
zern anzunehmen.  Darum  wollen  wir  nicht  lange  streiten.«  Es  gelte 
also,  die  Gefahr  abzuwenden,  dio  in  deutschen  Dingen  sehr  oft  darin 
liege,  dass  das  Bessere  der  gefährlichste  Feind  des  Guten  sei,  dass 
wenn  in  der  nächsten  Beichstags-Session  ein  Vorschlag  zur  Münz- 
reform eingebracht  werde,  derselbe  etwa  fallo,  nicht  weil  ein  anderer 
den  Vorzug  vordiene,  sondern  weil  Jeder  seinen  individuellen  Wün- 
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scheu  uiehr  Rechnung  (rüge  und  die  Sache  in  der  Kommission  ver- 
schleppt oder  abgelehnt  werde,  um  ein  »neues  System«  abzuwarten. 
Der  volkswirtschaftliche  Kongross  müsse,  so  viel  an  ihm  sei,  diese 
Gefahr  abwenden  und  seine  Resolution  lieber  ganz  allgemein  fassen. 
Es  genüge  kurz  auszusprechen:  »Die  definitiv  einzuführenden  Münzen 
sind  nach  dem  Dezimalsystem  einzuteilen.«  Hierfür  könne  sich  die 
ganze  Versammlung  erklären,  dann  käme  ein  ganz  einheitlicher,  be- 
stimmter Vorschlag  heraus;  während  es  auf  den  Reichstag  nur  von 
geringem  Einfluss  sein  würde,  wenn  der  Kongress  mit  einer  kleinen 
Majorität  sich  für  die  eine  oder  andere  Münzeinheit  erkläre.  Der  Kon- 
gress würde  durch  einen  solchen  Beschluss  nur  abschwächen,  was  er 
durch  den  ersten  fast  einstimmig  angenommenen  Theil  der  Resolution 
gewonnen  habe.  (Bravo.) 

Dr.  Faitcher  (Berlin)  begründet  seinen  Zusatzantrag,  für  die 
kleinste  Dezimalntüuee  die  Viertheilung  zuzulassen,  gegen  welchen  Herr 
Soetbeer  nichts  eingewendet  habe.  Er  habe  diesen  Zusatzantrag  ge- 
stellt, weil  in  dem  Sinne  Soetbeer' 's  bei  der  Wahl  der  Rechnungs- 
einheit don  Rcichsbehörden  und  dem  Reichstage  freie  Hand  zu  lassen 
sei,  diejenigen  Vorschläge  zu  machen,  die  den  bestchendon  Verhält- 
nissen am  besten  Rechnung  trügen.  Es  handele  sich  um  Münzen  im 
Betrage  von  200  oder  300  Millionen  Thaler,  die,  wenn  die  Rechnungs- 
einheit nach  praktischen  Gesichtspunkten  gewählt  werde,  nicht  um- 
geprägt zu  werden  brauchten.  Der  Kongress  werde  bei  seinem  Aus- 
spruche über  die  Rechnungsoinhoit  ferner  beeinflusst  von  dem  Platze, 
wo  er  tage;  der  Ausspruch  würde  ganz  anders  ausfallen,  je  nachdem 
der  Kongress  in  einom  Thalcr-  oder  ei  mm  Guldenlande  oder  in  einer 
Stadt  tage,  wo  nach  Schillingen  oder  nach  Groten  gerechnet  würde. 
Als  eine  wandernde  Körperschaft,  die  von  Lokalität  und  Territorium 
beeinflusst  werde,  sei  der  Kongress  nicht  so  gut  geeignet,  in  der 
Frage  der  Münzeinheit  einen  Ausspruch  zu  thun,  wie  die  Zentral- 
behörde, die  aus  eämmtlichcn  Torritorien  Deutschlands  in  regelmässi- 
ger Weise  hervorgegangen  sei.  Wenn  der  Kongress  die  Viertel- 
theilung  der  kleinsten  Dezimalmünze  für  zulässig  erkläre,  so  sei  da- 
durch vielleicht  die  Möglichkeit  des  Thalers  oder  der  »Silberkrone«, 
einer  Rechnungseinheit,  die  1  Thlr.  20  Sgr.  betrage,  gerettet.  Bei 
der  letzteren  würdo  die  kleinste  Dezimalmünze,  der  Zent,  6  Pfennige 
betragen  und  offenbar  zu  gross  ausfallen,  daher  weiter  einzutheilen 
sein.  Freilich  könne  man  einwenden,  warum  denn  nicht  in  fünf 
Theile  theilen.  Warum  niefä?  Man  befrage  die  Uebereinstimmung 
alter  Völker;  warum  heisse  es  »Stadtviertel«  und  nicht  »Stadtfünftel?« 
Warum  wurden  Sie  Alle  anfangen  zu  lachen,  wenn  Ihr  Dienstmädchen 
von  Ihnen  Geld  verlangte,  um  \&  Pfnnd  Kaffee  zu  k.iufen?  Es  liege 
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die  ZweUheüung  und  ihre  Fortsetzung,  die  Viertheilutig ,  eben  zu  tief 
in  der  menschlichen  Natur  begründet;  auch  der  Dümmste  vermöge 
die  Hälfte  nochmals  in  zwei  Theile  zu  theilen.  Von  der  Dreitheilung 
wisse  man  wenig  und  von  der  Pünftheilung,  soweit  sie  aus  dem  Volks- 
wissen entstehe,  gar  nichts.  Mit  dem  Wort  »Fünftel«  verbinde  der 
gewöhnliche  Mensch  gar  keinen  Begriff;  bei  einem  Viertel  wisse  er, 
was  es  sei.  Lassen  Sie  diesmal  wirklich  fünf  gerade  sein;  seien  Sie 
nicht  so  abstrakte  Theoretiker  wie  die  Franzosen,  deren  Beispiel  Herr 
Bohmert  zur  Nacheiferung  empfohlen  habe.  Er  wolle  hier  sehr 
ketzerische  Ansichten  bekennen:  er  glaube  nicht  an  das  Dezimal- 
system und  glaube  gerade  als  Mathematiker  von  Profession  nicht  an 
den  praJctischen  Werth  desselben ,  weil  es  nur  aus  den  beiden  Prim- 
zahlen 2  und  5  zusammengesetzt  sei  und  die  3  auslasse.  Die  Deut- 
schen, die  den  Gulden  in  60  Theile  theilten,  wo  alle  Zahlen  von  2 
bis  6  darin  liegen,  wnssten  sehr  wohl,  was  sie  thaten.  Man  kannte 
auch  das  Dezimalsystem  schon,  als  man  die  Stunde  in  60  Minuten 
theilte  und  das  Schock  einführte.  Aehnlich  verhalte  es  sich  zu  der 
hier  herangezogenen  Notwendigkeit,  die  Münze  auf  das  GewiclU  zu 
basireo.  Er  verstehe  gar  nicht,  was  Werth  und  Gewicht  mit  einander 
zu  thnn  hätten;  das  erste  sei  ein  wirthschaftlicher,  das  zweite  ein 
physikalischer  Begriff.  Man  wäge  doch  nicht  Dienstleistungen,  son- 
dern nur  Dinge,  bei  denen  die  Quantität  in  erster  Reihe  stehe.  Die 
einzig  mögliche  sichere  Bestimmung,  wenn  man  durchaus  rein  theore- 
tisch verfahren  wolle,  sei  die  Zeit;  diese  hätten  die  Franzosen,  als 
sie  nach  einem  theoretisch  vollkommenen  Maasse  strebten,  verlassen 
und  dadarch  sei  auch  das  metrische  Gewichtssystem  und  ein  darauf 
beruhendes  Münzsystem  seiner  wissenschaftlichen  Grundlage  beraubt. 
Ihr  Meter  sollte  der  10-millionste  Theil  des  Erdquadranten  sein,  sei 
es  aber  nicht;  die  Wissenschaft  habe  seitdem  Fortschritte  gemacht; 
man  wisse,  dass  das  französische  Moter  nicht  sei,  was  es  sein  solle, 
sondern  nichts  als  ein  motallenor  Stab  in  Paris,  der,  wenn  von  ihm 
ein  Stückchen  abgeschliffen  würde,  niemals  in  seiner  ursprünglichen 
Normallänge  wieder  herzustellen  sei,  obgleich  er  ein  unvergängliches 
Maass  darstellen  sollte.  Das  oinzig  sichere  Maass  sei  das  auf  die  Zeit 
basirte  Sekundenpendel,  schlagend  an  einem  bestimmten  Orte ;  es  lasse 
sich  immer  wieder  auffinden.  Und  nun  erst  die  Bestimmung  der 
Gewichtseinheit?  Das  metrische  Gewichtssystom  basire  auf  dem  Gramm; 
das  Gramm  sei  das  Gewicht  eines  Kubikzentimeters  destillirten  Was- 
sers, also  durch  zwei  Messungen  bestimmt,  von  denen  die  eine  die 
Prüfung  versage.  Nichts  sei  weder  am  Meter,  noch  an  dem  unnöthiger- 
weice  darauf  basirten  Gramm,  noch  an  der  Zahl  Zehu  besonders  zu 
ompfehlcn  (Heiterkeit),  die  Zwölf  sei  die  brauchbare  Zahl  und  die 
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sei  verlassen  worden.  Er  wolle  aber  nicht  gegen  den  Strom  schwim- 
men. Probiren  Sie's  mit  dem  Dezimalsystem;  Sie  sind  ja  im  höchsten 
Grade  eingenommen  von  dieser  Regelmässigkcit  und  Klarheit,  die 
weiter  nichts  als  Oberflächlichkeit  ist;  aber  respektiren  Sie  die  Vier- 
thoilnng,  sie  ist  von  praktischem  Interesse  und  dient  zum  Schutze 
unserer  ärmsten  Klassen  gegen  die  wucherische  Uebervortheilung 
(Bravo). 

Dr.  Wolff  (Stettin):  Er  habe  don  Antrag  gestellt,  der  Kongress 
solle  sich  dafür  erklären,  dass  der  in  100  Kreuzer  zu  theUende  Thaler 
die  Rechnungseinheit  sei;  nach  dem  Gange,  don  die  Debatte  genom- 
men, glaube  er  indessen  kaum,  dass  die  Versammlung  geneigt  sein 
werde,  sich  nach  dieser  Richtung  hin  zu  erklären.  Wenn  der  Kon- 
gress sich  damit  begnüge,  den  Antrag  Soetbeer  mit  dem  Amendement 
Faucher  anzunehmen  und  wenn  dies  daun,  wie  er  hoffe,  so  gut  wie 
einstimmig  geschehe,  so  würde  man  dann  ein  erheblich  Stück  weiter 
gekommen  sein,  obgleich,  da  man  in  der  Mflnzreform  schon  lange  nicht 
von  der  Stelle  gekommen  wäre,  es  am  beston  wäre,  wenn  der  Kon- 
gress sich  entschliessen  wollte,  sich  gleich  mit  grosser  Majorität  für 
eine  bestimmte  Rechnungseinheit  und  deren  weitere  Eintheilung  zu 
orkläron.  Man  konnte  dann  vielleicht  dagegen  erinnern,  dass  der 
Ort,  an  welchem  der  Kongress  tagte,  auf  diese  Entscheidung  von 
Einfluss  gewesen  soi;  er  glaube,  diese  Voraussetzung  treffe  doch  nicht 
in  dem  Maasse  zu.  Wenn  hier  abgestimmt  würde,  würde  sich  wohl 
keine  einzige  Stimme  für  Beibehaltung  des  Schillings  erklären.  (Sehr 
richtig!)  Ein  Bescblnss  des  Kongresses  über  die  Münzeinheit  würde 
zwar  nicht  unmittelbar  von  Einfluss  sein  auf  die  Vorschläge,  welche 
das  Bundeskanzleramt  demnächst  dem  Bundesrath  vorlegen  werde;  er 
würde  aber  vielleicht  dazu  beitragen,  der  öffentlichen  Meinung  einen 
etwas  bestimmteren  Anstoss  zu  gebon.  Dies  sei  im  höchsten  Grade 
wfinschenswerth,  denn  die  öffentliche  Meinung  sei  in  der  ganzen  Münz- 
frage so  vollständig  konfus  gemacht,  dass  sie  überhaupt  gar  nicht 
gowagt  habe,  sich  zu  äussern.  Nur  diejenigen  hätten  sich  geäussert, 
die  ein  besonderes  Studium  aus  der  Sache  gemacht  hätten,  und  diese 
hätten  dann  ihre  »Systemec  aufgestellt.  Es  frage  sich  nun,  ob  die 
von  Soetbeer  und  Fauchcr  hier  entwickelten  Ansichten  der  öffentlichen 
Moinung  gogenüber  bestehen  möchten.  Herr  Bbhmert  habe  hier  mit 
so  viel  liebenswürdigem  Enthusiasmus  die  Vorzüge  des  Frankensystems 
auseinandergesetzt,  dass,  wenn  er  (Rodner)  nicht  die  positivsten  Be- 
denken dagegen  hatte,  er  sich  vielleicht  würde  entschliessen  können« 
auch  dazu  üherzugohen ;  denn  er  thoilo  in  dieser  Beziehung  den  Stand- 
punkt, dass  man  sich  nicht  zu  einseitig  für  einen  bestimmten  Vor- 
schlag erklären  müsso;  man  müsse  eventuell  bereit  sein,  auch  zu 
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etwas  Anderem  uberzugehen.  Von  den  Vertretern  des  Uebergangs  zum 
Frankensystem  habe  er  aber  so  viele  Gründe  gehört,  dass  er  zweifel- 
haft geworden  sei,  ob  diese  Bich  zum  Thoil  nicht  gegenseitig  aus- 
schlössen. Herr  Böhmert  habe  das  Frankensystem  das  rationellste 
genannt,  sich  dabei  aber  entschieden  gegen  das  metrische  Münzsystem 
erklärt.  So  weit  nun  überhaupt  von  einem  »Rationalismus«  im 
Frankensystem  die  Bede  sein  könnte,  könne  dieser  doch  nur  darin 
liegen,  dass  das  Frankensystem  in  einem  bestimmten  Verhältniss  zum 
metrischen  QetciihUsy stein  stehe  und  dies  sei  ja  wohl  nicht  der  Fall.  Wolle 
man  sich  im  Sinne  BöhmerVs  für  ein  »rationelles«  System  erklären, 
so  müsse  man  ohne  Weiteros  das  metrische  Münesyslem  wühlen,  ob- 
gleich der  Vorredner  die  falschen  Voraussetzungen  desselben  aufgedeckt 
habe.  Herr  Böhmert  habe  ferner  gesagt,  das  Frankensystem  entspreche 
den  Anforderungen  des  internationalen  Verkehrs  und  des  nationalen 
Verkehrs;  Beides  zusammen  würde  doch  wohl  nicht  in  dem  angedeu- 
teten Maasse  der  Fall  sein.  In  ersterer  Beziehung  würde  man  Ge- 
fahren eintauschen,  an  deren  Möglichkeit  man  früher  nicht  gedacht 
habe,  die  uns  aber  jetzt  erschrecklich  nahe  getreten  seien.  Wir  wür- 
den durch  den  Uebergang  zum  Frankensystem  in  die  Geldwirren  mit 
hineinkommen,  denen  die  Franzosen  und  die  mit  ihnen  münzverbünde- 
ten lateinischen  Völker  möglicherweise  entgegen  gingen.  In  Paris 
beginne  jetzt  bereits  die  Valutenspekulation  und  wer  wisse,  welche 
Zustände  dort  herrschen,  wenn  erst  die  5  Milliarden  wirklich  bezahlt 
seien.  Das  sei  die  Kehrseite  von  den  im  Uebrigen  ja  nicht  zu  leug- 
uenden  Vortheilen  eines  internationalen  Münzsystems;  sie  sei  eine  so 
bedenkliche,  das  man  gut  thue,  sich  gegenwärtig  in  erster  Linie  auf 
die  Herstellung  eines  den  bestehenden  Münzvorhältnissen  möglichst 
entsprechenden  nationalen  Münzsystems  zu  richten,  und  da  scheine 
ihm  am  richtigsten  zu  sein,  den  Thaler  zu  behalten.  Der  Thaler  habe 
sich  bereits  im  grösseren  Verkehr  in  Deutschland  so  weit  eingebürgert, 
dass  es  für  die  eigentliche  Handelswelt  keine  Umstände  machen  werde, 
dazu  überzugehen.  Auch  die  Hunderttheilung  des  Thalers  habe  sich 
zum  Theil  bereits  eingebürgert;  am  Rhein  rechne  dor  grössere  Kauf- 
mann nach  Hundertthoilon  dos  Thalers.  Was  den  kleinen  Verkehr 
betreffe,  so  werde  Vioo  Thaler  genau  entsprechen  drei  sächsischen 
Neupfennigen  und  fast  genau  dem  süddeutschen  Kreuzer;  die  Diffe- 
renz sei  eine  so  unbedeutende,  dass  die  Umwandlung  sich  für  den 
kleinen  Verkehr  am  wenigsten  störend  erweisen  würde.  Mit  der  Zu- 
lassung der  Viertheilung  würden  aucli  die  Uebelständo,  die  für  Nord- 
deutschland und  speziell  für  Preussen  mit  dem  Uebergang  vom  Pfen- 
nig (V3«o  Thaler)  zum  Kreuzer  O/ioo  Thaler)  verbunden  wären,  ganz 
oder  fast  ganz  verschwinden;  dio  kleinste  Müuze  würde  dann  V400 
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Tlialer  sein.  Die  Interessen  des  kleinen  Verkehrs  seien  nach  seiner 
Ansicht  denen  des  internationalen  Verkehrs  gegenüber  bisher  noch  zu 
wenig  hervorgehoben  worden;  bei  der  Münzreform  sollten  nicht  bloss 
die  grossen  Kaufleute  und  die  Fachgelehrten  mitzusprechen  haben. 
Wenn  er  (Redner)  nun  auch  am  liebsten  sehen  würde,  dass  der  Kon- 
gress sich  für  den  Thaler  als  Rechnungseinheit  erkläre  und  dadurch 
den  Reichsbehörden  die  Vorlegung  eines  dahinzielenden  Gesetzentwurfs 
erleichtere,  so  habe  er  doch  auch  nichts  Erhebliches  dagegen  einzu- 
wenden, dass  der  Kongress  sich  für  den  Goldgulden  ausspreche.  Er 
setze  dabei  aber  voraus,  dass  diejenigen,  welche  sich  für  einen  solchen 
Vorschlag  erklären,  sich  daran  nicht  festgenagelt  fühlten  allen  ande- 
ren Modalitäten  gegenüber.  Sollte  der  Kongress  aber  Oberhaupt  nicht 
geneigt  sein,  sich  für  eine  bestimmte  Modalität  zu  erklären,  so  wäre 
er  schon  befriedigt,  wenn  der  Antrag  Soetbeer  mit  dem  Amendement 
Faucher  angenommen  würde. 

Grumbrecht  (Harburg)  freut  sich,  dass  Dr.  Faucher  sich  so  leb- 
haft gegen  das  ganze  Dezimalsystem  ausgesprochen  habe,  da  er  selber 
es  niemals  geliebt  und  ebenso  auch  dem  neuen  Maas-  und  Gewichts- 
system seine  Bedenken  entgegengetragen  habe.  Faucher  sei  mit  der 
Verurtheilung  des  Dezimalsystems  wohl  aber  zu  weit  gegangen;  er 
habe  vergessen,  dass  es  das  Rechnen  ausserordentlich  erleichtere  und 
bei  Funktionen,  wo  es  auf  Addiren  und  Subtrahiren  ankomme,  ganz 
unübertrefflich  sei.  Bei  der  Eintheilung  habe  es  allerdings  den 
Mangel,  dass  es  der  natürlichen  Neigung  des  Menschen  zu  halbiren 
widerspreche;  desshalb  habe  der  Kongress  allen  Grund  das  Amen- 
dement Faucher  anzunehmen ;  die  Viertheilung  der  kleinsten  Dezimal- 
münze werde  eine  wesentliche  Erleichterung  des  Kleinverkehrs  sein. 
Er  würde  es  lieber  sehen,  wenn  die  Frage  der  Rechnungseinheit  heut 
nicht  entschieden  würde,  da  im  Kongresse  wesentlich  nur  Norddeutsch- 
land vertreten  sei.  Er  persönlich  halte  das  metrische  Münzsystem  für 
das  allein  richtige;  er  hätte  sich  aber  nicht  veranlasst  gesehen,  dafür 
auch  nur  ein  Wort  zu  verlieren,  wenn  wir  nicht  gleichzeitig  einen 
Schritt  thäten,  der  ebenso  radikal  ?ei,  und  unser  Maasssystem  voll- 
ständig veränderten.  Wenn  Faucher  meine,  dass  beim  Münzsystem 
das  Gewicht  gar  nicht  in  Frage  komme,  so  habe  er  eine  kleine 
Voltenschlägerei  vorgonommen.  Das  Gowicht  der  Münze  entscheide 
allerdings  gar  nicht,  wohl  abor  sei  das  Gewicht  des  Feingoldes  in 
der  Münze  entscheidend.  Wer  Alles  neu  ordne,  wer  tabula  rasa 
mache  und  konsequent  Prinzipien  und  Ideen  ausführen  wolle,  der 
müsse  sich  eigentlich  für  das  metrische  Mfinzsystem  begeistern;  wer 
aber  mit  den  gegebenen  Verhältnissen  rechne,  der  thue  am  besten, 
dass  er  sich  für  den  Soetbcer, sehen  Antrag  erkläre  und  die  Kntschei- 
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dung  Aber  die  Münzeinheit  der  legislativen  Gewalt  überlasse,  wo  aus 
allon  Theilen  Deutschlands  Vertreter  beisammen  seien  und  die  Frage 
in  einer  Weise  entschieden  werden  könne,  die  allen  Bedürfnissen 
entspreche.  Da  müsse  sich  die  Minorität  unterordnen;  hier  sei  das 
nicht  der  Fall.  Die  Minorität  beharre,  nachdem  die  Majorität  einen 
Beschluss  gefasst,  ebenso  hartnäckig  wie  früher  bei  ihrer  Ansicht. 

Ein  Antrag  auf  Vertagung  wird  abgelehnt,  ein  Antrag  auf  Schluss 
der  Debatte  angenommen.  Nachdem  Dr.  Brehmer  (Lübeck)  den  Vor- 
sitz übernommen,  ergreift  das  Wort: 

Dr.  Braun  als  Korreferent;  er  vertheidigt  den  von  ihm  gemein- 
schaftlich mit  Dr.  Wolff  gestellten  Antrag,  als  Münzeinheit  den  Thaler 
zu  Grunde  zu  legen.  Obwohl  dieser  Antrag  im  Augenblick  schwerlich 
die  Mehrheit  des  Kongresses  für  sich  habe,  sei  es  zweckmässig,  den- 
selben mit  möglichster  Praezision  auszusprechen.  Denn  in  dieser 
Frage  seien  die  Meinungen  am  meisten  getheilt,  Bundesrath  und 
Reichstag  am  zweifelhaftesten.  lieber  das  Ziel  seien  Alle  einig,  über 
die  Mittel  herrsche  aber  Zwiespalt.  Es  sei  wichtig,  dass  eine  Ver- 
sammlung, die  nicht  von  kommerziellen,  politischen  oder  sonstigen 
Interessen  geleitet  werde,  sondern  einen  wissenschaftlichen  Charakter 
an  sich  trage,  sich  auch  über  die  Mittel,  wie  man  zur  Goldwährung 
gelangen  könne,  ausspreche.  Zunächst  sei  zu  erwägen,  das  bei  uns 
nicM  tabula  rasa  sei,  sondern  wohlgeordnete  Münzverhältnisse  be- 
ständen. In  einem  Lande,  wo  kein  Edelmetall  in  Zirkulation,  da 
könne  man  experimentiren,  bei  uns,  Gott  sei  Dank,  nicht;  wir  hätten 
Alles  zu  vermeiden,  was  irgend  wie  geeignet  sein  könnte,  unsere  wohl- 
geordneten Münzverhältnisso  zu  alteriren.  Wenn  wir  wollten,  dass 
die  Regierungen  entschlossen  vorwärts  gehen  mit  der  Einführung  der 
reinen  Goldwährung,  so  hätten  wir  ihnen  den  Weg  so  leicht  und  so 
kurz  wie  möglich  zu  machen.  Wir  müssten  bedenken,  dass  die  Re- 
gierungen im  Allgemeinen  auf  dem  Niveau  der  Durchschnittsbildung 
der  Bevölkerung  ständen,  nicht  darüber,  weshalb  sie  denn  auch  mit 
den  gebildeteren  Klassen  so  oft  Konflikte  hätten  (Heiterkeit).  Wenn  wir 
Erfolge  erzielen  wollten,  so  müssten  wir  auf  dieses  Niveau  der  Durch- 
schnittsbildung spekuliren  und  dürfton  den  Regierungen  keine  Expe- 
rimente, keine  gewagten  Dinge,  keine  wissenschaftlichen  Kunststücko 
zumuthen.  Wenn  wir  uns  nun  auf  diesen  praktischen  Standpunkt 
stellten,  so  kämen  wir  nothwondigor  Weise  zum  preussischen  Thaler, 
der  die  Münze  von  mehr  als  ',3  der  Bevölkerung  des  deutschen  Reichs 
sei;  die  Stimmung  dor  Massen  hätten  wir  damit  von  Vornherein  für 
uns.  Herr  Dr.  Wolff  habe  eine  Behauptung  ausgesprochen,  die  für 
die  Reichstagsmitglieder  wenig  schmeichelhaft  wäre;  er  sage,  sie  wären 
in  der  Münzfrage  unwissend  oder  festgefahren  (Widerspruch) ;  wenn 
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die  gebrauchten  Ausdrücke  auch  nicht  ganz  so  scharf,  so  lagen  sie 
doch  in  dieser  Richtung.  Die  Möglichkeit  der  Unwissenheit  müsse 
er  für  sich  zugeben;  dass  er  aber  nicht  »festgefahren«  sei,  glaube  er 
von  sich  behaapten  zu  können:  Er  habe  alle  Vorschläge  geprüft,  sei 
allen  Vorträgen  mit  Aufmerksamkeit  gefolgt,  namentlich  auch  dem 
missglückten  Versuch  eine  > Weltmünze»  zu  konstruiren ,  denn  er 
glaube  nicht,  dass  selbst  der  Jüngste  in  der  Versammlung  diese 
»Weltmünze«  erleben  werde.  Auf  einer  internationalen  Konferenz 
würden  die  Müuztechniker,  die  höchsten  Spitzen  ihrer  Wissenschaft, 
vielleicht  einig  werden;  wenn  sie  dann  aber  nach  Hause  kämen  zu 
ihrer  Nation,  so  würden  die  heimische  Regierung  und  Volksvertretung 
Alles  desavouiren.  So  sei  es  den  Beschlüssen  der  Pariser  Konferenz 
ergangen;  England  wollte  nicht,  Amerika  wollte  nicht;  nirgends 
fanden  jene  Beschlüsse  Sympathieen,  nirgends  begeisterte  man  sich 
für  den  hier  so  sehr  gerühmten  Frank.  Und  nun  sollten  wir  die 
Kastanien  aus  der  Asche  holen  und  uns  dem  Frank  anschliessen,  da- 
mit dann  England  sich  anschliesse  und,  wenn  dieses  sich  angeschlossen 
habe,  würdo  sich  dann  auch  Amerika  anschlie?sen  u.  s.  w.  Ja,  der 
Mann,  der  das  Wenn  und  das  Aber  erdacht,  hat  sicher  aus  Häckerling 
Gold  schon  gemacht.  Das  seien  Alles  lauter  Hypothesen  und  Mög- 
lichkeiten; aber  die  Wahrscheinlichkeit  spreche  auf  das  Allerentschie- 
denste  dagegen.  Er  wolle  den  Amerikanern  und  Engländern  keinen 
Vorwurf  daraus  machen ,  dass  sie  sich  dem  Frankensystem  nicht  an- 
geschlossen hätten;  er  würdo  es,  offen  gesagt,  auch  nicht  gethan 
haben  unter  diesen  Umständen.  Ebenso  wenig  wie  der  Anschluss  an 
das  Frankonsystem  empfehle  sich  der  hier  gemachte  Vorschlag,  Gold- 
münzen im  Wertho  von  l's  Gramm  Feingold  auszuprägen;  alle 
Nationen  hätton  ihre  Goldmünzen  zu  ändern,  um  an  dieses  System 
Anschluss  zu  gewinnen.  Lasson  wir  uns  durch  den  Traum  einer 
»internationalen«  Goldmünze  nicht  abhalten  dasjenige  zu  thun,  was 
im  praktisclien  Interesse  und  vor  Allem  das  billigste  sei;  denn  der 
Kassenfrage  falle  ganz  schwer  in's  Gewicht  bei  der  Münzreform.  Möge 
man  nicht  dorn  Beispiele  des  Hundes  folgen,  der  nach  dem  Schatten 
schnappte  und  das  Stück  Fleisch  verlor,  welches  er  im  Munde  trug. 
Wir  besitzen  ein  solches  Stück  Fleisch  in  unsern  gesunden  Münzver- 
hältnissen; wir  leiden  weder  an  Papierpest  noch  an  Verschlechterung 
der  Scheidemünze,  Krankheiten  die  bei  unseren  Nachbarn  leider  in 
ziemlich  hohem  Maasse  grassiren.  Der  Thaler  ist  die  nationale  Münze 
von  mehr  als  zwei  Dritttheilen  der  Deutschen;  glauben  Sie,  dass  er 
im  Übrigen  Deutschland  eine  unbekannte  Münze  ist?  Man  verkehrt 
dort  lieber  mit  Thalorn  als  mit  Gulden,  namentlich  im  kaufmännischen 
Verkehr.   Die  Süddeutschen  sind  nicht  so  vorblendot,  dass  sie  nicht 
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wissen  sollten ,  dass  sie  auf  iltren  Gülden  in  jedem  Falle  versichten  « 
müssen.  Bei  der  Wahl  zwischen  dem  französischen  Frank,  dem 
österreichischen  Gulden  und  dem  preussischen  Thaler,  würden  sie  den  * 
Thaler  am  liebsten  wählen,  erstens  weil  er  ihnen  eine  bekannte  Mflnzo 
sei,  zweitens  weil  sie  bei  der  Theilung  des  Thalers  in  100  Theile 
dieso  Scheide -Münze  Kreuzer  nennen  könnten  und,  theilte  man  den 
Kreuzer  in  4  Heller,  so  hätten  sie  ihre  bisherige  kleinste  Münze 
wieder.  Der  Thaler  sei  norddeutsch,  der  Kreuzer  süddeutsch  und  die 
Dinge  entwickelten  sich  dann  auf  die  am  wonigsten  zwangsmässige 
Weise.  Wolle  man  sich  nicht  für  den  Thaler  aussprechen,  so  nehme 
man  wenigstens  den  Antrag  Faucher  an,  wonach  eine  Viertheilung 
der  kleinsten  Dezimalmünze  stattzufinden  habe.  Die  Werthrelation 
ergebe  sich  beim  Thaler  von  selbst,  da  brauchte  man  sich  gar  nicht 
erst  in  neue  Spekulationen  einzulassen;  der  Thaler  diese  kerndeutsche 
Münze  liege  uns  näher  als  der  lateinische  Münzfuss,  von  dem  wir 
gar  nicht  wüssten,  welche  Zokunft  ihm  bevorstehe.  Mit  den  Verträgen 
mit  Nachbarstaaten  oder  der  ganzen  Welt  sei  es  ein  höchst  eigen- 
tümliches Ding,  die  taugten  nur  dann,  wenn  man  ein  oberstes  Tri- 
bunal  habe,  das  Recht  spreche  und  Exekutionsgewalt  habe.  Verträge 
bekämen  nur  dadurch  Werth,  dass  sie  gehalten  würden,  leider  aber 
verrathe  uns  die  Erfahrung,  dass  die  ungeheure  Mehrzahl  der  Ver- 
träge auf  die  Dauer  nicht  gehalten  werde,  ausserdem  soien  sie  "kündbar. 
Man  denke  sich,  dass  man  ungeheure  Summen  geopfert  hätte,  um  sich 
der  lateinischen  Münzkonvention  anzuschließen;  morgen  aber  kündigo 
Frankreich  aus  Bosheit  oder  einem  edleren  Motive  den  Vertrag,  dann 
hatten  wir  jene  Kosten  uns  umsonst  gemacht  Wenn  ein  Münzver- 
trag gebrochen  würde,  so  könne  man  doch  deshalb  keinen  Krieg  an- 
fangen. Dass  wir  Deutsche,  die  wir  schon  so  vielfach  unser  Fell  zu 
Markte  getragen,  und  uns  Jahrhunderte  hindurch  für  die  europäische 
Menschheit  geopfert  hätten,  nun  auch  noch  Kriege  zur  Aufrechthaltung 
der  Münzeinheit  durchfechten  sollten,  das  sei  doch  zuviel  verlangt. 
Wenn  man  in  seinen  eigenen  Angelegenheiten  rede,  könne  man  mit 
dorn  Dichter  sprechen:  »Der  edle  Mensch  denkt  an  sich  selbst  zuletz«t, 
wenn  man  aber  in  Angelegenheiten  seiner  Nation  zu  sprechen  habe, 
so  habe  man  stets  an  sich,  d.  h.  an  seine  Nation  uerst  zu  denken. 

Wenn  man  den  Thaler  wählte,  so  würde  man  die  grösste  Wahr- 
scheinlichkeit haben,  die  Regierungen  vorwärts  zu  drängen;  man 
werde  am  allerwenigsten  die  Rechtsverhältnisse  alteriren;  man  werde 
die  wenigsten  Kosten  haben ;  man  werde  die  Gefühle  der  Masse  schonen 
und  darauf  sei  ein  grosser  Werth  zu  legen.  Mit  dem  neuen  Maass 
und  Gewicht  habe  man  dem  Volke  schon  eine  schwere  Nuss  zu  knacken 
gegeben;  verändere  man  nicht  gleichzeitig  auch  noch  die  Fundamente 
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des  Münzwesens,  lasse  man  dorn  Volke  wenigstens  den  Thaler.  Wenn 
nun  gesagt  werde,  »der  Kongress  sei  nicht  da  um  zu  paktiren  und 
zu  kompromittirenc ,  so  mache  dioser  Ausspruch  auf  ihn  gar  keinen 
Eindruck.  Der  Kongress  bestehe  aus  praktischen  Männern  und  hier 
liego  eine  dringende  Frage  vor,  die  auf  den  Nagel  brenne;  wenn 
man  diesen  Augenblick  versäume,  so  bringe  ihn  keine  Ewigkeit  zu- 
rück. Hier  handle  es  sich  nicht  um  Glaubensbekenntnisse,  sondern 
darum  energisch  zuzugreifen  und  die  Gunst  des  Augenblicks  zu  be- 
nutzen. Man  habe  zuviel  Projekte,  das  werde  von  allen  Seiten  an- 
erkannt; der  Kongress  möge  daher  sich  nicht  damit  begnügen,  einen 
allgemeinen  Satz  auszusprechen,  unter  den  sich  wieder  Dutzende  ver- 
schiedener Projekte  subsumiren  lassen,  und  dadurch  yon  Neuem  Zweifel 
provoziren,  sondern  er  möge  gleich  einen  präzisen  Beschluss  fassen, 
der  keinon  Zweifel  über  die  Meinung  des  Kongresses  zulasse.  Der 
Beschluss  werde  gelten,  was  er  werth  sei;  einiger  Autorität  erfreue 
sich  der  Kongress  auch  und  man  habe  daher  die  Hoffnung,  dass  man 
auf  diesem  Wege  schneller  zum  Ziele  komme  nach  dem  alten  Grund- 
sätze, dass  die  gerade  Linie  die  kürzeste.  Redner  schliesst,  indem 
er  nochmals  den  Thaler  mit  den  Worten  des  Dichters  empfiehlt: 
>Wozu  in  die  Feme  schweifen,  seht  das  Gute  liegt  so  nah.«  (Bravo). 

Dr.  Braun  übernimmt  wieder  den  Vorsitz  und  ertheilt  das  Schluss- 
wort dem  Referenten. 

Dr.  Prince-Snrith:  er  stimme  ganz  und  gar  mit  dem  Vorredner 
überein,  dass  es  sehr  wichtig  sei,  in  dieser  Sache  einen  positiven  Be- 
schluss zu  fassen.  Wenn  dieser  Beschluss  auch  nicht  mit  der  Ein- 
stimmigkeit wie  im  vorigen  Falle  gefasst  werden  sollte,  so  werde  doch 
auch  eine  Majorität,  wenn  sie  nur  eine  respektable  sei,  ihre  Wirkung 
haben.  Es  sei  die  Forderung  gestellt  worden,  wir  sollten  den  Re- 
gierungen keine  Kunststücke  zumuthen,  sondern  ihnen  einen  be- 
stimmten und  billigen  Vorschlag  machen.  Nun  wenn  man  den  Re- 
gierungen vorschlüge,  die  Thalerstücke ,  die  10  Silbergroschenstücke, 
die  5  Silbergroschenstücko  zu  behalten,  und  sie  nur  anders  zu  be- 
nennen, so  sei  das  etwas  sehr  billiges.  Wähle  man  das  Zwanzig- 
groschenstück zur  Einheit,  so  sei  der  Thaler  =  l1/»  Gulden,  das 
10  Groschenstück  =  1 «  Gulden,  das  5  Groschenstück  =  V*  Gulden. 
Ohne  der  Behauptung  geradezu  widersprechen  zu  wollen,  die  der  Vor- 
redner über  die  Bildung  der  Regierungsmänner  gemacht,  glaube  er 
doch,  dass  eino  Berechnung  von  l:'/s  auch  für  sie  nicht  zu  schwer 
sei.  In  Süddeutschland  sei  man  allerdings  mit  der  Thalerrechnung 
schon  sehr  bekannt;  für  dio  gebildeten  Menschen  werde  es  aber  sehr 
leicht  sein,  künftig  7e  statt  jetzt  7<  zu  rechnen.  Was  das  Volk  in 
Süddeutschland  betreffe,  so  s*>i  dasselbe  an  dir»  Thalcrrcchnung  gar 
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nicht  gewöhnt,  sondern  nur  an  die  5-  und  10-Groschenstücke,  die  sie 
zu  17  und  35  Kreuzer  rechneten.  Durch  die  Wahl  des  20  Groschen- 
stiicks  zur  Münzeinheit  erleichtere  man  am  allermeisten  den  Süd- 
deutschen mit  ihren  Kreuzern  den  Uebergang  zum  neuen  Münzsystem; 
diesen  Vorschlag  möchte  er  daher  zur  Annahme  befürworten. 

Der  Vorsitzende  theilt  mit,  dass  uach  Schluss  der  Diskussion  noch 
ein  Antrag  des  Dr.  Bbhmert  eingegangen  sei,  zum  Antrage  Soetbeer 
folgenden  Zusatz  zu  machen: 

»und  es  ist  dabei  besonders  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
dasselbe  (das  Dezimalsystem  nämlich)  möglichst  viel  Garantieen 
seiner  Erweiterung  zu  einem  allgemeinen  System  aller  zivilisirten 
Nationen  bietet.« 

Der  Vorsitzende  hält  diesen  Antrag  jetzt  für  nicht  mehr  zulässig, 
insofern  nicht  die  Versammlung  beschliesso  die  Diskussion  von  Neuem 
zu  eröffnen,  was  dann  auf  Antrag  des  Dr.  Böhmert  beschlossen  wird. 
Die  Herren  Dannenberg  (Hamburg)  und  Kirbach  (Plauen)  verzichten 
auf  das  Wort. 

Schnitze  (Frankfurt  a.  M.)  möchte  nach  seiner  besten  Ueberzeugung 
den  Standpunkt  vertreten,  welchen  Süddetäschland,  wie  er  glaube,  ein- 
nehme; er  würde  es  nicht  thun,  wenn  andre  berufenen  Vertreter  da 
wären.  Wenn  man  immer  von  Einführung  des  »Goldguldens«  spreche, 
so  sehe  das  gewissermaassen  so  aus,  als  wolle  mau  damit  den  Süd- 
deutschen entgegenkommen,  und  etwas  vorschlagen,  was  sich  den  süd- 
deutschen Münzverhältnissen  einigermaassen  anschliosse;  die  Wahr- 
heit aber  sei,  dass  Süddentschland  seinen  Gulden  vollständig  opfere. 
Welche  Münzeinheit  man  auch  einführen  möge,  Süddeutschland  finde 
daran  keinen  Anschluss.  Süddeutschland  weine  allerdings  seinen 
Gulden,  Sechsern  und  Kreuzern  keine  allzu  bittere  Thränen  nach, 
man  möge  ihm  aber  nicht  noch  einreden  wollen,  dass  eins  der 
hier  vorgeschlagenen  Systeme  eine  besondere  Begünstigung  Süddeutsch- 
lands enthalte;  keines  derselben  enthalte  unter  seinen  Theilmünzen 
genau  den  Sechser  oder  den  Kreuzer.  Es  sei  vorgeschlagen  worden 
der  Thaler,  weil  er  bei  der  Eintheilung  in  100  Theile  den  Kreuzer 
ergeben  würde.  Der  jetzige  Kreuzer  sei  3s/7,  der  neue  Kreuzer  würde 
3*/5  preussische  Pfenninge  sein,  das  sei  ein  Unterschied,  dor  wie  be- 
reits darauf  hingewiesen,  dem  kleinen  Mann  wehe  thun  würde.  Bei 
der  Einführung  des  Thalers  handle  es  sich  also  um  eine  »Konzession,« 
die  in  Wirklichkeit  keine  «ei.  Dagegen  werde  es  immerhin  als  eine 
Konzession  in  Süddeutschland  empfunden  werden,  wenn  man  den 
Gulden  zu  20  Groschen  einführen  wollte ;  er  sei  fest  überzeugt,  wenn 
man  den  Süddeutschen  die  Wahl,  nur  zwischen  dem  20-Groschenstück 
und  dem  Thaler  licsse,  würden  sie  augenblicklich  das  Erstere  und 
nicht,  wie  Referent  behaupte,  das  Lcf/iere  wählen.    DuHi  Herrn 
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Btihmert  sei  aber  schon  darauf  hingewiesen  worden,  dass  in  Süd- 
deutschland der  Geschäftsverkehr  mit  Frankreich  so  ausserordentlich 
entwickelt  sei;  selbst  in  kleineren  Wirtschaften,  seien  durch  den  be- 
ständigen Handel  mit  Getreide  und  Vieh  nach  Frankreich,  franzosische 
Goldstücke  vorhanden,  und  die  Schwankungen  im  Kurse  derselben 
würden  also  fortwährend  empfunden.  Namentlich  sei  im  Grenzverkehr 
Deutschland  durch  die  Verschiedenheit  der  Münze  benachtheiligt.  Es 
schoine  allerdings  so,  als  wenn  sich  dies  hinüber  und  herüber  aus- 
gleichen müsse ;  in  Wirklichkeit  aber  sei  es  anders.  Ein  Münzsystcm  von 
so  gewaltigem  Umfang  wie  das  Frankensystem  sei  gegen  jedes  andere 
System  im  Vortheil,  die  Ausgleichung  vollziehe  sich  stets  zu  seinen 
Gunsten.  Die  kleinen  Differenzen  im  Gronzverkehr  summirten  sich 
aber  allmählig  zu  sehr  bedeutenden  Summen  und  zwar  durchweg  zum 
Nachtheil  Deutschlands  und  zum  Vortheil  der  Frankenländer.  Endlich 
sei  er  der  festen  Ueberzeugung ,  dass  es  kaum  möglich  wäre,  den 
Elsässern  und  Lothringern  ihr  Münzsystem  zu  lassen,  wodurch  sie  in 
wirtschaftlicher  Abhängigkeit  an  Frankreich  verblieben,  den  Elsassern 
und  Lothringern  aber  ihr  gegenwärtiges  Münzsystem  zu  nehmen,  ohne 
ihnen  ein  solches  zu  geben,  was  Anschluss  habe,  sei  geradezu  unmöglich. 

Dr.  Bökmert  erklärt  sich  gegen  den  von  Dr.  Faucher  beantragten 
Zusatz  in  Betreff  Viertheilung  der  kleinsten  Dezimalmünze,  weil  er 
den  Vordersatz  wieder  aufhebo.  Er  wisse  aus  dem  Königreich  Sachsen, 
dass  dort  schon  nach  wenigen  Monaten  jede  Bauerfrau  sich  daran  ge- 
wöhnt habe,  den  Groschen  zu  10  Pfenningen  zu  rechnen,  Es  wäre 
geradozu  ein  Rückschritt,  wenn  man  bei  den  kleinsten  Münzen  zu 
einem  andern  System  der  Eintheilung  überginge.  Er  müsse  sich 
ferner  gegen  die  Annahme  erkläron,  dass  die  Länder  des  lateinischen 
Münz  Vertrages  iu  etwaige  französische  Qeldwirrcn  hineingezogen 
werden  möchten ;  es  sei  dies  eiu  Irrthum.  Allerdings  sei  man  in  der 
Schweiz,  weil  man  nicht  selbst  Gold  ausmünzte,  im  Juli  vorigen 
Jahres  bei  Ausbruch  des  Krieges  in  einer  gewissen  Verlegenheit  ge- 
wesen; jetzt  aber  sei  in  Folge  dessen  beschlossen  worden  selbst  Gold- 
münzen auszuprägen.  Damals  habe  man  sich  durch  Tarifirung  des 
englischen  Sovereign  geholfen  und  bald  auf  dem  Weltmarkte  Gold 
leichter  als  Silber  gefunden.  Er  möchte  ferner  erinnern  an  einen  im 
Norddeutschen  Reichstag  bei  der  Annahme  des  neuen  metrischen 
Maass-  und  Gewichtssystems  am  13.  Juni  1868  gefassten  Beschluss, 
der  dahin  lautete:  »Das  Präsidium  des  Bundesraths  aufzufordern,  bald 
thunlichst  dem  Reichstage  ein  neues,  streng  dezimales  Münzsystem 
vorzulegen  und  dabei  besonders  Rücksicht  darauf  zu  nehmen,  dass 
dasselbe  möglichst  viel  Garantioen  zu  einer  Erweiterung  zu  einem  all- 
gemeinen System  aller  zivilisirten  Nationen  biete.«  Man  sei  heute 
im  Begriffe,  im  Kongresse  Rückschritte  zu  machen,  statt,  was  der 
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deutsche  Handelstag,  der  Kongress  frflher  selber  und  der  Nordeutsche 
Reichstag  beschlossen  habe,  anzustreben:  das  Systom  einer  ^interna- 
tionalen Müneeinheit.  Dieses  sofort  durchzuführen,  wäre  zu  schwierig; 
aber  man  müsse  es  wenigstens  als  Ziel  aufstellen,  sonst  käme  der  Kon- 
gress schliesslich  dazu,  auf  das  Aussprechen  einer  Ansicht  oder  die  Auf- 
stellung eines  Ziels,  wonach  zu  streben  sei,  überhaupt  zu  verzichten. 

Der  Referent  Herr  Princc- Smith  verzichtet  auf  das  Schlusswort, 
nimmt  aber  aus  dem  Weibezahn'schen  Antrage  die  Nr.  III.  mit  einer 
redaktionellen  Aenderung  auf,  so  dass  dieselbe  dahin  lautet: 

»Der  Feingoldgehalt  dor  hauptsächlichsten  deutschen  Goldmünze 
ist  so  zu  normiren,  dass  der  Werth  ihres  Zehntheils,  welcher  die 
Rechnungsmünze  zu  bilden  haben  würde,  genau  mit  20  Sgr.  der 
gegenwärtigen  Währung  übereinstimmt,  c 
Es  findet  nunmehr  die  Abstimmung  statt,  es  werden  dabei  angenommen: 

1)  Der  Antrag  des  Referenten  Prince- Smith  sub  B,  ohne  den  da- 
zu später  von  ihm  beantragten  Zusatz,  welcher  zuvor  wieder  zu- 
rückgezogen war; 

2)  Das  Amendement  des  Dr.  Faucher  und  mit  demselben 

3)  Der  Antrag  des  Dr.  Soetbeer  sub  IV,  3. 

4)  Der  vom  Referenten  Prince-  Smith  aufgenommene  Antrag  des 
Dr.  Weibeeahn  sub  No.  III.  in  der  oben  mitgetheilten  Fassung. 

Die  Anträge  des  Dr.  Böhmcrt,  des  Dr.  Eggert,  des  Dr.  Franck, 
des  Dr.  Wolff  und  Braun  wurden  theils  abgelehnt,  thoils  siud  sie 
indirekt  erledigt. 

Die  vom  Kongresse  in  der  Ausmünsungs frage  gefassten  Beschlüsse 
lauten  also: 

»Der  Kongress  ist  der  Ansicht,  dass  im  goeinigten  deutschon 
Reiche  eine  einzige  Geldrechnungs-Einheit  herrschen  müsse; 
Dass  man  zur  allgemeinen  deutschen  Geldrechnungs-Einheit  nur 
eine  solche  wählen  darf,  welche  in  ganz  leicht  berechenbarem  Ver- 
hültniss  zur  Thalerwährung  stehe. 

Die  definitiv  einzuführenden  neuen  Münzen  sind  nach  dem  Dezi- 
malsystem einzuteilen  unter  Zulassung  der  Viertheilung  der 
kleinsten  Dezimalmünze. 

Der  Feingoldgehalt  der  hauptsächlichsten  deutschen  Goldmünze 
ist  so  zu  normiren,  dass  der  Werth  ihres  Zehntheils,  welcher  die 
Rechnungsmünze  zu  bildon  haben  würde,  genau  mit  20  Sgr.  der 
gegenwärtigen  Währung  übereinstimmt.« 

Die  Sitzung  wird  darauf  geschlossen. 

(Der  atwgotcichnetei  Bericht  des  Herrn  Dr.  W.  Wackernagel  ist  diesmal,  bei  dem  Reichthnm 
der  Verhandlungen,  so  ausgedehnt  ausgefallen,  dana  wir  genötbigt  sind,  die  dritte  und  viert« 
Sitzung  erst  im  nichiMen  Hefte  r\\  bringen.    Wir  litten  damit  auch  di«  juttijrr  verzögerte 
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Prinzip  und  Zukunft  des  Völkerrechts.   Von  Adolf  Lasson.  Berlin. 
W.Hertz.  1871. 

Eine  Schrift  voll  gesunder,  realistischer  Gedanken,  die  wir,  wenn  auch 
mit  Vielem  durchaus  nicht  übereinstimmend,  als  frische  Luft  im  Kranken- 
haus mit  Freuden  begrasten.  Ein  warmes  Hers  mit  kaltem  Kopf  leuchtet 
hier  vielen  kalten  Herzen  mit  überwarmem  Kopfe  einmal  gehörig  heim; 
historische  Bildung  kühlt  einmal  zur  Abwechselung  ihr  Müthchen  an  der 
Kannegiesserei.  Geradezu  Neues  bringt  die  Schrift  wenig,  weniger  wahr- 
scheinlich, als  der  Verfasser  selber  wähnt.  Man  hört  es  ihm  an,  dass 
hier  ein  deutscher  Gelehrter  der  philosophischen  Disziplin ,  der  sich  von 
anerzogenem  Wust  befreit  hat,  in  der  Freude  seines  Herzens  darüber  alle 
Welt  der  Erleuchtung  theilhaftig  machen  möchte,  die  ihm  selber  geworden. 
Er  ist  das  Traumbild  des  Idealstaats  los  geworden  nnd  hat  den  Staat 
erkennen  gelernt  als  das,  was  er  ist,  als  gesackte  Machtaufbänfung,  die  da- 
bei unablässige  Abwehr  gegen  neuen  Einbruch  des  Chaos,  von  Innen  oder 
Aussen,  erfoidert.  Er  hat  gelernt,  dass  wirklich  Macht  vor  Recht  geht, 
ünd  dies  sucht  er  nun  andern  begreiflich  zu  machen,  mit  der  ganzen  Frische 
des  Adepten.  Dabei  spricht  er  bald  die  Sprache  des  Freihändlers,  bald 
die  Sprache  der  rettenden  Thaten,  die  Sprache  des  Schwerts.  Hier  z.B. 
ist  ächte,  alte  Freihändlersprache,  welche  klingt,  als  wäre  sie  aus  der 
Ostsee-Zeitung  von  1846  abgeschrieben  oder  gar  aus  der  Abend-Post :  »Die 
Menschen  sind  geneigt,  an  den  Staat  alle  möglichen  Anforderungen  zn 
stellen.  Weil  er  doch  so  Vieles  schon  betreibt,  was  zu  seiner  Selbst- 
erhaltung gehört  und  was  dem  Interesse  seiner  Bürger  dient,  warum  soll 
er  nicht  so  vieles  andere  auch  noch  besorgen?  Seine  Macht  erscheint 
uner ro esslich,  reine  Hülfsmittel  unerschöpflich;  dass  beides  doch  auch 
seine  Grenzen  habe,  vor  allem  dasa  er  nichts  hat,  als  was  ihm  geleistet 
wird,  das  zu  begreifen  wird  den  meisten  sehr  schwer.  Je  bequemer  die 
Menschen  sind,  desto  mehr  möchten  sio  Verpflichtungen  und  nützliche 
Thätigkeiten  von  sich  ablehnen  und  dem  Staate  auf  seinen  breiten  Rücken 
legen,  während  doch  zugleich  jedermann  bemüht  ist,  das  Maass  von  Tbätig- 
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Leiten  und  Leistungen,  mit  denon  er  dem  Staate  zu  Hülfe  zu  kommen  bat, 
so  knapp  als  möglich  zu  bemesseu.  Was  nur  irgend  nützlich  und  heilsam 
ist,  du  soll  der  Staat  beschaffen.  Er  soll  für  das  Wohl  aller  seiner  An- 
gehörigen sorgeu,  soll  Ackerbau  and  Industrie,  Handel  und  Verkehr,  nicht 
blos  schützen,  sondern  hegen  und  pflegen;  alle  Interessen  der  Kirche  und 
der  sittlichen  Erziehung,  der  Kunst  und  Wissenschaft  werden  ihm  auf- 
gepackt. Und  nachher  verwundert  man  sich,  dass  der  Staat  auf  Gesandt- 
schaften und  diplomatische  Vertretung  seiner  Interessen,  auf  die  Ausbildung 
and  Erhaltang  »einer  Kriegsmacht  zu  Angriff  und  Abwehr  einen  so  grossen 
Theil  seiner  Mittel  und  seiner  Thätigkeiten  verwendet,  dass  ihm  zu  anderem 
kaum  überhaupt  noch  Kräfte  und  Mittel  übrig  bleiben.  Das  ist  die  Stim- 
mung der  wissenschaftlich  nicht  Reflektierenden  dem  Staate  gegenüber.« 
Sprache,  die  heute  noch  durch  jede  sachliche  Erörterung  der  Ostseezeitung,  des 
alten  Freihandelsmoniteurs,  durchzulesen  ut  Ebenso,  wenn  er  fortfährt:  »Wie 
andere  liegen  doch  die  Dinge  in  wirklicher  Erfahrung!  Wir  mögen  blicken 
wohin  wir  wollen,  auf  einen  beliebigen  Staat  in  Vergangenheit  und  Gegenwart, 
wir  werden  überall  dasselbe  Schauspiel  haben:  kein  Staat,  der  nicht  in 
jedem  Augenblick  mit  der  Noth  der  Existenz  zu  ringen  hätte,  jeder  ewig 
und  auf  allen  Punkten  bedroht,  gezwungen,  alle  Kraft  zusammenzunehmen, 
um  sieh  über  dem  Wasser  zu  erhalten;  wo  er  aber  in  sträflichem  Leicht- 
sinn diese  erste  aller  Pflichten  versäumt  hat,  dem  Untergange  zugeneigt, 
und  falls  eine  letzte  äusserste  Anstrengung  ihm  nicht  mehr  möglich  ist 
oder  erfolglos  bleibt,  von  den  Wellen  verschlungen,  die  dann  zugleich  über 
dem  gesammten  Volke  und  allen  seinen  Heiligthüniern  und  äussern  Gütern 
zusammenschlagen.  Ob  unter  Völkern  niedrigerer  oder  höchster  Kultur, 
—  wir  rinden  überall,  und  bei  den  edelsten  Völkerstämmen  gerade  am 
meisten,  zwischen  Volk  und  Volk,  zwischen  Staat  und  Staat  die  tiefsten 
Gegensätze  und  in  Folge  derselben  ein  unausgesetztes  Bingen,  bald  mit 
den  Schlangenwindungen  der  List  und  in  den  Formen  freundschaftlichen 
Verkehrs,  bald  mit  den  äussersten  Mitteln  blutiger  Gewalt,  in  denen  die 
Menschen,  ihrer  Menschlichkeit  haar,  nur  noch  bestimmt  scheinen,  sich 
gegenseitig  massenweise  und  zu  Tausenden  zn  erwürgen,  zu  verstümmeln 
und  sich  gegenseitig  alles  mögliche  Leid  zuzufügen,  weil  der  eine  zufällig 
diesseits,  der  andere  jenseits  dieses  Flusses  oder  jenes  Berges  geboren  ist. 
Von  allem,  was  es  giebt,  ist  der  Staat  die  am  meisten  gefährdete  Existenz, 
immer  voll  Furcht  und  immer  gezwungen,  Furcht  einzuflössen,  darum  bei 
aller  seiner  Macht  das  hilfsbedürftigste  aller  Wesen.  Der  Staat  ist  wohl 
wie  ein  Leviathan  geschildert  woiden,  wie  das  furchtlose  Ungeheuer  der 
Bibel;  richtiger  versteht  man  ihn  als  den  ewig  armen  Mann,  den  wahren 
Nimmersatt,  den  ewig  hungert  und  dem  im  Essen  die  Begierde  und  das 
Bedürfniss  wächst.  Seine  Bedürfnisse  sind  in  der  That  unendlich,  und 
Volkswirt*-  Vierteljfthrschrift.  1871.  II.  19 
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selbst  im  günstigst«!!  Fall  bleiben  die  Mittel,  die  ihm  geliefert  werden, 
beschränkt  Er  mnss  sie  sich  erst  erzwingen,  denn  er  selber  hat  nichts, 
and  ohne  Zwang  bekommt  er  nichts.  Dem  Staate  schenkt  niemand;  für 
dieses  Abtraktum  and  seine  Zwecke-  bekommt  man  ein  Herz  erat,  wenn 
die  Noth  beweist,  dass  er  allein  Rettang  schafft.  Die  Lasten,  die  der 
Staat  auflegt,  sind  jedermann  verstandlich,  die  Wohlthaten,  die  er  erweist* 
sind  schwer  wahrnehmbar  and  nur  der  Gebildete  versteht  sie  za  würdigen. 
Darum  ist  der  Staat  immer  in  Noth  und  muss  sich  auf  das  Dringendste 
beschränken,  was  zn  seinem  Bestehen  unentbehrlich  ist  So  ist  es  in 
Wirklichkeit  immer  gewesen,  so  ist  es  noch  jetzt  und  so  wird  es  auch 
immer  im  wesentlichen  bleiben,  so  lange  Mensch  Mensch  und  Staat  Staat 
ist.  Nur  der  Schwindelgeist,  eine  überhitzte  Phantasie,  die  sich  so  gern 
mit  dürrer  Verstandanüchtcrnheit  paart,  nur  das  Phrasenbeldenthum,  das 
statt  klarer  Begriffe  mit  unbestimmten  Vorstellungen  umgeht  und  sie  in 
hohe,  unverstandene  Worte  kleidet,  kann  sich  darüber  täuschen.  Wahr- 
haft nüchtern  die  Wirklichkeit  begreifen,  das  kann  nur  der  Idealismus, 
der  alle  Dinge  in  ihrer  Beziehung  auf  den  absoluten  Zweck  anschaut 
Denn  er  kann  jede  relative  Unzweckmassigkeit  in  der  endlichen  Erschei- 
nung als  ein  Mittel  für  jenen  höchsten  Zweck  erfassen  und  in  der  ver- 
nünftigen Ordnung  der  Welt  jedem  Dinge  seinen  rechten  Platz  zuweisen, 
von  dem  aus  es  ab  integrierendes  Glied  in  das  System  des  organisch  sich 
gestaltenden  Ganzen  eingreift.  Auch  das  scheinbar  Unvernunftige  und 
Zweckwidrige  hat  seine  Vernunft  iudem  es  der  Vernunft  des  Ganzen  dient; 
Schmerz  und  Leid,  Tod  nnd  Zerstöreng  sind  Durch yangy  punkte  des  ewigen 
LebenB.  Das  Hohe  und  Heilige  ist  um  mindern  Preis  nicht  zu  erkaufen.« 

Man  wird  sich  vielleicht  erinnern,  dass  derselbe  Verfasser  vor  einigen 
Jahren  sich  den  Zorn  der  öffentlichen  Meinung  über  den  Hals  brachte, 
durch  eine  Rechtfertigung  des  Kriegs  in  Abstracto  in  einer  Abhandlung: 
Das  Kulturidcal  und  der  Krieg  —  die  in  einem  Schulprogramm  veröffent- 
licht war.  Und  zwar  hatte  die  öffentliche  Meinung  ganz  recht.  Recht- 
fertigen kann  man  den  Krieg  nur  in  einzelnem  Falle;  in  Abstracto  ist  er 
nur  geschichtsphilosophisch  zu  ezpliziren.  In  ein  Schulprogramm  gehörte 
eine  solche  Abhandlung,  wie  der  Verfasser  jetzt  selbst  zugiebt,  nun  schon 
gar  nicht  hinein.  Jetzt  ent,  nun  er  andre  Formen  gewählt  hat  und 
präziser  und  ausführlicher  sagt,  was  er  meint,  kann  er  Gehör  erwarten 
und  lässt  sich  mit  ihm  reden. 

Hören  wir.  Die  gewählte  Form  ist  die  einer  Reihe  von  Thesen,  die 
in  knappen,  meist  auch  rein  sachlichen  Gedankenketten  durchgeführt  sind. 
Der  Ballast  der  Zitate  ist,  wie  dies,  dem  Himmel  sei  Dank,  Mode  zu 
werden  beginnt,  in  Anmerkungen  verwiesen,  die  am  Schlüsse  unter  be- 
sondern Ueberschriften  zusammengestellt  sind.   Es  ist  ja  auch  wirklich 
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Zeit,  dem  deutschen  Professoren-Unfug  endlich  einmal  ein  Ende  zu  machen, 
die  Denkunfähigkeit  hinter  der  —  billigen  —  Belesenheit  zu  verbergen, 
und  etwas  zusammenzustöppeln,  das  so  aussieht  wie  Text,  aber  nur  Glosse 
ist,  oder  viel  Wahres  enthält,  das  aber  nicht  neu  ist,  um  unter  seinem 
imponirenden  Eindruck  etwas  anders  einzuschmuggeln,  das  nicht  wahr  ist. 
Rezensionen  schreiben  und  selbst  produziren  sind  zwei  ganz  verschiedene 
Dinge. 

Folgendes  sind  die  neun  Thesen,  deren  Durchführung  Herr  A.  Lauon 
sich  zur  Aufgabe  gestellt  hat.  »Die  Vielheit  der  Staaten  ist  unaufhebbar. 
Staaten  als  souveräne  moralische  Personen  können  nicht  Glieder  einer 
rechtlichen  und  sittlichen  Gemeinschaft  sein.  Zwischen  verschiedenen 
Staaten  herrscht  von  Natur  der  Streit.  Der  Staat  ordnet  sein  Verhältniss 
zu  anderen  Staaten  aus  Bedürfnis»  des  Friedens.  Das  Völkerrecht  beruht 
auf  Gemeinsamkeit  der  Interessen  uud  trägt  den  Charakter  des  klugen 
Egoismus.  Die  Verträge  zwischen  den  Staaten  sind  der  Ausdruck  des 
gegenseitigen  Machtverhältnisses.  Der  Krieg  ist  ein  Mittel  der  Unter- 
handlang. Das  Kriegsrecht  beruht  darauf,  dass  nicht  Menschen,  sondern 
Staaten  in  Wahrheit  den  Krieg  fuhren.  Die  weitere  Vervollkommnung 
des  Völkerrechte  ist  von  der  zunehmenden  staatlichen  Freiheit  zu  erwarten.« 

Die  Notwendigkeit  der  Vielheit  der  Staaten  beweist  er  aus  der  Auffassung 
der  historischen  Juristenschule,  dass  das  Recht  Erzeuguiss  der  Volksseele 
sein,  also  nach  Zeit  und  Ort  wechsle.  Wo  der  Volksseele  in  Sprache, 
Sitte  und  Recht  Gewalt  angethan  werde,  da  werde  der  Seele  des  Einzelnen 
Gewalt  angethan,  derselbe  entehrt  und  moralisch  vernichtet.  Eine  Universal- 
spracbe,  ein  Universalrecht,  ein  Universalstaat  seien  Negationen  der  Kul- 
tur, seien  Tod. 

Dies  dehnt  er  noch  weiter  aus  und  betont  es  noch  schärfer  in  Ver- 
theid igung  der  Behauptung,  dass  Staaten  als  Souveräne  moralische  Per- 
sonen nicht  Glieder  einer  rechtlichen  und  sittlichen  Gemeinschaft  sein 
können.  Er  stellt  aber  den  Staats-Egoismus  des  Macchiavelli,  dem  nur 
vorzuwerfen,  dass  er,  in  der  Behandlung  wenigstens,  wenn  auch  nicht  im 
letzten  Motive,  das  Mittel  mit  dem  Zweck,  seinen  Fürsten  mit  dem  Staat 
verwechselt  habe,  der  ultramontanen,  von  den  Jesuiten  in  ihre  Kon- 
sequenzen ausgearbeiteten  Theorie  gegenüber,  dass  sämmtliche  Staaten 
einer  höheren  Rechtsinstanz  unterworfen  seien.  Er  schiebt  es  der  Feig- 
heit zu,  dass  dem  Macchiavelli,  dessen  Lehren  selbst  sein  literarischer 
Kritiker,  Friedrich  der  Zweite,  befolgt  habe,  sein  Recht  nicht  widerfahre, 
und  weist  nach,  dass  die  landläufigen  Anschauungen,  die  Staaten  seien 
sich  untereinander  Liebe  schuldig,  und  hätten  sich  bei  Streitigkeiten  einem 
Gerichte  zu  unterwerfen,  eben  der  Glaube  seien,  dessen  Konsequenzen  die 
Jesuiten  gezogen  hätten.    Vor  dem  Verdachte,  dass  seine  Verdammung 
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der  jesuitischea  Lohre  «igentlich  das  Chi istenthum  überhaupt  treffe,  wahrt 
er  sich  vorsichtig,  behauptend,  dass  die  Staaten  eben  keine  Menschen 
seien,  mit  tinendlichem  Inhalt  nnd  dem  Beruf  zur  Gottähnlichkeit;  das* 
sie  zwar  moralische  aber  keine  »sittliche«  Personen  seien;  dass  sie  nicht 
frei  in  ihrem  Thun  und  Lassen  seien ,  nicht  beliebige,  sondern  bestimmte 
und  gegebene  Zwecke  verfolgten.  Wenn  man  es  so  hört,  könnte  es  leid- 
lich erscheinen;  äusserst  geschickt  ist  es  jedenfalls.  Aber  die  Frage,  mit 
welcher  sich  gerade  während  wir  schreiben  (27.  Okt.)  die  Kreuzzeitung 
abmüht,  in  richtigem  Instinkte,  dass  die  Zeit  dafür  gekommen  ist,  die 
Frage,  was  der  Christ  thun  solle,  wenn  sich  das  Gebot :  gebet  dem  Kaiser, 
was  des  Kaisers  ist,  und  Gotte,  was  Gottes  ist  —  einmal  nun  nicht  aus- 
führen lassen  sollte,  nämlich,  wenn  der  Kaiser  verlange,  was  Gott  verböte 
und  umgekehrt,  diese  Kardinalfrage  löst  er  damit  noch  lange  nicht.  Ueber- 
haupt  scheint  es  uns,  als  habe  er  hier  sich  die  Sache  ein  wenig  zu  leicht 
gemacht  dadurch,  dass  er  hier  nur  vom  Staate  in  Abstracto  spricht,  dem 
»einen  und  untheilbaren«  Staate,  ganz  vergessend,  dass  auch  dieser  viel- 
leicht nur  Erzeugniss  des  Appells  der  Menschen ,  die,  vordem  in  kleineren 
Macht  und  Autoritätsgebilden,  herunter  bis  zur  Ortsgemeinde  oder  dem 
Clan  und  der  Familie,  lebten,  also  selbst  eine  höhere  Instanz  ist,  die  nur 
schrittweise  zu  ihrem  Staate  ward,  und  dass  sie  nun  aus  diesem  Staate  heraus 
sehr  wohl  wiederum  an  höhere  Instanten  appelliren  könnten,  aus  ganz 
souveränen  Staaten,  wie  soeben  von  Seite  der  national-liberalen  Partei 
in  Deutschlind  geschehn  ist,  an  den  Nationalstaat,  und  aus  dem  National- 
staat sei  es  an  einen  Gottesstaat,  sei  es  an  einen  Weltkaiserstaat,  an  den 
doch  Caesar's  Name  ursprünglich  erinnern  sollte;  sei  es  an  die  Bep.univ. 
80c.  democ.y  die  praktisch  allerdings  wohl  auf  den  Gottesstaat  hinanslanfen 
dürfte.  Die  Christenpropaganda  im  Röuerreiche  war  ein  solcher  Appell, 
bei  dem  mau  sich  mit  dem  Weltkaiserstaat  abfand ;  die  Kirche  seine  wirk- 
liche Erfällung,  als  dieser  emporgewachsno  Gottesstaat  den  Weltkaiser- 
staat Überlebt  hatte.  Wirft  man  Andern  Mangel  an  Muth  vor,  wozu 
übrigens  gar  kein  Anlass,  da  es  gerade  für  Macchiavelli  an  motivirter 
Anerkennung  weder  in  Deutschland  noch  England,  noch  Frankreich  ge- 
fehlt hat,  noch  jotzt  fehlt,  so  muss  man  auch  selbst  nicht,  meinen  wir, 
statt  von  der  Kirche,  blos  von  den  Jesuiten  sprechen.  Vorwärts;  es  ist 
Zeit  dazu! 

In  seiner  dritten  These  setzt  er  seiner  Verurtheilung  des  Universalstaats 
sowohl,  als  einer  über  den  Staaten  schwebenden  Rechtsordnung,  d.  h.  einer 
üniversalreligion ,  die  Krone  auf,  indem  er  statt  des  Bandes  den  Streit 
statt  der  Religion  den  Krieg  als  die  Regel  für  das  Verhältniss  der  Staaten 
zu  einander,  den  Frieden  als  die  erst  zu  schaffende  Ausnahme  beieichnet, 
und  zwar  den  Krieg  um  des  ledigen  Staatsvortheils  willen,  den  Krieg  eben 
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ohne  allen  Rccbtsgrund  und  den  Krieg  ohne  Einschränkung  in  den  Mitteln. 
In  höchst  beredter  Sprache  und  schlagend  scharfer  Fassung  trägt  er  Sorge 
dafür,  keine  Unklarheit  darüber  aufkommen  zu  lassen,  dass  er  vor  keiner 
Konsequenz  dieser  Auflassung  zurückschreckt.  Die  Eroberung  ohne  allen 
andern  Rechtstitel,  als  den  Nationalerwerb  ist  eingeschlossen.  Er  sagt: 
>Der  Staat  ist  nach  aussen  ein  uogebändigter,  ungezügelter  Wille  der 
Selbstsucht.  Da  os  für  ihn  keine  sittliche  Pflicht,  keine  Rechtsordnung 
giebt,  der  er  zu  geborcbeu  hätte,  so  dient  er  nur  seinem  Nutzen,  und 
weil  jeder  Staat  das  thut,  so  gerathen  die  Staaten  nothwendig  in  einen 
unablässigen  und  auch  nach  scheinbarer  Unterbrechung  doch  immer  sich 
erneuernden  Konflikt.  Denn  der  Staat  hat  zunächst  die  Interessen  seiner 
Angehörigen  zu  schützen,  welche  zum  Theil  auch  die  seinigen  sind;  zu- 
gleich aber  hat  er  für  sich  seine  eigenen  Interessen,  die  ihm  gebieten, 
das  für  sein  Bestehen  Nützliche  zu  holen,  wo  er  es  findet.  Das  von  einem 
Volke  bewohnte  Territorium,  über  welches  sich  die  Macht  eines  Staates 
zunächst  erstreckt,  ist  doch  keine  absolute  Schranke  für  die  Staatsthätig- 
koit  Wie  jede  Abtheilung  der  Menschheit  in  normaler  Entwicklung  dabin 
strebt,  ihr  Arbeitsgebiet  so  weit  wio  möglich  auszudehnen  und  die  natür- 
lichen Stoffe,  welche  durch  die  umformende  Arbeit  in  für  menschliche 
Zwecke  brauchbare  Dinge  umzuwandeln  sind,  auf  dem  ganzen  Erdkreise 
zu  suchen:  bo  ist  es  zugleich  auch  des  Staates  Streben,  seine  Unterthanen 
in  solcher  Ausdehnung  ihres  Arbeitsgebietes  zu  schützen,  andererseits  aber 
für  sich  die  Ausdehnung  seiner  Macht  über  solches  Territorium  zu  ge- 
winnen, welches  durch  die  dasselbe  auszeichnenden  Naturgaben  irgend 
einem  Mangel  des  einheimischen  Gebietes  abzuhelfen  im  Stande  ist.  Die 
äussersten  Entfernungen  auf  unserem  Planeten  aber  sind  noch  relativ  be- 
nachbart, und  auch  solche  Staaten,  die  in  keinem  Punkte  an  einander 
grenzten,  könnten  sich  doch  an  irgend  einem  Punkte  der  Erdoberfläche 
so  begegnen,  dass  ihre  Interessen  mit  einander  stritten  und  einer  dem 
andern  weichen  oder  beide  sich  mit  einander  vertragen  müssten.  Ueberall 
demnach,  wo  Güter  auf  Erden  vorhanden  sind,  die  zweien  Staaten  zugäng- 
lich sind,  können  sie  zusammenstoßen  und  werden  sie  um  so  sicherer 
zusammenstossen,  als  der  Fortschritt  der  menschlichen  Bildung  eine  immer 
weiter  greifende  Aneignung  und  Umformung  von  in  der  Natur  bereit 
liegenden  Stoffen  zur  Folge  hat.c  Und  dies  ist  ihm  immer  noch  nicht 
genug.  Die  Herrschlust  und  sogar  der  blosse  Nationalhass  finden  bei  ihm 
ihre  theoretische  Vertretung,  und  er  glaubt  nachweisen  zu  können,  dass 
die  Zeit  niemals  kommen  wird,  wo  nicht  mit  ihnen  zu  rechnen  wäre.  Er 
fährt  fort:  >Indessen  dieser  Streit  um  die  äusseren  Güter  ist  es  nicht 
allein,  was  die  Staaten  gegen  einander  treibt;  vielmehr  weit  ursprünglicher 
und  in  seinen  Wirkungen  weit  furchtbarer  ist  der  Streit  um  die  Herr- 
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schaft,  und  dieser  ist  es  auch  eigentlich,  der  den  Streit  um  die  Güter 
verschärft  nnd  verbittert  bis  zu  einem- Streit  um  das  Dasein.  Der  Streit 
um  die  Herrschaft  entbrennt  überall  da,  wo  Menschen,  die  sieh  in  ihrem 
Bowusstsein  als  verschiedenartig  empfinden,  aufeinanderstossen.  Denn 
Menschen  können  gegen  einander  nicht  gleichgültig  sein.  Bewusstsein 
misst  sich  an  Bewusstsein,  und  deshalb  Volk  an  Volk  und  Staat  an  Staat. 
Der  Streit  um  die  Herrschaft  wird  innerhalb  des  Staates  in  die  Bahn  des 
Rechts  gelenkt  und  vom  Rechte  beherrscht  und  geleitet.  Innerbalb  des 
Staates  sind  auch  die  Gegensätze  des  Bewusstseins  weniger  stark  und  von 
der  Gemeinschaft  des  Volks-  und  Staatsbewußtseins  überwogen.  In  aller 
Stärke  dagegen  walten  sie  zwischen  den  Völkern  verschiedener  Staaten 
nnd  in  Folge  dessen  anch  zwischen  den  Staaten  selber.  Es  ist  eine  rein 
natürliche  Erscheinung;  sie  tritt  am  stärksten  in  den  Urzeiten  des  mensch- 
lichen Geschlechtes  auf,  sie  wird  gemildert  mit  dem  Fortschritt  der  Bil- 
dung; aber  sie  hört  niemals  ajf  und  bildet  eine  der  Bedingungen  für  das 
sittliche  Leben  der  Völker.  Erst  durch  den  geführten  Beweis,  dass  der 
andere  an  Werth  und  Kraft  geringer  ist,  kommt  von  Natur  jeder  zum 
Genüsse  seiner  selbst.  Was  der  Staat  und  das  Volk  thut  und  leidet,  das 
empfindet  der  Einzelne,  als  habe  er  es  gethan  und  gelitten;  denn  das 
gemeinsame  Bewnsstsein,  das  die  Mensehen  im  Staate  einigt,  ist  ein  hin- 
reichend starkes  Band,  um  die  Vielen  zn  einer  Art  von  gemeinsamer 
Persönlichkeit  zueammcnzuschliessen.  Völker  empfinden  wie  ein  einzelner 
Mensch,  und  wie  bei  den  einzelnen  nimmt  das  Bewnsstsein,  durch  ans- 
schliesseude  und  unterscheidende  Qualitäten  von  dem  anderen  gründlich 
getrennt,  etwas  wesentlich  anderes  zu  sein  als  er,  die  Form  der  Gering- 
schätzung,  der  Abneigung,  und  kommt  ein  Streit  der  Interessen  hinzu, 
des  Hasses  gegen  denselben  an.  Denn  jeder  Unterschied  der  Qualität 
wird  als  ein  Unterschied  des  Werthcs  empfunden.  Jeder  hält  sich  für 
den  Besseren,  oder  er  müsste  sich  verachten.  Wenn  nun  der  andere  mit 
gleich  stolzem  Selbstbewusstsein  sich  ihm  gegenüber  behaupten  möchte, 
so  wird  der  Gegensatz  des  Bewnssteeins  zu  einem  Konflikt  des  Willens. 
Ewt  indem  der  eine  sich  zum  Horm  des  andern,  diesen  zu  seinem  Knechte 
macht,  hat  er  die  Ueberlegenheit  seines  Wesens  thatsächlich  erwiesen,  und 
dieser  Beweis  ist  durch  den  Kampf  mit  den  Mitteln  physischer  Kraft  und 
mit  dem  Muthe  zu  führen,  der  eich  nicht  scheut,  alle  Güter  des  Lebens 
und  das  Leben  selber  einzusetzen,  um  sich  in  der  Freiheit  seines  Selbst- 
bewnsstseins  zu  behaupten.  Die  Erscheinung  ist  in  der  Natur  der 
Menschen  gegründet  und  deshalb  unaustilgbar;  aller  vernünftige  Fort- 
schritt in  menschlicher  Bildung  muss  dies  Gesetz  anerkennen  uud  stehen 
lassen  ;  aber  seine  Wirkrings  weise  lä  st  sich  allerdings  einschränken  oder 
modifizieren.  Wo  innerlich  dififerente  Völker  sind,  da  ist  auch  Abneigung 
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zwischen  diesen  Völkern,  ganz  abgesehen  selbst  yon  der  Gefahr,  die  jedem 
ron  dem  andern  droht,  nnd  der  daraus  entspringenden  wechselseitigen 
Farcht.  Alle  Befreunden g  der  Einzelnen  in  zwei  solchen  Völkern  darch 
immer  zunehmenden  friedlichen  Verkehr  kann  daran  nichts  ändern.  Dass 
ein  Volk  dem  andern  abgeneigt  ist,  dass  diese  Abneigung  im  Widerstreit 
der  Interessen  zum  erbitterten,  tödtlichen  Hass  wird,  diese  repulsive  Kraft 
des  Bewusstseins  des  eignen  Werthes  nnd  des  eignen  Wesens  gehört  anab- 
trennbar zur  Gesundheit  des  Volkslebens.  Ein  Volk,  welches  das  Fremde 
nicht  hassen  kann,',  ist  ein  erbärmliches  Volk,  unwerth  der  Selbstständig- 
keit und  nur  bestimmt,  geplündert  und  beraubt  zu  werden.  Es  ist  ein 
widerliches  Schauspiel,  dass  ein  Volk,  welches  verhöhnt  und  misshandelt 
worden  ist,  »Busse  thae«  und  sich  schäme,  statt  mit  Einsetzung  seiner 
Existenz  entweder  den  Schädiger  zu  Boden  zu  schlagen  oder  mit  Ehren 
zu  unterliegen.  Diesen  Hass  der  Völker  auch  seinerseits  mitzuempfinden, 
datu  ist  nun  freilich  der  Staat  ausser  Stande.  Denn  der  Staat  ist  ein 
durchaus  herzloses  Wesen.  Aber  nm  so  rücksichtsloser  ist  sein  Eigennutz, 
seine  Selbstsucht.  Die  Anfgabe  des  Staates  ist,  die  diesem  Volke  an- 
.  gemessene  Rechtsordnung  und  damit  die  Bedingungen  für  die  gesammte 
eigentümliche  Kulturentwicklung  des  Volkes  zu  sichern.  Dazu  benutzt 
er  jedes  Mittel,  welches  zum  Ziele  führt.  Der  Hass  der  Völker  wird  für 
ihn  ein  solches  Mittel  zur  Sicherung  der  Heiligthüraer  des  Vaterlandes. 
Wo  ein  wirklicher  Staat  vorhanden  ist,  der  seine  Zwecke  besonnen  ver- 
folgt, ohne  von  den  wechselnden  Stimmungen  und  Leidenschaften  der 
Menschen  abhängig  zu  sein,  da  wird  nur  der  Streit  der  Interessen  zum 
wirklichen  Konflikt  führen;  aber  der  Streit  um  die  Herrschaft  mit  den 
Leidenschaften,  die  er  erregt,  wird  in  solchem  Konflikt  der  Staaten  die 
Gemüther  der  Menschen  erfüllen  und  in  den  Händen  des  Staates  die 
furchtbarste  aller  Waffen  sein,  um  seiner  Macht  in  Angriff  und  Abwehr 
den  möglichst  grossen  Nachdruck  zu  verleihen  nnd  die  Triebe  der  Men- 
schen für  die  Zwecke  des  Staates  dienstbar  zu  machen.  Dieser  Streit  der 
Interessen  aber  wird  immer  da  sein,  und  mit  ihm  der  unausgesetzte  Kon- 
flikt. Denn  was  ist  doch  irgend  auf  Erden  werthvoll,  was  der  Staat  nicht 
in  seinem  Interesse  verwenden  könnte,  wonach  er  also  nicht  Begierde 
trüge!  Was  irgend  eine  Förderung  verheisst,  danach  trachtet  er  und 
mit  ihm  auch  der  andere  Staat,  nnd  so  ist  der  Widerstreit  auf  jedem 
Punkte  im  Entbrennen.  Recht  und  Sittlichkeit  bindet  den  Willen  des 
Staates  nicht.  Nur  eines  ist  es,  was  den  Staat  in  solchem  Trachten 
hindert,  nämlich  die  Farcht  vor  fremder  Macht.  Nor  dem  Schwachen 
gegenüber  ist  ein  Staat  dreist  und  erlaubt  sich  was  ihm  gefällt;  dem 
Starken  gegenüber  zwingt  ihn  Sorge  und  Furcht  sich  zurückzuhalten; 
denn  der  entbrannte  Kampf  wäre  von  ungewissem  Ausgang,  nnd  unzweifel- 
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haft  nur  die  Gefahr  für  Gedeihen  und  Dasein.  Darnm  sind  alle  Ver- 
hältnisse der  Staaten  auf  die  Spitze  des  Schwertes  gestellt;  nnr  die  Macht 
entscheidet,  nnr  der  Starke  kann  bestehen,  nnd  der  Schwache  ist  schon 
nm  der  blossen  Schwäche  willen  zum  Untergange  bestimmt. c 

Auf  diesem  Wege  gewinnt  er  die  theoretische  Grundlage  für  sein 
Völkerrecht  und  versucht  nun  die  Entwicklung  der  Zukunft  desselben. 
Die  nächste  These  ist,  dass  der  Staat  sein  Verhältnis»  zu  anderen  Staaten 
lediglich  aus  Bedürfniss  des  Friedens  ordne.  Wir  würden  ihm  Unrecht 
thun,  wollten  wir  ihn  paraphraairen,  schon  weil  seine  von  ihm  wohl  nicht 
geahnten  Berührungspunkte  mit  den  Lehren  der  Wissenschaft,  deren  Ver- 
tretung die  Hauptaufgabe  dieser  Zeitschrift  bildet»  uns  in  Versuchung 
führen  konnte,  seinen  spontan  emporgeschossenen  Gedanken  wuchs  zu 
stutzen.  Die  Verteidigung  der  These  nach  dem  Vorhergegangenen  ist 
leicht;  er  leitet  sie  folgendermaaseen  ein: 

>Wonn  man,  weil  die  Staaten  keine  Rechtsordnung  in  strengem  Sinne 
für  sich  anerkennen  können,  die  Vorstellung  festhielte,  die  Staaten  hätten 
von  je  in  einem  vollkommen  ungeordneten  Zustande  brutaler  Wildheit 
gegen  einander  gestanden,  so  wäre  man  in  grossem  Irrthum.  Der  Staat 
ist  intelligenter,  zweckmässig  sich  bestimmender  Wille,  und  für  die  man- 
gelnde Rechtsordnung  schafft  er  sich  aus  Ungcr  Selbstsucht  einen  Ersatz, 
der  wenigstens  das  Nothdürftigste  zu  leisten  vermag. 

Die  unausgesezte  Möglichkeit  des  Konfliktes  und  der  Zustand  des 
beständigen  Bedrohtseins,  noch  mehr  aber  die  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
kehrenden Ausbrüche  thatsächlicher  Feindseligkeit  sind  ganz  so  wie  für 
die  einzelnen  Menschen  auch  für  die  Staaten  ein  wesentliches  Hindernis«, 
ihren  Zweck  zu  erreichen.  Denn  offenbar  rauss  erstens  ein  grosser  Theil 
aller  Kräfte  des  Staates  dazu  verbraucht  werden,  um  in  jedem  Augenblick 
bereit  zu  sein,  seine  Interessen  dem  Willen  des  anderen  Staates  gegen- 
über mit  Gewalt  durchzusetzen,  vor  fremder  Gewalt  sich  zn  schützen  und 
durch  die  vorhandene  Macht  den  andern  von  dem  gewaltsamen  Angrifl 
zurückzuschrecken;  alle  diesem  Zwecke  dienenden  Kräfte  werden  aber  den 
andern  Zwecken  des  Staates  entzogen  Zweitens  aber,  jeder  gewaltsame 
Konflikt  zerstört  der  Menschenleben  und  der  Güter  so  viele,  dass  selbst 
in  dem  günstigen  Falle  eines  glücklichen  Erfolges  der  Verlust  leicht  den 
Gewinn  für  die  Sicherheit  nnd  das  Gedeihen  des  Staates  Überwiegt.  Es 
liegt  also  im  Interesse  des  Staates,  dass  er  Frieden  habe. 

Um  Frieden  zu  haben,  muss  sich  aber  der  Staat  bescheiden;  er  darf 
dann  nicht  alles  verlangen,  was  ihm  nützlich  sein  könnte,  am  wenigsten 
das,  was  schon  im  Besitze  eines  andern  Staates  ist  oder  was  er  nur  gegen 
den  Willen  eines  andern  Staates  erringen  könnte.  Hat  der  Staat  das 
Bedürfniss  des  Friedens  und  kann  er  den  Frieden  nicht  auf  andere  Weise 
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bewahren,  so  muss  er  den  anderen  in  seinem  Besitze  nnd  seinem  Bestände 
achten,  so  lange  dieser  den  seinigen  achtet.  Es  ergiebt  sich  darans  ein 
Zustand  der  Rahe  zwischen  Staaten,  der  znnäohst  nnr  auf  einer  äusseren 
^tatsächlichen  gegenseitigen  Anerkennung  beruht,  ohne  dass  man  sich 
formell  gegen  einander  verpflichtet  hätte,  und  diese  Anerkennung  besagt 
zunächst  weiter  nichts,  als  dass  man  den  anderen  für  mächtig  genug  hält, 
um  ihn  furchten  zu  müssen,  und  darum  es  vermeidet,  mit  ihm  in  Konflikt 
au  gerathen. 

Dieser  Zustand  der  Ruhe  tritt  ein ,  sobald  die  rivalisierenden  Staaten 
die  zu  ihrem  Bestände  und  zu  der  Erreichung  ihrer  Zwecke  unumgänglich 
nöthigen  Bedingungen  erreicht  haben,  ein  genügendes  Territorium,  um 
der  Bevölkerung  des  Staates  die  Mittel  des  Unterhaltes  und  das  Material 
für  fortschreitende  Arbeit  zu  gewähren,  und  zugleich,  nm  durch  natürlich 
geschützte  Grenzen  den  Angriff  des  Gegners  leicht  abwehren  zu  können, 
eine  genügende  Menschenzahl,  um  für  die  unentbehrlichsten  Arten  der 
Arbeit  hinreichende  Arme  und  Kräfte  zu  besitzen,  und  denjenigen  Grad 
ron  Reichthum,  der  die  innere  Fortentwicklung  des  Volkes  zu  höherer 
Kultur  ermöglicht.  Aber  selbst  wenn  an  diesen  Bedingungen  das  eine 
oder  andere  mehr  oder  minder  wesentliche  Stück  mangelt,  so  würde  die 
Rohe  fortdauern,  so  lange  als  der  andere  Staat  bereit  ist,  in  friedlichem 
Verkehr  das  Entbehrte  zu  liefern,  und  je  umfassender  und  reichhaltiger 
dieser  friedliche  Austausch  der  Güter  bei  zunehmender  Bildung  vor  sich 
geht,  eine  desto  grössere  Gewähr  für  die  Dauer  des  friedlichen  Zustande« 
wird  vorhanden  sein.  Aber  freilich  giebt  es  für  diesen  Zustand  keine 
vollkommene  Sicherheit.  Denn  in  jedem  Augenblicke  kann  der  Streit  der 
Interessen  wieder  beginnen,  der  so  lange  geschlummert  hat,  sobald  näm- 
lich vermöge  der  geschichtlichen  Entwicklung  in  einem  Staate  neue  un- 
abweisbare Bedürfnisse  aufgetaucht  sind,  die  der  eine  Staat  nur  auf  Kosten 
des  anderen  befriedigen  kann.  Es  kann  z.  B.  ein  wesentlich  ackerbauendes 
Volk  dahin  gelangen,  dass  ihm  für  die  Fülle  seiner  Produkte  der  Zugang 
zum  Meere  nothwendig  wird,  und  diesen  Zugang  müsste  es  sich  etwa  mit 
Waffengewalt  erkämpfen.  Oder  die  Handelsmacht  des  einen  Volkes  wird 
dem  anderen  so  gefährlich,  dass  es  ihm  seine  Märkte  zu  verschliessen 
gezwungen  ist(?)  n.  dgl.  m.  Di<s  alles  in  ganz  normaler  und  untadelhafter 
Entwicklung,  wo  der  Eigennutz  des  einen  Staates  dem  des  anderen  wider- 
spricht Denn  von  den  Fällen  der  tadelnswerthen  Rohheit  und  Ausartung 
der  Menschen,  die  nicht  den  Staatszweck  vollziehen,  sondern  ihrer  ge- 
meinen Leidenschaft  oder  einem  falschen  Fanatismus  dienen,  sehen  wir 
ganz  ab,  weil  das  nicht  der  Natur  der  Sache  angehört,  sondern  zwar  das 
häufig  vorkommende,  in  der  That  aber  das  Zufällige  und  Unbestimmbare 
ist   Dahin  gehören  die  Kriege  der  Staaten,  welche  aus  blotser  Raublust 
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oder  Eitelkeit  oder  sonst  aus  Gründen  entspringen,  die  mit  dem  Eigen- 
nutz des  Staates  nichts  zu  schaffen  haben,  z.B.  aus  dem  Ströhen,  den 
eigenen  religiösen  Glauben  auszubreiten  oder  die  eigene  Verfassungrform 
andern  Völkern  aufzuzwingen.  Wenn  auch  in  geschichtlicher  Wirklichkeit 
die  Kriege  zwischen  den  Staaten  sehr  oft  aus  solchen  verkehrten  Gründen 
entsprungen  sind ,  so  wird  man  von  der  fortschreitenden  Gesittung  mit 
Sicherheit  erwarten  können,  dass  solche  unstaatliche  Motive  mit  der  zu- 
nehmenden Ausbildung  der  rein  staatlichen  Formen  und  Thätigkeiten 
wegfallen  und  Konflikte  der  Völker  ans  solchen  Motiven  nicht  mehr  ent- 
springen werden.  Aber  es  bleiben  gleichwohl  rein  staatliche  Motive  für 
den  Konflikt  der  Staaten  in  gnügender  Anzahl  nnd  Häufigkeit  übrig,  um 
begreiflich  zu  machen,  dass  der  oben  geschilderte  Zustand  der  Buhe  und 
gegenseitigen  thatsächlichen  Anerkennung  ein  stets  bedrohter  und  häufig 
aufgehobener  ist,  und  dass,  wenn  der  Staat  das  Bedürfniss  des  gesicherten 
Friedens  hat,  es  anderer  und  dauerhafterer  Garan'ieen  bedarf,  um  ihn  des- 
selbigen  theilhaftig  werden  zu  lassen.« 

Damit  hat  er  aber  sehr  viel  und  sehr  bedeutendes  eingeleitet.  Schon 
sehn  w.'r  bei  ihm  aus  dem  furchtbaren  Zerstörnngsbilde  seiner  theoretischen 
und  historischen  Grundlage  den  Satz  Eichard  Cobdern  emportauchen :  die 
Durchführung  d«r  Handelsfreiheit  (Bereitwilligkeit  der  Staaten,  das  von 
andern  Staaten  Entbehrte  im  friedlichen  Verkehr  zu  liefern)  und  ihre  all- 
allmählige  Wirkung  (je  umfassender  nnd  reichlicher  dieser  friedliche 
Anstaufch  der  Güter  bei  zunehmender  Bildung  vor  sich  geht)  bilden  den 
einzigen  zuverlässigen  Weg,  um  zu  einer  Gewähr  für  die  Dauer  des  Friedens 
zu  kommen. 

In  seiner  nächsten  Th  sc  zieht  er  das  Völkerrecht,  nach  dieser  Theorie 
nur  auf  der  Intelligenz  der  Vertragschliessenden  fassend,  nnd  nichts  weiter 
bildend,  als  gegenseitige  Anerkennung  gemeinsamer  Interessen  als  solcher, 
wie  sie  vorher  ins  Spiel  von  ihm  gebracht  worden  sind,  heran.  Das 
Völkerrecht  erhält  seine  Grundlage  in  der  Aufstellung,  dass  die  von  den 
Staaten  für  ihr«n  gegenseitigen  Verkehr  anerkannten  und  innegehaltenen 
Vorschriften  nur  der  Ausdruck  für  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  sind, 
und  den  Charakter  des  klugen  Egoismus  tragen.  Die  zweite  Grundlage  für 
das  Völkerrecht,  die  Ehro,  oder  wie  er  sie  nennt  die  Ehrlichkeit,  eub- 
sumirt  er  unter  dio  der  Intelligenz,  da  das  durch  Staatsehre  zu  erzeugende 
Vertrauen  ein  Gewohnheitsrecht  oder  Vertragsrecht  zwifchen  Volk  und 
Volk,  das  darum  aber  noch  immer  mit  dem  Recht  innerhalb  des  Staats 
nicht«  gemeinsam  habe,  erst  möglich  mache.  Die  einzelnen  Verträge  Beibit, 
die  das  Vertragsreclit  bilden,  werden  dann  in  der  nächsten  These  als 
Ausdruck  des  gegenseitigen  Machtverhältnisses  der  einzelnen  Staaten  auf* 
gofasst,  und  der  Krieg  ist  nun,  seinem  völkerrechtlichen  Wesen  narh,  ein 
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Unterhandlungsmittel  geworden,  um  zu  einem  neuen  vernünftigen  Vertrage  zn 
kommen.  Die  Darstellung  weicht  hier  nicht  wesentlich  von  derjenigen 
ab,  welche  bei  der  wissenschaftlichen  wie  der  praktischen  Behandlang  des 
Völkerrechts  heute  die  herrschende  ist.  Angeblich  ewige  Verträge  werden, 
als  der  Theorie  Bchnurstracks  widersprechend,  als  eben  einer  ganz  andern 
Rechtsspbäre  entlehnt,  von  ihm  verworfen.  Schliesslich  ist  dem  Kriegs- 
recht seine  Stelle  im  Völkerrecht  dadurch  angewiesen,  dass  es  darauf  basirt 
wird,  dass  nicht  Menschen,  sondern  in  Wahrheit  Staaten  den  Krieg 
führen. 

Die  neunte  und  letzte  These,  welche  den  eigentlichen  Zweok  der  Schrift 
bildet,  deutet  nur  sehr  allgemein  an,  was  der  Verfasser  in  ihrer  Aus- 
führung zu  sagen  hat.  Es  ist  aber  doch  wahr,  dass  sich  alle  vo:i  ihm  heran- 
gezognen Vervollkommnungsaussichten  und  Vervollkommnungsmittel  auf 
dem  Gebiete  des  Völkerrechts  auf  Zunahme  der  staatlichen  Freiheit  — 
soll  heissen  Freiheit  des  Einzelnen  im  Staate  —  zurückführen  lassen.  4n 
die  Spitze  hat  er  grössere  Klarheit  der  Erkenntniss  und  Offenheit  in  der 
Aussprache  über  die  Natur  der  Beziehungen  der  Staaten  zu  einander  ge- 
stellt. Diese  Forderung  läuft  der  jetzt  üblichen  Praxis  und  der  Auffassung, 
aus  der  sie  hervorgeht,  schnurstracks  zuwider.  Der  Glaube  war  bisher, 
dasa  offne  Aussprache  nur  böses  Blut  machen  kann  und  den  Krieg  herbei- 
führen würde  statt  ihn  zu  verhindern  Aber  offen  ist  die  Frage.  Es  hat 
uns  nichts  geholfen,  dass  wir  über  Elsass  schwiegen,  während  die  Fran- 
zosen unablässig  ?on  der  Kheingrenze  sprachen.  Vielleicht  hätten  sie  dies 
weniger  gethan,  hätten  anch  wir  vom  Elsass  gesprochen.  Der  öffentlichen 
Meinung,  wie  sie  in  Bezug  auf  völkerrechtliche  Fragen  beschaffen  ist, 
traut  freilich  der  Verfasser  auch  und  zwar  erst  recht  nicht;  er  will  diese 
erst  erzogen  und  das  Völkerrecht  zugleich  so  ausgebildet  wissen,  dass  die 
vorkommenden  Fragen  der  internationalen  Politik  das  Mitspreohen  der 
öffentlichen  Meinung  ertragen.  Er  sagt  daher  weiter:  »In  diesem  Sinne 
mus8  man  das  eigentliche  Völkerrecht  einerseits,  das  Vertragsrecht  anderer- 
seits weiter  bilden.  Man  wird  vor  allem  das  durch  die  Natur  der  Dinge 
gebotene  Gerechte  suchen  müssen,  um  es,  soweit  es  noch  nicht  in  der 
Praxis  lebendig  geworden  ist,  thooretisch  zu  fixieren,  die  Vorstellungen 
der  Menschen  zu  bilden  und  ihren  Willen  zu  entflammen.  Dies  Gerechte 
ist  auch  das  wahrhaft  Nützliche;  aber  es  ist  nicht  deshalb  gorecht,  weil 
es  nützlich,  sondern  es  ist  nützlich,  weil  es  gerecht  ist.  Es  ist  die«  aber 
nur  unter  der  Bedingung  ehrlich  eingehaltener  Gegenseitigkeit,  und  nur 
dieser  Bedingung  kann  deshalb  der  Staat  das  an  sich  Gerechte  wollen. 
Fremde  Ungerechtigkeit  aber  erlaubt  ihm  nicht,  selber  an  der  Gerechtig- 
keit festzuhalten ,  wenn  er  nicht  seine  Existenz  aufs  Spiel  Betzen  will.€ 
Und  dann:  *Es  muss  das  Völkerrecht  mehr  und  mehr  zu  allgemein 


anerkannten  Grundsätzen  in  der  Form  des  Gesetzes  durchgebildet  werden. 
Deut»  wenn  die  Paragraphen  auch  an  »ich  machtlos  sind,  bo  sind  sie  des- 
halb doch  nicht  werthlos.    Es  ist  die  Natur  des  Völkerrechts,  dass  es 
zunächst  durch  die  Erkenntnis*  des  Zweckmässigen  und  des  Gerechten 
wächst   Denn  weil  die  Staaten,  die  das  Völkerrecht  unter  sich  ausmachen 
und  beobachten,  wohl  Personen,  aber  keine  Menschen  vind,  to  stammt  bei 
ihn*n  alles  Wollen  aus  der  Einsicht  und  klaren  Erkenntnisa,  aus  den 
unbewussten  Trieben  und  unmerklicher  Gewöhnung  nichts.    Was  die 
Besten,  die  Edelsten,  die  Einsichtig ten  zunächst  nur  theoretisch  als  der 
Natur  der  staatlichen  Aktion  entsprechend  erkannt  and  bestimmt  haben, 
das  trägt  die  Fähigkeit  in  sich,  wenn  es  den  wirklichen  Verhältnissen 
entspricht,  auch  praktische  Gültigkeit  sogleich  oder  mit  der  Zeit  zu  er- 
langen; auf  keinem  Gobiete  ist  die  Ueberzeugung  der  Besten,  wenn  sie 
anf  nüchterner  Erwägung  der  Wirklichkeit  beruht,  mächtiger  und  einfluss- 
reicher.  Dass  es  einen  möglichster  alle  Fälle  zureichenden  Kodex  des 
Völkerrechts  in  allgemeiner  Anerkennung  gebe,  ist  ein  offenbares  Bedürfnis! 
aller  gesitteten  Völker,  die  in  Frieden  zu  leben  wünschen.    Nur  muss 
ein  solcher  Kodex  sich  auf  das  Gebiet  beschränken,  das  wirklich  dem 
Völkerrechte  im  engeren  Sinne  angehört,  und  nicht  in  das  durch  zeit- 
weilige Verträge  jedesmal  im  konkreten  Falle  zu  regelnde  eingreifen 
wollen. €  Unter  solchen  Voraussetzungen  verlangt  er,  dasa  »die  Unterhand- 
lungen zwischen  den  Staaten  mit  möglidister  Offenheit  uud  möglichst 
unter  Kontroh  der  Ocffentlichkeit  betrieben  werden  müssen.*  Er  entwickelt 
dann ,  was  er  davon  hofft  und  was  er  nicht  hofft,  und  untersucht  schliess- 
lich, in  welchen  gemeinsamen  Institutionen  und  welchen  gemeinsamen 
Maasxnahmen  sich  für  den  Fortschritt  in  der  Entwickelang  des  Völker- 
rechts Halt-  und  Konsolidationspunkte  gewinnen  Hessen.  Er  sagt  darüber: 
>Nimrat  nun  da*  Bewusstsein  der  Gemeinsamkeit  der  Interessen  bei  den 
Staaten  zu,  wird  die  Offenheit  und  die  Oeffentlichkeit  bei  Unterhandlungen 
zam  Grundsatz,  so  muss  noch  eine  regelmässige  Institution  hinzu  kommen, 
die  der  Ausdruck  jener  Gemeinschaft  ist,  nämlich  regelmässige  Ver- 
sammlungen der  Vertreter  der  Staaten,  theils  um  durch  gemeinsame  Ver- 
handlung aufgetauchte  Fragen  und  Schwierigkeiten  des  internationalen 
Rechts  zu  lösen,  theils  um  in  dringenden  Fällen  den  sich  entspinnenden 
Zwist  der  Staaten  in  sie  allein  berührenden  und  nur  ihr  augenblickliches 
Verhältniss  betreffenden  Dingen  beizulegen.   Die  Zeit,  eine  solche  Insti- 
tution zu  gründen,  ist  dann  gekommen,  wenn  jeder  Staat  eine  nationale 
Regierung  hat,  die  nicht  abenteuernd  und  schwindelhaft  ntben  den  ihrem 
Staate  gewiesenen  Wegen  ihre  eigenen  Wege  geht,  etwa  am  sich  über- 
haupt zu  halten  oder  ein  unverständiges  Volk  mit  der  Befriedigung  seiner 
eiteln  Gelüste  zu  ködern  und  zu  beruhigen.  So  lange  es  Regierungen  von 
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dieser  Art  giebt,  sind  allerdings  Institutionen  der  Gemeinsamkeit,  wie  die 
Diplomaten  kongresee,  ein  »ehr  gefährliches  Werkzeug  in  den  Händen  der 
Arglist  und  Treulosigkeit,  und  man  hat  betreffende  Vorschläge  mit  vollem 
Rechte  zurückgewiesen.  Aber  es  ist  zu  hoffen,  dass  die  Zeit  nicht  mehr 
fern  ist,  wo  die  Bedingungen  so  ziemlich  gegeben  sind,  unter  denen  jene 
Institution  ihre  segensreiche  Wirksamkeit  entfalten  kann.c  Und:  »Das 
Eine  und  sehr  Werthvolle  werden  solche  Kongresse  in  jedem  Falle  leisten 
können;  es  kann  konstatiert  werden,  welche  der  noch  unentschiedenen 
Fragen  des  Völkerrechts  dahin  gereift  ist,  dass  über  sie  eine  überein- 
stimmende Meinung  der  Mächte  abgegeben  werden  kann,  die  dann  als 
Grundsatz  des  positiven  Völkerrechts  zu  gelten  hat.  Um  wirkliches 
positives  Völkerrecht  zu  schaffen  oder  zn  sanktionieren ,  sind  solche  Kon- 
gresse fast  das  einzige  oder  doch  das  wirksamste  Mittel  und  bei  weitem 
zweckmässiger  als  die  langsameren  und  unsicheren  Verhandlungen  von 
Staat  zu  Staat. €  Et  hat  ferner  auch  gegen  das  jedenfalls  viel  erreich- 
barere Auskunfsmittcl  Bichard  Cobden'a  nichts  einzuwenden,  nicht  durch 
ein  Gericht,  sondern  durch  ein  von  den  Parteien  erwähltes  Schiedsgericht 
dem  vorgebengt  zu  sehn,  dass  Händel  geringeren  Anlasses  nicht  ausarten, 
wie  es  ja  nun  aueh  schon  wirklich  zwischen  England  und  Amerika,  in 
Befolgung  der  Mahnung  Cöbderia  (siehe!  Band  33:  Aof  kosmopolitischer 
Fahrt  Von  Julius  Faucher)  zur  Anwendung  gebracht  ist  und  jetzt  umern 
Kaiser  beschäftigt. 

Dann  aber  kommt  er  an  einen  empfindlichen  Punkt.  Eine  Haupt- 
gefahr künftiger  Kriege  erblickt  er  in  dem  fortdauernden  Bestehen  von 
Kleinstaaten,  nämlich  von  wirklich  souveränen  Kleinstaaten,  wie  sie  ja 
allein  in  seiner  Auffassung  Staaten  sind,  in  einer  Zeit,  in  die  sie  nicht 
mehr  hineingehören.  Als  im  Jahre  1868  der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift 
in  einer  Tischrede  auf  einem  Fest-Essen  der  volkswirtschaftlichen  Gesell* 
schafV  in  Petersburg,  durch  welches  man  die  Freundlichkeit  hatte,  ihn 
dort  zu  bewillkommnen,  denselben  Gedanken  offen  ausgesprochen  und  die 
Presse  ob  nach  West-Europa  gemeldet  hatte,  ward  es  als  Lobpreisung  einer 
brutalen  Eroberungspolitik  zum  Theil  gerade  von  Bolchen  ausgelegt,  die 
bisher  nicht  bewiesen  haben,  dass  ihnen  der  Friede  der  Welt,  in  dessen 
Sache  es  gesprochen  war,  gleich  warm  am  Herzen  liege,  wie  der  volks- 
wirtschaftlichen Gesellschaft  sei  es  in  Berlin,  oder  in  Petersburg,  oder  in 
Wien,  oder  selbst  in  Paris.  Herr  General  Türr  z.  B.  konnte  sich  nicht 
beruhigen  und  Hess  das  Publikum  wissen,  dass  ihm  dies  noch  lange  in 
den  Ohren  klingen  werde.  Wenn  Herr  A.  Lassan  diese  Ansicht  jetzt 
ebenfalls  ausspricht,  nach  der  bei  der  Konstituirung  des  deutschen  und  des 
italienischen  Nationalstaats  gehandelt  worden  ist,  und  zu  der  sich  der 
doch  sehr  friedliche  Richard  Cobden,  allen  gewohnheitlichen  Anschauungen 


und  aller  hergebrachten  Politik  seiner  Landalente  zum  Trotz,  noch  weit 
früher  ala  irgend  jemand  sonst  jbekannt  hat,  so  kommt  ihm  wenigstens 
zu  gute,  dass  man  jetzt  verstehn  wird,  wie  es  sich  nur  dar  am  handle,  der 
zweideutigen  Stellang  kleiner  Staaten  zwischen  den  grossen  dadurch  ein 
Ende  zn  machen,  dass  ihre  diplomatisch-militärische  Verbindung  —  weiter 
nichts  —  mit  demjenigen  Staat  stattfindet,  dessen  Schatz  sie,  in  ihrer 
Existenz  gefährdet,  doch  in  Anspruch  zu  nehmen  haben  würden.  Der 
Föderalstaat  ist  denn  auch  für  Herrn  A.  Laseon  der  Weg  aas  der  Schwierig- 
keit, deren  Grösse  in  jedem  einzelnen  gegebenen  Falle  dabei  auch 
er  nicht  verkennt.  —  Dem  Vorschlage  der  wechselseitigen  Entwaffnung 
stellt  er  endlich  gerade  umgekehrt,  höchste  Ausbildung  jeder  Nation  zu 
kriegerischer  Effektivkraft  gegenüber,  im  preussischen  Sinne,  die,  wie  er 
meint,  sich  auch  volkswirtschaftlich  wieder  einbringt  Es  kommt  darauf 
an,  wie  es  angefasst  wird.  Vielleicht  bringt  sich  auch  militärisch  wieder 
ein ,  was  aus  volkswirtschaftlichen  Kücksichten  mit  Sachverstand  an  der 
Militärlast  gekürzt  wird. 

Als  die  seltsame  Schulprogrammschrift  des  Herrn  A.  Lasson  vor 
einigen  Jahren  erschien  and  so  grossen  Lärm  verursachte,  gab  sie,  in 
einem  kleinen,  vieles  still  beobachtenden  Kreise,  einer,  der  sie  gelesen 
hatte,  einem,  der  es  noch  nicht  gethan,  mit  dem  Zitat 

Doch  sind  wir  auch  mit  diesem  nicht  gefährdet; 
In  wenig  Jahren  wird  er  anders  sein. 
Wenn  sich  der  Most  noch  so  absurd  geberdet, 
Es  giebt  zuletzt  doch  einen  Wein. 

Das  Oährongsprodakt  liegt  vor.  Wir  aber  nehmen  keinen  Anstand,  za 
sagen,  dass  wieder  einmal  ein  publizistischer  Denker  and  Schriftsteller 
ersten  Ranges  unter  nns  aufgetaucht  ist,  und  zwar  gerade  aal 
einem  Gebiet,  wo  and  in  einer  Form  wie  ein  solcher  zu  wünschen  war. 
Unsere  Literatur  hat  über  diesen  Stoff  noch  nichts  dem  gleiches  gehabt, 
seit  Kant  träumte.  Der  Herr  ist  ein  Koabenlehrer;  seines  wahren  Berufs 
sich  bewasst,  ist  er  wohl  rahelos  geworden  auf  dem  engen  Katheder; 
daher  das  Schulprograram.  Es  druckerte  ihn,  wie  Herr  Braun-Wiesbaden 
sagt;  und  da  war  ja  etwas  za  drucken.  Er  hat  dafür  nun  keine  Schwierig- 
keit mehr;  wenigstens  liesse  sich  ihr  leicht  abhelfen.  Hoffentlich  wird 
er  zunächst  an  Detailarbeiten  sich  machen.  Die  Welt  und  die  Zeit  strotzen 
von  St<  ff  dafür.  Und  Deutschland  ist  durstig  nach  der  Schlacht;  durstig 
nach  vielem  neuen  Wissen,  das  es  jetzt  braucht. 
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Im  Oktober  187  t. 

Es  ist  keine  erfreuliche  Aufgabe,  heuer  über  die  volkswirtschaftlichen 
Zustande  Frankreichs  zu  berichten.  Einmal  nicht,  weil  man  nicht  gerne 
düstere  Farben  aufträgt;  dann  auch  nicht,  woil  vieles  noch  in  Gährung 
ist  und  man  nicht  genau  im  Voraus  wissen  kann,  wie  der  Prozess 
rerlaufen  wird.  So  viel  ist  bis  jetzt  schon  klar,  dass  der  Krieg  und  die 
damit  verbundene  Revolution  dem  Lande  tiefe  Wundeu  geschlagen  haben, 
iind  dass  man  Zeit  bedürfen  wird,  um  diese  Wunden  zu  heilen.  Leider 
treten  Komplikationen  hinzu.  Handelte  es  sich  blos  um  zerstörte  Häuser, 
verheerte  Felder,  gehemmte  Unternehmungen,  wie  sie  der  Krieg  mit  sich 
bringt,  so  brauchte  man  nur  ein  Heilmittel:  Zeit.  Fleiss  und  Sparsamkeit 
sind  in  genügendem  Maasse  vorhanden.  Rührig  und  thätig  sind  die  Leute, 
Bürger  und  Bauern  arbeiten  um  die  Wette,  und  das  Erworbene  hält  Jeder 
so  fest  er  kann.  Verschwender  sind  hier  nicht  zahlreicher  als  anderswo, 
der  verschrieene  Luxus  ist  im  Ganzen  nicht  unberechtigt,  denn  er  stützt 
sich  auf  solidem  Reichthum.  Wäre  also  die  Kriegswunde  einfacher  Natur, 
une  blessure  franche,  eine  blosse  Zerstörung  materieller  Güter,  so  würde 
sie  nach  Verlauf  einer  verhältnissmässig  kurzen  Zeit  vernarbt  sein. 

Aber  sie  »st  nicht  einfacher  Natur.  Der  materielle  Verlust  wird  durch 
seine  Verwickelung  mit  moralischen  Leiden  intensiver  gefühlt,  dabei 
schwächen  politische  und  soziale  Wirren  die  Hoffnung  in  die  Zukunft.  Die 
Zukunft  aber  ist  der  Stoff,  aus  der  die  Alles  heilende  Zeit  besteht.  Wer 
in  Balde  einen  neuen  Krieg  erwartet,  wer  an  das  Bestehen  der  Regierung 
zweifelt,  wer  sozialen  Umwälzungen  entgegen  sieht,  der  arbeitet  mit  halbem 
Muthe,  der  bat  kein  rech  tos  Herz  zum  Sparen,  der  hält  seinen  Unter- 
nehmungsgeist nieder.  Mangel  an  Zuversicht  trübt  also  unsern  Horizont, 
Pessimismus  beherrscht  die  Gemüther,  und  dennoch  halte  ich  die  schwarzen 
Wolken,  die  unsere  Atmosphäre  verdunkeln,  nicht  für  gewitteröchwanger. 
Bei  Vielen  sind  zwar  die  Rachegelüste  ganz  ernster  Art,  bei  den  Meisten 
hauchen  sie  sich  blos  in  Worten  aus  und  würden  nur  dann  zu  Thaten, 
wenn  sich  ganz  besonders  günstige  Konjunkturen  darböten.    Mehr  als 
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toiner,  darunter  M&nner  von  Gewicht  and  Ansehen,  hüben  sieh  schon,  wenn 
auch  noch  mit  Schüchternheit,  gegen  die  Revanche  aasgesprochen  oder 
schieben  sie  doch  in  die  weite  Ferne.  Man  darf  es  schon  wagen,  mit  be- 
denklicher Miene  zu  sagen:  Ja,  ja,  eine  Revanche  wäre  schon  au  wünschen, 
wie  aber,  wenn  man  wieder  geschlagen  würde?  Der  Fall  moss  doch  aach 
berechnet  werden!  Immer  dringt  mau  freilich  mit  diesem  Einwarf  nicht 
darch,  denn  es  giebt  noch  gar  zu  viel  Leute,  welche  nur  darauf  denken, 
was  sie  sagen  nnd  thnn  werden,  und  denen  es  nie  einfällt,  daes  auch  der 
Gegner  etwas  sagen  und  thnn  werde,  ond  möglicher  Weise  mit  grösserem 
Erfolg. 

Weit  weniger  klar  noch  als  die  äussere  stellt  sich  die  innere  politische 
Lage  dar.  Dem  Ausland,  und  namentlich  Deutschland  gegenüber,  ist  man 
sieb  wenigstens  des  Zieles  bewusst  und  ist  nur  im  Zweifel  über  die  Mittel : 
man  weiss:  wa9,  und  fragt  sich  nur:  wann  und  wie;  in  den  innern  An- 
gelegenheiten herrscht  allseitige  Dunkelheit.  Freilich  wird  Ihnen  mancher 
geborne  Republikaner  die  Republik  als  begründet  darstellen,  wogegen  viele 
Nicht-Republikaner  die  Republik  als  unverträglich  mit  dem  französischen 
Nationalcharakter  betrachten.  Aber  diese  Urtheile  haben  weder  prak- 
tischen noch  wissenschaftlichen  Werth.  Sie  sind  entweder  ganz  subjektiv 
oder  bemhen  auf  beschränkten  Beobachtungen.  Ich  habe  bis  jetit  ver- 
geblich mich  bemüht,  ein  sicheres  objektives  ürtheil  mir  zu  bilden.  Die 
Wahlen  sind  keinesfalls  ein  ganz  sicheres  Symptom.  Sehr  viele  Deputirte 
oder  Mitglieder  von  Generalräthen  werden  —  ganz  abgesehen  von  ihrem 
politischen  Glaubensbekenntniss  —  blos  ihres  lokalen  Einflusses  wegen 
gewählt.  Nur  in  den  Städten  spielt  die  Politik  eine  Hauptrolle,  wobei 
das  scrutin  de  liite*)  oft  den  wahren  Sachverhalt  verhüllt.  Dann  ist  aber 
auch  die  Stimmung  einer  grossen  Stadt  ungemein  wechselnd,  ja  launen- 
haft In  den  Städten  giebt  man  gern  une  lecon  au  gouvernement.  Befiehlt 
z.  B.  der  Bürgermeister  dem  Nachtwächter  statt  »Hört,  Ihr  Herr'n,  und 


*)  Wörtlich  Listenwahl.  Statt  dass  z.  B.  jeder  Kreis  einen  Vertreter 
wählt,  bildet  jedes  departement  einen  Wahlbezirk  und  die  Wähler  tragen 
auf  eine  und  dieselbe  Liste  so  viele  Namen  ein,  als  der  Bezirk  seiner 
Bevölkerung  nach  Deputirte  zu  stellen  hat.  So  hatten  die  Pariser  die 
Aafgabe,  43  Namen  zu  finden!  Dieser  Wahlmodus  hat  zum  Zweck,  auch 
der  Minorität  zur  Repräsentation  zu  verhelfen,  bewirkt  aber  gewöhnlich, 
dass  die  Minorität  mehr  als  die  ihnen  gebührende  Anzahl  Stimmen  erhält. 
Es  giebt  nämlich  eine  gewisse  Anzahl  Wähler,  deren  Billigkeit»- Gefühl 
sehr  lebhaft  ist;  dieselben  setzen  ihre  Liste  so  zusammen,  dass  auch  ihre 
Gegner  nicht  leer  ausgehen.  Aber  ihre  Gegner  erwidern  die  Höflichkeit 
nicht  und  bedenken  nur  die  ihrigen.  Sollte  hier  Billigkeit  nicht  synonym 
mit  Kurzsichtigkeit  sein? 
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lasst  Euch  sagen....«  auazurufen:  >Hört,  Ihr  Lcut',  und  lasst  Euch 
sagen  ....«,  weil  etwa  das  Wort  Leute  auch  die  Frauen  einschlie&st,  so 
mag  es  kommen,  dass  die  Bürger  der  Regierung  eine  Lektion  ob  dieser 
Neuerung  geben,  und  einen  Rothen  statt  eines  Weissen  in  die  Kammer 
schicken.  Ginge  es  diesen  Lektionsgebern  aber  an  den  Kragen,  so  würden 
sie  sich  keinesfalls  um  den  von  ihnen  gewählten  > Rothen«  schaaren,  sondern 
ihn  schmählich  fallen  lassen.  Es  war  ihnen  bloss  süss,  auch  einmal  ihre 
Macht  fühlen  zu  lassen.  Die  Wandelbarkeit  der  öffentlichen  Stimmung 
wird  zwar  gewöhnlich  auf  den  Volkscharakter  zurückgeführt,  ich  erkläre 
sie  aber  lieber  für  das  Resultat  politischer  Unwissenheit  oder  noch  besser 
Gedankenlosigkeit  Sagt  Jemand:  ich  bin  Republikaner,  und  ich  frage 
ihn :  »Wollen  Sie  damit  ausdrücken,  dass  Sie  theoretisch  die  Republik  als 
die  beste  Regierungsform  aufstellen,  oder  meinen  Sie,  dass  thatsächlich 
die  Republik  die  für  Frankreich  geeignetste  Regierungsform  ist«,  so  finde 
ich  gewöhnlich,  dass  man  noch  nie  an  deu  Unterschied  gedacht  hat.  Bios 
in  der  letzten  Zeit  hat  man  angefangen,  darauf  Acht  zu  geben.  Die  Re- 
gierungsform der  Zukunft  lässt  sich  also  in  Frankreich  nicht  voraussehen. 
Sie  hängt  von  augenblicklichen  Eindrücken  ab. 

Soziale  Umwälzungen  scheinen  nicht  ernstlich  zu  befürchten  zu  sein, 
dazu  ist  der  Boden  zu  zerstückelt  und  ist  die  Rente  zu  tief  in  die  untern 
Schichten  gedrungen.  Unruhen  können  allerdings  vorkommen,  aber  alle 
kommunistischen  Versuche  weiden  misslingen.  Die  meisten  Arbeiter, 
die  daran  Theil  nähmen,  würden  mit  bösem  Gewissen  kämpfen,  was  be- 
kanntlich kein  Mittel  zum  Siegen  ist.  Schlimm  noch  für  sie  ist,  dass 
auch  die  Intelligenz  nicht  auf  ihrer  Seite  ist  Unruhen  freilich  bahnen 
keineswegs  die  Strasse  zur  Prosperität. 

Die  bis  jetzt  bezeichneten  Klippen,  welche  dem  französischen  Staats- 
schiff drohen,  können  meiner  Ansicht  nach  —  bei  nur  massig  günstigem 
Winde  —  von  einem  geschickten  Steuermann  vermieden  werden.  Aber 
vermieden  müssen  die  politischen  Klippen  werden,  wenn  das  Land  sich 
wieder  ganz  erholen  soll. 

Wenn  ich  so  lange  bei  der  Politik  verweilt  habe,  bo  geschah  es  ein- 
gedenk des  Spruches,  der  dem  Finanzminister  Baron  Louis  zugeschrieben 
wird:  faites  moi  de  la  bonne  politique,  je  vous  ferai  de  bonnes  finances. 
Zu  deutsch:  die  Politik  ist  der  Boden,  worin  die  Finanzen  wachsen.  Wie 
sehr  es  aber  nöthig  ist,  dass  dio  Politik  in  Frankreich  den  Finanzen  keinen 
Streich  spiele,  das  geht  aus  diesem  kurzen  Satz  hervor:  die  jährlichen 
Ausgaben  sind  um  600,  ja  vielleicht  650  Millionen  Franken  gestiegen! 
Und  damit  Sie  auch  recht  den  Umfang  dieser  Last  begreifen,  mache  ich 
Sie  darauf  aufmerksam,  dasB  bei  36  Millionen  Seelen  dies  18  Fr.  per 
Person,  also  90  Fr.  per  Familie  von  5  Personen  ausmacht.   Da  vor  dem 
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Krieg  das  Budget  etwa  1800  Millionen*)  betrug,  so  muss  die  Steuer  um 
wenigstens  35  %  erhöht  werden.  Es  wird  wohl  nicht  nötbig  sein ,  weit- 
läufig und  genau  die  Zusammensetzung  jener  G00  oder  650  Millionen  aus- 
einander zu  setzen,  sie  bestehen  hauptsächlich  aus  den  Interessen  des 
Kapitals,  das  der  Krieg  —  wenigstens  für  Frankreich  —  zerstört  hat,  und 
das  sich  zum  allerwenigsten  auf  9  Milliarden  be'änft.  Der  genaue  Betrag 
der  Zinsen  ist  noch  nicht  festzustellen,  da  noch  mehrere  Milliarden  zu 
erborgen  sind;  drei  derselben  werden  augenblicklich  mit  5  °,c  verzinst, 
werdi  n  aber  später  wahrscheinlich  theurer  zu  stehen  kommen.  Dabei  sind 
die  Ersparungen  im  innern  Hanshalte  des  Sta.its  vcrhältnissmässig  gering, 
ja,  wenn  man  von  den  kaiserlichen  Dotationen  absieht,  ganz  unbedeutend 
zu  nennen;  (nach  einem  mir  bekannton  speziellen  Falle  zu  nrtheilen,  sind 
die  Ersparnisse  oft  unintelligent  angebracht,  gerade  wie  im  Jahre  1848)» 
dagegen  hat  man  das  Kriegsbulget  erhöht.  UebrigenB  ist  es  jetzt  noch 
nicht  möglich,  Ihnen  einen  vollständigen  Einnahmen-  und  Ausgaben-Etat 
vorzulegen,  denn  er  ist  noch  nicht  vorhanden;  es  wird  noch  an  der  Her- 
stellung des  Budget  von  1872  gearbeitet,  und  auch  dieses  bezeichnet  nur 
einen  Uebergangszustand. 

Von  bleibendem  Interesse  möchte  e3  aber  6ein,  darzustellen,  durch 
welche  »Mittel  und  Wege«  man  zu  den  600  Millionen  kommen  will. 
Steuern  können  mehr  oder  minder  rationell  sein,  sie  können  einen  Theil 
des  Einkommens  verzehren  oder  am  Kapitale  nagen,  und  da  von  der 
guten  Vertheilnng  der  Last  die  Leichtigkeit  abhängt,  mit  der  sie  ge- 
tragen wird,  so  möge  hier  eine  Zusammenstellung  der  neuen  Auflagen 
folgen. 

Als  Grundsatz  wurde  von  vornherein  aufgestellt,  dass  die  direkten 
Steuern  von  jedem  Zuschlag  befreit  sein  und  bleiben  müssen  (expost  des 
motifs).  Im  Grunde  sprach  man  blos  von  der  Grundsteuer,  >weil  der 
Grundbesitz  sehr  viel  gelitten  hat«;  allein,  da  augenscheinlich  die  Industrie 
und  der  Handel  ebenfalls  während  dea  Krieges  nicht  auf  Bosen  gebettet 
waren,  so  blieben  auch  die  andern  direkten  Steuern  (Mobiliar-,  Thür-  und 
Fenster-,  Patent-  oder  Gewerbe-Steuer)  verschont,  u  it  andern  Worten,  man 
griff  sie  nicht  in  der  Front  an,  sondern  in  der  Flanke  und  im  Rücken.  Man 
begann  damit,  die  Registrirsteuern  um  ein  zweites  Decime  zu  erhöhen. 
Diese  Steuer  ist  in  Deutschland  fast  nur  dem  Namen  nach  bekannt,  denn 
Sie  haben  blos  einigo  Unterabtheilungen  derselben:  die  Erbsteuer,  die 
Gerichtssporteln  und  die  Hypothekcngebuhren;  die  Registrirung  im  engern 


*)  Es  war  bisher  Mode,  von  2  Milliarden  und  2,300,000,000  zu 
sprechen,  aber  um  diese  Zahl  zu  bilden,  nahm  man  durchlaufende  Posten 
als  Realitäten  an. 
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Sinne  bezieht  sich  auf  den  Besitzwechsel  unter  Lebenden  (Schenkung  nnd 
Kanf)  nnd  ist  ein  Ueberbleibsel  der  feudalen  Hörigkeit,  beruht  dabei  auf 
dem  beschränkten,  d.h.  irrigen  Gedanken,  daas  die  Abgabe  beim  Besitz- 
wechsel nicht  empfunden  werde,  und  rergisst,  dass  diese  Abgabe  einen 
Theil  des  Kapitals  aufzehrt,  während  gewöhnliche  Steuern  darauf  berechnet 
sind,  blos  das  Einkommen  zu  berühren.  Zur  Verteidigung  der  Mutations- 
steuern (Erb-,  Schenk-,  Verkaufsgebühren)  werden  folgende  Sätze  auf- 
gestellt: 1)  die  Registrirung  gewährt  ein  sicheres  Datum;  2)  sie  absorbirt 
den  ganzen  Besitz  nach  einer  Reihe  von  Jahren  zu  Gunsten  des  Staates. 

Darauf  ist  zu  erwiedern:  ad  1)  dass  dazu  (statt  einer  proportionellen 
Abgabe)  ein  fiier  Satz,  so  und  so  viel  per  Inschrift,  genügen  würde,  dass 
der  Beamte  oft  nicht  mehr  zu  thun  hat  für  das  Grundstück,  das  dem 
Staate  100  Fr.  einbringt,  als  für  das,  welches  100,000  Fr.  zu  entrichten 
hat.  Ad  2)  ist  viel  mehr  zu  entgegnen.  Es  wird  nämlich  nicht  von  Jedem 
zugegeben  werden ,  dass  der  Staat  ein  Recht  darauf  hat ,  den  Besitz  zu 
absorbiren,  dass  der  Bürger  sein  Eigenthum  vom  Staat  zu  Lehn  erhalten 
hat  und  ihm  darüber  gleichsam  verantwortlich  ist.  Die  Meisten  werden 
ihrer  Ueberzeugung  gemäss  behaupten,  dass  der  Staat  blos  den  Bürger 
im  BeBitze  seines  von  ihm  geschaffenen  Eigenthums  zu  beschützen  habe. 
Dieser  Gesichtspunkt  müaste  um  so  mehr  festgehalten  werden,  als  der 
andere  auch  von  den  Kollektivisten  ausgebeutet  wird.  Ist  es  nicht  sonder- 
bar, dass  die  fortgeschrittenste«  Ansioht  dahin  gelangt  ist,  einen  Zustand 
zurückzurufen,  der  nur  für  ein  sehr  dünn  bevölkertes,  also  noch  ziemlich 
unzivilisirtes  Land  passen  kann.  Wo  der  Boden  der  Gesammtheit,  d.  h. 
Niemanden  gehört,  da  bringt  er  nur  ein  Minimum.  In  der  neuesten  Zeit 
hat  man  das  Wort  »Aktensteuer«  erfunden,  ohne  sich  auf  weitere  Recht- 
fertigungen einzulassen.  Die  Aktensteuer  begreift  noch  die  Stempeltaxe, 
die  Sie  zur  Genüge  kennen,  von  der  ich  also  blos  zu  sagen  brauche,  dass 
sie  um  '/»<>  erhöht  worden  ist.  Sie  trug  bisher  80  und  einige  Millionen  ein. 

Die  460  Millionen,  welche  die  bisher  genannten  Stenern  im  Jahre  1869 
eintrugen,  sollen  um  96 V*  Millionen  erhöht  werden,  dazu  genügten  aber 
die  Zuschläge  nicht,  es  mussten  neue  Quellen  eröffnet  werden.  Die  wich- 
tigsten sind  folgende,  denen  ich  zwischen  Klammern  den  muthmaaaslichen 
Ertrag,  nach  offizieller  Schätzung  hinzufüge.  Steuer  auf  die  Versicherungs- 
Policen,  und  zwar  8  %  des  Betrages  der  Prämien  (oder  8  %  der  Beiträge) 
hei  Versicherungen  gegen  Feuersgefahr  und  V*  °/°  Seeversicherungen. 
Lebensversicherungen  sind  ausdrücklich  von  der  Stener  ausgenommen 
worden.  (Im  Ganzen  7  Millionen).  —  Quittungsstempel,  10  Cent,  per 
Quittung  und  Empfangschein  für  Beträge  von  wenigstens  10  Fr.  (10  Mill.) 
—  Verdoppelung  der  Stempelgebühr  auf  Wechsel,  die  in  Frankreich  aus- 
gestellt sind  oder  zahlbar  werden,  nebst  Einführung  der  einfachen  Gebühr 
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auf  Wechsel,  die  vom  Ausland  aufs  Ausland  gezogea  werden  und  durch 
Frankreich  blos  transitiien.  Ausdehnung  der  bisher  auf  geschriebenen 
Pachtverträgen  ruhenden  Steuern  auch  auf  mündliche  Mietverträge.  Also 
joder  Miether  inuss,  wenn  er  einen  blos  mündlichen  Vertrag  hat,  viertel- 
jährlich seine  6  Cent,  per  100  Fr.  (24  Cent,  per  Jahr)  abtragen;  das  ist 
nicht  schwer,  aber  langweilig,  soll  indess  15  Millionen  Fr.  einbringen. 
Daun  verschiedene  Einzelheiten  und  namentlich  genauere  Bestimmungen 
über  die  Erbgefälle  von  Wertpapieren  und  Heranziehung  auch  der  fremden 
(nicht  französischen)  Erben  zur  Sukzeasionssteuer. 

Ton  den  eigentlichen  »indirekten«  Steuern  wird  Bedeutendes  verlangt 
Die  Wein-  und  Branntweinsteuern  werden  bedeutend  erhöht:  ein  Hektoliter 
reiner  Spiritus  z.  B.  trägt  künftig  eine  Taxe  von  150  Fr.  statt  90  Fr., 
und  es  war  interessant  zu  sehen,  wie  man  in  den  Verhandlungen  für  diese 
Maassregel  einander  abschliessende  Argumente  vorgebracht  hat.  Hoch 
muss  die  Steuer  sein,  sagte  der  Minister,  denn  wir  brauchen  gar  viel  Geld! 
Där  könnt  die  Steuer  nicht  zu  hoch  hinauf  treiben,  rief  seinerseits  Laboulaye 
aus  —  er  war  Berichterstatter  der  Kommission  gegen  die  Trunkenheit  — 
denn  wir  müssen  dem  Laster  und  seiuen  bösen  Folgen  vorbeugen.  Soll 
die  hohe  Steuer  die  Konsumtion  vermindern,  wie  kann  sie  die  Einnahme 
erhöhen?  Ausser  den  Steuern  auf  die  Getränke  gehören  noch  folgende 
Taxen  burher:  die  Abgaben  auf  Schiesspulver,  Spielkarten,  Traubenzucker, 
die  fast  alle  verdoppelt  wurden;  eine  neue  Steuer  auf  Streichhölzchen, 
endlich  eine  Papiersteuer,  die  ebeiifalls  zu  den  »Errungenschaften«  gehört 
und  betragen  wird  per  100  Kilogramm:  15  Fr.  vom  Post-,  Cigaretten- 
und  anderm  feinen  Papier;  10  Fr.  vom  Schreib-,  Druck-,  Zeichen-  u.  s.  w. 
(ordinärem)  Papier;  5  Fr.  ?on  Pappe,  Packpapieren,  Tapeten-  und  farbigen 
Papieren 30  Fr.  für  das  für  Zeitungen  bestimmte  Papier.  Vermittelst 
der  hierher  gehörigen  Steuerzulageu  oder  neuen  Taxen  worden  die  früher 
gewonnenen  620—625  Millionen  Fr.  auf  750—755  Millionen  Fr.  gebracht. 
Mehrbetrag  130  Millionen  Fr.  Beinahe  hätte  ich  die  sehr  bedeutende 
Steuererhöhung  auf  Kaffee  und  Zucker,  sowie  die  Petroleums  teuer  über- 
gangen, die  in  einem  Nachmittag  der  Kammer  vorgeschlagen  und  von  ihr 
votirt,  im  Handumdrehen  zum  Gesetze  wurde.  Das  sind  noch  mindestens 
60  Millionen  Fr. 

Daun  kommt  noch  eine  ganze  Reihe  anderer  Taxen,  meist  neu  er- 
fundene und  wenig  einträgliche,  als  da  sind:  Billardtaxe,  von  6  bis  60  Fr. 
per  Stück;  Taxe  auf  die  Mitgliedschaft  an  Kasiuo's  und  geselligen  Kränz- 
chen (20  %  des  Beitrags) ;  wissenschaftliche  Vereine  tind  dieser  Taxe 
nicht  unterworfen ;  Taxe  auf  Luzus-PferJe  und  -Wagen  (per  Pferd  von 
5  bis  25  Fr.,  per  Wagen  von  5  bis  50  Fr.).  Alsdann  ist  die  Mutationstaxe 
der  Werthpapiere  erhöht  worden;  von  Aktien  und  Obligationen,  die  auf 
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den  Namen  lauten,  ist  */«  Fr.  für  jeden  Besitzwechsel  zn  entrichten,  von 
Papieren,  die  anf  den  Träger  lauten,  15  Cent,  per  Jahr  abzugeben.  End- 
lich sind  auch  die  Abgaben  auf  die  Plätze  in  den  Eisenbahnwaggons  und 
anf  die  Bagage  von  10  %  anf  20  %  erhöht  worden.  Diese  Abgaben  werden 
weitere  50  bis  60  Millionen  Fr.  bringen. 

Wenn  ich  nun  noch  hinzufüge,  dass  das  Porto  der  frankirten  Briefe 
im  Innern  desselben  Postbezirks  oler  derselben  Stadt  von  10  Cent,  auf  15, 
nnd  von  Bezirk  zu  Bezirk  von  20  Cent,  auf  25  gestellt  worden,  und  dass 
das  Porto  der  Drucksachen  beinahe  verdoppelt  worden  ist  und  dass  man 
von  diesen  Hindernissen  im  Verkehr  einen  Ertrag  von  20  bis  25  Millionen  Fr. 
erwartet,  so  hätte  ich  so  ziemlich  dio  Liste  der  bis  jetzt  vorgenommenen 
Veränderungen  in  der  Besteuerung  erschöpft  und  es  bliebe  nur  noch  von 
den  noch  nicht  erledigten  Gesetzesvorschlägen  zu  sprechen. 

Noch  nicht  erledigt  sind  diese  Gesetzesvorschläge,  weil  ihre  Wirkungen 
tief  in  das  geschäftliche  sowohl  als  in  das  häusliche  Leben  eingreifen. 
Die  Regierung  hatte  nämlich  vorgeschlagen,  die  Zölle  bedeutend  zu  erhöhen, 
am  auf  diese  Weise  von  den  Webestoffen  70  Millionen,  von  andern  Roh- 
stoffen und  Produkten  100  Millionen,  von  Fabrikaten  10  Millionen,  dann 
an  Ausfuhrtaxen  15  Millionen  und  an  Schifffahrtsabgaben  5  Millionen  Fr. 
zu  erhalten.  Die  Regierung  machte  gar  kein  Hehl  daraus,  dass  sie  froh 
sei,  die  Geldnoth  als  Vorwand  benutzen  zn  können,  um  die  heissherbei- 
jresehnten  Schutzzölle  einzuführen.  Dagegon  erhoben  sich  aber  die  be- 
drohten Interessen,  denen  die  Volkswirthe,  aber  mit  einer  gewissen  Lauheit, 
zu  Hülfe  kamen.  Im  Jahre  1847  hieben  sie  kräftiger  ein,  freilich  waren 
sie  damals  jünger  und  hatten  da<j,  ich  möchte  sagen  nähe  Beispiel  Cobden's 
vor  den  Augen.  Indessen  thaten  mehrere  auch  diesmal  das  Ihrige,  aber  ich 
nenne  Niemand,  selbst  mich  nicht,  damit  die  Uebergangenen  keinen  Grund 
zur  Besehwerde  haben.  Uebrigens  ist  es  billig  und  gerecht,  hinzuzufügen, 
dasa  die  Lauheit  der  Volkswirthe  blos  scheinbar  gewesen  sein  kann;  sie 
mögen  gesagt  haben,  wozn  gegen  Windmühlen  kämpfen,  können  wir  doch 
ruhig  zusehen,  wie  sich  die  schutzzöllner ischen  Köpfe  der  Regierung  den 
Schädel  an  der  Wand  der  Handelsverträge  einrennen  werden. 

Doch  mit  der  blossen  Opposition  gegen  den  Rcgierungsrorschlag  ist 
es  noch  nicht  gethan,  den  Schutzzoll  kann  man  verweigern,  aber  die  Ein- 
nahme ist  unentbehrlich;  wie  ist  sie  zu  ersetzen?  Darüber  regnete  es 
Vorschläge  ausserhalb  der  Kammer  sowohl  wie  innerhalb;  wenn  man  aber 
vom  Unsinn  oder  Blödsinn,  der  dabei  natürlich  mit  unterlief,  absieht,  so 
lassen  bich  diese  Vorschläge  auf  drei  Systeme  zurückführen.  Die  Einen 
sagten:  die  Zollsteuer  lfisst  sich  am  geeignetsten  durch  eine  Einkommen- 
steuer ersetzen,  und  dieser  Ansicht  fehlt  es  natürlich  nicht  au  recht 
brauchbaren  Argumenten,  wozn  gehört,  dass  diese  Steuer  schon  anderswo 
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leibt  and  lebt.  (NB.  Bios  die  Minderzahl  ist  neuerungsaüchtig  and  zwar 
oft  bis  zur  Gewaltanwendung  —  böse  Manier  sagen,  sie  wollen  nur  die 
Stellen-Inhaber  erneuern,  alias  ersetzen  — ;  die  Mehrzahl  hat  eine  heilige 
Scheu  vor  Neuerungen,  und  es  ist  empfehlend  für  eine  Einrichtung,  dass  sie 
anderswo  experimentirt  worden  ist.)  Andere,  und  dazu  gehören  Männer 
wie  WolowsJci,  sehen  ein,  mit  welchen  Schwierigkeiten  eiue  solche  Steuer 
in  Prankreich  zu  kämpfen  haben  wird  —  sie  ist  namentlich  ungemein 
unpopulär  —  und  möchten  sie  \ermeiden.  Sie  möchten  sie  daher  durch 
eine  'Art  Konsumtionssteuer  ersetzen,  welche  in  der  Gestalt  einer  pro- 
portionalen Quittungsabgabe  zu  heben  sein  würde.  Diese  Abgabe  beruht 
auf  der  übrigens  gegiündeten  Ansicht,  dass  die  Ausgaben  der  Menschen 
gewöhnlich  in  geradem  Verhältnis  za  deren  Einnahmen  stehen.  Da  nun 
fast  Niemand  den  genauen  Betrag  seiner  Einnahme  angeben  mag  und  man 
es  so  oft  als  möglich  zu  umgehen  sucht,  die  meisten  Ausgaben  aber  offen- 
bar Bind,  so  ist  es  nicht  unlogisch ,  wenn  sich  der  Staat  lieber  etwas  von 
jeder  Ausgabe  abgeben  lassen  will,  z.  B.  '/«  oa<er  V*  °/°>  °der  ein  ganzes 
Prozent  von  jedem  Kauf.  Die  Entrichtung  dieser  Abgabe  würde  durch 
das  Aufkleben  und  Kassiren  eiues  Stempels  auezuführen  sein.  Dieses 
System  ist  in  drei  verschiedenen  Abarten  vorgebracht  worden,  ea  lfcst 
sich  aber  hier  nicht  auf  die  Details  und  die  Nuancen  eingehen.*)  Das 
dritte  System  —  es  ist  das  von  der  Kommission  angenommene  —  ist  ge- 
wissermaassen  eklektisch,  und  da  es  grosse  Aussicht  hat,  angenommen  an 
werden  (der  Vater  desselben  ist  eben  Minister  des  Innern  geworden)  ,**)  so 
muss  ich  hier  wohl  in  einige  Details  eingehen. 

Die  Aufgabe  bestand  darin,  die  hohen  Zölle  su  vermeiden  und  »gleich 
auch  den  Kelch  der  Einkommensteuer  von  den  Lippen  der  Franzosen  fern 
zu  h Alten.  Die  beabsichtigten  20  pCt.  Zolltaxen  wurden  im  Gesetzvor- 
•chlag  auf  8  pCt  herabgesetzt,  aber  auf  alle  Einfahrt n  ausgedehnt,  da- 
gegen wurden  die  Ausfuhrsteuern  gänzlich  gestrichen.  Die  hierdurch  aus- 
fallenden Einnahmen  sollen  ersetzt  werden,  nicht  durch  eine  Taxe  auf  das 
Einkommen  der  Steuerpflichtigen,  sondern  durch  eine  direkte  Belastung 
der  Einkommenquellen  derselben  {Impöt  sur  les  revenus  statt  impöt  sur 

*)  Es  ist  immerhin  möglich,  dass  diese  Idee  ebenfalls  zur  Bealisirnng 
gelangt;  bis  dahin  erscheint  aber  ein  neuer  Band  der  »Vierteljabrsehrift«, 
worin  die  Sache  ausführlich  zur  Sprache  kommen  würde. 

**)  Ich  moss  übrigens  hinzufügen,  dass  im  Augenblicke  (Mitte  Oktober) 
das  Gerücht  geht,  Herr  Casimir  Beriet  habe  versprochen,  den  Gedanken 
an  eine  Einkommensteuer  aufzugeben.  Dagegen  sagen  andere,  Herr  Ca- 
simir Perier  habe  zur  Bedingung  der  Annahme  gemacht,  dass  Herr  Ihiers 
jeden  Gedanken  an  einen  Zoll  von  20  %  aufgebe.  Im  Dezember  werden 
wir  da?  Nähere  wissen. 
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Je  revenu).  In  der  Bezeichnung  ist  blos  ein  Plural  statt  eines  Singulars 
gesetzt,  in  Wirklichkeit  aber  ist  ein  kunstreiches  Gebäude  aufgestellt 
worden,  um  den  Landbesitz  vor  der  auf  eäramtlichen  Einkomme uqnellen 
lastenden  Steuer  zu  exemp'iren.  Nach  den  herrschenden  finanziellen  Grund- 
sätzen, hiess  ep,  sollen  alle  Deklarationen  (über  die  Einkünfte),  sowie  alle 
inquisitorischen  Kontroliruogen  des  PiiYatrermögens  vermieden  werden,  die 
Steuern  sollen  daher  b!os  auf  sieht-  und  greifbaren  Objekten  oder  auch 
auf  äusseren  Messmalen  des  Vermögens  ruhen.  Daher  schuf  man  nach  1789 
eine  Grundsteuer,  die  nach  dem  Reinertrag  berechnet  ist,  eine  Mobiliar- 
Steuer,  welche  zum  Zweck  hat,  die  Höhe  der  Einkünfte  nach  dem  Betrage 
der  Miethe  zu  schützen;  eine  Thür-  und  Fenstersteuer,  welche  die  Mobi- 
liarsteuer ergänzen  und  eigentlich  dem  Miether  zur  Last  fallen  soll,  ob- 
gleich sie  oft  rom  Eigonthüiner  bezahlt  wird;  eine  Gewerbesteuer  (patente), 
der  Alle,  welche  Hände!  oder  Industrie  treiben,  die  .liberalen  Professionen" 
(Arznei,  Advokatur  u.  s.  w.)  mitgerechnet,  unterworfen  sind.  Diese  Stenern 
haben  es  also  alle,  in  ihrer  Gesammtheit  wio  im  Einzelnen,  auf  das  Ein- 
kommen abgesehen.  Aber  —  so  behauptet  man  —  die  neueste  Zeit  hat 
eine  neue  Einkommenqnelle  entstehen  sehen,  und  diese  Quelle  fliesst  nun 
ungemein  reichlich,  ohne  dass  ihr  das  Geringste  von  Staatswegen  abge- 
fordert wird;  es  handelt  sich  um  die  Werthpapiere,  Aktien,  Obligationen, 
Renten:  besteuern  wir  also  die  Wertbpapi?re,  oder  wie  man  hier  sagt, 
les  valeurz  mobüilrea,  die  Mobiliarwert  he.  Damit  hat  man  übrigens  schon 
im  Jahre  1850  (5.  Juni)  angefangen,  intern  »an  den  Aktienstempel  (50  Cen- 
times per  100  fr.  .ftoimnaiwerth)  schuf.  Derselbe  war  als  eine  Art  Emissions- 
gebühr betrachtet  worden.  Im  Jahre  1857  (23.  Juni)  ging  man  weiter  und 
legte  auf  Papieren  eine  Transmissions-  (Briefwecht-el-)  Gebühr  von  20 
Centimes  per  100  fr.  wirklichen  Verlcaufswerth  (nach  dem  mittleren  Kurs  des 
vergangenen  Jahres)  für  die  auf  Kamen  lautenden  und  auf  12  cent  per 
Jahr  für  die  auf  den  Inhaber  lautenden  Aktien  und  Obligationen.  Vor 
eiuigen  Monaten  wurden  diese  Transmissionstaxen  von  resp.  20  auf  50  und 
12  auf  15  cent.  erhöht.  Den  vdteurs  mobilihres  wird  also  schon  auf  diese 
letztere  Weise  eine  Sprozentige  Steuer  auferlegt,  obgleich  die  Anstalten, 
Industrieen,  Gewerbe,  welche  Aktien  und  Obligationen  ausgeben,  schon  alle 
sonstige  Steuern:  Grundsteuer,  Gewerbesteuer,  Registrirungs-  und  Stem- 
pelsteuer u.  s.  w.  entrichtet  haben,  die  3  Prozent  also  supplementarisch 
sind.  Damit  aber  noch  nicht  zufrieden,  will  man  den  Werthpapieren  noch 
weitere  Steuern  aufbürden,  wobei  man  freilich  beabsichtigt,  besonders 
die  Reichen  zu  treffen,  aber  vergisst,  dass  ein  sehr  grosser  Theil  der 
Aktien  und  Obligationen  einzeln  oder  in  kleiner  Zahl  in  den  unteren 
Standen  verbreitet  ist.  Ueber  diesen  Punkt  wäre  noch  mancherlei  zu  sa- 
gen, ich  lasse  es  aber  ungesagt  und  analy-ire  dafür  in  möglichster  Kürze 
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den  betreffenden  Gesetzes- Vorschlag.  Derselbe  beginnt  damit,  in  erklären, 
dass  die  Steuer  temporär*)  sein  soll,  nnd  zwar  nur  für  die  Dauer  der  zur 
schnellen  Amortisation  der  Kriegslasten  erforderlichen  Zeit.  Sie  besteht 
In  Abgaben  anf  das  Einkommen  nnd  die  Gewinne,  welche  nachstehend  er- 
wähnt sind.  Es  sollen  vier  Stener- Klassen  A,  B,  C,  D  gebildet  werden. 
Klasse  \  begreift  die  Inhaber  von  Werth  papieren,  mit  Abnahme  der  Be- 
sitzer von  französischen  Staaterenten  (d:e  Rente  wird  nicht  besteuert);  die 
Abgabe  beträgt  3  Prozent.  Die  Klasse  B  rnthält  die  Gehälter  nnd  Pensio- 
nen von  Staats-  nnd  Gemeinde-Aemtern  sowohl  als  von  Privaten  (z.  B. 
Kommis),  in  welcher  Form  auch  die  Honorirnng  oder  Remunerirung  ge- 
schehe. Abgabe  2  Prozent.  Für  die  Gehälter  der  Staatsbeamten  ist  übri- 
gens —  ;rovisorisch  —  eine  besondere  Abgabenskala  beliebt,  nnd  zwar 
soll  den  Gehältern  ein  mit  5%  beginnender  nnd  bis  25%  gehender  Ab- 
zug gemacht  werden,  eine  Maassregel,  die  ich  keineswegs  gntheissen  kann, 
denn  entweder  hat  man  Recht,  den  höheren  (also  umfassendere  Dienste 
leistenden,  mit  größerer  Verantwortlichkeit  belasteten,  gewöhnlich  fähige- 
ren) Beamten  ein  bedeutenderes  Gehalt  zu  gewähren,  oder  man  will  alle 
Staatsdienste  mit  dem  gleichen  Lohne  bedenken.  Im  ersteren  Falle,  sollte 
man  nicht  mit  der  einen  Hand  wegnehmen,  was  man  mit  der  andern  giebt, 
nnd  zwar  im  Interesse  des  Staats,  denn  gerade  die  fähigeren  Beamten  fin- 
den am  leichtesten  ein  Unterkommen  in  der  Pri  ratindustrie.  Die  Klasse 
C  begreift  die  Interessen  der  Hypotheken  und  anderer  Privatschulden. 
Abgabe  3%-  Die  Klasse  D  untfasst  die  reinen  Gewinne  der  Banken,  des 
Handeln,  der  Industrie,  welche  nicht  in  der  Form  von  Handelsgesellschaf- 
ten betrieben  werden,  also  anch  keine  Aktien  ausgegeben  haben.  Die 
Aktien  und  Obligationen  gehören  nämlich  in  die  Klasse  A  und  die  Klasse 
D  begreift  einfach  den  Handel  und  die  Gewerbe  im  Allgemeinen.  Jeder 
hat  den  Betrag  seines  Gewinnes  zu  deklariren  und  wenn  die  betreffende 
Behörde  glaubt,  dass  der  Betrag  zu  niedrig  angegeben  worden  ist,  so  kann 
sie  (Art.  21)  eine  Untersuchung  veranstalten  und  den  Steuerpflichtigen 
nöthigen,  seine  Bücher  nnd  Papiere  vonulegen. 

Inwiefern  die  französische  Klassifikation  von  den  Schedules  der  ineome 
tax  abweicht,  brauche  ich  Ihnen  wohl  kaum  zn  sagen.  Sie  haben  gewiss 
beim  ernten  Blick  erkannt,  dass  der  französische  Vorschlag  namentlich  die 
Grundstücke  und  überhaupt  die  landwirtschaftlichen  Revenuen  ausge- 
schlossen hat,  eine  Exemption,  die  sich  nicht  durch  die  Leiden  dor  Land- 


*)  Man  hielt  dies  Wort  für  so  wichtig,  dass  man  es  gegen  alle  Re- 
guln  des  Styls  zwei  Mal  im  selben  Satz  anwendete:  II  est  HabU  tempo- 
rairement  ....  des  taxes  speciales  et  lemporaires.  . .  .  Dies  Wort  ist  das 
Zuckerbro1,  w -mit  die  Pille  eilnehm  bar  gemacht  werden  soll. 
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Wirtschaft  in  den  von  dem  Krieg  überzogenen  Gegenden  rechtfertigen 
läset,  du  man  ja  diese  Gegenden  zeitweilig  von  der  Steuer  befreien  konnte. 
Aach  werden  sie  bemerkt  haben,  dass  der  Gesetzes- Vorschlag  keineswegs 
die  inquisitorischen  Untersuchungen  ausschliefst;  er  beschränkt  sie  Mos  auf 
Handel  und  Gewerbe,  wo  sie  gerade  am  unangenehmsten  sein  müssen.  Die 
Frage  ist  noch,  ob  das  System  die  Debatte  aushalten,  oder  ob  ein  anderes 
den  Sieg  davon  tragen  wird.  Das  hangt  von  den  Eindrücken  ab,  welche 
unsere  Vertreter  im  Dezember  aas  ihrer  Villegiatur  mitbringen  werden. 
»  Trotz  aller  Anstrengung  der  dabei  Interessirten  werden  Einfuhrtaxen,  wenn 
aueh  massige,  bewilligt  werden,  i%  aber  di'se  nicht  genügen,  so  mu*s 
irgendwie  sonst  Rath  geschafft  werden,  denn  gross  sind  die  Bedürfnisse, 
grösser  sogar  als  es  dringend  nothig  wäre,  wüsste  man  an  der  rechten 
Stelle  zu  sparen. 

Die  finanzielle  Lage  in  Frankreich  wird  freilich  erschwert  durch  die 
Leiden,  die  der  Krieg  der  Landwirtschaft  sowohl  wie  der  Industrie  ge- 
bracht hat;  allein  diese  Leiden  —  die  sehr  fühlbar  waren  —  werden 
noch  vom  Parteigeist  übertrieben,  d?nn  in  Wirklichkeit  wird  jetzt  in  vie- 
len Orten  tüo»  tig  gearbeitet,  leibst  in  Paris,  nur  noch  nicht  ganz  soviel 
als  wünschenswerth  wäre.  In  vielen  Gewerben  haben  sich  dabei  die  Ar- 
beiter keineswegs  zu  beklagen,  denn  wenn  ihre  Zahl  vermindert  worden 
ist,  so  kann  der  Lohn  der  übrig  gebliebenen  nur  steigen,  und  gestiegen 
ist  er,  daron  kann  ich  mich  täglich  zu  meinem  Schaden  überzeugen.  Je- 
denfalls haben  die  Radikalen  in  dem  bekannten  Schriftstück  (es  ging  durch 
alle  Zeitnngen)  ganz  aus  der  Luft  gegriffene  Zahlen  gegeben,  denn  genaue 
Zahlen  können  sie  nicht  haben,  sie  existiren  noch  nicht.  Uebrigeus  darf 
man  sich  nicht  wundern,  wenn  die  normale  Lage  noch  nicht  hergestellt 
worden  ist:  krank  wird  man  oft  schnell,  ein  Tag,  eine  Minute  gehört  dazu, 
aber  zum  Gesundwerden  gehört  Zeit,  und  Zeit  das  heist  Ruhe  und  Zuver- 
sicht auf  die  Zukunft.  Aber  da  Niemand  über  die  Zukunft  gebietet,  noch 
weiss,  was  hinter  ihrem  Schleier  verborgen  ist,  so  herrscht  Ungewissheit 
und  diese  wirkt  selbstverständlich  äusserst  schädlich.  Vor  der  Hand  be- 
schäftigt man  sich  damit,  die  innere  Verwaltung  umzuschaffen:  man  dezen- 
tralisirt.  Das  ist  lobenswerth,  en  thiorie',  praktisch  wird  ab~r  die  Dezen- 
tralisation schwerlich  die  versprochenen  Resultate  haben,  denn  das  Self- 
ffovernment  ist  mehr  Sache  des  Volksteroperaments  als  der  Gesetze.  Es 
war  früher  schon  viel  unbenutzter  Spielraum  für  die  Solbstregierong  da, 
und  seitdem  der  Spielraum  erweitert  worden  ist,  hat  sich  der  Sinn  dafür 
nicht  mit  erweitert,  wie  ans  den  Wahlen  vom  8.  und  15.  Oktober  (1871) 
hervorgeht,  woran  sich  in  violen  Plätzen  weniger  als  50%  der  Wähler 
betheiligten.  Von  10  Personen,  die  hier  für  die  Dezentralisation  sind, 
gehören  wenigstens  8  der  wohlhabenden  Klasse  an,  welche  Aussicht  haben, 
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die  mit  erhöhter  Macht  ausgerüsteten  Ehre u stellen  zu  erhalten.  —  DieKriegs- 
Periodo  ist,  wie  sich  von  selbst  versteht,  ernsten  literarischen  Arbeiten 
nicht  günstig»  and  es  würde  fast  keinen  Stoff  für  die  Kritik  geben,  wäre 
nicht  die  Gelegenbeitsliteratur  so  reichlich  ausgefallen.  Freilich  ist  darun- 
ter vieles  unter  aller  Kritik,  und  verdient  kaum  erwähnt  zu  werden,  wo- 
gegen anderes  Mos  als  Symptom  Werth  hat.  Ich  habe  so  ziemlich  Alles 
gesehen,  und  werdo  Ihnen  eine  allgemeine,  aber  kurz  gefasste  Uebersicht 
dicaeB  Theils  der  Bucher-  oder  vielmehr  Broschürenwelt  geben.  Eins  der 
wenigen  Bücher,  von  denen  gesagt  werden  könnte,  es  sei  keine  Gelegen- 
heitsschrift,  ist  in  Folge  eines  Preisausschreibens  des  Instituts  entstanden 
(wäre  also,  streng  genommmen,  ebenfalls  eine  Gelegenheitsschrift).  Der 
Titel  desselben  ist:  Le  mariagc  en  France.  —  Statistique,  Beforme  —  par 
Ernest  Cadet  (Paris,  Guillaumin.  1870).  Dies  Buch  hat  eine  erste  ehren- 
volle Erwähnung  von  der  Akademie  der  moralischen  und  politischen  Wissen- 
schaften erhalten,  und  wahrscheinlich  hätte  ich  auch  dafür  gestimmt,  wenn 
ich  dabei  gewesen  wäre,  denn  der  Fleiss  des  Verfassers  verdient  Aner- 
kennaug; aber  man  hat  Alles  schon  irgendwo  gelesen,  oder  es  versteht 
sich  gar  zu  sehr  von  selbst,  das  ist  der  Eindruck,  den  der  Leser  nicht 
unterdrücken  kann.  Dennoch  aber  hat  die  Arbeit  ihren  Nutzen.  Man  rindet 
darin  eine  Zusammenstellung  der  hierhergehörigen  Statistik  —  soweit  sie 
Frankreich  betrifft,  —  dann  alles  Mögliche,  was  in  Frankreich  über  die 
Immoralität  in  der  Ehe  und  über  die  Vorbeugung^-  und  Heilmittel  gesagt 
worden  ist.  Zum  Schlosse  sentimentale  Betrachtungen  über  die  Eheschei- 
dungen. Selbstverständlich  hat  der  Verfasser  das  Ganze  mit  seinen  Re- 
flexionen gewürzt,  allein  diese  Würze,  ich  geitehe  es,  entspricht  meinem 
Geschmack  nicht,  besonders  ist  mir  das  allzuhäufige  Anrufen  der  Obrig- 
keit zuwidor,  als  ob  dieselbo  einen  grossen  Einfluss  auf  die  Sittlichkeit 
des  Individuums  hätte,  und  Mann  und  Frau  twingen  könnte,  stets  gegen 
einander  freundlich,  treu  u.  s.  w.  zu  sein. 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  die  sozialen  Tagesfragen  behandelnden  Schriften 
über.  Eine  gewisse  Beachtung  verdient  der  beleibte  Oktav -Band  des 
Herrn  Oodin,  z.  Z.  Mitglied  der  französischen  National-Versammlung ,  be- 
titelt: Solutions  sociales  (Paris,  Guillaumin).  Obgleich  dies  Buch  erst 
im  Mai  1871  erschienen  ist,  so  war  es  doch  Bchon  vor  dem  Kriege  beendigt. 
Man  könnte  sagen,  dass  der  Verfasser  es  durchlebt  hat,  ehe  er  es  ge- 
schrieben, denn  als  gläubiger  oder  aufgeklärter  Schaler  Fouriers  hat  er, 
sobald  seine  Verhältnisse  es  erlaubten,  nicht  ein  Pbalanstere,  sondern  ein 
Familistere  errichtet,  worin  sich  seine  Arbeiter  wie  in  einem  Bienen- 
korbe eingenestelt  haben.  Ich  habe  von  dem  Familistere  in  Guise  viel 
Gutes  gehört,  und  hatte  mir  vorgenommen,  es  zu  besuchen,  ab}  der  Krieg 
ausbrach.  Es  sind  darin  viele  lobenawerthe  Einrichtungen  getroffen  worden, 
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and  bisher  scheint  auch  alles  aufs  Beste  abgelaufen  zu  sein,  woran  zwei 
sehr  wichtige  Umstände  gewiss  mit  Schuld  sind:  1)  Die  Anstalt  igt  noch 
nicht  alt;  2)  sie  steht  noch  unter  der  Leitung  ihres  SchöpferB.  Es  ist  mit 
aolchen  Anstalten  wie  mit  manchen  Lehrmethoden,  der  Erfinder  wirkt 
Wunder  mit  denselben,  seine  Junger  aber  erreichen  nur  alltägliche  Re- 
sultate, denn  sie  können  nur  die  Aeusserlichkeiten  nachahmen,  die  Seele 
—  d.  h.  das  der  Methode  wahrhaft  Eigentümliche  —  aber ,  ist  im  Er- 
finder zurückgeblieben.  Sie  sehen,  ich  mäkle  nicht  im  Geringsten  am  per- 
sönlichen Wirken  des  Herrn  Godin,  dem  ich  das  feu  aacri,  die  zum  spe- 
ziellen Ziele  führende  höhere  Begabung  zuschreibe;  es  ist  eben  ein 
gerauthlicher  Mann,  fast  ein  Mystiker,  und  so  spricht  auch  die  ganze 
Theorie,  die  er  lang  und  breit  in  seinem  Werke  ausfuhrt,  nur  zum  Gemüthe, 
and  jeden  Augenblick  muss  man  sich  sagen,  dass  der  Verfasser  eine  ganz 
ungenügende  Menschenkenntnis«  besitzt  und  die  Thatsachen  ungenau 
beobachtet  hat.  Praktisch  reduziren  sich  die  oft  überschwenglichen  Ideen 
des  Verfassers  auf  die  Theilnahme  der  Arbeiter  am  Gewinn,  und  auf  die 
Bildung  eines  Reserve-  und  Vorsorgetonfa.  Letzterer  repräsentirt  das 
»Naturrecht  der  der  Natur  entnommenen  Werthe  (U  droit  naturel  des  w- 
leurs  prises  sur  la  nature)*  oder  den  Werth  der  Mitwirkung  der  Natur- 
kräfte, eine  Summe,  »deren  Betrag  die  Praxis  und  die  Erfahrung  andeuten« 
oder  feststellen  können. 

Damit  die  Sache  dem  Leser  klarer  werde,  bringt  der  Verfasser  mehrere 
Beispiele  (Seite  336  u.  ff.)  über  die  Art  und  Weise,  wie  der  Gewinn  zu 
vertheilen  sei.  Im  ersten  wird  angenommen,  das  Kapital  betrage  eine 
Million  und  werde  mit  15  %  verzinst,  den  250  Arbeitern  und  Kommis  werden 
225,000  an  Lohn  ausgetheilt,  und  der  Leitung,  sowie  der  Erfindung  werden 
zusammen  eine  Remuneration  von  25,000  Fr.  gewährt.  Der  Gewinn  ist 
auf  60,000  Fr.  veranschlagt.  Die  Ausgaben  oder  wie  der  Verfasser  sagt : 
die  Produktionskraft  betrügen  also:  225,000  +  150,000  Interessen  -f-  25,000 
Remuneration,  zusammen  400,000  Fr.  Der  Abzug  für  den  Reserve-  und 
Vorsorgefonds  ist,  nach  dem  Verfasser  auf  5%  dieser  400,000  Fr.  oder  der 
Produktionskraft  zu  stellen  und  wenn  man  diese  20,000  Fr.  von  den  60,000 
wegnimmt,  bo  bleiben  noch  40,000  Fr.  unter  jenen  400,000  Fr.  zu  verthei- 
len. Jeder  bekommt  also  10%  seines  Beitrags  zu  den  Produktionskräften 
und  die  60,000  Fr.  vertheilen  sich  also: 

Reserve-  und  Vorsorgefond   20,000  Fr. 

Arbeit   22,500  » 

Erfindung  (wahrscheinlich  die  Leitung  mitgerechnet)  .     2,500  > 

Kapital   15,500  » 

60,000  Fr 
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Da  die  22,500  Fr.  unter  250  Arbeiter  und  Kommis  zu  vertheilen  sind, 
so  macht  dies  im  Durchschnitt  90  Fr.  per  Jahr,  wogegen  das  Kapital  immer 
noch  seine  150,000  +  15,000  =  165,000  Fr.  erhält.  Glaubt  der  Verfasser 
etwa,  der  Arbeiter,  der  zu  seinen  900  Fr.  eine  Zulage  von  90  Fr.  be- 
kommt, also  im  Ganzen  990  Fr.  zu  verzehren  hat,  werde  weniger  neidisch 
auf  den  Mann  blicken,  der  ein  Einkommen  von  165,000  Fr.  hat?  In  wie 
fern  tragen  denn  die  90  Fr.  dazu  bei,  die  seinsollende  Ungerechtigkeit 
der  ungleichen  Vcrtheilung  der  Güter  in  Gerechtigkeit  zu  verwandeln? 

Ehe  ich  gewisse  Punkte  weiter  erörtere,  muss  ich  noch  das  zweite 
Beispiel  anführen;  er  wird  als  eine  fortgeschrittene  Kombination  in  der 
Richtung  der  Assoziation  der  Produkttonsfaktoren  (üiments  producteurs) 
dargestellt.  Hier  beträgt  das  Kapital  3  Millionen  und  wird  mit  6  %  ver- 
zinst, denn :  *Le  travail  est  gbnbrtux  en  faveur  du  eapital  »om  le  rigimc 
de  la  rtpartition  equitdble*;  der  Arbeitslohn  und  die  Gehälter  werden 
nach  den  »üblichon  Sätzcn<  (cours  d'mage)  durchschnittlich  auf  1000  Fr. 
für  die  1000  Arbeiter  und  Beamten  festgesetzt,  den  Erfindern  und  den 
Kapazitäten  werden  rund  80,000  Frcs.  zugesprochen  und  die  Rechnung 
sich  stellt  folgendermaassen  auf: 

Interessen  des  Kapitals   186,000  Fr 

Löhne  und  Gehälter   1,000,000  » 

Prämien  für  Erfinder  und  Kapazitäten  ....  80,000  > 

Summa   1,260,000  Fr. 

Der  Gewinn  betrug  441,000  Fr. ;  davon  63,000  Fr.  (5  %  der  1,260,000  Fr.) 
für  die  Vorsorgekasse,  bleibt  378,000  Fr.,  d.  h.  30  %  Zulage,  also  300  Fr. 
für  jeden  Arbeiter.  Wer  das  Wem  und  das  Aber  erdacht,  der  hat  — 
nach  Belieben  —  aus  Häckerling  Gold,  oder  aus  Gold  Häckerliog  gemacht, 
Sie  sehen,  ich  erlaube  mir  eine  freie  Bearbeitung  des  klassischen  Sprüch- 
worts und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  Versmaass.  Die  Zahlen  sind  so  ge- 
duldig und  fügsam!  Wollen  Sie  den  Arbeitern  60  %  geben?  Das  ist 
sehr  leicht,  Sie  haben  bloss  den  Gewinn  um  so  viel  höher  zu  schätzen. 
Wie  ist  es  aber  in  der  Wirklichkeit? 

Die  leidige  Wirklichkeit!  Ich  würde  schon  den  Rath  geben,  ein  Opfer 
zu  bringen  und  den  Arbeitern  einen  Theil  des  Gewinnes  zu  geben,  wenn 
damit  der  innere  Friede  hergestellt  werden  könnte,  und  besonders  wenn 
damit  dem  Arbeiter  wirklich  geholfen  wäre.  Aber  so  lange  das  Einkommen 
nicht  nivellirt  wird  —  und  das  soll  nnd  kann  nicht  sein  —  so  lange  wer- 
den immer  die  Reicheren  von  den  Aermeren  beneidet  werden,  es  mü«ste  denn 
soin,  dass  man  aufhörte,  den  Leuten  weis  zu  machen,  alle  Menschen  hätten 
von  Haus  aus  ein  Recht  auf  Gleichheit  der  Genüsse,  üebrigen«  hat  die 
tfodtn'sche  Theorie  ganz  unklare  Ansichten  über  den  Unteroehmergewinn, 
auch  würde  es  wohl  nützlich  gewosen  sein,  zu  erklären,  wie  sich  der  übliche 
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Lohnsatz  in  einem  Lande  feststellen  kann,  in  dem  die  Assoziation  alle 
Gewerbe  umfasst.  In  der  Wirklichkeit  hat  die  Partizipirung  der  Arbeit 
am  Gewinn  nnr  darum  Erfolge  gezeigt,  weil  sie  vereinzelt  vorkam ;  sobald 
sie  zur  Regel  wird,  sobald  die  Partizipirnng  ebenso  selbstverständlich  wie 
der  Lohn  wird,  kann  sie  nur  eine  Folge  haben :  grosse,  grössere  die  grössten 
Ansprüche  zu  erwecken.  Das  ist  ganz  natürlich,  chacun  tire  ä  soi,  jeder 
sucht  sich  des  grösseren  Theils  der  Decke  zu  bemächtigen.  Das  ist  nun 
einmal  so  in  der  menschlichen  Natur.  Trotz  allem,  was  an  dem  Buche 
auszusetzen  ist,  darf  es  doch  empfohlen  werden:  unter  den  Schriften  sozia- 
listischer Tendenz  ist  es  eine  der  ehrlichsten  und  der  wenigst  unpraktischen. 

B.  de  la  Saussaye  offerirt  dem  Publikum  eine  prachtvoll  gedruckte 
Schrift:  De  Vextinction  du  pauptrisme  et  du  VAoenir  du  travail  dans  les 
soeiitis  modernes.  (Paris,  Guülaumin  1870.)  Der  Verfasser  hat  die 
besten  Absichten;  sein  Motto  ist:  »Die  Gesellschaft  schuldet  Arbeit  dem 
Starken  und  Hälfe  dem  Schwachen«.  Seine  Mittel  bestehen  in  der  Koope- 
ration und  dann  in  der  Versicherung  gegen  Arbeitsmangel.  Eine  Arbeit 
von  noch  weit  minderem  Werth  ist:  Place  au  travail  S.  V.  P.  (s'ü  vous 
plait)  etc.  etc.  par  L.  Beinsbrac,  industriel.  Der  Titel  ist  nichts  weniger 
als  einladend  und  beim  ersten  Aufschlagen  fällt  mein  Auge  auf  Seite  73, 
wo  ich  Folgendes  lese :  »Der  Gründer  der  Arbeitergesellschaften  in  London, 
Gearge  Potter,  hat  in  den  Meeting'»  zu  Workingmen  (!)  und  zu  Manchester 
den  Muth  gehabt  . . . .«  Brauche  ich  weiter  zu  lesen?  Ich  that  es  nicht 
und  griff  nach  Aldrick  Caumont:  Droit  iconomique  ou  Philosophie  du 
travaü.  Beim  Aufschlagen  fiel  ich  auf  Seite  55,  da  steht  Folgendes,  ich 
übersetze  wörtlich:  »La  seinen  stetigen  Manifestationen  sagt  uns  das  Ge- 
wissen, dass  die  Gerechtigkeit  so  ungemein  göttlich  und  trancendentzal 
ist,  dass  sie  höher  steht  als  alle  Familien-Zuneigungen,  dass  sie  die  Seele 
aller  Fruchtbarkeiten  und  aller  Belebungen  ist  (Tarne  de  toutes  lex  fecon- 
dites  et  de  toutes  les  vivifications),  und  dass  wir  ohne  sie  nichts  vor  uns 
hätten,  als  einen  unermes*  liehen  Abgrund  und  die  Gährungastoffe  der  Ver- 
nichtung«. Darauf  habe  ich  nach  dem  Inbaltsverzeichniss  gesucht,  um 
allenfalls  ein  weniger  transcen dentales  Kapital  zu  finden.  Das  Inbalts- 
verzeichniss hatte  der  Verfasser  aber  vergessen,  und  so  legte  ich  die  Schrift 
ad  acta. 

Um  mich  von  diesen  Anstrengungen  zu  erholen,  las  ich:  Dameth*  La 
question  sociale  (Paris,  Guülaumin).  Das  Schriftchen  umfasst  6  in  Genf 
gehaltene  Vortrage.  Dieselben  sind  für  das  grosse  Publikum  geschrieben, 
der  Volkswirth  findet  darin  nur  Bekanntes,  besonders  lobenswerth  aber  ist 
die  Art,  wie  der  fünfte  Vortrag:  *Der  Fortschritt*  benutzt  wird,  um 
nachzuweisen,  dass  die  Gesellschaft  denn  doch  nicht  so  »krank«  sein  müsse, 
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als  man  glaubt,  d*  die  gegenwärtigen  Einrichtungen  eklatante  Vorzüge 
vor  den  früheren  haben. 

Ganz  besondere  aber  mochte  ich  ein  winziges  Büchlein  loben:  L'ouvrier 
ieonotniste,  par  L.  cTArmailhac,  das  in  Poitiers  bei  H.  Oudin  herausge- 
kommen ist.  Es  enthält  auf  wenigen  Seiten  (10  Gespräche)  eine  populäre 
Darstellung  der  wichtigeren  Lehren  der  Volks wirthschaft.  Gewisse  Unrich- 
tigkeiten haben  sich  freilich  mit  eingeschlichen,  dafür  aber  verdienen  andere 
Stellen  hervorgehoben  zu  werden,  z.  B.  diejenige,  worin  der  Verfasser  die 
Ansicht  bekämpft,  der  Boden  sollte  von  Rechts  wegen  Gemeingut  sein.  Sein 
Hauptargument  ist,  dass  man  von  Zeit  zu  Zeit  bessere  oder  billigere  Urbar- 
machnngs -Verfahren  erfinde,  wodurch  die  Aecker  immer  billiger  würden. 
Man  könne  nämlich  dem  Verkäufer  jederzeit  sagen:  Du  hast  1000  Arbeits- 
tage verwendet,  um  den  Acker  so  fruchtbar  zu  machen,  ich  kanu  aber  das 
daneben  liegende  wilde  Feld  in  800  Arbeitstagen  eben  so  weit  bringen, 
und  gebe  also  nicht  den  Werth  von  1000  Tagen  für  deinen  Acker.  Da 
nun  die  Erde  billiger  werde,  so  könne  man  sie  auch  leichter  erwerben. 

Im  Vorbeigehen  sei  bemerkt,  dass  der  Verfasser  ebenfalls  der  Ansicht 
huldigt,  jedes  Produkt  koste  im  Verhältniss  der  darauf  verwendeten 
Arbeit,  er  scheint  aber  nicht  bemerkt  zu  haben,  dass  er  selbst  im  Vor- 
stehenden dieser  Theorie  widerspricht  In  Wahrheit  berechnet  blos  der 
Produzent  die  Arbeit,  der  Käufer  aber  fragt  auch  nicht  im  Geringsten 
danach,  und  wo  er  das  üebergewicht  bat,  da  mnss  auch  die  Arbeit  öfter 
leiden.  Wie  ist  es  auch  mit  der  Arbeitstheorie  der  Kunst  gegenüber? 
Wird  Talent  nicht  höber  bezahlt  als  Fleiss? 

Die  internationale  Gesellschaft  hat  mancherlei  Schriften  hervorgerufen 
ich  begnüge  mich,  die  wichtigeren  zu  nennen.  Vor  Allem:  Vassodation 
internationale  des  travailleurs ,  par  E.  E.  Fribourg,  (einer  der  Gründer. 
Paris,  A.  Le  Chevalier  1871.)  Es  ist  eine  gedrangeneparatellnng  (212Duod.- 
Seiten)  der  Geschichte  und  der  Grundsätze  der  berüchtigten  Gesell- 
schaft. Testu,  Vinternational  (Paris,  Lachaud)  hat  nach  den  Quellen  ge- 
arbeitet. Man  findet  darin  das  Nähere  über  den  Prozess,  von  dem  im 
Jahre  1870  so  viel  gesprochen  wurde.  Villetard's  Bach  über  die  biter- 
nationale  ist  interessant;  der  Verfasser  nat  aber  besonders  aas  den  beiden 
anderen  Schriften  geschöpft. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Broschüren  an,  welche  den  finanziellen  Stoff 
bearbeiten.  Einige  enthielten  des  Unsinns  gar  zu  viel,  mögen  sie  ruhig 
im  Papierkorb  schlafen.  Andere  habe  ich  bis  zu  Ende  gelesen,  weil  sie 
mir  empfohlen  worden,  z.  B.:  De  Vimpöt  et  de  la  produetion,  par  un 
industriel  (Paris,  Guülaumin).  Der  Verfasser  schlägt  eine  Kapitalsteuer 
vor:  3  pro  1000  vom  Werth  der  Ackerbaugeräthe  und  des  Viehes,  5 
vom  Werthe  der  Pferde  und  Wagen,  die  nicht  in  der  Landwirtschaft  be- 
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nutzt  werden,  5  °/w>  Tom  Werthe  des  Stubenniobiliars,  den  Wein  im  Keller 
mit  inbegriffen  u.  8.  w.  Das  scheint  Ihnen  wohl  weder  praktisch  noch 
logisch  (doch),  gehen  wir  daher  zur  Solution  de  la  question  financiere,  par 
A.  FxUod  (Lyon,  N.  P.  Josserand)  über.  Dieser  Herr  giebt  vier  Mittel 
an,  um  zu  seinem  Zweck  zu  gelangen.  Eins  derselben  besteht  darin,  der 
Bank  die  Noten-Emission  abzunehmen  und  letztere  dem  Staate  zu  über- 
tragen. Der  Einwand,  der  Staat  könnte  die  Emission  übertreiben,  wird 
mit  folgenden  Worten  abgewiesen:  Cet  abus  serait  in&vitable  sous  un 
second  Empire  et  sous  un  gouvernement  de  JuÜlet.  Mais  dans  uns  r pu- 
blique dimocratique  . . .  Finden  Sie  nicht,  dass  Herr  Fülod  gar  zu  naiv 
ist,  wenn  er  denkt,  dass  wenn  die  Wörter:  Liberti,  F,galiti,  FraierniU 
auf  allen  Monumenten  glänzen,  so  verwandelten  sich  gleich,  wie  durch  einen 
Zauberspruch,  alle  feigen,  eigennützigen,  betrügerischen  bourgeois,  die 
etwa  existiren  mögen,  in  heldenmassige,  aufopfernde,  ehrliche  citoyens: 
Bepublik  und  Tugend  sei  dann  synonym.  Sie  geben  wohl  zu»,  dass  Herr 
Fülod  die  versprochene  >  Lösung  <  nicht  geliefert  hat:  ich  wenigstens  bin 
dieser  unmaassgeblichen  Meinung. 

Das  Schriftchen  von  Jules  Siegfried:  L'impdt  sur  te  revenu  et  les 
droits  de  douane  ist  ein  Abdruck  aus  dem  Journal  des  Debats.  Der  Titel 
daran  ist  das  Beste,  denn  er  lfast  sich  also  übersetzen:  statt  neuer  Zoll- 
abgaben führt  die  Einkommensteuer  ein,  daher  hätte  der  Verfasser  auch 
klug  gethan,  sich  mit  der  Aufstellung  des  Titels  zu  begnügen,  und  andern 
die  Ausführung  zu  überlassen.  Statt  uns  bei  allgemeinem  Gerede  nnd 
verschwommenen  Ideen  aufzuhalten,  sehen  wir  uns  eine  Arbeit  an,  die 
Herr  von  Janzi\  Mitglied  der  Nationalversammlung,  darreichte;  sieheisst: 
Dix  mülions  ä"iconomie.  Supprtssion  des  receveurs  gineraux.  (Paris, 
Cluxix.)  Der  Verfasser  wünscht,  dass  in  Frankreich  (wie  in  England)  die 
Bank  der  Kassirer  des  Staats  isei.  Es  hängt  alles  zu  sehr  zusammen  in 
dieser  Brochüre,  um  einen  Auszug  daraus  geben  zu  können;  die  Idee  ist 
übrigens  nicht  neu,  wie  Jeder  weiss;  die  französische  Bank  will  aber  nichts 
davon  wissen.  Sie  wurde  sogar  schon  als  Gesetzes-Vorschlag  eingebracht, 
allein  der  vorläufige  Berichterstatter  wies  sie  mit  der  Erklärung  ab,  dass 
die  Intervention  der  Bank  nicht  billiger  zn  stehen  käme,  als  die  Erhaltung 
der  Generaleinnehmer,  die  bekanntlich  jetzt  —  seit  Foulds  seinsollender 
Beform  —  Generalausgeber  (trisoriers  payeurs-gtntraux)  heissen. 

In  möglichster  Kürze  erwähne  ich  noch  folgende :  Arthur  Commandri: 
Uimpot  du  sei,  fUau  du  pauvre.  (Paris,  Guiüaumin.)  Gewiss  ist  das 
Salz  nicht  die  beste  Steuerbasis,  aber  man  macht  doch  zu  viel  Geschrei 
um  die  kleine  Summe.  Ein  Punkt  steht  fest,  die  Herabsetzung  der  Steuer 
von  30  Centimes  auf  10  per  Kilogr.  hat  seit  1828  auch  nicht  die  aller- 
geringste Wirkung  auf  die  Salzkonsumtion  gehabt   Vor  einigen  Monaten 
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erschienen  fast  za  gleicher  Zeit  zwei  Schriften  gegen  die  Octrois  (Stadt- 
Akzise).  P.  Dcloynea:  Les  octroie  et  le*  budgets  municipaux  (Paris, 
GuiUaumin)  ist  gegen  die  .Stadt -Akrise,  weil  der  Konsument  die  Last 
trägt.  Ilerr  Ä.  Moullart:  Enquete  publique  sur  le»  octrois  (Paris,  GuiUau- 
min) ist  gegen  dieselbe,  weil  der  Produzent  die  Last  trägt.  Wer  ist  nun 
der  wirkliche  Träger?  Leider  erregt  in  Frankreich  diese  Sache  viel  za 
sehr  die  Leidenschaften,  als  dass  man  Aussicht  hätte,  objektiv  gehaltene 
Arbeiten  darüber  zu  Huden.  Es  ist  gewöhnlich  ein  Interesse  im  Spiel,  und 
wenn  kein  Interesse  den  Blick  trübt,  so  pflegt  man  den  Maassstab  der 
reinen  Theorie,  oder  genauer,  einer  subjektiven  Theorie  anzulegen,  und 
gauz  von  der  gegebenen  Natur  des  Menschen  abzusehen. 

Schliessen  wir  mit  einem  Schriftchen  von  Frid.  Pcusy:  Introduction 
de  Veconomie  pölitique  dcms  Venseignement  des  femmes  (Paris,  GuiUaumin). 
Den  besten  Bissen  hebt  man  ja  gern  für  zuletzt  auf.  Das  Broschüreben 
enthält  die  Erötfnungs-  und  die  Schlussredo  einer  Reihe  von  Vorlesungen 
über  Volkswirtschaft ,  die  vor  erwachsenen  Mädchen  (15 — 18  Jahre)  und 
ihren  Müttern  gehalten  wurden,  nebst  einer  Vorrede.  Die  beiden  Reden 
zeigen,  wie  man  dergleichen  Dinge  den  französischen  Damen  mundgerecht 
macht,  dieselben  sind  wohl  im  rechten  Tone  gehalten,  um  die  beste  Wir- 
kung zu  thunj  ich  bedauere  nur,  dass  die  zwischen  dem  Anfang  und  dem 
Ende  gehaltenen  Vorträgo  —  der  eigentliche  Lehrkursus  —  nicht  nieder- 
geschrieben wurden,  es  würde  interessant  gewesen  sein,  die  Methode  zu 
studiren  und  sich  einen  Begriff  von  dem  Maassc  des  dargereichten  positi- 
ven Wissens  zu  raachen.  Es  ist  nämlich  schwieriger,  die  Aufmerksamkeit 
wach  zu  erhalten,  als  sie  zu  erwecken.  Bei  den  hier  zu  Lande  gehaltenen 
Vorträgen  über  Volkswirthschaft  ist  immer  zu  fürchten,  dass  man  ange- 
wandte Moral  statt  Volkswirthschaft  vorträgt,  und  dadurch  den  Zuhörern 
schiefe  und  jedenfalls  verschwommene  Begriffe  giebt:  es  ist  als  ob  man 
Therapie  und  Anatomie  verwechsele.  Diese  Verwechselung  ist  übrigens 
viel  häufiger,  als  man  glaubt,  woher  es  denn  kommt,  dass  so  viele  Leute, 
die  nichts  von  der  Krankheit  (des  Körpers,  oder  der  Gesellschaft,  oder  des 
Staates)  verstehen,  sich  mit  ihren  angeblichen  Heilmitteln  so  breit  machen. 
Die  Vermischung  der  Moral  und  der  Volkswirthschaft,  indem  sie  den  Leser 
oder  Schüler  hindert,  sich  einen  klaren  Begriff  von  dem  Wesen  der  Volks- 
wirthschaft zu  machen,  lässt  oft  in  ihm  den  Glauben  entstehen,  als  ob  der 
Volkswirth  die  von  ilun  formulirten  ökonomischen  Naturgesetze  erschaff«, 
also  nach  Belieben  ändern  könne,  dass  er  daher  herzlos  sei,  wenn  er  z.  B. 
nachweist,  dass  oft  der  Mensch  sein  Elend  selbst  verschuldet  haben  kann. 
Ja  die  sentimentalen  Volkswirthe  wollen  nicht  einmal,  dass  die  Arbeit  eine 
Nothiccndigkeit  genannt  werde,  sie  muss  ohne  Weiteres  zur  Tugend  erho- 
ben werden.  Nach  meiner  Erfahrung  ist  mit  der  moralischen  oder  religiö- 
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sen  Färbung  der  Volkswirtschaft  nie  etwas  gewonnen  worden,  und  gefärbte 
Begriffe  bleiben  immer  trübe  Begriffe. 

Uebrigens  will  icb  hiermit  auch  nicht  im  geringsten  dem  Hrn.  Fr.  Passy 
zu  nahe  getreten  sein,  derselbe  hat  nnr  einen  Anhauch  von  Sentimentalität, 
dabei  nimmt  er  sich  auch  die  Sache  viel  zu  sehr  zu  Herzen  und  betrachtet 
seine  Aufgabe  mit  hohem  Ernst,  wie  z.  B.  aus  folgender  Stelle  seiner  Vor- 
rede hervorgeht:  Was  in  Frankreich  noch  heute  am  meisten  fehlt  —  man 
muss  den  Math  haben,  es  so  oft  zu  wiederholen,  bis  es  gehört  wird,  —  das 
ist  der  Ernst;  das  ist  das  Verständniss  seiner  wahren  Interessen  und  sei- 
ner wahren  Pflicht,  oder  doch  wenigstens  der  Sinn  dafür. . .  .  Man  darf 
annehmen,  dass  wenn  die  Ideen  der  grossen  Majorität  der  Nation  weniger 
eitel,  weniger  oberflächlich,  oder  genauer,  weniger  falsch  gewesen  waren; 
wenn  wir  nicht  in  allen  gesellschaftlichen  Schichten,  von  der  obersten  bis 
zur  untersten,  über  die  Arbeit,  den  Reichthum,  den  Lohn,  über  das  was  im 
öffentlichen  Leben  sowohl  wie  in  Privatkreisen  gross  ist,  die  schädlichsten 
Illusionen  und  die  bedauerungs würdigsten  Vorurtheile  gepflegt  hätten;  wenn 
wir  die  einfachsten  Begriffe  der  Moral  und  der  Volks-  sowohl  als  der  Haus- 
wirthschaft  weniger  verkannt  und  leichtsinnig  unbeachtet  gelassen  hätten, 
wir  uns  dann  nicht  in  der  Lage  befänden,  in  der  wir  sind."  . . .  Man  muss 
also:  . »die  Ideen  berichtigen,  die  Gefühle  reinigen,  den  Verstand  auf- 
klären, die  Karaktere  heben."  . . .  Das  ist  alles  ganz  schön  und  gut  und 
zum  grossen  Theil  richtig,  aber  es  ist  Moral  und  keine  Volkswirtschaft. 
Man  muss  Sympathie  für  den  Redner  haben,  man  wird  gerührt,  aber  das 
ist's  nicht,  was  gerade  Noth  thut.  Volkswirtschaft  zu  lehren,  selbst  in 
den  Volksschulen,  oder  vielmehr  besonders  in  den  Volksschulen,  das  ist's 
was  Noth  thut,  hö.hst  Noth,  auch  in  Deutschland,  denn  die  Volkswirtschaft 
ist  das  beste  —  ich  glaube  das  einzige  —  Mittel,  um  zu  verhüten,  dass 
die  Auswüchse  des  Sozialismus  die  ganze  Gesellschaft  überwuchern  und 
alle  gesunden  Pflanzen  ersticken. 

Dr.  Moritz  Block. 
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Anfangsgründe  der  Volkswirtschaft 

von 

E.  J.  Kiehl, 

Lehrer  der  Volktwlrthschift  u>  der  höberen  Schal«  in  Middelbur!  in  H«U»a<l 

169  Seiten  8.   Preis  1  Thlr. 

DieBes  Lehrbuch  ist  für  den  Gebranch  in  Lehranstalten  und  zum 
Selbstunterricht  ganz  vorzüglich  geeignet  und  geben  wir  nachstehend 
einige  Beurtheilungen  desselben  seitens  der  Fachzeitschriften,  die  sich 
durchweg  anerkennend  Ober  das  Buch  aussprechen. 

Faucher  sagt  in  seiner  „Vierteljahrschrift  für  Volkswirtschaft": 

,.Ein  sehr  condensirt,  meist  nach  Stuart  Mill  und  Roscher  ausge- 
arbeiteter Leitfaden  der  Wissenschaft,  der,  als  HQlfsmittel  beim  Un- 
terricht, welches  seine  Bestimmung  ist,  wirklich  mit  Nutzen  zu  ver- 
wenden sein  dürfte.  Der  Verfasser  ist  ein  objectiver  und  klarer 
Denker,  von  dem  es  vielleicht  zu  bescheiden  war,  sich  damit  zu  be- 
gnügen, jenen  Autoritäten  zu  folgen.  Er  ist  übrigens  bei  dieser 
Nachfolge  doch  auch  mit  gerechtfertigter  Vorsicht  zu  Werke  gegan- 
gen und  hat  schon  seine  Auswahl  getroffen."  ....  „Wir  wünschen  dem 
Buche  wiederholte  Ausgaben,  denn  von  den  subjectiven  „Systemen*', 
mit  denen  unser  deutscher  Büchermarkt  neuerdings  wieder  einmal 
von  Unberufenen  überschwemmt  worden  ist,  sticht  diese  Gabe  sehr 
vortheilhaft  ab." 

Der  in  Wien  erscheinende  „Oesterreichische  Oekonomist",  Her- 
ausgeb. W.  Sommerfeld,  bespricht  das  Buch  folgendermassen: 

„Von  dem  echt  pädagogischen  Princip  ausgehend,  dass  die  Auf- 
gabe eines  Lehrbuches  besonders  darin  liege,  „das  Mitgetheilte  einer- 
seits scharf  zu  fassen  —  andererseits  dem  Leser  die  Gewissheit  zu 
verschaffen,  dass  es  stärkere  Stützen  besitze  als  blos  das  Urtbeil 
und  die  Argumentation  des  Verfassers,  dass  es,  soweit  man  das  sagen 
kann,  wissenschaftlich  feststehe",  ist  es  dem  Verfasser  gelungen, 
ein  Werkchen  zu  schreiben,  das  wir  ohne  Bedenken  als  eine  Be- 
reicherung unserer  an  guten  Lehrbüchern  ohnedies  nicht  beson- 
ders reichen  Literatur  begrüssen  können.  Wir  wissen  es  sehr  wohl 
zu  würdigen,  welche  Mühe  es  gekostet  haben  mag,  das  zu  finden 
und  richtig  zu  fassen,  was  wissenschaftlich  feststeht,  als  die  soge- 
nannte gemeine  Meinung  angesehen  werden  kann,  gerade  in  unserer 
Wissenschaft,  in  welcher  bis  in  die  Anfangsgrunde  hinab  noch  so 
Vieles  bestritten  ist  oder  doch  so  wenige  Lehrsätze  jene  Autorität 
erlangten,  welche  in  anderen  Wissenschaften  vor  leichtsinnigem  Be- 
streiten derselben  zurückschreckt.  Wir  können  es  nur  billigen,  wenn 
sich  der  Verfasser  diese  Mühe  dadurch  in  Etwas  erleichtert  hat, 
dass  er  vorzüglich  den  Lehren  zweier  Meister  gefolgt  ist,  zumal  diese 
—  Mill  und  Roscher  —  bei  ihren  Nationen  jetzt  in  grösstem  An- 
sehen stehen.  Mill  gehört  das  System  und  der  grösste  Theil  des 
Inhalts  an;  Roseber  folgte  der  Verfasser  besonders  in  den  Abschnitten 
über  Tauschmittel,  Verbrauch  und  in  der  Bevölkerungslehre  und 
ahmte  ihm  in  der  Reichhaltigkeit  der  statistischen  Angaben  nach, 
durch  die  er  die  Lehrsätze  zu  erläutern  sucht   Dass  der  Verfasser 


in  der  Weise  der  Engländer  und  Franzosen  unter  Volkswr  thschafts- 
Lebrc  auch  die  Staatswirthschafts-Lehre  und  Volkswirthsch&fts-Pßege 
begreift,  darüber  können  wir  mit  ihm  eben  so  wenig  rechten  wie  über 
die  unsystematische  Anfügung  der  Schlusskapitel :  Bevölkerung&lehre, 
—  Vereine,  auch  Arbeitervereine  —  Ausläudischer  Handel  —  Oeko-' 
nomischer  Wirkungskreis  des  Staates.  Letzteres  ward  durch  päda- 
gogische Rücksichten ,  durch  die  Vertheiluug  des  Lehrstoffes  auf 
mehrere  Jahre  geboten. 

Die  präcise  Fassung  der  Lehrsätze  gelang  dem  Verfasser  fast 
immer;  sie  sind  mit  Nummern  versehen,  was  die  Verweisung  nach 
„oben"  und  „unten"  wesentlich  erleichtert.  Das  statistische  Mate- 
rial und  die  Erläuterung  der  Lehrsätze  sind  mit  kleineren  Lettern 
gedruckt,  eine  für  Lehrer  und  Schüler  zweckmassige  Einrichtung; 
als  eine  solche  müssen  wir  auch  bezeichnen,  dass  statt  eines  trock- 
nen Inhaltsverzeichnisses  der  gesammte  Lehrstoff  in  kurzen  „reca- 
pitulirenden  Sätzen"  zusaramengefasst  ist. 

Ganz  selbstständig  und  aus  den  neuesten  Quellen  geschöpft  ist 
die  Besprechung  der  Arbeiter- Vereine,  in  welcher  der  Verfasser  — 
auf  so  engem  Räume  —  eine  fast  erschöpfende,  selbst  für  nicht  auf 
Schulbänken  sitzende  Leser  höchst  interessante  Darstellung  der  Ar- 
beiter-Associationen  in  Deutschland,  Frankreich  und  England  gibt. 
Wir  theilen  hieraus  als  allgemein  interessirend  die  Resultate  der 
vergleichenden  Zusammenstellung  der  Strikes  in  England  mit  (Be- 
richt der  „Social  Science  Association",  mitgethcilt  von  Harrison  in 
„Fortnightly  Review"  15.  November  1865): 

1.  Strikes,  eine  Erhöhung  des  Lohnes  oder  die  Herabsetzung  der 
Arbeitszeit  zu  erzwingen,  6iegten  gewöhnlich. 

2.  Strikes,  die  Herabsetzung  des  Lohnes  zu  verhindern,  schlugen 
gewöhnlich  fehl. 


gegen  Maassregeln  der  Meister  gerichtet,  schlugen  scheinbar  fehl, 
siegten  aber  in  der  That. 

4.  Das  Schliessen  der  Werkstätten  durch  die  Meister,  um  Ver- 
eine zu  unterdrücken  (to  crush  Unions),  schlugen  immer  fehl. 

Wir  zweifeln  nicht,  dass  des  Verfassers  Wunsch,  zum  Danke  für 
den  Segen  deutscher  Forschung  „gegenseitig  im  Nachbarlande  eini- 
gen Nutzen  zu  stiften"  sich  erfüllen  wird,  ja  sich  wohl  schon  zum 
Theil  erfüllt  hat 

Die  „Neue  Preussische  (Kreuz-)  Zeitung"  sagt  darüber: 

Der  Verfasser  dieser  ursprünglich  in  holländischer  Sprache  er- 
schienenen, jetzt  deutsch  bearbeiteten  Schrift  beabsichtigt  ein  Hand- 
buch zum  Unterricht  in  der  Volkswirtschaft,  welche  in  den  ersten 
Klassen  der  höheren  Bürgerschulen  des  Köuigreichs  Niederland  ge- 
lehrt wird,  zu  geben.  Das  Buch  eignet  sich  nach  dem  kurzen, 
knappen  Inhalte  auch  vorzüglioh  zur  Einführung  an  höheren  Lehr- 
anstalten und  bildet  zugleich  einen  trefflichen  Leitfaden  zum  Selbst- 
studium für  Solche,  welche  sich  mit  den  Anfangsgründen  dieser  in 
unseren  Tagen  zur  lebhaften  Entwickclung  wie  hohen  Bedeutung 
gelangten  Wissenschaft  beschäftigen  wollen.  Dem  Leser  wird  eine 
vollständige  Uebersicht  aller  hierher  gehörigen  Materien  in  ge- 
drängten Lehrsätzen  dargeboten,  mit  Heranziehung  praktischer  Bei- 
spiele aus  dem  alltäglichen,  allerdings  vorwiegend  holländischen 
und  englischen  Leben.  Ein  jeder  Lehrsatz  wird  durch  eine  Beweis- 
führung eingeleitet,  mit  dem  vom  Verfasser  ausgesprochenen  Be- 
streben j  das  Mitgethcilte  einerseits  möglichst  scharf  zu  fassen,  an- 
dererseits sich  selbst  und  dem  Leser  die  Gewissheit  zu  verschaffen, 
dass  daB  Gebotene  wissenschaftlich  feststehe  und  anerkannt  sei.  Der 
Verfasser  folgt  hauptsächlich  den  Werken  von  .1.  St.  Mill,  Principlcs 
of  Political  Economy,  und  Roscher,  Grundlagen  der  Nationalökono- 
mie, und  möchten  wir  aus  dem  Urtheile,  „Mill  setzt  bei  seinen 
Lesern  viel  weniger  voraus  als  Roscher,''  keineswegs  einen  nach- 
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theiligen  Scbluss  für  den  letzteren  Gelehrten  gerechtfertigt  finden, 
weil  Roscher  gerade  als  Publicum  seines  Buches  nicht  bloss  Ge- 
lehrte, sondern  überhaupt  Gebildete  sich  vorgestellt  hat.  Eiebl  hat 
das  Beste  ans  den  volkswirtschaftlichen  Studien  geboten;  am  Scbluss, 
S.  155,  werden  die  Sätze  zugleich  als  Inhaltsangabe  recapitulirt. 
Wir  wünschen,  dass  das  deutsche  Pubilcam  die  vom  Verfasser  selbst 
besorgte  deutsche  Ausgabe  in  dem  von  ihm  erhofften  Sinne  empfan- 
gen möge,  nämlich  in  dem,  -dass  die  Wissenschaft  auch  in  so  be- 
scheidener Erscheinung  als  hier,  Gemeingut  und  keines  gebildeten 
Volkes  Alleingut  ist,  dass  ein  wichtiger  1  heil  unserer  Entwickelung 
darin  besteht,  aufzufassen  und  zu  dem  unseren  zu  machen,  was 
unsere  Nachbarvölker  Werthvolles  besitzen." 

In  der  „Zeitschrift  für  Kapital  und  Rente4  wird  gesagt: 

Das  vorliegende  Werk  ist  als '  eine  Quintessenz  der  heutigen 
volkswirtschaftlichen  Wissenschaft  anzusehen.  Der  Herr  Verfasser, 
Lehrer  der  Volkswirtschaft  an  der  Realschule  zu  Middelburg  (Hol- 
land), hat  unter  beständigem  Hinweis  auf  die  besten  volkswirtschaft- 
lichen Schriftsteller  unserer  Zeit  in  kurzen,  klaren  und  Bcharfen 
Sätzen  sämmtliche  hieher  gehörige  Materien  behandelt.  Das  wirk- 
lich ausgezeichnete  Buch  können  wir  daher  unsere  Leser  ganz  be- 
sonders als  Nachschlagebuch  empfehlen,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
sich  über  die  eine  oder  die  andere  volkswirtschaftliche  Frage 
schnell  zu  orientiren.  Ebenso  ist  es  ein  treulicher  Leitfaden  zum 
Selbststudium. 

Aus  dem  „Literarischen  Centraiblatt 

 Das  vorliegende  Handbuch  bat  jedenfalls  seine  Vorzüge 

die  Darstellung  ist  folgende:  Kurze  Lehrsätze  klar  und  bündig  ab- 
gefasst,  daran  reihen  sich  Worterklärungen,  Beispiele,  häufig  wird 

versucht,  die  Sätze  in  mathematische  Formeln  umzuwandeln  es 

ist  ein  ziemlich  umfangreicher  Inhalt  auf  engem  Raum  zusammen- 
gedrängt. 

In  der  „Nationalzeitung-  heisst  es  u.A.: 

„Das  Buch  giebt  die  Grundlehren  der  Volkswirtschaft  nach  dem 
heutigen  Stande  der  Wissenschaft  in  einem  klaren  und  übersicht- 
lichen Rahmen  in  einer  für  Schüler  verständlichen  Sprache  und 
Form  . . . .  Z  Eine  ziemlich  vollständige  Anführung  der  Literatur 
maefft  es  aber  auch  zum  Selbststudium  geeignet  Die  Schriften 
MüTs  und  Roscher's  haben  vornehmlich  dem  Verfasser  zur  Grund- 
lage seiner  Schrift  gedient,  die  allen  denen,  welche  sich  auf  leichte 
Weise  eine  gewisse  Uebersicht  über  die  vernehmlichsten  Gesetze 
des  Wirtschaftslebens  verschaffen  wollen,  empfohlen  werden  kann. 

Aus  dem  „Magazin  für  die  Literatur  des  Auslandes  s" 

„Dieses  Buch  füllt  zu  einer  Zeit,  wo  die  National -Oekonomie, 
dieser  schnell  emporgeblühte  Zweig  der  neueren  Wissenschaft,  zu 
so  hoher  Bedeutung  gelangt  ist,  eine  vielverspürte  Lücke  aus,  indem 
es  darauf  berechnet  ist,  in  den  höheren  Schulen,  wo  man  diesem 
wichtigen  Zweige  der  Forschung  den  gebührenden  Platz  einzuräu- 
men anfängt,  als  Handbuch,  aber  auch  Denjenigen,  die  sich  mit 
dieser  Wissenschaft  eingehender  beschäftigen,  oder  sich  wenigstens 
mit  ihrem  Wesen  bekannt  machen  wollen,  als  erste  Anleitung  zu 
dienen. 

In  der  „Haude-  und  Spenerschen  Zeitung"  heisst  es: 

.....  In  dem  nur  169  S.  starken  Buche  ist  mit  merkwürdiger 
Gedrängteit,  Uebersichtlichkeit  und  wissenschaftlicher  Gründlich- 
keit das  System  der  Nationalökonomie  dargelegt  Der  Herr  Ver- 
fasser  lehnt  sich  hauptsächlich  an  W.  Roscher  und  John  Stuart  Mill 
an,  welchem  letzteren  er  auch  in  der  Anordnung  des  Ganzen  folgt, 


aber  immer  mit  grosser  Freiheit  und  eigenem  Zurückgehen  anf  die 

Quellen.  Von  dem  höchsten  Interesse  ist  die  vierte  und  letzte  Ab- 
theilung, enthaltend:  1.  Die  Bevölkerungsichre.  2.  Vereinswesen 
(besonders  ausführlich  die  Trades'  Uuions  und  die  Genossenschaften 
behandelnd).  3.  Internationaler  Handel.  4.  Oekonomischer  Wir- 
kungskreis des  Staates.  Wie  selten  ein  Werk  lehrt  das  obige,  das 
Bücher  durchaus  nicht  dickleibig  zu  sein  brauchen,  um  werthToll 
zu  sein. 

Die  „Berliner  Börsenzeitung ■  sagt  über  das  Buch: 

So  wichtig  und  unentbehrlich  in  der  Gegenwart  die  Kenntniss 
der  volkswirtschaftlichen  Gesetze  und  Erscheinungen  für  alle  ge- 
sellschaftlichen Kreise  geworden  ist,  so  fehlt  es  doch  noch  immer 
an  zweckmässigen  und  populair  geschriebenen  Arbeiten,  welche  den 
Inhalt  dieser  Wissenschaft  allgemeiner  zugänglich  machen  und  bei 
dem  Unterricht  in  Realschulen,  Handelsschulen  u.  s.  w.  als  branch- 
bare Leitfaden  zu  benutzen  sind.  Um  so  mehr  machen  wir  auf 
die  soeben  erschienenen  Anfangsgründe  der  Volkswirth- 
achaft  von  Dr.  E.  J.  Kiehl  aufmerksam.  In  gedrängter  Kürze  nod 
populuirer  Darstellung  führt  uns  der  Verfasser  die  wichtigsten  Prin- 
eipien  der  Volkswirtschaft  vor,  und  schliest  sich  dabei  vorzugsweise 
an  die  Doctrinen  von  J.  St  Mill  und  W.  Roscher  an.  Der  Ver- 
fasser ist  seit  5  bis  6  Jahren  bereits  als  praktischer  Lehrer  der 
Volkswirtschaft  an  der  höheren  Bürgerschule  zu  Middelburg  in 
Holland  tbätig. 

Dann  wieder  wird  gesagt: 

„Die  Theilnahmc  für  die  Nationalökonomie  ist  eine  allgemein« 
geworden  und  die  volkswirtschaftlichen  Fragen  halten  den  politi- 
schen die  Wage.  Bei  weitem  nicht  so  gross  ist  die  Kenntniss  der 
Nationalökonomie  geworden  und  falsche  Ansichten  und  Grundsätze, 
die  dem  Abc  der  Wissenschaft  widersprechen,  halten  sich  in  Menge 
aufrecht. 

Das  Kiehl'sche  Werk  wird  denjenigen  unserer  Leser,  welche  sich 
mit  der  Volkswirtschaft  beschäftigen  wollen,  ein  treuer  Lehrer 
sein.  Es  tragt  die  heutige  Nationalökonomie,  wie  sie  sich  durch 
Stuart  Mill  und  Roscher  gebildet  hat,  in  der  klarsten  und  fasslich- 
sten  Weise  vor. 

An  anderer  Stelle  wurde  gesagt: 

„Ungemein  logisch  und  anschaulich,  etwa  wie  in  einem  matems- 
tiseben  Schulbuch,  werden  die  wirtschaftlichen  Satze  dargestellt: 

Beispiele  in  Menge  fehlen  nicht   Wir  können  das  durchweg 

practische  Buch  allen  Anfangern  in  der  Volkswirtschaftslehre  all 
den  zweckmässigsten  Leitfaden  empfehlen,  den  wir  auf  diesem  Ge- 
biet kennen  lernten." 


So  sei  denn  das  Buch  allen  Schulvorstchern,  Lehrern  und  Denen 
anfs  Wärmste  empfohlen,  die  in  der  Lage  sind,  sich  oder  Andere  über 
die  Grundzüge  der  Volkswirtschaftslehre  unterrichten  zu  müssen. 
Bestellungen  werden  von  allen  Buchhandlungen  entgegen  genommen. 
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Bemerkungen  über  das  Beschaffungswesen 

der  deutschen  Militair-  und  Marine-Verwaltung. 

Von  ••• 


Die  bei  den  Beschaffungen  der  deutschen  Militär-  und 
Marine- Verwaltung  maassgebenden  Grundsätze  sind  zur  Zeit  in 
den  verschiedenen  Ressorts  verschieden.  Da  jedoch  offenbar  für 
die  Beschaffung  desselben  Gegenstandes  in  der  Regel  das  gleiche 
Verfahren  zweckentsprechend  sein  muss,  gleichviel,  von  wem 
der  Gegenstand  gebraucht  wird  und  welchen  Titel  die  betreffende 
Behörde  führt,  so  haben  wir  es  hier  in  den  meisten  Fällen  nicht 
mit  >  berechtigten  Eigentümlichkeiten  < ,  sondern  mit  >  schäd- 
lichem Partikularismus <  zu  thun.  Wenn  Gegenstände  derselben 
Benennung  zu  verschiedenen  Zwecken  gebraucht  werden,  so 
können  allerdings  die  Anforderungen  an  die  Beschaffenheit  der 
Gegenstände  verschieden  sein.  Es  handelt  sich  dann  um  ver- 
schiedene Gegenstände  unter  gleicher  Benennung.  Dass  der  Be- 
schaffungsmodus auf  diese  Verschiedenheit  —  ungeachtet  der 
Gleichheit  der  Benennung  —  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  ist 
selbstverständlich.  Die  Instruktion  für  die  Preussische  Ober- 
rechnungskammer vom  18.  Dezember  1824  enthält  in  dem 
§.19  als  leitenden  Grundsatz  für  das  Beschaffungswesen  König- 
licher Behörden  die  Vorschrift,  dass  jedem  Ankauf  für  Rech- 
nung des  Staats  in  der  Regel  eine  Lizitation  vorangegangen 
sein  müsse,  insofern  nicht  in  den  Verwaltnngs-Instruktionen  an- 
dere Bestimmungen  enthalten,  oder  Ausnahmen  durch  die  Natur 
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des  Geschäfts  gerechtfertigt  seien.  Man  kann  sich  über  einen 
so  wichtigen  Gegenstand  kaum  dürftiger  nnd  inkorrekter  aus- 
drücken. In  dem  Gesetze  für  den  Rechnungshof  des  deutschen 
Reichs  werden  diese  Phrasen  entweder  ganz  fortzulassen,  oder 
durch  die  einfache  Bestimmung  zu  ersetzen  sein,  dass  der  Rech- 
nungshof die  gleichmässige  Anwendung  richtiger  Grundsätze  über 
das  Beschaffungswesen  zu  überwachen  habe.  Beim  Verkauf  wird 
unzweifelhaft  der  höchste  Preis  in  der  Regel  durch  mündliches 
Ueberbieten  (Lizitation)  erzielt;  allein  es  scheint  doch  sehr  be- 
denklich, auch  bei  dem  Ankauf  denselben  Weg  zu  wählen  und 
die  billigste  Forderung  durch  mündliches  Abbieten  zu  ermitteln. 
Bei  der  Lizitation  wirkt  persönliche  Leidenschaft  der  Bieter  nnd 
die  Aufregung  des  Augenblicks.  Die  Kürze  der  Zeit  beschränkt 
die  reifliche  Ueberlegung.  Es  entstehen  somit  Gebote,  welche 
sich  nicht  auf  die  erlangte  volle  Ueberzeugung  Ton  der  Möglich- 
keit der  Erfüllung  der  übernommenen  Verpflichtungen,  des  rela- 
tiven Werthes  des  begehrten  Gegenstandes  gründen.  Der  Ver- 
käufer riskirt  dabei  nichts;  er  übernimmt  keine  volle  Garantie 
für  die  Qualität  der  Sache,  dass  sie  zu  einem  bestimmten 
Verwendungszwecke  tauglich  sei;  der  Käufer  kann  sie  im  Ter- 
min sehen,  den  Werth,  welchen  sie  für  ihn  hat,  schätzen,  und 
mag  dann  diesen  Werth  in  seinem  Gebote  ausdrücken.  Der 
Käufer  also  übernimmt  das  eigentliche  Risiko  für  die  Qualität 
der  Sache.  Nicht  viel  anders  wird  das  Verhältniss  sich  stellen, 
wenn  auf  dem  Wege  der  Lizitation  Anerbietungen  auf  Verkäufe 
hervorgelockt  werden  sollen.  Die  schärfste  Fassung  der  Kon- 
trakte wird  an  der  Thatsache  nichts  ändern  können,  dass  das 
wirkliche  Risiko  für  die  Qualität  einer  Sache  von  demjenigen 
getragen  wird,  welcher  sie  angekauft  hat,  nicht  von  dem  Ver- 
käufer. Je  billiger  der  Preis,  welchen  der  Verkäufer  in  der 
Lizitation  zugestanden  hat,  je  geringer  die  Hoffnung  auf  Gewinn 
an  diesem  Preise,  desto  grösser  wird  das  Interesse,  in  Betreff 
der  Qualität  und  Quantität  der  abzugebenden  Sachen  nur  das 
Allernothwendigste  zu  leisten.  Die  Versuchung  wird  immer 
wiederkehren,  weniger  und  schlechter,  als  bedungen,  zu  liefern, 
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weil  nur  hierin  die  Möglichkeit  liegt,  die  übereilte,  allzu  billige 
Preisstellung  auszugleichen.  Reichen  erlaubte  Mittel  hierzu 
nicht  aus,  so  werden  unerlaubte  versucht  werden.  Den  schein- 
bar (in  den  Rechnungen)  billigen  Preisen,  den  auf  dem  Papier 
glanzenden  Verwaltungsresultaten  kann  daher  in  der  Wirklich- 
keit sehr  leicht  ungenügende  Beschaffenheit  und  Menge  der 
bezahlten  Waaren,  verhüllt  durch  Durchstechereien,  gegenüber- 
stehen. Bei  den  Beschaffungen  darf  überhaupt  der  Beschaffungs- 
modus nicht  als  das  Hauptsächlichste  vorangestellt  werden, 
sondern  der  Beschaffungseweck.  Dieser  kann  kein  anderer  sein, 
als:  dem  Bedürfniss  genügende  Sachen  oder  Leistungen  ssu  an- 
gemessenen Preisen  eu  erlangen.*)  Es  ist  derselbe  Grundsatz, 
welcher  bei  der  Anschaffung  von  Sachen  in  der  kleinsten  Privat- 
wirtschaft wie  in  dem  grössten  Geschäftsbetrieb  eines  Fabrik- 
Etablissements  Beachtung  fordert.  Zunächst  ist  das  wirkliche 
Bedürfniss  festzustellen;  dann  erst  folgt  die  Erörterung  der 
Mittel  und  der  Kosten.  Das  wirkliche  Bedürfniss  entscheidet 
über  die  Qualität  und  Quantität  der  anzuschaffenden  Objekte 
und  beeinflusst  damit  von  vornherein  in  sehr  wesentlicher  Weise 
den  letzten  Punkt,  die  Kosten.  Bei  Beschaffungen  für  Rechnung 
des  Staats  wird  es  daher  von  grosser  Wichtigkeit,  welche  Organe 
über  Qualität  und  Quantität  der  Beschaffungsobjekte  entscheiden. 
Die  jtwechtnässigc  Organisation  der  beschaffenden  Behörden  be- 
dingt daher  im  Grossen  und  Ganzen  den  guten  Erfolg  der  auf- 
zuwendenden Geldmittel.  Die  prinzipiell  richtigsten  und  sorg- 
faltigsten Vorschriften  über  die  Ausführung  der  Beschaffungen 
sind  ausser  Stande,  befriedigende  Ergebnisse  zu  liefern,  wenn 
die  betreffenden  Behörden  fehlerhaft  organisirt  sind.  Zwei  In- 
teressen müssen  hierbei  in  Harmonie  gesetzt  werden:  Technik 
und  Verwaltung.  Jedes  dieser  Interessen  muss  seine  besondere, 


•)  In  der  Regel  wird  die  Billigkeit  zu  sehr  in  den  Vordergrund  ge- 
stellt. Eine  Ausnahme  macht  der  §.  1  der  Instruktion  über  die  Verfahren 
beim  Ankauf  ron  Rohmaterialien  für  die  Artillerie  vom  8.  Oktober  1856, 
welcher  nur  von  den  möglichst  billigen  Preisen  spricht,  den  Hanptnach- 
druck  aber  auf  die  Qualität  legt. 
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wirksame  Vertretung  haben.  Die  Entscheidung  muss  in  der 
Hand  einer  Persönlichkeit  liegen,  welche  in  der  Lage  ist,  die 
verschiedenen  Forderungen  einsichtsvoll  gegen  einander  abzu- 
wägen. Wird  die  Vertretung  der  technischen  Interessen  ein- 
seitig bevorzugt,  so  wird  zu  theuer  gewirthschaftet  werden;  ist 
der  Einfluss  der  Verwaltung  unberechtigt  gross,  so  liegt  die 
Gefahr  mangelhaften  Materials  und  ungeschickter  Kargheit  nahe. 

•Das  Militärwaffenwesen  wird  in  allen  Instanzen  ausschliess- 
lich durch  Techniker  (Artillerie -Offiziere)  geleitet.  Nur  zu 
Subaltern-  und  Unterbeamtenstellen  werden  Personen  zugelassen, 
welche  andern  Kreisen  angehören.  Das  Artillerie -Material  ist 
in  Folge  dessen  vorzüglich,  vielleicht  zum  Theil  über  das  wirk- 
liche Bedfirfniss  hinaus;  ob  indess  die  Herstellungskosten  ver- 
hältnissmässig  billig  zu  nennen  sind,  dürfte  bezweifelt  werden 
können.  Die  sogen.  Etats-  oder  Tarifpreise  geben  in  dieser 
Beziehung  keinen  genauen  Anhalt,  da  sie  nicht  nach  richtigen 
kaufmännischen  Grundsätzen  festgestellt  werden.  Die  allgemeinen 
Verwaltungskosten,  die  mitunter  enormen  Kosten  von  Versuchen, 
die  Verzinsung  der  Grundstücke,  des  Betriebs  -  Materials  und 
Kapitals,  die  Gehälter  etc.  der  Offiziere  etc.  bleiben  entweder 
ganz  ausser  Ansatz  oder  werden  doch  nicht  voll  berücksichtigt.*) 
Ob  eigentliche  Kosten-Kontrollen  geführt  werden,  ist  uns  nicht 
bekannt.  Und  doch  würde  es  von  grösstem  Interesse  sein,  den 
betreffenden  Zahlen  die  Preise  ähnlicher  in  Privatanstalten  her- 
gestellter Gegenstände  gegenüberstellen  zu  können.  Hierdurch 
allein  würde  eine  zutreffende  Unterlage  für  die  Erwägung  ge- 
wonnen werden,  inwiefern  —  natürlich  unter  Beachtuug  der 
etwa  nöthigen  Rücksicht  auf  Geheimhaltung  —  der  Privat- In- 
dustrie künftig  grösseres  Vertrauen  zu  schenken. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Festungsbauwesen.  Wir 
meinen,  eine  unbefangene  Auffassung  müsste  dazu  führen,  eine 
ganze  Reihe  von  Bauten  in  den  Festungen,  welche  jetzt  von 

*)  Vergl.  §.  57  der  Vorschrift  sar  Verwaltung  der  Art-Werkstätten 
t.  28.  Juni  1826  und  §.  1 19  der  Vorschrift  rar  Verwaltung  der  Geechütz- 
gieeeereien  v.  29.  Noremher  1860. 
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Ingenieur-Offizieren  geleitet  werden,  künftig  durch  Civil-Bau- 
meister  ausfuhren  zu  lassen.  Eine  grössere  Betheiligung  der 
Verwaltung  (Intendantur)  bei  den  betreffenden  Beschaffungen 
wäre  hiervon  die  selbstverständliche  Folge. 

Um  die  Einseitigkeit  der  jetzigen  Geschäftsführung  aufzu- 
beben, roüssten  vor  allen  Dingen  Verwaltungsbeamte  als  Refe- 
renten oder  Korreferenten  in  die  Artillerie-  und  Ingenieur-Äb- 
theilung des  Prenssiscben  Kriegsministeriums  berufen  werden. 
Wir  fürchten,  dass  die  Aussichten  zu  einer  derartigen  Reform 
äusserst  schwach  sind ;  wir  glauben  sogar  gehört  zu  haben,  dass 
man  im  Begriffe  steht,  ganz  nach  der  entgegengesetzten  Richtung 
hin  zu  reformiren,  und  selbst  in  den  untersten  Stufen  die  Ver- 
waltungsbeamten durch  Techniker  (Militärpersonen)  zu  ersetzen. 

Die  Organisation  der  Marine  hat  in  den  analogen  Kessorts 
der  Verwaltung  überall  einen  gemässigten  Einfluss  gestattet. 
In  dem  Marineministerium  ist  in  Beschaffungssachen  durch  die 
Geschäftsordnung  vom  12.  Juli  1871  das  Zusammenwirken  der 
Verwaltungs-Dezernenten  mit  den  technischen,  bei  den  Werften 
durch  das  Organisationsreglement  vom  19.  Juni  1862  (Gesetz- 
Sammlung  Seite  175)  die  Zuziehung  des  Verwalungsdirektors 
neben  den  technischen  Direktoren  gesichert.  Zur  Führung  der 
Kosten-Kontrollen  sind  auf  den  Werften  besondere  Bureaux  ein- 
gerichtet. Dem  Reichstage  hat  in  Folge  dessen  mit  dem  Etat 
für  1872  schon  jetzt  eine  Uebersicht  vorgelegt  werden  können, 
welche  die  wirklichen  Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten 
jedes  einzelnen  Fahrzeugs  der  deutschen  Flotte  in  genauen  Zahlen 
angiebt.  Wenn  die  Marine  dessenungeachtet  viel  Geld  in  An- 
spruch nimmt,  und  wenn  auch  in  ihren  Werkstätten  Dinge 
gefertigt  werden,  welche  anderwärts  Gegenstand  einer  hoch  ent- 
wickelten Privat-Industrie  sind,  so  ist  der  Grund  nicht  in  der 
Organisation  der  Marine,  sondern  in  andern  Verhältnissen  zu 
suchen,  die  ausserhalb  des  Einflusses  der  leitenden  Persönlich- 
keiten liegen. 

Der  Grundsatz  sagt,  dass  die  Organisation  der  beschaffen- 
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den  Behörden  dem  Verwaltungs-Interesse  gleichen  Einfluss  neben 
dem  technischen  gestatten  müsse,  bedingt  zugleich, 

dass  diese  Behörden  möglichst  hoch  stehen  und  mög- 
lichst selbstständige  Befugnisse  haben  müssen,  und 
dass  die  Beschaffungsgeschäfte  möglichst  konzentrirt  und 
en  groSy  nicht  en  detail  betrieben  werden. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  nicht  jede  kleinste  Behörde  mit 
Vertretern  des  Technischen  und  der  Verwaltung  ausgestattet 
werden  kann.  Der  Apparat,  mit  welchem  die  Beschaffungen 
ausgeführt  werden  sollen,  muss  in  einem  gewissen  Verhältniss 
zu  dem  Objek't  stehen.  Die  Konzentration  der  Beschaffungen 
vergrössert  das  Objekt  und  ermöglicht  so  die  Anwendung  des 
relativ  vollkommensten  Apparats.  Hierzu  kommen  nicht  zu 
unterschätzende  Gründe  anderer  Art. 

Die  Behörden  haben  es  bei  den  Beschaffungen  mit  dem 
Handel  und  Gewerbe  treibenden  Publikum  zu  thun,  mit  Kauf- 
leuten, Industriellen  etc.,  in  deren  Interesse  es  liegt,  ihre  Zeit 
aufs  Ausgiebigste  zu  verwerthen,  da  sie  überall  gewissermaasaen 
auf  Stückarbeit  angewiesen  sind,  während  der  Beamte  in  festem 
LohnverhältnisB  steht.  Grade  die  tüchtigsten  Unternehmer  wer- 
den daher  den  Verkehr  mit  solchen  Behörden  vorziehen,  mit 
welchen  sie  gleich  definitiv  abschliessen  können.  Die  Chancen 
lassen  sich  dann  leichter  übersehen  und  sie  laufen  weniger  Ge- 
fahr, sich  Gelegenheiten  zur  andern  Verwerthung  derselben 
Gegenstände  entgehen  lassen  zu  müssen.  Sie  werden  daher 
auch  eher  in  der  Lage  sein,  sich  mit  einem  verhältnissmässig 
kleinen,  weil  sicheren  Nutzen  zu  begnügen.  Eine  hochstehende 
Behörde  wird  ferner  den  Unternehmern  mehr  Vertrauen  ein- 
flössen, als  eine  untergeordnete,  und  dies  wird  in  jeder  Beziehung 
günstig  auf  das  Angebot  wirken.  In  den  Verwaltungsreglements 
ist  freilich  immer  nur  von  der  Zuverlässigkeit  der  Unternehmer 
die  Rede.  Allein  die  Zuverkissigkrit  der  Behörden  ist  ein  Faktor, 
welcher  mindestens  ebenso  schwer  in's  Gewicht  fallt.  Nur  ein 
sehr  beschränkter  Standpunkt  kann  dies  übersehen. 

Die  Neigung  der  höheren  Beamten  und  Techniker  sollte 
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daher  einer  direkten  Betheiligung  beim  Beschaffunsgeschäft  nicht  . 
widerstreben ;  letzteres  darf  nicht  als  etwas  Nebensächliches  oder 
gar  Unpassendes  angesehen  werden. 

Die  Vortheile  der  möglichsten  Zentralisirnng  der  Be- 
schaffungen nach  andern  Seiten  hin  noch  näher  darzulegen, 
wird  unnöthig  sein,  nachdem  dieselben  durch  den  beredten 
Mund  Karl  JBraun'a  in  der  Sitzung  des  Reichstages  vom 
24.  April  1869  dem  Preussischen  Kriegsminister  auseinander- 
gesetzt und  von  dem  letztern  wenigstens  nicht  bestritten  wor- 
den sind.  Das  Beschaffungswesen  der  Militär-Verwaltung  lässt 
gerade  in  dieser  Beziehung  noch  Manches  zu  wünschen  übrig. 
In  Betreff  der  Versorgung  mit  Brenn-  und  Erleuchtungsmaterial 
ist  allerdings  für  alle  Müitair -Anstalten  eines  und  desselben 
Orts  eine  gemeinschaftliche  Beschaffung  vorgeschrieben.  Dies 
ist  nur  ein  bescheidener  Anfang,  welcher  wenige  Bedürfnisse 
eines  Orts  zusammenfasse  Etwas  weiter  geht  schon  die  gemein- 
schaftliche Ausbietung  des  Wäschebedarfs  der  Kasernen  und 
Lazarethe  eines  Armee-Korps.  Grade  für  Wäschegegenstände, 
wie  wollene  Decken  etc.  scheint  jedoch  eine  noch  weitergehende 
Zentralisirnng  der  Beschaffung  wohl  ausfahrbar.  Bei  einer 
grossen  Menge  anderer  Gegenstände  des  Militärbedarfs,  z.  B. 
der  Materialien  für  die  Artillerie-Werkstätten,  Pulverfabriken, 
Laboratorien,  Geschützgiesserei  etc.  findet  "keine  Zentralisirnng 
der  Beschaffung  statt.  Die  Bekleidungsbedürfnisse  (mit  Aus- 
nahme des  Tuchs),  insbesondere  Leder  und  Leinwand,  beschafft 
jedes  Regiment  für  sich;  einzelne  Kavallerie-Regimenter  kaufen 
sogar  ihren  Bedarf  an  Fourage  selbst  ein,  obgleich  an  denselben 
Orten  Proviantämter  existiren,  die  ebenfalls  Fourage  beschaffen. 

Die  Marineverwaltung  ist  auch  hier  der  Militärverwaltung 
um  einen  Schritt  vorausgeeilt;  sie  hat  richtige  Prinzipien  kon- 
sequenter entwickelt.  Indem  ihr  Bestreben  in  der  letzten  Zeit 
überall  auf  Konzentration  der  Kräfte  und  des  Materials,  zur 
besseren,  wirksameren  und  wirtschaftlicheren  Ausnutzung  ge- 
richtet war,  hatte  sie  den  wichtigsten  Theil  der  Beschaffungen 
für  alle  Marine-Etablissements  der  mit  den  verhältnissmässig 


Digitized  by  Google 


8 


Bemerkungen  über  das  Bescbaftungsire*«n 


besten  Hülfsmitteln  versehenen  Werft  zu  Danzig  übertragen. 
Künftig  scheint  eine  noch  grössere  Konzentration  an  einer  an- 
deren geeigneten  Stelle  in  Aussicht  genommen. 

Die  Massenbeschaffung  durch  möglichst  hoch  gestellte,  zweck- 
mässig organisirte  Behörden  wird  es  gestatten,  die  Abnahme 
der  angeschafften  Gegenstände,  d.  h.  die  Feststellung  ihrer  Taug- 
lichkeit, unabhängigen  und  zugleich  möglichst  fachkundigen 
Kommissionen  zu  übertragen,  welche  unlautern  Einflüssen  nicht 
zugängig  sind.  Derartige  Behörden  bestehen  bereits  in  den 
Artillerie-Revisions-Kommissionen,  den  Wäsche-Abnahme-Kom- 
missionen und  in  den  Werftbesichtigungs-Kommissionen.  Es 
muss  durchaus  vermieden  werden,  die  bezügliche  Entscheidung 
untergeordneten  Persönlichkeiten  zu  überlassen.  Die  Abnahme- 
Kommissionen  müssen  ihre  Geschäfte  selbst  ausführen,  nicht 
bloss  die  Namen  hergeben.  Die  Thätigkeit  der  Abnahme-Kom- 
missionen muss  kontrollirbar  sein. 

Mit  der  Massenbeschaffung  muss  die  Wirthschaß  mit  Vor- 
rätlicfi  Hand  in  Hand  gehen.  Das  jetzt  übliche  Lieferxmgs- 
wescu  sucht  die  Vorräthe  entbehrlich  zu  machen  und  überträgt 
das  Halten  derselben  und  damit  das  gesammte  bezügliche 
Risiko  dem  Lieferanten.  Das  Wesen  des  Lieferungs Vertrages 
besteht  darin,  dass  ein  Unternehmer  verpflichtet  wird,  der  Be- 
hörde zu  einer  bestimmten  Zeit  eine  gewisse  Menge  von  Gegen- 
ständen, welche  er  selbst  noch  gar  nicht  hat,  sondern  erst  an- 
schaffen muss,  —  einmalige  Lieferung  —  oder  den  im  Laufe 
eines  längeren  Zeitraums  hervortretenden,  häufig  unbestimmten 
Bedarf  gegen  bestimmte,  feste  Preise  zur  Verfügung  zu  stellen 
—  fortlaufende  Lieferung  — .  Unsere  Bedenken  gelten  vor- 
nehmlich der  letzteren  Art  der  Kontrahirung.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  unter  den  verschiedensten  Verhältnissen  sich  sowohl 
die  eine  wie  die  andere  Art  des  Abschlusses  als  zweckmässig 
empfiehlt,  dass  sie  sogar  mitunter  die  einzig  möglichen  sind, 
um  Verlegenheiten  zu  entgehen.  Häufig  aber  wird  der  Liefe- 
rungsvertrag nicht  die  zweckmässigste,  sondern  nur  die  bequemste 
Form  sein,  um  den  Bedarf  an  gewissen  Gegenständen  sicher 
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zu  stellen.  Uns  scheint  daher,  dass  der  Ankauf  bestimmter 
Bedarfsmengen  aus  erster  Hand  die  Regel,  der  Lieferungs- 
kontrakt die  Ausnahme  bilden  müsse. 

Bei  Liefemng8kontrakten  mnss  der  Lieferant  nach  den 
Bestimmungen  des  Preussischen  Stempelgesetzes  den  vollen 
Stempel  von  l/,°/0  attsschliesslich  tragen;  er  kann  nicht  die 
Hälfte  auf  den  Mitkontrahenten  abwälzen.*)  Das  Interesse  des 
Freussischen  Stempelfiskus  wird  daher  die  Ausdehnung  des  Lie- 
ferungswesens ebenfalls  begünstigt  haben.  Dass  die  Ausgaben 
für  Stempel  einen  Theil  de»  Kosten  bilden,  welche  jeder  Lie- 
ferungslustige bei  seiner  Preisstellung  nothwendig  mit  in  An- 
satz bringen  muss,  ist  bisher  nicht  beachtet  worden.  Die  Be- 
hörden haben  nur  erwogen,  dass  der  Finanzfiskus  durch  die 
Stempel  eine  Einnahme  erhalte.  Freilich  steht  dieser  Einnahme 
eine  in  den  Preisen  versteckte  Ausgabe  bei  den  Spezial- Verwal- 
tungsfonds gegenüber.  Im  günstigsten  Falle  werden  sich  Ein- 
nahme und  Ausgabe  decken;  es  ist  dann  „Viel  Lärmen  um 
Nichts'4  gemacht.  Meistenteils  wird  sich  aber  der  Lieferant 
die  Stempelkosten  höher  als  die  spätere  wirkliche  Auslage  ver- 
anschlagen; der  Staat  hat  in  diesem  Falle  Zeit,  Mühe  und 
Scharfsinn  (und  gerade  in  dieser  Beziehung  wird  viel  geleistet 
—  denn  die  Stempelbestimmungen  sind  mit  ihrem  endlosen 
Reskriptenballast  „weiches  Holz",  in  welchem  es  sich  auch  mit 
stumpfem  Messer  leicht  schneidet  — ),  seine  Beamten  nur  zu 
dem  Zwecke  angestellt,  um  eine  überflüssige  Ausgabe  zu  erzie- 
len. Es  steht  zu  hoffen,  dass  die  deutsche  Reichsverwaltung 
in  dieser  Beziehung  von  unbefangenen  Anschauungen  geleitet 
werden  wird,  zumal  es  sich  ja  für  sie  nicht  um  Zahlungen  aus 
einer  Reichskasse  zu  Gunsten  einer  andern  Reichskasse,  sondern 
zu  alleinigem  Nutzen  einer  Preussischen  Kasse  handelt.**) 

•)  Im  Ressort  der  Telegraphen -Verwaltung  wird  der  Lieferant  nach 
§.  39,  Abschn.  IV.  der  Telegraphen  -  Dieott  -  Instruktion  bei  Vertragen, 
welche  in  ausserpreussisehen  Gebieten  geschlossen  werden,  verpflichtet, 
den  etwa  erforderlichen  ausserpreussischen  Stempel  neben  dm  Preussischen 
mu  bezahlen. 

**)  Etwas  AndoreB  wäre  es,  die  Stempelsteuer  aar  Beichssteuer  in 
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Lieferungskontrakte  haben  den  Vorzug  fester,  für  längere 
Zeit  bestimmter  Preise,  welche  sich  glatt  und  bequem  ver- 
rechnen. Sie  sind  leider  gerade  aus  diesem  Grunde  sowohl  bei 
den  Behörden,  welche  Rechnung  ablegen,  als  bei  denen,  welche 
Rechnungen  revidiren,  beliebt  geworden.  Es  herrscht  die  An- 
sicht, dass  selbst  ein  hoher,  während  des  ganzen  Jahres  unver- 
ändert gezahlter  kontraktlicher  Lieferungspreis  weniger  Anstoss 
errege,  als  wenn  im  Januar  ein  hoher,  im  Februar  ein  geringerer, 
und  vielleicht  im  März  ein  mittlerer  Preis  angesetzt  worden 
ist.  Denn  —  dies  ist  eine  Verschiedenheit  und  Verschieden- 
heiten —  müssen  begründet  werden.  Weshalb  hat  die  Behörde 
nicht  von  vornherein  den  billigsten  der  drei  Preise  ermittelt? 

Gegen  das  System  der  Ankäufe,  verbunden  mit  Vorraths- 
wirth8chaft,  kann  mit  einigem  Schein  der  Begründung  nur  der 
durchgreifende  Einwand  erhoben  werden,  dass  besondere  Be- 
wahrungsräume und  besondere  Kräfte  zur  Beaufsichtigung  und 
Austheilung  der  Vorräthe  nöthig  sind,  deren  Kosten  die  Liefe- 
rung (scheinbar)  erspart.  Scheinbar!  Denn  weshalb  scheut  eine 
rationelle  Privatwirtschaft  solche  Kosten  nicht?  Ist  nicht 
genügender  Kellerraum,  Bodengelass  und  eine  geräumige  Vor- 
rathskammer ein  nothwendiges  Bedürfhiss  jeder  Haushaltung? 
Soll  der  Staat  sich  etwa  die  schlimmsten  Berliner  Kasernen- 
wohnungsverhältnisse zur  Richtschnur  dienen  lassen?  Die  Wirth- 
schaft  mit  Vorräthen  befähigt,  zu  gelegenster  Zeit  direkt  aus 
den  besten  Quellen  zu  kaufen;  sie  vermeidet  überflüssigeZwischen- 
instanzen,  sichert  gegen  Uebertheuerung  und  gewährt  die  relativ 
besten  Aussichten  auf  gute  Qualität  und  Quantität.*)  Bei  den 

machen!  und  alle  schriftlichen  Verträge,  auch  Quittungen,  glekhmässig 
zu  besteuern. 

*)  Auch  unsere  Privatwirtschaft  begeht  in  dieser  Beziehung  noch 
vielfach  Fehler.  Die  RoUennoth  während  des  letiten  Krieges  und  die 
jetzige  enorme  Preissteigerung  der  Kohlen  beruht  nach  unserer  Auffassung 
zum  grossen  Theil  in  dem  Mangel  genügender  Vorräthe  bei  den  In- 
dustriellen und  Händlern,  welchem  Bie  nur*  durch  den  Abschluss  umfassen- 
der Lieferung»  •  Kontrakte  entgehen  wollen.  Mao  übeneuge  sich,  wie 
lächerlich  klein  die  Vorräthe  der  größten  Berliner  Kohlenhandlungen  sind. 
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Lieferungen  für  den  Fiskus  wird  es  sich  in  der  Regel  um  Gegen- 
stände von  schwankenden  Preisen  handeln.  Der  Abscbluss  ist 
daher  für  den  Unternehmer  ein  gewagtes  Geschäft.  Steigen 
die  Preise,  seiner  Erwartung  entgegen,  so  hat  er  empfindliche 
Verluste  zu  besorgen  oder  doch  Mangel  am  Gewinne  zu  bekla- 
gen. Dieser  Unannehmlichkeit  wird  er  entgehen  wollen.  Der 
sich  von  selbst  darbietende  Weg  ist,  die  bedungene  Qualität 
oder  gar  die  Quantität  zu  verringern.  Er  sucht,  wenn  er  nicht 
an  dem  verdienen  kann,  was  er  liefern  soll,  seinen  Vortheil  an 
dem,  was  er  nicht  liefert.  Hier  liegt  daher  die  Gefahr  derselben 
Missstände  nahe,  welche  wir  im  Eingänge  als  Folgen  der  Lizi- 
tation geschildert  haben. 

Bei  den  Beschaffungen  des  Staates  wie  der  Privaten  wird 
das  Verhältniss  zwischen  Verkäufer  und  Käufer  nur  dann  auf 
solider  Basis  beruhen,  wenn  beide  Theile  Vortheile  gemessen,  der 
eine  w  angemessenem  Preise,  der  andere  in  richtiger,  guter 
Waare.  Wenn  es  ferner  Grundsatz  ist,  dass  der  Staat  keine 
Geschäfte  abschließen  soll,  bei  denen  er  selbst  wagt  (also  nicht 
spekuliren  soll),  so  glauben  wir,  dass  er  auch  diejenigen  Ge- 
schäfte möglichst  vermeiden  muss,  bei  welchen  der  Mitkontra- 
hent wagt. 

Insoweit  nun  Lieferungskontrakte  von  dem  Fiskus  nicht 
entbehrt  werden  können,  müsste  ihre  Gültigkeit  doch  allgemein 
auf  die  Maximaldauer  eines  Jahres  beschrankt  werden,  um  der 
Monopolisirung  einzelner  Lieferanten  vorzubeugen  und  die  Mög- 
lichkeit neuer  Konkurrenz  offen  zu  halten.  In  den  meisten 
Zweigen  der  Militär-  und  Marine- Verwaltung  haben  denn  auch 
die  Reglements  eine  entsprechende  Bestimmung  aufgenommen, 
oder  es  hat  sich  doch  eine  hiermit  annähernd  übereinstimmende 
Praxis  gebildet.  Technischerseits  wird  in  der  Regel  dafür  ge- 
kämpft werden,  die  alten,  bekannten  Bezugsquellen  beizubehalten 
und  die  Eontrakte  in  dem  folgenden  Jahr  einfach  zu  prolon- 
giren.  Die  allgemeine  Geschäftsordnung  für  die  Fortifikations- 
und  Artilleriebauten  in  den  Festungen,  vom  20.  November  1862, 
welohö.  nach  der  Organisation  des  Preuss.  Kriegsministeriums 
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ohne  nennenswerthen  Einfluss  von  Verwaltungsbeamten  durch  die 
betreffenden  Techniker  zu  Stande  gekommen  ist,  enthält  daher 
in  dem  §.  35  die  Vorschrift,  dass  zwar  die  Eontrakte  in  der 
Regel  auf  die  Dauer  eines  Jahres  zu  beschränken  sind,  aber 
mit  eventueller  Atissicht  auf  Prolongation.  Mindestens  alte  drei 
Jahre  wuss  jedoch  ein  neues  Öffentliches  Ausgebot  stattfinden. 
Diese  Vorschrift  kann  durch  Besonderheiten  der  betreffenden 
Verwaltung  nicht  begründet  werden  und  verdient  daher  Besei- 
tigung. 

Die  Ermittelung  der  Quellen,  von  welchen  die  Militär-  und 
Marineverwaltungsbehörden  die  Gegenstände  ihres  Bedarfs  zu 
beschaffen,  der  Preise,  zu  welchen,  und  der  Personen  resp. 
Firmen,  mit  welchen  sie  die  bezüglichen  Geschäfte  abzuschließen 
haben,  erfolgt  in  den  meisten  Fällen  auf  dem  Submissionswege, 
d.  h.  durch  Einforderung  schriftlicher  Anerbietungen.  Geschieht 
die  Aufforderung  öffentlich,  in  den  Zeitungen,  so  spricht  man 
von  >  öffentlichem  Submissions-  oder  Verdingsverfahren< ,  sieht 
die  Behörde  davon  ab  und  wendet  sich  an  eine  Mehrzahl  be- 
stimmter, als  zuverlässig  und  leistungsfähig  bekannter  Personen, 
so  liegt  >  beschränkte  Submission  <  vor.  Wird  unter  Ausschluss 
von  Konkurrenz  nur  mit  einer  Person  verhandelt,  so  haben  wir 
es  mit  yfreihändiger  Beschaffung*  zu  thun. 

Das  öffentliche  Submissionsverfahren  bildet,  wie  für  die 
gesammte  Preussische  Zivilverwaltung,  so  auch  für  die  Militär- 
und  Marineverwaltung  grundsätzlich  die  Regel.  Für  die  Zivil 
Verwaltung  ist  dasselbe  durch  einen  Erlass  des  Preuss.  Finanz- 
ministers  vom  8.  März  1868  (Ministerialblatt  für  die  innere 
Verwaltung,  Jahrgang  1868,  S.  145 — 147)  eingeschärft,  >um 
einen  sicheren  Anhalt  für  die  Feststellung  angemessener  Preise 
zu  getvinnen  und  zugleich  Beschwerden  über  willkürliche  Bevor- 
zugung einzelner  Gewerbetreibender  vorzubeugen^  In  gleicher 
Weise  verhält  sich  die  unterm  25.  März  1839  Allerh.  bestä- 
tigte Geschäftsordnung  für  das  Garnisonbauwesen,  deren  Bestim- 
mungen das  Beschaffungswesen  sehr  ausführlich  behandeln  und 
daher  auch  für  andere  Militärverwaltungszweige  Geltung  haben. 
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Vgl.  z.  B.  §.  116  ff.  und  §.  157  ff.  der  Geschäftsordnung  für 
die  Garnisonanstalten  vom  22.  April  1843  und  §.  252  des 
Reglements  für  die  Friedenslazarethe  vom  5.  Juli  1852.  Die 
§§.  32.  der  Allgemeinen  Geschäftsordnung  für  die  Fortifikations- 
und  Artilleriebauten  in  den  Festungen,  vom  20.  November  1862, 
56  u.  59  der  Dienstordnungen  für  die  Marinewerften  und  Marine- 
Depots  vom  10.  September  1862  resp.  17.  März  1863  schreiben 
ebenfalls  das  öffentliche  Submissionsverfahren  als  Regel  vor. 
Nicht  mit  derselben  Bestimmtheit  spricht  sich  hierüber  die 
Instruktion  vom  8.  (20.)  Oktober  1856  über  das  Verfahren  beim  An- 
kauf von  Rohmaterialien  und  sonstigen  Sachen  und  bei  Ver- 
dingung von  Lieferungen  und  Leistungen  in  den  Artillerie- 
Depots,  den  Artillerie- Werkstätten,  Gewehr-  und  Pulverfabriken, 
der  Ge8chützgiesserei  und  dem  Feuerwerks-Laboratorium  aus. 

Die  Öffentlichkeit  wird  erreicht  durch  Inserirung  in  solchen 
Zeitungen,  welche  von  den  Besitzern  der  verlangten  Gegenstände 
oder  Leistungen  am  meisten  gelesen  werden.  Ein  Beschluss 
des  Preussischen  Staatsministeriums  vom  3.  Dezember  1862*) 
hat  zwar  die  ausschliessliche  Benutzung  des  Preussischen  Staats- 
Anzeigers,  jetzigen  Reichsanzeigers,  der  Regierungs-Amtsblätter 
und  der  amtlichen  Kreisblätter,  also  derjenigen  Zeitungen  an- 
geordnet, welche  in  kaufmännischen  und  gewerblichen  Kreisen 
so  gut  wie  gar  nicht,  allenfalls  nur  von  den  Lieferanten  von 
Profession,  gelesen  werden.  Dieser  Beschluss  ist  auch  unsers 
Wissens  nicht  offiziell  ausser  Kraft  gesetzt  worden,  aber  doch 
thatsächlich  ausser  Uebung  gekommen.  Die  Wahl  der  Zeitungen, 
die  Ausdehnung  und  Häufigkeit  der  Insertionen  wird  durch  die 
Bedeutung  und  die  Art  der  betreffenden  Gegenstände  bestimmt. 
Speziellere  Vorschriften  hierüber  zu  ertheilen,  z.  B.  die  Zahl  der 
Zeitungen  im  Voraus  zu  begränzen,  wie  dies  der  §.  63  der 
Dienstordnung  für  die  Marinewerften  versucht  hat,  dürfte  nicht 
angemessen  sein. 


*)  Angezogen  im  §.  64  der  Dienstordnung  fflr  die  Marine-Depots. 
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Bei  dem  öffentlichen  Submissionserfahren  müssen  sich  die 
versiegelt  einzureichenden  Anerbietungen  auf  bestimmte,  von 
der  betreffenden  Behörde  vorher  festgestellte  und  zur  Einsicht 
aufgelegte  Bedingungen  gründen.  Die  Eröffnung  der  Offerten 
geschieht  an  einem  vorher  bestimmten  Tage,  in  Gegenwart  der 
Submittenten ,  aber  den  Befund  wird  ein  Protokoll  aufgenommen. 
Nach  Schluss  des  Protokolls  können  gültige  Offerten  nicht  mehr 
eingereicht  werden.  Die  Unzulässigkeit  der  Atmahme  von  Nach- 
gcboien  ist  ein  in  der  gesammten  Preussischen  Staatsverwaltung 
mit  gleicher  Strenge  >zur  Erhaltung  des  Vertrauens <  durchge- 
führter Grundsatz. 

Einige  Verwaltungsregleraents  (§.  120.  der  Garaisonban- 
ordnung,  §.  66.  u.  67.  der  Dienstordnungen  für  die  Marine- 
werften und  Depots,  §.  2.  u.  2te§  0.  3te§  Alinea  des  §.  3.  der 
Instruktion  für  die  Beschaffung  von  Rohmaterialien  für  Artillerie- 
zwecke) überlassen  dem  Ermessen  der  Behörden,  eventuell  an  die 
Submission  noch  eine  Lizitation  ansuschliessen.  Man  hat  hier- 
bei wohl  übersehen,  dass  man  in  diesem  Falle  in  Stelle  schrift- 
licher mündliche  Nachgebote  für  zulässig  erklärt  hat.  Der  §.  34. 
der  Geschäftsordnung  für  die  Fortifikations-  und  Artilleriebauten 
in  den  Festungen  empfiehlt  die  Vermeidung  dieses  Verfahrens 
und  gestattet  eine  Ausnahme  nur  zu  dem  Zwecke,  einem  alten 
bewährten  Unternehmer  Gelegenheit  zu  geben,  durch  ein  nach- 
trägliches mündliches  Gebot  doch  noch  anzukommen,  wenngleich 
seine  schriftliche  Offerte  zu  hoch  gewesen.  Offenbar  ist  diese 
von  der  technischen  Vorliebe  für  bekannte  Bezugsquellen  dik- 
tirte  Ausnahme  nicht  gerechtfertigt.  Leider  ist  auch  in  der 
Preussischen  Zivil -Verwaltung  der  Anschluss  von  Lizitationen 
an  Submissionen  gestattet  (s.  das  2  t«  Alinea  von  No.  I.  der 
bereits  angeführten,  Seite  145  ff.  des  Ministerialblattes  für 
innere  Verwaltung  abgedruckten  Verfügung  des  Preuss.  Finanz- 
ministers vom  8.  März  1868),  obgleich  die  »Uebereilungen  und 
Anreizungen  zu  gewagten  Geboten<,  welche  die  Lizitationen  mit 
sich  bringen,  zugestanden  werden.  Man  glaubt  aber,  dass  es 
Dinge  gebe,  bei  welchen  »diese  Rücksicht  durch  andere  Um- 
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stände  ausgeschlossen  <  sei.  Der  Beweis  für  diese  Vermuthung 
dürfte  schwer  zn  erbringen  sein.  Richtiger  scheint  uns,  den 
Anschluss  einer  Lizitation  an  eine  Submission  ebenso  absolut  zu 
verbieten,  wie  die  Beschaffung  durch  Lizitation  überhaupt.  Beim 
Vorhandensein  mehrerer  gleicher  Mindestforderungen  kann  ja 
das  Geschäft  getheilt,  oder  den  Betreffenden  zusammen  uber- 
tragen werden.  Wenn  die  Unternehmer  wissen,  dass  auf  eine 
Submission  noch  eine  Lizitation  folgt  oder  folgen  kann,  so  haben 
sie  kein  dringendes  Interesse,  bereits  in  der  Submissionsofferte 
die  niedrigsten  Preise  zu  stellen,  da  sie  ja  in  der  Lizitation 
doch  noch  herunter  gehen  können.  Andererseits  haben  sie 
Aussicht,  zu  dem  höheren  Preise  den  Zuschlag  zu  erhalten,  da 
ja  die  Behörde  nicht  gezwungen  ist,  eine  Lizitation  nachfolgen 
zu  lassen,  möglicherweise  also  den  gar  nicht  ernst  gemeinten 
Snbmissionspreis  als  angemessen  annimmt. 

Die  Bedingungen,  unter  welchen  die  Militär-  und  Marine- 
behörden den  Besitzern  von  Gegenständen  ihres  Bedarfs  gnädigst 
gestatten,  dieselben  dem  Fiskus  zu  verkaufen  oder  zu  liefern, 
bilden  meistenteils  einen  sehr  reichhaltigen  Speisezettel,  dessen 
Verständniss  nicht  so  leicht  ist.  Es  ist  schon  nicht  ganz  leicht, 
ihn  überhaupt  zu  erlangen.  Die  Lieferungsbedingungen  liegen 
zwar  auf  dem  Bureau  der  Behörden  während  der  Diensstunden 
aus,  werden  jedoch  im  Uebrigen  nur  >gegen  Erstattung  der 
Kopialien«  mitgetheilt.  *)  Ebenso  sucht  Fiskus  die  sonstigen 
Kosten  des  Submissionsverfahrens,  namentlich  die  der  Veröffent- 
lichung seiner  Bedarfsanzeigen,  die  Insertionskosten ,  von  sich 
abzuwälzen  und  allein  dem  Mitkontrahenten  aufzubürden.  Die- 
ses freundliche  Bestreben  hat  nicht  gerade  die  Folge,  dass  die 
Konkurrenz  der  Mitkontrahenten,  oder  vielmehr  derer,  die  es 
werden  wollen,  vermehrt  wird.  Aber  die  betreffenden  Kosten 
erscheinen  als  solche  allerdings  nicht  in  den  Rechnungen.  Sie 
erscheinen  im  Preise.    Weder  die  Insertionskosten  noch  die 


*)  Aach  in  England  sind  die  Lieferungsbedingungen  (tender)  nicht 
gering  an  Zahl,  doch  stets  gedruckt. 
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Kosten  der  Abschrift  oder  des  Abdruckes  der  Lieferungsbedin- 
gungen sind  an  sich  von  Bedeutung.  Fiskus  mag  sie,  als  gu- 
nächsi  unstreitig  in  seinem  Interesse  verausgabt,  —  denn  er 
sucht  ja  Sachen  oder  Leistungen  —  tragen;  sein  Verhältnis 
zu  dem  Lieferanten  wird  dadurch  yon  vornherein  klarer  und 
einfacher.  Die  jetzigen  Vorschriften  durften  daher  in  diesem 
Punkte  zu  ändern  sein. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  für  alle  Verträge  mit  dem 
Fiskus  vorgeschriebenen  Bedingung,  dass  der  Lieferant  allein 
die  Kosten  der  gesammten  entstehenden  Korrespondenz  tragen 
soll.  Weshalb  kann  nicht  jeder  Theil  dasjenige  Porto  tragen, 
was  er  selbst  zunächst  verursacht,  und  die  Schreiben,  welche  er 
abgehen  lässt,  frankiren,  wie  dies  auch  im  Privatverkehr  üb- 
lich ist? 

Die  grosse  Zahl  der  besonderen  Bedingungen,  welche  der 
Militär-  und  Marinefiskus  (auch  hier  im  Einklang  mit  der 
Preussischen  Zivilverwaltung)  vorschreiben  zu  müssen  glaubt, 
haben  nur  /sunt  Thäl  ihren  Grund  in  notwendigen  Bück- 
sichten auf  die  Organisation  und  den  Formalismus  der 
Staatsverwaltung.  Einige  bezwecken,  die  Verwaltung  gegen 
alle  möglichen  und  unmöglichen  Verwickelungen,  noch  mehr 
aber  die  Beamten  selbst  gegen  persönliche  Verantwortung  im 
Voraus  nach  allen  Bichtungen  hin  sicher  zu  stellen.  Andere 
entstehen  durch  Mangel  an  Kenntniss  von  den  betreffenden 
Dingen  und  Mangel  an  Verständniss  für  diejenigen  Verhält- 
nisse, unter  welchen  diese  Dinge  entstehen  und  in  den  Ver- 
kehr gelangen.  Noch  andere  beruhen  auf  einer  naiven  Vor- 
stellung von  dem  Verhältnisse  der  Behörden  zu  dem  Publikum, 
der  Schlauheit  des  Fiskus  im  Gegensätze  zu  dem  »beschrank- 
ten Un terthanen verstand  <.  Hierhin  gehören  die  Forderung  von 
Kautionen,  die  Bestimmungen  über  Konventionalstrafen,  das 
Verlangen  nach  bestimmten,  von  der  Behörde  festgestellten 
Proben  zu  liefern,  oder  Proben  da  beizufügen,  wo  dies  völlig 
zwecklos  ist,  die  Bevorzugung  inländischer  Erzeugnisse,  die 
Forderung  langjähriger  Garantieen,  das  Verlangen,  nach  Erfor- 


Digitized  by  Google 


der  doottthen  Milittr-  und  Marine-V«rw*ltiiDg.  17 

dem  mehr  oder  weniger,  als  ursprünglich  angenommen,  zu 
liefern  —  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  in  dem  einen  wie 
in  dem  andern  Falle  —  die  Preussischen  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten über  den  Quittungs-  und  Kontraktsstempel,  die  Nöthigung, 
auf  den  Rechtsweg  zu  verzichten,  die  Verpflichtung,  längere 
Zeit  an  das  Angebot  gebunden  zu  bleiben,  die  Bestätigung  des 
Kontrakts  von  einer  höheren  Behörde  zu  erwarten,  während  die 
Behörden  selbst  sich  keine  bestimmten  Fristen  —  auch  nicht 
für  die  Abnahme  und  Bezahlung  —  stellen,  die  Vorschrift,  die 
Rechnungen  doppelt  einzureichen,  der  Vorbehalt  der  mehr  oder 
weniger  beschränkten  Auswahl  unter  den  eingehenden  Anerbie- 
tungen. 

Betrachten  wir  diese  Liste  einmal  näher  und  zwar  zu- 
nächst die  Kautionsbestellung.  In  der  Regel  wird  die  Aus- 
sicht auf  Ertheilung  des  Zuschlags  —  abgesehen  von  der  son- 
stigen Prüfung  des  Angebots  —  davon  abhängig  gemacht,  dass 
entweder  gleich  oder  in  einer  bestimmten  Frist  Kaution  —  zur 
Sicherung  der  späteren  Erfüllung  —  bestellt  wird.  Man  geht 
soweit,  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  Beamten- Kautionen 
ohne  Weiteres  auch  auf  die  Lieferanten-Kautionen  anzuwenden 
und  verlaugt  auch  deren  Bestellung  überall  entweder  in  baarem 
Gelde  oder  in  Staats-  resp.  vom  Staat  garantirten  Papieren. 

Die  Effekten  werden  ohne  Koupons  gegeben;  ob  mit  Ta- 
lons lassen  die  meisten  Reglements  zweifelhaft.  Mit  Unrecht, 
da  Papiere  ohne  Talons  nicht  verkäuflich  sind.  Die  Kaution 
ist  daher  in  dieser  Gestalt  nicht  realisirbar,  verliert  also  einen 
wesentlichen  Theil  ihrer  Bedeutung.  Nur  der  §.  40.  der  Allgem. 
Geschäftsordnung  für  die  Featungsbauten  fordert  bestimmt,  dass 
die  Talons  oder  Stichkoupons  bei  den  betreffenden  Effekten 
verbleiben  müssen. 

Einige  Reglements  verpflichten  die  Lokdlbehörden ,  die  Be- 
stellungen von  Kautionen  zu  fordern;  den  Provinzialbehörden 
ist  gestattet,  davon  zu  entbinden  (§.  8  der  Instruktion  über  die 
Beschaffung  von  Rohmaterialien  für  Artilleriezwecke).  Andere 
Reglements  erwähnen  nur  ganz  aUgemein,  dass  der  Kautions- 

?olk«wir»h»ch.  Viertelj.hwhrift.    1«71.  III.  £ 
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punkt  in  den  Lieferungsbedingungen  oder  im  Eontrakte  Berück- 
sichtigung Anden  müsse  (§.  36  der  Allgem.  Geschäftsordnung 
für  die  Festungsbauten  und  §.  117  der  Geschäftsordnung  für 
das  Garnisonbauwesen).  Die  Marineverwaltung  überlässt  auch 
den  Lokalbchördai,  Kaution  zu  forderno  der  zu  erlassen  (§§.  73 
und  74  der  Dienstordnungen  für  die  Werften  und  Depots). 
Ebenso  wenig  ist  ein  gleichmässiger  Grundsatz  in  Betreff  des 
Verhältnisses  der  Höhe  der  Kaution  zum  Lieferungsobjekt  in 
den  verschiedenen  Militär-  und  Marineverwaltungsreglements 
durchgeführt.  Meist,  ist  dieser  für  die  Mitkontrahenten  des 
Fiskus  hochwichtige  Punkt  ganz  übergangen,  d.  h.  der  Willkür 
der  Behörden  in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen  (vergleiche 
unter  anderen  §.  162  der  Geschäftsordnung  für  die  Verwaltung 
der  Garnisonanstalten).  Für  die  Artillerie -Depots  und  tech- 
nischen Institute  der  Artillerie  setzt  der  §.  8  der  Instruktion 
für  die  Beschaffung  von  Rohmaterialien  etc.  die  Kaution  auf 
Vs  des  Werthes  der  Lieferungen  fest  —  offenbar  viel  zu  hoch  — , 
während  in  der  Marineverwaltung  nach  den-  §§.  73  u.  74  der 
Dienstordnungen  für  die  Werften  und  Depots  nur  V»  verlangt 
wird.  Letzteres  Verhältniss  ist  in  Ermangelung  besonderer  be- 
züglicher Vorschriften  das  allgemein  übliche. 

Ueber  die  Frage,  wann  die  bestellte  Kaution  zurückgewährt 
werden  muss,  sind  die  Bestimmungen  der  verschiedenen  Regle- 
ments ebenfalls  thedls  ungleich,  theils  dunkel.  In  der  Militär- 
verwaltung ist  es  hergebracht,  die  Rückgabe  der  Kautionen  an 
die  Genehmigung  der  Provinzialbehörden  zu  knüpfen.  Ein 
Versuch  des  Kriegsministeriums,  den  Lokalbehörden  das  selbst- 
ständige Befinden  hierüber  zu  überlasseo,  ist  an  dem  Wider- 
spruch der  Oberrechnungskammer  gescheitert,  obgleich  in  der 
Marineverwaltung  diese  Praxis  bis  jetzt  unangefochten  besteht. 
Alte  und  neue  Ansichten  stehen  hier  schroff  einander  gegen- 
über. Es  liegt  hier  überdies  eine  sehr  bedenkliche  Seite  des 
Kautionswesens  vor,  da  die  betreffenden  Verhandlungen  den 
Behörden  leicht  Anlass  geben  können,  formelle  Schwierigkeiten 
zu  erheben,  und  die  Lieferanten,  welchen  an  der  Verfügbarkeit 
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über  die  bis  dahin  entbehrten  Werthe  viel  gelegen  ist,  zn  chi- 
kaniren.  Die  Kaution  soll  dem  Fiskus  Sicherheit  für  richtige 
und  rechtzeitige  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Lieferanten 
gewähren.  Wer  garantirt  aber  dem  Lieferanten  die  richtige  und 
rechtzeitige  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des  Fiskus.  In  der 
That  ist  die  Marineverwaltung  bei  Kontrakten  über  Lieferung 
von  Schiffsmaschinen  häufig  in  der  Lage  gewesen,  dem  Fabri- 
kanten sofort  eine  namhafte  Anzahlung  —  eine  Art  Kantion  — 
leisten  zu  müssen,  bevor  sie  irgend  etwas  von  ihm  in  Händen 
hatte.  Das  Interesse  ist  also  doch  ein  gegenseitiges.  Uns  scheint 
sogar  das  Interesse  des  Lieferanten,  Zahlung  zu  erhalten,  fast 
regelmässig  stärker  zu  sein ,  als  das  Interesse  des  Fiskus, 
Waaren  zu  erhalten,  besonders  wenn  der  bedungene  Preis  an- 
gemessen war.  Hiernach  müsste  eigentlich  in  der  Regel  der 
Fiskus  Kaution  stellen,  nicht  der  Lieferant.  Bei  dem  von  uns 
empfohlenen  Ankauf  zur  Ergänzung  oder  Beschaffung  von 
Vorrathen  scheint  ein  Bedürfoiss  zur  Bestellung  von  Sicher- 
heit dafür,  dass  die  gekauften  Gegenstände  auch  wirklich  ab- 
gegeben werden,  kaum  vorzuliegen.  Bleibt  nur  das  Interesse 
der  rechtzeitigen  Erfüllung,  was  unter  Umständen  allerdings  die 
Kautionsforderung  rechtfertigen  kann. 

Unter  allen  Umständen  aber  toird  die  Kaution  die  betreffende 
Waare  oder  Leistung  vertheuern  und  das  Angelot  vermindern. 
Für  die  Beschaffung  oder  Entbehrung  des  Kautionskapitals  muss 
besondere  Entschädigung  gesucht  werden,  die  natürlich  im 
Preise  gefunden  wird.  Die  Plackereien,  welche  mit  dem  Kautions- 
wesen verbunden  sind,  schrecken  Viele  ab,  und  nicht  allein 
solche,  die  nur  im  Besitze  geringer  Mittel  sich  befinden.  Das 
Missliche  des  Kautionswesens  wird  vermehrt  durch  die  sonder- 
baren Bestimmungen,  welche  in  Preussen  über  die  Ausserkurs- 
setzung deponirter  Papiere  bestehen.  Leider  haben  die  Be- 
schwerden des  Publikums  bis  jetzt  nicht  dazu  geführt,  den 
veralteten  Zopf  zu  beseitigen.  Das  jetzige  Lieferanten-Kautions- 
wesen ist  ausserdem  für  die  Bechnungs-Revisions-Behörden  zn 
einer  unversiegbaren  Quelle  rein  formaler  Erinnerungen  gewor- 
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den.  Es  ist  erstaunlich,  welche  Masse  von  Schreiberei  ?on  sehr 
zweifelhaftem  Werth  dasselbe  verursacht. 

Nach  unserer  üeberzeugung  muss  die  bisherige  Regel  um- 
gekehrt werden,  die  Kautionsforderung  muss  die  Ausnahme  bii~ 
den.  In  Betreff  der  Bestellung  rathen  wir,  nicht  allein  die 
Wahl  der  Effekten  den  Behörden  ganz  frei  zu  geben ,  sondern 
auch,  wie  dies  in  England  sogar  für  Beamten-Kautionen  ge- 
stattet ist,  die  Anbietung  von  Bürgen  zuzulassen  (Instructions 
for  Saymasters  of  Her  Majcsty's  navy  vom  6.  August  1861. 
§.  1,  S.  3). 

Die  Stipulation  von  Konventionalstrafen  wird  in  der  Regel 
von  den  Behörden  zur  Sicherung  rechtzeitiger  Lieferung  resp. 
Leistung  für  noth wendig  erachtet,  oft  neben  der  Kaution,  so- 
dass letztere  zugleich  auch  als  Sicherheit  für  die  etwa  verwirkte 
Konventionalstrafe  dient.  Bestimmte  einheitliche  Vorschriften 
über  ihre  Anwendung  sind  in  den  Militär-  und  Marine- Verwal- 
tungs-Instruktionen nicht  aufzufinden.  Die  bezügliche  Praxis 
ist  sehr  verschieden.  Entweder  wird  festgesetzt,  dass  die  Strafe 
ohne  Weiteres  eingezogen  werden  muss,  sobald  ein  bestimmter 
Fall  vorliegt,  oder  dass  sie  —  nach  dem  Ermessen  der  Be- 
hörde —  eingezogen  werden  kann.  Wir  halten  das  Letztere 
für  das  Bichtigere  und  müsste  diese  Kontraktsfassung  allen 
Behörden  gleichmässig  vorgeschrieben  werden.  Denn  die  Strafe 
soll  ja  doch  hauptsächlich  als  Reizmittel  dienen;  ob  es  zweck- 
mässig sei,  sie  wirklich  zu  verhängen,  wird  nach  Verschieden- 
heit der  Fälle  verschiedener  Beurtheilung  unterliegen.  Der 
willigste  und  eifrigste  Unternehmer  kann  durch  un vorherzu- 
sehende Umstände  (Arbeiterstrike  etc.)  verhindert  werden, 
seinen  Verpflichtungen  rechtzeitig  nachzukommen.  In  den  wenig- 
sten Fällen  wird  daraus  dem  Fiskus  ein  nachweisbarer  Schaden 
erwachsen.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  kann  der  Anspruch  auf 
Ersatz  auch  noch  in  anderer  Weise  zur  Geltung  gebracht  wer- 
den. Verfahrt  die  Behörde  in  Betreff  der  Konventionalstrafe 
mit  unnöthiger  Härte,  so  werden  die  Unternehmer  abgeschreckt 
und  die  Konkurrenz  für  ähnliche  Geschäfte  wird  sich  mindern. 
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Im  andern  Falle  laufen  aber  die  Behörden  allerdings  Gefahr, 
ihr  Verhalten  der  obersten  Revisionsbehörde  gegenüber  um- 
ständlich rechtfertigen  zu  müssen.  Dieselbe  pflegt  nämlich, 
gestützt  auf  §.  19  der  Instruktion  für  die  Preuss.  Oberrech- 
nungskammer vom  18.  Dezember  1824,  nach  welchem  Kon- 
trakte hinterher  nicht  zum  Vortheil  der  betreffenden  Privat- 
personen abgeändert  werden  dürfen,  entweder  die  Einziehung 
der  nach  ihrer  Ansicht  unzweifelhaft  verwirkten  Strafe,  oder  die 
Beibringung  der  Allerhöchsten  Genehmigung  zum  Nachlasse 
derselben  zu  fordern.  Die  Instruktion  für  das  Verfahren  beim 
Ankauf  von  Rohmaterialien  etc.  für  Artilleriezwecke  schreibt 
daher  im  letzten  Absatz  des  §.  8  mit  Recht  vor,  dass  von 
diesem  Mittel  zur  Sicherstellung  der  Lieferung  nur  in  dringen- 
den Fällen  Gebrauch  zu  machen,  und  auch  in  diesen  die  Kon- 
ventionalstrafe nur  dem  erweislichen  Schaden  entsprechend  zu 
normiren  sei,  damit  die  Lieferungsunternehmungen  nicht  untwthig 
erschwert  werden. 

Im  Privatverkehr  hat  die  Lieferung  nach  Proben  meisten- 
teils den  Zweck,  bei  Verkäufen  von  Waaren,  welche  sich  nicht 
am  Orte  des  Abschlusses  befinden,  dem  Käufer  eine  Anschauung 
von  ihrer  Qualität  etc.  zu  verschaffen  und  einen  Anhalt  dafür 
zu  geben,  dass  keine  andere,  als  die  behandelte  Waare  zur  Ab- 
lieferung gelange.  Es  wird  nicht  häufig  vorkommen,  dass  die- 
jenigen, welche  gewisser  Waaren  bedürfen,  sich  zunächst  Proben 
feststellen,  und  dann  sich  auf  das  Suchen  verlegen,  ob  sie 
Waaren  finden,  die  genau  dieser  Probe  entsprechen.  Jeder  wird 
glauben,  dass  ein  solches  Verfahren  umständlich  und  kostspielig 
sei.  Man  nimmt  daher  die  Probe  von  der  Waare  selbst.  Die 
Behörden  verfahren  aber  in  vielen  Fällen  anders,  besonders  bei 
der  Lieferung  von  Stoffen.  Karl  Braun  hat  in  der  von  uns 
bereits  früher  zitirten  Reichstagssitzung  vom  24.  April  1869 
auch  dieses  Verfahren  der  Militärverwaltung  als  unpraktisch  be- 
zeichnet, der  Preussische  Kriegsminister  aber  hat  ihn  gar  nicht 
einmal  verstanden.  Den  meisten  Fabrikanten  wird  es  ganz 
unmöglich  sein,  ganz  identisch  mit  einer  bestimmten  vorliegen- 
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den  Probe  zu  liefern.  Das  Verlangen  der  Behörden  bewirkt 
daher  nur  die  Monopolisirung  der  alten  Lieferanten,  von  wel- 
chen die  Probe  herstammt,  oder  welche  gewohnt  sind,  darnach 
zu  liefern.  Häufig  ist  die  Methode,  nach  welcher  die  Probe 
gefertigt  worden,  durch  eine  neue,  bessere  überholt*);  häufig 
werden  neue  Bestandteile  gefunden,  durch  welche  ein  vor- 
züglicheres Produkt  erreicht  wird.  Es  kann  vorkommen,  dass 
die  Behörden  das  bessere  und  billigere  Produkt  nur  deshalb 
nicht  nehmen,  weil  es  der  Probe  nicht  entspricht.  Bei  vielen 
Dingen  wird  nach  unserer  Meinung  ein  weit  befriedigenderes 
Ergebniss  für  die  Behörde  zu  erlangen .  sein ,  wenn  sie  nicht 
sagt;  >ich  will  von  demjenigen  kaufen,  welcher  nach  meiner 
Probe  der  billigste  istc,  sondern:  >ich  will  so  und  so  viel  für 
die  Waare  anlegen,  und  sie  von  demjenigen  entnehmen,  welcher 
sie  für  diesen  Preis  in  der  besten  Qualität  anbietet.* 

Häufig  verlangen  die  Behörden  Proben,  wo  dies  nicht  allein 
zwecklos,  sondern  geradezu  widersinnig  ist.  So  erinnern  wir 
uns  erst  kürzlich  eine  Aufforderung  zur  Lieferung  von  Bremt- 
hals in  einer  Zeitung  gelesen  zu  haben,  worin  ausdrücklich  die 
Beifügung  von  Proben  zur  Preisforderung  verlangt  wurde.  Solche 
Krähwinkeleien  müssten  sowohl  von  den  vorgesetzten  wie  von 
den  Revisionsbehörden  streng  gerügt  werden. 

Nicht  selten  werden  von  den  Behörden  Qualitätsforderungen 
gestellt,  die  das  Erstaunen  aller  Sachverständigen  erregen ;  auch 
kommt  es  vor,  dass  die  beschriebene  und  gesuchte  Qualität 
zwar  vorhauden  ist  und  angeschafft  werden  kann,  aber  für  den 
Zweck  gar  nicht  nöthig  ist.  Der  Ausarbeitung  des  technischen 
Theils  der  Lieferungsbedingungen  muss  daher  eine  ganz  beson- 
dere Sorgfalt  zugewendet  werden.  Hierbei  wird  darauf  zu  achten 
sein,  dass  die  Gegenstände  in  der  Regel  in  derjenigen  Qualität 
zu  verlangen  sind,  welche  auch  im  soliden  Privatverkehr  für 

*)  Wir  begreifen  s.  B.  nicht,  weshalb  das  MMtärtach  noch  immer 
schmal,  ■/«  Ellen  breit,  verlangt  wird,  während  der  Privat  verkehr  zwei 
Ellen  breiten  Tach  verbraucht  und  Ietiteres  sich  doch  wohl  vortheilhaftcr 
zuschneidet  als  erateres. 
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genügend  erachtet  wird,  nnd  der  Grosshandel  gewöhnt  ist,  an- 
zubieten. Von  der  Marineverwaltung  muss  anerkannt  werden, 
dass  sie  in  Betreff  der  Werftverwaltung  auch  in  dieser  Bezie- 
hung beständig  fortgeschritten  ist,  so  dass  die  betreffenden  tech- 
nischen Erfordernisse  in  einem  gedruckten  Reglement  haben 
zusammengefasst  werden  können. 

Eine  noch  sehr  häufig-  vorkommende  Lieferungsbedingung 
ist  der  gänzliche  Ausschluss  oder  die  beschrankte  Zulassung 
von  Ausländern  und  ausländischen  Produkten.  Man  sollte  glau- 
ben, dass  bei  der  durchweg  vorurtheilsfreien  Richtung,  welche 
schon  die  Preussische  Regierung  in  volkswirtschaftlichen  Fragen 
einzuhalten  bemüht  war,  die  Reichsverwaltung  aber  noch  rück- 
haltloser durchzuführen  sucht,  schutzzöllnerische  Velleitäten  auch 
aus  den  Spezialreglements  der  Preussischen  und  Reichsbehörden 
gewichen  seien.  Leider  ist  dem  nicht  so.  Eine  Verfügung  des 
Preuss.  Kriegsministeriums  vom  5.  Dezember  1848  (das  Datum 
ist  bezeichnend!),  abgedruckt  auf  Seite  24  der  1867  veröffent- 
lichten Nachträge  zur  Garnison  Verwaltungsordnung,  also  noch 
in  bono  «sw,  befiehlt,  bei  der  Verdingung  des  Bedarfs  an  leine- 
nen Gegenständen  für  die  Garnisonanstalten  nur  auf  inländische 
Produzenten  zu  achten.  Der  §.  225  des  Bekleidungsreglements 
für  die  Armee  im  Frieden  vom  30.  April  1868  verbietet  eben- 
falls den  Truppen  die  Benutzung  ausländischer  Bezugsquellen. 
Derselbe  beschränkte  Gesichtspunkt  waltet  unseres  Wissens  bei 
den  nicht  den  Truppen  selbst  überlassenen ,  sondern  den  Mon- 
tirungsdepots  übertragenen  Beschaffungen  von  Tuch  ob.  In 
Ansehung  anderer  Gegenstände  herrscht  eine  mildere  Auffassung. 
Die  Naturalverpflegungs-Abtheilung  des  Kriegsministeriums  hat 
nie  Anstand  genommen,  ungarisches  Getreide  kaufen  zu  lassen, 
wenn  die  Ernte  in  Preussen  schlecht  ausgefallen  war.  Auch 
hat  das  Preuss.  Kriegsministerium  unterm  3.  April  1867  (S.  45 
der  Nachträge  zur  Garnison verwaltungs-  Ordnung)  die  Verwen- 
dung ausländischer  Steinkohlen  gestattet,  soweit  in  den  betref- 
fenden Bedarfsorten  nicht  inländische  von  gleich  guter  Beschaf- 
fenheit und  zu  gleich  billigen  Preisen  bezogen  werden  können. 
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In  Ermangelung  besonderer  bezuglicher  Festsetzungen  dürfte 
das  letztere  Verfahren  das  allgemein  übliche  sein. 

Der  §.  116  der  Garnisonbauordnung  lässt  qualifisirtc  Aus- 
länder, welche  Bürgen  stellen  und  den  gewerbepolUeilichen  Vor- 
Schriften  genügen ,  zu;  ausländisches  Material  ist  nicht  ausge- 
schlossen. 

Die  Marine  Verwaltung  ist  in  dieser  Hinsicht  stets  korrekt 
verfahren,  jedoch  nicht  ohne  sich  dieserhalb  häufige  Angriffe  in 
der  Presse,  im  Preußischen  Abgeordnetenhaus  und  im  Reichs- 
tage zugezogen  zu  haben.  Die  Entwicklung  der  Marine  wäre 
ohne  ausländische  Maschinen  und  ausländische  Kohlen  geradezu 
unmöglich. 

Wir  halten  für  richtig,  in  den  Reglements  jede  Erwähnung 
von  Ausländern  una*  ausländischen  Produkten  zu  unterlassen. 
Wo  Ausnahmen  aus  höheren  politischen  oder  militärischen  Bück- 
sichten geboten  sind,  mögen  dieselben  im  Wege  ministerieller 
Verfügung  —  ausserhalb  der  Reglements  —  angeordnet  werden. 

Wenn  die  Forderung  von  Kautionen  etc.  hauptsächlich  be- 
zweckt, die  Verantwortlichkeit  der  Vencaltungsbeamten  zu  er- 
leichtern, so  scheint  uns  das  Verlangen  längerer  Garantie  für 
die  Haltbarkeit  von  Waaren,  Fabrikaten,  Bauausführungen  etc. 
in  erster  Linie  dazu  bestimmt,  der  Verantwortlichkeit  der  Tech- 
niker eine  Stütze  zu  gewähren.  Eine  sorgfaltige  Abnahme  wird 
in  der  Begel  sofort  überzeugend  erkennen  lassen,  ob  ein  Ding 
gut  oder  gut  gemacht  ist.  Wegen  heimlicher  Mängel,  Be- 
trugs etc.  giebt  es  ja  Gesetze.  Wozu  also  da  die  Garantie? 
Am  schlimmsten  sind  die  mehrjährigen  Garantieen.  Erfahrungs- 
mässig  bilden  dieselben  nur  eine  Quelle  grosser  Schreiberei, 
ohne  praktischen  Nutzen.  Denn  es  wird  zutreffenden  Falls  an 
Einreden  des  Garantirenden  nicht  fehlen.  Meistenteils  wird 
die  Garantiestipulation  unklare  und  unerquickliche  Verhältnisse 
herbeiführen.  Unfehlbar  aber  wird  sie  den  Preis  ßr  die  Be- 
hörde vertheuern ,  wenn  sie  nicht  unter  denselben  Verhältnissen 
auch  im  Privatverkehr  üblich  ist.  Wir  raeinen  daher,  dass  es 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  für  die  Behörden  gerathener  sein 
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wird,  streng  bei  der  Abnahme  zu  verfahren,  mit  der  Abnahme 
und  Bezahlung  aber  das  Geschäft  definitiv  abzuschliessen  und  das 
fernere  Risiko  selbst  zu  tragen.  Die  alsdann  zu  erhoffende  Er- 
sparung am  Preise  wird  mehr  als  genügende  Mittel  bieten, 
später  sich  ergebende  Schäden  auszugleichen. 

Die  Beschaffungsverhandlungen  der  Behörden  müssen  mit 
der  Erweiterung  des  Bedarfsquantums  beginnen.  Es  ist  drin- 
gend geboten,  hierbei  mit  der  grössten  Gewissenhaftigkeit  zu 
verfahren,  weil  die  Beurtheilung  des  geschäftlichen  Risiko's  und 
die  Aufstellung  richtiger  Preisberechnungen,  insbesondere  die 
Einschränkung  auf  den  geringsten  Nutzen  ohne  genaue  Kennt- 
niss  der  Bedarfsmenge  wesentlich  erschwert  wird.  Je  reeller 
der  Geschäftsmann,  desto  bedenklicher  wird  er  sein,  Verpflich- 
tungen unbestimmten  Umfangs  zu  übernehmen.  Als  Beispiel 
möge  folgende  Notiz  aus  No.  543  der  Nationalzeitung  für  1 870 
dienen.  >Am  11.  November  ist  in  Berlin  ein  Termin  auf  Lie- 
ferung von  Pelzen  für  die  Armee  abgehalten  worden.  Die 
Preise  variirten  für  lange  Pelze  von  9x\t  bis  18,  für  kurze  von 
47»  bis  9  Thlr.  Auffallend  war  es,  dass  von  Seiten  des  Kriegs- 
ministeriums die  erforderliche  Zahl  der  Pelze  nicht  bezeichnet 
worden  ist,  ein  Umstand,  welcher  den  Lieferanten,  welche  die 
Pelze  innerhalb  der  kurzen  Zeit  von  14  Tagen  liefern  sollen, 
allerdings  ausserordentliche  Anstrengungen  verursacht  und 
keinen  Anhaltepunkt  gewährt,  wonach  sie  sofort  disponiren  kön- 
nen.* Glücklicherweise  hat  man  sich  demnächst  ohne  Pelze 
behelfen  können. 

Gewöhnlich  stellen  die  Militär-  und  Marineverwaltungs- 
behörden in  Betreff  der  Quantität  die  Bedingung,  dass  der 
Lieferant  für  Minderlieferungen  gegen  das  nur  überschläglich 
angenommene  Bedarfsquantum  keine  Entschädigung  zu  fordern 
habe,  dagegen  verpflichtet  sei,  Mehrlieferungen  bis  zu  259l0  eu 
den  Kontrdktsprcisen  auszufuhren  (§.  83  u.  45  der  Dienstord- 
nungen für  die  Marinewerften  und  Depots).  Die  Eonsequenz 
dieser  Auffassung  ist,  dass  der  Lieferant  eigentlich  gar  kein 
Recht,  eu  liefern,  sondern  nur  die  Verpflichtung  dazu,  insofern 
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ihn  die  Behörde  auffordert,  erworben  habe.  Den  Behörden 
müsste  daher  vorzuschreiben  sein,  der  Regel  nach  nur  über 
bestimmte  Quantitäten  zu  kontrahiren,  wenn  sich  Mehrbedarf  her- 
ausstellt, denselben  nachträglich  besonders  sicher  zu  stellen, 
den  Abschluss  von  Kontrakten  Ober  Lieferung  unbestimmter 
Quantitäten  aber  nur  unter  den  zwingendsten  Umständen  vor- 
zunehmen. 

Wir  hatten  unter  den  Maassregeln,  welche  dem  Fiskus  bei 
dem  Beschaffungswesen  besondere  Yortheile  zuwenden  sollen, 
in  der  Wirklichkeit  aber  nur  die  Eonkurrenz  vermindern  und 
die  Preise  vertheuern,  bereits  des  Lieferungsstempels  von  V/# 
gedacht,  welcher  von  den  mit  dem  Fiskus  kontrahirenden  Pri- 
vaten allein  zu  entrichten  ist.  Von  demselben  Gesichtspunkte 
aus  ist  aber  auch  noch  der  Quittungsstempel  von  7»%  zu  er- 
wähnen, welcher  zu  allen  Quittungen  über  definitive  Zahlungen 
aus  öffentlichen  Kassen,  insofern  sie  demnächst  als  Rechnungs-, 
nicht  als  blosse  Kassen-Beläge  Verwendung  finden  und  über 
Beträge  von  50  Thlrn.  und  darüber  lauten,  in  Preussen  erlegt 
werden  muss.  Der  Quittungsstempel  in  seiner  jetzigen  Gestalt 
ist  eine  der  unvernünftigsten  Früchte  beschränkter  gesetzgebe- 
rischer Thätigkeit.  Er  schädigt  einerseits  den  Fiskus  selbst, 
indem  die  Lieferanten  die  Kosten,  welche  sie  auf  der  einen 
Seite  an  den  Steuerfiskus  zahlen,  auf  der  andern  Seite  von  dem 
Militär-  etc.  Fiskus  wiedernehmen,  trifft  aber  daneben  ganz 
besonders  die  Beamten  des  Fiskus,  deren  Gehälter  durch  den 
Quittungsstempel  verkürzt  werden  und  ist  zum  Raffinement 
ausgeartet  in  dem  »Dechargestempel«,  durch  welchen  jedem 
Beamten,  welcher  eine  vorwurfsfreie  Jahresrechnung  abgelegt 
hat,  eine  Strafe  von  15  Sgr.  auferlegt  wird.  In  dem  für  die 
neuen  Preussischen  Provinzen  Nassau,  Hessen,  Hannover,  Schles- 
wig-Holstein gegebenen  Stempelgesetze  ist  —  absichtlich  oder 
irrthümlich  —  der  Dechargestempel  ausgelassen,  sodass  die  alt- 
germanische Vorliebe  für  Besonderheiten  wiederum  einen  Triumph 
gefeiert  hat.  In  dem  einen  Theile  Preussens  wird  gratis  dechar- 
girt,  in  dem  andern  nicht. 
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In  dem  Festungsbau ressort  wird  von  den  Lieferanten  eine 
eigentümliche  Art  von  Abgabe  dadurch  erhoben,  dass  man  sie 
verpflichtet,  einen  gewissen  Theil  des  Preises  ('/,  Pfennig  für 
jeden  Thaler)  zu  Gunsten  der  Krankenkassen  der  Festnngs- 
arbeiter  zurückzulassen.  Diese  Einrichtung  beruht  auf  ähn- 
licher Täuschung,  wie  die  Bestimmungen  über  den  Kontrakts- 
und  Quittungsstempel.  Da  die  Fonds  der  Arbeiter-Kranken- 
kassen gesetzlich  aus  Lohnabzügen  der  Arbeiter  und  Zuschüssen 
des  Fabriksherrn  (hier  des  Staats  resp.  des  deutschen  Reichs) 
entstehen,  so  verbirgt  sich  in  der  gedachten  Abgabe  entweder 
eine  Lohnerhöhung  der  betreffenden  Arbeiter  oder  eine  Vermin- 
derung des  Staatszuschusses.  Die  gegenwärtigen  Zahlen  in  den 
Rechnungen  geben  also  kein  richtiges  Bild.  Die  Sache  regt 
aber  noch  Bedenken  anderer  Art  an,  und  scheint  daher  die 
Beseitigung  der  sonderbaren  Einrichtung  wünschenswerte 

In  den  meisten  Reglements  der  Militär-  und  Marine  Ver- 
waltung wird  verlangt,  dass  der  Mitkontrahent  des  Fiskus  bei 
entstehenden  Streitigkeiten  auf  den  Rechtsweg  verzichten  müsse 
Aehnlich  wird  in  der  Preuss.  Zivilverwaltung,  z.  B.  im  Ressort 
des  Handelsministeriums,  verfahren.  Es  wird  nur  die  Befugniss 
der  Beschißerde  bei  den  betreffenden  höheren  Verwaltungs-In- 
stanzen  eingeräumt.  Mit  der  Entscheidung  der  Minister  hat 
es  sein  schliessliches  Bewenden.  Fassung  und  Umfang  des  Ver- 
zichts sind  verschieden. 

Der  §.  129  der  Garnisonbauordnung  erklärt,  »in  Ansehung 
der  zu  leistenden  Arbeiten  und  hinsichtlich  der  Güte  des  ver- 
wendeten Materials  <  nur  das  Urtheil  des  leitenden  Baumeisters 
für  statthaft  und  verbietet  »auch  hierbei  den  Weg  Rechtens <. 
Die  §§.  97  u.  53  der  Dienstordnungen  für  die  Marinewerften 
und  Depots  fordern,  dass  »der  Rechtsweg  über  die  QuaUtät 
auszuschliessen«  sei.  Letztere  Form  kehrt  auch  in  andern  Regle- 
ments wie  in  der  Praxis  wieder.  Mitunter  ist  man  indess  so 
weit  gegangen,  den  Rechtsweg  sogar  über  die  Quantität  der  zu 
liefernden  Gegenstände  auszuschliessen.  Eine  Verfügung  des 
Milit.-Oekon.-Departements  des  Preuss.  Kriegsministeriums  vom 
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14.  Dezember  1865  (Nachträge  zur  Garais.-Verw.-Ordnung, 
Seite  27  u.  28)  belehrt  die  Intendanturen,  dass,  um  den  Ver- 
zicht auf  prozessualisches  Verfahren  rechtsgültig  erlangen  zu 
können,  zunächst  die  Berufung  eines  unparteiischen  Schieds- 
gerichts erfolgen  müsse,  und  will,  dass  künftig  hiernach  allge- 
mein verfahren  werde.  Thatsächlich  ist  diese  Aenderung  indess 
nach  unserer  Beobachtung  nur  wenig  befolgt  worden. 

Wir  wollen  nicht  untersuchen,  ob  nach  Lage  der  Gesetz- 
gebung die  Klausel  der  Verzichtleistung  auf  den  Rechtsweg 
überhaupt  eine  rechtliche  Wirkung  hat.  Das  geltende  materielle 
und  formale  Recht  ist  ja  in  den  verschiedenen  Theilen  des 
deutschen  Reichs  noch  sehr  verschieden;  neben  dem  Buchstaben 
der  Gesetze  ist  ausserdem  noch  ihre  Interpretation  zu  berück- 
sichtigen. 

In  der  Regel  wird  man  die  Befugniss  des  Fiskus  zum  un- 
bedingten Ausschluss  des  Rechtsweges  nicht  bestreiten.  Die 
Klausel  wird  daher  Viele  abschrecken,  welche  Besorgniss  vor 
willkürlicher  Behandlung  hegen.  Dies  werden  in  der  Regel 
solche  sein,  welche  bis  dahin  noch  nicht  in  geschäftlichen  Be- 
ziehungen mit  Behörden  gestanden  haben.  Es  wird  also  die 
Bildung  neuer  Konkurrenz  erschwert;  dagegen  wachsen  die  Aus- 
sichten der  Lieferanten  von  Profession,  die  mit  dem  Verfahren 
der  Behörden  vertrauter  geworden  sind  und  >das  Liefern  ver- 
stehen«. Diesem  Nachtheil  steht  ein  wesentlicher  Nutzen,  wel- 
chen die  Verzichtleistung  der  Lieferanten  auf  den  Rechtsweg 
den  Behörden  gewähren  könnte,  nicht  gegenüber.  Wenn  die 
Behörde  den  Lieferanten  loyal  und  sachgemäss  behandelt,  so 
wird  derselbe  keine  Veranlassung  haben,  gegen  ihr  Verfahren 
zu  prozessiren,  und  die  Behörde  hat  keine  Ursache,  wenn  sie 
dennoch  verklagt  werden  sollte,  sich  wegen  des  Ausganges  zu 
beunruhigen.  Geschieht  aber  das  Gegentheil,  so  gebietet  das 
öffentliche  Interesse,  den  Weg  Rechtens  nicht  zu  verschränken. 

In  Ansehung  der  Zeit,  während  welcher  die  Submittenten 
an  ihre  Anerbietungen  gebunden  bleiben  sollen,  setzt  der  §.13 
der  Instruktion  für  die  Beschaffung  von  Rohmaterialien  für  die 
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Artillerie  fest,  dass  der  Mindestfordernde  zwei  Monate  lang 
nach  dem  Submissionstermin  gebunden  bleiben  soll.  Die  Gar- 
nisonbauordnung  sagt  nur,  dass  »die  auszulegenden  Bedingungen < 
das  Nöthige  hierüber  enthalten  müssten.  Andere  Reglements, 
z.  B.  die  Dienstordnungen  für  die  Marinewerften  und  Depots, 
übergehen  diesen  Punkt  ganz.  Derselbe  ist  daher  meistentheils 
dem  Ermessen  der  verschiedenen  Behörden  überlassen,  welche 
hierin  keineswegs  nach  gleichen  Grundsätzen  verfahren. 

Die  EntSchliessung  der  Behörden  auf  die  eingehenden  Of- 
ferten wird  um  so  schneller  ergehen  können,  je  grössere  Befug- 
nisse dieselben  zum  selbstständigen  Abschluss  besitzen.  Lokal- 
behörden, welche  erst  an  eine  höhere  Behörde  berichten  müssen, 
werden  daher  genöthigt  sein,  längere  Fristen  zu  fordern.  Je 
kürzer  die  Frist  ist,  desto  besser  wird  das  Interesse  des  Fiskus 
gewahrt  sein;  denn  kurze  Verhandlungen  erleichtern  die  Auf- 
stellung angemessener  Forderungen,  erhöhen  also  die  Konkur- 
renz, und. zwar,  weil  das  Risiko  vermindert  wird,  die  Eonkur- 
renz vorsichtiger,  zuverlässiger  Geschäftsleute.  Die  in  der 
Instruktion  für  den  Ankauf  von  Rohmaterialien  für  die  Artille- 
rie geforderte  Frist  von  2  Monaten  ist  viel  zu  lang.  Was  kann 
nicht  Alles  in  2  Monaten  passiren?  Sind  die  Behörden  ermäch- 
tigt, selbst  abzuschliessen,  so  wird  meistentheils  eine  Frist  von 
3  Tagen  genügen,  um  schlüssig  zu  werden.  Muss  berichtet 
werden,  so  erscheinen  3  Wochen  völlig  ausreichend,  da  ja  nötigen- 
falls der  Bescheid  telegraphisch  und  direkt  gegeben  werden  kann. 

Wenn  sich  die  Behörden  lange  Fristen  zur  Ueberlegung 
bedingen,  so  verlangen  sie  andererseits  von  dem  Lieferanten, 
dass  er  in  unverhältnissmässig  kurzer  Zeit  seinen  Entscbluss 
fasse  und  ein  Angebot  mache. 

Nicht  selten  werden  auch  die  Fristen  zur  Herbeischaffung 
der  verlangten  Gegenstände  unnöthig  kurz  bemessen.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  wie  sehr  hierdurch  die  Konkurrenz  gemindert 
und  die  Preise  vertheuert  werden.  Allen  Behörden,  welche  mit 
Beschaffungen  befasst  sind,  müsste  daher  streng  anbefohlen 
werden,  in  diesen  Beziehungen  korrekt  zu  verfahren. 
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Die  meisten  Verwaltungsreglements  empfehlen  im  Allge- 
meinen nur,  die  Beschaffungen  rechtzeitig  einzuleiten.  Die  In- 
struktion für  den  Ankauf  von  Rohmaterialien  etc.  für  die  Ar- 
tillerie setzt  in  dem  2.  und  3.  Absatz  des  §.  5  Fristen  von 
3  Wochen  bis  zu  3  Monaten  für  die  Abgabe  der  Offerte,  von 
der  Aufforderung  an  gerechnet,  fest.  Die  §§.  65  und  66  der 
Dienstordnung  für  die  Marinewerften  und  Depots  bestimmen, 
dass  *die  Lieferungsbedingungen  mindestens  14  Tage  ausgelegen 
haben  müssen.«  Andere  Reglements,  z.  B.  die  Allgemeine  Ge- 
schäftsordnung über  die  Fortifikations-  und  Artilleriebauten, 
enthalten  hierüber  gar  nichts. 

In  den  Lieferungsbedingungen  pflegen  in  der  Begel  keine 
bestimmten  Fristen  für  die  Abnahme  und  Bezahlung  der  gelie- 
ferten Gegenstände  in  Aussicht  gestellt  zu  werden,  obgleich 
dies  in  vielen  Fällen  sehr  wohl  ausführbar  sein  wird.  Alsdann 
sollte  man  es  aber  um  so  weniger  unterlassen,  als  dadurch  die 
Lieferanten  von  willkürlichen  Launen  einzelner  Beamten  unab- 
hängiger werden,  was  für  die  Konkurrenz  nur  förderlich  sein 
kann. 

Die  §§.  100,  163  und  56  der  Dienstordnungen  für  die 
Marinewerften  und  Depots  bestimmen,  dass  >die  Bezahlung  bei 
einmaligen  Lieferungen  nach  Beendigung  derselben ,  bei  fort- 
laufenden in  angemessenen,  durch  den  Kontrakt  su  bestinmen- 
den  Baten<>  >auf  Grund  der  vorschriftsmässig  beseheinigten 
Rechnungen  und  der  Prüfung  derselben«  erfolgen  isoll.  Nach 
§.  15  der  Instruktion  für  die  Beschaffung  von  Rohmaterialien  etc. 
für  die  Artillerie  muss  >der  Kontrakt  Verabredungen  über  die 
Bezahlung <  enthalten.  Dagegen  setzen  nicht  selten  die  fiska- 
lischen Kontrakte  besondere  Fristen  für  die  Einreichung  der 
Hechnungen  an  die  Behörden  und  besondere  Nachtheile  im 
Falle  verspäteter  Vorlage  fest,  was  uns  sehr  überflüssig  scheint. 

In  einigen  Lieferungsbedingungen  findet  sich  die  Vorschrift, 
dass  die  Rechnungen  doppelt,  statt  einfach,  eingereicht  werden 
mÜBsen.  Es  entsteht  dadurch  nur  Zeitverlust  und  Plackerei 
für  die  Lieferanten,  die  namentlich  diejenigen,  welche  noch  nicht 
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in  ähnlichen  Geschäftsverbindungen  mit  den  betreffenden  Be- 
hörden gestanden  haben,  die  ungewöhnliche  Vorschrift  häufig 
unbeachtet  lassen  werden.  Uns  ist  ein  besonderer  Grund  für 
dieselbe  nicht  bekannt.  Ist  es  aus  dienstlichen  Gründen  nöthig, 
dass  der  vollständige  Inhalt  der  Rechnung  an  verschiedenen 
Stellen  gebucht  werde,  so  scheint  es  doch  unbillig,  dafür  den 
Lieferanten  in  Anspruch  zu  nehmen;  die  Rechnung  mag  dann 
durch  die  Kanzlei  der  Behörden  noch  einmal  abgeschrieben 
werden. 

Die  Lieferungsbedingungen  stellen  in  der  Regel  dem  Min- 
destfordernden die  Ertheilung  des  Zuschlags  in  Aussicht.  »Wenn 
in  Berücksichtigung  des  Gegenstandes  des  Ausgebots«  sagt  der 
Preussische  Finanzminister  in  dem  bereits  mehrfach  von  uns 
zitirten  Reskripte  vom  8.  Mai  1868  »oder  nach  den  örtlichen 
Verhältnissen  es  rathsam  erscheint,  unter  den  Mindestfordern- 
den eine  Auswahl  des  Unternehmers  und  die  Ertheilung  des 
Zuschlags  vorzubehalten,  so  ist  darüber  m  den  Bedingungen 
vorher  Bestürmung  eu  treffen,  und  darin  zugleich  anzugeben, 
unter  welcher,  möglichst  gering  eu  bemessenden  Zahl  der  Mindest- 
fordernden die  Auswahl  vorbehalten  bleibt.«  >Der  Vorbehalt 
einer  unbeschränkten  Auswahl  unter  sämmtlichen  Bietern  ist 
nicht  zulässig,  theils  weil  die  Unternehmer  nur  durch  die  in 
Aussicht  gestellte  Berücksichtigung  der  vorteilhaftesten  Ge- 
bote zur  Betheiligung  an  dem  öffentlichen  Ausgebote  bestimmt 
werden  können,  theils  weil  die  Ertheilung  des  Zuschlags  ohne 
Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Anerbietungen  Verdächtigungen  der 
Behörden  und  Beschwerden  hervorruft,  welche  durch  das  öffent- 
liche Ausgebot  vermieden  werden  können.«  >  Dagegen  muss 
die  Behörde  alle  Gebote  ablehnen  können,* 

Dieser  Grundsatz  der  Preussischen  Zivil  Verwaltung  findet 
in  der  Militär-  und  Marineverwaltung  nur  theilweise  und  mit 
Modifikationen  Anwendung.  Es  ist  daraus  kein  Vorwurf  zu  er- 
heben, da  noch  nicht  in  allen  Theilen  der  Preuss.  Zivilverwal- 
tung nach  der  Anweisung  des  Finanzministers  vom  8.  Mai 
1868  verfahren  wird.  In  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung 
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wird  nach  Abschnitt  VII.,  Abtb.  2t  §.  7  der  Postdienst-In- 
struktion und  Abschnitt  IV.,  Anlage  7,  §.  3  der  Telegraphen- 
Dienst-Instruktion  der  Behörde  die  Aaswahl  unter  den  Mindest- 
fordernden ohne  jede  Beschränkung  vorbehalten;  es  kann  also 
auch  der  Meistfordernde  den  Zuschlag  erhalten.    In  derselben 
Weise  lässt  die  Preuss.  Militärverwaltung  bei  den  Wasche- 
beschaffungen für  die  Garnisonanstalten  verfahren,  wie  das  dem 
Erlasse  des  Kriegsministers  vom  14.  Dezember  1865  (Seite  27 
der  Nachträge  zur  Garnis.-Verwalt-Ordnung)  beigefügte  Kon- 
traktsformular ergiebt.   Andererseits  dagegen  hat  das  Preuss. 
Kriegsministerium  in  einer  Verfügung  vom  16.  März  1800 
(Seite  20  am  angef.  0.)  die  grösste  Vorsicht  hinsichtlich  des 
Ausschlusses  der  Mindestfordernden  eingeschärft.  Dergleichen 
allgemeine  Vorhaltungen  dürften  jedoch  da,  wo  einmal  Neigung 
zur  Willkür  herrscht,  wenig  fruchten.   Die  Allgem.  Geschäfts- 
ordnung für  die  Fortifikations-  etc.  Bauten  widerräth  im  §.  4 
ganz  entschieden  den  Vorbehalt  einer  Auswahl  unter  den  Min- 
destfordernden, geht  also  über  die  Vorschrift  in  dem  Erlasse 
des  Preuss.  Finanzministers  vom  8.  Mai  1868  noch  hinaus. 
Der  Effekt  des  Verbots  wird  aber  gar  sehr  gemildert  durch 
den  naiven  Zusatz,  dass  es  im  Interesse  der  Erhaltung  alter, 
bewährter  Lieferanten  letzteren  gestattet  sein  soll,  ihre  Forde- 
rungen  im  Termin  nachträglich  bis  zu  5°/0  herunterzusetzen,  um 
doch  noch  anzukommen.  Für  die  im  Ressort  des  Militärwaffen- 
wesens  vorkommenden  Beschaffungen  scheint  ebenfalls  als  Regel 
vorgeschrieben  zu  sein,  keinen  Vorbehalt  hinsichts  der  Auswahl 
unter  den  Mindestfordernden  zu  machen,  indem  der  §.13  der 
Instruktion  über  das  Verfahren  beim  Ankauf  von  Rohmaterialien 
etc.  von  der  Verpflichtung  der  Behörden  spricht,  entweder  mit 
dem  Mindestfordernden  abzuschließen,  oder  den  Termin  auf- 
zuheben.    Die  Geschäftsordnung  für  das  Garnisonbauwesen 
schreibt  in  dieser  Beziehung  nur  vor,  dass  die  Submissious- 
verhandlungen  der  Intendantur  zur  weiteren  Bestimmung  ein- 
zusenden sind  (§.  98),  giebt  also  anscheinend  dieser  Behörde 
vollkommen  freie  Hand.   In  der  Marine- Werft- Verwaltung  darf 
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nach  den  §§.71  u.  72  der  bezüglichen  Dienstordnungen  der 
Zuschlag  nur  unter  einer  in  den  Lieferungsbedingungen  näher 
zu  bezeichnenden  Zahl  der  Mindestfordernden  vorbehalten  werden. 

Dem  trotz  Mindestforderung  abgewiesenen  Submittenten 
dürfte  der  Anspruch  nicht  zu  versagen  sein,  über  die  Gründe 
des  ihn  benachtheiligenden  Verfahrens  der  Behörden  belehrt  zu 
werden.  Die  Bureaukratie  mag  sich  dazu  nicht  gern  herbei- 
lassen; die  Beamten  sind  nicht  gewöhnt,  ihr  Verfahren  Andern, 
als  den  Vorgesetzten  gegenüber,  zu  rechtfertigen.  Der  gewal- 
tige Zug  unserer  Zeit  geht  jedoch  auf  Oeffentlichkeit  und  Ver- 
antwortlichkeit. Und  gerade  in  diesem  besonderen  Falle  scheint 
es  uns  sowohl  im  allgemeinen  fiskalischen  als  im  persönlichen 
Interesse  der  betreffenden  Beamten  durchaus  geboten,  auf  Ver- 
langen das  eingehaltene  Verfahren  auch  einem  betheiligten  Pri- 
vaten gegenüber  zu  rechtfertigen. 

Jede  Verlegenheit  wird  jedoch  vermieden,  wenn 'alle  Be- 
hörden gleichmässig  gehalten  sind,  entweder  dem  Mindestfordern- 
den den  Zuschlag  zu  ertheilen,  oder  den  ganzen  Termin  auf- 
zuheben. Eine  Mindestforderung  kann  bedenklich  sein  aus 
Gründen,  welche  in  der  Natur  der  verlangten  Sache  oder  Leistung 
liegen,  oder  aus  Gründen,  welche  mit  der  Persönlichkeit 
des  Submittenten  zusammenhängen.  Das  letztere  Bedenken 
dürfte  durch  die  von  uns  —  in  Stelle  der  Geldkaution  —  even- 
tuell empfohlene  Beschaffung  eines  oder  zweier  zuverlässiger 
Bürgen  zu  beheben  sein;  das  erster e  Bedenken  aber  lässt  die 
Anwendung  der  öffentlichen  Submission  in  dem  gegebenen  Falle 
überhaupt  als  ungeeignet  erscheinen. 

Am  Schlüsse  unserer  Bemerkungen  über  die  Einzelheiten 
des  öffentlichen  Submissions Verfahrens  dürfen  wir  uns  der  Er- 
örterung darüber  nicht  entziehen,  ob  und  inwiefern  dasselbe 
unter  den  jetzigen  gegen  früher  wesentlich  veränderten  Ver- 
kehrsverhältnissen noch  immer  als  die  der  Kegel  nach  Zweck- 
massigste  Beschaffungsweise  für  Behörden  gelten  müsse. 

Sieht  man  als  hauptsächlichsten  Zweck  der  Submission  die 
Ermittelung  von  Bezugsquellen  und  angemessenen  Preisen  an, 

Votktwirth.  VUrtoUafcnchriU.  1871.  m.  3 
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so  wird  dieselbe  allerdings  in  sehr  vielen  Fällen  ihrer  jetzigen 
Anwendung  überflüssig  sein.  Unsere  grossen  Börsen  ermitteln 
die  gangbaren  Preise  aller  Gegenstände  des  Grosshandels  weit 
richtiger,  als  dies  die  öffentliche  Submission  der  Behörden  ver- 
mag. Das  Angebot  bei  einer  Submission  wird  niemals  auch 
nur  annähernd  heranreichen  an  das  Angebot,  welches  bei  dem- 
selben Artikel  auf  der  Börse  des  betreffenden  Orts  an  jedem 
beliebigem  Tage  stattfindet  Wenn  daher  die  Behörden  als 
Agenten  des  Fiskus  nach  den  Börsenpreisen  kaufen,  so  wird 
immer  nur  die  Zeit  des  Ankaufs,  niemals  aber  die  Angemessen- 
heit der  Preise  zu  einer  bestimmten  Zeit  bemängelt  werden 
können.  Und  dieselben  Geschäfte  würden  sich  in  viel  einfacherer 
Weise,  in  weit  kürzerer  Zeit  als  bei  der  öffentlichen  Ausbietung 
erledigen  lassen.  Allein  die  Ermittelung  angemessener  Preise 
ist  weder  der  einzige  noch  der  hauptsächlichste  Zweck  der  öffent- 
lichen Submittirung. 

Wie  der  Erlass  des  Preussischen  Finanzministers  vom  8.  Mai 
1868  hervorhebt,  soll  die  öffentliche  Ausbietung  und  dem- 
nächstige Kontrahirung  mit  dem  Mindestfordernden  einen  sichern 
Anhalt  an  die  Hand  geben,  um  Beschwerden  über  wiWcürlkhe 
Bevorzugung  eineeiner  Gewerbetreibender  abzuscJmeiden.  Sie 
soll  also  ein  Schutz  für  die  Behörden  sein,  gleichzeitig  aber 
das  Mittel  bieten,  den  vorgesetzten  Behörden  und  den  Revisions- 
Instansen  gegenüber  den  Nachweis  zu  fuhren,  dass  loyal  und 
korrekt  verfahren  worden  sei.  Wir  irren  wohl  nicht,  wenn  wir 
annehmen,  dass  auch  die  Absicht  vorgewaltet  hat,  die  mit  Be- 
schaffungssachen betrauten  Beamten  von  einem  bei  der  massigen 
Besoldung  bedenklichen,  allzu  vertrauten  Verkehr  mit  den  Lie- 
feranten fernzuhalten.  Wir  haben  es  also  mit  einem  Schutz- 
mittel für  die  Integrität  der  Beamten  und  einem  Mittel  ihrer 
Kontrolle  zu  thun. 

Und  dieses  Schutzmittel  hat  sich  in  der  That  bewährt 
In  Ansehung  der  Unbestechlichkeit  steht  die  Preussische  Ver- 
waltung unübertroffen  da;  in  keinem  Staude  ist  die  Ueberzeu- 
gung  daher  so  allgemein,  dass  die  Dinge,  welche  in  den  ßech- 
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nuiigen  stehen,  auch  wirklich  vorhanden  sind.  Die  Wucht  und 
Nachhaltigkeit  der  Kriegführung  in  den  Jahren  1866  und  1870/71 
wäre  unmöglich  gewesen,  wenn  auch  nur  ein  Zweig  der  Militär- 
verwaltung lediglich  mit  >Vorräthen  auf  dem  Papiere  ausge- 
stattet gewesen  wäre.  Der  Grundsatz  der  öffentlichen  Aus- 
bietung wird  daher  für  das  Beschaffungswesen  der  Behörden 
nicht  ohne  Weiteres  verlassen  werden  dürfen.  Namentlich  wird 
man,  soweit  die  Beschaffungen  unvollkommen  organisirten  Lokal- 
behörden anvertraut  bleiben  müssen,  eine  grössere  Freiheit  der 
Bewegung  nicht  gestatten  können.  Dagegen  darf  die  öffent- 
liche Submission  auch  nicht  zum  blossen  Schematismus'  ausarten. 
Die  Behörden  werden  sich  daher  bei  den  Resultaten  der  einzel- 
nen Submissionen  nicht  immer  beruhigen  dürfen;  sie  werden 
dieselben  in  jedem  Falle  mit  den  gangbaren  Weisen  des  grossen 
Privatverkehrs  vergleichen  müssen.  Die  hierzu  nöthigen  Kennt- 
nisse können  sie  aus  den  Zeitungen  und  den  Preisnotirungen 
der  vereideten  Börsenagenten  erlangen.  Alle  Behörden,  welche 
Beschaffungen  auszuführen  oder  die  bezüglichen  Rechnungen  zu 
prüfen  haben,  müssten  dalier  verpflichtet  sein,  die  orientirenden 
Zeitungen  und  Börsenberichte  aus  den  Bureau fonds  zu  halten. 
Dieses  Kontrollmittel  lässt  sich  keineswegs  durch  cAttestec 
ersetzen.  Wenn  man  die  Preise  deshalb  als  richtig  annimmt, 
weil  sie  von  der  beschaffenden  Behörde  selbst  oder  durch  andere 
Behörden  desselben  Orts  auf  Antrag  der  beschaffenden  Behörde 
als  richtig  attestirt  sind,  so  verstösst  man  gegen  den  Kardinal- 
satz jeder  Revision,  dass  das  Revisionsmaterial  unabhängig  von 
dem  zu  Revidirenden  zu  Stande  kommen  soll. 

Zu  Gunsten  der  öffentlichen  Ausbietung  wird  jedoch  nicht 
geltend  gemacht  werden  dürfen,  dass  dieselbe  auch  kleineren, 
weniger  bemittelten  Gewerbetreibenden  Gelegenheit  biete,  an- 
zukommen und  so  ihren  Geschäftsbetrieb  zu  erweitern.  Ge- 
schäfte sind  klein  entweder,  weil  sie  Anfangern  gehören,  oder 
weil  die  Inhaber  wegen  Ungeschicklichkeit  oder  Unzuverlässig- 
keit  nicht  vorwärts  gekommen  sind.  Die  Aufgabe  des  Staates 
kann  es  aber  nicht  sein,  die  Kosten  zweifelhafter  Experimente 
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der  Anfänger  zu  tragen,  noch  weniger  aber,  die  notwendigen 
Folgen  wirtschaftlichen  Missgeschicks  auszugleichen.  Im  Gegen- 
theil  mü8sten  gerade  Behörden  zur  Deckung  ihres  Bedarfs  vor- 
zugsweise die  Hülfe  von  bewährten  wirthschaftlichen  Kräften 
suchen,  welche  allgemeines  Vertrauen  nicht  erst  zu  suchen, 
sondern  bereits  erworben  haben.  Sie  belohnen  dann  gewisser- 
massen  die  wirtschaftliche  Geschicktheit,  während  sie  im 
umgekehrten  Falle  dem  wirthschaftlichen  Ungeschick  zur  Stütze 
und  Ermunterung  dienen. 

Die  öffentliche  Ausbietung  und  Eontrahirung  kann  nun 
allerdings  nach  dieser  Richtung  hin  —  trotz  Bürgschaftsleistung 
—  zu  unerwünschten  Ergebnissen  führen,  und  wir  möchten  da- 
her die  Erwägung  nicht  von  der  Hand  weisen,  ob  nicht  bei 
den  Beschaffungen  der  Behörden  dem  beschränkten  Submissions- 
verfahren eine  weitere  Ausdehnung  zu  geben  wäre,  zumal  das- 
selbe auch  in  Ansehung  der  Sicherung  der  Behörden  gegen 
Beschwerden,  sowie  der  Eontrolle  etc.  die  Vorzüge  der  öffent- 
lichen Ausbietung  nicht  vermissen  lässt.  Wenn  die  beschaffende 
Behörde  den  Rang  einer  Provinzialbehörde  hat,  oder  durch  ihre 
Zusammensetzung  ähnliche  Garantieen  unparteiischen  Verfahrens 
bietet,  so  dass  in  der  Regel  kollegialische  Berathung  und  Mit- 
wirkung bei  den  Beschaffungsfragen  stattfindet,  so  dürfte  man 
es  derselben  bei  allen  solchen  Gegenständen,  deren  Preise  durch 
den  Börsenverkehr  geregelt  werden,  ohne  Gefahr  überlassen 
können,  ob  sie  dieselben  im  Wege  öffentlicher  oder  beschränk- 
ter Submission  beschaffen  will,  auch  wenn  sich  dieselben  nach 
der  sonstigen  Natur  des  Gegenstandes  nicht  unbedingt  für  die 
letztere  Beschaffungsweise  qualifiziren.  Die  Behörden  dürften 
nicht  zu  verpflichten  sein,  die  Gründe  mitzutheilen,  welche  sie 
bestimmt  haben,  eine  gewisse  Firma  nicht  zu  einer  beschränk- 
ten Submission  heranzuziehen.  Denn  da  könnte  in  der  That 
Jeder  kommen  und  fragen!  Die  Schreiberei  wäre  nicht  zu  be- 
wältigen und  schliesslich  auch  ohne  jeden  sachlichen  Nutzen. 

Die  mehrfach  angeführte  Verfügung  des  Preussischen  Finanz- 
ministers vom  8.  März  1868  unterscheidet  nicht  zwischen  >be- 
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schränkten  und  >  öffentlicher <  Submission,  sondern  nur  zwischen 
letzterer  nnd  >  Verdingung  aus  freier  Hand<.  Wir  glauben 
dessenungeachtet  annehmen  zu  dürfen,  dass  die  beschränkte 
Submission  auch  in  der  Preussischen  Zivilverwaltung  nicht  selten 
Anwendung  findet. 

In  der  Militärverwaltung  ist  dieselbe  zunächst  durch  den 
§.  121  der  Garnisonbauordnung  bei  allen  solchen  Arbeiten  für 
zulässig  erklärt,  welche  eine  besondere  Sorgfalt  oder  eine  ge- 
wisse Kunstfertigkeit  erfordern,  wogegen  die  Allgemeine  Geschäfts- 
ordnung für  die  Fortifikationsbauten  auffälliger  Weise  Vorschrif- 
ten über  die  Anwendung  dieser  Beschaffungsart  nicht  enthält. 
Der  §.  3  der  Instruktion  über  den  Ankauf  von  Rohmaterialien  etc. 
für  die  Artillerie  erklärt  die  beschränkte  Submission  allemal 
statthaft,  wenn  die  benöthigten  Gegenstände  nur  aus  den  ersten 
und  unter  diesen  wiederum  nur  aus  bestimmten  Quellen  von 
zuverlässiger  Güte  zu  beschaffen  sind,  und  wenn  selbst  die 
sorgfältigste  Revision  gegen  die  Annahme  einer  verfälschten 
oder  aus  minder  guter  Quelle  stammenden  Waare  nicht  zu 
schützen  vermag;  ebenso,  wenn  die  Ausführung  zu  verdingender 
Arbeiten  und  Leistungen  einen  ungewöhnlichen  Grad  von  Kunst- 
fertigkeit und  Zuverlässigkeit  erfordert. 

Die  §§.  60  u.  63  der  Dienstordnungen  für  die  Marine- 
werften und  Depots  lassen  die  beschränkte  Submission  zu,  »wenn 
die  Herstellung  und  Herbeischaffung  des  Bedarfsobjekts  beson- 
dere Zuverlässigkeit  verlangt,  und,  wenn  es  im  Interesse  des 
Dienstes  wünschenswerth  ist,  den  Zeitaufwand,  welcher  mit  dem 
öffentlichen  Submissions verfahren  verbunden  ist,  zu  ersparen <. 

Offenbar  behandeln  alle  angeführten  Bestimmungen  den 
Gegenstand  weder  hinlänglich  genau  noch  erschöpfend. 

Wenn  die  Zahl  derjenigen,  welche  einen  Bedarfsgegenstand 
preiswürdig  herstellen  oder  abgeben  können,  an  sich  beschränkt 
und  zugleich  bekannt  ist,  so  hat  die  öffentliche  Submission 
wohl  keinen  Zweck,  und  es  wird  die  beschränkte  Submission  in 
diesen  Fällen  nicht  allein  statthaft,  sondern  —  zur  Vermeidung 
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der  Zwischenhändler  und  Verminderung  der  Kosten  —  sogar 
geboten  sein. 

Dass  bei  einer  beschränkten  Submission  von  einem  Vor- 
behalt der  Auswahl  unter  verschiedenen  Mindestfordernden  nicht 
die  Rede  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Es  lässt  sich 
kein  haltbarer  Grund  dafür  ersinnen,  hier  einem  Mindestfordern- 
den, wenn  sonst  seine  Offerte  den  von  der  Behörde  gestellten 
Bedingungen  entspricht,  den  Zuschlag  zu  versagen.  Das  Mili- 
tär-Oekonomie-Departement  des  Preussischen  Kriegsministeriums 
hat  sich  denn  auch  in  einer  Spezial verfugung  vom  16.  März 
1860  (Seite  20  der  Nachträge  zur  Garnis.-Verwalt.-Ordn.)  in 
diesem  Sinne  ausgesprochen.  Im  Uebrigen  sind  alle  Verwal- 
tungsreglements über  diesen  Funkt  ganz  stumm.  Da  indessen 
bei  der  bewussten  oder  unbewussten  Neigung  zu  Willkürlich- 
keiten leicht  Verstösse  hierin  vorkommen  können  und  auch 
wirklich  vorkommen,  so  dürfte  es,  trotz  der  Selbstverständlich- 
keit des  Grundsatzes,  doch  nicht  überflüssig  sein,  denselben  für 
alle  Ressorts  der  Militär-  und  Marineverwaltung  in  gleichmässig 
bindender  Form  einzuführen. 

Der  Preussische  Finanzminister  hält  nach  dem  Reskripte 
vom  8.  März  1868  die  Verdingung  aus  freier  Hand  für  zu- 
lässig: 

1.  bei  Lieferungen  etc.,  deren  Kostenbetrag  die  Summe 
von  50  Thlrn.  nicht  übersteigt*); 

2.  bei  plötzlich  eintretendem  Bedürfnisse  in  dringenden 
Fällen,  wenn  es  zu  einem  öffentlichen  Ausgebots  verfahren  an 
Zeit  gebricht; 

3.  bei  Arbeiten,  welche  eine  besondere  Kunstfertigkeit  er- 
fordern; 

4.  wenn  in  einem  vorgängigen  zweimaligen  öffentlichen 
Ausgebote  kein  annehmbares  Gebot  erzielt  worden  ist.  Jedoch 
ist  in  den  beiden  letzten  Fällen  die  ministerielle  Genehmigung 


•)  Ebenso  Abschnitt  IV.,  Abth.  2.,  §.  6.  der  Post-,  und  Abschnitt  IV., 
g.  39.  der  Telegraphen-Dienst-Inatruktion. 
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nachzusuchen,  eine  Bevormundung,  deren  Zweck  uns  nicht  er- 
findlich ist. 

Wie  schon  früher  bemerkt,  ist  hierbei  keine  Rücksicht  auf 
die  beschränkte  Submission  genommen,  welche  für  den  Fall  zu  3 
generell,  für  die  Fälle  zu  2  und  4  jedenfalls  zunächst,  vor  der 
freien  Verdingung  Anwendung  finden  könnte.  Nach  einem  Er- 
lasse des  Preussischen  Handelsministers  vom  23.  August  1850 
sind  ferner  Zement  und  Substanzen  zu  hydraulischen  Mörteln 
freihändig  zu  beschaffen,  weil  >  dergleichen  Gegenstände  in  der 
Regel  nur  von  einem  Fabrikanten,  welcher  sie  in  der  zu  be- 
stimmten Zwecken  erforderlichen  Qualität  anfertigt  (also  die 
nöthige  Zuverlässigkeit  besitzt),  brauchbar  zu  erhalten  sind.< 
Uns  dünkt,  dass  dieser  Grund  ebenfalls  nur  die  Anwendung  des 
beschränkten  Submissionsverfahrens,  d.  h.  die  Beschränkung  der 
Konkurrenz  auf  bestimmte  zuverlässige  Quellen,  nicht  aber  die 
Freihändigkeit,  d.  h.  den  Ausschluss  jeder  Konkurrenz,  recht- 
fertigen könne. 

Die  Marineverwaltung  hat  in  den  §§.  39,  57  und  56,  60 
der  Dienstordnungen  für  die  Werften  und  Depots  die  Anwend- 
barkeit der  freihändigen  Beschaffung  für  folgende  Fälle  fixirt: 

1.  bei  Objekten  unter  50  Thlrn.; 

2.  wenn  Gefahr  im  Verzuge,  und  zwar  so  grosse,  dass  auch 
für  die  beschränkte  Submission  die  nöthige  Zeit  nicht  mehr 
erübrigt; 

3.  bei  besonders  vorteilhaften  Erwerbungen,  welche  andern- 
falls der  Marine  verloren  gehen  würden; 

4.  wenn  die  Beschaffung  durch  direkte  Bestellung  im  Aus- 
lande erfolgen  muss; 

5.  wenn  von  dem  Verkäufer  oder  Lieferanten  besondere 
Zuverlässigkeit  und  Verschwiegenheit  verlangt  wird; 

6.  wenn  der  Verkäufer  oder  Lieferant  thatsächlich  ohne 
Konkurrenz  dasteht; 

7.  wenn  vom  Marineministerium  besondere  Bezugsquellen 
vorgeschrieben  sind. 

Die  Aufzählung  des  letzten  Falles  ist  offenbar  überflüssig, 
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da  das  Marineministerium  besondere  Bezugsquellen  doch  nur 
aus  besonderen  Gründen  vorschreiben  wird,  die  dann  unter  dem 
einen  oder  andern  der  vorher  angegebenen  Fälle  mit  enthalten 
sein  müssen.  Auch  der  Fall  No.  4  müsste  unseres  Erachtens 
gestrichen  werden,  weil  selbst  unter  Auswärtigen  die  Ver- 
anstaltung einer  beschränkten  Submission  nicht  unausführbar  ist. 
Kann  der  betreffende  Gegenstand  aber  nur  von  einxn  Ausländer 
bezogen  werden,  dann  liegt  ja  derselbe  Fall  vor,  welcher  später 
unter  No.  6  aufgezählt  ist.  In  dem  über  den  Inventarien-  und 
Materialienverkehr  an  Bord  in  Dienst  gestellter  Schiffe  von  dem 
Marineminister  unterm  14.  August  1867  erlassenen  Reglement 
ist  denn  auch  im  §.  30  die  Möglichkeit  der  Herbeiführung  von 
Eonkurrenz  auch  bei  Beschaffungen,  welche  im  Auslande  statt- 
finden, anerkannt.  Andererseits  scheint  die  Aufstellung  der 
Werft-  resp.  Depot-Dienst-Ordnung  doch  noch  nicht  vollständig 
genug  zu  sein.  Der  Fall  notwendiger  Probe -Aufträge  resp. 
Versuche  ist  nicht  erwähnt;  auch  lässt  sich  die  thatsächlich 
freihändig  stattfindende  Beschaffung  des  Schiffbauholzes  unter 
keiner  der  gedachten  Fälle  einschalten.  Die  Erfahrung  hat  die 
gänzliche  Erfolglosigkeit  des  öffentlichen  Submissionsverfahrens 
für  die  Erlangung  von  Schiffbauholzern  dargethan,  weil  man 
vorher  niemals  wissen  kann,  tote  man  die  Veröffentlichung  ein- 
richten soll,  damit  diejenigen  Leute,  welche  Schiffbauholz  be- 
sitzen, von  dem  Bedarf  Kenntniss  erhalten.  Es  bleibt  also  nur 
übrig,  die  Bezugsquellen  einzeln  aufzusuchen  und  die  einzeln 
eingehenden  Offerten  besonders  zu  behandeln,  Preis  und  Bedin- 
gungen den  Umständen  anzupassen. 

Die  Dienstordnungen  für  die  Werften  und  Depots  haben 
noch  einen  andern  Fall,  in  welchem  nach  unserm  Dafürhalten 
ebenfalls  die  freihändige  Verdingung  zu  gestatten  wäre,  wohl 
nur  desshalb  nicht  erwähnt,  weil  derselbe  in  dem  betreffenden 
Verwaltungsverkehr  nur  selten  vorkommt.  Es  scheint  nämlich 
sowohl  die  Veranstaltung  einer  öffentlichen  wie  der  beschränk- 
ten Submission  für  die  Erlangung  aller  solcher  Dinge  über- 
flüssig, welche  auf  den  gewöhnlichen  Wochenmärkten  feil  gebo- 
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ten  werden,  und  (auch  dem  Quantum  nach)  nicht  zugleich 
Gegenstände  des  Grosshandels  sind.  Der  Preis  wird  dort  durch 
die  gleichzeitigen  An-  und  Abgebote  der  Marktbesucher  geregelt» 
und  bei  der  Oeffentlichkeit  des  bezüglichen  Verkehrs  möchte 
eine  weitere  Kontrolle  ebenso  überflüssig  sein,  wie  der  Abschluss 
von  schriftlichen  Eontrakten  über  die  auf  dem  Markte  behan- 
delten, in  der  Regel  für  den  sofortigen  Verbrauch  bestimmten 
Gegenstände.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dass  dieselben  durch 
den  Aufwand  peinlicher  Formalitäten  billiger  oder  besser  zu  be- 
schaffen sein  werden.  (Vergl.  auch  §.  30  des  Reglements  über 
die  Verwendung  der  Inventarien  und  Materialien  an  Bord  in 
Dienst  gestellter  Schiffe  vom  14.  August  1867.) 

In  der  Militärverwaltung  ist  die  freihändige  Beschaffung 
ebenfalls  bei  Objekten  von  50  Thlrn.  und  darunter  durchweg 
gestattet  (Vergl.  Verf.  des  Kriegsm.  vom  24.  August  1856, 
Seite  19  der  Nachträge  zur  Garnison- Verw.-Ordnung.)  Für  die 
Bauten  in  den  Festungen  ist  jedoch  die  Kostengrenze  durch 
eine  Allerh.  Ordre  vom  14.  Mai  1868  auf  100  Thlr.  erweitert 
worden;  die  verschiedenen  Artillerie -Institute  (Depots,  Werk- 
stätten etc.)  sind  sogar  erst  bei  Objekten  von  300  Thlr.  und 
darüber  an  bestimmte  Beschaffungsformen  gebunden. 

Mit  Bücksicht  darauf,  dass  die  Kaufkraft  des  Geldes  erheb- 
lich gesunken  ist,  scheint  es  uns  unbedenklich,  die  Grenze  der 
Zulässigkeit  der  freihändigen  Beschaffung  allgemein  auf  100  Thlr. 
festzustellen.  Die  Ausnahmestellung  der  Artillerie -Institute 
möchte  dagegen  zu  beseitigen  sein. 

Ganz  freie  Hand,  ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Objekts, 
haben  die  Truppen  bei  denselben,  mit  Ausschluss  des  Tuchs 
überlassener  Beschaffung  der  Bekleidung.  Der  §.  225  des  Be- 
kleidungsreglements für  die  Armee  im  Frieden  vom  30.  April 
1868  empfiehlt  zwar  für  Leinwand  und  Leder  die  öffentliche 
Verdingung,  eine  zwingende  Vorschrift  besteht  aber  nicht. 
Die  Befolgung  der  Empfehlung  unterliegt  auch  nicht  der  Kon- 
trolle des  Rechnungshofes,  da  die  Truppen  die  Verwendung  der 
Bekleidungsfonds  nicht  durch  Rechnungen,  sondern  nur  in  ihren 
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Büchern  nachweisen.  Fertige  Ausrüstmigsstücke  sollen  auch 
von  den  Truppen  durch  Submission  beschafft  werden,  aber  nur 
dann,  wenn  die  freihändige  Beschaffung  innerhalb  der  Etats- 
preise nicht  angängig  ist. 

Bei  der  Menage  Verwaltung  ist  den  Truppen  die  Wahl  des 
Modus  der  Beschaffung  gleichfalls  ganz  freigestellt,  obgleich  die 
Lazarethverwaltungen  ihren  Bedarf  an  Lebensmitteln,  an  deren 
Qualität  doch  noch  höhere  Ansprüche  zu  stellen  sind,  als  an 
die  Lebensmittel  für  die  Gesunden,  im  Wege  des  öffentlichen 
Verdinge  beschaffen  müssen.  Wir  glauben,  dass  in  beiden 
Fällen  das  bestehende  Verfahren  richtigen  Grundsätzen  nicht 
entspricht.  Einige  Lebensmittel  werden  sich  für  das  öffentliche 
Ausgebot,  andere  füj  die  beschränkte  Submission,  wieder  andere 
für  die  freihändige  Beschaffung  eignen.  Man  wird  eben  unter- 
scheiden müssen  —  aber  nach  den  Gegenständen  selbst,  nicht 
nach  dem  Bessort,  in  welchem  sie  verbraucht  werden. 

Jedenfalls  dürften  stichhaltige  Gründe  nicht  vorliegen,  um 
sowohl  bei  den  Beschaffungen  für  die  Menagen  als  auch  bei 
den  Beschaffungen  von  Bekleidungsbedürfnissen  (Leinwand, 
Leder  etc.)  von  jedem  grundsätzlichen  Verfahren  abzusehen. 
Eine  Aenderung  wird  jedoch  hierin  sobald  nicht  erwartet  wer- 
den dürfen.  Bücksichtlich  der  Bekleidungsgegenstände  müsste 
ein  vollständiger  Umschwung  der  Ansichten  über  die  Zweck- 
mässigkeit des  jetzigen  Systems  der  Eleiderwirthschaft  der 
Truppen  vorangehen.  Die  Beschaffung  der  Uniformen  müsste 
konzentrirt  und  besonderen  Behörden  anvertraut  werden.  Die 
Truppen  müssten  mit  fertigen  Stücken  abgefunden  werden  und 
nur  für  die  Instandhaltung  der  Bekleidung  zu  sorgen  haben. 
Dieselben  würden  dann  ein  weit  grösseres  Interesse  daran  haben, 
die  gute  Qualität  der  von  anderer  Seite  gelieferten  (nicht  von 
ihnen  selbst  beschafften)  Bekleidung  zu  prüfen,  und  ein  weit 
geringeres,  auf  Kosten  der  Leute  Ersparnisse  zu  machen.  Mög- 
lich, dass  alsdann  die  Gesammtkosten  der  Bekleidung  sich  etwas 
höher  stellen  würden  als  bisher;  allein  die  Bekleidung  selbst 
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würde  besser  sein  *),  namentlich  der  Exerzier-,  Haus-  undWachanzug 
würde  ein  erträglicheres  Ansehen  gewinnen  und  der  Mantel 
nicht  mehr  so  ängstlich  geschont  werden.  In  Betreff  der  Me- 
nage wird  zunächst  die  Erhöhung  der  Lebensmittel  gewinnen 
(150  Gramm  oder  9  Loth  rohes  Fleisch  —  Knochen  einge- 
rechnet —  als  Garnisonportion,  und  keine  Butter,  sind  in  der 
That  sehr  knapp)  und  die  Beschaffung  derselben  durch  staat- 
liche Fürsorge,  welche  sich  jetzt  auf  das  Brot  beschränkt,  er- 
folgen müssen.  Das  jetzige  Verfahren,  nach  welchem  jede 
Kompagnie-  oder  Bataillons -Menage  in  derselben  Stadt  die 
Gegenstände  ihres  Bedarfs  selbst  beschafft,  widerspricht  dem 
Grundsatz  der  möglichsten  Konzentration  der  Beschaffungen  durch 
möglichste  Vergrößerung  ihrer  Objekte. 

Das  Preuss.  Kriegsministerium  hat  seit  dem  Jahre  1864 
in  anerkennenswerther  Weise  nach  den  verschiedensten  Rich- 
tungen hin  die  Ernährung  und  Bekleidung  der  Leute  verbessert. 
Es  wird  jetzt  eine  Morgensuppe  oder  Kaffee  vergütet;  die  Brod- 
portion ist  erhöht  und  die  Qualität  des  Brotes  der  Gewöhnung 
der  neu  hinzugetretenen  Provinzen  und  Bundesgebiete  mehr 
angenähert  worden;  der  Bekleidung  sind  Unterhosen  hinzugesetzt, 
die  Form  der  Waffenröcke,  Mäntel  und  des  Schuhzeugs  ist  kom- 
fortabler geworden.  Allein  mit  der  zunehmenden  reichlicheren 
Lebenggewöhnung  aller  Volksklassen  wird  sich  bald  die  Noth- 
wendigkeit  noch  weitergehender  Verbesserungen  geltend  machen. 

Die  Beschaffung  und  gesammte  Verwaltung  der  grösseren 
Bedarfsobjekte  wird  alsdann  nicht  mehr  in  den  bisherigen  losen 
Formen  sich  bewegen  dürfen,  sondern  nach  denselben  bestimm- 
ten Kegeln  —  unter  der  obersten  Kontrolle  des  Rechnungs- 
hofes —  erfolgen  müssen,  welche  auch  für  die  übrigen  Zweige 
der  Verwaltung  des  Reichsheeres  Geltung  haben. 

Eine  fernere  Ausnahme  ist  in  Betreff  der  Beschaffung  des 
Bedarfs  an  Getreide,  Heu  und  Stroh  für  die  Militärverwaltung 

*)  Besser  ist  der  Komparativ  von  gut;  wir.  müssen  uns  gegen  die 
Auffassung  verwahren,  als  ob  wir  die  jetaige  Bekleidung  für  «cWecW 
hielten. 
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zu  koDstatiren.  Nach  §.  86  der  Magazin -Dienstordnung  vom 
11.  Januar  1855  werden  die  bezüglichen  Maassregeln  vom  Kriegs- 
ministerium getroffen.  Letztores  lässt  nun  die  Magazine  theils 
durch  eigene  Engros- Ankäufe,  theils  durch  öffentliche  Verdin- 
gung des  Jahresbedarfs,  sehr  häufig  aber  durch  freihändige 
Ankäufe  der  Lokalbeamten  füllen,  welche  hierbei  ganz  als  Agen- 
ten der  Regierung  erscheinen,  auch,  gleich  Privatagenten,  neben 
ihrem  Gehalte  eine  Ankaufsprovision  liquidiren  (§§.  87—92 
der  Magazin-Dienstordnung  und  Verfügung  des  Kriegsministeriums 
vom  12.  November  1858). 

Da  die  Ankäufe  der  letzteren  Art  eingestandenermaassen 
den  Lokal-  resp.  Wochenmarktverkehr  im  Auge  haben,  hier- 
durch aber  in  Betreff  der  Qualität  der  Waare  eine  nicht  wün- 
schenswerthe  Abhängigkeit  von  den  Produkten  der  betreffenden 
Gegend  entsteht ,  auch  die  Preise  des  Grosshandels  in  der 
Regel  geringer  sein  werden,  als  die  Marktpreise  des  betreffenden 
Orts,  so  scheint  eine  derartige  Beschaffungsweise  nicht  gerecht- 
fertigt. Sie  dürfte  auch  aus  andern  Gründen  Bedenken  erregen. 
An  manchen  Orten  wird  das  Proviantamt  der  HauptkÄufer  sein; 
wie  will  man  nun  da  die  Angemessenheit  der  selbst  gemachten 
Preise  kontrolliren?  Und  wie  will  man  verhindern,  dass  in 
Wirklichkeit  en  gros  gekauft  wird,  während  in  den  Ankaufs- 
registern die  Detailpreise  der  Wochenmarktbesucher  erscheinen? 
Vielleicht  liegt  eine  falsche  volkswirthschaftliche  Vorstellung 
zum  Grunde.  Man  glaubt  den  kleinen  Landwirthen  Gelegen- 
heit zum  direkten  Absatz  geben  zu  müssen.  Das  Bedürfniss 
hierzu  dürfte  nicht  nachgewiesen  sein;  auch  stehen  wir  nicht 
an,  zu  behaupten,  dass  die  meisten  Bauern  ihre  Waare  jedem 
Andern  lieber  verkaufen  werden,  als  der  Behörde. 

Unsere  Bemerkungen,  die  auf  Vollständigkeit  keinen  An- 
spruch machen,  werden  ergeben  haben,  dass  das  Verfahren, 
dessen  sich  die  Militär-  und  Marineverwaltung  bedient,  um 
ihren  Bedarf  an  Gegenständen  und  Leistungen  sicher  zu  stellen, 
in  den  meisten  Fällen  sehr  verschieden  ist  von  demjenigen, 
welches  Private  zu  demselben  Zweck  anwenden.    Die  Folge 
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davon  ist,  dass  die  bekannte  Redensart  >der  Fiskus  kauft  immer 
theuerc  auch  in  Betreff  der  Militär-  und  Mariae Verwaltung  eine 
gewisse  Berechtigung  hat.  Der  Privatmann  wird  dieselben 
Gegenstände  oft  schneller  und  billiger  erlangen,  und  wo  Fiskus 
billigere  Preise  zahlt,  wird  häufig  die  Qualität  etc.  mangelhaft 
sein.  Wenn  hieraus  aber  der  Schluss  gezogen  wird,  Fiskus 
habe  den  ganzen  Formalismus,  welcher  das  Verfahren  der  Be- 
hörden bei  den  Beschaffungen  umgiebt,  zu  beseitigen,  und  in 
dieser  Beziehung  einen  rein  kaufmännischen  Betrieb  einzurich- 
ten, so  müssen  wir  doch  ganz  entschieden  widersprechen.  So- 
weit die  Mehrkosten,  welche  Fiskus  aufwendet,  durch  Formen 
entstehen,  welche  die  Möglichkeit  einer  wirksamen  Eontrolle  der 
Beamten  sichern,  sind  sie  unbedingt  noth wendig;  sie  stellen 
Versicherungsprämien  vor,  welche  für  die  Erhaltung  der  Integri- 
tät der  Beamten  gesohlt  werden.  Andererseits  aber  glauben 
wir  nachgewiesen  zu  haben,  dass  auch  solche  Formen  gehand- 
habt werden,  welche  nur  dem  Ungeschick  und  dem  Unverstand 
der  Bureaukratie  ihre  Entstehung  verdanken,  deren  Festhaltung 
also  im  öffentlichen  Interesse  nicht  geboten  ist.  Nach  unserem 
unmaassgeblichen  Dafürhalten  wäre  hier  durch  Aufstellung  rich- 
tigerer, den  gegenwärtigen  Verhältnissen  entsprechender  Direk- 
tiven und  den  Zwang  gleichmässiger  Befolgung  derselben  zu 
helfen.  Der  Gegenstand  scheint  uns  einer  einheitlichen  Ordnung 
keineswegs  zu  widerstreben. 

Für  das  Zustandekommen  dieser  Direktiven  dürfte  auch 
die  Beihülfe  des  Publikums  nicht  zu  verschmähen  sein.  Denn 
es  soll  ja  durch  dieselben  ein  nicht  unwichtiger  Theil  seiner 
Beziehungen  zu  den  Beamten  geregelt  werden.  Die  betreffende 
Thätigkeit  der  Beamten  ist  zudom  eine  solche,  zu  deren  Beur- 
theilung  das  Publikum  wohl  befähigt  ist,  weil  es  selbst  Aehn- 
liches  fortgesetzt  und  in  grösstem  Umfange  treibt,  und  weil 
zum  Verständniss  der  bezüglichen  Verhältnisse  Kenntnisse  nöthig 
sind,  welche  aus  dem  Studium  der  Akten  und  in  den  rein 
wissenschaftlichen  Ausbildungsstadien  der  Beamten  allein  nicht 
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geschöpft  werden  können,  sondern  dem  lebendigen  äusseren  Ver- 
kehr abgelauscht  werden  müssen. 

In  England  ist  Begierung,  Parlament  und  > public  opinion* 
bereits  seit  längerer  Zeit  mit  der  Erwägung  beschäftigt,  ob  die 
bisherige  dortige  Art  der  Beschaffung  der  für  Heer  und  Flotte 
erforderlichen  Gegenstände  der  Modifikation  bedürfe.  In  diesem 
Augenblick  verweilt  ein  hoher  englischer  Beamter  in  Berlin» 
um  unser  Verfahren  zu  studiren.  Man  halte  es  daher  nicht 
für  überflüssig,  wenn  wir  versucht  haben,  auch  bei  uns  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  den  Gegenstand  zu  lenken,  da- 
mit reiflich  geprüft  werde,  in  wie  weit  das  Bestehende  zweck- 
mässig sei,  und  was  davon  etwa  durch  Besseres  zu  ersetzen 
sein  möchte. 

Potsdam,  im  Oktober  1871. 
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namentlich  der  Justiz-Beamten  des  Preussischen  Staats. 

Von  Dr.  jor.  Silberach  lag. 


Das  neueste  Budget  des  Preussischen  Staats  hat  endlich 
einer  seit  Jahren  gestellten  Anforderung,  der  angemessenen 
Erhöhung  der  Besoldung  der  Beamten  und  Lehrer  zu  genügen 
gesucht  und  eine  nicht  unbedeutende  Summe,  zwischen  vier 
und  fünf  Millionen  Thalern,  zu  diesem  Zwecke  angewiesen. 

Aber  schon  hört  man  von  allen  Seiten  die  bittersten  Klagen, 
dass  die  bewilligten  Gehalts-Erhöhungen  durchaus  unzureichend 
seien,  dass  sie  z.  B.  für  die  Preussischen  Richter  kaum  zur 
Deckung  des  Nachtheils  ausreichen,  welcher  durch  den  gestie- 
genen Preis  aller  Lebensbedürfnisse  in  den  letzten  drei  Jahren 
herbeigeführt  ist. 

Der  Hauptsache  nach  müssen  wir  diese  Klagen  für  begrün- 
det halten. 

Der  Beamte  darf  allerdings  nicht  den  Anspruch  machen, 
von  seinem  Amte  ähnliche  Einnahmen  zu  haben,  wie  sie  die 
Industrie  dem  Kaufmann  oder  Gewerbtreibenden  gewährt.  Allein 
er  hat  den  Anspruch,  dass  ihm  der  Staat  für  treue  und  fleissige 
Arbeit  soviel  Einnahme  gewähre,  dass  er  für  sich  und  seine 
Familie  standesmässiges  Auskommen  geniesst. 

Der  Staat,  der  diesem  Ansprüche  nicht  genügt,  handelt 
ungerecht  und  desshalb  auch  unklug,  denn  jede  Ungerechtigkeit 
erweist  sich  zuletzt  auch  als  Unklugheit.    Eine  kümmerliche 
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und  ungenügende  Besoldung  der  Beamten  ist  namentlich  auch 
für  das  Ansehen  des  Staats  nachtheilig,  ebenso  wie  es  für  das 
Ansehen  eines  Privatmanns,  z.  B.  eines  Gutsbesitzers  oder 
reichen  Fabrikanten  nachtheilig  ist,  wenn  er  seine  Beamten  und 
Diener  darben  lässt. 

Untersuchen  wir,  welches  die  Gründe  der  so  sehr  bedräng- 
ten Lage  der  Preussischcn  Beamten  sind  und  welche  Mittel 
geeignet  sein  möchten,  Abhülfe  zu  schaffen. 

Es  sind  vorzugsweise  zwei  Umstände,  welche  die  pekuniäre 
Lage  des  Beamten-Standes  aufs  Aeusserste  verschlimmert  haben, 
nämlich  einmal  der  übermässige  Andrang  zum  Beamten-Stande 
und  überhaupt  zu  gelehrten  Beschäftigungen  und  sodann  die 
Veränderung  des  Geldwerths,  die  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten 
stattgefunden  hat.   Betrachten  wir  den  ersten  Punkt  näher! 

In  allen  absoluten  Monarchieen  wird  ein  übermässiger  Zu- 
drang  zum  Beamten-Stande  stattfinden,  weil  nur  dieser  Stand 
Einfluss  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  und  dem  ent- 
sprechendes Ansehn  giebt.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundern, 
dass  auch  in  Preussen  bis  zur  Zeit  Friedrich  Wilhelm  IV.  ein 
solcher  Zudrang  stattfand.  Dazu  kam  in  Bezug  auf  den  Preussi- 
schen  Staat  der  Umstand,  dass  bis  vor  etwa  dreissig  Jahren 
Industrie  und  Handel  lange  nicht  so  entwickelt  waren  und  nicht 
solche  Aussichten  gewährten,  als  etwa  in  England,  Holland 
oder  Belgien. 

Das  ist  jetzt  anders  geworden. 

Seit  Errichtung  des  Zollvereins  und  Erbauung  der  Eisen- 
bahnen hat  ein  ausserordentlicher  Aufschwung  der  Industrie  und 
des  Handels  stattgefunden.  Dazu  kommt  nun  aber  auch  die 
neue  Gestaltung  des  politischen  Lebens,  die  sich  seit  dem  Jahre 
1848  vollzogen  hat.  Dank  unserer  konstitutionellen  Verfassung 
können  der  Fabrikant,  der  Kaufmann,  Gutsbesitzer  und  einfache 
Literat  jetzt  als  Vertreter  der  Nation  im  Landtage  oder  Reichs- 
tage an  der  Leitung  der  öffentlichen  Arbeiten  theilnehmen  und 
dadurch  eine  höchst  ehrenvolle  und  einflussreiche,  zugleich  auch 
völlig  unabhängige  Stellung  einnehmen. 
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Dieser  ganze  Aufschwang  des  industriellen  und  politischen 
Lebens  der  Nation  wird  gewiss  dazu  beitragen,  für  die  Zukunft 
den  übermässigen  Zudrang  zum  Beamten-Stande  zu  vermindern. 
Für  jetzt  hat  die  neue  Entwicklung  des  politischen  und  in- 
dustriellen Lebens  jedoch  nur  eine  geringe  Wirkung  in  dieser 
Beziehung  geäussert.  Bis  auf  die  neueste  Zeit  fand  z.  B.  zum 
höhern  Justizdienste  ein  solcher  Andrang  statt,  dass  die  Zahl 
der  Juristen,  welche  studirt  und  alle  Examina  bestanden  hatten 
und  demnächst  als  Assessoren  Jahre  lang  umsonst  arbeiten 
mussten,  bis  sie  40  Thlr.  monatlicher  Diäten  erhielten,  sich 
bis  vor  wenigen  Jahren  auf  mehrere  Hundert  belief,  und  erst 
in  den  letzten  3  oder  4  Jahren  ist  eine  erhebliche  Abnahme 
der  Zahl  dieser  unbesoldeten  Assessoren  eingetreten. 

Als  zweiten  Hauptgrund  der  Uuzulänglichkeit  der  Beamten- 
Gehälter  betrachten  wir  den  gesunkenen  Geldwerth. 

Die  Ursachen  der  unleugbaren  Thatsache,  dass  der  Geld- 
werth in  unserm  Vaterlande  in  den  letzten  dreissig  Jahren  so  bedeu- 
tend gesunken  ist,  sind  wohl  noch  nicht  genügend  aufgeklart.  Es 
mag  sein,  dass  die  Entdeckung  der  grossen  Goldfelder  Kalifor- 
niens und  später  Australiens  hierzu  beigetragen  hat.  Mehr 
Einfluss  hat  wahrscheinlich  die  ausserordentliche  Vermehrung 
des  Papiergelds  gehabt,  namentlich  die  Vermehrung  von  Staats- 
und Privat-Banken,  welche  in  den  letzten  20  Jahren  stattge- 
funden hat.  Man  berechnet  jetzt  die  Masse  des  ganzen  Papier- 
geldes, welches  im  Deutscheu  Reiche  kursirt,  bekanntlich  auf 
dreihundert  bis  vierhundert  Millionen  Thaler.  Für  dies  Papier- 
geld, soweit  es  in  Banknoten  besteht,  liegen  allerdings  sehr 
grosse  Summen  in  baarem  Metall  in  den  Kellern  der  verschie- 
denen Staats-  und  Privat-Banken.  Allein  immerhin  hat  die 
Masse  des  kursirenden  Geldes  durch  Ausgabe  von  Banknoten 
und  Vermehrung  des  Staats-Papiergeldes  in  den  letzten  zwan- 
zig Jahren  im  Deutschen  Keiche  gewiss  um  hundert  bis  zwei- 
hundert Millionen  Thaler  zugenommen.  Mit  der  Verringerung 
des  Gelwderthes  hängt  es  zusammen,  dass  der  Geldwerth  der 
Grundstücke,  auch  solcher,  welche  wirthschaftlich  nicht  verbes- 

Volkswirte.  ViwWtiihnchrift.  1871.  HL  4 
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sert  sind,  Kielt  fast  im  ganzen  Preussischcn  Staate  in  den  letzten 
beiden  Jahrzehnten  verdoppelt  hat,  dass  auch  die  Einnahme 
aus  jeder  Art  der  Industrie  gestiegen  ist,  dass  der  Lohn  des 
gewöhnlichen  Arbeiters  und  Handwerkers  einen  höhern  Geld- 
betrag erreicht  hat  als  früher,  dass  dagegen  aber  auch  der 
Preis  der  meisten  Lebensbedürfnisse,  namentlich  Wohnung, 
Kleidung,  Fleisch  erheblich  gestiegen  ist. 

Nehmen  wir  ein  Beispiel  aus  der  Praxis  des  täglichen 
Lebens,  welches  zeigt,  wie  sehr  die  Verringerung  des  Geld- 
werths die  Lage  der  Beamten  verschlechtert  hat:  In  der  Land- 
stadt 0.  wird  im  Jahre  1850  ein  Bürgermeister  mit  800  Thlr. 
jährlichem  Gehalt  angestellt.  Mit  diesem  Gehalte  kann  er  in 
C.  eine  Familie  ernähren,  steht  auch  in  seinem  Einkommen  den 
fast  blos  aus  Ackerbürgern  bestehenden  Honoratioren  von  C. 
zur  Zeit  seiner  Anstellung  beinahe  gleich,  denn  diese  haben 
zu  dieser  Zeit  meistens  auch  nicht  viel  über  1000  Thlr.  an 
jährlicher  Einnahme.  In  Folge  der  Anlage  einer  Zuckerfabrik 
steigt  nun  aber  in  C.  der  Betrag  der  Ackerpacht  von  5  Thlr. 
pro  Morgen  auf  12  bis  15  Thlr.  pro  Morgen.  Die  Ackerbürger, 
welche  1850  eine  jährliche  Einnahme  von  1000  Thlr.  hatten, 
haben  18G0  oder  1870  eine  solche  von  2-  bis  3000  Thlr.  Die 
pekuniäre  Stellung  des  Bürgermeisters  von  C.  im  Verhältniss 
zu  der  der  Honoratioren  diese»  Orts  hat  sich  also  durchaus 
zum  Nachtheile  des  Bürgermeisters  verändert. 

Betrachten  wir  nun  aber  einmal  die  Lage  der  eigentlichen 
Untorbeamten,  z.  B.  der  Gerichtsboten,  Exakutoren,  der  Po- 
lizei-Sergeanten, der  Kanzlisten  der  Gerichte  erster  Instanz! 

Durchschnittlich  stehen  diese  sämmtlichen  Beamten  in  den 
meisten  grössern  Städten  in  ihren  Einnahmen  jetzt  erheblich 
zurück  hinter  den  Einnahmen  fleissiger  Fabrikarbeiter  oder 
tüchtiger  Handwerker,  denn  bei  den  letzten  Ständen  hat  sich 
die  Einnahme  im  letzten  Jahrzehnt  erheblich  mehr  erhöht,  als 
das  üchalt  der  Subaltern-Beamten. 

Ein  Zurückstehen  dieser  Beamten  gegenüber  andern,  an 
Bildung  ihnen  etwa  gleich  stehenden,  Berufsständen  würde  nun 
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noch  zu  ertragen  sein,  aber  wenn  nun  noch  Wohnung,  Fleisch, 
Kleidung,  kurz  alle  Lebensbedürfnisse  von  1850  bis  1870  er- 
heblich theurer  geworden  sind,  so  dass  ein  im  Jahre  1850  noth- 
dürftig  ausreichendes  Gehalt  im  Jahre  1870  absolut  unzulänglich 
ist,  so  ist  es  in  der  That  eine  schreiende  Ungerechtigkeit,  wenn 
man  das  schon  im  Jahre  1850  dürftig  abgemessene  Gehalt 
dieser  Unterbeamten  auch  jetzt  nicht  den  Verhältnissen  ent- 
sprechend erhöht. 

Was  kann  nun  aber  der  Staat  für  die  Beamten  thun? 

Der  übermässige  Andrang  zur  Beamten-Karriere  wird  all- 
mälig  in  Folge  der  veränderten  politischen  und  industriellen 
Verhältnisse  von  selbst  aufhören;  die  eingetretene  Veränderung 
des  Geldwerthos  kann  der  Staat  nicht  wieder  aufheben,  auch 
steht  es  nicht  in  seiner  Macht,  für  die  Zukunft  einem  weitem 
Sinken  des  Geldwerths  vorzubeugen.  Wohl  aber  ist  der  Staat 
im  Stande,  die  Gehälter  seiner  Beamten  angemessen  zu  erhöhen. 
Die  durch  das  jetzige  Budget  erfolgte  Gehalts-Erhöhung  können 
wir  allerdings  nur  als  einen  Anfang  dessen,  was  Noth  thut, 
betrachten. 

Wenden  wir  uns  nun  aber  von  den  Preussischen  Beamten 
im  Allgemeinen  speziell  zu  den  juristischen  Beamten  und  be- 
trachten wir  zunächst  die  pekuniäre  Lage  der  Preussischen 
Richter  und  Staatsanwälte  und  zwar  speziell  der  Richter  und 
Staatsanwälte  in  denjenigen  Provinzen  Preussens,  in  welchen 
das  Allgemeine  Land-Recht  und  die  Allgemeine  Gerichts-Ord- 
nung gelten,  d.  h.  also  in  Westphalen  und  den  sechs  östlichen 
Provinzen.  In  diesem  Theile  des  Staats  ist  die  pekuniäre 
Stellung  der  Justiz-Beamten  bei  Weitem  schlechter  als  in  den 
übrigen  Provinzen. 

Nach  vollendetem  Universitäts-Studium  und  Ablegung  des 
ersten  Examens  beginnt  für  den  Preussischen  Juristen  der  ge- 
dachten Provinzen  die  Zeit  der  praktischen  Ausbildung,  welche 
mindestens  vier  Jahre  währt  und  während  deren  er  ganz  auf 
eigene  Kosten  leben  muss. 

Nach  Beendigung  dieser  praktischen  Ausbildung  und  Ab- 
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legung  des  zweiten  Examens  (des  Assessor-Examens)  hat  der 
neue  Assessor,  sobald  eine  Richterstelle  vakant  wird,  was 
allerdings  jetzt  meistens  ziemlich  rasch  der  Fall  ist,  eine  An- 
stellung als  Kreisrichter  mit  einem  jährlichen  Gehalte,  welches 
bisher  600  Tblr.  betrug  und  in  Folge  der  neuesten  Gehaita- 
Erhöhung  vom  l.  Januar  1872  ab  700  Thlr.  betragt.  Dieses 
hohe  Ziel  kann  Jemand,  der  mit  20  Jahren  die  Universität 
bezieht  und  nach  dreijährigem  Studium  seine  praktische  Aus- 
bildung in  vier  Jahren  vollendet,  frühstens  im  27.  oder  28.  Lebens- 
jahre erreichen. 

Dies  Gehalt  erhöht  sich  im  Laufe  des  gewöhnlichen  Avance- 
ments dann  in  der  Art,  dass  ein  Richter,  der  nicht  Direktor 
oder  Appellation*  -  Gerichts  -Rath  wird,  —  was  doch  nur  der 
kleinere  Theil  werden  kann,  —  es  in  Folge  der  jetzigen  Gehalts- 
Erhöhung  und  mit  vollendetem  50.  Lebensjahre  wohl  bis  1200 
oder  1300  Thlr.  bringen  kann. 

Wohl  nicht  mit  Unrecht  trug  daher  eine  vor  einigen  Jahren 
erschienene  Broschüre,  welche  die  pekuniäre  Lage  der  Preossi- 
schen  Richter  besprach,  das  Motto: 

»DiflUile  est,  satyram  non  scribere*. 

Die  Lage  der  Staatsanwälte  ebenso  wie  die  der  Appellationa- 
Gerichts-Räthe  ist  allerdings  besser,  als  die  der  Richter  erster 
Instanz,  aber  weit  davon  entfernt,  eine  gute  zu  sein. 

Gegen  die  Verpflichtung  des  Staats  zur  Erhöhung  des  Ge- 
halts der  Richter  pflegt  man  geltend  zu  machen: 

>es  sei  ja  freie  Wahl  eines  Jeden,  ob  er  Jurist  werden 
wolle  oder  nicht;  der  Staat  zwinge  Niemanden,  ihm  zu 
dienen;  den  Betrag  des  Gehalts  wisse  Jedermann  voraus. < 
Allein  mit  domselben  Rechte  könnte  auch  der  Fabrik- 
besitzer, der  seine  Arbeiter  Hunger  leiden  lässt,  sagen:  >Ich 
zwinge  Niemanden,  für  mich  zu  arbeiten,  ich  nehme  nur  die 
Arbeit  ohne  alle  weitere  Rücksicht  auf  den  Arbeiter  so  billig, 
als  ich  sie  bekommen  kann.< 

Und  Seitens  eines  Privatmanns  wird  man  sich  eine  solche 
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Rede  noch  eher  gefallen  lassen,  als  Seitens  eines  grossen  und 
angesehenen  Staats. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  besonderer  Grund,  der  in  der 
Eigentümlichkeit  der  Preußischen  Gerichts- Verfassung,  welche 
in  den  östlichen  Provinzen  und  Westphalen  gilt,  liegt  In 
diesem  Theile  des  Preussischen  Staats  ist  es  nicht  so,  wie  in 
fast  allen  andern  Landern,  dass  die  Juristen,  welche  ihre  Vor- 
bildung beendigt  haben,  sich  nun  der  Advokatur  widmen  könn- 
ten und  dass  aus  der  Zahl  der  Advokaten  der  Staat  die  Richter 
wählte,  oder  dass  es  wenigstens  jedem  Juristen  frei  gestellt 
wäre,  ob  er  Advokat  oder  Richter  werden  will,  sondern  der 
Staat  nöthigt  den  Juristen,  der  nach  Beendigung  seiner  Vor- 
bereitung zum  Assessor  ernannt  ist,  sobald  er  im  Justizdienste 
bleiben  will,  ihm  als  Richter  zu  dienen.  Dem  Richter  steht 
es  frei,  sich  um  Anwalts-Stellen  zu  bewerben,  sobald  eine  solche 
Stelle  vakant  wird,  denn  die  Zahl  der  Anwalts-Stellen  ist  eine 
beschränkte.  Der  Regel  nach  kann  Niemand  eine  Anwalts- 
Stelle  erhalten,  der  nicht  Jahre  lang  als  Assessor  oder  Kreis- 
richter dem  Staate  gedient  hat.  Und  auch  dann  wird  die 
Verleihung  derartiger  Stellen  als  eine  Gunst  betrachtet;  wie 
oft  haben  sich  Richter,  die  seit  40  Jahren  und  länger  als  solche 
angestellt  sind,  vergeblich  um  Anwalts-Stellen  beworben! 

Falls  jetzt  freie  Advokatur  eingeführt  würde,  würde  der 
Staat  nicht  mehr  genug  Assessoren  zur  Besetzung  der  Richter- 
Stellen  haben,  denn  es  würde  sofort  eine  grosse  Zahl  der  Richter 
ihre  dürftig  besoldeten  Stellen  niederlegen,  um  sich  der  Advo- 
katur zu  widmen. 

Gerade  aber,  weil  der  Staat  seine  Juristen,  soweit  sie  im 
Justizdienste  bleiben  wollen,  geradezu  zwingt,  ihm  als  Richter 
zu  dienen,  hat  der  Staat  auch  doppelte  Pflicht,  diese  Richter 
auskömmlich  zu  besolden. 

So  wünschenswerth  und  dringlich  nun  bei  dieser  Sachlage 
eine  durchgreifende  Erhöhung  der  Gehalte  dor  Richter  ist,  so 
bedarf  es  doch  zu  einer  dauernden  Besserung  der  Lage  der 
Preussischen  Richter  neben  der  Gehalts -Erhöhung  noch  einer 
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Aonderung  der  Gerichts- Verfassung,  welche  wieder  ohne  Aen- 
derung  des  Gerichts -Verfahrens  nicht  möglich  ist. 

Die  Eigentümlichkeit  des  Preussischen  Gerichts- Verfahrens 
beruht  zum  Theil  noch  auf  den  Nachwirkungen  der  sogenann- 
ten Justizreforra ,  welche  Carmer  im  Jahre  1780  einfahrte. 
Cammer  schaffte  bekanntlich  die  Advokaten  ganz  ab  und  über- 
trug nicht  bloss  die  Leitung  und  Entscheidung,  sondern  auch 
Betrieb  und  Instruktion  des  Prozesses  ausschliesslich  den  Rich- 
tern. Als  Motiv  dieser  Aenderung  sprach  er  aus,  Personen, 
deren  Einnahmen  von  der  Gunst  des  Publikums  abhänge,  wie 
dies  bei  den  Advokaten  der  Fall  sei,  seien  nothwendig  durch- 
aus unzuverlässig  und  geneigt,  die  Prozesse  durch  Lügen  und 
Ghikanen  in  die  Länge  zu  ziehen  und  das  Recht  zu  verdrehen; 
dagegen  dürfe  man  solche  Personen  als  zuverlässig  und  ver- 
trauenswürdig betrachten,  dio  ein  festes  Gehalt  vom  Staate  be- 
ziehen, unter  Aufsicht  höherer  Beamten  und  in  letzter  Instanz 
unter  der  des  Königs  stehen  und  in  keiner  Weise  von  der 
Gunst  des  Publikums  abhangen.  Das  Carmer'sche  Gerichts- 
Verfahren  erwies  sich  bekanntlich  nach  kurzer  Zeit  als  nicht 
durchführbar;  man  sah  sich  genöthigt,  an  Stelle  der  Advokaten 
erst  Assistenzrätho,  dann  Justiz-Kommissarien,  die  später  den 
Titel  Rechtsanwälte  erhielten,  wieder  einzuführen.  Auch  hat 
man  nach  dem  Muster  des  Rheinisch-Französischen  Prozesses 
die  durch  Gärtner  gänzlich  beseitigte  Mündlichkeit  des  Verfahrens 
durch  die  Verordnungen  vom  1.  Juni  1833  und  21.  Juli  1846 
bis  zu  einer  gewissen  Ausdehnung  wieder  eingeführt,  dennoch 
sind  im  sogenannten  altpreussischen  Prozesse  sehr  bedeutende 
Nachwirkungen  der  Ansichten  Carmcrs  geblieben. 

Noch  im  heutigen  altpreussischen  Prozesse  hat  der  Richter 
nicht  nur  die  Leitung,  sondern  auch  die  ganze  Instruktion  des 
Prozesses;  die  mündliche  Verhandlung  des  Preussischen  Pro- 
zesses besteht  z.  B.  darin,  dass  die  Parteien  vor  dem  versam- 
melten Gericht  erscheinen,  aber  nicht  etwa,  um  ihre  Behaup- 
tungen und  Ansprüche  vorzutragen,  sondern  um  anzuhören,  dass 
einer  der  Richter  auf  Grund  eines  schriftlichen  Referats  ihnen 
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das  ganze  Sachvorhältniss  des  Prozesses  vorträgt,  worauf  ilaun 
die  Parteien  mit  ihren  Bemerkungen  gehört  werden. 

Das  ganze  Verfahren  hat  durchweg  die  Tendenz,  dem  Ge- 
richte den  bei  weitem  überwiegenden  Thoil  der  Arbeit  des 
Prozesses  und  dem  Anwalte  möglichst  wenig  Arbeit  und  Wirk- 
samkeit zuzutheilen. 

Dieser  Tendenz  des  Preussischeu  Zivil-Prozesses  entspricht 
es,  dass  in  Bezug  auf  die  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit der  Richter  Konkurrent  der  Notare  ist,  dass  ferner  die 
Preussische  Vormundschafts -Ordnung,  welche  seit  dem  Jahre 
1794  fast  ganz  unverändert  geblieben  ist,  nicht  blos  die  Auf- 
sicht über  die  Vormünder,  sondern  eiuen  grossen  Theil  der  vor- 
mundschaftlichen Administration  dem  Gerichte  überträgt. 

So  lange  dieses  Gerichts- Verfahren  besteht,  lässt  sich  die 
grosso  Zahl  der  Preussischen  Richter  nicht  verringern  und 
ebenso  wenig  die  Zahl  der  Anwälte  ohne  Nachtheil  erheblich 
vermehren. 

So  seltsam  es  ist,  dass  nach  unserer  altpreussischen  Ge- 
richts-Verfassung die  richterliche  Beschäftigung  die  Vorbereitung 
zum  Amte  eines  Rechtsanwalts  bildet,  so  entspricht  dies  doch 
dem  Charakter  des  altpreussischen  Zivilprozesses.  Eine  Aen- 
derung  des  letztern  ist  nun  aber  längst  ersehnt. 

Bereits  beim  Juristen-Tage  zu  Berlin  im  Jahre  1800  wurde 
durch  den  Ober -Tribunals -Rath  Dr.  Waldeck  die  Einführung 
einer  gemeinsamen  Zivilprozess- Ordnung  für  ganz  Deutschland 
angeregt.  Der  Juristen-Tag  erkannte  fast  einstimmig  das  Be- 
dürfniss  der  Gemeinsamkeit  des  Zivilprozesses  für  Deutschland 
an.  Es  wurden  auch  vom  Juristen-Tage  demnächst  fünf  Sätze 
gebilligt,  welche  Waldeck  als  Grundlagen  der  abzufassenden 
Prozess-Ordnung  aufstellte  und  welchen  namentlich  das  Prin- 
zip des  Anwaltszwangs  und  des  Prozessbetriebs  durch  die  Par- 
teien zu  Grundo  lag,  also  dasselbe  Prinzip,  welches  die  Grund- 
lage des  Rheinisch-Französischen  und  des  Bairischen  Prozesses 
büdet. 

Bis  jetzt  sind  nun  allerdings  die  Versuche ,  eine  gemein- 
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same  Prozeß -Ordnung  für  das  Deutsche  Reich  zu  Stande  zu 
bringen,  erfolglos  geblieben,  allein  das  Bedürfniss  einer  einheit- 
lichen Prozess-Ordnung  für  das  Deutsche  Reich  ist  schon  aus 
Gründen  der  Politik  ein  so  dringendes,  dass  es  nicht  mehr 
lange  unbefriedigt  bleiben  kann. 

Auch  Usst  sich  kaum  bezweifeln,  dass  die  neue  Prozess- 
Ordnung  nach  dem  Muster  des  Rheinisch-Französischen,  Bairi- 
schen  und  Hannoverschen  Prozess- Verfahrens  dem  Richter  Mos 
die  Prozessleitung  vorbehalten,  den  Parteien  aber  den  Prozess- 
betrieb übertragen  wird,  sowie  dass  man  demgemäss  auch  die 
altpreussische  Vormundschafts -Ordnung  umgestalten  wird  und 
aufhören  wird,  die  Richter  als  Eonkurrenten  der  Anwälte  fun- 
giren  zu  lassen. 

Es  sind  dies  Reformen,  die  im  Interesse  der  Rechtspflege 
in  hohem  Grade  wünschenswert  sind,  die  aber  in  demselben 
Grade  auch  erwünscht  sind  im  Interesse  der  pekuniären  Lage 
des  Preussischen  Richterstandes,  denn  ohne  solche  Reformen 
ist  eine  erhebliche  Aenderung  der  Preussischen  Gerichts -Ver- 
fassung nicht  durchzuführen.  Die  gegenwärtige  Gerichts- Ver- 
fassung erschwert  aber  in  zweifacher  Hinsicht  die  Verbesserung 
der  pekuniären  Lage  der  Richter;  zunächst  nämlich  dadurch, 
dass  sie  eine  ausserordentlich  grosse  Zahl  Richter  erforderlich 
macht;  vergleicht  man  z.  B.  die  Rheinprovinz  mit  den  7  öst- 
lichen Provinzen,  so  haben  diese  noch  einmal  soviel  Richter 
und  halb  soviel  Advokaten  und  Notare  als  die  Rheinprovinz. 

Aber  noch  in  einer  zweiten  Beziehung  erschwert  die  jetzige 
Gerichts-Verfassung  die  dauernde  Verbesserung  der  pekuniären 
Lage  der  Richter. 

So  lange  nämlich  die  jetzige  Gerichts-Verfassung  besteht, 
würde  eine  erhebliche  Erhöhung  des  Gehalts  der  Richter  den 
Erfolg  haben,  dass  der  Andrang  zu  den  Richter-Stellen  wieder 
unmäsfcig  zunimmt,  dass  wieder  eine  Schaar  unbesoldeter  Asses- 
soren heranwächst.  Was  würde  es  helfen,  wenn  z.  B.  der 
jüngste  Kreisrichter  statt  GOO  Thlr  1100  Thlr.  Gehalt  be- 
käme, aber  der  Assessor  wieder,  wie  noch  vor  einigen  Jahren 
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der  Fall  war,  sechs  Jahre  warten  müsste,  ehe  er  eine  solche 
Stelle  erhält? 

Hier  kann  neben  der  Gehalts-Erhöhung  nur  die  Aenderung 
der  Gerichts- Verfassung  helfen,  die  auch  in  den  altpreussischen 
Provinzen  das  naturgemässe  Verhältniss  zwischen  Advokatur 
und  Richterstand  wiederherstellt. 

Bei  den  Justiz-Subaltern-Bearnten  der  altpreussischen  Pro- 
vinzen, namentlich  bei  den  bei  den  Gerichten  erster  Instanz  ange- 
stellten Subalternen,  ist  eine  Gehalts -Erhöhung  unzweifelhaft 
erforderlich,  wenn  die  Würde  und  auch  nur  die  Integrität  der 
Justiz  aufrecht  erhalten  werden  soll.  Auch  hier  aber  würde 
zur  Verbesserung  der  pekuniären  Lage  eines  grossen  Theils  der 
Beamten,  nämlich  der  Gerichtsboten  und  Exekutoren,  Nichts 
mehr  beitragen,  als  eine  Aenderung  des  Verfahrens  und  dera- 
gemäss  der  Gerichts-Verfassung. 

Das  jetzige  altpreussische  Verfahren  zeigt  seinen  büreau- 
kratischen  Charakter  auch  dariu,  dass  die  Insinuation  alle  Ver- 
fügungen und  Erkenntnisse  im  Prozesse  ebenso  wie  die  Voll- 
streckung der  Exekution  nur  auf  Geheiss  des  Richters  durch 
Boten  und  Exekutoren  erfolgt,  welche  letztere  ihr  bestimmtes 
Gehalt  haben  und  daher  für  ihre  Person  nicht  das  mindeste 
Interesse  daran  haben,  ob  z.  B.  eine  Exekution  erfolgreich  ist 
oder  nicht. 

Das  Rheinisch  -  Französische  Prozess -Verfahren  und  damit 
übereinstimmend  das  Hannoversche  überträgt  die  Insinuation 
und  die  Exekution  den  Huissiers  (in  Hannover  Gerichts-Vögte 
genannt),  welche  von  den  Parteien  gewählt  werden  und  im  All- 
gemeinen selbstständig  handeln,  welche  auch  kein  bestimmtes 
Gehalt  haben,  sondern  für  ihre  Arbeit  Gebühren  beziehen,  deren 
Betrag  z.  B.  bei  Exekutionen  davon  abhängt,  ob  die  Exekution 
erfolgreich  ist  oder  nicht,  die  aber  auch  schon  darum  das 
höchste  Interesse  an  guter  Ausführung  der  ihnen  ertheilten 
Aufträge  haben,  weil  ihre  Beschäftigung  grossentheils  von  dem 
Vertrauen  abhängt,  das  ihnen  das  Publikum,  namentlich  der 
Stand  der  Anwälte  schenkt. 
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Es  ist  bekannt,  dass  die  Lage  der  Huissiers  in  der  Rhein- 
provinz, ebenso  die  der  Gerichts -Vögte  in  Hannover  im  Ganzen 
oine  durchaus  befriedigende,  gegenüber  den  altländischen  Boten 
und  Exekutoren  aber  eine  wahrhaft  glänzende  ist. 

Auch  bei  den  altpreussischen  Justiz -Subaltern -Beamten 
erachten  wir  daher  als  das  beste  Mittel  zur  Herbeiführung  einer 
bessern  pekuniären  Lage  neben  einer  erheblichen  Gehalts-Er- 
höhung die  Einfuhrung  eines  anderweiten  Gerichts-Verfahrens 
und  einer  andern  Gerichts-Verfassung. 

Magdoburg,  Januar  1872. 
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Die  Pensionen  der  Beamten  nnd  der  Wittwen 
von  Beamten  im  Preussischen  Staate. 

Von  Dr.  jar.  Silberschlag. 


Die  vom  1.  Januar  1872  an  eintretende  Erhöhung  der 
Beamten  -  Gehälter  im  Preussischen  Staate  erstreckt  sich  blos 
auf  die  Besoldungen  der  aktiven  Beamten,  die  Pensionen  der 
verabschiedeten  Beamten  sowie  die  Wittwen-Pensionen  sind  von 
dieser  Maassregel  in  keiner  Weise  berührt  worden. 

Und  doch  sprechen  für  die  Erhöhung  auch  dieser  Pen- 
sionen erhebliche  Gründe  der  Billigkeit. 

Der  Hauptgrund,  der  für  die  Erhöhung  des  Gehalts  der 
aktiven  Beamten  spricht,  das  stattgehabte  Sinken  des  Geld- 
werths, gilt  in  demselben  Maasse  auch  für  Wittwen-Pensionen 
und  die  Pensionen  verabschiedeter  Beamten,  ja  er  findet  auf 
letztere  fast  noch  in  höherem  Grade  Anwendung,  weil  ihr  Be- 
trag ein  geringerer  ist.  Betrachten  wir  einmal  die  Verhält- 
nisse des  praktischen  Lebens! 

Der  Handwerks-Geselle  oder  Fabrik- Arbeiter  in  Berlin  oder 
Magdeburg,  der  bis  vor  zehn  Jahren  sich  mit  20  Sgr.  pro  Tag 
begnügen  musste,  erhält  jetzt  täglich  einen  Thlr.,  auch  wohl 
mehr.  Seine  jährliche  Einnahme  ist  also,  wenn  man  blos  auf 
die  Menge  des  baaren  Geldes  sieht,  um  etwa  die  Hälfte  ge- 
stiegen. Zieht  man  aber  in  Erwägung,  um  wieviel  seit  1862 
die  Preise  der  Wohnungen,  Lebensmittel,  des  Brennmaterials, 
überhaupt  der  meisten  Lebensbedürfnisse  gestiegen  sind,  so  hat 
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der  Arbeiter  oder  Handwerker  im  Jahre  1872  mit  300  Thlr. 
jährlich  weniger,  als  er  im  Jahre  1862  mit  250  Thlrn.  gehabt 
haben  würde.  Die  seit  1862  eingetretene  Verbesserung  seiner 
materiellen  Lage  ist  daher  keine  so  bedeutende,  als  es  auf  den 
ersten  Anblick  scheinen  möchte. 

Nehmen  wir  nun  aber  die  Wittwe  eines  Lohrers  oder  Sekre- 
tärs, die  im  Jahre  1862  eine  Peusion  von  100  Thlrn.  erhielt. 
Diese  Pension  hat  im  Jahre  1872  höchstens  noch  den  Geld- 
werth, der  im  Jahre  1861  eine  Pension  von  75  bis  80  Thlr. 
gehabt  haben  würde,  sie  ist  also  in  der  That  von  100  Thlr. 
auf  75  bis  80  Thlr.  hinabgesunken. 

Hierin  liegt  eine  schreiende  Härte  für  die  Wittwe. 

Eine  streng  rechtliche  Verpflichtung  gegen  diese  Härte, 
welche  pensionirte  Beamte  ebenso  trifft,  als  die  Wittwen  von 
Beamten,  Abhülfe  zu  gewähren,  besteht  für  den  Staat  allerdings 
nicht,  wohl  aber  muss  man  eine  stark  moralische  Verpflichtung 
des  Staats  in  dieser  Beziehung  anerkennen. 

Was  zunächst  pensionirte  Beamte  betrifft,  so  beruhen  die 
Pensionen  überhaupt  auf  dem  Grundsatze,  dass  der  Staat  den 
Beamten,  welche  ihm  treu  gedient  haben  und  arbeitsunfähig 
geworden  sind,  auskömmlichen  Unterhalt  zu  gewähren  hat; 
ebenso  beruhen  die  Wittweu-Pensionen  auf  dem  Grundsatze,  dass 
der  Staat,  —  allerdings  mit  Hülfe  der  zur  Wittwen-Kasse  von 
den  Beamten  gezahlten  Beiträge  —  den  Wittwen  verstorbener 
Beamten  auskömmlichen  Unterhalt  zu  gewähren  übernimmt 

Der  Betrag  dieses  Unterhalts  ist  eben  in  Geld,  als  dem 
allgemeinen  Werthmesser,  bestimmt;  sinkt  nun  dieser  allgemeine 
Werthmesser  selbst  in  seinem  eignen  Werthe,  so  ist  es  Ehren- 
sache für  den  Staat,  den  Betrag  der  von  ihm  geleisteten  Geld- 
zahlung entsprechend  zu  erhöhen ;  jedenfalls  muss  dies  insoweit 
geschehen,  dass  die  ausgedienten  Beamten  oder  die  Wittwen 
von  Beamten  nicht  geradezu  Noth  leiden. 

Man  darf  die  Pensionen  nicht  den  Zahlungen  gleich  stellen, 
die  der  Staat  als  Zinsen  der  Staatsschulden  zahlt.  Wer  eine 
5prozentige  Staatsschuldverschreibung  kauft,  der  weiss,  dass  er 
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eben  nur  5  Prozent  von  der  verschriebenen  Summe  jährlich  er- 
hält. Es  steht  ihm  auch  frei,  jeden  Augenblick  seine  Schuld- 
verschreibung zu  verkaufen  und  sein  Geld  anderweit  anzulegen, 
wenn  er  sich  gegen  die  Nachtheile  des  Sinkens  des  Geldwerths 
schützen  will. 

Anders  ist  die  Lage  des  Beamten,  denn  der  Staat  oder 
nach  der  Auffassung  unseres  Volkes,  die  in  einem  monarchischen 
Staate  natürlich  ist,  der  König,  hat  von  Hause  aus  nicht  bloss 
die  Verpflichtung,  dem  Beamten  eine  bestimmte  Summe  zu 
zahlen,  sondern  er  hat  auch  die  moralische  Verpflichtung,  da- 
für zu  sorgen,  dass  ein  treuer  Beamter  oder  die  Wittwe  eines 
solchen  nicht  unverschuldet  Noth  leiden. 

Erfüllt  der  Staat  diese  letztere  Verpflichtung  nicht,  so 
wird  nicht  blos  der  Staat,  sondern  nach  der  Auffassung  des 
Volks  auch  der  König,  in  welchem  das  Volk  den  Staat  personi- 
fizirt  sieht,  dadurch  in  seinem  Ansehen  aufs  Tiefste  beschädigt. 

Wir  halten  daher  folgenden  Vorschlag  für  gerechtfertigt 
und  empfehlen  ihn  zur  Erwägung  allen  denen,  welche  ein  leben- 
diges Gefühl  nicht  blos  für  die  Noth  mancher  ihrer  Mit- 
bürger, sondern  auch  für  die  Ehre  des  Preussischen  Königs- 
hauses haben: 

>alle  Pensionen,  welche  verabschiedete  Beamten  direkt 
vom  Staate  beziehen,  werden,  vom  1.  Januar  1872  ab, 
sofern  sie  500  Thaler  oder  weniger  betragen,  nm  10  Pro- 
zent ihres  Betrages  erhöht,  so  dass  also  eine  Pension  von 
bisher  400  Thalern  künftig  440  Tbaler,  eine  solche  von 
500  Thaler  künftig  550  Thaler  betragen  würde.  Bei 
den  Pensionen,  die  mehr  als  500  Thaler  betragen,  wird 
der  Betrag  bis  500  Thaler  um  10  Prozent  erhöht,  so 
dass  also  eine  Pension  von  bisher  1000  Thaler  künftig 
1050  Thaler  betragen  würde. 

Eine  gleiche  Erhöhung  von  10  Prozent  bis  zum  Be- 
trage von  400  Thalern  erfolgt  bei  allen  Wittwen-  Pen- 
sionen, die  aus  der  Allgemeinen  Wittweu-Kasse  gezahlt 
werden.  < 
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Hat  der  Staat  so  die  Pflichten  der  Gerechtigkeit  durch 
Ausgleichung  des  Nachtheils  des  gesunkenen  Geldwerths  in  Be- 
zug auf  seine  unmittelbaren  Beamten  erfüllt,  so  würde  es  Sache 
der  Kreise  und  Gemeinden  sein,  allenfalls  unter  Beihülfe  des 
Staats,  derselben  Pflicht  auch  gegen  die  mittelbaren  Staats- 
beamten und  deren  Hinterbliebenen  zu  genügen. 

Magdeburg,  27.  Januar  1872. 


Digitized  by  Google 


Das  Reichsgesetz  über  die  Prämien-Anleihen. 


Von  Dr.  W.  Endemann. 


Das  Gesetz,  betreffend  die  Inhaberpapiere  mit  Prämien, 
verfügt  in  §.  1.,  dass 

»auf  den  Inhaber  lautende  Schuldverschreibungen,  in  wel- 
chen —  eine  Prämie  zugesichert  wird,  künftig  innerhalb 
des  deutschen  Reichs  nur  auf  Grund  eines  Reichsgesetzes 
und  nur  zum  Zwecke  der  Anleihe  eines  Bundesstaates 
oder  des  Reiches  ausgegeben  werden  dürfen.» 
In  §.  2  wird  jede  Weiterbegebung  mit  Papieren,  die  dem 
§.  1  zuwider  im  Interesse  von  jetzt  an  noch  emittirt  werden, 
sowie  mit  auslandischen  Prämienpapieren,  die  nach  dem  30.  April 
1871  ausgegeben  sind,  verboten.  In  §.  3  wird  ferner  auch  vom 
15.  Juli  1871  ab  jede  Weiterbegebung  ausländischer  Papiere 
dieser  Art,  deren  Emission  vor  dem  1.  Mai  1871  erfolgt  war, 
untersagt,  sofern  sie  nicht  in  Gemässheit  der  §§.  4,  5  abgestem- 
pelt worden  sind. 

Die  Strafe  der  Zuwiderhandlung  gegen  diese  Bestimmungen 
beträgt  nach  §.  6  den  fünften  Theil  des  Nennwerthes  der  be- 
treffenden Papiere,  mindestens  aber  100  Thaler,  und  für  den- 
jenigen, der  solche  Papiere  öffentlich  ankündigt,  ausbietet,  em- 
pfiehlt oder  zur  Peststellung  eines  Kaufes  notirt,  Geldstrafe  bis 
zu  100  Thlr.  oder  Geföngniss  bis  zu  drei  Monaten. 

Bei  einer  so  auffälligen  Erscheinung  erscheint  es  vor  Allem 
geboten,  sich  den  historischen  Verlauf  zu  vergegenwärtiget!,  durch 
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den  es  dahin  gekommen,  dass  die  Reichsregierung  den  Entschluss 
zu  der  Vorlage  eines  solchen  Gesetzes  gefasst  und  der  Reichs- 
tag dasselbe  in  seiuer  jetzigen  Gestalt  gebilligt  hat. 

Als  älteste  Meinungsäusserung  von  berufener  Stelle  aus 
lässt  sich  eine  gegen  Lotterie-Anlehen  gerichtete  Resolution  des 
7.  volkswirtschaftlichen  Kongresses  betrachten.  Sie  stand  im 
Zusammenhange  mit  der  Agitation  gegen  die  Spielbanken  und 
Lotterieen.  Eine  neue  Anregung  von  einem  viel  weiteren  Ge- 
sichtspunkte aus  gab  dann  der  noch  in  lebhafter  Erinnerung 
befindliche  Plan  einer  Prämien- Anleihe  von  100  Millionen,  welche 
die  Berliner  Diskontogesellschaft  im  Interesse  von  vier  grossen 
Eisenbahngesellschaften  vermitteln  sollte.  Anlässlich  dieses 
Projekts  wurde  die  Frage  der  Prämien-Anleihen,  deren  Bedeut- 
samkeit aus  der  langen  Liste  eines  jeden  Kurszettels  zur  Genüge 
erhellte,  auf  die  Tagesordnung  des  11.  volkswirtschaftlichen 
Kongresses  gebracht. 

Der  Referent,  Dr.  Emminghaus ,  schlug  eine  schlechthin 
Lotterie-  und  Prämien -Anlehen  verdammende  Resolution  vor. 
In  den  Verhandlungen  ging  es  nicht  ohne  Widerspruch  ab. 
Dr.  Wolff  erklärte  sich  für  Beseitigung  eines  jeden  Privilegs 
des  Staates  oder  durch  Staatskonzession  und  verlangte  deshalb 
Regelung  der  Ausgabe  solcher  Anleihen  durch  Gesetz.  Dr.  Barn- 
berger  und  Dr.  Faucher  suchten  zu  zeigen,  dass  es  denn  doch 
mit  der  angeblichen  Verwerflichkeit  der  Prämien-Anleihen  eine 
andere  Bewandniss  habe,  als  mit  der  Lotterie.  Der  letztere 
wies,  offenbar  durchaus  konsequent,  darauf  hin,  dass  man  ent- 
weder dieselben  absolut  verbieten  oder  unter  gesetzlicher  Rege- 
lung durch  Normativvorschriften  vollständig  freigeben  müsse. 
fcf(LVon  anderer  Seite  dagegen  wurde  die  Spielnatur,  folglich 
ünsittlichkeit  und  Unwirthschaftlichkeit  des  Prämienwesens,  leb- 
haft betont.  Dr.  Böhmert  namentlich  forderte  dessen  Beseiti- 
gung im  Interesse  der  Arbeit,  welches  nicht  dulde,  dass 
den  ohnehin  gut  situirten,  10—20%  einnehmenden  grossen 
Eisenbahnunternehmungen  durch  willkürliche  Gestattung  der 
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Form  einer  Prämien-Anleihe  noch  höhere  Prozente  in  den  Schooss 
geworfen  würden. 

Schliesslich  wurde  von  der  Majorität  der  Versammlung 
ein  vermittelnder  Beschluss  dahin  gefasst: 

»dass  die  Zulassung  ausländischer,  sowie  die  Ausgabe  in- 
ländischer Prämien-  und  Lotterie-Anleihen  dringend  der 
Regelung  durch  gemeinsame  deutsche  Gesetzgebung  be- 
darf, welche  vor  Allem  die  Möglichkeit  der  Privilegirung 
einzelner  Unternehmungen  ausschliessen  muss.< 
Man  erkennt  sogleich,  dass  sich  dieses  Resultat  von  dem 
Antrag  des  Referenten  weit  entfernt.  Anstatt,  wie  der  Letztere 
wollte,  direkt  die  Prohibition  der  Prämien- Anleihen  auszusprechen, 
begnügte  man  sich,  die  einheitliche  Ordnung  der  Angelegenheit 
anzurufen  und  sich  für  Beseitigung  der  Privilegirung,  d.  h.  der 
willkürlichen  Eonzessionsertheilung  zu  erklären,  was  offenbar  im 
Hintergründe,  wenn  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen,  auf  die 
Neigung  hindeutet,  unter  Aufstellung  gesetzlicher  Normativ- 
bedingungen der  Kapitalaufnahme  die  Prämienfonds  freizugeben. 
Und  dass  dieser  Sinn  des  Beschlusses  dem  die  volkswirthschaft- 
lichen  Versammlungen  sonst  erfüllenden  Geiste,  dem  Prin- 
zip der  Verkehrsfreiheit  und  Selbstverantwortung,  entspricht, 
bedarf  keiner  Darlegung. 

Die  Realisirung  des  ausgesprochenen  Gedankens  wurde  zu- 
nächst im  Preussischen  Abgeordnetenhause  versucht.  Auf  An- 
trag BraurCs  beschloss  das  letztere  im  Oktober  1869,  die 
Regierung  aufzufordern, 

> dahin  zu  wirken,  dass  die  Frage  der  Statthaftigkeit  der 
Prämien-Anleihen  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
geregelt  werde,  und  bis  zum  Zustandekommen  des 
Bundesgesetzes  keine  Prämien -Anleihen  mehr  zu  kon- 
zessioniren.« 

Von  einem  Erfolge  der  Aufforderung  hat  Nichts  verlautet. 
In  der  Frühjahrssession  des  Reichstages  von  1870  sahen  sich 
daher  die  Abgeordneten  Braun  und  v.  Kardorff  veranlasst,  die 
Initiative  des  Reichstags  anzuregen.    Sie  schlugen  ein  Gesetz 
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vor,  betreffend  die  Ausgabe  und  den  Vertrieb  von  Inhaber- 
papieren, dessen  §§.  2. 3.  sich  insbesondere  mit  den  Prämienpapieren 
beschäftigten.  Dort  wurde  gefordert,  dass,  abgesehen  von  den 
allgemeinen  Normen  für  alle  Inhaberpapiere  nach  §.  1.,  die 
mit  Prämien  rückzahlbaren  Papiere  nicht  unverzinslich,  dass 
die  Prämien  nie  mehr  als  '/4  des  Zinssatzes  und  über  1  Prozent 
des  Nominalkapitals  in  jedem  Jahre  betragen  dürften  und  dass 
auf  jedem  derartigen  Papier  die  zur  Würdigung  des  Verhält- 
nisses der  Prämien  ausreichenden  Momente  angegeben  sein 
müssten. 

Dem  gegenüber  brachten  die  Abgeordneten  von  Blancken- 
burg,  Hennig  und  Löwe,  unterstützt  von  der  Fortschrittspartei, 
den  Konservativen  und  einzelnen  Nationalliberalen  einen  Ent- 
wurf ein,  der  Prämienanleihen  fortan  nur  auf  Grund  eines 
Bundesgesetzes  und  zum  Zweck  der  Anleihe  eines  Bundesstaats 
oder  des  Bundes  gestattete  und  der  sogar  auf  ein  Verbot  der 
bereits  in  Umlauf  befindlichen  abzielte.  So  unglaublich  es 
dünkt,  zufolge  des  §.  2.,  sollten  auch  die  bereits  in  Umlauf 
gebrachten  Prämienpapiere  nach  Ablauf  dreier  Monate  nach 
Publikation  des  Gesetzes  weder  irgendwie  gekauft,  noch  irgend- 
wie verkauft,  notirt,  angekündigt,  empfohlen  werden. 

Die  Verhandlungen  sind  für  die  Beurtheilung  der  Stim- 
mungen viel  zu  lehrreich,  als  dass  wir  sie  übergehen  könnten. 
Gerade  aus  der  Gegenüberstellung  der  in  das  Feld  geführten 
Gründe  wird  sich  am  Besten  deren  Werth  ergeben. 

Bei  der  ersten  Lesung  beider  Anträge  wandte  sich  zunächst 
Herr  von  Kardorff  gegen  die  Abhängigkeit  der  Inhaberpapiere 
von  der  ministeriellen  Konzession  und  forderte  innerhalb  der 
zu  ziehenden  gesetzlichen  Schranken  Freiheit  des  Emissions- 
rechtes. Er  begründete  sodann  einige  besondere  für  Prämien- 
Anleihen  nothwendige  Normativregeln.  Den  muthigen  Freunden 
eines  absoluten  Verbots  hielt  er  vor,  wie  schwer  sich  hier  am 
wenigsten  von  Unmoralität  des  Spiels  reden  lasse,  so  lange 
noch  die  Staatslotterie  blühe,  dass  es  eben  auch  schwerlich 
überhaupt  als  unsittliches  Spiel  bezeichnet  werden  könne,  wenn 
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Jemand  sich  entschliesse,  Geld  zu  geringerem  Zinsfusse  anzub- 
iegen, und  für  den  Ausfall  an  regulärem  Zinsertrag  die  Aus- 
sicht auf  einen  Gewinn  hinzurechne.  Mit  nicht  minderem 
Rechte  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  von  anderen  Seiten 
wesentlich  den  Prämienpapieren  zur  Last  gelegte  Erhöhung  des 
Zinsfusses  und  Schwierigkeit  der  Kapitalbeschaffung  weit  mehr 
Ursache  habe,  die  Masse  unsicherer,  auf  festen  Zins  gestellter 
Börsenpapiere  anzugreifen.  Noch  leichteres  Spiel  hatte  die 
Kritik  des  Blanckenburg' sehen  Antrags ,  insofern  dieser  die 
Staatsanleihe  privilegirte  und  durch  die  Rückbeziehung  seines 
Verbotes  auf  bereits  kursirende  Prämien-Anleihen  dem  besitzen- 
den Publikum  eine  sehr  beträchtliche  Vermögensbeschädigung 
androhte. 

Der  letztere  Punkt  wurde  nun  von  dem  Finanz -Minister 
Camphausen  hervorgehoben,  der,  indem  er  die  Verweisung  der 
ganzen  Frage  zur  Kommissionsberathung  empfahl,  die  Gewalt- 
samkeit jener  Maassregel  und  zugleich  die  praktische  Schwierigkeit 
ihrer  Ausführung,  namentlich  in  politischer  Beziehung,  nachwies. 

Einige  von  den  Gegnern  *les  Blancltenburg' sehen  Entwurfs 
beschränkten  sich  darauf,  die  Schädlichkeit  der  in  §.  2.  ent- 
haltenen, die  bereits  eingeführten  Papiere  treffenden  Bestim- 
mung nachzuweisen.  Auch  einer  der  Bundeskommissare  konnte 
nicht  unterlassen,  was  den  Herren  von  Blanckenburg  und  von 
Schweitzer  zu  einer  sonderbaren  Rekrimination  Anlass  gab,  seine 
persönliche  Ansicht  dahin  auszusprechen,  dass  es  mit  der  Ge- 
rechtigkeit unvereinbar  erscheine,  legal  in  Kurs  gebrachte  Pa- 
piere durch  den  prohibitiven  Satz  des  §.  2.  zu  entwerthen. 
Ausserdem  hob  der  Abgeordnete  Hitmchsen  hervor,  wie  bedenk- 
lich es  sei,  das  Konzessionsrecht  der  Minister  in  den  Reichs- 
tag zu  verlegen,  nachdem  die  Erfahrung  anderer  Parlamente 
gelehrt,  welche  Korruption  das  zur  Folge  haben  könne.  Nichts 
lag  näher,  als  auf  den  Widerspruch  hinzuweisen,  der  zu  Tage 
trete,  wenn  man  die  Regulirung  der  Kapitals  Verzinsung  im 
Uebrigen  völlig  frei  gebe,  hier  dagegen  dem  Kreditbedürfhiss 
zwangsweise  Schranken  ziehe.  Derselbe  Redner  und  Dr.  Braun 
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bekämpften  endlich  die  von  der  anderen  Seite  offen  dargelegte 
Tendenz,  endlich  einmal  dem  ganzen  Börsengetriebe  mit  Re- 
pressivmaassregeln  ernstlich  zu  Leibe  zu  gehen. 

Dazu  gab  namentlich  die  Auslassung  des  Herrn  vonBlancken- 
burg  die  entschiedenste  Veranlassung.  Dieser  Führer  der  Kon- 
servativen ging  davon  aus,  dass  die  Emission  von  Inhaber- 
papieren  den  Staatskredit  schädige.  Von  dem  Standpunkt  ans, 
dass  >das  ganze  Börsenwesen  zu  revidiren  sei«,  handelte  es 
sich  für  ihn  darum,  augenblicklich  in  den  Prämien- Anleihen  nur 
>den  wundesten  Punkte  zu  treffen.  Hinter  diesem  speziellen 
Versuch  aber  lag  die  Ueberzeugung ,  dass  »der  Unwille  gegen 
die  Art  und  Weise,  wie  unsere  Börse  überschüttet  wird  mit 
unsicheren  und  namentlich  mit  Spielpapieren  lawinenartig  im 
Volke  wächst <.  Dafür  wurde  das  fortwährende  Sinken  der 
Preussischen  Fonds  zitirt,  auch  die  Werthe,  welche  in  Prioritäten 
und  Stammaktien  Amerika's,  Rumäniens  und  Russlands  ver- 
loren werden. 

Zum  Belege  der  öffentlichen  Meinung  wurde  einer  Petition 
gedacht,  welche  in  dem  Berliner  Arbeiterverein  und  einem  dor- 
tigen Bezirksverein  zu  Gunsten  der  Unterdrückung  der  Prämien- 
Anleihen  zu  Stande  gebracht  worden  war.  Herr  von  BUmcken- 
burg  schien  ein  grösseres  Gewicht  auf  diese  Stimmen  zu  legen, 
als  sie  für  den  unbefangenen  Beobachter  haben.  Der  ganze 
Inhalt  lehrt  deutlich,  dass  die  Petition  schwerlich  dem  ur- 
eignen Gedanken  der  Arbeiter  entsprungen  ist.  Ja,  es  musste 
sehr  zu  bezweifeln  sein,  ob  in  den  Kreisen  der  Arbeiter  ein 
bewusstes  Interesse  an  der  ganzen  Frage  herrschte;  und  man 
wird  kaum  irren,  wenn  man  annimmt,  dass  die  Erklärung  mehr 
das  Werk  eines  oder  einzelner  sachkundiger  Führer,  als  das 
Werk  des  gesammten  Vereins  darstellte.  Umgekehrt  sind  die 
Petitionen  vieler  Kaufmannschaften  ziemlich  geringschätzig  an- 
gesehen worden. 

Herr  von  BlancVcnburg  argumentirte  nun  aus  der  Gefahrdung 
des  StaatskTedits  durch  die  Prämien-Anleihen  —  wobei  freilich 
nicht  ganz  klar  wird,  wie  er  sich  dazu  verhält— die  Notwendigkeit, 
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gerade  dem  Staate  einPrämienauleiheregal  vorzubehalten.  Herr  von 
Blanckenburg  hätte  eben  zur  Verhütung  der  Argumente  —  die  er 
natürlich  für  unnöthig  hielt  —  im  Hinblick  auf  die  konserva- 
tiven Grundbeistzer,  noch  andere  Gründe  anführen  können.  Wir 
haben  oft  genug  von  der  Kreditnoth  der  Landwirtschaft  ge- 
hört; wir  haben  eben  so  oft  erfahren,  dass  der  Grund  des  üebels 
die  Börse  und  der  Effektenmarkt  ist,  weil  der  reiche  Ertrag  der 
Werthpapiere  das  Kapital  hindert,  dem  Bedürfhiss  des  Grund- 
besitzes in  Gestalt  von  Hypotheken  zuzumessen.  Wir  wissen, 
daas  bereits  zweimal  von  dieser  Seite  her  unternommen  worden 
ist,  durch  eine  Börsen  Verkehrsteuer  einen  Anfang,  wie  man 
gesagt  hat,  zu  machen,  mit  gerechter  Ausgleichung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  mobilen  und  immobilen  Werthen.  Zu  dem 
Streich,  der  hier  dem  wundesten  Punkt  versetzt  werden  sollte, 
wurde  also  wohl  nicht  allein  im  Interesse  des  Staatskredits, 
sondern  nach  der  Meinung  Vieler  gewiss  auch  im  Interesse  des 
Grundbesitzes  ausgeholt 

Nicht  ohne  Erstaunen  fand  man  unter  den  Unterzeichnern 
des  Blanckenburg' sehen  Antrags  Männer,  von  denen  sonst  solche 
Prohibitivmaassregeln  gegen  die  Freiheit  des  Verkehrs,  zum 
Schutze  des  Publikums  gegen  den  Missbrauch  nicht  auszugehen 
pflegten.  Schulze-Delitzsch  erklärte  entschieden  Prämien-Anleihen 
für  ebenso  demoralisirend,  wie  Lotterieen,  indem  sie  das  Publikum 
von  der  soliden  und  berechtigten  Kapitalsanlage,  worunter,  wie 
wir  zufügen  können,  unzweifelhaft  namentlich  auch  die  in  den 
Genossenschaftsbanken  zu  zählen  ist,  abhält.  Er  schloss  seine 
Vertheidigung  des  wo  möglich  radikalen  Verbotes  mit  einer 
Apostrophe  wider  die  »Ammassirung  des  Kapitals  in  wenigen 
Händen,  in  Folge  solcher  Geschäfte  ohne  solide,  reelle  Arbeit, 
wodurch  der  ganze  Hass  gegen  das  Kapital  genährt  werde«. 
Auch  von  dorther  werden  wir  daher  noch  weitere  Maassregeln 
zur  Einschränkung  des  Börsenverkehrs  zu  gewärtigen  haben. 
Der  Abgeordnete  Laster  verwahrte  zwar  die  Ehrenhaftigkeit  des 
Kaufmannsstandes  und  insbesondere  der  »ehren werthen  Männer, 
welche  die  verwickelten  Geschäfte  an  der  Börse  zu  leiten  wissen,« 
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plaidirte  aber  in  einer  Rede,  die  er  selber  unmöglich  mauchen 
anderen  seiner  Leistungen  wird  gleichstellen  können,  für  den 
Blanckenburg' 'sehen  Antrag.  Im  Ganzen  kommentirte  er  mehr, 
als  er  begründete.  Dem  Uratm'schen  Antrag  war  er  entgegen, 
weil  der  Versuch,  Normative  aufzustellen,  gänzlich  missglückt 
sei.  Die  Prämien- Anleihen  bezeichnete  er  als  >ein  Ungemach, 
nicht  allein  vom  moralischen  Standpunkte«  und  erklärte,  wenn 
auch  mit  mindrer  Entschiedenheit  als  andere,  für  die  Prohibition 
solcher  Geschäftsarten,  die  nur  in  andrer  Form  und  andrem 
Namen  sonst  strafrechtlich  verbotene  Manipulationen  darstellten. 

Es  bedarf  in  der  That  neben  dieser  kurzen  Summirung 
der  Debatten  keines  Wortes  weiter  darüber,  auf  welcher  Seite 
die  stärkeren  Gründe  waren. 

Nach  dem  Willen  der  Majorität  wurde  auch  die  zweite 
Lesung  ohne  vorgängige  Kommissionsberathung  im  Plenum  vor- 
genommen. Die  Angelegenheit  war  indessen  insofern  in  eine 
>  perplexe  Lage«  gerathen,  als  die  Verhandlung  zu  einer  Zeit  statt- 
fand, wo  der  Schluss  der  Session  allernächst  bevorstand.  Jeder- 
mann wusste,  dass  an  eine  endgültige  Erledigung  nicht  mehr 
zu  denken  sei.  Es  handelte  sich  eigentlich  nur  noch  darum, 
die  Ansicht  des  Reichstags  in  Betreif  des  maassgebenden  Prin- 
zips zu  konstatiren. 

Nach  einigen  wenigen  Bemerkungen  wurde,  wie  vorauszu- 
sehen war,  der  Braun- Kardorff ' sehe  Antrag  von  der  Majorität 
abgelehnt;  von  Manchen  ohne  Zweifel  nur  deshalb,  weil  sie  mit 
den  einzelnen  Normativbestimmungen  nicht  zufrieden  waren  und 
gänzlich  daran  verzweifelten,  dieselben  zur  Zeit  noch  in  Ord- 
nung zu  bringen. 

Es  blieb  daher  nur  der  Blamkcnburg' sehe  Antrag  para- 
graphenweise zu  diskutiren.  Zu  §.  1.  hielt  Dr.  Löwe  für  nöthig, 
noch  besonders  das  Gesetz  als  Abschlagzahlung,  d.  h.  insofern 
zu  rechtfertigen,  als  es  den  Staaten  die  Prämienanleihe  gestatte, 
dagegen  wenigstens  den  Privatkorporationen,  Aktiengesellschaf- 
ten, Gemeinden  die  Aussicht,  durcli  den  Reichstag  die  Kon- 
zession zu  einer  Prämien-Anleihe  zu  erlangen,  abschneide.  Ausser- 
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dem  suchte  er  die  Befürchtung  zu  widerlegen,  dass  durch  die 
Verdrängung  der  fremden  Prämienpapiere  Schaden  entstehen 
werde.  Dagegen  zeigte  Miqucl,  dass,  wenn  man  einmal  das 
Prämienwesen  für  verwerflich  halte  —  und  das  sei  die  einzige 
feste  Basis,  von  der  aus  eine  Beschränkung  der  Verkehrsfreiheit 
zulässig  —  dann  die  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Staaten  »ganz 
horrende  sei,  und  entwickelte,  dass  §.  1.  vollends  unannehmbar 
sei,  wenn  der  wohlerworbene  Rechte. verletzende  und  daher  un- 
möglich anzunehmende  §.  2.  Ablehnung  finden  werde. 

In  dem  weiteren  Verlaufe  der  Debatte  ist  von  besonde- 
rem Interesse  die  Rede  Schweitzers.  Er  rückte  den  liberalen 
Vertheidigern  des  Antrags  ihr  sonst  so  oft  und  so  streng  auf- 
recht erhaltenes  Prinzip  der  Verkehrsfreiheit  vor.  Und  hier 
werde  von  denselben  Herren  eine  Verkehrsbeschränkung  in 
optima  forma  gebracht,  gerichtet  gegen  den  Mittelpunkt  der 
heutigen  Gesellschaft,  den  Geldmarkt,  gerichtet  gegen  die 
Waare  par  excellence,  das  Geld.  Ihn  lasse  das  Schicksal  der 
Prämienscheine  völlig  kalt.  Dennoch  werde  er  für  das  Gesetz 
stimmen:  >weil  er  einen  Präzedenzfall  schaffen  wolle  dafür,  dass 
die  heilige  Verkehrsfreiheit  durchbrochen  werden  könne.  Er 
werde  bei  guter  Gelegenheit,  wenn  es  gelte,  gegen  die  Verkehrs- 
freiheit den  Schutz  der  Ausgebeuteten  in  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft zu  verlangen,  ausrufen:  »Sie  haben  selbst  Ihr  Prinzip 
aufgegeben,  Sie  glauben  selbst  nicht  mehr  an  Ihr  Prinzip.  < 

Waren  diese  Gründe  nicht  dazu  angethan,  noch  in  letzter 
Stunde  manche  Unterzeichner  des  Blanctenburg'schen  Antrags 
stutzig  zu  machen?  Mit  Recht  wurde  von  andren  Seiten  her, 
von  dem  Abgeordneten  Müller-Stettin ,  der  mutbig  den,  wie  er 
zu  bemerken  Ursache  hatte,  bis  dahin  kaum  zum  Worte  gekom- 
menen Standpunkt  der  absoluten  Verkehrsfreiheit  einnahm,  und 
von  dem  Finanzminister,  der  durchaus  treffend  bemerkte,  dass 
das  punctum  Söltens  immer  die  Bevormundung  des  Publikums 
bleibe,  die  Unwiderleglichkeit  jener  Argumentation  anerkannt. 

Zum  Schluss  wandte  sich  Herr  von  Hennig  als  Antrag- 
steller einmal  gegen  die  von  dem  Finanzminister  gethane 
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Aeusserung,  dass  es  solide  und  unsolide  Prämienanleihengebe, 
mit  der  Wendung,  gerade  die  soliden  hätten  ihr  ganzes  Fundament 
in  der  Spiellust.  Dr.  Schweiteer  gegenüber  bekannte  sich  der 
Redner  als  ein  keineswegs  unbedingter  Anhänger  der  Verkehrs- 
freiheit. Das  Verbot  der  Prämienloose  würde  mit  der  Unfreiheit 
des  Verkehrs  mit  Gift,  Pulver,  Nitroglycerin  u.  dgl.  in  gleiche 
Linie  gebracht;  imd  als  Hauptgrund  noch  einmal  nicht  die  Im- 
moralität  der  Prämienanleihe,  sondern  der  Umstand  betont,  dass 
>die  Käufer  ausser  Stande  sind,  zu  berechnen,  welchen  Zins- 
fuss sie  für  ihr  Kapital  bekommen  <. 

Gegen  das  letztere  Argument  liesse  sich  freilich  leicht 
einwenden,  dass  dasselbe,  oft  in  noch  viel  höherem  Maasse  bei 
nominell  mit  festem  Zinserträgniss  versehenen  Papieren  der 
Fall  ist,  deren  Werth  von  Kursschwankungen  bewegt  wird. 

Bei  der  Abstimmung  wurde  §.  1.  des  Blanckenburg'achen 
Antrags  unter  Ablehnung  aller  dazu  gestellten  Amendements 
angenommen,  auf  die  Berathung  des  Inhaltes  der  folgenden 
Paragraphen  verzichtet,  dagegen  eine  Resolution  dahin  be- 
schlossen: 

den  Bundeskanzler  um  baldmögliche  Vorlage  eines  Gesetzes 
zu  ersuchen,  welches 

a)  die  Bedingungen  feststellt,  unter  denen  die  Ausgabe 
und  der  Betrieb  verzinslicher  Inhaberpapiere  statt- 
findet, 

b)  die  Ausgabe  von  Inhaberpapieren  mit  Prämien,  wie 
sie  in  dem  oben  gebilligten  §.  1.  bezeichnet,  von 
einem  Bundesgesetz  abhängig  macht  und  die  erforder- 
lichen Sicherungsmaassregeln  wegen  der  in  Umlauf 
befindlichen  derartigen  Papiere  trifft. 

Schon  dem  ersten  Reichstage  des  nunmehr  vollständig 
geeinigten  Deutschlands  war  es  beschieden,  von  Seiten  der  Re- 
gierung die  Erfüllung  dieses  Wunsches  dargeboten  zu  sehen. 
Welche  Gründe  dazu  bestimmt  haben  mögen,  aus  vielen  Auf- 
forderungen zu  Gesetzeserlassen  gerade  diese  so  rasch  heraus- 
zugreifen und  der  Volksvertretung  in  dem  Augenblicke  vorzu- 
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legen,  wo  kaum  der  Friede  mit  Frankreich  geschlossen  war, 
darüber  lassen  sich  nur  Vermuthungen  anstellen. 

Jedenfalls  hatte  die  Regierung  in  dem  Beschlüsse  des  vor- 
jährigen Reichstags  eine  feste  Basis.  Sie  war,  wie  später  Dr. 
Bamberger  bemerkte,  in  der  günstigen  Lage,  die  Hauptverant- 
wortung für  ein  solches  Gesetz  dem  Reichstage  zu  überlassen 
und  sich  zur  Rechtfertigung  auf  ein  überaus  legales:  fiat  volun- 
tas  stm!  zurückzuziehen,  ohne  sich  umgekehrt  vielleicht  sonder- 
lich zu  grämen,  wenn  aus  dem  Projekte  nichts  geworden  wäre. 

Am  13.  April  1871  wurde  dem  Reichstag  ein  Entwurf 
raitgetheilt,  der  im  §.  1.  verfügte,  dass  Prämienpapiere  nur  auf 
Grund  eines  Reichsgesetzes  ausgegeben  und  vertrieben  werden 
dürften.  In  §.  2.  wurde  für  die  Zuwiderhandlung  Strafe  ange- 
droht, in  §.  3.  die  Unanwendbarkeit  auf  die  bereits  in  Umlauf 
befindlichen  Prämien- Anleihen,  deren  ein  Verzeichniss  81  nach- 
wies, ausgesprochen. 

Sowohl  die  Motive,  nachdem  sie  gerechtfertigt,  weshalb  zur 
Zeit  nur  von  der  Regelung  der  Prämienpapiere  und  nicht  von 
den  Inhaberpapieren  im  Allgemeinen  die  Rede  sei,  als  auch 
Staatsminister  Delbrück  in  seiner  Darlegung  bei  der  Eröffnung 
der  ersten  Berathung  gingen  von  der  unzweideutig  vorliegenden 
Willensäusserung  des  Reichstags  von  1870  aus.  Das  Bedürf- 
niss  einer  einheitlichen  Regelung,  worüber  Jedermann  einver- 
standen sein  wird,  sei  offenbar.  Was  den  Weg  anlange,  so 
wolle  es  nicht  gelingen,  die  Norraativbedingungen  zu  finden, 
unter  denen  die  Prämienanleihe  freigegeben  werden  möge.  Es 
bleibe  daher  nur  der  von  dem  Reichstag  bereits  gebilligte  Weg 
des  Verbotes. 

Dabei  war  es  die  Absicht  der  Regierung,  zwischen  aus- 
ländischen und  inländischen  Anleihen  keinen  Unterschied  zu 
machen,  namentlich  nicht  für  die  Zukunft  ausländische  unbedingt 
auszuschliessen,  weil  darin  eine  ungerechtfertigte  Privilegirung 
der  seither  zugelassenen  erkannt  werden  müsse.  Auch  galt  es 
den  Motiven  als  ausgemacht,  dass  das  Verbot  die  schon  im 
Umlauf  befindlichen  Papiere  nicht  treffen  dürfe,  weil  dies  eine 
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empfindliche  Beschädigung  gutgläubig  erworbener  Vermögens- 
rechte mit  sich  führen  und  ein  grosses  Misstrauen  gegen  unsere 
Gesetzgebung  im  Auslande  zu  erzeugen  geeignet  sei. 

Unstreitig  am  bedeutendsten  war  in  der  ersten  Lesung  die 
Ausfahrung  des  Dr.  Bamberger.  Wir  brauchen  dafür  nur  ein 
kurzes  Inhalts verzeichniss  zu  geben.  Derselbe  erörterte  zuerst 
das  maasslose  Odium  gegen  die  Börse.  Sodann  legte  er  dar, 
wie  wenig  zutreffend  die  Behauptung  sei,  dass  durch  die  Prä- 
mien-Anleihen dem  Staate  und  namentlich  dem  Grundkredit 
ein  besonderer  Schade  zugefügt  werde,  indem  er  darauf  hinwies, 
dass,  wenn  die  Ansprüche  erfüllt  werden  sollten,  welche  die 
Grundbesitzer  (namentlich  der  östlichen  Provinzen)  von  dem 
Kredit  zu  machen  pflegten,  noch  ganz  andere  Maassnahmen  zu 
provoziren  seien.  Derselbe  wies  ferner  darauf  hin,  dass  gerade 
in  den  niedrigen  Prämienappointe  kleine  Summen  immerhin 
eine  nutzbare  Anlage  finden,  die  sie  einwärts  gar  nicht  zu  finden 
im  Stande  sind.  Der  grosse  Unterschied  von  Prämien-Anleihe 
und  Lotterie  wurde  noch  einmal  auseinandergesetzt,  und  ebenso 
der  Widersinn,  der  darin  liege,  wegen  des  möglicherweise  bei 
Prämien-Anleihen  mitunterlaufenden  Betrugs  mit  Verboten  vor- 
zugehen, da  man  diesen  Grund  bei  Aufhebung  der  Wucher- 
gesetze entschieden  perhorreszirt  habe.  Nicht  minder  bitter 
wurde  der  in  den  Reichstagskreisen  bereits  umgehende  Plan 
einer  Abstempelung  der  künftig  allein  noch  zulässigen,  bisher 
emittirten  Prämienscheine  kritisirt.  Diesem  Gedankengange  zu- 
folge durfte  der  Redner  mit  dem  lebhaften  Ausruf  schliessen: 
»machen  Sie  kein  Gesetz,  welches  sich  gegen  alle  Ihre  Prin- 
zipien versündigt,  sondern  machen  Sie  ein  solches  Gesetz,  welches 
der  Eckstein  sein  kann  für  den  zukünftigen  Bau  der  Deutschen 
Gesetzgebung.  Versündigen  Sie  sich  deshalb  nicht  gegen  den 
Grundsatz  des  freien  Verkehrs!« 

Dr.  Braun  kehrte  sich  wenigstens  gegen  das  absolute  Ver- 
bot, das  unausführbar  sei,  und  gegen  die  Verlegung  der  Eon- 
zessionsertheilung  in  den  Reichstag.  Es  sei  ungleich  rathsamer, 
die  gesetzlichen  Voraussetzungen  festzustellen  und  im  Uebrigen 
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die  Konzessionirung  dem  Bundesrathe  zu  überlassen.  Die  Grund- 
zuge der  aufzustellenden  Normativbedingungen  wurden  dabei 
näher  dargestellt. 

Diesen  Ansichten  gegenüber  vertraten  Andere  die  Repression. 
So  Herr  von  Bchr  deshalb,  weil  auf  dem  Speisezettel  der  81 
vorhandenen  Sorten  von  Prämien-Anleihen  >  viele  faule  Fische  < 
zu  finden,  denen  man  anders,  namentlich  durch  Normativbestim- 
mungen nicht  beikomme,  von  Blanckenburg ,  indem  er  seine 
Diatribe  gegen  den  Börsenschwindel  überhaupt,  Lbwey  indem  er 
seine  Schilderung  von  der  Verderblichkeit  der  Prämienpapiere 
erneuerte.  Viel  dezidirter  als  früher,  trat  Lasker  auf.  Seine 
Meinung  sei  eigentlich,  Prämien-Anleihen  in  keiner  Weise  und 
in  keiner  Form  zuzulassen,  >weü  das  Fundament  der  Prämien- 
Anleihe  die  Täuschung  ist«.  Warum  heisst  es  an  anderer  Stelle, 
weil  es  den  Agenten  der  Täuschung  gelingt  (die  Börsenmanöver 
wurden  überhaupt  in  grellen  Farben  geschildert),  mit  ihren 
Hülfsmitteln  die  Sache  geschickt  zu  betreiben;  sie  rechnen  auf 
das  Publikum,  das  nicht  Zeit  hat,  die  Berechnung  anzustellen. 
Weil  ihnen  das  Rechnen  schwer  fallt  und  die  Lust  am  Glücks- 
spiel sie  lockt,  fallen  die  Gimpel  (um  derentwillen  also  wohl 
das  Gesetz  gemacht  wird)  hinein.  Unser  Volk  werde  bei  jeder 
Prämien-Anleihe  um  Millionen  geprellt. 

Die  Vorschläge,  das  üebel  der  bereits  vorhandenen  Prämien- 
loose auf  das  geringste  Maass  einzudämmen,  können  hier  über- 
gangen werden.  Interessant  war  aber  die  Bedeutung,  welche 
der  der  Redner  vorliegenden  Maassregel  als  Anfang  oder  Glied 
einer  ganzen  Gesetzgebungs weise  beilegte.  Er  hat  sich  über- 
zeugt, dass  im  Wesentlichen  die  Kreditverhältnisse  und  die 
Vermittlung  des  Kredits  so  schlecht  geregelt  sei,  dass  die 
Kunst,  die  Kreditbeförderung  in  Entreprise  zu  nehmen,  das 
Geheimniss  einer  beschränkten  Zahl  von  ^Leuten  .seien,  die  bereits 
den  ungeheuersten  Nutzen  ziehen.  Gegen  solche  thatsächliche 
Monopol isirung  helfe  die  Formel  der  Verkehrsfreiheit  nicht.  Das 
geständen  auch  die  Liebhaber  von  Normativbedingungen  zu. 
Das  Verbot  (eine  rednerisch  gewiss  geschickte,  aber  nicht  gerade 
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überzeugende  Wendung!)  sei  ja  auch  nur  ein  Normativ.  Den 
Kreditverkehr  von  der  Ausbeutung  und  den  Privilegien  gewisser 
Gesellschaftsklassen  völlig  zu  befreien,  sei  er  (Kedner)  heute 
noch  nicht  im  Stande.  Aber  begonnen  sei  mit  den  verdienst- 
lichen Scbultze'schen  Genossenschaften  —  von  denen  freilich  wir 
sagen  möchten,  dass  sie,  wenn  es  Manchem  nach  ginge,  erst 
recht  mit  einem  Monopol  ausgestattet  würden.  Auch  diesen 
sei  nach  einer  Zeit  des  Wildwachsens  ein  heilbringendes,  ein- 
schränkendes Verfassungsgesetz  gegeben  worden. 

An  anderer  Stelle  schreibt  sich  Lasher  selber  >keinen  ganz 
geringen  Antheil  an  der  Bevorzugung  zu,  welche  nach  seinem 
Willen  jetzt  eingeleitet  werden  soll,  um  die  Kreditbewegung 
aus  dem  wilden  Ueberfluthen  des  Zwischenverkehrs  in  ein  natür- 
liches und  ihr  gemässes  Bett  zu  führenc.  Ohne  bei  der  Auf- 
klärung mancher  einzelner,  der  Aufklärung  vielleicht  einiger- 
maassen  bedürftiger  Sätze  und  Ausdrücke  zu  verweilen,  haben 
wir  nur  zu  konstatiren,  dass  wir  uns  hiernach  auf  eine  ganze 
Serie  von  Gesetzen  gefasst  machen  dürfen,  von  denen  diese  nur 
eine,  —  ob  mit  der  Prämie  des  Nationaldanks  ausgestattete,  steht 
unseres  Erachtens  dahin  —  einzelne  Nummer  bildet. 

Noch  deutlicher  ist  die  Sprache  gegen  Ende  der  Bede. 
Dort  wird  die  Erinnerung  Bamberger's^  dass  dieses  Gesetz  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Haftpflichtsgesetz  eine  Gesetzgebung  des 
Reiches  inaugurire,  die  andere  Bahnen  wandeln  will,  als  die- 
jenigen, die  wir  bisher  gegangen,  bestens  acceptirt.  »In  der 
That<,  heisst  es  wörtlich,  »ist  beiden  gemeinsam,  dass  wir  von 
der  fahlen,  halben  und  falschen  Theorie  abkommen,  dass  mit 
dem  Worte  Freiheit  des  Vertrags  und  Verkehrsfreiheit  Alles 
abgemacht  sei,  dass  wir  vielmehr  im  Verkehrsleben  genau 
prüfen,  welche  Formen  der  Missbrauch  der  Freiheit  annimmt.« 
Diejenigen,  welche  »diese  Einschränkung  allgemeiner  Verkehrs- 
freiheit im  Interesse  allgemeiner  Unfreiheit  verwerfen  möchten,« 
d.  h.  das  Gesetz  darum  bedenklich  finden  könnten,  weil  seine 
Bahn  bei  konsequentem  Fortschreiten  dahin  führen  könnte,  über 
den  ganzen  Verkehr  hin  Prohibitivmaassregeln  zu  erstrecken, 
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eine  Besorgniss,  die  Viele  redlich  theilten,  mussten  sich  zu- 
guterletzt  noch  derb  belehren  lassen.  >Wenn  das  Maass  für 
die  Gesetzgebung  und  für  das  Leben  sich  in  einfachen  Kegeln 
(nach  denen  zu  streben ,  bisher  für  die  höchste  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  erschien)  erschöpfen  Hesse,  dann  könnte  man  mit 
einem  Büchelchen  für  21/,  Sgr.  weise  Gesetzgeber  in  die  Welt 
setzen.  Nur  in  der  Kenntniss  des  Lebens  und  in  unserm  Ver- 
ständniss  der  Dinge  können  wir  die  Grenze  finden,  an  welcher 
der  Missbrauch  und  der  Segen  der  Freiheit  einander  ablösen. 
Ich,  der  ich  anerkenne,  dass  durch  die  Grösse  der  ihr  gelassenen 
Freiheiten,  zum  Theil  auch  durch  Privilegien  (sie!),  die  Börse 
und  noch  weiter  hinausgehend  die  kaufmännische  Welt  uns  den 
grössten  Segen  gebracht  hat,  ich  scheue  mich  nicht  auszu- 
sprechen: an  diesem  Punkt  habe  ich  einen  Missbrauch  der 
Freiheit  erkannt  und  hier  will  ich  dem  Missbrauch  ein  Ende 
machen.« 

Der  Wille  Lasier' s  ist  also  klar.  Wohl  wissend,  dass  es 
ungerecht,  an  jedes  in  der  Hitze  der  Debatte  gesprochene  Wort 
den  strengsten  Maassstab  anzulegen,  verzichten  wir  auch  hier 
auf  eine  genauere  Kritik,  so  sehr  Vieles  dazu  reizt,  und  kon- 
statiren  nur  jene  Willenserklärung,  welche  für  die  Gegner  einer 
solchen  Richtung  der  Gesetzgebung  um  der  grossen  und  ein- 
flussreichen Thätigkeit  Lasker's  ein  doppelt  gewichtiges  cave! 
zuruft. 

Obwohl  die  Freunde  des  Gesetzes  für  die  zweite  Lesung 
im  Plenum  zu  sein  schienen,  entschied  sich  doch  die  Majorität 
für  Verweisung  in  eine  Kommission.  Indessen  zeigte  sich  bald, 
dass  damit  der  Vorlage  keineswegs  Verwerfung,  nicht  einmal, 
wie  deren  Freunde  befürchteten,  Verschleppung  zugedacht  wor- 
den sei. 

Innerhalb  der  Kommission  entspann  sich  natürlich  noch 
einmal  derselbe  Kampf  aus  denselben  Gründen.  Ausweislich 
des  Berichts  standen  sich  bei  §.  1.  Freunde  und  Feinde  des 
Gesetzes  schroff  gegenüber,  beide  freilich  wieder  in  Bezug  auf 
die  Entscheidungsgründe  in  verschiedene  Gruppen  getheilt.  Unter 
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den  Gegnern  waren  nur  zwei  für  vollständige  Freiheit  des  Ver- 
kehrs, die  übrigen  für  Normativbestimmungen,  die  hierbei  ge- 
nauer spezifirt,  aber  von  dem  Regierungskommissar  und  andern 
Kommissionsini tgliedern  als  ungeeignet  bekämpft  wurden.  Nach 
Ablehnung  aller  deshalbigen  Anträge  wurde  von  11  gegen  9 
Stimmen  §.  1.  der  Vorlage,  jedoch  mit  dem  wesentlichen,  die 
Tragweite  des  Verbots  noch  erhöhenden  Zusatz  gebilligt,  dass 
künftig  im  Wege  eines  Reichsgesetzes  nicht  jede  inländische 
Prämienanleihe,  sondern  nur  diejenige,  welche  von  einem  Bundes- 
staate oder  dem  Reiche  aufgenommen  werde,  gutgeheissen  wer- 
den könne. 

Noch  grössere  Schwierigkeisen  verursachte  zu  §.  2.  die 
Behandlung  der  bereits  vorhandenen  Prämienscheine. 

Hier  trat  zuerst  in  formulirter  Gestalt  die  Absicht  auf, 
auch  den  in  Kurs  befindlichen  Prämienpapieren  eine  Beschrän- 
kung aufzuerlegen.  Auch  deren  Vertrieb  sollte  von  einem  gewissen 
Zeitpunkte  an  verboten  sein,  wenn  sie  sich  nicht  bis  dahin  einer 
anzuordnenden,  die  Papiere  belastenden  und  für  die  Staatskasse 
einträglichen  Abstempelung  unterworfen  hätten.  Indessen  fand 
der  desfallsige  Antrag  in  der  Kommission  die  Majorität  nicht. 
Dagegen  wurden  §§.  2.  3.  mehr  redaktionell ,  als  sachlich  um- 
gestaltet. 

Auf  Grund  des  Kommissionsberichts  erfolgte  die  zweite 
Lesung.  Sie  begann  mit  dem  Intermezzo  eines  Antrags  von 
Lainey ,  der  die  Prohibition  der  Lotterien  hineinziehen  wollte 
und  von  dem,  so  konsequent  und  nahe  liegend  dieser  Gedanke 
offenbar  war,  die  Vertheidiger  des  Gesetzes  standhaft  behaup- 
teten, dass  er  nur  gestellt  sei,  um  demselben  den  Hals  zu 
brechen.    Der  Antrag  wurde  abgelehnt. 

In  der  Debatte  um  §.  1 .  traten  diesmal  mehr  Gegner  her- 
vor. Wir  erwähnen  nur,  weil  auch  das  zum  Nachdenken  An- 
lass  geben  sollte,  dass  ein  Hauptwortführer  der  klerikalen  Partei, 
Herr  Reichensperger,  für  das  Gesetz  war,  natürlich  vom  Stand- 
punkte der  Moral,  was  Niemanden  befremden  wird,  der  den 
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Standpunkt  kanonischer  Anschauungen  gegenüber  den  Reichs- 
gesetzen kennt. 

Gegen  das  Prinzip  sprachen  die  Abgeordneten  Sonnemann, 
Hänel  und  besonders  von  Schauss,  den  zu  widerlegen  für  den 
Abgeordneten  Wilmanns  kein  leichter  Versuch  war.  Nicht 
ohne  Grund  regte  Herr  von  Schauss  die  Frage  an,  ob  sich  denn 
für  ein  so  einschneidendes  Gesetz  der  Wunsch  der  Nation  aus- 
gesprochen habe,  und  ob  nicht  der  spezielle  Vorgang  jener 
Hundertmillionenanleihe,  aus  dem  die  Anregung  dazu  hervor- 
gegangen, ungenügend  sei,  die  Prohibition  der  Prämienpapiere 
zu  rechtfertigen.  Es  sei  leicht  und  erkläre  die  auffällige  Er- 
scheinung einer  Verbrüderung  sonst  sehr  entgegengesetzter  Par- 
teien zur  Durchsetzung  des  Verbotes,  sich  in  die  Tendenz,  die 
Volksmoral  zu  schützen,  in  einer  Weise  hineinzuarbeiten,  die, 
so  schön  sie  klingt,  zur  entschiedensten  Unfreiheit  führe.  Mit 
Unrecht  versprächen  sich  Viele,  wie  später  noch  weiter  durch 
Nachweis  der  wahren  Ursachen  ausgeführt  wurde,  von  der 
Unterdrückung  der  Prämien -Anleihen  für  das  Kreditbedürfniss 
der  Land wirth schaft  eine  Wohlthat.  Nicht  minder  sei  es  eine 
Täuschung,  die  Prämienscheine  als  unmoralisch  auf  gleiche 
Stufe  mit  Lotterieloosen  zu  stellen  und  die  Kapitalanlage  in 
der  ersteren  schlechthin  für  unwirthschaftlich,  oder  für  unwirt- 
schaftlicher als  die  Anlage  in  Aktien  mit  ungewisser  Dividende 
zu  erklären;  wie  denn  mit  den  Ausdrücken:  Täuschung  und 
Spielleidenschaft  überhaupt  grosse  Uebertreibung  geübt  werde. 

Indessen  wurde  mit  grosser  Majorität  §.  1.  nach  der 
Fassung  der  Kommission,  ohne  dass  die  Abweichung  von  der 
Regierungsvorlage  irgend  besonders  betont  worden  wäre,  gut- 
geheissen. 

Nach  diesem  Erfolg  war  es  klar,  dass  die  Mehrheit  bei  dem 
glimpflichen  Verfahren  der  Kommission  gegen  die  vorhandenen 
Prämienscheine  in  §.  2.  sich  nicht  beruhigte.  Schultzc-Delitesch 
und  Genossen  wollten  verhältnissmässig  schonend  vorgehen,  in- 
dem sie  beantragten,  nach  Ablauf  von  zwei  Jahren  die  Notirung 
an  der  Börse  zu  untersagen.    Bis  dahin  könnten  sich  die  Be- 
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sitzer  arrangiren.  Dagegen  hatten  von  Blanckcnburg  und  Ge- 
nossen dem  Vorschlage  der  Kommission  zuwider  den  Antrag 
eingebracht,  auch  den  Verkehr  mit  den  vor  dem  30.  April  1871 
ausgegebenen  ausländischen  Prämienpapieren  zu  verbieten,  so- 
fern sie  nicht  bis  zum  15.  Juli  1871  zur  Abstempelung  ein- 
gereicht würden.  Der  Finanzminister,  wie  Angesichts  der  Er- 
trägnisse einer  solchen  Maassregcl  gar  nicht  zu  verwundern,  war 
damit  einverstanden  unter  der  Verwahrung,  dass  die  Stempelung 
nur  zur  Konstatirung  der  Thatsachen  diene,  dass  die  Pa- 
piere im  Deutschen  Verkehre  sich  befänden,  im  Uebrigen  aber 
keineswegs  in  dem  Sinne  aufzufassen,  als  ob  sie  unter  dem  be- 
sonderen Schutze  des  Reiches,  gestellt,  namentlich  gegen  mög- 
liche Besteuerung  gesichert  seien,  ünwiderlegt,  aber  vergebens 
entwickelte  der  Hamburger  Abgeordnete  Wolffson  die  ünzutrag- 
lichkeiten  und  Misserfolge  einer  derartigen  Maassregel.  In  na- 
mentlicher Abstimmung  wurde  der  Blanckenburg'sche  Antrag 
mit  132  gegen  121  Stimmen  angenommen  und  damit  im  Wesent- 
lichen die  zweite  Lesung  erledigt. 

Die  dritte  Lesung  brachte  nur  noch  einzelne  Bemerkungen 
gegen  einzelne  Punkte,  insbesondere  über  die  Unrathsamkeit 
des  Verbots  der  weiteren  Begebung,  über  dessen  genauere  Aus- 
legung übrigens  selbst  unter  den  betheiligten  Kommissions- 
mitgliedern ein  für  die  künftige  juristische  Anwendung  nicht 
unerheblicher  Widerstreit  zurückblieb.  Man  war  zu  sehr  von 
der  Nutzlosigkeit  nochmaliger  Angriffe  auf  das  Prinzip  überzeugt. 
»Der  See  will  sein  Opfer  haben;  und  wenn  ein  Engel  vom 
Himmel  käme  und  mit  hundert  Zungen  gegen  das  Gesetz  pre- 
digte, die  Majorität  würde  sich  nicht  mehr  erschüttern  lassen,« 
äusserte  ein  Redner,  der  sich  von  dem  grössten  Theile  seiner 
Partei  mit  rühmlicher  Selbstständigkeit  trennte.  So  sieges- 
gewiss  war  die  Majorität,  dass  schliesslich,  wiewohl  zum  Glück 
vergeblich,  aus  ihrer  Mitte  sogar  noch  der  Antrag  hervorging, 
das  Gesetz  gegen  die  Regel  des  Artikel  2.  der  Reichs  Verfassung 
vom  Tage  der  Verkündigung  im  Reichsgesetzblatt  für  das  ganze 
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Reich,  die  entferntesten  Plätze  mit  einbegriffen,  in  Kraft  treten 
zu  lassen! 

Indessen  bewies  auch  die  Schlussbestimmung  über  das 
ganze  Gesetz,  wie  getheilt  die  Ansichten  trotz  der  langwierigen 
Berathungen  geblieben.  Denn  den  133  Stimmen  für  dasselbe 
standen  119  Nein  gegenüber.  Eine  Majorität  von  14  Stimmen« 
überdies  bei  schwachbesetztem  Hause,  entschied  über  ein  Ge- 
setz, dessen  Grundgedanke  mindestens  geeignet  erschien,  die 
schwersten  Bedenken  zu  erregen. 

Nach  diesem  Referat  über  die  Verhandlungen  bedarf  es  in 
der  That  kaum  noch  einer  ausführlichen  kritischen  Beleuchtung 
des  Gesetzes.  Fast  Alles,  was  sich  für  und  wider  sagen  liess, 
ist  fast  erschöpfend  in  den  Diskussionen  zum  Ausdruck  gelangt. 
Wenn  wir  uns  mit  aller  Entschiedenheit  auf  die  Seite  derjenigen 
stellen,  welche  den  Erlass  dieses  Gesetzes  lebhaftest  bedauern, 
so  haben  wir  mehr  ein  kurzes  Besame*  bereits  vorgeführter 
Gründe  zu  geben,  als  noch  neue  Gründe  beizubringen.  Man 
sollte  überdies  meinen,  dass  schon  die  blosse  Lektüre  der 
Schriftstücke  und  Reden  des  Reichstags  jedem  unbefangenen, 
volkswirtschaftlich  und  politisch  denkenden  Urtheiler  zur  Ge- 
nüge darthut,  auf  welcher  Seite  die  schärfsten  Geisteswaffen 
geführt  wurden. 

Der  Gegner  des  Gesetzes  könnte  sich  vielleicht  mit  der 
pessimistischen  Hoffnung  beruhigen,  dass  seine  unmittelbare 
Wirkung  gar  nicht  von  gewaltiger  Bedeutsamkeit  sein  wird. 
Die  Einschränkung  der  Prämien-Anleihen  für  die  Zukunft  hat 
nur  scheinbar  den  Werth,  den  Manche  ihr  beimessen.  Wir 
glauben,  dass  auch  ohne  Prohibitivgesetz  die  Emission  solcher 
Anleihen  von  Seiten  der  grossen  Unternehmungen  sich  von 
selbst  rektifizirt  haben  würde.  Denn,  wenn  sich  nicht  bestreiten 
lässt,  dass  die  Prämien -Anleihe  wesentlich  dem  Monopol  und 
der  Beschränkung  des  Zinsfusses  ihre  Entstehung  verdankt 
habe,  so  ist  es  klar,  dass  schon  die  Befreiung  der  Aktien- 
unternehmung von  der  Staatskonzession  und  die  Aufhebung  der 
Zinsbeschränkungen  das  beste  und  natürlichste  Gegenmittel  in 
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sich  schlössen.  Aller  Voraussicht  nach  würde  wenigstens  die 
Blüthezeit  der  Prämien- Anleihen  doch  abgelaufen  gewesen  sein. 

Handelt  es  sich  aber  um  den  vorhandenen  Vorrath  von 
Prämienanleihen,  so  hat  man  mit  Recht  gesagt,  dass  einst- 
weilen die  Nachfrage  derjenigen,  welche  nach  der  Ansicht  der 
Freunde  des  Gesetzes  der  Spielsucht  fröhnen,  d.  h.  Lust  haben, 
ihr  Qeld  in  Prämienpapiere  zu  stecken,  noch  auf  Generationen 
versorgt  ist,  wenn  auch  gar  keine  neuen  Anleihen  der  Art  nach 
§.  1.  mehr  zur  Emission  gelangen  sollten.  Also  das  Objekt 
bleibt.  Es  bleibt  aber  auch  der  reelle  Verkehr  der  angeblich 
so  gefahrlichen  Waare  im  Grossen  und  Kleinen,  an  der  Börse 
und  ausserhalb  der  Börse,  die  Agiotage,  kurz  alles  das,  was 
man  gebrandmarkt  hat,  zurück.  Die  Geschäftsleute,  Banquiers, 
Spekulanten  jeder  Art  haben  ja  in  der  Abstempelung,  die  sie 
bewirken  lassen  werden,  das  Mittel  in  der  Hand,  die  grosse  Masse 
ausländischer  Prämienpapiere,  welche  seither  bereits  ausgegeben 
war ,  als  brauchbares  Material  zu  ferneren  Operationen  und 
damit  den  vollen,  vermeintlich  so  schädlichen,  Vertrieb  nach 
bisherigem  Zuschnitt  zu  erhalteu.  Nur  dass  in  dem  Stempel- 
betrag eine  Steuer  zu  zahlen  ist,  für  die  sich  der  Verkehr  auch 
sicher  schadlos  halten  wird;  eine  Steuer,  dem  einmaligen  Er- 
folge nach  nicht  unbeträchtlich,  mit  deren  Bewilligung  sich 
Viele  beeilt  haben,  die  sonst  doch  nicht  dafür  schwärmen,  der 
Regierung  freiwillige  Mehreinnahmen  darzubieten. 

Eben  so  wenig  werden  die  Besitzer  von  Prämien  papieren, 
welche  nicht  auf  Umsatz  spekuliren,  ernstlich  genirt.  Den 
Ertrag  eintretender  Ausloosung  zu  erheben,  sind  sie  oder  ihre 
Erben  nicht  gehindert.  Aber  auch  wenn  sie  die  Präraienscheine 
weiter  begeben  wollen,  meint  man  dann,  dass  sie  dazu  des 
Stempels  bedürfen,  und  deshalb  vorsichtigerweise  die  Abstem- 
pelung suchen  werden!  Ist  es  nicht  das  Leichteste  von  der 
Welt,  die  ungestempelten  Papiere  jenseits  der  österreichischen 
Grenze  verkaufen  zu  lassen?  Und  wenn  dennoch  ein  Prämien- 
schein ungestempelt  weiter  begeben  und  angenommen  worden 
ist,  wer  sieht  denn  dem  Inhaberpapiere  in  der  Hand  eines  je- 
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weiligen  Besitzers  an,  ob  es  nach  Brlass  dieses  Gesetzes  ver- 
botswidrig erworben  wurde?  Mit  voller  Gewissheit  lässt  sich 
voraussehen,  dass  tausende  von  Fällen  gesetzwidriger  Weiter- 
begebung vorkommen  werden.  Die  Strafandrohung,  und  wäre 
sie  noch  zehnmal  harter,  hilft  dagegen  Nichts,  wo  bis  auf 
seltene  Ausnahmen  jeder  Anreiz  für  die  Betheiligten  fehlt, 
den  an  sich ,  wenn  .sie  wollen ,  durchaus  unkontrollirbaren  und 
geheim  bleibenden  Akt  der  Weiterbegebung  zur  Kunde  des 
Staatsanwalts  zu  bringen. 

Von  einer  Abstellung,  ja  auch  nur  von  einer  wesentlichen 
Einschränkung  des  Verkehrs  mit  Prämienpapieren  ist  also  wenig 
zu  sagen,  wenn  auch  neue  Prämienpapiere  in  Zukunft,  d.  h.  in 
der  gesetzgeberischen  Sprache:  bis  auf  Weiteres,  nicht  mehr 
zugelassen  werden.  Indessen  selbst  für  den  Gegner  des  Gesetzes 
erscheint  diese  Voraussicht  geringer  praktischer  Wirkung  minder 
als  ein  Trost,  denn  als  ein  Vorwurf.  Denn  zum  doppelten 
Vorwurf  wird  die  tbatsächliche  Wirkungslosigkeit,  wenn  man 
erkennt,  dass  um  eines  solchen  Erfolgs  willen  Grundsätze  an- 
genommen werden,  welche  die  innerste  Ueberzeugung  zurück- 
weisen muss. 

Die  Gefährlichkeit  des  Gesetzes  liegt  in  der  Verletzung 
grosser  Prinzipien,  die  der  aufgeklärte  und  Uberale  Sinn  bis 
jetzt  für  die  Leitsterne  einer  dem  heutigen  Kulturstand  ent- 
sprechenden Gesetzgebung  hielt,  in  Verbindung  mit  der  von 
den  verschiedensten  Seiten  gehörten  Ankündigung,  dass  dieses 
Gesetz,  weit  entfernt,  ein  vereinzeltes  legislatorisches  Extem- 
porale zu  sein,  als  Muster  eine  neue  Aera  der  Wirthschafts- 
und  Spezial-Gesetzgebung  inauguriren  solle.  Ist  das  wirklich 
Ernst,  so  ist  es  geboten,  bei  Zeiten  gegen  die  Fortsetzung  sol- 
»    eher  Versuche  Front  zu  machen. 

Von  den  Motiven,  welche  der  blinde  Eifer  gegen  die  Börse 
im  Allgemeinen,  das  Interesse  der  Landwirthschaft  und  des 
Grundkredits  angegeben  hat,  brauchen  wir  nicht  zu  reden.  Sie 
richten  sich  selber  und  sind  in  den  Debatten  gerichtet  worden.  Aber 
das  Gesetz  verletzt  das  Prinzip  der  Verkehrsfreiheit.  Das  ist  das 
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Wichtigste.  Wir  waren  gewohnt,  von  den  liberalen  Parteien 
dieses  Prinzip  der  Verkehrsfreiheit ,  oder,  was  dasselbe  ist,  der 
Selbstverantwortung  und  der  Selbstbehütung  des  Verkehrs  vor 
Schaden  und  Täuschung  im  Gegensatz  zur  Bevormundung  der 
Nation  durch  die  Staatsverwaltung  oder  das  Staatsgesetz  hoch 
gehalten  zu  wissen.  Wir  haben  mehrere  im  Geiste  dieses 
Prinzips  ergangene  Gesetze  als  zu  den  besten  Werken  des  neuen 
Bundes  gezählt.  Jetzt  müssen  wir  erfahren,  dass  ein  Theil  der 
liberalen  Parteien  entweder  mit  dem  Prinzip  bricht,  oder  dem- 
selben eine  Auslegung  gibt,  die  dessen  Sinn  gänzlich  verändert, 
und  dass  sie  auf  solche  Grundlage  in  Verbindung  tritt  mit 
denen,  welche  von  je  her  Gegner  der  Verkehrsfreiheit  ge- 
wesen sind. 

Vergebens  wird  behauptet,  es  sei  in  dem  Gesetz  ieine 
Verletzung  seines  obersten  Grundsatzes  der  modernen  Wirth- 
schafts-  und  Kechtslehre  enthalten.  Keine  noch  so  feine  Dia- 
lektik vermag  uns  davon  zu  fiberzeugen  und  die  Inkonsequenz 
im  Vergleich  zu  andern  Gesetzen,  vor  Allem  zu  dem  über  die 
Aufhebung  der  Zinsbeschränkungen  hin  wegzuschaffen. 

Was  führt  man  denn  zu  Gunsten  der  Prohibition  an?  Mau 
will  die  Volksmoral  durch's  Gesetz  schützen.  Man  findet  bei 
den  Prämien-Anleihen,  dass  sie  auf  Seiten  der  Unternehmer  zu 
Betrug,  Täuschung,  Ausbeutung  des  Publikums  nnd  Schädigung 
der  Nationalwohlfahrt  benutzt  werden.  Man  findet  feruer,  dass 
sie  auf  Seite  der  Abnehmer  dazu  dienen,  der  Spielleidenschaft 
Vorschub  zu  leisten,  und  der  soliden  Kapitalnutzung  Eintrag 
zu  thun,  weil  das  Publikum  durch  die  Hoffnung  auf  ungewöhn- 
lichen Gewinn  verführt  wird  uud  nicht  Einsicht  genug  hat, 
um  sich  klar  zu  macheu,  wieviel  an  regelrechtem  Zinserträg- 
niss  dieser  Gewinn-Chance  geopfert  wird.  Immer  dreht  sich  die  , 
Befürwortung  des  Gesetzes  um  diese  Punkte.  Moralische  und 
wirthschaftliche  Verwerflichkeit  dabei  subtil  zu  unterscheiden, 
ist  völlig  gleichgültig. 

Nun  wollen  wir  bereitwilligst  zugeben,  dass  alle  jene  An- 
schuldigungen in  Wirklichkeit  begründet  sind,  wollen  auch  nicht 


Digitized  by  Google 


Dm  B«ichflffe»«ts  «b«r  dl«  Pr»ml«B-Aal«ihen 


85 


besonders  darum  rechten,  ob  sie  nicht  theilweise  ungebührlich 
übertrieben  worden  sind.  Soviel  aber  dürfen  wir  für  uns  in 
Anspruch  nehmen,  dass  nicht  alle  und  jede  Prämien-Anleihe 
von  Anfang  bis  zu  Ende  lauter  Betrug,  lauter  Beschädigung, 
lauter  Unwissenheit  des  Publikums  ist.  Bis  zu  dieser  Behaup- 
tung hat  sich  wenigstens  noch  kein  Vertheidiger  der  Maassregel 
▼erstiegen;  und  wenn  es  von  einem  Heissspom  der  Prohibition 
dennoch  geschähe,  so  braucht  die  Unwahrheit  kaum  gekenn- 
zeichnet werden. 

Es  gibt  doch  vor  aller  Augen  auch  ehrliche  Prämien -An- 
leihen, bei  denen  von  Betrug  nicht  im  Entferntesten  gefabelt 
werden  kann,  deren  Kalkulation  für  Jeden,  der  einsichtig  ist  und 
einsichtig  werden  will,  klar  vorliegt.  Von  einer  absoluten  Schäd- 
lichkeit der  Prämienpapiere  in  der  Weise  wie  die  Lotterie  schäd- 
lich erscheint,  kann  nicht  die  Bede  sein.  Der  Unterschied,  der 
darin  besteht,  dass  dort  niemals,  hier  immer  der  Einsatz,  dort 
nicht  einmal  der  ganze  Zins,  sondern  nur  ein  Bruchtheil  riskirt 
wird,  bedarf  keiner  Wiederholung. 

Alles  zusammen  genommen,  steht  es  also  so.  Die  Prämien- 
Anleihe  ist  ein  Institut,  das  möglicherweise  zum  Theil,  nament- 
lich Unerfahrene,  schädigt,  wogegen  sie  nachweislich  anch  wieder 
den  Nutzen  hat,  kleinen  Kapitalbeträgen  eine  Gelegenheit  zur 
Unterbringung  zu  bieten ,  für  die  sich  bis  jetzt  kein  vollstän- 
diger Ersatz  findet.  Sie  dient  möglicherweise  von  der  einen 
oder  der  anderen  Seite  unmoralischen  Neigungen  der  Spekulation, 
täuschender  Ausbeutung  und  Spielsucht.  Mehr  lässt  sich  nicht 
behaupten.  Es  steht  mithin  gerade  so,  wie  es  mit  der  Aus- 
beutung vieler  Institute,  auch  mit  der  des  Zinsfusses,  steht. 
Als  es  die  Aufhebung  der  Zinsbeschränkungen  galt,  hat  Nie- 
mand bezweifelt,  dass  mit  der  Zinsfreiheit  Missbrauch  getrieben 
werden  könnte.  Als  die  Wechselfahigkeit  Allgemeingut  wurde, 
hat  Jeder  gewusst,  dass  der  Unverständige  oder  minder  Ein- 
sichtige dadurch  in  Schaden  gerathen  könne.  Anderer  zahl- 
reicher Beispiele  nicht  zu  gedenken.  Damals  hat  man  von  dem 
Hinwegräumen  jeder  Schranke  sich  alles  Heil  versprochen,  weil 
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damit  die  Verbreitung  der  Ein-  und  Vorsicht,  das  Bewusstsein 
der  Selbstverwaltung  und  der  aus  der  eigenen  Kraft  hervor- 
gehenden Hütung  vor  Schaden  aus  Dummheit  oder  Betrug  Hand 
in  Hand  gehe.  Man  hat  es  nicht  mehr  für  angemessen  erachtet, 
dass  das  Gesetz  den  besondern  Schutz  der  an  Alter  oder  Ver- 
stand Unmündigen,  diesen  Begriff  im  weitesten  Sinne  genommen, 
und  die  vorbeugende  Unterdrückung  der  Möglichkeit  täuschen- 
der Ausbeutung  übernehme. 

Hier  ist  das  Alles  anders.  Mit  grösster  Energie  wird  die 
schnurstracks  entgegengesetzte  Richtung  eingeschlagen.  Wissen 
diejenigen,  welche  dies  bei  diesem  einen  Gesetz  gethan  haben, 
was  sie  damit  thun,  wenn  sie  solchergestalt  die  Inauguration 
einer  neuen  Gesetzgebungsphase  feiern?  Niemand  kann  damit 
mehr  einverstanden  sein,  als  die  Zentrumspartei.  Denn  dieses 
Programm  bedeutet  Bruch  mit  der  praktischen  Durchfuhrung 
der  auf  Selbstschutz  des  Einzelnen  sich  gründenden  Verkehrs- 
freiheit, Schutz  der  Volksmoral  durch  das  Prohibitivgesetz. 
Ahnt  man  nicht,  dass  man  damit  auf  demselben  Grund  und 
Boden  steht,  aus  dem  die  ganze  Wucherlehre,  nicht  blos  die 
Zinsbeschränkung,  sondern  jenes  den  ganzen  Rechtsbestand  er- 
greifende und  umgestaltende  System  des  Mittelalters  erwachsen 
ist,  das  uns  in  den  Darstellungen  der  Moral-Juristen  überliefert 
ist  und  dessen  leitende  Gedanken  Jahrhunderte  lang  die  Dok- 
trin und  die  Gesetzgebung  beherrschten?  Hat  nicht  die  Neu- 
zeit als  eine  ihrer  wesentlichsten  Aufgaben  angesehen ,  das 
Gebiet  der  Moral  und  des  Rechts  zu  trennen,  das  Staatsgesetz 
von  der  Bevormundung,  welche  unter  dem  Titel:  Schutz  der 
Moral,  Schutz  gegen  Täuschung,  Unredlichkeit,  Spiel  oder  andere 
moralisch  schlechte  Neigungen  geübt  wird,  zu  säubern? 

Wahrscheinlich  wird  Mancher  von  denen,  die  für  das  Ge- 
setz gestimmt  haben,  die  Absicht,  in  solcher  Weiso  das  Verkehrs- 
recht einer  Revision  von  dem  Standpunkte  der  Moral  aus  — 
ein  Begriff,  den  man  ganz  nach  Gefallen  strecken  und  recken 
kann  —  zu  unterwerfen,  entschieden  von  sich  zurückweisen. 
Aber  schlimm  genug,  dass  man  sich  auf  Anläufe  eingelassen 
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hat,  welche  solche  Perspektiven  eröffnen.  Offenbar  ist  Vielen 
nicht  das  Prinzip  maassgebend  gewesen,  sondern  die  Zweck- 
raässigkeitsrücksicht ,  die  um  theoretische  Prinzipien  unbeküm- 
merte Ueberzeugung,  dass  gegen  die  Prämienanleihe  Etwas  ge- 
schehen müsse,  und  die  Meinung,  dass  dies  aus  praktischen 
Gründen  gerade  so  am  besten  geschehe,  wie  es  dieses  Gesetz 
beliebt.  Daraus  erklärt  sich  so  manches  Schwanken  in  dem, 
was  man  thun  wollte,  so  manche  Inkonsequenz  in  dem  Resul- 
tate. Es  ist  hier  nicht  der  ,Ort,  ausführlicher  diese  Stellung 
zu  Gesetzgebungsfragen,  welche  deren  Lösung  aller  inneren 
Notwendigkeit  entkleidet  und  reinweg  der  Zufälligkeit  sogenann- 
ter praktischer  Erwägungen  preisgiebt,  zu  erörtern.  Auch  das 
Gesetz,  welches  das  Prinzip  bei  Seite  geschoben  und  damit  un- 
angetastet gelassen  zu  haben  meint,  muss  die  Prüfung  vom 
prinzipiellen  Standpunkt  erwarten  und  ertragen.  Von  dem 
Prinzip  der  Verkehrsfireiheit  muss  das  Gesetz  über  die  Prämien- 
Anleihen  verurtheilt  werden,  und  wenn  noch  mehr  von  seinen 
Beförderern  noch  so  feierlich  versichert  hätten,  dass  sie  nicht 
daran  dächten,  dieses  Prinzip  umzustossen. 


Deutsche  und  italienische  Haudels-Koloniea 


im  Mittelalter. 

Von  A.  Limmers. 


In  den  üblichen  Darstellungen  des  Kolonialwesens  ptlegt 
das  Mittelalter  kurz  abgefertigt  za  werden.  Ein  gewaltiger 
Sprang  fährt  von  den  kolonial  renden  Völkern  des  Alterthums, 
Phöniziern  und  Griechen  hinüber  zu  den  Spaniern,  welche  an 
der  Pforte  moderner  Kolonialpolitik  stehen;  gleich  als  ob  die 
Kolonisation  während  der  Zwischenzeit  ganz  in  der  Völkerwan- 
derung aufgegangen  wäre,  dem  nächstverwandten  Begriff  nach 
der  Seite  dessen  hin,  was  die  Alten  Kleruchien  nannten,  von 
Staats  wegen  gegründete  Kolonien,  —  während  gegenwärtig  der 
andere  Grenzbegriff,  die  den  antiken  Apoikien  entsprechende 
Auswanderung  sich  an  die  Stelle  der  eigentlichen  Kolonisation 
zu  drängen  droht.  Aber  was  im  südlichen  Osten  die  Kreuz- 
fahrer und  im  nördlichen  Osten  die  Kitter-Orden  schufen,  waren 
das  nicht,  in  der  jRoscA«r'schen  Terminologie  zu  bleiben,  echte 
Eroberungs-Kolonieu  ?  und  wann  hätte  es  geschichtlich  wich- 
tigere, kulturhistorisch  interessantere  Handels-Kolonien  gegeben 
als  die  parallel  gehenden  Niederlassungen  der  italienischen 
freien  Vorstädte  am  Mittelmeer  und  der  deutschen  an  der  Nord- 
und  Ost -See?  Es  däucht  mir  daher  an  der  Zeit,  dieses  Ver- 
säumniss  nachzuholen,  wenigstens  soweit  es  die  der  heutigen 
Gesittung  sympathischeren  und  für  ihre  allmähliche  Begründung 
aus  rauher  Barbarei  bedeutsameren  Schöpfungen  der  letzteren 
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Art  betrifft.  Ich  will  versuchen,  die  deutschen  und  italienischen 
Handels-Kolonien  des  Mittelalters  in  Vergleich  zu  stellen. 

Dies  waren  nun  allerdings  grösstenteils  nicht  Kolonien 
in  dem  vollen  Wortsinn  wie  etwa  Karthago  oder  Massilia  (Mar- 
seille) im  Alterthum,  Singapore  oder  Melbourne  in  unseren 
Tagen.  Sie  riefen  nicht  neue  Städte  in's  Leben.  Aehnlich* 
wie  in  Alexandrien  oder  Schanghai  ein  Quartier  der  fremden 
Kaiifleute  sich  an  die  Eingebornenstadt  anschliesst,  so  nahmen 
während  des  Mittelalters  in  Brügge  und  London,  in  Wisby, 
Nowgorod  und  Bergen  die  Deutschen,  so  in  Jerusalem  und 
Konstantinopel  Italiener  aus  den  handeltreibenden  selbständigen 
Städten  näher  der  See  gewisse  Stadttheile  für  sich  in  Beschlag, 
um  dort  ihre  immerwährende  Messe  aufzuschlagen.  Auch  die 
Gründe  waren  ganz  dieselben.  Weshalb  siedeln  englische  und 
deutsche  Kaufleute  in  den  Hafen -Städten  Ost- Asiens,  Öster- 
reichische, italienische  und  französische  in  den  Seeplätzen  der 
Levante  sich  persönlich  an,  statt  die  dort  zu  machenden  Ge- 
schäfte einfach  vermittelst  der  Korrespondenz  zu  betreiben,  wie 
sie  doch  unter  einander  thun?  Weil  weder  der  Rechtszustand 
jener  Länder  noch  der  Bildungsgrad  ihrer  Bevölkerung  erlaubt, 
dass  man  ihnen  hinlänglich  vertraue.  Für  blos  schriftlichen 
Verkehr  vielmehr  muss  die  europäische  Geschäftswelt  regel- 
mässig ein  Stück  ihres  Nachwuchses  absondern,  dass  er  in 
jene  lockenden,  Mühe  und  Noth  reich  belohnenden,  aber  noch 
sehr  unsicheren  Gegenden  hinausziehe,  um  persönlich  nach  dem 
Rechten  zu  sehen.    Ebenso  im  Mittelalter. 

>Ein  ganz  eigentümliches  Hinderniss  für  jeden  auswärti- 
gen Verkehre,  sagt  Sartonus  in  seiner  von  Lappenberg  heraus- 
gegebenen Geschichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hansa  (1830), 
»lag  damals  in  dem  nur  zu  gegründeten  Misstrauen,  welches 
man  zu  Anderen,  die  unter  einem  ausländischen  Rechte  stan- 
den, haben  musste.  Hierdurch  ward  es  unthunlich,  wie  es  jetzt 
üblich  ist,  den  Fremden  die  heimischen  Güter  zum  Verkauf  an- 
zuvertrauen und  ^sie)  mit  dem  Einkauf  der  bei  ihnen  falligen 
zu  beauftragen,  da  sie  im  Einveretändniss  mit  ihren  Landsleuten 
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und  Richtern  jeden  Auftrag  der  Art  lediglich  zu  ihrem  Vor- 
theil benutzt  haben  würden.  Dieser  Mangel  niusste  notwen- 
dig sogleich  gefühlt  werden,  als  sich  der  Verkehr  im  Auslande 
aus  seiner  ersten  Un Vollkommenheit  herauszuheben  anfing:  denn 
dass  die  fremden  Kaufleute  mit  ihren  Gütern  stets  selbst  auf 
den  Märkten  des  Auslandes  erscheinen  mussten,  um  den  Ver- 
kauf  und  Einkauf  zu  betreiben,  schien  den  Verkehr  gar  zu  sehr 
zu  beschränken,  üm  diesem  üebel  zu  entgehen,  suchten  die 
Niederdeutschen  dauernde,  durch  Freiheiten  begünstigte  Nieder- 
lassungen im  Auslande  zu  begründen.  Dies  Mittel  schien  dem 
Zweck  vollkommen  zu  entsprechen.  Landsleute,  im  fremden 
Lande  sich  auf  einige  Zeit  aufhaltend  oder  länger  daselbst  ver- 
weilend, blieben  den  vaterländischen  Rechten  unterworfen,  sie 
konnten  die  Bedürfnisse  der  Fremden  besser  auskundschaften, 
Zeit  und  Art  eines  vorteilhaften  Einkaufs  ausmitteln,  und  den 
Mangel  eines  Kominissions -Handels,  wie  man  späterhin  sich 
ausdrückte,  theil weise  ersetzen.  Auf  ähnliche  Weise  und  aus 
denselben  Gründen  betreiben  alle  Europäer  noch  jetzt  ihre 
Handelsgeschäfte  mit  andern  Völkern,  die  auf  einer  ähnlichen 
Stufe  der  Bildung  stehen,  während  unter  den  gebildeteren 
Völkern  Europa's  die  mühsam  und  mit  grossen  Kosten  erwor- 
benen Niederlagen  eingegangen  sind,  als  das  wechselseitige 
Vertrauen  und  gleiche  Sicherheit  zwischen  den  Kaufleuten  der 
verschiedenen  Völker  sich  vollkommen  ausgebildet  hatte.c 

In  gleicher  Weise  bemerkt  Heyd  in  seiner  Schilderung  der 
Anfänge  der  italienischen  Handels-Kolonien  im  Byzantinischen 
Reich  (Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissen- 
schaft 1858  ff.):  »Den  Handel  in  fremden  Ländern  auf  dem 
Wege  der  Korrespondenz  abzumachen,  war  im  Mittelalter  schon 
bei  der  geringen  Verbreitung  der  Schreibkunde  unter  Ungelehr- 
ten und  bei  dem  Mangel  an  Briefposten  eine  reine  Unmöglich- 
keit Auch  konnte  es  keinem  Kaufmann  in  den  Sinn  kommen, 
Eingeborene  des  fremden  Landes,  in  welchem  er  Handel  trieb, 
kommissarisch  mit  seinen  Geschäften  zu  betrauen.  Denn  im 
Mittelalter  war  der  Bildungsstand  und  die  Geschäftsbehandlung 
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bei  den  verschiedenen  Völkern  sehr  ungleich;  auch  wäre  dem 
Aufkraggeber  bei  Uebervortheilung  durch  den  Kommissionär 
wohl  selten  sein  Recht  geworden,  denn  gleiche  Behandlung  der 
Fremden  wie  der  Einheimischen  von  Seiten  des  Gerichts  ge- 
hörte damals  noch  zu  den  Seltenheiten.  Der  Kaufmann  musste 
sich  vielmehr  an  Ort  und  Stelle  begeben,  nnd  wenn  er  seinen 
Geschäftsbeziehungen  im  fremden  Lande  Ausdehnung,  Schwung 
und  Dauer  geben  wollte,  durfte  er  sich  nicht  mit  Ab-  und 
Zugehen  begnügen,  sondern  musste  geraume  Zeit  daselbst  ver- 
weilen. Je  einträglicher  nun  das  Geschäft  war,  desto  mehr 
fesselte  es  ihn  an  das  fremde  Land,  er  blieb  Jahre  lang,  am 
Ende  so  lange,  bis  ihn  das  Alter  mahnte,  in  der  Heimathstadt 
die  Ruhe  und  den  Genuss  des  Erworbenen  zu  suchen.  Gab  es 
in  einer  Stadt  Viele,  weiche  nach  einem  und  demselben  Ge- 
biete Handel  trieben,  so  bildete  sich  im  letzteren  bald  eine 
Ansiedelung  von  Angehörigen  jener  Stadt;  der  landsmann- 
schaftliche  Zusammenhang  und  die  Rücksicht  auf  die  Sicherheit 
veranlasste  sie,  ein  gemeinschaftliches  Quartier,  ein  Stadtviertel 
oder  eine  Strasse  (campus,  ruga  im  mittelalterlichen  Latein) 
in  dem  fremden  Emporium  zu  beziehen ;  gemeinsame  Anstalten 
für  das  Herbeischaffet,  Aufspeichern,  Ausstellen  der  Waaren, 
genossenschaftliches  Zusammenleben  unter  einem  eigenen  Vor- 
stand und  mit  ähnlichen  Institutionen,  wie  man  sie  in  der 
Heimath  gehabt,  ja  nach  Umständen  auch  militärische  Organi- 
sation und  Befestigung  des  Quartiers  —  alles  das  gab  sich 
ziemlich  von  selbst.  So  war  die  Handels -Kolonie  bald  ge- 
bildet. < 

Die  Aehnlichkeit  der  italienischen  und  deutschen  Handels- 
Kolonien  im  Mittelalter  mit  denen,  welche  die  Europäer  heute 
z.  B.  in  China  und  Japan  haben,  wird  auch  nicht  etwa  duroh 
den  Entfernungs-Maassstab  eingeschränkt.  Geographisch  zwar 
war  damals  Konstantinopel  von  Venedig,  Brügge  oder  Bergen 
von  Lübeck  nicht  weiter  entfernt  als  heute,  aber  praktisch  und 
ideell  waren  sie  mindestens  so  weit  entlegen  wie  heute  Schanghai 
und  Yokohama  von  Hamburg  sind.    Ueber  Bergen  im  Norden, 
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ober  Brügge  und  London  im  Westen  kamen  die  hansischen 
Kauffahrer  auch  in  den  späteren  Jahrhunderten  des  Mittelalters 
wenig  hinaus.  Die  Italiener  ihrerseits  drangen  in  der  Regel 
nicht  bis  in  die  Nord-  und  Ostsee  vor,  sondern  begnügten  sich 
für  den  dorthin  weisenden  Handel  mit  der  Land  Verbindung; 
und  da  der  Weg  nach  Ostindien  um  die  Südspitze  Afrika's  her- 
um vor  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  nicht  gefunden  war,  so 
bezeichneten  die  Häfen  Syriens  und  die  Plätze  am  Schwarzen 
Meer,  in  denen  italienische  Niederlassungen  entstanden,  auch 
für  sie  das  äusserste  Ziel  wagender  Meerfahrt.  Selbst  nur  so- 
weit ganz  ohne  Unterbrechung  zu  segeln,  däuchte  ihnen  kaum 
ausführbar.  Langsam,  wie  sie  vorwärts  kamen,  auf  verhält- 
nismässig für  die  zahlreiche  Mannschaft  wenig  Raum  darbie- 
tenden Schiffen,  bedurften  sie  theilweise  wohl  schon  einer  Ge- 
legenheit zur  Verproviantirung  unterwegs,  und  Stürme  auf 
offener  See  zu  besteben  däuchte  ihnen  nicht  ganz  das  gewöhn- 
liche, unvermeidliche  Vorkomraniss  zu  sein,  als  welches  es  dem 
heutigen  Seemann  erscheint,  so  dass  sie  sich  auch  deshalb 
nicht  gern  allzuweit  von  sicheren  Ankerbuchten  entfernten.  Da- 
zu kam  die  chronische  Unsicherheit  des  Meeres  durch  Seeraub, 
wogegen  die  chinesische  Piraten -Plage  unserer  Tage  —  der 
letzte  ständige  Rest  von  diesem  menschlichen  Ungeziefer  auf 
den  Wasserflächen  des  Erdballs  —  völlig  verschwindet. 

Ueberhaupt  beiing  dazumal  noch  viel  geheimnissvoller 
Schrecken  die  Phantasie  auch  des  nüchtern  auf  Erwerb  aus- 
gehenden Mannes,  von  welchem  sie  gegenwärtig  nichts  mehr 
weiss.  Der  zivilisirte  Europäer  und  Amerikaner  fühlt  sich  heute 
in  jeder  Beziehung  als  Herrn  der  Erde.  Sie  liegt  seinen 
Blicken  aufgeschlossen  da,  bis  auf  solche  Tiefen  der  heissesten 
und  der  kältesten  Zonen,  welche  für  praktische  Betriebe  nicht 
in  Betracht  kommen.  Nirgends  bedräut  ihn  eine  feindliche 
Macht,  welcher  sein  eigenes  Volk  oder  mindestens  die  verschie- 
denen handeltreibenden  Völker  der  europäisch-nordamerikanischen 
Zivilisation  zusammen  nicht  entschieden  überlegen  wären;  und 
unter  diesen  Völkern  ist  allmählich  eine  Solidarität  der  Inter- 
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essen  erwachsen,  welche  in  den  andern  Welttheilen  beinahe 
vollständig  erscheint,  und  dort  auch  durch  gelegentliche  Kriegs- 
ausbruche in  der  Heimath  kaum  ernstlich  unterbrochen  wird. 
Der  mittelalterliche  Europäer  dagegen  sah  seine  Welt  ringsum 
von  nahen  und  unübersteiglichen  Schranken  eingeschlossen  — 
Meere,  die  nicht  befahren,  Einöden,  welche  nicht  durchmessen, 
und  wilde  oder  halbwilde  Nomadenstämme,  denen  keine  Gesetze 
auferlegt  werden  konnten.  Der  Hunnen-Schrecken  lag  ihm  noch 
von  den  Vorvätern  her  in  allen  Gliedern,  aufgefrischt  durch 
Ungarn,  Normannen  und  Sarazenen,  um  dann  von  Mongolen 
und  Türken  in  seiner  ursprünglichen  Gestalt  erneuert  zu  wer- 
den. Mit  diesen  letzteren  hatten  die  italienischen,  mit  den 
Normannen  und  Russen  die  deutschen  Handelspolitiker  in  ganz 
anders  resignirter  Weise  ein  erträgliches  Verhältniss  zu  suchen 
als  Engländer  und  Amerikaner,  Deutsche  und  Franzosen  jetzt 
mit  Chinesen  und  Japanesen  thun. 

Eine  gewisse,  durch  den  stärkeren  Gegensatz  hervorgerufene 
Solidarität  der  sonst  einander  bekämpfenden  Klassen  in  der 
Fremde  fehlte  indessen  auch  damals  nicht.  In  der  Heimath 
lag  der  Lehns-Adel  mit  den  sich  emporarbeitenden  selbstän- 
digen Städten  bekanntlich  in  immerwährender  erbitterter  Fehde, 
sei  es  ausdrücklich  erklärter  mit  der  Stadt  als  solcher,  sei  es 
mit  ihren  Bürgern  in  der  Form  des  Stegreifritts  auf  Kaufmanns- 
güter. Dagegen  wurden  die  hansischen  Kaufleute  nirgends  im 
Norden  so  freigebig  mit  Privilegien  ausgestattet,  wie  in  den 
Besitzungen  der  deutschen  Ritter-Orden  und  Bischöfe  längs  der 
südöstlichen  Ostsee.  Erzbischof  Albrecht  von  Livland  sicherte 
im  Jahre  1253  den  lübischen  und  gothländischen  Kaufleuten 
Schutz  gegen  das  Strandrecht  zu,  indem  er  Kirchenbann  nicht 
allein  auf  den  Raub,  sondern  auch  auf  die  Hehlerei  und  den 
Erwerb  schiffbrüchigen  Gutes  setzte,  ausgedehnt  auf  das  ganze 
Kirchspiel,  in  welchem  die  Unthat  begangen.  Im  Jahre  1256 
fügte  er  eine  Art  Zwang  zur  Bettung  schiffbrüchiger  christ- 
licher Seefahrer  rar  die  Strandbewohner,  und  vollkommene  Ab- 
gabefreiheit  der  deutschen  Kaufleute  hinzu.  Aehnliche  Zuge3tänd- 
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niase  von  Meistern  des  Deutschen  Ordens  datiren  aus  den 
Jahren  1242,  1277  und  1299.  In  letztgenanntem  Jahr  erhielt 
Lübeck  sogar  das  Recht,  seinen  Handel  mit  den  binnen  Landes 
wohnenden  Heiden  fortzusetzen,  während  der  Orden  mit  ihnen 
im  Kriege  liege,  und  die  Güter  seiner  Bürger  im  Lande  sollten 
von  Beschlagnahme  selbst  dann  frei  sein,  wenn  zwischen  dem 
Orden  und  der  Stadt  einmal  Streit  ausbrache.  >Dies  waren 
Begünstigungen,  <  bemerkt  Sariorius  ausdrücklich,  »dergleichen 
die  niederdeutschen  Städte  in  keinem  unter  deutscher  Hoheit 
stehenden  Lande  sich  in  dieser  Ausdehnung  zu  erfreuen  hatten.  < 
Fern  von  der  Heimath  fühlte  man  sich  eben,  wenn  auch  nicht 
gerade  besonders  bewusst  in  seinem  Deutschthum,  doch  jeden- 
falls in  seinem  Christenthum  verbunden  und  näher  an  einander 
gerückt.  Das  angegebene  Motiv  der  Gun9t  in  jenen  Urkunden 
ist  meistens  der  erfolgreiche  mittelbare  und  unmittelbare  Bei- 
stand, welchen  die  deutschen  Eaufleute  zur  Bekehrung  der  Ein- 
geborenen geleistet  haben. 

In  grossartigster  Weise  trat  dieselbe  nähernde  Kraft  der 
Fremde  während  der  Kreuzzuge  an  den  östlichen  Gestaden  des 
Mittelmeers  hervor.  Schon  am  ersten  Kreuzzuge  (Ende  des  elften 
Jahrhunderts)  nahmen  venezianische  und  genuesische  Flotten  hel- 
fend Theil,  und  ohne  ihre  Unterstützung  des  Angriffs  auf  die  syri- 
schen Küstenstädte,  ohne  ihre  beständige  Vermittelung  des  Zusam- 
menhanges mit  dem  Abendlande  wäre  das  Königreich  Jerusalem 
kaum  denkbar  gewesen.  ErzbischofDaibert  von  Pisa,  der  eine  Flotte 
dieser  grossen  italienischen  Handelsstadt  herangeführt  hatte,  wurde 
Patriarch  von  Jerusalem  und  erhielt  ein  Viertel  von  Jaffa. 
Die  Genueser  wurden  in  dem  neuen  christlichen  Reiche  nicht 
allein  von  allen  Abgaben  befreit,  sondern  erhielten  obendrein 
den  Bezug  eines  Drittels  der  Zollerträge  von  Accou.  Das  war 
soviel  werth,  dass  sie  es  sich  wohl  zweitausend  goldene  Byzan- 
tiner —  eine  sehr  bedeutende  Summe  dazumal  —  kosten  lassen 
konnten,  um  ihre  Verdienste  um  das  junge  Königreich  und  die 
ihnen  dafür  zugesprochenen  Vorrechte  in  der  Kirche  des  heili- 
gen Grabes  zu  Jerusalem  in  Stein  einbauen  zu  lassen.  Die 


Digitized  by  Google 


DenUche  und  iUltenisriie  H»mlels-Ko1onieii  ia  MitUMUr.  95 

Einkünfte  der  Venezianer  vollends,  denen  u.  a.  1123  ein  Drittel 
von  Tyrus  zufiel,  wie  überhaupt  aller  von  ihnen  miteroberten 
Plätze,  wurden  denjenigen  des  Königs  gleichgeschätzt.  Aber 
dies  war  trotzdem  eine  Kleinigkeit  gegen  die  Vortheile,  welche 
sie  aus  ihrer  Betheiligung  am  vierten  Kreuzzuge  zogen.  Bekannt- 
lich war  dessen  Folge  die  Unterbrechung  des  byzantinischen 
Kaiserreichs  durch  das  lateinische  Reich.  Nachdem  Konstan- 
tinopel im  Jahre  1204  von  den  abendländischen  Verbündeten 
dauernd  erobert  war,  wurden  den  Venezianern  drei  Achtel  so- 
wohl des  Bodens  der  Hauptstadt  wie  von  dem  ganzen  Reichs- 
gebiet zugesprochen  und  der  Doge  nannte  sich  fortan  in  seinem 
Titel  >Herr  von  anderthalb  Vierteln  des  ganzen  römischen 
Reichst  Völlige  Handelsfreiheit  auf  Kosten  und  unter  Aus- 
schliessung ihrer  Nebenbuhler,  der  Pisaner  und  Genuesen,  ver- 
stand sich  von  selbst.  Das  ihnen  zugesprochene  Land  mussten 
sie  zwar  grösstenteils  erst  noch  erobern,  aber  sie  geriethen 
dadurch  doch  tatsächlich  und  für  geraume  Zeit  in  den  Besitz 
der  werth vollsten  Küstenplätze  und  Inseln,  die  sie  theils  un- 
mittelbar, theiis  mittelbar  durch  Belehnung  venezianischer 
Nobili  in  Botmässigkeit  hielten.  Candia,  Negroponte,  die  meisten 
Cykladen,  Modon  und  Koron  auf  der  Halbinsel  Morea  führen 
sich  als  venezianische  Kolonien  auf  diesen  Erfolg  eines  mit  der 
Blütho  abendländischer  Ritterschaft  gemeinschaftlich  unter- 
nommenen grossen  Handstreichs  zurück.  Begünstigungen  von 
kreuzfahrenden  Königen  erfuhr  Genua  beim  dritten  Kreuzzuge 
durch  Philipp  August  von  Frankreich  und  Richard  Löwenherz 
von  England,  —  Pisa  beim  fünften  Kreuzzuge  (1229)  durch 
Kaiser  Friedrich  den  Zweiten  in  drei  verschiedenen  Freibriefen. 
Auch  in  den  kleineren  Nebenreichen,  welche  von  Kreuzrittern 
gegründet  waren,  bewährte  sich  die  beiderseits  erspriessliche 
Bundesgenossenschaft  mit  den  Seestädtern.  Boemund  von  An- 
tiochia  überliess  gleich  nach  der  Eroberung  (1098)  den  Qenue- 
8ern  den  Hafen  der  Stadt  Solinum  (San  Simeon).  Tancred 
fügte  nach  der  Wiedereroberung  (1108)  Gabalum  (Gibello)  hin- 
zu, erwies  sich  aber  gleichzeitig  auch  den  Pisanern  erkenntlich. 
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Eigene  Gerichtsbarkeit  und  theilweise  oder  vollständige  Freiheit 
vom  Zoll  vervollständigten  die  Besitzschenkungen. 

Im  Süden  aber  ging  diese  Annäherung  der  sonst  einander 
feindlichen  und  aufsässigen  Stände  mit  Leichtigkeit  selbst  in 
Bündnisse  der  einen  Stadt  gegen  die  andere  über,  was  im  Nor- 
den so  nicht  vorkam.  Das  ist  überhaupt  der  unterscheidendste 
Zug  in  der  sonst  so  viele  Analogien  bietenden  Parallele:  das* 
die  deutschen  Städte  überwiegend  einig,  geschlossen  auf- 
treten, wogegen  zwischen  den  italienischen  Städten  eifersüchtige 
Intrigen  und  kriegerische  Händel  nicht  aufhören.  Sie  haben 
es  zu  keiner  Hansa  gebracht.  Amalfi  hat  von  Pisa  (1W5), 
Pisa  von  Genua  im  Friedensschluss  von  1288,  nach  der  See- 
schlacht vom  6.  August  1284  bei  der  Insel  Meloria,  den  Todes- 
streich empfangen,  und  Venedigs  nie  rastende,  aber  stets  auch 
neu  herausgeforderte  Feindschaft  endlich  war  es,  was  Genua  vom 
Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  an  nöthigte,  Schutz  in  der 
Unterwerfung  unter  verschiedene  mächtige  Fürsten  zu  suchen, 
bald  den  Herzog  von  Mailand  und  bald  den  König  von  Frank- 
reich. Auf  sie  hatte  demnach  auch  der  Sinn,  welcher  ihren 
Söhnen  im  Auslande  etwa  erwuchs,  nicht  die  gleiche  förderliche 
Rückwirkung  wie  im  nördlichen  Deutschland.  Umgekehrt  hielt 
die  von  Hause  mitgebrachte  tödtliche  Eifersucht  das  Keimen 
eines  italienischen  Gemeingefühls  nieder.  Sartoritts  und  Lappen- 
berg  haben  dargethan,  dass  von  den  deutschon  Kaufleuten  im 
Auslande,  d.  h.  in  Wisby  und  Nowgorod,  Brügge,  London  und 
Bergen  die  Grundlagen  der  Hansa  gelegt  worden  sind,  auf  denen 
ihre  Städte  als  solche,  als  Gemeinden  oder  Staaten  dann  erst 
nachgehends  weiterbauten.  Wir  begreifen  diesen  Vorgang  um 
so  leichter,  da  wir  uns  eines  ganz  entsprechenden  aus  unsrer 
Zeit  entsinnen.  Ist  Deutschland  in  der  Vorstellung  und  dem 
Leben  seiner  auswärts  ansässigen  Kinder  nicht  früher  einig  ge- 
worden als  in  der  heimathlichen  Wirklichkeit?  Während  zu 
Hause  die  Parteien  noch  mit  sehr  wechselndem  Glücke  kämpf- 
ten und  die  Aussichten  der  Einheit  keineswegs  hell  erschienen, 
hatte  in  Amerika,  in  Asien  und  in  Australien  der  Gegensatz 
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zwischen  unitarisch  und  partikularistisch  oder  die  Unterschei- 
dung nach  der  einzelstaatlichen  Abkunft  längst  aufgehört:  es 
gab  nur  Deutsche,  und  sie  waren  so  gut  wie  sämmtlich  Unita- 
rier. Wie  dann  Bismarck  das  Programm  der  Paulskirche  von 
1848/40  und  des  späteren  Nationalvereins  entschlossen  und 
glücklich  durchzufuhren  unternahm,  kam  ihm  der  früheste,  laute- 
ste, begeistertste  Beifall  von  den  Deutschen,  welche  ausserhalb 
Deutschlands  und  Europas  wohnten.  Durch  moralische  Sym- 
pathien und  materielle  Opfer  trugen  dieselben  nicht  unwirksam 
zur  raschen  Befestigung  und  Vollendung  des  Einheitswerks  bei, 
—  gerade  wie  sechs-  oder  siebenhundert  Jahre  früher  ihre  Vor- 
gänger, Kaufleute  gleich  der  Mehrzahl  von  ihnen,  in  fremden 
Handelsplätzen  das  Urbild  nationaler  und  standesgenössischer 
Einigung  aufgestellt  hatten,  nach  welchem  sich  darauf  die 
mächtige  Hansa  in  Deutschland  selbst  entwickelte. 

Es  wird  zu  der  höhern  Einigkeit  der  nach  auswärts  handel- 
treibenden deutschen  Kaufleute  im  Gegensatz  zu  den  italienischen 
beigetragen  haben,  dass  sie  sich  durch  die  Fremden,  mit  wel- 
chen sie  es  zu  thun  hatten,  durch  die  ganze  Welt,  inmitten 
welcher  sie  lebten,  soviel  mehr  auf  einander  angewiesen  fühlen 
raussten,  und  dass  ihre  Heimathstädte  meist  erst  mit  ihnen  auf- 
kamen, also  noch  keine  so  ausgeprägte  städtische  Selbstsucht 
ihren  ausziehenden  Söhnen  mit  auf  den  Weg  zu  geben  vermoch- 
ten, auch  dass  dieser  Städte  eine  so  grosse  Zahl  war.  Die 
Italiener  arbeiteten  auf  den  Stätten  der  antiken  Kultur.  Die 
Stürme  der  Völkerwanderung  hatten  rings  um  die  Küsten  des 
Mittelmeers  herum  wohl  hier  und  da  Ruinen  hinterlassen,  im 
ganzen  aber  doch  die  zivilisatorische  Arbeit  und  Entwickelung 
nicht  unterbrechen  können.  Wenn  kolonisiren  soviel  heisst 
wie  höhere  Kultur  auf  einen  Boden  tragen,  so  war  derselbe  hier 
kein  jungfräulicher  mehr:  die  jetzt  von  Westen  kommenden 
Gesittungs-Keime  waren  nur  gleichsam  eine  Zurückerstattung 
derjenigen,  welche  einst  von  Griechenland,  Kleinasien  und  Syrien 
aus  nach  Italien  getragen  worden  waren,  und  wie  eine  zweite 
Kultur- Schicht  legte  sich  die  Kolonisation  der  italienischen 
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Seestädte  an  manchen  der  dazu  erwählten  Plätze  über  die 
Spuren  althellenischer  Betriebsamkeit  und  Bildung.  Dagegen 
drangen  die  Hanseaten  in  Skandinavien  und  Russland  ein  als 
erste  Träger  einer  höheren  Kultur.  Sie  brachten  oder  beförder- 
ten nicht  Mos  das  Christenthum  im  engeren  Sinne,  sondern  auch 
erweiterten  Waarentausch,  Anbau  des  Landes  und  Gewerbfleiss. 
Weiter,  als  ihre  Städte  hinter  Venedig  und  Genua  zurückstan- 
den an  Reich th uro,  Wissenschaft,  Kunst  und  verfeinerter  Sitte, 
stand  der  Norden  und  Osten,  nach  welchem  ihre  Schiffe  aus- 
sogen, hinter  Köln  und  Soest,  Lübeck  und  Hamburg  zurück. 

In  Italien  beschränkte  sich  die  weitere  Seefahrt  und  folg- 
lich auch  die  daraus  hervorgehende  kolonhirende  Thätigkeit  im 
wesentlichen  auf  einige  wenige  bedeutende  Städte.  Zuerst  ist 
es  Amalfi,  die  kommerzielle  Schwesterstadt  des  akademischen 
Salerno,  von  der  schon  vor  der  Mitte  des  elften  Jahrhunderts 
(1Ö42)  Spuren  einer  Niederlassung  in  By2anz  auftauchen.  Aber 
kaum  viel  später  werden  sich  die  Venezianer  dort  angesiedelt 
haben,  welche  Kaiser  Alexius  Comnenus  im  Jahre  1082  auf 
ihre  Kosten  mit  Vorrechten  beschenkte.  In  Jerusalem  hat  ein 
Amalfitaner  zwischen  1063  und  1071  ein  Christen-Quartier  be- 
gründet. Ziemlich  gleich  alt  ist  Venedig's  Handelsbetrieb  nach 
der  Levante;  und  noch  im  folgenden  Jahrhundert  traten  Pisa 
und  Genua  mit  in  die  Linie  ein.  Aber  dabei  blieb  es  auch 
ungefähr.  Nur  ganz  vereinzelt  werden  andere  Städte  wie  An- 
cona,  Piaeenza,  Trani  genannt;  und  Florenz  trat  als  Stadt  nach 
dieser  Richtung  hin  erst  mit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  in 
den  Vordergrund,  nachdem  es  sich  1406  Pisa  unterworfen  hatte, 
während  früher  nur  einzelne  florentinische  Handelsgesellschaften 
an  dem  orientalischen  Geschäft  betheiligt  gewesen  waren. 

Bei  den  Genossenschaften  deutscher  Kaufleute  in  Handels- 
plätzen der  Nord*  und  Ost-See  tritt  diese  hervorragende  und 
selbständige  Bedeutung  einzelner  Städte  lange  fast  ganz  zurück. 
Erst  in  einer  späteren  Periode,  da  schon  der  Bund  unter  den 
Städten  als  solchen  sich  bildete,  trat  Lübeck  vermöge  seiner 
glücklichen  Lage  und  wunderbaren  raschen  Entwicklung  an  die 
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Spitze  der  Gesammtheit;  aus  ihr  heraus  aber  auch  dann  nur 
vereinzelt,  und  niemals  bis  zu  einer  solchen  stolzen  Selbständig- 
keit wie  z.  B.  Venedig.  Schon  unter  einem  der  letzten  sächsi- 
schen Könige  Englands,  Aethelred  (978  b?s  1016),  gab  es  iri 
London  ansehnliche  Freiheiten  für  dauernd  dort  verweilende 
deutsche  Kaufleute,  aber  fßr  alle  dem  römischen  Kaiser  ünter- 
thane  ohne  nähere  Begrenzung.  Köln  pflegte  sich  wohl  nach- 
her auf  den  Hansetagen  der  Vorrechte  zu  rühmen,  welche  ihm 
speziell  unter  Wilhelm  dem  Eroberer  (1066—87)  bereits  zuge- 
standen hätten  oder  ihm  von  Heinrich  dem  Zweiten  (1154 — 
1189)  eingeräumt  worden  wären;  aber  derselbe  Heinrich  versprach 
1157  schriftlich  dem  Kaiser  Friedrich  Rothbart  Schutz  des 
Verkehrs  für  alle  seine  Unterthanen,  und  gab  1176,  als  er  die 
Lübecker  vom  Strandrecht  befreite,  ausdrücklich  ihnen  und  allen 
Kauffahrern  aus  allen  deutschen  Städten,  welche  England  mit 
ihren  Waaren  besuchten,  Bestätigung  der  Rechte  und  Freiheiten, 
welche  sie  unter  seinen  Vorfahren  genossen  hätten.  Das  Gleiche 
that  Heinrich  der  Dritte  1260.  Die  erste  bekannte  Urkunde, 
welche  von  niederländischen  Zugeständnissen  an  deutsche  Kauf- 
lente  bandelt,  ein  Erlass  der  Gräfin  Margarethe  von  Flandern 
und  ihres  Sohnes  Guido  aus  dem  Jahre  1252,  ist  erfolgt  auf 
Betrieb  eines  Lübeckers  und  eines  Hamburgers,  gewährt  ihre 
Wohlthaten  aber  allen  den  Kaufleuten  des  römischen  Reichs, 
welche  Gothland  besuchen.  Hieraus  spricht  zweierlei:  die 
gesteigerte  aktive  Energie  der  ausserhalb  Deutschlands  ange- 
siedelten Kaufleute,  denn  jene  Beiden  traten  nicht  im  Namen 
ihrer  Heimathstädte,  sondern  ihrer  Gothland  besuchenden  Ge- 
nossen auf;  und  die  Abwesenheit  jeder  zersplitternden  Eifersucht 
unter  ihnen,  welche  aus  dem  verschiedenen  Ursprung  hätte  er- 
wachsen können.  Ebenso  verliessen  im  Jahre  1280,  als  in 
Brügge  Bedrückungen  von  Seiten  der  Gemeinde  vorgekommen 
waren,  sämmtliche  deutsche  Kaufleute  auf  einmal  die  Stadt. 
In  Wisby  auf  Gothland  entwickelte  sich  während  des  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhunderts  die  vereinigte  deutsche  Kaufmann- 
schaft zu  solcher  Blüthe  und  Macht,  das«  s?e  fast  die  nach- 
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herige  Rolle  Lübecks  im  Hansa-Bunde  spielte.  Ganz  ebenso 
einig  und  geschlossen  traten  die  Deutschen  in  Nowgorod  auf 
seit  dem  Beginn  des  dreizehnten  Jahrhunderts;  während  mit 
den  Königen  von  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  auch 
höchstens  einmal  eine  einzelne  Stadt,  wie  Bremen  1293  ff.,  ab- 
seits von  den  Anderen  und  zu  deren  bewusstem  Schaden  Sonder- 
bündelei trieb. 

Die  Zahl  der  am  Seehandel  und  folglich  auch  an  der  Kolo- 
nisation theilnehm enden  niederdeutschen  Städte  war  beträchtlich. 
Wenn  anfanglich  die  sächsischen  Städte  zwischen  Elbe  und 
Rhein  vermöge  ihrer  älteren  Existenz  und  Blüthe  das  stärkste 
Kontingent  stellten,  so  wetteiferten  vom  dreizehnten  Jahrhun- 
dert ab  die  Ostsee-Plätze  mit  ihnen  sehr  erfolgreich.  Groningen, 
Kampen,  Thiel  u.  s.  f.  in  Holland,  —  Münster,  Soest,  Dort- 
mund, Köln  u.  s.  f.  in  Rheinland  -Westfalen ,  dann  Bremen, 
Lüneburg,  Braunschweig,  Goslar,  Hamburg,  ferner  Lübeck,  Wis- 
mar, Rostock,  Stralsund,  Greifswald,  Thorn  und  andere  kleinere 
Städte  schickten  ihre  jungen  Leute  ziemlich  mit  derselben  ge- 
wohnheitsartigen Regelmässigkeit  auf  diese  entlegenen  Vorposten 
und  Blockhaus-Stationen  des  vaterländischen  Handels  aus,  wie 
heutigen  Tags  ausgelernte  Kaufmannslehrlinge  von  den  Kom- 
toren  Hamburgs  und  Bremens  nach  Newyork,  Rio,  Valparaiso, 
Singapur,  Schanghai,  Yokohama  oder  Honolulu  gehen. 

Das  Verhältniss  dreht  sich  gerade  um,  wenn  wir  von  den 
kolonisirenden  Städten  auf  die  Kolonien  selbst  übergehen.  In 
Italien  eine  kleine  Zahl  einzeln  handelnder  Hauptplätze,  in 
Deutschland  eine  grosse  Menge  von  fast  immer  geschlossen  und 
vereint  auftretenden  Städten  mittleren  Ranges;  andererseits  aber 
für  die  deutsche  Kolonisation  wenige,  bald  aufgezählte  Stapel- 
plätze von  hoher  Bedeutung,  für  die  italienische  hingegen  ein 
langes  Verzeichniss  grosser  und  geringer,  flüchtiger  und  nach- 
haltiger kolonialer  Schöpfungen. 

Wenn  man  Brügge  in  Flandern,  London  in  England,  Bergen 
in  Norwegen,  Wisbjr  auf  Gothland  und  Nowgorod  in  Russland 
nennt,  so  hat  man  die  Zahl  der  deutschen  Handels-Kolonien 
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im  Mittelalter  ungefähr  erschöpft.  Die  Residenten  von  Brügge 
wanderten  wohl  einmal  im  Zorn  über  Vexationen  der  Qemeinde 
nach  Ardenburg  oder  einem  andern  ihnen  offenstehenden  gräflich 
flandrischen  oder  gräflich  holländischen  Orte  aus,  aber  immer 
nur  auf  kurze  Zeit,  bis  der  Zweck  der  Demonstration  erreicht 
war.  Dauernde  und  massenhafte  Ansiedelungen  von  Deutschen 
kamen  da  nicht  zu  Stande.  In  Schweden  blieb  es  bei  dem 
Eintritt  Einzelner  in  die  städtischen  Bürgerschaften,  freilich 
gelegentlich  mit  solchem  Gewicht,  dass  die  Deutschen  einen 
rechtlichen  Anspruch  auf  einen  Theil  der  Magistrats-Sitze  erlang- 
ten. Höchstens  wäre  noch  das  hansische  Vittenlager  auf 
Schonen  zum  Zwecke  des  Härings-Fangs  zu  nennen,  dem  man 
aber  eine  eigentlich  kolonisirende ,  die  Kultur  des  Landes  er- 
höhende Bedeutung  doch  kaum  beilegen  kann. 

Dahingegen  lassen  sich  der  übersichtlichen  Darstellung 
Heydas  in  der  Tübinger  Zeitschrift  —  welche  1860  und  1868 
in  zwei  Bänden  von  Prof.  Joseph  Müller  in's  Italienische  über- 
setzt erschienen  ist,  vom  Yorfasser  vermehrt  und  durchgesehen 
—  folgende  bedeutendere  mittelalterliche  Kolonialschöpfungen 
der  Italiener  entnehmen :  in  Konstantinopel,  wo  zur  Paläologen- 
Zeit  die  Vorstadt  Galata  oder  Pera*)  anfing  ihr  abgesondertes 
Quartier  zu  werden;  in  Thessalonich  mit  der  damals  schon  be- 
rühmten Oktober-Messe;  in  Adrianopel,  Almyro  am  Aegäischen 
Meere,  Rodosto  am  närdlichen  Ufer  der  Propontis,  Abydos  am 
Hellespont,  Philadelphia  in  der  Nähe  des  alten  Sardes,  Pegä 
in  Bithynien;  ferner  in  Folge  der  Kreuzzüge  oder  durch  die- 
selben weiter  ausgebildet  und  befestigt  auf  fast  allen  Cykladen 
und  Sporaden,  den  altangebauten  herrlichen  Inseln  des  griechi- 
schen Meeres,  auf  den  Jonischen  Inseln,  auf  Negroponte,  Kan- 
dia  und  Cypern,  dann  in  Jerusalem,  Accon,  Tyrus,  Sidon,  Beirut, 
Jaffa,  Arsuf,  Cäsarea,  Tripolis  (jetzt  Tarabolus),  Antiochia  mit 
dem  Hafen  Solinum  oder  San  Simeon,  Laodicea,  Gabulum,  den 
klein-armenischen  Städten  Lajazzo,  Sis,  Mamistra  und  Tarsus, 

*)  Damals  noch  gleichbedeutende,  durch  einander  gebrauchte  Ort«- 
Beneuttüugeii. 
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de«  türkischen  Handelsplätzen  Aloppo  und  Damask;  gegen  den 
Auggang  des  Mittelalters  vorzugsweise  auf  den  Inseln  Cbios  und 
Lesbos,  in  Phocäa  und  Sniyrna  auf  dem  Festlande  Kleinasiens; 
seit  1200  in  Soldaja  auf  der  Krim  uud  vielleicht  noch  etwas 
früher  in  Kaffat  ferner  in  Porto  Pisano  (nahe  dem  heutigen 
Taganrog)  am  Asow'schen  Meer,  zwischen  1316  und  1332  in 
Tana  jetzt  Asow,  sowie  später  in  Balaklava  und  Kertsch,  weiter- 
hin in  Trapezunt,  Simisso  (jetzt  Sarasun),  Samastri  (jetzt  Amas- 
serab),  Moncastro  (jetzt  Akkerman)  und  Varna  am  Schwarzen 
Meer;  in  Alexandrien  und  Damiette;  in  Tunis,  Bugia,  Bona 
und  Tripolis  (jetzt  Tripoli),  Ceuta  an  der  Meerenge  von  Gibral- 
tar und  Sala  (jetzt  Sale)  am  Atlantischen  Meere. 

Aus  dieser  Gegenüberstellung  geht  hervor:  einmal,  wie 
sehr  überlegen  au  Beichthum,  Macht  und  Volkszahl  die  drei 
oder  vier  kolonisirenden  städtischen  Republiken  Nord -Italiens 
den  in  gleicher  Weise  thätigen  niederdeutschen  Städten  sein 
mussten,  dass  sie  soviel  verschiedepe  fremde  Plätze  immer  mehr 
oder  minder  gleichzeitig  mit  den  Pionieren  ihres  Handels  be 
setzen  konnten;  sodann  aber  auch,  dass  der  Abstand  zwischen 
ihnen  und  den  Ländern  an  der  Süd-  und  Ost-Küste  dos  Mittel- 
meers doch  ausserordentlich  viel  grösser  blieb  oder  wurde,  als 
Deutschlands  Yorsprung  vor  seinen  nördlichen  und  östlichen 
Nachbarn,  denn  sonst  hätte  die  Versuchung  zur  Anlage  förm- 
licher Faktoreien  nicht  so  lange  und  ausgedehnt  fortbestehen 
können. 

Allerdings  herrschte  in  den  Besitzungen  der  griechischen 
Kaiser,  welche  der  italienischen  Kolonisation  ihr  erstes  grosses 
Feld  darboten,  eine  ziemlich  ebenbürtige  christliche  Kultur. 
Allein  sie  war  im  Versinken,  während  diejenige  Venedig's, 
Pisa's  und  Genua's  im  vollen,  frischen  Aufstreben  war.  Be- 
zeichnend für  dieses  Verhältniss  ist  die  Vorliebe  eines  so  kräf- 
tigen Herrschers  wie  Kaiser  Manuel  (1143 — 1180)  für  die 
Lateiner.  Er  schätzte  an  ihnen  im  Gegensatz  zu  seinen  Unter- 
thanen  die  Energie  in  der  Arbeit,  die  Treue  im  Dienst,  die. 
Tapferkeit  im  Kriege,  und  begünstigte  sie  daher,  indem  und 
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obgleich  er  sie  zu  brauchen  trachtete.  Im  folgenden  Jahrhundert 
pries  Jakob  von  Vitry,  ein  guter  Kenner  der  orientalischen 
Verhältnisse,  die  grossen  Vorzüge  der  Italiener,  ihre  Besonnen- 
heit und  Umsicht,  den  Eifer  welchen  sie  für  die  Förderung 
ihrer  Staatsinteressen  bekundeten,  die  standhafte  Behauptung 
ihrer  Rechte  und  Institute,  ihre  Massigkeit  in  Speise  und  Trank, 
welche  sie  vor  andern  abendländischen  Nationen  für  das  Leben 
im  Morgenlande  geeignet  machte.  Er  konnte  indessen  freilich 
auch  nicht  unterlassen,  als  Mitursachen  des  Verfalls  der  christ- 
lichen Reiche  und  Ansiedelungen  in  der  Levante  ihren  Handels- 
neid, ihre  unersättliche  Eifersucht  anzuklagen,  welche  sie  aus 
der  einen  Fehde  in  die  andere  stürzten  und  den  gemeinschaft- 
lichen Feinden  der  Christenheit  ihr  Spiel  so  wesentlich  erleich- 
terten. 

In  der  That  war  es  hauptsächlich  diese  Unfähigkeit,  den 
Kampf  der  kommerziellen  Konkurrenz  friedlich  aulzulassen  und 
der  rivali8irenden  Stadt  oder  ihren  Bürgern  einträgliche  Han- 
delsvortheile neidlos  zu  gönnen,  in  dem  Gedeihen  Aller  auch 
das  Interesse  des  Einzelnen  zu  erkennen,  was  die  italienischen 
Kolonien  und  den  an  sie  sich  knüpfenden  zivilisatorischen  Ver- 
kehr niemals  und  nirgends  auf  längere  Dauer  zur  Ruhe  kommen 
liess.  Einige  wenige  thatsächliche  Anführungen  werden  dies  in 
hinlänglich  klares  Licht  stellen.  Die  Pisaner  überfielen  im 
Jahre  1099,  nach  dem  Heiligen  Lande  segelnd,  eine  venezianische 
Flotte,  welche  ruhig  im  Hafen  von  Rhodas  lag,  und  bestimm- 
ten bald  nachher  den  Kaiser  Kalojohannes  (Schön-Jobann),  die 
den  Venezianern  ertheilten  Privilegien  seines  Vaters  nicht  zu 
bestätigen.  Das  Quartier,  welches  die  Genueser  im  Jahre  11  CO 
zu  Konstantinopel  eingeräumt  erhielten,  sah  sich  schon  zwei 
Jahre  später  von  den  Pisanern  angegriffen;  und  1170  oder  71 
konnte  Kaiser  Manuel  jenen  mit  Erfolg  vorspiegeln,  dass  eine 
Pöbelrotte,  die  er  selbst  aufgestachelt  hatte  das  genuesische 
Quartier  zu  plündern,  von  den  Venezianern  angestiftet  worden 
sei,  auf  welche  er  damals  einen  Zahn  hatte  und  folglich  die 
leicht  erregbare  Leidenschaft  der  Genuesen  hetzen  wollte.  Bei 
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der  Theilung  des  griechischen  Reichs  zwischen  dem  Kaiser  der 
Lateiner  und  der  Republik  Venedig  nach  1204  nahm  diese 
letztere  besonders  deshalb  alle  an  den  Handelsseewegen  belegenen 
festen  Plätze  für  sich  in  Beschlag,  um  sie  Genua  und  Pisa  zu 
entziehen,  wie  denn  auch  schon  in  dem  dieser  grossen  Eroberung 
zu  Grunde  liegenden  Vertrage  ausgemacht  worden  war,  dass 
Genuesen  und  Pisaner  von  allem  Handel  im  Lateinischen  Reiche 
ausgeschlossen  sein  sollten,  sobald  sie  sich  mit  den  Venetianern 
im  Kriege  befanden.  Der  Rückschlag  der  Genuesen  erfolgte  ein 
halbes  Jahrhundert  später,  als  sie  sich  mit  Michael  Paläologus 
zum  Sturze  des  Lateinischen  Reiches  verbanden.  Im  Jahre 
1261  eroberte  Michael  Konstantinopel  zurück.  Schon  sechs 
Jahre  früher  war  der  erste  grosse  Kolonialkrieg  zwischen  den 
Venezianern  und  den  Genuesen  über  den  streitigen  Besitz  einer 
Kirche  in  Accon  ausgebrochen,  dem  damals  wichtigsten  Platze 
des  Königreichs  Jerusalem,  wobei  die  Pisaner  erst  den  Einen 
und  dann  den  Andern  halfen.  Den  Genuesen  ging  in  diesem 
Kriege  ihre  Hauptniederlassung  Accon  verloren,  deren  Burg  in 
Trümmer  gelegt  wurde,  gleich  dem  Kastell  der  Venezianer  in 
Konstantinopel;  und  wie  Steine  des  letzteren  nach  Genua,  so 
gingen  Bruchstücke  der  ersteren  nach  Venedig  als  Trophäen. 
Genua  rächte  sich  an  den  Pisanern  1282 — 88  durch  einen 
Sonderkrieg,  dessen  Ausgang  die  Macht  der  letzteren  brach.  Sie 
mussten  kraft  des  Friedensvertrags  ihren  schönen  Thurm  in 
Accon  eigenhändig  schleifen  und  durften  keinen  neuen  bauen 
oder  erwerben.  Der  Rachezug  gegen  Konstantinopel,  welchen 
die  Venezianer  ihrerseits  mit  Karl  von  Anjou  planten,  dem 
üeberwinder  des  letzten  Hohenstaufen  Konradin,  wurde  durch 
die  vom  Kaiser  Michael,  wo  nicht  gar  auch  von  den  Genuesen 
mitangeschürte  Sizilianische  Vesper  (1281)  im  Keime  erstickt. 
Ein  Nachspiel  des  grossen  Kolonialkrieges  trug  sich  1294 — 97 
an  den  Küsten  Klein-Armeniens  zu,  mit  abwechselnden  Ei  folgen 
für  Genuesen  und  Venezianer.  Die  ausserordentlichen  Vorth  eile 
aber,  welche  jene  aus  ihrer  kommerziellen  Alleingewalt  im  byzan- 
tinischen Reiche  zogen,  reizten  diese  zu  noch  grösseren  neuen 
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Unternehmungen.  1296  griff  ihr  Admiral  Ruggiero  Morosini 
Galata  an,  das  damals  herrlich  aufblähende  abgeschlossene  Ge- 
nuesen-Quartier bei  Konstantinopel,  und  verwüstete  die  Alaun- 
Fabriken  Phocäa's,  das  ein  Genuese  zu  Lehen  trug.  Zur  Strafe 
machte  nicht  allein  Kaiser  Andronikus  die  venezianischen  Kolo- 
nisten in  seiner  Hauptstadt  dafür  haftbar,  sondern  die  empörten 
Genuesen  brauchten  Selbsthilfe  und  ermordeten  ihrer  Viele  sammt 
dem  Bailo  (Bailli,  Amtmann)  Marco  Bembo.  1299  schlössen 
die  beiden  Bepubliken  Frieden.  Aber  neue  Kämpfe  unter  ihnen 
brachen  um  die  Mitte  des  folgenden  Jahrhunderts  aus,  wo  die 
Venezianer  sich  mit  Peter  von  Aragon  geradezu  zur  Vernich- 
tung ihrer  alten  Rivalen  verbündeten:  ad  confusionem,  destruc- 
tionem  et  exterminium  finale  Januensium  —  sowie  mit  Johann 
Kantakuzmos,  dem  griechischen  Reichsstatthalter,  Galata  dem 
Boden  gleich  zu  machen.  Die  Genuesen  antworteten  durch  ein 
Bündniss  mit  dem  türkischen  Sultan  Urchan.  Die  furchtbare 
Schlacht  im  Bosporus  vom  13.  Februar  1352  blieb  unentschie- 
den, aber  am  29.  August  1353  erlitten  die  Genuesen  bei  Ai- 
gn ero  auf  der  Insel  Sardinien  eine  entschiedene  Niederlage. 
Herzog  Visconti  von  Mailand  half  ihnen  zu  einer  neuen  Flotte, 
mit  welcher  Paganino  Doria  den  Hafenplatz  Parenzo  verbrannte 
und  im  Hafen  von  Junch  (Alt-Navarin)  35  venezianische  Ga- 
leeren nahm,  4.  November  1354,  bis  am  1.  Juni  1355  der 
Friede  hergestellt  und  der  Handel  wieder  frei  wurde.  Ein 
neuer  und  letzter  grosser  Krieg  zwischen  Venedig  und  Genua 
entbrannte  1377  über  den  Besitz  von  Tenedos,  einer  kleinen 
Insel  vor  der  Strasse  der  Dardanellen.  Grosse  Wechselfälle 
zeichneten  diesen  Krieg  aus :  Venedig  und  Genua  sahen  sich  in 
seinem  Verlauf  abwechselnd  selbst  bedroht;  beim  Friedensschluss 
aber  kam  nichts  heraus  als  das  kulturwidrige  Resultat,  dass 
Tenedos  unbewohnbar  gemacht  wurde.  Nicht  genug  also  dass 
der  Krieg  zerstörend  wirkte,  that  es  auch  der  Friede.  Und 
wie  im  Mittelpunkt,  so  und  nicht  besser  ging  es  an  den  Aussen- 
seiten  des  italienischen  Kolonisationsgebiets  her.  In  Tana  auf 
der  Krim,  wo  die  Genuesen  neben  ihrer  grossartigen  Schöpfung 
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Kuffa  und  andern  Plätzen  eine  überlegene  Macht  erlangten,  be- 
nutzten sie  dieselbe  zur  feindseligen  Behandlung  der  Venezianer. 
In  Tunis  mussten  die  arabischen  Könige  den  Pisanern  die 
Freiheit  des  Marktes  wahren  gegen  Genuesen  und  andere 
Christen,  welche  ihnen  wehren  wollten  gewisse  Arten  von 
Waaren  einzukaufen;  Pisa  seinerseits  dagegen  hob  1246  die 
Cebereinkunft  mit  Genua  wegen  der  Kolonie  in  Tunis  auf» 
und  drohte  dem  König  mit  dem  Abzug  der  Pisaner,  falls  er  die 
Genuesen  begünstige.  Eine  gleich  unbedeutende  Ursache  wie 
die,  welche  den  ersten  grossen  genuesisch-venezianischen  Kolo- 
nialkrieg 1255  entzündet  hatte,  störte  im  Jahre  1372  den 
Frieden  unter  den  verschiedenen  christlichen  Mächten  auf  der 
damals  zum  Mittelpunkt  des  Levante-Handels  gewordenen  grossen 
und  schönen  Insel  Cypern.  Es  handelte  sich  um  die  Krönung 
des  zur  Volljährigkeit  gelangten  jungen  Königs  Peters  des 
Zweiten,  uud  während  es  sonst  herkömmlicher  Weise  dem  Haupte 
der  genuesischen  Kolonie  zustand,  zur  rechten  Seite  das  könig- 
liche Pferd  zu  fuhren,  griffen  diesmal  die  Venezianer  von  rechts 
her  in  die  Zügel  und  drängten  die  Genuesen  auf  die  Linke. 
Darüber  gewaltsamer  Ausbruch,  der  die  Hauptstadt  Famagusta 
als  Pfand  auf  geraume  Zeit  in  genuesische  Hände  brachte,  die 
übrigen  Häfen  der  Insel  dem  Handel  verschloss,  und  den  mer- 
kantilen Rivalen  Genua's  auch  in  Famagusta  allerhand  Zurück- 
setzungen eintrug,  —  bis  im  Jahre  1464  die  königliche  Herr- 
schaft hergestellt  ward  und  1473  mit  der  berühmten  Wittwe 
König  Jakob's,  der  Venezianerin  Catarina  Cornaro,  die  Insel 
in  Venedig's  Besitz  überging. 

Die  gegenseitige  Anfeindung  der  Nebenbuhler  würde  viel- 
leicht noch  weiter  gegangen  sein,  wenn  nicht  von  Zeit  zu  Zeit 
Ausbrüche  des  Nativismus  gegen  alle  Lateiner  oder  Franken  — 
wie  man  nach  den  Kreuzzügen  zu  sagen  anfing  —  empfindlich 
an  den  gemeinschaftlichen  Gegensatz  zu  den  Landeseingesessenen 
und  da»  gemeinschaftliche  abendländische  Interesse  erinnert 
hätten.  Solche  nazistische  Reaktionen  gegen  die  Zugeständ- 
nisse der  Herrscher  an  handeltreibende  Fremde  werden  aus 
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Eonstantinopel  wiederholt  berichtet,  namentlich  nach  dem  Tode 
des  Lateiner  -Freundes  Kaiser  Manuel  ^1 180)  wo  ein  grosses 
Blutbad  unter  seinen  Schützlingen  angerichtet  wurde,  und  dann 
1202,  nach  der  ersten  Eroberung  der  Stadt  durch  die  Schiffe 
und  Reisigen  des  vierten  Kreuzzugs,  welche  der  definitiven 
Eroberung  und  der  Aufrichtung  des  Lateinwehen  Reichs  im 
Jahre  1204  voraufging.  Später  traf  es  sich,  dass  in  einem  und 
demselben  Jahre,  1343,  gleichzeitig  inTana  (Asow)  die  Tartaren 
und  in  Trapezunt  die  Griechen  des  gleichnamigen,  von  Fall- 
merayer  historisch  behandelten  Kaiserreichs  wider  die  Abend- 
länder gewaltthätig  aufstanden. 

Auch  eigentliche  Kolonialaufstände  kamen  vor.  Marco 
Sanudp  von  Naxos,  der  sich  gegen. seine  Vaterstadt  Venedig 
empörte,  von  welcher  er  die  Insel  zu  Lehen  trug,  blieb  unter 
den  zahlreichen,  nach  der  Eroberung  des  griechischen  Reiches 
1204  ff.  so  belehnten  Nobili  allerdings  eine  Ausnahme.  Aber 
wie  sich  1368  das  ganz  militärisch  organisirte  Kandia  gegen 
die  Venezianer  erhob,  so  1408  die  Insel  Chios  wider  Genua. 
Zur  Abschuttelung  des  mütterlichen  Joches  indessen  gelangten 
diese  grossen  Töchter  nicht.  Die  Republik  Venedig  behielt 
das  Mittelalter  hindurch  Kräfte  und  Mittel  genug,  um  ihre 
Kolonien  in  unmittelbarer  Staatsverwaltung  festzuhalten,  nach- 
dem die  Vasallenstaaten,  zu  deren  Gründung  sie  als  einem 
Nothbehelf  nach  dem  Erwerb  der  ungeheuren  griechischen  Beute 
gegriffen  hatte,  vor  dem  Umsichgreifen  der  Türken  gemach 
zerstoben  waren.  Genua  hingegen,  mit  dessen  Macht  es  schon 
beim  Ausgang  des  Mittelalters  merklich  auf  die  Neige  ging, 
ergriff  allerhand  Auskunftsmittel.  Tüchtige  Männer  aus  vor- 
nehmen Familien  der  Stadt  Hessen  sich  von  den  griechischen 
Kaisern  direkt  mit  dieser  oder  jener  Insel  belehnen:  so  Bene- 
detto  Zaccaria  1304  mit  Chios,  der  Hauptquelle  für  Mastix, 
weil  der  Kaiser  selbst  die  dort  und  auf  den  Nachbarinseln 
hausenden  türkischen  Korsaren  nicht  zu  bändigen  vermochte; 
so  Gattilusio  1355  mit  Lesbos,  da?  bis  1462  bei  seinen  Nach- 
kommen blieb,  mit  einer  Nebenlinie  auf  Aiuos.    Schon  in  der 
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Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  bildete  sich  für  Ceuta,  das 
alte  Septa,  eine  sogenannte  Maona,  d.  h.  eine  Gesellschaft  genue- 
sischer Privatleute,  welche  der  Staatskasse  die  Ausrüstungs- 
kosten einer  Flotte  zur  Verteidigung  der  Stadt  und  Kolonie 
gegen  heranrückende  Kreuzfahrer  abnahm,  —  in  der  Mitte  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  für  das  zurückeroberte  Chios.  Da 
diese  letztere  Maona  von  der  Staatskasse  die  vorgeschossenen 
203,000  Lire  nicht  wieder  zu  erlangen  vermochte,  behielt  sie 
die  Verwaltung  und  Ausbeutung  der  Insel  bis  zur  türkischen 
Eroberung  (1566)  in  Händen.  Ihre  Genossen  legten  sich  sämmt- 
lich  den  Namen  Giustiniani  bei,  und  ein  Mitglied  dieser  berühm- 
ten Familie  oder  Genossenschaft  war  bekanntlich  im  Jahre  1453 
die  Seele  der  Verteidigung  Konstantinopels  gegen  die  Türken, 
bis  sich  mit  seiner  Verwundung  auch  der  Fall  der  Stadt  ent- 
schied. Eine  schon  bestehende  grosse  Handelsgesellschaft,  die 
Bank  des  Heiligen  Georg  in  Genua,  eine  Art  Fusion  oder  Orga- 
nisation der  Staatsgläubiger,  1407  entstanden,  wurde  von  der  Mitte 
des  fünfzehnten  Jahrhunderts  an  benutzt,  um  die  dem  Staate 
zu  schwer  werdenden  kolonialen  Lasten  auf  sie  abzuwälzen,  — 
das  klägliche  Gegentheil  also  von  kraftvoll  aufstrebenden  modernen 
Staaten,  welche  ihren  heimischen  Handels-Kompagnien  das  den- 
selben mit  der  Zeit  über  den  Kopf  wachsende  Kolonialregiment 
ihrerseits  abgenommen  haben.  Im  Jahre  1477  trat  Genua  die 
Hauptstadt  Cypern's,  Famagusta,  auf  29  Jahre  an  die  Georgs- 
Bank  ab,  welche  dieses  kostbare  Pfand  indessen  auch  nur  noch 
17  Jahre  lang  dem  legitimen  Besitzer  vorzuenthalten  vermochte. 
Im  Jahre  1453,  als  Konstantinopel  an  die  Türken  gefallen  war, 
geschah  das  Gleiche  mit  Kaffa  und  den  übrigen  genuesischen 
Besitzungen  am  Schwarzen  Meere,  wo  die  Maassregel  jedoch 
ebenfalls  nur  eine  Galgenfrist  herbeiführte,  denn  schon  1461 
fiel  Samastri  (Amasserah),  1462  Sinope  und  Trapezunt,  im  Juni 
1475  auch  das  herrliche  Kaffa  in  türkische  Hände,  worauf  der 
Rest  der  Krim  und  der  benachbarten  Gestade  nachfolgte,  das 
damals  dort  noch  erhaltene  merkwürdige  kleine  Stück  gothischen, 
d.  h.  deutschen  Volksstamms  eingeschlossen. 
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Für  Genua  hatten  gerade  diese  Besitzungen  ganz  besondere 
Bedeutung  gehabt,  dieselbe  wie  für  Venedig  der  Besitz  Kandia's 
und  Negroponte's.  Kafla,  als  Stadt  jedenfalls  erst  durch  die 
Genuesen  entstanden,  zählte  im  Anfang  des  fünfzehnten  Jahr- 
hunderts nach  Schütberger  21,000  Häuser,  und  hatte  um  die 
Mitte  des  Jahrhunderts  fast  mehr  Einwohner  als  Konstantinopel. 
Alle  Beligionsparteien  und  Volkerschaften  begegneten  sich  dort, 
römische  und  griechische  Christen,  Armenier  und  Juden,  Türken 
und  Tartaren.  Ihre  Handelsblüthe  wurde  in  den  Augen  der 
abendländischen  Christenheit  nur  durch  den  einen  Flecken  ent- 
stellt, dass  sie  sich  den  ägyptischen  Sultanen  zu  Gefallen  auch 
zu  einem  Mittelpunkt  des  Sklavenhandels  hergab.  Am  Kaukasus, 
dessen  Westküste  Kaffa  gegenüberlag,  ist  dieser  traurige  Ge- 
schäftszweig bekanntlich  niemals  abgestorben.  Die  Genuesen 
wurden  als  Privatleute  einzeln  durch  rücksichtslose  Gewinn- 
sucht, als  Staat  in  der  Regel  durch  eine  nicht  ganz  ausser 
Augen  zu  setzende  Rücksicht  auf  Aegypten,  wohin  sie  ja  auch 
schwunghaften  Handel  trieben,  zu  aktiver  oder  passiver  Bethei- 
ligung an  diesem  Geschäft  vermocht.  Die  kommerzielle  Be- 
deutung Kaffa's  und  der  übrigen  Krim-Häfen  aber  ging  darin 
natürlich  nicht  auf.  Eine  Zeit  lang  waren  dieselben  nebst  Tana 
am  Asow'schen  Meer  sogar  die  regelmässige  Eintrittspforte  für 
den  innern  Orient,  als  nämlich  die  syrischen  Häfen  gleich  nach 
dem  grossen  sarazenischen  Rückschlag  wider  die  Kreuzzüge  vor- 
übergehend ganz  verschlossen  waren.  In  Soldaja  auf  der  Krim 
landeten  zu  diesem  Zwecke  1253  der  Mönch  Rubruquis  und 
1260  die  beiden  Oheime  des  grossen  venezianischen  Reiseschrift- 
stellers Marco  Polo.  Diese  hohe  Wichtigkeit  der  Krim  drückt 
sich  in  dem  Namen  des  1313  geschaffenen  Kolonialamts  in 
Genua  sprechend  aus:  es  wurde  geradezu  Krim-Amt  genannt, 
officium  Gazariae,  denn  Gazaria  hiess  damals  die  Krim,  deren 
heutiger  Name  von  dem  Tartarensitze  Krim  oder  Solgat  unweit 
KafTa  abstammt.  Das  Krim-Amt  umfasste  zwar  nicht  alle 
Kolonien  Genua'*»,  aber  doch  alle  pontischen.  Es  war  zugleich 
oberste  Behörde  für  die  Kauffahrteis«Uifffahrt.    Seine  koloniale 
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Kegierungsgewalt  Äusserte  sich  hauptsächlich  in  der  Ernennung 
der  Konsuln  genannten  Vorsteher  der  hervorragendsten  Kolo- 
nien wie  Käffa,  Trapezunt,  Simisso  u.  s.  f.,  die  nach  einjähriger 
Amtsführung  heimkehren  und  genane  Rechenschaft  ablegen 
mus8ten.  Dieses  letztere  Verfahren  hat  sich  später  Spanien 
seinen  Vizekönigen  in  Amerika  gegenüber  zum  Muster  genom- 
men. Auch  der  spanische  Rath  von  Indien  findet  eine  Art 
Vorbild  in  den  genuesischen  Generalsyndikatoren ,  welche  über 
Klagen  gegen  die  Kolonialbeamten  in  der  Kolonie  selbst  zu 
Gericht  Bassen.  Von  Kafto,  dessen  Konsul  die  minder  wichtigen 
Konsularp08ten  am  Schwarzen  Meer  von  1389  an  zu  besetzen j 
hatte,  kamen  dreimal  im  Jahre  Militär-Inspektoren  nach  Sol- 
daja  und  Cembalo  (Balaklawa),  etwas  seltener  nach  Samastr 
und  anderen  entlegenen  Plätzen,  um  sich  von  dem  Zustand  der 
Festungswerke  und  der  Bewaffnung  zu  fiberzeugen. 

Das  Kolonialamt  in  Pisa  hiess  curia  maris,  Seehof.  In 
Venedig  war  es  der  Rath  der  Pregadi,  der  den  Konsuln,  z.  B. 
demjenigen  in  Alexandrien  Instruktionen  ertheilte.  Von  diesen 
italienischen  Kolonial  Vorstehern  bekanntlich  ist  der  Name  Kon- 
sul auf  das  kommerziell-diplomatische  Amt  fibertragen  worden, 
welches  er  heute  in  der  ganzen  zivilisirten  Welt  bezeichnet. 
Nicht  allenthalben  und  von  jeher  übrigens  führten  die  Vorsteher 
der  italienischen  Handels- Kolonien  den  Titel  Konsul.  Standen 
sie  besonders  hoch  im  Range,  so  nannten  sie  sich  Podesta, 
sonst  Bailo  =  Bailli,  Bailif,  Amtmann;  imd  es  war  ein  für 
damalige  Begriffe  sehr  ausdrucksvolles  Zeichen  des  Vorrangs, 
welchen  die  Genuesen  unter  den  Paläologen  in  Konstantinopel 
erlangten,  dass  ihr  Podest*  zu  Weihnachten  der  Hoftafel  bei- 
wohnen und  am  Osterfest  dem  Kaiser  Wange,  Hand  und  Fuss 
küssen  durfte,  was  dem  Bailo  der  Venezianer  nicht  zustand. 
Dafür  nrosste  er  aber  auch  nach  dem  Vertrage  von  1275  per- 
sona grata  sein,  und  es  kamen  kaiserliche  Proteste  gegen  die 
Person  des  Gewählten  vor.  Mit  der  Zeit  jedoch  wurde  die 
Benennung  Konsul  vorherrschend. 

Das  Streben  der  italienische»  Kaufleute  ging  fiberall,  wo 
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man  ihnen  die  Niederlassung  zugestand,  vornehmlich  auf  zwei 
Dinge:  Handelsfreiheit  uud  Rechtsschutz.  Sie  wollten  entweder 
gar  keinen  oder  möglichst  niedrigen  Zoll  bezahlen,  niedriger 
auf  jeden  Fall  als  ihre  merkantilen  Rivalen ;  und  Streitigkeiten 
unter  ihnen  selbst  oder  Klagen  der  Eingeborenen  gegen  sie 
sollten  von  ihren  eigentlichen  Richtern  nach  heimischem  Recht 
entschieden  werden.    Diese  Richter  waren  aber  die  Podesta's, 
Baili  und  Konsuln,  denn  Rechtspflege  und  Verwaltung  waren 
dazumal  noch  nicht  getrennt.   In  den  europäischen  Konsulaten 
der  Levante  sind  sie  es  ja  bis  heute  nicht.    Ausser  diesen 
ideellen  Zugeständnissen  musste  der  Landesherr  ihnen  in  den 
Plätzen,  wo  sie  ihre  Buden  aufschlagen  sollten,  natürlich  einige 
materielle  Einräumungen  machen,  —  ein  Quartier,  dem  Grund 
und  Boden  nach  oder  auch  schon  bebaut,  am  Wasser  belegen, 
sodass  die  Schiffe  dort  landen  und  laden  konnten,  ferner  Kirchen 
und  Kapellen  für  ihren  Gottesdienst,  womöglich  auch  Backöfen, 
Bäder,  Gärten,  und  weUn  es  hoch  kam,  ein  Landgut  zur  Her- 
vorbringung wünschenswerthen  Mundbedarfs.  Dass  der  Beklagte 
den  Gerichtsstand  nach  sich  ziehe,  galt  früh  als  massgebender 
Grundsatz  in  allen  diesen  Ansiedlungs- Verträgen.  Aber  in  dem 
Vertrage  Venedigs  mit  dem  byzantinischen  Kaiser,  welcher  der 
Eroberung  des  Reichs  durch  die  Lateiner  zuletzt  voraufging, 
vom  Jahre  1199,  musste  der  venezianische  Richter  jeden  von 
ihm  gefällten  Urtheilsspruch  nachgehends  in  der  Kirche  feier- 
lich als  unparteiisch  gefunden  beschwören.  Nach  der  Katastrophe 
von  1204  Hess  die  Republik  sich  von  dem  Fürsten  Ravano 
delle  Carceri  von  Negroponte  strikte  Exekution  der  von  ihren 
Beamten  ergangenen  Sprüche  zusichern,  während  in  Kleina  Ar- 
menien erst  1271  ein  BailO  zugelassen  und  demselben  wenig- 
stens Zivilgerichtsbarkeit  bewilligt  wurde.    Die  eigentliche 
Kriminaljüstiz  behielten  sich  gegen  die  Genuesen  auch  Philipp 
von  Ibelin  als  Regent  von  Cypern  im  Jahre  1218  und  Guido 
de  la  Roche  als  Herr  von  Athen  im  Jahre  1240  vor;  doch 
erhielten  sie  dieselbe  in  Cypern  später  ebenfalls  nur  vorbehalt- 
lich der  Exekution.    Im  Königreich  Jerusalem  wurden  neben 
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den  cours  des  bourgeois,  denen  die  fremden  Kaufleute  unter- 
worfen waren,  falls  keine  Verträge  sie  exiniirten,  auch  Hafen- 
gerichte errichtet,  von  der  den  Hafen  sperrenden  Kette  cours 
de  la  chaine  genannt.  Die  schweren  Verbrechen  behielten  sich 
hier  gleichfalls  die  Könige  vor,  aber  die  Polizei  in  den  Handels- 
quartieren  war  Sache  der  Kolonialkommune  selbst.  Die  muha- 
medanischen  Sultane  von  Aegypten  fanden  in  diesen  Bewilligun- 
gen selbständiger  Rechtspflege  ebenso  wenig  Schwierigkeiten 
wie  christliche  Fürsten.  In  Tunis  erlangten  die  Pisaner  volle 
Ziviljustiz  in  dem  angedeuteten  billigen  Umfang  und  für  schwe- 
rere Strafrechtsfalle  die  Voruntersuchung.  Eben  da  waren  auch 
den  Konsuln  schon  ganz  wie  heute  Kanzler  beigegeben,  erfahren 
in  den  Satzungen  und  Bräuchen  des  Handelrechts  sowie  in 
der  arabischen  Sprache,  sodass  sie  keine  unbedeutende  Neben- 
thätigkeit  entwickelten  in  der  Verpflanzung  arabischer  Gelehr- 
samkeit nach  Europa.  Der  berühmte  Mathematiker  Leonardo 
Pisano,  genannt  Fibonacci,  legte  den  Grund  zu  seiner  wissen- 
schaftlichen Grösse  in  Bugia,  wo  sein  Vater  Bonacci  —  daher 
der  Beiname  =  Sohn  des  Bonacci  —  Konsulats-Kanzler  war. 

Massenhafte  und  fortgesetzte  Kolonisten- Aussendung  zu 
anderen  als  unmittelbaren  Handelszwecken  welche  der  alt- 
griechischen Kolonisation  oder  der  modernen  Auswanderung 
vergleichbar  wäre,  ist  im  italienischen  Mittelalter  nur  ausnahms- 
weise vorgekommen.  Man  möchte  es  annehmen  von  dem  durch 
Genua  so  rasch  emporgebrachten  Kafifa,  doch  melden  es  die 
Berichte  nicht.  Es  steht  dagegen  fest  hinsichtlich  der  Vene- 
zianer für  Kandia,  aus  dem  sie  früh  im  dreizehnten  Jahrhun- 
dert einen  militärisch  organisirten  Tochterstaat  schufen,  für 
Korfu,  sowie  für  Modon  und  Koron,  ihre  festen  Haltpunkte  an 
der  Küste  des  Peloponnes,  die  sie  von  1207  bis  1538  behaup- 
teten. Andererseits  pflegten  die  Kaufleute,  welche  gemein- 
schaftliche Handelsreisen  nach  den  Kolonien  oder  nach  neu  zu 
kolonisirenden  Platzen  unternahmen,  sich  dazu  unter  ausdrück- 
licher Angabe  des  Ziels  vor  Notar  und  Zeugen  formell  verbind- 
lich zu  machen.    Aus  den  zehn  Jahren  1155  bis  1164  sind 
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derartiger  Vertraga-Urkunden  aus  Genna  allein  fast  anderthalb- 
hundert erhalten. 

Freilich  konnte  schon  der  kaum  je  aufhörende  Schrecken 
des  Seeraubs  dazu  auffordern,  einander  möglichst  fest  bei  der 
Zusage  zu  halten.  Aus  allen  Jahrhunderten  wird  darüber  be- 
richtet, und  durchaus  nicht  etwa  von  Abkömmlingen  des  aus- 
gearteten Griechen volks  oder  der  wilden  orientalischen  Völker- 
stamme allein,  sondern  auch  von  Italienern.  Gegen  Ende  des 
zwölften  Jahrhunderts  war  der  Genuese  Gaffore  ein  berüchtig- 
ter Korsar;  und  Seeräubereien  von  Genuesen  und  Pisanern  er- 
bitterten damals  den  griechischen  Kaiser  Alexius  den  Dritten 
auch  gegen  die  ansässigen  Landsleute  derselben.  Den  Schlag, 
welchen  Genua  durch  die  Gründung  des  Lateinischen  Reichs 
mit  Hilfe  und  zu  ausschliesslichen  Gunsten  der  Venezianer 
erlitt,  rächte  es,  bis  es  mit  Michael  Faläologus  seinen  grossen 
Gegenschlag  fuhren  konnte,  mittlerweile  durch  Seeraub.  Im 
Sommer  des  Jahres  1200  kaperten  vier  pisanische  Schiffe  An- 
gesichts der  Stadt  Tunis  drei  sarazenische,  und  setzten  dadurch 
ihre  dort  ansässigen  Landsleute  in  die  äusserste  Gefahr  von 
Bepressalien.  Waren  doch  1165  sturmverschlagene  Pisaner  in 
Bugia  hingerichtet  worden,  als  wären  sie  Seeräuber,  und  1181 
in  Tripolis  ein  pisanisches  Fruchtschiff,  das  Wasser  einnehmen 
wollte,  mit  Mann  und  Waare  festgehalten.  Die  barbarische 
Gewohnheit  des  Strandraubs ,  der  Plünderung  armer  Schiff- 
brüchiger gehörte,  wie  an  Nord-  und  Ost -See,  so  auch  im 
Mittelmeer  damals  zu  den  Sitten,  gegen  welche  kein  Handels- 
oder Kolonialvertrag  unterliess  anzukämpfen.  Dahingegen  über- 
liess  man  die  Verdammung  des  Sklavenhandels  den  Päpsten  und 
ihrer  Geistlichkeit  sowie  der  freilich  noch  wenig  hörbaren 
öffentlichen  Meinung  der  Christenheit.  Im  achten  Jahrhundert 
kauften  die  Venezianer  trotzdem  nicht  bloss  überhaupt  in 
Christenländern,  sondern  unter  den  Augen  des  Papstes  in  Rom 
selbst  Sklaven  für  Afrika  auf.  Dass  die  Genuesen  in  Kaffa 
den  ägyptischen  Sultanen  zu  Liebe  Sklavenhandel  duldeten,  ist 
schon  erwähnt  worden;  aber  dass  sie  ihn  auch  trieben,  ergiebt 
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sich  klar  aus  den  mittelbaren  Eingeständnissen  eines  Abkom- 
mens, welches  sie  gegen  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
mit  Klein-Armenien  schlössen. 

Das  natürliche  Freihandelsstreben  der  Seestädte  verleug- 
nete sich  andrerseits  nicht  in  der  Behandlung  ihrer  Kolonien, 
wie  denn  z.  B.  die  Venezianer  ihren  Kolonisten  auf  Kandia  die- 
selbe freie  wirthschaftliche  Bewegung  gönnten,  welche  sie  rar 
sich  ausbedangen.  Ebenso  führten  die  Genuesen,  als  sie  1373 
Famagusta  auf  Cypern  einnahmen,  keine  Differenzialzölle  zu 
Ungunsten  der  Andern  ein;  aber  im  übrigen  freilich  chikanir- 
ten  sie  sie  hinlänglich,  um  den  Levante-Handel  zuletzt  grossen- 
theils  von  Famagusta  fortzutreiben,  und  verriethen  ihre  Monopol- 
sucht auch  dadurch,  dass  sie  den  Königen  von  Cypern  verboten, 
die  sonstigen  Häfen  der  Insel  für  den  Handelsverkehr  zu  öffnen. 
Wenn  sie  in  anscheinend  gleichem  Geiste  sich  über  die  Herab- 
setzung der  Zölle  beklagten,  welche  Kantakuzenos  1347  in 
Konstantinopel  vornahm,  so  war  das  Motiv  doch  wohl  vorwie- 
gend finanzieller  Natur,  denn  ihr  Zoll  in  Galata  brachte  da- 
mals 200,000  Hyperpern  jährlich  ein  und  der  in  Konstantinopel 
selbst  nur  30,000.  Mitunter  kehrte  die  Gleichgiltigkeit  wider 
die  Ansprüche  des  freien  Verkehrs,  wo  andere  leidenschaftlich 
verfolgte  Pläne  mit  denselbeu  zusammenstiessen ,  sich  gegen 
ihr  eigenes  Fleisch,  wie  wenn  z.  B.  zum  Zweck  der  Wieder- 
herstellung des  von  den  Tartaren  zerstörten  Kaffa  nach  1316 
alle  vorbeifahrenden  genuesischen  Schiffe,  ihr  Ziel  mochte  sein 
welches  es  wollte,  dort  einen  Tag  über  anlegen  und  Abgaben 
zahlen  mussten,  der  Aufenthalt  in  den  Nachbarhäfen  untersagt 
ward,  in  Soldaja  weder  gekauft  noch  verkauft  werden,  und  kein 
Grundstück  länger  als  anderthalb  Jahre  unbebaut  bleiben 
durfte.  Aehnlich  erkauften  die  Venezianer  in  einem  Vertrage 
von  1373  die  zollfreie  Getreide-Einfuhr  ins  griechische  Reich 
mit  fünfjährigem  Verzicht  auf  Grunderwerb  und  mit  einer  Ver- 
minderung der  venezianischen  Weinwirthschaften  in  Byzanz  auf 
die  Zahl  von  fünfzehn.  Fast  am  krassesten  trat  der  monopol- 
süchtige Sinn  der  Zeit  aber  am  Ausgang  des  Mittelalters  her- 
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vor,  als  die  Auffindung  des  Seewega  nach  Ostindien  dem  Le- 
vantehandel einen  Streich  versetzte,  von  welchem  er  sich  nicht 
wieder  erholen  sollte.  Die  Portugiesen  begnügten  sich  keines- 
wegs mit  den  unermesslichen  Vortheilen,  welche  ihnen  die  neu- 
ermittelte Wasserstrasse  vor  dem  beschwerlichen  und  obendrein 
von  Abgaben  belasteten  Landverkebr  gewährte.  Sie  suchten 
durch  militärische  Gewalt  und  diplomatische  Intrigen  allen 
Handel  zwischen  Indien  und  dem  östlichen  Mittelmeer-Gestade 
zu  unterdrücken.  Ihre  Kriegsschiffe  kreuzten  beständig  vor  dem 
südlichen  Eingang  des  Rothen  Meers  und  machten  Jagd  auf 
feindliche  Kauffahrer.  Die  Venezianer,  deren  Unternehmungs- 
geist nicht  mehr  ausreichte,  sich  auf  die  Konkurrenzfahrt  mit 
den  plötzlich  erstandenen  überlegenen  Rivalen  ums  Kap  der 
guten  Hoffnung  herum  einzulassen,  welche  allerdings  auch  noch 
Nationalgeheimniss  war  und  von  der  kaum  die  Hälfte  der  aus- 
gesandten Schiffe  zurückkam,  benutzten  die  entgegenkommende 
Gesinnung  des  Königs  Manuel  von  Portugal,  um  zu  versuchen 
sich  ein  neues  Monopol  auf  die  Waaren  Indiens  zu  verschaffen. 
Sie  schlugen  dem  König  vor,  er  möge  ihnen  zu  anständigen 
Preisen  Alles  verkaufen,  was  von  Ostindien  komme  und  nicht 
im  Lande  selbst  verbraucht  werde.  Aber  auf  dieses  grossartige 
Geschäft  einzugehen  war  der  König  doch  zu  besonnen.  So 
scheiterte  der  Versuch,  in  einer  neuen  Form  die  Handels-Ueber- 
legenheit  der  Italiener  während  des  Mittelalters  auf  eine  ver- 
jüngte Zeit  fortzupflanzen. 

Den  deutschen  Hansestädten  ist  es  bekanntlich  ganz  ähnlich 
ergangen.  Auch  sie  dachten  vergeblich  daran,  von  Lissabon 
aus  sich  des  ostindischen  Seehandels  zu  bemächtigen.  Auch 
ihrer  merkantilen  Ueberlegenheit  gab  der  Vorzug,  welchen  die 
atlantischen  Küsten  durch  die  Auffindung  des  Seewegs  nach 
dem  südlichen  Asien  und  durch  die  Entdeckung  Amerika's 
erlangten ,  den  entscheidenden  tödlichen  Stoss.  Zumal  in 
England,  dem  ältesten  und  wichtigsten  Sitze  ihrer  Faktoreien, 
waren  sie  schon  dazumal  in  verhängnissvolle  Kämpfe  mit  dem 
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aufstrebenden  Handelsstand  des  Landes  verwickelt,  welche  zu- 
letzt nicht  anders  als  zu  ihrem  Nachtheil  ausgehen  konnten. 

Wenn  den  skandinavischen  Königen  gegenüber  Bremen  ein 
oder  das  andere  Mal  den  Bund  der  Deutschen  Städte  im  Stiche 
liess,  so  war  in  England  vorzugsweise  Köln  der  Platz,  der  mit- 
unter sonderbündelte.  Es  hatte  noch  vor  der  Masse  der  übrigeu 
deutschen  Städte  angefangen,  in  London  festen  Fuss  zu  fassen; 
und  da  das  im  Mittelalter  nicht  anders  ging  als  auf  Grund 
von  Privilegien,  so  besass  es  einige  spezielle  Berechtigungs- 
Urkunden,  mit  denen  es  auf  den  Hansetagen  sich  später  gern 
brüstete.  Doch  erkennt  Lappetiberg  an,  indem  er  der  Bestäti- 
gung der  Köln  ertheüten  Privilegien  im  Jahre  1338  erwähnt, 
dass  dieselben  im  Verlauf  der  Zeit  allen  deutschen  Kaufl6uten 
zu  Oute  kamen.  Dagegen  musste  Kaiser  Friedrich  der  Zweite 
1226  den  Männern  von  Köln  und  Thiel  verbieten,  die  Lübecker 
in  der  Gildhalle  zu  London  willkürlich  zu  schätzen  und  auch 
sonst  zu  misshandeln,  was  man  später  grade  von  diesen  Vor- 
gängen bezeichnend  »hänseln  <  nannte.  Diese  Hänseleien  haben 
neuen  Ankömmlingen  gegenüber  namentlich  in  der  Faktorei  zu 
Bergen  eine  grosse  Rolle  gespielt.  In  London  scheinen  sie 
nachher  wenig  vorgekommen  zu  sein,  wohl  weil  es  den  dorti- 
gen Komtoren  in  so  viel  gesitteterer  Umgebung  mehr  darauf  an- 
kommen muste,  moralisch  zuverlässige  und  rechtschaffene  Ge- 
nossen zu  haben,  welche  die  Privilegien  nicht  missbrauchten, 
als  auf  die  durch  physische  Proben  zu  bewährende  Ausdauer 
und  Unerschrockenheit,  welche  auf  solchen  Vorposten  der  Zivili- 
sation wie  Wisby,  Nowgorod  und  Bergen  obenanstanden.  Köln 
aber  sonderte  sich  auch  im  fünfzehnten  Jahrhundert  wieder  ab, 
wo  es  für  die  Weisse  Rose  oder  das  Haus  Lancaster  Partei 
nahm,  die  übrigen  Hansestädte  hingegen  für  die  Rothe  Rose 
des  Hauses  York.  An  dem  wichtigen  Friedensschluß  zu  Utrecht 
vom  28.  Februar  1474,  der  den  Londoner  Stahlhof  sammt  ähn- 
lichen Gebäuden  zu  Boston  und  Lynn  der  Hansa  zum  Eigen- 
thum gab  und  die  Grundlage  ihrer  Beziehungen  zu  England 
für  die  nächste  Folgezeit  wurde,  nahm  Köln  keinen  Antheil. 
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Im  folgenden  Jahrhundert  zog  die  englische  Gegen-Hanse, 
die  1505  zuerst  als  Korporation  anerkannten,  lange  Zeit  von 
dem  berühmten  Gresham  geleiteten  Merchant  Adventurers 
Hamburg  ein  wenig  aus  dem  geschlossenen  Verbände  der  deut- 
schen Städte  heraus.  Sie  wollten  sich  1564  in  Emden  nieder- 
lassen,  als  der  Hamburger  Senat  ihnen  Aufenthalt  und  gewisse 
Begünstigungen  in  seiner  Stadt  anbot.  Am  19.  Juli  1567  kam 
es  zu  einem  Vertrage,  aus  dem  rasch  ein  bedeutender  Auf- 
schwung dieser  Antikolonie  hervorging,  hauptsächlich  wegen  des 
damals  wüthenden  englisch -spanischen  Krieges.  Indessen  nur 
ein  Jahrzehnt  lang  sahen  die  übrigen  Hansestädte  diesen  that- 
sächlichen  Widerspruch  zu  ihrer  ganzen  Politik  mit  an.  Dann 
musste  Hamburg  den  Englandern  das  Gastrecht  kündigen,  und 
dieselben  zogen  sich  nach  Stade  zurück,  das  für  ihre  Aufnahme 
aber  in  den  hansischen  Bann  gerieth. 

Dies  sind  die  wesentlichsten  Ausnahmen  der  Einheit,  als 
welche  die  norddeutschen  Handelsstädte  im  Mittelalter  gegen 
das  Ausland  hin  aufzutreten  pflegten.  Das  Verhalten  Hamburg» 
wird  dabei  günstiger  zu  beurtheilen  sein,  als  dasjenige  Kölns 
und  Bremens  in  den  entsprechenden  Fällen.  Es  ging  aus  einer 
vorurtheil8freieren,  sachgemässeren  Auffassung  von  dem  Wesen 
friedlichen  Handelsverkehrs  hervor.  Selbst  Lappenberg,  der  sich 
soweit  in  das  Interesse  der  alten  hansischen  Politik  hineindenkt, 
dass  er  die  privilegienwidrige  Aufnahme  nichthansischer  Deutscher 
in  die  Londoner  Genossenschaft  als  einen  > Unfug <  brandmarkt, 
fühlt  doch  hamburgisch  genug,  um  die  ersten  Auflehnungen  der 
englischen  Geschäftswelt  wider  die  Hansa  edleren  Beweggründen 
als  schäbigem  Handelsneide  zuzuschreiben.  Die  Hansa,  welche 
von  Alters  her  nicht  allein  in  London,  sondern  auch  in  Lynn, 
Boston,  Yarmouth,  Hull,  Bristol,  Ipswich,  ja  in  dem  binnenlands 
gelegenen  York  so  einträgliche  Vorrechte  genoss,  wollte  den 
britischen  Händlern  in  ihren  Städten  keine  Gegenseitigkeit  ein- 
räumen. .  Die  daher  stammenden  Zerwürfnisse  hauptsächlich 
füllen  die  erste  Periode  dieser  weltgeschichtlichen  Auseinander- 
setzung an,  welche  genau  dieselbe  Aufmerksamkeit  verdient  wie 
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der  lange  Krieg  zwischen  den  Kronen  Frankreich  und  England. 
Selbst  in  Norwegen  und  auf  Island  wollten  die  Angehörigen  der 
einen  Nation  die  der  anderen  nicht  frei  verkehren  lassen.  Die 
berüchtigten  Vitalienbrüder  oder  Likedeeler  (d.  h.  Gleichtheiler, 
Kommunisten)  Gödecke  Michael  und  Claus  Störtebeker,  welche 
spater  den  Lohn  ihrer  Thaten  auf  der  Hamburger  Richtstätte 
empfingen,  standen  nicht  ausser  aller  Verbindung  mit  hanse- 
städtischen Magistraten,  insbesondere  mit  denen  von  Rostock 
und  Wismar,  als  sie  um  1400  in  Bergen  eindrangen  und  die 
dort  ansässigen  Kaufleute  von  Lynn  plünderten.    Im  Jahre 
1428  wurde  Bergen  abermals  überfallen  von  dem  niederdeutschen 
Freibeuter  Bartholomäus  Voet.    Dagegen  war  nur  eben  erst 
der  han3isch-englische  Utrechter  Friede  geschlossen  (1474),  als 
englische  Kaufleute  von  Hull  und  Bristol  auf  Island  hansische 
Kaufleute  gewaltsam  überfielen,  und  vier  Jahre  später  wider- 
fuhr dasselbe  einem  von  Lübeckern  und  Hamburgern  beladenen 
Schiff  durch  Lord  Lomeley  und  dessen  abhängige  Leute  von 
Hartlepool.    In  diesem  so  leicht  zu  Gewaltthat  und  Raub  aus' 
artenden  nationalen  Gegensatz  war  Hamburg  das  erste  kauf- 
männische Gemeinwesen,  welches  die  Verkehrtheit  solcher  gegen- 
seitigen Anfeindungen  aus  Handelseifersucht  begriff.    Auf  den 
Hansetagen  von  1391  sprach  es  für  das  von  den  Hullern  ge- 
wünschte freie  Geleit,  und  auf  dem  Hansetage  von  1410  für  die 
Bewilligung  gleich  weitherzig  bemessener  Privilegien  an  die 
Engländer  in  den  deutschen  Städten.    Selbst  als  der  Gcheime- 
raths-Erlass  vom  7.  April  1579  alle  besondern  Freiheiten  der 
Hansen  in  England  aufhob  und  sie  den  andern  fremden  Kauf- 
leuten gleichstellte,  blieb  Hamburg,  wie  das  Schreiben  des  Se- 
nats an  den  Bremer  Senat  vom  21.  April  K»80  darthut,  ge- 
lassen, und  warnte  vor  einem  Bruch  mit  Königin  Elisabeth. 
In  dieser  Haltung  mag  das  Vorgefühl  zu  finden  sein,  dass  Ham- 
burgs durch  ^  seine  glückliche  Lage  an  der  noch  für  Seeschiffe 
befahrbaren  Elbe  den  herannahenden  Umschwung  des  Welthan- 
dels besser  überstehen  werde  als  namentlich  die  Ostseeplätze, 
und  an  den  neuen  Geschäft3-Gewinnsten  Englands  einen  gewissen 
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Antheil  haben.  Sie  bat  der  Stadt  aber  gleichzeitig  auch  eine 
Art  geschichtlichen  Anspruchs  auf  ihre  spätere,  alle  Genossen 
weit  zurücklassende  Blüthe  gegeben,  und  den  Sinn  für  unbe- 
schränkten Freihandel  dort  tief  in  den  Boden  gesenkt,  sodass 
er  immer  neu  wieder  aufschiesst. 

Dem  Hansebunde  im  allgemeinen  eine  freihändlerische 
Politik  zuzuschreiben,  kann  dem  unbefangenen  Geschichtsbetrach- 
ter nicht  gelingen.  Er  mag  der  Meinung  sein,  dass  faktisch  der 
Inhalt  ihrer  Privilegien  in  England  z.  B.  die  Tendenz  bewiesen 
habe,  zum  Gemeinbesitz  für  alle  fremden  Kaufleute  zu  werden: 
in  ihrer  Absicht  lag  nichts  weniger.  »Wir  nehmen  also  auch 
hier  wahr,<  sagt  Lappetibcry  in  seiner  Geschichte  des  hansischen 
Stahlhofs  zu  London,  S.  22,  >dass  die  Deutschen  wenig  Werth 
auf  das  allgemeine  Privileg  für  die  fremden  Kaufleute  vom 
Jahre  1303  sowie  auf  ähnliche  legten,  da  sie  selbst  längst  im 
Gefolge  ihrer  uralten  Gildhalle  bessere  besassen  und  daher  nicht 
von  den  Ansichten  der  Engländer  über  die  Zulässigkeit  der 
fremden  Kaufleute  abhingen,  c  Indem  sie  früher  als  ihre  fest- 
ländischen Rivalen  von  Mauergeld,  Brückengeld  und  Pflaster- 
geld frei  wurden  und  früher  eine  vierzigtägige  gesetzliche  Frist 
für  die  Zurückhaltung  ihrer  Waaren  aus  dem  Markte  erlangten, 
konnten  sie  auf  Kosten  der  Andern  sich  in  den  Besitz  des 
englischen  Verkehrs  setzen.  Aber  die  Abschliessung  gegen  alle 
Fremden  ging  noch  weiter.  Nach  dem  Lübecker  Rezess  vom 
5.  Juni  1434  durfte  kein  Hanseat  in  der  Fremde  mit  Inländern 
gemeinschaftlich  ein  Schiff  besitzen  oder  eine  Handelsgesell- 
schaft eingehen,  kein  Hanseat  daheim  an  Andere  als  Hanseaten 
auswärts,  wo  solche  ansässig  waren,  Güter  absenden,  ausgenom- 
men Wein,  Bier  und  Häringe.  Auf  der  andern  Seite  standen 
für  die  Londoner  Hanseaten  hohe  Strafen  auf  das  Trachten  nach 
persönlichen  Vorrechten  oder  die  Nichtverfolgung  eines  gekränk- 
ten hansischen  Rechts,  sowie  auch  im  Falle  von  Zoll-Defraude 
dieselbe  Busse,  wie  an  den  König,  ausserdem  noch  an  das  han- 
sische Komtor  erlegt  werden  musste.  Der  Einzelne  war  eben 
der  Genossenschaft  unbedingt  uud  schrankenlos  unterworfen, 
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ausserhalb  der  Genossenschaft  aber  gab  es  auf  die  Früchte 
friedlichen  Verkehrs  und  ehrlicher  Arbeit  sogut  wie  kein  Recht. 
Auch  nach  ausschliesslicher  Meerherrschaft  für  ihre  Waaren- 
flotten  trachteten  diese  Zwischenhändler  der  Nord-  und  Ost- 
See.  Die  letztere  suchten  sie  den  Flämingern  und  Friesen,  die 
erstere  den  Gothländern  zu  versperren,  grade  wie  Bergen  in 
Norwegen  den  englischen  Kaufleuten.  Nur  sie  wollten  die  Pro- 
dukte des  Ostens  mit  denen  des  Westens  austauschen,  um  die 
Vermittlungsgebühr  ungetheilt  in  ihre  Tasche  zu  schieben. 
Kein  Wunder,  dass  dies  eine  immer  feindseligere  Stimmung 
schwächerer,  aber  aufstrebender  Handels-Gemeinschaften  gegen 
sie  hervorrief,  die  sich  auf  der  See  in  Ueberftllen  und  Kaperei, 
zu  Lande  hin  und  wider  in  solchen  nazistischen  Ausbrüchen 
wie  der  Plünderung  des  Stahlhofs  im  März  1493  durch  Lon- 
doner Kaufmannsdiener  und  Hafenarbeiter  Luft  machte. 

Der  Stahlhof  zu  London  ist  bekanntlich  —  gleich  dem 
Oesterlinger  Haus  zu  Antwerpen,  das  1545  (62)  erworben  wurde, 
nachdem  Brügge  seine  Bedeutung  für  die  Hansa  verloren  hatte 
—  erst  in  unsern  Tagen  aus  dem  Gemeinbesitz  der  letzten  drei 
noch  heute  republikanisch-freien  Hansestädte  veräussert  worden. 
Die  alten  hansischen  Handels  Vorrechte  gingen  bis  zum  Ende  des 
sechzehnten  Jahrhunderts  fast  allenthalben  verloren;  es  blieben 
die  Gebäude,  als  Schalen  ohne  Kern.  Die  fremden  Regierungen, 
welche  auf  die  Länge  keine  privilegirte  Ausbeutung  ihrer  Unter- 
thanen  auf  Kosten  aller  anderen  Völker  und  zum  Schaden  der 
Erstarkung  des  eignen  Handelsstandes  dulden  konnten,  hatten 
doch  keine  Ursache,  sich  an  derartigem  Haus-  und  Grundbesitz 
zu  vergreifen.  So  konnten  die  Eigenthümer  desselben  denn 
ungestört  von  selber  überdrüssig  werden.  Was  aus  den  han- 
sischen Häusern  und  Kirchen  zu  Wisby  auf  Gothland  geworden 
ist,  wissen  wir  nicht;  »doch  verschwinden  sie,«  sagt  Lappen- 
bergy  > unsern  Augen  zu  einer  Zeit,  wo  die  Hansa  noch  mäch- 
tig genug  war,  sie  gegen  den  Versuch  gewaltsamer  Entäusserung 
zu  schützen.«  Die  Faktorei  zu  Brügge  wurde  nach  langjährigen 
Verhandlungen  ums  Jahr  1450  freiwillig  aufgegeben,  und  da- 
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für  in  Antwerpen  statt  zweier  kleinereu  Komtore  das  soge- 
nannte Oesterlinger  oder  Oster'sche  Haus  erworben.  Die  han- 
sischen Höfe  zu  Nowgorod  und  Pleskow,  obwohl  längst  im 
Verfall,  besassen  ihre  Gebäude  doch  noch  bis  nach  dem  Tode 
des  Zaren  Boris  Godunow  1605,  wo  sie  in  den  darauf  folgenden 
Kriegen  zu  Grunde  gingen.  Das  Eigenthum  der  Hansa  in 
Bergen  schrumpfte  allmählich  zusammen:  1744  waren  noch 
neun  Steven  für  hundert  Personen  vorhanden,  aber  zwanzig 
Jahre  später  erscheinen  die  Hanseaten  von  der  sogenannten 
Brücke,  ihrer  alten  Residenz,  gänzlich  verschwunden.  Der  Lon- 
doner Stahlhof  endlich  wurde  im  August  1598  konfiszirt,  früh 
im  Sommer  1006  aber  wieder  herausgegeben,  nicht  sowohl  an 
die  Städte  als  an  die  in  London  ansässigen  hansischen  Kauf- 
leute, die  also  am  Schlüsse  dieser  langen  historischen  Peripetie 
noch  einmal  wieder  selbständig  handelnd  wie  im  Anfang  her- 
vortreten. Bei  dem  grossen  Brande  von  London  brannte  der 
Stahlhof  am  3.  September  1666  mit  ab,  und  es  kostete  in  den 
sinkenden  Verhältnissen  der  Hansa  Mühe,  ihn  überall  nur  wie- 
der aufzubauen.  Die  Bedeutung  einer  Kolonie  konnte  er  nicht 
mehr  in  Anspruch  nehmen. 

In  dem  Namen  Stahlhof  liegt  übrigens  der  eigentliche 
alte  Werth  dieses  Platzes  für  die  hansische  Niederlassung  nicht 
angedeutet.  Nicht  weil  neben  der  deutschen  Gildhalle  Stahl 
gelagert  oder  verhandelt  wurde,  sondern  weil  sich  neben  ihr  die 
königliche  Waage  befand,  war  der  Platz  so  günstig  belegen. 
Die  Sicherstellung  von  Maass  und  Gewicht  als  Grundlage  eines 
ehrlichen  Verkehrs  hatte  in  jenen  Zeiten  eine  Wichtigkeit,  welche 
man  sich  inmitten  der  modernen  Zivilisation  nur  schwer  ge- 
bührend vergegenwärtigt.  Ein  Vertrag  des  Grafen  von  Flan- 
dern mit  den  deutschen  und  spanischen  Kaufleuten  vom  Jahre 
1282  enthält  die  genauesten  Bestimmungen  über  die  Waage 
zu  Brügge.  Siebenzig  Jahre  später  legten  die  Deutschen  in 
Brügge  Werth  darauf,  dass  ihnen  ein  Haus  oder  ein  Keller 
zum  Behuf  des  Wägens  gegen  Entschädigung  eingeräumt  werde; 
denn  keineswegs  überall  durfte  gewogen  werden.    In  einer 
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Skra  (Hoforduung)  von  Nowgorod  vom  Jahre  1333  ward  ver- 
boten, sich  beim  Verkauf  an  die  Küssen  der  russischen  statt 
der  deutschen  Waage  zu  bedienen.  So  weitgehende  Vorsichts- 
maßregeln hatte  man  in  England  nicht  mehr  nöthig,  seit  schon 
die  Magna  Charta  unter  König  Jobann  gehörige  Aufsicht  über 
Maass  und  Gewicht  festgestellt  hatte.  König  Heinrich  der 
Dritte  gab  1256  der  Stadt  London  ein  eignes  Statut  über  das 
Verfahren  beim  Wägen,  wozu  ein  hansisch-englischer  Altermann 
Mitveranlassung  gewesen  war.  Um  dieselbe  Zeit  hatten  fremde 
Kaufleute  sich  gegen  bestehendes  Verbot  eigene  Häuser  erbaut, 
worin  sie  ihre  Waaren  vor  den  Augen  ihrer  englischen  Kon- 
kurrenten verbargen  und  abermals  vorschriftswidrig  an  ihre 
Kunden  verwogen.  Das  führte  1269  zur  Konfiskation  der  Waag- 
schalen und  Gewichte  und  Verbrennung  und  Zerstossung  der- 
selben in  Eastcheap,  sowie  zur  Abführung  von  zwanzig  der 
Uebeltbäter  in  den  Tower,  aus  dem  sie  erst  nach  Erlegung 
einer  Busse  von  tausend  Pfund  Sterling  wieder  entlassen  wur- 
den. Andererseits  hielt  König  Eduard  der  Erste  es  nicht  unter 
seiner  Würde,  als  er  im  Jahre  1303  den  fremden  Kaufleuten 
ein  oftangefuhrtes  allgemeines  Privileg  verlieh,  ihnen  darin 
ausdrückliche  Zusicherungen  wegen  der  Richtigkeit  und  üeber- 
einstimmung  der  in  England  angewandten  Gewichte  sowie  wegen 
des  Verfahrens  an  den  öffentlichen  Waagen  zu  machen. 

Wie  in  den  italienischen  Kolonien  am  Mittelmeer,  so  galt 
auch  in  den  deutschen  an  der  Nord-  und  Ost-See  einheimisches 
Hecht,  nicht  dasjenige  des  besuchton  Landes.  Diese  rechtliehe 
Exterritorialität  war  allerdings  wichtiger  unter  den  ungesitteten 
Völkern  des  Ostens  und  Nordens,  als  in  Flandern  und  England. 
Aber  doch  auch  in  England  bestanden  die  Deutschen  auf  einer 
aus  beiden  Nationalitäten  zusammengesetzten  Jury,  Freiheit  ihrer 
Kaufleute  und  Schiffe  vom  britischen  Admiralitätsgericht,  zeit- 
weilig selbst  auf  einem  eignen  englischen  Justiziar.  Daneben 
sorgte'der  anfangs  wenigstens  ebenso  lebendige  wie  streng  auf- 
rechterhaltene Korporationsgeist  dafür,  dass  innere  Streitigkeiten 
zur  Schlichtung  nur  vor  den  Alterroann  der  Niederlassung  ge- 
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langten.  Die  Hoforduung  ging  zu  Nowgorod  in  ihren  freibeit- 
beschränkeuden  Vorschriften  selbstverständlich  auch  weiter  als 
zu  London.  Dort  kam  Alles  darauf  an,  den  Verkehr  der 
Deutschen  mit  den  rohen  Eingebornen  des  Landes  zur  Vermei- 
dung von  Händeln  auf  das  allernothwendigste  zu  beschränken. 
Aber  hier  wie  dort  glaubte  die  Gemeinschaft  dafür  sorgen  zu 
müssen,  dass  beim  Handel  selbst  alles  ordentlich  zugehe  und 
kein  Einzelner  den  Andern  durch  illoyale  Mittel  aussteche  oder 
allzu  sehr  überhole.  In  Nowgorod  durfte  Niemand  für  mehr 
als  tausend  Mark  Geschäfte  machen  oder  über  eine  bestimmte 
Zeit  hinaus  seine  Bude  offen  halten.  In  London  standen  die 
höchsten  Geldbussen  darauf,  wenn  Einer  von  des  Andern  Bude 
die  Käufer  weglockte,  oder  noch  schwimmende  Waaren  ver- 
kaufte, oder  ausserhalb  des  Hofes  aus  seinen  Waaren  heimlich 
Proben  entnahm.  Nicht  minder  richtete  sieb  die  Aufmerksam- 
keit der  Kolonialvorsteher  auf  die  häufig  vorkommende  Ver- 
fälschung der  Waaren.  Die  flandrischen  Tücher,  welche  solange 
der  Hauptartikel  der  nach  Norden  und  Osten  fahrenden  han- 
sischen Schiffe  ausmachten,  mussten  das  bleierne  Siegel  des 
betreffenden  städtischen  Schauamts  tragen,  wenn  sie  auf  den 
Markt  gelassen  werden  solltet).  Achnlich  machte  man  es  mit 
dem  russischen  Wachs,  das  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch 
im  Westen  aufgekauft  wurde. 

Der  Handel  war  eben  noch  in  seiner  Kindheit.  Er  hatte 
sich  schon  losgeschält  von  der  allzu  nahen  Verwandtschaft  und 
Wechselerscheinung  mit  dem  Raube;  er  trachtete  schon  mit 
vollem  Bewusstsein  nach  festen,  sichernden  Rechtszustanden  und 
stellte  sich  in  zunehmend  entschiedeneren  Gegensatz  zu  räube- 
rischer Gewalttat,  ja  ihm  dämmerte  ganz  von  ferne  sogar 
eine  Ahnung  auf,  als  ob  bei  friedlichem  Waaren-  und  Dienst- 
Austausch  der  Eine  nicht  nothwendig  zu  verlieren  brauche,  was 
der  Andre  gewinne.  Aber  dies  war  doch  erst  gegen  das  Ende 
des  Mittelalters  hin,  und  nur  da,  wo  die  frohe  Voraussicht  einer 
noch  grösseren  und  schöneren  Zukunft  das  auf  der  Vergangen- 
heit ruhende  Selbstgefühl  nicht  mehr  allein  zu  Worte  kommen 
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liess.  Als  Regel  galt  auch  dem  Kaufmann  noch  das  Trachten 
nach  Vorrechten  auf  Kosten  Anderer,  nicht  nach  persönlichen, 
aber  nach  vaterstädtischen  oder  genossenschaftlichen  Vorrechten. 
In  dieser  Form  lag  seine  Interessen- Verfolgung,  oder  wie  man 
mit  den  gefärbten  schlechten  Worten  unserer  volkswirtschaft- 
lich noch  nicht  ausgebildeten  Sprache  sagt,  sein  Eigennutz  oder 
seine  Selbstsucht  gebunden,  —  denn  nur  auf  den  höchsten 
Höhen  der  Menschheit  erst,  da  wo  der  Fürst  mit  dem  Hohen- 
priester einsam  wandelte,  hatte  der  Einzelmensch  sich  losge- 
wunden aus  der  Heerde  des  Standes  oder  der  Zwangsgenossen- 
schaft. Für  Monopole  kämpfte  der  Handelsstand,  nicht  für 
freien  Handel.  Allein  nicht  etwa  sein  eigner  beschränkter  Sinn 
bloss  nöthigte  ihn  dazu.  Man  hätte  ihn  gar  nicht  verstanden, 
wäre  er  statt  um  Privilegien  für  die  Genossenschaft,  welcher 
er  grade  angehörte,  um  Freigebung  des  Verkehrs  an  Jeder- 
mann und  Rechtsschutz  für  denselben  eingekommen.  Nur  in 
dieser  Beschränkung  der  Forderungen  und  der  Zugeständnisse 
auf  eine  bestimmte  Stadt  oder  Städte-Gemeinschaft  liess  sich 
der  Segen  der  kommerziellen  Kolonisation  damals  auf  die  von 
den  deutschen  und  italienischen  Kauffahrern  besuchten  Gestade 
übertragen;  wobei  es  jedoch  nicht  ausbleiben  konnte,  dass  die 
schroffe  städtische  Gesondertheit  der  Italiener  einer  freieren, 
gerechteren  und  menschenfreundlicheren  Praxis  hinderlicher  in 
den  Weg  trat  als  die  ausgebreiteten  Städte-2föw<Je  der  Deutschen. 
Bei  diesen  jedoch  wie  bei  jenen  fing  man  mit  der  Zeit  an,  sich 
in  dem  Monopol  zu  gefallen,  das  anfanglich  nur  die  wenn  auch 
gleichgiltig  hingenommene  Form  für  die  eigne  Erlangung  von 
Verkehrsfreiheit  und  Rechtsschutz  gewesen  war.  Mit  dem  Be- 
sitz kam,  wie  gewöhnlich,  die  Erschlaffung  des  Strebens:  man 
fing  bald  an,  den  Blick  mehr  auf  die  Verdrängung  oder  Hin- 
aushaltung des  Nebenbuhlers  als  auf  eine  Allen  zu  gute  kom- 
mende Erweiterung  gewinnbringenden  Verkehrs  zu  richten.  In 
der  italienischen  Kolonisation  ist  dieser  verzehrende  Neid,  der 
böse  Stiefbruder  des  Unternehmungsgeistes,  eigentlich  von  Haus 
aus  mit  auf  die  Schiffe  gestiegen.   In  der  deutschen  Kolonisa- 


Digitized  by  C 


Deutsche  and  lUlimlwli«  Hand«U-Koloni«B  im  MHUUlUr  125 


tion  entwickelte  er  sieb  mehr  aus  dem  Gegensatz  zu  den  empor- 
strebenden Handelsständen  der  besuchten  fremden  Länder«  und 
nur  in  England  tritt  die  Hansa  in  der  kritischen  Zeit  des 
fünfzehnten  und  sechzehnten  Jahrhunderts  gradezu  als  die 
Trägerin  exklusiven  Monopol- Geistes  auf. 

Auch  ohne  die  Umgestaltung  des  Weltverkehrs  durch  die 
grossen  nautisch-geographischen  Entdeckungen  wären  daher  die 
Handels -Kolonien  der  beiden  Völker  weiter  bergab  gegangen, 

■ 

wenn  auch  immerhin  langsamer  als  so.  Das  gewaltthätige  Vor- 
dringen der  Türken  im  Osten  begrub  die  italienischen  Schöpfun- 
gen bis  auf  kümmerliche  Reste  und  Denkmale ;  an  dem  Empor- 
kommen heimischer  Kaufmannschaften  siechten  die  deutschen 
Niederlassungen  hin,  und  der  Handel  mit  den  besiedelten  Län- 
dern, der  keineswegs  aufhörte,  wandelte  sich  gemach  in  seine 
heutige  bequemere  Form  um.  Aber  was  hatte  mehr  hierzu  bei- 
getragen als  eben  die  Kolonisation  selbst?  Die  deutschen  Kauf- 
leute hatten  den  russischen  und  skandinavischen,  ja  selbst  den 
englischen  erst  im  grossen  Handel  zu  treiben  gelehrt.  Von 
ihnen  stammte  der  Same,  der  nun  aufgegangen  war,  und  nach- 
grade  genug  abwarf,  um  weitere  Zufuhr  von  aussen  entbehrlich 
zu  machen.  Der  Kaufmann  des  deutschen  Nordens  ist  der  Er- 
zieher des  europäischen  Nordens  zu  ehrlichem  und  geschicktem 
Handelsbetrieb  geworden. 

Um  aber  den  vollen  Segen  dieser  Kultur -Uebertragung 
würdigen  und  überschauen  zu  können,  dazu  müssten  wir  nicht 
allein  in  die  Handels -Geschichte,  sondern  in  die  allgemeine 
Geschichte  der  kolonisirten  Länder  tief  hinabsteigen.  Gründ- 
licher, allseitiger  und  unbefangener  als  bisher  müssten  die 
meisten  dieser  Völkergeschichten  dazu  aus  den  Quellen  ermittelt 
und  dargestellt  sein.  Es  ist  nicht  bloss  die  hergebrachte  ein- 
seitig politische  oder  militärisch-diplomatische  Behandlung  des 
geschichtlichen  Stoffs,  was  der  richtigen  Schätzimg  dieses  zivili- 
sirenden  Einflusses  deutscher  Kaufleute  im  Mittelalter  im  Weg« 
steht.  Es  ist  ebenso  sehr  auch  der  neuerdings  verschärfte  be- 
wusste  oder  unbewusste  nationale  Gegensatz,  —  die  Abneigung 
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patriotischer  Eigenliebe,  ein  fremdes  Volk,  und  zumal  das  poli- 
tisch noch  jüngst  missachtete  deutsche  Volk  selbst  nur  in  weit- 
entlegener Vergangenheit  als  der  eignen  Nation  an  Kultur  über- 
legen erscheinen  zu  lassen.  Indess  diese  kindliche  Vermischung 
der  Begriffe  wird  schwinden,  und  schwinden  auch  der  be- 
schränkte Wahn,  als  ob  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Völker  die  Reihenfolge  ihrer  Fürsten  oder  allerhand  blutige 
Ereignisse  ausschliesslich  oder  vornehmlich  lehrreich  wären. 
Dann  wird  die  ruhmvolle  und  gehaltreiche  Geschichte  der  Hansa 
eine  strahlende  Beleuchtung  von  jenen  fremden  Küsten  her 
erhalten,  an  welche  ihre  muthigen  Pioniere  zuerst  neben  den 
Missionaren  des  Christenthums  das  erwärmende  und  belebende 
Licht  höherer  Kultur  getragen  haben,  während  wir  umgekehrt 
noch  mehr  als  bisher  uns  entwöhnen,  in  dieser  Geschichte  alles 
golden  und  rosenfarbig  anzusehen,  und  nicht  länger  verkennen, 
dass  die  Gemeinschaft  schon  innerlich  morsch  war,  als  ein  un- 
erwartetes äusserliches  Ereignis3  den  Schwerpunkt  des  Welt- 
handels an  die  atlantischen  Gestade  verlegte. 

Bremen,  im  Januar  1872. 


(Wegen  der  unaufschiebbaren  Fortsetzung  des  Berichts  Bbcr  die  Verhand- 
lungen des  iwölften  Kongresses  deutscher  Volkswirthe  iu  Lübeck,  der  dies- 
mal sehr  auagedehnt  ausgefallen  ist,  h*t  der  nächste  Abschnitt  der  .Ge- 
danken Über  die  Herkunft  der  Sprache"  von  J.  Fauchrr  für  den  nach- 
folgenden Band  zurückgehtellt  werden  niüsscu.    D.  Ked.) 
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Bericht  über  die  Verhandlungen 
des  iwölften  Kongresses  dentsoher  VolkBwirthe 

zu  Lübeck  am  28.,  29.,  30.  und  31.  August  1871. 
Im  Auftrage  der  ständigen  Deputation  erstattet 

durch 

W.  Wackernagel. 


Dritte  Sitzung  am  80.  August. 

Der  Vorsitzende  'eröffnet  die  Sitzung  mit  geschäftlichen  Mit- 
theilungen und  lässt  die  Wahlzettel  für  die  Wahl  der  Mitglieder  der 
ständigen  Deputation  vertheilen,  für  welche  er  die  Herren  Kanzlei- 
rath Quandt  und  Dr.  Deitmer  zu  Skrutatoren  ernennt. 

Auf  der  Tagesordnung  steht  die  Banhfrage\  die  beiden  von  der 
ständigen  Deputation  ernannten  Roferenten  Dr.  Alexander  Meyer  (Berlin) 
und  Professor  Wagner  (Berlin)  sind  nicht  erschienen  und  haben  auch 
keine  Resolutionen  eingereicht.  Es  liegen  zur  Bankfrage  folgende 
Anträge  vor: 

1.  von  Herrn  Bankdirektor  Alexander  Benndorf  (Braunschweig), 
aufgenommen  und  modifizirt  von  Herrn  Meitersfeld  (Braunschweig) 
wie  folgt: 

In  Erwägung,  dass  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland  mit 
überwältigender  Majorität  die  Herstellung  einheitlicher  Bankvaluta 
und  einheitlicher  Grundsätze  für  das  Noten  -  Emissions  -  Geschäft 
fördert,  — 

in  Erwägung  ferner,  dass  dieser  Anforderung  durch  Erhebung 
der  Preussischen  Bank  zur  Reichsbank  nur  unvollkommen,  nicht 
ohne  Schädigung  erworbener  Privatrechte  und  nicht  ohne  alle  Ge- 
fahren eines  zentralistischen  Banksystems  zu  genügen  ist, 
beschliesst  der  Kongress: 

1)  das  Recht  der  Notenausgabe  soll  im  Deutschen  Reiche  nur 
abhängig  sein  von  der  Erfüllung  allgemeiner  Normativ- 
bedingungen; 

2)  diese  Normativbedingungen  sind  festzustellen  auf  Grundlage, 
der  bisher  in  Deutschland  gemachten  praktischen  Erfahrungen 
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und  unter  Anhörung  einer  Anzahl,  von  den  deutschen  Zettel- 
banken selbst  zu  wählender  Vertreter  von  Zettelbanken  und 
des  Uandelsstandes ; 
8)  die  auf  Grund  dieser  Normati vbedingungen  neu  entstehenden 
und  die  sich  diesen  Normativbedingungen  unterwerfenden  be- 
reits bestehenden  Zettelbanken  bilden  in  ihrer  Gesammtheit  die 
Deutsch«  Reichsbatik,  mit  einer  gemeinsamen  Note  und  einem 
gemeinsamen  Zentralpunkte,  aber  mit  selbstständiger  Einzel- 
Verwaltung. 

II.  Ein  Antrag  des  Herrn  Josef  Körösy  (Pest),  dahin  lautend: 
Der  Kongress  wolle  erklären: 

1)  die  Bankfreiheit,  als  unabweisbares  Postulat  des  Obligations- 
rechtes, darf  nur  jenen  staatlichen  Beschränkungen  unterworfei 
sein,  die  bezüglich  des  Obligationsrechtes  im  Allgemeinen  bestehen ; 

2)  das  Papiergeld  ist  eine  Einrichtung  von  möglichst  grosser  und 
allgemeiner  Nothwondigkeit  und  Nützlichkeit;  es  ist  demnach 
Pflicht  dos  Staates,  für  die  Möglichkeit  zu  sorgen,  dass  an 
Stelle  des  schwer  transportirbaren  Metallgeldes  Papiergeld 
stets  und  unentgeltlich  zur  Verfügung  stehe; 

3)  die  staatliche  Gewährleistung  eines  unentgeltlichen  Papiergeldes 
schliesst  die  Bankfreiheit  nicht  aus. 

III.  Ein  Antrag  des  Herrn  Perrot  (Rostock),  dahin  lautend: 

In  Erwägung,  dass  der  volkswirthschaftliche  Kongress  1)  da« 
Gesetz  der  »freien  icirths^haftlichen  Betcegung«  als  ein  oberstes 
wirtschaftliches  Gesetz  proklamirt  hat,  2)  die  Betreibung  von  Privat- 
geschäften durch  den  Staat  immer  für  verderblich  angesehen  und 
erklärt  hat,  kann  der  volkswirthschaftliche  Kongress  a)  die  Regle- 
mentirung  von  Privatgeschäften  durch  den  Staat  (Normatic-  oder 
Koneessionsbedingungen  für  das  Bankgeschäft),  b)  die  Betreibung 
von  Bankgeschäften  durch  den  Staat  (sogenannte  Staatsbanken)  unter 
keinen  Umständen  empfehlen,  ja  nicht  einmal  diskutiren.  Vielmehr 
kann  der  volkswirthschaftliche  Kongress  sich  nur  erklären  für  un- 
bedingte Bankfreiheit.  In  Erwägung  jedoch,  dass  eine  sogenannte 
»Bankfrage«  dadurch  entstanden  ist,  dass  die  Kreirung  von  als  »Geld«» 
fungirenden  Zirkulationsmitteln  als  ein  »Geschäft«  und  zwar  ins- 
besondere als  ein  Bankgeschäft  behandelt  worden,  iu  Erwägung,  dass 
eine  Bankfrage  nur  dann  existirt,  wenn  man  die  Kreirung  von  so- 
genannten Banknoten  als  eiu  »Geschäft«  betrachtet,  in  Erwägung 
aber,  dass  kein  Grund  vorliegen  kann,  die  Notenfabrikation,  falls  sie 
ein  »Geschäft«  ist,  durch  »Normativbedingungen«  oder  Konzessions- 
bedingungen staatlich  zu  beschränken  und  zu  reglemenüren ,  in  Er- 
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wiigung,  dass,  falls  die  Noten fabrikation  ein  Geschäft  ist  wie  jedes 
andere,  die  Logik  verlangt,  auf  dieses  Geschäft  auch  wie  auf  jedes 
andere  das  Gesetz  der  »freien  wirfhschaftlichen  Betvegung«  anzuwenden, 
und  von  der  »Konkurrene«  allein  die  Abhilfe  aller  sich  otwa  er- 
gebenden Bedenken  zu  erwarten,  in  Erwägung  alles  dessen  dürfte 
sich  die  sogenannte  Bankfrage  auf  die  Frage  reduziren,  ist  die 
Banknoten- Ausgabe  ein  »Geschäft*  und  als  solches  folgerichtig  voll- 
kommen freizugeben,  oder  ist  sie  kein-  »Geschäft«,  und  mit  dem 
Bankgeschäft  daher  ferner  in  keinerlei  Beziehung  zu  bringen. 

Der  vorliegende  Resolution- Vorschlag  unterstellt  letztere  Even- 
tualität als  die  richtige  und  knüpft  daran  die  folgenden  Ausführungs- 
maassregeln:  1)  Keine  fernere  Notenausgabe  findet  statt.  2)  Der 
bis  jetzt  emittirte  Notenbetrag  ist  von  don  Banken  in  jährlichen  Theil- 
raten,  deren  Höhe  die  Gesetzgebung  feststellt,  allmälig  wieder  ein- 
zuziehen. 8)  In  der  Hohe  der  von  den  Banken  einzuziehenden  jähr- 
lichen Notenbeträge,  giebt  der  Staat  Papiergeld  jährlich  in  gleichem, 
oder  nach  Gutbefinden  der  Gesetzgebung  auch  in  geringerem  Betrage 
aus.  4)  Für  den  durch  Baar  gedeckten  Notenbetrag  der  Banken 
wird  überhaupt  kein  Papiergeld  ausgegeben.  5)  Die  bisher  für  die 
nicht  in  Baar  gedeckten  Noten  genossenen  und  —  eventuell  nach 
Gutbefinden  der  Gesetzgebung  —  auch  die  während  der  Uebergangs- 
zeit  aus  den  ungedeckten  Noten  noch  zu  geniessenden  Zinsen,  ver- 
bleiben den  Banken  als  öffentliche  Schenkung.  6)  Oer  Betrieb  aller 
Banken  ist  völlig  freizugeben,  sobald  sie  keine  Noten  mehr  haben. 
7)  Die  preussische  Bank  ist  in  diese  Abwickelung  selbstredend  mit 
eingeschlossen. 

Endlich  IV.  ein  Antrag  des  Herrn  Hundt  von  Hofften: 

Der  volkswirtschaftliche  Kongress  wolle  beschliessen : 
>»1)  Die  Bankfreiheit  ist  ein  nothwendiges  Korrelat  der  Aufhebung 

der  Wuchergesetze. 
2)  Die  Emission  von  Banknoten  schliesst  auch  für  den  Staat  die 
rechtliche  Gültigkeit  derselben  an  öffentlichen  Kassen  nicht  ein. 
8)  Soweit  Kreditpapiere  durch  Mobiliar-,  Immobiliar-,  Grund-  oder 
Geldwerthe  gesetzlich  fundirt  sind,  können  dieselben  auch  zur 
gerichtlichen  Deposition  zugelassen  werden«. 

Dr.  Faucher  berichtet  über  die  Kommission ,  welche  an  Stelle 
der  nicht  erschienenen-,  von  der  ständigen  Deputation  ernannten  Re- 
ferenten eine  Resolution  vorzubereiten  übernommen  hatte;  dieselbe 
habe  sich  über  eine  dem  Kongresse  vorzulegende  Resolution  nicht 
einigen  können,  da  die  Meinungen  sich  noch  zu  sehr  gegenüber 
stehen.   Die  Bankfrage  scheine  also  für  den  Kongress  noch  nicht 

Volktwlrth.  Vierteljahnchrifl.  1871.  III.  9 


IM 


Dio  Yorhandlnn^on  des  »wölftön  KonirroMO*  d<mt«chor  Volkiwirthe. 


in  dem  Sinne  spruchreif  zu  sein,  um  eine  Resolution  in  der  Form 
zu  debattiren,  welche  für  praktische  Zwecke  die  einzig  zulässige 
sei.  Kr  sei  der  Ansicht,  das»  es  sich  empfehle,  die  Bankfrage  von 
der  Tagesordnung  abeuseteen.  Die  in  den  Kongress  bis  jetzt  ein- 
gebrachten Anträge  ständen  durchaus  unvermittelt  neben  einander 
und  Hessen  sich  daher  nicht  zu  einer  einzigen  Resolution  verschmelzen. 
Wollte  der  Kongress  jene  Anträge  diskutiren,  so  müsste  er  sie  in 
ihre  Prinzipien  zerlegen  und  fragen:  Ist  die  Ausgabe  von  Banknoten 
ein  Regal  oder  ist  sie  es  nicht?  Ist  Papiergeld  nothwendig  oder 
nicht?  Ist  es  Jedem  zu  überlassen,  oin  solches  Tauschmittel  zu 
beschaffen,  oder  ist  dies  auf  den  Staat  zu  beschränken?  Er  wisse 
wenigstens  keine  andere  Form  der  Diskussion;  er  schlage  nochmals 
vor.  die  ganze  Frago  von  der  Tagesordnung  abzusetzen. 

Dr.  RmiBsch  (Dresden)  stimmt  dem  Vorredner  bei.  Aus  einer 
so  wenig  vorbereiteten  Debatte  könne  kein  Beschluss  hervorgehen, 
welcher  der  Stolluug  des  Kongresses  angemessen  sei;  für  die  Debatte 
schon  fehle  es  an  einer  Grundlage  und  an  einem  logisch  geordneten 
Material.  Es  lägen  dem  Kongresse  vier  Antrage  vor,  von  denen  drei 
rein  theoretische  Fragen  behandelten,  der  vierte  mit  vollen  Segeln 
media?  in  res  hineingehe.  Da  es  also  an  einem  Mittelpunkte  für  die 
Debatte  fehle,  so  würdo  diese  Gefahr  laufen,  sich  zu  zersplittern,  in- 
dem jeder  Redner  einen  andern  zur  Frago  in  Beziehung  stehenden 
Gegenstand  herausheben  werde.  Nachdem  der  deutsche  Haudelstag 
sich  mit  der  Bankfrage  so  gründlich  beschäftigt  habe,  würde  der 
Vergleich,  welchen  man  zwischen  soinen  Beschlüssen  und  der  zer- 
fahrenen Debatte  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  ziehe,  sehr 
zu  Ungunsten  des  Letzteren  ausfallen;  man  möge  daher  den  Gegen- 
stand für  dieses  Mal  fallen  lassen.  —  Dr.  Wolff  (Stettin)  bittet 
dringend,  nicht  auf  die  Vertagung  einzugehen.  Im  Interesse  der 
Klärung  der  öffentlichen  Meinung  sei  eine  Diskussion  der  Bankfrage 
gerade  auf  dorn  volkswirtschaftlichen  Kongresse  dringend  nothwen- 
dig, da  dioso  Frage  bisher  zu  einseitig  als  eine  allein  den  Handels- 
stand interessirende  behandelt  worden  sei,  während  sie  doch  noch 
manche  andere  Seiten  habe,  von  denen  lebhaft  zu  wünschen  sei,  dass 
sie  hier  im  Kongresse  zur  Sprache  kämen.  —  Senator  Witte  (Rostock) 
ist  derselben  Ansicht:  Dio  Behandlung  der  Bankfrage  von  Seiten  des 
Handelstags  sei  eine  höchst  einseitige  gewesen;  die  Kommission  habe 
ungefähr  zur  Hillfto  aus  Direktoren  von  Zettelbanken  bestanden,  die 
im  höchsten  Grade  interessirt  wären  für  die  freie  Ausgabe  von  No- 
ten, und  zur  Hälfte  aus  entschiedenen  Anhängern  der  Preussischen 
Bank,  die  für  Noteneinheit  im  eminentesten  Sinne  des  Wortes  sehwänn- 
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ten.  Aufgabe  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  sei  es  gerade, 
eine  Frage  von  so  hoher  Bedeutung  wie  die  Bankfrage  prinzipiell  zu 
behandeln  und  dadurch  zursKlärung  der  öffentlichen  Meinung  in  dem- 
selben Maasse  wie  durch  seine  gestrigen  Beschlüsse  in  der  Münz- 
frage beizutragen.  —  Die  Versammlung,  vom  Vorsitzenden  befragt, 
lehnt  die  Vertagung  ab.  Der  Vorsitzende  giebt  von  dem  Ringehen 
zweier  neuen  Anträge  Kenntnis«. 

V.  Ein  Antrag  der  Herren  Dr.  Böhmert,  Dr.  Gmsel,  Dr.  Lam- 
mers und  Dr.  Dorn  lautet:  Der  Kongress  wolle  beschliessen: 

»1)  Das  Recht  der  Ausgabe  von  Banknoten  ist  nur  von  der  Er- 
füllung allgemeiner  Normativbedingungen  abhängig  zu  machen. 
2)  Diese  Nonnativbedingungen  haben  hauptsächlich  den  Zweck  zu 
verfolgen,  dass  die  unbedingte  und  sofortige  EinlÖsbarkeit  der 
Noten  und  die  Möglichkeit  fortdauernder  Kenntnissnahme  von 
der  Geschäftslage  der  Banken  sichergestellt  werde.« 

VI.  Ein  Antrag  der  Herren  Dr.  Eros  und  Dr.  Oppmfieim  lautet: 
Der  Kongress  wolle  beschliessen: 

»Bei  der  erwarteten  Erneuerung  des  Privilegs  der  Preussi- 
schen  Bank  und  deren  Erweiterung  zur  Deutschen  Reichsbank 
empfiehlt  es  sich,  folgende  Grundsätze  durch  die  Bankgesetz- 
gebung zur  Geltung  zu' bringen: 

1)  Das  Recht  der  Notenausgabe  ist  unter  Respektirung  der 
bestehenden  Privatbankprivilegien  ausschliesslich  dem  Zen- 
tralbankinstitut einzuräumen. 

2)  Es  sind  Vorkehrungen  zu  treffen,  vermittelst  deren  es  mög- 
lich wird,  die  Privatbanknoten  einzuziehen  und  an  deren 
Stelle  Reichsbankzettel  in  gleichem  Betrage  zinsfrei  den 
Privatbanken  zur  Verfugung  zu  stellen.« 

Es  wird  darauf  in  die  Debatte  eingetreten. 

Dr.  Körösy  (Pest)  begründet  den  von  ihm  gestellten  Antrag: 
Von  dem  theoretischen  Standpunkt  aus,  der  Jedermann  das  Recht 
einräume,  Obligationen  einzugehen,  erscheine  das  Prinzip  der  Frei- 
heit der  Noten-Emission  anzuerkennen.  Die  Banknote  sei  eine  An- 
weisung auf  Sicht;  diese  auszustellen  Niemandem  zu  verwehren,  noch 
weniger  einem  Andern,  einer  solchen  Anweisung  Glauben  zu  schenken, 
dieselbe  anzunehmen.  Theoretisch  schliesse  er  sich  also  vollständig 
der  Bankfreiheit  an.  Er  verkenne  indessen  nicht  das  Gewicht  der 
Gründe,  welche  die  Gegnor  der  Bankfreiheit  anführten,  unter  denen 
sich  Männer  von  eminent  politischer  Bedeutung  befanden,  und  zwar 
um  so  weniger,  als  es  in  der  Sozialwissenschaft  keine  apodiktische 
Freiheit  gebe;  man  dürfe  den  Ansiebten  der  Gegner  der  Bankfreiheit 
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daher  nicht  ohne  Weiteres  Misstrauen  entgegenbringen.  Zunächst 
müsse  man  über  eine  Vorfrage  in's  Reine  kommen,  welche  Angele- 
genheiten in  die  Funktionssphäre  des  Staates  fielen;  diese  Frage  sei 
weit  davon  entfernt,  gelöst  zu  sein.  Eine  ganze  Reihe  von  Funktio- 
nen sei  theils  mit  offenem  Eingeständniss  der  Theoretiker,  theils 
stillschweigend  dem  Staate  überliefert:  Justizwesen,  Schulwesen, 
Steuerwesen,  Landesverteidigung.  Frage  man  nach  dem  gemeinsa- 
men Merkmal  dieser  Angelegenheiten,  welches  dieselben  zu  einem 
notwendigen  Attribute  des  Staates  mache,  so  fände  man,  dass  ihnen 
allgemeine  Nützlichkeit  und  Noth wendigkeit  und  zwar  in  hohem 
Maasse  beiwohne;  doch  sei  die  »allgemeine  Nützlichkeit«  nur  ein 
Merkmal,  keine  Definition,  da  es  Angelegenheiten  von  allgemeiner 
Nützlichkeit  gebe,  die  nicht  als  Staatefunktionen  betrachtet  zu  wer- 
den pflegten.  Nur  wo  die  Kraft  des  Einzelnen  zu  schwach  sei,  liege 
dem  Staate  im  allgemeinen  Interesse  die  Pflicht  ob,  solche  Funktio- 
nen zu  wahren.  Es  frage  sich  nun,  ob  die  Beschaffung  des  Geldts 
zu  deu  Staatsfunktionen  gehöre  oder  nicht;  diese  Frage  sei  zu  be- 
jahen; in  alleu  zivilisirten  Ländern  erachte  es  der  Staat  für  seine 
Pflicht,  Geld  zu  beschaffen,  durch  seinen  Stempel  Gewicht  wie  Gehalt 
desselben  zu  beglaubigen.  Die  Ausmünzung  des  Geldes  sei  eine 
unabweisliche  Pflicht  des  Staates.  Es  frage  sich  nun  weiter,  ob  auch 
dieselbe  Pflicht  hinsichtlich  des  Papiergeldes  bestehe;  diese  Frage 
lasse  sich  nur  an  der  Hand  der  Analogie  beantworten.  Der  Staat 
erachte  es  unter  Umständen  auch  für  Pflicht,  Dinge  zu  behandeln, 
die  nicht  von  allgemeiner  Nützlichkeit  seien,  z.  B.  Eisenbahnen  zu 
bauen  oder  zu  garantiren,  die  nur  einem  bestimmten  Landestheile 
Nutzen  brächten,  für  andere  Theile  vollständig  gleichgültig  seien; 
der  Staat  übernehme  die  Garantie  für  den  Gehalt  der  Goldschmiede- 
arbeiten an  Edelmetall,  darum  aber  noch  nicht  für  die  Echtheit  von 
Edelsteinen,  Perlen,  Korallen  oder  für  die  Preiswürdigkeit  von  Klei- 
dern uud  Schuhen,  Es  frage  sich  daher,  ob  die  Beschaffung  von 
Papiergeld  eine  Angelegenheit  von  solcher  allgemeinen  Nützlichkeit 
und  Nothwendigkeit  sei,  dass  sie  zu  den  Funktionen  des  Staates  ge- 
zählt werden  könne.  Der  Gegenstand,  das  Papiergeld,  werde  vom 
Millionair  bis  zur  Dienstmagd  hinab  gebraucht;  es  sei  dem  Einzel- 
nen nicht  zuzumuthen,  die  Güte  desselben  zu  beurtheilen;  das  sei 
praktisch  nicht  möglich  uud  nicht  durchführbar.  Das  Papiergeld 
diene  als  förmliches  Maass  für  die  Wertho  und  vertrete  das  Geld  aus 
Edelmetall.  Wie  der  Staat  den  Einzelnen  der« Mühe  überhebt,  die  Rich- 
tigkeit von  Maass  und  Gewicht  zu  prüfen,  so  müsse  er  auch  für  Ein- 
richtungen Sorge  treffen,  welche  dem  Einzelnen  an  Stelle  des  schwer 
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transportablen  Metallgeldes  Papiergeld  stets  und  unentgeltlich  zur 
Verfügung  stellen.  Auf  die  Art  und  Weise,  wie  dies  zu  geschehen 
habe,  wolle  er  hier  nicht  näher  eingehen.  Die  Einen  behaupten, 
das»  die  Emission  von  Banknoten  als  Postulat  des  Obligationsrechts 
Jedem  unverschränkt  sei;  die  Andern,  dass  es  eine  Pflicht  des  Staa- 
tes sei,  für  das* Papiergeld  Gewähr  zu  leisten.  Doch  stehe  man 
nicht  vor  einem  Entweder  —  Oder.  Er  könne  sich  sehr  gut  denken, 
dass  ein  geregeltes  Staatswesen  bestehe  mit  vollständiger  Bankfreiheit, 
worin  der  Staat  nichtsdestoweniger  Tur  das  Bedürfniss  an  Papiergeld 
sorge.  Sein  Antrag  spreche  sich  daher  weder  für;Staat*banken,  noch 
gegen  die  Bankfreiheit  aus,  sondern  betone  nur  die  allgemeine  Not- 
wendigkeit und  Nützlichkeit  des  Papiergeldes  und  dass  es  Pflicht 
des  Staates  sei,  dafür  zu  sorgen,  dass  solches  an  Stello  des  schwer 
transportirbaren  Metallgeldes  stete  und  unentgeltlich  zur  Verfügung 
stehe. 

Dr.  Brehmer  übernimmt  den  Vorsitz  und  ertheilt  Herrn  Perrot 
(Rostock)  das  Wort  zur  Begründung  des  von  ihm  gestellten  Antrags. 
Herr  Perrot  verliest  eine  längere  Abhandlung  und  wird,  als  in  der 
Versammlung  darüber  Unruhe  entsteht,  von  dem  inzwischen  wieder 
in  Punktion  getretenen  ersten  Vorsitzenden  Dr.  Braun  auf  die  statu- 
tarische Bestimmung  aufmerksam  gemacht,  dass  ein  Vortrag  nicht 
länger  als  10  Minuten  in  Anspruch  nehmen  dürfe.  Aufgefordert,  den 
Rest  seines  Vortrags  abzukürzen,  erklärt  er,  dass  dies  nicht  wohl 
thunlich  erscheine,  und  verzichtet  auf  das  Wort,  (Der  Inhalt  des 
Vortrages  des  Herrn  Perrot  ergiebt  sich  aus  der  von  ihm  eingereich- 
ten, ausführlich  motivirten  Resolution.) 

Dr.  Wolff  (Stettin)  bekennt,  dass  er  nur  gegen  die  Vertagung 
gesprochen  habe,  weil  er  sich  die  Debatte  ein  klein  wenig  anders 
gedacht  habe,  als  sie  bisher  stattgefunden;  eine  solche  Abhandtung 
wie  die,  von  der  man  hier  einen  Theil  gehört  habe,  gehöre  nicht 
vor  den  Kongress,  sondern  in  den  Druck.  Zur  Abwechselung  werde 
man  vielleicht  um  so  eher  entschuldigen,  dass  in  seiner  Person  Jemand 
auftrete,  der  gar  keine  fertigen  Ansichten  über  die  Bankfrage,  wie 
sie  jetzt  liege,  mitbringe,  sondern  nur  den  lebhaften  Wunsch  habe, 
aus  dieser  Debatte  selber  Anregung  zu  empfangen  und  seine  An- 
sichten sich  klarer  zu  machen,  denn  die  öffentliche  Meinung  sei  bis- 
her in  etwas  einseitiger  Weise  bearbeitet  worden.  Er  glaube,  dass 
es  nach  dem  Zustande  der  Bankgesetzgebung  in  Deutschland  eigent- 
lich nur  noch  eine  Banknoten  frage  gebe;  abgesehen  von  ihr  habe 
man  volle  Bankfreiheit  seit  dem  Gesetze  über  die  Aktiengesellschaften 
vom  vorigen  Jahre.  Welche  Gründe  seien  nun  denkbar,  dass  gegen- 
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über  dem  Banknotengeschäft  der  Staat  eine  andere  Stellung  einnehme 
als  gegenüber  irgend  einem  andern  Geschäft  Dio  Gegner  der  Bank- 
notenfreiheit antworteten:  die  Banknote  fungire  thatsächlich  als  Geld 
und,  sowie  der  Staat  im  öffentlichen  Interesse  dahin  gelangt  sei,  das 
Münzregal  sich  anzueignen  und  seit  langor  Zeit  schon  es  wirklich 
nur  im  öffentlichen  Interesse  ausbeute,  sei  es  vernünftig,  das«  er  es 
mit  den  Banknoten  ebenso  mache.  Das  Münzregal  sei  aber  nicht 
immer  vom  Staate  im  öffentlichen  Interesse  ausgebeutet  worden;  es 
habe  Zeiten  gegeben,  wo  der  Stdat  das  grösste  Falschmünzergeschäft 
der  Welt  trieb.  Gegen  die  Ansicht,  dass,  weil  die  Banknote  that- 
sächlich als  »Geld«  fungire,  dem  Staate  dieselbe  Omnipotenz  über 
das  Bankwesen  einzuräumen  sei  wie  über  das  Münzwesen,  wende  er 
ein,  dass  thatsächlich  dio  grössten  und  meisten  Papiergeld-  resp, 
Banknoten-Kalamitäten  nicht  durch  den  Missbrauch  der  Privaten,  son- 
dern des  Staates  hervorgerufen  worden  seien.  (Sehr  richtig!)  Die 
dauernde  Gefahr  des  Banknotenwesens  bestehe  immer  nur  darin,  dass 
eine  Entwerthung  der  Valuta  herbeigeführt  werde;  alle  sonstigen  mit 
dem  Banknotenwesen  dauernd  oder  unter  Umstanden  verbundenen 
etwaigen  U ebelstände  seien  gar  keine  andern  als  die  mit  jeder  andern 
Art  Geschäftsmanipulation  verbundenen.  Namentlich  liege  die  Ana- 
logie mit  dem  Wechselverkehr  ganz  nahe;  auch  der  Weilisel  fcübe 
thatsächlich  Funktionen  aus,  die,  wenn  er  nicht  vorhanden  wäre, 
durch  Geld  ausgeübt  werden  müssten;  wären  die  Rücksichten  auf 
etwaige  U ebelstände  und  Gefahren  des  Geldverkohrs  allein  maassge- 
bend,  so  müsste  dem  Staate  auch  die  Berechtigung  zugeschrieben 
werden,  sich  in  das  Wechselgeschäft  einzumischen.  Es  sei  gut,  diese 
Analogie  vor  Augen  zu  haben ;  ein  grosser  Theil  des  Handelsstandes 
denke  stets  nur  an  dio  Bequemlichkeiten  oder  Unbequemlichkeiten, 
die  ihnen  oder  überhaupt  dem  Geschäftsverkehr  durch  das  Banknoten- 
wesen in  dem  einen  oder  andern  Zustande  zu  Wege  gebracht  wür- 
den; fast  nie  denke  er  an  die  andere,  viel  tiefere  Gefahr  der  Papier- 
geldwirthschaft.  Gegenüber  der  Gefahr  einer  Valutaentwerthung  frage 
es  sich,  ob  es  nicht  viel  gerathener  sei,  ganz  und  gar  auf  die  Funktio- 
nen der  Banknoten  zu  verzichten,  ob  nicht,  wenn  der  Staat  überhaupt 
einmal  sich  einmischen  wolle,  es  viel  gescheuter  wäre,  dass  der 
Staat  die  Ausgabe  von  Banknoten  gar  nicht  litte.  Er  statuire  nur 
diese  Frage,  sei  aber  nicht  geneigt,  sie  gegen  die  Banknote  zu  ent- 
scheiden, weil  wir  ja  überhaupt  noch  gar  nicht  den  Zustand  voller 
Banknotenfreiheit  in  ernstliche  Erwägung  zu  ziehen  Gelegenheit  ge- 
habt hätten.  Wenn  selbst  alle  auf  Grund  des  Aktiengesellschiiftsire- 
setzes  neu  begründeten  Banken  die  Möglichkeit,  Banknoten  zu  emitti- 
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reo,  erhielten,  hätten  wir  darum  etwa  Banknotenfreiheit?  80  lange 
nicht  auf  allen  Banknoten  gedruckt  stehe:  »diese  Note  ist  in  allen 
öffentlichen  Kassen  in  Zahlung  zu  nehmen«,  bestehe  der  schreiendste 
Widerspruch  zur  Banknotenfreiheit.  Stande  dies  auf  jeder  Banknote 
gedruckt,  so  hätten  wir  allerdings  eine  Art  von  Banknotonfreiheit, 
obgleich  eine  treibhausmässige ,  indem  der  Staat  ohno  Weiteres  dem 
ganzen  Publikum  die  Vorstellung  beibrächte:  das  ist  wirklich  Geld. 
Hier  liege  der  Grundirrthum,  der  durch  unsere  ganze  bisherige  Ent- 
wickelung  im  Publikum  hervorgerufen  sei,  der  Glaube  nämlich,  als 
ob  eine  Banknote  etwas  anderes  sei  als  ein  bedrucktes  Stück  Papier. 
Glücklicherweise  seien  der  grossen  Verbreitung  dieses  Aberglaubens 
jetzt  gewisse  Schranken  theils  schon  gezogen,  theils  würden  sie  ge- 
zogen werden.  Der  Uebergang  zur  Goldwährung  würde  die  5  und 
10  Thaler-Banknoten  schnell  aus  dem  Verkehr  verschwinden  machen ; 
damit  sei  der  grösste  Theil  der  Banknotengefahr  für  gewöhnliche 
Zeiten  vorüber  und  es  bleibe  eigentlich  nur  noch  die  Gefahr  für  die 
ungewöhnlichen  Zeiten,  für  die  grossen  Staatskrisen.  Denn  in  jeder 
ernsten  Krisis  pflege  jeder  Staat  viel  lieber  zur  Notenpresse  zu  grei- 
fen als  zur  Erhöhung  der  Steuern;  viel  besser  aber  wäre  es,  der 
Staat  nehme  baar  durch  Zwangsanleihen,  durch  Koniiskation  des 
Privateigenthums  Denen  einen  Theil  des  Eigenthums,  welche  etwas 
haben,  als  dass  er  durch  Handhabung  der  Notenpresse  einen  Zustand 
herbeiführe,  welcher  schliesslich  nichts  weiter  sei  als  oine  Beraubung 
des  Besitzlosen  zu  Gunsten  des  Besitzenden.  (Hört!  hört!)  Wenn 
die  hier  angedeuteten  Anschauungen  sich  in  der  öffentlichen  Meinung 
zur  Geltung  brächten,  so  brauchte  man  die  Banknotenfrage  gar  nicht 
mehr  zu  studiren;  man  sei  aber  noch  nicht  so  weit  und  es  frago 
sich  jetzt  nur:  wie  kommen  wir  zu  diesem  Zustand  hin?  Er  würde 
rathen,  den  Versuch  zu  machen,  ob  es  nicht  möglich  sei,  dass  auf 
keiner  Banknote  mehr  stehe:  »diese  Note  wird  in  allen  öffentlichen 
Kassen  an  Zahlungsstatt  genommen«,  sondern  geradezu  zu  sagen: 
keine  Staatskasse  nimmt  irgend  eine  Banknote  in  Zahlung,  es  sei 
denn  auf  Verantwortlichkeit  des  Stouererhebers.  Wenn  dieser  dafür 
einsteht,  dass  der  Staat  dabei  nioht  zu  Schaden  komme,  mag  er  es 
thun,  wie  dies  in  England  so  sein  soll.  Eine  solche  Aenderung  der 
Gesetzgebung  würde  einen  Zustand  herbeiführen,  wo  dem  Publikum 
plötzlich  die  Augen  aufgehen  würden,  dass  die  Banknote  wirklich 
nichts  ist  als  ein  bedrucktes  Stück  Papier.  Da  es  aber  wohl  das 
Ende  der  Berathung  sein  würde,  überhaupt  keine  Resolution  zu  fassen, 
so  enthalte  er  sich  eine  solche  zu  stellen  und  empfehle  die  ange- 
euteten  Gesichtspunkte  lediglich  zur  Erwägung.  (Bravo!) 
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Dr.  Bohmerl  (Zürich)  verweist  zur  Begründung  der  von  ihm 
gestellten  Resolution  auf  den  Bericht  der  Handelskammer  zu  Leipzig, 
der  ihm  den  Kern  der  Sache  zu  treffen  scheine,  indem  er  an  die 
8pitze  seiner  Erörterungen  folgenden  Satz  stelle:  »Die  beiden  Angel- 
punkte für  ein  gutes  Zettelbankgesetz  bleiben:  einmal  die  unbedingte 
Pflicht  zur  Einlösung  der  Noten,  deren  Verletzung  sofortige  Liqui- 
dation —  und  zur  Veröffentlichung  des  Status,  dessen  Fälschung 
Strafe  für  die  Betheiligten  nach  sich  ziehen  muss.«  Dem  entsprechend 
sei  seine  Resolution  abgefasst,  Im  Allgemeinen  stehe  er  auf  dem 
vom  Vorredner  entwickelten  Standpunkte  der  Freiheit  des  Verkehrs 
und  auch  der  Banknotenausgabe;  aber  wie  jede  Freiheit  einer  gesetz- 
lichen Beschränkung  im  allgemeinen  Interesse  unterliege,  so  auch  diese. 
Der  Kongress  wolle  aber  nur  geaeUUche,  keine  willkürlichen  Be- 
schränkungen; er  habe  stets  Beseitigung  der  Konzessionswillkür  ver- 
langt und  sei  den  Eingriffen  der  Verwaltungsbehörden  in  die  Ge- 
schäftsoperationen entgegengetreten.  Die  Banknote  sei  ein  Kredit-Um- 
laufsmittel, wie  sehr  viele  andere ;  ihr  Vorzug  sei  eigentlich  nur  ein 
gradweiser,  dass  die  Form  der  Ueber tragung  eine  sehr  einfache  sei 
und  dass  sie  auf  runde  und  meist  kleine  Beträge  laute,  im  Gegensatz 
zu  den  Wechseln  und  Anweisungen;  sie  übe  darum  auch  wesentlich 
denselben  Einfluss  auf  den  Verkehr  aus.  In  England  hätten  die 
Checks  die  Banknoten  in  grossem  Umfange  ersetzt.  Als  die  London 
joini  stock  bank  1854  zum  Clearing  house  zugelasson  wurde,  ver- 
minderte sich  die  Notenemission  der  Bank  von  England  um  2  Millio- 
nen Lstrl.,  ein  Beweis,  dass,  wenn  andere  Umlaufsmittel  aufkommen, 
die  demsolbon  Bedürfnisse  genügen,  die  Banknoten  verschwinden  oder 
in  geringerem  Grade  ausgegeben  werden.  Die  Banknoten  seien  nur 
eine  ungeheure  Erleichterung  des  ganzen  Bankgeschäfts;  am  ratio- 
nellsten seien  sie  in  ihrer  Aufgabo  dadurch  zu  begrenzen,  dass  man 
sie  auf  kleinere  Gebiete  beschränke.  In  den  grossen  Staatsbanken, 
nicht  in  den  kleinen  Privatbanken,  liege  die  Gefahr  der  Banknoten, 
weil  die  letzteren  durch  das  eigene  Interesse  genothigt  seien,  ihren 
Geschäftskreis  genau  zu  beobachten;  im  regelmässigen  Geschäftsver- 
kehr kommen  die  ausgegebenen  Noten  schnell  zu  ihnen  zurück  und, 
wenn  die  geeigneten  Kontrolmassregeln  im  Wege  des  Gesetzes  an- 
geordnet würden,  wenn  namentlich  die  Nichteinlösung  der  Banknoten 
ähnliche  strenge  Folge  wie  die  Nichteinlösung  von  Wechseln  nach 
sich  ziehe,  dann  werde  jede  Gefahr  von  selbst  verschwinden.  In  den 
Kantonen  der  Schweiz  gab  es  meist  volle  Bankfreiheit;  in  Genf  sei 
es  in  früherer  Zeit  selbst  vorgekommen,  dass  ein  einzelner  Bankier 
Banknoten  ausgab;  jetzt  werde  fast  gar  kein  Gebrauch  mehr  davon 
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gemacht,  da  für  einen  Privatmann  eine  viel  au  grosse  Gefahr  damit 
verbunden  sei ;  er  riskire  seinen  ganzen  Kredit,  wenn  er  ein  einziges 
Mal  nicht  einlösen  könne.  Die  Banken  wurden  sich  wohl  im  eigenen 
Jnteresse  eine  Selbstbeschränkung  auferlegen,  namentlich  wenn  das 
Publikum  darüber  aufgeklärt  würde,  dass  es  ebenso  wenig  wie  Wechsel 
Banknoten  anzunehmen  genöthigt  sei.  Gerade  durch  die  Vielheit 
der  Banken  werde  den  Gefahren  der  Banknoten  vorgebeugt.  Während 
der  vorjährigen  Geldkrisis  in  der  Schweiz  sei  man  so  ziemlich  ein- 
verstanden gewesen,  dass,  wenn  man  eine  Centralbank  gehabt  hätte, 
eine  furchtbare  Krisis  ausgebrochen  wäre;  man  würde  dann  wahr- 
scheinlich, wie  in  einzelnen  Kantonen,  den  sogenannten  »Rechtsstill- 
stand« proklamirt  und  Zwangskurs  dekretirt  haben.  Dass  viele  Banken 
bestanden,  hätte  die  Folge  gehabt,  dass  jede  einzelne  alle  Anstren- 
gungen machen  mussto,  um  ihr  spezielles  Gebiet  zu  befriedigen. 
Der  Kongress  habe  in  erster  Linie  der  Freiheit  des  Vorkehrs  zu 
dienen;  er  habe  nicht  für  das  Monopol  einer  Zentralbank  einzutre- 
ten, diesem  vielmehr  vorzubougen;  andererseits  seien  im  Interesse 
der  Sicherheit  des  Verkehrs  aber  auch  gesetzliche  Bestimmungen  zu 
fordern,  welche  die  stete  Einlösbarkeit  der  Noten  und  die  Publizität 
des  ganzen  Geschäfts  sicher  stellten.  Das  Publikum  aber  sei  darauf 
hinzulenken,  dass  es  jede  Banknote  wie  einen  Wechsel  auf  die  Kredit- 
fähigkeit des  Ausgebers  ansohe.  Man  möge  auf  dio  Banknote  drucken 
lassen,  dass  binnen  24  Stunden  nach  der  Präsentation  Einlösung 
erfolgen  müsse,  widrigenfalls  der  Ausgeber  als  bankerutt  erklärt 
werde;  dann  würden  sich  die  Banken  schon  hüten,  zu  viel  Bank- 
noten auszugeben.  Andere  Schranken  aber,  als  im  Interesse  des 
Verkehrs  geboten  seien,  aufzustellen,  sei  nicht  Sache  des  Kongresses, 
wenn  er  nicht  den  Grundsätzen  ins  Gesicht  schlagen  wolle,  die  er 
seit  den  12  Jahren  seines  Bestehens  vertreten  habe. 

Dr.  Eros  (Breslau)  motivirt  seinen  Antrag.  Wenn  man  das 
Bankwesen  für  das  deutsche  Reich  vollständig  von  Neuem  zu  kon- 
struiren  hätto,  oder  wenn  man  hier  nicht  speziell  als  Kongress 
deutscher  Volkswirthe  seiue  Berathungen  pflegte,  würde  er  jedenfalls 
für  Normativbestimmungen  sein  und  dem  Bankwesen  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Notenausgabe  möglichst  freien  Spielraum  lassen,  ungefähr 
so,  wie  dies  in  BetrofT  der  Aktiengesellschaften  durch  das  Gesetz 
vom  vorigen  Jahre  geschehen  sei.  Wie  die  Sache  heute  liege,  müsse 
man  sich  aber  auf  den  Boden  der  faktischen  Verhältnisse  stellen. 
Die  preussisefte  Bank  habe  sich  nun  während  des  letzten  Krieges 
ausserordentlich  bewährt;  dieselbe  müsse  nicht  blos  beibehalten, 
sondern  zu  einer  »lickfiöbank«  erweitert  werden.    Wenn  es  bisher 
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schon  eine  schwierige  Sache  gewesen  sei,  ein  Institut  von  dieser 
Grösse  zu  bekämpfen  und  an  seinen  überlieferten  Privilegien  zu 
rütteln,  so  sei  dies  heute  noch  weit  schwieriger,  wo  sich  die  Ueber- 
zeugung  von  der  ausserordentlichen  Nützlichkeit  dieses  Institut«  beim 
deutschen  Volke  so  weit  verbreitet  habe.  Neben  einer  solchen  Reichs- 
bank sei  eine  konkurrirende  Thätigkeit  der  Privatbanken,  die  etwas 
Erhebliches  leiste,  nicht  gut  denkbar.  Sei  dabei  die  Gefahr  der 
Notenemission  eine  grossere,  so  wolle  er  lieber,  dass  man  der  Ge- 
fahr in  ihrer  ganzen  Nacktheit  gegenüberstehe,  als  aus  der  sich 
angeblich  selber  kontrollirenden  Thätigkeit  konkurrirender  Privat- 
banken eine  falsche  Beruhigung  schöpfe.  Die  Gefahr  verringere  sich, 
wenn  man  die  Frage  verschärfe.  Die  Schwäche  der  Privatnotenbanken 
liege  nicht  darin,  dass  die  preussische  Bank  über  ungleich  mehr 
Zettel  disponire,  sondern  in  der  verschiedenen  Einlösungsgelegenheit. 
Als  der  Krieg  im  vorigen  Jahre  ausbrach,  besassen  die  Privatnoten- 
banken ungefähr  im  Yerhältniss  von  145 :  102  mehr  Deckungs- 
mittel  für  die  umlaufenden  Noten  als  die  preussische  Bank;  nichts- 
destoweniger waren  die  Privatbanknoten  überall  nur  schwer  zu 
plaziren,  während  man  die  Noten  der  preussischen  Bank  überall  gern 
nahm.  Dass  die  öffentlichen  Rassen  die  Banknoten  der  preussischen 
Bank  an  Zahlungsstatt  annähmen,  sei  so  gut,  als  ob  man  dafür  ebenso 
viel  Einlösungsstellen  geschaffen  hätte;  auch  beim  besten  Willen 
werde  man  aber  für  die  Noten  der  Privatbanken  nur  ein  kleines 
System  von  Einlösungsstellen  errichten  können.  Der  Werth  der 
Banknote  werde  aber  im  Allgemeinen  nach  der  Leichtigkeit  beurtheilt 
mit  der  man  sich  dafür  Münze  beschaffen  könne.  Man  gebe  die 
preussische  Banknote  Jemandem,  der  Steuer  zu  bezahlen  habe,  und 
einen  Solchen  finde  man  alle  Tage,  und  der  gebe  sie  in  Zahlung; 
habe  man  dagegen  eine  Meininger  Banknote,  so  sei  Meiningrcn  weit 
und  darum  werde  man  sie  schwer  los.  Die  Frage  liegt  also  so: 
Sei  irgend  welche  Aussicht  dazu  vorhanden,  dass  man  überhaupt 
jede  Note  ausschlösse,  auf  der  steht:  »Wird  in  allen  Zahlungen  bei 
Staats-  und  Kommunalkassen  genommen«.  Könne  man  diese  Klausel 
auf  den  Noten  der  preussischen  Bank  beseitigen,  dann  könne  mau 
über  die  Bankfrage  weiter  diskutiren  auf  Grund  der  wissenschaft- 
lichen Darlegungen,  die  darüber  gegeben  worden  seien.  Die  Rede 
des  Dr.  Wciff  habo  ihn  nicht  bekehrt,  sondern  in  seinen  Anschauungen 
nur  bestärkt,  dass,  da  eine  derartige  Reform,  wie  er  sie  wünsche, 
unmöglich  sei,  es  auch  überhaupt  unmöglich  sei,  die  Freiheit  der 
Banknoten- Emission  ins  Auge  zu  fassen.  Die  Beruhigung,  die  aus 
dem  Gedanken  an  die  Konkurrenz  der  Privatbanken  entstehen  könnte, 
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werde  bei  ihm  durch  die  Befürchtung  überwogen,  dass  daraus  eine 
Papiergoldfluth  entstehe,  unter  welcher  vor  Allem  die  kleinen  Leute 
zu  leiden  hätten.  Der  Arbeiter  müsse  die  ihm  in  Zahlung  gegebene 
Note  stets  für  voll  annehmen  und  werde,  wenn  er  dafür  sich  seine 
Lebensbedürfnisse  einkaufe,  stets  verlieren.  Br  empfehle  daher  den 
von  ihm  gestellten  Antrag  und  bemerke  in  Bezug  auf  den  letzten 
Theil  desselben,  dass  ihm  Dr.  Meyer  vor  einiger  Zeit  gesagt  hätte, 
er  habe  mit  dem  Bankpräsidenten  v.  Deckend  Rücksprache  genommen, 
damit  Erhebungen  darüber  angestellt  würden,  welche  Kosten  und 
Schwierigkeiten  es  haben  würdo,  die  umlaufenden  Noten  der  Frivat- 
zettelbanken  einzuziehen  und  durch  die  Ueberweisung  des  gleichen 
Betrages  von  Reichsbankzetteln  absolute  Noteneinheit  herzustellen. 
Kr  hätte  gern  noch  Vorschriften  über  die  Kontrole  der  umlaufenden 
Zettelmengen  u.  s.  w.  hinzugefügt,  dieses  aber  unterlassen,  da  man  ja 
hier  doch  zu  keinem  Resultat  gelangen  werde. 

Herbert»  (Uerdingen)  glaubt,  dass  die  Banknotenfrage  nur  in 
dreifacher  Weise  gelöst  werdon  kö'nDe:  entweder  gebe  man  die 
Emission  vollständig  frei,  oder  man  untersage  sie,  oder  man  knüpfe 
sie  an  Bedingungen.  Nehme  man  die  erste  oder  die  zweite  Alter- 
native an,  so  falle  die  dritte  hinweg  und  brauchten  die  Bedingungen 
für  die  Notenausgabe  gar  nicht  erst  diskutirt  zu  werden.  Die  un- 
bedingte Freiheit  der  Banknoten  -  Emission  habe  noch  Niemand  auf- 
gestellt; die,  welche  am  weitesten  gehen,  stellten  doch  wenigstens 
die  Bedingung,  dass  der  Status  einer  jeden  Bank  wöchentlich  oder 
monatlich  veröffentlicht  werde.  Er  von  seinem  Standpunkte  aus 
wolle  die  zweite  Alternative,  dass  die  Banknoten-Emission  tu  unter- 
sagen sei,  befürworten.  Die  Banknote  fungire  im  Verkehr  als  »Geld« 
und  unterscheide  sich  dadurch  sehr  wesentlich  von  dorn  Wechsel, 
vom  Check,  sogar  vom  Koupon;  selbst  auf  dem  letzteren  sei  es  üb- 
lich, den  Namen  des  Zahlenden  zu  setzen.  Da  die  Note  als  Geld 
fungire,  so  dürfte  sie  auch  nur  eine  Jlfe/ai/basis  haben;  habe  sie 
eine  andre:  Wechsel,  Staatsfonds,  Grundstücke,  so  werde  etwas  in 
den  Geldumlauf  hinoingeworfen ,  was  nicht  in  denselben  gehöre;  er 
werde  gefälscht  Die  Tendenz  des  Verkehrs  bezüglich  des  Geldes 
sei  nun  auf  eine  möglichst  geringe  Verwendung  desselben  gerichtet. 
Das  Geld  trage  nichts  zur  Verbesserung  der  Fabrikate  und  Waaren 
bei;  indem  es  den  Austausch  der  Waaren  vermittele,  vertheuere  es 
dieselben.  Es  thue  ähnliche  Funktionen  wie  der  Spediteur  oder 
Frachtfuhrmann;  es  vermittle  den  Umtausch  des  Eigenthums,  indem 
es  den  Käufer  durch  die  Zahlung  zum  Eigenthümer  der  Sache  des 
Verkäufers  mache.    Wie  nun  der  Verkehr  darauf  gerichtet  sei,  die 
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Spedition»-  und  Transportkosten  zu  vermindern,  so  sei  er  auch  dar- 
auf gerichtet,  mit  möglichst  wenig  Geld  möglichst  grosse  Umsatz? 
zu  machen;  daher  habe  das  im  Verkehr  entwickeltste  Land,  England, 
verhältnissmässig  wenig  Geld.  Dadurch,  dass  man  mit  dem  Geld« 
so  grosse  Umsätze  mache,  setze  man  sich  aber  der  Gefahr  einer 
Kriaia  aus.  Die  Menge  des  Geldes  sei  immer  eine  sehr  kleine  gegen- 
über den  Verpflichtungen,  die  auszutragen  seien,  und  es  könne  sie 
nur  tilgen  vermöge  der  Schnelligkeit  des  Umsatzes.  Sobald  deshalb 
die  Besorgniss  entstehe,  dass  die  Verpflichtungen  nicht  alle  gelöst 
zu  werden  vermöchten,  vermindere  sich  die  Schnelligkeit  des  Geld- 
umlaufes, steigere  sich  die  Krisis,  und  dieselbe  gestalte  sich  um 
so  schlimmer,  je  mehr  Noten  im  Umlauf  sich  befänden,  die  nicht 
durch  Geld  gedeckt  seien.  Der  Schaden,  der  dann  entstehe,  sei  viel 
grösser  als  der  Gewinn,  den  in  ruhigen  Zeiten  das  ungedeckte 
Papiergeld  brachte.  Ausserdem  aber  habe  das  Land,  im  Ganzen 
genommen,  keinen  Gewinn  von  den  ungedeckten  Banknoten.  Das 
Geld  verursache  dem  Lande  dadurch  Koston,  dass  es  ein  nicht  zins- 
tragendes Objekt  sei;  ob  in  den  Kassen  nur  Banknoten  oder  baar 
Geld  liegen,  das  ganze  Land  trage  die  Kosten  des  Geldumlaufe; 
es  liege  daher  im  Interesse  des  Landes,  Angesichts  der  Geiahren, 
die  mit  einer  Banknotenkrisis  verbunden  sind,  ungedeckte  Noten  nicht 
zuzulassen.  Darum  sagten  auch  die  gewiss  für  persönliche  Freiheit 
eingenommenen  Amerikaner,  dass  die  Umlaufsmittel  des  Landes  dem 
Lande  gehörten  und  dass  es  Pflicht  der  Landesvertretung  sei.  das 
möglichst  beste  Umlaufsmittel  dem  Lande  zu  erhalten.  Dieses  sei 
aber  ohne  Zweifel  das  Edelmetall.  Auch  der  Kongress  habe  dieses 
durch  seine  Beschlüsse  in  der  Münzfrage  ausgesprochen,  indem  er 
durch  die  Ausprägung  von  Gold  das  Papiergeld  aus  dem  Verkehr 
verschwinden  zu  sehen  hoffe.  Die  Währungsfrage  habe  dadurch  Be- 
deutung gewonnen,  dass  man  einen  möglichst  konstanten  Werthm*sser 
haben  wolle.  Die  verhältnissmässig  langsame  Verminderung  im  Werths 
der  Edelmetalle  rühre  davon  her,  dass  man  die  Produktion  derselben 
nicht  willkührlich  zu  steigern  vermöge.  Wenn  nun  auch  allmählich 
der  Werth  des  Geldes  durch  die  Bergwerksproduktion  sinke,  so  müsse 
sich  dem  die  ganze  Vorkehrswelt  unterwerfen;  lasse  man  aber  un- 
gedeckte Banknoten  zu,  so  vermehre  man  auf  künstlichem  Wege  das 
Geld,  den  Werthmesser,  drücke  seinen  Werth  herab;  deswegen  habe 
der  Kongress  als  theoretischen  Satz  aufzustellen:  für  die  Zukunft 
ist  jede  ungedeckte  Banknoten-Emission  untersagt  Redner  überreicht 
folgenden  Antrag: 

VII.  Der  Kongress  wolle  erklären: 
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1)  »jede  weitere  Emission  nicht  durch  Metall  gedeckter  Noten  ist 
su  untersagen; 

2)  die  im  Umlauf  befindliche  ungedeckte  Notenmenge  ist  tu  re- 
duziren,  theils  durch  Kontingentirung,  theils  durch  Nicht- 
erneuerung  auslaufender  Konzessionen; 

3)  dem  Bedürfnisse  des  Verkehrs  an  Papiergeld  ist  durch •Emittirung 
von  Münzscheinen  zu  genügen«. 

Meyersfdä  (Braunschweig)  wünscht  dem  volkswirtschaftlichen 
Kongress,  dass  er  mehr  und  mehr  volksthümlich  werde,  und  warnt 
ihn,  sich  als  unfehlbar  hinzustellen.  Er  empfiehlt  darauf  den  An- 
trag des  Bankdirektors  Benndorf.  Die  Segnungen  der  preussischen 
Bank  für  den  Verkehr  seien  so  bedeutend,  dass  es  wünschenswert 
sei,  ihre  Wirksamkeit  nicht  blos  auf  die  Orte  ihrer  Agenturen  zu 
beschranken.  Die  Möglichkeit  einer  Verallgemeinerung  jener  Segnungen 
sei  gegeben  durch  eine  Unifizirung  sämmtlicher  Privatzettelbanken 
in  der  Weise,  dass  dieselben  unter  bestimmte  gesetzliche  Normativ- 
bedingungen  zu  stellen  seien.  Sie  hätte  ihre  eigenen  Noten  ein- 
zuziehen und  nach  demselben  Schema  »Vereinsnoten«  auszugeben, 
die  unter  Kontrolle  einer  Zentralstelle  in  Berlin  schliesslich  allent- 
halben Abnahme  finden  würden.  Die  Wechsel  auf  die  verschiedenen 
Plätze,  wo  die  Banken  existirten,  würden  untereinander  ausgetauscht 
und  der  Handelsstand  befände  sich  in  der  angenehmen  Lage,  nicht 
mehr  Verlusten  bei  Noten  der  Privatbanken  und  Wechseln  auf  Nebeu- 
plätze  ausgesetzt  zu  sein. 

Dr.  TUnlesch  (Dresden)  hält  Banknoten  für  ein  freilich  not- 
wendiges Uobel;  er  erkennt  die  grossen  Nachtheile  des  Notenwesens 
an  und  ist  ebenso  auch  der  Ansicht,  dass  dieselben  hauptsächlich 
aus  der  falschen  Auffassung  des  Publikums  von  der  Natur  des  Geldes 
überhaupt  entsprängen.  So  schlimm,  wie  Dr.  Woiff  es  dargestellt 
habe,  stehe  es  mit  der  Benachtheiligung  der  besitzlosen  Klassen  durch 
die  Noten-Zirkulation  aber  nicht.  Das  Hauptübel  bestehe  darin,  dass 
die  Banknoten  zu  gegebener  Zeit  entweder  gar  nicht  oder  doch  nicht 
voll  eingelöst  werden  könnten.  Der  Arbeiter  sei  nun  leider  nicht  in 
der  Lage,  die  meisten  Banknoten  zu  besitzen;  der  Nachtheil  treffe 
zumeist  die  Besitzenden.  Ein  weiterer  Nachtheil  bestehe  darin,  dass 
zu  der  Doppelwährung  noch  eine  dritte,  die  Papierwährung,  hinzu- 
komme, wie  z.  B.  in  Oesterreich;  es  erführen  dadurch  die  Bedürf- 
nisse und  Güter  im  Allgemeinen  eine  höchst  unliebsame  Preiserhöhung, 
welche  ebenfalls  nicht  die  arbeitenden  Klassen  allein,  sondern  die 
gesammte  Volkswirtschaft  treffe.  Unter  geordneten  Verhältnissen 
zeige  das  Notenwesen  der  Privatbanken  keineswegs  die  ihm  nach- 
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gesagto  Schattenseite.  Seit  1864  habe  man  trotz  schwerer  Zeiten 
und  mehrfachen  Krieges  keine  Panik  im  Kurswerth  der  Banknoten 
erlebt.  Trotzdom  dass  übertriebenes  Vertrauen  zumeist  in  übertriebene 
Angst  umschlage,  sei  doch  keine  einzige  Bank  genöthigt  gewesen, 
ihre  Noten  nicht  voll  einzulösen.  Hätten  wir  diesmal  freilich  Frank- 
reich nicht  besiegt,  so  wären  wir  wahrscheinlich  grosseren  Kalamitäten 
entgegengegangen  als  das  reichore  Frankreich.  So  lange  die  Gold- 
währung noch  nicht  fosten  Boden  gefasst  habe,  bestehe  für  die  Bei- 
behaltung der  Privatbanknoten  noch  eine  gewisse  Noth wendigkeit 
Unsere  wirtschaftlichen  Verhältnisse  hätten  sich  so  gestaltet,  dass 
das  baare  Geld  allein  als  Umlaufsmittel  nicht  ausreiche.  Die  Pro- 
duktion übersteige  die  Konsumtion;  die  nicht  zur  Konsumtion  ge- 
langenden Wertho  würden,  falls  nicht  an  derselben  Stelle  das 
vortretende  Medium  dos  Geldes  vorhanden  sei,  durch  den  Wechsel 
vertreten;  derselbe  werde  diskontirt,  und  da  die  bequemere  Form 
vorhanden  sei,  werde  der  diskontirte  Wechsel  durch  die  Banknoten 
vertreten.  Nun  würden  fortwährend  Werthe  geschaffen,  nicht  in 
demselben  Maasse  aber  vermehrten  sich  die  Umlaufsmittel  an  Gold 
und  Silber,  oder  sie  seien  doch  wegen  der  nicht  gleichmässigen 
Preissteigerung  nicht  sofort  an  die  Stelle  zu  schaffen,  wo  man  sie 
gebrauche,  oder  sie  seien  nicht  gemünzt  Es  würden  also  ver- 
tretende Umlaufsmittel  noth  wendig,  und  wenn  sie  nicht  mehr  not- 
wendig seien,  so  kehrten  sie  von  selbst  aus  dem  Verkehr  zur 
Ursprungsstelle,  der  Bank,  zurück.  Wollte  man  die  zum  Theil  bis 
zum  Jahr  1940  bestehenden  Konzessionen  von  Privatzettelbanken  auch 
einziehen,  so  würde  doch  die  Ersetzung  der  Banknoten  durch  Staats- 
papictgeld  ebenfalls  ihre  Schattenseiten  haben.  Mit  Recht  sei  hervor- 
gehoben worden,  dass  nicht  durch  die  Privatbanken,  sondern  durch 
die  Papiergeldwirthschaft  des  Staates  die  grössten  Kalamitäten  hervor- 
gerufen worden  seien;  der  Staat  sei  ausserdem  am  allerwenigsten 
dazu  borufen,  einom  Verkehrsbedürfnisse  abzuhelfen.  Wann  sei  eine 
Banknote  angezeigt?  Doch  nur  dann,  wenn  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eine  augenblickliche  Vermehrung  der  Umlaufsraittel 
erheischten;  das  zu  beurteilen  sei  der  Finanzminister  mit  allen 
seinen  Käthen  nicht  im  Stande.  Die  Banken  dagegen  merkten  das 
Bedürfniss  sofort  an  dem  Eingehen  einer  grosseren  Zahl  von  Wechseln 
zum  Diskontiren.  Das  Schwinden  des  Bedürfnisses  mache  sich 
andrerseits  ebenfalls  sofort  bemerkbar,  indem  die  Noten  zur  Bank 
behufs  der  Einlösung  zurückkohrten  und,  da  man  mehrere  Privat- 
zettelbanken habe,  so  sorgten  diese  schon  unter  sich  am  Besten  da- 
für, dass  die  Noten  sobald  als  möglich  zur  Ursprungsstelle  zurück- 
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strömten.  Die  Konkurrenz  der  Banken  unter  sich  sei  der  beste 
Rotrulator  der  Notenemission;  dessenungeachtet  sei  das  Recht  der- 
selben nicht  ohne  Beschränkung  zu  gewähren.  Die  Erlaubniss  dazu 
betrachte  er  als  eine  Art  von  Privilegium;  er  empfehle,  die  Noten- 
emission an  die  Bedingungen  zu  knüpfen,  welche  der  Antrag  der 
Herren  Böhmeri,  Lammers  und  Genossen  aufstelle:  Veröffentlichung 
des  Status  und  sofortige  Einlösung  der  Noten  bei  Androhung 
sofortiger  Liquidation  im  Weigerungsfalle.  Soweit,  was  die  Regel, 
Solidarhaft  nicht  vorhanden,  möchten  auch  Bestimmungen  über  die 
Deckung  umsomehr  angezeigt  sein,  als  er  sich  für  Kontingentirung 
nicht  erklären  könne.  Die  Note  müsste  als  Repräsentant  eines  dis- 
kontirten  Wochseis  aufgofasst  werden  und  dieser  wieder  als  Repräsentant 
eines  in  irgend  einem  Kaufmannslager  vorhandenen  Waarenvorrathes ; 
es  sei  also  Deckung  zuzulassen  durch  diskontirte  Wechsel,  die  zwei 
Unterschriften  tragen  und  nicht  über  drei  Monate  laufen.  Vielleicht 
seien  den  Notenbanken  auch  gewisse  Geschäfte  zu  verbieten,  wie  die 
Erwerbungen  von  Grundstücken,  mit  Ausnahme  derer  für  den  eigenen 
Geschäftsbetrieb,  die  Boleihung  von  Hypotheken  und  eigenen  Aktien 
ferner  Blanko -Akzepte  zu  ertheilen  und  Wechsel,  welche  obigen, 
Bedingungen  nicht  entsprechen,  zu  diskontiren.  Doch  seien  dies 
Vorschriften,  die  sich  leicht  umgehen  Hessen  und  in  Zeiten  grosser 
Krisen  wieder  ausserordentlich  nachtheilig  sein  könnten  und  die  er 
darum  nicht  anzurathen  empfehle.  Er  sei  endlich  gegen  den  Antrag 
Eros:  die  preussische  Bank  zur  Reichsbank  zu  erheben.  Ein  Ver- 
hältniss  der  Bank  zum  Staate,  wie  man  es  in  andern  Ländern  habe, 
wäre  ein  höchst  bedenkliches  und  in  Zeiten  der  Krisis  ein  ausser- 
ordentlich gefährliches.  Der  preussischen  Bank  würden  bei  der  Er- 
weiterung zur  Reichsbank  Privilegien  und  Monopole  verbleiben,  gegen 
welche  der  volkswirtschaftliche  Kongress  sich  stets  mit  Energie 
erklärt  habe.  Die  preussische  Bank  als  grosses  Kreditinstitut  brauche 
dieselben  nicht;  sie  solle  und  werdo  sich  entwickeln,  aber  nicht  im 
Sinne  einer  dominirenden  Konkurrenz,  welche  die  andern  Zettelbanken 
erdrücke,  sondern  im  Sinne  einer  den  Kreditverkehr  allseitig  fördernden 
Zentralstelle;  wenn  sie  dieses  mit  denselben  Rechten  und  Pflichten 
wie  die  andern  Privatzettelbanken  thue,  werde  sie  segensreich  wirken. 
Redner  schliesst  damit,  dass  er  momentan  gegen  jeden  bindenden 
Beschluss  sei. 

Von  Herrn  Hundt  von  Hafftm  ist  der  Antrag  eingegangen,  die 
Abstimmung  über  die  verschiedenen,  die  Bankfrage  betreffenden  Re- 
solutionen für  diesen  Kongress  zu  vertagen. 

Dr.  Wotff  (Stettin)  freut  sich,  aus  dem  Munde  des  Herrn  Her- 
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berfz  zu  hören,  dass  auch  ein  Vertreter  der  kaufmännischen  Interessen 
sich  absolut  gegen  die  Banknoten  erkläre,  da  bisher  ihm  unbekannt 
geblieben,  dass  auch  in  solchen  Kroisen  derartige  Ansichten  vorhan- 
den seien.  Herr  Herberte  werde  damit  aber  sehr  vereinzelt  dastehen 
und,  wenn  Niemand  anders  auf  Beibehaltung  der  Noten  dringe,  werde 
es  der  Staat  sein.  Dass,  wie  Rentesch  behaupte,  die  Note  ein 
»notwendiges  Uebel«  sei,  könne  er  nicht  zugeben,  es  sei  denn,  dass 
man  das  ganze  Leben  mit  allen  seinen  Gestaltungen  für  ein  not- 
wendiges Uebel  erkläre;  Renteach  habe  sich  übrigens  selber  wider- 
legt, indem  er  die  ganz  notwendigen  Funktionen  der  Noten  ange- 
deutet habe,  auf  die  man  freilich  verzichten  könne,  wenn  man  durch- 
aus wolle,  und  verzichten  müsse,  wenn  man  die  Gefahren  für  nicht 
zu  überwältigende  erkläre.  Redner  bittet  den  Kongress,  sich  nicht 
darauf  einzulassen,  der  Gesetzgebung  fertiges  Material  unterbreiten 
zu  wollen,  und  ferner  nicht  den  Gedanken  aufkommen  zu  lassen,  als 
sei  die  Banknotenfrage  ausschliesslich  oine  Frage  kaufmännischer 
Interessen,  wie  der  Redner  aus  Braunschweig  {Meyersfdd)  durch 
seinen  unglücklichen  Zusatz  zu  dem  unglücklichen  Bendorff  sehen 
Antrage  dem  namentlich  einen  starken  Ausdruck  gegeben  habe.  Es 
sei  eine  Schattenseite  des  Kaufmannsstandes,  dem  übrigen  Publikum 
in  solchen  Fragen  das  Verstände iss  abzusprechen,  um  seine  Interessen 
dem  allgemeinen  Interesse  gegenüber  desto  mehr  in  den  Vordergrund 
schieben  zu  können.  Es  sei  dadurch  in  andern  Kreisen  schon  Arg- 
wohn wachgerufen  worden  und  der  Grundbesitz  beginne  bereits  in 
jeder  ungedeckten  Note  eine  Schädigung  des  Realkredite  zu  erblicken. 
Der  volkswirtschaftliche  Kongress  müsse  die  öffentliche  Meinung 
aufklären,  dass  hier  kerne  Interessentenfrage,  sondern  eine  die  ganz« 
Wirtschaft  des  Volkes  angehende  Frage  vorliege.  Er  sehe  nun  ein, 
dass  die  praktische  Entwickelung  der  Verbältnisse  nicht  dazu  führen 
werde,  die  Emission  von  Banknoten  freizugeben  mit  der  einzigen 
Beschränkung,  dass  den  Staatskassen  verboten  werde,  sie  in  Zahlung 
zu  nehmen,  es  sei  denn  auf  persönliche  Verantwortlichkeit  des  Kassi- 
rers.  Das  praktische  Resultat  werde  vielmehr  sein,  dass  man  hinaus- 
komme auf  die  Uehertragung  des  Emissionsgeschäftes  auf  eins  Zentral- 
bank. Dieser  Gedanke  sei  ihm  keineswegs  ein  angenehmer;  denn 
die  Gefahren  der  Papierwirthschaft  würden  dadurch  nur  vergrößert. 
Er  müsse  dann  aber  auf  Eins  aufmerksam  machen:  es  sei  dann  mit 
den  hier  hervorgehobenen  Gesichtspunkten  nicht  abgetan,  sondern 
dann  müsse  man  den  unmittelbarsten  Missbrauch  dieser  Einrichtungen 
beseitigen;  der  als  Zentralbank  neu  zu  begründenden  deutschen  lieictts- 
bank  müsse  das  Recht  entzogen  werden,  mit  Privatleuten  Geschäfte 
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eu  machen;  sie  dürfe  nur  mit  andern  Banken  Geschäft«  machon. 
Ohne  eine  solche  Einschränkung  wurde  sonst  die  Bankfreiheit  abso- 
lut ruinirt;  diese  dürfe  aber  als  das  mühsam  erworbene  Resultat 
einer  langen  Entwickelung  nicht  in  Frage  gestellt  werden. 

Grundrecht  (Harburg)  möchte  auch  nicht  die  Bankfreiheit  ge- 
fährden, obgleich  er  ein  entschiedener  Gegner  der  Banknotenfreiheit 
sei.  Wenn  er  auch  persönlich  auf  dem  Standpunkte  des  Herbert^- 
sehen  Antrages  stehe,  werde  er  für  keinen  der  gestellten  Anträge 
stimmen,  weil  keiner  ausdrücke,  was  gesagt  werden  müsste,  um  et- 
was einigermassen  Richtiges  und  Zutreffendes  festausteilen.  Der 
Kaufmannsstand  sei  übrigens  nicht  durchweg  ein  Freund  der  Bank- 
note; bei  den  kleineren  Grossisten  und  Krämern  herrsche  eine  grosse 
Abneigung  dagegen;  aus  diesen  Kreisen  heraus  möchten  die  kauf- 
männischen Sachverständigen,  welche  Herr  Meyenfeld  zu  einer  Enquete 
berufen  wünsche,  ein  demselben  durchaus  nicht  angenehmes  Urtheil 
abgeben;  sie  würden  sich  entschieden  gegen  die  Banknotenfreiheit  er- 
klären. Lebten  wir  in  Verhältnissen,  wo  wir  tabula  rasa  hätten,  so 
könnte  man  ohne  Gefahr  völlige  Banknotenfreiheit  gewähren;  Niemand 
würde  dann  in  der  Banknote  etwas  Anderes  sehen  als  einen  Wechsel 
auf  unbestimmte  Zeit  auf  die  Gefahr  hin,  dass  er  nicht  eingelöst 
wird;  so  läge  die  Sache  aber  nicht  Durch  die  Privilegirung  der 
Banken,  durch  die  Verquickung  der  Notenausgabe  mit  dem  Staate 
erscheine  die  Banknote  als  eine  Art  von  Papiergeld.  Im  Uebrigen 
sei  die  Note  'einer  von  den  verwerflichen  Wechseln,  die  Mos  um 
Geld  zu  machen  geschaffen  würden,  wie  sich  bei  Krisen  zum  Schrecken 
und  Schaden  Vieler  zeige.  Eine  ungedeckte  Banknote  sei  nichts  als 
ein  »Kellerwechsel«;  sie  repräsentire  gar  kein  reelles  Geschäft, 
sondern  sei  eine  Anweisung  auf  Zahlung,  deren  Honorirung  sehr 
zweifelhaft  sei.  Indem  man  einem  grossen  Bankinstitute  die  Befug- 
niss  gebe ,  unbeschränkt  Banknoten  auszugeben ,  fordere  -man  es  ge- 
wissermaßen auf,  Kredit  und  zwar  in  der  gefährlichsten  Form  zu 
gewähren,  mehr  als  es  gewähren  sollte.  Redner  wiederholt  zum 
Schlüsse,  dass  er  gegen  alle  Anträge  stimmen  werde,  um  dadurch 
das  praktische  Resultat  des  abgelehnten  Vertagungsantrags  zu  erzielen. 

Dr.  Oppenheim  (Berlin):  Es  schade  nichts,  wenn  der  Kongress 
in  der  Bankfrage  auch  zu  keinem  Beschlüsse  komme,  da,  bevor 
Reichstag  und  Landtag  in  Preussen  die  Bankfrage  legislativ  in  An- 
griff nehmen,  der  Kongress  noch  einmal  zusammenkommen  werde. 
Dass  die  gestellten  Anträge  ausserdem  ein  wenig  den  Charakter  des 
Zufälligen  an  sich  tragen,  daran  sei  freilich  vorzugsweise  das  Aus- 
bleiben der  Referenten  Schuld.   Dadurch  dass  der  Kongress  in  der 
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Lage  sei,  sich  nicht  für  einen  bestimmten  Bescbluss  entscheiden  zu 
müssen,  sei  übrigens  in  die  Debatte  eine  grössere  Unbefangenheit 
hineingekommen.  Selbst  Anhänger  der  absoluten  Freiheit  der  Noten- 
emission, wie  Dr.  Wclff,  hätten  die  Notwendigkeit  einer  Zentralbank 
explizirt  und  indirekt  zugegeben.   Man  könne,  wenn  man  einmal  so- 
weit gehe,  ein  solches  Institut,  welches,  wie  die  Preussische  Bank, 
schon  jetzt  an  nicht  zu  enge  Landesschranken  gebunden  ist,  als  Reichs- 
institut  wohl  anerkennen.    Dio  Beziehungen  zu  Elsass  -  Lothringen 
machten  diese  Umwandlung  besonders  wünschenswerth;  er  könne  des- 
halb die  Beschränkungen,  welche  Dr.  Wolff  wünsche,  seinerseits  nicht 
recht  begreifen.    Das  Zettelprivilegium  habe,  wie  jedes  Privilegium, 
etwas  Bedenkliches,  und  die  anderen  Funktionen  müssten  dafür  einer 
um  so  schärferen  Kontrole  unterzogen  werden ;  das  Verbot,  mit  Pri- 
vaten Geschäfto  zu  betreiben,  begreife  er  aber,  wie  gesagt,  nicht. 
Er  kenne  keinen  Unterschied  zwischen  einem  Bankier  und  einer  Bank, 
weder  wirtschaftlich,  noch  juristisch.    Das  Haus  Rothschild  mache 
allein  so  viel  Geschäfte  wio  oin  Dutzend  kleiner  Banken  zusammen- 
genommen; mit  diesem  Hauso  sollte  also  die  Reichsbank  keine  Ge- 
schäfte machon  dürfen?  Wenn  Grenzen  gezogen  werden  sollten  zwi- 
schen den  Bankfunktionen,  könnten  sie  nicht  da  gezogen  werden. 
Der  Gegensatz  zwischen  absoluter  Notenfreiheit  und  Privilegium  einer 
Zentralbank  habe  sich  deshalb  so  scharf  herausgestellt,  weil  ver- 
nünftige Menschen  nicht  mehr  an  die  Heilkräfte  der  Normativbedin- 
gungen glaubten.    Er  kenne  kaum  eine  Normativbedingung,  die  von 
einer  Privatbank  nicht  umgangen  oder  durch  Scheinmanövor  herge- 
stollt werden  könne;  es  müsste  denn  dio  sein,  dass  die  volle  Bar- 
deckung iu  den  Kassen  der  Bank  liege;  aber  dann  müsste  auch  der 
Gensdarm  alle  Tago  nachsehen,  ob  sie  noch  vollständig  vorräthi? 
sei.    Unter  solchen  Bedingungen  könnte  dann  aber  nicht  gearbeitet 
werden.    Wenn  man  nicht  eine  verhältnismässige  Freiheit  walten 
lasse,  könnten  Zettelbanken  nicht  bestehen.    So  ginge  es  noch  in 
vielen  andern  Fällen,  wo  man  die  wirtschaftliche  Freiheit  nicht  voll 
einräumen  wollte  und  Normativbedingungen  als  Schutzwehr  errich- 
tete; entwedor  wären  dio  errichteten  Schranken  so  hoch,  dass  damit 
die  Froihoit  illusorisch  würdo,  oder  aber  so  niedrig,  dass  jeder 
kühne  Springer  darüber  hinwegsetzte.    Man  möge  also  auf  Norma- 
tivbedingungen nicht  wiedor  zurückkommen. 

Dr.  Böhmert  (Zürich)  ist  lieber  dafür,  auf  jede  Beschlussfassung 
von  Seiten  des  Kongresses  zu  verzichten,  als  die  Gründung  einer 
Zentralbank  mit  Notenmonopol  zu  empfehlen.  Gegen  Grumbrecht 
der  die  Banknoten  so  heruntergesetzt  habe,  dass  man  eigentlich  den 
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ganzen  Kredit  überhaupt  verurtheilen  müsste,  fuhrt  Redner  aus,  wie 
Banknoten  zur  Emission  gelangen.  Es  werde  ein  Wechsel  präsen- 
tirt  und  die  Bank  leihe  auf  drei  Monate  oder  länger  und  gebe  also 
auf  diese  Zeit  Noten  aus.  Das  Diskontiren  der  Wechsel  sei  meist 
ein  ganz  reelles  Geschäft;  der  Fabrikant,  der  einen  Auftrag  habe, 
beanspruche  den  Bankkredit,  um  sich  die  Mittel  zum  Einkauf  der 
Rohstoffe,  zur  Löhnung  seiner  Arbeiter  zu  beschaffen.  Auf  dieser 
Art  von  Kredit  beruhe  der  ganze  Handel.  In  Bremen  werde  jedes 
Geschäft  abgeschlossen  gegen  dreimonatliche  Akzepte.  Dieser  Kredit 
könne  freilich  zu  Schwindolgeschäften  gemissbraucht  werden,  darum 
sei  er  aber  ebensowenig  wie  die  Banknoten  zu  verurtheilen.  In  Be- 
treff der  Normativbedingungen  sei  er  nicht  geneigt,  zu  weit  gehen 
zu  wollen;  gewisse  Bedingungen  könnten  aber  sehr  gut  gestellt  wer- 
den, wie  z.  B.  die  sofortige  Einlösbarkeit  der  Noten  bei  Strafe  der 
Liquidation:  die  Frage  sei  juristisch  vielleicht  noch  nicht  genügend 
durchgearbeitet,  um  bestimmte  Grundsätze  aufstellen  zu  können;  es 
genüge  hier  aber  auch,  darauf  hinzuweisen.  Wie  für  die  Aktien- 
gesellschaften, möchte  es  auch  für  die  Banken  nicht  schwer  sein, 
derartige  Bestimmungen  zu  treffen.  Jedenfalls  dürfe  man  nicht  dem 
ganzen  Bedürfnisse  des  Handelsverkehrs  derartig  in's  Gesicht  schla- 
gen, dass  man  ein  notwendiges  Kreditumlaufsmittel  in  der  öffent- 
lichen Meinung  diskreditire. 

Dannenberg  (Hamburg)  fragt,  wie  es  zu  entschuldigen  sei,  dass 
Privatleute  auf  Grund  ihres  Kredits  eine  Begünstigung  durch  selbst- 
ständige Geldkreirung  und  die  sich  daran  knüpfenden  rentablen  Ge- 
schäfte geniessen  sollen,  und  spricht  vorläufig  dem  Staate  allein  das 
Recht  zu,  Noten  auszugeben,  obgleich  dieser  leider  nicht  kontrollirt 
werden  und  in  Krieg  und  Frieden  mit  diesem  Privilegium  Missbrauch 
treiben  könne. 

Hundt  van  Hofften  (Berlin)  betont  die  Schädigung  des  Real- 
kredits  durch  die  unfundirten  Banknoten,  die  den  fundirten  Kredit- 
papieren, wie  Pfandbriefen  und  dergleichen,  den  Platz  verengten. 
Der  Staat  habe  für  die  Gesammtheit  dor  Bürger  zu  sorgen  und 
dürfe  nicht  die  Interessen  des  einen  Standes  auf  Kosten  des  andern 
bevorzugen;  die  bisherige  Bankgesetzgebung  begünstige  aber  den 
kaufmännischen  Kredit  und  trage  für  den  Kredit  der  Grundbesitzer 
keine  Sorge;  diesem  werde  vielmehr  durch  Monopolisirung  der  No- 
tenemission die  Möglichkeit  abgeschnitten,  sich  selbst  Kreditumlaufs- 
mittel zu  beschaffen.  Wenn  der  Kongress  nicht,  wie  er  prmeipaUter 
beantrage,  von  jeder  Beschlussfassung  Abstand  nehmen  wolle,  so 
empfehle  er  seine  Resolution  zur  geneigten  Annahme. 
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Perrot  (Rostock)  fasst  seine  Resolution  in  dem  einen  Satze  zu- 
sammen: die  Notenausgabe  ist  kein  Geschäft,  sondern  ein  »Staats- 
regal«. Die  Ansicht,  dass  die  Notenausgabe  ein  »Geschäft«,  stütze 
sich  auf  die  Annahme,  dass  die  Note  ein  Wechsel  sei;  als  ein  sol- 
cher werde  sie  aber  im  Geschäftsverkehr  durchweg  nicht  angesehen. 
Jedenfalls  könne  man  die  Note  nur  für  einen  trockenen,  Sola-Wech- 
sel erklären;  diese  hätten  aber  keinen  geschäftlichen  Vorgang  zu 
Grunde,  sondern  seien  im  Grunde  immer  »Reitwechsel«.  Sobald 
anerkannt  werde,  dass  die  Note  kein  Wechsel  sei,  könne  auch  die 
Ansicht,  dass  die  Notenausgabe  ein  »Geschäft«,  nicht  mehr  Platz 
greifen.  Wer  eine  ungedeckte  Note  ausgebe,  der  mache  Geld  und 
Geldmachen  sei  kein  Geschäft,  sondern  ein  Staatsregal.  Der  Kon- 
gress  möge  sich  also  darauf  beschränken,  zu  erklären,  dass  die  Note 
kein  Wechsel  sei;  zu  Gunsten  dieses  Antrages  ziehe  er  seine  Reso- 
lution zurück. 

Dr.  Wolff:  Wenn  der  Kongress  eine  solche  Erklärung  abgebe, 
so  mache  er  sich  damit  zu  einer  Art  von  Konzil,  welches  ein  Dogma 
definire.  Auf  diesem  Wege  sei  es  unmöglich,  Klarheit  in  die  Sache 
zu  bringen  und  die  praktische  Lösung  der  Frage  zu  fördern.  Defi- 
nitionen von  Begriffen  zu  geben,  sei  nicht  Sache  des  Kongresses, 
sondern  wissenschaftlicher  Abhandlungen  in  Büchern.  Entscheidend 
sei  dagegen  die  Frage,  welche  Wirkung  man  von  dieser  oder  jener 
Maassregel  vorauszusehen  berechtigt  sei.  Er  halte  daran  fest,  dass 
praktisch  nichts  andres  übrig  bleibe,  als  völlige  Banknotenfreiheit  zu 
statuiren,  mit  dem  Verbote  für  die  Staatskassen,  Banknoten  anzu- 
nehmen, oder  aber  zur  Errichtung' einer  Zentralbank  überzugehen, 
in  Bezug  auf  welche  er  der  Meinung  sei,  dass  die  Erweiterung  der 
Preussischen  Bank  zur  deutschen  Reichsbank  sich  empfehle,  die 
dann  aber  mit  Privaten  keine  Geschäfte  machen  dürfe.  Er  denke 
sich  das  Verhältniss  ganz  nach  Art  der  Bank  von  Eugland,  welche 
auch  unter  dieser  Einschränkung  arbeite. 

Körösi  (Pest)  meint,  die  Frage,  ob  eine  Banknote  bei  Staats- 
kassen angenommen  werden  dürfe  oder  nicht,  sei  eine  Finanzfrage 
und  keine  Bankfrage.  Der  Begriff  »Geschäft«  sei  von  Herrn  Perrot 
nicht  detinirt  worden;  »Geschäft«  sei  Alles,  was  Jemand  treibe;  es 
frage  sich  nur,  ob  es  ein  erlaubtes  oder  unerlaubtes  Geschäft  sei. 
Normativbedingungen  Hessen  sich  nicht  durchführen;  der  nächste 
Kongress  möge  diskutiren,  wio  weit  solche  Bedingungen  gestellt  und 
beobachtet  werden  könnten ;  diesmal  möge  man  sich  darauf  beschran- 
ken anzugeben,  was  dadurch  erreicht  werden  solle. 

Dr.  Dorn  (Pest)  bittet  den  Kongress,  von  einer  definitiven  Ab- 
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Stimmung  Umgang  zu  nehmen,  und  befürwortet  darauf  den  Stand- 
punkt der  Böhmert'schen  Resolution,  welcher  er  selbst  nachträglich 
seinen  Namen  beigesetzt  habe.  Die  Hauptfrage,  um  die  es  sich 
handle,  sei,  ob  die  Zettelbankfreiheit  als  eine  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit, als  eine  Forderung  richtiger  wirtschaftlicher  Grundsätze 
vom  Kongresse  proklamirt  werden  solle  oder  nicht.  Getreu  den 
Grundsätzen,  die  der  Kongress  bisher  bei  seinen  Verhandlungen  ver- 
folgt habe,  müsse  er  auch  in  dieser  Hinsicht  für  volle  wirtschaft- 
liche Freiheit  sich  aussprechen.  Von  der  Frage  der  Deckung  sehe 
er  ab;  der  Begriff  einer  »vollständig  gedeckten  Banknote«  scheine 
ihm  eine  coniradictio  in  adjecto  zu  entalten ;  denn  in  der  Natur  der 
Zettelbanken  liege  es,  ungedeckte  Noten  auszugeben,  weil  der  wissen- 
schaftliche Sprachgebrauch  unter  »Zettelbanken«  solche  Unternehmun- 
gen verstehe,  welche  Noten  als  Repräsentation  des  Geldes,  dessen  Umlauf 
nicht  genüge,  ausgeben.  Es  verstehe  sich,  dass  von  der  Gesammt- 
summe  der  Noten  gesprochen  werde;  denn  von  der  einzelnen  Note 
könne  man  überhaupt  nicht  sagen,  ob  und  wieweit  sie  gedeckt  sei; 
sie  sei  »gedeckt«,  wenn  sie  zu  einer  Zeit  Behufs  Einlösung  präsen- 
tirt  werde,  wo  von  Baarfonds  noch  etwas  da  sei ;  sie  sei  »ungedeckt«, 
wenn  eine  Zahlungseinstellung  dor  Bank  dazwischen  komme.  Die 
Forderung,  dass  ein  Drittel  oder  zwei  Drittel  der  Summe  der  aus- 
gegebenen Noten  »gedeckt«  sein  müsse,  sichere  also  nicht  unter 
allen  Umständen  die  Einlösung  einer  bestimmten  einzelnen  Banknote. 
Die  Noten  würden  eingelöst,  so  lange  es  gehe;  wenn's  nicht  mehr 
gehe,  werde  die  Einlösung  eingestellt  und  die  Notenbesitzer  bildeten 
dann  eine  Gesammtheit  von  Gläubigern,  mit  denen  verhandelt  würde; 
die  Noten  hätten  dann  ihre  Eigenschaft  als  Umlaufsmittel  verloren 
und  seien  gewöhnliche  Schuldscheine  geworden.  Der  Kongress  habe 
stets  als  das  wirksamste  Regulativ  für  alle  Uebelstände  und  Aus- 
schreitungen auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  freie  Konhurrene  er- 
kannt; diese  sei  auch  in  der  Frage  der  Zettelbanken  allein  geeignet, 
die  Notenausgabe  auf  das  richtige  Maass  zu  beschränken.  Sobald  man 
die  Notenausgabe  zu  einem  Monopol  mache,  verwandle  sich  die 
Note,  die  ein  »Geldpapier«  sei,  nach  und  nach  in  ein  »Papiergeld«, 
indem  der  Staat  mit  seiner  Autorität  dahinter  stehe.  Diese  Natur 
des  Papiergeldes  werde  dagegen  der  Banknote  um  so  mehr  entzogen, 
je  mehr  Unternehmungen  existirten,  welche  Banknoten  ausgäben.  Nun 
liege  allerdings  in  der  Befugniss,  Noten  auszugeben,  eine  grosse 
Versuchung  zum  Missbrauch.  Die  Grundlage  der  Note  sei  das 
öffentliche  Vertrauen;  nichts  werde  aber  leichter  gemissbraucht  als 
gerade  das  Vertrauen,  und  zwar  um  so  leichter,  wenn  die  betreffende 
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Unternehmung  gewissermassen  durch  die  Konzession  des  Staates  ein 
Zeugnis»  habe,  dass  der  Staat  sie  für  eine  solche  halte,  welche  das 
Öffentliche  Vertrauen  nicht  missbrauche.  In  Bezug  auf  die  Aktien- 
gesellschaften im  Allgemeinen  habe  nun  der  Kongress  erklärt,  dass 
das  Konaessionswesen  entschieden  verwerflich  sei;  er  erkläre  das- 
selbe in  Bezug  auf  die  Ausgabe  von  Banknoten.  Da  nun  aber  eine 
Zettelbank  ein  Institut  sei,  welches  einen  gewissen  öffentlichen  Cha- 
rakter an  sich  trage,  weil  der  Besitzer  der  Banknote  nicht  noth wen- 
dig in  unmittelbare  Berührung  mit  der  Bank  komme,  so  müsse  es 
auch  gewisso  Grenzen  und  Schranken  geben,  innerhalb  deren  Jeder- 
mann berechtigt  sei,  die  Notenausgabe  zu  bewerkstelligen.  Derartige 
allgemein  gültige  Normativbedingungen  seien  nun  in  dorn  von  ihm 
mit  unterzeichneten  Antrage  angegeben;  den  er,  wenn  der  Kongress 
überhaupt  etwas  beschliessen  wolle,  zur  Annahmo  empfehle.  Es 
werde  dadurch  das  Prinzip  der  wirtschaftlichen  Freiheit  anerkannt 
mit  denjenigen  nothwendigen  Beschränkungen,  welche  durch  die 
Rücksicht  auf  das  öffentliche  Wohl  geboten  erscheinen.  Allerdings 
müsse  der  Kongress  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  in  den 
äussersten  Umrissen  —  mehr  sei  aber  auch  nicht  nöthig  —  andeu- 
ten, was  er  mit  diesen  Normativbedingungen  bezwecke.  Hauptzweck 
sei  der,  die  Täuschung  des  Publikums  fernzuhalten,  und  darin  liege 
eben  der  polixeiluhe  Charakter  dor  ganzen  Normativbedingungen;  dies 
geschehe  erstens  durch  volle  Oeffentlichkoit  des  Gebahrens,  damit 
Jedermann  im  Stande  sei,  sich  über  die  Zahlungsfähigkeit  der  be- 
treffenden Bank  zu  vergewissern  und  über  ihre  Geschäftelage  sich 
ein  Urtheil  zu  bilden.  Der  zweite  Zweck,  die  Einlösbarkeit  der 
Noten  durch  Normativbedingungen  sicher  zu  stellen,  sei  allerdings 
schwieriger  zu  erroichen,  obwohl  auch  ihm  die  Oeffentlichkeit  der 
Gebahrung  zu  Gute  komme.  Die  Resolution  Böhmert's  dürfte  übri- 
gens genügen,  um  dasjenige  auszudrücken,  was  der  Kongress  er- 
reichen wolle,  und  erhalte  gleichzeitig  die  Ergänzung  nach  der  prak- 
tischen Seite  hin;  er  bitte  deshalb  um  ihre  Annahme. 

Die  Diskussion  ist  geschlossen,  da  kein  Redner  mehr  zum  Worte 
eingetragen  ist  Zunächst  kommt  der  Präjudizial-Antrag  des  Herrn 
Hundt  von  Hafften,  die  Abstimmung  über  die  verschiedenen  Resolu- 
tionen auf  den  nächsten  Kongress  zu  vertagen,  zur  Abstimmung;  er 
wird  angenommen;  womit  jede  weitere  Abstimmung  hinweglallt. 
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Der  Vorsitzende  theilt  mit,  dass  nach  dem  Berichte  der  Skru- 
tatoren  Dr.  Dettmer  (Lüheck)  und  Quandt  (Berlin)  bei  der  Wahl  der 
Mitglieder  für  die  ständige  Deputation  68  Stimmzettel  abgegeben 
worden  sind;  es  haben  folgende  9  Mitglieder  die  meisten  Stimmen 
erhalten:  Dr.  Braun  (Berlin)  65,  Dr.  Prince- Smith  (Berlin)  63, 
Dr.  Faucher  (Borlin)  59,  Dr.  Boehmert  (Zürich)  54,  Dr.  Wolff 
(Stettin)  51,  Dr.  Brehmer  (Lübeck)  41,  Dr.  Lammers  (Bremen)  35, 
Dr.  Alex.  Meyer  (Borlin)  38,  Dr.  Soetbeer  (Hamburg)  25.  Qiese 
sind  mithin  gewählt,  da  Dr.  Dorn  (Pest),  der  ebenfalls  25  Stimmen 
erhalten  hat,  zu  Gunsten  Soetbeor's  auf  oine  engoro  Wahl  verzich- 
tet» Ausserdem  haben  Stimmen  erhalten:  Dr.  Emminghaus  (Karls- 
ruhe 24,  Schulze-Delitzsch  15,  Dr.  Rentzsch  (Dresden)  15,  Gust. 
Müller  (Stuttgart)  14,  Professor  Wagner  (Berlin)  10,  Dr.  Eras  (Bres- 
lau) 10,  Dr.  Oppenheim  (Berlin)  10,  Zwicker  (Magdeburg)  7,  Dr. 
Pfeiffer  (Stuttgart)  6,  Dr.  Witte  (Rostock)  4.  Endlich  haben  8  Per- 
sonen je  Eine  Stimme  erhalten. 

Ueber  die  Frage,  welcher  Gegenstand  nunmehr  zur  Verhandlung 
kommen  solle,  erhebt  sich  eine  Debatte.  Der  Vorsitzonde  schlägt 
vor,  zunächst  »die  Rechte  der  Schifffahrt  auf  Binnengewässern«  zur 
Diskussion  zu  bringen.  Herr  v.  Kusser&w  bittet  dagegen,  dem  An- 
trage, welchen  er  gemeinschaftlich  mit  Dr.  Oppenheim  und  Dr.  Eras 
in  Bezug  auf  die  »Vorgleichs-Ausschüsse«  eingebracht  hat,  die  Prio- 
rität einzuräumen;  dafür  spricht  Dr.  Oppenheim,  dagegen  Dr.  Lam- 
mers und  Dr.  Böhmort.  Mit  34  gegen  33  Stimmen  pflichtet  die 
Versammlung  dem  Vorschlage  des  Präsidenten  bei. 

In  Betreff  der  Rechte  der  Schifffahrt  auf  Binnengewässern  liegt 
von  Herrn  Otto  Hempel  folgender  Antrag  vor: 

Der  Kongress  wolle  beschliessen ,  im  Anschluss  an  die  Resolu- 
tionen des  Kongresses  zu  Breslau,  1868: 

Durch  die  Errichtung  von  Eisenbahn-  und  Strassonbrücken 
über  schiffbare  Binnengewässer  muss  die  Schifffahrt  unver- 
meidliche Hemmungen  und  Gefahren  ertragen  im  allgemeinen 
Interesse  des  Verkehrs; 

doch  darf  hierbei  die  Schmälerung  ihres  bestehenden  und  äl- 
teren Anrechts  auf  die  Wasserstrasson  nicht  über  das  Unver- 
meidliche hinausgehen; 

gerechter  Weise  müssen  die  Inhaber  solcher  Brücken  auf  ihre 
Kosten  alle  Anstalten  troffen,  welche  das  Passiren  der 
Brücken  weniger  beschwerlich  machen  können  für  den 
Schiffer. 

Völlig  ungerechtfertigt  ist  daher  Seitens  dor  Inhaber  neu 
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erbauter  Brücken  die  Erhebung  von  Brückengeld,  Ufergeld 
und,  bei  fehlendem  Aufzuge,  Krahngdd  für  Legen  und 
Stechen  der  Masten. 
Der  Antragsteller  motivirt  seine  Resolution  durch  eine  Schil- 
derung der  vielfachen  Schwierigkeiten  und  Hemmnisse,  welche  durch 
die  Vernachlässigung  der  Wasserläufe  der  Binnenschifffahrt  bereitet 
werden.  Die  Binnenschi  ff  fahrt  werde  in  ihrer  Bedeutung  leider  noch 
vielfach  unterschätzt.  Im  Jahre  1869  bewegten  sich  96,000  Kähne 
durch  Berlin,  nehme  man  die  Tragfähigkeit  jedes  derselben  auf  durch- 
schnittlich 2000  Zentner  an,  so  ergebe  dies  eine  Güterbewegung  im 
Betrage  von  192  Millionen  Zentnern;  rechne  man  auf  den  Ortsver- 
kehr mit  Holz,  Torf,  Steinen  u.  s.  w.  92  Millionen  Zentner,  so  blie- 
ben für  den  weiteren  Verkehr  noch  immer  100  Millionen  Zentner 
übrig,  zu  deren  Beförderung,  die  Tragfähigkeit  des  Waggons  xu 
200  Zentnern  gerechnet,  500,000  Waggons  gehörten.  Zwischen 
Memel  und  Hamburg  wären  Jahr  aus  Jahr  ein  durchschnittlich 
50,000  Fahrzeuge  schwimmend,  die,  bei  einem  durchschnittlichen 
Werthe  von  1000  Thalern  der  Kahn,  ein  Kapital  von  50  Millionen 
Thalern  repräsentirten.  Jeder  Kahn  habe  einen  Schiffer  und  zwei 
Leute  an  Bord;  das  gebe  zusammen  150,000  Mann  ohne  die  Familie, 
die  auch  grösstenteils  auf  dem  Kahne  lebe.  Redner  weist  auf  die 
Bedeutung  der  »Konnossemente«  hin;  die  Schiffer  hätten  nach  der 
Einführung  derselben  durch  das  Handelsgesotzbuch  nicht  sogleich 
ihre  Tragweite  begriffen,  und  dies  sei  die  Ursache  gewesen,  dass  in 
der  ersten  Zeit  viele  Unregelmässigkeiten  obgewaltet  hätten.  Der 
Kaufmann  könne  auf  6  Wochen  nach  Konnossement  handeln  und  mit 
der  schwimmenden  Ladung  spekuliren;  die  Hebung  der  Binnen- 
schiffahrt sei  also  auch  im  Interesse  der  Ausbildung  des  Produkten- 
handels dringend  zu  wünschen.  Redner  weist  auf  die  Bedeutung 
eines  entwickelten  Kanalnetees  auch  für  müUairische  Zwecke,  zum 
Transport  von  Kriegsmaterial,  von  Verwundeten  u.  s.  w.,  hin.  Ein 
Rhein-Elbe-Kanal  wäre  uns  in  dem  letzten  Kriege  sehr  zu  Statten 
gekommen.  Der  Kriegsminister  Graf  Roon  habe  ihm  bei  einer  Un- 
terredung zugestimmt  und  in  Aussicht  gestellt,  dass  die  Militairver- 
waltung  diese  Idee  im  Auge  behalten  werde.  Die  Staatsregierung 
habe  auf  die  zu  ihrer  Kenntniss  gekommene  Resolution  des  Bres- 
lauer volkswirtschaftlichen  Kongresses  durch  einen  Artikel  des 
»Staats- Anzeigers«  (No.  68  vom  März  1869)  geantwortet;  sie  erklärt 
darin,  dass  sie  alles  Mögliche  für  die  Stromschifffahrt  gethan  habe; 
Kanäle  aber  wären  vollständig  überflüssig,  da  die  Eisenbahnen  Alles 
leisteten,  was  man  von  Kanälen  erwarten  könne.    Diese  Gleichgül- 
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tigkeit  des  Handelsministers  Graf  Itzen  plitz  sei  sehr  zu  beklagen; 
denn  es  sei  in  Preussen  kein  Strom,  aaf  dem  ein  Schiff  eine  Meile 
fahren  könne  ohne  Gefahr,  auf  den  Grund  zu  laufen.  Im  Regie- 
rungs-Bezirk Potsdam  beispielsweise  gebe  es  auf  der  Strecke  Spree, 
Havel,  Finow-Kanal  nicht  weniger  als  136  Stromongen !  Aber  ausser 
der  Forderung  der  Stromregulirung  und  der  Erweiterung  des  Kanal- 
netzes habe  die  Binnenschifffahrt  noch  über  eine  andere  Belastung 
Klage  zu  erheben,  Ober  den  permanenten  Aderlass,  der  ihr  aus 
allerlei  Abgaben  für  Einrichtungen  erwachse,  welche  dem  Landver- 
kehr dienten,  der  Schifffahrt  aber  nur  eben  so  vielo  Hindernisse  be- 
reiteten. Wo  ein  Brückenaufzug  sei,  zahle  der  Schiffer  »Brücken- 
geld« für  den  Aufzug;  wo  der  Oberbau  fest  sei,  »Krahngeld«  für 
Stechen  und  Legen  der  Masten ;  kurz  der  Schiffer  müsse  fortwährend 
die  Hand  in  der  Tasche  haben.  In  Berlin  kämen  bei  18  Brücken 
auf  der  Spree  und  13  auf  den  Kanälen  jährlich  18,000  Thaler  an 
Abgaben  auf.  Aber  nicht  bloss  über  dieso  Abgaben  klage  der 
Schifferstand;  er  habe  auch  darüber  zu  klagen,  dass  bei  Brückei- 
bauten so  wenig  auf  die  Interessen  des  Wasserverkehrs  Rücksicht 
genommen  werde;  es  würden  an  den  Brücken  Stromschnellen  er- 
zeugt, die  der  Schiffer  mit  seiner  Mannschaft  allein  gar  nicht  zu 
überwinden  vermöge.  Die  Eisenbahnverwaltungen  sollten  zwar,  hö- 
herer Anordnung  gemäss,  bei  ihren  Brücken  Windezouge  anlegen; 
acht  Tage  hielten  sie  solche;  dann  hörte  es  damit  auf  und  Beschwer- 
den darübor  hälfen  nichts.  Der  Schiffer  müsse  für  das  Hindurch- 
ziehen des  Kahnes  unter  der  Brücke  2—3  Thaler  bezahlen,  während 
doch  die  Gerechtigkeit  verlange,  dass  der  Inhaber  der  Brücke,  der 
darüber  seinen  Verkehr  leite,  die  Kosten  zu  tragen  hätte.  Er  em- 
pfehle daher  seine  Resolution  dem  Kongresse  zur  Annahme.  —  Die 
Resolution  wird  ohne  Diskussion  mit  grosser  Majorität  angenommen. 

Es  gelangt  nunmehr  folgende,  durch  die  Herren  r.  Kusserotc, 
Dr.  Oppenheim  und  Dr.  Erca  beantragte  Resolution  zur  Debatte: 

»Zur  Verhütung  von  Arbeits- Einstellungen  empfiehlt  der  volks- 
wirtschaftliche Kongre8s  den  betheiligten  Kreisen  die  Errichtung 
ron  Vergleichs- Ausschüssen  (Schiedsgerichten).« 

Herr  v.  Kusserow:  Die  Frage,  in  welcher  Weise  die  zuneh- 
mende Spannung  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zum 
Besten  beider  Theile  boigelegt,  wie  namentlich,  unbeschadet  der 
durch  die  Gesetzgebung  des  deutschen  Reichs  gewährleisteten  Koa- 
litionsfreiheit, und  überhaupt  ohne  Eingriff  in  die  wirtschaftliche 
Freiheit  dem  Ausbruch  von  Arbeitseinstellungen  vorgebeugt  werden 
kann;  diese  Frage  scheine  ihm  vorzugsweise  das  lebendige  Interesse 
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einer  Gesellschaft  zu  verdienen,  die  sich  die  ruhmvolle  Aufgabe  ge- 
stellt habe,  dio  Wohlthaten  der  modernen  Kultur  möglichst  allen 
Volksklassen  zu  sichern  und  die  demnach  einen  wesentlichen  Faktor 
in  der  Reihe  derjenigen  Bestrebungen  bilde,  welche  die  Versöhnung 
zwischen  Kapital  und  Arbeit,  zwischen  Arm  und  Reich  bezwecken. 
Er  werde  seinerseits  bestrebt  sein,  dio  Diskussion  lediglich  auf  die 
praktische  Seite  der  Frage  zu  beschränken  und  daher  ängstlich  ver- 
meiden, auf  den  Schulstreit  zwischen  den  verschiedenen  Parteion  der 
Volkswirthe  einzugehen.  Noch  weniger  sei  es  seine  Absicht,  zu  un- 
tersuchen, in  wie  weit  der  Aufregung  unter  den  Arbeitern  lediglich 
eine  sozial -demokratische  Agitation  zu  Grunde  liege,  wie  vielfach 
behauptet  werde,  oder  ob  nicht  ihre  Forderungen  hier  und  da  be- 
rechtigte seien.  Er  halte  eine  Parteiergreifung  zwischen  den  Strei- 
tenden für  sehr  bedenklich  und  wolle  sich  nur  mit  demjenigen  Mit- 
tel beschäftigen,  wolches  nach  seiner  Ansicht  oinen  schnellen  und 
unmittelbaren  Erfolg  erwarten  Hesse,  indem  es  den  Arbeitseinstel- 
lungen da,  wo  sie  ausgebrochen  sind»  ein  Ende  zu  machen,  nament- 
lich aber  den  Ausbruch  neuer  Strikes  für  die  Zukunft  eu  verhüten 
geeignet  sei. 

Die  deutsche  Gewerbeordnung  ermögliche  im  §.  108  die  Er- 
richtung von  Schiedsgerichten  unter  gleichmässiger  Hinzuziehung  von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Von  der  richtigen  Anschauung 
ausgehend,  dass  solche  Schiedsgerichte  auf  dem  Boden  der  Selbst- 
verwaltung und  der  Selbsthülfe  orwachsen  müssen,  begnüge  sich  der 
Gesetzgeber  mit  dieser  Anregung  und  überlasse  die  Ausführung  den 
betheiligten  Kreisen.  Leider  aber  sei  von  diesem  Rechte  bisher  noch 
so  gut  wie  kein  Gebrauch  gemacht  worden.  Es  scheine  das  nöthige 
Vertrauen  in  die  Heilkraft  dos  Mittels  zu  fehlen.  Dieser  Mangel  an 
Vertrauen  gründe  sich  zum  Theil  auf  die  Unfähigkeit  der  in  einzel- 
nen Theilen  der  proussischen  Monarchie  bestehenden  Gewerbe-Ge- 
richte und  ähnlicher  Institutionen  in  anderen  Ländern,  dem  Ausbruch 
von  Arbeitseinstellungen  vorzubeugen.  Diese  Unfähigkeit  sei  eine 
unleugbare.  Weder  die  Gewerbegerichte  am  Rhein,  noch  die  V<m- 
seils  des  PruShommes  in  Frankreich  und  Belgien,  noch  die  Frie- 
densgerichte in  England,  welche  nach  einem  Gesetze  Georg's  IV. 
auf  Antrag  als  Schiedsrichter  über  bestehende  Vertragsverhältnisse 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  entscheiden  könnon,  noch 
endlich  die  durch  die  sogenannte  Bill  des  Lord  St  Leonards  von 
1867  angeordneten  »Equitable  Councils  of  Conciliation  and  ArbUra- 
tiont  seien  im  Stande  gewesen,  den  Strikes  und  iAxk-outs  ein  Ende 
zu  machen.   Anstatt  nun  das  Vertrauen  zu  solchen  Vermittelungs- 
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Organen  überhaupt  zu  verlieren,  sollte  man  liebor  nach  der  Ursache 
forschen,  welche  alle  jene  Institutionen  den  Arbeitseinstellungen  ge- 
genüber zur  Ohnmacht  verurthoilt  habe.  Die  Kompetenz  aller  joner 
Organe  sei  auf  die  Entscheidung  über  schon  ausgebrochene  Streitig- 
keiten beschränkt,  welche  sich  auf  bereits  bestehende  Vertragsver- 
hältnisse beziehen;  sie  seien  nicht  kompetent,  in  die  Regulirung  zu- 
künftiger Lohnverhältnisse  einzugreifen.  Es  frage  sich  aber  gerade, 
ob  es  nicht  möglich  sei,  Organe  zu  bilden,  welchen  die  betheiligten 
Kreise  selbst  eine  Kompetenz  zuorkennen  könnten,  die  eigentlichen 
Behörden  und  Gerichten  zu  übertragen  unthunlich  sei.  Ein  präven- 
tives Eingreifen  der  Staatsbehörden  oder  der  ordentlichen  Gerichte 
würde  sich  nicht  empfehlen,  und  würde  für  diese  selbst  die  grössten 
Unzuträglichkeiten  im  Gefolge  haben.  Es  handele  sich  daher  nur 
um  Bildung  von  Organen  der  Gewerbsgenossen,  um  die  Wahl  von 
Vergleichs- Ausschüssen  der  Interessenten,  behufs  einer  freiwilligen 
periodischen  Vereinbarung  über  dio  Lohnverhältnisse.  Dass  dieser 
Gedanke  keino  Chimäre  sei,  hierfür  hätten  oinige  verdiente  Männer 
in  England  den  thatsächlichen  Beweis  geliefert 

Herr  Mundella,  einer  der  ersten  Strumpfwaarenhändler  in  Not- 
tingham, einem  Ort,  der  früher  durch  die  Häufigkeit  von  Arbeits- 
einstellungen und  Exzessen  eine  traurige  Berühmtheit  erlangt  hatte, 
sei  im  Jahre  1860  nach  einem  elfwöchentlichen  Striko  des  Strumpf- 
waren -Goworkes  mit  seinen  Gesinnungsgenossen  dahin  übereinge- 
kommen, auf  die  Repressalie  eines  Lock-Out  zu  verzichten,  habe  mit 
den  Arbeitern  sich  verglichen  und  sodann  zur  Verhütung  neuer 
Lohnstreitigkeiten  einen  permanenten  Vergleichs- Ausschus*  (Board 
of  Arbitration)  gegründet  Derselbe  bestand  aus  9  Arbeitgebern 
and  9  Arbeitern,  beiderseits  frei  gewählt  Die  Arbeiter- Vertreter 
wählten  aus  den  Vertretern  der  Arbeitgeber  den  Präsidenten;  der 
Vicepräsident  ward  umgekehrt  aus  den  Arbeitern  gewählt  Der  Prä- 
sident sollte  im  Falle  der  Stimmengleichheit  den  Ausschlag  gebon. 
Obwohl  Herr  Mundella  noch  vor  nicht  langer  Zeit  in  einer  Parla- 
ments-Kommission erklären  konnte,  dass  die  Abgabe  einer  entschei- 
denden Stimme  bisher  noch  nicht  nothwendig  geworden  sei,  war 
doch  im  vorigen  Jahre  auf  Seiten  der  Arbeitgeber  die  Absicht  vor- 
handen, den  Vorschlag  einzubringen,  dass  man  eine  dritte  Person 
für  längere  Zeit  wählen  möchte,  um  eventuoll  den  Ausschlag  zu  ge- 
ben, damit  sich  die  Arbeiter  niemals  über  den  Ausfall  einer  Ent- 
scheidung beklagen  könnten,  und  damit  es  nicht  nöthig  werde,  ge- 
rade wenn  eine  grössere  Spannung  zwischen  beiden  Theilen  sich  in 
der  Gleichheit  der  Stimmen  über  eine  wichtige  Frage  ausspreche, 
dio  Wahl  einer  beiderseitigen  Vertrauensperson  vorzunehmen,  deren 
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Ausfindigraachung  dann  doppelt  schwer  falle.  Der  Vergleichs-Aus- 
schus8  setzt  in  seiner  Plenarsitzung  die  sämmtlichen  Vertragsbedin- 
gungen zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  vor  Allem  auch 
die  Lohnverhaltnisse,  die  Höhe  der  Löhne,  die  Bestimmungen  über 
die  Arbeitszeit.  Stücklöhne  u.  s.  w.  für  eine  bestimmte  Zeit  fest. 
Will  der  eine  Theil  eine  Veränderung,  so  kann  sein  hierauf  gehen- 
der Antrag  erst  einen  Monat  nach  Anmeldung  desselben  zum  Ge- 
genstand der  Berathung  und  Beschlussfassung  des  Board  gemacht 
werden.  Die  Prüfung  und  Entscheidung  über  Differenzen  gering- 
fügiger Art  liegt  einem  engeren  Aussen uss  von  4  Mitgliedern,  je 
2  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  ob.  Ist  hier  eine  Einigung  nicht  zu 
erreichen,  so  geht  die  Sache  an  das  Plenum,  das  sich  regelmässig 
alle  3  Monate  versammelt  und  ausserdem  zusammentreten  muss,  so- 
bald 8  Mitglieder  es  verlangen.  Dieser  Board  habe  sich  bald  in  so 
hohem  Grade  das  Vertrauen  auch  weiterer  Kreise  erworben,  dass 
sein  Geltungsbereich  sich  allmählich  über  das  ganze  Strumpfwaaren- 
Gewerk  in  Nottingham,  Derbyshire  und  Leicestershire  erstreckte.  Er 
habe  don  Frieden  zwischen  mehr  als  60,000  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitern jetzt  seit  10  Jahren  gesichert.  Seine  Beschlüsse  sollen  da- 
bei meistens  mit  solcher  Einmüthigkeit  gefasst  worden  sein,  dass  es 
nur  in  wenig  Fällen  zu  einer  Abstimmung  zu  kommen  brauchte. 
Der  Board  führe  zwar  den  Namen  eines  Schiedsamts  (Board  of  Ar- 
bitration),  sei  indessen  mehr  ein  Vergleichs-Ausschuss ,  da  es  sieb 
dabei  nicht  um  eine  richterliche  Entscheidung  handle,  die  an  und 
Tür  sich  gerichtlich  vollstreckbar  sei.  Auch  scheine  Herr  Mundella 
jedem  Zwang  in  dieser  Richtung  abgeneigt  zu  sein. 

Mehr  don  Charakter  eines  eigentlichen  Schiedsamtes  habe  der 
von  einem  Herrn  Kettle,  Richter  bei  einem  Worce$tershire-Comtry~ 
Court  in's  Leben  gerufene  *Court  of  Arbitroiion.*  Das  erste  der- 
artige Amt  sei  1865  in  Wolverhampton  aus  Anläse  einer  Arbeits- 
einstellung der  Baugewerke  entstanden.  Es  wurden  je  sechs  oder 
sieben  Arbeitgeber  und  Arbeiter  gewählt,  um  unter  Zugrundelegung 
der  gegenseitigen  Forderungen,  welche  zu  Papier  gebracht  werden 
mus8ten,  und  unter  Berücksichtigung  der  Preis-  und  Lohnverhält- 
nisse in  benachbarten  Orten,  sich  über  alle  Streitpunkte  zu  einigen. 
Ein  gewählter  Obmann  sollte  diejenigen  Punkte,  hinsichtlich  deren 
eine  Einigung  nicht  zu  erzielen  sei,  nach  Anhörung  sämmtlicher 
Beisitzer  regeln.  Die  Verständigung  ward  indess  auch  diesmal  nach 
dreitägigen  Vorhandlungen  vollkommen  erreicht  Das  Resultat  der- 
selben ward  in  ein  Schriftstück  unter  gewissen  Formen  niedergelegt, 
sodann  vervielfältigt  und  in  jeder  Werkstatt  angeschlagen  und  vor- 
gelesen. Jeder  Arbeitgeber  und  Arbeiter  erhielt  ein  Exemplar,  um 
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dasselbe  zu  unterschreiben.  Dieses  Uebereinkommen  galt  nun  als 
ein  Kontrakt  für  ein  Jahr.  Als  nach  einiger  Zeit  einmal  zwischen 
einem  Zimmermeister  und  seinen  Gesellen  eine  Meinungsverschie- 
denheit über  eine  Vertragsbestimmung  entstand,  berief  der  Vorsitzende 
die  zwölf  Beisitzer  und  entschied  nach  Anhörung  derselbon  zu  Gun- 
sten der  von  den  Gesellen  vertretenen  Auffassung.  Der  Meister  un- 
terwarf sich  bereitwillig  dieser  authentischen  Interpretation.  —  Es 
ist  zweifelhaft,  ob  das  Erkenntniss  des  Obmanns  nach  Lage  der  eng- 
lischen Gesetzgebung  eventuell  auf  Antrag  bei  einem  ordentlichen 
Gerichte  vollstreckbar  gewesen,  oder  ob  nicht  die  Vollstreckbarkeit 
solcher  Erkenntnisse  noch  durch  einen  besonderen  Akt  der  Gesetz- 
gebung angeordnet  werden  müsste.  Redner  neigt  sich  zur  letzteren 
Ansicht,  da  eine  zur  Vorberathung  des  in  diesem  Jahre  in  Kraft  ge- 
tretenen Gesetzes  über  die  Gewerkvereine  (Trades-  Ufiiona-Bül)  nie- 
dergesetzte Parlaments-Kommission  in  ihrem  Schlussboricht  sich  da- 
hin ausgesprochen  habe,  »dass  kein  System  eines  obligatorischen 
Schiedsgerichts  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  einzuführen  sein 
möchte,  weil  es  keine  allgemein  anerkannten  Grundsätze  in  diesen 
Fragen  gebe,  die  dem  Schiedsrichter  einen  festen  Anhalt  gewähren 
könnten,  und  weil  es  kaum  möglich  sei,  eine  so  fluktuirende  Bevöl- 
kerung wie  die  der  arbeitenden  Klassen  an  eine  Entscheidung  für 
längere  Zeit  zu  binden.«  Die  Parlaments-Kommission  scheine  sich 
hiernach  auch  im  Prinzip  mehr  dem  Grundsatz  des  Mundella'schen 
Systems  zuzuneigen,  wonach  den  Vergleichs- Ausschüssen  der  Charak- 
ter der  Freiwilligkeit  durchweg  zu  bewahren  wäre.  —  Wie  dem  auch 
sei,  jedenfalls  habe  auch  das  Kettle'sche  Verfahren  sich  als  geeignet 
erwiesen,  den  Frieden  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  wieder 
herzustellen  und  zu  erhalten.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  meisten 
Bestellungen  im  Baugewerbe  im  Frühjahr  eingehen,  gelte  der  Kon- 
trakt immer  vom  1.  Mai  des  laufenden  bis  zum  1.  Mai  des  folgen- 
den Jahres.  Veränderungen,  die  für  das  nächste  Jahr  gewünscht 
würden,  seien  im  Januar  anzumelden,  um  in  dem  Vergle ichsau sschuss 
geprüft  und  geschäftsordnungsmässig  geregelt  zu  werden. 

Der  gute  Erfolg  dieser  Organe  habe  auch  in  ferneren  Kreisen 
seine  Wirkung  nicht  verfehlt.  So  wären  beispielsweise  im  vorigen 
Jahre  die  Baugewerke  zu  Liverpool  mit  der  Errichtung  eines  Ver- 
gleichs-Gerichts umgegangen,  dessen  Zusammensetzung  sogar  eine 
zweite  und  eino  dritte  Instanz  vorgesehen.  Jeder  einzelne  Zweig 
des  Baugewerbes  sollte  6  Meister  und  6  Arbeiter  wählen,  der  Ge- 
sammthof  in  3  Sektionen  zerfallen.  Die  erat»  Sektion,  Court  of  Con- 
ciliation  (Versöhnungshof)  genannt,  sollte  aus  je  einem  Arbeitgeber 
und  einem  Arbeiter  desjenigen  Gewerbszweiges  bestehen,  in  dessen 
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Schooss  gerade  eine  Differenz  auszugleichen  sei.   Einige  man  sich 
hier  nicht;  so  sollte  die  Sache  vor  die  zweite  Sektion,  Court  of  Ap- 
peal (Appellationshof),  gelangen,  aus  6  Meistern  und  6  Arbeitern 
eben  desselbon  Gewerbszweiges  gebildet.    Gelinge  auch  dort  die 
Verständigung  nicht,  so  sei  die  Angelegenheit  endgültig  durch  die 
dritte  Sektion,  »Special-Court«  (Ausserordentlicher  Hof)  zu  entschei- 
den, welche  sich  aus  je  einom  Heister  und  einem  Arbeiter  siimrat- 
licher  Zweige  des  Baugewerbes  zusammensetzen  sollte.  —  Die  Ver- 
handlungen in  der  ersten  Sektion  seien  bei  verschlossenen  Touren 
zu  führen,  und  müssten  dio  Parteien  hier  selbst  erscheinen.  Die 
Verhandlungen  in  den  beiden  anderen  Instanzen  sollten  öffentlich 
sein,  zur  Belebung  des  allgemeinen  Vertrauens  in  die  Rechtspre- 
chung, und  könnten  sich  dort  dio  Parteien  auch  durch  Sachwalter 
vertreten  lassen.    Ob  dieses  Projekt  zur  Ausführung  gekommen,  sei 
dem  Redner  nicht  bekannt,  da  er  inzwischen  England  verlassen  und 
nicht  Gelegenheit  gehabt  habe,  darüber  Nachrichten  einzuzieheu. 
Jedenfalls  zeuge  dasselbe  von  der  wachsenden  Einsicht  unter  den 
Arbeitern »  dass  ihnen  der  Krieg  mit  den  Arbeitgebern  nachtheilig 
sei,  und  dass  sich  allen  Lohnstreitigkeiten  in  geordneter  Weise  vor- 
beugen lasse.   Eine  im  vorigen  Septomber  von  22  Kompagnieen,  jede 
durch  die  Unterschriften  von  sowohl  Arbeitgebern  als  Arbeitern  ver- 
treten, einem  Herrn  Dole,  Vorsitzendem  des  für  die  Eisen-Industrie 
Nord-Englands  seit  einigen  Jahren  bestehenden  Board  of  ArbilroJkm, 
votirte  Dankadresse  beweise,  wie  allo  Betheiligten  die  Wohlthaten 
dieses  Vergleichsverfahrens  anerkennen.   Auch  sei  es  diesem  Herrn 
Dalo,  in  Gemeinschaft  mit  einem  Herrn  Kanet  Beisitzer  in  demsel- 
ben Board,  im  vorigen  Jahre  gelungen,  den  Frieden  zwischen  Ar- 
beitgebern und  Arbeitern  nach  West-Schottland  zu  tragen.  In  Folge 
eines  Strikes  der  Eisen-Arbeiter  in  Blochairn  war  eine  Arbeitsein- 
stellung der  ganzen  Eisen-Industrie  jenes  Landostheiles  eingetreten. 
Herr  Kane  ward  von  den  Arbeitern,  Herr  Dale  von  den  Arbeitge- 
bern um  die  Vermittelung  angegangen.  Ersterer  bereiste  sämmtliche 
Etablissements  und  brachte  es  dahin,  dass  alle  eine  Versammlung 
von  Vertretern,  Arbeitgebern  und  Arbeitern,  zu  Glasgow  beschickten, 
welcho  dio  zukünftigen  Lohnverhältnisse  reguliren  sollte,  und  dass 
die  Arbeit  sofort  wieder  aufgenommen  wurde  mit  der  Maassgabe, 
dass  die  neuen  Bedingungen  mit  dorn  Tage  des  Arbeitsantritts  in 
Kraft  zu  treten  hätten.    Am  18.  Juni  1870  ward  der  neue  Vertrag 
vollzogen  und  man  beabsichtigte  ebenfalls  einen  permanenten  Ver- 
gleichsausschuss  zur  Verhütung  von  zukünftigen  Arbeitseinstellungen 
einzurichten. 

Redner  rosumirt  nun   in  Folgendem  die  HaupfcresicMspunktc, 
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welche  bei  diesen  mit  so  gutem  Erfolg  gekrönten  Versnohen  in  Be- 
tracht kommen.  Das  erste  Moment  sei  der  Grundsatz  der  Freiwil- 
ligkeit, der  sich  von  selbst  verstehe,  wenn  man  nicht  überhaupt  zu 
den  alten  Zwangsmitteln  dos  Zunftwesens  zurückkehren  und  die 
Bahnen  der  Gewerbefreiheit  von  neuem  verlassen  wolle.  —  Der 
zweite  Gesichtspunkt  sei  das  Prinzip  der  gleichen  Vertretung  der 
Interessen  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeiter.  Auch  diesos  Prinzip 
sei  durch  die  deutsche  Reichsgesetzgobung,  speziell  durch  §.  108 
der  Gewerbe -Ordnung  anerkannt  und  könne  dor  Nachahmung  der 
englischen  Muster  bei  uns  nicht  im  Wege  stehen.  Auch  lasse  sich 
erwarten,  dass  die  deutschen  Arlwiter,  die  an  Durchschnittsbildung 
siph  mit  don  Arbeitern  aller  Länder  messen  könnten,  sich  dieser 
Gleichberechtigung  würdig  erwoison  würden.  Am  wenigsten  aber 
sei  ernstlich  zu  besorgen,  dass  bürgerlicher  Hochmuth  auf  Seiten 
der  Arbeitgeber  dem  Zustandekommen  solcher  Vergleichs-Ausschüsse 
auf  dem  Prinzip  der  Gleichberechtigung  hinderlich  sein  würde.  Man 
habe  die  Strikes  und  Lock-Outs  von  England  importirt,  und  werdo 
sich  gewiss  nicht  woigern,  auch  das  englische  Heilmittel  gegen  die- 
ses Uebel  anzunehmen.  —  Ein  drittes  Momont  sei  die  Entscheidung 
durch  Berufs- Genossen.  Denn  um  einom  solchen  Vergleichs  -  Aus- 
schluss Vertrauen  zu  sichern,  sei  Fachkenntniss  ebenso  unentbehrlich, 
als  gute  Gesinnung.  Ein  Maurer  werde  sich  nicht  leicht  dem  15  r- 
theil  eines  Webers  oder  eines  Bäckers  unterworfen. 

In  England  sei,  nach  dem  vor  der  früher  erwähnten  Parlaments- 
Kommission  abgegebenen  Zeugniss  der  Herren  Mundella  und  Kettle, 
die  bestehende  Organisation  der  Gewerk-  Vereine  dem  Zustandekom- 
men solcher  Vergleichs-Organe  dienlich  gewesen;  namentlich  habe 
dieselbe  den  Gehorsam  gegen  dio  Beschlüsse  dieser  freiwilligen 
Schiedsgerichte  gesichert  So  habe  das  Vergleichs- Verfahren  auch 
umgekehrt  sich  als  ein  werthvolles  Korrektiv  gegen  die  bedenklichen 
Seiten  der  »Trades-Unions*  erwiesen  und  bewirkt,  dass  diese  Ver- 
eine da,  wo  Vorgloichs- Ausschüsse  bestehen,  immer  mehr  dio  Woge 
der  »Friendly  Sodeties»  und  anderer  Kooperativ -Genossenschaften 
gegangen  seien.  Diese  Erfahrung,  welche  thatsächlich  feststehe,  habe 
wesentlich  die  Annahmo  der  in  diesem  Jahre  in  Kraft  getretenen 
»Trades-Unions-Bill«  gefördert,  durch  welche  auch  dieso  bis  dahin 
nur  mit  Grauen  und  Misstrauen  angesehenen  und  nur  geduldeten 
Gesellschaften  dio  Hechte  eingetragener  Genossenschaften  erhalten 
haben.  Man  gebe  sich  in  England  eben  der  Hoffnung  hin,  dass  dio 
Legalität  derselben  ihre  bisher  nur  vereinzelt  bewährte  Geneigtheit 
und  Befähigung  zur  Förderung  eines  erspriesslichen  Vergleichs- 
Systems  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  steigern  werde.  Ks  sei 
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eine  Thatsacbe,  dass  viele  Gewerk-Vereine  in  ihren  Statuten  die  Be- 
stimmung enthielten,  erst  nach  Erschöpfung  aller  Vergleichs-Ver- 
suche von  dem  Mittel  des  Strike  Gebrauch  zu  machen.  —  Redner 
meint,  es  liege  die  Frage  nahe,  ob  nicht  auch  bei  uns  eine  sicht- 
bare Organisatir*  der  Arbeiter  mit  gesetzlich  anerkannten  Statuten 
für  ihre  eventuellen  Strike  -  Bedürfnisse  im  allseitigen  Interesse  we- 
nigstens besser  sei,  als  die  nach  der  augenblicklichen  Lage  der  Ge- 
setzgebung allein  möglichen  »Strike-Comites«  mit  ihrer  bewussten 
oder  unbewussten  Anlehnung  an  geheime  Gesellschaften.  Doch  dies 
sei  eine  Frage,  die  bei  Gelegenheit  der  Berathungen  über  das  Ver- 
einswesen zur  Sprache  zu  bringen  sein  werde.  Es  sei  aber  unbe- 
streitbar, dass  seit  dem  Bestehen  der  »Trades-Unions«  in  England 
die  Strikes,  wenn  auch  häufiger  und  nachhaltiger,  so  doch  unbluti- 
ger geworden  seien,  als  sie  es  früherhin  ohne  die  Disziplin  dieser 
Vereine  gewesen,  und  als  sie  es  in  vielen  Ländern  noch  seien,  wo 
das  Recht  der  Koalition  zum  Zweck  der  Erzielung  höherer  Luhne 
ertheilt  wurde,  ohne  dass  demselben  das  Recht  einer  sichtbaren  Or- 
ganisation von  Lohn-Garantie-Voreinen  an  die  Seite  gestellt  worden 
wäre.  Redner  weist  in  letzterer  Beziehung  namentlich  auf  Frank- 
reich und  Belgien  hin  und  drückt  die  Hoffnung  aus,  dass  man  in 
Deutschland  nicht  auf  halbem  Wege  stehen  bleiben  möge.  Nachdem 
man  den  Arbeitern  die  Koalitions-Freiheit  gegeben,  müsse  man,  un- 
ter Gewährleistung  eines  kräftigen  Schutzes  für  Andersdenkende, 
durch  eino  sich  dem  Auge  nicht  entziehende  Organisation,  den  Ge- 
brauch dieser  Freiheit  seines  gemeinschädlichen  Charakters  zu  ent- 
kleiden suchen.  Vor  Allem  aber  gehöre  hierzu,  dass  man  den  Ar- 
beitern Gelegenheit  gebe,  ihro  Interessen  in  anderer  Weise  als  durch 
»Strikes»  zur  Geltung  und  Anerkennung  zu  bringen. 

Der  volkswirtschaftliche  Kongress  könne  vormöge  des  Ein- 
flusses, den  er  in  seiner  Gesammtheit  und  welchen  manches  seiner 
Mitglieder  in  seiner  speziellen  Heimath  ausübo,  hierzu  beträchtlich 
mitwirken,  indem  er  die  Errichtung  von  solchen  Vergleichs-Aus- 
schüssen, wie  sie  in  England  nicht  ohne  günstigen  Erfolg  versucht 
worden,  auch  vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  für  empfehlens- 
wert!) erkläre.  Es  handle  sich  einstweilen  noch  nicht  um  die  Ent- 
scheidung zwischen  verschiedenen  Systemen.  Man  überlasse  die  Ein- 
zelheiten der  Organisation  solcher  Ausschüsse  vor  der  Hand  am 
besten  der  Wahl  der  betheiligten  Berufs -Genossen.  Es  komme  zu- 
nächst nur  darauf  an,  dass  überhaupt  Etwas  in  dieser  Richtung  ge- 
schehe. Man  solle  nicht  immer  Alles  von  den  Staats-  und  öffent- 
lichen Behörden  erwarten,  wenn  man  sich  als  für  eine  gesunde 
Sei  Mt  Verwaltung  reif  erweisen  wolle.    Denn  wahre  Selbstverwaltung 
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bestehe  doch  darin,  dass  die  einzelnen  Berufskreise  ihre  speziellen 
Interessen  selbst  in  die  Hand  nehmen.  —  Er  halte  auch  dafür,  dass 
die  durch  solche  Organe  der  Selbstverwaltung  ermöglichte  Theil- 
•  nähme  der  arbeitenden  Klassen  an  einer  geordneten  Verwaltung  ihrer 
nächstliegenden  Interessen  das  beste  Korrektiv  gegen  die  vielfach  be- 
haupteten und  theilwoise  vorhandenen  Mängel  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts bilden  würde,  indem  selbst  die  ärmsten  Fabrikarbeiter  hier- 
durch allmälich  auch  zum  Verständniss  für  ferner  liegende  grössere 
Interessen  herangebildet  würden.  —  Dass  aber  diese  Betheiligung 
des  Arbeiters  an  solchen  Ausschüssen  und  der  dadurch  angebahnte 
innigere  Verkehr  desselben  mit  dem  Arbeitgeber  ihn  für  den  Beruf 
selbst  tüchtiger  machen  würde,  liege  auf  der  Hand.  Der  über  alle 
bei  einem  Geschäftsbetrieb  in  Betracht  kommenden  Momente  belehrte 
Arbeiter  werde  nicht  mehr  allein  auf  das  Urteil  anderer  angewiesen 
und  der  Gefahr  ausgesetzt  sein,  von  falschen  Propheten  auf  volks- 
wirtschaftlichem und  politischem  Gebiete  ausgebeutet  zu  werden.  — 
Die  durch  solche  Ausschüsse  gesicherte  Verständigung  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern  würde  vor  Allem  aber  zu  einer  freund- 
schaftlichen Gestaltung  ihrer  wechselweisen  Beziehungen  mächtig 
beitragen  und  immer  mehr  die  Ueberzeugung  von  der  Identität  ihrer 
beiderseitigen  Interessen  befestigen.  Hiermit  aber  wäre  gewiss  ein 
bedeutender  Schritt  zur  Versöhnung  zwischen  Arbeit  und  Kapital 
gethan. 

Von  Herrn  Hundt  von  Hofften  ist  folgende  Resolution  einge- 
gangen : 

»Zur  Verhütung  von  Arbeits-Einstellungen  und  Arbeitsstörungen 
empfiehlt  der  volkswirtschaftliche  Kongress,  nach  Analogie  der 
Schiedsgerichte,  die  gesetzliche  Einführung  von  Vergleich ungs- Aus- 
schüssen, deren  Aufgabe  die  möglichst  schnelle  Beseitigung  jeder 
durch  Koalition  der  Arbeiter  drohenden  oder  eingetretenen  Arbeits- 
störung ist  w 

Dr.  Witte  (Rostock)  beantragt,  zu  beschliessen : 

»In  Anbetracht,  dass  Strikes  unter  allen  Umständen  wirtschaft- 
lich schädlich  sind,  sowohl  für  die  Albeitgeber  wie  für  die  Arbeit- 
nehmer, weil  während  der  Dauer  und  je  nach  der  Dauer  derselben 
ein  ungeheures  Kapital  nicht  geleisteter  Arbeit  und  nicht  verdienten 
Arbeitslohns  vollkommen  und  für  immer  verloren  geht,  empfiehlt  zur 
möglichsten  Vermeidung  derselben  der  volkswirtschaftliche  Kongress 
den  betheiligten  Kreisen  die  Errichtung  von  Vergleichs-Ausschüssen, 
zu  gleichen  Theilen  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  gebildet.« 

Dr.  Oppenheim  hofft,  dass  die  etwas* zu  apologetische  Dar- 
stellung, die  der  Vorredner  von  den  Gewerkvereinon  in  England  gege- 
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ben,  den  Kongress  nicht  abschrecken  werde,  den  von  ihm  mit  ge- 
stellten  Antrag  anzunehmen,  ebensowenig  wie  der  vorgestern  in 
Herlin  vom  Generalrathe  der  Gowerkveroine  gefasste  Beschluss,  wel- 
cher dem  betreffenden  Antrag  gleichlautend  sei,  den  Kongress  von* 
der  Zustimmmung  abhalten  werde.  Si  duo  faciunt  idem,  non  est 
idem.  Die  Antragsteller  dächten  sich  dabei  etwas  ganz  Andres  als 
der  Generalrath  der  Gewerkvereine;  ihr  Antrag  sei  gegen  diese  Aus- 
geburt des  modernen  Sozialismus  gerichtet,  als  welche  er  die  Or- 
ganisirung  der  Arbeiter  über  die  Grenzen  der  Staaten,  über  Land 
und  Meer  hinaus  betrachte.  Als  der  deutsche  Reichstag  die  Koalitions- 
freiheit aussprach,  sei  er  sich  der  Möglichkeit  des  Missbrauchs  dieser 
Freiheit  wohl  bowusst  gewesen.  Es  gehe  mit  dieser  Forderung  wie 
mit  der  des  allgemeinen  gleichen  Stimmrechts,  dass  man  sie  näm- 
lich bewilligen  und  die  Gefahren  auf  sich  nehmen  müsse,  weil  der 
Zustand,  wo  für  dio  grosse  Volksmenge  eine  solche  Kardinalforderung 
übrig  bleibe,  ein  ewig  gefährlicher,  ein  Revolutionszustand  sei;  die 
Schäden  der  Freiheit  würden  durch  die  Freiheit  selbst  kurirt.  wenn 
man  nämlich  dem  System  der  Selbsthülfe  treu  bleibe.  Leider  habe 
man  die  Erfahrung  gemacht,  dass  dieses  System  in  den  letzten 
Jahren  Abbruch  gelitten  habe.  Obgleich  die  Politik  aus  den  Ver- 
handlungen des  Kongresses  sorgsam  fern  zu  halten  sei,  mache  er 
doch  darauf  aufmerksam,  dass  eine  Partei,  die  eigentlich  mit  an  der 
Wioge  des  Schulze-Delitzsch'schen  Genossenschaftswesens  gestanden, 
mit  unbegreiflicher  Verblendung  über  dieses  System  hinaus  zu  den 
Hirsch -Duncker'schen  Gewerkvereinen  übergegangen  sei  und  dass 
Schulze-Delitzsch  selber  sich  nicht  energisch  dagegen  erklärt  habe. 
Kr  (Redner)  fürchte  nicht  die  »Internationale«;  er  glaube  nicht  an 
die  300,000  Mitglieder,  dio  sie  in  Deutschland  haben  solle;  das  seien 
Alles  Spiegelfechtereien.  Gegen  die  Absurditäten  der  »Internationale,« 
welche  mit  Gewaltmaassregeln  bedrohe,  sei  mit  der  Logik  allein  nichts 
auszurichten.  Verbrechen  bekämpfe  man  durch  die  strafrechtliche 
Gewalt  des  Staates,  und  auf  eino  verbrecherische  Taktik  sei  keine 
Partei  im  Staate  zu  begründen.  Was  er  fürchte,  sei  das  Schöntbun 
und  Koquettiren  mit  dorn  Sozialismus,  welches  mit  einer  gelahr- 
lichen  und  sehr  vorwirrenden  Halbdonkeroi  zusammenhängt.  Ueber 
dio  schweren  Folgen  der  Arbeitseinstellungen  braucho  man  hier  sich 
nicht  weitläufig  auszusprechen;  wer  sich  mit  Volkswirtschaft  be- 
schäftige, wisse,  dass  der  Lohn  sich  selber  regulire,  wie  jeder  Preis, 
dass  der  Unterschied  sich  ausgleiche,  wonn  denkende  Menscheu  sich 
gegenüber  stellen.  l7nd  solche  Ausgleiche  sollten  eben  die  Ver- 
gleichs-Ausschüsse herbeiführen:  es  seien  diese  nicht  als  Schieds- 
gerichte mit  amtlicher  Autorität  von  Oben  her  eingesetzt,  sondern 
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als  Organe  der  Selbstverwaltung  aufzufassen.  Der  Handelsstand 
habe  sich  bereits  solche  Organe  der  Selbstverwaltung  geschaffen;  er 
habe  sich  seine  eigenen  Handelsgerichte  geschaffen,  wie  er  auch  sein 
oigenes  Handelsrecht  aus  sich  heraus  gestaltet  habe.  Nun  sagen 
wir  den  Arbeitern:  »Ihr  steht  dem  Handelsstand  nahe,  zeigt,  ob  Ihr 
ebenso  reif  zur  Freiheit  seid;  schafft  Euch  eigene  Schiedsgerichte, 
bildet  ein  eigenes  Recht  aus.«  Das  sind  die  richtigen  Grundsätze, 
aus  denen  ein  wahrhaft  demokratischer  Staat,  der  auf  dem  allge- 
meinen Stimmrecht  ruht,  sich  entwickeln  mnss.  Die  betheiligten 
Kreise  haben  die  Pflicht,  diesen  Versuch  zu  befördern  oder  seihst 
zu  machen.  Hier  gleich  einen  ausgearbeiteten  Gesetzentwurf  vorzu- 
legen, wurde  sich  nicht  empfehlen,  weil  es  mit  der  Gesetzmacberei 
ohne  Verantwortlichkeit  und  Ausgleichung  mit  anderen  Parteien  nicht 
weit  her  ist  Die  betheiligten  Kreise  sollen  ehrlich  den  Weg  der 
Selbsthilfe  versuchen.  Bei  uns  besteht  kein  Klassenkampf  und  Hass; 
die  Gewerkvereine  seien  eine  importirte  Treibhauspflanze.  Der 
Versuch  einer  radikalen  Klique,  die  Gewerkvereine  zu  einer  Art 
Reklamationsinstanz  zu  machen,  bei  welcher  der  Stand  der  Arbeit- 
geber immer  zu  kurz  kommen  sollte,  sei  als  gescheitert  zu  betrach- 
ten, die  Arbeitgeber  hätten  auf  diese  Form  des  Ausgleichs  nicht  ein- 
gehen können.  Werde  der  Kampf  nun  auf  diese  Weise  weiter 
geführt,  dass  die  Arbeiter  mit  Strikes  vorgingen,  sobald  die  Ar- 
beitgeber ihren  Forderungen  sich  nicht  gleich  fügten,  so  sei  zu  be- 
fürchten, dass  die  letzteren  andrerseits  mit  ihren  Repressalien  bald 
zu  weit  gehen  würden  und  sich  auf  Ausgleichsverhandlungen  gar 
nicht  erst  einliessen,  sobald  sie  merkten,  dass  es  sich  nur  um  eine 
Koalition  gegen  sie  handle.  Die  Arbeitgeber  würden  sich  dann  von 
vornherein  ebenfalls  koalisiren;  sie  kämen  jetzt  erst  zum  Bewusst- 
sein,  dass  den  Koalitionen  der  Arbeiter  wirksam  nur  mit  Koalitionen 
der  Arbeitgeber  begegnet  werden  könne.  Derartige  Organisationen, 
in  deren  Bildung  natürlich  nicht  eingegriffen  werden  dürfe,  sollten 
nun,  anstatt  im  Kampfe  mit  einander  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu 
schädigen,  in  freier  Vereinbarung  zu  einer  Ausgleichung  der  In- 
teressen zu  gelangen  suchen,  indem  von  beiden  Seiten  Mitglieder  in 
Vergleichsausschüsse  delegirt  würden.  Die  Gesetzgebung  dürfte  sich 
in  diese  Beziehungen  nicht  einmischen;  allein  es  sei  zu  befürchten, 
dass  unsere  so  freisinnige  Gewerbegesetzgebung  in  ein  reaktionäres 
Fahrwasser  geleitet  würde,  wenn  Verblendung  und  Verbitterung  auf 
beiden  Seiten  zur  unbestrittenen  Herrschaft  gelangten.  Freilich  lasse 
sich  nicht  durch  Gesetze  Aufklärung  und  Einsicht  in  den  Köpfen 
verbreiten.  In  England,  wo  durch  die  Strikes  die  Industrie  einiger 
Branchen  schwer  bcnachtheiligt  worden  sei,  wo  einzelne  Volksklassen 
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von  dem  Geist«  der  Brutalität  durchdrungen  waren,  habe  man  schon 
in  parlamentarischen  Kreisen  an  eine  Beschränkung  der  Koalitions- 
freiheit gedacht,  wie  auch  schon  bei  früheren  Anlässen  solche  Ver- 
suche gemacht  Jetzt  werde  dort  der  Antrag  gestellt  und  in  der 
Presse  vorbereitet,  das  Aufstellen  von  Schildwachen,  das  Chikaniren 
der  arbeitslustigen  Arbeiter  u.  s.  w.  strafrechtlich  streng  zu  verfol- 
gen. Unsere  gesetzgeberischen  Organe  kämen  vielleicht  auch  dazu, 
diese  Frage  zu  behandeln.  Da  gezieme  es  dem  Kongress,  dieselben 
von  vornherein  auf  den  Weg  der  Freiheit  und  Selbsthülfe  zu  ver- 
weisen. Sobald  in  dieser  Frage  der  Geist  der  Reaktion  zur  Hülfe 
angerufen  werde,  würden  wir  auch  an  anderen  Punkten  zurückge- 
trieben werden,  das  abor  sollten  wir  vermeiden.  (Bravo.) 

Dr.  Faucher  bittet  auf  das  Dringendste  und  Ernstlichste,  da» 
Schwergewicht,  welches  ein  Urtheil  des  Kongresses  enthalte,  nicht 
in  die  Wagschale  zu  werfen  für  die  Errichtung  von  Gerichten,  die 
keiuo  Gerichte  sind,  zusammengesetzt  aus  Richtern,  die  keine  Richter, 
sondern  Partei  sind,  entscheidend  über  Rechtsfragen,  die  keine 
Rechtsfragen  sind  und  denen  die  Exekutivgewalt  abgeht.  Anstatt 
die  Gefahren  des  gegenwärtigen  Zustandes  zu  vermindern,  würden 
solche  Gerichte  sie  nur  vermehren.  Wer  solche  Gerichte  empfehlt, 
erkenne  damit  an,  dass  der  Vertrag  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
heiter  kein  freier  Vertrag  ist,  dass  eine  Verpflichtung  der  Gesell- 
schaft zu  Gunsten  des  einen  von  beiden  Theilen  vorliege.  Er  habe 
so  gut  wie  Herr  von  Kusserow  Gelegenheit  gehabt  zu  sehen,  wie  es 
in  England  herging;  diese  Gerichte  hätten  zu  irgend  welcher  Ver- 
söhnung nicht  geführt.  Herr  Mundella  mache  sich  breit  damit  im 
Auslando,  in  England  aber  wolle  Niemand  recht  an  seine  Erfolge 
glauben.  Noch  vor  Kurzem  sei  er  (Redner)  mit  einem  grossen  Theil 
der  Führer  der  trades-unUms  zusammen  gewesen  und  er  konnne  ver- 
sichern, dass  sich  an  ihren  Anschauungen  in  Betren*  der  Strikes 
nicht  das  Geringste  geändert  habe.  Nur  durch  Schaden  würden  die 
Arbeiter  endlich  klug  werden;  einen  andern  Weg  dazu  gäbe  es  nicht 
Probiren  wir  lieber,  ob  nicht  die  Freiheit  des  Arbeitovertrages  an 
sich  Kraft  genug  habe,  uns  über  alle  Gefahren  hinwegzuhelfen  trotz 
aller  Strikes.  England  sei  an  den  Strikes  noch  nicht  zu  Grunde 
gegangen;  es  habe  dort  noch  keine  soziale  Revolution  gegeben;  der 
Wohlstand  sei  vielmehr  gestiegen.  Die  englischen  Arbeiter  hätten 
gelernt,  ihre  Forderungen  zu  ermässigen;  unsere  Arbeiter  würden, 
durch  Schaden  belehrt,  sich  auch  massigen.  Zudem  liege  in  solchen 
Schiedsgerichten  noch  eine  andere  Gefahr.  Wie  nun,  wenn  die 
darau  Theil  nehmenden  Arbeitgeber  es  darauf  anlegten,  andere  Ar- 
beitgeber aus  der  Konkurrenz  zu  verdrängen,  und  darum  vorüber- 
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gehend  den  Arbeitnehmern  Recht,  dem  Arbeitgeber  Unrecht  gäben, 
um  den  letzteren  zu  zwingen,  seine  Fabrik  zu  schliessen  und  dann 
sich  die  Kundschaft  desselben  zu  erwerben  suchten,  um  schliesslich 
den  Arbeitern  ihre  eigenen  Bedingungen  zu  machen?  Wie,  wenn 
dies  schon  geschehen  wäre?  Wie  könne  man  die  Sache  von  dem 
Wege  derjenigen  Gerechtigkeit  ablenken,  welche  durch  Richter  aus- 
geübt werde,  die  kein  Interesse  an  der  Sache  hätten,  die  für  nichts 
in  der  Welt  existirten,  als  um  zu  richten,  die  mit  ihrer  Ehre  ein- 
ständen für  die  Aufrichtigkeit  ihrer  Richtersprüche?  Wie  solle  ein 
Richter  darüber  entscheiden,  ob  es  Recht  oder  Unrecht  sei,  dass 
ein  Thaler  Lohn  täglich  bezahlt  werde  oder  25  Silbergroschen,  ob 
10  oder  12  Stunden  täglich  gearbeitet  werden  solle?  Wer  könne 
sich  anmaassen,  das  zu  wissen?  Vielleicht  könnte  der  volkswirt- 
schaftliche Kongress  unter  besondern  Umständen  zuweilen  sagen: 
jetzt  ist  die  Kapitalsfülle  im  Lande  gross  genug,  die  Hülfe,  die  der 
persönlichen  Arbeit  im  Kapital  zur  Seite  steht,  mächtig  genug,  dass 
man  mit  kürzerer  Arbeitszeit  dem  Bedürfniss  der  menschlichen  Ge- 
sellschaft genügen  kann;  aber  jedenfalls  könne  dies  kein  Schieds- 
gericht, welches  aus  dem  einzelnen  Gewerbe  hervorgegangen  sei. 
Der  Kongress  lasse  sich  auf  sehr  gefährliche  Dinge  ein,  wenn  er 
einen  solchen  Beschluss  fasse;  weisen  wir  ihn  gänzlich  von  uns  zu- 
rück. Wir  haben  nichts  zu  thun  zwischen  Arbeitnehmer  und  Ar- 
beitgeber; wir  haben  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Arbeitgeber  in  den 
Stand  gesetzt  wird,  mehr  Kapital  zu  sparen  und  dass  in  Folge  der 
vermehrten  Fülle  des  Kapitals,  welches  die  Nachfrage  für  Arbeit 
bildet,  die  Arbeitslöhne  wachsen.  Wir  haben  uns  um  das  National- 
vermögen zu  bekümmern,  um  die  Fruchtbarkeit  der  menschlichen 
Arbeit,  nicht  um  Privatstreitigkeiten  zwischen  thörichten  Menschen, 
welche  wir  nicht  verhindern  können  weiter  zu  streiten  dadurch,  dass 
wir  ihnen  den  guten  Rath  ertheilen,  eine  Verständigung  zu  ver- 
suchen. Wir  wurden  bei  der  Eintheilung  eines  Rechts  eine  ziem- 
lich komische  Figur  spielen  den  Arbeitgebern  wie  den  Arbeitern 
gegenüber.   Sehen  wir  also  von  allen  Anträgen  ab. 

Dr.  Witte  (Rostock)  wünscht  in  erster  Linie  ebenfalls  die  Ver- 
werfung des  Ku8serow'8chen  Antrags  und  dio  Vertagung  der  Frage 
bis  zum  nächsten  Kongresse,  die  auf  der  Tagesordnung  des  gegen- 
wärtigen Kongresses  nicht  gesetzt  zu  sehen  er  allerdings  bedauert 
habe.  Er  habe,  da  die  Debatte  nun  einmal  stattgefunden  habe,  ein 
Amendement  gestellt  ,  welches  die  Frage  etwas  mehr  begründe  und 
ausspreche,  dass  die  Strikes,  wie  sie  sich  in  Deutschland  entwickelt 
haben,  das  wirtschaftliche  Leben  schädigten  und  das  Interesse  der 
Arbeiter  selber  in  hohem 'Grade  gefährdeten.   Er  könne  dem  Vor* 
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redner  nicht  zustimmen,  wenn  dieser  rat  ho,  die  tbörichten  Leute  mit 
einander  streiten  zu  lassen,  bis  dass  sie  durch  den  eigenen  Schaden 
klug  würden;  es  leide  unter  solchem  Streit  die  öffentlich*  Wohlfahrt. 
Er  theilo  auch  nicht  die  Ansicht  Faucher's,  dass  hier  über  Dinge 
gerichtet  werden  solle,  wo  nicht  zu  richten  sei.  Arbeitelohn  und 
Arbeitszeit  seien  gorade  Dinge,  über  welche  der  Kongress  sein  Ur- 
theil  aussprechen  müsse,  um  dadurch  gegen  die  Vorspiegelungen 
der  sozialdemokratischen  Agitatoren  ein  Gewicht  in  die  Wagschale 
zu  werfen  und  die  Arbeiter  abzuhalten,  um  unerfüllbarer  Forderun- 
gen wegen  Strikes  zu  veranstalten.  Das  Programm  der  Arbeiter- 
agitatoren erkläre,  die  gegenwärtigen  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Zustände  seien  vollkommen  unhaltbar  und  der  energische 
Kampf  gogen  dieselbo  müsse  beginnen;  diesem  Programm  gegenüber 
empfehlo  sich  wohl,  dass  der  Kongress  einen  Ausspruch  über  die 
Gemein  Schädlichkeit  der  Strikes  thue,  wie  sein  Antrag  ihn  formulire; 
wolle  der  Kongress  dies  nicht,  so  möge  die  Frage  bis  zum  nächsten 
Jahre  vertagt  werden. 

Hundt  von  Ilafflen  ist  den  Antragstellern  zu  Dank  dafür  ver- 
pflichtet, dass  sie  eine  Frage  auf  dem  Kongresso  in  Anregung  ge- 
bracht haben,  deren  Bedeutung  mit  jedom  Tage  zunehme  und  die 
immer  grössere  Kreise  ergreife;  doch  möchte  er  sich  gegen  die  Form 
der  von  Herrn  v.  Kusserow  vorgeschlagenen  Resolution  erklären. 
Die  Hauptsache  sei  Arbeitsstockungen  zu  verhindern,  weil  schon 
durch  diese  und  nicht  erst  durch  Arbeitseinstellungen  das  National- 
vermögen geschädigt  werde.  Redner  schliosst,  indem  er  die  von 
ihm  gostollte  Resolution,  die  diesem  Gedanken  Ausdruck  giebt,  zur 
Annahme  empfiehlt. 

Dr.  Böhmert  (Zürich)  verwahrt  sich  gegen  das  Verdammungs- 
urtheil,  welches  hier  gegen  eine  Form  des  Assoziationewesens  ausge- 
sprochen worden  sei,  die  sich  in  neuerer  Zeit  besonders  geltend  ge- 
macht habe  und  freilich  wie  alle  Waffen  des  Kampfes  der  Konkur- 
renz auch  gemissbraucht  worden  sei,  aber  an  und  für  eich  nicht  mit 
einem  solchen  Verdammungsurtheil  belegt  werden  dürfe,  wie  einer  der 
Vorredner  es  gefallt  habe.  Gegen  die  Schulze-Delitzsch'sche  Gen  essen - 
schaftsbewegung  seien  vor  fünfzehn  Jahren  auch  ähnliche  Bedenken 
ausgesprochen  worden,  die  man  später  zu  berichtigen  Gelegenheit  er- 
halten hätte.  Auch  die  Geicerk  oereine  seien  ein  Ausfluss  des  Ge- 
nossenschaftswesens, und,  obwohl  sie  ein  zweischneidiges  Schwert,  sei 
es  den  Arbeitern  nicht  zn  verwehren,  sich  in  ähnlicher  Weise,  wie 
es  die  Arbeitgeber  thun,  zu  vereinigen,  um  in  dem  hier  ohnehin  so 
schwer  werdenden  Kampfe  der  Konkurrenz  ihre  Bedingungen  zu  stellen. 
Der  Arbeiter  mütse  seine  Arbeit  verkaufen;  er  könne  sie  nicht  auf- 
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speichern,  weil  er  sonst  am  Uungertuche  nagen  müsse,  und  um  nicht 
gezwungen  zu  sein,  zu  jeder  Bedingung  seine  Arbeit  verkaufen  zu 
müssen,  assoziire  er  sich;  er  schaffe  dadurch  einen  Fonds  hinter  sich, 
der  ihn  in  den  Stand  setze,  nun  auch  seinerseits  Bedingungen  zu 
raachen.  Der  Kongress  wollenden  Kampf  der  Konkurrenz;  er  könne 
aber  nicht  die  Uebermacht  der  einen  Seite  wollen.  Es  sei  eine  der 
ersten  Unternehmungen  der  Arbeiter  gewesen,  ihre  Sonntagsruhe  sich 
auf  diese  Weise  zu  erkämpfen;  eine  gewiss  zu  billigende  Forderung. 
Niemand  könne  mehr,  als  er,  den  Missbrauch  der  Gewerkvereine  zum 
Klassenkampfe  und  die  dadurch  der  Volkswirtschaft  zugefügten  Ver- 
luste bedauern,  und  doch  sei  trotz  aller  dieser  Ausschreitungen  der 
Arbeitslohn  stetig  gestiegen;  namentlich  in  England,  dem  klassischen 
Lande  der  Gewerkvereine,  obgleich  sie  dort  allerdings  mit  den  alten 
Zunftlastern  zu  sehr  verwachsen  seien.  Die  Arbeiter  seien  wirklich 
durch  Schaden  gewitzigt  worden;  er  habe  in  dieser  Beziehung  die 
Berichte  Brentano's  über  den  Hauptverein  der  Maschinenbauer  mit 
dem  grüssten  Interesse  gelesen.  Der  Kongress  möge  sich  deshalb 
hüten,  ohne  Weiteres  die  Gewerkvereine  als  eine  sozial-demokratische 
Verirrung  hinzustellen;  sie  seien  ein  Ausfluss  des  Genossenschafts- 
wesens, eine  Pflegstätte  der  Selbstverwaltung  und  vereinigten  in  Eng- 
land die  Elite  des  Arbeiterstandes  in  sich;  freilich  seien  sie  darum 
auch  übermüthiger,  wie  Jeder,  der  in  seiner  Kraft  sich  fühle.  Als 
ein  Versuch  zu  einer  freien  Organisation  des  Arbeiterstandes  füllten 
sie  eine  Lücke  in  unsrer  wirtschaftlichen  Entwickelung  aus  und  böten 
gerade  in  ihrer  Organisation  Gelegenheit  zu  Ausgleichsverhandlungen 
der  Arbeiter  mit  den  Arbeitgebern.  Er  sei  deswegen  für  die  Empfeh- 
lung der  Vergleichsausschüsse,  aber  auf  Grundlage  solcher  freiwilligen 
Organisation;  ein  solcher  friedlicher  Ausgleich  könnte  allein  zu  be- 
friedigenden Zuständen  führen. 

Dr.  Oppenheim:  Gerade,  weil  bei  den  Arbeits-Einstellungen  ge- 
wöhnlich keine  Rechtsfrage  vorliege,  wolle  er  nicht  die  Entscheidung 
wirklicher  Gerichte,  sondern  eine  frei  ausgleichende  Vermitteln  gs- 
Instanz.  Es  möchte  sich,  um  diesen  Gedanken  klarer  hervortreten  zu 
lassen,  die  Beseitigung  des  bereits  schon  eingeklammerten  Wortes 
»Schiedsgerichte  empfehlen,  welches  die  Antragsteller  überhaupt 
nicht  im  Sinne  der  Juristen  verstanden  haben  wollten.  Faucher  male 
die  Folgen  so  schrecklich  aus,  wenn  durch  das  Urtheil  eines  Schieds- 
gerichtes einem  Arbeitgeber  aufgegeben  würde,  statt  25  Silbergroschen 
1  Thaler  Tagelohn  zu  zahlen;  wie  nun,  wenn  ein  Schiedsgericht  den 
Arbeitern  aufgebe,  zu  einem  geringeren  Tagelohn,  als  bisher,  zu  ar- 
beiten, da  sonst  die  Fabrik  geschlotsen  werden  müsste;  werde  er  da 
auch  so  schwere  Folgen  prophezeihenV   Mit  allen  den  Uebeln,  die 
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Faucher  geschildert  habe,  stehe  es  lauge  nicht  so  schlimm,  wie  mit 
den  Uebeln,  welche  die  Strike  hervorrufen.  Friede  ernährt,  Unfriede 
▼erzehrt!  Ich  weiss  nichts  Produktiveres,  als  den  Frieden  zwischen 
den  verschiedenen  Gesellschaftsklassen;  diesen  Frieden  und  damit  die 
Produktivität  des  Nationalvermögens  zu  fördern,  ist  gewiss  ein  Beruf 
des  volkswirtschaftlichen  Kongresses.  Der  Unfrieden  mache  sich 
allerdings  von  selbst;  deshalb  könne  man  ihm  gegeuüber  aber  nicht 
die  Arme  kreuzen  und  sagen:  »das  geht  uns  nichts  an;  lassen  wir 
die  Naturgesetze  sich  vollziehen.«  Die  Natur  hilft  sich  nach  einem 
alten  Sprüchwort  selbst ;  trotzdem  ruft  man  den  Arzt  bei  Krankheiten 
zu  Hülfe,  damit  sich  die  Natur  rascher  helfe  und  keine  weiteren 
Fehler  mehr  gemacht  werden,  welche  die  Heilkraft  der  Natur  beein- 
trächtigen. So  liege  die  8ache  auch  auf  dem  sozialen  Gebiete.  Böh- 
mert's  Darstellung  der  Gewerkvereine  sei  eine  zu  idealistische;  der 
grösste  Verehrer  derselben,  Dr.  Lujo  Brentano,  sage  ja  selber  von 
ihnen,  dass  sie  eine  Fortsetzung  des  alten  Zunftwesens  seien;  Bren- 
tano habe  mit  grosser  Klarheit  nachgewiesen,  wie  sie  dieselben  Be- 
schränkungen der  freien  Arbeit  zur  Bedingung  stellten,  die  Zahl  der 
Lehrlinge  eng  normirten,  das  zu  rasche  Arbeiten  verboten;  dieses 
Programm  sei  noch  niemals  zurückgenommen  worden.  Die  Gewerk- 
vereine seien  die  entschiedensten  Feinde  jeder  Steigerung  der  Pro- 
duktivität Ausserdem  komme  doch  sehr  viel  darauf  an,  wie  und  von 
wem  die  Idee  des  Genossenschaftswesens,  als  deren  Ausfluss  Böhmert 
die  Gewerkvereine  betrachte,  verwirklicht  und  gehandhabt  werde.  Die 
englischen  Gewerkvereine  beanspruchten  ein  formliches  Besteuerungs- 
recht; sie  wollten  die  Arbeiter  verpflichten,  einen  Theil  ihres  Lohnes 
an  eine  Zentralkasse  abzuführen.  Alle  diese  zentralen  Organisationen 
seien  ihm  (Redner)  verhasst;  sie  liefen  auf  eine  Diktatur  und  ein 
Assassinenthum  hinaus.  Wenn  man  die  Arbeiter  über  ihre  Interessen 
belehren  wolle,  könne  man  frei  mit  ihnen  verkehren  und  brauche  sie 
nicht  in  künstliche  Organisationen  zu  zwingen,  um  sie  dann  unter 
Ableugnung  dieser  Einwirkung ,  zu  Arbeitseinstellungen  zu  verführen. 
Wo  Arbeitseinstellungen  aus  den  Arbeiterkreisen  selbst  hervorgehen, 
hätten  sie  gesunde  Wirkungen,  wo  sie  aber  von  solchen  «Zentren < 
aus  erweckt  würden,  wären  sie  ungesund  und  schädlich  und  hingen 
in  der  Kegel  mit  einer  politischen  Agitation  zusammen,  in  welcher 
die  Arbeiter  als  Stimmvieh  missbraucht  werden  sollten. 

Dr.  Woiff  (Stettin)  fühlt  sich  verpflichtet,  seinen  abwesenden  Freund 
Faucher  dem  Vorredner  gegenüber  zu  vertreten.  Beide  seien  in  ihren 
Grundanschauungen  ganz  einig  und  die  Differenz  zwischen  ihnen  leicht 
zu  beseitigen.  Faucher  habe  in  England  vielleicht  mehr  Gelegenheit 
gehabt,  die  Dinge  sich  in  der  Nähe  anzusehen,  und  aus  dieser  reicheren 
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und  unmittelbaren  Anschauung  heraus  erkläre  er,  dass  das  vorge- 
schlagene Mittel  der  Vergleichsausschüsse  den  Zweck  nicht  erreichen, 
sondern  den  Frieden  nur  noch  mehr  stören  werde,  während  Oppenheim 
der  Meinung  sei,  dass  es  den  Frieden  fördern  werde.  Mie  absoluter 
Bestimmtheit  werde  sich  das  hier  schwerlich  entscheiden  lassen;  er 
persönlich  sei  geneigt  anzunehmen,  das  Mittel  werde  seinen  Zweck 
verfehlen  und  zur  Verhetzung  beitragen,  bei  uns  mehr  noch  als  in 
England.  Ihm  scheine  es  nämlich  so,  als  ob  es  nur  sehr  geringe 
Theile  der  arbeitenden  Klassen  seien,  die  sich  bis  jetzt  unmittelbar 
an  der  Bewegung  betheiligen,  wenn  man  vielleicht  das  Königreich 
Sachsen  und  die  Rheinprovinz  ausnehme;  der  Terrorismus  gehe  von 
einer  kleinen  Zahl  von  Leuten  aus.  Durch  die  Annahme  des  Kusse- 
row'schen  Vorschlages  würde  in  den  bisher  noch  ruhigen  Arbeiter- 
kreisen die  Vorstellung  hervorgerufen  werden,  es  sei  möglich,  den  Ar- 
beitelohn nicht  durch  freien  Vertrag  zwischen  Arbeitgebern  und  Ar- 
beitnehmern, sondern  durch  eine  dritte  Macht  zu  bestimmen  und  das 
fürchte  er  am  meisten ;  das  erscheine  ihm  auch  in  den  Anschauungen 
von  Böhmert  als  ganz  falsch,  dass  derselbe  sage,  die  Gewerkvereine 
bewiesen,  dass  auf  dem  Wege  der  Koalition  eine  Steigerung  der  Ar- 
beitslöhne möglich  sei.  Der  Kardinalpunkt,  um  den  sich  der  Streit 
allein  drehen  könne,  sei  der:  Glauben  wir,  dass  durch  solche  Vor- 
schläge der  Frieden  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  geför- 
dert werden  wird  —  denn  den  Frieden  zu  fördern  wünschen  wir  Alle 
—  oder  aber  werden  wir  den  Frieden  noch  mehr  stören?  Ich  nehme 
das  Letztere  an  und  bitte  deshalb  die  gestellten  Anträge  abzulehnen. 

Perrot  (Rostock)  polemisirt  gegen  den  von  Dr.  Oppenheim  aus- 
gesprochenen Satz,  dass  die  Höhe  der  Löhne  von  demselben  Gesetze 
abhängig  sei,  von  welchem  der  Preis  der  Waare  abhänge,  nämlich 
von  Angebot  und  Nachfrage;  er  glaubt,  dass  dieses  Gesetz  einer  Be- 
schränkung unterliege.  Die  Ausgleichung  zwischen  Nachfrage  und  Au- 
gebot sei  wesentlich  bedingt  durch  die  Transport -Modalitäten.  Eine 
Waare,  die  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch  allzu  schwer  trans- 
portabel sei,  könne  dadurch  nicht  blos  im  Preise  gedrückt,  sondern 
sogar  werthlos  werden.  Dasselbe  gelte  vom  Lohn,  dem  Arbeitspreise. 
Der  Arbeiter  sei  nicht  zu  versenden  wie  Kolli,  er  sei  durch  Gewohn- 
heit und  Familienbande  und  andere  Ursachen  an  eineu  bestimmten 
Ort  gebunden,  könne  denselben  nicht  willkürlich  wechseln.  Zudem 
seien  die  Transportmöglichkeiten  zur  Zeit  für  Personen  noch  wesent- 
lich andere  als  für  Waaren.  Die  Fahrpreise  für  Personen  auf  den 
Eisenbahnen  seien  seiner  Ansicht  nach  falsch  normirt;  sie  müssten 
für  weitere  Strecken  erheblich  reduzirt  werden,  dann  würde  der  Ar- 
beiter in  der  Lage  sein,  sich  leichter  bewegen  um  seine  Arbeitskraft 
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am  Orte  des  höchsten  Lohnes  verwerthen  zu  können.  Er  empfehle 
diese  Seite  der  Frage  der  Aufmerksamkeit  des  Kongresses. 

Herr  v.  Kusserow:  Gegen  seinen  Wunsch  habe  die  Diskussion 
sich  auf  das  Gebiet  sozialwissenschaftlicher  Streitfragen  erstreckt, 
wozu  er  allerdings  durch  seine  ausführlichen  Betrachtungen  über  die 
trades-unions  wohl  selber  den  ersten  Anlas»  gegeben  habe;  die  Geg- 
nerschaft einzelner  Redner  habe  sich  weniger  gegen  die  Ton  ihm 
empfohlenen  VergleichsausschÜHsc,  wie  gegen  die  Gewerkvereine  ge- 
richtet; der  Beweis  sei  übrigens  nicht  erbracht  worden,  dass  durch 
die  Ausgleichung  von  Differenzen  über  die  Höhe  des  Arbeitslohnes 
ein  Eingriff  in  die  wirtschaftliche  Freiheit  herbeigeführt  werde.  Es 
sei  nur  die  gütliche  Verständigung  an  Stelle  kategorischer  Forde- 
rungen und  Weigerungen  empfohlen  worden;  er  würde  eine  solche 
Verständigung  für  einen  wirthschaftlichen  Fortschritt  halten  und  er 
empfehle  daher  seine  Resolution  nochmals  zur  Annahme.  —  Die  Dis- 
kussion ist  damit  geschlossen. 

Nach  Ablehnung  des  Amendements  des  Herrn  Hundt  von  Hafften 
wird  die  Resolution  der  Herren  von  Kusseroiv,  Dr.  Oppenheim  und 
Dr.  Eros  angenommen;  die  Resolution  des  Dr.  Witte  ist  damit  er- 
ledigt.   Der  Beschluss  des  Kongresses  lautet  also: 

»Zur  Verhütung  von  Arbeitseinstellungen  empfiehlt  der  volks- 
wirtschaftliche Kongress  den  betheiligten  Kreisen  die  Errich- 
tung vou  Vergleichs- Ausschüssen.* 
Die  Sitzung  ist  damit  geschlossen. 


Viorte  Sitzung  am  81.  August. 

Der  Vorsitzende  Dr.  Braun  eröffnet  die  Sitzung  mit  drr  Mit- 
teilung, dass  die  gostern  vom  Kongresse  gewählten  Mitglieder  der 
ständigen  Deputation  die  nachfolgenden  Mitglieder  kooptirt  haben: 
Dr.  Dorn  zu  Pest  (jetzt  Triost),  Dr.  Dettmer  zu  Lübeck ,  Dr.  Em- 
minghaus  zu  Carlsruho,  Dr.  Rentesch  zu  Drosden,  Q.  Müller  zu 
Stuttgart,  Professor  Makjwiczka  zu  Erlangen,  Dr.  Eros  zu  Breslau, 
Dr.  II.  B  Oppenheim  zu  Berlin,  Ztcicker  zu  Magdeburg,  Advokat- 
Anwalt  Dr.  Qötm  zu  Mainz,  Geh.  Reg.-Rath  Dr.  Michaelis  zu  Berlin. 
v.  Behr  auf  Schmoldow,  Dr.  Bamberger  zu  Mainz,  Stadtrath  Dr. 
Richert  zu  Danzig  und  Schulte  -  Delitzsch.  Die  Deputation  hat  zum 
Vorsitzenden  Herren  Dr.  Prince- Smith,  zu  dessen  Stellvertreter  Dr. 
Braun  und  zum  Schatzmeister  Kanzleirath  Quandt,  sämmtlich  zu 
Berlin,  gewählt. 
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Der  Vorsitzende  macht  den  Vorschlag,  die  toui  Kongres.se  in 
der  Müuzfrage  am  29.  August  gefusston  Beschlüsse  einer  Heiiuklwn 
zu  unterwerfen,  da  sie,  obgleich  dem  sachlichen  Inhalte  nach  kei- 
nerlei Widerspruch  bestehe,  doch  sich,  in  bloss  chronologischer 
Reihenfolge  zusammengestellt,  nicht  gut  ausnähmen,  und  mit  dieser 
Redaktion  die  Herren  Prince-Smüh  und  Dr.  Soetbeer  zu  beauftragen, 
die  noch  während  der  Sitzung  die  neue  Redaktion  vorzutragen  hätten, 
damit  sie  auch  in  formeller  Beziehung  vom  Kongress  gut  geheissen 
werden  nnd  über  die  definitive  Entscheidung  der  Sache  keinerlei  Zweifel 
entstehe.  —  Die  Versammlung  pflichtete  diesem  Vorschlag  bei.  —  Im 
Verlaufe  der  Sitzung  erhält  darauf  das  Wort: 

Dr.  Swtbeer:  Ich  glaube  es  ist  keiner  unter  uns,  der  nicht  noch 
jetzt  sich  von  Dank  erfüllt  fühlt  gegen  unsern  Herrn  Präsidenten, 
da bs  er  in  den  Verhandlungen  der  Münzfrage  eine  so  klare  Entschei- 
dung dadurch  herbeigeführt  hat,  dass  er  die  beiden  Abschnitte  über 
die  Währung  und  über  die  Ausmünzung  getrennt  hielt.  Eine  solche 
Trennung  ist  aber  nicht  möglich  in  einer  Resolution,  die  der  volks- 
wirtschaftliche Kongress  in  der  Münzfrage  auszusprechen  hat.  Ein 
grosser  Theil  der  Beschlüsse  bezieht  sich  auf  die  Herstellung  der 
Münzeinheit  und  diese  gilt  sowohl  für  die  Währung  wie  für  die  Aus- 
münzung; aus  diesem  Grunde  war  es  nicht  möglich,  in  einer  des  Kon- 
gresses würdigen  Form  die  von  ihm  gefassten  Beschlüsse  einfach  an  ein- 
ander gereiht,  dem  Publikum  mitzutheilen;  wir  haben  sie  verarbeiten 
müssen.  Herr  Prince  Smith  und  ich,  wir  haben  uns  zusammengethan, 
um  vollständig  unbefangen  die  verschiedenen  Resolutionen  zu  ver- 
gleichen und  in  ein  Ganzes  zu  verweben;  wir  haben  uns  dabei  nur 
einige  kleine  Aenderungen  erlaubt,  die  lediglich  redaktioneller  Art  sind. 

Der  Vorsitzende  erklärt,  dafür  einzustehen,  dass  die  neue  Re- 
daktion sich  vollständig  dem  Inhalt  der  Beschlüsse  des  Kongresses 
anschliesst.   Dr.  Soetbeer  verliest  darauf,  wie  folgt: 

die  Resolutionen  in  der  Münz  frage: 
der  Kongress  erklärt 

1)  die  Reform  des  Müuzwesens  im  deutschen  Reiche  ist  ein 
dringendes  Bedürfniss. 

2)  Der  gegenwärtige  wirthschaftliche  Zustand  Deutschlands  und 
der  wichtigsten  Staaten  sowie  die  finanzielle  Lage  des  deutschen 
Reichs  und  der  Einzelstaaten  sind  dieser  Reform  ausserordentlich 
günstig. 

3)  Es  ist  daher  eine  durchgreifende  Münzreform  nicht  länger  zu 
vertagen,  vielmehr  ist  es  wünschenswerth ,  dem  deutschen  Reichstage 
schon  in  seiner  nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  zur  Herstellung 
eines  einheitlichen  Münzsystems  für  ganz  Deutschland  vorzulegen. 
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4)  Als  die  wesentlichsten  Grundgedanken  dieses  Gesetzentwürfe« 
sind  zu  empfehlen:  a.  Die  Einführung  eines  einheitlichen  Münzsystems 
für  ganz  Deutschland  auf  der  Grundlage  der  reinen  Goldwährung  ist 
der  Zweck  der  Reform,  b.  Zur  allgemeinen  deutschen  Geldrechnungs- 
einheit ist  eine  solche  Münze  zu  wählen,  welche  in  leicht  berechen- 
barem Verhältniss  zur  Thalerrechnung  steht,  c.  Die  definitiv  einzu- 
fahrenden Münzen  sind  nach  dem  Dezimalsystem  einzutheilen  unter 
Zulassung  der  Viertheilung  der  kleinsten  Dezi  mal  müuze.  d.  Der 
Feingoldgehalt  der  hauptsächlichen  Goldmünze  ist  im  Reichsmünz- 
gesetze  so  zu  normiren,  dass  der  Werth  ihres  Zehntheiles,  welcher 
die  Rechnungseinheit  zu  bilden  hat,  mit  20  Sgr.  der  gegenwärtigen 
Währung  übereinstimmt  e.  Zur  Durchführung  der  Reform  ist  ein 
Uebergangsstadium  erforderlich,  während  dessen  durch  geeignete 
Vorkehrungen  möglichst  abzukürzender  Dauer,  auf  Grund  des  definitiv 
einzuführenden  Systems,  Goldmünzen  in  genügender  Zahl  zu  prägen 
und  die  bisherigen  Silber-Kurantmünzen,  soweit  nicht  ein  Theil  der- 
selben später  als  Scheidemünze  beibehalten  werden  soll,  einzuziehen 
sind.  Die  im  Umlauf  verbleibenden  8ilbermünzen  gelten  im  Ueber- 
gangsstadium als  Quoten  der  neuen  Reichs-Goldmünze  und  als  dieser 
gleichgestelltes  gesetzliches  Zahlungsmittel.  Im  Münzgesetz  ist  zu 
bestimmen,  dass  Private  gegen  eine  nach  dem  Kassenpreis  zu  be- 
messende feste  Gebühr  in  den  öffentlichen  Münzstätten  Gold  münzen 
lassen  dürfen,  wogegen  eine  neue  Ausprägung  von  Silber-Kurant 
nicht  mehr  stattfindet 

5)  Bis  zum  Erlass  des  deutschen  Reichs-Münz-Gesetzes  sind  alle 
provisorischen  Maassregeln,  welche  nicht  den  Zweck  haben,  die  Durch- 
führung des  ganzen  Reformplanes  vorzubereiten,  zu  vermeiden.  Ina- 
besondere  ist  die  Ausprägung  von  neuen  Goldmünzen  vor  der  Fest- 
stellung des  künftigen  Münzsystems  nicht  zu  empfehlen. 

Diese  Resolution  wird  darauf  vom  Kongresse,  unter  allseitigem 
Beifall,  einstimmig  genehmigt. 

Dem  am  28.  August  gefassten  Beschlüsse  gemäss  wurde  darauf 
die  Debatte  über  die  Frage  der  müden  Stiftungen  fortgesetzt: 

Dr.  Baumet8term( Hamburg)  als  Berichterstatter:  Der  vorliegende 
Gegenstand  eigene  sich  ganz  besonders  für  eine  Beschlussfassung 
von  Seiten  des  Kongrosses;  es  könne  dabei  allein  oder  hauptsächlich 
nur  davon  die  Rede  sein,  was  die  Gesetzgebung  zu  thun  oder  nicht  zu 
thun  habe;  denn  man  bewege  sich  hier  auf  dem  Boden  der  Rechts- 
Aktionen,  der  sogenannten  »juristischen  Personen,«  die  ihr  ganzes 
Dasein  eben  nur  aus  Rechtstiktionen  schöpfen  können,  und  da  sei  es 
denn  also  die  Gesetzgebung,  die  jedenfalls  die  Hauptsache  bei  dieser 
Frage  zu  lösen  haben  werde.   Die  Gesetzgebung  habe  nun  vor  allen 
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Dingen  wohlerworbene  Rechte  zu  schonen  und  tu  achten.  Der  Staat 
sei,  wenn  nicht  allein,  so  doch  zunächst  ohne  Frage  eine  Anstalt 
für  den  Rechtsschutz;  er  würde  sich  selbst  widersprechen,  wenn  er 
durch  seine  Gesetzgebung  wohlerworbenen  Rechten  nicht  Schonung 
und  Achtung  angedeihen  Hesse;  in  der  Beziehung  habe  man  nun  in 
Betreff  des  vorliegenden  Gegenstandes  keine  Besorgniss  zu  hegen. 
In  Betreff  der  Gesetzgebung  über  künftig  zu  errichtende  milde 
Stiftungen  könne  von  der  Verletzung  wohlerworbener  Rechte  wohl 
nicht  die  Rede  sein ;  ganz  ebenso  verhalte  es  sich  aber  auch  mit  den 
hinsichtlich  ihrer  Errichtung  bereits  der  Vergangenheit  angehorigen, 
noch  jetzt  vorhandenen  milden  Stiftungen.    Er  bitte  dies  scharf  ins 
Auge  zu  fassen,  da  es  psychologisch  erklärlich  sei,  dass  man  in  der 
Beziehung  sich  etwas  Andres  vorstelle.    Es  sei  in  der  That  nicht 
möglich,  dass  irgend  einer  in  der  Vergangenheit  errichteten  milden 
Stiftung  ein  wohlerworbenes  Recht  beigelegt  werde  und  zwar  deshalb 
nicht,  weil  es  ebenso  unmöglich  sei,  dass  ein  längst  verstorbener 
Mensch  noch  jetzt  als  Subjekt  von  wirklichen  Rechten  rospektirt 
werden  müsse  und  könne,  als  es  unmöglich  sei,  dass  irgend  ein 
Kapital,  ein  Vermögenstheil,  das  keinen  Menschen,  kein  Individuum 
zu  seinem  Träger  hat,  Subjekt  von  wohlerworbenen  Rechten  sei. 
Dieser  Punkt  sei  wirklich  für  erledigt  zu  erachten.   Es  gebe  nun 
manche  Institute,  dio  einen  nicht  ausschliesslich  volkswirtschaft- 
lichen Charakter  an  sich  tragen,  sondern  die  vorwiegend  oder  gröss- 
tenteils zugleich  ein  ethisches  Interesse  darbieten,  nicht  als  ob  es 
denkbar  wäre,  dass  die  Grundsätze  der  Sittlichkeit  mit  den  Grund- 
sätzen der  Volkswirtschaft  jemals  in  Kollision  treten  könnten;  nein, 
das  sei  nicht  möglich,  wohl  aber  träten  bei  dem  einen  Institute  mehr 
die  Bedürfhisse  des  Verkehrs  hervor,  bei  dem  andern  überwögen  die 
ethischen  Interessen;  er  erinnere  an  die  Institute  des  Familienrechts 
und  des  damit  zusammenhängenden  Erbrechts;  hier  machten  sich 
die  sittlichen  Interessen  so  stark  geltend,  dass  man  von  volkswirt- 
schaftlichen Interessen  nicht  sprechen  könne,  wie  bei  der  Betrachtung 
von  Handelsgesellschaften  und  Verkehrsinstituten.    In  Betreff  der 
milden  Stiftungen  gebe  es  nun  kein  ethisches  Interesse,  was  durch 
die  Gesetzgebung  verletzt  werden  könnte  oder  geschont  werden  müsste, 
und  weU  dem  so  sei,  sei  dieses  Institut  eins  von  denjenigen,  die  sich 
im  eminenten  Sinne  zu  volksmrthschafliuher  Beurteilung  und  zur 
Beratung  in  einem  volkswirtschaftlichen  Kongresse  eigneten;  müssig 
wäre  es  aber,  wollte  der  Kongress  das,  was  schon  überall  unbe- 
stritten rechtens  ist  und  was  die  Gesetzgebung  ausdrücklich  aus- 
gesprochen  hat,  seinerseits  nochmals  sanktioniren.     Aus  diesem 
Grunde  könne  er  nicht  rathen,  den   gestellten  Antragen  in  ihrer 
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Mehrheit  zuzustimmen;  ihrem  Inhalt  entgegen  zu  treten,  sei  er  nicht 
gewillt;  den  Antrag  der  Herren  l>r.  Oppenheim  und  Klug  eigene 
er  sich  dagegen  an;  es  sei  vollkommen  richtig,  dass  man  Dasjenige 
schono  und  achte,  was  das  allgemeine  Gefühl  in  dieser  Beziehung 
wünsche  oder  fordere,  und  diese  Absicht  ausspreche,  um  sich  gegen 
etwaige  Missverständnisse  ängstlichor  Gemüther  zu  verwahren.  Das 
sei  immer  wohlgethan;  er  sei  der  letzte,  welcher  sagen  werde: 
darum  kümmern  wir  uns  nicht.  Wenn  die  geeigneten  Staatsorgane 
andere  Bestimmungen  über  die  Verwendung  voo  Stiftungsvennögen 
zu  treffen  hätton,  so  dürfte  allerdings  nicht  etwas  ganz  Heterogenes 
angeordnet  werden ,  sondern,  das  Stiftungsvennögen  müsse  vorzugs- 
weise verwandten  Zwecken  der  Wohlthätigkeit,  der  Krankenpflege, 
des  Volksunterrichts  zngewondet  werden;  dann  werde  Niemand  auf 
die  Vermuthung  kommen,  dass  der  Kongress  nach  Ablauf  eines 
Menschenalters  das  Stiftungsvermögen  eingezogen  und  etwa  zur 
Kriegführung,  zur  Verbesserung  der  Richtergehälter  oder  zu  sonstigen 
an  sich  violleicht  ganz  nützlichen  Zwecken,  die  aber  dem  Sinne  des 
Stifters  völlig  fem  lagen,  verwondet  wissen  wolle. 

Der  Redner  wendet  sich  darauf  oiner  Kritik  der  einzelnen  An- 
träge zu,  die  theilweise  nichts  Neues  enthielten,  sondern  blos  als 
gut  bestätigten,  was  da  bestehe.  Solche  Resolutionen  zu  fassen,  liege 
nicht  in  dor  Aufgabo  des  Kongresses.  Das  Preussische  Allgemeine 
Landrecht  drücke  sich  in  seinen  Bestimmungen  viel  kürzer  und 
deutlicher  aus  als  alle  die  umschreibenden  Resolutionen.  Neu  sei 
allerdings  der  Unterschied,  den  Dr.  Dettmer  zwischen  »öffentlichen 
Stiftungen«  und  »Privatstiftungen«  machen  wolle;  er  seinerseits 
wünsche  nicht,  dass  man  sich  in  solche  Distinktionen  vertiefe.  Dr. 
Brehmer  verlange  die  »ausdrückliche  Genehmigung«  der  Stiftung; 
er  meino,  man  braucho  auf  das  Wort  »ausdrücklich«  keinen  solchen 
Nachdruck  zu  legen.  Wenn  ein  Testament,  welches  eine  Stiftung 
einsetze,  von  Amtswegen  publizirt  werde  und  die  Behörde  erhebe 
keinen  Einspruch  dagegen,  sondern  lasse  die  Sache  ihren  Lauf 
nehmen,  so  habe  er  von  seinem  Standpunkte  nichts  dagegen  einzu- 
wenden. Wolle  man  in  allen  solchen  Fällen  eine  »ausdrückliche« 
Genehmigung  der  Behörden  vorschreiben,  so  würde  daraus  für  diese 
nur  eine  Geschäftsvermehrung  entstehen,  ohne  dass  damit  etwas  ge- 
wonnen wäre.  Hier  liege  gar  keino  volkswirtschaftliche  Frage  vor, 
sondern  es  betreffe  dies  lediglich  den  Geschäftsgang  der  Behördeu. 
Der  Antrag  des  Horrn  Hundt  v.  HafTten  nehme  den  seinigen  auf 
und  füge  ihm  nur  noch  einen  Zusatz  bei;  er  wolle  dem  Inhalte 
desselben  nicht  widersprechen;  nur  glaube  er,  dass  sich  die  Fassung 
nicht  t'tnpfeliK    In  demselben  Athem  könn1  man' nicht  sagen,  was 
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sich  gesetzlich  zu  bestimmen  empfehle,  und  eine  theoretische  Re- 
solution aufstellen,  die  sich  praktisch  kaum  verwerthen  lasse.  Stiftun- 
gen für  Armenzwecke  seien  übrigens  nicht  zu  verwerfen,  obwohl 
man  nicht  sagen  könne,  dass  sie  volkswirtschaftliche  Zwecke  ver- 
folgten; vollends  wenn  das  Armenwesen  Kommunalsache  werde, 
habe  es  nichts  Verwerfliches  an  sich,  wenn  durch  Stiftungen  dafür 
gesorgt  werde,  dass  die  Last  der  Kommunen  sich  verringere.  Jeden- 
falls werde  abzuwarten  sein,  wie  der  Antragsteller  seine  Resolution 
begründe. 

Der  Redner  empfiehlt  darauf  die  Annahme  dor  von  ihm  selber 
eingebrachten  Resolution.    Zwischen  dem,  was  bisher  rechtens  sei, 
und  seinem  Antrage  bestehe  oino  grosse  Kluft,  nämlich  folgende: 
Nach  dem  bisherigen  Rechtszustand  darf  jederzeit  etwas,  was  dem 
Staatswohle  widerspricht,  aufgehoben  werden;  nach  seinem  Antrage 
soll  man  sich  damit  nicht  begnügen,  sondern  nach  einer  gewissen 
Zeit  prüfen,  nicht  etwa  ob  dor  Stiftungszweck  staatsgefährlich  sei 
oder  nicht,  sondern  ob  er  den  Zwecken  der  rationellen  Armenpflege 
entsprechend  sei  oder  nicht,  und  die  Ansichten  über  die  Zielo  der 
rationellen  Armenpflege  andern  sich  mit  der  Zeit.   Er  wolle,  dass 
unter  viel  leichteren  Voraussetzungen  als  bisher  künftig  an  Stiftungen 
etwas  geändert  werden  dürfe.  Redner  exempliflzirt  mit  einer  grossen 
Anzahl  von  Privat -Stiftungen  in  Lübeck,  die  wie  die  geologischen 
Schichten  mit  organischen  Einschlüssen  durch  Jahrhunderte  auf  ein- 
ander abgelagert  seion,  eine  förmliche  Eocän-,  Miocän-,  Pliocan- 
Periode  darstellten;  diese  Stiftungen  nun  widersprachen  direkt  den 
heutigen  Anschauungen  einer  rationellen   Armenpflege.    So  sind 
1000  Mark  ausgesetzt,  deren  Zinsen  den  Christensklaven  in  der  Türkei 
zu  Gute  kommen  sollen;  so  546  Mark  für  eine  Magd,  welche  6  Jahre 
bei  einem  Bürgermeister  oder  Rathsherren  in  der  Breitenstrasse 
zwischen  der  Pfaffen-  und  Mengstrasse  gedient  hat;  desgleichen  200 
Mark  für  Dienstmädchen,  die  6  Jahre  bei  einer  Herrschaft  in  der 
Breitenstrasse  zwischen  der  Stadt -Apotheke  und  der  Pfaffenstrasse 
gedient  haben;  50  Mark  jährlich  »zur  Zähmung  muthwilliger  Ge- 
sellen aus  der  Verwandtschaft,  eventuell  für  arme  Wittwen.«  Wenn 
man  dieses  Verzeichniss  durchsehe,  werde  man  die  Ueberzeugung 
gewinnen,  dass,  was  seiner  Zeit  zeitgemäss  und  achtenswert!)  war, 
dieses  nicht  immer  bleibe.    Wer  glaube,  dass  das  Staatswohl  von 
Lübeck  irgendwie  gefährdet  werde,  wenn  diese  Bestimmungen  abge- 
ändert würden?    Was  die  Stipendien  betreffe,  so  habe  es,  nach  dorn 
Verzeichniss  von  1844,  in  Lübeck  31  Stipendien  für  Studirende  ohne 
Rücksicht  auf  ein*  bestimmte  Fakultät,  ein  einziges,  ausschliesslich 
für  Juriston,  dageir»»n  52  ausschliesslich  für  Theologen  gegeben; 
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Dr.  Dottmcr  habe  eine  hübsche  Broschüre  über  diesen  Gegenstand 
geschrieben.  L)r.  Wolff  betonte,  dass  ein  Menschenalter  die  richtige 
Grenze  für  die  Dauer  von  Stiftungen  sei;  er  habe  persönlich  keinen 
Grund,  dem  zu  widersprechen;  zumal  in  der  jetzigen  Zeit,  wo  in 
einem  Menschenalter  so  viel  wie  sonst  in  einem  Jahrhundert  ge- 
schehe. Sei  man  über  das  Prinzip  einig,  so  werde  man  in  dieser 
Beziehung  wohl  nicht  auseinandergehen;  am  besten  thue  man  aber, 
dergleichen  Fragen  der  späteren  Gesetzgebung  zu  überlassen. 

Herr  Hundt  tvn  Hofften  will  sein  Amendement  nicht  als  Jurist, 
sondern  als  Volkswirt  vertheidigen.  Volkswirtschaftlich  seien  alle 
Stiftungen,  welche  nicht  die  Kräfte  des  einzelnen  Menschen  zu  er- 
halten oder  zu  vormehren  bezwecken,  die  also  nicht  auf  einen  pro- 
duktiven Zweck  gerichtet  sind,  verwerflich.  Kr  würde  sich  unend- 
lich freuen,  wenn  es  ihm  gelänge,  den  Kongress  von  der  Notwen- 
digkeit, diesen  volkswirtschaftlichen  Grundsatz  auszusprechen,  zu 
überzeugen.  Wer  die  Geschichte  der  milden  Stiftungen  hier  auf 
ihrem  klassischen  Boden  in  Lübeck  studire,  dem  dränge  sich  dieser 
Grundsatz  von  selber  auf;  Millionen  Mark  seien  hier  meist  zu  un- 
produktiven Zwecken  in  den  Händen  milder  Stiftungen  angesammelt. 
Er  wolle  aber  auch  von  so:ner  heimathlichen  Provinz  Posen  sprechen; 
er  zittre  stets,  wenn  er  hure,  dass  im  Posenschen  wieder  eine  neue 
Stiftung  begründet  sei;  denn  da  wisse  er,  dass  wieder  einmal 
Katholizismus  und  Polonismus  Front  mache  gegen  den  Fortschritt, 
dass  produktive  Kraft  lahm  gelegt  und  ein  Wall  gegen  gesunde 
Ansichten  aufgeführt  werde.  Wo  milde  Stiftungen  in  katolischen 
Ländern  florirten ,  da  gedeihe  in  ihrem  Schatten  am  besten  die 
Betteloi  und  würde  die  Arbeit  am  meisten  gescheut.  Als  Yolks- 
wirth könne  er  nicht  anders  als  sich  für  die  Verwerflichkeit  jeder 
milden  Stiftung  erklären,  die  nicht  produktiven  Zwecken  diene,  und 
diesem  Gedanken  gebe  sein  Amendement  Ausdruck. 

Dr.  Brehmer  (Lübeck)  charakterisirt  den  Antrag  des  Vorredners 
als  hervorgegangen  aus  einer  Bemerkung  Dr.  WolfTs,  die  zwar,  wie 
sie  den  Lippen  desselben  entflossen,  ein  gauz  geistreicher  Gedanke 
gewesen  sei,  aber  doch  wohl  kaum  Gehalt  genug  besitze,  um  in  einer 
Resolution  formulirt  zu  werden,  wie  dies  Dr.  Wolff  selber  dadurch 
bekundet  habe,  dass  er  einen  darauf  begründeten  Antrag  einzubrin- 
gen unterliess.  Er  habe  bei  der  Begründung  des  Antrags  eine 
Definition  dessen  vermisst.  was  eine  Stiftung  sei,  die  produktive 
Zwecke  verfolge;  solle  man  darunter  etwa  eine  solche  verstehen, 
welche  selbstständige  Werthobjekte  produzire?  Milde  Stiftungen  die- 
ser Art  dürften  nicht  existiren ;  doch  falle  ihm  ein,  dass  Pastor  Qui- 
storj»  zu  Ducherow  im  Pommerland  derartige  »produktive«  Stiftungen 
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begründet  habe,  für  die  hier  aber  wohl  Niemand  eine  Lanze  ein- 
legen werde.  Er  behaupto  gerade  umgekehrt,  dass  milde  Stif- 
tungen, welche  produktive  Zwecko  verfolgten,  vom  volkswirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  zu  bekämpfen  seien.  Wenn  man  andrerseits 
den  produktiven  Zweck  einer  Stiftung  darin  finde,  dass  sio  dio  Pro- 
duktivität iVs  Leben  rufe,  pflege  und  erhalte,  so  seien  alle  milden 
Stiftungen  produktiv,  solbst  dio,  welcho  durch  dio  am  wenigsten 
billige  Veq>flegung  alter  Männer  und  Frauen  die  schwache  produk- 
tive Kraft  derselben  nicht  zu  Grunde  gehen  lassen.  Man  wurde  den 
Ausdruck  »produktiv«  soweit  ausdehnen  müssen,  dass  er  auch  Stif- 
tungen begrifTe,  die  zu  wissenschaftlichen  Zwecken  dienen,  wie  die 
berühmte  Smithsonian  Institution,  der  man  für  ihre  kostbare  Ver- 
öffentlichungen über  die  Naturgeschichte  Nordamerika^  zum  grössten 
Danke  verpflichtet  sei.  Redner  erinnert  an  die  grossen  Schöpfungen 
des,  in  seinor  Leiche  wio  ein  König  geehrten  Amerikaners  Peabody; 
an  die  Ergebnisse  der  Schillerlotterie  in  Deutschland,  an  die  Kaiser 
Wilholms-Stiftung  in  neuester  Zeit.  Passe  nun  auf  diese  Stiftungen 
der  Begriff  der  »»Produktivität«  oder  seien  sie  andrerseits  vom  volks- 
wirtschaftlichen Standpunkto  aus  »»verwerflich«?  Nehme  der  Kon- 
gress  den  Antrag  des  Horm  Hundt  von  Hallten  an,  so  setz»  er  sich 
in  Widerspruch  mit  den  Anschauungen  nicht  allein  des  deutschen 
Volkes,  sondern  aller  gesitteten  Völker;  und  sein  Ausspruch  werde 
nicht,  gleich  den  früheren  Beschlüssen,  wie  ein  Evangelium  in  die 
Anschauung  von  Hunderttausonden  übergehen.  Redner  vertheidigt 
darauf  seinen  eigenen  Antrag  gegen  die  Einwendungen  Dr.  Bau- 
meisters, dessen  Resolution  auch  nichts  Neues  enthalte,  wie  Redner 
im  Einzelnen  nachzuweisen  sucht;  er  vermisst  in  dersolben  dio  nä- 
hero  Begrenzung  der  »»bestimmten  Zeit«,  nach  welcher  Baumoister 
alle  milden  Stiftungen  als  erloschen  betrachten  wollo.  Baumoister 
wolle,  dass  nach  Ablauf  dieser  Zeit  dor  Staat  entscheide,  ob  die 
Stiftung  noch  weiter  bestehen  solle  oder  nicht;  da  goho  er  (Breh- 
mer) unendlich  viel  weiter,  indem  er  verlange,  dass  der  Staat  die 
Existenz  einer  Stiftung  ausdrücklich  genehmige.  Wenn  der  Staat  den 
Zweck  der  Stiftung  sofort  bei  ihrer  Errichtung  zu  prüfen  habo, 
werde  sicherlich  nichts  entstehen,  was  der  gosunden  Vernunft  wider- 
spreche, wio  z.  B.  Stiftungen  zur  Pflege  von  Hunden,  Katzen  u.  dgl. 
Dem  Staate  müsse  oin  beständiges  Recht  zur  Prüfung  des  Stiftungs- 
zweckes zustehen.  Redner  erinnert  an  die  Stiftungen  in  den  Hanse- 
städten, zu  dem  Zwocke,  Matrosen  bohül flieh  zu  sein,  sich  oinen 
Stellvertreter  im  Militair  zu  kaufen;  diese  Stiftungen  mussten  sofort 
eingezogen  werden,  als  die  Hansestädte  in  di»n  Norddeutschen  Bund 
eintraten  und  die  allgemeine  Wehrpflicht  eingeführt  wurde;  sollten 
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solche  Stiftungen,  vielleicht  neuesten  Ursprungs,  etwa  auch  noch  ein 
Menschenalter  fortbestehen?  In  Betreff  der  Verwendung  der  Mittel 
eingezogener  Stiftungen  »zu  verwandton  Zwecken«  soi  er  nicht  ein- 
verstanden mit  Dr.  Baumeister  und  Dr.  Oppenheim;  er  schlage  vor, 
zu  sagen:  »zu  Zwecken  der  Wohlthätigkeit,  der  Krankenpflege  oder 
des  Schulunterrichts«.  In  Lübeck  habe  man  mit  einigen  Stiftungen 
in  der  Weise  tabula  rasa  gemacht;  man  habe  die  Mittel  nicht  zu 
verwandten  Zwecken  verwendet,  da  zur  Unterhaltung  alter  Leute  so 
viele  und  zwar  grosse  Stiftungen  bestanden,  dass  dagegen  einge- 
schritten werden  musste;  man  habe  die  Mittel  für  Zwecke  der  Kran- 
kenpflege und  der  Schule  verwendet  und  sich  nicht  ängstlich  fest- 
geklammert an  dem  Willen  des  Testators.  Sein  Antrag  sei  wesent- 
lich fibereinstimmend  mit  dem  Dr.  Böhmert's,  der  sich  indessen  in 
zu  unbestimmten  Ausdrücken  bewege,  —  denn  was  sind  »Anschauun- 
gen der  Zeit«  — ;  derselbe  bemühe  sich,  das  Alte  in  zweckmässiger 
Weise  weiter  zu  führen;  das  sei  richtiger,  als  wenn  man  Neues 
schaffe,  von  dem  man  nicht  wisse,  ob  es  überall  eine  berechtigt* 
Existenz  habe. 

Dr.  Bfihmert  (Zürich):  er  könnte  sich  mit  dem  Antrage  Breh- 
mer's  vereinigen,  wenn  dessen  Eingang  nicht  seinen  Ansichten  wider- 
spräche; er  halte  dafür,  dass  auch  eine  stillschweigende  Genehmi- 
gung der  Stiftung  von  Seiten  des  Staates  genüge;  ferner  habe  er  es 
für  zweckmässig  erachtet,  zu  sagen,  dass  bei  einer  anderweiten  Ver- 
fügung über  das  Stiftungsvermögen  »»dem  Sinne  und  Geiste  der  Stif- 
tung möglichst  Rechnung  getragen  werde.«  Eines  der  neuesten  Ge- 
setze auf  diesem  Gebiete,  das  von  dem  ersten  Schweizerischen  Ju- 
risten Blumer  herrührende  Gesetz  für  Glarus,  besage:  »Sollte  es 
sich  ergeben,  dass  eine  Stiftung  der  veränderten  Umstände  wegen, 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  nicht  mehr  entspricht  oder  mit  den 
Anschauungen  der  Zeit  im  entschiedenen  Widerspruche  steht,  so 
kann  der  Landtag  auf  Antrag  der  Aufsichtsbehörde  dieselbe  in  zeit- 
gemässer  Weise  umgestalten;  bei  dieser  Umgestaltung  soll  dem 
Geist  und  Sinne  der  Stifter  möglichst  Rechnung  getragen  werden.« 
Diesem  habe  er  sich  angeschlossen.  Redner  wendet  sich  darauf  ge- 
gen den  Antrag  v.  Hafften's  und  die  Aeusserungen  des  Dr.  Wolff  in 
Betreff  der  »Verwerflichkeit«  der  milden  Stiftungen  und  gegen  einige 
Aeusserungen  Dr.  Oppenheim's  in  Betreff  der  Kirche.  Er  bedauert, 
dass  derartige  Aeusserungen  hier  gefallen  und  dadurch  Gefühle  ver- 
letzt seien,  die  man  zu  schonen  alle  Ursache  habe;  er  halte  Stipendien, 
für  Theologen  durchaus  nicht  für  überwunden,  und  glaube,  dass  allein 
ein  positiver  kirchlicher  und  religiöser  Sinu,  gepflegt  durch  die 
Wissenschaft,  die  Käthsel  unser*  Lehens  zu  lösen  im  Stande  sei. 
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Der  volkswirthsohaftliche  Kongress  möge  die  Aufgaben  der  Kirche 
nicht  als  überwundene  darstellen,  sondern  dieselbe  vielmehr  in  den 
Dienst  der  Gesellschaft  zu  ziehen  suchen;  er  werde  dadurch  seinen 
eigenen  Zielen  am  nächsten  kommen.  Der  Mensch  sei  nicht  blos 
ein  produzirendes  Wesen,  sondern  auch  noch  mit  andern  Fasern  an 
das  Leben  gekettet,  und  habe  auch  geistige,  politische,  religiöse 
Bedürfnisse,  die  befriedigt  sein  wollten.  Der  Kongress  habe  dahin 
zu  wirken,  dass  dies  in  einer  dem  Geiste  der  Zeit  entsprechenden 
Weise  geschehe;  das  werde  der  grössten  Frage  des  Jahrhunderts,  die 
jetzt  Alle  bewege,  die  Lösung  erleichtern.  Beitrage  zu  milden  Stif- 
tungen seien  freiwillige  Steuern,  welche  Zwangssteuern  unnöthig 
machten;  in  den  Hansestädten  und  in  der  Schweiz  habe  man  die 
fromme  Sitte  oder  —  den  Irrthum,  dass  jeder  reiche  Mensch  die 
milden  Stiftungen  bedenke:  Blinden-,  Taubstummen-Institute,  Anstal- 
ten für  verwahrloste  Kinder  u.  s.  w.,  welche  den  eminentesten  Ein- 
fluss  auf  das  wirthschafUiche  Leben  haben;  die  Steuerlast  würde 
dem  Einzelnen  dadurch  erleichtert,  dass  Zwangssteuern  für  diese 
Zwecke  nicht  erhoben  zu  werden  brauchen.  Man  möge  nicht  diesen 
Sinn  tödfcen,  ja  selbst  nur  durch  eine  flüchtig  hingeworfene  Resolu- 
tion verletzend  wirken.  Es  falle  ihm  nicht  ein,  diejenigen,  welche 
sich  durch  Philosophie  oder  ihre  inneren  Moralgefühle  einen  Halt 
verschaffen,  in  irgend  einer  Weise  zu  bekämpfen;  die  Mehrzahl  des 
Volkes,  mit  welcher  der  Kongress  gehen  müsse,  bedürfe  indessen 
auch  noch  einen  relig'ösen  Halt  ;  die  Volkswirtschaft  möge  sich  ihre 
Wirksamkeit  nach  dieser  Seite  hin  wenigstens  nicht  selber  erschwe- 
ren. Die  milden  Stiftungen  seien  nicht  zu  verwerfen,  sondern  es 
sei  zu  versuchen,  den  Geist  des  Stifters  für  würdige  Ziele  der  Bil- 
dung und  edle  Auferweckung  zu  gewinnen.  Es  gebe  drei  Parteien 
in  der  Volkswirtschaft:  die  eine  wolle  alles  dem  Staate,  diesem 
Zwangsinstitute,  übertragen;  die  andere  wolle  Jeden  für  sich  selber 
sorgen  lassen  und  das  Uebrige  dem  Kampfe  der  Konkurrenz  an- 
heimgeben; ein  dritter  Weg  gehe  dahin,  dass  man  neben  dem  Triebe 
der  Selbsterhaltung  und  dem  Selbstinteresse  den  Faktor  des  Gemein- 
sinns anerkenne,  welcher  die  Härten  des  bürgerlichen  und  wirth- 
schaftlichen  Lebens  ausgleiche  durch  die  Freiwilligkeit  und  durch 
sittliche  und  religiöse  Motive ;  die  ganze  Arbeiterfrage  sei,  wenn  man 
wolle,  schliesslich  eine  Bildungsfrage,  eine  Frage  der  sittlichen  Er- 
ziehung. Auch  die  Stiftungsfrage  sei  in  diesem  Sinne  der  Freiwil- 
ligkeit und  des  edeln  Gemeinsinns  aufzufassen.  Er  ziehe  es  vor,  mit 
dem  Volke  zu  leben,  und,  wenn  es  sich  in  einem  frommen  Irrthum 
befinde,  zu  irren;  denn  es  irrt  der  Mensch,  so  lange  er  strebt. 

Fischet  (Hamburg)  bittet,  von  der  Forderung  einer  begrenzten 
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Zeitdauer  der  Stiftungen  Abstand  zu  nehmen,  da  der  Staat  sonst  an 
denjenigen  Stiftungen,  denen  fortdauernd  Legate  und  Zuwendungen 
zufallen,  niemals  das  Recht  der  Revision  würde  ausüben  können. 

Der  Vorsitzende  zeigt  den  Eingang  eines  neuen  Antrages  von 
Herrn  Dannenberg  an,  lautend:  der  Kongress  wolle  beschliessen; 
»das  Recht  des  Staates  zum  Einschreiten  gegenüber  den  milden  Stif- 
tungen beschrankt  sich  auf  diejenigen  Fälle,  in  welchen  die  Zwecke 
dieser  Stiftungen  dem  Staatszwecke  nachtheilig  werden.« 

Dr.  OppcnJiem:  Das  Stiftungswesen  sei  bekanntlich  kirchlichen 
Ursprungs,  und,  nach  dem  bekannten  Worte  Vico's  von  der  Ruck- 
kehr der  staatlichen  Einrichtungen  zum  Zeichen  ihres  Ausgangs- 
punktes, habe  man  in  einem  der  letzten  Redner  die  Rückkehr  zur 
Kirche  zu  begrüssen  gehabt;  er  (Redner)  weise  die  mit  der  Dar- 
legung dieser  Anschauungsweise  verbundene  persönliche  Verdächti- 
gung zurück;  er  (Rednor)  habe  hier  nicht  über  irgend  einen  Glau- 
ben gespöttelt;  er  sei  andrerseits  aber  auch  nicht  der  Ansicht  des 
Vorredners  (Böhmert),  dass  man  die  Irrthümer  des  Volkes  mitmachen 
müsse,  ja  begünstigen  und  befördern  solle.  In  dieser  Volksschmei- 
chelei begegneten  sich  allerdings  die  ultramontane  und  die  Volks- 
Partei.  Uebrigens  müsse  er  noch  bemerken,  dass  er  (Redner)  die 
Theologie  von  der  Kirche,  sowie  die  Kirche  von  der  Religion  wohl 
unterscheide.  Die  Wissenschaft  habe,  wie  der  Staat  mit  allem  dem 
nichts  zu  thun;  sie  seien  »atheistisch«  in  dem  Sinne,  wie  man  in 
Frankreich  gesagt  habe:  la  loi  est  athee;  der  moderne  Staat  stehe 
auf  dem  Standpunkt  des  berühmten  Im  place,  welcher  von  dem  Deis- 
mus gesagt  habe:  die  Wissenschaft  bedürfo  dieser  Hypothese  nicht. 
Auch  der  Rechtsstaat  müsse  auf  eigenen  Füssen  stehen,  er  solle 
allo  Konfessionen  dulden  und  schützen,  aber  sich  an  keine  anleh- 
nen. Der  Rednor  wendet  sich,  nach  dieser  »Abrechnung«,  zu  der 
Resolution  des  Herrn  v.  Hallten;  der  Eingang  derselben  zerfalle, 
trotz  seiner  Kürze,  in  zwei  Positionen,  von  denen  ihm  die  eine  ein 
Irrthum,  die  andre  eine  Binsenwahrheit  zu  sein  schoino,  welche 
auszusprechen  nicht  angemesson  sei.  Gorado  die  Stiftungen,  welche 
produktive  Zwecke  verfolgen,  halte  er  für  die  allerunwirthschafUich- 
sten;  umgekehrt  gingen  vielo  Stiftungen,  dio  keine  produktiven 
Zwecke  verfolgen,  dio  Volkswirthschaft  direkt  gar  nichts  an;  die 
ersteren  gäben  dem  Kapital  und  der  Arbeitskraft  eine  falsche  Rich- 
tung; was  dio  zweiten  botreffe,  so  soi  es  nicht  Sacho  des  Kongres- 
ses, Alles  zu  bezeichnen,  was  nicht  gerade  wirtschaftlich  sei.  Das 
ganze  Gemüthsloben,  der  Wein,  die  Liebe,  hundert  Dinge,  die  Jeder 
sehr  schlitze,  seien  entschieden  unwirtschaftlich;  selbst  die  Freund- 
schaft könne  Einem  viel  Geld  kostnn.    Die  Volkswirthschaft  habe 
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sich  selber  Schranken  zu  ziehen  und  dürfe  sich  nicht  zum  Diktator 
und  Richter  über  Dingo,  die  sie  nichts  anginge,  aufwerfen.  Was 
dio,  von  Vielen  vormisste,  nähere  Begrenzung  der  »bestimmton  Zeit- 
dauer« anlange,  für  welche  die  Existenz  einer  an  sich  nicht  unsitt- 
lichen Stiftung  gewährleistet  werden  solle,  so  soi  es  Sache  der  Ge- 
setzgebung, eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren  auszusprechen,  nicht 
Sache  des  Kongresses,  der  nur  die  Grundlinien  für  die  Gesetzgebung 
zu  ziehen  habe;  er  (Redner)  halte  die  Bezeichnung  eines  »Menschen- 
alters« für  praktisch.  Die  Kritik  dieses  Ausdrucks,  welche  Herr 
Senator  Brehmer  geübt  habe,  sei  nicht  am  Platze;  Jedermann  wisse, 
dass  darunter  ein  Zeitraum  von  etwa  80  Jahron  verstanden  werde; 
die  Gesetzgebung  würde,  wonn  sie  überhaupt  den  Gedanken  adop- 
tire,  schwerlich  eine  weiter  gehende  Frist  annehmen.  Die  Gesetz- 
gebung komme  überhaupt  in  violen  Beziehungen  zu  immer  kürzeren 
Fristen,  was  mit  der  Beschleunigung  des  ganzen  Lebens  (durch  die 
Fortschritte  der  Kommunikationsmittel  im  weitesten  Sinne)  zusam- 
menhänge. Was  die  Ausübung  der  Kontrolle  über  das  Stiftungs- 
wesen betreffe,  so  sei  dieselbe  recht  eigentlich  eine  Funktion  für 
die  Organe  der  Selbstverwaltung  in  Gemeinde,  Kreis  und  Provinz; 
wenn  hier  so  viel  von  der  »Staatsaufsicht«  gesprochen  werde,  so 
rühre  dies  wohl  daher,  dass  man  sich  hier  in  einem  kleinen  Staate 
befinde,  der  an  Seeionzahl  vielen  deutschen  Gemeindon  nachstehe, 
und  dass  die  Stiftungsfrage  überhaupt  in  den  Hansestädten  zuerst 
als  eino  brennende  habe  behandelt  werden  müssen.  Die  Staatsfunk- 
tionen seien  hier  von  den  Kommunalfunktionen  nicht  scharf  getrennt 
Der  Staat  stehe  den  einzelnen  Stiftungen  sehr  fern  und  fremd  ge- 
genüber. Dass  auch  der  Staat  keine  Neigung  zu  besonderer  Strenge 
habe,  beweise  die  Konservirung  violer  überlebter  Stiftungen  wie 
z.  B.  des  Brandenburger  Domstifts  in  Preussen.  Er  (Redner)  wün- 
sche nicht,  den  Absolutismus  des  Staates  auf  diesem  Gebiete  zu  eta- 
bliren.  Diese  Fragen  seien  natürlich  noch  wenig  ventilirt  worden, 
weil  die  Frago  für  die  gesetzgeberische  Regelung  noch  nicht  vorbe- 
reitet war.  Die  Forderung,  dass  jode  Stiftung,  um  rechtliche  Exis- 
tenz zu  erlangen,  der  ausdrücklichen  Bestätigung  durch  den  Staat 
bedürfe,  würde  nur  zu  einer  weiteren  Ausdehnung  der  Willkür  der 
Bureaukratie  führen,  die  dem  Gemüthsleben,  auf  welchem  zumeist 
das  Stiftungswesen  beruhe,  überhaupt  wenig  Verständniss  entgegon- 
trage.  Dio  menschlicho  Natur  wurde,  durch  solche  Schranken  ge- 
hemmt, neue  Auswege  suchon;  das  Bedürfniss  des  Gemüthes  auf 
geheime  Wege  der  Befriedigung  zu  drängen,  sei  abor  nicht  wohlgo- 
than.  Alle  Stiftungen,  über  doren  Unvernunft  man  sich  beklage, 
seien  sehr  alte,  fast  jede  entsprach  einst  dem  Geiste  ihrer  Zeit 
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Damals  hatte  der  Stifter  nicht  die  Absicht,  einen  Pflock  in  die  Erde 
zu  schlagen,  um  welchen  die  Weltgeschichte  in  einem  Umwege  sich 
bewegen  sollte,  sondern  nur  die  Absicht,  einer  Zeitrichtung  zu  hul- 
digen, oder  seinen  Namen  auf  wohlfeile  Weise  zu  verherrlichen,  oder 
eine  edle  Handlung  zu  thun,  die  jenseits  honorirt  werde,  ohne  dass 
sie  diesseits  sehr  kostspielig  wäre.  Nun  wird  von  Dr.  Baumeister 
verlangt,  dass  von  einer  bestimmten  Zeit  an  der  Staat  oder  die  Or- 
gane der  Selbstverwaltung  zwar  nicht  die  Hand  an  solche  Stiftungen 
anlegen  müssen,  wohl  aber  dass  von  diesem  Momente  an  ununter- 
brochen ihr  Prüfungsrecht  bestehe  und  jeden  Augenblick  ausgeübt 
werden  könne;  für  neuere  Stiftungen  darf  das  Prüfungsrecht  natür- 
lich erst  nach  Ablauf  der  gesetzlich  zu  bestimmenden  Frist  eintreten. 
Diese  ganze  Frist-Bestimmung  scheine  ihm  ein  glücklicher  praktischer 
Griff;  man  möge  das  Gute,  was  darin  geboten  wird,  annehmen  und 
das  Suchen  nach  dem  unerreichbaren  Besseren  einstweilen  bei  Seite 
lassen;  man  möge  einen  bestimmten  greifbaren  Gedanken  hinstellen 
und  von  der  abstrakten  reinen  Theorie,  die  hier  oft  gepflegt  werde, 
einmal  absehen ;  dann  werde  man  nicht  in  die  Lage  kommen,  gefasste 
Beschlüsse  auf  späteren  Kongressen  wieder  korrigiren  zu  müssen. 

Dr.  Wolff  (Stettin)  erklärt  sich  in  allen  Hauptpunkten,  bis  auf 
einen,  mit  dem  Vorredner  einverstanden;  er  berichtigt  zunächst,  dass 
nicht  Herr  von  Hafften  einen  von  ihm  (Dr.  Wolff)  ausgesprochenen 
Gedanken  zu  einem  Antrage  formulirt  habe,  sondern,  dass  vielmehr 
er  (Dr.  Wolff)  seinen  Gedanken  (von  der  Verwerflichkeit  milder  Stif- 
tungen vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte  aus)  dem  Hafften- 
sehen  Antrage  entlehnt  habe,  dessen  Formulirung  sich  anzuschließen 
er  allerdings  Bedenken  trage.  Er  habe  den  Gedanken  nur  in  die 
Debatte  hineingeworfen,  ohne  darüber  einen  Auspruch  des  Kongresses 
provoziren  zu  wollen.  Es  käme  ihm  nur  darauf  an,  die  öffentliche 
Meinung  darauf  hinzuweisen,  dass  die  traditionellen  Anschauungen 
Aber  die  Berechtigung  und  Noth wendigkeit  der  milden  Stiftungen  in 
Widerspruch  gerathen  mit  den  faktischen  Zuständen  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung.  Auf  den  Zweck  der  Stiftungen  komme  es  ihm 
bei  seinem  Urtheil  gar  nicht  an;  denn  danach  die  Verwerflichkeit 
oder  Nfltzlickeit  der  milden  Stiftungen  zu  beurtheilen,  hiesse  sagen: 
der  Zweck  heilige  die  Mittel;  das  sei  nicht  nur  jesuitisch,  sondern 
mehr  noch  —  nnvolkswirthschaftlich.  Als  Volkswirth  halte  er  die 
Aufspeicherung  von  Kapital  in  der  Form  von  milden  Stiftungen  für  einen 
von  der  wirthschaftlichen  Entwickelung  überwundenen  Standpunkt, 
und  die  Gesetzgebung  schade  der  letzteren,  wenn  sie  derartige  Kapi- 
talansammlungen fördere,  sie  mehr  gewähren  lasse  als  sie  müsse, 
wolle  sie  nicht  in  Widerspruch  gerathen  mit  den  Grundprinzipien  des 
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Eigentham8;  deshalb  interessire  er  sich  so  sehr  für  den  von  Oppen- 
heim ausgesprochenen  Gedanken,  dass  die  Gesetzgebung  ein  Menschen- 
alter festsetzen  müsse  als  die  Grenze,  bis  zn  welcher  sie  Jemandem, 
der  eine  Stiftung  macht,  erlauben  will,  Kapital  für  einen  bestimmten 
Zweck  auszuscheiden  aus  dem  allgemeinen  Wirtschaftsleben  und  zwar, 
indem  er  die  staatliche  Autorität  für  die  Aufrechterhaltung  des  Stif- 
tungszwecks in  Anspruch  nimmt  Er  fasse  das  Recht  des  Testirens 
in  der  Form,  dass  der  Staat' seine  Organe  dazu  hergiebt,  über  die 
Ausführung  des  Testaments  zu  wachen,  so  auf,  dass  dabei  auf  Seiten 
des  Testators  die  Fiktion  obwaltet:  in  dem  Augenblicke  meines  Todes  > 
schenke  ich  mein  Eigenthum  einem  Anderen,  welcher  mir  dafür  ver- 
spricht: ich  will  es  in  deinem  Sinne  verwalten  und  verwenden.  Der 
Testator  kann  aber  nicht  von  ihm  verlangen,  dass  er  verspreche  da- 
für zu  sorgen,  dass  nun  auch  sein  Rechtsnachfolger  wiederum  dies 
in  derselben  Weise  thun  wolle  und  sofort  in  Ewigkeit.  Als  Volks- 
wirthe  hätten  wir  genügende  und  triftige  Gründe,  die  Vorstellung  zu 
bekämpfen,  als  ob  die  Form  der  milden  Stiftung  eine  nothwendige 
und  dem  volkswirthschaftlichen  Standpunkte  gegenüber  absolute  sei. 
Folge  denn  daraus,  dass,  wenn  die  Welt  aufhörte  derartige  Stiftun- 
gen zu  machen,  dann  die  etwaigen  guten,  der  Humanität,  dem  ästhe- 
tischen Sinn,  den  höchsten  Ideen  der  Menschheit  entsprechenden 
Zwecke  der  Stiftungen  nicht  erfüllt  werden  würden?  Nein.  Es  würden 
dann  keine  Armen-,  keine  Blinden- Stiftungen  mehr  bestehen;  darum 
aber  die  Armen  nicht  verhungern,  die  Blinden  nicht  umkommen  auf 
der  Strasse;  es  würden  Korporationen,  Gemeinden,  eventuell  der  Staat 
für  sie  sorgen  und,  wenn  nöthig,  sie  in  Anstalten,  wie  jetzt,  unter- 
bringen. Wenn  die  Menschen  es  überhaupt  über  sich  gewinnen 
könnten,  die  Armen  verkommen  zu  lassen,  dann  wären  wir  überhaupt 
nicht  zu  Stiftungen,  noch  zu  einer  öffentlichen  Armenpflege  gekommen; 
der  menschliche  Sinn  werde  nicht  schwinden,  sondern  wachsen  in  den 
Herzen;  nur  die  Form  seiner  Bethätigung  werde  sich  ändern,  müsse 
sich  ändern  mit  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen  Entwickelung. 
Redner  kann  die  Schwärmerei  Brehmers  für  den  grossen  Philanthropen 
Peabody  nicht  theilen;  es  gebe  wenige  Menschen  in  der  neueren  Zeit, 
die  trotz  des  schönsten  Strebens  zum  Wohle  der  Menschheit  mehr 
gegen  den  Fortschritt  derselben  gesündigt  hätten,  als  Peabody,  dessen 
Millionen,  auf  andere  Weise  verwendet,  der  Welt  mehr  genützt  hätten 
und  der  Verbreitung  der  Armuth  weniger  förderlich  gewesen  sein  würden. 
Auch  das  Beispiel  der  Schiller-Lotterie  sei  sehr  unglücklich  gewählt; 
dem  dauernden  Zwecke  der  Schillerstiftung  sei  durch  nichts  mehr  ge- 
schadet worden,  als  durch  diese  unglückliche  Lotterie;  dass  die  Schil- 
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ler Stiftung  viel  Segen  bringen  werde,  daran  glaube  er  nicht  recht; 
auf  anderem  Wege  hätte  für  die  Dauer  besser  und  wirksamer  ge- 
holfen werden  können.  Auch  die  Form  der  Wilhelms-Invaliden-Stif- 
tung halte  er  nicht  für  eine  dem  Zwecke  gemässe  Form ;  es  wäre  eine 
Pflicht  des  Staates  für  die  Invaliden  zu  sorgen  und  zwar  besser  als 
früher  zu  sorgen,  ohne  andrerseits  noch  produktive  Kräfte  brach  zu 
legen.  Doch  nicht  dem  Zwecke,  sondern  der  Form  der  Stiftungen 
gelte  seine  Opposition;  diese  Form  halte  er  für  eine  wirthsc haftlich 
abnorme.  Er  verlange  nicht,  dass  der  Kongress  seine  Ansicht  durch 
einen  Beschluss  Sanktion  ire;  dem  praktischen  Bedürfnisse  würde  durch 
die  Annahme  der  Anträge  Baumeisters  und  Oppenheim's  genügt 
werden. 

Dr.  Deitmer  vertheidigt  seine  Resolution  gegen  den  Vorwarf 
des  Referenten,  dass  dieselbe  nichts  Neues  ont halte;  sie  verlange 
eine  Beaufsichtigung  sümmiluher,  also  auch  der  Privat-  oder  Fa- 
milienstiftungcn,  wo  eino  solche  bishor  nicht  oxistire,  und  enthalte 
insofern  einen  nouen  Gedanken;  dio  Brehmer'sche  Resolution  aller- 
dings spreche  lediglich  das  allgemein  gültige  Recht  aus,  was  wohl 
unnöthig  sei.  Kino  bestimmte  Begrenzung  der  Zeitdauer  für  die 
rechtliche  Existenz  einer  Stiftung  sei  nicht  rathlieh,  da  der  Zweck 
einer  Stiftung  sich  ebenso  gut  schon  nach  zehn  Jahren,  wie  nach 
einem  Menschonalter  überlebt  haben  könne. 

Schultze  (Frankfurt  a.  M.)  will  neben  der  wirtschaftlichen  und 
ethischen  Seite  der  Frage  auch  noch  die  ethnologische  hervorheben, 
«las  heisst  den  Zusammenhang,  don  sie  mit  gewissen  örtlichen  so- 
zialen Zuständen  habe.  Wie  komme  es,  dass  in  den  Hansestädten 
und  der  Schweiz,  in  den  kleinen  Reichsstädten  des  schwäbischen 
Uborlandes,  in  der  goldenen  Auo  und  in  andern  ähnlichen  Bezirken 
Stiftungen  eine  so  grosso  Rollo  spielen,  während  in  vielen  andern 
grossen  und  bedeutenden  Städten  odor  ausgedehnten  Distrikten  fast 
gar  koino  beständen?  Dio  Stiftungen  fliessen  in  der  That  aus  den 
oigenthümlichcn  Vorbedingungen  des  sozialen  Lebens  in  einer  be- 
stimmten Landschaft,  haben  damit  ihren  innoren  nothwondigen  Zu- 
sammenhang. Dicso  Seite  der  Frago  wolle  or  in's  Auge  fassen  und 
sich  dabei  an  eine  ihm  persönlich  bekannte  Landschaft,  das  badische 
Oberland  und  dio  angrenzenden  Theile  der  Schweiz  halten.  1865 
hätten  sich  in  Constauz  dio  Vertreter  von  8  Städten  des  badischen 
Oberlandes  versammelt,  die  sich  selbst  als  die  »Spitalstädte««  be- 
zeichneten, das  heisst  welcho  im  Bositzo  eines  reichen,  ursprünglich 
städtischen  Spitals  waren,  wo  aber  die  Verwaltung  in  kirchliche 
Hände  übergegangen  war.  Das  GesammtvermÖgen  dieser  Spitäler 
und  andrer  damit  in  Zusammenhang  stehender  mildor  Stiftungen 
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wird  auf  12  Millionen  Fl.  geschätzt,  obwohl  die  acht  Städte  zu- 
sammen nicht  25,000  Einwohner  zählten.  .  Dioses  Stiftungsvormögen 
itit  also  hedoatendor  als  das  Lübecker,  von  welchem  hier  so  viel 
gesprochen  worden;  dis  Ueborlingon's,  aufweiche  Stadt  in  der  Regel 
hingewiesen  zu  werden  pflogt,  ist  nicht  oinmal  das  bedeutendste. 
In  Pfullendorf  dreht  sich  das  ganze  soziale  Leben  um  das  dortige 
Spital,  welches  alle  Gemeindeverhältnisse  beherrscht  Wie  akton- 
mässig  nachgewiesen,  ist  diosos  Spital  von  Bürgern  der  Stadt  in's 
Leben  gerufen  und  noch  bis  zum  Beginn  dieses  Jahrhunderts  durch- 
aus in  städtischer  Verwaltung  gewosen.  Damals,  als  die  Zeit  dor 
kirchlichen  Reaktion  bogann,  wurde  zuerst  gelegentlich  kommissarisch, 
nachhor  einigormaasson  dofinitiv  dio  Verwaltung  dieses  Spitals  in 
kirchliche  Hand  golegt;  oine  Stiftungskommission  gewählt,  welche 
einen  lodiglieh  konfossionellon  Charakter  trug  und  dioso  Stiftung 
ganz  selbstständig  zu  vorwalten  hatte.  In  Constanz  müsso  Joder  — 
Redner  exemplifizirt  mit  sich  selber  —  sich  in  das  Spital  einkaufen, 
obwohl  der  Protestant  keinen  Anthoil  an  dor  Verwaltung  und  den 
Wahlen  zu  denselben  hat,  während  ein  beliebiger  katholischer  Ar- 
beiter, der  sich  auch  nur  3  Monato  in  der  Stadt  aufhalte,  bei  Be- 
schlüssen der  katholischen  Kultusgemeindo  mit  zu  stimmen  und  also 
auch  auf  die  Verwaltung  des  Spitalvermügens  einzuwirken  berechtigt 
soi.  Was  war  das  Resultat  dieser  Zustände?  Der  giwerblicl'e 
Fortschritt  ist  in  allen  dioscii  Städten  ein  ausserordentlich  geringer; 
dio  sittlichen  Zuständo  sind  höchst  bedauerlich.  In  Ueborlingen, 
einer  Stadt  von  4000  Einwohnern,  soi  in  7  Jahren  dio  Bevölkerung 
um  80  Personen  gewachsen.  Tüchtige  Kräfte  wendeten  s»ch  von 
Auswärts  diesen  Spitalstädten  nicht  zu;  die  verkommenen  .Subjekte 
schaffe  man  über  See,  damit  sie  in  der  neuen  Welt  ihr  Glück  ver- 
suchten; denn  an  eine  Besserung  daheim  sei  nicht  zu  donken.  Alle 
verständigen  Leute  aber  sagten:  daran  ist  das  Spital  schuld.  Ein 
Konditor  in  Constanz  habo  ihm  gesagt,  er  kenne  Leute,  dio  ihr 
Mittagessen  regelmässig  vom  Spital  bekämen,  und  sich  dazu  bei  ihm 
das  Dessort  holten!  In  Uoborlingeu  sollen  noch  viel  tollere  Dinge 
sich  ereignet  haben,  wenn  dort  einem  Bürger  ein  Pferd  oder  ein 
Stück  Vieh  fielo,  so  geht  er  nach  dem  Spital;  das  müsste  ihm  den 
Schaden  ersetzen.  Dieso  Dinge  seien  nun  schliesslich  den  Einwoh- 
nern zu  arg  geworden;  sie  seien  zusammengetreten  und  hätten  eine 
Eingabe  an  die  badische  Regierung  gerichtet,  worin  sie  forderten, 
dass  die  Stiftungen  wiedor  in  dio  städtische  Verwaltung  zurückgege- 
ben würden.  Dieses  ist  denn  auch  nach  hartem  Kampfe  durchge- 
setzt worden.  Die  Stiftungen  wurden  provisorisch  einer  Kommission 
des  Gemeinderaths  übergeben;  dieser  Zustand  ist  seitdem  durch 
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Gesetz  in  einen  definitiven  verwandelt  worden.  Seitdem  sei  es  na- 
mentlich in  Constanz  besser  geworden  durch  die  Wirksamkeit  des 
ausserordentlich  tüchtigen  Bürgermeisters  Stromeyer;  aber  die 
schlimmen  Folgen  des  früheren  Zustandes  träten  heute  noch  in  die 
Erscheinung.  Da  sei  zuerst  zu  beachten  die  ungeheure  Masse  Ka- 
pital, die  dem  Verkehr  entzogen  werde;  so  weit  die  Einnahmen  nicht 
für  Stiftungszwecke  verbraucht  Vürden,  werde  Grund  und  Boden  da- 
für gekauft  und  so  das  Besitzthum  der  todten  Hand  stetig  vermehrt 
Alle  diese  Grundstücke  seien  dem  Verkehr  entzogen;  die  Wirkungen 
davon  seien  im  badischen  Oberland  und  im  Elsass  zu  verspüren. 
Bei  Strassburg  und  Hagenau  seien  grosse  Stiftungsgüter  des  Uni- 
versitätsfonds zu  Mainz;  bedeutende  Flächen  davon  lägen  wüst,  weil 
die  Verwaltung  es  nicht  der  Mühe  werth  hält,  etwas  für  die  Boden- 
verbesserung zu  thun.  Das  sei  noch  nicht  das  Schlimmste.  Es 
sei  eine  eigentümliche  Erscheinung,  dass,  wo  man  irgend  einer 
Korporation  oder  Stiftung  eine  selbstständige  Existenz  gebe,  sie  auch 
sofort  Alles  um  sich  her  zu  absorbiren  und  von  sieb  abhängig  zu 
machen  suche.  Auch  wenn  die  Verwaltung  einer  Stiftung  aus  der 
bürgerlichen  Gemeinde  hervorgehe,  kenne  sie  doch  in  kurzer  Zeit 
nichts  Besseres  und  Dringenderes,  als  nur  ja  das  Kapital  tu  ver- 
mehrenf  dasselbe  nur  immer  anwachsen  zu  lassen.  Nicht  wie  Nütz- 
liches zu  thun,  sondern  wie  am  meisten  zu  sparen  sei,  werde  in  Er- 
wägung gezogen.  Das  Vermögen  der  Stiftungen  sohe  man  von  Jahr 
zu  Jahr  wachsen,  von  ihren  erfieulichen  Wirkungen  sehe  man  aber 
heillos  wenig.  Der  Hauptgrund  für  die  verderbliche  Wirkung  der 
Stiftungen  sei  aber  die  Protektion  des  Lumpenthums.  Was  könne 
einem  Lump  Schlimmes  passiren  in  einer  solchen  Spitalstadt;  ver- 
hungern könne  er  nicht;  es  futtere  ihn  das  Spital;  dadurch  sei  jeder 
Trieb  zum  Emporkommen  abgeschnitten,  da  die  Noth  Niemand  zum 
Arbeiten  treibe.  Er  halte  mit  Dr.  Wolff  dafür,  dass  es  für  die 
wirtschaftliche  Hebung  der  Bevölkerung  am  Besten  sei,  wenn  diese 
Stiftungen  sämmtlich  aufhörten.  Er  selber  habe  bei  seiner  früheren 
Beschäftigung  mit  dem  ungeheuren  Gemeindevermögen  in  mehreren 
dieser  Städte  einmal  ausgesprochen,  dass  wohl  jenes  Wort  eines 
Schweizers  eintreten  möchte,  dass  die  Städte  mit  diesem  grossen 
Gemeindevermögen  nicht  eher  zu  etwas  kämen,  als  bis  sie  ihren  Be- 
sitz vorkauften,  das  Geld  nähmen  und  es  in  den  See  versenkten,  wo 
er  am  tiefsten  ist;  ein  angesehener  Staatsbeamter  und  genauer 
Kenner  des  Landes  erklärte  darauf,  bei  solchen  Verhältnissen  wie  im 
Stiftungswesen  von  Ueberlingen  müsste  er  dieses  Wort  allerdings 
unterschreiben.  In  der  benachbarten  Schweiz  werden  zwar  auch  jetzt 
noch  fortwährend  Stiftungen  in  grosser  Menge  gemacht;  es  herrscht 
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dort  ein  reger  öffentlicher  Sinn,  Jedermann  nimmt  Theil  an  den  An- 
gelegenheiten der  Gemeinde,  Niemand  macht  eine  Erbschaft  oder 
einen  Gewinn,  ohne  eine  gewisse  Anzahl  Stiftungen  zn  machen  oder 
zu  bedenken;  ihrer  grossen  Menge  nach  werden  aber  diese  Stiftungen 
der  Schule  zugewandt,  dann  gewissen  Almosen-  und  Armenstiftungen. 
Hier  ist  also  das  Stiftungswesen  nur  eine  Ergänzung  des  nämlichen 
öffentlichen  Geistes,  der  auch  die  herrlichen  Schulhäuser  und  Kantons- 
schulen in's  Leben  ruft;  da  kann  man  es  sich  gefallen  lassen.  Im 
badischen  Oberland  ist  das  Stiftungswesen  aber  eine  öffentliche  Ka- 
lamität. Um  mit  einem  Göthe'schen  Wort  zu  reden,  Vernunft  wird 
Unsinn,  Wohlthat  Plage.  Diese  Stadt  Constanz  hat  ein  millionen- 
reiches Spital;  für  die  neue  konfessionslose  Gemeindeschule  war  aber 
kein  Kreuzer  vorhanden,  obwohl  man  es  mit  den  Stiftungszwecken 
sonst  gerade  nicht  genau  nimmt,  so  dass  Mittel  vorhanden  sind,  wo- 
von Bürgermeister  und  Rath  sich  im  .lahre  einige  vergnügte  Tage 
machen;  hier  versagte  die  sonst  so  willige  Interpretationskunst  und 
für  die  Schule  musste  durch  freiwillige  Sammlungen  ein  Fonds  auf- 
gebracht werden.  Solchen  Erscheinungen  gegenüber  wird  man  es 
nur  gerechtfertigt  finden,  wenn  ich  mich  mit  grösstor  Wärme  für  den 
Antrag  Baumeister* &  ausspreche;  nur  tadle  ich  Eins,  dass  er  so 
ausserordentlich  ängstlich  gewesen  ist,  um  ja  nicht  irgendwo  das 
Volksgefuhl  zu  verletzen;  ich  bin  nicht  so  ängstlich,  so  dass  ich 
selbst  für  den  Zusatzantrag  des  Herrn  r.  Hofften  zu  stimmen  mich 
entschliessen  könnte. 

Die  Diskussion  ist  geschlossen,  indem  die  Herren  Nessmann  und 
Dannenberg  auf  das  Wort  verzichten;  dasselbe  thut  der  Referent 
Dr.  Baumeister.  Herr  v.  Hofften  zieht  seinen  Antrag  zurück,  nach- 
dem er  nochmals  betont  hat,  dass  derselbe  auf  tiefer  sittlicher  Ueber- 
zeugung  beruhe.  Der  Antrag  des  Referenten  Dr.  Baumeister  wird  mit 
dem  Amendement  des  Dr.  Oppenheim  angenommen.  Der  vom  Kon- 
gress  in  der  Frage  der  milden  Stiftungen  gefasste  Beschluss  lautet 
demnach: 

«Es  empfiehlt  sich,  in  Betreff  der  milden  Stiftungen  gesetzlich 
zu  bestimmen: 

1)  dass  die  Anordnungen  des  Stifters  nur  auf  eine  begrenzte  Zeit- 
dauer maassgebend  sein  dürfen  für  die  Verwendung  des  Stif- 
tungs Vermögens;  und  dass,  nach  Ablauf  der  für  alle  gleichen, 
von  der  Gründung  an  gerechneten  Frist,  der  Entschluss  über 
die  etwa  anderweite  Verwendung  des  8tiftung8vermögens,  und 
zwar  vorzugsweise  zu  verwandten  Zwecken,  dem  Befinden  geeig- 
neter Staatsorgane  unterliege; 
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2)  dass  diese  gesetzliche  Begrenziuig  gleichmässig  Anwendung 
finden  solle  auf  früher  gegründete  vorhandene  milde  Stiftungen.« 
Der  folgende  Gegenstand  der  Tagesordnung  ist  die  *Haflpfluht 
für  Unfälle  nur  See.*  Der  Referent,  Dr.  Lammers  (Bremen),  hat 
dazu  folgende  Resolution  vorgeschlagen:  »Die  Sicherheit  des  Seever- 
kehrs erheischt,  dass  Schißsführer  und  Rheder  für  vermeidliche  Un- 
fälle haftbar  gemacht  werden.« 

Dr.  Lammers:  Es  Ist  das  erste  Mal,  dass  der  volkswirthschaft- 
liche  Kongress  eine  nautische  Frage  auf  seiner  Tagesordnung  hat; 
die  Zeit  scheint  gekommen,  wo  derselbe  auch  auf  diesem  Gebiete  die 
Clesesetzgebung  im  Fluss  zu  bringen  berufen  ist.  Es  ist  auf  dem  ge- 
genwärtigen Kongresse  nicht  mehr  möglich,  die  Frage  so  weit  zu 
förder«,  dass  das  Resultat  der  Verhandlungen  eine  gewisse  Nonn  fBr 
die  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  abgeben  könnte;  es  kann  sich  nnr 
noch  darum  handeln,  die  Frage  orientirend  zu  behandeln.  Und  auch 
hier  werde  ich  mich  darauf  beschränken  müssen,  ganz  summarisch 
und  aphoristisch  auf  einige  Hauptgesichtspunkte  hinzuweisen.  Vor 
zwei  Jahren  wurde  auf  dem  Kongresse  zu  Mainz  die  Haftpflicht  für 
Unfälle  diskutirt;  unter  dem  Einflüsse  der  damaligen  Verhandinngen 
hat  die  Bundesgesetzgebung  die  Frage  zum  vorläufigen  Abschlags 
gebracht.  Damals  kam  im  Reichstag  zur  Sprache,  dass,  wie  über- 
haupt die  Haftbarmachung  der  Geworbsunternehmer  nicht  Mos  auf 
Bergwerke,  Eisenbahnen  und  Fabriken,  sondern  auch  auf  weitere 
Kategorieen  von  Unternehmungen  auszudehnen  sei,  auch  die  Unfälle 
zur  See,  soweit  sie  venneidlich  sind,  auf  Rechnung  der  Unternehmer 
oder  Beauftragten  kommen  müssten,  und  zwar  in  der  Richtung,  dass 
durch  die  ausgesprochene  Verantwortlichkeit  und  Heranziehung  zur 
Entschädigungspflicht  auf  Anwendung  grösserer  Vorsicht  hingewirkt 
werde.  Seeunfällo  können  namentlich  aus  zwei  Ursachen  entstehen; 
einerseits  durch  Aussendung  eines  seeuntüchtigen  Schiffes,  andrerseits 
durch  schlechte  Führung;  für  erste  ist  in  erster  Linie  der  Rheder  als 
Eigcnthümcr  des  Schiffes  verantwortlich  zu  machen;  für  letztere  in 
zweiter  Linie,  weil  er  nicht  selbst  sein  Schiff  führt;  hier  haftet  zu- 
nächst der  Kapitän  als  Schiffsfuhrer.  Beide  Verantwortlichkeiten 
laufen  vielfach  ineinander;  der  Kapitän  ist  unter  Umstanden  Mit- 
rheder oder  alleinigor  Eigenthümor.  Der  Rheder  überlässt  sehr 
häufig  oder  muss  es  selbst  unter  Umständen  dem  Kapitän  überlas- 
sen, das  Schiff  seetüchtig  zu  machen,  zu  erhalten  und  auszurüsten. 
In  Bezug  auf  die  Anwendung  des  Haftbarkeitsprinzips  auf  diesem 
Gebiete  kommon  wir  nun  in  einen  Streit  der  beiden  Systeme,  des 
Präventiv-  und  dos  Repressiv  -  Systems.  Ein  besonderes  Gebiet  des 
Seeverkehrs  ist  gegenwärtig  in  den  meisten  Staaten  einer  Präventiv- 
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"  Gesetzgebung  unterworfen:  die  Beförderung  von  Auswanderern;  man 
könnte  zu  diesem  Präventiv-Systom  auch  die  Prüfungen  der  Seeschiffer 
und  Steuerleute  rechnen,  welche  in  Deutschland  in  der  neuesten  Zeit 
auf  eine  nationale  Basis  gestellt  wurden.  Die  allgemeine  Richtung 
der  Zeit  spricht  mehr  für  das  Eepressivsyatcm;  als  Volkswirthe  sind 
wir  geneigt,  uns  auf  den  Standpunkt  zu  stellen,  dass  Präventivmaass- 
regeln  nicht  Sache  des  Staates,  sondern  der  Einzelnen  und  der  Ge- 
sellschaft im  Allgemeinen  sind;  dass  der  Staat  durch  sein  Eingreifen 
die  Aktion  der  Gesellschaft  in  dieser  Beziehung  nur  hindert  und  be- 
schränkt Der  Staat  leistet  viel  mehr,  wenn  er  für  gewisse  Unter- 
lassungs-  oder  Begehungssünden,  sobald  sie  in  die  Rechtssphäre  und 
die  Freiheit  anderer  Individuen  übergreifen,  gleichsam  als  naturge- 
setzliche Folgen  seine  Strafen  eintreten  lässt,  um  damit  den  Trieb 
zur  Vorsicht,  zur  Vermeidung  von  Unfällen  zu  schärfen.  Auch  auf 
diesem  Gebiete  gehört  dem  Repressivsystem  die  Zukunft,  sind  die 
Präventivmaassregeln  mehr  zu  beschränken  als  weiter  auszubilden. 
In  England  tritt  mit  dem  1.  Januar  1872  eine  Novelle  zur  Mer- 
chant  and  Shippmg  Act  in  Kraft,  durch  wolcho  dio  bisher  vorge- 
schriebene regelmässige  Besichtigung  der  Schiffe  ersetzt  wird  durch 
Besichtigung  auf  Antrag  der  in  irgend  einer  Weise  daran  Interes- 
sirten  oder  sich  interessirt  Glaubendon.  Die  regelmässige  Besichti- 
gung hat  nicht  verhindert,  dass  manchos  seeuntüchtige  Schiff  in  See 
gelassen  wurde;  jetzt  soll  eine  Besichtigung  nur  stattfinden,  wenn 
entweder  dio  Seeleute,  die  auf  dem  Schiffe  fahren,  oder  andre  Be- 
theiligte einen  Antrag  darauf  richten,  welcher  unter  dem  Präjudiz 
steht,  dass  der  verlierende  Theil  die  Kosten  bezahlen  muss.  Die 
Gesetzgebung  ist  damit  schon  auf  das  Repressivsystem  hinübergelei- 
tet Was  die  zu  schützenden  Kategorieen  von  Personen,  um  die  es 
sich  wesentlich  handelt,  betrifft,  so  hat  sich  unsre  Präventiv-Gosetz- 
gebung  namentlich  auf  das  Auswandererwesen  erstrockt;  für  den 
Schutz  der  Passagiere  und  Seeleute  ist  wenig  gothan.  Es  liegen 
Gründe  vor,  die  Seeleute  mehr  als  bisher  zu  schützen  gegen  Fahr- 
lässigkeit und  bösen  Willen  von  Rheder  und  Kapitän.  In  Betreff 
der  Passagiere  kommen  namentlich  die  grossen  Postdampfer  in  Be- 
tracht, die  über  den  Ozean  fahren.  Bei  ihnen  sind  von  Zeit  zu  Zeit 
Unglücksfälle  vorgekommen,  dio  zum  Theil  ohne  Zweifel  zu  vermei- 
den gewesen  wären;  sie  entstehen  auf  dem  eigenen  Schiffo  oder  durch 
Kollisionen  mit  andern  kleinen  Schiffen,  wobei  dieso  zu  Schaden 
kommen;  am  häutigsten  dadurch,  dass  bei  Nebel  und  undurchsichtiger 
Luft  in  engen  viel  befahrenen  Gewässern  mit  einer  Schnelligkeit  ge- 
fahren wird,  dio  sich  nur  in  weniger  frequeuten  Fahrstrassen  und 
bei  durchsichtiger  Loft  rechtfertigt.    Die  Kapitäne  ihrerseits  sind 
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schwerlich  schuld  an  einer  solchen  alier  Vorsicht  hohnsprechenden 
Ausnutzung1  der  Schnelligkeit;  sie  werden  getrieben  nicht  durch  Vor- 
schriften, aber  durch  das  Interesse  des  Rheders,  welcher  seinerseits 
unter  dem  Drucke  der  Konkurrenz  steht.  Diese  weist  auf  der  Linie, 
welche  in  orfreulichster  Entwickel  ung  und  Blüthe  steht,  die  Trans- 
port-, Post-  und  Personenbeförderung  denjenigen  Dampferlinien  und 
einzelnen  Schiffen  derselben  zu,  welche  die  Reise  am  schnellsten 
machen.  Die  Post  ist  nicht  blos  ein  Haupttheil  der  Beförderung, 
sondern  pflegt  selbstverständlich  den  Ton  anzugeben;  die  Reisenden 
richten  sich  bei  ihrer  Auswahl  nach  dem  Vorzug,  welchen  die  Post- 
verwaltung ertheilt.  Insofern  daher  der  Staat  allein  auf  Schnellig- 
keit und  nicht  zugloich  auch  auf  Sicherheit  Gewicht  legt,  verleitet 
er  dio  Passagiere  ebenfalls,  sich  den  am  schnellsten  fahrenden  und 
um  deshalb  vielleicht  unvorsichtig  geführten  Dampfern  anzuvertrauen, 
und  kann  er  auch  die  Schiffsmannschaft  in  Gefahr  bringen.  Es  mus> 
daher  an  den  Staat  die  Forderung  gestellt  werdeu,  auch  die  Sicher- 
heit mehr  in  Betracht  zu  ziehen.  Was  nuu  die  Person  betrifft, 
welche  mit  der  Entschädigungspflicht  in  Anspruch  zu  nehmen  ist, 
so  wird  der  KapUän  selten  in  der  Lage  sein,  Entschädigung  zu 
zahlen,  obgleich  ihn  als  Führer  des  Schiffes  zunächst  die  Verant- 
wortlichkeit trifft;  die  Haftbarkeit  muss  subsidiarisch  sich  auf  den 
Rheder  erstrecken.  Im  Reichstage  wurde  einem  Amendement  ge- 
genüber, welches  die  Haftbarkeit  auf  Seeunfälle  ausgedehnt  habe» 
wollte,  vom  Regierungskommissarius  geltend  gemacht,  dass  das 
deutsche  Handelsgesetzbuch  schon  eine  Bestimmung  enthalte,  welche 
gegen  die  Rheder  geltend  gemacht  werden  konnte;  aber  es  fehle  bis 
jetzt  die  Handhabe  dazu  in  einer  Prozessordnung,  die  neue  Zivil- 
prozessordnung werde  dieselbe  schaffen.  Auf  diese  Erklärung  hin 
Hess  der  Reichstag  die  beantragte  Resolution  fallen.  Zu  einer  Un- 
tersuchung darüber,  ob  es  sich  in  der  That  so  verhält,  ist  jetzt 
nicht  die  Zeit;  ich  beschränke  mich,  auf  einen  Punkt  hinzuweisen. 
Wenn  die  neue  Zivilprozessordnung  Zivilgescliworene  in  einer  oder 
der  andern  Form  einführt,  so  möchten  speziell  die  Schadenersatz- 
klagen aus  gewerblichen  Unfällen  den  Zivilgeschwomen  überwiesen 
werden.  Die  nautischen  Vereine  haben  immer  betont,  dass  zur  Be- 
ruhigung von  Rhedern  und  Schiffsführern ,  welche  einer  solchen 
Haftbarkeit  unterworfen  werden  sollen,  es  nothwendig  gehöre,  dass 
den  bestehenden,  rein  mit  Juristen  besetzten  Gerichten  in  irgend 
einer  Weise  nautische  Sachverständige  augeführt  wurden;  denn  es 
seien  Fälle  denkbar,  wo  es  zur  Findung  eines  gerechten  Urtheils 
absolut  gehöre,  mit  Sicherheit  zu  ermessen,  was  der  Kapitän  thun 
konnte  und  musste;  das  könne  in  vieleu  Fällen  aber  nur,  wer  selbst 
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zur  See  gefahren  sei  und  dieses  Gewerbe  kenne;  es  müssten  also 
den  rechtsgelehrten  Richtern  nautische  Sachverständige  zur  Seite 
gestellt  werden.  —  Redner  erklärt  zum  Schlüsse,  er  ziehe  seinen 
Antrag  für  den  Fall  zurück,4  dass  auch  nur  ein  einziges  Mitglied 
gegen  denselben  Einwendungen  mache,  da  zu  einer  Diskussion,  die 
dann  nothwendig  werden  würde,  keine  Zeit  vorhanden  sei.  —  Da 
Herr  von  Freeden  (Hamburg)  Einspruch  erhebt,  ist  der  Antrag  zu- 
rückgeeogm. 

Der  nächste  Gegenstand  der  Tagesordnung  würde  »die  Unent- 
geUlichktit  dts  öffentlichen  Schulunterrichts«  sein,  zu  welcher  Frage 
der  Referent  Dr.  Wo1  ff  (Stettin)  folgende  Resolution  eingereicht  hat: 
»Die  Unentgeltlichkeit  des  Schulunterrichts  ist  verwet flieh; 
weil  sie  im  Widerspruch  steht  mit  der  Verantwortlichkeit  der 
Eltern  für  die  Existenz  ihrer  Kinder; 

weil  sie  das  harmonische  Verhältniss  zwischen  der  Schulbil- 
dung und  anderen  Kulturbedürfnissen  ebenso  stört,  wie  das 
Schutzsystem  das  harmonische  Verhältniss  zwischen  der  In- 
dustrie und  anderen  Funktionen  des  wirtschaftlichen  Ge- 
triebes ; 

weil  sie  die  im  Staate  resp.  in  den  Kommunen  herrschendeu 
politischen  und  religiösen  Parteien  zu  Herren  des  Schulwesens 
macht  und  damit  den  inneren  Frieden  im  Staate  und  in  der 
Gesellschaft  gefährdet.« 

Da  die  Zeit  zu  weit  vorgerückt  ist,  wird  dieser  Gegenstand  von 
der  Tagesordnung  abgesetzt,  die  damit  erledigt  ist. 

Der  Vorsitzende  Dr.  Braun  ergreift  das  Wort:  Wir  stehen  am 
Schlüsse  unserer  Verhandlungen  und  ich  glaube,  wir  haben  einigt* 
Ursache,  mit  einem  gewissen  Grade  von  Befriedigung  auf  den  Ver- 
lauf und  das  Ergebniss  der  Verhandlungen  zurückzublicken.  Wir 
haben  uns  mit  einer  Reihe  dringlicher,  jedenfalls  aber  wichtiger  Fra- 
gen beschäftigt.  Wir  haben  eine  neue  Frage  in  den  Kreis  unserer 
Besprechungen  gezogen  und  in  Betreff  der  Vergleichsaussrhüsse  zwi- 
schen Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  einen  Beschluss  gefasst,  der 
meiner  Meinung  nach  jedenfalls  soweit  einen  Werth  hat,  als  er  auf 
ein  Mittel  hinweist,  das  unter  Umständen  geeignet  sein  kann,  den 
für  die  Betheiligten  sowohl  wie  für  die  Gesammtheit  schädlichen 
Arbeitseinstellungen  vorzubeugen  oder  denselben  ein  Ende  zu  machen. 
Wir  haben  unsere  Tagesordnung  mit  Ausnahme  des  einen  Gegen- 
standes, den  wir  abgesetzt  haben,  erledigt.  Wir  haben  in  Betreff  der 
müden  Stiftungen  einen  Beschluss  gefasst,  welcher  geeignet  sein 
wird,  die  Traditionen  der  Vergangenheit  mit  den  Bedürfnissen  der 
Gegenwart  in  möglichsten  Einklang  zu  setzen.    Wir  haben  in  Be- 
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treff  der  Fortent Wickelung  der  internationalen  Handelspolitik  uns  aus- 
gesprochen für  das  Posthalten  an  dem  Wege,  den  unsre  deutsche 
Regierung  und  früher  die  Macht,  welche  an  der  Spitze  de?  Zollver- 
eins stand,  mit  unsrer  steten  Zustimmung  und,  ich  kann  sagen,  zum 
Theil  auf  unsre  Anregung,  befolgt  hat  Wir  erblicken  das  Heil 
unsrer  Handelspolitik  in  dem  treuen  Festhalten  an  diesem  Wege;  es 
war  vom  grössten  Nutzen,  festzustellen,  dass  darüber  in  unsrer 
Schule  ein  Zweifel  nicht  bostohe.  Wir  haben  ferner  uns  mit  den 
Rechten  der  Schifffahrt  auf  Binnengewässern  beschäftigt;  wir  haben 
eine  rücksichtslose,  abor  den  Verhältnissen  gemässo  Beleuchtung  der 
Mängel  vorgenommen,  welche  auf  diesem  Gebiote  obwalten,  nicht 
aller  —  denn  es  giebt  deren  noch  viole  — ;  dio  hier  erwähnten  sind 
nur  die,  welche  am  schnellsten  Abhülfe  verlangen,  und  dieso  hat 
der  Kongress  durch  seinen  Beschluss  befürwortet.  Wir  haben  end- 
lich eine  Anregung  gegeben,  dass  die  Gesetzgebung  des  Reiches, 
nachdem  sie  sich  mit  den  Unfällen  auf  dorn  Lando  beschäftigt  hat 
auch  die  Unfälle  eur  See  in  Betracht  ziehe,  wenngleich  wir  wegen 
der  Kürze  dor  Zeit  einen  Beschluss  zu  fassen  nicht  in  der  Lage 
waren,  nachdem  der  Referent  soinen  Antrag  zurückgezogen  hatte. 
•Endlich,  die  Hauptfrage,  mit  welcher  wir  uns  beschäftigt  haben,  ist 
die  Krage  der  Münzreform,  Wenn  es  uns  gelingt  ,  auf  diesem  Ge- 
biete, von  dem  ich  keinen  Anstand  nehme,  zu  erklären,  dass  es  die 
wichtigste  volkswirtschaftliche  Frage  der  deutschen  Gegenwart  ent- 
hält, (Bravo I)  der  Zerfahrenheit  der  öffentlichen  Meinung  und  der 
durch  diose  herbeigeführten  Unentschlosscnbeit  der  Reichsgcwalt  und 
der  Bundesregierungen  ein  Ende  zu  machen;  wenn  es  uns  gelingt, 
den  Zustand  zu  beendigen,  in  welchem  jedes  Projekt  stark  genug 
war,  ein  andres  zu  Falle  zu  bringen,  aber  nicht  stark  genug,  sich 
selber  durchzusetzen;  wenn  wir  dieser  Zerrissenheit  der  öffentlichen 
Meinung  einen  Mittelpunkt  geben  und  dadurch  bewirken,  dass  noch 
im  Laufe  dieses  Jahres,  wie  ich  hoffe,  diese  Frage  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung nicht  provisorisch,  sondern  definitiv  gelöst  wird,  dann 
werden  wir  —  wir  sind  bescheiden  genug,  die  Dienste,  die  wir  dem 
Yaterlande  geloistet  haben,  nicht  zu  hoch  anzuschlagen  —  in  der 
That  Deutschland  einen  grossen  Dienst  geleistet  haben.  (Bravo !)  Sie 
wissen,  dass  auch  hier  unter  uns  vielfache  Verschiedenheit  der  Mei- 
nungen obgewaltet  hat,  —  ich  selbst  habe  in  dieser  Frage  zu  der 
Minorität  gehört  —  nachdem  wir  aber  einen  Beschluss  gefunden 
haben,  den  wir  durch  unsre  Schlussabstimmung  einstimmig  geneh- 
migt haben,  und  von  welchem  auch  dessen  ursprüngliche  Gegner 
nicht  zu  behaupten  gewillt  sind,  dass  «r  auf  Abwege  führe,  lassen 
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Sie  uns  auch  festhalten  an  diesem  nnserm  Beschlüsse  und  uns  zu 
Aposteln  desselben  raachen.  (Bravo!) 

Auf  Vorschlag  des  Vorsitzenden  wird  beschlossen,  den  Beschluss 
in  der  Münzfrage  dem  Reichskanzler,  dem  Reichskanzleramt  und 
sämmtlichen  deutschen  Regierungen,  dem  Ausschusse  des  deutschen 
Handelstages  und  sämmtlichen  deutschen  Handelskammern,  wie 
sämmtlichen  Mitgliedern  des  deutschen  Reichstages  mitzutheilen  und 
demselben  überhaupt  den  möglichst  grössten  Grad  der  ©Öffentlich- 
keit zu  geben.  Auf  Vorschlag  des  Dr.  Wolff  wird  ausserdem  die  telegra- 
phische Veröffentlichung  des  Beschlusses  in  der  Münzfrage  beschlossen. 

Der  Vorsitzende  erklärt  die  Verhandlungen  so  weit  zu  Ende  ge- 
führt, dass  ihm  nur  noch  eine  sehr  angenehme  Pflicht  obliege,  der 
Stadt  Lübeck,  den  Mitgliedern  des  Lokalkomitä's,  den  Lübecker  Mit- 
gliedern des  Kongresses  und  den  Damen,  die  das  Fest  des  Kon- 
gresses mit  ihrer  Gegenwart  beehrten,  den  aufrichtigsten  Dank  des 
Kongresses  abzustatten;  er  hoffe,  dass  dieses  Band  gemeinsamer 
geistiger  Arbeit  auch  nach  der  körperlichen  Trennung  in  der  Ferne 
seine  sympathische  Kraft  behalten  werde.  Die  Mitglieder  des  Kon- 
gresses würden  stets  eine  lebhafte  und  dankbare  Erinnerung  in  ihrem 
Herzen  tragen  an  diese  Stadt,  welche  eine  glorreiche  Geschichte  von 
700  Jahren,  Traditionen,  die  in  die  ältesten  Zeiten  Deutschlands  zu- 
rückreichen, mit  dem  höchsten  Grade  und  besten  Geiste  moderner 
Kultur  und  Bildung  vereinige»  (Bravo!)  —  Nachdem  die  Versamm- 
lung auf  Vorschlag  Dr.  WolfTs  dem  Vorsitzenden  für  die  Leitung 
des  Kongresses  gedankt,  erklärt  derselbe  den  12.  Kongress  deutscher 
Vulkswirthe  für  geschlossen. 


VoUtiwlrth.  Viert»U»hr8chrift.    1871.    III.  13 
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Grundsätze  der  Völkswirthschaftskhrc.  Von  Dr.  Karl  Menger.  Erster 
allgemeiner  Theil.   Wien.    W.  Braumüller.  1872. 

Einleitung  in  das  Studium  der  VoUUictrthschafi.  Von  Professor  K.  T. 
Richter.   Prag.   H.  Dommieus.  1871. 

Luit  und  Liebe  mm  Stadium  der  Volkswirtschaft  schient  zur  Zeit 
am  üppigsten  ins  Kraut  in  Russland  —  im  deutschen  wie  im  heiligen 
Kussland  —  und  in  Oesterreich,  und  zwar  auch  hier  diesseits  wie  jenseits 
der  Leitha.  Es  ist  eben  beides  dafür  verhältnissrnässig  jungfräulicher 
Boden.  Unsere  Leser  sind  schon  seit  Jahren  im  Stande  gewesen,  in  unserer 
Bücherschau  das  stetige  Wachsthum  der  volkawirthschaftlichen  Literatur, 
vorzüglich  in  Deutsch -Oesterreich  zu  verfolgen.  Wir  selbst  haben  dabei 
nicht  umhin  gekonnt,  uns  sagen  zu  müssen,  dass,  wenn  auch  viel  öster- 
reichisches Erzeugniss  auf  diesem  Gebiet  noch  den  Stempel  jugendlicher 
Unreife  tragt,  die  Arbeiten  österreichischer  Volkswirthe  doch  vorteilhaft 
durch  wannen  Eifer  und  Stellung  auf  höherer  Warte  sich  von  der  trüb- 
seligen Makulatur  unterscheiden,  durch  wolche  so  viele  der  bestallten 
Jngendlehrer  der  Volkswirtbschaft  an  den  Hochschulen  des  Deutschen 
Reiches,  unter  dem  Beistande  unerfahrener  Verlagsbuchhandlungen,  ihrem 
Beruf  und  Titel  jeweilig  genügen  zu  müssen  glauben.  Aus  Wien  haben 
wir  wiederholt  ganz  ausgezeichnete  Spezial-Arbeiten  über  die  Wohnungs- 
frage, über  das  Lagerscheinweson  n.  s.  w.  des  Dr.  Emil  Sax  unserem 
Leser  vorzuführen  gehabt,  sowie  der  fruchtbringenden  Th&tigkeit  des  Herrn 
Professor  Neumann ,  des  Herrn  Sommerfeld  rühmend  zu  erwähnen.  Die 
allerdings  sehr  elementaren,  aber  gesunde  Grundlagen  verrathenden  Hand- 
bücher des  Herrn  Professor  von  Inama- Sternberg  in  Innspruck  zeigten 
sich  gleichfalls  als  den  Zwecken  wirklich  entsprechend,  für  welche  sie 
verfasst  sind.  Wir  greifen  bei  diesen  Erwähnungen  nur  heraus,  was  uns 
zufällig  in  den  Wurf  kommt,  nur  um  zu  belegen,  nicht  um  zu  klassifiziren. 
Wie  die  Titel  der  beiden  oben  erwähnten,  gleichzeitig  erschienenen  systema- 
tischen Werke  zeigen,  wird  das  Studium  der  Volkswirtschaft  in  Oester- 
reich immer  eifriger  und  man  steckt  sich  dabei  immer  grössere  Ziele. 
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Man  kann  jetzt  wohl  sagen,  dass  seit  dem  Kriege  Ton  1866  und  vielleicht 
als  eine  leiner  Polgen  in  Oesterreich  eine  wesentlich  volkswirtschaftliche 
Aera  angebrochen  ist  und  zwar  in  der  Literatur  wie  im  Alltagsgetriebe 
der  Menschen,  wie  einst  in  Preussen  nach  dem  Tilsiter  Frieden. 

Noch  lange,  nachdem  es  anderwärts  schon  Licht  geworden,  lag  tiefes 
Dunkel  der  wirtschaftlichen  Gedanken  Aber  Oesterreich.  Im  17.  Jahr- 
hundert besass  es  zwar  einen  sehr  geschäftigen  Volkswirth  im  Eathe 
BecJver,  aber  es  war  eben  ein  Volkswirth  des  17.  Jahrhunderts,  d.  h.  das 
gerade  Ge  gentheil  von  einem  Volkswirth.  Prohibition  und  Monopol  waren 
ihm  wie  seinen  Zeitgenossen  unfehlbare  Regierungsmittel  für  die  Hebung 
des  Volkswohlstandes.  Wunderbarer  Weise  taucht  schon  bei  diesem  frühe- 
sten volkswirtschaftlichen  Schriftsteller  des  deutschen  Südens  der  ver- 
meintliche Gegensatz  von  Mannfakturstaat  und  Agrikulturstaat  auf,  mit 
welchem  in  unseren  Tagen  es  Friedrich  List  gelang,  in  Süddeutschland 
die  Köpfe  zn  verwirren  und  in  Norddeutschland  die  Habgier  von  Men- 
schen in*s  Feld  zu  fuhren,  welche  selbst  nicht  so  leicht  zu  verwirren  sind, 
aber  die  Verwirrung  aller  Uebrigen  gern  sahen.  Wiederholt  ist  es  uns 
bei  den  literaturgeschichtlichen  Studien  unserer  Jugend,  welche  mit  einem 
publizistischen  Gefecht  mit  List,  geführt  zwischen  der  Ostsee-Zeitung  und 
der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung,  Hand  in  Hand  gingen,  so  vorgekom- 
men, als  ob  List  die  Vorstellungewelt  in  seinem  Kopfe  gar  nicht  so  sehr 
den  Amerikanern,  wie  dem  alten  Becher  verdanke.  Im  vorigen  Jahrhun- 
dert hatte  Oesterreich  ebenfalls  seinen  Volkswirth,  man  kann  sagen,  seinen 
amtlich  bestallten  Volkswirth  in  Sonnenfda.  Sein  vollständig  unbrauch- 
bares Lehrbuch  war  das  gesetzlich  für  die  akademische  Jngend  vorgeschrie- 
bene, welche  bei  dieser  eben  so  unschmackhaften  wie  ungesunden  Kost 
»11er  Anregung  zum  Denken  entbehrte  und  auf  dem  Gebiete  der  volks- 
wirthschaftlichen  Wissenschaft  in  vollständiger  Lethargie  verharrte.  Erst 
zur  Zeit  der  grossen  Freihandelsbewegung  in  Engrand  fielen  die  ersten 
volkswirtschaftlichen  Lichtstrahlen  auch  nach  Oesterreich  hinein  und  er- 
weckten den  Geist  einzelner  junger  Männer,  deren  Zahl  sich  dann  unter 
dem  Anstoss  der  deutschen  Freihandelsbewegung  langsam  aber  stetig 
vermehrte.  Einer  derselben,  der  aber  erst  dem  letzten  Jahrzehnt  ange- 
hört, soll  uns  selbst  darüber  Bericht  erstatten,  in  welcher  Weise  die 
gegenwärtige  Zeit  in  Oesterreich  sich  vorbereitet  hat.  Der  Vertaner  der 
oben  angeführten  »Einleitung  in  das  Studium  der  Volkswirtschaft«,  Prof. 
K.  Th.  Richter  in  Prag,  ist  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  als  jeweiliger 
Mitarbeiter  derselben  und  aus  der  Erwähnung  seiner  früheren  Arbeiten 
nicht  unbekannt.  In  jener  Einleitung  erzählt  er,  was  wir  hier  wiedergeben 
wollen,  ohne  uns  indess  die  implizirten  Urtheile,  die  eben  ganz  die  seini- 
gen sind  und  bleiben,  dabei  anzueignen: 
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■Erst  im  Jahre  1845,  als  die  ersten  Luftzüge  eines  neuen  Geistes  auch 
in  Oesterreich  empfunden  wurden,  erschienen  »Die  Grundlehren  der  Volks- 
wirthschaft*  Ton  Dr.  Josef  Kudler,  die  rücksichtslos  aussprachen,  da« 
Sonnenfela  veraltet  und  für  den  Geist  der  Zeit  nicht  mehr  geeignet  sei. 
Ieh  zähle  dieses  Lehrbuch  Kudlers,  eines  Meisters  auf  so  vielen  Gebieten 
der  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  zu  den  besten  Werken  der  deutschen 
volkswirtschaftlichen  Literatur.  Ueberaus  munter  nahm  der  damals 
schon  ergraute  Hechtslehrer  die  neuesten  Resultate  der  ökonomischen 
Wissenschaft  aller  Lander  auf,  und  bot  sie  den  Lesern  in  einer  Klarheit 
und  Bündigkeit  der  Darstellung,  die  wenig  Werke  dieser  Art  bis  in  die 
neueste  Zeit  ihr  eigen  nennen.  Kr  wirkte  mit  seinem  Eifer  für  wirt- 
schaftliche Reformen  tief  ein  auf  die  Zeit  und  die  epochemachende  Gesetz- 
gebung des  Jahres  1848 — 49.  Er  regte  in  verschiedenen  Kreisen  das 
Studium  der  Volkswirtschaft  und  die  jange  Forschung  an.  In  Deutsch- 
land ist  das  Werk  gar  nicht  gekannt.  Nur  Rau,  dem  Nichts  entging, 
wusste  es  zu  würdigen.  Seit  Kudler's  Tod  ist  es  aber  auch  den  österreichi- 
schen Universitäten  verloren  gegangen.  Kein  neues  Werk  ersetzte  es.  Der 
nach  Kudler  auf  die  Lehrkanzel  der  Volkswirtschaft  nach  Wien  berufene 
Norak  war  unfähig  es  zu  tun,  vermochte  kaum  das  Fach  anständig  zu 
vertreten.  Da  wurde  1854  Lorenz  Stein  nach  Wien  berufen  und  seine 
überaus  anregenden  Vorträge,  ebenso  wie  seine  vielseitige  literarische 
Thätigkeit,  belebten  wieder  ein  eifriges  Studium  der  8taatswissenschaften. 
Ich  denke  mit  Freuden  und  voller  Dankbarkeit  der  Zeit,  in  der  ich  mit 
vertrauten  Genossen  den  Vorträgen  dieses  ausgezeichneten  Lehrers  folgte. 
Seit  seiner  Thätigkeit  erst  drang  das  Studium  der  Volkswirtschaft  in 
grössere  und  immer  grössere  Kreise,  zählten  seine  Vorlesungen  über  die 
Staatswissenschaften  zu  den  besuchtesten  der  Wiener  Universität  Seit 
dieser  Zeit  ist  eine  Reihe  strebsamer  Männer  herangewachsen,  welche  auf 
öffentlichen  Lehrkanzeln,  in  der  Literatur  und  in  den  Kreisen  des  bürger- 
lichen Lebens  mit  Liebe  und  Eifer  für  die  Kenntniss  staatswissenschaft- 
licher Lehren  wirken.  Das  n  Lehrbuch  der  Volkmcirthschaft,  zum  Gebrauch 
für  Vorlesungen  und  für  das  Sdbststudium*  von  L.  Stein ,  ist  weniger 
gesucht  und  benutzt  worden.  Es  setzt  für  das  Selbststudium  zu  viel  vor- 
aus, es  giebt  zahlreiche  Anregungen,  die  nur  der  Weiterstrebende  zu 
würdigen  versteht  und  unzweifelhaft  bedeutende,  kritisch  gesichtete  Be- 
griffe, die  nnr  der,  mit  der  gesammton  übrigen  Literatur,  Vertraute  an- 
erkennen kann.  Ich  habe  dies  fiüher  schon  empfunden  und  empfinde  es 
immer  mehr,  je  grösser  die  Erfahrungen  sind,  die  ich  selbst  im  Lehrfach 
gesammelt.  Doch,  ist  dies  mit  L.  Stein's  Lehrbuch  allein  der  Fall?  Ich 
glaube  nicht.« 

Wir  wollen  hier  nur  einschalten,  dass  Dr.  L.  von  Stein  bekanntlich 
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kein  Oesterreicher,  sondern  ein  Holsteiner  ist.  Die  ihm  hier  zugeschrie- 
bene Rolle  beweist,  dass  der  Zusammenhang  mit  Deutschland  bei  dem, 
was  sich  in  Oesterreich  entwickelt,  einen  Hauptfaktor  gebildet  hat  und 
wohl  auch  des  Weiteren  noch  zn  bilden  haben  wird. 

Die  beiden  oben  angeführten  grösseren  Arbeiten,  welche  zur  Zeit  den 
Vordergrund  des  Gesammtbildes  der  österreichischen  Leistungen  auf  dem 
Gebiete  der  Volkswirtschaftslehre  einnehmen,  machen  nicht  beide  den- 
selben Anspruch  und  lassen  deswegen  keine  Gegenüberstellung  in.  Prof. 
Richter  hat  eben  nur  eine  propädeutische  Einleitung  in  das  Studium  der 
Volkswirtschaftslehre  schreiben  wollen.  Er  hat  sich  durchaus  nicht  ver- 
messen, ein  eigenes  System  aufstellen  in  wollen,  eine  Aufgabe,  mit  wel- 
cher es  gerade  in  unserer  Wissenschaft  die  Jugend  und  leider  nicht  einmal 
blos  diese  sehr  leicht  nimmt.  Er  drückt  selbst  die  Ansicht  aus  und  be- 
gründet sie,  dass  wenigstens  unsere  neueste  Zeit  bisher  keine  Anzeichen 
eines  Berufes  zur  Lösung  dieser  Anfgabe  enthalte.  Er  sagt  nach  Er- 
wähnung der  Fülle  volkswirtschaftlicher  Detailarbeiten,  welche  die  deutsche 
Literatur  des  letzten  Jahrzehnts  aufweist,  dass  diese  Detailarbeiten  »mehr 
für  die  Bildung  und  wirtschaftliche  Erziehung  des  Volkes  gethan  haben 
als  die  gesammte  übrige  Literatur.«  Es  wäre  falsche  Scham  in  den 
Spalten  dieser  Zeitschrift  eine  solche  Anerkennung,  welche  auch  ihren 
eigenen  Einfluss  in  sich  begreift,  ablehnen  zu  wollen.  Es  ist  dies  voll- 
ständig wahr,  und  den  besten  Beweis  liefern  die  Gesetzgebungs-Reformen, 
welche  sich  in  ganz  Deutschland  während  des  letzten  Jahrzehnts  gedringt 
haben,  wie  nie  zuvor  und  welche  stets  solchen  durchschlagenden  Detail- 
arbeiten anf  dem  Fusse  gefolgt  sind.   Er  fährt  dann  fort: 

»Erst  wenn  die  gesammte  Wirthächaftslehre  so  durchgearbeitet  sein 
wird,  kann  eine  Zeit  kommen,  in  der  die  Systematisirung  wieder  Fruchte 
tragen  wird.  Dass  in  ihrer  ungeheuren  Produktivität  die  immor  sammeln- 
den und  bearbeitenden  Lehrbücher  der  Volkswirtschaft  und  Wirtschafts- 
lehre nicht  verschwinden  werden,  dafür  sorgen  die  höheren  Scholen  und 
Universitäten  und  die  dadurch  beständig  regen  Bedürfnisse  darnach.  Was 
sie  aber  nicht  bewältigen  können ,  wo  die  Meisten  dem  Uebermaass  des 
Materials  erliegen,  da  tritt  eine  Literatur  ein,  die  die  Weltausstellungen 
erzeugt  haben  und  die  in  inniger  Verbrüderung  von  Statistik  und  Wirt- 
schaft die  wahre  Geschichtsschreibung  nnd  Darstellung  der  Wirtschaft 
der  einzelnen  Länder  entält  Aber,  wo  immer  wir  die  Literatur  durch- 
blättern, es  ist,  als  ob  diese  ungeheure,  mit  emsigem  Fleisse  und  grossen 
Kosten  von  allen  Ländern  geschaffene  Litteratur  gar  nicht  existiren  würde. 
Dicke  Bände  werden  als  Lehrbücher,  8ystemo  und  gesammelte  Vorträge 
produzirt  und  die  Beispiele,  die  wir  rinden,  die  Zitate  und  Beweise,  si 
ind  immer  dieselben  und  den  epochemachenden  Werken  wird  auch  nicht 
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die  geringste  Bedeutung  geschenkt.  Die  sogenannten  Geschichten  der 
Volkswirtschaft,  selbst  die  sehr  kleinlieh  behandelte  „geschichtliche  Ent- 
wickelang der  Nationalökonomie  and  ihrer  Literatur«  von  Julius  Kautz 
hat  in  ihren  drei  Bänden  Raum  für  die  Betrachtung  aller  möglichen  Leute 
and  Schriften,  aber  auch  nicht  eine  Zeile  für  diese  grossartigen  Arbeitra 
aller  Länder.« 

Leider  ist  auch  dies  wahr.  Die  Systemmacherei  und  die  praktische 
Detailarbeit  sind  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiet  vollständig  auseinander- 
gerathen  und  kümmern  sich  kaum  um  einander.  Der  wahre  Grund  ist 
aber  der,  dass  in  Deutschland  die  volkswirtschaftliche  Literatur  mit 
systematischen  Ansprüchen  in  der  ungeheuren  Mehrzahl  ans  ganz  erbärm- 
lichem Machwerk  besteht.  Diejenigen,  welche  Systeme  aufgestellt  haben, 
sind  meist  nur  dadurch  dazu  gekommen,  sich  dessen  zu  vermessen,  weil 
ihnen  der  1  leberblick  über  das  liebiot,  dessen  Eroberung  und  Beherrschung 
ihr  Ziel  bildet,  gemangelt  hat,  und  diejenigen,  welche  die  einschlagenden 
Detailarbeiten  geschrieben  haben,  sind  von  der  systematischen  Arbeit  zu- 
rückgeschreckt, eben  weil  die  Fülle  des  Denkstoffes  auf  demjenigen  Theile 
des  Gebiets,  den  sie  wirklich  übersehen,  schon  für  sich  so  gross  ist,  dasa 
sie  die  Beherrschung  des  Ganzen  durch  den  Einzelnen  fast  für  unmöglich 
halten.  Wenn  Alles  gesagt  werden  soll,  was  zu  sagen  wäre,  um  die  Zwei- 
deutigkeit und  die  Möglichkeit  falscher  8ohlÜsse  auszuschliesten,  würde  ein 
System  der  Volkswirtschaft  jetzt  vielleicht  tausend  Druckbogen  in  An- 
spruch nehmen. 

Es  können  daher  angebliche,  neue  Bearbeitungen  der  volkswirtschaft- 
lichen Wissenschaft  in  ihrer  Gesammtheit  kaum  anders  aufgenommen  und 
gelesen  worden,  als  um  den  persönlichen  Beruf  des  jungen  Verfassers, 
wenn  c?,  wie  in  der  Mehrzahl  der  Fall,  ein  junger  ist,  einer  Prüfung  zu 
unterwerfen,  die,  wie  sich  von  selbst  versteht,  um  des  löblichen  ßtrebens 
willen  nur  eine  wohlmeinende  sein  kann.  Wenigstens  wir  ziehen  es  vor, 
besonders  angeblich  neue  Systeme  dor  Volkswirtschaftslehre  lieber  gar 
nicht  in  dieser  Zeitschrift  zu  besprechen,  als  dem  billigen  Kitzel  zu  fröhnen, 
dem  Zwerge,  der  unter  der  Last  keucht,  die  etwaige  Komik  seiner  An- 
strengungen vorzuhalten. 

Wenn  wir  von  einem  solchen  Systeme  Kenntniss  nehmen,  ist  es,  weil 
es  uns  das  Auftauchen  einer  neuen  Kraft  für  praktische  Arbeit  zu  ver- 
rathen  scheint. 

Dies  Letztere  ist  in  nicht  geringem  Blaasse  der  Fall  in  Betreff  des 
Dr.  Carl  Menger,  dessen  »Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehre«  uns 
jetzt  ebenfalls  ans  Oesterreich  zugekommen  sind.  Bis  jetzt  liegt  nur  ein 
erster  allgemeiner  Theil  vor,  und  ein  abschliessendes  Urtheil  ist  daher 
noch  nicht  möglich. 
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Da  die  Methode  der  volkswirtschaftlichen  Forschung  in  neuerer  Zeit 
wiederholt  als  eine  Streitfrage  aufgetaucht  ist,  ist  schon  durch  des  einzel- 
neu Forschers  Stellang  zu  dieser  Frage  ein  Fingerzeig  gegeben  für  Beur- 
teilung seines  Berufs.  Herr  Dr.  Menger  lässt  sich  über  diese  Streitfrage 
vernehmen,  wie  folgt: 

»Wir  waren  in  dem  Nachfolgenden  bemüht,  die  komplizirten  Erschei- 
nungen dor  menschlichen  Wirthschaft  auf  ihre  einfachsten,  der  sicheren 
Beobachtung  noch  zugänglichen  Elemente  zurückzuführen,  an  diese  letztem 
das  ihrer  Natur  entsprechende  Maass  zn  legen  und  mit  Festhaltung  des- 
selben wieder  zu  untersuchen,  wie  sich  die  komplizirteren  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  aus  ihren  Elementen  gesetzmässig  entwickeln. 

Es  ist  dies  jene  Methode  der  Forschung,  welche  in  den  Naturwissen- 
schaften zur  Geltung  gelangt,  zn  so  grossen  Resultaten  führte  und  des- 
halb in  misaverständlicher  Weise  auch  die  naturwissenschaftliche  gensnnt 
wird,  während  sie  doch  allen  Erfahrungswissenschaften  gemeinsam  ist  und 
richtiger  die  empirische  genannt  werden  soBte.  Es  ist  diese  Unterschei- 
dung aber  deshalb  ron  Wichtigkeit,  weü  jede  Methode  durch  die  Natur 
des  Wissensgebietes,  auf  welchem  sie  zur  Anwendung  kommt,  ihren  beson- 
deren Earakter  erhält  und  demnach  von  einer  naturwissenschaftlichen 
Richtung  in  unserer  Wissenschaft  nicht  die  Bede  sein  kann. 

Bie  bisherigen  Versuche,  die  Eigentümlichkeiten  der  naturwissen- 
schaftlichen Methode  der  Forschung  kritiklos  auf  die  Volkswirtschafts- 
lehre zu  übertragen,  haben  denn  auch  zu  den  schwersten  methodischen 
Missgriffen  und  zn  einem  leeren  Spiele  mit  äusserlichen  Analogien  zwischen 
den  Erscheinungen  der  Volkswirtschaft  und  jenen  der  Natur  geführt 
Magna  cum  vanitate  et  desipientia  inanes  similitudines  et  sympathias 
rerum  describunt  atque  etiam  quandoque  affingunt*),  sagt  Baco  von 
Forschern  dieser  Art,  ein  Satz,  der  auch  heute  noch  und  zwar  seltsamer- 
weise eben  von  jenen  Bearbeitern  unserer  Wissenschaft  gilt,  die  sich  un- 
ablässig« die  Schüler  Baco's  nennen,  während  sie  den  Geist  seiner  Methode 
doch  so  sehr  verkennen. 

Wenn  zur  Rechtfertigung  solcher  Bestrebungen  angeführt  wird,  dass 
es  die  Aufgabe  unserer  Zeit  sei,  den  Zusammenhang  aller  Wissenschaften 
und  die  Einheit  ihrer  höchsten  Prinzipien  festzustellen,  so  mochten  wir 
den  Beruf  unserer  Zeit  zur  Lösung  dieses  Problems  denn  doch  in  Frage 
stellen.  Nie  werden,  so  glauben  wir,  die  Forscher  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  der  Wissenschaft  dies  gemeinsame  Endziel  ihrer  Bestrebungen 
ohne  Nachtheil  aus  dem  Auge  verlieren,  mit  Erfolg  wird  jedoch  an  die 
Lösung  dieser  Aufgabe  erst  dann  geschritten  werden  können,  wenn  die 
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einzelnen  Wissensgebiete  auf  das  Sorgfältigste  durchforscht  und  die  ihnen 
eigentümlichen  Gesetze  gefanden  sein  werden. 

Za  welchen  Resultaten  uns  die  obige  Methode  der  Forschung  geführt 
hat  und  oh  es  uns  gelungen  ist,  durch  den  Erfolg  darzuthun,  daa%  die 
Erscheinungen  des  wirtschaftlichen  Lebens  sich  strenge  nach  Gesetzen 
regeln,  gleich  jenen  der  Natnr,  dies  za  beurteilen  ist  nun  Sache  unserer 
Leser.  Verwahren  möchten  wir  uns  nur  gegen  die  Meinung  Jener,  welche 
die  Gesetzmässigkeit  der  volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  mit  dem 
Hinweise  auf  die  Willensfreiheit  des  Menschen  läagnen,  weil  hiedurch  die 
Volkswirthschaftslehre  als  exakte  Wissenschaft  überhaupt  negirt  wird. 

Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  ein  Ding  mir  nützlich,  ob  und 
unter  welchen  Bedingungen  es  ein  Qut\  ob  nnd  unter  welchen  Bedingungen 
es  ein  wirthtchafüickf  Gut  ist,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  das- 
selbe Werth  für  mich  hat,  nnd  wie  gross  das  Maats  dieses  Werthes  für 
mich  ist,  ob  nnd  unter  welchen  Bedingungen  ein  ökonomischer  Austausch 
Ton  Gütern  «wischen  zwei  wirtschaftenden  Subjekten  statthaben,  nnd  die 
Grenzen,  innerhalb  welcher  die  Preisbildung  hiebei  erfolgen  kann  n.  i.  f., 
all1  dies  ist  von  meinem  Willen  ebenso  unabhängig,  wie  ein  Gesetz  der  Chemie 
ron  dem  Willen  des  praktischen  Chemikers.  Die  obige  Ansicht  beruht 
demnach  auf  einem  leicht  ersichtlichen  Irrthume  über  das  eigentliche 
Gebiet  unserer  Wissenschaft.  Die  teoretische  Volkswirtschaftslehre  be- 
schäftigt sieh  nicht  mit  praktischen  Vorsehlägen  für  das  wirtschaftliche 
Handiin,  sondern  mit  den  Bedingungen,  unter  welchen  die  Menschen  die 
auf  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  gerichtete  vorsorgliche  Thätigkeit 
entfalten. 

Die  theoretische  Volkswirthschaftslehre  verhalt  sich  zu  der  praktischen 
Thätigkeit  der  wirtschaftenden  Menschen  somit  nicht  anders,  als  etwa 
die  Chemie  zur  Thätigkeit  des  praktischen  Chemikers,  und  der  Hinweis 
auf  die  Freiheit  des  menschlichen  Willens  kann  wohl  als  ein  Einwand 
gegen  die  rolle  Gesetzmässigkeit  der  wirtschaftlichen  Handlungen,  nie- 
mals aber  als  ein  solcher  gegen  die  Gesetzmässigkeit  der  von  dem  mensch- 
lichen Willen  gänzlich  unabhängigen  Erscheinungen  gelten,  welche  den 
Erfolg  der  wirtschaftlichen  Thätigkeit  der  Menschen  bedingen.  Es  sind 
aber  eben  diese  Letzteren  der  Gegenstand  unserer  Wissenschaft.« 

Wir  haben  dies  mit  Vergnügen  gelesen,  besonders  weil  sich  der  Ver- 
fasser von  denjenigen  scheidet,  die  mit  dem  Schlagwort  der  sogenannten 
»naturwissenschaftlichen  Methode«  nur  nm  sich  werfen,  um  sich  unter 
diesem  Deckmantel  ans  der  Arbeit  des  Denkens  in  bequemes,  aber  gänz- 
lich unfruchtbares  Kommentiren  statistischer  Vorlagen  zu  flüchten,  wel- 
ches noch  obenein  den  Vorteil  gewährt,  höchst  gelehrt  auszusehen,  und 
meist  durch  seine,  eben  dem  Gedankenmangel  zuzuschreibende  Laogweilig- 
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keit  den  Leser  absehreckt  zu  prüfen,  was  hinter  dem  Handwerkegeklapper 
denn  wirklich  für  ein  Geist  steckt.  Wenn  die  »naturwissenschaftliche 
Methode«  bei  der  volkswirtschaftlichen  Forschung  bedeuten  soll,  dass 
für  den  Volkswirth  die  Zählungen  bedeuten,  was  für  den  Chemiker  die 
Wage,  dann  wäre  eine  solche  »natar wissenschaftliche  Methode«  der  Tod 
der  Wissenschaft,  der  auf  diese  Weise  zngemuthet  wird,  unfehlbare  Berech- 
nungen durch  mit  Nothwendigkeit  ungenaue  Messungen  zu  ersetzen,  bei 
denen  noch  obenein  der  Kausalnezus  niemals  erschöpfend  nachgewiesen 
werden  kann.  Nicht  mit  der  Chemie,  vor  deren  Blicke  Geheimnisse  liegen, 
mit  der  Mathematik,  die  vom  Bekannten  ausgeht,  ist  die  Volkswirtschaft 
zu  vergleichen.  Die  Volkswirtschaft  ist  in  der  That  Mathematik,  welche 
mit  qualitativ  bestimmten  Grossen,  mit  dem  Bedürfniss  und  der  Arbeit, 
mit  dem  Werth,  mit  dem  Angebot  und  der  Nachfrage,  mit  dem  Vor- 
rath u.  s.  w.  in  derselben  Weise  hantirt,  wie  die  Mathematik  mit  der 
Grösse  in  ihrer  allgemeinen  Form.  Eine  Eigentümlichkeit  der  Volks- 
wirtschaft ist  dabei,  dass  ihre  Rechnungen  «war  gewiss,  aber  niemals 
genau  sind.  Denn  sie  arbeitet  nicht  mit  Gleichungen ,  aus  denen  genaue 
Bestimmungen,  sondern  mit  Ungleichungen,  aus  denen  nur  hervorgeht,  was 
grösser  und  was  kleiner  ist,  aber  nicht,  wie  gross  und  wie  klein  es  ist. 
Die  Statistik  ist  keine  Hülfsdisziplin  für  die  Forschung  selbst,  sondern 
nnr  für  ungeschickte  Forscher;  aus  ihr  kann  nichts  bewiesen  werden,  sie 
veranschaulicht  nur  das  Spiel  der  unwandelbaren  Gesetze  in  der  Geschichte. 
Sie  ist  Hülfsdisziplin  der  Kulturgeschichtsforschung.  Ausserdem  ist  sio 
natürlich  ein  Hülfsmittol  ersten  Ranges  bei  der  Verwaltung  und  der  geo- 
graphisch -  individualisirten  Gesetzgebung,  die  es  ja  mit  dem  einzelnen 
Falle  zu  thnn  hat,  dessen  erschöpfendes  Vent&ndniss  nur  durch  das  Hulfs- 
mittel  der  Statistik  ermöglicht  wird. 

Fast  jedes  neue  „ System«  der  Volkswirtschaft  macht  Anspruch  auf 
irgend  eine  bestimmte  Bereicherung  der  Wissenschaft,  welche  meistens 
auf  irgend  eine  neue  Klassifikation  innerhalb  einer  bestimmten  BcgrifTs- 
sphäre  hinausläuft.  In  der  Arbeit  des  Herrn  Rudolf  Menger,  von  welcher 
wie  bemerkt,  jetzt  erst  der  allgemeine  Theil  vorliegt,  scheint  eine  neu- 
gefasste  Klassifikation  der  »Güter*  den  Vordergrund  einnehmen  zu  sollen. 
Er  teilt  sie  in  Güter  erster,  zweiter,  dritter,  vierter  Ordnung  u.  s.  w. 
ein,  je  nachdem  sie  unmittelbar,  oder  erst  mittelbar  zur  Befriedigung  des 
menschlichen  Bedürfnisses  in  Beziehung  stehen.  Uns  gefallen  daran  die 
bestimmten  und  numerirten  Klassen  nicht.  Wenigstens  ihre  Numeri- 
rung  muss  stets  rein  willkürlich  bleiben  und  gehört  deswegen  nicht  in 
die  Wissenschaft  Die  Entstehung  dessen,  was  er  ein  Gut  erster  Ordnung 
nennt,  geht  nicht  mit  Nothwendigkeit  ruckweise  vor  sich;  der  Prezess 
kann  auch  als  kontinuirlich  aufgofasst  werden    Doch  lafse»  wir  ihn  seine 
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Sache  selbst  führen.    Er  stutzt  diese  Klassifikation,  welche  die  praktisch 
übliche,  die  vorzuglich  bei  der  Sehutzzoll-Schule  eine  grosse  Rolle  spielt 
Rohstoff —  Halbfabrikat —  Ganzfabrikat  —  auf  den  Kausalzusammenhang 
der  Güter  als  natürliche  Grundlage  ihrer  Gliederung.  Er  sagt  unter  dieser 
Ueberachrift: 

,E§  scheint  mir  nun  Tor  Allem  von  der  höchsten  Wichtigkeit  zq 
sein,  daas  man  in  unserer  Wissenschaft  sich  klar  werde  über  den  ursäch- 
lichen Zusammenhang  der  Güter;  denn  wie  in  allen  andern  Wissenschaften 
so  wird  auch  in  der  unseren  der  wahre  und  dauernde  Fortschritt  erst 
dann  beginnen,  wenn  wir  die  Objekte  unserer  wissenschaftlichen  Beobach- 
tung nicht  mehr  lediglich  als  vereinzelte  Erscheinungen  betrachten,  son- 
dern uns  bemühen  werden,  den  KamutirZusammcnluxng  derselben  zu  er- 
forschen nnd  die  Gesetze,  unter  welchen  sie  stehen.  Das  Brot,  das  wir 
gemessen,  das  Mehl,  ans  welchen  wir  das  Brot  bereiten,  das  Getreide,  das 
wir  an  Mehl  vermählen,  der  Aoker,  auf  welchem  das  Getreide  wächst,  alle 
dieso  Dinge  sind  Guter.  Es  ist  diese  Erkenntaiss  jedoch  für  unsere  Wis- 
senschaft nicht  ausreichend,  vielmehr  ist  es  noth wendig,  dass  wir,  wie 
es  in  allen  übrigen  Erfahrung  Wissenschaften  geschehen  ist,  uns  bemühen, 
die  Güter  nach  inneren  Gründen  zu  ordnen,  die  Stelle  kennen  su  lernen, 
welche  jedes  derselben  in  dem  Kausalnexus  der  Güter  einnimmt  und  schliess- 
lich die  Gesetze  su  erforschen,  unter  welchen  sie  in  dieser  Rücksicht 
stehen. 

Unsere  Wohlfahrt,  soweit  dieselbe  von  der  Befriedigung  unserer  Be- 
dürfnisse abhängt,  ist  gesichert,  wenn  wir  jeweilig  über  die 
zur  unmittelbaren  Befriedigung  derselben  nöthigen  Güter  verfügen. 
Besitzen  wir  z.  B.  die  nöthige  Qaantität  Brot,  so  haben  wir  es 
unmittelbar  in  unserer  Gewalt,  unser  Nahruogsbedürfniss  zu  stillen;  der 
ursächliche  Zusammenhang  zwischen  dem  Brote  nnd  der  Befriedigung  eines 
unserer  Bedürfnisse  ist  demnach  ein  unmittelbarer  und  die  Prüfung  der 
Güterqualität  desselben  nach  den  von  uns  im  vorigen  Kapitel  dargelegten 
Grundsätzen  ohne  jede  Schwierigkeit.  Einer  gleichen  Beurtheüung  unter- 
liegen nnn  anch  alle  übrigen  Güter,  die  wir  unmittelbar  zur  Befriedigung 
unserer  Bedürfnisse  zu  verwendon  vermögen,  gleichwie  die  Getränke,  die 
Kleidungsstücke,  die  Schmuckgegenstände  u.  dgl.  m. 

Der  Kreis  der  Dinge,  deren  Güterqnalität  wir  anerkennen,  ist  jedoch 
hiermit  nicht  abgeschlossen.  Neben  diesen  Gütern,  die  wir  um  der  Kürze 
des  Ausdruckes  willen  im  weiteren  Verlauf  der  Darstellung:  »Güter  der 
ersten  Ordnung«  nennen  werden,  begegnen  wir  vielmehr  in  der  Wiith- 
schaft  der  Menschen  einer  grossen  Anzahl  anderer  Dingo,  die  in  keinerlei 
unmittelbarem  Kausal-Zusammenhang  mit  der  Befriedigung  unserer  Bedürf- 
nisse gesetzt  werden  können,  und  deren  Güterqnalität  doch  nicht  minder 
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feststeht  als  jene  der  Güter  erster  Ordnung.    So  toben  wir  auf  unseren 
Markten  neben  dem  Brote,  und  unter  anderen  zur  unmittelbaren  Befriedi- 
gung menschlicher  Bedürfnisse  tauglichen  Gütern,  auch  Quantitäten  von 
Mehl,  Bronnstoffen,  Salz;  wir  sehen  auch  die  Vorrichtungen  und  Werk- 
zeuge zur  Broterzeugung  im  Verkehre  stehen  und  nicht  minder  die  quali- 
tizirten  Arbeitsleistungen,  die  hiebei  erforderlich  sind.    Alle  diese  Dinge, 
uder  doch  die  weitaus  grössere  Mehrzahl  derselben,  sind  untauglich,  mensch- 
liche Bedarfnisse  in  unmittelbarer  Weise  zu  befriedigen;  denn  welches 
menschliche  Bedfirfhiss  Besse  sich  mit  der  spezifischen  Arbeitsleistung  eines 
Bäckergesellen,  mit  einer  Backvorrichtung  und  selbst  mit  einer  Quantität 
rohen  Mehle«  in  unmittelbarer  Weise  befriedigen?  Wenn  nun  diese  Dinge 
nichts  destoweniger  in  der  menschlichen  Wirthschaft  ebensowohl  als  Güter 
behandelt  werden,  wie  die  Güter  erster  Ordnung,  so  findet  dies  seine  Be- 
gründung darin,  dass  sie  zur  Hervorbringung  von  Brot  und  andern  Gütern 
erster  Ordnung  dienen  und  solcher  Art  —  ob  zwar  der  Regel  nach  un- 
tauglich, menschliche  Bedürfnisse  in  unmittelbarer  Weise  zu  befriedigen 
—  doch  mittelbar  hiezu  geeignet  sind.  In  gleicher  Weise  verb&lt  es  sich 
aber  mit  tausend  anderen  Dingen,  die  ohne  die  Tauglichkeit  zu  besitzen, 
in  unmittelbarer  Weise  menschliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  doch  zur 
Hervorbringung  von  Gütern  erster  Ordnung  dienen  und  so  in  einen  mittel- 
baren Kausalzusammenhang  mit  der  Befriedigung  menschlicher  Bedürf- 
nisse gesetzt  werdon  können.  Es  ist  aber  damit  zugleich  auch  dargetban, 
dass  das  Verhältniss,  welches  die  Güterqualität  dieser  und  ähnlicher  Dinge, 
die  wir  Güter  zweiter  Ordnung  nennen,  begründet,  seinem  Wesen  naeh 
ganz  dasselbe  ist,  wie  das  der  Güter  erster  Ordnung,  denn  der  hier  ob- 
waltende Unterschied,  dass  die  Güter  erster  Ordnung  in  unmittelbarer, 
die  Güter  zweiter  Ordnung  aber  in  mittelbarer  Kausal-Besiehung  zur  Be- 
friedigung unserer  Bedürfnisse  stehen,  bewirkt  keinen  Unterschied  in  dem 
Wesen  jenes  Verhältnisses,  weil  die  Voraussetzung  der  Güterqualität  wobl 
der  Kausal-Zusammenhang,  nicht  aber  notwendigerweise  der  unvermittelte 
Kausalnexus  zwischen  den  Dingen  und  der  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dürfnisse ist. 

Es  wäre  nun  leicht,  zu  zeigen,  dass  auch  mit  diesen  Gütern  der  Kreis 
der  Dinge,  deren  Güterqualität  wir  anerkennen,  nicht  abgeschlossen  ist 
und  dass,  um  bei  dem  oben  gewählten  Beispiele  zu  bleiben,  sich  uns 
Getreidemühlen,  Weizen,  Boggen,  die  bei  der  Erzeugung  des  Mehles  in 
Verwendung  kommenden  Arbeitsleistungen  u.  s.  f.  als  Güter  dritter-,  Ge- 
treideäcker, die  zur  Bearbeitung  derselben  erforderlichen  Werkzeuge  und 
Vorrichtungen,  die  spezifischen  Arbeitsleistungen  der  Landleute,  als  Güter 
vierter  Ordnung  darstellen.  Ich  glaube  indess,  dass  der  Gedanke,  der 
hier  zum  Ausdruck  gelangen  soll,  bereits  genügend  ersichtlich  ist.« 
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Hierin  ist  jedenfalls  kein  Anhalt  gegeben  für  Festsetzung  der  bestimm- 
ten Ordnuugsnummer,  ein  toleher  wäre  nicht  undenkbar,  aber  nicht  schon 
unter  dem  Begriffe  »Gut«,  sondern  erst  nach  Hinzutritt  des  Begriffe« 
» Waarc«.  Man  könnte  ein  bestimmtes  Verarbeitungsstadium  des  ent- 
stehenden Guts  als  Nummer  im  Kausalzusammenhange  der  Güter  behan- 
deln, sobald  es  in  diesem  Verarbeitungsstadium  als  Waare  auf  den  Harkt 
kömmt.  Aber  dann  wäre  am  allerwenigsten  zu  vergessen,  dass  die  wach- 
sende Theilnng  der  Arbeit  und  die  wachsende  Verfeinerung  des  Handel« 
unablässig  neue  solche  Nummern  zwischen  die  alten  einschieben.  Früher 
kamen  Lumpen  nnd  kam  Papier  auf  den  Markt  Jetzt  auch  der  ans  Lum- 
pen und  Höh  oder  Stroh  angefertigte  Papierteig,  den  die  eine  Papier- 
mühle herzustellen  sich  beschrankt  nnd  den  dann  eine  zweite  erst  in 
wirkliches  Papier  verwandelt.  Dieser  Teig  bildet  z.  B.  schon  einen  ganz 
namhaften  internationalen  Handelsartikel  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land nnd  spielt  also  nicht  mehr  Mos  eine  wirtschaftliche,  sondern  auch 
eine  handelspolitische  Bolle.  Wenn  also  Lnmpen  nach  solcher  Klassin. 
kation  früher  ein  Gnt  zweiter  Ordnung  gewesen  waren,  wären  sie  jetzt 
ein  Gut  dritter  Ordnung  geworden,  8olche  Beweglichkeit  der  Nummer 
vorausgesetzt,  könnte  man  sich  die  Klassifikation  des  Herrn  Endolf  Menger 
ebenfalls  gefallen  lassen;  nur  ist  zu  betonen,  dass  das  wirklich  bedeut- 
same Moment  eben  in  der  Beweglichkeit  nnd  fortwahrenden  Vermehrung 
der  Ordnungsnummern,  nnd  nicht  in  ihrem  augenblicklichen  Bestand« 
liegt.  Diesem  letzteren  Gewicht  beizulegen,  schliesst  die  Gefahr  in  sich, 
sich  zn  ungesunden  handelspolitischen  Urtheilen  verleiten  zu  laasen,  wie 
es  Friedrich  List  widerfuhr,  sowie  auch  nicht  darüber  in's  Klare  zi 
kommen,  dass  die  vermehrte  Zahl  der  Ordnungen  bei  erhöhter  Kultur 
nicht«  Anderes  als  Ausdruck  einer  weiter  getriebenen  Arbeitstheilung  ist. 
die  mit  der  Knltnr  selbst  zusammenfällt,  wie  die  Lebenskraft  mit  dem 
lebendigen  Körper. 

Herr  Bndolf  Menger  zieht  schon  in  diesem  allgemeinen  Theile  aas 
seiner  neuen  Klassifikation  mannigfache  Frucht,  die  im  Wesentlichen  dar- 
auf hinausläuft,  eine  ganze  Reihe  logischer  Beweise  dafür  zu  liefern,  dass 
dasjenige,  was  das  Ding  zu  einem  Gute  macht,  eigentlich  gar  nicht  im 
Dinge,  sondern  im  Menschen,  in  seiner  Natur  sowohl  wie  auch  in  seiner 
Geschichte  steckt  Er  spricht  dies  Letztere  aber  nirgends  bestimmt  nnd 
deutlich  genug  aus ,  wie  es  Bastiat  doch  schon  vor  fast  dreissig  Jahren 
gethan  hat  dadurch  denjenigen  Schritt  der  Wissenschaft  vollziehend,  der 
fiie  ganz  anders  als  vorher  in  den  Stand  setzte,  lebendigen  praktischen 
Aufgaben  gerecht  zu  werden. 

Im  Uebrigen  halten  wir  unser  endgültiges  Urtheil  über  diese  weit 
angelegte,  neue  systematische  Arbeit  noch  zurück,  bis  mehr  Bände  davon 
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vorliegen  werden.  Nor  in  Betreff  des  Schriftstellers  wiederholen  wir, 
cUss  er  naoh  unserem  gegenwärtigen  Eindrucke  wenigstens  seinen  Beruf 
bewiesen  hat  und  sieh  darin  von  einer  ganzen  Schaar  von  Zeitgenossen 
unterscheidet,  welche  zusammen  mit  ihren  Verlegern  viel  Papier  nnd 
Druckerschwärze  vergeudet  haben,  nur  um  zu  beweisen,  dass  sie  für  volks- 
wirth8chaftliche  Forschung  auch  nicht  den  geringsten  Beruf  haben. 


H.  von  Mangoldes  Orundriss  der  VolkswirthschaftiUhre.  Zweite  nach 
dem  Tode  dea  Verfassers  veranstaltete  Auflage,  bearbeitet  von  Fried- 
rich Kleinpächter.   Stuttgart  Julius  Maier. 
Die  Wiederherausgabe  von  H.  von  Mangoldt's  Grundriss  der  Volks- 
wirthschaftalehre  durch  Herrn  Friedrich  Kleinwächter  ist  weit  mehr  als 
eine  blosse  Wiederherausgabe.   Herr  Friedrich  Kleinwä.hter  ist  in  seiner 
Arbeit  sehr  fleissig  und  in  seinem  Titel  zu  bescheiden  gewesen.    In  alle 
Theile  des  Werks,  welches  unter  den  eigentlichen  Lehrbüchern  allerdings, 
von  den  Zeitirrthümern  abgesehen,  stets  eins  der  brauchbarsten  war,  hat 
er  eigene  Arbeit  hineingetragen,  die  indess  weniger  auf  eigenen  Gedanken- 
entwicklungen, als  aof  Benutzung  der  Literatur  beruht,  welche  seit 
Mangoldt  erschienen  ist.    Beachtungswerth  sind  die  algebraischen  Aus- 
führungen in  den  ausgedehnten  Schlussanmerkungen. 


Deutschen.    Eine  kulturhistorische  Monographie  von  Max  Jahns. 

Erster  Band.  Leipzig.  1872.  Fr.  Wilh.  Orunow. 
Ein  glücklicher  Oedanke  hat  dieses  Buch  entstehen  lassen  nnd  eine 
sinnige,  kenntnissreiche  Hand  seine  Ausführung  geleitet.  Der  Herr  Ver- 
fasser, bekanntlich  ein  Mitglied  des  grossen  Generalstabes,  erzählt,  dass 
er  die  erste  Anregung  zu  dieser  kulturgeschichtlichen  Monographie  vor 
Jahren,  während  eines  sommerlichen  Rittes,  einer  Generalstabsreise,  durch 
die  Mark  Brandenburg  empfing. 

„Beim  kameradschaftlichen  Gespräche  von  Sattel  zu  Sattel  fiel  et 
nämlich  wiederholt  auf,  wie  gross  der  Reichthum  an  Ausdrücken,  Redens- 
arten und  Sprichwörtern  sei,  welcher,  ursprünglich  von  »Ross  und  Reiterc 
stammend,  in  der  Sprache  des  täglichen  Lebens  theils  wie  eine  gangbar« 
Scheidemünze  umläuft,  deren  Gepräge  zu  untersuchen  sich  Niemand  die 
Mühe  gibt,  theils  auch  in  wirklicher  Beschäftigung  mit  dem  Pferde  jene 
innigen  Beziehungen  andeutet,  in  denen  das  edle  Thier  von  alters  her  zum 
Menschen  gestanden  hat  und  noch  heute  steht. 

Mir  schien  es  interessant,  dies  Auftreten  einer  so  bestimmten  Einzel- 
erscheinung in  der  Sprache  und  in  der  durch  sie  zum  Auadruck  kommen- 
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den  Kultur  näher  kennen  zu  lernen,  und  daher  begann  ieh  eine  sammelnde 
und  sichtende  Arbeit  zunächst  im  Sinne  des  erste*  Theils  dieser  Monogra- 
phie, Im  Laufe  der  Zeit  aber  und  bei  tieferem  Eindringen  in  den  Gegen- 
stand erkannte  ich  die  unendliche  Fülle  von  historischen  und  mythischen 
Beziehungen,  die  sowohl  an  die  lebendige  Erscheinung  von  Ross  und  Reiter 
als  an  ihr  Spiegelbild  in  der  Sprache  anknüpfen;  bald  sah  ich  mich  ge- 
nothigt, diesen  reichen  mythologischen  und  historiscJven  Momenten  besondere 
Gebiete  der  Darstellung  zuzuweisen,  und  so  erwuchsen  mir  denn  zu  jenem 
ersten,  dem  spracUichen  Interesse  zugewendeten  Theile  noch* zwei  andere, 
die  denn  auch  jenem  erst  die  volle  Bedeutung  gaben  und  die  es  nun  mög- 
lich machen,  zu  übersehen,  wie  sehr  ausgebreitet  und  tiefgehend  die  Be- 
ziehungen sind,  welche  die  Gestalten  von  Boss  und  Reiter  mit  den  höchsten 
Kulturinteressen  der  Menschheit  aufs  Innigste  verbinden.* 

Der  vorliegende  erste  Band  enthält  die  beiden  ersten  Hauptabtheilusgen 
des  Werkes:  »Rosa  und  Reiter  im  täglichen  Leben  und  der  Sprache  der 
Deutschen«  und  »Ross  und  Reiter  in  der  Mythologie,  dem  Kultus  und  dem 
Volksglauben  der  Deutschen.«  In  beiden  Theilen  hat  der  Herr  Verfasser 
reichlieh  Gelegenheit  gefunden,  sich  als  einen  fähigen  Schüler  Jakob  Grimm  s 
zu  zeigen,  der  mit  reichem,  linguistischem  Wissen  ein  feines  Verständnis 
für  alle  sprachlichen  Beziehungen,  für  „die  freiere  Welt  der  Sprichwörter 
und  Redensarten*  und  für  die  Naturbetrachtung  und  kindliche  Welt- 
anschauung des  Menschen  in  der  mythenbildenden  Vorzeit  verbindet  Er 
hat  sich  selbst  nicht  von  den  Schwierigkeiten,  welche  in  Manuskript  und 
Druck  mit  einer  eigenartigen  Rechtschreibung  verbunden  sind,  zurück- 
schrecken lassen,  seinem  Meister  auch  auf  diesem  Gebiete  getreu  zu  folgen. 
Was  dem  Herrn  Verfasser  aber  bei  seinem  Werke  besonders  zu  Gute  ge- 
kommen, ist  seine  Vertrautheit  mit  dem  Gegenstande  desselben,  seine  ein- 
gehende Kenntniss  aller  praktischen  Verhältnisse,  welche  die  Grundlage 
der  linguistischen  und  oft  auch  der  mythologischen  Beziehungen  bilden. 
Ausser  durch  dieses  zwiefache  Wissen  zeichnet  er  sich  aber  auch  durch 
ein  nicht  gewöhnliches  Geschick  in  der  Anordnung  des  Stoffes,  ein  feines 
Gefühl  für  die  Schönheit  unserer  älteren  Literatur  und  eine  stets  klare 
und  lebendige,  mehrfach  glänzende  Darstellung  aus,  so  dass  wir  seinem 
Werke  nach  Plan  und  Ausführung,  soweit  die  letztere  vorliegt,  in  der 
ganzon  deutschen  Literatur  kein  ähnliches  derselben  Gattung  an  die  Seite 
zu  stellen  wissen. 

Welche  Bedeutung  das  Pferd  in  unserer  Sprache  gewonnen  hat,  kann 
man  daraus  ersehen,  dass  in  dem  ersten  Kapitel  über  den  Namen  des 
Pferdes  nicht  weniger  als  dreiundsechzig  verschiedene,  selbststaudige  deutsche 
Namen  des  Pferdes  aufgeführt  und  etymologisch -linguistisch  untersucht 
werden,  ganz  abgesehen  ron  der  Fülle  lokaler  und  historischer  Varianten. 
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Nioht  minder  reich  ist  das  Material,  welches  der  Herr  Verfasser  Uber  die 
äussere  Erscheinung  des  Pferdes  —  Farbe  und  Abzeichen,  Gestalt,  Gang- 
arten —  seino  selischen  Eigenschaften  und  seine  soziale  Stellung  beibringt. 
Wir  lernen  dann  in  allen  sprachlichen  Beziehungen  Stall,  Fütterung,  Putzen, 
Stalleben,  Stallrozepte,  Schmiede,  Pferdekrankheiten  und  Pferdekuren, 
Pferdezucht,  -Handel  und  -Diebstahl,  die  Leistungen  der  Pferde,  Reiter- 
thum,  Fuhrwesen  und  Alter  und  Tod  des  Pferdes  kennen.  Als  eine  Probe 
der  Behandlungsweise  des  Herrn  Verfassers  geben  wir  die  folgende  Stelle: 

»Fast  unberechenbar  ist  die  Bedeutung  der  vielen  verschiedenartigen 
Leistungen,  welche  das  Pferd  dem  Menschen  gewährt.  Das  Sprichwort: 
Binder  ziehn  nur,  Esel  tragen,  das  Pferd  thut  beides,  drückt  nur  einen 
geringen  Theil  derselben  aus,  ebenso  wie  das  treffende  bergischo  Wort: 
Bat  Perd  smt:  Eck  seng  (bin)  <Tr  Wagen  Segel  an  d*s  Rütters  Flamschen." 
(Flösschen.)  Denn  das  Pferd  zieht  den  Lastwagen  und  den  Pflug,  es 
stürmt  als  Parforcepferd  mit  ungestümen  Jägern  durch  die  Haide  und 
begleitet  als  Bürsch-  oder  Schiets- Pferd  den  stillen  Waidmann  auf  den 
Anstand ;  es  »fördert  das  Gut  des  Säumers  über  das  Hochgebirge,  schleppt 
das  stromauf  arbeitende  Schiff  wie  das  Geschütz,  ergötzt  mit  seinen  Künsten 
die  schaulustige  Menge  im  Zirkus,  arbeitet  beim  Schimmer  der  Gruben- 
lampe selbst  im  Schoss  der  Erde,  und  treibt,  als  »Göpelpferd«  sith  selbst 
bis  zur  willonlosen  Maschine  verleugnend,  zuletzt  sogar  das  Bad  der  Fabrik.* 
—  Namentlich  aber  ist  es  ror  allen  andren  Geschöpfen  das  Boss,  welches 
an  den  Thaten  kriegerischen  Muthes,  dioser  gewaltigen  Regung  mensch- 
licher Kraft,  in  breitester  Ausdehnung  engster  Bundesgenossenschaft  theil- 
nimmt,  und  dem  entsprechend  das  einzige  Thier,  welches  auf  der  tragischen 
Bühne  geduldet  wird*). 

Der  Vielseitigkeit  seiner  Leistungen  entspricht  die  Vielgestaltigleit 
des  Pferdes.  Klima  und  Anforderungen  des  Menschen  bilden  dies,  nächst 
dem  Hunde  biegsamste  aller  Hausthiere  so  vollständig  um,  dass  sowohl 
seine  Gestalt  wie  sein  Karakter  in  den  verschiedenen  Zonen  und  Gegenden 
grundverschieden  geworden,  und  dass  man  mit  Recht  sagen  kann:  Wie  der 
Men.Hch,  ho  sein  Pferd.  (Equorum  tot  sunt  genera,  quot  hominum 
nationac  discretae,  Oppianus.)  Welch*  Unterschied  zwischen  dem  shet- 
ländischen  oder  schwedischen  Zwergponi  und  dem  Brabanter  oder  Clydes- 


•)  Goethe  legte  die  Leitung  des  Weimar'schen  Hoftheaters  nieder, 
weil  der  Herzog  einem  Pudel  gestattete,  die  geweihten  Bretter  zu  betreten; 
was  der  grosse  Meister  zu  Meyerbeers  Dinorah-Zicge  gesagt  haben  würde, 
lasse'  man  dahin  gestellt;  dem  edlen  Rasse  aber  gönnte  er  selbst  auf  offner 
Szene  seinen  Platz,  und  das  Pferd  schickt  sich  auch  hier  in  die  verschieden- 
artigsten »Rollen«! 
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dale-Hcngst,  zwischen  dem  gradbeinigen  gestauchten  Saunireas  der  Apen- 
ninen  und  dem  kleinen  katzengeschwinden  Steppenpferde  des  Kosacken! 
Aber  schon  bei  ans  in  Deutschland!  s Welchen  Gegensatz  bildet  da  der 
.stämmige,  schwere,  riesenhafte  Bergwerksgaul,  der  dreimal  soviel  sieht  ab 
ein  Klephant  tragen  kann,  zu  dem  leichten,  gestreckten  Renner,  der  mit 
der  Antilope  wetteifert  und  den  Wind  übertrifft.  Denn  selten  legt  Beibat 
der  Herbststurm  mehr  als  70  Fuss  in  der  Sekunde  zurück,  während  ea 
berühmte  Renner  bis  auf  88  Fuss  gebracht!"  —  Kugger  sagt:  >Wann 
einer  recht  will  betrachten  die  Nnzbarkeit,  welche  dem  Menschlichen  Ge- 
schlecht wider  färt  von  den  Pferten,  so  muss  er  für  sich  nemmen,  erstlich 
wie  vielerley  Pferd  vnd  auch  wie  viellerley  Menschen  auff  der  Welt  seyen 
(welches  dann  fürnemlich  zu  erwegen).  Dann  so  nun  einerley  Ross  vnd 
einerley  Menschen  wären,  so  würde  nothwendig  daraas  folgen,  dass  auch 
nur  einerley  nutz  wäre.  Dieweil  aber  viellerley  Stand  der  Menschen  vnd 
viellerley  art  der  Rossz,  so  musz  auch  der  nuz  viel  vnd  mancherley  sein 
vnd  wann  also  einer  die  Sache  wol  betracht,  so  wird  er  in  diesem  eine 
sonderliche  vnd  vnaussprechliche  Fürsorge  Gottes  des  Allmächtigen  finden... 
Dann  wie  der  Bauersmann  ist  von  Gott  verordnet,  dasz  er  den  Acker  vnd 
das  feld  sol  Bauwen,  zu  derselben  arbeyt  hat  jhm  Gott  auch  ein  taugliches 
Rossz  erschaffen;  der  Fürst  aber  ist  von  Gott  verordnet,  dasz  er  soll  Land 
und  Leut  regieren,  denselbigen  mit  aller  sorgfeltigkeit  vorstehn,  vor  Fein- 
den vnd  aller  dergleichen  Gefahr  beschützen  vnd  beschürmen,  dann  hat 
jhm  Gott  auch  andere  Rossz  verordnet,  die  zu  demselbigen  thun  thaugentlicb/ 
Den  Schluss  des  ersten  Haupttheils  bilden  die  Anbildungen  und  Ab- 
straktionen von  den  Namen  des  Pferdes,  von  Reiten  und  Reiter,  von  Hnf 
und  Sattel. 

Der  zweite  Haupttheil  des  ersten  Bandes:  .Ross  und  Reiter  in  der 
Mythologie,  dem  Kultus  und  dem  Volksglauben  der  Deutsehen*  Überragt 
den  ersten  noch  an  Bedeutung,  wie  an  vortrefflicher  Behandlung  des 
Stoffes.  Eine  mythologische  Darstellung,  welche  von  dem  sinnlichen  Gegen- 
stände ausgeht  und  nachforscht,  wo,  wie  und  in  welchen  Weiterbildungen 
sich  derselbe  in  den  mythologischen  Vorstellungen  der  Vorzeit  wiederfindet, 
hat  eine  grosse  Klippe  zu  furchten,  an  der  schon  manche,  durch  reiches 
Wissen  ausgezeichnete  Arbeit  gescheitert  ist.  Allzu  leicht  geräth  bei  die- 
sem Verfahren  der  Forscher  auf  den  Abweg,  in  den  mannigfachsten  mytho- 
logischen Vorstellungen  gerade  die  sinnliche  Erscheinung  aufspüren  zu 
wollen,  von  der  er  ausgegangen.  Zu  welchen  wunderlichen  Schlüssen  ist 
z.  B.  auf  diese  Weise  der  Verfasser  des  Baches:  „Sonne,  Mond  und  Sterne" 
gelangt.  Wir  erinnern  uns  aus  unserer  Schulzeit,  dass  ein  Professor  die 
Neigung  hatte,  oft  auf  die  ergötzlichste  Weise,  in  allen  Mythen  eine  Sym- 
bolisirung  des  Gewitters  wiederfinden  zu  wollen.   So  denke  man  sich  z.  B. 
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die  Sirenen  als  eine  Symbolisirang  des  Gewitters.  Wir  können  dem 
Herrn  Max  Jahns  das  Zeugnis  geben,  dass  er  sich  vor  diesem  Abwege 
glücklich  gehütet  hat.  In  der  reichen  Fülle  der  von  ihm  dargelegten 
mythologischen  Beziehungen,  welche  sich  an  Eoss  nnd  Reiter  knüpfen, 
findet  sich  doch  kein  unberechtigtes  Hineinziehen  nicht  hierher  gehöriger 
Mythen. 

Ein  wahrer  Glanzpunkt  des  mythologischen  Theiles  ist  die  Behand- 
lung des  Wodan.  Wir  können  es  uns  nicht  versagen,  hiervon  eine  Stelle 
anzuführen. 

»Bei  weitem  am  häufigsten  aber  dachten  die  Deutschen  Sturm  und 
Wind  unter  der  Form  des  Bosses,  eine  Anschauung,  die  noch  jetzt  so 
geläufig  ist,  dass  die  Dichter  sie  mit  grosser  Vorliebe  gebrauchen,  nud 
z.  B.  der  eben  Bchon  angoführte  Lenau  in  der  herrlichen  Sturmscene  seines 
Faust  sicherlich  auf  unser  volles  Verständniss  rechnen  kann,  wenn  er  singt: 

Wie  wenn  die  Rosse  durch  die  Haide  fliegen, 
Hinsausend  an  den  schlanken  Graseshalmen 
Und  sie  mit  ihrem  Sturmgeschnaube  biegen 
Und  sie  mit  ihrem  starken  Huf  zermalmen: 
So  fliegen  auch  die  Himmeleroase  rasend 
Dnrch  grüne  Heereshaiden  als  Verwüster 
Und  wiehern  Sturm  aus  aufgeriss'ner  Nüster, 
Der  Masten  schlanke  Halme  niederblasend! 

Auch  als  die  Stufe  des  Theriomorphismus  (der  Anschauung  von  Natur- 
erscheinungen unter  dem  Bilde  der  Thiere)  verlassen,  und  die  höhere 
Stufe  des  Antropoinorphismus  erstiegen  wurde,  d.  h.  als  man  anfing,  die 
Erscheinungen  im  Bilde  nunschlich  gestalteter  Gottheiten  aufzufassen,  da 
blieben  jene  Thierbilder  doch  noch  als  Attribute  der  neuen  Gottheiten 
zuiück,  nnd  der  deutsche  Sturmgott  Wodan  erscheint  deshalb  im  Geleit 
von  Wölfen  und  Raben,  ja  wohl  gar  selbst  mit  einem  Adler  köpf,  stets 
aber,  und  dies  ist  ein  durchaus  charakteristischer  Zug,  zu  Rosse,  als  ein 
reitender  Gott.  —  Und  wenn  uns  ja  überhanpt  »Ross  und  Reiter«  ge- 
wissermaßen als  ein  WeBen  erscheinen,  so  ist  dies  bei  Wodan  und  seinem 
Rosse  Sleipnir  im  höchsten  Maaase  der  Fall ;  denn  beide  bezeichnen  und 
bedeuten  ursprünglich  wirklich  ein  und  dasselbe  Naturprinzip.  *)  —  Mileh- 
weiss  ist  dies  wunderbare  Ross,  Feuer  sprüht  ihm  aus  den  Nüstern,  und 
die  nordische  Mythe  erkennt  ihm  sogar  acht  Füsse  zu,  sowohl  um  sein? 
ungeheure  Schnelligkeit  auszudrücken,  als  um  die  acht  Hauptrichtungen 


*;  Vergl.  weiter  unten  »Wodun-Sleipnir*. 

Volknrirth.  Vi«rt«lj.hPMhrift.   1871.   III.  14 
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der  Windrose  zu  symbolisiren.  Auf  seinem  Bücken  trägt  es  den  hohen, 
gewaltigen  Reiter,  um  dessen  Schaltern  sich  stets  ein  langwallender  Mantel 
schmiegt,  nnd  dessen  Haupt  selten  ein  Helm,  fast  immer  aber  ein 
grosser,  breitkr&mpiger  Hut  bedeckt  Hut  und  Mantel  aber  sind  wie  das 
Koss  Natorsymbole,  es  sind  Abbilder  der  bedeckenden  und  umhüllenden 
Wolkenmassen,  als  welche  sie  beide  in  unseren  Märchen  als  Nebelkappe 
und  Wunschmantel  noch  heute  grosse  Bollen  spielen.  So  ganz  und  gar 
gehörten  sie  zur  wesentlichen  Erscheinung  Wodans,  dass  sogar  mehrere 
seiner  Beinamen  von  ihnen  hergenommen  sind.  Nach  dem  Hut  nannten 
die  Skandinaven  ihn  Odhinn-IIöthr,  d.i.  Odhinn-Hotträger;  nach  dem 
Mantel  nennen  die  Westfalen  ihn  Hackelbärend,  d.  h.  Mantelträger  ;  und 
wie  er  im  Norden  den  Beinamen  » Ilrossharagrani* ,  d.  i.  des  > Rossbärtigen c 
trägt,  ein  Name,  der  daranf  hindeutet,  dass  Odhinn  selbst  einmal  als  Boss 
gedacht  worden  sein  muss,  so  ist  auch  im  deutschen  Märchen  Tora  » König 
Drosselbart*,  d.  i.  »Hrossolbart< ,  diese  Auffassung  des  Gottes  unschwer 
wieder  zu  erkennen. 

Bedeutungsvoller  und  weit  ausschauender  ist  jedoch  der  eigentliche 
Name  des  germanischen  Sturmgottes.  Derselbe  lautet  hochdeutsch: 
Wuotan,  niederdeutsch,  wie  wir  ihn  schon  angewendet:  Wodan,  nor- 
disch: Odhinn.  Das  Wort  ist  stamm  verwandt  mit  »Wut*  und  bedeutet 
den  stürmisch  Einherbrausenden.  Das  althochdeutsche  nwuoti"  bezeichnete 
nämlich  nicht  wie  unser  heutiges  Wort  »Wuth<  eine  ohnmächtige  Leiden« 
schaft,  sondern  jedes  unwiderstehliche  Vorwürtsdringen*),  zunächst  in  der 
Welt  der  Körper,  dann  aber  auch  in  der  des  Geistes.  Es  ist  also  eine 
durchaus  zutreffende  Bezeichnung  nicht  nur  des  Sturmgottes,  sondern  auch 
jenes  vorher  geschilderten,  dem  »Hoiligen  Vater  Aether«  und  dem  grossen 
weltumfassenden  Element  der  Luft  entsprechenden  göttlichen  Prinzips. 

Dies  Prinzip,  welches  den  Gott  der  bewegten  Luft  unmittelbar  und 
durchaus  ungezwungen  in  die  Sphäre  eines  J  Fimmelsgott  es  erhebt,  führte 
denn  auch  ganz  naturgemäss  dahin,  den  Jahresgott  in  ihm  zu  erblicken; 
denn  die  Erscheinungen  des  Himmels  bedingen  ja,  wie  wir  schon  ange- 
deutet, vornehmlich  auch  durch  den  wechselnden  Wind  die  Jahresret/«». 

Das  Leben  des  Jahres  ist  aber  dasselbe,  wie  das  Leben  der  Sonne, 
es  ist  ihre  Erneuerung,  ihr  Wachsthum,  ihr  Sieg  über  die  Nacht  und  den 
Winter,  ihre  fröhliche,  früchtereiche  Herrschaft,  ihr  Ermatten  nnd  das 
Nachlassen  der  Tageslänge,  ja  ihr  allmäliges  Absterben  und  Begraben- 


*)  Vergl.  althochdeutsch:  watan,  mittelhochdeutsch:  waten,  soviel 
wie  gehen,  dringen,  waten  (hievon  die  Wade),  italienisch:  gua/iare,  pro- 
vencalisch:  guazar,  französisch:  gueer.  Vergl.  endlicli  auch  das  franzö- 
sische va-t-en. 
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werden  in  der  Nacht  des  Winters.  Alles  das  spiegelt  sich  denn  auch  im 
altdeutschen  Mythus  nnd  verschwistert  sich  auf's  Innigste  mit  den  wech- 
selnden Gestaltungen  des  Luftlebens  zn  einer  organischen  Gemeinschaft. 
Diese  aber  ordnet  sich  um  den  Himmelskönig  Wodan,  der  als  solcher 
nicht  nur  Gott  des  bewegten  Luftmeers,  sondern  auch  Herr  der  Sonne 
ist,  und  den  die  uralte  Sage  daher  auch  sIb  einäugig  darstellt,  weil  ja 
der  Himmel  nur  eine  Sonne,  nur  ein  Auge  hat.  Daneben  kommt  indess 
auch  die  Bedeutung  Wodans  als  Sturmgott  nicht  zu  kurz;  bald  tritt  jene, 
bald  diese  Seite  seines  Wesens  in  den  Vordergrund,  und  es  ist  ein  Zog 
tiefsten  Verständnisses  für  das  Leben  der  Natur,  dass  unsere  Altvordern 
Sturm  und  Licht  Hand  in  Hand  gehen  lassen,  dass  ihnen  das  Licht  im 
Sturm  geboren  wird,  im  Sturme  wieder  untergeht 

Der  Jahresbeginn,  die  Frist  des  Solstitiums,  des  Ausruhens  der  Sonne 
war  die  hochheilige  Jul-Zeit,  Weihenächte,  Weihnachten,  und  weil  der 
Weihnächte  zwölfe  waren,  nämlich  von  unserem  Weihnachtsabend  bis  zum 
Dreikönigstage,  so  nannte  man  diese  vornehmste  Pestperiode  des  Alter- 
thuros  auch  einfach:  »die  Zwölften*.  Um  diese  Zeit  erwachte  nach  des 
Volkes  Glauben  der  Jahrgott  Wodan  aus  dem  Wintersohlafe ;  mit  dem 
Neulicht  der  Zwölften  ritt  er  aus  den  Wolkenbergen  hervor,  hielt,  in 
brausendem  Sturm,  gefolgt  von  allen  Göttern  des  Himmels,  seinen  segnen- 
den Umzug  durch  das  verehrungsvoü  feiernde  Land,  und  seine  Gegenwart 
feierte  das  neu  beginnende  Jahr.  Dies  ist  der  Umritt  des  *Wdtjägers* 
(wie  er  noch  heut  in  Niedersachsen  heisst)  oder  des  * Wuotansheerest, 
dessen  Vorüberbrausen  unsere  Altvordern  andächtig  lauschten  und  aus 
dem  erst  bei  der  späteren  Abneigung  der  zum  Christenthum  bekehrten 
Nachkommen  gegen  die  heidnische  Sage  ein  „wö  tuendes  Heer"  in  üblem 
Sinne  geworden  ist.  Den  germanischen  Heiden  klang  aus  dem  neulen 
und  Pfeifen  des  Orkanes,  aus  dem  gewaltigen  Sturmliede  des  Gottes 
Stimme;  er  erschien  daher  als  der  Sänger  im  Sturm,  und  es  ist  diese 
Anschauungsweise  vorzugsweise,  aus  der  heraus  Wodan  zum  Gott  der 
Dichtung  warde. 

Wenn  der  Sturmgesang  des  Götterumzuges  in  den  Zwölften  durch  die 
Luft  brauste,  so  herrschte  heilige  Stille,  sogar  Gerichtsfriede  im  ganzen 
Lande,  grüsste  Ordnung,  Sauberkeit  und  feiertägliche  Ruhe  im  Hause,  und 
die  Gemeinde  versammelte  sich,  um  den  als  festliches  Opfer  geschlachteten 
Jol-Eber  gemeinschaftlich  bei  heiterem  Biergelage  zu  verzehren.  Zar 
heiligen  Zeit  der  Zwölften  sollte  nicht  gesponnen  werden;  ist  dennoch 
während  dieser  Zeit  Flachs  auf  dem  Bocken,  so  heisst  es  in  Norddeutsch- 
land: „De  Wod  jagt  durcli!"  Ja  zum  Zeichen,  dass  er  wirklich  hindnreh- 
gefahren  sei,  stecken  die  Knechte  den  Dirnm  Pferdemist  in  den  Flachs, 
als  deutliche  Spuren  seiner  IWso.« 
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Nachdem  dann  der  Herr  Verfasser  geschildert,  wie  im  deutschen 
Alterthum  Festprozessionen  stattgefunden  hatten,  welche  in  priesterlichem 
Reigen  den  Umritt  des  Weltjägers  wahrend  der  Zwölften  durch  lebendige 
Gestaltung  zur  Anschannng  brachten,  fäbrt  er  fort: 

»Die  Zähigkeit,  mit  welcher  das  Volk  beim  Umzüge  des  Schimmel- 
reiters die  Erinnerung  an  die  alten  Götter  festhielt,  mnsste  frühzeitig  die 
Kirche  reranlassen,  sich  der  altgewohnten  Formen  zu  bemächtigen  und 
ihnen  eine  christliche  Gestalt  zu  substituiren.  —  Zunächst  scheint  der 
Heiland  selbst  eingetreten  zu  sein,  wenigstens  kommt  noch  jetzt  zuweilen 
in  Westfalen  das  »Christkind«  auf  einem  Schimmel  am  Heiligenahend 
geritten,  und  man  setzt  Hafer  und  Heu  vor's  Hofthor,  damit  das  Christ- 
pferd fressen  könne.  Indess  leuchtete  das  Unpassende  dieser  Stellver- 
tretung  doch  zu  deutlich  ein,  als  dass  sie  sich  auf  die  Dauer  in  weiten 
Kreisen  hätte  halten  lassen;  es  galt,  einen  andern  Träger  zu  finden  für 
die  alte,  dem  Volke  unentbehrliche  Gestalt.  Und  da  bot  sich  am  natür- 
lichsten ein  schon  vorhandener  Naohfolger  Wodans  in  der  christlichen 
Mythologie  dar,  dessen  Fest  kurz  vor  die  Wintersonnenwende,  auf  den 
6.  Dezember,  fällt,  nämlich  der  heilige  Nikolaus. 

Die  ursprüngliche  Verbindung  dieses  Heiligen,  der  ein  frommer  vene- 
zianischor  Bischof  war,  mit  Wodan  hatte  freilich  mit  nichts  weniger  zu 
thun,  als  mit  dem  heitern  Glänze  weihnachtlicher  Freude.  Es  war  der 
Name  des  Bischofs,  der  ihm  seine  Bedeutung  verlieh.  Das  griechische 
Wort  »Nikolao$<  bedeutet  nämlich  »Volksbesieger  und  war  ein  Beiname 
Plutos,  des  Gottes  der  Unterwelt,  weil  der  Tod  ja  alle  Völker  besiegt. 
Dasselbe  Prädikat  eignete  sich  aber  auch  vortrefflich  für  Wodan,  erstlich 
als  Schlaclitengott,  dann  aber  auch  als  Wintergott.  Denn  als  solcher  sitzt 
Wodan,  dem  Volksglauben  zufolge,  vor  dem  Zeitpunkt  des  Neuliclits,  also 
am  6.  Dezember,  dem  Nikolaostage,  allerdings  noch  unterirdisch  im  Hügel, 
und  sammelt  hier  —  wie  wir  später  sehen  werden  —  als  Fürst  der 
Todton,  als  Herrscher  in  der  Unterwelt,  ein  grosses  Heer,  um  mit  dem 
Neulicht  hervorzubrechen  aus  der  Tiefe  und  erst  im  Sturm,  bald  aber  als 
Sonnensieger  über  die  erwachende  Erde  zu  ziehen. 

Vor  der  Wintersonnenwende  entsprach  Wodan  somit  wirklich  dem 
Pluto- Nilcolaos.  Und  so  errichtete  denn  die  Kirche  dicht  vor  Weihnachten 
in  diesem  St.  Nikolaos  eine  Heiligengestalt,  welche  durch  ihren  Namen, 
wie  durch  das  Datum  ihres  Festes  die  ganze  düstere  Macht  des  Todes 
noch  einmal  mächtig  und  vollgewaltig  aussprechen  sollte,  um  den  Segen 
des  neogebornen  Heils  dann  desto  leuchtender  hervortreten  zu  lassen. 

Indessen  —  Namen  sind  Schall  und  Bauch !  Von  der  grollenden  Kirche 
immer  mebr  aus  den  Weihnachtsgebräuchen  vertrieben ,  wanderte  der 
Schimmelreiter  zurück  bis  zum  Feste  des  Todeswodans,  und  die  Geistlich- 
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keit,  der  es  ja  vor  Allem  auf  Reinigung  des  Christfestes  ankam,  unter- 
stützte vermnthlich  diese  Uebersiedelang.  Der  heitere  Festglanz  der 
Sonnenwendfeu8r  ward  aber  zugleich  mit  hinüber  genommen,  und 'in  Folge 
dessen  sah  sich  der  grimme  Pluto-Nikolaos  und  mit  ihm  der  venezianische 
Bischof  St.  Nikolaos  zum  Menschen-  und  ganz  besonders  zum  Kinder- 
freund  gestempelt.« 

In  ähnlicher  Weise  wird  dann  Wodan  noch  als  siegreicher  Sonnen- 
held und  Maikönig,  auf  dem  Scheitelpunkte  seiner  Bahn  in  der  Sommer- 
sonnenwende und  als  Herbstgott  und  Herr  der  Ernte  behandelt,  und 
ebenso  die  Einführung  St.  Georgs,  Johannis  des  Täufers  und  St.  Michaels 
an  seiner  Stelle  durch  die  Kirche  auseinandergesetzt.  Hieran  schliessen 
sich  Holda  und  die  Walküren,  Fro,  Balder  und  die  Alfen,  Tod  und  Teufel, 
Hei  und  Hexen. 

Mit  der  Betrachtung  von  »Boss  und  Reiter  in  Kultus  und  Recht" 
schlieft  der  vorliegende  erste  Band.  Wie  wir  hören,  befindet  sich  der 
zweite  bereits  unter  der  Presse.  Wir  werden  nach  seinem  Erscheinen 
auf  ihn  zurückkommen. 


Titanen  und  Pygmäen.  Wanderungen  auf  \cissenschafÜichenrpolititchen 
und  sozialen  Gebieten.  Von  Leonhard  Freund.  Berlin.  1871. 
F.  Henechel. 

Das  vorliegende  Buch  ist  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Franz  von 
Baader's  »Grundzüge  der  Sozietätsphilosophie«  geschrieben  und  soll  im 
Anschluss  au  eine  Kritik  desselben  eine  Studie  über  Kirche,  Staat  und 
Gesellschaft  bieten.  Aber  dieser  schon  weit  umfassende  Plan  wurde  dem 
Verfasser  noch  zu  enge.  „Geschichtliche,  kanonistische  und  staatsrecht- 
liche Stoff«",  bemerkt  er,  „regten  schon  im  Anfange  zu  kühnem  Angriff 
an  und  immer  ergiebiger  ward  der  Inhalt  Mehr  Leben  und  Anschaulich- 
keit sollte  sodann  die  Darstellung  durch  zahlreiche  Erörterungen  in  der 
Gestalt  von  Episoden  und  Digressionen  gewinnen.  Nationalökonomische 
und  Btaatswissenschaftliche,  im  engeren  Sinne  philosophische  und  in  des 
Wortes  weitester  Bedeutung  publizistische  Gebiete  wurden  da  berührt. 
Stete  Rücksichtnahme  auf  die  neuesten  Stadien  sozialer  und  politischer 
Kontroversen  gab  den  Anlass,  so  wie  zugleich  den  Antrieb,  durch  hoffent- 
lich pikante  Schlaglichter  auf  Zustände  und  Personen  der  Gegenwart  das 
Interesse,  das  die  behandelten  Materien  selbst  ohne  manche  die  Zeit- 
geschichte illustrirende  Zuthat  gewiss  auch  gewährt  hätten,  noch  zu 
erhöhen.11  Wir  haben  es  also  mit  einem  Sozialphilosophen  oder  Sozial- 
politiker von  echtem  Schrot  und  Korn  zu  thun.  Im  Gefühl  ihrer  absoluten 
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Unfähigkeit,  irgend  einen  bestimmt  abgegrenzten  Gegenstand  gründlich 
zu  erörtern  nnd  wirkliche  beweisbare  Resultate  zn  erreichen,  ergehen  sich 
diese  Herren  sammt  nnd  sonders  in  weitschweifigen  Diskursen  de  omnibus 
rebus  et  quibusdam  aliis,  welche  im  besten  Falle  eine  mehr  oder  minder 
geistreiche  Plauderei,  allzu  oft  aber  nnr  ein  oberflächliches,  arrogantes 
Kritisiren  oder  eine  selbstgefällige  Darlegung  höchst  unreifer  Ideen  sind. 
Die  Herren  Sozialpolitiker  gleichen  sich  darin  so  aufs  Haar,  dass  die 
Worte,  welche  über  einen  derselben  in  dieser  Zeitschrift,  Jahrgang  1869, 
Band  II,  gesagt  sind,  eben  so  gut  von  einem  Dutzend  anderer  und  so 
auch  von  dorn  Verfasser  des  obigen  Baches  gelten.  .Es  ist,  wie  wenu 
Jemand  sich  daran  macht,  mit  dem  Spaten  eine  Qnadratmeile  zu  kultiviren. 
Er  setzt  den  Spaten  hier  ein  und  setzt  ihn  dort  ein,  bringt  es  aber  nir- 
gends auch  nur  zn  einer  Qaadratruthe  besäbaren  Bodens.«  Und  wir  können 
Herrn  Dr.  Pround  auch  nur  zurufen:  >Die  wirkliche  Arbeit  besteht  in 
eigener  Berechnung  und  eigenem  Experiment.  Wie  beim  Physiker  und 
Chemiker  heisst  es:  an  die  Waage,  an  die  Betörte.  Deine  Meinungen  sind 
nns  sehr  gleichgültig  nnd  noch  gleichgültiger  Deine  Meinungen  von  den 
Meinungen  Anderer.  Zitire  nicht  —  wenigstena  nichts  Anderes  ala 
Geschichte  und  Statistik  —  entdecke  und  beweise." 


Die  ländliche  Arbeiterfrage  und  ihre  Lösung  von  Dr.  Frh.  v.  d.  Gölte, 
ordontl.  öffentl.  Professor  an  der  Universität  Königsberg.  —  Danzig.  1872, 
Wir  wären  ungerecht,  wollten  wir  verkennen,  dass  der  Verfasser  dieses 
Buches  von  höchst  wohlwollenden  Absichten  geleitet  war,  bedauern  aber 
in  seiner  Schrift  nicht  Dasjenige  gefunden  zu  haben,  was  wir  nach  dem 
Titel  erwarten  mussten.  Wir  geben  zu,  es  ist  Herrn  v.  d.  Goltz  gelungen, 
die  Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter  unter  einander,  ihre  Beziehungen 
zum  Brotherrn  und  die  sich  daraus  ergebenden  Uebelstände  für  Arbeit- 
nehmer und  Arbeitgeber  ausfuhrlich  darzulegen,  ja,  die  Lektüre  seines 
Boches  ist  ompfehlenswerth  sowohl  für  Diejenigen,  welche  sich  einen 
Einblick  in  die  Verhältnisse  der  ländlichen  Arbeiter  verschaffen  wollen, 
wie  für  die  Arbeitgeber  selbst,  denn  es  sind  in  ihm  viele  Erfahrungen 
zusammengestellt,  welche  in  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  und 
einigen  andern  Ländern  von  Männern  gemacht  wurden,  deren  Absicht  es 
war,  die  Lage  ihrer  Arbeiter  zu  haben.  Und  allerdings  sagt  ja  der  H.  V. 
in  der  Vorrede:  „Es  wurde  mein  Hauptzweck  erreicht  sein,  wenn  ich,  ob 
zunächst  auch  nur  bei  einem  kleinen  Cheil  der  ländlichen  Arbeitgeber,  die 
Ueberzeugung  wach  riefe,  dass  sie  sich  künftig  ihrer  Untergebenen  mehr 
aunchmen  und  besser  für  deren  Wohl  sorgen  müssen«;  der  Titel  des 
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Baches  and  die  Ueberscbrift  zum  dritten  Kapitel,  das  übrigens  beinahe 
die  Hälfte  der  ganzen  Schrift  einnimmt,  beweisen  aber,  dass  der  Verf. 
mehr  gewollt  hat,  ganz  abgesehen  davon,  dass  er  mehr  wollen  musste, 
denn  dass  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  nicht  in  allen  Gegenden  be- 
neidenswerth  ist,  dass  es  wünschenswerth  für  das  allgemeine  Wohl  ist, 
wenn  sio  sich  bessert,  weise  hent  wohl  anch  jeder  Gutsbesitzer.  — 

Was  nun  die  Torgeschlagenen  Mittel  betrifft,  welche  die  ländliche 
Arbeiterfrage  lösen  sollen,  so  ist  zu  bemerken,  dass  sich  der  H.  V.,  obgleich 
während  vieler  Jahre  selbst  praktischer  Landwirth,  vornehmlich  auf  Er- 
fahrungen und  Vorschläge  beschrankt,  welche  andere  Landwitthe  gemscht 
haben,  und  dass  er  nur  selten  mit  eigenen  hervortritt.  Aber  auch  wenn 
das  Letztere  geschieht,  so  können  wir  doch  nicht  verhehlen,  dass  wir  uns 
nur  in  wenigen  Fällen  Erfolg  von  seinen  Vorschlägen  versprechen.  Wir 
stimmen  mit  dem  Verfasser  uberein,  dass  die  Hebung  der  Arbeiterklasse 
vor  Allem  durch  Hebung  der  Volks-,  insbesondere  der  Landschulen  ange- 
strebt werden  muss;  wir  halten  die  Errichtung  von  KleinkinderschuleB, 
wenn  auch  nicht  in  allen  Gemeinden  für  erreichbar,  so  doch  für  die 
grösseren  Dorfschaften  für  sehr  empfehlenswerth,  pflichten  auch  darin  bei, 
dass  Fortbildungsschulen,  aber  nicht  obligatorische,  in  dem  vom  Verf.  an- 
gegebenen beschränkten  Umfange  durchaus  nothwendig  sind,  bedauern  aber 
betreffs  der  »allgemeinen  Grundsätze«  für  die  Hebung  der  Landschulen 
nicht  auf  demselben  Standpunkte  mit  dem  H.  V.  zu  stehen.  Wenn  es 
Seite  258  heisst,  dass  für  die  Lösung  der  Arbeiterfrage  der  sittlich- 
religiöse Fortschritt  muhr  viel  wichtiger"  als  der  geistige  iBt,  so  erklären 
wir  zunächst,  dass  es  uns  fern  liegt,  an  religiöse  Ueberzeugungen  irgend 
welche  Kritik  zu  knüpfen;  zu  bemerken  möchten  wir  aber  geben,  dass 
Klagen  wegen  zu  geringer  Ausdehnung  des  Religionsunterrichtes  in  den 
Landschulen  von  keiner  Seite  laut  worden,  dass  aber  aus  fast  allen  Kreisen 
Stimmen  zum  Ausdruck  kamen,  welche  höhere  Leistungen  in  den  realen 
Fächern  ernstlich  befürworteten. 

Grossen  Erfolg  können  wir  uns  ferner  auch  von  der  wiederholten 
Mahnung  an  die  Arbeitgeber,  so  viel  wie  möglich  den  eigenen  Grund- 
erwerb ihrer  Arbeiter  zu  begünstigen,  nicht  versprechen.  Die  »selbst- 
verleugnende Liebe«,  ohne  die  »auf  dem  Gebiete  des  sozialen  Lebens  nichts 
auf  die  Dauer  sieh  Bewährendes  geschaffen  werden  kann«  (S.  226),  ist 
eben  kein  Faktor,  mit  dem  man  rechnen  darf;  wäre  sie  überall  vorhanden, 
so  würde  es  gar  keine  soziale  Frage  geben.  Der  H.  V.  führt  allerdings 
(S.  193)  das  Beispiel  des  Herrn  Neumann  in  Posegnick  für  die  Ausführ- 
barkeit seines  Vorschlages  an;  er  giebt  aber  andererseits  Seite  196  zu, 
dass,  vom  materiellen  Standpunkte  aus  betrachtet,  die  .gebrachten  Opfer 
sieh  nicht  vollständig  bcrahlt  gemacht,  ja,  dass  dieselben,  nach  einer 
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bestimmten  Richtung  hin,  nicht  einmal  den  gehegten  Erwartungen  ent- 
sprochen haben."  Sollten  aber  auch  liütifiig  bei  der  Au&führung  jenes 
Vorschlages  Opfer  vermieden  werden,  ja,  sollten  sich  die  Grundbesitzer 
durch  diese  Einrichtung  selbst  billigere  Arbeitskräfte  ver  chaffen  können, 
als  sie  die  Instleute  bieten,  was  übrigens  höchst  unwahrscheinlich  ist,  so 
glauben  wir  dennoch  nicht,  dass  dieser  Vorschlag  allgemeine  Anwendung 
finden  wird,  da  es  keineswegs  im  Interesse  der  Gutsbesitzer  liegt,  ihr 
Gut  theilweise  zu  parzdliren  und  Tagelöhner  zu  Grundbesitzern  zu  machen, 
die  voraussichtlich  als  solche  sich  wohl  hüten  wurden,  mit  der  Regel- 
mäßigkeit, zu  der  die  Instleute  verpflichtet  sind,  dem  Gutsbesitzer  zu 
dienen,  die  vielmehr  suchen  Wörden,  sich  die  noch  fehlenden  Existenz- 
mittel durch  Stehlen  vom  Hofe  oder  den  Feldern  des  Dominiums  zu  ver- 
schaffen, ein  Bedenken,  welches  sich  auf  das  S  ite  50  erwähnte  Betragen 
der  in  derselben  Lage  befindlichen  Eigenkä'bner  gründet.  Wollte  man 
dieses  Bedenken  aber  dadurch  vermeiden  (S.  211),  dass  man  die  Arbeiter 
während  der  ersten  Jahre  nur  zn  Pächtern,  erst  dann  zu  Grundbesitzern 
macht,  und  zwar  beides  als  „Belohnung  für  fleissige  und  sparsame  Dienst- 
leute",  so  würde  dieser  Vorschlag  aus  mehr  als  einem  Grunde  nur  eine 
so  beschränkt«  Anwendung  erlauben,  dass  er  als  erhebliches  Mittel  für 
»die  Lösung  der  Arbeiterfrage«  nicht  betrachtet  werden  kann.  — 

Der  Raum  gestattet  uns  nicht,  noch  andere  Punkte  in  unsere  Be- 
sprechung zu  ziehen;  wir  können  aber  nicht  umhiu,  noch  auf  einen  Umstand 
aufmerksam  zn  machen,  der  wesentlich  zu  einer  nicht  sehr  günstigen 
Benrtheilung  des  uns  vorliegenden  Buches  beiträgt,  Dämlich  auf  die 
häufigen  Wiederholungen  in  der  Darstellung  (siehe  z.  B.  S.  68  n.  68; 
S.  28,  102  u.  238;  S.  19  ff.  u.  135;  etc.  etc.)"  Sollte  aber  der  H.  V. 
darauf  hinweisen,  dass  diese  Wiederholnngon  ihren  Grund  in  der  Ein- 
theilung  seines  Buches  finden,  so  müssten  wir  entgegnen,  daes  dann  eben 
diese  Behandlang  des  Gegenstandes  nicht  die  richtige  war.     —  21  — 


Die  Forstpölizei-Qesetzgcbung  bezüglich  der  Privatwaldungen  im  Gross- 
herzogihum  Baden.  Mit  einer  forst-  und  landwirtschaftlichen  Be- 
leuchtung der  geschlossenen  Hofgüter  des  Schwarz tealdes.  Von 
Dr.  Vollrath  Vogelmann.  Karlsruhe,  1871.  O.  Braasche  Hof- 
buchhandlung. 

Wir  können  diese  Schrift  mit  aufrichtiger  Freude  begrüssea.  Die 
mehr  und  mehr  auf  die  Tagesordnung  kommende  Frage  der  Polizei-Gesetz- 
gebung bezüglich  der  Privatwaldungen  wird  hier  in  eingehender,  sach- 
kundiger Weise  und  durchaus  im  Sinne  der  neueren  Volkswirtes  chaft  be- 
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handelt.  Herr  Dr.  Vogelmann  giebt  uns  zunächst  eine  interessante 
Uebereicht  über  die  historische  Entwicklung  der  Beschränkungen,  welchen 
die  Privatwald-Besitzer  in  den  wesentlichsten,  j.Hzt  zum  Grossherzogthum 
Baden  gehörigen  deutschen  Landestbeilen  in  d'r  Bewirtschaftung  und 
Benutzung  ihres  Eigenthums  von  Seiten  des  Staates  unterworfen  wurden 
und  welchen  wir  zuerst  im  16.  Jahrhundert  begegnen.  Es  iit  bemerkens- 
wert!), wie  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  auch  auf  diesem  Gebiete 
eine  sich  der  Verkehrs-  und  Wirtschafte- Freiheit  zuneigende  Richtung 
mehr  und  mehr  Geltung  gewann  und  in  den  badischen  Forstpolizeigesetzen 
Ton  1821,  1831  und  1833  einen  immer  verstärkten  Ausdruck  fand. 

In  den  fünfziger  Jahren  trat  auch  hier  eine  Reaktion  ein  und  das 
Forstgesetz  von  1854  legte  den  Privatwald-Besitzern  auf's  Neue  grössere 
Beschränkungen  auf,  als  sich  vom  Standpunkt  der  Wirthschaftsfreiheit 
rechtfertigen  lassen.  Die  Folgen  sind  dieselben  wie  anderwärts  gewesen. 
Die  zum  Zwecke  einer  stärkeren  Bevormonducg  der  Privatwald-Besitzer 
erlassenen  forstpolizeilichen  Bestimmungen  haben  den  erwarteten  Erfolg 
nicht  gehabt  nnd  zu  vielen  Beschwerden  Veranlassung  gegeben. 

Eine  Aenderung  in  der  forst polizeilichen  Gesetzgebung,  deren  Not- 
wendigkeit immer  fühlbarer  wird,  kann  nach  dem  heutigen  Standpunkt 
der  Volkswirtschaft  das  hinfällig  gewordene  System  der  Bevormundung 
einzig  und  allein  durch  vollkommene  wirtschaftliche  Freiheit  der  Privat- 
wald-Besitzer ersetzen,  soweit  dieselbe  mit  dem  Staatswohle  irgend  ver- 
träglich ist.  Man  hat  früher  Seitens  der  Regierungen  immer  das  Be- 
streben gehabt,  dem  eigenen  Lande  den  Bedarf  von  Holz  zu  sichern,  ja 
sogar  zu  verhüten,  dass  in  einzelnen  Gegenden  die  Holzpreise  unverhält- 
niss massig  stiegen.  Dieses  Bestreben  Hess  die  Regierung  verlangen,  dass 
der  Wald  eine  gewisse  Prozentzahl  der  gesammten  Landesflä.he  einnehme 
und  aueh  eine  möglichst  gleiche  örtliche  Verbreitung  Ober  das  ganze 
Land  habe.  Diese  Befürchtung  vor  drohendem  Holzmangel  ist  jetzt  ganz 
hinfällig  geworden.  Der  Bedarf  an  Brennholz  ist  durch  die  erleichterte 
Zufuhr  von  Steinkohlen  wesentlich  verringert  nnd  andrerseits  der  Roh- 
ertrag der  Waldangen  durch  eine  rationelle  Wirtschaft  ganz  erheblich 
gesteigert. 

Die  höchst  wichtige  Frage,  um  welche  es  sich  also  allein  noch  han- 
delt, ist  die :  Wie  kann  die  Vorsorge  des  Staates  für  Erhaltung  nnd  rich- 
tige Bewirtschaftung  der  in  Folge  lokaler  Verhältnisse  unumgänglich 
nöthigen  Forsten  mit  einer  möglichst  wenig  beschränkten  Freiheit  der 
Privatwald -Besitzer  in  Benutzung  ihres  Eigenthums  vereinigt  werden? 
Der  Staat  ist  zu  einer  solchen  Vorsorge  verpflichtet,  denn  es  steht  durch 
neuere  Forschungen  und  Beobachtungen  unbestreitbar  fest,  —  und  Herr 
Dr.  Vogelmann  liefert  uns  schätzenswerte  Beitrage  hierfür  —  dass  Wal- 
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düngen  durch  ihren  Einiluss  auf  das  Klima  aar  Aasgleichung  der  grellen 
Temperatur-Unterschiede,  zum  Schutz  gegen  die  herrschenden  Winde  nnd 
namentlich  als  Qnellensammler  von  der  höchsten  Bedeutung,  an  manchen 
Orten  sogar  unumgänglich  notwendig  sind.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
die  lokale  Bedeutung  eines  Forstes  in  dieser  Hinsicht  allein  den  Staat 
tu  einem  gesetzlichen  Eingriff  in  die  Wirthschaftsfreiheit  des  Besitzers 
berechtigt.  Herr  Dr.  Vogelmann  sagt  bezüglich  dieses  Punktes  von  den 
jetzt  bestehenden  badischen  Gesetzesbestimmungen  höchst  treffend:  >Sie 
sind  zn  enge,  weil  sie  eine  nachhaltige  Wirthschaft  für  diejenigen  Wal- 
dungen, welche  ans  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  erhalten  werden 
müssen,  nicht  gebieten  nnd  darnm  etwaigen  Devastationsvcrsuchen  nicht 
wirksam  entgegentreten.  Sie  sind  zu  weit,  weil  sie  für  alh  Privatwal- 
dungen gelten,  also  auch  für  diejenigen,  deren  Umwandlung  in  Aecker 
oder  Wiesen  Niemand  benachteiligt,  für  den  Besitzer  aber  wirtschaft- 
lich angezeigt  ist.  Sie  können  daher  zur  Erhaltung  nnd  Verbesserung 
der  Wälder  nur  wenig  beitragen,  dagegen  belastigen  sie  einerseits  die 
Forstbeamten  mit  Arbeiten,  welche  keine  Befriedigung  gewähren,  und 
andrerseits  die  Waldeigenthümer  mit  mehr  oder  minder  willkürlichen  Be- 
schränkungen, welche  nur  Unzufriedenheit  hervorrufen.« 

Nach  Peststellung  des  Prinzips  gilt  es  die  Mittel  aufzufinden,  um 
den  genannten  Zweck  zu  erreichen.  Nach  Ansicht  des  Herrn  Dr.  Vogel- 
mann giebt  et  deren  zwei,  und  wenn  man  einen  Uebergang  für  nötbig 
hält,  drei.  >Man  kann«,  sagt  er,  .die  PrivatwaH-Flächen,  welche  aus  Rück- 
sichten des  öffentlichen  Wohles  bestockt  bleiben  müssen,  bezeichnen,  und 
eino  gesetzliche  Bestimmung  treffen,  wonach  dieselben  nicht  gerodet  wer- 
den dürfen  nnd  gut  bewirtschaftet  werden  müssen,  während  alle  übrigen 
i'ri ratwaldungen  frei  zu  geben  sind.  Dieses  Mittel  erscheint  natürlich 
und  wirksam,  aber  es  wird  in  der  Ausführung  auf  mancherlei  Schwierig- 
keiten stossen,  welche  indess  um  so  leichter  zu  beseitigen  sein  werden, 
je  grösser  an  solchen  Stellen,  welche  man  bestockt  erhalten  will,  der 
Waldbesitz  in  der  todten  Hand  ist,  and  je  mehr  die  Ueberzengung  zur 
Geltung  kommt,  das«  die  den  Privat wald- Besitzern  aufzuerlegenden  Be- 
schränkungen mit  der  Vorsorge  für  die  Sicherung  des  Holzbedarfs  nicht 
begründet  werden  können.  Oder  man  kann  die  oben  bezeichneten  Privat- 
waldungcn  and  den  verödeten,  der  Aufforstung  bedürftigen  Boden  durch 
Expropriation  oder  im  Wege  freier  Vereinbarung  für  den  Staat  ankaufen 
und  dann  sämmtliche  Privatwaldungen  vollständig  freigeben.  Ueber  die 
Frage,  ob  da,  wo  aus  allgemeinen  Giünden  eine  Rodung  nicht  stattönden 
dürfe,  Expropriation  gegen  Entschädigung  eintreten  solle,  sind  die  An- 
sichten geteilt  Das  Verbot  der  Rodung  allein  schützt  aber  nicht  vor 
üevastation;  deT  betreffende  Wald  muss  auch  gut  bewirtschaftet  und 
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deshalb  unter  Beförsterung  gestellt  werden.  Diese  Beschränkung  iu  der 
Benutzung  des  Privateigenthums  wird  jedoch  in  vielen  Fällen  weit  em- 
pfindlicher sein,  als  die  Expropriation,  Wo  der  Zweck  darch  freien  Ankauf 
erreicht  werden  kann,  da  wird  Niemand  die  Expropriation  befürworten.* 
—  »Unstreitig  ist  dieses  zweite  Mittel  (des  Ankaufs  von  Privat  Waldungen) 
das  wirksamere  und  muas  neben  dem  ersten  oder  dritten  Mittel  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  man  das  erwünschte  Ziel  ganz  erreichen  will.« 
Wir  können  dem  Herrn  Verfasser  unsere  rückhaltlose  Zustimmung  zu  die- 
ser letzteren  Ansicht  aussprechen. 

Für  den  Fall,  dass  ein  Uebergangastadium  nöthig  befunden  werden 
sollte,  macht  Herr  Dr.  Vogelmarm  noch  folgenden  Vorschlag.  «Man  kann«, 
sagt  er,  »die  Fälle,  in  denen  Waldungen  als  Bannwälder  unter  den  beson- 
deren Schutz  des  Gesetzes  zu  stellen  sind,  auf  ein  Minimum  beschränken, 
indem  man  die  Vorsorge  für  die  Erhaltung  der  Waldungen  in  den  wich- 
tigen Quellengebieten  der  Anwendung  des  zweiten  Mittels  überweist.  Bis 
dieses  Mittel  seinen  Zweck  im  Wesentlichen  erreicht  hat,  wären  für  alle 
nicht  unter  den  Begriff  der  Bannwälder  fallenden  Privatwaldungen  nur 
noch  zwei  Beschränkungen  nöthig  und  hinreichend,  um  selbst  dio  Forst- 
I>olizei-Beamten  zu  beruhigen,  nämlich  a)  dass  die  Privatwald- Besitzer 
die  Vornahme  von  Kahlhieben  anzeigen  müssen  und  zur  Wiederkultur  an- 
gehalten werden  können  und  b)  dass  die  Forstpolizei-Behörde  über  Rodun- 
gen, die  jedoch,  wenn  der  Boden  zur  landwirtschaftlichen  Benutzung 
geeignet  ist,  in  der  Regel  zu  gestatten  sind,  zu  entscheiden  habe.  «Auch 
hiergegen  läsat  Bich  nichts  einwenden. 

Zum  Schlüsse  giebt  der  Verfasser  eine  Uebersicht  über  die  Forst- 
polizei-Gesetze anderer  deutscher  Staaten  und  der  österreichischen  Mo- 
narchie hinsichtlich  der  Privatwalduogen.  Dieselben  variiren  von  der 
vollständigen  Freiheit  in  der  Bewirthschaftung  und  Benutzung  der  Privat- 
waldungen,  wie  in  Preussen,  durch  die  verschiedensten  Schattirungen  der 
Beschränkungen,  bis  zar,  wenigstens  prinzipiell,  Tollständigen  Bevormuu* 
dung,  wie  in  Württemberg. 

Wir  empfehlen  die  vortreffliche  Schrift  des  Herrn  Dr.  Vogelmann 
aufs  Angelegentlichste  allen  Forstinteressenten,  insbesondere  den  Männern 
der  technischen  Forstwissenschaft,  von  denen  noch  die  überwiegende  Mehr- 
heit dem  Staatsbesitz  der  Forston  blos  um  des  Forstbetriebe*  willen  das 
Wort  redet,  und  den  Mitgliedern  der  Einzellandtage,  denen  die  Forst- 
polizei-Gesetzgebung untersteht,  zur  eingehenden  Lektüre. 


ForstsUitiiftik  über  Deutsddatul  und  Oesterreich- Ungarn  von  Dr.  (Hto- 
mar  Victor  Leo.  Berlin,  1871.  Julius  Sjyringer.  1.  u.  2.  Lieferang. 
Die  vorliegenden  Lieferungen  des  mit  fleißiger  Benutzung  des  vor- 
handenen Materials  gearbeiteten  Werkes  behandeln  die  Walddächen  Ver- 
hältnisse der  deutschen  Staaten  und  Oesterreich  -  Ungarns  und  die  wald- 
baulichen Standsorts-  und  Bestandsverliältnisse  des  Königreichs  Preussen, 
Lauenburg's,  Bayern'»1,  Württemberg^,  Baden's,  des  Königreichs  Sachseu, 
Mecklenburg^  und  der  thüringischen  Staaten.  Für  jedes  dieser  Gebiete 
giebt  der  Verfasser  eine  Auseinandersetzung  über  Lage,  Klima,  Boden-, 
Holz-  und  Betriebsart  und  über  die  in  jedem  der  Forstkultur  besonders 
drohenden  Gefahren.  Die  gegebenen  statistischen  Tafeln  zeigen  allerdings 
noch  manche  Verschiedenheiten  nnd  Lücken  und  müssen  den  Wonach  nach 
einer  einheitliehen  Statistik  für  gans  Deutachland  auch  auf  diesem  Gebiet 
immer  lebhafter  machen.  Wir  haben  bereits  Gelegenheit  gehabt,  Jahr- 
gang 1871,  Heft  4,  auf  eine  Schrift  desselben  Verfassers  über  die  Frage, 
ob  die  Staatswaldungen  beizubehalten  oder  zu  veräussern  sind,  hintu- 
weisen nnd  die  ebenso  aachkundige  wie  den  Prinzipien  der  neueren  Volks- 
wirtschaft entsprechende  Beantwortung  dieser  Frage  anerkennen  können. 


Ueber  die  historische  Entwicklung  der  Waldwirthscha/t  und  Forst 
Wissenschaft  in  Deutschland.    Vorlesung,  gehalten  in  der  Köaigl. 
Forst- Akademie  zu  Neustadt -Eberswalde.   Von  August  Bernhardt. 
Berlin,  1871.   Julius  Springer. 

Herr  August  Bernhardt,  Kgl.  Oberförster  und  forsttechnischer  Diri- 
gent der  forstlichen  Versuchsstation  zu  Neustadt  E.-W.,  veröffentlicht 
hier  eine  vor  den  Studirenden  der  dortigen  Forstakademie  als  Einleitung 
in  ihr  Studium  gehaltene  Vorlesung.  Wie  es  von  dem  bewährten  Forst- 
manne nnd  Lehrer  nicht  anders  zu  erwarten  steht,  giebt  er  eine  klare 
und  von  der  Liebe  zur  Sache  helebto  Darstellung  der  forstwirth schaft- 
lichen Entwicklung  in  Deutschland.  Von  gesunden  wirtschaftlichen 
Prinzipien  ausgehend,  lässt  er  der  Bedentung  der  Theorie  wie  der  Praxis 
ihr  Recht  zu  Theil  werden.  Die  Vorlesung  scheint  uns  wohl  geeignet, 
die  Forstwissenschaft  studirende  Jugend  auf  einen  gedeihlichen  Weg  zu 
führen. 
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Kecker* 8  zweite»  Ministerium.  Von  Dr.  Emanuel  Leser.  Mainz,  1871. 
Victor  v.  Zobern. 

Die  vorliegende  Schrift,*  die  wohl  nur  einen  Theil  eines  später  heraus- 
zugehenden  grösseren  Werkes  über  den  bekannten  Finanzminister  Lud- 
wig's  XVI.  bildet,  verfolgt  doch  sohon  den  selbstständigen  Zweck,  Necker 
▼on  manchen  gegen  ihn  erhobenen  Vorwürfen  zu  reinigen.   Der  Verfasser 
ist  der  Ansicht,  »dass  man  mit  Unrecht,  indem  man  bald  böswillige  Ab- 
sicht, bald  g&nzliche  Unklarheit  dir  Vorstellungen  seinen  Handlangen 
unterschob,  ihn  des  Verraths  oder  der  Unfähigkeit  geziehen  hat.c  Er 
findet,  „dass  Necker's  Wirksamkeit  während  seines  zweiten  Ministeriums 
keine  erfolgreiche  war,  dass  aber  seine  irrtümlichen  Vorstellungen  von 
den  Verhältnissen  allein  die  Schuld  daran  getragen  haben."    Eine  aus- 
führliche Darstellung  der  Tbätigkeit  Necker's  in  der  genannten  Periode 
bildet  die  Begründung  dieses  Urteils.  Der  Verfasser  hat  hierbei  in  an- 
erkennenswerter Weise  die  vorliegenden  Quellen  zu  Bathe  gezogen.  Be- 
sonders eingehend  schildert  er  den  Zustand  der  Finanzen  und  Necker's 
Bemühungen,  denselben  aufzuhelfen  und  für  die  im  Jahre  1788  eingetre- 
tene Missernte  und  Tbeuerung  Abhülfe  zu  schaffen.    Die  Ansichten  und 
Maassregeln  Necker's  hinsichtlich  dieser  beiden  Punkte  sind  besonders 
angreifbar,  und  der  Verfasser  widmet  ihnen  eine,  wenn  auch  kurze,  so 
doch  von  gesunden  volkswirtschaftlichen  Prinzipien  ausgehende  Kritik. 
Es  ist  wohl  erwähnen swerth,  dass  in  Frankreich  im  Jahre  1787  durch 
einen  königlichen  Erlass  vollständige  Freiheit  des  Getreidehandels  im 
Innern  und  mit  dem  Auslande  eingeführt  war;  nur  konnte  die  Ausfuhr 
ausser  Landes  in  einzelnen  Provinzen  auf  den  Wunsch  der  Provinzial- 
verwaltungen  für  höchstens  ein  Jahr  suspendirt  werden.*)   Die  Missernte 
des  Jahres  1787  vernichtete  diesen   volkswirtschaftlichen  Fortschritt. 
Im  Drange  der  Noth  griff  Necker  zu  den  bedenklichsten  Maassregeln. 
Nieht  nur  verbot  er  die  Komausfuhr  auf  unbestimmte  Zeit  und  suchte 
durch  Gewährung  von  Einfuhrprämien  Getreide  aus  Nordaroerika  heran- 
zuziehen, sondern  Hess  auoh  auf  den  verschiedenen  Kornmärkten  Europa's 
auf  Staatskosten  Getreide  aufkaufen  und  dann  mit  Verlust  verkaufen  — 
eine  Maassregel ,  durch  welche  natürlich  der  nur  durch  Aussicht  auf  ge- 
winnbringenden Absatz  herbeizuziehende  Privathandel  so  gut  wie  voll- 
ständig brach  gelegt  wurde.    Der  eine  Fehlgriff  riss  ihn  immer  weiter 
auf  der  abschüssigen  Bahn,  bis  er  zuletzt  tatsächlich  die  ungeheure 
Aufgabe  übernommen  hatte,  für  den  Unterhalt  eines  Volkes  zu  sorgen. 
Der  Verfasser  bemerkt  vollständig  richtig:  »Er  durfte  es  nicht,  denn  er 


*)  Declaiation  du  roi  pour  la  liberte"  du  commerce  des  grains,  donne* 
a  Versailles  le  17  juin  1787. 
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konnte  sie  nicht  lösen.  Ein  edle«  Gefühl  allerdings  lag  seinem  Irrthum 
za  Grande.  Es  war  der  stolze  Gedanke  des  Jahrhunderts,  dass  der  Staat 
von  einsichtigen  und  wohlwollenden  Männern  geleitet,  das  ganze  Glück 
der  Unterthanen  durcli  seine  Wirksamkeit  begründen  könne;  man  über- 
sah, wie  da«  Beste  nur  der  Erfolg  ist  des  Waltens  freier  Kräfte.* 


Das  Projekt  des  Weser- Elbe- Kanah  vom  Baorath  Michaelis  in  Münster 
und  Wasserbau-Inspektor  Hess  in  Hannover.  Mitgetheilt  von  dem 
Letzteren.  Hit  Profil-  und  Grandrisszeichnung.  Hannover,  1871. 
Schmarl  und  von  Seefeld. 

Das  vorliegende  Projekt  bildet  die  Fortführung  eines  von  dem  Herrn 
Banrath  Michaelis  projektirten  und  bereits  veröffentlichten  Rhein- Weser- 
Kanals  zur  Elbe.  Bei  einer  solchen  Fortführung  kamen  besonders  zwei 
Linien  in  Betracht,  die  eine  geht  in  ziemlich  gerader  Linie  von  Minden 
über  Hannover,  Fallersleben,  Vorsfelde  und  dann  südlich  abschwenkend 
über  Neuhaidensieben  und  Wollmirstedt  zur  Elbe,  die  andere  verfolgt  von 
Braunschweig  ab  den  Lauf  der  Ocker  bis  an  das  Hornburg- Osch  eralebener 
Bruch,  und  dieses  Bruch  geht  bei  Oschersleben  in  das  Thal  der  Bode 
Über  und  gewinnt  die  Elbe  bei  Magdeburg.  Obwohl  sich  nicht  verkennen 
lässt,  dass  die  letztere  Linie  Gegenden  durchschneidet,  welche  sich  durch 
grossen  Bodenreichthum  und  lebhafte  Industrie  auszeichnen  und  auch 
Rückfrachts- Material  in  ausreichender  Menge  darbieten,  so  haben  sieh  die 
oben  genannten  Herren  doch  für  die  erstere  Linie  entschieden.  Dieselbe 
ist  auch  offenbar  die  kürzere,  wohlfeilere  und  für  den  Schifffahrtsbetrieb 
günstigere  Linie. 

Wir  begrüssen  dies  Projekt  als  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Herstel- 
lung einer  ganz  Norddeutschland  durchziehenden  Kanalverbindttng ,  einer 
Kanalverbindung  von  eminenter  Bedeutung,  denn  wie  Herr  Hess  mit  Recht 
bemerkt,  »giebt  es  unter  allen  Kanälen  Europa's  keinen,  der  so  günstige 
Niveauverhältnisse  darbietet  und  dabei  so  grossartige  Produktions-  und 
Konsumtionsgebieto  mit  einander  in  Verkehr  setzt.« 


Drei  Lebensfragen  für  Staat,  Schule  und  Kirche  und  die  Umgestaltung 
des  deutschen  Schulwesens.  Von  Ph.  Spüler.  Berlin,  1871.  Sieg- 
fried Crohbach. 

Der  bereits  im  achten  Jahrzehnt  seines  Lebens  stehende  Herr  Ver- 
fasser, der  eine  fast  fünfzigjährige  praktisch-pädagogische  Laufbahn  zurück- 
gelegt hat  nnd  bisher  nnr  mit  populär -naturwissenschaftlichen  Schriften 
in  die  Oeffentlicbkeit  getreten  ist,  tritt  hier  mit  umgestaltenden  Vor- 
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schlagen  zu  gesetzgeberischen  Maassregeln  über  das  Verhältnis«  von  Staat, 
Schule  und  Kirche  auf.  Es  ist  eine  ans  warmer  Ueberzengnng  hervor- 
gegangene, populär  gehaltene  Broschüre,  welche  deshalb  wohl  Beachtung 
verdient,  weil  hier  ein  erfahrener  Lehrer  der  Jagend  praktische  Vorschläge 
nur  Umgestaltung  des  jetzt  bestehenden ,  in  vieler  Hinsicht  fehlerhaften 
Unterrichts-Wesens  vorlegt. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  diese  Frage  einzugehen,  nur  itt  zu 
bemerken,  dass  die  Grundsätze,  auf  welche  sich  die  Vorschläge  des  Ver- 
fassers stützen,  »dass  alle  unsere  Kinder  einen  freien,  blos  staatlich  beauf- 
sichtigten erziehenden  Unterricht  genieasen,  welcher  die  Verstamlesknifto 
harmonisch  entwickelt,  den  konfessionellen  Glaubensfanatismus  nicht  nur 
aus  den  Schulen  verbannt,  sondern  überhaupt  beseitigt,  dagegen  die  Moral 
auf  festeren  Grundlagen  aufbaut«  —  dass  diese  Grundsätze  nicht  nnr  vom 
politisch-liberalen,  sondern  auch  vom  rein  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkt, in  Deutachland  wie  in  England,  vollkommen  gebilligt  werden. 


Die  Erlösung  der  darbenden  Menschheit.  Der  Bettungsweg  in  der 
sozialen  Frage  unserer  Zeit.  Von  Aug.  Iheod.  Stamm,  Dr.  med.  et 
pbil.  Zürich,  1871.  Sehabelüz'Bche  Bnchhandlung. 
Es  bleibt  immer  aufrichtig  zu  bedauern,  wenn  Männer,  welche  sich 
auf  einem  andern  wissenschaftlichen  Gebiete  unbestreitbare  Verdienste 
erworben  haben,  mit  Vorschlägen  zur  radikalen  Umgestaltung  aller  materiel- 
len KulturTerhältnisse  hervortreten,  ohne  auch  nnr  einen  Blick  auf  die 
unantastbar  feststehenden  Resultate  der  wissenschaftlichen  Volks  wir  th- 
schaft  geworfen  zu  haben.  Der  Verfasser  der  unter  obigem  Titel  erschie- 
nenen Schrift  hatte,  wie  er  sagt,  schon  früh  den  Entschluss  gefasst,  die 
Ursachen  des  mensclüichen  Elends  zu  studiren.  Um  dies  anf  dem  Gebiete 
der  Krankheiten  mit  Erfolg  zu  thun,  begab  er  sich  persönlich  mit  an- 
erkennenswerthem  Muthe  an  die  Brutstätten  der  orientalischen  Pest,  in 
die  von  Cholera,  Pocken  oder  Hungertyphus  heimgesuchten  Gegenden, 
und  hat  dann  unermüdlich,  in  Berlin  noch  neuerdings  durch  Gründung 
eines  medizinisch-ätiologischen  Vereins  für  Erforschung  und  Vernichtung 
von  Krankheitsursachen  gewirkt.  Zur  wirklichen  Hebung  des  menschlichen 
Elends  hält  er  indess  ganz  andere  Maas&regeln  für  geboten  und  übergiobt 
jetzt  seine  Vorschläge  der  0 Öffentlichkeit*  Sie  laufen  im  Wesentlichen 
auf  längst  widerlegte,  alles  auf  den  Kopf  stellende  Irrthümer  hinaus.  »Um 
zu  vernunftgemässen,  rechtlichen  Besitz  Verhältnissen  zu  gelangen,«  das  ist 
die  Quintessenz  seiner  Lehre,  »ist  dio  Umwandlung  des  Grundbesitzes  in 
Volksbesitz  eine  unabweisbare  Notwendigkeit;  am  friedlichsten  nnd  zweck- 
mäßigsten ist  es,  dass  das  Volk  durch  gesetzliche  Volksabstimmung  die 
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jetzigen  Grundbesitzverbältuisse  in  Pachtverhältnisse,  unter  Entschädigung 
der  zeitigen  Besitzer,  umwandelt.  Mit  Hülfe  de«  Bodenbesitzes  baut  steh 
dann  das  Volk  Schulen,  Akademieen  nnd  Universitäten ,  Krankenhäuser, 
Alterversorgungsanstalten,  Volkshallen  und  sog.  Volkswohnungspalfute,  die 
Prachtbauten  der  Freiheit,  des  Wissens  und  der  Liebe.  Die  Erde  wird 
zum  Paradiese.«  Wir  richten  an  den  Verfasser  die  aufrichtige  Bitte,  tou 
diesem  Gebiete,  auf  dem  ihm  doch  nichts  als  Dornen  wachsen  werden,  za 
seinen  medizinisch -prophylaktischen  Bestrebungen  zurückzukehren,  mit 
denen  er  ja  unendlich  Segensreiches  wirken  kann  und  denen  wir  auch  Ton 
unserem  Standpunkte  den  besten  Erfolg  wünschen. 


Herrschaft  und  Priesterthum.  Geschichtsphilosophische  Skizzen  ron 
Dr.  F.  W.  Struhneck.  Berlin,  1871.  F.  Henschel. 
Der  Herr  Verfasser  hat  sich  nach  seiner  eigenen  Aussage  die  bedenk- 
liche Aufgabe  gestellt,  »die  menschliche  Gesellschaft  nach  ihren,  wenn 
auch  nicht  durchweg  wesentlichsten,  dennoch  weit  und  breit  auffallend- 
sten Eiistenz-  und  Entwickelunga-Ph&nomenen  zu  betrachten.  Diese  Haupt- 
phänomene in  allen  ausgedehnteren  Kreisen  des  Gesellschaftslebens  grup- 
plren  sich  nach  ihm  nach  den  merkwürdigen  Kategcrieen  Herrschaft  und 
Priesterthum.  Die  Analyse  der  geschichtlieh  zugänglichen  GesellschafU- 
zustände,  meint  er,  führe  einmal  nnwidersprechlich  auf  die  Thatsache  hin, 
dass  wirkliehe  oder  eingebildete  Herrschaft  sich  als  das  erste,  ehrliches 
oder  verheucheltes  Priesterthum  aber  als  das  zweite  Grundelement  der 
gemeinschaftlichen  Bewegungen  im  Völkerleben  enthülle.  Diese  Analyse 
unternimmt  er  in  der  vorliegenden  Schrift  in  einem  Spaziergange  über 
das  gesammto  Gebiet  des  religiösen,  politischen  und  socialen  Lebens.  Es 
ist  einleuchtend,  dass  ein  solcher  Spaziergang,  wenn  er  in  einem  Bänd- 
chen von  167  Seiten  abgemacht  werden  soll,  mit  wissender  Schnelligkeit 
vor  sich  gehen  moss,  und  so  macht  es  uns  den  Eindruck,  als  sähen  wir 
den  Herrn  Dr.  Struhneck  in  den  wanderbaren  Siebenmeilenstiefeln  des 
alten  Volksmärchens  auf  dem  unendlichen  Gebiete  des  gesammten  Kultur- 
lebens der  Menschheit  der  Kreuz  und  Quere  nach  herumstolpern.  In 
schwindelnder,  athemloser  Hast  geht  es  vorbei  an  Gesellschaft,  Staat, 
Recht,  Sittlichkeit,  Religion,  Thron,  Alter,  Kapital,  Arbeit,  Eigenthum, 
Liberalismus,  Nationalismus,  Sozialismus  und  noch  einigen  andern  -ismen. 
Kaum  nimmt  er  sich  gelegentlich  Zeit,  mit  einigen  eindringlichen  Worten 
auf  die  Bedeutung  seines  grossen  Vorgängers  und  Meisters  Lassalle  hin- 
zuweisen. Mit  seinem  zauberkräftigen,  von  der  Volkswirtschaft  leider 
nicht  zu  würdigenden,  Beförderungsmittel  gelingt  es  ihm  natürlich,  alle 
Hindernisse,  welche  bisher  die  ernste  Wissenschaft  nicht  zu  überwinden 
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vermochte,  mit  Leichtigkeit  zu  nehmen.  Wir  könnten  uns  ja  nur  Glück 
wünschen,  wenn  es  auf  diese  Weise  geläugo,  die  Hindernisse  überhaupt 
an  übersteigen.  Aber  wir  armen,  gewöhnlichen  Menschenkinder,  wir  können 
seinem  Laufe  ja  nicht  folgen  und  die  Höhe  der  Anschauung,  welche  der 
Verfasser  bei  seinem  Dauerlaufe  in  Siebenmeilenschritten  gewinnt,  ja  gar 
nicht  erreichen!  Dies  ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  als  er  zuletzt  in  Re- 
gionen dringt,  welche  das  Auge  des  Menschen  so  gerne  erforschen  möchte, 
aber  leider  noch  immer  nicht  konnte.  Nachdem  er  schon  gelegentlich 
kühne  Sprünge  in  die  Wolkenschicht  eines  verschrobenen,  philosophischen 
Jargons  gewagt,  schwingt  er  sich  schliesslich  so  hoch  in  die  religiösen 
Aetherhöhen  auf,  dass  wir  ihn  gänzlich  aus  den  Augen  verlieren.  »Wer 
mit  kühnem  Geistesfluge  in  die  verschleierte  Zukunft  dränge,«  bemerkt 
er,  »und  wollte  erspähen,  ob  es  einen  Zustand  der  Menschheit  geben  könne, 
in  dem  eine  Religion  die  allgemeine  Hüterin  der  Eintracht  und  des 
Friedens  sein  werde:  dem  würde  der  Genius  der  Menschheit  eine  wunder- 
bare Antwort  gehen.«  Herr  Dr.  Struhneck  ist  hinaufgedrungen  und  hat 
uns  diese  Antwort  als  neues  Evangelium  herabgebracht  Denn  er  fährt 
unmittelbar  darauf  fort:  »Diese  Antwort  würde  lauten:  eine  Religion  ist 
keine  Religion;  der  Friede  und  die  Eintracht,  welche  Du  suchst,  wird  nicht 
geboren  aus  der  Einheit  des  Glaubens;  die  Freiheit  des  Glaubens  wird 
euch  versöhnen.«  Unsere  Leser  werden  es  uns  nicht  verargen,  wenn  wir 
den  Verfasser  hier  in  dem  tiefsinnigen  Zwiegespräch  mit  seinem  Genius 
der  Menschheit  nicht  weiter  stören. 


Die  Biga'schc  Volkszählung.   Von  E.  Laspeyres.    Baltische  Monats- 
schrift, N.  Folge,  Bd.  II,  Heft  5.  u.  6. 

Die  Resultate  der  am  3.  März  1867  in  Riga  ausgeführten  Volkszählung 
sind  im  Auftrage  des  statistischen  Comite's  der  Stadt  Riga  vom  Sekretär 
F.  von  Jung-Stilling  zusammengestellt  und  herausgegeben  worden.  Die 
bei  dieser  Volkszählung  angewandte  Methode  unterzieht  Herr  Professor 
Laspeyres  in  dem  unter  obigen  Titel  erschienenen  Aufsatze  einer  eingehen- 
den Kritik  nnd  erhalt  dabei  Veranlassung,  auch  die  Volkszählungen  anderer 
Städte,  namentlich  Berlin's,  Hamburg's  nnd  Darmstadt's  zur  Vergleichung 
heranzuziehen.  Zur  Zeit  liegen  uns  erst  zwei  Abschnitte  desselben 
vor,  welche 

1)  die  Einrichtung  der  Volkszählungsfonnulare  und  den  Modus  der 
Verarbeitung,  und 

2)  die  Frage  nach  der  faktischen  und  ansässigen  Bevölkerung 
besprechen. 

Hinsichtlich  des  ersten  Punktes  fordert  Herr  Professor  Laspeyres: 
»bei  einer  neuen  Volkszählung  in  Riga  das  Listen-  und  Tabellenwesen 
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von  Grand  au»  zu  ändern,  den  Anforderungen  der  neueren  Statistik  ent- 
sprechend.« Zar  Begründung  dieser  Forderung  geht  er  näher  ein  auf 
die  drei  Uaaptarten  der  Volkszählung: 

1)  durch  Haushaltungslisten  und  Strichbogen; 

2)  durch  Ilaushaltungslisten  und  Zählblättchen ; 

3)  durch  Zahlkarten. 

Er  erörtert  dann  recht  treffend  die  Vorzöge  der  Zählkarten  vor  den 
beiden  anderen  Arten,  sowohl  yom  rein  theoretischen  als  vom  Kosten- 
Standpunkt.  Hoffentlich  werden  wir  in  Bälde  erfahren,  wie  diese  Metbode 
die  Probe  der  Praxis  bestanden  hat 

Im  zweiten  Aufsatze  behandelt  Herr  Laspeyres,  welche  Kombinirung 
der  Bevölkerung  man  bei  Volkszählungen  ermitteln,  welche  man  publiziren 
und  auf  welcho  man  gewisse  soziale  Erscheinungen  beziehen  soll,  eine 
Frage,  über  welche  Theorie  und  Praxis  noch  im  Streit  sind.  Die  4  Haupt- 
arten der  Berölkerungskombinationen  sind  wohl:  die  faktische,  die  orts- 
wohnende, die  ortsansässige  und  dio  ortsangehörige  Bevölkerung.  Wie 
gross  die  Differenzen  zwischen  diesen  Kombinationen  bei  der  Volkszählung 
sind,  hat  Fabricius  in  folgender  Tabelle  aufgeführt: 

Mainz         D&rmstadt  Offenbach 

Die  faktische  Bevölkerung  .   42,704       29,225  19,377 
Die  Wohnbevölkerung.   .   .   42,447       29,142  19,433 
Die  ansässige  Bevölkerung  .   83,183       23,123  14,302 
Die  rechtliche  Bevölkerung  .   27,574       20,939  10,823 
Herr  Laspeyres  führt  in  überzeugender  Webe  aus,  dass  die  faktische 
Bevölkerung  für  alle  volkswirtschaftlichen,  sozialen  und  ethischen  Er- 
scheinungen in  Bezog  auf  die  Bevölkerung  die  wichtigste  sei  und  dass 
auch  die  Praxis  des  neuen  deutschen  Reiches  ganz  entschieden  auf  die 
faktische  Bevölkerung  zurückgegangen  ist. 


Betrachtungen,  Vergleich  ungen  und  Erläuterungen  über  die  Konskrip- 
tion in  Steiermark  1869,  die  Völkerstämme  in  Oesterreich-Ungarn 
und  die  Staats  -  Subventionen  zur  liebung  der  Landtrirthschaft . 
Von  Dr.  F.  H.  Bitter  von  Ulubeck.  Graz,  1871.  Aktiengesellschaft 
„  Leykam- Josefsthal* 

Das  mit  grosser  Opalenz  ausgestattete  Heft  enthält  in  seiner  ersten 
Hälfte  statistische  Tafeln  über  die  Bevölkerung  von  Steiermark  im  Jahre 
1869  nebst  Erläuterungen.  Einen  besondern  Anstoss  erregte  bei  dem  Ver- 
fasser das  von  der  k.  k.  statistischen  Zentral  -  Kommission  in  Wien  ent- 
worfene neue  Formular  für  Konskriptionen,  welches  manche  frühere  Zählungs- 
rubrikeu  auageschieden  hat,  %.  B.  die  Nationalität,  obgleich  sich  alle 
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inneren  Kämpfe  Oesterreichs  doch  um  die  Nationalitätenfrage  bewegen. 
Die  zweite  Hälfte  enthält  Tabellen  nebst  Erläuterungen  über  den  Vieh- 
stand in  Steiermark  und  der  Monarchie  und  Ober  die  Steuern  und  Staats- 
Subventionen  zur  Hebung  der  Landeskultur.  Die  Grundsätze  für  Vcr- 
theilung  der  letzteren  sind  nämlich  vollständig  unbekannt  und  auch  aus 
den  statistischen  Aufstellungen  nicht  zu  entdecken.  Der  Verfasser  em- 
pfiehlt dringend  das  Prinzip,  die  Subvention  auf  1  Prozent  der  Grund-« 
und  Hausklassensteuer  festzusetzen,  —  ein  Prinzip,  das  auch  uns  als  das 
allein  volkswirtschaftlich  zu  rechtfertigende  erscheint. 


Beiträge  zur  Handels-  und  Verkehrs  Statistik  des  Deutschen  Seiches 
und  seiner  Nachbarländer,  Mit  statistischen  Tafeln  der  Frachtgut- 
bewegung auf  den  Eisenbahnen  in  Mittel-Europa,  Von  Robert  Simson. 
Berlin,  1871.   Fr.  Kortkampf. 

Die  vorliegende,  20  Seiten  starke  Broschüre  ist  von  dem  Verfasser  dem 
»Verein  Deutscher  Eisenbahn -Verwaltungen*  zur  Foier  seines  fünfund- 
zwanzigjährigen Bestehens  gewidmet.  Die  unerrn  iiilichen  Bemühungen  dos 
Herrn  Robert  Simson  für  das  Zustandekommen  einer  einheitlichen  Eisen- 
bahn-Verkehrs-Statistik Deutschlands  sind  bekannt  und  auch  in  unserer 
Vierteljahrsschrift  wiederholt  gewürdigt  worden.  Er  hat  unablässig  dar- 
auf hingewiesen,  dass  die  offizielle  Statistik,  von  falschen,  volkswirt- 
schaftlichen Anschauungen  verleitet,  die  Bedeutung  des  äussern  Verkehrs 
überschätzte.  In  jedem  Lande  von  einiger  Ausdünnung  ist  der  Handel 
im  Innern  an  Umfang  bedeutender  und  setzt  weit  mehr  Güter  in  Bewegung 
als  der  auswärtige.  Die  Statistik  der  Warenbewegung  muss  sich  daher 
mit  fftmmtlichen  Bewegungserscheinungen  des  inneren  Verkehrslebens  be- 
schäftigen und  sich  demgemäss  die  Eontrolirung  möglichst  allor  Laud- 
und  Wasserstrassen  zur  Aufgabe  stellen.  Es  ist  dem  Herrn  Verfasser 
nunmehr  gelungen,  eine  Darstellung  der  Handels-  und  Verkehrsbewegung 
auf  den  Eisenbahnen  Mittel-Europa* s  zu  geben,  wie  solche  niemals  zuvor 
geliefert  worden  ist.  Dieses  Resultat  ist  dem  Entgegenkommen  der  be- 
theiligten Eisenbalmverwaltungen ,  besonders  aber  dem  in  dieser  Hinsicht 
unermüdlich  thätigen  Herrn  Verfasser  zu  danken.  Die  der  Broschüre 
beigegebene,  statistische  Tafel  stellt  die  Frachtgutbewegung  von  70  Eisen- 
bahnen Mittel-Europa' s  dar,  wolche  zusammen  eine  Ausdehnung  von 
2757  Meilen  besitzen.  Diese  Darstellung  erstreckt  sich  auf  88  Fracht- 
gut-Gattungen für  42  deutsche,  22  österreichisch-ungarische  und  6  fremd- 
ländische Eisenbahnen. 

Der  Herr  Verfasser  plaidirt  noch  für  die  Gründung  einer  Zentral- 
Steile  für  die  Statistik  des  Waarent  erkehr s  der  Deutschen  Eisenbahnen 
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deren  Unterhaltung  nicht  von  Seiten  des  Staates  auf  die  Schaltern  der 
Eisenbahnen  abgewälzt  werden  dürfe,  vielmehr  zum  Mindesten  gemeinsam 
mit  letzteren  übernommen  werden  müsse.  Er  scbliesst  damit  :  »das«  auch 
im  deutschen  Handelstige  die  Hinfälligkeit  der  seitherigen  Handelsaus- 
weise nnd  die  ernste  Nüthigung  an  endlicher  Reformirung  der  Handels- 
Statistik  ohne  Rückhalt  ehestens  erklärt  werde.* 


Eingegangene  Bücher,  Zeitschriften,  Berichte  und  amtliche 

Veröffentlichungen. 

Einleitung  in  das  Studium  der  Volkmirthitchaft.  Von  Karl  Thomas 
Richter,  Professor  an  der  Prager  Universität  Prag.  H.  Dominicas. 
1871.   346.   8°  (s.  Bücherschau). 

II.  von  Mangoldes  Grundriss  der  VolksicirthschaftsUhre.  Für  das  Selbst- 
studium wie  für  den  Unterricht  an  Lehranstalten.  Zweite  nach  dem 
Tode  des  Verfassers  veranstaltete  Ausgabe,  bearbeitet  von  Friedrich 
Kleinwächter.   Stuttgart.   J.  Maier.   250.   8°  (s.  Bücherschan). 

Grundsätze  der  VolkswirtJiscliaftskhre.  Von  Dr.  Karl  Menger.  Erster 
Allgemeiner  Theil.  Wien.  TP.  Braumüller.  1872.  286.  8°  (s.  Büchersch.). 

lieber  die  Grundlagen  der  von  Adam  Smith  begründettn  Volkstcirth- 
schaftstheoric.  Von  Dr.  Ilerrmann  Roesler.  Professor  an  der  Univer- 
sität Rostock.   Erlangen.   A  Deichert.    1871.   280.  8». 

Le  mouvement  socialiste  et  Us  reunions  publiques  avant  la  r&volution  de 
i.  septembre  1870  suivi  de  la  paeification  des  rapports  du  capitai 
et  du  travaü.  Par  M.  G.  de  Molinari,  Redacteur  dn  Journal  »des 
Debats.«  Paris.   Garnier  fr  er  es.    1872.   380.  8°. 

Arbeitsämter,  eine  Aufgabe  des  Deutschen  Reichs.  Akademische  Rede 
von  Dr.  Gustav  Schönberg,  ordentl.  Professor  an  der  Universität 
Freiburg  i.  Br.   Berlin.   J.  Guttentag.   1871.   44.  8». 

lieber  die  Betheiligung  der  ländlichen  Arbeitnehmer  an  dem  Gutsertrage. 
Eine  Erörterung  gegen  den  Sozialismus.  Von  Dr.  Adolph  Schulz. 
Leipzig.   H.  Weissbach.    1871.    120.  8°. 

Die  ländliche  Arbeiterfrage  und  ihre  Lösung.  Von  Dr.  Frhr.  Th.  von 
der  Goltz,  Professor  an  der  Universität  Königsberg.  Danzig.  A.  W. 
Kafemann.    1872.    274.   8°  (s.  Bücherschau). 

Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.  Von  Dr.  Lorens  von  Stein.  2.  Aufl. 
Leipzig.   F.  A.  Brockhaus.    746.  8°. 
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Grundsätze  der  Finanzmssenschaft.  Mit  besonderer  Beziehung  auf 
den  preussiachen  Staat.  Von  Carl  J.  Bergius.  Berlin.  J.  Guttentag. 
1871.   750.  8». 

Financial  Reform.  By  T.  E.  Cliffe  Leslie.   London.   Cassel,  Petter  and 

Galpin,   1872.   80.  8°. 
A  new  commercial  treaty  between  Gr.-Brüain  and  Germany.   By  Julius, 

Faucher  of  Berlin.  London.  Cassel,  Petter  and  Galpin.  1872.  80.  8". 
Commercial  policy  of  France  and  the  Treaty  with  England  of  1860. 

London.   Cassel,  Petter  and  Galpin.   1871.   24.  8*. 
Myntfragans  nya  Ställning.    Upsala.   H.  Forseil.    1871.    16.  8°. 
The  Natural  System  of  coinage.    An  appeal  to  the  intelligente  of  Ger- 

many.  By  G.  Johnstone  Stoney,  Member  of  the  Boyal  8ociety,  Asiatic 

Society  and  Irish  Academy. 
Dasselbe  in  deutscher  Uebersetsung.  Berlin.  Puttkammer  u.  Muhlbrecht. 

1871.   32.  8«. 

Zur  Münz-  und  Banknotenfrage.  III.  IV.  Die  Brücke.  Von  A.  Eggers 

Bremen.  Ed,  Müller.   1871.   16.  8*. 
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Das  fliessende  Wasser  und  die  Ansiedlungen 

der  Menschen. 


Von  J.  G.  Kohl. 


Die  Sonne,  die  über  dem  Ozean  brütet,  verwandelt  sein 
Wasser  in  Dünste  und  Wolken,  welche,  von  den  Winden  über 
das  Festland  getrieben,  dort  ihr  willkommenes  Nass  ausschütten. 
Dabei  kommt  ein  Theil  des  Thau's  und  Regens  sogleich  direkt 
zu  den  Pflanzen  und  den  andern  Organismen,  die  ihn  konsumiren 
und  die  er  nähren  soll.  Der  grösste  Theil  aber  sjfkert  in  den 
Boden,  bewegt  sich  unterirdisch  fort  und  tritt  an  niedrigen 
Stellen  als  Quelle  wieder  zu  Tage.  Die  Quellen  iiiessen  dann 
in  den  Falten,  Spalten  und  Rinnen  der  Erdrinde,  die  theils  für 
sie  von  vulkanischen  Kräften  und  Ereignissen  vorbereitet,  theils 
von  dem  fliessenden  Wasser  selber  ausgegraben  wurden,  vereinigen 
sich  da,  wo  zwei  solcher  Spalten  oder  Rinnen  zusammentreffen 
und  bilden  stärkere  Wasserfaden  oder  Bäche.  Diese  Bäche 
verbinden  sich  in  ähnlicher  Weise  unter  einander  und  es  ent- 
stehen noch  mächtigere  Wasser-Adern  oder  Flüsse  und  endlich 
durch  fortgesetzte  Verbindungen  zuweilen  grosse  Ströme,  die 
oft  mit  ihren  Nebenflüssen  weite  Länder  durchziehen  und  gross- 
artige Systeme  von  Süsswasser-Kanälen  bilden.*) 

Diese  Quellen-,  Fluss-  und  Strombildung  gehört  zu  den 
herrlichsten,  dem  Verkehr,  der  Kultur  und  dem  Städtebau  des 
Menschen  förderlichsten  Einrichtungen  der  Natur.    Denn  das 

*)  Gtoht  die  Rinnsalbüdang  abwärts  und  nicht  rielmehr  aufwärts? 

D.  Red. 

Volkswirt*.  Vi«rt«ljthnchrlft.   1871.   IV.  1 
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Du  messende  Wasser  und  die  Ansiodlangen  der  Menschen. 


Wasser,  das  ihm  auf  diese  Weise  selbst  in  regenlosen  Zeiten 
und  Qegenden  in  Fülle  geboten  wird,  ist  ibm  auf  allen  Stufen 
der  Kultur  in  seinem  Haushalte  und  in  seinem  Handel  und 
Wandel  so  nützlich  und  so  noth wendig,  dass  er  fast  noch  eher 
ohne  Festland  als  ohne  fliessendes  Wasser  existiren  könnte.  In 
China  leben,  hausen,  wirtschaften  und  bewegen  sich  zahlreiche 
Bevölkerungsgruppen  fast  nur  auf  dem  Wasser  der  grossen 
Ströme,  während  es  auf  einem  Festlande,  welches  kein  fliessen- 
des Wasser  hätte  und  in  welchem  es  auch  nicht  regnete,  keiner 
Menschenseele  möglich  wäre,  sich  dauernd  anzusiedeln. 

Die  Flüsse  haben  durch  die  mancherlei  trefflichen  Eigen- 
schaften, die  sie  besitzen,  in  den  Ländern,  welche  sie  durch- 
fliessen,  so  viele  Menschen  zu  sich  herangezogen,  so  vielen 
Anbau,  so  zahlreiche  Dörfer  und  Städte  an  ihre  Ufer  gelockt, 
dass  wenn  man  aus  einem  Lande  die  Fluss-Adern  mit  Allem, 
was  an  ihnen  hängt,  herausziehen  wollte  und  könnte,  am  Ende 
sowohl  vom  Lande  als  von  seinem  Volke  nichts  mehr  darin 
bleiben  würde,  was  noch  der  Mühe  werth  wäre.  Denn  nicht 
einmal  eine  Sennhütte  oder  ein  Zelt  —  geschweige  denn  eine 
Stadt  —  wird  irgendwo  gebaut,  ohne  dass  dabei  auf  die  Nähe 
fliessenden  und  trinkbaren  Wassers  Rücksicht  genommen  werden 
müsste. 

Ich  will  es  versuchen,  in  dem  Folgenden  die  mannigfaltigen 
Qualitäten  und  Eigentümlichkeiten  der  Flüsse  und  die  bei 
ihnen  gewöhnlich  eintretenden  Verhältnisse,  Vorfalle  und  Er- 
scheinungen, welche  menschliche  Ansiedlungen  an  ihren  Ufern 
erzeugen,  eine  Revue  passiren  zu  lassen.  Dabei  will  ich  mit 
dem  Quellen-Gebiete  der  Flüsse  beginnen,  dann  zu  den  in  ihrem 
mehr  entwickelten  oder  mittleren  Laufe  häufig  vorkommenden, 
den  Verkehr  und  Städtebau  fördernden  Erscheinungen  fort- 
schreiten und  endlich  ihre  Mündungen  und  die  Ortschaften,  die 
sie  dort  erzeugen,  betrachten.  — 
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Die  Quellen  dor  Flüsse,  und  die  bei  ihnen  gebauten 
Monumente,  Tempel  und  Orte. 

Die  schonen»  frischen,  klaren  Quellen,  die  so  wunderbar 
aus  der  Unterwelt  zu  Tage  treten,  sind  zu  allen  Zeiten  den 
Völkern  bedeutungsvoll  erschienen.  Die  Dichter  haben  den  will- 
kommenen, dem  Erdboden  entsprudclnden  »flüssigen  Krystall« 
besungen  und  als  eine  herrliche  Gabe  der  Natur  gepriesen.  Der 
Glaube  des  Volks  hat  den  Quellen  besondere  Götter  geweiht, 
und  so  wurden  neben  ihnen  frühzeitig  in  vielen  Ländern  Kapellen 
und  Tempel  gebaut,  welche  oft  zu  Wallfahrten  und  zur  Ansied- 
lung  von  Priestern  Veranlassung  gaben. 

Manche  Quellen  sind  wie  alle  ersten  Anfange  grosser 
Wirkungen  vorzüglich  deswegen  in  hohen  Ehren  gehalten,  weil 
in  ihnen  mächtige  Flüsse  ihren  Ursprung  hatten.  Aus  diesem 
Grunde  waren  von  jeher  den  Bewohnern  des  reichen  Ganges- 
Thales  die  Quellen  ihres  Stromes  heilig.  Sie  haben  mehrere 
derselben  mit  Tempeln  und  viel  besuchten  Wallfahrtsorten  um- 
geben. In  Deutschland  ist  die  Donau-Quelle  oder  der  kleine 
Riesel,  der  seit  alten  Zeiten  dafür  galt,  mit  schönen  Garten- 
Änlagen  und  alten  Gebäuden  und  Schlössern  geschmückt,  neben 
denen  das  freundliche  Städtchen  Donaueschingen  erblüht  ist. 

Allerdings  sind  die  Quellen  vieler,  fast  der  meisten  grossen 
Ströme  in  schwer  zugänglichen  Gebirgen  unter  Schnee,  Gletschern 
und  Felsen  oder  in  sumpfigen  Wäldern  versteckt,  so  dass  sich 
eine  Ansiedlung  bei  ihnen  nicht  leicht  bilden  konnte.  Auch 
haben  sich  die  Meinungen  der  Anwohner  in  sehr  vielen  Fällen 
nicht  darüber  einigen  können,  welches  Wässerchen  als  Quelle 
ihres  Stromes  betrachtet  werden  solle.  Wäre  dies  häufiger 
geschehen,  so  würden  wir  wohl  auch  die  Quellen  unserer  grossen 
Flüsse  mit  Monumenten  und  Anbau  noch  häufiger  bezeichnet 
finden,  als  es  in  der  That  der  Fall  ist. 

In  manchen  wüsten  Ländern,  in  denen  Wasser  selten  ist, 
werden  die  Quellen  besonders  hoch  gehalten.  In  den  sandigen 
Strichen  Arabiens  und  Afrikas  wird  fast  jeder  Bronn,  ein  sehr 
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wichtiger  Sammelplatz  der  Bevölkerung,  eine  weit  hinaus  ge- 
nannte und  bekannte  Station  für  die  Reisenden,  und  ein  Markt- 
ort für  den  Handelsverkehr.  Die  heilige  Sonnen-Quelle  gab  der 
Oase  von  Siwah  oder  dem  alten  >  Ammonium  <  eine  grosse 
Berühmtheit  und  veranlasste  die  Stiftung  einer  lange  blühenden 
Kolonie.  Auch  in  Deutschland  fgiebt  es  ausser  dem  Hildes- 
heimer Dom  noch  manche  Kirche,  die  über  einer  klaren  Quelle 
und  in  Bezug  auf  dieselbe  gebaut  ist;  ich  nenne  nur  noch  die 
Kapelle  beim  Grabe  der  heiligen  Walpurgis  zu  Eichstätt  in 
Franken,  aus  welcher  ein  helles,  schon  seit  alten  Zeiten  geprie- 
senes Wasser  fliesst,  und  ferner  die  Kirche  und  den  Bischof- 
stuhl, den  Karl  der  Grosse  an  den  Quellen  der  Pader  in  West- 
phalen  errichtete,  und  aus  dem  die  Quellenstadt  Paderborn 
erwuchs. 

In  fast  allen  Landern  finden  sich  Ortsnamen,  die  mit  einem 
Worte  zusammengesetzt  sind ,  welches  in  der  Landessprache  so- 
viel als  »Quellet  bedeutet.  In  Dänemark  sind  dies  z.  B.  die 
Ortsnamen  »Kiltlc*  und  >broml<.  In  Schweden  die  mit  >brmw< 
und  >källo<.  In  Ungarn  die  mit  >forras€.  In  Russland  die 
mit  *Kolodczi.  In  Persien  die  mit  >tschah<.  In  Hindostan  die 
mit  >t$chasmc<  und  »sota*.  In  China  die  mit  >yen<  und 
>tsittcn€.  Alle  so  zusammengesetzten  Städte -Namen  deuten 
auf  eiue  Beziehung  der  Orte  und  ihres  Ursprungs  zu  Quellen. 

Eine  besonders  grosse  Bedeutung  erhalten  die  Quellen,  wenn 
sie  auf  ihrem  unterirdischen  Wege  mineralische  dem  Menschen 
nützliche  Stoffe  in  sich  aufgenommen  haben,  und  diese  an  die 
Erdoberfläche  hinausführen.  Unter  diesen  mineralischen  Quellen 
mag  ich  vor  allen  Dingen  diejenigen,  die  eines  der  allerwichtig- 
sten  Lebensbedürfnisse,  das  Salz,  an's  Tageslicht  bringen,  beson- 
ders hervorheben. 

Die  Gewinnung  des  Salzes  aus  dem  Wasser,  die  Auf- 
speicherung und  Versendung  des  Produkts  macht  mancherlei 
Anstalten  in  der  Nähe  der  Salzquellen  nöthig  und  daher  bilden 
sich  bei  ihnen  Ortschaften,  die  hinterdrein,  wenn  auch  andere 
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förderliche  Momente  hinzutreten,  zuweilen  grosse  Bedeutung 
gewinnen. 

Berühmt  sind  die  Kriege,  welche  begehrte  Salz-Quellen 
unter  den  Germanischen  Stämmen  schon  in  alter  Zeit  veranlasst 
haben.  Als  später  die  Fürsten  und  Könige  sich  das  Salz- 
Monopol  aneigneten,  Hessen  sie  zuweilen  die  bei  den  Quellen 
entstandenen  Ansiedlungen  mit  Befestigungen  versehen  und 
ertheilten  den  Salz-Orten  Privilegien,  mit  deren  Hülfe  dieselben 
an  Bevölkerung  und  Wichtigkeit  zunahmen. 

Städte,  welche  auf  diese  Weise  bei  uns  aus  Salz- Quellen 
hervorwuchsen,  giebt  es  in  Deutschland  eine  Menge.  Viele  von 
ihnen  haben  auch  eine  Erinnerung  an  einen  solchen  Ursprung 
in  ihrem  Namen  aufgenommen.  Ich  nenne  nur  folgende: 
> Salza  <,  >  Salzacker <,  >  Salzbrunn  <,  » Salzburg  <,  >  Salzberg  <  und 
ferner  >§alzwedel<,  >  Salzstetten  < ,  » Salzkotten < ,  > Salzhausen  <, 
>  Salzgrub  <  etc. 

Auch  die  meisten  der  deutschen  Ortschaftsnamen,  die  mit 
>Hal<  beginnen,  deuten  auf  eine  Salz-Quelle,  als  auf  dasjenige 
Yerhältniss  hin,  welches  die  Veranlassung  zu  dem  Anbau  gab. 
So  die  verschiedenen  »Hall«,  >  Halle«,  > Hallein <,  >Hallstadt<  etc. 
Die  kleinen  Städte  mit  dem  Namen  >Sel<  in  Frankreich,  die 
vielen  mit  >Salt<  componirten  Orts -Namen  in  England  und 
Amerika,  wie  >Saltby<  (Salzdorf),  >Saltford<  (Salzfurth),  >Salt- 
creek<  (Salzbach)  beweisen,  dass  Salz -Quellen  auch  in  andern 
Ländern  bei  Städte- Gründungen  dieselbe  Rolle  gespielt  haben, 
wie  bei  uns. 

Da  das  reichlich  in  der  Schöpfung  vertheilte  mineralische 
Salz  sich  so  leicht  im  Wasser  auflöst  und  die  Salz -Quellen, 
Salz-Brunnen,  Salz-Seen  daher  so  häufig  sind,  und  da  auch  der 
salzige  Inhalt  des  Wassers  sich  dem  Geschmacke  sogleich  auf- 
fallend kund  giebt,  so  haben  wir  wohl  keine  Art  mineralischer 
Gewässer,  die  in  der  Erdkunde  und  in  der  geographischen  Namen- 
Gebung  eine  grössere  Rolle  spielen,  als  sie.  Auch  in  den 
Steppen  Russlands  und  des  innern  Asiens  sind  die  Salz -Seen 
und  Salz-Ortschaften  zahllos. 
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Auch  bituminöse  Substanzen  werden  zuweilen  ?on  den 
Wasser-Quellen  aus  den  unterirdischen  Magazinen  an  die  Ober- 
Hache  geführt.  Solche  Erd-Oel-,  Naphtha-  oder  Petroleum- 
Quellen,  die  an  einem  vielfach  benutzten  Stoff  90  ergiebig  waren, 
haben  daher  auch  zu  allen  Zeiten  Ansiedelungen  veranlasst. 
Da  sie  etwas  Ungewöhnliches  sind,  und  da  sie  ferner  verschie- 
dene ausserordentliche  Natur-Erscheinungen,  Gas-Entwickelung, 
Feuer-Entzündungen,  Explosionen  etc.  herbeiführen,  so  sind  sie 
dem  rohen  Natur  -  Menschen  zunächst  wieder  als  eine  geheim- 
nissvolle Aeusserung  der  Gottheit  erschienen,  und  seine  Priester 
haben  bei  solchen  Quellen  zuweilen  ihre  Tempel  gebaut.  Die 
an  Naphtha-Quellen  und  Tempeln  reiche  Stadt  Baku  am  Kas- 
pischen  Meere,  eine  alte  Niederlassung  der  Feuer-Anbeter,  ver- 
dankt diesem  Umstände  ihre  Existenz  und  ihre  Berühmtheit. 

In  Deutschland,  wo  das  Volk  das  mit  dem  Wasser  zu  Tage 
kommende  Erd-Oel  zuweilen  >Pech<  nennt,  giebt  es  verschie- 
dene mit  >Pech<  komponirte  Namen  von  Orten,  deren  Entste- 
hung auch  auf  eine  Erd-  Oel-  Quelle  oder  einen  > Pechbrunnen  < 
zurückgeführt  werden  zu  müssen  scheint.  Ein  oft  genannter 
Quell-  und  Fund-Ort  des  Petroleums  in  Deutschland  ist  z.  B. 
iBahdbronn*  { Pechbrunnen  ?)  im  Elsass.  Vermuthlich  haben 
die  Oerter:  »Pechbrunn<  in  der  Bairischen  Oberpfalz,  »Pech- 
graben c  in  Oborfranken,  > Pechdorf«  in  Krain  und  ihre  Namen 
denselben  Ursprung.  Aehnliche  kleine  Petroleum -Quellen  und 
Ortschaften  dabei  giebt  es  auch  hie  und  da  in  Frankreich,  Eng- 
land und  in  andern  Ländern. 

Aber  die  grossartigsten  Verkehrs-Bewegungen  und  Ansied- 
lungen  haben  Erd -Oel -Quellen  neuerdings  in  den  Vereinigten 
Staaten  zu  Wego  gebracht.  Gegen  das  Endo  der  fünfziger 
Jahre  dieses  Jahrhunderts  entdeckte  man  in  einer  bis  dahin 
ganz  ungewohnten  und  wilden  Gegend  von  Pennsylvanien  unge- 
mein reichlich  fliessende  Quellen  und  unterirdische  Bassins  von 
Petroleum.  Kapitalien  und  Ansiedler  strömten  dieser  Gegend 
schnell  und  reichlich  zu  und  die  Verbreitung  und  Verwendung 
jenes  in  der  ganzen  Welt  begehrten  Stoffes  wurde  in  kurzer 
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Zeit  so  schwungvoll,  dass  sich  inmitten  jener  pennsylvanischen 
Wildniss  viele  Ortschaften  bildeten,  unter  ihnen  die  berühmte 
>Oil-City<  (Oelstadt),  die  jetzt  schon  über  30,000  Einwohner 
zählt,  und  deren  Umgegend  mit  Eisenbahnen  und  andern  An- 
lagen, durch  welche  das  Ocl  zu  den  Häfen  der  benachbarten 
grossen  Seen  und  anderen  Einschiffungsplätzen  und  Welthan- 
dels-Strassen  abfliesst,  bedeckt  ist. 

Viele  Quellen  treten  mit  einer  hohen  Temperatur  begabt 
und  mit  verschiedenen  Gasen  vermischt  aus  ihren  unterirdischen 
Geburts-Stätten  hervor.  Man  hat  ihnen  in  fast  allen  Ländern 
wunderbar  stärkende  Heilkräfte  zugeschrieben  und  manche  von 
ihnen  scheinen  in  der  That  solche  Kräfte  zu  besitzen.  Da  nun 
Krankheit  und  körperliche  Leiden  die  Menschheit  beständig 
plagen,  so  ist  es  kein  Wunder,  dass  der  Andrang  zu  denjenigen 
Erdflecken,  an  denen  man  Quellen  dieser  Art  zu  entdecken 
glaubte,  zu  allen  Zeiten  gross  gewesen  ist. 

Schon  die  alten  Griechen  und  Römer  kannten  und  be- 
nutzten verschiedene  Heil-Quellen.  Nach  Pausanias  befand  sich 
neben  einer  heissen  Salz -Quelle  (im  Thal  Tempe),  sowie  auch 
neben  der  Quelle  Lerna  ein  Tempel  des  Aeskulap.  Auch  neben 
den  Quellen  von  Koron  war  ein  sogenanntes  AskUpion  erbaut. 
Bei  einer  andern  Griechischen  Heil-  und  Wunder-Quelle  stand 
ein  Tempel  der  Demeter,  zu  der  Tausendc  von  Kranken  wall- 
fahrteten.  Der  Römer  Horaz  hat  die  Wasser  von  Bajae  und 
das  Leben  und  Treiben  bei  ihnen  besungen  und  Piwitts  hat 
ims  (in  Hist.  nat.  lib.  31.  cap.  2)  eine  ziemlich  lange  Liste 
der  zu  seiner  Zeit  bekannten  und  von  Kranken  besuchten  Mi- 
neral-Brunnen hinterlassen.  Mehre  der  noch  später  und  bis 
auf  die  Neuzeit  viel  besuchten  Bäder  Italiens,  Frankreichs  waren 
schon  den  Römern  bekannt  und  von  ihnen  benutzt.  Auch  bei 
mehreren  der  berühmten  Mineralquellen  Deutschlands  und  Un- 
garns finden  wir  Römische  Bade -Anstalten  und  die  Gräber 
Römischer  Offiziere,  die  im  Schwarzwalde  oder  in  den  Karpathen 
(z.  B.  bei  der  berühmten  Herkules -Quelle  Methadia  an  der 
Donau)  Heilung  gesucht  haben. 
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Die  Römischen  Ortschaften,  die  in  ihren  Namen  auf  den 
Ursprung  aus  einer  Heilquelle  hindeuten,  sind  sehr  zahlreich. 
Ich  will  nur  an  einige  erinnern.  In  Frankreich  finden  wir 
*Aquae  Galentest  (jetzt  Chaudes  Aigucs\  >Aquae  caUdae*  (jetzt 
Vkhy\  >Aquae  Convenorum*  .(jetzt  Bagtieres),  >Aquae  sparsae< 
(jetzt  Aigueperse).  In  Spanien  und  Portugal:  >Aquae  calidae« 
(jetzt  Calckis},  *Aquae  Flaviae*  (jetzt  Chaves).  In  der  Schweiz1 
>Aquae  bonae*  (jetzt  Bonn),  *Vicus  termarum*  (jetzt  Baden). 
>Aquae  regiae*.  (jetzt  Af.geri).  In  Deutschland  und  den  Nie- 
derlanden: >Aquisgranum*  (jetzt  Aachen),  >Aquae  Mattiacaei 
(jetzt  Wiesbaden),  >Aquae  Pannonicae*  (jetzt  Baden  in  Oester- 
reich), >Civitas  Aurelia  aquensist  (jetzt  Baden  im  Schwan- 
wald). 

In  der  Neuzeit  bat  sich  Deutschland  als  eines  der  an  Mi- 
neralbrunnen und  Heilquellen  reichsten  Länder  erwiesen  und  es 
sind  in  allen  seinen  Gebirgen  und  Wäldern  zahlreiche  hübsche 
und  an  vielerlei  Anstalten  reiche  Bade-Orte  aus  und  neben  den 
sprudelnden  Quellen  aufgeblüht.  Bei  vielen  von  ihnen  deutet 
wie  bei  den  Römischen  >Aquae<  ihr  Name  auf  ihren  flüssigen 
Ursprung  hin.  So  bei  den  verschiedenen  > Baden <  (Wiesbaden, 
Wildbad,  Karlsbad,  Brunnfeld,  Warmbrunn,  Charlottenbrunn  etc.) 

Weil  diese  meistens  reizend  gelegenen  und  ganz  auf  Er- 
holung berechneten  Brunnen-  und  Bade-Orte  nicht  bloss  von 
Kranken  und  Gebrechlichen,  sondern  auch  von  der  nach  Ver- 
gnügen begierigen  Welt  aufgesucht  wurden,  und  weil  am  Ende 
Pürsten  und  Potentaten  zeitweilig  ihre  Residenz  in  ihnen  auf- 
geschlagen, so  haben  manche  von  ihnen  auch  eine  nicht  ge- 
ringe politische  Bedeutung  erlangt  und  sich  in  der  Geschichte 
einen  Namen  gemacht.  In  Baden-Baden  im  Schwarzwalde,  in 
Karlsbad  in  Böhmen,  in  Gastein  in  den  Alpen,  in  Ems,  in 
einem  kleinen  Rhein -Verstecke,  haben  Kongresse  und  Konfe- 
renzen von  Kaisern,  Königen  und  Skatsmännern  stattgefunden, 
welche  zu  historisch  wichtigen  Abmachungen  führten.  So 
schlössen  in  Ems  die  Kurfürsten  zu  Mainz,  Trier  und  Köln  eine 
Uebereinkunft  ab,  welche  unter  dem  Namen  der  >  Emser  Punk- 
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tation<  bekannt  ist.  Im  Jabre  1819  verabredeten  die  am 
> Sprudel <  versammelten  Fürsten  und  Minister  die  berüchtigten 
> Karlsbader  Beschlüssen  Und  im  Wildbad  Gastein  kamen  im 
Jahre  1865  und  auch  später  wieder  im  Jahre  1871  zwischen 
Preussen  und  Oesterreich  wichtige  Abmachungen  und  Vertrage 
zu  Stande.  Auf  der  Brunnen -Promenade  von  Ems  ereigneten 
sich  im  Jahre  1870  die  weltberühmten  Verhandlungen,  welche 
dem  grossen  Deutsch-Französischen  Kriege  vorangingen. 

Doch  liefert  wohl  die  Stadt  Aachen  das  merkwürdigste 
Beispiel  eines  zu  grosser  Bedeutung  erwachsenen  Quellen- 
Brunnen-  uud  Bade- Orts.  Karl  dem  Grossen,  der  diesen  Ort 
liebte  und  dem  seine  Bäder  so  wohl  thaten,  verdankt  Aachen 
seinen  Weltruf,  in  Folge  dessen  es  die  Kesidenz  und  der  Krö- 
nungs-Ort vieler  deutscher  Kaiser  und  der  Sitz  vieler  Fürsten- 
Kongresse,  Friedens-Verhandlungen  etc.  geworden  ist. 

Der  Geschichte  des  deutschen  >  Baden  <  ähnlich  ist  die  des 
Englischen  Bath>  das  sich  ebenfalls  seit  der  Römer  Zeiten  aus 
seinen  heissen  Quellen  zu  einer  volkreichen  Stadt  aufgebaut  hat, 
und  zuweilen  viele  Tausende  von  Mitgliedern  der  fashionablen 
Welt  Englands  bei  seinen  Brunnen  versammelt.  Jenseits  des 
Ozeans  haben  seit  dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  die  be- 
rühmten Quellen  *Congre$s-<  und  *  Empire -Springs*,  in  Sara- 
toga  im  Staate  New-York  angefangen,  ähnliche  Kreise  der  Be- 
völkerung um  sich  zu  versammeln,  wie  die  alten  Bade-Orte  von 
Europa. 

So  viel  hier  von  den  Quellen  der  Flüsse  und  den  bei  ihnen 
gewöhnlichen  Ansiedlungen.  Ich  gehe  nun  zu  den  Flüssen  selbst 
und  zu  der  Betrachtung  ihrer  Einwirkung  auf  Verkehr  und  An- 
siedelung über. 

Die  Flüsse  im  Haushalt  der  Menschen,  bei  ihren  Gewerben, 
beim  Fischfang  und  bei  der  Jagd. 

Aeusserst  mannigfaltig  ist  vor  allen  Dingen  der  Nutzen 
und  die  Verwendung  des  Wassers  der  Flüsse  in  dem  Haushalte 
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der  Menschen  und  bei  ihren  täglichen  Gewerben  und  Hand- 
werken. In  der  Küche  t  im  Viehstall  und  im  Waschhause  ist 
es  unentbehrlich.  In  der  Küche  kann  fast  nichts  ohne  Wasser 
bereitet  werden.  Und  auf  unseren  Morgen-,  Mittags-  und  Abend- 
Tafeln  bleibt  doch  das  Wasser  das  Hauptgetränk  des  Menschen. 
Wir  gemessen  es  als  Suppe  odor  mit  andern  Ingredienzen  ge- 
würzt, als  Bier,  als  Kaffee,  Tkoe,  und  anderweitige  Pflanzen- 
Absude  etc.,  und  ebenso  bildet  es  die  Hälfte  des  Nahrungs- 
stoffes  aller  unserer  Hausthiere. 

Die  Flachsbereiter  und  Leinwand-Bleicher,  die  Gerber  beim 
Putzen  ihrer  Felle,  die  Bierbrauer  haben  sich  überall  an  den 
Müssen  ansiedeln  müssen,  um  ihren  Fabrikaten  diejenigen  Vor- 
züge zu  geben,  derentwegen  sie  berühmt  geworden  sind.  Es 
giebt  kaum  ein  Kunst-Produkt,  das  ohne  Wasser  zu  Stande 
kommen  könnte,  selbst  diejenigen  Gewerbe,  welche  hauptsäch- 
lich mit  Feuer  arbeiten,  haben  doch  auch  das  Wasser  nebenbei 
nöthig.  Auch  die  Rücksicht,  dass  die  Löschung  der  Habe  und 
Gut  zerstörenden  Feuersbrünste  nur  an  einem  Flusse  oder  See 
erleichtert  wurde,  mag  die  Stadt  und  Dorfbewohner  zum  Wasser 
getrieben  haben. 

Mit  einem  Worte  die  Haushaltungen  und  Werkstätten  in 
allen  unseren  Ansiedlungen,  Dörfern  und  Städten  wollen  das 
Wasser  durch  alle  Poren  einsaugen  und  können  ohne  dasselbe 
so  wenig  existiren,  wie  ein  Baum  im  dürren  Sande.  Grosse 
Unternehmungen,  Eroberungen,  Märsche  zahlreicher  Heere  wur- 
den in  wüsten  Ländern  nur  durch  einen  Fluss  mit  trinkbarem 
Wasser,  der  diese  Länder  berührte  oder  durchzog,  möglich.  So 
mussten  der  jüngere  Cyrus,  Xenophon,  später  Alexander  der 
Grosse  auf  ihren  Expeditionen  in  den  wüsten  Partieen  Mesopo- 
tamiens sich  stets  bloss  desshalb  dicht  zum  Euphrat  und  zum 
Tigris  halten,  weil  sie  nur  so  ihre  Soldaten  und  Packthiere 
tränken  und  bei  Kräften  erhalten  konnten. 

Nun  mag  man  zwar,  um  Wasservorrath  zu  schaffen,  Brunnen 
graben  oder  Zisternen  zur  Magazinirung  des  Regenwassers  an- 
legen.   Allein  was  erstlich  die  Brunnen  betrifft,  so  sind  sie 
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eben  nur  in  den  Flussthälern,  deren  unterirdisch  destillirtes 
Wasser  sie  wiedergeben,  recht  ergiebig.  Und  die  Magazinirung 
des  Regenwassers  durch  Zisternen,  zu  welchem  Hülfsmittel 
allerdings  manche  Städte,  wenn  sie  sich  nicht  anders  helfen 
konnten,  gegriffen  haben,  ist  jedenfalls  sehr  kostspielig  und  da- 
zu ein  weder  sehr  ausreichendes  noch  ein  sehr  zuverlässiges 
Hülfsmittel.  Da,  wo  der  Mensch  die  trefflichen,  fast  stets  reich 
versehenen  natürlichen  Wasser-Magazine,  die  Flusse  und  Seen, 
haben  konnte,  ist  er  mit  seinen  Haushaltungen  und  Werkstatten 
stets  dicht  zu  diesen  herangerückt. 

Demzufolge  finden  wir  denn  auch  selbst  da,  wo  weder  Jagd 
noch  Fischfang,  weder  eine  Gelegenheit  zur  Befestigung  noch 
eine  Bequemlichkeit  für  Handel  und  Schiffahrt  noch  sonst  ir- 
gend ein  anderes  der  von  mir  später  noch  zu  erwähnenden 
Verhältnisse  und  Motive  zu  den  Flüssen  locken  konnte,  dennoch 
ihre  Ufer  überall  mit  Ortschaften  und  Städten  besetzt.  Der 
blosse  Umstand,  dass  der  Mensch  und  sein  Vieh  das  Wasser 
trinken  mussten  und  dass  es  kein  Handwerker  entbehren  konnte, 
war  hinreichend,  um  die  Flüsse  wie  Magnete  auf  alle  Ort- 
schaften wirken  zu  lassen. 

Sind  die  Flüsse  und  ihre  Süsswasser-Seen  schon  des  Haupt- 
stoffs wegen,  den  sie  mit  sich  führen,  des  trinkbaren  und  auch 
sonst  nutzbaren  Wassers  selbst  wegen  wichtig,  so  haben  sie 
auch  als  Erzeuger  und  Magazine  der  Fische  zu  allen  Zeiten 
die  Bevölkerung  zu  sich  herangezogen  und  sie  an  ihre  Ufer  ge- 
fesselt. Sie  enthalten  dieses  so  willkommene  und  wichtige 
Nahrungsmittel  fast  überall  in  ihren  kleinsten  Adern,  wie  in 
ihren  grössten  Kanälen.  Sie  bringen  es  bis  in  die  höchsten 
Gebirge  hinauf  und  bis  zum  Ozean  hinab.  Ein  Binnengewässer 
ohne  Fische  ist  eine  so  grosse  Seltenheit,  dass  das  Todte  Meer 
in  Palästina  wegen  seines  Fischmangels  in  aller  Welt  berüch- 
tigt geworden  ist.  Fast  alle  Völker  in  den  ersten  Anfangen 
ihrer  Existenz  sind  Fischer  und  sie  halten  sich  daher  vorzugs- 
weise zu  den  Flüssen  und  Seen,  bauen  bei  ihnen  ihre  Fischer- 
hütten und  Dörfer  und  ziehen  die  Fische  verfolgend  in  ihren 
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Thälern  hinauf  und  herab.  Alle  ältesten  Ansiedlungen  der  Ur- 
Europäer, —  so  die  jetzt  entdeckten  Pfahldörfer  —  lagen  an 
Seen  und  Flüssen.  In  den  meisten  unserer  jetzt  zu  vielen 
andern  Beschäftigungen  übergegangenen  Städte  ist  Fischerei 
das  erste  Gewerbe  gewesen  und  die  Fischer-Zunft  die  älteste 
aller  städtischen  Innungen.  Von  vielen  jetzt  grossen  Städten 
kann  man  es  nachweisen,  dass  sie  nur  gross  gewordene  Fischer- 
dörfer sind.  Selbst  in  den  kultivirtestcn  und  an  Lebensmitteln 
aller  Art  reichsten  Ländern  bilden  die  Fische  auf  den  Märkten, 
in  den  Küchen  und  auf  den  Tafeln  der  Bewohner  einen  sehr 
bedeutenden  Prozentsatz  der  Nahrungsmittel,  und  die  Flüsse 
und  Seen  fesseln  daher  auch  dort  noch  einen  entsprechenden 
Prozentsatz  der  Bevölkerung  an  ihre  Ufer,  bei  denen  alle  diese 
Thiere  gefangen  und  gewonnen  werden  müssen. 

Die  mannigfaltigen  Gattungen  von  Süsswasserfischen  haben 
sehr  verschiedene  Gewohnheiten.  Einige  Arten  sind  fast  über- 
all zu  finden,  wo  Süsswasser  fliesst.  Viele  aber  lieben  nur  das 
Wasser  eines  bestimmten  Fluss-Abschnittes  und  meiden  das 
eines  andern.  Die  meisten  haben  ihre  gewissen  Stellen,  wo  sie 
laichen  oder  unter  dem  Eise  überwintern.  Einige  sind  so  ge- 
schickte Schwimmer,  dass  sie  auf  ihren  Wanderungen  fast  durch 
keinerlei  Hinderuiss  aufgehalten  werden.  Andere  dagegen  über- 
steigen gewisse  Hindernisse,  Stromschnellen,  Katarakte  etc. 
nicht,  sondern  bleiben  vor  ihnen  stehen  und  sammeln  sich,  ehe 
sie  umkehren  bei  ihnen  an.  Fast  jede  Gattung  hat  ihr  Lieb- 
lingsgebiet oder  ihre  Lieblings-Plätze  im  Flusse,  wo  das  Wasser 
so  schnell  oder  langsam  fliesst,  so  tief,  kalt,  frisch  oder  sonst 
so  beschaffen  ist,  wie  es  ihrer  Natur  am  meisten  zusagt. 
Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Fische  in  den  Flüssen  und  Seeen 
ihre  Sammelplätze  haben,  bei  denen  sie  am  häufigsten  gefunden 
werden.  Und  die  Folge  davon  ist,  dass  der  Mensch,  der  diese 
Sammelplätze  aufspürte,  auch  vorzugsweise  bei  ihnen  seine 
Fischerdörfer  anlegte. 

Bei  den  grossen,  sehr  werth vollen,  in  den  Flüssen  auf- 
und  abziehenden  Wanderfischen,  wie  z.  B.  bei  den  Lachsen, 
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bei  den  Stören  und  Hausen  sind  diese  Niederlassungen  der 
Fischer  zuweilen  Vereinigungspunkte  einer  sehr  zahlreichen 
Bevölkerung  geworden.  So  viele  Orte  in  Deutschland  und 
anderswo,  bei  denen  der  Lachs  sich  häufig  fangen  Hess,  so 
auch  in  Russland,  unter  andern  gewisse  Stellen  im  Flusse  Ural, 
bei  denen  die  Kosaken  ganz  grossartige  Fischer-Orte  begründet 
haben. 

Wenn  die  Fische,  wie  ich  sagte,  gewöhnlich  nur  bis  zu 
gewissen  Flusspunkten  hinaufzugehen  pflegen,  so  halten  sie 
diese  doch  nicht  immer  genau  ein.  Die  Menschen  haben  dann 
zuweilen  mit  Kunst  nachgeholfen,  Wehren  quer  durch  den  Fluss 
gezogen  und  dadurch  den  Endpunkt  der  Wanderung  der  Fische 
fixirt.  Und  bei  solchen  künstlichen,  oft  sehr  alten  und  stets 
erneuerten  Einrichtungen  haben  sich  denn  wieder  alte,  lange 
dauernde  und  feste  Fischerorte  angesetzt,  wie  dies  z.  B.  mit 
der  Stadt  Hameln  bei  einer  berühmten,  theils  natürlichen,  theils 
künstlichen  Lachswehre  in  der  Weser  der  Fall  gewesen  ist. 

Wir  besitzen  in  Deutschland  viele  Orte,  deren  Namen  dar- 
auf hindeuten,  dass  sie  aus  Fischereien  hervorgegangen  sind. 
So  die  zahlreichen  Dörfer:  Fisch bach,  Fischbeck,  Fischern, 
Fischingen,  Fischwehr,  Fischerhude  etc.  —  Die  Namen  vieler 
erinnern  noch  an  die  besonderen  Gattungen  von  Fischen,  denen 
sie  ihren  Ursprung  verdanken,  so  die  Ortschaften:  Aalkathen, 
Aalgarten,  —  ferner  Forellenmühle,  Forellenhaus,"  auch  Störort, 
Stördorf,  Störhaus  und  ebenso  Lachswehr,  Lachsfeld,  Lachs- 
stedt  etc. 

Ausser  dem  Leben  der  Fische  ist  aber  auch  das  vieler 
anderer  Geschöpfe,  ja  fast  aller,  mehr  oder  weniger  an  das 
Wasser  der  Quellen,  Flüsse  und  Seeen  gebunden.  Es  giebt 
unter  ihnen  manche,  die,  weun  sie  auch  nicht  wie  die  Fische 
beständig  im  Wasser,  so  doch  an  und  auf  dem  Wasser  leben 
müssen.  Dahin  gehören  alle  sogenannten  Wasservögel,  —  ferner 
viele  Amphibien,  von  denen  auch  einige,  wie  z.  B.  die  Nilpferde, 
dem  Menschen  zur  Nahrung  dienen  und  ihm  auch  sonst  durch 
ihre  Häute,  Pelze,  Zähne  etc,  nützlich  werden. 
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Aber  auch  alle  anderen  Vögel,  Vierfüsser  und  Säugetbiere 
müssen  sich  ihrer  Nahrung  und  Erquickung  wegen  zu  den 
Quellen  und  Flüssen  halten.  An  diesen  haben  sie  ihre  Sammel- 
und  Tränkplätze,  zu  denen  sie  aus  den  Waldungen  und  Gebirgen 
herabkommen.  Sie  wandern  auch  gern  längs  der  Bache  und 
Flüsse,  die  ihnen  ausser  dem  Wasser  auch  in  den  vom  Wasser 
erzeugten  Pflanzen  so  viele  Nahrung  gewähren.  Manche  Säuge- 
tbiere, wie  der  Biber  und  zuweilen  auch  der  Bär  sind  eben  so 
grosse  Fischfreunde  und  Fischer  wie  der  Mensch  selbst  und 
halten  sich  auch  deswegen  gern  zum  Wasser.  Ks  giebt  Länder, 
in  denen  fast  alles  Thierleben  (nicht  nur  die  Wasserthiere  und 
Amphibien,  sondern  auch  alles  andere  Wild,  selbst  alle  Sing- 
vögel) blos  und  fast  ganz  ausschliesslich  in  den  schmalen 
Flussthälern  wie  in  einer  lang  gestreckten  Arche  Noäh  sich 
versammelt,  und  wo  alles  übrige  Terrain  öde,  unbelebt  und 
verlassen  ist.  Dies  ist  unter  andern  in  hohem  Grade  in 
mehreren  Steppengegenden  Busslands  und  der  Mongolei  der 
Fall,  wo  sich  alles  Lebendige  vor  den  kalten  Stürmen  des 
Winters  und  vor  der  regenlosen  Dürre  des  Sommers  von  den 
Steppen-Plateaus  zurückzieht  und  in  die  Flussrillen  flüchtet, 
ähnlich  wie  bei  einem  Feuerbrande  in  der  Prairie  alle  lebendige 
Schöpfung  an's  Wasser  und  an  die  Sümpfe  flieht. 

Also  auch  dieser  Festland- Jagd thiere  wegen  sucht  der 
Mensch  die  Flüsse  auf  und  stellt  ihnen  bei  den  Quellen,  bei 
ihren  Tränkplätzen,  auf  ihren  Flusswanderungen  nach.  Die 
Jagdvölker  Südamerika^  haben  ihre  Haupt-Jagd-  und  Wander- 
Züge  und  ihre  Jägerhütten- Gruppen  längs  der  grossen  Ströme 
des  Kontinents.  Dasselbe  ist  bei  den  Jäger -Völkern  Nord- 
amerika^ der  Fall,  deren  Leben  so  sehr  mit  den  Flüssen  ihres 
Landes  verknüpft  ist,  dass  sie  sehr  gewöhnlich  von  diesem  oder 
jenem  Flussarme  ihren  National-  oder  Stamm-Namen  entlehnen. 
Ganz  Sibirien  ist  durch  die  den  Zobel  und  die  andern  Pelzthiere 
verfolgenden  Kosaken  längs  seiner  Ströme  auf  und  ab  und  von 
einem  Stromgebiete  zum  andern  erobert,  besiedelt  und  kultivirt 
worden,  und  die  Englischen  und  Französischen  Biber-  und 
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Bärenjäger  haben  auf  ihren  Kanoes  eben  so  alle  die  weiten 
Kanadischen  Länder,  von  Bach  zu  Bach,  von  Fluss  zu  Fluss, 
von  See  zu  See  entdeckt,  besetzt  und  mit  Ortschaften  ge- 
schmückt. 

Die  Flüsse  als  Ernährer  der  Vegetation. 

Die  Flüsse  halten  ihre  nächsten  Ufer  frisch  und  feucht 
und  verbreiten  bei  Ueberschwemmungen  ihr  nährendes  Nass 
auch  über  die  Inseln  in  ihren  Betten  und  über  die  Niederungen 
zu  ihren  Seiten  aus.  Sie  speisen  daher  selbst  in  regenlosen 
Zeiten  und  Gegenden  die  Pflanzen  aus  ihrem  Wasservorrath, 
erzeugen  längs  ihres  Laufs  Wiesen  und  Wälder,  die  dann  nach- 
her wieder  den  Thieren  und  Menschen  zur  Basis  ihres  Lebens 
dienen.  Sie  fuhren  ausser  ihrem  Wasser  auch  Bruchstücke  und 
Theilchen  von  der  festen  Erdrinde  mit  sich,  die  sie  während 
ihres  Laufs  allmählig  zu  feinem  Staube  oder  Schlamm  zerreiben. 
Der  Regen  und  die  Quellen  schwemmen  Alles,  was  an  den 
alten  Knochen  der  Erde,  an  den  vielen  von  Luft,  Sonne  und 
Frost  zernagten  und  bearbeiteten  Felsen  verwitterte  und  sich 
löste,  hinweg  und  fuhren  es  den  Flüssen  und  ihren  Thälern 
zu.  Sie  spülen  auch  viele  vegetabilische  Stoffe  von  den  Pflanzen, 
die  an  ihren  Ufern  leben  und  absterben,  mit  sich  fort  und 
wenn  sie  aus  ihren  Betten  heraustreten,  deponiren  sie  alle  diese 
Materien  hie  und  da  zu  ihren  Seiten,  füllen  damit  die  Mulden 
und  Thalabschnitte,  durch  die  sie  fliessen  und  bilden  auf  diese 
Weise  äusserst  fruchtbare  Striche,  in  denen  dann  wiederum  die 
Pflanzen  wuchern,  und  in  denen  dann  später  auch  der  Ackerbau 
beginnen  kann. 

Alle  Ablagerungen  fruchtbarer  Ackerkrame  sind  durch 
fliessendes  Gewässer,  zum  Theil  durch  unterirdische  Strömungen, 
die  Vorläufer  unserer  jetzigen  Flüsse,  zum  Theil  durch  diese 
selbst  an  den  Fleck  gekommen,  wo  sie  jetzt  liegen,  und  auch 
die  üppigen  Marsch-  und  Delta -Länder  sind  ein  Produkt  der 
Flüsse.  In  den  tropischen  Gegenden  sind  die  Ströme  längs  ihres 
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ganzen  Laufs  mit  Palmen  und  andern  Gewächsen  besetzt,  auch 
wenn,  wie  in  der  Wüste  Sahara,  sonst  nirgendwo  etwas  zu 
wachsen  vermag.  Auch  in  den  Steppenl ändern  Asiens,  so 
wie  in  den  weiten  Prairien  des  nördlichen  und  in  den  Pampas 
und  Campos  geraes  des  südlichen  Amerika  ziehen  sich  alle 
Baumgruppen  und  Wälder  längs  der  Flüsse  hin.  Auch  dieser 
an  ihren  Seiten  so  nachhaltig  geförderten  Vegetation  wegen  ist 
das  Leben  des  Menschen,  der  den  Schatten,  die  Früchte  und 
das  Holz  der  Bäume  so  nöthig  hat,  wieder  stark  an  die  Flüsse 
gebunden. 

Da,  wo  der  Mensch  den  ihm  im  Flusswasser  gebotenen 
Schatz  verwerthet  und  noch  zweckmässiger  als  die  Natur  es 
that,  durch  Kanäle  und  Berieselung  vertheilt  hat,  sind  längs 
der  Flüsse  die  fruchtbarsten  und  schönsten  Kultur-Distrikte  ent- 
standen. Sie  sind  natürlich  auch  als  ein  Werk  und  Accidenz 
der  Flüsse  zu  betrachten,  die  das  Material  dazu  lieferten  und 
in  deren  Nachbarschaft  sie  möglich  wurden.  Schwerlich  sind 
durch  irgend  eine  andere  Wirksamkeit  der  Flüsse  Menschen  und 
Menschen  werke  in  so  grosser  Zahl  an  ihre  Ufer  gelockt  worden, 
als  durch  diese  theils  natürliche,  theils  künstliche  und  plan- 
mässige  Vertheilung  des  Wassers  auf  durstige  Wiesen  und 
Aecker.  Durch  sie  wurden  Wüsteneien  in  Paradiese  und  lachende 
Gärten  verwandelt.  Durch  eine  äusserst  zweckmässige  und  wohl 
geregelte  Ausgiessung  des  Nil -Wassers  vermittelst  kleiner  und 
grosser  Kanäle,  Schleusenwerke  und  Seen  wurde  es  den  alten 
Egyptischen  Königen  möglich,  in  einem  schmalen,  zwischen  zwei 
Wüsteneien  eingeklemmten  Streifen  Landes  längs  > ihres  Stromes 
über  acht  Millionen  Menschen  anzusiedeln  und  zu  ernähren,  und 
zwar  so  reichlich  zu  ernähren,  dass  den  Bewohnern  noch  die 
grossartigsten  Kunstleistungen,  welche  die  Welt  gesehen  hat, 
möglich  wurden.«  —  Auch  in  Spanien  haben  der  Guadalquivir, 
der  Xenil,  der  Henares  und  andere  Flüsse,  die  vermittelst  allerlei 
Schöpfanstalten  auf  die  Felder  ausgeschüttet  wurden,  die  Huertas 
und  Vegas  (üppige  Kulturlandschaften)  von  Sevilla,  Granada. 
Valenzia  etc.  geschaffen.    Ein  Theil  von  Arabien  wurde  das 
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glückliche  Arabien  genannt,  weil  es  das  bewässerte  Arabien, 
weil  es  einige  Flüsse  enthielt,  mit  deren  Nass  die  fleissigen 
Flussanwohner  durch  Schöpfräder  und  Pumpwerke  die  Umgebung 
tränken  und  zu  ergiebiger  Vegetation  erwecken  konnten.  Aehn- 
liche  Werke  der  Kultur,  Verdichtung  der  Bevölkerung  und 
Städte-Schöpfung  habeu  die  von  Menschen  regulirten  und  ge- 
zähmten Flüsse  auch  noch  in  manchen  andern  Ländern 
geschaffen. 

Viele  Flüsse  sind  hauptsächlich  deswegen  als  Frucht-  und 

♦ 

Ueberfluss-Briuger  von  den  Völkern  gepriesen  worden  und  haben 
von  ihnen  darauf  anspielende  Namen  erhalten.  So  wird  z.  B. 
der  Nil  von  den  Arabern  >El  Fuijd<,  d.  h.  der  Ueberfluss  oder 
auch  *El  Mtbarek« ,  d.  h.  der  Gesegnete  genannt.  Der  Name 
des  bekannten  Flusses  >Nerbuflda<  in  Vorder  -  Indien  bedeutet 
so  viel  als:  > der  Liebliche- ,  der  des  >Pharrann< ,  eines  Indus- 
Armes  so  viel  als  >der  Befruchtende  <.  Da  die  Flüsse  bei 
Anschwellungen  zuweilen  ihre  eigenen  schönen  Werke  wieder 
zerstören,  und  was  sie  schafften,  wieder  wegnehmen,  so  sind 
allerdings  auch  die  Scheltworte,  welche  die  Völker  ihnen  als 
Eigennamen  beilegten,  nicht  selten.  So  heisst  der  >Arajces< 
soviel  als  der  >Zerrcisser<,  —  der  *Tacazzc<  (in  Abyssinien) 
so  viel  als  >der  Furchtbare«,  der  *Buygattr<  (in  Hindostan) 
so  viel  als  >der  Zerstörer  <. 

Ganz  besonders  einflussreich  in  der  Geschichte  der  Kultur 
haben  sich  die  Flüsse  durch  die  ausgezeichnete  Stoss-  und 
Triebkraft,  welche  sie  zur  Bewegung  von  Räderwerken  und 
Maschinen  darboten,  erwiesen.  Freilich  ist  diese  Seite  ihres 
Nutzens  ziemlich  spät  aufgefasst.  Ungezählte  Jahrhunderte  lang 
haben  Sklaven,  Pferde  und  Ochsen  die  Mühlen,  die  Pumpwerke 
und  die  andern  wenig  komplizirten  Maschinen  der  alten  Völker 
in  Gang  gehalten.  Selbst  als  die  Erfindung  gemacht  war, 
Mühlen  durch  Wasser  in  Bewegung  zu  setzen,  was  in  Italien 
zur  Zeit  des  Kaisers  Augustus  geschehen  sein  soll,  benutzte  man 
sie  anfangs  noch  wenig.  Der  Römische  Feldherr  Beiisar  soll 
bei  einer  Belagerung  Roms  durch  die  Gothen  im  Jahre  536, 
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von  der  Furcht  und  Gefahr  einer  Hungerenoth  gedrängt,  zuerst 
den  Gedanken,  grosse  Flüsso  selbst  zum  Treiben  von  Rädern 
zu  benutzen,  gefasst  und  die  Schiffsmühlen  erfunden  haben,  und 
dieser  berühmte  General,  dessen  Erfindung  sich  im  Mittelalter 
über  Frankreich,  Deutschland  und  andere  Lander  ausbreitete, 
machte  so  das  fliessende  Wasser  wieder  auf  andere  Weise  den 
Menschen  dienstbar.  Bis  auf  die  Neuzeit  herab  hat  es  auf 
vielen  unserer  grossen  Ströme  und  bei  den  meisten  unserer 
grossen  Flussstädto  Schilfsmühlen  gegeben.  Die  Wassermühlen 
erschienen  am  Ende  an  den  Ufern  einiger  deutscher  Flüsse  so 
häufig,  dass  sie  zu  einer  Landcs-Kalamität  wurden,  da  sie  der 
Schiffahrt  und  anderweitiger  Verwendung  des  Flusses  das 
nöthige  Wasser  entzogen. 

Wie  zur  Herstellung  des  Kornmehls,  so  benutzte  man  die 
Gefalle  und  die  Stosskraft  der  Flüsse  alsdann  auch  zum  Zer- 
sägen des  Holzes  und  zur  Bewegung  grosser  Schmiede-Hämmer 
und  anderer  Werke.  Säge -Mühlen  soll  es  schon  im  ersten 
Anfange  des  Mittelalters  an  der  Rover  und  an  der  Mosel  gegeben 
haben.  Weiter  östlich  gelegene  deutsche  Städte  bauten  solche 
Mühlen  erst  im  14.  und  15.  Jahrhundert,  so  Augsburg  1326. 
Breslau  1427,  Erfurt  1490.  Allmählig  haben  sich  die  Wälder 
und  Flussthäler  aller  unserer  Gebirge  mit  solchen  Instituten 
gefüllt,  und  zuweilen  bilden  sie,  so  z.  B.  im  Deutschen  Schwarz- 
walde recht  grossartige  Anlagen  und  Ansiedlungen.  Mehrere 
an  Flüssen  und  Bächen  gelegene  kloine  Ortschaften  in  Deutsch- 
land beweisen  noch  in  ihren  Namen  (> Sägen«,  >  Sägemühl  <, 
> Sägermühlen <,  >Säghelden<  etc.),  dass  die  erste  Veranlassung 
zu  ihrer  Entstehung  eine  Sägemühle  gewesen  ist.  In  den 
Wäldern  Kanada's  und  einiger  Thcile  der  Vereinigten  Staaten, 
z.  B.  des  Staates  Maine  oder  des  obern  Mississippi  drängen  sich 
bei  jeder  Stromschnelle  eino  Mengo  Sägemühlen  an  den  Ufern. 

Auch  der  Dienst  der  Flüsse  zur  Bewegung  von  Hammer- 
und Walz- Werken  ist  schon  ziemlich  alt,  nicht  viel  jünger  als 
die  Entstellung  unserer  Bergwerke.  Es  giebt  unzählige  Orte  in 
Deutschland,  deren  Namen  auf  ihre  Entstehung  aus  einem 
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Hammerwerk  hinweist;  über  hundert  Ortschaften  mit  dem 
Namen  >Hammer<,  viele  >  Hammermühlen«,  »Hammerbach«, 
>  Hammerberg«,  >  Hammersdorf  <,  >  Hammerstedt«  etc. 

Von  einer  Flussstelle,  die  zur  Anlage  einer  oder  mehrerer 
Mühlen  bequem  war,  hat  die  Stadt  >Müblhausen<  an  der  Un- 
strut  in  Thüringen  ihre  Existenz  und  ihren  Namen.  Zum 
Beweise  dessen  trägt  sie  auch  ein  Mühlrad  in  ihrem  Wappen. 
Ohne  Zweifel  verdankt  wich  das  grosse  Mühlhausen  an  der  III 
im  Elsass  seine  ersten  Anfange  und  seinen  Namen  einem  Wasser- 
Mühlen -Etablissement.  Auch  dieses  Elsassische  Mühlhausen 
führt  seit  alten  Zeiten  ein  Mühlrad  in  seinem  Wappen.  Die- 
selbe Wasserkraft,  die  anfanglich  Mühlen  bei  diesen  Städten 
trieb,  wurde  später  zur  Bewegung  noch  vieler  auderer  Maschinen 
und  Werke  benutzt  und  beide  Mühlenstädte  sind  jetzt  grosse 
Fabrik-  und  Industrie -Zentren  geworden.  Es  giebt  noch  über 
30  andere  > Mühlhausen <  in  Deutschland.  Im  Ganzen  aber 
erscheinen  in  dem  sehr  vollständigen  Deutschen  Orts- Lexikon 
von  IL  Rudolph  über  1200  deutsche  Ortsnamen,  die  mit  > Mühl« 
oder  > Mühle«  zusammengesetzt  sind,  und  die  anzudeuten 
scheinen,  dass  alle  diese  Orte  ihren  Ursprung  einem  Wasser- 
mühlen-Etablissement verdanken.  Windmühlen,  die  erat  sehr 
spät  erfunden  wurden  und  keine  grosse  Verbreitung  erhielten, 
möchten  wohl  selten  in  jenen  Namen  zu  wittern  sein. 

Dass  auch  in  ausserdeutschen  Landern  aus  Anlagen  von 
Getreide-Mühlen  Städte  hervorgewachsen  sind,  scheinen  die 
vielen  Orts-Namen  zu  beweisen,  die  mit  dem  fremden  Worte 
für  Mühle  komponirt  sind. 

So  haben  wir  in  England  und  Amerika  die  Worte:  Mill- 
hrook  (Mühlbach),  Mülbury  (Mühlburg),  MtUerlown  (Müller- 
stadt), MiUhall  (Mühlhall)  in  Pennsylvanion,  >3ftß«  (Mühle) 
in  England  und  den  Vereinigten  Staaton.  In  Frankreich  finden 
sich  >Moulins<  (Mühlen),  eine  Fabrikstadt  mit  18,000  Ein- 
wohnern im  Departement  Atticr,  und  verschiedene  andere 
>Moulins<  und  *  Moulines  <  und  >Moulinets<.  Im  Slavischen 
heisst  eine  Mühle:  *melnitza<.  Davon  erhielten  in  verschiedenen 
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slavischen  Ländern  die  Orte  >Melnik<^  >Mclnitsy<,  yMclmki<, 
*Mellnits<  ohne  Zweifel  ihre  Namen.  Auch  die  spanischen  und 
italienischen  Orte  und  Ortsnamen  yMolina<,  >Molinara<,  >Mo- 
linaseca<,  >Molmos<  haben  gewiss  denselben  Ursprung. 

Wie  nach  dem  oben  Gesagten  in  den  beiden  Mühlhausen 
in  Elsass  und  Thüringen,  so  wurde  in  der  Neuzeit  die  Wasser- 
kraft auch  bei  audern  Orten  und  in  andern  Ländern  und  Distrik- 
ten zur  Betreibung  vieler  neu  erfundenen  Maschinen  angespannt. 
Nicht  immer  sind  die  Ufer  der  Flüsse  und  ihre  Gefälle  so  be- 
schaffen, dass  die  Benutzung  ihrer  Triebkraft  leicht  wird.  Sie 
sind  zuweilen  zu  gross  und  zu  gewaltthätig,  um  sich  bequem 
zur  Bedienung  der  Maschinen  anspannen  zu  lassen.  Zuweilen 
fliessen  sie  zu  langsam,  wie  z.  B.  die  meisten  Flüsse  in  ihrem 
untersten  Laufe  und  ihrem  Deltalande,  und  sind  daher  nicht 
im  Stande,  ein  reges  Maschinen-  und  Industrie-Leben  zu  erzeu- 
gen. In  manchen  Gegenden  dagegen  sind  die  Flüsse  von  so 
massiger  Mächtigkeit,  dass  der  Mensch  sie  zu  seinen  industriellen 
Zwecken  bewältigen  und  leiten  kann,  dabei  auch  von  einem  so 
lebhaften  und  rührigen  Gefalle,  wie  es  zur  Bewegung  von  Räder- 
werken dienlich  ist.  Flüsse  dieser  Art  finden  sich  z.  B.  im 
Rheinlande  bei  Elberfeld  und  im  Roer-Gebiete,  eben  so  in 
mehreren  Strichen  Belgiens,  und  in  England  besonders  in  der 
Provinz  Lancaster.  Desgleichen  auch  in  Sachsen  in  der  Gegend 
von  Chemnitz,  wo  immer  ein  Grundstück,  welches  eine  Fluss- 
Partie  >mit  bequemer  Wasserkraft <  besitzt,  viel  theurer  verkauft 
wird,  als  ein  anderes. 

In  solchen  Gegenden  haben  die  Flüsse  eine  äusserst  rührige 
Fabrikthätigkeit  und  Industrie  und  eine  Fülle  blühender  und 
volkreicher  Manufaktur -Städte  in's  Leben  gerufen.  Nach  der 
Erfindung  des  Dampfes  und  der  Kohlen  hat  man  dort  freilich 
die  Dienste  des  fliessenden  und  treibenden  Wassers  nicht  mehr 
ausschliesslich  in  Anspruch  genommen.  In  den  meisten  Fällen 
ist  die  vielfach  beschwerliche  Wasserkraft  durch  andere  Trieb- 
kräfte ersetzt.  Jedenfalls  aber  bleibt  den  Flüssen  doch  das 
Verdienst,  in  den  meisten  Industrie-Distrikten  die  ersten  Impulse 
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durch  Mühlräder  gegeben  zu  haben.  Diess  ist  so  häufig  der 
Fall  gewesen,  dass  in  manchen  Sprachen  der  Name  für  Maschine 
zum  Zerkleinern  des  Mehls  (>Mühle«)  am  Ende  auf  alle  Maschi- 
nenwerke, die  wie  die  Mühlen,  durch  Räder  und  Wasser  bewegt 
werden,  übergegangen  ist.  Wir  sagen  im  Deutschen  Papier- 
Mühle,  Pulver -Mühle,  Säge -Mühle  etc.  Und  im  Englischen 
heisst  »Müh,  das  ursprünglich  ebenfalls  nur  eine  Getreide- 
Mühle  bedeutete,  jetzt  auch  Baumwollenspinnerei,  Wollenweberei, 
Hammerwerk,  Stosswerk  etc. 

Die  Transportkraft  des  Wassers. 

Die  Flüsse  durchziehen  die  Länder  als  herrliche,  glatte, 
weit  hinausführende  Bahnen,  auf  denen  der  Transport  von  Per- 
sonen und  Dingen  zum  Theil  leichter  und  schneller,  in  den 
meisten  Fällen  wenigstens  billiger  zu  bewerkstelligen  ist,  als 
auf  dem  Festlande.  Auch  dadurch  sind  sie  den  Menschen,  dem 
Verkehr  und  der  Kultur  wieder  sehr  wichtig  geworden  und 
haben  in  Folge  dessen  auch  ganz  besonders  viele  Anwohner, 
Märkte,  Städte,  Handelsplätze  an  ihre  Ufer  herangezogen.  In 
unkultivirten  Gegenden  sind  sie  die  besten  Vermittler  des 
Waaren-Umtau8ches ,  und  ehe  durch  Chaussee-  und  Eisenbahn- 
Bau  die  Bewegung  auf  dem  Festlande  so  sehr  erleichtert  wurde, 
waren  die  Flüsse  die  vornehmsten,  hie  und  da  fast  die  einzigen 
Transport-Bahnen  und  Handels- Wege.  Aber  auch  in  der  Neu- 
zeit, wo  man  überall  angefangen  hat,  die  Flüsse  besser  zu  kanali- 
siren,  vermögen  sie  noch'  in  manchen  Verkehrszweigen  mit  den 
andern  Transportbahnen  zu  rivalisiren. 

Die  einfachste  Benutzung  der  Flüsse  zum  Waarentransport 
ist  die,  dass  man  ihnen  die  Waare  selbst  ohne  weiteres  Vehikel 
zur  Weiterbeförderung  überliefert.  Doch  ist  dies  fast  nur  bei 
einer  einzigen  —  freilich  sehr  werthvollen  —  Waare,  dem  Holze, 
das  im  Wasser  nicht  leidet,  möglich.  Es  ist  fast  kein  Fluss 
oder  Bach  so  klein,  dass  er  nicht  (wenigstens  zu  den  Zeiten 
seines  Hochwassers  oder  wenn  man  ihn  künstlich  aufstaute) 
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Holzklötze  fortführen  könnte.  Die  Beobachtung  dieser  Floss- 
arbeit der  Flüsse  mussto  sich  überall  und  frühzeitig  darbieten, 
und  man  hat  sie  daher  schon  in  den  frühesten  Zeiten  zum  Holz- 
flössen benutzt.  Wenn  es  nöthig  wäre,  dies  zu  beweisen,  könnte 
man  sich  auf  die  Bibel  und  zwar  auf  das  Buch  der  Könige, 
Kap.  5,  berufen,  wo  gesagt  wird,  dass  König  Salomo  Zedern- 
und  Tannenholz  auf  dem  Libanon  habe  fallen  und  zum  Meere 
hinabflössen  lassen,  um  es  daselbst  zu  Flössen  zusammen  zu 
binden.  Da  die  Gebirge,  in  denen  die  Flüsse  entspringen, 
meistens  besonders  reich  an  Holz  sind,  da  auch  in  der  Ebene 
die  grosson  Waldungen,  welche  die  Feuchtigkeit  anziehen,  selbst 
Quellen  und  Bäche  zu  erzeugen  pflegen,  so  wird  das  Fällen  und 
Flössen  des  Holzes  überall  an  den  oberen  Partieen  der  Flüsse 
eifrig  betrieben,  uro  die  unteren  minder  waldreichen  Fluss- 
gegenden mit  diesem  nöthigen  Lebensbedürfnisse  zu  versehen. 
So  lange  der  Fluss  noch  sehr  klein  und  dabei  wild  ist,  kann 
man  ihm  oft  nur  kurze  Holzstücke  »Scheiterholz«  anvertrauen. 
Aber  selbst  dieser  niedrigste  Grad  der  Benutzung  der  Trans- 
portkraft der  Flüsse  ruft  an  ihren  Ufern  im  Hochgebirge  und 
in  der  Waldeinsamkeit  schon  allerlei  Werke  und  Ansicdlun?en 
der  Menschen  in's  Leben:  Vorrichtungen  zum  Aufstauen  des 
Wassers,  Kutsch-Austaltcn,  Wöhren,  Flossrechen,  kleine  Hafen, 
oder  Fangplätze  der  Scheiter  und  dabei  Kolonien  und  Dorf- 
schaften der  Holzarbeiter,  Flossmeister  und  Flossbeamten.  — 
Werdon  die  Flüsse  etwas  grösser  und  ruhiger,  so  vertraut 
mau  ihnen  neben  dein  Scheiterholz  auch  grössere  und  längere 
Baumstämmo  an  (das  sogenannte  Langholz  oder  Zimmerholz), 
die  zu  Flössen  zusammengefügt  werden.  Da,  wo  dies  geschehen 
kann,  beginnt  dann  die  eigentliche  >Flössbarkeit<  des  Gewässers. 
Anfanglich  sind  diese  Flösse,  wie  der  Fluss  selbst,  noch  sehr 
schmal,  obwohl  von  fast  unbegränzter  Länge.  Auch  für  diese 
oberen  Flösse  wird  der  dünne  Bergfluss  durch  Schleusenwerke 
aufgestaut,  um  ihn  zu  kräftigen.  Wie  eine  Riesenschlange 
windet  sich  das  schmalo  Floss  von  einer  Stau-Anstalt  zur  andern 
hinab.    Vereinigt  sich  der  Fluss  mit  andern  Gewässern  und 
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wird  er  dadurch  kräftiger,  so  werden  dann,  um  diese  Kraft  zum 
Transporte  besser  benutzen  zu  können,  die  oberen  schmalen 
Flösse  in  ihrem  Fortgange  gehemmt,  aufgelöst  und  wiederum 
zu  grösseren  Flössen  vereinigt.  Bei  der  Lokalität,  wo  dies 
möglich  wird,  sammeln  sich  dann  viele  Flösse  an.  -  Es  entsteht 
ein  grosser  Holzhafen  und  neben  ihm,  weil  viele  Arbeiter  dabei 
helfen  müssen,  ein  Ort,  der  nun  schon  zuweilen  lebhaften  Holz- 
handel treibt,  und  weit  grösser  und  bevölkerter  ist,  als  die 
kleinen  Hüttengruppen  der  Scheiterholzflösaer  in  der  oberen 
Fluss-Gegend.  Das  Auflösen  der  Flösse  und  ihre  Rekonstruirung 
zu  grösseren  Transport-Massen  wiederholt  sich  bei  sehr  grossen 
Strömen  wohl  einige  Male  und  es  werden  dann  durch  diese 
Arbeit  auch  noch  weiter  abwärts  Leute  und  Ortschaften  beschäf- 
tigt, und  wie  der  Strom  selbst,  so  wachsen  auch  mit  ihm  die 
Operationen  und  Spekulationen  der  Holzhändler. 

Die  Namen  vieler  Ortschaften  in  den  oberen  Gegenden 
deutscher  Flüsse  douten  darauf  hin,  dass  sie  ihren  Ursprung 
und  ihre  Existenz  dem  Holzflössen  und  dem  Umstände  ver- 
danken, dass  der  Fluss  in  ihrer  Nähe  flössbar  wurde,  oder  seine 
Flössbarkeit  erhöhte.  Namen  und  Ortschaften  dieser  Art  sind 
z.  B.  folgende:  > Flossdorf«  an  der  Roer,  > Flossholz«  an  der 
Jaxt,  »Flossbach«  in  der  Rheinprovinz,  vielleicht  auch  manche, 
in  deren  Namen  ein  >Holz<  steckt,  z.  B.  »Holzgarten«  am 
Neckar,  > Holzleiten«  an  vielen  Flüssen  und  Bächen,  »Holz- 
minden« an  der  Weser,  »Holzschlag«  an  mehreren  Bergflüssen, 
»Holzwähr«  an  der  Ems.  — 

Mit  kleinen  Schiffen  kann  selbst  ein  sehr  geringes  Flüss- 
chen, wenn  es  nur  einigermassen  ruhig  dahin  fliesst,  befahren 
werden.  Man  findet  daher  schon  in  den  obersten  Gebieten  der 
Flüsse  nicht  selten  kleine  Fahrzeuge  verschiedener  Art,  Fischer- 
Nachen,  Fäbrböte,  zuweilen  auch  Kähne  zum  Herbeiführen  der 
Produkte  des  Thaies  aus  der  Nachbarschaft,  Gemüse -Schiffe, 
Viebkähne,  Torfschiffe,  Obstschiffe  und  dergleichen. 

Aber  wenn  man  von  »Schiffbarkeit«  der  Flüsse  spricht, 
hat  man  diese  geringfügige  Beschiffungsweise  nicht  im  Sinne. 
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Vielmehr  nennt  man  einen  Fluss  vschiffbar*  erst  da,  wo  er  so 
grosse  Fahrzeuge  tragen  und  weiterführen  kann,  wie  sie  für  die 
Aufnahme  von  einigermassen  bedeutenden  Quantitäten  von 
Waaren  und  Personen  zu  entfernteren  Transporten  geeignet  sind. 

Zuweilen  erhält  der  Fluss  die  Fähigkeit,  kleine  Waaren- 
und  Handelsschiffe  zu  tragen  plötzlich  und  auf  ein  Mal  z.  B. 
da,  wo  ein  wasserreicher  Nebenfluss  in  ihn  ausmündet  und  seine 
Ader  stark  anschwellen  macht.  In  einem  solchen  Falle  ist  der 
Anfang  der  Schiffbarkeit  des  Flusses  von  der  Natur  scharf  be- 
zeichnet, und  es  entsteht  dann  an  dieser  Stelle  von  oben  her 
ein  Zuströmen  des  Festland-Verkehrs  von  allen  Seiten,  um  die 
gewährte  bequemere  und  billigere  Transportweise  auf  dem  Flusse 
zu  benutzen,  so  wie  denn  auch  umgekehrt  von  unten  herauf 
die  Waarenschiffe  so  weit  als  möglich,  das  heisst  bis  zu  diesem 
Endpunkte  der  Schiffahrt  hinauffahren,  bei  ihm  ausladen  und 
ihre  Waaren  dann  zu  Lande  weiter  transportiren  lassen.  In 
Folge  dessen  haben  sich  an  allen  Flüssen  bei  den  Anfangs-  re- 
spective  End -Punkten  ihrer  Schiff  barkeit  Häfen,  Marktplätze 
und  Städte  ausgebildet,  welche  die  durch  die  Natur  an  diese 
Punkte  geknüpften  (iesehäfte  und  Bewegungen,  die  Fiin-  und 
Ausschiffung  und  Weiterspedh  ung,  besorgen  und  leiten. 

Tritt  die  Schiffbarkeit  bei  einem  Flusse  nicht  so  plötzlich 
ein,  verbreitet  siel»  ihr  Werden  über  eine  längere  Strecke,  und 
ist  demnach  die  Lage  des  Marktes,  der  davon  Vortheil  haben 
soll,  von  der  Natur  nicht  so  genau  bestimmt,  so  pflegt  dann 
wohl  einer  der  in  der  Gegend  entstehenden  Orte,  wenn  auch 
nicht  entschieden  durch  den  Schiffbark  ei  tsgrad,  doch  durch  ir- 
gend einen  andern  Umstand  bevorzugt,  die  Zügel  zu  ergreifen 
und  sich  der  Vortheile  der  Position  zu  bemächtigen.  Hat  er 
sich  ein  Mal  am  Flusse  eingerichtet,  sich  einen  Hafen  bereitet, 
die  nöthigen  Fahrzeuge,  Mannschaften  etc.  verschafft,  so  gilt 
er  alsdann  für  den  End-  und  Anfangs-Punkt  der  Schiffbarkeit 
an  seinem  Flusse  und  behauptet  sich  in  dieser  Stellung  oft 
lange. 

Die  ersten  kleinen  Waaren  und  Handelsschiffe  pflegen  für 
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eine  ziemlich  lauge  Flugstrecke  abwärts  von  derselben  Grösse 
und  Beschaffenheit  zu  bleiben,  selbst  noch  da,  wo  der  Fluss  in 
Folge  seiner  erweiterten  Tiefe-  und  Breiten-Verhältnisse  schon 
etwas  grössere  Schiffe  zu  tragen  im  Stande  sein  sollte.  Denn 
es  ist  natürlich  nicht  möglich  jeden  etwas  erhöhten  Grad  der 
Schiffbarkeit  zur  Einrichtung  von  ihm  entsprechenden  Schiffen 
zu  benutzen.  Sowohl  die  Umständlichkeit  als  die  Kostspielig- 
keit des  dabei  häufigen  Um-  und  Einladens  würde  es  verbieten. 
Erst  da,  wo  sich  die  Schiff  barkeit  des  Flusses,  sei  es  durch 
Verbindung  mit  einem  andern  grossen  Nebenflusse  oder  in  Folge 
anderer  Umstände  auf  eine  recht  erkleckliche  und  nachhaltige 
Weise  vergrössert,  werden  wiederum  neue  und  grössere  Fluss- 
fahrzeuge gebaut  und  in  den  Flusshandel  eingeführt.  Es  ent- 
steht in  Folge  des  bedeutend  erhöhten  Grades  von  Schiff' bar- 
keit daher  dort  auch  ein  zweiter  und  lebhafterer  Flusshafen 
und  Markt -Platz,  der  grössere  Transport -Fahrzeuge  benutzen 
und  bedeutendere  Waaren-Massen  verladen  kann. 

Ist  der  Strom  sehr  gross  und  erlangt  er  bei  Fortsetzung 
seines  Laufes  eine  bedeutende  Mächtigkeit,  Tiefe  uud  Trag- 
fähigkeit, so  kann  sich  in  gewissen  Distanzen  noch  mehre  Male 
der  Wunsch  und  das  Bedürfniss  nach  einer  Vergrösserung  der 
Fahrzeuge  und  der  Trausportweise  herausstellen.  Es  werden 
sich  dann  an  einem  solchen  Strome  zuweilen  viele  Grade  der 
Schiffbarkeit,  viele  Grössen  und  Klassen  von  Fahrzeugen,  und 
eben  so  viele  Flusshäfen,-  Marktplätze  und  Handelsstädte,  die 
sich  dieser  Vortheile,  da,  wo  sie  eintreten,  bemächtigen,  heraus- 
bilden. Der  Verkehr  auf  dem  Flusse  wird  stets  lebhafter, 
seine  SchifTsflotte  immer  mannigfaltiger  werden,  und  es  werden 
demnach  auch  crescendo  grössere  uud  volkreichere  Handels- 
plätze an  ihm  erscheinen.  Auf  dem  Ganges  bestehen  nach 
Ritter  (Erdkunde  VII.  S.  1229)  nicht  weniger  als  30  Arten 
und  Klassen  von  Fahrzeugen,  deren  verschiedene  Grösse  und 
Bauart  nach  den  Schiff barkeits- Stufen  des  Stromes  bemessen 
und  eingerichtet  sind. 

Etwas  Allgememeines  und  Durchgreifendes  lässt  sich  frei- 
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lieh  nicht  wohl  über  diese  verschiedenen  Stufen  und  Grade 
der  Schiffbarkeit  der  Flüsse,  über  ihre  Anzahl  und  über  die 
Abstände  zwischen  ihnen  und  die  bei  ihnen  sich  ausbildenden 
Schiffs-  und  Handelsorte  festsetzen,  weil  die  Verhältnisse  bei 
jedem  Flusse  so  verschieden  sind  und  fast  jeder  seinen  indivi- 
duellen Charakter  hat.  Ein  Fluss  geht  schnell  zu  grösserer 
Tiefe  und  Mächtigkeit  aber,  der  andere  sehr  allm&hlig.  Manche 
sind  sogar  in  einem  oberen  Theile  ihres  Laufs  in  höherem 
Grade  schiffbar,  als  in  unteren  Partieen.  Einige  wieder  strömen 
auf  langen  Strecken  so  reissend,  dass  auf  solchen  Strecken  bei 
ihnen  nur  eine  Thalfahrt  stattfinden  kann,  und  die  Bergfahrt 
gegen  den  Strom  aufwärts  unmöglich  ist,  so  dass  bei  ihnen 
der  Punkt  des  Beginns  der  Schiffbarkeit  von  oben  nach  unten 
bei  einem  ganz  anderen  Orte  einfallt,  als  der  Punkt  bis  zu 
welchem  die  Schiffe  bergauf  gelangen  können. 

Auf  dem  oberen  und  unteren  Laufe  der  fliessenden  Gewässer 
kanu  man  theils  der  vielen  Flusskrümmungen  wegen,  theils  in 
Folge  anderer  ungünstiger  Umstände  die  Winde  in  der  Kegel 
gar  nicht  benutzen,  und  dort  kennt  man  auf  unsern  Flüssen 
daher  gar  keine  Segelschiffahrt,  vielmehr  werden  die  Schiffe 
bergauf  von  Menschen  oder  Pferden,  in  neuerer  Zeit  von  Dampf- 
kraft gezogen  oder  geschleppt,  und  bergab  treibt  sie  das  fallende 
Wasser  des  Flusses  selbst.  Die  meisten  Flüsse  werden  erst  in 
ihren  untern  Partieen  und  gegen  ihre  Mündung  bin  für  Segel- 
schiffahrt bequem.  Die  Punkte,  wo  diese  anfangt  und  wo  man 
die  höchst  unbequeme  Schloppfahrt  aufgeben  kann,  sind  natür- 
lich wieder  sehr  bedeutungsvolle  Üfer-Stellon,  bei  denen  grosse 
Hafen-  und  Handels-Plätzo  sich  festsetzen  können.  Bevor  ich 
aber  zur  Betrachtung  dieser  Mündungs-Partieen  der  Flüsse  über- 
gehe, will  ich  erst  noch  wioder  an  ihnen  hinaufgehen  und 
einige  dort  häufig  eintretende  Erscheinungen  und  Vorfälle  be- 
rühren, die  ihrerseits  wieder  vielfach  auf  den  Verkehr  und  die 
Ausiedluugen  eingewirkt  haben. 

Diesen  Paragraphen  über  die  Schiffbark eits-  Anfange  und 
Stufen  der  Flüsse  will  ich  hier  vorläufig  mit  der  Bemorkung 
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abschliessen,  dass  die  meisten  derselben  und  die  Lage  der  durch 
sie  in*8  Leben  gerufenen  Orte  bei  unseren  Europäischen  und 
Asiatischen  Strömen  aus  einem  sehr  alten  Schiffahrtssysteme 
hervorgegangen  sind.  Die  Dampfschiffahrt  und  überhaupt  jede 
neue  Erfindung  und  Verbesserung  in  der  Konstruktion  der  Fahr- 
zeuge, vermöge  deren  man  seichtere  oder  wildere  Gewässer  zum 
Transport  benutzen  oder  eben  so  gut  stromauf  als  stromab 
fahren  kann,  muss  natürlich  die  Punkte  des  Anfangs  und  der 
Erhöhung  der  Schiffbarkeit  anders  bestimmen,  und  also  auch 
alten  Handels-Orton  Abbruch  thun,  so  wie  andere  Marktplätze, 
die  nun  davon  profitiron,  nTs  Leben  rufen. 

Eine  wichtige  Rolle  in  dem  Leben  der  Ströme  und  na- 
mentlich in  ihrer  Schifffahrt  spielen  die  unregelmässigen  Be- 
schleunigungen ihres  Laufs,  die  sogenannten  Stromschneiion 
und  Katarakte.  In  den  oberen  Partieen  der  Flüsse  pflegen 
diese  Unregelmässigkeiten  sehr  häufig  zu  sein.  Doch  können 
sie  dort  keinen  besonders  grossen  Einfluss  auf  den  Verkehr  üben, 
weil  dieser  wie  der  Fluss  selbst  noch  geringfügig  ist  und  Schiff- 
fahrt  sich  durchweg  verbietet. 

Die  Katarakte  der  oberen  Fluss -Partieen  werden  häufig 
nur  als  malerische  und  anziehende  Naturschauspielo  aufgesucht. 
Dass  sie  auch  mit  einiger  Nachhülfe  der  Kunst  zur  Bewegung 
von  Mühlen  und  andern  Maschinen  geeignet  sind  und  zur  Bil- 
dung von  Manufaktur -Städten  Veranlassung  geben,  habe  ich 
oben  besprochen. 

Auf  andere  Weise  bedeutsam  in  der  Kulturgeschichte  der 
Völker  zeigen  sich  die  Katarakte  und  Stromschnellen,  wenn  sie 
in  dem  unteren  schon  mehr  entwickelten  und  schiffbaren  Laufe 
der  Flüsse  auftreten.  Sie  unterbrechen  dort  die  Schiffahrt, 
bezeichnen  oft  die  Gränze  eines  höhern  Schiffbarkeitsgrades, 
machen  Umladung  der  Waaren  nötbig,  oder  veranlassen  die 
Anlage  von  Kanälen  und  Schleusen  zur  Umgehung  des  Hinder- 
nisses. Die  hierfür  nöthigen  Etablissements  sammeln  Bevöl- 
kerung bei  den  Katarakten  an  und  es  entstehen  daraus  oft  be- 
deutende Marktplätze  und  Städte.    Zuweilen  haben  sich  bei 
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den  Anwohnern  von  Katarakten  eigentümliche  Talente  und 
Erfahrungen  zur  Behandlung  derselben  gebildet  und  diese  An- 
wohner haben  dann  wohl,  wie  die  Walla  Walla- Indianer  am 
Oregon-Flusse  in  Nord- Amerika  von  den  Katarakten  ihren  Na- 
tionalnamen entlehnt  und  haben  sich  auch  wohl  im  Besitze 
ihrer  Katarakte  behauptet,  so  dass  dann  die  Katarakte  Veran- 
lassung zur  Bildung  und  Sonderung  politischer  Gebiete  gaben. 

Ein  sehr  berühmtes  Beispiel  dieser  Art  geben  die  ersten 
Katarakte  des  Nils,  bei  denen  die  Stadt  Syene  entstand.  Vom 
Meere  bis  zu  dieser  Stadt  hinauf  über  100  Meilen  weit  fliesst 
der  Nil  sehr  ruhig  und  ist  sehr  schiffbar.  Unter  dem  24. 
Breitengrade  wird  dieser  Zustaud  plötzlich  *durch  ein  Querriss 
und  durch  einen  den  Schiffern  unüberwindlichen  Wasserfall 
unterbrochen.  Da  auch  oberhalb  noch  bald  mehr  Felsenriffe 
und  Katarakte  folgen,  und  die  Schifffahrt  auf  dem  Nil  erschweren, 
so  hat  sich  oberhalb  des  genannten  Breitengrades  ein  ganz  an- 
deres System  des  Transports  und  der  Benutzung  des  Nils  aus- 
gebildet. In  vielen  Fällen  zog  man  sogar  den  Landtransport 
auf  Kamelen  und  mit  Karawanen  vor.  Die  alte  Stadt  Syene 
(jetzt  Assuan)  wuchs  unterhalb  der  Katarakte  empor  und  wurde 
ars  Vermittlerin  des  Uinlade-Geschafts  ein  bedeutender  Handels- 
Ort,  der  zu  allen  Zeiten  geblüht  hat.  Da  oberhalb  der  Kata- 
rakte ganz  anders  begabte  Leute  den  Verkehr  besorgten  und 
auch  vielfach  andere  Kulturzustände  sich  ausbildeten,  so  ging 
daher  auch  die  politische  Gränze  des  eigentlichen  Egyptens 
bis  an  die  Katarakte.  Und  Syene  ist  bis  auf  unsere  Zeit  herab 
die  Granzstadt  dieses  Landes  und  ein  sehr  belebter  Markt-Platz 
gewesen. 

Ein  anderes  merkwürdiges  Beispiel  vou  der  Einwirkung 
von  Wasserfallen  auf  die  Geschicke  der  benachbarten  Länder 
und  ihrer  Bewohner  geben  die  berühmten  »Porogi«  (Schwellen) 
des  Dniepr.  Dieser  grosse  Strom  trifft  in  der  Mitte  seines 
untern  Laufs  etwa  zwanzig  Meilen  unterhalb  Kiew  auf  einen  in 
der  Steppe  steckenden  und  dieselbe  durchsetzenden  Granitrücken, 
in  dessen  Plateau  er  sein  Bett  nicht  eingraben  konnte.  Er 


Du  Messend«  Wuser  and  die  Ansiodlungen  der  Menschen. 


29 


rauscht  hier  reissend  und  schäumend  über  unzählige  Felsblöcke 
und  fallt  auf  10  Meilen  ungefähr  130  Fuss.  Die  verschiedenen 
gefahrlichen  Wirbel  und  Stromschnellen,  welche  er  zwischen  den 
Köpfen  und  Wehren  der  Felsen  bildet,  sind  zu  allen  Zeiten  ein 
gefürchte tes  und  schon  den  alten  Griechen  bekanntes  Hinder- 
niss   der  Schiffahrt  gewesen.    In  späterer  Zeit  benutzte  ein 
Stamm  der  Kosaken  die  dortigen  Strom- Verhältnisse,  um  seine 
Setscha  (Residenz)  auf  einer  Insel  mitten  zwischen  den  schützen- 
den Wehren  und  Wasserwirbeln  zu  bauen,  führte  von  da  seine 
Raubzüge  zu  Wasser  und  zu  Lande  aus  und  störte  lange  den 
Handel  und  Frieden  des  Landes  und  Stromes.    Diese  Kosaken 
erhielten  von  ihrer  Position  den  Namen  der  >Saporogcr€,  d.  h. 
Waserfall-Kosacken.   Jetzt,  wo  ihr  Räuberstaat  längst  zerstört 
ist,  bildet  eine  berühmte  an  den  Wasserfallen  angesiedelte 
Lootsenzunft  die  Nachfolgerin  jener  Kosaken.     Die  Städte 
Jekaterinoslaw  oberhalb  und  Alexandrowsk  unterhalb  der  Felsen- 
schwellen verdanken  ihnen  ihre  Existenz.  Den  Saporogern  ähn- 
lich hat  im  Mittelalter  mancher  Ritter  in  derselben  bösen  Ab- 
sicht in  der  Nähe  von  Stromschnellen,  Katarakten  und  Wirbeln 
unserer  Ströme  auf  Felsen  sein  Raubnest  gebaut,  und  ein  Hin- 
derniss  des  Verkehrs  noch  ärgerlicher  gemacht,  als  es  von  Natur 
schon  war. 

Zwischen  dem  Bodensee  (Konstanz)  und  Basel  bildet  der 
Rhein,  indem  er  den  Jura  durchbricht,  eine  ganze  Reihe  von 
Stromschnellen  und  Wasserfällen.  Jeder  derselben  hat  da,  wo 
der  Fall  oder  die  Bewegung  des  Wassers  am  stärksten  ist,  einen 
kleinen  Ort  erzeugt.  Es  sind  dies  die  Städte  Schaffhausen, 
Laufen,  Zurzach,  Laufenburg,  Rheinfelden,  deren  Bewohner  auf 
mancherlei  Weise  der  hier  sehr  schwierigen  Schiffahrt  dienen 
und  die  auch  noch  sonst  einige  Vortheile  von  ihren  Fällen 
ziehen.  Die  ganze  auf  mehr  als  12  Meilen  so  unruhige  Strecke 
des  Rheins  ist  aber  als  ein  einziges  grosses  Schifffahrtshinder- 
niss  anzusehen,  das  auf  der  einen  Seite  der  Stadt  Basel,  auf 
der  andern  Seite  dem  alten  Konstanz  zu  Gute  kommt. 

Mehrere  historisch  merkwürdige  Katarakte  bildet  der  mäch- 
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tigo  St.  -  Lorenz  -  Strom  in  Amerika,  zuerst  in  seinem  unteru 
Laufe  diejenigen,  welche  oberhalb  Montreal  uud  uahe  bei  dieser 
Stadt  seinen  Lauf  unruhig  und  gefahrvoll  machen.  Gleich  der 
erste  französische  Entdecker  dieses  Stromes,  Carticr,  kam  bei 
seiner  Bergfahrt  den  Strom  hinauf  bis  an  diese  Katarakte,  aber 
nicht  weiter  und  die  ganze  frühe  Schiffahrt  und  Besiedlung 
Kanada's  blieb  lange  Zeit  bei  diesen  Katarakten  stehen,  wie 
die  Egyptens  bei  Syenc.  Das  kultivirte  und  kolonisirte  Land 
in  Kanada  ging  nur  so  weit,  und  auch  noch  heutiges  Tages 
bilden  diese  Katarakte  die  Gr&nze  zwischen  Unter-  nnd  Ober- 
Kanada. 

Der  grösste  Wasserfall  des  St.-Lorenz-Stromes,  der  Niagara- 
Fall,  der  von  einer  über  200  Fuss  hohen  Felsenmauer  senkrecht 
herabfällt,  machte  zwischen  dem  Ontario-  und  Erie-See  lange 
Zeit  alles  Weiterschiffen  unmöglich.  Es  siedelten  sich  daher 
in  seiner  Nähe  oberhalb  einige  Schiffer  und  Handelsleute  an 
die  den  Transport  zur  Umgehung  der  Fälle  besorgten,  und  aus 
dieser  Ansiedlung  erwuchs  am  Ende  die  jetzt  grosse  blühende 
und  volkreiche  Handelsstadt  Buffalo. 

Diese  Beispiele,  denen  man  freilich  noch  viele  andere  bei- 
fugen könnte,  mögen  hier  genügen,  um  die  Bolle,  welche  Strom- 
schnellen und  Wasserfalle  im  Leben  der  Völker  spielen,  zu 
illnstriren. 

Die  Flüsse  haben  zwar  nicht  alle  die  bequemen  Thaler, 
in  denen  sie  messen,  geschaffen  und  ausgegraben.  Vielmehr 
waren  diese  Thaler,  so  namentlich  die  in  den  hohen  Gebirgen, 
meistens  grosse  Erdspalten,  Bisse  oder  Klüfte,  welche  durch 
vulkanische  Hebungen  oder  Aufreizungen  der  Erdrinde  zu  Stande 
kamen.  Aber  doch  hat  das  fliessendo  Wasser,  dem  diese  Ge- 
birgsrisse  in  sehr  rohem  und  wildem  Zustande  überliefert 
wurden,  im  Laufe  der  Zeiten  den  Schlamm  und  das  Geröll,  das 
sie  mit  sich  fahrten,  in  ihren  Betten  deponirt,  hiermit  die 
rauhen  Höcker  und  Vertiefungen  jener  der  Klüfte  und  Mulden 
ausgefüllt,  geebnet  und  so  häufig  flache  Thalböden  hergestellt. 
Viele  Thäler  sind  auch  wirklich  von  den  Flüssen  selber  erst 
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durch  Erosion  geschaffen.  Zuweilen  haben  sie  ganze  Anhöhen 
und  Gebirgs-Riegel  quer  durchsägt. 

So  haben  denn  die  Flüsse  nicht  blos  durch  ihre  platte 
Wasserbahn  die  Schiffahrt  und  den  Wassertransport  im  Binnen- 
lande möglich  gemacht,  sondern  auch  durch  ihre  Erosions-  und 
Ausebnungs-Arbeiten  dem  Festlandverkehr  Vorschub  gethan  und 
haben  nun  auch  diesen  wieder  an  ihre  Ufer  vielfach  gefesselt. 
Namentlich  gehen  in  hohen  Gebirgen,  z.  B.  in  den  Alpen,  seit 
uralten  Zeiten  die  Landwege  mit  den  Flüssen  parallel  und  dicht 
neben  ihren  flach  ausgearbeiteten  Ufern  her,  obwohl  diese  Ufer 
durch  Finthen  und  zerstörende  Ueberschwommungen  oft  genug 
gefährdet  sind.  Zwischen  den  kolossalen  dort  aufgehäuften  und 
durch  einander  polternden  Massen  würde  keine  menschliche 
Industrie  und  Kunst  verhältnissmässig  so  bequeme  Wege  haben 
herstellen  können,  wie  es  zum  Theil  mit  Hülfe  der  mächtig 
arbeitenden  Ströme  geschehen  ist. 

Anders  ist  es  oft  in  den  mittleren  Partieen  der  Flussläufe 
und  in  weniger  hohen  Gebirgs-Gegenden  gewesen.  Weil  hier 
die  Flüsse  meistens  sehr  viele  Krümmungen  und  Umwego 
machen,  woil  sich  auch  namentlich  da,  wo  sie  Gebirge  durch- 
brachen, zuweilen  sehr  hohe,  schroffe,  felsige  und  unbequeme 
Ufer  bildeten,  so  liefen  im  Mittelalter  dort  die  Landwege  oft 
ganz  aus  den  Flussthälern  heraus  und  zogen  nicht  im  Fluss- 
thale,  sondern  in  mehr  oder  weniger  weiter  Entfernung  neben 
ihm  über  die  Hügel  und  Berge  hin.  In  neuerer  Zeit  aber,  wo 
unsere  Wegebahner  energischere  Mittel  anzuwenden  gelernt 
haben,  bessere  Brückenbauer,  kühnere  Ingenieure  geworden  sind, 
und  wo  auch  namentlich  die  Eisenbahnen  das  wechselnde 
Niveau  der  alten  Bergstrassen  mehr  fürchteten  als  die  durch 
Tunnels  und  Felsensprengnngen  nun  leichter  zu  beseitigenden 
Hindernisse  in  den  Thalschluchten,  da  haben  sich  unsere 
Chausseen  und  unsere  Eisenbahnen  wieder  immer  mehr  zu  den 
Flüssen  herabgelassen,  und  sind  den  von  ihnen  angebahnten 
Richtungen  weit  genauer  als  früher  gefolgt  Sie  haben  dies 
zwar  zum  Theil  auch  deswegen  gethan,  um  die  verschiedenen 
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benachbarten  Flusspunkte  unter  einander  zu  verbinden,  zum 
Theil  aber  doch  auch,  um  beim  Vorgehen  auf  entlegenere  Ziele 
an  Arbeit,  welche  dio  Flusse  für  sie  übernommen  hatten,  zu 
sparen. 

Man  kann  diese  Bemerkung  fast  überall  raachen.  Die  Elbe 
durchbrach  die  Gebirge  zwischen  Böhmen  und  Sachsen  und 
bahnte  den  beiden  Ländern  den  verbindenden  Landweg  an. 
Schon  seit  lange  haben  die  Chausseen  diese  Arbeit  der  Elbe 
benutzt,  um  Armeen  und  Waarenzüge  aus  dem  einen  Lande 
in's  andere  hinüberzuführen.  Und  auch  in  der  Neuzeit  hat 
hier  wieder  die  Eisenbahn  von  Dresden  nach  Prag  sich  in  das 
Flussthal  gesenkt  und  streift  hart  neben  dein  Strome  hin. 

Aehnliches  ist  in  dem  Durchbruch  geschehen,  den  der 
Rhein  zwischen  Mainz  und  Bonn  durch  das  Rheinische  Schiefer- 
gebirge zu  Stande  gebracht  hat.  Auch  hier  benutzten  Chausseen 
und  Eiseubahnen  die  Schöpfung  des  Flusses  zur  Passage  von 
Süden  nach  Norden  und  vice  versa. 

Auch  in  dem  Gebirge  zwischen  Gran  und  Pest  machen 
die  Landstrassen  und  Eisenbahnen  alle  Wendungen  der  Donau 
mit  und  halten  sich  immer  dicht  zum  Ufer  des  Stromes,  dadurch 
deutlich  anzeigend,  dass  er  ihr  Führer  und  Wegebereiter  war. 

Auch  sonst  noch  und  anderswo  haben  die  Flüsse  dem 
Land  verkehr  häufig  solche  Dienste  geleistet,  ihn  zu  ihren  Ufern 
und  in  ihre  tliäler  herangezogen,  die  sich  auch  dadurch  wieder- 
um belebten  und  noch  mehr  mit  Bevölkerung  und  Ansiedlung 
füllten. 
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Das  ßeichsgesetz  über  die  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen,  Bergwerke  n.  s.  w.*) 

Von  Dr.  W.  Endemann. 


Im  vorigen  Bande  der  Vierteljahrschrift  sind  die  Bedenken 
dargelegt  worden,  welche  sich  gegen  das  Gesetz  über  die  Prä- 
mienanleihen erheben.  Einen  sicherlich  nicht  minder  peinlichen 
Eindruck,  wie  dieses  Gesetz,  macht  das  Gesetz  über  die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnen,  Bergwerke  u.  s.  w.  für  Tödtungen  und 
Körperverletzungen  vom  7.  Juni  1871.  Vom  ersten  Augen- 
blicke an  erhoben  sich  bei  Vielen  im  Reichstage  schwere  Be- 
denken, sowohl  vom  rechtlichen,  wie  vom  wirtschaftlichen  und 
yom  politischen  Standpunkte  aus.  Wenn  dennoch  zuletzt  das 
Gesetz  mit  »grosser«  Majorität  angenommen  wurde,  so  ist  dieses 
Resultat  zum  guten  Theil  ganz  anderen  Gründen  zu  verdanken, 
als  einer  rückhaltlosen  und  einmüthigen  Billigung  des  gesetz- 
geberischen Zweckes  und  des  gesetzgeberischen  Mittels. 

Man  mochte  vielleicht  anerkennen,  dass  der  Entwurf  der 
Regierung  Anläufe  nach  einem  richtigen  Ziele  hin  enthielt. 
Allein  schon  die  erste  Lektüre  der  Motive  erweckte  gegründete 
Zweifel  an  der  Reife  des  Unternehmens,  das  höchst  willkührlich 
mitten  aus  dem  Vertragsrechte  sehr  vereinzelte  und  sehr  hete- 
rogene Stücke  herausriss.     Einheitlichkeit  und  Klarheit  des 

*)  Wir  geben  die  nachfolgenden  Betrachtungen  lediglich  nach  dem 
Grundsätze:  Audiatur  et  altera  pars,  welchen  wir  in  diesem  Falle  durch- 
aus nicht  für  überflüssig  halten,  da  uns  diese  ganze  Gesetzgebunga  frage 
noch  keineswegs  ala  abgeschlossen  erscheint.  D.  Red. 

Volkswirt».  VUrteljaknchxift.   1871.  IV.  3 
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Grundgedankens  blieben  sehr  zu  vermissen.  Statt  dessen  sollte 
durchweg  Rücksicht  auf  das  praktische  Bedürfniss,  als  das  ein- 
zige Wesen,  die  Rechtfertigung  liefern  und  über  alle  doktrinäre, 
d.  h.  prinzipielle,  Bedenken  hinweghelfen. 

Bedurfte  es  noch  einer  Probe,  wie  es  mit  dem  Gesetz- 
Entwürfe  aussah,  so  wurde  sie  mehr  als  zur  Genüge  durch  den 
Verlauf  der  Reichstags-Debatten  geliefert.  Eine  Menge  der  ab- 
weichendsten Anträge,  eine  Menge  mehr  oder  minder  ver- 
zweifelter Verbesserungs-Versuche,  der  offene  Kampf  um  Einzel- 
interesnen,  der  die  Diskussion  weit  mehr  erfüllte,  als  irgend  der 
Streit  um  die  leitenden  Grundgedanken,  das  Alles  lehrte  deut- 
lich, wie  wenig  der  Entwurf  zu  allseitiger  Befriedigung  geeignet 
war.  Nach  solchen  Erfahrungen  wäre  es  wohl  angezeigt  ge- 
wesen, die  ganze  Sache  auf  nochmalige  gründlichere  Erwägung 
zurückzustellen.  Ohnehin  liess  sich  die  Dringlichkeit,  gerade 
dieses  Gesetz  zu  einer  der  ersten  Aufgaben  des  Deutschen  Ge- 
sammt-Reichstages,  fast  gleichzeitig  mit  der  definitiven  Fest- 
stellung der  Reichs  Verfassung,  zu  machen,  schwer  begreifen. 

Indessen  der  Entwurf  ist  Gesetz  geworden  und  das  Gesetz 
in  Kraft  getreten.  Es  wäre  nutzlos,  sich  dabei  aufzuhalten,  wie 
anders  hätte  verfahren  werden  sollen.  Wohl  aber  bleibt  es 
Recht  und  Pflicht,  auch  an  dem  bestehenden  Gesetz  volle 
Kritik  zu  üben  und  vor  der  Fortsetzung  der  hier  betretenen 
Bahn  ernstlich  zu  warnen. 

Billig  fragt  man  zuvörderst  nach  dem  äusseren  Anlass,  der 
die  Reichs  -  Regierung  zur  Vorlage  des  Gesetzes  bewogen  hat. 
Unter  dem  24.  April  1868  hatte  der  Reichstag  dem  Bundes- 
kanzler eine  Petition  aus  Leipzig  >zur  thunlichsten  Berücksich- 
tigung<  überwiesen.  Darauf,  und  einzig  darauf,  bezogen  sich 
die  Motive.  Jene  Petition  aber  war  hervorgerufen  worden  durch 
die  damals  viel  besprochenen  Unglücksfalle  in  den  Bergwerken 
zu  Neuiserlohn  und  Lugau.  Dass  die  Katastrophe  im  Plauen- 
schen  Grunde  am  2.  August  1869,  welche  276  Arbeitern  das 
Leben  kostete,  noch  besonders  auf  den  Entschluss  der  Regie- 
rung hingewirkt  habe,  ist  nicht  ersichtlich.  Von  da  ab  bis  zur 
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Einbringung  des  Gesetzes  hatten  sich  irgend  welche  ähnliche 
Unfälle  grösseren  ümfanges  nicht  zugetragen.  Der  Rückblick 
auf  die  vergangenen  Katastrophen  aber  raotivirte  wenigstens 
keine  besondere  Dringlichkeit  der  Gesetzgebung.  .  Soweit  eine 
Ausgleichung  oder  Linderung  der  Folgen  durch  Geldentschädi- 
gung möglich,  und  nur  darum  dreht  sich  ja  das  ganze  Gesetz, 
war  für  die  Hinterbliebenen  der  Opfer  von  Lugau,  Neuiserlohn 
und  Plauen  längst  und  hinreichend  gesorgt  worden.  Für  die 
Nothwendigkeit  einer  sofortigen  gesetzlichen  Regelung  war  daher 
der  blosse  Hinweis  auf  die  in  der  Leipziger  Petition  angeführten 
Thatsachen  gewiss  kein  schlagender  Grund. 

Niemand  freilich  wird  der  Gesetzgebung  einen  Vorwurf 
machen,  wenn  sie  vorsorgend  für  die  Zukunft  Bestimmungen 
erlässt,  auch  da,  wo  man  bisher  ohne  solche  hat  leben  können. 
Es  ist  jeden  Tag  möglich,  dass  ähnliche  Katastrophen,  wie  die 
erwähnten,  eintreten.  Allein  die  Möglichkeit  und  das  Gefühl, 
hier  müsse  Etwas  durch  die  Gesetzgebung  geschehen,  reichen 
doch  allein  noch  nicht  aus,  um  daraufhin  ein  Gesetz  zu  erlassen. 
Dazu  bedurfte  es  ganz  anderer  Grundlagen,  namentlich  der 
Statistik,  die  dem  Gesetz-Entwürfe  völlig  fehlten.  Man  hätte 
überhaupt  erwarten  sollen,  dass  derselbe  sich  gerade  vorwiegend 
auf  die  in  dem  Arbeitsbetriebe  gewöhnlich  vorkommenden,  sta- 
tistisch festzustellenden  Tödtungen  und  Beschädigungen  stützen 
werde.  Allein  auf  diese  so  zu  sagen  regelmässigen  Opfer  au 
Leib  und  Leben,  welche  verschiedene  Zweige  des  Arbeitsbetriebs 
fordern,  nahm  die  Begründung  des  Entwurfs  keine  Rücksicht. 
Erst  später  und  von  ganz  anderer  Seito  wurde  dem  Reichstage 
darüber  einiges  Material  geliefert;  Material,  das,  wie  wir  noch 
sehen  werden,  wenig  geeignet  war,  dem  Gesetz  in  seiner  heu- 
tigen Gestalt  zur  Stütze  zu  dienen. 

Neue  thatsächliche  Vorkommnisse  oder  Erfahrungen,  welche 
die  Regierung  zu  einem  raschen  Entschluss  drängten,  lagen  also 
nicht  vor.  Alles,  was  ausser  der  Leipziger  Petition  von  1868 
angeführt  werden  kann,  ist  eine  Anfrage  des  Abgeordneten 
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Hirsch  in  der  Sitzung  vom  16.  März  1870.  Indessen  brachte 
sie  so  kurz  und  nur  so  nebenbei  das  Gesetz  über  die  Haftpflicht 
in  Erinnerung,  dass  hieraus  schwerlich  ein  besonderer  Antrieb 
für  den  Bundesrath  hervorgegangen  ist;  wie  denn  auch  die  Mo- 
tive dieser  Interpellation  nirgends  Erwähnung  thaten. 

Sollte  aber  einmal  die  Leipziger  Petition,  weil  sie  zur  Be- 
rücksichtigung empfohlen  war,  die  Anregung  gegeben  haben, 
dann  ziemte  es  sich  vor  Allem,  deren  Inhalt  etwas  näher  in's 
Auge  zu  fassen.  Der  Grund,  die  Hülfe  des  Reichstags  in  An- 
spruch zu  nehmen,  lag  den  Unterzeichnern  derselben  wesentlich 
in  den  häufig  genug  erprobten  und  oft  besprochenen  Schwierig- 
keiten, welche  bei  der  gerichtlichen  Geltendmachung  von 
Schadenersatz-Ansprüchen  zu  beklagen  waren.  Namentlich  wurde 
im  Königreich  Sachsen  gerechteste  Klage  über  die  prozessuali- 
schen Missstände  und  Unmöglichkeiten  der  Durchführung  solcher 
Ansprüche  geführt,  wie  selbst  der  Abgeordnete  Dr.  Schwarze, 
der  gerade  deshalb  das  Gesetz  mit  höchster  Freude  begrüsste, 
in  den  Reichstags  -  Debatten  offen  bekannte.  Indessen  ist  die 
Reform  des  Schadenersatz  -  Prozesses  ein  längst  erkanntes,  all- 
gemeines Bedürfniss  gewesen.  Bei  den  Berathuogen  der  Zivil- 
prozess  -  Ordnung  musste  dieselbe  eingehends  erörtert  werden. 

Als  nun  die  Initiative  zu  dem  Haftpflicht-Gesetz  ergriffen 
wurde,  stellte  bereits  der  Entwurf  einer  Zivilprozess  -  Ordnung 
in  dieser  Hinsicht  die,  wie  zu  hoffen,  vollständige  Erledigung 
aller  Querelen  wegen  Erschwerung  des  Rechtswegs  in  sichere 
Aussicht.  Dass  die  Bestimmungen  jenes  Entwurfes  brauch- 
bar erschienen,  beweist  unser  Gesetz,  das  sie  im  Wesentlichen 
für  seinen  speziellen  Zweck  sich  angeeignet  hat.  Die  Frage 
konnte  nur  sein,  musste  aber  auch  entstehen,  ob  bei  so  be- 
wandten Dingen  nicht  füglich  bis  zum  Erlass  einer  umfassenden 
Prozess  -  Ordnung  zu  warten  sei.  Regierung  und  Reichstag 
haben  nicht  angestanden,  für  den  Umfang  des  Haftgesetzes  schon 
jetzt  nur  interimistisch  —  denn  die  sehnlich  erwartete  Prozess- 
Ordnung  wird  doch  sicher  dessen  prozessualische  Bestimmungen 
wieder  hinwegräumen  sollen  —  ein  eigenes  Stück  Prozess- 
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Ordnung  einzurichten.  Mit  welchem  Erfolg,  gehört,  so  ver- 
führerisch der  Anreiz  zu  scharfer  Kritik  erscheinen  mag,  nicht 
hierher. 

Wir  heben  die  Thatsache  hervor,  dass  man  sich,  um  das 
Gesetz  möglich  zu  machen,  und  dazu  gehörte  allerdings  noth- 
wendig,  dass  die  prozessualische  Erleichterung  der  Schadenersatz- 
klagen mit  geregelt  wurde,  nicht  scheute,  mitten  in  die  be- 
stehenden partikularen  Prozessrechte  hineinzugreifen.  In  der 
Ueberwindung  einer  Scheu,  die  bei  andern  Gelegenheiten  nicht 
ungern  und  nicht  ohne  Erfolg  von  der  Regierung  geäussert  zu 
werden  pflegt,  musste  offenbar  ein  Beweis  dafür  gefunden 
werden,  wie  wichtig  der  Gedanke  des  Haftpflichtgesetzes  ge- 
nommen wurde.  Zog  man  ferner  mit  in  Erwägung,  dass  der 
Erlass  dieses  Gesetzes,  wie  wir  sehen,  ohne  sonderlich  drängende 
äussere  Veranlassung  unter  so  ungewöhnlichen  parlamentarischen 
Verhältnissen  betrieben  wurde,  so  musste  vollends  Jedem  klar 
sein,  dass  demselben  ein  aussergewöhnlicher  Werth  beigelegt 
werde.  Bald  nahmen  dann  auch  die  Debatten  eine  entsprechende 
Wendung.  Das  Gesetz  erwies  sich  immer  mehr  wesentlich  zu 
Gunsten  des  Arbeiterstandes  bestimmt.  Es  galt  Vielen  als  ein 
Hauptstück  der  >Sozial-Gesetzgebung.<  Ein  Bedner  brachte  es 
als  Schutzwehr  gegen  lebens-  und  gesundheitsgefahrliche  Ar- 
beiten sogar  in  Parallele  mit  dem  Gesetz  über  die  Pensionen 
der  Kriegsinvaliden,  und  was  der  bedeutsamen  Zeichen  noch 
mehr  waren. 

Ebendeshalb,  weil  dies  der  Eindruck  des  Gesetzes  sein 
musste,  weil  es  sich  auf  dem  gefährlichsten  aller  Gebiete  der 
Bechtsgesetzgebung  bewegt,  erscheint  die  höchste  Vorsicht  am 
Platze.  Die  materiell-rechtlichen  Grundsätze  der  ersten  Para- 
graphen fordern  dringend  zur  allseitigsten  Kritik  auf.  Für  die 
Aufstellung  dieser  Paragraphen  konnte  der  Entwurf  in  der 
Leipziger  Petition  nur  eine  schwache  Unterlage  finden.  Die 
Regierung  handelte,  das  wird  Niemand  leugnen,  vollkommen 
korrekt,  wenn  sie  dem  oben  erwähnten  Berücksichtigungs-Be- 
schluss  des  Reichstags  gemäss  ein  Gesetz  über  den  Gegenstand 
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vorlegte.  Allein  die  Petition  hatte  sich  mit  dem  Prinzip  der 
Haftpflicht  nur  in  zweiter  Linie  beschäftigt  und  keineswegs  in 
einer  tiefer  eingehenden  Weise.  Was  die  Regierung  als  Rechts- 
norm der  Haftpflicht  vorschlug  war  daher  entschieden  das  Er- 
gebniss  durchaus  selbstständig  geschöpfter  Erkenntniss.  Von 
der  Majorität  des  Reichstags  angenommen,  wird  dasselbe  doppelt 
und  dreifach  wichtig,  wenn  von  manchen  Seiten  das,  was  hier 
verordnet  wird,  nur  als  Vorbote  weiterer  gesetzgeberischer 
Schritte  desselben  Karakters  bezeichnet  worden  ist.  Wäre  und 
bliebe  aber  auch  das  Gesetz  eine  vereinzelte  Maassregel,  auch 
schon  in  der  Vereinzelung  ist  es  von  höchstem  Interesse,  die 
in  demselben  eingeschlagene  Richtung  genauer  kennen  zu  lernen. 

Leider  kommen  dem  Versuche,  diese  darzustellen,  die  Ver- 
handlungen im  Reichstage  insofern  nur  in  sehr  geringem  Maasse 
entgegen,  als  sie  ebenso  wenig,  wie  das  Oesetz  selbst  oder 
dessen  Motive,  ein  bestimmtes  grundlegendes  Prinzip  klar  er- 
kennen lassen.  Wie  konnte  es  anders  sein?  Dass  dem  Ent- 
würfe die  Einheitlichkeit  eines  durchschlagenden  Gedankens 
mangelte,  ergab  sich  auf  den  ersten  Blick  und  wurde  mit  Recht 
bei  der  Eröffnung  der  Berathuugeu  hervorgehoben.  Aber  auch 
im  weiteren  Verlaufe  der  letzteren  wollte  es  nicht  gelingen, 
eine  feste  prinzipielle  Basis  zu  gewinnen. 

Einzig  und  allein  Schulze  -  Delitzsch  unternahm  es,  einen 
Antrag  zu  formuliren,  der  in  greifbarer  Gestalt  ein  solches  all- 
gemeingültiges Prinzip  darbot.  Aber  sein  Antrag,  so  leicht  die 
Gründe  wogen,  mit  denen  er  vom  Standpunkte  vermeintlich 
praktischer  Weisheit  als  ein  zu  weit  reichender  doktrinärer 
Satz  bekämpft  wurde,  fand  nur  geringen  Anklang. 

Sehou  die  General-Debatte  zersplitterte  sich  in  Betrachtung 
einzelner  Fälle  und  blosser  Zweckinässigkeitserwäguugen ,  ohne 
irgend  nur  auf  die  Frage  eigentlich  innerer  Noth wendigkeit  zu 
kommen.  In  der  zweiten  Lesung  verschwanden  nun  gar  die 
leitenden  Güichtspunkte  unter  einem  neuen  Streit  um  einzelne 
Dinge  und,  was  noch  schlimmer,  um  Einzclinteressen ,  so  sehr, 
dass  bald  jeder  Versuch,  die  Diskussion  zu  einer  umfassenderen 


Digitized  by  Google 


Da«  Keichi.ge«etz  Uber  die  Haftpflicht  der  Eisenb*htien,  Bergwerk«  u.      w.  39 


und  gründlicheren  Würdigung  des  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Werthes  des  ganzen  Gesetzes  hinzuleiten,  völlig  aus- 
sichtslos erscheinen  musste. 

Wie  die  beabsichtigten  Paragraphen  auf  die  Eisenbahnen, 
die  Bergwerke  u.  s.  w.  wirken  werden,  das  war  der  Kardinal- 
punkt aller  Reden.  Wohl  die  Hälfte  der  stenographischen  Be- 
richte ist  erfüllt  mit  dem  heissen  Kampf  um  die  Stellung  der 
Bergwerke  zu  dem  Gesetz,  der  nicht  minder  lebhaft  ausserhalb 
des  Reichstags  in  Versammlungen,  Zeitschriften  und  Brochüren 
fortgesetzt  wurde.  Fast  jeden  Tag  brachten  die  Abgeordneten 
öffentlich  und  privatim  Wünsche  und  Aufforderungen  für  oder 
wider  das  Gesetz,  Versicherungen,  dass  dasselbe  die  Bergwerks- 
Unternehmer  vollständig  zu  ruiniren  drohe,  und  was  dergleichen 
mehr. 

War  sonach  die  ganze  Stimmung,  der  Interessenstreit,  die 
sich  der  Sache  eifrigst  bemächtigte,  der  Gestaltung  eines  ein- 
fachen, allgemeingültigen  und  überzeugenden  Kechtssatzes  un- 
günstig, so  wurde  dieser  Uebelstand  noch  vermehrt  durch  die 
Beschaffenheit  der  Kegierungs- Vorlage.  Beinahe  in  jedem  Satze, 
beinahe  in  jedem  Worte  reizte  sie  durch  ihre  nichts  weniger 
als  glückliche  Ausdrucksweise  zu  Bemängelungen  und  Ver- 
besserungs-Anträgen, und  beinahe  jedes  Amendement  zeigte  sich 
seinerseits  so  mangelhaft,  oft  geradezu  so  flüchtig  und  inkorrekt 
abgefaast,  dass  es  nothwendig  wieder  so  und  so  viel  Unter-  und 
Gegenamendements  hervorrief.  Welcher  Gebrauch  von  dem 
Rechte,  Amendements  einzubringen  gemacht  wurde,  besagen  die 
Drucksachen  des  Reichstags  und  die  wahrhaft  kunstvollen  Frage- 
stellungen, deren  es  am  Schlüsse  der  Debatten  bedurfte. 

Unter  solchen  Umstanden  musste  in  den  Verhandlungen 
jeder  durchlcitende  Faden  vermisst  werden.  Sie  springen  von 
dem  Einen  auf  das  Andere,  den  eigentlichen  Kern  der  Sache 
berühren  sie  kaum.  Wer  jetzt  noch  einmal  die  Berichte  in 
aller  Ruhe  und  mit  rein  objektivem  Urtheil  zur  Hand  nimmt, 
wird  die  Lektüre  im  Ganzen  höchst  unerquicklich  finden. 

Das  Alles  sollte  aber  umsomehr  anregen,  sich  auch  noch 
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nachträglich  mit  dem  Gesetze  zu  beschäftigen  Je  weniger  aus 
der  Menge  von  Einzelheiten,  in  welche  sich  die  Debatten  des 
Reichstags  auflösen,  die  Ueberzeugung  von  der  Noth wendigkeit 
und  Richtigkeit  des  Gesetzes  zu  schöpfen  ist,  desto  mehr  Grund 
liegt  vor,  sich  dasselbe  auch  noch  jetzt,  nachdem  es  längst  in 
Geltung  getreten,  auf  sein  wahres  Wesen  anzusehen. 

Das  Gesetz  greift  in  mehrere  und  sehr  verschiedenartige 
Partieen  des  Privatrechts  hinein.  Die  wenigen  Paragraphen 
des  Regierungs-Entwurfs  berührten  theils  die  Lehre  vom  Dienst- 
vertrag und  der  Arbeitsunternehmung,  theils  die  Lehre  vom 
Schadenersatz,  welche  die  gemeinrechtliche  Lehre  aus  dem 
Aquili8chen  Gesetz  oder  aus  dessen  Weiterbildung  herleitet. 
Nach  den  Absichten  der  freien  Kommission,  die  sich  im  Reichs- 
tage des  Entwurfs  annahm,  sollte  noch  ein  Stück  Versicherungs- 
recht hinzukommen.  Wir  werden  demnächst  noch  näher  zu  er- 
wähnen haben,  welch  heterogene  Seiten  die  Unglücksfälle, 
die  das  Gesetz  als  seinen  Gegenstand  betrachtet,  zusammen- 
geworfen hat;  verschiedene  Seiten,  die  durchaus  getrennt  ge- 
halten werden  müssen,  wenn  man  eine  gesetzliche  Regelung 
der  Rechtsfolgen  aufstellen  will. 

Ausgesprochenermassen  bezweckte  man  vor  Allem,  Etwas 
zu  thun  für  die  gerechte  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen 
Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer.  Darauf  legten  die  Motive  des 
Entwurfs  und  die  Debatten  den  Hauptton.  Es  galt,  wie  mehr- 
fach hervorgehoben  wurde,  eine,  wenn  auch  nur  theil-  oder 
anfangsweise  Reform  des  Arbeiterrechts,  oder  besser  gesagt,  um 
jeden  Verdacht  einer  Liebäugelei  mit  dem  Arbeiterstand  zu 
vermeiden,  des  Arbeitsrechtes. 

Nun  ist  gegen  den  Gedanken  einer  Reform  der  Rechts- 
grundsätze vom  Arbeitsvertrag  gewiss  Nichts  einzuwenden. 
Kaum  ein  anderes  Kapitel  des  Privatrechts  erweist  sich  so  re- 
formbedürftig, wie  die  Lehre  von  dem  Arbeitsvertrag  und  der 
Arbeitsunternehmung.  Noch  immer  steht  die  herrschende  Theo- 
rie und  Praxis  bei  den  traditionellen  Begriffen  der  locatio  con- 
ductio  und  operis.  Aufgewachsen  unter  den  Zuständen 
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der  Sklavenwirthschaft  und  unfreien  Arbeit  können  diese  Be- 
griffe unmöglich  genügen,  seitdem  die  freie  Arbeit  herrscht. 
Die  freie  Arbeit  verlangt  die  rechtliche  Konstruktion  eines  Ar- 
beitsvertrages, in  welchem  jederlei  werthvolle  Arbeitsleistung, 
bestehe  sie  in  der  Leistung  von  Diensten  oder  in  der  Leistung 
eines  Arbeitserfolges  oder  Arbeitsproduktes,  dem  Aequivalent 
des  Preises-  gegenübertritt.  Schlimm  genug ,  dass  an  der  Er- 
kenntniss  dieses  Punktes,  von  dem  alle  einzelnen  Rechtssätze 
auslaufen,  noch  so  viel  fehlt ;  schlimm  genug,  dass  fast  überall 
der  juristische  Schematismus  sich  noch  immer  an  die  in  einer 
ganz  anderen  Kulturepoche  erzeugten  Rechtsrubriken  gebunden 
erachtet.  Hier  ist  in  der  That  ein  lohnendes  und,  wenn  man 
einmal  der  wahren  Sachlage  sich  bewusst  geworden,  nicht  ein- 
mal besonders  schwieriges  Feld  dem  gesetzgeberischen  Ein- 
schreiten eröffnet. 

Gerade  wegen  dieses  offenbaren  Gegensatzes  hätte  man 
wohl  überhaupt  bedenklich  sein  sollen,  ein  einzelnes  Stück  aus 
dem  Kapitel  des  Arbeitsverhältnisses  herauszureissen.  Es  leuchtet 
ein,  dass  es  besser  wäre,  in  solchen  Materien  sich  erst  über  den 
Grund-  und  Ausgangspunkt  zu  verständigen,  als  an  einem  ver- 
einzelten Folgesatz  zu  reformiren.  Aber  selbst  wenn  wir  uns 
bescheiden,  die  umfassende  Ordnung  des  Arbeitsvertrages  auf 
eine  spätere  Kodifikation  zu  vertagen,  wenn  wir  uns  darauf  be- 
schränken, vorerst  nur  von  der  Frage  der  Beschädigung  inner- 
halb des  Arbeitsverhältnisses  zu  reden:  immer  muss  nothwendig 
das  oben  angedeutete  Fundament  des  freien  Arbeitsvertrages 
erkannt  und  festgehalten  werden.  Aus  der  römischen  Dienst- 
miethe,  nach  welcher  die  Vermiethung  der  Menschen  -  Arbeit, 
weil  sie  als  unfreie  gedacht  ist,  unmittelbar  neben  der  Ver- 
miethung von  Arbeitsthieren  oder  Sachen  steht,  ist  auch  für 
diese  besondere  Frage  Nichts  zu  holen.  Beschädigungen,  er- 
litten oder  verursacht  durch  unfreie  Arbeiten,  erscheinen  in 
ganz  anderem  Lichte,  als  solche,  die  in  Ausübung  freier  Arbeit 
und  in  dem  Vertragsverhältniss  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer sich  ereignen. 
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So  war  es  denn  erforderlich,  auch  wenn  man  nur  mit 
einem  Spezialgesetz  über  die  Ausgleichung  der  im  Arbeits- 
verhältnis entstandenen  Beschädigungen  der  Arbeiter  vorgehen 
wollte,  sich  eine  feste  prinzipielle  Auffassung  des  gestimmten 
Vertragsrechtes  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  zu  ver- 
schaffen.   Und  das  ist  keineswegs  geschehen. 

Dass  die  Gesetzgebung  sich  diesmal  auf  die  Frage  der 
Beschädigung  beschränkte,  war,  sofern  man  freie  Hand  hatte, 
sicher  nicht  wünschenswerth.  Indessen  mag  ihr  das  noch  am 
wenigsten  verargt  werden.  Denn  auch  wir  geben  bereitwillig 
zu,  gerade  in  Bezug  auf  die  Beschädigungen  war  das  bestehende 
Recht,  Dank  dem  eben  so  zähen,  als  raiss verständigen  Fest- 
halten an  überwundenen  Rechtsanschauungen  besonders  übel  be- 
stellt. Allein,  wenn  man  sich  einmal  an  die  Beschädigungen 
machte,  die  in  und  aus  dem  Arbeitsverhältnis  entstehen  können, 
dann  wieder  blos  einen  Theil  vorzunehmen,  das  war  weder  not- 
wendig, noch  nützlich,  das  war  nichts  als  legislatorische  Will- 
kühr. Die  Regierungs- Vorlage  fühlte  selbst  den  Vorwurf.  Nicht 
ohne  Ursache  hielten  es  die  Motive  für  geboten,  ein  solches 
Verfahren  weitläufig,  und  desto  weniger  überzeugend,  zu  ent- 
schuldigen. 

Während  man  so  auf  der  einen  Seite  sich  nicht  scheute, 
zusammenhängende  Materien  zu  zerreissen  und  einheitlich  zu  Er- 
ledigendes nur  bruchstückweise  vorzunehmen,  fehlte  auf  der 
anderen  Seite  nicht  der  Muth,  innerhalb  des  von  dem  Gesetz 
beliebten  Umfanges  unterscheidungslos  Dinge  zusammenzuwerfen, 
die  nothwendig  der  Unterscheidung  bedurften.  Eine  wunderliche 
Erscheinung!  Dort  ängstlichste  Vorsicht,  man  wollte  nur  das 
unmittelbar  durch  das  Bedürft)  iss  Gebotene  aussprechen,  nur 
diese  eine  Spezialität  ordnen,  um  ja  nicht  tiefer  in  das  Gebiet 
des  Privatrechts  hineinzugerathen  und  einer  künftigen  Kodifi- 
kation vorzugreifen.  Hier  dagegen  nicht  das  mindeste  Be- 
denken, mit  einem  Schlag  in  höchst  verschiedene  Titel  des 
Privatrechts  einen  neuen,  mit  den  seitherigen  Ansichten  kaum 
vereinbaren  Rechtssatz  hineinzutragen. 
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Es  ist  unsere  Aufgabe,  von  voru  herein  die  höchst  hetero- 
genen Richtungen  zu  bezeichnen ,  in  welche  das  Gesetz  ein- 
schlägt. Nehmen  wir  als  vollendete  Thatsache  hin,  dass  das- 
selbe nur  die  Beschädigung  durch  eine  Betriebsunternehmung, 
ja  selbst  nur  die  Beschädigung  durch  einzelne  Arten  von  Unter- 
nehmungen zu  regeln  hatte.  Immer  handelt  es  sich  dabei  um 
folgende,  nach  allgemeiner  und  juristischer  Logik  wohl  aus- 
einander zu  haltende  Punkte. 

Einmal  handelt  es  sich  um  die  Beschädigungen,  welche 
Arbeiter,  Dienstleute,  Angestellte  im  weitesten  Sinne  durch 
ihre  Stellung  in  dem  Arbeitsverhältniss ,  in  ihrem  Beruf  als 
Arbeiterstand  laufen.  In  dieser  Beziehung  fragt  es  sich,  ob  und 
in  wie  weit  der  Arbeitnehmer  auf  Grund  des  Arbeitsvertrages 
bei  dem  Arbeitgeber  Ersatz  desjenigen  Schadens  finden  soll, 
den  er  an  seiner  Person,  vielleicht  auch  an  seinen  Sachen,  in 
Ausführung  der  Arbeit  erleidet.  Mit  anderen  Worten:  soll 
jedesmal  der  Arbeitgeber  die  Assekuranz  des  Arbeitnehmers 
gegen  Beschädigungen,  mindestens  gegen  solche,  welche  die 
Person  treffen,  vermöge  der  Natur  des  Arbeitsverhältnisses  zu 
tragen  haben?  Soll  das  Risiko  des  die  Person  des  Arbeiters 
oder  auch  dessen  Sachen  treffenden  Unfalls  jedenfalls  dem  Ar- 
beitsunternehmer zur  Last  fallen? 

Ob  es  dann  möglich  ist,  wenn  man  eine  Bejahung  für 
richtig  hält,  den  daraus  sich  ergebenden  Rechtssatz  objektiv  zu 
begrenzen,  denselben  vor  der  Ausdehnung  auf  jede  Art  von 
Beschädigung  und  auf  jede  Art  von  Arbeitsunternehmung  zu 
bewahren,  erscheint  erst  als  eine  zweite  Frage.  Unter  allen 
Umständen  bleibt  in  erster  Linie  das  Prinzip  zu  diskutiren. 
Man  muss  wissen,  ob  dem  Rechte  des  Arbeitsvertrages  durch 
das  Gesetz  die  Wendung  gegeben  werden  soll,  dass  der  Arbeit- 
geber überhaupt  als  •  der  unmittelbar  gesetzlich  verpflichtete 
Vorsicherer  für  Leben  und  Körperintegrität  des  Arbeitnehmers 
dasteht.  Auf  diese  Prinzipienfrage  zurückzugehen  ist  uner- 
läßlich, gleichviel  wie  weit  oder  wie  eng  die  Haftbarkeit  aus- 
gesprochen werden  soll.   Selbst  wenn  man  das  Wirkungsgebiet 
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möglichst  beschränkte,  selbst  wenn  man  anstatt  der  umfassenden 
Reihe  yon  Gattungen  von  Arbeitsunternehmungen,  die  das  Ge- 
setz treffen  will,  nur  eine  einzige  Art  derselben  herausgesucht 
hätte,  immer  stiess  man  auf  jene  Frage  und  musste  sich  dar- 
über klar  werden,  dass  hier  ein  Anfang  gemacht  werde,  der  bei 
seiner  inneren  Bedeutung  nothwendig  demnächst  seine  Wir- 
kungen weit  über  diese  willkührlich  bestimmten  Grenzen  hinaus 
äussern  müsse.  Mit  welchem  Fuge  sollte  einem  Theil  der  Ar- 
beitsverhältnisse das  versagt  bleiben,  was  für  einen  anderen  als 
Postulat  der  Gerechtigkeit  in  Anspruch  genommen  wird?  So 
zu  verfahren  ist  vollends  undenkbar,  wenn  man  ersieht,  dass 
nicht  die  Art  der  Arbeitsbeschäftigung,  sondern  schlechthin 
das  Arbeitsverhältniss  allein  die  Basis  der  gesetzlichen  Kon- 
struktion zu  liefern  vermag. 

Eben  darin  erweist  sich  das  Gesetz  sehr  schwach,  dass  es 
den  Grundgedanken,  auf  den  seine  Sätze  bezogen  werden  mussteo, 
nicht  gehörig  gewürdigt  hat.  Weder  in  den  Motiven  noch  in 
den  Berathungen  hat  man  eingehend  und  deutlich  genug  das 
in  dem  Gesetz,  wenn  auch  nach  der  Regierungsvorlage  nur  für 
ein  Bruchstück  des  Arbeitsgebietes,  steckende  Prinzip  erkannt. 
Mit  den  Versuchen,  noch  diese  oder  jene  Branche  von  Arbeits- 
unternehmungen, gewerbliche  Anlagen,  Dampfkessel,  Trieb-  und 
Göpel  werke  u.  dgl.  hineinzuschieben,  Versuche,  die  ihrerseits 
wieder  aus  puren  Zweckmässigkeitsgründen,  nicht  um  des  durch- 
greifenden Prinzips  willen  unternommen  wurden,  war  wenig  ge- 
than.  Auch  sind  sie  schliesslich  allesammt  fehlgeschlagen.  Die 
Regierungsvorlage  ging  siegreich  aus  diesem  Wettrennen  her- 
vor, obwohl  sich  eben  so  gut,  wie  für  die  letztere,  zweifellos 
auch  für  manches  jener  Amendements  stimmen  liess.  Wie  wenig 
Neigung  vorhanden  war,  sich  mit  dem  Grundprinzip  zu  beschäf- 
tigen, ergiebt  das  Schicksal  des  Antrags  von  Schuhe- Delitzsch, 
dessen  wir  oben  bereits  gedacht  haben. 

Den  Meisten  schien  es  völlig  hinreichend,  lediglich  die  in 
dem  Gesetze  beschriebenen  Einzelfalle  festzuhalten,  nur  für  sie 
nach  allerlei  Bedürfnissrücksichten  ein  Rechtsgesetz  herzurichten. 
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Man  nennt  das  praktische  Weisheit,  man  thut  sich  darauf  sogar 
nicht  wenig  zu  Gute,  fern  von  grauer  Theorie  und  allgemeinen 
Abstraktionen,  durchaus  nach  den  Forderungen  der  Wirklich- 
keit gesetzliche  Regeln  zu  finden.  Allein  wie  nachtheilig  es 
ist,  solchen  Meinungen  nachzugehen  und  ein  Gesetz  zu  be- 
schliessen,  das  entweder  in  seiner  an  jedem  Punkte  ad  absurdum 
zu  fahrenden  Begrenzung  als  reine  Zufälligkeit  erscheint,  oder 
das,  wenn  man  ihm  eine  Nothwendigkeit  zuzumessen  geneigt 
ist,  Anläufe  in  sich  schliesst,  deren  Tragweite  schwerlich  recht 
bedacht  ist,  ergiebt  sich  bald.  Hat  einmal,  bewusst  oder  un- 
bewusst,  der  Gesetzgeber  einen  solchen  Anlauf  genommen,  so 
macht  es  die  nothwendige  Rücksicht  auf  Erhaltung  der  Rechts- 
gleichheit von  vorn  herein  unmöglich,  die  weiteren  Eonsequenzen 
abzulehnen. 

Zweitens  handelt  es  sich  um  die  Beschädigungen,  welche 
dritte,  andere  Personen,  als  die  Arbeitnehmer  selbst,  durch  die 
Ausführung  eines  Arbeitsunternehmens  erfahren.  Innerhalb 
dieses  Kreises  aber  muss  wieder  die  Unterscheidung  zweier  ganz 
heterogener  Verhältnisse  eintreten. 

Hier  kommt  einmal  die  Stellung  desjenigen  in  Betracht, 
den  wir  der  Kürze  halber  als  den  Besteller  der  Arbeitsleistung 
bezeichnen  können.  Wir  meinen  einen  Jeden,  der  vertrags- 
mässig  die  Ausführung  einer  Arbeit  veranlasst,  für  sich  die 
Arbeitsleistung  gewinnt.  Wie  soll  es  mit  Beschädigungen  ge- 
halten werden,  welche  z.  B.  den  Eisenbahn-,  Post-,  Omnibus- 
reisenden in  Ausführung  des  von  ihm  verlangten  Transportes 
seiner  Person  oder  seiner  Güter  treffen  ?  Verfolgt  man  diesen  Ge- 
danken weiter,  so  wird  die  gleiche  Frage  noch  bei  vielen  an- 
deren Gelegenheiten  entstehen.  Man  würde  allgemeinhin  zu 
fragen  haben:  was  soll  Rechtens  sein  für  denjenigen,  welcher 
von  irgend  einer  Arbeitsunternehmung  oder  Arbeitsleistung  Ge- 
brauch macht  und  bei  deren  Ausführung  beschädigt  wird?  Es 
leuchtet  sofort  ein,  dass  die  Entscheidung  dieser  Frage  von 
ganz  anderen  Erwägungen  abhängt,  als  die  bisher  von  uns  be- 
rührte Frage,  die  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  Arbeiter  spielt. 
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Entscheiden  kann  hier  nur  das  Wesen  des  Transport-  oder 
sonstigen  Vertrages,  welchen  der  Dritte  mit  dem  Transport- 
oder Arbeitsuuternehmer  abschließt.  Die  Gesetzgebung  hat 
also  mit  sich  zu  Käthe  zu  gehen,  in  wiefern  sie  in  dem  Ver- 
tragsverhältniss  zwischen  Ausfährer  und  Besteller  das  Risiko 
der  Beschädigung,  sei  es  nun  einer  jeden,  oder  eventuell  we- 
nigstens der  Tödtung  oder  Körperverletzung,  vertheilen  will, 
eine  Erwägung,  deren  Eigenartigkeit  auf  den  ersten  Blick  in 
die  Augen  springt. 

Sodann  aber  kommt  unter  dem  Titel  der  Beschädigung 
Dritter  die  grosse  Zahl  der  Fälle  in  Betracht,  in  denen  eine 
weder  durch  Arbeits-,  noch  durch  Transport-  oder  sonstigen 
Anstellungsvertrag  betheiligte  Person,  irgend  ein  beliebiger  Je- 
mand durch  die  Ausführung  eines  Arbeitsunternehmens  an 
Person  oder  Vermögen  Schaden  nimmt.  Nach  dem  Zustande 
des  geltenden  Zivilrechts  ist  auch  in  dieser  Richtung  eine  Re- 
form des  bestehenden  Rechtes  unerlässlich ,  die  der  volkswirt- 
schaftliche Kongress  zu  Mainz  ausführlich  erörtert  und  mit 
vollem  Recht  befürwortet  hat.  Jeder  Richter  oder  Anwalt  ist 
leicht  im  Stande,  hinreichende  Beispiele  anzuführen,  welche  die 
Kläglichkeit  des  seitherigen  Rechtszustandes  illustriren.  Weder 
das  gemeine  Recht,  noch  auch  das  kodifizirte  Partikularrecht 
bietet  irgend  welchen  Anhalt.  Das  römische  Recht  enthält 
davon  Nichts.  Und  wenn  es ,  worauf  die  Motive  hindeuteten, 
nach  Rheinischem  Recht  oder  vielmehr  nach  der  freien  Beur- 
theilung,  welche  sich  die  Rheinische  Praxis  gestattet,  etwas 
besser  steht,  so  fehlt  doch  auch  dort  viel  an  der  Erfüllung  des 
vollen  Bedürfnisses. 

Nach  den  allgemein  herrschenden  Rechtsgrundsätzen  kann 
wegen  Schadenstiftung  Ersatz  nur  von  dem  Urheber  verlangt 
werden.  Darunter  ist  zuvörderst  der  physische  Urheber  ge- 
meint. Der  Geselle,  Gehülfe,  Arbeiter,  der  als  der  eigentliche 
Thäter  der  Beschädigung  erscheint,  er  ist  es,  der  von  dem  Be- 
schädigten in  Anspruch  genommen  werden  soll.  Der  Arbeit. 
Unternehmer  dagegen  ist,  abgesehen   von  ganz  vereinzelten 
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Fällen  einer  gesetzlichen  Haftbarkeit,  nur  dann  ersatzpflichtig, 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  er,  wohlbemerkt  nicht  blos  zu 
der  Ausführung  der  beschädigenden  Arbeit  im  Allgemeinen, 
sondern  auch  gerade  zu  derjenigen  Handlung,  welche  die  Ur- 
sache des  Schadens  darstellt,  Auftrag  gegeben  hat.  Er  muss 
juristisch  ausgedrückt,  als  intellektueller  Urheber  des  civilrecht- 
lichen  Delikts  erscheinen.  Die  Folgen  davon  sind  schlimm. 
Wir  wollen  in  Gottes  Namen,  obwohl  die  Unterstellung  keines- 
wegs überall  zutrifft,  im  Gegentheil  oft  genug  Lügen  gestraft 
wird,  voraussetzen,  dass  eine  gesunde,  auf  praktische  Lebens- 
kenntniss  gegründete  Erwägung  des  Richters  dem  mangelhaften 
Rechtssatz  einigermaassen  nachhelfen  wird.  Immer  bleibt  eine 
Menge  von  Vorkommnissen  übrig,  wo  es  dem  Beschädigten  an 
aller  Hülfe  gebricht. 

In  tausend  Fällen  führt  die  Ausklagung  des  mittellosen 
Gehülfen,  der  der  nächste  Urheber  der  Beschädigung  ist,  zu 
gar  nichts,  und  in  tausend  Fällen  zeigt  sich  zugleich  die  Ans- 
klagung  des  Arbeitsherrn,  in  dessen  Unternehmen  die  Beschä- 
digung geschehen  ist,  ebenso  vergeblich,  wie  die  etwa  von 
Seiten  des  verklagten  Gehülfen  versuchte  Streitverkündigung. 

Nichts  aber  erscheint,  sobald  man  sich  das  Wesen  der 
Arbeitsunternehmung  klar  macht,  natnrgemässer,  als  dass  der 
Unternehmer  alles  Risiko  des  Schadens  übernimmt,  der 
nicht  blos  durch  die  Anordnung,  sondern  auch  durch  Aus- 
führung des  Unternehmens  Dritten  erwächst.  Dem  Unter- 
nehmergewinn entspricht  das  Risiko  der  Schadenstiftung  nach 
aussen,  deren  Gefahr  in  gewissem  Maasse  mit  jeder  Arbeits- 
ausfuhrnng  verbunden  ist.  Der  Unternehmer  weiss,  dass  er  so 
gut,  wie  jeder  Andere,  in  seiner  Thätigkeit  das  netnmcm  laedere 
zu  beobachten  hat.  Seine  Thätigkeit  aber  ist  die  ganze  Aus- 
führung. Die  Kräfte,  deren  er  sich  zu  diesem  Behufe  bedient, 
seine  Arbeiter  aller  Gattungen,  sind,  das  liegt  im  Begriffe  des 
Unternehmens,  die  Organe  des  Unternehmers.  Seine  Sache  ist 
es,  sich  die  zur  Ausführung  nöthigen  Arbeiter  zu  verschaffen. 
Wer  als  Unternehmer  nur  mit  Hülfe  solcher  Kräfte,  die  für 
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ihn,  also  im  Interesse  seines,  nicht  ihres  eigenen  Arbeitsgeschäfta 
thäüg  werden,  das  von  ihm  eingegangene  Unternehmen  aus- 
zuführen vermag,  haftet  er  nicht  nnr  nach  Billigkeit,  sondern 
mit  innerster  Nothwendigkeit  für  allen  Schaden,  den  seine  aus- 
führende Organe  in  der  Ausführung  anrichten.  Der  Rechtssatzi 
dass  der  Unternehmer  nur  die  sogenannte  Sorgfalt  in  der  Aus- 
wahl seiner  Leute  zu  leisten  habe,  also  nicht  mehr  einzustehen 
brauche,  wenn  ihm  keine  Nachlässigkeit  in  der  Auswahl  und 
Annahme  seiner  Arbeitskräfte  zur  Last  falle,  kann  wieder  nur 
von  denen  aufrecht  erhalten  werden,  welche  den  handgreiflichen 
Unterschied  der  heutigen  Arbeitsunternehmung  von  Allem,  was 
früher  war,  vollständig  verkennen. 

Selbstredend  kommt  es  im  einzelnen  Falle  darauf  an  und 
kann  durch  keinerlei  gesetzliche  Regel  erspart  werden,  zu  prüfen, 
ob  die  beschädigende  Handlung  >in  Ausführung  des  Unter- 
nehmens^ nämlich  innerhalb  der  dem  Urheber  derselben  zu- 
gewiesenen Stellung  erfolgt  ist.  Für  Handlungen,  welche  der 
Arbeiter  irgend  einer  Branche,  irgend  eines  Grades  nicht  als 
Ausführer  des  Unternehmens,  vorgenommen  hat,  kann  der  Un- 
ternehmer nicht  haften  sollen.  Jeder  Arbeiter  bleibt  doch  zu- 
gleich ein  freier,  für  die  auf  sein  eigenes  Konto  vorgenommenen 
Handlungen  vollständig  verantwortlicher  Mensch.  Was  er 
ausserhalb  der  ihm  in  dem  Geschäft  des  Unternehmers  ange- 
wiesenen Sphäre  thut,  unterliegt  daher  seiner  eigenen  Verant- 
wortung. Durchans  richtig  beschloss  daher,  nach  der  vortreff- 
lichen Darlegung  Braun's,  welche  irgend  nennenswerthen  Wider- 
stand überhaupt  nicht  fand,  der  Mainzer  Kongress: 

Die  Mängel  des  Zivilrechts  sind  zu  beseitigen  mittelst 
Durchführung  des  Grundsatzes,  dass  der  Unternehmer 
in  Folge  eines  jeden  durch  ihn  selbst  oder  durch  seine 
Leute  innerhalb  des  GeschäflsJcreises ,  in  welchem  sie  von 
ihm  verwandt  werden,  oder  in  Folge  der  Mangelhaftig- 
keit der  Betriebseinrichtungen  und  Betriebsmittel  ver- 
anlassten Unfalls  dem  Beschädigten  oder  dessen  Hinter- 
bliebenen für  das  volle  Interesse  haftet,  und  er  sich  von 
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seiner  Haftung  nur  durch  den  Nachweis  der  eigenen 
Schuld  des  Beschädigten  oder  eines  nicht  aus  der  Natur 
der  Unternehmung  hervorgehenden  Schadens  durch  hö- 
here Gewalt  befreien  kann. 
Hier  ist  der  Umfang  der  Haftbarkeit  des  Unternehmers 
nicht  blos  rar  Handlungen  und  Verschuldungen,  die  ihm  selbst 
unmittelbar  zur  Last  fallen,  wie  Mangelhaftigkeit  der  Einrich- 
tungen, sondern  auch  für  das,  was  durch  seine  Leute  geschieht, 
ganz  präzis  bestimmt. 

Die  öffentliche  Meinung  hat  diese  Resolution  mit  Recht 
günstig  aufgenommen.  Es  fehlt  nicht  an  ausdrücklichen  Zeug- 
nissen oder  thatsächlichen  Anzeichen  der  Zustimmung  von  ver- 
schiedenen Seiten.  Umsomehr  war  Alles  dazu  angethan,  wofern 
die  Gesetzgebung  schon  jetzt  zur  Beseitigung  der  offen  vor- 
liegenden Nothstände  des  Privatrechts  schreiten  wollte,  den  Er- 
lass  eines  allgemein  durchschlagenden  Gesetzes  anzurathen.  Die 
Zaghaftigkeit  der  Dresdener  Obligationenrechts-Eommission,  die 
sich  nicht  getraute,  ein  Prinzip  auszusprechen,  kann  kein  Ge- 
gengrund sein.  Darauf  hätten  sich  die  Motive  unseres  Gesetzes 
nicht  berufen  sollen.  Freilich  haben  sie  sehr  gut  empfunden, 
wie  sehr  es  zu  einem  festen  Prinzip  drängte.  Statt  dessen 
wird  wieder  nur  ein  Bruchstück  und  selbst  das  kaum  gegeben. 
Und  um  dies  zu  entschuldigen,  verschanzt  man  sich  hinter 
'  einer  gewissen  juristischen  Sorglichkeit,  die  nirgends  weniger 
am  Platze  ist,  als  hier. 

>Eine  generelle  (hier  gleichbedeutend  mit:  prinzipielle) 
Befornt  der  Grundsätze  über  die  Verpflichtung  zum  Schaden- 
ersatz herbeizuführen,  davon,  <  heisst  es  in  den  Motiven,  >muss 
abgesehen  werden.  Ein  so  weit  gestecktes  Ziel  würde  nur  im 
Zusammenhange  mit  dem  ganzen  System  des  Obligationenrechts 
sich  erreichen  lassen.  <  Der  Grund  klingt  gut  und  ist  bequem. 
Nicht  nur  lässt  sich  mit  der  Vertröstung  auf  das  Obligationen- 
recht, wie  ein  Redner  im  Reichstage  richtig  bemerkte,  völlig 
abweisen,  was  man  zur  Zeit  nicht  will,  sondern  mit  dem  Zu- 
sammenhange des  Systems  und  mit  der  Warnung,  das  Ganze 
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zu  zerreissen,  kann  man  auch  bei  jeder  Vorlage  auf  das  leichteste 
den  Mangel  an  Eonsequenz  und  prinzipieller  Begründung  zu- 
decken. 

Schade  nur,  dass  es  mit  der  Schonung  des  ganzen  Systems 
des  Obligationenrechts  nicht  weit  her  ist,  gleichviel,  ob  man 
sich  der  Folgerungen,  die  aus  diesem  Gesetz  erwachsen,  bewusst 
war,  oder  ob  man  meinte,  dass  wirklich  aus  purer  Zweck- 
mässigkeit mitten  aus  dem  Umkreis  der  Beschädigungen  durch 
Arbeitsunternehmungen  dasjenige  herausgerissen  werden  könne, 
was  die  Paragraphen  1  und  2  herausgreifen.  Stets  macht  gerade 
dieses  Gesetz  in  dieser  Gestalt  einen  Riss  in  das  Rechtssystem, 
der  ärger  kaum  zu  denken  ist.  Denn  nicht  die  >generelle  Re- 
form <,  die  Reform,  welche  neue  leitende  Grundsätze  einführt, 
ist  es,  die  als  der  schlimmste  Riss  am  meisten  gescheut  werden 
muss.  Weit  schlimmer  ist  der  Riss,  den  ein  neues  Gesetz  her- 
vorruft, das  ohne  einheitliches  Prinzip  in  einem  einzelnen  Punkte 
mitten  in  das  bestehende  Recht  hineinschneidet.  Je  spezieller, 
je  enger  begrenzt  das  Gesetz  von  dem  bisherigen  Recht  ab- 
weichende Normen  ausspricht,  desto  auffälliger  ist  die  Störung, 
desto  intensiver  die  Anomalie  und  desto  gefährlicher  die  Wir- 
kung. 

Es  sollte  überhaupt  bei  Weitem  nicht  so  sehr  vor  der  um- 
fassenden, prinzipiellen  Reform^  als  vor  der  Neigung  zu  Spezial- 
gesetzen gewarnt  werden,  die,  zusammenhangslos  und  prinziplos, 
im  besten  Zuge  sind  unseren  Rechtszustand  in  der  unleidlich- 
sten Art  zu  zerfetzen  und  weder  dem  Rechtsverkehr,  noch  der 
Rechtssprechung,  weder  dem  Publikum,  noch  den  Juristen  zum 
Nutzen  denselben  in  Einzelheiten  aufzulösen. 

Das  ist  so  klar,  dass  man  sich  zwei-  und  dreimal  be- 
denken sollte,  ein  Gesetz  gutzuheissen ,  das  subjektiv  auf  ge- 
wisse Personen  oder  Klassen,  objektiv  auf  gewisse  Arten  von 
Unfällen,  Betriebseinrichtungen,  Beschädigungen  berechnet  er- 
scheint, bei  dem  sich  Jedermann  überall  fragen  muss:  warum 
gerade  das,  warum  bis  hierher  und  nicht  weiter? 

Fast  erstaunlich  klingt  es,  wenn  einem  so  beschaffenen 
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Entwürfe  mehrfach  als  ein  Hauptverdienst  >der  Mangel  an  Ka- 
suistik <  nachgerühmt  wurde. 

Vermeidung  der  Kasuistik  ist  auch  eines  der  Schlagworte, 
mit  denen  viel  Misbrauch  getrieben  wird.  Und  nun  soll  hier 
die  Kasuistik  vermieden  sein!  Als  ob  nicht  das  Gesetz  von 
Grund  aus  nichts  Anderes  wäre,  als  ein  Produkt  echt  kasuisti- 
scher Gesetzgebungskunst,  ^berechnet  auf  einzelne  Fälle,  recht 
eigentlich  nach  einer  Methode  verfasst,  die  für  jede  besondere 
Erscheinung  mit  einer  besonderen  Rechtsregel  bei  der  Hand  ist. 

Wir  fürchten  nicht  ohne  Grund,  die  >  Vermeidung  der  Ka- 
suistik <,  auf  die  sich  die  Motive  so  viel  zu  Gute  thun,  war 
ganz  anders  gemeint.  Am  Ende  soll  sie  gar  darin  bestehen, 
dass  man  so  schlankweg  darauf  verzichtet  hat,  die  Stellung  des 
Arbeiters,  des  Bestellers  und  des  Dritten  gegenüber  dem  Be- 
triebsunternehmer gehörig  zu  sondern.  Wenn  aber  das  die  An- 
tikasuistik  sein  soll,  dass  man  Dinge,  die,  wie  wir  zu  zeigen 
gedenken,  getrennt  erwogen  werden  müssen,  über  einen  Kamm 
behandelt,  dann  müssen  wir  erklären,  dass  wir  auf  solchen 
Mangel  an  Kasuistik  gern  verzichten. 

Das  Beste,  was  sich  zu  Gunsten  des  Gesetzes  anführen 
lioss,  war,  dass  es  theilweise  nur  wiederholte,  was  in  dem 
grössten  Theile  des  deutschen  Reichs  geltendes  Recht  sei,  theil- 
weise aber  in  seinem  praktischen  Erfolg  gar  nicht  so  wirken 
werde,  als  es  vielleicht  auf  den  ersten  Blick  scheinen  möchte. 
Man  berief  sich  nämlich  für  den  §.  1  auf  den  §.  25  des  Preussi- 
schen  Gesetzes  vom  3.  November  1838.  Dem  §.  25  hat  die 
Praxis  des  Obertribunals,  gewiss  unter  Beifall  der  konservativen 
Grundbesitzer,  eine  Auslegung  sehr  zum  Nachtheil  der  Eisen- 
bahnunternehmungen gegeben.  Mit  dem  Resultat  dieser  Aus- 
legung stimmt  denn  §.  1  des  jetzigen  Reichsgesetzes  im  Wesent- 
lichen überein.  Allerdings  wird  der  Thatsache,  dass  eiue  weit- 
gehende Haftbarkeit  der  Eisenbahnen  in  ganz  Preussen  bereits 
Rechtens  war,  gebührendes  Gewicht  nicht  abgesprochen  werden 
dürfen.  Indessen,  so  viel  leuchtet  ein,  die  Gesetzgebung  hatte 
immer  die  Pflicht,  bevor  sie  ein  Reichsgesetz  vorschlug,  auch 
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das  für  einen  grossen  Tfaeil  des  Reichs  geltende  Recht  einer 
kritischen  Prüfung  zu  unterziehen.  Vielleicht  hätte  sich  dann 
ergehen,  dass  keineswegs  nur  in  Frage  stand,  jenen  §.  25  >aus 
rein  sprachlichen  Gesichtspunkten <  redaktionell  umzugestalten, 
sondern  dass  überhaupt  die  Berechtigung  des  ganzen  §.  25 
sammt  der  Spruchpraxis  des  Obertribunals  stark  in  Zweifel  ge- 
zogen werden  konnte. 

Dem  §.  2  konnte  man  zwar  keinen  ähnlichen  Rechtferti- 
gungsgrund unterschieben.  Wohl  aber  tröstete  sich  im  Stillen 
Mancher  damit,  dass  die  Fassung  desselben  dehnbar  genug  sei, 
um  der  begründeten  Hoffnung  Raum  zu  lassen,  man  werde  ein- 
tretenden Falls  schon  durch  irgend  eine  Interpretation  darüber 
hinwegkommen.  Freilich  kein  Ruhm  für  das  Gesetz  und  gewiss 
kein  Grund,  eine  solche  Bestimmung  anzunehmen.  Wer  von 
Anfang  an  Gegner  des  Gesetzes  war,  dessen  Bedenken  wegen 
des  schädlichen  Erfolges  mögen  sich  vielleicht  durch  den  Hin- 
blick auf  die  Klausirung  des  §.  2  mildern.  Der  mag  in  Ge- 
meinschaft mit  vielen  der  durch  §.  2  berührten  Interessenten 
hoffen,  dass  im  Ganzen  dabei  nicht  viel  zum  Nachtheile  der 
Unternehmer  herausspringen  werde.  Allein  gerade  die  Mög- 
lichkeit, auf  solche  Weise  sich  mit  dem  Gesetze  abzufinden, 
während  gleichzeitig  Andere  sich  auch  von  dem  §.  2  Wunder- 
dinge zu  Gunsten  der  Arbeiter  versprachen,  das  ganze  Gesetz 
als  eine  gewaltige  That  der  Sozialgesetzgebung  priesen,  lehrt, 
auf  welch'  schwankendem  Boden  man  sich  bewegte  und  wie 
sehr  das  Gesetz  der  inneren  und  äusseren  Sicherheit  entbehrte, 
ohne  welche  gesetzgeberische  Leistungen  niemals  bestehen  können. 

Das  wird  sich  vollends  bestätigen,  wenn  wir  von  den  oben, 
gedachten  Gesichtspunkten  aus  uns  näher  mit  dem  Inhalte  be- 
schäftigen. 

Das  Gesetz  will  hauptsächlich,  denn  das  ist  entschieden 
sein  nächster  Zweck,  für  das  Wohl  der  Arbeiter  Fürsorge  treffen. 
Auch  unsere  Erörterung  muss  daher  diese  Seite  in  erster  Linie 
aufgreifen.  Der  Arbeiter  soll  an  dem  Arbeitgeber  einen  rechts- 
begründeten Anspruch  auf  Ersatz  des  Schadens  haben,  den  er 
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in  dem  Arbeitsbetriebe  erleidet.  Nur  von  Beschädigung  der 
Person  ist  die  Rede,  und  zwar  nicht  von  jeder,  sondern  nur  von 
solcher,  die  sich  als  Tödtung  oder  Körperverletzung  darstellt. 
Vermögens-,  Sachbeschädigung  fallt  ganz  ausserhalb  des  Rah- 
mens dieses  Gesetzes. 

Wir  wollen  die  Redaktion  des  §.  1  hier  nicht  bemängeln. 
£s  liesse  sich  daran  Manches  aussetzen,  trotz  der  Versicherung 
der  Motive,  eine  Fassung  gefunden  zu  haben,  die  den  Anforde- 
rungen der  neueren  Zeit  an  gesetzgeberische  Arbeiten  weit  mehr 
entspreche,  als  das  Preussische  Gesetz.  Noch  hat  uns  die  neue 
und  neueste  Gesetzgebung  in  diesem  Punkte  nicht  verwöhnt. 

Wir  erwähnen  auch  nur  beiläufig,  dass  der  Nachsatz 
des  §.  1: 

sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall  durch  höhere 
Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  verursacht  ist, 
eine  nicht  blos  unrichtige,  sondern  durch  den  ausdrücklichen 
Hinweis  auf  die  Beweislast  schädliche  Abweichung  von  der 
entsprechenden  Bestimmung  des  Handelsgesetzbuchs  enthält. 

Das  Alles  ist  von  untergeordnetem  Belang  im  Vergleich 
zu  der  Bedeutung  des  wirthschaftlichen  Gedankens,  den  das 
Gesetz  mindestens  andeutet,  indem  es  die  Konsequenz  desselben 
für  einen  gewissen,  vorerst  allerdings  nur  eng  begrenzten  Um- 
kreis ausspricht.  Dem  Arbeiter  wird  kraft  des  Gesetzes  eine 
Assekuranz  gegen  Leibes-  und  Lebensgefahr  bei  dem  Betriebs- 
unternehmer gewährt.  Es  ist  eine  Zwangsassekuranz,  der  der 
Unternehmer  sich  in  keiner  Weise  entziehen  kann. 

Ist  das  der  zweifellose  Sinn  des  Gesetzes,  so  spricht  das- 
selbe ein  grosses  Wort  gelassen  aus.  Ein  Prinzip  von  solcher 
Tragweite  wirkt,  einmal  ergriffen,  nothwendig  über  den  Umfang 
hinaus,  auf  den  zunächst  dieses  Gesetz  berechnet  ist.  Es  lässt 
sich  unmöglich  in  willkührlicher  Limitation  auf  ein  paar  auser- 
lesene Fälle  oder  Betriebszweige  beschränken.  Jedermann  muss 
vielmehr  einsehen,  dass  von  den  vorliegenden  Spezialbestim- 
mungen aus,  wenn  anders  nicht  auf  Zufälligkeit  und  Prinzip- 
losigkeit  der  Gesetzgebung  gerechnet  werden  soll,  die  Perspek- 
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tive  auf  den  allgemeinsten  Grundsatz  der  Zwangsassekuranz 
der  Arbeiter  durch  die  Betriebsunternehmer  sich  aufthut.  Nur 
das  braucht  erkannt  zu  werden,  um  die  Gefährlichkeit  des  Ge- 
setzes richtig  zu  würdigen.  Und  dennoch  hat  man  erlebt,  dass 
sich  zu  dessen,  zum  Theil  sogar  mit  grosser  Emphase  geführter 
Vertheidigung  solche  bewogen  fanden,  die  sonst  ganz  andere 
Bahnen  zu  wandeln  pflegten. 

Die  Zwangsassekuranz  ist  ein  Widerspruch  gegen  die  Frei- 
heit und  Selbstständigkeit,  zu  der  der  Arbeiterstand,  wenn  er 
sie  noch  nicht  hat,  erzogen  werden  soll.  Am  besten  ist  es 
selbstverständlich  bestellt,  wenn  von  den  Arbeitern  aus  eigener 
Kraft  die  Deckung  gegen  Unfälle  des  Leibes  und  des  Lebens 
im  Wege  freiwilliger  Assekuranz  gesucht  wird.  Das  ist  wahre 
Selbsthülfe;  und  Selbsthülfe  muss  das  Ziel  sein  und  bleiben, 
um  einen  unabhängigen,  kräftigen  Arbeiterstand  zu  erzielen. 

Man  sagt  mit  Recht;  dahin  die  Arbeiter  zu  bringen,  dass 
sie  selber  die  Versicherung  gegen  die  ihnen  drohenden  Gefahren 
nehmen  und  sich  die  Versicherungsprämie  als  Bestandteil  des 
Lohnes  ersetzen  lassen,  ist  schwierig.  Allein  darf  die  tbatsäch- 
liche  Schwierigkeit  zurücksehr»  cken?  Will  man  denn  gerade 
hier  alles  Vertrauen  auf  die  allmähliche  Verbreitung  gesunder 
Einsicht,  alle  Rechnung  auf  Sparsamkeit,  kurz  alle  jene  Hoff- 
nung auf  Besserwerden  in  die  Zukunft,  die  sonst  so  oft  eine 
Rolle  spielt,  bei  Seite  werfen?  Und  ist  es  denn  so  völlig  aus- 
sichtslos, von  der  eigenen  Initiative  der  betheiligten  Arbeiter 
irgend  Etwas  zu  erwarten?  Liegen  doch  bereits  thatsächliche 
Beweise  vor,  dass  die  Arbeiter  einzelner  Branchen  das  Ziel 
richtig  erfasst  und  die  rechten  Mittel  ergriffen  hatten,  ohne  die 
Hülfe  eines  zwingenden  Staatsgesetzes  anzurufen.  Mochten  es 
auch  nur  Anfange,  vereinzelt,  dem  Bedürfniss  der  Gesammtheit 
nicht  genügend  *cin;  immerhin  waren  es  unleugbare  Proben,  dass 
ein  Theil  der  Arbeiter  oder  auch  der  Arbeitnehmer  Willen  und 
Kraft  gezeigt  hatten,  sich  aus  eigenen  Mitteln  die  Deckung 
gegen  Unfälle,  namentlich  der  Person,  zu  beschaffen. 

Alle  in  dieser  Richtung  unternommenen  Bestrebungen  zer- 
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stört  nun  das  Zwangsgesetz.  Es  schneidet  die  Weiterentwicklung 
der  freiwilligen  Assekuranz  der  Arbeiter  völlig  ab,  und  versetzt 
damit  zugleich  dem,  was  von  freiwilliger  Assekuranz  besteht, 
den  Todesstoss.  Im  Reichstage  that  sich  zwar  anlässlich  der 
Diskussion  des  §.  4  die  Meinung  kund,  als  ob  die  freiwillige 
Versicherung,  weit  entfernt  durch  die  zwangsweise  Haftpflicht 
der  Arbeitgeber  geschadigt  zu  werden,  nun  erst  recht  blühen 
solle.  Eine  Resolution  fand  Beifall,  wonach  die  freiwillige  Ver- 
sicherung nicht  minder,  wie  das  Institut  der  Knappschafts-, 
Kranken-  und  HOlfskassen  nun  erst  recht  zu  befördern  sei. 

Das  Alles  kann  allerdings  fort  bestehen.  Kein  Gesetzes- 
paragraph steht  im  Wege.  Aber  wird  nicht  dennoch  handgreif- 
lich die  freiwillige  Assekuranz  durch  die  Zwangsassekuranz  er- 
drückt? Wird  der  Arbeiter  noch  von  seinem  Lohne  Etwas  auf- 
wenden mögen,  um  eine  Deckung  gegen  Unfälle  zu  erwerben, 
die  ihm  der  Unternehmer  unter  allen  Umstanden  leisten  muss? 
Nicht  einmal  da  wird  er  das  thun,  wo  der  Unternehmer  seither 
ein  Drittel  oder  einen  noch  grösseren  Theil  zu  der  Assekuranz 
beigetragen  hat.  Wozu  soll  der  Arbeiter  auch  nur  zwei  Drittel 
oder  irgend  einen  Theil  der  Prämie  zahlen,  wo  ihm  das  Gesetz 
volles  Assekuranzrecht  ohne  jede  sichtbare  Leistung  von  seiner 
Seite  zur  Verfügung  stellt? 

Nichtsdestoweniger  ging  die  freie  Kommission  in  einem  zu 
§.  4  vorgeschlagenen  und  hartnäckigst  vertheidigten  Amende- 
ment von  entgegengesetzten  Unterstellungen  aus.  Sie  war 
ernstlich  des  Glaubens,  es  sei  mit  unserem  Gesetze  durchaus 
vereinbar  und  unschwer  dahin  zu  bringen,  dass  der  Arbeiter  in 
Kompagnie  mit  dem  Arbeitgeber  die  Versicherung  gemeinsam 
nehme,  und  seine  Rate  bezahle  in  der  Absicht,  demnächst  vor- 
kommenden  Falles  die  Assekuranzsumme,  d*e  ihm  zu  Theil 
werde,  auf  die  gesetzliche  Entschädigung  sich  anrechnen  zu 
lassen.  Kann  man  gesetzgeberisch  so  rechnen?'  Fast  scheint 
es  unmöglich.  Unmöglich,  sofern  vorausgesetzt  würde,  der  freie 
Vertragswille  des  Arbeiters  werde  sich  dazu  ohne  Weiteres 
finden;  unmöglich,  weil,  wenn  diese  Voraussetzung  zuträfe, 
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füglich  eben  so  gut  die  gesammte  Zwangsassekuranz,  das  ganze 
Gesetz,  entbehrlich  erscheinen  müsste. 

Oder  rechnete  man  gar  etwa  darauf,  dass  ein  gelinder 
Druck  von  Seiten  des  Arbeitgebers,  insbesondere,  indem  er  dem 
Arbeiter  bei  dem  Eintritt  in  den  Dienst  jene  Kompagniever- 
sicherung als  Vertragsbedingung  stellte,  ausgeübt  werden  möge? 
Ist  das  die  Meinung  gewesen,  auf  welchen  Schleichgängen  bewegte 
man  sich  dann!  Indirekt  soll  erreicht  werden,  was  einfach  in 
der  direkten  Auflage  obligatorischer  Versicherung  zu  haben 
wäre,  wenn  man  nicht  das  auszusprechen  gerade  gern  ver- 
meiden wollte.  Statt  dessen  wird  den  Unternehmern  guter  Rath 
ertheilt,  wie  sie  sich  von  der  prinzipiell  ihnen  auferlegten 
Haftpflicht  entlasten  können.  Verstehen  sie  ihr  Interesse,  so 
werden  sie  wo  möglich,  bei  der  Annahme  aller  Arbeiten  eine 
derartige  Versicherung  stipuliren,  mithin  jeden  Arbeiter,  indem 
sie  ein  Drittheil  der  Prämie  aus  ihrer  Kasse  entrichten,  zur 
Selbstassekuranz  nöthigen.  Ist  die  Assekuranzsumme  ausgiebig 
genug  bemessen,  so  braucht  er  sich  um  die  §§.  1  und  2  keine 
weitere  Sorge  zu  machen,  denn  diese  Assekuranzsumme  soll 
nach  dem  Gesetz  auf  die  Entschädigung  angerechnet  werden. 

War  es  da  zu  verwundern,  wenn  im  Reichstag  die  Gesetz- 
gebung der  >  Taschenspielerkimst  <  beschuldigt  wurde?  Der 
Wahrnehmung  konnte  sich  doch  Niemand  entziehen,  dass 
in  ein  und  demselben  Gesetz  hier  als  scheinbar  absolutes  Prinzip, 
eine  strenge  Haftbarkeit  der  Unternehmer  ausgesprochen,  dort 
ihnen  der  Weg  gezeigt  werde,  wie  sie  mit  massigen  Opfern  doch 
wieder  den  Folgen  dieser  Haftbarkeit  vorbeugen  können. 

Gesetzt  aber,  es  sei  überhaupt  von  den  Arbeitern  nicht  zu 
erwarten,  dass  sie  aus  eigener  Kraft  die  materiellen  Garantieen 
gegen  Tod  und  Körperverletzung  finden  würden,  es  sei  vielmehr 
Pflicht  der  Gesetzgebung,  zur  Abhülfe  des  Elends,  von  dem 
sonst  viele  Arbeiter  und  Arbeiterfamilien  bedroht  werden,  mit 
vorbeugenden  Zwangsbestimmungen  einzuschreiten,  wonach  würde 
man  wohl  natürlicher  Erwägung  zufolge  am  ersten  greifen? 
Gewiss  liegt  es  am  nächsten,  wenn  einmal  Zwang  zum  Guten 
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sein  mu98,  den  Zwang  gegen  die  Arbeiter  anzuwenden,  um 
deren  Sicherstellung  es  sich  handelt.  Man  kommt  dann  zu- 
vörderst auf  den  Gedanken,  für  alle  oder  vielleicht  nur  für  be- 
stimmte, vorzugsweise  gefahrliche  Arbeitszweige,  die  obligato- 
rische Assekuranz  einzuführen.  Die  Arbeiter  gesetzlich  nöthigen 
zu  sollen,  einen  Theil  ihres  Lohnes  für  die  Versicherung  ihrer 
Person  zu  verwenden,  ist  auch  nicht  angenelim.  Immerhin 
stellt  eine  solche  Maassregel  die  Arbeiter  auf  eigene  Füsse.  Es 
ist  etwas  Anderes,  ob  der  Arbeiter  die  Assekuranz,  deren  er 
bedarf,  aus  seinem  Beutel  bezahlt,  oder  ob  er  sie  bei  dem  Ar- 
beitsherrn zu  empfangen  hat. 

An  der  Ausführbarkeit  der  obligatorischen  Versicherung  ist 
nicht  zu  zweifeln.  Dem  Einwände,  dass  den  Arbeitern,  da  sie 
stets  nur  den  zum  nothwendigen  Lebensunterhalt  erforderlichen 
Lohn  verdienen,  unmöglich  die  Prämie  jener  Assekuranz  auf- 
zubürden sei,  brauchen  wir  kaum  zu  begegnen.  Die  Arbeiter 
würden  sich,  indem  sie  ihre  Lohnforderung  um  den  Betrag  der 
Prämie  erhöhen,  ebenso  gut  schadlos  halten,  wie  die  Betriebs- 
unternehmer suchen  werden,  sich  wegen  der  auf  sie  gewälzten 
Assekuranz  anderweit  zu  regressiren. 

Die  Gesetzgebung  hat  die  obligatorische  Assekuranz  nicht 
beliebt.  Sie  führt  die  Zwangsassekuranz  des  Arbeiters  durch 
den  Betriebsunternehmer  ein.  Die  Sorge  des  letzteren  für  Leib 
und  Leben  der  Arbeiter,  die  seither  ganz  oder  zum  grössten 
Theile  sich  nur  freiwillig  als  moralische  Schuldigkeit  bethätigte, 
ist  nun  eine  gesetzliche  Zwangsverbindlichkeit. 

Dass  man  sich  im  Reichstage  entschloss,  zu  diesem  Mittel 
zu  greifen,  dafür  schlagende,  einmüthig  auch  nur  von  der  Ma- 
jorität getheilte  Gründe  darzulegen,  ist  schwer.  Viele  leitete 
wohl  nur  das  dunkle  Gefühl,  irgend  Etwas  für  die  Arbeiter 
thun  zu  müssen.  Andere  zeigten  eine  gewisse  Neigung,  zu 
Gunsten  der  Arbeiter  wenigstens  die  Grossunternehmung  und 
das  Grosskapital  zu  belasten.  Sie  hielten  wenigstens  das  Gesetz 
für  gerechtfertigt,  weil  der  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  auch 
die  Garantie  für  deren  Erhaltung  zu  entsprechen  habe.  Ist 
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das  der  wahre  Grund,  dann  lag  allerdings  nichts  näher,  als  von 
gegnerischer  Seite  das  Gesetz  sozialistischer  Anwandlungen  zu 
bezüchtigen. 

Zwar  fehlte  es  bei  den  Freunden  des  Gesetzes  nicht  an 
solchen,  die  sich  feierlich  vor  dem  Vorwurf  solcher  Ten- 
denzen verwahrten.  Wir  wollen  ihnen  gern  glauben.  Allein 
so  viel  ist  gewiss:  weder  die  persönliche  Betheuerung,  damit 
Nichts  zu  thun  haben  zu  wollen,  noch  auch  die  feine  Wendung, 
dass  gerade  die  hier  beabsichtigte  Abstellung  eines  sozialen 
Unrechts  recht  eigentlich  eine  von  den  Maassregeln  sei,  die  den 
Plauen  der  Sozialisten  den  Boden  unter  den  Füssen  wegzögen, 
ist  im  Stande,  da»  Gesetz  von  einem  sozialistischen  Beigeschmack 
zu  reinigen. 

Es  ist  nicht  sozialistisch  im  Sinne  der  Abgeordneten  Bebel 
und  Schraps.  Der  erstere  hatte  von  seinem  Standpunkte  aus 
vollkommen  Recht,  das  Gesetz  als  armselige  Flickarbeit  zurück- 
zuweisen. Allein  das  Gesetz  stellt  doch  die  Arbeiter  unter 
einen  besonderen  Schutz  der  Staatsgesetzgebung,  belastet  die 
Unternehmer  mit  einer  Zwangspflicht,  bei  der  überall  die  Idee 
einer  ausnahmsweisen  Fürsorge  des  Staates  für  den  Arbeiter- 
stand durchblickt.  Umsomehr  musste  man  bedenklich  werden, 
wenn  die  Sozialisten  reinsten  Wassers  das  Gesetz  als  einen,  ob- 
wohl höchst  mangelhaften,  doch  sichtlichen  Versuch  bezeich- 
neten, den  sozialistischen  Anforderungen  gerecht  zu  werden. 
Im  gunstigsten  Falle  bleibt  trotz  des  antisozialistischen  Be- 
kenntnisses der  eifrigsten  Vertheidiger  mindestens  immer  der 
Eindruck  zurück,  dass  vermeintlich  zur  Abwehr  des  vollen  So- 
zialismus Rechtssätze  aufgestellt  werden,  die  nach  unbefangenem 
Urtheil  unvermeidlich  in  sozialistischen  Tönen  anklingen. 

Indessen,  sei  dem,  wie  ihm  wolle.  Wichtiger,  als  die  Ent- 
scheidung, welchen  Karakter  das  Gesetz  im  Allgemeinen  hat, 
geschweige  denn  als  die  Untersuchung,  welchen  Namen  es  ver- 
dient, erscheint  es,  die  Frage  seiner  inneren  Rechtfertigung 
rein  objektiv  noch  etwas  schärfer  vorzunehmen. 

Denkt  man  sich,  wie  es  der  Natur  der  Dinge  entspricht, 
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Arbeitgeber  und  Arbeiter  rechtlich  als  durchaus  gleichberech- 
tigte Kontrahenten  des  Arbeitsvertrags  einander  gegenüber- 
stehend, so  lässt  sich  gegen  die  Gerechtigkeit  einer  Bestimmung, 
welche  durch  zwangsweise  Belastung  der  Arbeitgeber  den  Ar- 
beitern eine  Wohlthat  erzeigen  will,  Vieles  einwenden.  Der 
Gefährdung  des  Arbeiters  in  Ausübung  seines  Berufs  stellt  sich 
doch  billig  zugleich  eine  andere  Erwägung  gegenüber.  Wir 
haben  keine  rechtlich  erzwungene  Dienstverhältnisse  vor  uns. 
Ob  und  in  welche  Stellung  er  eintreten  will,  hängt,  so  gross 
oft  der  Druck  der  Thatsachen  sein  mag,  rechtlich  von  der 
EntSchliessung  des  Arbeiters  ab.  Zwischen  dem  Unternehmer 
und  dem  Arbeiter  wird  ein  freiwilliger  Vertrag  geschlossen.  Bei 
Ab8chluss  des  Vertrages  aber  muss  derjenige,  welcher  in  diese 
oder  jene  Art  von  Unternehmung  sich  begiebt,  wissen,  welche 
Gefahr  für  Leben  und  Körper  mit  der  Uebernahme  solcher 
Dienste  verbunden  zu  sein  pflegt.  Nach  dem  Grade  der  Ge- 
fahr richtet  sich  mit  die  Höhe  des  Lohnes.  Es  ist  bekannt, 
dass  beispielsweise  Arsenikfabriken,  Schleifereien  in  Glas  oder 
Metall  u.  dgl.  immer  Arbeiter  finden,  welche  um  verhältniss- 
mässig  hohen  Arbeitspreis  sich  mit  vollem  Bewusstsein  einem, 
nach  der  Erfahrung  ziemlich  bestimmt  voraus  zu  berechnendem, 
frühen  Tode  weihen.  Wer  hat  hier  daran  gedacht,  den  Unter- 
nehmern die  Assekuranz  dieser  Arbeiter  und  deren  Hinter- 
bliebenen aufzuladen? 

Um  die  Verzehrung  des  Arbeiters  durch  innere  Krankheit, 
mag  sie  auch  noch  so  ausgemacht  die  Folge  des  >  Betriebes« 
sein,  kümmert  sich  überhaupt  Niemand.  So  traurig  das  Schick- 
sal vieler  Arbeiter  in  so  manchen,  nach  und  nach,  aber  sicher 
die  Gesundheit  und  das  Leben  zerstörenden  Unternehmungen 
erscheint,  hier  gilt  die  eigene  Fürsorge,  die  der  Arbeiter  zu 
üben  hat,  hinreichend,  um  alle  gesetzliche  Zwangsmaassregeln 
zu  widerrathen. 

Dieses  Argument  ist  denn  auch  im  Laufe  der  Reichstags- 
verhandlungen in  Bezug  auf  gewisse  Arbeiterklassen  geltend  ge- 
macht worden.    Man  hat  darauf  hingewiesen,  dass  derjenige, 
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welcher  den  Bergmannsberuf  wählt,  die  Gefahren  des  gewählten 
Berufs  kennt  und  kennen  muss.  Durch  solche  Gründe,  wie  die, 
dass  in  manchen,  auf  den  Bergbau  angewiesenen  Gegenden  die 
Wahl  jenes  Berufs  kaum  eine  freiwillige  zu  nennen  sei,  wird 
zuviel  und  eben  deshalb  Nichts  bewiesen.  Will  man  die  fak- 
tische Nöthigung  zum  Ergreifen  eines  bestimmten  Arbeitsberufes 
solchergestalt  in  Anschlag  bringen,  zu  welchen  Konsequenzen 
müsste  man  da  kommen !  Das  ist  eben  unmöglich.  Den  Zwang, 
den  thatsächliche  Umstände  ausüben,  ohne  die  rechtliche  Frei- 
willigkeit der  Entschliessung  aufzuheben,  solchen  Zwang  mit 
bestimmten  Rechtsfolgen  zu  bekleiden,  oder  damit  bestimmte 
Rechtssätze  zu  rechtfertigen,  ist  mehr  als  gefahrlich.  Wie  mit 
jenen,  fast  sicher  vorzeitigem  Tode  oder  Siechthum  verfallenen 
Arbeitern  sieht  es  aber  auch  mit  denen  aus,  welche  sich  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn,  einer  Grube,  einer  Fabrik  widmen. 
Weiss  nicht  ein  Jeder,  dass  er  mit  dem  Eintritt  in  einen  der- 
artigen Dienst  in  ein  gewisses  Risiko  des  Todes  oder  der  Ver- 
stümmlung durch  äussere  Ursachen  eintritt?  Lässt  sich  doch 
dieses  Risiko  sogar  seinem  Durchschnittssatze  nach  statistisch 
dergestalt  beziffern,  dass  eine  ziemlich  deutliche  Vorstellung  von 
dem  Grade  der  Gefahr  gewonnen  werden  kann,  einer  Gefahr,  die 
bei  der  Höhe  des  Arbeitslohns  mit  in  Anschlag  kommen  muss. 

Jedenfalls  erhellt  soviel,  dass  die  Berufung  darauf,  der  von 
dem  Gesetz  den  Unternehmern  auferlegte  Zwang  sei  geradezu 
ein  Postulat  der  Gerechtigkeit,  wenig  stichhaltig  erscheint,  zu- 
mal, wenn  sich  der  Zwang  nur  auf  die  Versicherung  gegen 
Tod  und  Körperverletzung  und  das  nur  in  gewissen  Arbeits- 
zweigen bezieht. 

Fassen  wir  weiterhin,  um  die  Nützlichkeit  des  Gesetzes  zu 
prüfen,  dessen  materielle  Folgen  in's  Auge,  so  ist  es  inter- 
essant, nochmals  einen  Blick  in  die  von  Engel  dem  Reichstage 
mitgetheilte  statistische  Darstellung  zu  werfen.  Dieselbe  macht 
keinen  Anspruch  auf  endgültige  und  in  jeder  Beziehung  ge- 
wisse Zahlenbestimmung.  Indessen  gewährt  sie  doch  mit  hin- 
länglicher Zuverlässigkeit  ungefähre  Anhaltspunkte,  um  zu  er- 
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kennen,  wie  ganz  anders  eine  wohlorganisirte  Assekuranz  der 
Arbeiter  wirken  würde,  als  die  Zwangsassekuranz  der  Unter- 
nehmer. Ausser  allen  Zweifel  wird  gestellt,  dass  die  Aufwen- 
dung des  Einzelnen,  wenn  eine  gemeinsame  Kasse  oder  Ver- 
sicherungsanstalt aller  hier  in  Betracht  kommenden  Arbeiter 
gebildet  würde,  äusserst  gering  und  folglich  leicht  aufzubringen 
sein  würde.  Die  höchste  Jahresprämie  würde  24  Silbergroschen 
nicht  übersteigen.  Und  wenn  man  die  zu  zahlende  Prämie  den 
Kosten  des  Arbeitsproduktes  zuschlägt,  würde  beispielsweise  die 
Verteuerung  der  Kohle  nach  dem  jetzigen  Verhältniss  der 
Verunglückungen  zu  der  Förderung  der  Kohlenbergwerke  nur 
etwa  4/to  Pfennige  auf  den  Zentner  Kohlen  betragen.  Das  sind 
abermals  redende  Beweise  für  die  Selbstassekuranz. 

Ganz  anders  wirkt  die  Abwälzung  der  Assekuranz  auf  die 
Unternehmer.  Engel  nimmt  nach  den  Erfahrungen  bei  Ver- 
keilung der  Mittel,  die  zur  Linderung  des  Lugauer  Unglücks 
zusam mengebracht  worden  sind,  an,  dass  an  die  Hinterbliebenen 
der  in  ihrem  Berufe  getödteten  Arbeiter  allein  in  Preussen 
jährlich  über  4  Millionen  Thaler,  für  die  Verletzten  ausserdem 
noch  über  800,000  Thaler  zu  zahlen  seien.  Von  diesen  kommen 
freilich  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetz  nur  die  in  §.  1  und  2 
bezeichneten  Arten  von  Unternehmungen  in  Betracht.  Gleich- 
wohl ergiebt  sich,  dass  es  sich  innerhalb  des  Kreises  der  Unter- 
nehmer um  eine  pekuniär  sehr  bedeutende  Last  handelt, 
die  um  so  schwerer  wiegt,  als  in  einzelnen  Branchen,  nament- 
lich im  Bergbau,  die  Unfälle  sich  keineswegs  gleichmässig 
über  alle  Unternehmungen  verbreiten,  sondern  einzelne  und 
diese,  wie  die  Thatsachen  lehren,  häufig  in  einem  für  den  ein- 
zelnen Unternehmer  unerträglichen  Umfang  treffen. 

Noth wendig  müssen  die  Unternehmer  darauf  bedacht  sein, 
sich  ihrerseits  für  die  ihnen  auferlegte  Last  schadlos  zu  halten. 
Manche  Gönner  des  Gesetzes  scheinen  des  Glaubens  ge- 
wesen zu  sein,  das  Gesetz  würde  einfach  den  Unternehmern 
Etwas  von  ihrem  Gewinn  abnehmen  und  den  Arbeitern  zu- 
wenden.   Wie  kann  man  sich  so  täuschen!   Natürlich  werden 
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die  Unternehmer  entweder  das,  was  sie  um  der  von  ihnen  zu 
tragenden  Assekuranz  willen  aufwenden  müssen,  den  Betriebs- 
kosten zuschlagen  und  dem  entsprechend  den  Preis  ihrer  Pro- 
dukte oder  Leistungen  erhöhen.  In  letzter  Linie  hat  denn  also 
das  Publikum,  welches  der  Produkte  und  Leistungen  bedarf, 
die  Assekuranz  der  Arbeiter  zu  vergüten.  Der  Unternehmer 
legt  die  Versicherungssummen,  die  er  den  Arbeitern  zahlen 
muss,  nur  aus  und  erhält  sie  in  dem  Preise  seiner  Produkte 
oder  Leistungen  zurück;*)  oder  aber  die  Unternehmer  ver- 
suchen vielleicht,  sich  au  einer  näheren  Stelle  zu  erholen,  an 
den  Arbeitern  selbst,  nämlich  durch  Herabdrucken  des  Lohnes. 
Ob  das  versucht  und  ausgeführt  werden  wird,  lässt  sich  nicht 
voraussagen.  Indessen,  den  Arbeitern  die  Prämie  der  ihnen 
gesetzlich  zu  gewährenden  Assekuranz  auf  den  Lohn  mit  in  An- 
rechnung zu  bringen,  liegt  so  nahe,  dass  es  zu  verwundern 
wäre,  wenn  nicht  auch  dieser  Gedanke  zur  Geltung  kommen 
sollte. 

Freilich  wird  das  eine  oder  das  andere  Mittel  noch  nicht 
genügen,  um  die  Unternehmer  vor  den  Folgen  des  Gesetzes 
zu  schützen.    Mit  welchen  Gefahren  sie  die  Zwangsassekuranz 

*)  Die  Versicherungskosten  können  nicht  ohne  Weiteres  anf  die  Preise 
geschlagen  werden,  wenigstens  wenn  es  geschieht,  wird  die  Nachfrage  ge- 
schwächt und  der  Absatz  stockt,  bis  er  durch  Rückkehr  zu  den  alten 
Pteisen  wieder  in  Gang  gebracht  ist.  Geschieht  dies  nicht,  so  kommt  es 
zunächst  zur  Kürzung  des  Unternehmergewinns  um  gerade  so  viel,  als  der 
Fall  ist,  wenn  die  Versicherungskosten  nicht  auf  die  Preise  geschlagen 
werden.  Nur  ist  die  Vertheilung  des  Opfers  auf  die  verschiedenen  Unter- 
nehmer nicht  so  gleichförmig,  die  Stockungen  an  Absatz  trifft  den  nicht 
aufmerksamen  Unternehmer  schwerer,  als  den  anderen.  Zur  Kürzung  des 
Arbeitslohnes  kann  es  erst  kommen,  wenn  die  Unternehmung  in  Folge  der 
neuen  Last  eingeschränkt  wird.  So  lange  die  Arbeitgeber  gleich  viel  Ar- 
beitnehmer beschäftigen,  müssen  sie  ihnen  auch  den  unverkürzten  Lohn  be- 
zahlen, gleichviel,  ob  ihr  Unternehrauiigsgewinn  grösser  oder  geringer  ist. 
Erst  bei  wegfallender  Nachfrage  nach  Arbeit,  sinkt  der  Lohn.  Die  Nach- 
frage nach  Arbeit  aber  wird  bedingt  durch  die  Grösse  des  in  dem  einzelnen 
Zweige  thätigen  Kapitals;  diese  muss  sich  erst  wirklich  anderen  Arbeits- 
zweigen zugewendet  haben,  ehe  der  Lohn  in  einem  bestimmten  Arbeits- 
zweige herabgesetzt  werden  kann.  D.  Red. 
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leicht  bedrohen  kann,  ist  in  den  Verhandlungen  vielfach  zur 
Sprache  gekommen.  Allem  Anschein  nach  hat  man  auch  diese 
sehr  ernste  Seite  der  Sache  nicht  genug  gewürdigt.  Ernst 
ist  es  sicher,  wenn  man  sich  sagen  muss,  dass  eine  Bestimmung 
erlassen  wird,  welche  geeignet  ist,  eine  Menge  von  Unterneh- 
mungen in  ein  unheilvolles  Schwanken  zu  bringen. 

Bei  grossen  Unternehmungen,  die  über  Millionen  gebieten, 
hat  das  weniger  zu  sagen.  Eine  Aktiengesellschaft,  die  einen 
Jahres-Etat  hat  von  ganz  anderem  Umfang,  als  viele  Klein- 
staaten, kann,  ohne  sich  in  ihrer  Existenz  gestört  zu  sehen, 
die  nach  diesem  Gesetz  ihr  zur  Last  fallenden  Pensionen  und 
Entschädigungen  bezahlen.  Die  Eisenbahnen  werden  also  durch 
den  §  1  sicher  nicht  ruinirt.  Selbst  dann,  wenn  ein  ganz  un- 
gewöhnlicher Unglücksfall,  in  ihrem  Betriebe  sich  zuträgt,  der 
sie  zwingt,  weit  über  die  statistisch  zu  erwarten  gewesene 
Wahrscheinlichkeitssumme  hinaus  zu  zahlen,  werden  ihnen  in  der 
Regel  die  Mittel  zu  Gebote  stehen.  Wer  in  Sorge  gerathen 
muss,  ist  überhaupt  nicht  der  grosse,  d.  h.  mit  grossem  Ka- 
pital ausgerüstete  Unternehmer,  und  den  hatte  man  doch  haupt- 
sächlich auf  dem  Korne,  sondern  der  mittlere  und  kleinere. 
An  solchen  fehlt  es  in  den  Branchen  des  §  2  durchaus  nicht. 

Ein  Bergwerksunternehmer,  selbst  grösseren  Ranges,  ein 
Fabrikant  sieht  sich  möglicherweise  durch  ein  einziges  Unglück 
in  die  Lage  versetzt,  Entschädigungen  gewähren  zu  sollen,  die 
seine  Kräfte  übersteigen.  Das  ist  ohne  Zweifel  schlimm.  Schon 
der  Gedanke,  jeden  Tag  einer  solchen  Gefahr  ausgesetzt  zu 
sein,  druckt  auf  eine  Reihe  von  Unternehmungen.  Mit  Recht 
wurde  hervorgehoben,  dass  die,  später  von  dem  Reichstage  ab- 
gelehnte, Belastung  der  Dampfkessel  mit  der  Zwangsassekuranz 
im  wirthschaftlichen  Sinne  als  Abschreckung  von  der  Anwen- 
dung der  Dampfmaschinen  hätte  wirken  müssen.  Aber  gerade 
so  verhält  es  sich  mit  allen  anderen  Unternehmungen,  welchen 
die  Zwangsgarantie  auferlegt  wird.  Der  Unternehmungslustige 
muss  sich  doch  bei  seinem  Entschluss  in  ein  solches  Unter- 
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nehmen  einzutreten,  die  möglichen  Folgen  der  über  ihm  schwe- 
benden Haftpflicht  in  Anschlag  bringen. 

Gewiss  ist  es  keine  Kleinigkeit,  vielen  Unternehmungen 
einen  Rechtsgrundsatz  unterzuschieben,  durch  den  jeden  Tag  im 
Falle  eines  Unglücks  das  Unternehmen  und  damit  die  Existenz 
der  Arbeiter  in  die  Luft  gesprengt  werden  kann.  Dagegen 
hilft  nur  der  Trost,  dass  jeder  vorsichtige  Unternehmer  in  Er- 
kenntniss  der  Lage,  die  ihm  das  Gesetz  bereitet,  seinerseits 
Assekuranz  nehmen  wird.  Ob  die  Erwartung  sich  erfüllen  mag, 
ob  auch  auf  diesem  Wege  das  Heilmittel  für  die  berührten  Ge- 
fahren zu  finden  ist,  wird  erst  die  Zukunft  lehren.  Allerdings 
hat  sich,  seit  das  Gesetz  verkündigt  worden,  eine  Mehrzahl 
von  Assekuranzanstalten  behufs  der  Deckung  vor  den  Folgen 
der  Haftpflicht  gebildet.  Aber  die  Schwiarigkeiten  einer  soliden 
Assekuranz  gerade  dieser  Art  sind  handgreiflich.  Zumeist,  wenn 
Versicherung  gegen  feste  Prämie  projektirt  wird.  Aber  auch  die 
Versicherung  auf  Gegenseitigkeit  findet  offenbar  ihre  grossen 
Hindernisse.  Nicht  so  sehr  in  dem  Mangel  an  statistischem 
Material  und  in  der  Unmöglichkeit,  die  Zahl  der  Tödtungan 
und  Verletzungen  festzustellen,  auf  welche  die  Berechnung  sich 
zu  gründen  hat,  als  in  der  ausserordentlichen  Verschiedenartig- 
keit der  Unternehmungen  und  der  dadurch  bedingten  Verschie- 
denheit des  Grades  der  Gefahr.  Es  bleibt  stets  das  schwierige 
Problem  zu  lösen,  wie  hier  mit  der  Elassifizirung  der  Gefähr- 
lichkeit und  folgeweise  der  Prämienhöhe  zu  verfahren  sei.  Um 
eine  derartige  Versicherung  lebensfähig,  zuverlässig  und  die 
Prämie  erträglich  zu  machen,  würde  dabei  immer  eine  ausglei- 
chende Allgemeinbetheiligung  der  verschiedenen  Branchen,  auch 
der  minder  gefahrlichen,  nöthig  sein.  So  wie  die  Dinge  liegen, 
werden  aber  vermuthlich  nur  die  am  meisten  gefährdeten  mit 
Eifer  die  Assekuranz  suchen,  die  minder  gefährdeten  lieber 
eigene  Versicherer  bleiben. 

Das  sind  lauter  Umstände,  welche  den  Erfolg  der  Asseku- 
ranz, von  Seiten  der  Unternehmer  mindestens  fraglich  erscheinen 
lassen.    Soweit  aber  die  Unternehmer  nicht  im  Stande  sind, 
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ihrerseits  genügende  Deckung  durch  eine  Assekuranz  zu  finden, 
so  weit  bleibt  die  Gefahr  bestehen,  durch  einen  einzigen  Unfall 
gestürzt  zu  werden.  Der  Ruin  des  Unternehmens  aber  schliesst 
in  sehr  vielen,  ja  in  den  meisten  Fällen  zugleich  den  Ruin 
oder  doch  die  schwere  Beschädigung  der  ihm  angehörigen  Ar- 
beiter in  sich,  sofern  sie  nicht  sofort  anderswo  gleichartige  und 
gleich  lohnende  Beschäftigung  finden.  Man  gefährdet  also  durch 
das,  was  die  Unternehmer  gefährdet,  nicht  einmal  diese  allein, 
sondern  zugleich  die  Arbeiter,  zu  deren  Schutz  doch  gerade  das 
Gesetz  bestimmt  sein  soll. 

Schon  darum  erscheint  die  Zwangsverpflichtung  der  Unter- 
nehmer, für  die  Arbeiter  als  ein  Danaergeschenk.  Allein  sie 
würde  selbst  dann  bedenklich  erscheinen  wenn  sie  für  die  Ar- 
beiter materiell  nicht  nur  nicht  gefährlich,  sondern  nur  vortheil- 
haft  sich  erwiese. 

Denn  darüber  kann  kein  Zweifel  sein,  die  Selbstständigkeit 
des  Arbeiters  wird  dadurch  herabgedrückt.  Solche  Zwangs- 
massregeln wider  den  einen  Betheiligten  versetzen  allemal  auch 
den  andern  in  eine  schiefe  Lage.  Die  gesetzliche  Haft  des 
Unternehmers  für  Leib  und  Leben  des  Arbeiters  deutet  auf  eine 
Abhängigkeit  des  Arbeiters  von  dem  Arbeitgeber  hin,  die  dem 
freien  Dienstvertrag,  dem  Koalitionsrecht  und  all  den  sonstigen 
Bestrebungen,  die  Arbeiter  auf  eigene  Kraft  zu  stellen,  wider- 
spricht. Man  kann  sieb  des  Gedankens  nicht  entschlagen,  dass 
nach  der  Meinung  dieses  Gesetzes  der  Arbeiter  Leib  und  Leben 
dem  Arbeitgeber  verkauft  hatte.  Und  gewiss  kann  es  zur  sitt- 
lichen und  intellektuellen  Hebung  des  Arbeiterstandes  nicht 
beitragen,  wenn  diese  Idee  auch  nur  unbewusst  sich  ein- 
schleicht. 

Zu  allen  diesen  Bedenken  kommt  aber  noch  eines  hinzu: 
Es  bleibt  zu  betrachten  übrig,  was  es  heissen  will,  wenn 
man,  wie  hier  geschehen,  einen  Rechtssatz  nun  gar  blos  für  einen 
bestimmten  Theil  proklamirt.  Nach  den  Motiven  sollte  es  sich 
zur  Zeit  allein  darum  handeln,  im  Wege  eines  Spezialgesetzes 
Bestimmungen  zu  treffen,  um  denjenigen,  welche  bei  mit  un- 
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gewöhnlicher  Gefahr  verbundenen  Unternehmungen  Leib  oder 
Leben  beschädigt  werden,  beziehungsweise  ihren  Hinterbliebenen 
einen  Ersatz  des  erlittenen  Schadens  zu  sichern.  Der  Reichs- 
tag ging  willig  auf  ein  Spezialgesetz  ein,  ohne  sich  durch  die 
vielfach  hervorgehobenen  Inkonsequenzen,  gegen  die  das  Gesetz 
stichhaltig  zu  vertheidigen  unmöglich  war,  abhalten  zu  lassen. 
Nicht  auf  dem  Fundament  des  Arbeitsverhältnisses  hat  man 
sich  bewegt  und  sich  darnach  klar  gemacht,  ob  aus  der  Natur 
der  Stellung  des  Arbeiters  zu  dem  Unternehmer  das  folgt,  was 
verfügt  wird,  sondern  man  hat  den  eigentlichen  Grund  des  Ge- 
setzes, in  Uebereinstimraung  mit  den  Motiven,  in  der  unge- 
wöhnlichen Gefahr«  mancher  Unternehmungen  gesucht  und  ge- 
runden. Wie  rein  äusserlich  und  unlogisch  das  ist,  liegt  am 
Tage.  Es  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  dass  der  BegrifT  un- 
gewöhnlicher Gefahr,  der  das  Kriterium  des  Umfangs  für  das 
Gesetz  bilden  sollte,  sehr  relativ  und  unsicher,  in  manchen  der 
hier  herausgerissenen  Fälle,  sogar  statistisch  widerlegt  ist. 

Unab weislich  drängte  sich  doch  von  selbst  die  Parallele 
anderer  Arbeitsgebiete,  des  Staatsdienstes,  der  Landwirtschaft, 
des  Handwerks,  der  Schiffiahrt,  deren  Ausschliessung  der  Re- 
gierungskommissar vergebens  als  etwas  ganz  Natürliches  dar- 
zustellen suchte,  ja  sogar  eines  grossen  Theils  der  Industrie 
auf.  Die  freie  Kommission  des  Reichstags  und  einzelne  An- 
tragsteller regten  zwar  manche  Erweiterung  an;  aber  auch  sie 
wählten  nur  einzelne,  ihrer  Meinung  nach  gefährliche  Unter- 
nehmungen aus  und  zogen  schliesslich  immer  nur  eine  höchst 
willkürliche  Grenze. 

So  wie  das  Gesetz  lautet,  drängt  sich  von  allen  Seiten 
die  Frage  auf:  wenn  das  hier  geschieht,  warum  nicht  auch 
dort? 

Leider  sind  die  aus  so  willkührlicher  Abgrenzung  entsprin- 
genden Verlegenheitsfragen  keineswegs  solche,  welche  nur  Dok- 
toren der  Rechtsgelehrsamkeit  oder  dialektisch  gewitzigte  prak- 
tische Juristen  beschäftigen  sollten,  nein  solche,  die  dem  ge- 
sunden Menschenverstand  eines  jeden  Laien  unlösbare  Räthsel 
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zuniuthen.  Es  sei  gestattet  ein  paar  zu  erwähnen.  Wenn  ein 
Eisenbahnbediensteter  durch  das  Platzen  einer  Lokomotive  im 
Betriebe  der  Eisenbahn  beschädigt  wird,  Entschädigung  nach 
§  1.  Wenn  ein  Arbeiter  an  einer  Fabriks-Dampfmaschine  be- 
schäftigt wird,  Entschädigung  vielleicht;  nämlich  unter  den  Be- 
dingungen des  §  2.  Wenn  ein  Arbeiter  an  einer  landwirt- 
schaftlichen Dampfmaschine  beschädigt  wird,  Nichts.  Ebenso- 
wenig weiss  das  Gesetz  davon  etwas,  wenn  in  einer  Färberei, 
die  nicht  den  Titel  einer  >  Fabrik  <  verdient,  ein  Arbeiter  durch 
Zerspringen  eines  Bottichs  verbrüht  wird,  wenn  ein  Ar- 
beiter in  eine  Kalkgrube  fällt  u.  dgl.  Der  Weichensteller 
trägt  die  Assekuranz  nach  dem  Gesetz  in  seiner  Tasche,  um 
den  Dachdecker  oder  Zimmerhandwerker,  dessen  Gefahrdung 
ebenso  gross  ist,  kümmert  man  sich  nicht. 

Sind  das  heilsame  Gesetze,  die  zu  solchen  Zusammenstel- 
lungen nicht  nur  die  Möglichkeit,  sondern  geradezu  zwingende 
Anregung  geben?  Liegt  nicht  in  der  Ungleichen  der  Rechts- 
stellung, die  sie  selbst  für  objektiv  ganz  gleiche  Verhältnisse 
erzeugt,  der  beste  Beweis  der  Unrichtigkeit  einer  gesetzlichen 
Bestimmung? 

Das  Einzige,  womit  das  Herausgreifen  einiger  weniger  Be- 
rufszweige gerechtfertigt  werden  sollte,  war  immer  die  beson- 
dere Gefährlichkeit  Vor  Allem  galt  dies  von  dem  Eisenbahn- 
betriebe. Das  > faktische  Monopole  der  Eisenbahnen,  das  in 
anderer  Beziehung  wieder  herhalten  musste,  konnte  keine  Bolle 
spielen,  wo  es  sich  um  das  Verhältniss  des  Arbeitgebers  zum 
Arbeiter  bandelte. 

Wie  es  aber  um  die  Gefährlichkeit  steht,  darüber  hat  die 
Zusammenstellung  des  statistischen  Bureaus  furPreussen,  eine, 
wenngleich  nicht  erschöpfende',  doch  hinlängliche,  aber  leider 
vergebliche  Aufklärung  ertheilt. 

Wir  ersparen  uns  eine  Wiederholung  der  Ziffern ;  es  genügt 

auf  das  Gesammtresultat  hinzuweisen.  Darnach  aber  stellt  sich 

der  allerdings  nicht  geringen  Zahl  von  Unfällen,  durch  welche 

im  Eisenbahnbetrieb  Bahnbedienstete  betroffen  wurden,  die  Zahl 
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derjenigen,  welche  in  dem  übrigen  Verkehre  zu  Land  und 
Wasser  berufsmässig  thätig  Tödtung  oder  Körperbeschädigung 
erlitten,  vollkommen  ebenbürtig  zur  Seite.  Vollends  aber  zeigt 
sich,  dass  sowohl  in  den  absoluten  Ziffern,  wie  in  dem  nach 
der  Menge  der  Beschädigten  bemessenen  Prozentsatz  die  Ge- 
fährlichkeit der  in  §  3  erwähnten  Berufszweige  von  anderen 
nicht  nur  erreicht,  sondern  theilweise  erheblich  übertroffen 
wird. 

Sehr  richtig  gelangt  die  Zusammenstellung  zu  dem  Schlüsse : 
»Qanz  deutlich  sagen  diese  Zahlen,  dass  die  Landwirtschaft 
hinsichtlich  ihrer  üngefahrlichkeit  nur  wenig  vor  der  Industrie 
voraus  hat,  sobald  aus  letzterer  die  Baugewerbe  ausgeschieden 
werden.  Sollte  man  auch  noch  die  sogenannten  landwirt- 
schaftlichen Gewerbe,  die  Müllerei  und  Brauerei,  Spiritus-  und 
Zuckerfabrikation  aus  der  Industrie  in  die  Landwirtschaft  ver- 
setzen und  letzterer,  wie  recht  und  billig  die  Forstwirtschaft 
und  Fischerei  zurechnen,  so  würde  sie  sogar  absolut  und  re- 
lativ grössere  Verluste  an  Leib  und  Leben  durch  Betriebsun- 
fälle aufweisen,  als  die  Industrie.  Weshalb  also  diese  verschie- 
denen Gewerbe  von  dem  Haftverbindlichkeitsgesetz  nicht  ein- 
heitlich behandelt  werden,  lässt  sich  aus  den  Gefährlichkeits- 
hoefßsienten  nicht  erkennen  <. 

Damit  ist  der  Einschränkung,  die  das  Gesetz  beliebt,  aller 
Grund  entzogen.  Die  > besonderet  Gefährlichkeit  wird  durch 
die  Zahlen  widerlegt.  Selbst,  wenn  man  sich  etwa  darauf  be- 
rufen möchte,  es  seien  ja  auch  die  landwirtschaftlichen  Fabri- 
kationszweige unter  dem  in  §  2  aufgestellten  Begriff  der  Fa- 
brik mit  verstanden,  bleibt  immer  noch  das  Verhältniss  ein 
ganz  anderes,  als  die  Motive  des  Gesetzes  in  ihren  engen  An- 
sichten über  die  Gefährlichkeit  sich  vorstellen.  Auch  schon 
die  Ziffer  der  Resultate  in  der  eigentlichen  Landwirthschaft 
erscheint  so  bedeutend,  dass  diese  gewiss  nicht  für  ungefährlich 
erklärt  werden  kann.  Nicht  einmal  die  nachweisbar  hervor- 
ragende Gefährlichkeit  der  Forstwirtschaft  und  Fischerei,  so- 
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wie  innerhalb  der  Industrie  die  der  Baugewerbe  ist  berück- 
sichtigt worden. 

Noch  ärger  wird  das  Missverhältniss  dadurch,  dass  nun 
nach  den  Paragraphen  1  und  2  selbst  wieder  unter  den  Ar- 
beitern, bei  denen  eine  Haftpflicht  der  Unternehmer  für  nöthig 
erachtet  wurde,  ein  so  bedeutender  Unterschied  bestehen  soll. 
Abgesehen  von  der  Unsicherheit  der  Kriterien  dieses  Unter- 
schiedes, welche  bei  Auslegung  der  Paragraphen  sich  sehr  be- 
merklich machen  werden,  muss  es  doch  überaus  befremden,  dass  die 
Eisenbahnen  und  die  in  §  2  aufgezählten  Unternehmungen  mit 
so  verschiedenem  Maasse  gemessen  werden.  Die  Berufung  auf 
das  Preussische  Gesetz  von  1838,  in  dem  die  Motive  einzig 
ihre  Stütze  suchten,  beweist  auch  hier  wenig.  Statt  dasselbe 
ohne  Weiteres  als  Norm  hinzunehmen,  wäre  wohl  die  Erwägung 
am  Platze  gewesen,  dass  jenes  Gesetz,  zur  Zeit  der  ersten  An- 
fänge des  Eisenbahnwesens  unter  übertriebenen  Anschauungen 
von  der  Gefahr  und  Verantwortlichkeit  des  Unternehmens  ent- 
standen. Und  wenn  diese  Erwägung  nicht  dazu  führte,  von 
dem  bestehenden  Gesetz  abzugehen,  dann  musste  wenigstens  die 
Ueberzeugung  Platz  greifen,  dass  nach  dem  guten  alten  Grund-» 
satz:  >was  dem  Einen  recht,  ist  dem  Andern  billig«,  dieselbe 
Haftbarkeit  auch  andern  Unternehmungen  zuzumuthen  sei;  zu- 
mal wenn  die  vermeintliche  Mehrgefahrlichkeit  bei  schärferer 
Prüfung  in  Nichts  zerfloss. 

Umsonst  wurde  in  dem  Reichstag  die  Unnatürlichkeit  des 
Gegensatzes,  den  das  Gesetz  erzeugt  hervorgehoben.  Man  hat 
sich  vor  den  abstossenden  Folgen  nicht  gescheut.  Man 
hat  Nichts  dabei  gefunden,  dass  die  Haftpflicht  nur  von  Eisen- 
bahnen getragen,  hat  die  Erwartung  gehegt,  dass  unter  Eisen- 
bahn, Mangels  jeder  Unterscheidung  auch  die  sehr  ungefähr- 
liche Pferdeeisenbahn,  aber  doch  wohl  nur  die  auf  eisernen 
Schienen  laufende ,  inbegriffen  werde,  während  man  sich  um  die 
Dampfschifffahrt,  geschweige  denn  um  die  übrige  Schifffahrt, 
nicht  kümmerte.  Man  hat  die  Garantie  auf  das  beschränkt, 
was  >im  Betriebe«  geschieht,  folglich,  und  zwar  mit  vollem 


Digitized  by  Google 


70       Du  Rekhtgeeeti  ober  die  Hattpflieht  der  EisenbeJuien.  Bergwerke  u  w. 

Bewusstsein,  wie  die  Motive  ausweisen,  es  dahin  gebracht,  dass 
auf  einem  und  demselben  Bahnhof  der  Eisenbahnbedienstete,  der 
bei  dem  Rangiren  eines  Zuges  verletzt  wird,  die  unbedingte 
Assekuranz  des  §  1,  derjenige,  der  in  der  Maschinenwerk- 
stätte  verletzt  wird,  vielleicht,  nämlich  unter  den  gehöri- 
gen Voraussetzungen,  die  Assekuranz  des  §  2,  der  Tagelöhner, 
der  bei  dem  Schwellen-  oder  Schienenlegen,  oder  der  Arbeiter 
der  mit  Bauten  auf  dem  Bahnhof  beschäftigt  ist,  sofern  seine 
Verletzung  nicht  als  »im  Betriebe <  entstanden  bezeichnet  wer- 
den kann,  gar  Nichts  empfängt. 

Was  namentlich  den  §  2  anlangt,  so  sah  sich  derselbe 
besonders  vielen  Verbesserungs versuchen  ausgesetzt.  Der  Fa- 
brik sollte  noch  > andere  gewerbliche  Anlage<  —  gewiss  ein 
überaus  glücklicher  gesetzlicher  Ausdruckt  —  beigefügt  werden. 
Andere  wünschten,  die  Unialle  bei  > Anwendung  eines  Dampf- 
kessels oder  Triebwerks«  mit  hineinzuziehen.  Allein  wer  konnte 
sich  dafür  erwärmen,  den  einmal  von  dem  Entwurf  herausge- 
griffenen Unternehmungen  noch  diese  oder  jene  Spezialitat 
hinzuzufügen.  Fing  man  einmal  an,  zu  ergänzen,  wo  war  dann 
die  Grenze?  Wer  konnte  Lust  fühlen,  gerade  die  Dampfkessel 
und  Triebwerke  zum  offenbaren  Schaden  ihrer  immer  mehr 
begehrten  Anwendung,  unter  das  Gesetz  zu  ziehen?  So 
kam  es,  dass  man  den  §  2  in  aller  seiner  Unbestimmtheit, 
welche  der  Auslegung  harte  Aufgaben  stellt,  laufen  Hess. 
Ungeachtet  der  von  Seiten  des  Abgeordneten  Dr.  TeUkmnpf 
erhobenen  Bemängelung  schreckte  man  selbst  von  der  unglück- 
lichen Abtrennung  der  >  Fabrik  <,  auf  die  sich  die  Haft  des  §  2 
erstreckt,  von  dem  anderen  Gewerbsbetrieb,  die  davon  ausge- 
schlossen ist,  nicht  zurück.  Ob  das  Etablissement,  in  dem  sich 
ein  Unfall  ereignet,  ein  Bergwerk,  ein  Steinbruch,  eine  Gräberei 
(Grube)  ist,  zu  bestimmen,  wird  immerhin  möglich,  meist  sogar  nicht 
schwierig  sein.  Allein  angesichts  der  heutigen  Zustände  den  Unter- 
schied von  Fabrik  und  sonstigem  Gewerksbetrieb,  von  dem  hier 
Alles  rechtlich  abhängig  gemacht  wird,  durchzuführen  was  das 
heissen  will,  lehrt  die  handelsrechtliche  Praxis  zur  Genüge. 
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Unausbleiblich  giebt  es,  wo  die  Gesetzgebung  solche  in  den 
realen  Verhaltnissen  unerfindliche  Begriffe  zu  Grunde  legt,  Ent- 
scheidungen, welche  der  Wirklichkeit  und  dem  materiellen  Recht 
in's  Gesicht  schlagen.  Auch  die  Motive  beklagten  die  Unsicher- 
heit; jedoch  nur,  um  sich  ebenso  bequem,  als  schwächlich  da- 
bei zu  beruhigen,  dass  auch  schon  andere  Gesetze  sich  der 
näheren  Feststellung  des  Begriffs  oder  der  Aufzählung  einzelner 
Unternehmungen,  welche  als  Fabriksbetrieb  anzusehen,  ent- 
halten haben. 

Im  Eisenbahnbetrieb  muss  für  Tödtung  oder  Verletzung 
eines  Arbeiters  Schadenersatz  gewährt  werden,  es  sei  denn, 
dass  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Verschulden  die  Ursache  ist. 
Glücklicherweise  wurde  sowohl  die  vermeintliche  Verbesserung 
der  »höheren  Gewalt«  in  >  unabwendbaren  Zufall  <,  um  nicht  die 
Uebereinstimmung  mit  dem  Handelsgesetzbuch  zu  stören,  als 
auch  der  dem  Preussischen  Gesetz  entnommene,  klassische  Satz: 
>die  gefährliche  Natur  des  Unternehmens  ist  als  ein  vom 
Schadenersatz  befreiender  Zufall  nicht  zu  betrachten«  abgelehnt. 
In  dem  Betrieb  des  §  2  dagegen  haftet  der  Unternehmer  nur 
für  die  Tödtung  oder  Verletzung,  wenn  solche  von  einem  Bevoll- 
mächtigten, Repräsentanten  oder  einen  zur  Leitung  oder  Beauf- 
sichtigung des  Betriebes  oder  der  Arbeiten  angenommene  Person 
durch  ein  Verschulden  in  Ausführung  der  Dienstverrichtungen 
herbeigeführt  worden  ist.  Die  Beschädigung  durch  aus- 
führende Personen  oder  Mitarbeiter  ist  danach  ganz  im  Stiche 
gelassen  worden;  es  handelt  sich  nur  um  Beschädigung  durch 
Verschulden  des  Aufsichtspersonals.  Wie  ist  nicht  auch  in 
dieser  Beziehung  an  dem  Entwürfe  gestreckt  und  gereckt  worden! 
Die  freie  Kommission  wollte  hinzufügen:  >der  Betriebsunter- 
nehmer haftet  ferner,  wenn  er  nicht  beweist,  dass  diejenige  Vor- 
kehrungen getroffen  waren,  welche  bei  der  Einrichtung  und 
dem  Betriebe  zur  Abwendung  eines  solchen  Unfalls  erforderlich 
sind«;  ein  Vorschlag,  der  schon  aus  Rücksicht  auf  den  Aus- 
druck Unteramendements  hervorrufen  musste.   Indessen,  wir 
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brauchen  uns,  nachdem  alle  diese  Anträge,  auch  jener  einzig  rich- 
tige, der  den  §  1  und  §  2  zu  einem  einzigen  Satze  zusammenziehen 
und  alle  gewerblichen  Anlagen  demgemäss  gleich  bebandeln 
wollte,  gefallen,  damit  nicht  weiter  zu  befassen. 

Warum  aber  der  auffällige  Gegensatz  zwischen  §  1  und  2? 
Wir  können  uns,  nachdem  die  Regierungsvorlage  durchge- 
drungen, nur  an  die  Motive  halten.  Diesen  zufolge  sollen  an- 
geblich sehr  wesentliche  faktische  Verschiedenheiten  bestehen. 
Nach  dem  Stande  der  Technik  und  bei  der  grossen  Menge  von 
Hülfsmitteln  und  Erfahrungen  seien  ernste  Unfälle  im  Eisen- 
bahnverkehr durch  Sorgfalt  ( —  vielleicht  durch  die  nach  der 
Vorstellung  Mancher  eigentlich  erforderlichen  permanenten  Be- 
wachungspatrouillen? — )  im  Betriebe  zu  vermeiden. 

Das  klingt  einigermaassen  befremdlich.  Man  muss  sich  das 
erst  zurechtrücken,  wenn  auf  der  andern  Seite  der  Eisenbahn- 
betrieb als  der  allergefährlkhste  hingestellt  wird.  >Die  Unfälle 
im  Bergbau  seien  oft  Folge  unkontrolirbarer  Elemente  und 
Naturkräfte.  Ferner  habe  im  Bergbau  die  selbstständige  Thä- 
tigkeit  des  Arbeiters  einen  viel  grösseren  Antheil  am  Betriebe. 
Die  Verantwortlichkeit  des  Mitbesitzers  könne  füglich  nur  so- 
weit ausgedehnt  werden,  als  die  Möglichkeit  seiner  Kontrole 
bei  der  Auswahl  des  zu  verwendenden  Personals  reicht <. 

Wie  geschraubt  diese  Wendungen  erscheinen,  bedarf  kaum  einer 
Bemerkung.  Was  soll  man  aber  dazu  sagen,  wenn  nun  als  Haupt- 
grund gar  einer  in  das  Treffen  geführt  wird,  der  allerdings  fiberall 
durchschlägt,  auch  bei  dem  Eisenbahnbetrieb,  den  man  aber 
nach  anderer  Seite  völlig  verleugnet  hat;  der  Grund  nämlich, 
dass  jeder  Arbeiter  im  Bergbau  »in  die  Arbeit  mit  dem  vollen 
Bewusstsein  der  Gefahren  eintritt,  welche  aus  der  Mitarbeit 
zahlreicher  Genossen  ihm  erwachsene 

Gegen  die  Anwendbarkeit  derselben  Bestimmung  auf  Fa- 
briken aber  wird  so  gefolgert :  Der  Arbeiter  in  Fabriken  muss  be- 
züglich der  Sicherheit  seiner  Person  den  Einrichtungen  des 
Unternehmers  vertrauen.  Mithin  muss  Haftpflicht  des  Fabri- 
kanten bestehen,  > jedenfalls  dann,  wenn  die  für  den  Fabrikbe- 
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trieb  erlasseneu  polizeilichen  Vorschriften  nicht  eingehalten 
wnrden  und  die  Körperverletzung  damit  in  kausalem  Zusammen- 
hang stehen  konnte«  (sie!).  > Dagegen  —  fahren  die  Mo- 
tive fort  —  wird  die  Haftbarkeit  nur  so  weit  reichen 
dürfen,  dass  er  die  Verschuldung  seiner  Angestellten  zu 
vertreten  hat,  nicht  aber  die  widerrechtlichen  (?)  Handlungen 
seiner  Lohnarbeiter.  Die  Grunde,  welche  diese  Beschränkung 
bei  dem  Bergbau  rechtfertigen,  treffen  mehrentheils  (!)  bei  dem 
Fabrikbetriebe  zu.< 

Wenn  eine  Gesetzesvorlage  nach  solcher  Begründung  greift, 
muss  sie  sich  sehr  unsicher  fühlen.  Hätte  man  nur  den  Grund- 
gedanken dessen,  was  man  einmal  in  Angriff  zu  nehmen  ge- 
dachte, klar  vor  Augen  gestellt,  so  hätte  man  das  Ziel  leichter 
gehabt.  Was  das  Gesetz  bezweckt,  ist  doch  nur  eine  Assekuranz 
des  Arbeiters  bei  dem  Unternehmen  gegen  Leibes-  und  Lebens- 
gefahr. Ist  das  der  Zweck,  so  muss  überlegt  werden,  bis  wohin 
diese  Assekuranz,  die  an  sich  eines  weiteren  oder  eines  engeren 
Urafange8  föhig  ist.  ausgedehnt  werden  soll. 

Mithin  war  zu  erwägen,  ob  man  Assekuranz  gegen  Alles, 
was  »in  dem  Betriebe<  geschieht,  wie  in  §  1,  oder  nur  gegen 
das,  was  von  dem  Aufsichtspersonal  des  Betriebs  schuldvoller 
Weise  verursacht  wird,  wie  in  §  2,  oder  Assekuranz  in  dieser 
oder  jener  Modifikation  dekretiren  wollte.  Vielleicht  wäre  man 
sobald  die  Sache  in  solchem  Lichte  aufgefasst  wurde,  eher  auf 
den  Zweifel  gerathen,  ob  es  gerecht  sei,  der  Assekuranz  so  ver- 
schiedenen Zuschnitt  zu  geben.  War  die  Zwangsassekuranz  des 
Leibes  und  des  Lebens  der  Arbeiter  bei  dem  Unternehmer  prin- 
zipiell für  gerecht  zu  halten,  so  konnte  man  sich  unmöglich  an 
dem  Satze  des  §  2  genügen  lassen,  der  überdies  auf  solchen 
Stelzen  einhermarschirt,  dass  dem  Arbeiter  in  der  Praxis  durch- 
aus nicht  die  Unterstützung  daraus  erwachsen  wird,  welche  man 
sich  davon  versprochen  hat. 

Und  wäre  das  Alles  Nichts,  so  spricht  immer  ein  Be- 
denken der  schwersten  Art  gegen  das  Gesetz. 
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Das  Gesetz  schafft»  sofern  es  das  Verbältniss  des  Arbeit- 
gebers zu  dem  Arbeitnehmer  regelt,  ein  besonderes  Recht  der 
Arbeiter;  ja,  was  noch  peinlicher,  nicht  aller  Arbeiter,  sondern 
der  Eisenbahnarbeiter,  der  Berg-  und  Gnibenbauarbeiter  und 
der  Fabrikarbeiter.  Es  schafft  mit  einem  Wort  ein  Klassen- 
oder Standesrecht.  Das  zu  bestreiten  ist  unmöglich.  Es  hilft 
Nichts,  dass  man  darüber  hinwegzuschlüpfen  oder  diesen  miss- 
lichsten Punkt  verschämt  verhüllen  zu  können  meint. 

Freilich  ist  das  vorliegende  Gesetz  nicht  das  erste,  das 
solchen  Karakter  zeigt,  und  dadurch  in  Widerspruch  tritt  mit 
d'  m  Fundamen talprinzip  gleichen  Rechtes  für  Alle.  Schon  das 
Recht  des  Handelsgesetzbuchs  ist,  mag  man  sich  drehen  und 
wenden,  wie  man  will,  mag  man  noch  so  fein  darlegen,  dass 
es  ein  Recht  des  Handels  sei,  doch  zugleich  ein  Spezialrecht 
der  Handels-  oder  der  Kaufleute.  Da  es  leider  nicht  allge- 
meines Verkebrsrecht  werden  sollte,  blieb  Nichts  übrig,  als  die 
Abgrenzung  theilweise  auch  nach  dem  subjektiven  Begriff  des 
Kaufmanns  zu  treffen,  mithin,  sei  dieser  Begriff  weit  oder  eng, 
sicher  oder  unsicher,  ein  Klassenrecht  zu  schaffen. 

Allein  wir  können  uns  auf  noch  näher  liegende  Präzedenz- 
falle beziehen,  vor  Allem  auf  das  Gesetz,  betreffend  die  Be- 
schlagnahme der  Dienstlöhne.  Das  ist  seine  gefährliche  Seite, 
dass  es  ein  besonderes  Recht  einer  einzelnen  Klasse  von  Ar* 
heitern  gründete,  an  dem  viele  andere,  die  in  Wahrheit 
auch  nur  Arbeiter  sind,  keinen  Antheil  haben.  Damals  ist  alle 
mögliche  Kunst  aufgeboten  worden,  um  dem  Gesetzentwurf  die 
Folie  prinzipieller  Wahrheit,  wenigstens  vom  Standpunkte  der 
juristischen  Theorie  aus,  zn  verleihen.  Aber  vergebens.  Wo 
bleibt  die  prinzipielle  Wahrheit  des  Gesetzes,  wo  bleibt  das 
Prinzip  der  Rechtsgleichheit,  wenn  leicht  zu  ersehen  ist,  dass 
man  einen  grossen  Theil  ganz  gleichgearteter  Verhältnisse,  in 
denen  um  Lohn  gearbeitet  wird,  ganz  bei  Seite  gelassen  hat? 
Namensverschiedenheiten,  wie  äusserliche  Gründe  können  doch 
nicht  maassgebend  sein.  Keine  juristische,  logische  und  poli- 
tische Kunst  kann  jenes  Gesetz  von  dem  Vorwurf  rein  waschen, 
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dass  es  Spezialrecht  eines  einzelnen  Standes,  der  in  dem  Gesetz 
herausgegriffenen  Arbeiter,  macht. 

Dasselbe  thut  das  vorliegende  Gesetz;  jetzt  nachdem  der 
Versnch,  den  §  2  zu  verallgemeinen  und  zu  objektiviren,  gänz- 
lich scheiterte,  in  der  augenfälligsten  Weise.  Bei  aller  Vor- 
sicht, nur  von  den  Eisenbahnen,  Bergwerken  u.  s.  w.  und  deren 
Betrieb  zu  reden  und  auf  das  Aeusserste  zu  vermeiden,  irgend- 
wo auch  nur  das  Wort  >  Arbeiter  oder  Arbeiterstand  <  auszu- 
sprechen, erklärt  das  Gesetz  gleichwohl  nichts  Anderes,  als:  künftig 
sollen  die  Eisenbahn-,  Bergwerks-,  Fabrikarbeiter  das  hier  be- 
schriebene Assekuranzrecht  besitzen. 

Was  sollen  wir  aber  zu  der  Ertheilung  solcher  Rechts- 
privilegien —  denn  darum  handelt  es  sich  —  an  einzelne 
Klassen  sagen?  Erwäge  man  doch  ernstlich,  welch  abschüssige 
Wege  man  hier  zu  wandeln  beginnt.  Die  ganze  moderne 
Rechtsentwickelung  drängt  nach  Rechtsgleichheit.  Gleiches 
Recht  unter  denselben  Verhältnissen  für  Alle.  Die  mittelalter- 
lichen Standesunterschiede  und  die  damals  naturgemässen  Stan- 
desrechte sind  gefallen.  Und  jetzt,  scheint  es,  sind  wir  dabei, 
neue  Standesrechte  zu  schaffen;  und  merkwürdigerweise  gerade 
durch  ein  eigenes  Standesrecht  Arbeiterklassen  eine  exzeptio- 
nelle Stellung  zu  verleihen,  die  sie  von  andern  Klassen  trennt: 
jetzt  wo  Alles  darauf  hinweisen  sollte,  in  den  arbeitenden  Klassen 
das  Bewusstsein  der  Rechtsgleichheit  und  solidarischen  Verbin- 
dung mit  allen  übrigen  zu  stärken. 

Dass  es  unberechtigt  ist,  sich  den  Vorwand  vorzuschieben, 
als  ob  durch  das  Gesetz  nur  eigengeartete  objektive  Verhält- 
nisse getroffen  würden,  die  sich  eben  nur  bei  den  hier  aufgeführten 
Kategorien  von  Arbeitern  fanden,  ist  bereits  dargelegt  worden. 

Was  das  Gesetz  schafft,  ist  und  bleibt  ein  rechtes  Spezial- 
oder  Privilegienrecht  der  Arbeiter.  Und  das  ist  nicht  wohl- 
gethan.    Wo  will  das  hinaus? 

Lässt  sich  die  Gesetzgebung  einmal  herbei  an  dieser  Stelle 
und  in  diesem  Umfang  eigene  Klassenrechte  zu  schaffen,  so  lässt 
sich  unmöglich  den  Anmuthungen  anderer  Klassen  und  an 
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anderen  Stellen  widerstehen.  Mit  demselben  Fuge  verlangen 
andere  Zweige  der  Arbeiter  besondere  Rechte.  Mit  demselben 
Fuge  verlangt  die  Industrie,  die  Fabrikation,  die  Landwirt- 
schaft, kurz  jeder  wirtschaftlich  unterscheidbare  Stand, -und 
schliesslich  selbst  jede  Gesammtheit,  die  sich  sozial  oder  politisch 
als  eigene  Klasse  fühlt,  ihr  Sonderrecht.  Immer  gestützt  auf 
die  eigentümlichen  Verhältnisse  innerhalb  ihres  Kreises.  Ja 
zuletzt  kommen  wir  dahin,  soll  anders  nicht  auch  noch  der 
Grundsatz:  was  dem  Einen  recht,  ist  dem  Andern  billig,  ver- 
leugnet werden,  das  einheitliche  Recht  in  eine  Masse  von  lauter 
Sonderrechten  zu  zersetzen.  Wo  solche  Konsequenzen  drohen,  ist 
es  hochnöthig,  auch  schon  vor  den  Anfangen  zu  warnen. 

Es  bleibt  uns  noch  übrig,  kurz  der  andern  Seiten  des  Ge- 
setzes zu  gedenken,  die  wir  oben  bezeichneten. 

Entschädigt  werden  sollen  im  Falle  einer  Verletzung  der 
Person  auch  diejenigen,  welche  eine  der  darin  genannten  Unter- 
nehmungen benutzen.  Da  nur  von  körperlicher  Beschädigung 
die  Rede  ist,  bietet  sich  für  die  Anwendung  desselben  allein  in 
dem  Falle  Gelegenheit,  wo  die  Unternehmung  der  Person 
Dienste  zu  leisten  verspricht.  Im  Umfange  des  §  2,  bei  Berg- 
werken, Steinbrüchen,  Fabriken,  ist  es  kaum  denkbar,  dass  eine 
Leistung  verlangt  wird,  zu  deren  Ausführung  der  Besteller 
seine  Person  anzuvertrauen  hätte.  Desto  wichtiger  erweist  sich 
in  dieser  Beziehung  §  1.  Die  Eisenbahnen  beschäftigen  sich 
in  ausgedehntestem  Maasse  mit  dem  Personentransport,  inner- 
halb dessen  für  das  fahrende  Publikum  nach  dem  unterschei- 
dungslosen Satz  des  §  1  dasselbe  Entschädigungsrecht  besteht, 
wie  für  die  in  dem  Betriebe  thätigen  Arbeiter. 

Der  Sinn  der  Bestimmung  ist  auch  hier  der:  die  Eisen- 
bahnunternehmung —  was  unter  Eisenbahn  zu  verstehen,  wurde 
oben  berührt  —  trägt  kraft  gesetzlicher  Verpflichtung  bis  aul 
force  majeure  und  eigene  Verschuldung,  die  Assekuranz  des 
Lebens  und  der  körperlichen  Unversehrtheit  allen  Passagiere. 
Dadurch  wird  die  Lücke  des  Handelsgesetzbuchs,  welches  nur 
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von  der  Haftbarkeit  bezüglich  der  den  Eisenbahnen  zur  Beför- 
derung übergebenen  Güter  spricht,  nicht  nur  überhaupt  aus- 
gefüllt, sondern  in  einer  Weise  ausgefüllt,  welche  die  Haftbar- 
keit der  Eisenbahnen  innerhalb  des  Transportes  der  Personen 
noch  strenger  macht,  als  dies  in  dem  Güterverkehr  nach  Art.  395 
der  Fall  ist. 

Zugegeben  aber,  dass  es  gerecht  und  zweckmässig  sei, 
während  bisher  dem  Publikum  überlassen  war,  durch  freiwillige 
Versicherung  sich  gegen  die  Gefahren  der  Eisenbahnreise  zu 
decken,  die  zwangsweise  Uebernahme  der  Versicherung  den 
Eisenbahnen  die  sich  durch  Rückversicherung,  vielleicht  auch 
durch  Erhöhung  der  Fahrpreise  schadlos  halten*)  mögen, 
aufzuerlegen;  wiederum  steht  es  im  grellsten  Misston  zu  den 
Forderungen  des  Rechts,  wenn  das  speziell  nur  für  eine  einzige 
Art  von  Unternehmung  verfügt  wird. 

Von  einer  Haftbarkeit  der  Post  besagt  das  bestehende 
Postgesetz  nur,  dass  sie  bei  körperlicher  Beschädigung  eines  die 
ordinäre  Post,  nicht  Extrapost,  benutzenden  Passagiers  die  Kur- 
und  Verpflegungskosten  zu  vergüten  hat,  —  sofern  nicht  Zufall 
oder  eigene  Schuld  desselben  die  Ursache  der  Beschädigung  ist. 

In  dem  Schiffstransport  zur  See  gilt  nach  dem  Art.  479 
des  Handelsgesetzbuchs  nur  Haftbarkeit  für  Verschulden.  Für  den 
Schilfstransport  auf  Binnenseeen  und  Flüssen,  auch  wenn  dazu 
Dampfschiffe  dienen,  ist  bis  jetzt  noch  gar  Nichts  bestimmt 
worden.  Ebensowenig  für  die  Beförderung  von  Personen  durch 
Omnibus,  Droschken  und  andere  Fuhrwerke.  Alle  diese  Trans- 
portanstalten haben  an  der  strengen  Haftpflicht  keinen  Theil. 
Die  Pferdeeisenbahnen  dagegen  sollen  ihr  unterliegen,  weil  sie 
nach  den  Motiven,  >obwohl  in  Rücksicht  auf  die  angewendete 
Triebkraft  minder  gefährlich,  doch,  wie  die  Erfahrung  vielfach 
gelehrt  hat,  in  dem  Betracht  mit  grösseren  Gefahren  verbunden, 
dass  sie  die  öffentlichen  Strassen  zu  ihren  Transporten  benutzen.« 
Gewiss  der  wunderlichste  aller  Gründe ;  bei  einer  Masse  anderer 


*)  Vergleiche  die  Anroerknnfi  Seite  62.  Die  Red. 
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Unternehmungen  gerade  so  zutreffend.  Und  kaum  minder 
wunderlich,  wenn  es  weiter  heisst:  >dass  die  Pferdeeisenbahnen 
in  der  Regel  von  Aktiengesellschaften  erbaut  und  betrieben 
werden,  dürfte  ein  Grund  mehr  sein,  sie  den  Lokomotivbahnen 
gleich  zu  behandeln.  <  Ist  es  also  auf  die  Aktiengesellschafts- 
unternehmer abgesehen?  Dann  sage  man  doch  offen  und  ehr- 
lich, was  sonst  sorgsam  unter  ganz  anderen  Gründen  versteckt 
bleibt.  Und  wenn  das,  als  ob  dann  nicht  auch  Droschken-,  Omni- 
bus-, Dampfechifffahrtsunternebmungen  auf  Aktien  beständen,  die 
mit  eben  so  viel  Recht  verdienten,  schärferer  Haftbarkeit  unter- 
worfen zu  werden! 

Uebrigens  wäre  es  zu  eng,  allein  an  Unternehmungen 
zu  denken,  welche  durch  Bewegung  von  Ort  zu  Ort  die  Person 
der  ihre  Anstalten  Benutzenden  in  Gefahr  setzen.  Ist  das 
Prinzip  hier  richtig,  so  muss  es  auch  richtig  sein  bei  Unter- 
nehmungen, die,  wie  Schauspielhäuser ,  Zirkus ,  Tribünen ,  kurz 
irgend  welche  Anstalten  zum  Aufenthalt  von  Personen  dar- 
bieten. Wir  gerathon  dann  auch  auf  die  Haft  der  Bauunter- 
nehmer in  dieser  Besiehung,  von  der  man  schwerlich  wird 
sagen  können,  dass  sie  der  praktischen  Anwendbarkeit  ent- 
behrte. 

Die  Rechtfertigung  einer  Spezialbestimmung  für  Eisen- 
bahnen soll  abermals,  auch  von  dieser  Seite  her  die  besondere 
Gefährlichkeit  bilden.  Wie  es  damit  bestellt  ist,  hat  uns  die 
statistische  Zusammenstellung  bereits  gelehrt.  Auf  den  Preus- 
sischen  Eisenbahnen  fuhren  1869  nicht  weniger  als  fast  62  Mil- 
lionen Passagiere  und  legten  über  30 1  Millionen  Personenmeilen 
zurück.  Davon  verunglückten  4  tödtlich  und  17  nicht  tödtlich. 
In  einer  einzigen  mittelgrosseu  Stadt  werden  leicht  mehr  Per- 
sonen durch  das  gewöhnliche  Strassenfubrwerk  getödtet  und 
verletzt.  Und  dennoch  redet  man  gelassen  von  besonderer  Ge- 
fahr! Fast  drängt  sich  der  Gedanke  auf,  dass  man  die  Ver- 
sicherung der  Eisenbahnreisenden  nur  um  deswillen  in  solchem 
Lichte  darstellt,  damit  durch  das  Zusammenwerfen  aller  mög- 
lichen Verunglückungen  wenigstens  die  ausdrückliche  Erklärung 
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oder  der  sichtliche  Anschein  gemindert  werde,  dass  da9  Gesetz 
eigentlich  für  den  Arbeiterstand  bestimmt  sei. 

Endlich  bezieht  sich  die  von  dem  Gesetze  ausgesprochene 
Haftpflicht  wieder  nicht  auf  alle  Beschädigungen,  welche 
Dritten  bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn,  eines  Bergwerks 
u.  8.  w.  erwachsen.  Ueber  die  Bedeutung  dieses  Punktes  ist 
oben  das  Nöthige  bemerkt  worden.  Zu  dem  dort  angeführten 
Votum  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses,  dem  vollständig 
beizustimmen  ist,  sei  nur  noch  auf  die  Verhandlungen  des 
sechsten  deutschen  Juristentags  hingewiesen.  Auf  Grund 
derselben  erklärte  auch  die  Kommission  des  Reichstags  von 
1868  bei  Vorberathung  der  Leipziger  Petition,  wenngleich 
nicht  so  unklausulirt,  wie  der  Mainzer  Kongress,  doch  im  We- 
sentlichen nicht  minder,  dass  es  notbwendig  sei,  allgemeinen 
den  Prinzipal  für  das  Thun  und  Lassen  seiner  Leute  haftbar 
zu  machen. 

Wo  immer  die  Frage  in  Angriff  genommen  wurde,  ist  sie 
als  eine  nur  mit  einem  durchschlagenden  Satz  zu  entscheidende 
angesehen  worden.  Im  Grunde  fassen  sie  so  auch  die  Motive 
auf.  Gleichwohl  sanktionirt  das  Gesetz  die  Haftbarkeit  nur  für 
Beschädigungen  der  Person  und  nur  bei  einzelnen  Arten  von 
Unternehmungen.  Und  zwar  wieder  dergestalt,  dass  die  Eisen- 
bahn anders,  als  Bergwerk  und  Fabrik  haftet.  Und  wieder  fragt 
man  vergeblich  nach  der  Ursache,  weshalb  für  den  Dritten,  der 
durch  ein  im  Betrieb  befindliches  Unternehmen  beschuldigt 
wird,  ein  Unterschied  sein  soll,  je  nachdem  das  Unternehmen 
eine  Eisenbahn,  oder  eine  Fabrik,  oder  was  sonst  war. 

Man  vergegenwärtige  sich  wieder  die  Folgen  des  Gesetzes  an 
einem  Beispiel.  Wird  ein  Spaziergänger  neben  der  Bahn  durch 
das  Entgleisen  eines  Zugs,  oder  etwa  bei  dem  Ueberschreiten 
des  Bahnkörpers  überfahren:  Entschädigung  nach  §  1,  es 
sei  denn,  dass  die  Eisenbahn  höhere  Gewalt  oder  eigenes  Ver- 
schulden des  Verletzten  nachweist.  Wenn  ein  Spaziergänger 
durch  herabstürzende  Steinmassen  eines  Steinbruchs  oder  durch  die 
Explosion  einer  Fabrik  verletzt  wird,  Entschädigung,  sofern  ein 
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Verschulden  des  Aufsichtspersonals  erkennbar  ist.  Wenn  ein 
Spaziergänger  von  einem  Omnibns  überfahren,  durch  ein  zu- 
sammenstürzendes Baugerüst  verletzt  wird,  gar  Nichts. 

Auch  nach  dieser  Seite  hin  treten  in  der  Wirkung  des 
Gesetzes  Erscheinungen  hervor,  die  den  Stempel  des  rein  Will- 
kürlichen an  sich  tragen.  Das  ist  unausbleiblich,  wo  es  so 
sehr,  wie  hier  an  festen  durchgreifenden  Prinzipien  gebricht. 
Möchte  doch  das  vorliegende  Gesetz  denen  zur  Lehre  dienen, 
welchen  in  der  Gesetzgebungskunst  das  Hervorheben  der  allge- 
meinen Gesichtspunkte,  der  leitenden  Ideen  auch  der  inneren 
Nothwendigkeit  nur  für  graue  Theorie  gilt.  Hier  zeigt  sich, 
wohin  die  blosse  Bücksicht  auf  das  sogenannte  praktische  Be- 
dürfniss  führt.  Wird  so  weiter  verfahren,  so  droht  unserem 
Rechtszustand  die  grösste  Verwirrung.  Das  vorliegende  Gesetz 
existirt  einmal;  aber  wir  können  nicht  umhin  den  Wunsch  zu 
wiederholen,  dass  diese  Methode  der  Gesetzgebung  nicht  weiter 
fortgesetzt,  sondern  lieber  recht  ernstlich  erwogen  werden  möge, 
wie  durch  umfassende  Beform  das  Becht  einfach,  einheitlich, 
gleich  für  Alle  herzustellen  sei. 
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Von  A.  Lammen. 


Börger  der  Stadt  Emden  sind  wahrscheinlich  die  ersten 
Deutschen  gewesen,  welche  zuerst  das  Moor  in  planmäßige 
Kultur  genommen  haben.  Es  ist  ja  der  Beruf  dieser  Stadt  vor 
anderen  —  und  in  weiterer  Linie  ganz  Ostfrieslands  — ,  Hollands 
Erfahrungen  für  Deutschland  nutzbar  zu  machen,  wie  sie  in 
diesem  Augenblick  mit  dem  Versuch  der  Einbürgerung  des 
neu  verbesserten  holländischen  Häringsfangs  wiederum  bewährt. 
Ihre  Doppelsprachigkeit  und  Beidlebigkeit,  ihre  Lage  am  Dol- 
lart, dessen  anderes  Ufer  die  holländische  Veste  Delfzyl  besetzt 
hält,  ihre  niederländisch -reformirte  Religion  mit  abwechselnd 
holländisch  gehaltenem  Gottesdienst  und  anderes  machen  sie 
dazu  so  geschickt.  Schon  ihre  äussere  Erscheinung  ist  ganz 
diejenige  einer  holländischen  Stadt.  Von  Holland  aber  mussten 
wir  freilich  auch  erst  lernen,  dass  Morast  —  wie  nach  Lord 
Palmerstoris  Definition  der  Dreck  überhaupt  —  keineswegs  ganz 
nutz-  und  werthlos,  ein  blosser  grosser  Haufen  störenden 
Schlammes  und  Schmutzes  sei,  sondern  ein  kostbarer  Schatz 
von  mannigfaltiger  Verwendbarkeit,  nur  allerdings  in  gebun- 
dener Form.  In  Ostfriesland  heissen  die  Moore  heute  noch 
vielfach  Moräste,  aber  dieses  Wort  hat  dort  den  ihm  sonst  im 
Hochdeutschen  anhaftenden  Beigeschmack  eines  rein  negativen 
Begriffs  verloren,  während  die  übrigen  Deutschen  aus  dem 
> Morast«,  insofern  er  kulti virbar  sein  soll,  lieber  »das  Moor« 
machen. 

Bis  ins  siebzehnte  Jahrhundert  hinein  war  das  ostfrie- 
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sisebe  Hochmoor  unbewohnt  und  unbeachtet  geblieben.  Nur  die 
Dörfer  auf  dem  Saume  zwischen  Marsch  und  Moor,  der  soge- 
nannten Geest,  hatten  ihr  Vieh  zur  kümmerlichen  Weide  hin- 
aufgetrieben, ohne  andere  Abgrenzung  als  dass  sich  da,  wo  die 
verschiedenen  Heerden  gewöhnlich  zusammentrafen,  gewohn- 
heitsrechtliche Scheidepunkte  herausbildeten.  Sonst  war  das 
Moor,  wie  Luft  und  See,  herrenlos.  Zum  Gegenstande  des 
Eigenthums  wurde  es  erst  von  der  Zeit  des  Dreissigj  ährigen 
Krieges  an,  als  die  Emdener  ihre  holländischen  Muster  nach- 
zuahmen begannen.  Die  Stadt  Emden  stellte  1634  bereits 
einen  eigenen  Fehnmeister  für  ihre  Torfgräbereien  bei  Simons- 
wolde (ein  paar  Meilen  westwärts  ins  Moor  hinein)  an,  welche 
nach  dem  holländischen  Worte  für  Moor  >Veenec  oder  in  deut- 
scher Schreibart  >Fehne<  genannt  wurden,  und  auf  denen  der 
Torf  mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  abgegraben  wurde, 
um  theils  auf  natürlichen  Wasserläufen  zu  Schiff,  theils  zu 
Wagen  verfahren  zu  werden,  wo  dann  der  blossgelegte  trockene 
Untergrund  als  Wiese  weiter  kultivirt  ward.  Das  erste  Fehn 
aber  im  heutigen  Sinne,  d.  h.  Moorkolonie  mit  eigenem  Kanal 
war  das  später  Grossefehn  genannte,  und  dieses  legten  noch  ein 
paar  Meilen  weiter  westwärts  von  Emden  nach  dem  Jade-Busen 
zu  im  Jahre  1633  Emdener  Bürger  an,  indem  sie  eine  hin- 
reichende Fläche  Moor  vom  Fürsten  um  eine  geringe  Summe 
in  Erbpacht  nahmen.  Das  Grossefehn  sowohl  wie  die  nach- 
gehends  angelegten  kleineren  Fehne,  welche  ihm  sein  auszeich- 
nendes Beiwort  verschafften,  haben  sich  von  jeher  in  durch- 
schnittlich recht  erfreulichem,  wenn  auch  nicht  ganz  an  hollän- 
dische Vorbilder  hinanreichendem  Gedeihen  befunden.  Es 
könnte  daher  auffallen,  dass  anderthalb  Jahrhunderte  später 
dieser  Weg  verlassen  und  Moorkolonien  ohne  Kanal  auf  den 
nun  durchgehends  zum  Domanium  gezogenen  herrenlosen  Moor- 
flächen angelegt  worden  sind  —  die  bis  jetzt  unheilbar  er- 
scheinende offene  Wunde  an  dem  sonst  so  gesunden  Leibe  der 
Provinz.  Aber  zweierlei  Dinge  erklären  es :  eine  Kulturmethode 
und  eine  ökonomisch-politische  Theorie. 
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Die  Kolturmethode  ist  das  berüchtigte  Moorbrennen.  Be- 
rüchtigt wie  die  Negersklaverei,  die  sich  auch  einmal  —  wie 
die  Sklaverei  in  der  Geschichte  der  Menschheit  überhaupt  —  aus 
einem  Segen,  der  sie  ursprünglich  durch  die  Abstellung  noch 
ärgerer  Uebel  war,  allmählich  in  einen  Fluch  verwandelt  hat. 
Der  Lascasas  des  ostfriesischen  Moorbrennens  war  ebenfalls  ein 
Geistlicher,  Pastor  Bolenius  zu  Hatshausen  zwischen  Leer  und 
Aurich.  Er  hat  das  Moorbrennen  übrigens  nicht  erfunden.  Es 
war  wiederum  eine  Entlehnung  aus  Holland,  von  wo  Pastor 
Bolenius  zwischen  1707  und  1716  den  Fehnbauer  Jan  Kruse 
aus  Wildervank  kommen  Hess,  dass  er  den  ostfriesischen  Moor- 
anwohnern lehre,  Buchwaizen  in  der  abgebrannten  Haidenarbe 
des  Moorbodens  ohne  weiteren  Dünger  zu  ziehen.  Im  Lichte 
heutiger  hundertsechzigjähriger  Erfahrung  und  der  bevor- 
stehenden Erschöpfung  des  brennbaren  Moores  ist  dies  Ver- 
fahren, das  dem  Boden  nichts  gibt,  sondern  immer  nur  nimmt, 
allerdings  ein  abscheulicher  Baubbau.  Man  hat  jetzt  vor 
Augen  nicht  allein  die  Thatsache,  dass  nach  sechs  bis  acht 
Jahren  jedesmal  das  abgebrannte  Moor  zwanzig  bis  dreissig 
Jahre  ruhen  muss,  bevor  es  wieder  einen  nothdürftigen  Haide- 
wuchs zum  Brennen  erzeugt  hat,  sondern  auch  die  Häufigkeit 
der  Missernten  innerhalb  der  Brandjahre,  die  dem  auf  seinen 
Buchwaizen  angewiesenen  Kolonisten  dann  gar  nichts  mehr 
übrig  lassen.  Aber  als  das  Moorbrennen  begann,  nahm  sich 
die  Sache  noch  etwas  anders  aus.  Der  jungfräuliche  Boden 
gab  reichliche  Frucht;  er  war  nach  rechts  und  links,  vorne  und 
hinten  in  scheinbar  unerschöpflicher  Fülle  vorhanden;  eine  je- 
weilige Missernte  galt  für  einen  seltenen  Zufall,  der  sich  durch 
den  Ertrag  der  fetten  Jahre  obendrein  unschwer  ausgleichen 
lasse.  So  stürzte  man  sich  mit  vollem  Vertrauen  in  die  neue 
Methode ,  vor  deren  theoretischer  Substanz  noch  kein  Liebig 
oder  Stöckhardt  die  Landwirthe  zu  warnen  vermochte. 

Die  ökonomisch-politische  Theorie,  welche  auf  der  trügeri- 
schen Basis  des  Moorbrennens  kanallose  Moorkolonien  ins  Le- 
ben rief,  findet  sich  besonders  zuversichtlich  ausgesprochen  in 
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einem  Briefe,  welchen  König  Friedrich  Wilhelm  I.  von  Preussen 
am  17.  August  1723  an  Fürst  I^opold  von  Anhalt  -  Dessau 
schrieb:  >Wenn  ich  in  drei  Jahren  3  °/0  bekomme <  —  von 
neu  angebautem  Land  in  Ostpreussen  — ,  >  halte  miraculeui. 
Aber  das  Land  wird  bebaut  sein  und  ist  dazu  gut,  wenn  meine 
Kinder  erwachsen  und  mein  Sohn  Krieg  bekommt,  dass  ihn  an 
Menschen  nicht  fehlet.  Das  ist  auch  ein  Reich thum.  Men- 
schen halte  für  den  grössten  Reichthum. <  Das  ist  die  blinde 
und  unbedingte  Schwärmerei  für  möglichst  starke  Bevölkerung 
als  einen  Schatz  des  Fürsten  oder  des  Staats,  welche  nach  und 
vor  so  viel  zerstörenden  Kriegen  in  Deutschland  natürlich  war, 
und  welche  Friedrichs  des  Grossen  Feldpropst  Süssmikh  in 
seiner  > Göttlichen  Ordnung«  wissenschaftlich  zu  begründen 
suchte,  —  grade  wie  es  in  dem  von  Kriegen  freien  und  unter 
unerhörter  Armenlast  seufzenden  England  später  natürlich  war, 
dass  Malthus,  ebenfalls  ein  Reverend,  die  entgegengesetzte 
Lehre  predigte,  dass  man  vor  allem  die  üebervölkerung  zu  ver- 
hüten trachten  müsse.  Friedrich  der  Grosse  aber  handelte  im 
Geiste  seines  Vaters  und  nach  der  nationalökonomischen  Pre- 
digt seines  Feldpropstes.  Er  erliess  das  Urbarmachungs- Edikt 
vom  22.  Juli  1765,  wohlgemeint  wie  die  Einfuhrung  des  Moor- 
brennens und  in  seinen  verhängnissvollen  Folgen  damals  so 
wenig  wie  dieses  zu  überblicken,  aber  mit  demselben  Recht 
wie  dieses  heutzutage  in  der  Provinz,  für  welche  es  gilt,  ver- 
rufen. Dieses  Edikt  nahm  den  Gemeinden  das  Gewohnheits- 
recht, welches  sie  auf  das  angrenzende  wüste  Moor  kraft  alter 
ungestörter  Benutzung  besassen,  siedelte  auf  demselben  beliebig 
aufgegriffene  Hungerleider  und  Taugenichtse  als  Kolonisten  an, 
gab  denselben  möglichst  kleine  Kolonate,  um  desto  mehrere 
von  ihnen  unterbringen  zu  können,  und  wies  sie  im  Falle  der 
Verarmung  sowie  mit  ihren  Kirchen-  und  Schul- Bedürfnissen 
den  gleichzeitig  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  so  gröblich  ge- 
schwächten Gemeinden  au.  Was  das  Edikt  selbst  in  dem  Wort- 
laut seiner  Anordnungen  oder  in  der  Absicht  seines  königlichen 
Urhebers  noch  übrig  gelassen  hatte  zur  vollkommenen  Ver- 
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pfuschung  des  Werks,  das  fügte  die  Ausführung  durch  eine 
höchst  kurzsichtige  und  gleichgiltige,  nichts  als  fiskalische  Ten- 
denzen verfolgende  Verwaltung  hinzu.  Die  öffentliche  Kritik 
kann  in  der  Verdammung  dieses  Stückes  Staatsmann ischer  Ar- 
beit nicht  überbieten,  was  amtlich  berufene  Richter  bereits 
nachdrücklich  und  beredt  gesagt  haben.  Ein  Wort  aber  ent- 
hält auch  alles:  es  waren  Ansiedelungen  kapitalloser,  meist 
obendrein  wenig  arbeitsamer  und  tüchtiger  Menschin  ohne 
stets  gangbare  Strasse  in  wüster  Wildniss,  angewiesen  auf  einen 
Raubbau,  dessen  Aussichten  sich  mit  Noth wendigkeit  taglich 
verschlechterten  —  was  konnte  dabei  anders  herauskommen  als 
Massen-Elend  in  seiner  traurigsten  Gestalt? 

Wäre  Ostfriesland  indessen  dauernd  unter  preussischer  Ver- 
waltung und  wäre  der  Weltfrieden  erhalten  geblieben,  so 
möchte  der  begangene  folgenreiche  Fehler  frühzeitig  begriffen 
und  verbessert,  der  Kolonisation  des  Urbarmachungs-Edikts  die 
Fehnkultur  substituirt  worden  sein.  Aber  es  folgte  erst  die 
Fremdherrschaft  und  dann  die  hannoversche  Zeit.  Die  erstere, 
sonst  bekanntlich  nicht  ohne  allen  Segen  für  die  ihr  unter- 
worfenen unglücklichen  Gebiete,  besass  doch  kein  Mittel  in 
ihrer  Staatsweisheit,  um  das  Elend  der  kanallosen  Moorkolonien 
zu  lindern.  Zur  hannoverschen  Zeit  aber  sah  man  die  Noth 
auf  ihren  Gipfel  gelangen,  ohne  etwas  durchgreifendes,  ja  nur 
etwas  wirklich  linderndes  zu  ihrer  Abstellung  zu  thun.  Ost- 
friesland wurde  wohl  einmal  die  >  Perle  der  Weifen-Krone  <  ge- 
nannt, allein  um  von  derselben  den  verunzierenden  Schmutz- 
fleck der  Moorkolonien  abzuwaschen,  geschah  nicht  mehr  als 
für  die  endliche  Wiederherstellung  der  Lage  Emdens  an  hin- 
länglich tiefem  Seefahrwasser,  nachdem  die  dortigen  Patrioten 
unklug  genug  gewesen  waren  sich  dem  Nationalverein  anzu- 
schließen, dessen  deutsches  Verfassucgs-Programm  gegenwärtig 
verwirklicht  ist. 

Die  Kolonisation  der  ostfriesischen  Moräste,  wie  sie  auf 
das  Edikt  FriedricJts  des  Grossen  folgte,  wurde  von  Anfang  an 
nicht  als  eine  grossartige  Maassregel  der  Landeskultur  aufge- 
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fasst  und  geleitet,  sondern  gleich  einer  Finanzquelle  für  den 
Staat  als  Domanialfiskus  ausgebeutet.  Es  waltete  dabei  kein 
bestimmter  Plan  mit  Bezug  auf  Abwässerung  des  überfeuchten 
Moorbodens,  Verkehrsstrassen  durch  den  schwankenden  Grund, 
Gemeindewesen,  Armenpflege,  Unterricht  und  Kirche,  —  son- 
dern durchgehends  Willkür  und  Zufall.  Um  die  Wildniss  mög- 
lichst rasch  zu  bevölkern,  wurde  allerlei  Gesindel  unbesehens 
aufgenommen  und  angesetzt.  Um  aber  auch  reichlichen  Baum 
für  den  Kachwuchs  und  Zuwachs  zu  behalten,  machte  man  die 
einzelnen  Kolonate  recht  klein :  sechs  bis  zehn  Morgen  ursprüng- 
lich. Wurden  sie  dann  spater  auch  nothgedrungen  erweitert, 
so  reichte  es  doch  nicht  hin,  den  Fehler  der  Grundlage  zu 
verbessern.  Die  Erbpacht  wurde  über  die  Sätze  des  Urbar- 
machungs-Edikts hinaus  auf  das  doppelte,  ja  drei-  und  vier- 
fache gesteigert.  Für  Torfstich,  Brandkultur  und  Weide  auf 
benachbartem  herrschaftlichem  Moor  waren  daneben  natürlich 
noch  besondere  Abgaben  zu  zahlen.  Wenn  nun  auch  der  Buch- 
waizenbau  auf  gebranntem  Boden,  so  lange  jungfräuliches  Moor 
genug  vorhanden  war,  reichlich  lohnte,  so  hätte  eine  voraus- 
sichtige Verwaltung  doch  früh  vorhersehen  können,  dass  es 
damit  immer  dürftiger  werden  müsse  und  ein  schlimmes  Ende 
unausbleiblich  sei.  Der  Fiskus  jedoch  in  seiner  abstrakten  Ein- 
wohnervermehrung8wuth  sah  und  wusste  davon  nichts;  er  sie- 
delte immer  neue  Scharen  von  Kolonisten  an,  erhob  immer 
höhere  Erbpachtsabgaben,  legte  den  Ansiedlern  auch  sonst  immer 
härtere  Bedingungen  auf,  vorbehaltlich  der  Niederschlagung  im 
Falle  von  Missernten,  was  sich  durch  Pfändung  nicht  beitrei- 
ben liess,  —  und  stand  zuletzt  dann  plötzlich,  als  das  Urmoor 
verbraucht  war  und  die  bis  auf  den  Grund  der  Haidewurzeln 
ausgebrannten  Flächen  und  Ernten  versagten,  am  Ende  des 
gedankenlos  verfolgten  Weges,  wo  es  schlechterdings  nicht 
weiter  ging.  Das  war  in  den  vierziger  Jahren  dieses  Jahrhun- 
derts. Mit  Schrecken  erkannte  man  da,  wie  furchtbar  gewirth- 
schaftet  worden  war,  und  dass  man  auf  diese  Art  sämmtüche 
Moorkolonien  einfach  dem  Untergang  zuführe.   Während  man 
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bisher  aber  durch  zu  grosse  Nachsicht  gesundigt  hatte,  verfiel 
man  nun  in  das  andere  Extrem  einer  unklugen  Strenge,  und 
beschleunigte  dadurch  den  Eintritt  der  Katastrophe,  welcher 
man  entgehen  wollte.  Eine  besondere  Moorverwaltung  mit  so- 
genannten Moorvögten,  die  man  aus  dem  Försterstande  nahm, 
wurde  eingesetzt.  Diese  adoptirte  im  wesentlichen  folgende 
Politik:  nicht  schriftlich  übertragene  Kolonate  einzuziehen;  die 
früheren  oberflächlichen  Ausweisungen  nachzumessen,  um  das 
Mehr  entweder  einzuziehen  oder  höher  zu  belasten ;  die  Besitz- 
titel gegen  grosse  Kosten  in  einheitliche  Urkunden  zusammen- 
zufassen; endlich  die  Brandkultur  im  herrschaftlichen  Hoch- 
moor einzuschränken  ohne  Ersatz.  Von  allen  Irrthümern  dieser 
Politik  war  der  letzte  nach  dem  Urtheil  der  gemischten  und 
höchst  sachverständigen  Moor -Kommission,  welche  auf  Veran- 
lass«^ des  Oberpräsidenten  Grafen  Otto  Stolberg  im  Januar 
1870  unter  dem  Vorsitz  des  Landdrosten  von  Hagemciskr  in 
Aurich  getagt  hat,  unbedingt  der  grösste.  Hiermit  war  ihrer 
Ansicht  zufolge  der  rapide  Verfall  der  Moorkolonien  notwen- 
dig und  unaufhaltbar  entschieden.  Es  erfolgte  eine  kolossale 
Verschuldung  sämmtlicher  Kolonien ;  ihre  Bevölkerung  ging  aus 
einem  schwankenden  Zwischenzustande  in  den  Zustand  des 
reinen  Hunger  -  Proletariats  über.  Abwechselnd  erscheint  in 
ihren  Hütten  der  Wucherer,  um  das  Geld  zu  bringen,  dessen 
es  zur  Zahlung  der  unerschwinglichen  Staatsabgaben  bedarf, 
und  der  Vogt  oder  der  Exekutor,  um  dasselbe  zu  holen:  der 
Kolonist  wird  dabei  immer  mehr  zum  stumpfsinnig  leidenden 
Theil.  Wer  noch  die  Mittel  hat,  wandert  aus.  Die  Flucht 
der  Heimat  würde  noch  viel  auffälligere  Dimensionen  annehmen, 
wenn  nicht  der  Mangel  an  Liebhabern  für  die  verlassenen  An- 
siedelungen wäre.  Die  Kolonate  sind  sonst  —  sagt  die  Moor- 
Kommission  —  für  ein  Fahrbillet  nach  Newyork  zu  haben. 
Die  grosse  Masse  der  Kolonisten,  die  ihren  Besitz  nicht  einmal 
dafür  loswerden  kann,  muss  ruhig  aushalten  und  warten,  bis 
der  Tod  sie  von  ihrem  Elend  erlöst. 

Der  Jammer  dieser  Zustande  erstreckt  sich  mehr  oder  min* 
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der  ausgeprägt  über  82  Kolonien  mit  4064  einzelnen  Kolonaten 
und  21,771  Einwohnern,  von  denen  1731  oder  8  °/0  Almosen 
empfangen.  Die  Grundfläche  betragt  67,295  Morgen  oder  un- 
gefähr drei  Quadratmeilen,  wovon  ein  Viertel,  genauer  27  •/, 
noch  unkultivirt.  Hier  leben  also  auf  der  Quadratmeile  7200 
Menschen,  ohne  Gewerbe  neben  ihrem  Landbau,  grösstenteils 
ohne  Tagelohn  verdienst  und  selbst  ohne  nennenswerthen  Absatz 
für  den  erzielten  Torf,  von  22,000  Morgen  eines  noch  nicht 
voll  zu  drei  Vierteln  kultivirten  elenden  Moorbodens  und  sollen 
17,000  Thaler  öffentliche  Lasten  aufbringen,  d.  h.  absolut  mehr 
als  der  Morgen  im  Durchschnitt  hdtivirt  abwirft.  Die  mör- 
derische Wirkung  einer  solchen  Situation  zeigt  sich  auf  einer 
Sterblichkeitstafel,  welche  die  amtliche  Moor -Kommission  her- 
gestellt hat.  Innerhalb  der  ersten  vierzehn  Lebensjahre  haben 
die  Moorkolonien  im  Verhaltniss  10  %  mehr  Todte  als  Ost- 
friesland im  allgemeinen,  ferner  24  %  mehr  todtgeborene 
Kinder,  und  9  \  weniger  Leute  welche  das  sechzigste  Le- 
bensjahr erreichen.  Während  der  zehn  Jahre  1860—69  waren 
fast  14  B;0  von  den  Domanialgefallen  nicht  beizutreiben.  In 
den  14  Kolonien  des  Amts  Aurich  ruht  auf  18,647  Morgen 
eine  Schuldenlast  von  251,239  Thalera.  Grund  und  Boden 
haben  sich  im  Laufe  der  sechziger  Jahre  um  mindestens  50  % 
entwerthet,  und  am  Ende  derselben  befanden  sich  die  Kolonisten 
in  so  gut  wie  ganzlicher  Kreditlosigkeit.  Noch  übler  aber,  als 
die  zusammenhängenden  Kolonien,  sind  die  nicht  viel  minder 
zahlreichen  zerstreuten  Einzelansiedelungen  auf  wüstem  Moore 
daran,  weil  ihre  Klagen  und  Beschwerden  so  viel  leichter  ver- 
hallen. 

Aus  der  kurzen  geschichtlichen  Uebersicht  des  Ganges  der 
Entwickelung  in  den  Moorkolonien,  welche  den  vorstehenden 
Zahlen  voraufging,  ergibt  sich  eine  merkwürdige  Thatsache  in 
Betreff  des  Hauptinteresses,  welches  weitere  nationale  Kreise 
an  08tfrie8i8cher  Moorwirthschafk  nehmen,  nämlich  der  Besei- 
tigung des  Moorbrennens,  das  uns  den  sogenannten  Heerraucb, 
Haarrauch  oder  Höhenrauch  an  schönen  heiteren  Tagen  des 
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April,  Mai  und  Juni  über  den  Hals  schickt.  Die  ehemalige  han- 
noversche Regierung  hat  vor  einigen  zwanzig  Jahren  die  falsche 
Bahn  wirklich  betreten,  welche  anzupreisen  gewisse  verkehrt- 
konservative Leute  der  heutigen  Agitation  gegen  das  Moor- 
brennen falschlich  vorwerfen.  Sie  hat  die  Brandkultur  systema- 
tisch eingeschränkt,  ohne  einen  Ersatz  dafür  zu  bieten.  Qraf 
Bonries,  der  als  vieljähriger  hannoverscher  Minister  des  Innern 
trotz  seines  bei  jeder  Gelegenheit  zur  Schau  getragenen  In- 
teresses für  die  Landwirtschaft  die  1850  eingeschlagene  neue 
Behandlung  der  Moorkolonien  ruhig  hat  fortsetzen  lassen,  sollte 
in  Erinnerung  dessen  wohl  etwas  weniger  skeptisch  gegen  alle 
Versuche  mit  besseren  Moorkultur-Methoden  und  etwas  weniger 
feindselig  gegen  die  darauf  gerichtete  Agitation  in  allerhand 
landwirtschaftlichen  Blättern  und  Versammlungen  auftreten. 
Oder  ist  seine  prinzipielle  Skepsis  und  Opposition  ein  Ausfluss 
schlechten  Gewissens,  da  die  heute  eingeleiteten  erfolgver- 
sprechenden Reformen  allerdings  der  Welt  enthüllen  müssen, 
was  unter  seiner  Verwaltung  alles  versäumt  worden  ist? 

Zur  Einleitung  sowohl  wie  zur  tatkräftigen  Förderung 
dieser  Reformen  hat  die  unternommene  öffentliche  Agitation 
ohne  Zweifel  das  ihrige  beigetragen.  Sie  ging  ursprünglich  aus 
dem  Schoosse  der  Wirtschaftlichen  Gesellschaft  für  Nord  West- 
deutschland hervor,  als  diese  im  Herbst  1869  in  Emden  tagte. 
Wenigstens  sicherte  die  dort  angeknüpfte  Verbindung  zu  sol- 
chem Zwecke  den  Verein  gegen  das  Moorbrennen,  als  er  im 
Frühsommer  1870  der  unmutigen  Stimmung  entsprang,  welche 
ein  ungewöhnlich  dicker  und  stinkender  Moorrauch  in  der  raoor- 
nmgebenen  Stadt  Bremen  zurückgelassen  hatte,  von  vornherein 
seinen  umfassenden  und  mehr  positiven  als  negativen  Charakter. 
Die  örtlichen  Urheber  sowohl  wie  ihre  ersten  auswärtigen  Ge- 
nossen freilich  wurden  grösstenteils  nur  von  dem  abolitionisti- 
schen  Drange  bewegt,  den  Moorrauch  so  bald  und  so  vollstän- 
dig wie  möglich  loszuwerden;  ihrer  Disposition  hätte  daher  ein 
sofort  zu  erlassendes  staatliches  Verbot  alles  Moorbrennens  am 
besten  entsprochen.    Aber  es  traten  doch  von  vornherein  auch 
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Männer  genug  bei,  welche  wussten  oder  ahnten,  dass  ganz  so 
einfach  die  Sache  ^tatsächlich  nicht  liege.  Das  Moorbrennen 
kann  nicht,  wie  in  den  vierziger  Jahren  die  englischen  Kora- 
zölle  oder  in  den  sechziger  Jahren  die  amerikanische  Sklaverei, 
kurz  und  gut  aufgehoben  werden,  es  entstehe  daraus  für  ihre 
bisherigen  Nutzniesser  was  da  wolle.  Seine  Abstellung  er- 
heischt allmählich  vorgehendes  Verfahren  wie  diejenige  einzel- 
ner Schutzzölle,  durch  deren  Auferlegung  der  Staat  irgend  einen 
in  sich  haltlosen  industriellen  Betrieb  künstlich  ins  Leben  ge- 
rufen hat;  sie  erheischt  sogar  ein  Ersatz-  und  Entschadigungs- 
Verfahren,  da  hier  nicht  bloss  die  Verzinsung  eines  festgeleg- 
ten Kapitals  von  mehr  oder  minder  reichen  Leuten,  sondern 
gradezu  die  Existenz  von  zwanzigtausend  der  ärmsten,  ver- 
kommensten und  unglücklichsten  Bewohner  Deutschlands  in 
Frage  steht.  Wozu  noch  kommt,  dass  der  Staat  in  Ostfries- 
land an  der  ganzen  Angelegenheit  nicht  allein  als  Staat  im 
engeren  und  eigentlichen  Sinne  des  Worts,  sondern  auch  als 
Grundherr,  in  seiner  nebenhergehenden  zufalligen  Eigenschaft 
als  Domanialfiskus  interessirt  ist.  Die  preussische  Moor-Kom- 
mission von  1870  verurtheilt  nicht  bloss  aufs  entschiedenste 
die  systematische  Einschränkung  der  Brandkultur  durch  die 
hannoversche  Verwaltung  seit  1850;  sie  erachtet  bis  auf  weiteres 
sogar  eine  Erweiterung  und  Erleichterung  der  Anweisungen 
herrschaftlichen  Landes  zum  Zwecke  der  Brandkultur  für  schlecht- 
hin unerlässlich. 

Bis  auf  weiteres:  d.  h.  bis  die  von  ihr  vorgeschlagenen 
durchgreifenden  Reform  -  Maassregeln ,  insbesondere  eine  ange- 
messene Vergrößerung  der  einzelnen  Kolonate  bis  auf  30  oder 
50  Morgen  —  je  nach  der  Brauchbarkeit  des  Moors  —  und 
die  vollständige  Abwässerung  des  Bodens  der  Kolonien,  ferner 
Herabsetzung  der  erdrückenden  öffentlichen  Lasten,  Dotation 
der  Schul-  und  Armen  -  Verbände  mit  Land ,  Errichtung  von 
Krediten  stalten  u.  s.  f.,  vor  allem  aber  der  Bau  zweckmässiger 
Kanäle,  ihre  Wirkung  gethan  haben  werden.  Diese  Vorschläge 
sind  zum  Theil  schon  in  Berlin  erwogen  und  beantwortet  wor- 
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den,  zum  Theil  steht  wegen  des  dazwischengefahrenen  Krieges 
die  Bescheidung  noch  aus.  Es  liegt  aber  auf  der  Hand,  dass 
nichts  widersinnigeres  geschehen  könnte,  als  die  vorübergehend 
nothwendig  erachtete  Ausdehnung  der  an  sich  nicht  entschie- 
den genug  zu  verwerfenden  Brandkultur  zuzugestehen  und  gleich- 
zeitig mit  der  Bewilligung  der  Schritte,  welche  geschehen 
müssen  um  die  Brandkultur  zum  Heil  ihrer  elenden  Träger 
wie  des  ganzen  mitleidenden  Deutschlands  für  immer  über- 
flüssig zu  machen,  zu  zögern  oder  zu  geizen.  Denn  dann  wären 
wir  in  das  vor  1850  geltende  andere  Extrem  zurückgefallen. 
Das  Brennen,  folglich  der  Bauch  würde  von  neuem  zunehmen 
and  ein  Ende  nicht  abzusehen  sein.  Nachdem  die  grosse  Re- 
form einmal  in  der  Richtung  auf  einen  radikalen  Abschluss  an- 
gepackt worden,  ist,  muss  sie  so  rasch  und  kräftig  weiter  ge- 
fördert werden,  wie  sich  nur  irgend  thun  lassen  will,  zumal 
die  mitsprechenden  Naturverhältnisse  ja  doch  schon  aufhaltend 
genug  wirken. 

Die  öffentlichen  Lasten  zehren  in  den  Moorkolonien  im 
Durchschnitt  nicht  allein  den  Bodenertrag  vollständig  auf,  son- 
dern bedürfen  noch  eines  Zuschusses  von  dem  doch  so  spär- 
lichen Arbeitsverdienst.  Eine  Herabsetzung  der  Erbpacht  würde 
sich  daher  um  so  mehr  empfehlen,  als  die  Sätze  durch  die 
einseitig  und  rücksichtslos  fiskalisirende  Tendenz  der  Domanial- 
Verwaltung  von  Alters  her  über  die  Normen  des  Urbarmachungs- 
Edikts  hinaus  in  die  Höhe  geschroben  worden  sind.  Die  über- 
mässige Schul-  und  Armen -Last  wäre  wohl  vor  allem  durch 
Land-Dotation  zu  erleichtern. 

Bis  vor  kurzem  besass  Ostfriesland  weder  ein  Kreditinstitut 
noch  eine  erhebliche  Sparkasse,  dahingegen  das  kostspieligste 
und  schwerfalligste  Hypothekenrecht ,  an  das  seit  1783  keine 
bessernde  Hand  gelegt  worden.  Eine  Kreditanstalt  ist  nun  in 
Aurich  —  durch  Zuthun  der  Landschaft,  wenn  ich  nicht  irre  — 
entstanden  und  wirkt  bereits'  aufs  segenreichste.  Das  Hypo- 
thekenrecht erwartet  seine  Reform  von  den  nun  endlich  durch 
den  Landtag  gelangten  Entwürfen  des  Justizministprs  Xeon- 
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Hardt.  Aber  der  Kredit  der  Moorkolonisten  bedarf,  um  seiner- 
seits aus  dem  Sumpf  emporgehoben  zu  werden,  noch  ein  drittes: 
Beseitigung  aller  dauernden  gesetzlichen  Beschränkungen  des 
Eigenthums.  Es  verstärkt  das  Vertrauen  in  die  Einsicht  der 
amtlichen  Moor-Kommission,  wenn  man  erfahrt,  dass  dieselbe 
diese  Forderung  ihrerseits  aufs  entschiedenste  gestellt  hat.  Nur 
bei  gestundeten  Kaufgeldern  soll  zur  Sicherstellung  des  Fiskus 
als  Verkäufers  die  Parzellirung  verboten,  sonst  ohne  alle  Ein- 
schränkung erlaubt  sein.  Wie  anderswo,  so  wird  auch  im  ost- 
friesischen Hochmoor  die  freie  Theilbarkeit  des  Grundeigen- 
tums nicht  zur  Verkleinerung,  sondern  zur  Vergrösserung  und 
Abrundung  der  Stellen  führen.  Bisher  hat  das  Interesse  des 
Fiskus  an  der  Erhaltung  der  Leistungsfähigkeit  der  Kolonate 
dieser  Befreiung  im  Wege  gestanden;  aber  man  darf  wohl 
fragen,  ob  sie  bei  freier  Theilbarkeit  minder  leistungsfähig,  als 
sie  jetzt  sind,  wo  ganze  Gemeinden  schon  aufgehört  haben 
pfandbar  zu  sein,  hätten  werden  können? 

Die  bisherige  Ausbeutungsweise  des  Moores  durch  Torf- 
stich, Brandkultur  und  Weide  hat  mit  der  Erschöpfung  der 
Fläche  und  der  Bodenkraft  im  allgemeinen  ihr  Ende  erreicht. 
Als  blosse  Tagelöhner  können  die  Moorkolonisten  nicht  fort- 
existiren,  weil  der  Arbeitsgelegenheit  zu  wenig  ist,  —  in  ihrer 
Nähe  eigentlich  gar  keine,  in  der  Marsch  bei  der  dort  vorherr- 
schenden Viehzucht  und  Weidewirthschaft  lange  nicht  genug. 
Es  gilt  daher,  die  Kolonate  allmählich  zu  selbständigen  Land- 
wirthschaftsbetrieben  umzugestalten.  Hierzu  hat  die  Moor- 
Kommission  von  1870  dreierlei  für  nöthig  erachtet:  eine  ange- 
messene Vergrösserung  des  Umfangs  der  Kolonate,  Entwässerung 
und  Trockenlegung  des  Bodens  der  Kolonien,  —  bis  beides 
aber  geschehen,  möglichst  liberale  pachtweise  üeberlassung  des 
herrschaftlichen  Moores  zu  Brandkultur,  Torfstich  und  Weide 
wie  bisher. 

Der  jetzige  Durchschnitt  der  4065  Kolonate  beträgt  16„ 
Morgen,  wovon  12,s  Morgen  durchschnittlich  kultivirt.  Min- 
destens 30  Morgen  Leegmoor  oder  50  Morgen  Holzboden  — 
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so  unterscheidet  die  Kommission  die  beiden  Qualitäten  des 
Moorbodens  in  Betreff  der  landwirtschaftlichen  Benutzbarkeit 
—  sind  nöthig.  Es  wird  empfohlen,  sie  dem  Kolonisten  zu 
freiem  Eigenthum  abzutreten,  falls  er  sie  als  solches  erwerben 
will  und  kann. 

Bei  der  übermassig  gedrängten  Lage  der  Moorkolonisten, 
welche  in  dieser  Beziehung  ganz  den  Bevölkerungen  unserer 
hochgethürmten  Grossstädte  gleichen,  kann  unter  Umständen 
eine  vollständige  Verpflanzung  von  Kolonien  am  Platze  sein. 
Die  Kommission  hat  indessen  nicht  dem  Staate,  sondern  der 
Ostfriesischen  Landschaft  diesen  Theil  der  Aufgabe  zuweisen 
zu  müssen  geglaubt.  Die  Landschaft  verfügt  von  Alters  her 
über  reiche  Mittel;  es  ist  nur  Schade,  dass  der  Riss  von  1866 
mehr,  als  sonst  in  Ostfriesland,  auch  durch  sie  hindurchgegan- 
gen, und  immer  noch  nicht  völlig  geheilt  erscheint. 

Vorbedingung  aller  höheren  Kultur  ist  die  Entwässerung 
des  Bodens.  In  dem  vollgesogenen  Schwämme,  den  er  vorher 
darstellt,  können  die  Wurzeln  der  Kulturpflanzen  weder  haften 
noch  genügende  Nahrung  an  sich  ziehen,  und  sterben  durch 
die  bis  in  den  Sommer  hinein  festgehaltene  Frostkälte  ab. 
Aber  der  Einzelne  ist  bei  der  Beschränktheit  seines  Grundbe- 
sitzes und  der  ausserordentlichen  Verbreitungskraft  des  Wassers 
nicht  im  Stande  sich  seiner  zu  erwehren,  sondern  nur  die  Ge- 
sanimtheit.  Für  die  Moorkolonien  wird  diese  wesentlich  durch 
das  Domanium  repräsentirt,  dessen  Sache  es  daher  sein  wird, 
hier  eine  opferwillige  Initiative  zu  ergreifen. 

Wenn  bis  hierher  die  Vorschläge  der  amtlichen  Moor- 
Kommission  des  öffentlichen  Beifalls  ziemlich  sicher  sein  wer- 
den, so  mag  es  umgekehrt  stehen  mit  ihrer  Ansicht:  dass  bis 
zu  vollzogener  Entwässerung  der  Kolonien  und  Vergrösserung 
der  Kolonate  herrschaftliches  Moor  auch  zum  Behuf  der  Brand- 
kultur reichlich  und  sogar  unter  günstigeren  Bedingungen  als 
bisher  müsse  angewiesen  werden.  In  diesem  Punkte  wenigstens, 
wenn  auch  nicht  in  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Moor- 
brennens, scheint  die  Auffassung  dieser  Sachverständigen-Kom- 


Digitized  by  Google 


94 


mission  derjenigen  des  Vereins  gegen  das  Moorbrennen  schnur- 
stracks entgegen  zn  stehen,  welcher  auf  seiner  Jahresversamm- 
lung zu  Hannover  am  2.  April  1872  beschlossen  hat,  den 
preussischen  Finanzminister  ebenso  wie   das  oldenburgische 
Staatsministerium  anzugehen,  dass  sie  die  Verpachtung  fiskali- 
scher Ländereien  mit  der  Befugniss  zum  Brennen  einschränken 
oder  ganz  aufheben  möchten,  soweit  dies  ohne  Gefährdung  der 
Existenz  der  Bevölkerung  geschehen  könne.    Warnm  —  Hesse 
sich  fragen  —  erheische  die  Existenz  der  Bevölkerung  eine 
Erleichterung  und  Ausdehnung  der  Brandkultur,  wenn  sie  bis- 
her ohne  dieselbe  ausgekommen  sei,  und  wenn  alle  Welt 
darüber  einig,  dass  das  Moorbrennen  langsamer  oder  schneller 
ausgerottet  werden  müsse?    Bei  tieferem  Kindringen  werden 
sich  jedoch  die  beiden  Forderungen  wohl  allenfalls  vereinbaren 
lassen,  selbst  wenn  man  von  der  sehr  verschiedenen  Stellung 
eines  agitirenden  Vereins  und  einer  überwiegend  aus  unmittel- 
bar verantwortlichen  Exekutivbeamten  zusammengesetzten  Kom- 
mission absieht.  Es  handelt  sich  nicht  bloss  um  die  »Existenzc 
in  einem  gegebenen  Augenblick.  Ihr  Sinken  oder  Steigen,  ihre 
zunehmende  Verschlechterung  oder  Verbesserung  kommt  eben- 
falls in  Betracht.    Der  Verein  gegen  das  Moorbrennen  kann 
nicht  wünschen,  dass  die  Moorkolonisten  bis  zu  dem  Zeitpunkt, 
wo  neue  Kulturmethoden  ihnen  den  alten  Baubbau  des  Moor- 
brennens ersetzen  sollen,  immer  tiefer  herabkommen,  sondern 
muss  wünschen,  sie  dafür  möglichst  kräftig  und  frisch  erhalten 
zu  sehen.   Die  Moor-Kommission  ihrerseits  erkennt  grundsätz- 
lich an,  dass  die  Brandkultur  nicht  allein  ein  Raubbau,  son- 
dern auch  ein  von  wirklicher  Arbeit  entwöhnendes,  entnerven- 
des und  entsittlichendes  Glücksspiel  sei;  sie  spricht  nicht  von 
Jahrzehnten,  die  das  Brennen  nothwendig  noch  fortbestehen 
müsse,  sondern  fordert  nur  eine  Galgenfrist,  die  Niemand  leb- 
hafter wünschen  kann  abgekürzt  zu  sehen  als  sie,  da  das  gleich- 
bedeutend wäre  mit  beschleunigter  Verwirklichung  ihrer  eignen 
eigentlichen  Anträge.    Auf  diesen  Punkt  daher,  die  rasche 
und  entschlossene  Durchführung  der  vorgeschlagenen  Reform- 
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Alaa8sregeln  konvergiren  das  der  Staatsregierung  erstattete  sach- 
verständige Gutachten  und  die  Interessen  der  Agitation  gegen 
den  Moorrauch. 

In  dem  südlich  anstossenden  Hümmling  (Herzogthum  Aren- 
berg-Meppen, Landdrostei  Osnabrück)  hatte  sich  das  Stassfurter 
Kali  als  ein  billiges  und  für  Moorboden  geeignetes  Dungmittel, 
also  auch  als  Ersatz  für  die  Abbrennung  der  Haidenarbe,  welche 
ja  nichts  anderes  ist  als  eine  Art  zu  düngen,  einen  gewissen 
Ruf  erworben,  und  hat  ihn  noch.  Es  dringt  von  da  gegen- 
wärtig selbst  ins  oldenburgische  Saterland  vor.  Was  lag  also 
näher,  als  seine  versuchsweise  Anwendung  auch  auf  ostfriesi- 
schen Mooren  zu  empfehlen?  Wetteifernd  mit  der  Emdener 
Versammlung  der  Wirtschaftlichen  Gesellschaft  für  Nordwest- 
deutschland im  Oktober  1869,  that  es  im  Januar  1870  auch 
die  amtliche  Moor  -  Kommission ,  nachdem  der  Finanzminister 
bereits  domaniales  Moorland  zur  Anstellung  solcher  Versuche 
hergegeben  hatte.  Durchgreifenden  Erfolg  scheinen  dieselben 
nicht  ergeben  zu  haben;  gleichviel  ob  die  die  Luft  mit  Salz- 
theilchen  erfüllenden  Nähe  der  See  oder  welcher  Einfluss  sonst 
den  ostfriesischen  Moorboden,  wenigstens  wo  man  ihn  bisher 
so  behandelt  hat,  für  Kali  unempfänglicher  macht.  In  gewissen 
landwirtschaftlichen  Kreisen  ist  es  jedoch  seitdem,  oder  viel- 
mehr bezeichnender  Weise  nicht  erst  seitdem  Mode  geworden, 
mit  vornehmem  oder  klugthuendem  Naserümpfen  von  > Kali- 
Schwindel  <  zu  sprechen,  ähnlich  wie  der  behagliche,  schwer- 
fällige Niedersachse  früher  ganz  im  allgemeinen  bei  jeder  von 
Osten  herkommenden  Zumuthung  eines  geschäftlichen  Fort- 
schritts die  Achseln  über  den  >preussischen  Schwindel  <  zuckte. 
Die  diesen  Vorwurf  und  zugleich  für  ihren  Theil  den  Anspruch 
land wirtschaftlicher  Fachkunde  erheben,  wären  auf  jeden  Fall 
verpflichtet,  zur  Prüfung  der  Anwendbarkeit  von  Kali-Magnesia 
nachhaltige  Versuche  vorzunehmen  und  sowohl  deren  Anord- 
nung wie  die  Resultate  derselben  einer  vertrauenswerthen  Öffent- 
lichen Kontrole  zu  unterwerfen.  Sonst  wird  man  immer  den- 
ken, sie  hätte  gar  keine  wahrhaft  unbefangene  Prüfung  beab- 
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sichtigt,  und  es  sei  ihnen  nur  lästig  überhaupt  von  aussen  her 
solche  Neuerungen  aufnehmen  zu  sollen. 

Ein  anderer  wichtiger  Fortschritt  in  der  rationellen  Moor- 
kultur wird  durch  die  im  Drömling  üblichen  Dämme  bezeich- 
net, nach  ihrem  Erfinder  oder  vielmehr  Verbesserer,  dem  Kit- 
tergutsbesitzer Rimpau  zu  Cunrau  benannt.  Sie  lassen  sich 
jedoch  nur  auf  flaches  Moor  anwenden,  dessen  eigentliche  Moor- 
schicht nicht  mehr  als  vier  oder  höchstens  fünf  Fuss  beträgt. 
Hier  werden  in  kurzen  Entfernungen  von  einander  parallele 
Gräben  gezogen,  tief  und  breit  genug  um  zu  gestatten,  dass  der 
sandige  Untergrund  heraufgeholt  und  in  einer  ebenmäßigen  vier- 
zölligen  Lage  über  die  Moorfläche  ausgebreitet  werde.  Auf 
diese  Weise  erhalten  die  Pflanzenwurzeln  in  dem  Sande  den 
warmen  und  trockeuen  Standort,  welchen  die  Moorschicht  ihnen 
nicht  gewährt.  Bei  zweckmässiger  Anlage  und  Düngung  werfen 
so  hergestellte  Moordämme  marschartige  Erträge  ab.  Herr 
Rimpau  erzielt  auf  ihnen  Zuckerrüben,  die  die  Verarbeitung 
zu  Zucker  lohnen.  Aber  nicht  nur  im  Drömling,  auch  im 
Oldenburgischen  unweit  der  Stadt  Vechta  hat  die  Dauimkultur 
die  auf  sie  verwandten  Arbeitskosten  schon  im  ersten  Jahre 
ersetzt,  eine  seltene  Erscheinung  bei  landwirtschaftlichen  Me- 
liorationen. Auf  einem  Oute  des  Grafen  Knyphansen- Lütets- 
burg dagegen  soll  sie  ohne  entsprechenden  Erfolg  geblieben 
sein.  Es  ist  deshalb  gut,  dass  der  jetzt  au  der  Spitze  der 
ostfriesischen  Moor- Verwaltung  stehende  Geb.  Begierungsrath 
Roloff,  von  1860  bis  1868  königlicher  Kommissar  für  die  Ent- 
wässerung des  Drömling,  einige  seiner  untergebenen  Moorvögte 
zu  Herrn  Rimpau  nach  Cunrau  geschickt  hat,  damit  sie  das 
Verfahren  gründlich  kennen  lernten,  und  nun  zwölf  Morgeu 
Moorland  auf  drei  verschiedenen  Stellen,  zweien  im  Amt  Aurich 
und  einer  im  Amt  Esens,  in  Dämme  legen,  kunstgerecht  dün- 
gen und  mit  Hafer  bestellen  lässt,  damit  zu  dem  angeblich 
misslungenen  unkontrolirten  Versuch  doch  auch  ein  kontrolirtes 
Experiment  komme.  Wir  würden  sonst  am  Ende  bald  auch 
von  > Dämme-Sch windel <  hören,  der  für  die  berechtigten  Eigen- 
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thümlichkeiten  Ostfrieslands  ebensowenig  passe  wie  das  Stass- 
furter  Kali. 

Das  eigentlich  durchgreifende  Mittel  zur  Hebung  der  Zu- 
stände der  ostfriesischen  Moorkolonien  ist  übrigens  Kanalbau. 
Wenn  Jemand  in  Berlin  trotz  der  grossartigen  Wirkungen  der 
Kanalisation,  welche  ihn  dort  umgeben,  doch  zweifelt,  ob  diese 
Strassenform  sich  im  Eisenbahn-Zeitalter  nicht  etwa  überlebt 
habe,  der  komme  an  die  deutsch-niederländische  Grenze.  Wenn 
er  dann  von  Westen  nach  Osten  reist,  wird  es  ihm  immer  noch 
ähnlich  gehen,  wie  weiland  dem  Freunde  Klopstocks  und  des 
Wandsbecker  Boten,  dem  dänischen  Legationsrath  Schönborn, 
als  er  1802  oder  1803  von  London  über  Paris  nach  Hamburg 
reiste:  »Der  rauschende,  hinund herschüttelnde  Strom  meiner 
Reise  floss  in  Frankreich  durch  ein  wohlbebautes  Land,  in  den 
Niederlanden  und  Holland  durch  einen  Garkn,  und  von  da 
durch  Haide,  Sand  und  Koth  ohne  Ende  bis  nach  Hamburgs 
Ohne  es  zu  wollen  oder  zu  ahnen,  drückt  dieser  Briefsteller 
genau  den  Eindruck  aus,  welchen  bis  heute  jeder  Deutsche 
empfängt,  der  im  Königreich  der  Niederlande  gesehen  hat,  was 
man  dort  aus  dem  Moor  zu  machen  weiss,  und  dann  nach 
Ostfriesland  oder  Aremberg-Meppen  kommt.  Aber  was  man 
vor  siebenzig  Jahren  wie  ein  unabänderliches  Naturverhängniss 
ertrug,  woran  vor  dreissig  Jahren  selbst  der  kühnste  patriotische 
Gedankenflug  kaum  zu  rütteln  wagte,  das  lässt  heute  weder 
der  Patriotismus  noch  die  praktische  Vernunft  mehr  als  noth- 
wendig  gelten.  Wir  vermögen  ebensogut  Kanäle  zu  bauen  wie 
die  Holländer ;  daher  kann  unser  Moor  gleich  dem  ihrigen  durch 
Kanalisation  auf  die  Höhe  agrikoler  und  industrieller  Kultur 
gehoben  werden. 

Haben  wir  doch  im  eigenen  Lande  das  Beispiel  an  den  ( 
ostfriesischen  Fehnen  sammt  Papenburg,  von  deren  Muster  ab- 
zugehen man  sich  nur  durch  die  trügerischen  Erfolge  des  Moor- 
brennens und  die  blinde  Bevölkerungssucht  der  Staatsmänner 
und  Statistiker  des  vorigen  Jahrhunderts  hat  verleiten  lassen. 
Blühen  diese  auch  nicht  wie  in  Holland,  da  ihre  Entwickelung 
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eben  frühzeitig  ins  Stockei!  gerathen  und  noch  niemals  mit 
vollem  Verständnis*  uud  Vermögen  längere  Zeit  hinter  einander 
planmässig  gefördert  worden  ist,  so  erfreuen  sie  sich  im  allge- 
meinen doch  trotzdem  eines  hübschen  Gedeihens.  Es  sind  ihrer 
siebzehn,  mit  Papenburg  achtzehn.  Im  siebzehnten  und  acht- 
zehnten Jahrhundert  riefen  Fehn-Kompagnien  als  Obererbpächter 
sie  ins  Leben,  welche  ihren  Kolonisten  je  7  bis  16  Morgen  in 
Untererbpacht  abtraten ;  im  neunzehnten  Jahrhundert,  zur  hanno- 
verschen Zeit,  trat  der  Staat  an  ihre  Stelle.  Doch  sind  seit- 
dem nur  noch  drei  neue  Fehne  entstanden.  Ihre  Gesammt- 
fläche  beträgt  32,534  Morgen,  wovon  indessen  bisher  nur  erst 
23,308  Morgen  kultivirt  sind.  Auf  dieser  guten  Quadratmeile  lebt 
eiue  Bevölkerung  von  14,931  Köpfen  durchweg  in  verhältniss- 
mässigem  Wohlstaude,  ausser  da  wo  natürliche  oder  künstliche 
Schranken  die  Entwickelung  hemmen.  Gedeihen  und  Vorwärts- 
kommen aber  ist  hier  entschieden  die  Regel,  —  nicht,  wie  in 
den  kanallosen  Moorkolonien,  die  kaum  noch  eintretende  Aus- 
nahme. 

Die  Kolonisations-Methode  der  Fehne  hat  drei  grosse  Vor- 
züge: sie  bewirkt  eine  systematische  Entwässerung,  die  Vorbe- 
dingung jeder  eigentlich  landwirthschaftlichen  Benutzung  des 
Hochmoors ;  sie  gewährt  billige  Wasserfracht  für  einen  Verkehr, 
der  seine  Landungsstellen  hart  an  jedem  Wohnhause  findet, 
und  Absatz  für  die  grössten  Massen  Torf;  als  Rückfuhr  aber 
endlich  befördert  sie  wohlfeil  Stroh,  Schlick  und  Dünger  aus 
der  daran  reichen  Marsch  oder  Stadt  auf  das  Moor,  dem  es 
an  allen  drei  Dingen  durchaus  gebricht,  und  dessen  sonst  un- 
fruchtbarer Untergrund  nur  durch  sie  zu  dauernder  Ertrags- 
fähigkeit gebracht  werden  kann. 

Das  Verfahren  ist  dabei  im  wesentlichen  folgendes.  Das 
•  in  Moor  zu  verwandelnde  Hochmoor  wird  erst  gründlich  ent- 
wässert; dann  wird  auf  12  Ruthen  Breite  der  Torf  bis  zur 
Sohle  abgestochen,  —  was  fünf  bis  zehn  Jahre  zu  erheischen 
pflegt.  Darauf  folgt  die  Aushebung  des  Kanals  selbst  in  dem 
Sande  des  Untergrunds,  gewöhnlich  bis  zu  9  Fuss,  um  5  Fuss 
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Wassertiefe  zu  sichern,  was  für  die  Binnenschiffahrt  ausreicht. 
Hiernach  erst  ist  es  rathsam,  zur  Ausweisung  der  Kolonate 
überzugehen,  damit  dieselben  fertige  Fundamente  für  ihren  Be- 
trieb vorfinden.  Wo  der  Untergrund  ansteigt,  muss  natürlich 
auch  der  Kanal  in  Terrassen  durch  Schleusen  aufwärtsgehen. 
Die  Anlagekosten  sind,  wie  hieraus  schon  ersichtlich,  nicht 
gering;  bei  dem  ältesten  Fehn  Ostfrieslands,  dem  Grossenfehn 
haben  sie  200,000  Thaler  betragen.  Der  Fehnbetrieb  rentirt 
daher  nur  dort,  wo  fester  Torf  von  10—15  Fuss  Mächtigkeit 
oder  ein  Untergrund  von  besonderer  Güte  vorhanden  ist.  Zu- 
gleich mit  der  Abtorfimg  erfolgt  nun  die  Kultivirung  der  vom 
Torf  entblössten  Flächen.  Erst  pflegt  ein  paar  Jahre  hindurch 
die  Haidenarbe  abgebrannt  zu  werden  —  was  zum  Beginn  auch 
bei  der  Waldanpflanzung  gilt,  aber  nur  einmal  — ,  dann  drei 
bis  vier  Fuss  tief  der  Boden  rajolt,  oder  wie  man  bezeichnen- 
der sagt,  umgewühlt,  dann  Stalldünger  darauf  gebracht,  der 
seiner  Unentbehrlichkeit  halber  vom  Schleusengelde  frei  ist. 
So  bearbeitet  kommt  das  Fehnland  dem  Marschlande  ziemlich 
gleich.  Es  kostet  nach  einer  Angabe  der  Moor-Kommission 
trotz  der  grossen  auf  ihm  ruhenden  Lasten  der  Kegel  nach 
400  Thaler  das  Diemath  oder  184  Thaler  der  Morgen. 

Mit  dem  Torfabsatz  fängt  der  gebaute  Kanal  an  sich  zu 
beleben.  Je  mehr  Torfschiffer  sich  ansiedeln,  desto  lieber  muss 
es  dem  Fehn -Unternehmer  sein,  der  daher  auch  für  die  An- 
schaffung des  (200  Thaler  kostenden)  Schiffes  gern  Vorschuss 
leistet.  Torf  ist  gegenwärtig  noch  die  ausschliessliche  Nahrung 
des  ostfriesischen  Heerdes,  ausser  in  den  Seestädten,  wo  die 
Steinkohle  konkurrirt.  Eine  unabsehbare  Zahl  von  Torfschiffen 
geht  alljährlich  von  der  Ems  durch  das  Watt  (estuary)  nach 
dem  Jade-Busen,  Wilhelmshafen,  ja  die  Weser  aufwärts.  Ohne 
die  Torf-Produktion  der  Fehne  hätte  sich  niemals  die  Fabrikation 
der  trefflichen  ostfriesischen  Klinker  entwickeln  können,  welche 
die  ganze  deutsche  Nordseeküste  in  breitem  Saume  mit  hartge- 
branntem Baumaterial  versorgt.  Aber  noch  weit  wichtigeres 
schliesst  sich  allmählich  an  sie  an.  Auf  dem  Torfschiff  werden 
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Seeleute  erzogen.  Sie  gehen  erst  auf*  Watt,  dann  auf  die 
hohe  See;  die  Fehuschifffahrt  ist  für  sie  eine  gute  Schale  der 
Ausdauer  und  Genügsamkeit,  während  für  vernachlässigte  Moor- 
kolonien die  Torfverfrachtung  nichts  als  eine  müssiggängerische 
Bummelei  ist,  aller  Laster  Anfang. 

Die  ostfriesischen  Fehne  (ohne  Papenburg)  besassen  Ende 
1869  an  Seeschiffen  156  zu  7062'/,  Last  oder  14,125  Tonnen 
(=  je  1000  Kilogramm^,  mit  526  Mann  besetzt;  einschliess- 
lich ihres  Musters  aber,  der  blühenden  Seehandelsstadt  Papen- 
burg 182  Seeschiffe  zu  33,878  Tonnen  und  mit  875  Mann  Be- 
satzung. Die  erstere  Summe  schon  reprasentirt  43  °,0  oder  nicht 
viel  weniger  als  die  Hälfte  des  Schiffsbesitzes  aller  ostfriesi- 
schen Häfen.  Auf  den  Fehnen  erbaut  wurden  1869  Seeschiffe 
117,  Fluss-  und  Watt-Schiffe  175,  oder  23%  in  jener  und  69  \ 
in  dieser  Gruppe  von  denen  welche  überhaupt  aus  ostfriesischen 
Werften  hervorgingen.  So  beträchtlich  ist  der  Antheil,  welchen 
sie  an  Ostfrieslands  Handel  und  Schifffahrt  nehmen.  >Ueberall 
im  Moor«,  sagt  der  Bericht  der  amtlichen  Moor-Kommission, 
>wo  Fehnkanäle  liegen,  da  findet  man  Wohlstand,  blühende 
Felder,  freundliche  Landhäuser,  neue  Kirchen  und  Schulen, 
Schiffswerften,  Holzhandel,  Fabriken,  —  kurz  Fortschritt  und 
Gedeihen  auf  allen  Seiten.  Wo  der  Kanal  aber  nicht  hinreicht: 
Wildniss,  Armuth,  Stagnation  und  Verkommenheit  jeder  Art.« 

Der  bequemste  Weg  für  den  Staat  als  Domanialfiskus,  um 
die  Fehnkultur  weiter  auszudehnen,  ist  die  Erweiterung  der 
bestehenden  Privatfehne.  Das  kann  aber  nach  heutigen  Be- 
griffen und  bei  der  der  Regierung  vorschwebenden  grossen  Ge- 
sammtaufgabe nicht  ohne  die  Bedingung  geschehen,  dass  die 
Kompagnie  ihren  Kanal  dem  allgemeinen  Verkehr  erschliesse 
und  sich  überall  die  Einmündung  neu  herzustellender  fremder 
Fehnkanäle  gefallen  lasse.  Diese  Bedingung  hätte  schon  bei 
der  ersten  erbpachtmässigen  Ueberlassung  des  Bodens  gestellt 
werden  sollen.  Da  es  nicht  geschehen  ist,  so  hat  sich  in 
manchen  diesen  alten  Genossenschaften  ein  exklusiver,  mono- 
polistischer Geist  herauzgebildet,  von  dem  die  Staatsregierung 
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eine  Probe  erhielt,  als  sie  mit  der  Bernmer  Fehn-Kompagnie  zn 
Norden  über  eine  Fortsetzung  des  Kanals  derselben  in  die  Hochmoore 
des  Amts  Aurich  hinein  unterhandelte.  Die  Kompagnie,  welche 
ihre  Kulturaufgabe  notorisch  sehr  kurzsichtig  und  engherzig 
aufi'asst,  weigerte  sich  ihren  Kanal  der  allgemeinen  Benutzung 
zu  öffnen,  und  nahm  gradezu  ein  Monopol  für  die  Versorgung 
der  Stadt  Norden  mit  Torf  Von  dieser  Seite  her  in  Anspruch. 
Die  Folge '  ihrer  beschränkten  Selbstsucht  war,  dass  man  sie 
links  liegen  Hess,  und  die  ihr  und  ihrer  Stadt  zugedachten 
Vortheile  nun  zunächst  ausschliesslich  der  Stadt  Emden  zu- 
fliessen  werdet 

Ein  anderer  Weg  zur  Erweiterung  der  gemeinnützigen' 
Fehrikultur  wäre  die  Vergrösserüng  der  vorhandenen  Staats- 
fehne  oder  die  Anlegung  neuer.  Dabei  würde  jedoch  nicht  allein 
der  Hauptkanal,  sondern  auch  die  nebenhcrlaufende  Landstrasse 
und  die  wichtigsten  der  erforderlichen  Brucken  vorab  herzu- 
stellen sein,  ehe  man  Kolonisten  ansetzt.  Für  die  Auswahl  dieser 
letzteren  verfahrt  man  gegenwärtig  mit  Hecht  etwas  strenger 
als  im  vorigen  Jahrhundert.  Es  findet  bei  dieser  Art  von  Be- 
völkerungsvermehrung eine  gewisse  Zuchtwahl  statt ;  man  nimmt 
nicht  alle  Taugenichtse  und  Hungerleider,  welche  sich  anbieten 
oder  auftreiben  lassen,  sondern  persönlich  arbeitstüchtige,  gut- 
beleumnndete  nüchterne  Männer,  möglichst  auch  mit  soviel 
Kapital  oder  Kredit,  um  sich  das  nothwendigste  Inventar 
sammt  dem  Torischiff  anzuschaffen. 

Endlich  könnten  auch  neue  Privatfehne  ins  Leben  ge- 
rufen werden,  aber  nach  der  herrschenden  Ansicht  doch  nicht 
ohne  Staatsunterstützung.  Für  das  Privatkapital  an  sich  scheint 
der  natürliche,  nicht  auf  Kosten  der  Anlage  erzwungene  und 
überstürzte  Ertrag  zu  langsam  zu  kommen  und  zu  spärlich 
auszufallen. 

Die  Moor-Kommission  von  1870  hatte  fünf  neue  Kanäle 
in  Vorschlag  gebracht;  davon  hat  der  Finanzminister  zunächst 
zwei  auf  den  Staatshaushaltsplan  für  1872  gebracht,  und  die 
ersten  dafür  erforderlichen  Raten  sind  vom  Abgeordnetenhause 
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mit  42,500  und  25,000  Thalern  anstandslos  bewilligt  worden. 
Der  erste  dieser  beiden  Kanäle  durchschneidet  im  Amte  Aurich 
das  Gebiet  der  elendesten  aller  Moorkolonien  wie  Moordorf 
u.  s.  f.,  und  wird  in  seiner  Vollendung  eine  Ueberlandsverbin- 
dung  zwischen  Emden  und  Esens,  zwischen  der  Emsmündung 
und  dem  der  Insel  Langeoog  gegenüber  ins  Watt  auslaufenden 
Bengersiel  herstellen.  Die  kurze  Denkschrift,  welche  als  An- 
lage zum  Etat  des  Finanzministeriums  im  Herbst  1871  diese 
Kanalbauten  empfahl,  bemerkt  über  den  ersteren:  >Mit  Aus- 
hebung des  Kanals  kann  schon  zu  Anfang  nächsten  Jahres  vor- 
gegangen und  derselbe  bis  zum  Anschnitt  des  Victorbur-Tan- 
nenhausener  Moors  fortgeführt  werden.  Von  da  ab  wird  das 
Moor  auf  Abwässerung  gelegt  und  der  Kanal  entweder  strecken- 
weise dergestalt  fortgesetzt  werden  können,  wie  dies  nach  Maass- 
gabe der  fortschreitenden  Ansiedelungen  vorteilhaft  erscheint, 
oder  es  wird  in  den  nächsten  Jahren,  wenn  die  Mittel  dazu 
gewahrt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  das  Fortschreiten  der  An- 
siedelungen dahin  gestrebt  werden  können,  den  Kanal  in  die 
Esenser  Marsch  hinein  möglichst  schleunigst  zu  beendigen. 
Letzteres  würde  wegen  des  mit  dem  vollendeten  Kanal  er- 
schlossenen grösseren  Absatzgebiets  für  das  raschere  Empor- 
kommen der  betreffenden  Moorkolonien  von  besonderem  Vortheil 
und  deshalb  das  empfehlenswertere  sein.c  Es  ist  erfreulich, 
das  Finanzministerium  auf  diesem  Standpunkt  thunlichst  raschen 
Kanaibaus  zu  sehen,  und  man  braucht  wohl  nicht  zu  bezweifeln, 
dass  das  Abgeordnetenhaus  lieber  hierfür  reichliche  als  für 
einen  kümmerlichen  Schneckengang  geringe  Mittel  bewilligen 
wird.  Man  kann  auf  einen  Moorkanal  ein  Vierteljahrhundert 
verwenden,  man  kann  ihn  aber  auch  in  dem  fünften  Theil  der 
Zeit  fertig  herstellen ;  die  langsame  Verfahrungsweise  ist  gegen- 
wärtig im  Deutschen  Reiche  nicht  mehr  angebracht. 

Der  zweite  in  Angriff  genommene  Moorkanal  ist  eigentlich 
ein  Bestandtheil  eines  grösseren  Unternehmens,  ein  Nebenzu- 
bringer des  geplanten  Ems-Jade-Kanals.  Er  wird  Grossefehn 
und  Spetzerfehn  —  grade  ostwärts  von  Emden  —  mit  Nord- 


Oetfriesi.ch.  Moorwir1b.ch.lt. 


103 


Georgsfobn  verbinden,  welches  nordöstlich  von  Leer  liegt.  Von 
Grossefehn  aus  soll  nach  der  Idee  der  preussischen  Staatsre- 
gierung ein  Kanal  zur  Jade  gehen,  und  zwar  nach  Wilhelms- 
hafen, aber  nicht  den  nächsten  Punkt  des  Jadebusens  bei 
Mariensiel  aufsuchen,  sondern  in  den  neben  dem  Kriegshafen 
anzulegenden  Handelshafen  münden,  damit  derselbe  durch 
schlammfreies  Moorwasser  gespeist  und  die  fortifikatorische 
eventuelle  Tnundation  der  Umgebungen  des  Kriegshafens  nicht 
gestört  werde.  Preussen  hätte  ohne  Zweifel  den  Ems -Jade- 
Kanal  gern  in  die  erste  Linie  seiner  ostfriesischen  Kanalan- 
lagen gestellt.  Aber  zwischen  Ostfriesland  und  dem  Kriegs- 
bafen-Gebiet  liegt  oldenburgisches  Land,  und  nicht  bloss  ge- 
wöhnliches Land,  sondern  Land  der  sogenannten  Sielachten 
(Abwässerungsverbände),  das  gesetzlich  frei  vom  Expropriations- 
Zwange  ist.  Daran  hat  sich  eine  schnelle  Erledigung  der  Vor- 
verhandlungen gestossen,  wenn  sich  natürlich  auch  die  Aus- 
führung des  Werkes  überhaupt,  das  für  die  Verproviantirung 
Wilhelmshafens  und  folglich  für  die  militärische  Sicherheit 
Deutschlands  so  wichtig  ist,  daran  unmöglich  stossen  kann. 

Der  Jade-Ems-Kanal  würde  in  seinem  Werthe  für  durch- 
gehenden grösseren  Verkehr  jenen  holländischen  Kanälen  gleich- 
stehen, die  den  immer  noch  vorhandenen  Vorzug  an  Blüthe 
und  allseitigem  wirtschaftlichem  Gedeihen  vor  den  ost- 
friesischen Fehnen  besitzen.  Es  handelt  sich  nur  um  die 
Breite  und  Tiefe  der  Anlage.  Die  erwähnte  Denkschrift  des, 
Finanzministeriums  vom  vorigen  Herbste  sagt  darüber  nich^ 
und  auch  im  Abgeordnetenhause  ist  leider  versäumt  worden, 
sich  nach  diesem  bedeutungsvollen  Punkte  zu  erkundigen.  Es 
scheint  aber,  als  wolle  man  sich  mit  einem  Wasserstande  von 
durchschnittlich  8  Fuss  Tiefe  begnügen,  der  dann  für  Schiffe 
von  höchstens  5  Fuss  Tiefgang,  sogenannte  Vollmuti-Scbiff<v 
ausreichen  würde.  Dadurch  würden  die  Seeschilfe  von  der 
nutzung  des  Kanals  ausgeschlossen,  was  bei  seiner  Bestimmung 
bei  dem  Umstände  dass  er  ostwärts  wie  westwärts  im  Seefahrt  ! 
wasser  ausläuft,  doch  bedenklich  erscheint.  Geh.  Rath  Marcard 
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vom  Landwirtschaftlichen  Ministerium,  der  mit  der  Realisirung 
der  Moorkanalprojekte  im  mittleren  Ems  -  Gebiet  betraut  ist, 
fordert  in  seiner  hiervon  handelnden  1871  erschienenen  Schrift 
selbst  in  jenen  von  der  See  soviel  entlegneren  Gegenden  für 
alle  Hauptkanäle  solche  Dimensionen,  dass  sie  bis  oben  hinauf 
kleinen  Seeschiffen  zugänglich  sind,  dass  also  Wattfahrzeuge 
und  Schiffe,  die  den  Dollart  uud  die  Zuider-See  befahren,  un- 
gehemmt passiren  können.  In  Holland  ist  diese  Regel  durch- 
geführt; auch  den  Plänen  der  ehemaligen  hannoverschen  Regie- 
rung lag  sie  zu  Grunde.  Die  Projekte,  welche  sie  hatte  aus- 
arbeiten lassen,  wollten  den  vornehmsten  Kanälen  eine  Wasser- 
tiefe von  7  bis  8  Fuss  geben.  6  Fuss  aber  betrachtet  Geh. 
Rath  Marcard  für  die  Hauptadern  als  das  Minimum,  mit  einer 
Breite  auf  der  Sohle  von  22  und  auf  dem  Wasserspiegel  von 
46  Fuss. 

Hieran  schliesst  sich  noch  ein  anderes,  in  Emden  lautge- 
wordenes Bedenken.  Indem  der  Ems- Jade -Kanal  nach  Osten 
hin  seinen  Ausgang  von  Grossefehn  nehmen  soll,  ist  wegen  der 
Verbindung  westwärts  mit  der  Ems  auf  das  bei  Oldersum  mün- 
dende Fehnkertief  gerechnet,  dessen  unzählige  Krümmungen  die 
Anwendung  von  etwas  längeren  Fahrzeugen  nicht  gestatten. 
Würde  man  statt  de9seu  den  von  Emden  nach  Aurich  laufenden 
Treckfahrtskanal  bis  Bangstede  oder  Fahne  benutzen  und  dann 
nördlich  von  Grossefehn  quer  durchs  hohe  Moor  nach  Upschört 
bei  Wiesede  strecken,  um  da  erst  in  die  projektirte  Linie  weiter 
nach  der  Jade  hin  zu  münden,  so  stände  der  Längenausdehnung 
der  Schiffe  kein  derartiges  frachtvertheuerndes  Hinderniss  im 
Wege.  Da  das  ganze  Projekt  noch  im  Stadium  der  Verhand- 
lungen ist,  so  wird  ihm  leicht  noch  dieser  seiner  Idee  ent- 
sprechende höhere  Nutzwerth  gegeben  werden  können.  Das 
wäre  dann  zugleich  von  günstiger  Vorbedeutung  für  die  fer- 
neren Kanalanlagen.  Nichts  könnte  späterhin  doch  ärgerlicher 
sein,  als  wenn  man  in  einer  Zeit,  wo  es  auf  ängstliche  Knau- 
serigkeit wahrlich  nicht  ankam,  vielmehr  alle  Umstände  darauf 
hindrängten  die  nothgedrungenen  Versäumnisse  früherer  Zeiten 
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in  produktiven  Ausgaben  mit  einer  gewissen  weisen  Freigebig- 
keit und  fruchtbaren  Grossartigkeit  nachzuholen,  die  Dimensionen 
der  neuen  Kanäle  zu  gering  bemessen  hätte,  um  den  durch 
sie  geweckten  Verkehr  auch  nur  auf  die  kürzeste  Zeit  hinaus 
zu  bewältigen. 

Die  Ausbeutung  des  ostfhesischen  Hochmoors  wird  im 
Gegensatz  zu  dem  südwärts  anschliessenden  mittleren  Ems-Ge- 
biet ausserordentlich  dadurch  begünstigt,  dass  hier  der  grösste 
Theil  der  Fläche  im  Domanialbesitz  ist.  Zwischen  Papenburg 
und  Lingen  müssen,  auch  wenn  der  Staat  nach  den  Intentionen 
des  Landwirthschafts-Ministeriums  die  Kanäle  baut,  zur  Unter- 
haltung und  Verwaltung  derselben  doch  aus  den  anliegenden 
Gemeinden  erst  Genossenschaften  gebildet  werden,  —  eine 
Prozedur  die  selbst  bei  der  energischen  Kegierungs -Initiative 
ihre  grossen  Schwierigkeiten  hat  und  vielleicht  als  unent- 
behrlichen Durcbgangspunkt  noch  den  Erlass  eines  neuen  Ent- 
eignungsgesetzes erheischen  wird.  Für  Ostfriesland  hingegen 
braucht  im  Grunde  nur  der  Finanzminister  zu  sprechen,  so 
ergiesst  sich  der  zauberhafte  Segen  der  Kanäle  über  seinen 
wüsten  Hockrücken  und  die  tief  verkommene  Bevölkerung  an 
dessen  angeschnittenen  Rändern.  Allerdings  hat  ja  das  Abge- 
ordnetenhaus ein  Wort  mitzureden;  aber  hier  wird  der  Geneh- 
migung selbst  bedeutender  Forderungen  um  so  weniger  jemals 
ein  unüberwindliches  Hinderniss  entgegentreten  können,  als  mit 
dem  Interesse  an  der  nothleidenden  Moorbevölkerung  und  dem 
Gefühl  der  überlieferten  Verpflichtung  des  Domaniums  gegen 
sie  sich  stets  der  dringende  Wunsch  weiterer  landwirtschaft- 
licher und  anderer  Kreise  verbinden  wird,  den  Bauch  des 
Moorbrennens  möglichst  bald  und  vollständig  loszuwerden.  Als 
Mitglied  des  Staatsministeriums  hat  der  Finanzminister  den 
Vorzug  voraus,  dass  er  die  Ausgaben  seines  Departements  nicht 
erst  vor  demjenigen  Kollegen  zu  rechtfertigen  braucht,  welcher 
über  dem  Gleichgewicht  des  Staatshaushalts  wacht,  denn  das 
ist  er  selbst;  oder  mit  anderen  Worten,  wenn  nur  in  ihm 
selbst  oder  der  betroffenden  Abtheilung  seines  Ministeriums 
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ein  recht  lebhaftes  Bewusstsein  von  der  Notwendigkeit  oder 
der  Produktivität  einer  Ausgabe  lebt,  so  kann  sie  an  äusseren 
Hindernissen  kaum  noch  stranden,  —  zumal  bei  der  heutigen 
glänzenden  Finanzlage  Preussens  und  des  Reichs.  In  unserem 
gegebenen  Falle  gesellt  sich  hierzu  noch  das  hohe  Interesse, 
welches  sowohl  der  Kriegsminister  wie  der  Chef  der  Admiralität 
von  Wilhelmshafen  her  an  dem  wichtigsten  und  kostspieligsten  der 
projektirten  Kanäle  nehmen  müssen.  Sollte  dabei  das  Handels- 
ministerium ernstlicher  als  durch  blosse  technische  Begutachtung 
zu  konkurriren  haben,  so  gewinnt  es  hoffentlich  über  der  prak- 
tischen Beschäftigung  mit  diesem  einen  Kanal  mehr  Geschmack 
als  bisher  am  Kanal  bau  im  allgemeinen. 

Aber  muss  man  nicht  sagen:  wenn  der  überkommene  Doma- 
nialbesitz  den  Staat  in  so  weittragende  Unternehmungen  zu  ver- 
wickeln droht,  beeile  man  sich  lieber  ihn  abzuschütteln  —  ?  Zugege- 
ben, dass  dasDomanium  für  den  modernen  Staat  seine  ursprüngliche 
Bedeutung  verloren  hat,  und  jetzt  ein  blosses  Zufalls-Anhängsel 
darstellt,  von  welchem  man  sich  allerdings  je  eher  desto  lieber 
losmachen  sollte,  so  ist  doch  das  ostfriesische  Hochmoor  sicher 
nicht  das  Stück,  mit  welchem  anzufangen.  An  ihm  haftet 
unerledigt  die  Verpflichtung,  welche  dem  so  zweifelhaften  Rechte 
der  Einziehung  des  angeblich  herrenlosen  Moors  im  vorigen 
Jahrhundert  entsprach.  Diese  Pflicht  kann  der  Staat 
als  solcher  nicht  abwälzen  wollen,  nachdem  er  sie  ah 
Fiskus  einmal  auf  sich  geladen  hat;  und  wollte  er  es,  so 
würden  sich  keine  tragfähigen  Schultern  finden,  um  dieselbe 
zu  tibernehmen.  Die  Ostfriesische  Landschaft  könnte  es  äusser- 
lich  betrachtet  noch  am  ersten,  aber  ihre  angebliche  innere 
Beschaffenheit  schliesst  jeden  Gedanken  daran  aus.  Privat- 
Kompagnien  oder  einzelne,  Geschäftsleute  müssen  vollends  ausser 
Betracht  bleiben,  —  meldete  sich  selbst  ein  Baron  Dedem,  der 
Schöpfer  des  heute  blühenden  Fehns  Dedemsvaart,  in  welchem 
das  ganze  bedeutende  Vermögens  seines  Gründers  als  fonds 
perdu  steckt. 

Die  Initiative  des  Staates  ist  hier  auch  deshalb  die  er- 
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wünschteste  und  richtigste,  weil  so  ausnehmend  viel  öffentliche 
Verhältnisse  gleichzeitig  mit  zu  regeln  sind.  Von  Kirche  und 
Schule  soll  an  diesem  Orte  nicht  eingehender  gesprochen  werden. 
Wohl  aber  vom  Armenwesen,  das  sowohl  im  Moore  wie  in  der 
Marsch  fast  hoffnungslose  Züge  angenommen  hat,  weil  bisher 
zwischen  beiden  nicht  das  rechte  Wechselverhältniss  hergestellt 
worden  ist.  Das  Moor  hat  Ueberfluss  an  Wasser:  das  muss 
die  Marsch  ihm  abnehmen ;  die  Marsch  Ueberfluss  an  Menschen : 
im  Moor  ist  noch  für  viele  Tausende  Platz.  Allein  so  freilich, 
wie  jetzt  das  Moorwasser  der  Marsch  zurinnt,  hat  diese  davon 
meist  nur  Plage  und  Gefahr,  während  in  seiner  augenblicklichen 
Beschaffenheit  auch  das  Moor  nicht  im  Stande  ist,  dem  besitz- 
losen Bevolkerungs-Ueberschuss  der  Marsch  eine  befriedigende 
Heimath  zu  werden.  Das  Moor,  als  die  hochgelegene  Mitte 
des  Landes,  kann  sein  überfliessendes  Wasser  nirgends  anders- 
wobin ableiten,  als  durch  die  Marsch  zur  See;  aber  es  muss 
in  geregelter  Fluth  zwischen  Deichen  geschehen,  damit  es  nicht 
die  Fruchtfelder  und  Wiesen  der  Marsch  zerstörend  über- 
schwemme. Auf  der  anderen  Seite  bringen  die  Besitz-  und 
Meeresschutz- Verhältnisse  der  Marsch  es  so  mit  sich,  dass  der 
Tagelöhner  oder  der  abgefundene  Bauersohn  dort  keine  Aus- 
sicht hat,  selbst  Land  zu  erwerben  oder  gar  es  zu  einem  eigenen 
Hofe  zu  bringen.  Dies  drückt  nicht  wenig  auf  die  moralische 
und  ökonomische  Entwicklung  der  unteren  Schicht.  Es  macht 
sie  missvergnügt,  verschwenderisch  und  trunksüchtig.  Was 
könnte  der  Marsch  also  besseres  widerfahren,  als  wenn  unmit- 
telbar jenseits  ihrer  Grenzen  wohlgedeihende  Ansiedlungen  sich 
immer  weiter  in  die  Wildniss  vorschöben,  so  dass  immer  neue 
Kolonate  entständen,  die  nur  auf  tüchtige  Arbeiter  warteten, 
um  zu  den  leichtesten  Bedingungen  an  sie  vergeben  zu 
werden? 

Nicht  allein  die  Moorstriche  daher,  auch  die  Marschge- 
genden haben  von  der  systematischen  Eultivirung  der  Hoch- 
moore wahrhaft  durchgreifende  Verbesserungen  ihrer  Zustände 
zu  erwarten.   Sie  entgehen  der  immerwährenden  üeberschwem- 
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mungsgefahr,  welche  heute  über  ihren  fruchtbaren  Fluren  vom 
Moore  her  schwebt;  und  sie  haben  für  ihre  landlose  Jugend  einen 
Tummelplatz,  ein  Versorgungsfeld,  wie  sie  selbst  es  ihr  nicht 
zu  bieten  vermögen.  So  dürfen  sie  zugleich  hoffen,  mit  ihrer 
Armenpflege  einmal  wieder  bergab  zu  marscbiren,  von  einer 
beinahe  unerschwinglichen  Höhe  der  Last  herunter.  Noch  un- 
mittelbarer natürlich  wird  diese  Verminderung  der  Armenlast 
sich  in  den  Moorkolonien  selbst  fühlbar  machen,  —  eine 
relative  Verminderung  wohlverstanden,  nicht  notwen- 
dig sofort  eine  Abnahme  der  absoluten  Ziffern,  denn 
in  gewissen  Lagen  ist  selbst  die  Möglichkeit  des  Wachs- 
thums der  Ausgaben  und  Bedürfnisse  schon  ein  Symptom  ein- 
tretender Besserung.  Ganz  Ostfriesland,  das  unterliegt  keinem 
Zweifel,  kann  nur  durch  umfassende  rationelle  Moorkultur,  wird 
durch  diese  aber  auch  sicherlich  aus  dem  bösen  Zauberkreise 
befreit  werden,  in  welchem  es  sich  mit  seiner  Armenpflege  be- 
wegt. Zwischen  Beich  und  Arm,  die  jetzt  allzu  schroff  und 
unvermittelt  neben  einander  lagern,  wird  sich  eine  dichte  Mittel- 
schicht unabhängiger  wiewohl  bescheidener  Existenzen  ein- 
schieben auf  Kosten  des  bisherigen  unteren  Extrems.  Damit 
kann  die  Armenpflege  wieder  das  Element  der  Hoffnung  in  sich 
aufnehmen,  das  sie  heute  sammt  demjenigen  des  freien  selbst- 
empfundenen Erbarmens  in  grossem  Umfang  verloren  hat.  Ich 
berufe  mich  dafür  unter  anderen  zahlreichen  Zeugnissen  auf 
dasjenige  des  Grafen  Edeard  Knyphausen  in  seinem  Promo- 
moria  über  ostfriesisches  Moorwesen  von  1869. 

Neben  diesen  Austausch  zwischen  Marsch  und  Moor  von 
überflüssiger  Bevölkerung  und  überflüssigem  Wasser  tritt,  so- 
bald die  Kanäle  gebaut  siud,  ein  zweiter  nicht  minder  wich- 
tiger, der  von  Dünger  und  Torf.  Der  Moorbewohner  fuhrt  dem 
Marschinsassen  das  unentbehrliche  Feuerungsmaterial  zu,  das 
über  seiner  Ackerkrume  lagert ;  und  um  diese  dann,  die  an  sich 
meistens  mageres  Land  ist,  fruchtbar  zu  machen,  fahrt  er  auf 
dem  geleerten  Schiffe  Stalldünger,  Stroh  und  Schlick  aus  der 
Marsch  mit  heim.    An  diesen  Dingen  hat  grade  die  ostrrie- 
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sische  Marsch  grösstenteils  üeberfluss.  Ihre  Wirthschaft  ist 
vorwiegend  auf  Viehzucht  gerichtet,  erzeugt  also  mehr  Mist 
als  der  eigene  Acker  bedarf.  Stroh  ist  neuerdings  allerdings 
rarer  und  deshalb  für  die  desselben  bedürftigen  Moorkolonisten 
zum  Theil  schon  unerschwinglich  theuer  geworden.  Indessen 
fallt  ein  sehr  starker  Verbrauch  dieses  Artikels  weg,  wenn  die 
Deiche  künftig,  wie  beschlossen  scheint,  nach  der  Seeseite  hin 
mit  Steinen  gepflastert  anstatt  mit  Stroh  bestickt  werden.  Der 
Schlick  endlich,  wie  man  an  der  Nordseeküste  den  schlammigen 
Niederschlag  der  Flussmündungen  nennt,  ist  da,  wo  er  sich 
von  Natur  anhäuft,  nur  im  Wege,  so  dass  seine  Wegführung 
gradezu  ein  der  Handelsschifffahrt  geleisteter  Dienst  ist. 

Es  ist  noch  nicht  so  lange  her,  dass  man  aaf  die  boden- 
verbessernde Bedeutung  dieses  Schlamms  aufmerksam  geworden 
ist.  Dass  er  dort,  wo  er  sich  über  die  Oberfläche  des^Wassers 
erhob,  ein  unerschöpflich  fruchtbares  Land  darstellte,  wusste 
man  freilich  aus  den  nach  und  nach  zur  Eindeichung  gelangenden 
sogenannten  Poldern  und  Groden  lange  genug.  Diese  Vorlande  der 
ostfriesischen  und  oldenburgischen  Marschen  wetteifern  mit  dem 
Nil-Ueberschwemmungsgebiet  an  üeppigkeit  des  nie  der  Nach- 
hilfe bedürfenden  vegetativen  Wachsthums.  Aber  so  lange  die 
Fluth  sie  bedeckte,  achtete  man  ihrer  nicht;  und  wo  der  fette 
Niederschlag  sich  in  Häfen  oder  unmittelbar  am  Auslauf  eines 
Flusses  oder  Siels  anhäufte,  betrachtete  man  ihn  als  reine  Be- 
schwerde, die  hinauszubaggern  nur  Mühe,  Zeit  und  Geld  koste. 
Erst  seit  der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  etwa  scheinen  die  hol- 
ländischen Nachbarn  Ostfrieslands  auf  die  Idee  verfallen  zu  sein, 
auch  dieses  »Ding  am  unrechten  Platze«,  mit  Lord  Palmerston 
zu  sprechen,  an  den  rechten  Platz  zu  befördern,  und  so  wiederum 
Dreck  in  Gold  zu  verwandeln.  Sie  begannen  den  Schlick  über 
den  abgetorften  Untergrund  der  Moore  auszubreiten.  Der  Er- 
folg war  Staunenswerth;  namentlich  als  nach  gemachten  Er- 
fahrungen dafür  gesorgt  ward,  dass  der  schwere  und  noch  halb 
flüssige  Schlamm  nicht  durch  den  Sand  hindurch  in  eine  den 
Pflanzenwurzeln  unerreichbare  Tiefe  versinke,  was  durch  flaches 
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Pflügen  und  Aussaat  von  Raygras  oder  weissem  Klee  ohne 
Schnitt  geschah.  Um  die  Uebertragung  dieses  Verfahrens  nach 
Ostfriesland  haben  Graf  E.  Knyphausen,  der  Fabrikbesitzer  Jan 
ten  Doomkaai-Koolman  in  Norden,  der  verstorbene  und  der 
lebende  Herr  Vissering,  Vater  und  Sohn,  sich  verdient  gemacht. 
Es  beginnt  jetzt  ins  Oldenburgische  und  Bremische  einzudringen, 
da  es  in  der  That  eine  der  allererspriesslichsten  Berichtigungen 
der  Natur  im  Interesse  der  menschlichen  Wirthschaft  enthält. 

Es  steht  in  dieser  Hinsicht  auf  derselben  Stufe  mit  der 
Verpflanzung  städtischer  Auswurfsstoffe  aus  der  Stadt,  wo  sie 
die  Reinlichkeit  beeinträchtigen  und  die  Gesundheit  bedrohen, 
nach  den  Feldern  und  Wiesen  des  Landwirths,  auf  denen  sie  Ernten 
herbeiführen  helfen,  die  ohne  solche  Zuthat  mit  der  Zeit  versiegen 
würden.  Die  Frage  der  städtischen  Unraths-Beinigong  ist  be- 
kanntlich noch  in  heftigen  und  oft  leidenschaftlichen  Erörte- 
rungen begriffen.  Die  Wegschwemmung  der  Auswurfstoffe 
durch  unterirdische  Kanäle  und  die  oberirdische  Abfuhr  in 
Tonnen  oder  Eimern  kämpfen  miteinander  unentschieden,  haben 
aber  beide,  wenn  man  das  Ganze  überblickt,  noch  nicht  sehr 
viel  Boden  der  alten  Senkgrube  abgewonnen,  welche,  wo  sie 
herrscht,  den  Grund  der  menschlichen  Ansiedelungen  vergiftet, 
und  werden  neuerdings  beide  von  dem  pneumatischen  Ent- 
leerungs-System des  Holländers  Liernur  bedroht  Indessen  ver- 
mag der  unbefangene  Beobachter  allmählich  doch  unwillkürliche 
Annäherungen  der  streitenden  Tendenzen  und  eine  von  fern 
her  auftauchende  Möglichkeit  lokaler  Kompromisse  zu  erkennen. 
Bis  vor  wenigen  Jahren  nämlich  schieden  sich  die  feindlichen 
Beinen  fast  ohne  alle  Ausnahme  so,  dass  die  Agronomen  im 
Interesse  der  düngerheischenden  Land  wirthschaft  für  oberirdische 
Abfuhr  waren,  die  Hygieniker  (Gesundheitspfleger)  im  Interesse 
der  gegen  Epidemien  zu  schützenden  menschlichen  Gesundheit 
für  unterirdische  Fortspülung.  Die  letzteren  erachteten  es  tbeils 
nicht  für  nothwendig,  theils  nicht  für  möglich,  neben  der  ihnen 
so  gebieterisch  und  klar  dünkenden  Forderung  der  Gesundheits- 
pflege das  landwirtschaftliche  Interesse  zu  berücksichtigen; 
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oder  sie  verwiesen  es  einfach  auf  den  Peru-Guano,  der  ja  für 
dieses  Jahrhundert  wohl  noch  vorhalten  wird.  Nicht  minder 
vornehm  setzten  zur  Entgegnung  die  Agronomen  sich  über  die 
hygienischen  Bedenken  gegen  das  Kübel-System  hinweg.  Nun 
aber  hat  die  landwirtschaftliche  Verwertbung  des  unterirdischen 
Kanalinhalts  durch  Berieselung  von  Wiesen  und  Ackerland  mit 
demselben  in  England  Fortschritte  gemacht,  ist  auch  nach 
Deutschland  verpflanzt  worden  —  mit  welchem  Erfolge,  lasse 
ich  hier  gänzlich  dahingestellt  — ,  und  hat  nicht  ohne  alle 
Wirkung  auf  die  Gemüther  der  Agronomen  (von  denen  nur 
Prof.  Dünkelberg  in  Poppelsdorf  bei  Bonn  genannt  sei)  die 
Vorkämpfer  der  alles  fortspülenden  unterirdischen  Kanalisation 
auch  für  die  begründeten  Ansprüche  der  Landwirthschaft  zu- 
gänglich gezeigt.  Auf  der  anderen  Seite  fangen  Anhänger  der 
Kanalisation  einzusehen  an,  dass  gewisse  tiefgelegene  Städte, 
zumal  wenn  sie  nicht  hochaufgethürmt  gebaut  sind,  sondern 
undicht  und  niedrig  über  einer  weiten  Fläche  ausgebreitet  liegen, 
und  vor  allem  wenn  oberirdische  Kanäle  sie  durchschneiden, 
für  eine  wohlgeregelte  Abführung  des  Unraths  auf  diesen  prä- 
destinirt  sein  mögen.  Man  nehme  nur  als  Prototyp  dieser 
Städte-Gattung  Venedig.  Wem  könnte  es  einfallen  vorzu- 
schlagen, dass  hier  der  Unrath  unterirdisch  weggeschwemmt 
werde?  Er  geht  vermuthlich  heute  noch  ohne  viele  Einschrän- 
kung unvermittelt  in  die  Lagunen,  aber  das  richtigere  wäre 
ohne  Zweifel,  dass  man  ihn  auf  den  Lagunen  zu  Schiff  in  an- 
gemessenen wohlverwahrten  Gefässen  ans  Festland  beförderte, 
dorthin  wo  der  Landwirth  ihn  nützlich  verwerthen  kann. 

Dies  ist  das  Verfahren,  welches  in  der  niederländischen 
See-  und  Moorstadt  Groningen  seit  geraumer  Zeit  in  erfolg- 
reichstem Betriebe  steht.  Die  Stadt  hat  sich  seit  zweihundert 
Jahren  oder  länger  mit  systematischer  Moorkultur  befasst.  Sie 
legt  selbst  mit  grossen  Kosten  Fehnen  an,  deren  Ansiedler  ihr 
Erbpacht  bezahlen.  Um  diesen  den  unentbehrlichen  Dünger  zu 
verschaffen,  hält  sie  alles  zu  Rathe,  was  bei  ihr  diese  Gestalt 
und  Wirksamkeit  irgend  anzunehmen  vermag.    Alle  Morgen 
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früh  wird  der  nasse  und  stinkende  Unrath  aus  den  Häusern  ab- 
geholt, alle  Mittage  der  trockene  und  geruchlosere  (d.  h.  Asche 
und  Kehricht),  ausserhalb  der  Stadt  in  grossen  dazu  hergerich- 
teten Schuppen  aufgelagert,  durcheinander  gemischt,  und  sobald 
er  für  seinen  Düngerzweck  einigermassen  reif  erscheint,  auktions- 
weise an  die  auf  den  Kanälen  herbeieilenden  Fehnhauern  ver- 
kauft, die  ihn  dann  auf  ihren  Schiffen  heimwärts  fuhren.  Auf 
diese  Weise  bat  Groningen  das  kommunal-finanzielle  Problem 
gelöst,  von  seiner  eigenen  Reinerhaltung  einen  nicht  unbeträcht- 
lichen Gewinn  zu  ziehen,  anstatt  s\e  gleich  allen  anderen  Städten 
mit  verhältnissmässig  hohen  Kosten  zu  bezahlen.  Bei  einer 
Roheinnahme  von  70 — 80,000  Gulden  erzielt  es  aus  seinen 
Abfällen  eine  jährliche  Reineinnahme  von  20 — 30,000  Gulden. 
Die  Belästigung  der  Einwohner  durch  diese  Art  von  Abfuhr 
scheint,  subjektiv  wenigstens,  gleich  Null  zu  sein;  wozu  die 
lange  Gewöhnung  und  das  allverbreitete  Bewusstsein  ihrer  Noth- 
wendigkeit  für  die  umgebenden  städtischen  Moor-Niederlassungen 
allerdings  das  Meiste  gethan  haben  könnte.  Wie  es  mit  der 
Sterblichkeit  und  der  öffentlichen  Gesundheit  steht,  lässt  sich 
noch  nicht  mit  hinlänglicher  Sicherheit  übersehen.  Doch  ist 
kein  ernsterer  Grund  zu  Verdacht  in  dieser  Beziehung  vorhanden. 

Groningens  Vorgang  verspricht  nun  unser  deutsches  Emden 
nach  sich  zu  ziehen.  Es  hat  ausser  seinen  eigenen  Abfallen 
auch  den  Niederschlag  des  Schlicks  in  Ems  und  Dollart,  der 
sich  auf  deutscher  Seite  noch  massenhafter  ablagert  als  auf 
niederländischer,  und  im  städtischen  Hafen  selbst  den  Schiff- 
fahrtsverkehr aufs  höchste  belästigt.  Der  gegenwärtige  ost- 
friesische Moor -Kommissar,  Geh.  Regierungsrath  Boloff  in 
Aurich,  der  sich  als  königlicher  Kommissar  für  die  Entwässerung 
des  Drömlings  eine  befriedigende  Erfahrung  in  allen  Moorsachen 
erworben  hat,  rieth  bei  einer  deshalb  veranstalteten  Besprechung 
den  städtischen  Behörden,  aus  Schlick  und  Unrath  einen  Kom- 
post zu  bereiten,  der  erfolgreicher  noch  als  eines  dieser  beiden 
Düngmittel  den  abgetorften  Moorgrund  befruchten  werde.  An 
mannigfacher  Wasserverbindung  nach  dem  Moore  hin  fehlt  es 
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Emden  schon  heute  nicht.  Fünf  verschiedene  Kanäle  verbreiten 
sich  von  der  Stadt  aus  nach  allen  Richtungen ;  die  neuen  Fehn- 
kanäle des  Finanzministers  konvergiren  in  Emden,  von  Nordeu 
her  durch  die  Abelitz,  von  Osten  her  durch  den  Treckfahrts- 
kanal oder  das  Fehnkertief  und  die  Ems  von  Oldersum  abwärts. 
Hier  kann  also  der  befruchtende  Austausch  in  den  höchsten 
Schwung  versetzt  werden,  um  das  Moor  landwirtschaftlich 
und  gewerblich  zu  kultiviren,  die  alte  ostfriesische  Handelsstadt 
aber  zum  Sammelplatz  eines  gradezu  vervielfältigten  Empfangs- 
und Lieferungs- Verkehrs  zu  machen. 

Was  von  Emden  gilt,  muss  übrigens  mit  den  entsprechen- 
den Ermässigungen  auch  von  Leer,  Norden,  Esens,  Aurich 
gelten.  Leer  wird,  wie  in  noch  höherem  Grade  Papenburg, 
ausser  an  den  Früchten  der  ostfriesischen  Moorkultur,  auch  an 
denjenigen  des  Kanalbaus  im  Aremberg-Meppen'schen  Theil  haben, 
der  so  eben  (Ende  April)  von  Handels-  und  Landwirthschafts- 
Ministerium  als  definitiv  beschlossen  öffentlich  bekannt  ge- 
macht wird.  Ehe  zehn  Jahre  um  sind,  muss  sich  die  Wirkung 
dieser  durchgreifenden  Meliorationen  auch  dem  blödesten  Auge 
bemerklich  machen,  und  angefangen  haben  jenen  äussersten 
nordwestlichen  Streifen  deutschen  Landes,  der  jetzt  nur  an 
seinem  Saume  lachendes  Leben  zeigt,  in  ein  durchgängig  kul- 
tivirtes  Gebiet  gedeihender  Ansiedlungen  und  zufriedener,  vor- 
wärtskommender Menschen  umzugestalten. 


Volkswutb.  Vierteljahrschrilt.    1871.  IV. 


8 


Der  deutsche  Buchhandel. 


Von 

Friedrieh  Kleinwächt er.*) 


Buchhandel  und  Buchdruckerkunst  scheinen  uns  heute  zwei 
so  eng  verbundene  Begriffe  zu  sein,  dass  wir  uns  beide  von 
einander  getrennt  kaum  vorzustellen  vermögen,  ein  gewerbe- 
massig betriebener  Handel  mit  Büchern,  die  nicht  gedruckt 
sondern  geschrieben  sind,  scheint  uns  kaum  denkbar  und  den- 
noch existirte  dieses  Gewerbe  noch  lange,  ehe  Guttenberg  die 
Kunst  erfand  die  einzelnen  Schriftzeichen  in  Buchenstäbchen  zu 
schneiden  und  dann  dieselben  in  Worte  und  Sätze  zusammen 
zu  stellen,  um  auf  diese  Weise  das  Niedergeschriebene  mecha- 
nisch zu  vervielfältigen.  Den  ersten  Anfangen  des  Buchhandels 
begegnen  wir  bereits  im  römischen  Alterthum  zu  Cicero'a  Zeiten. 
Die  Reden  dieses  Staatsmannes,  die  Gedichte  des  Horae  waren  in 
zahllosen  Abschriften  in  aUen  Städten  und  Orten  des  römischen 
Beiches  verbreitet.  Ovid,  Propere  ^  Martial  sagen  von  sich 
aus,  sie  würden  nicht  nur  in  Bora  von  der  gesammten  Menge 
des  Forum's,  sondern  >in  der  ganzen  Welt  von  Jedermann  ge- 
lesen, von  Knaben  und  Greisen,  von  Junglingen  und  Jungfrauen, 


*)  Mit  dieser  rein  objektiven  Darstellung  glauben  vir  die  Frage  der 
Reform  des  deutschen  Buchhandels,  welche  anderweitig  angeregt  worden 
ist,  in  unserer  Zeitschrift  am  besten  zu  eröffnen.  D.  Red. 
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von  Männern  und  Matronen.«  Die  gleiche  Verbreitung  ver- 
bürgt Martial  auch  bezüglich  anderer  Autoren»  so  dass  die  ein- 
zelnen Werke  beliebter  Schriftsteller  in  zahllosen  Abschriften 
vorhanden  sein  mussten.  Als  Beleg  für  die  ausserordentliche 
Grösse  der  damals  üblichen  Auflagen  dient  folgende  Thatsache. 
In  der  Rede  yro  Ligario  hatte  Cicero  einen  längst  Verstorbenen 
als  noch  lebend  angeführt  und  schrieb  daher  an  Pomponius 
Atticus,  den  Verleger  seiner  Werke,  er  möge,  nachdem  die 
Schrift  einen  bedeutenden  Absatz  gefunden,  den  Fehler  in  den 
auf  dem  Lager  befindlichen,  vorräthigen  Exemplaren  nachträg- 
lich durch  Tilgung  des  Namens  korrigiren  lassen.  Zur  Korrek- 
tur dieses  Einen  Fehlers  wurden  nicht  weniger  als  drei  der  aus- 
gezeichnetesten Schreiber  verwendet.  Berücksichtigt  man,  dass 
drei  Schreiber  in  wenigen  Tagen  leicht  tausend  Exemplare  be- 
richtigen konnten,  und  dass  vorher  schon  eine  grosse  Zahl  von 
Exemplaren  dieser  Rede  abgesetzt  war,  so  ergiebt  sich,  dass  die 
Auflage  keine  geringe  sein  konnte. 

Gab  es  schon  zu  Cicero 's  Zeiten  Buchhändler  in  Rom,  so 
erlangte  der  Buchhandel  namentlich  im  nächstfolgenden  Jahr- 
hunderte unter  den  Kaisern  eine  viel  grössere  Ausdehnung.  Es 
gab  eine  grosse  Zahl  offener  Läden,  in  denen  lediglich  Bücher 
feilgeboten  wurden.  Unter  denjenigen,  die  dieses  Geschäft  be- 
trieben, werden  namentlich  die  Brüder  Sosius  in  Rom  genannt, 
welche  die  Schriften  des  Horas  vervielfältigen  liessen  und  ver- 
kauften (also  verlegten),  ferner  Tryphon,  welcher  ein  Exemplar 
von  MartiaVa  Xenien  sammt  Einband  für  2  Sesterzien  (21/,  Sgr.) 
verkaufte,  u.  A.  Das  scheinbar  Auffallende  an  dieser  Erschei- 
nung erklärt  sich  leicht,  wenn  man  erwägt,  dass  im  Alterthum 
die  Sklaven  die  Stelle  unserer  Maschinen  vertraten,  und  dass 
dem  Römer  Tausende  von  Sklaven  zu  Gebote  standen,  unter 
denen  namentlich  die  aus  Griechenland  stammenden  häufig  eine 
hohe  Bildung  besassen.  Anfanglich  wohl  liessen  die  Herren, 
die  literarische  Werke  zu  besitzen  wünschten,  diese  von  ihren 
Sklaven  (librarii)  für  den  eigenen  Gebrauch  abschreiben,  all- 

mälig  aber  entwickelte  sich  hieraus  ein  selbstständiges  Gewerbe, 
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das  etwa  von  Freigelassenen,  vielleicht  auch  von  Fremden,  na- 
mentlich von  Griechen  betrieben  wurde,  die  sich  zu  diesem 
Zwecke  eigene  Sklaven  hielten  und  nun  das  Vervielfältigen 
und  den  Verkauf  der  literarischen  Produkte  gewerbmässig  be- 
trieben. 

Die  Buchhändler  Messen  librarii,  biblivpolae ,  antiquarii. 
Anfanglich  bedeutete  librarius  den  Abschreiber,  bibliopola  den 
Verkäufer,  als  aber  später  Ein  Mann  beide  Geschäfte  in  seiner 
Person  vereinigte,  wurden  beide  Ausdrücke  als  gleichbedeutend 
gebraucht.  Ebenso  waren  früher  die  antiquarii  die  Vervielfäl- 
tiger und  Verkäufer  alter  Schriften,  während  die  liberarii  sich 
auf  den  Vertrieb  neuer  Werke  beschränkten;  später  jedoch  ver- 
wischten sich  auch  diese  Grenzen.  Die  Vervielfältigung  der 
Schriften  geschah  in  der  Weise,  dass  —  um  an  Zeit  zu  sparen 
—  das  fragliche  Werk  einer  grösseren  Zahl  von  Schreibern 
gleichzeitig  diktirt  wurde  *) 

Im  Mittelalter  zog  sich  die  Kunst  des  Schreibens  und  die 
Lust  zu  lesen  meist  in  die  Klöster  zurück,  wo  sich  die  Mönche 
mit  dem  Abschreiben  von  Büchern  befassten,  allein  in  den  Ver- 
kehr gelangten  die  letzteren  so  gut  wie  gar  nicht;  im  besten 
Falle  fand  ein  Büchertausch  zwischen  den  einzelnen  Klöstern 
statt.  Erst  mit  der  Gründung  der  Universitäten,  vom  12.  Jahr- 
hunderte ab  erhielt  der  Buchhandel  und  zwar  zunächst  in  Paris 
und  Bologna  wieder  eine  festere  Gestaltung.  Ein  Statut  der 
Pariser  Universität  vom  Jahre  1323  unterscheidet  statiotutrii 
und  librarii,  und  versteht  unter  den  ersteren  die  eigentlichen 
Buchhändler,  gewissermassen  unsere  heutigen  Verleger,  welche 
für  eigene  Rechnung  Bücher  kauften  oder  abschreiben  liessen 
und  wieder  verkauften  oder  verliehen;  unter  den  Letzteren  (fc- 
brarii)  dagegen  die  blossen  Büchermäkler,  welche  —  analog 
unseren  Sortimentsbuchbändlern  —  gegen  gewisse  Prozente  den 


♦)  Emil  Kmschke:  .Bücherwesen  und  Schriftatellerei  im  Alterthum,* 
in  Heinrich  Pfetfs  .Archiv  für  Buchhändler."  1.  Heft,  Reudnitz  in 
Leipzig,  1867. 
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Verschleiss  von  Büchern ,  also  den  kommissionsweisen  Verkauf 
übernahmen.  Beide  wurden  als  Angehörige  der  Universität  be- 
trachtet und  ihr  Gewerbe  durch  Statuten  geregelt.  Ausser 
diesen  Buchhändlern  am  Sitze  der  Universitäten  gab  es  auch 
in  anderen  Städten,  namentlich  in  Italien  Händler,  welche  sich  mit 
dem  Kaufe  und  Verkaufe  von  Handschriften  befassten. 

Einen  grösseren  Aufschwung  nahm  der  Buchhandel  erst 
mit  der  Erfindung  und  Verbreitung  der  Buchdruckerkunst.  Die 
ersten  Buchdrucker  waren  zugleich  auch  Buchhändler;  so  brachten 
Johann  Fust  und  Peter  Schöffer  die  von  ihnen  gedruckten  Bu- 
cher selbst  zum  Verkaufe,  und  zwar  der  Erstere  nach  Paris,  der 
Letztere  nach  Frankfurt  a.  M.  (1485);  ferner  beweisen  mehrere 
Plakate  von  Buchdruckern  aus  Strassburg,  Augsburg  und  an- 
deren Orten  aus  den  Jahren  1470  bis  1486,  dass  auch  andere 
Bucherhändler  ihre  Waare  zum  Verkaufe  umherführten.  Die 
Märkte  und  Wallfahrtsorte  boten  die  natürlichsten  Absatzquellen 
und  bald  wurde  Frankfurt  a.  M.  mit  seinen  weltberühmten 
Messen  der  Hauptsitz  des  deutschen  Buchhandels.  Der  Selbst- 
verlag der  Buchdrucker  blieb  lange  Zeit  hindurch  die  Regel; 
einzelne  Beispiele  der  Trennung  beider  Gewerbe  finden  sich 
zwar  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert,  doch  wird  diese  Tren- 
nung erst  im  folgenden  Jahrhundert  allgemeiner.  Johann  Ryn- 
mann  von  Oehringen  Buchhändler  in  Augsburg  und  Hagenau 
(1497  bis  1522)  nennt  sich  in  den  Schlussworten  seiner  Ver- 
lagsartikel >der  deutschen  Nation  namhafftigsten<  oder  >/wr- 
treff enden  Buchführer  <  und  >Archibibliopola<. 

Dies  die  Anfange  des  Buchhandels.  In  seiner  weiteren 
Entwickelung  zeigt  uns  derselbe  in  überraschender  Weise  wie  die 
»ewigen  ehernen  grossen  Gesetze <  im  Leben  des  Menschen 
ebenso  zur  Geltung  gelangen  und  die  gleichen  Wirkungen  her- 
vorbringen, wie  im  Leben  der  übrigen  gesammten  Natur.  Die 
> Entstehung  der  Arten«  im  Pflanzen-  und  Thierreiche,  die  uns 
Darwin  durch  die  beiden  Gesetze  der  Vererbung  und  Anpassung 
und  durch  den  >  Kampf  um's  Dasein  <  so  unwiderleglich  erklärt, 
sie  gelangt  auch  hier  deutlich  zur  Erscheinung.   Denn  durch 
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>Vererbung  und  Anpassung <,  durch  das  Festhalten  an  den  her- 
gebrachten Formen  und  die  allmälige  Umgestaltung  und  An- 
passung'derselben  theils  an  die  inneren  Bedürfnisse  des  Ge- 
schäftes selbst,  theils  an  die  geänderten  Zeitverhältnisse  hat 
sich  der  Buchhandel  in  Deutschland  aus  der  ursprünglich  dem 
Handel  gemeinsamen  Urform  zu  einem  ganz  besonderen  Zweige 
desselben,  zu  einer  eigenen  > Spezies <  herausgebildet,  die  sich 
von  allen  anderen  Arten  des  Handels  wesentlich  unterscheidet. 
Man  kann  ^  mit  Schürmann*)  —  dem  sich  die  folgende  Dar- 
stellung im  Wesen  anschliesst  —  drei  Perioden  des  deutschen 
Buchhandels  unterscheiden. 

Die  erste  Periode  beginnt  mit  der  frühesten  Knnde  von 
der  Frankfurter  Büchermesse,  dem  Jahre  1485  und  reicht  bis 
zum  Jahre  1650;  ihr  karakteristisches  Merkmal  bildet  das  so 
genannte  Change-Geschäft.  Es  ist  eine  bekannte  Thatsache, 
dass  im  Mittelalter  bei  der  geringen  Entwickelung  des  Handels 
und  bei  dem  gänzlichen  Mangel  an  Kommunikationsmitteln  und 
Transportanstalten ,  der  Kaufmann  oder  Gewerbtreibende,  der 
seine  Waare  nach  grösseren  Entfernungen  hin  absetzen  wollte, 
gezwungen  war,  selbst  auf  Reisen  zu  gehen  und  mit  seinen  Ar- 
tikeln die  Kunden  aufzusuchen.  Wir  begegnen  ja  noch  heute 
in  Folge  der  dort  herrschenden  nämlichen  Bedingungen  der 
gleichen  Erscheinung  im  Orient.  Es  war  somit  nur  eine  na- 
türliche Erscheinung,  dass  der  Verleger  gedruckter  Bücher,  der 
ein  grösseres  Quantum  seiner  Waare  auf  den  Markt  brachte, 
und  der  demgemäss  von  Haus  aus  darauf  angewiesen  war  weite 
Absatzkreise  für  seine  Artikel  aufzusuchen,  zu  den  verschiedenen 
Messen  und  Märkten  reiste  und  dort  seine  Bücher  ausbot. 
Hieraus  entwickelte  sich  bald  in  der  natürlichsten  Weise  das 
so  genannte  Change-Geschäft,  welches  darin  bestand,  dass  die 
einzelnen  Buchhändler,  welche  sich  auf  den  Messen  trafen,  ge- 
genseitig einen  Theil  ihrer  Waare  vertauschten,  und  dass  nun 

•)  August  Schür  mann:  „Die  Uiancen  dea  deutschen  Buchhandel«  und 
der  ihm  verwandten  Geschäftszweige."   Leipzig,  1867. 
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jeder  derselben  auf  seinen  weiteren  Reisen  mit  den  eigenen  zu- 
gleich auch  die  fremden  Bucher  verkaufte.  Der  Verleger  er- 
zielte damit  den  Vortheil,  dass  seine  Verlagsartikel  auch  an 
solchen  Orten  abgesetzt  wurden,  die  er  auf  seinen  Reisen  nicht 
selbst  berührte,  und  dass  somit  dem  Buche  eine  grössere  Ver- 
breitung zu  Theil,  ihm  selbst  aber  die  Mühen  und  Kosten  einer 
weiteren  Reise  erspart  wurden. 

Seinem  Wesen  nach  erforderte  das  Tausch-  oder  Change- 
Geschäft  den  persönlichen  Verkehr  der  Buchhändler  unter  ein- 
ander, und  als  natürliche  Vereinigungspunkte  boten  sich  die 
Messen  zu  Frankfurt  a.  M.  und  Leipzig.  Frankfurt  a.  M.  war 
als  Büchermesse  nicht  blos  älter  als  Leipzig,  sondern  auch  da- 
durch bedeutender,  dass  Süddeutschland  während  der  ersten  An- 
fänge des  Buchhandels  durch  seine  literarische  Thätigkeit  dem 
Norden  weit  überlegen,  so  wie  den  ersten  Stätten  der  Buch- 
druckerkunst näher  gerückt  war.  Die  üeberlegenheit  Frank- 
furts beruhte  indessen  nicht  hierauf  allein.  Seine  Lage  sowie 
seine  weltberühmten  Messen  machten  Frankfurt  im  Zeitalter 
der  lateinischen  Literatur,  wo  der  literarische  Verkehr  durch 
sprachliche  Grenzen  nicht  so  scharf  durchschnitten  war,  bald  zu 
einem  literarischen  Weltmarkte,  an  dem  sich  auch  das  Ausland, 
und  namentlich  die  Niederlande,  Italien,  Frankreich,  die  fran- 
zösische Schweiz,  England,  Schweden,  Dänemark,  Spanien  und 
Portugal  betheiligten.  Gegenüber  diesem  kosmopolitischen  Ka- 
rakter  der  Frankfurter  Büchermesse  bezeichnete  Leipzig  schon 
in  jener  Periode  seine  Stellung  dadurch,  dass  es  den  von  Frank- 
furt weniger  berücksichtigten  deutschen  Verkehr  an  sich  zog, 
und  dadurch  als  spezifisch  deutsche  Messe  bald  zum  Mittel- 
punkte des  deutschen  Buchhandels  wurde  und  bereits  1650 
Frankfurt  ganz  ebenbürtig  gegenüber  stand. 

Die  zweite  Periode  des  deutschen  Buchhandels  umfasst  den 
Zeitraum  von  1650  bis  1764  und  karakterisirt  sich  durch  den 
Verfall  des  Changegeschäftes  und  den  Uebergang  zum  Konditions- 
Geschäfte.  Während  nämlich  in  der  ersten  Periode  der  Buch- 
handel lediglich  den  Bedürfnissen  der  gelehrten  Welt  zu  dienen 
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bestimmt  war  und  die  in  lateinischer  Sprache  gedrucktes  Bü- 
cher schon  aus  diesem  Grunde  dem  Volke  unzugänglich  waren, 
gewann  in  der  zweiten  Periode  die  deutsche  Sprache  in  der 
Literatur  immer  mehr  Boden.  Die  Literatur,  die  bis  dahin  ein 
Monopol  der  Gelehrten  war,  drang  allmälig  in  die  Massen :  die 
Produktion  von  Bächern  erhielt  dadurch  eine  gemischte  und 
ungleichmassige  Bedeutung,  so  dass  der  Tauschhandel,  der 
einen  möglichst  gleichen  Werth  der  gegeneinander  einzutau- 
schenden Bücher  voraussetzt,  den  nunmehrigen  Anforderungen 
nicht  mehr  vollständig  zu  entsprochen  vermochte.  Trotzdem 
enthielt  das  veraltete  Changegeschäft  einen  gesunden  Kern,  der 
nicht  aufgegeben  werden  durfte,  nämlich  die  Vertheilung  de> 
Bisiko's  zwischen  der  Produktion  und  dem  Handel,  des  Risiko'», 
das  dem  Verleger  dadurch  erwachst,  dass  der  an  sich  immer 
mehr  oder  weniger  fragliche  Werth  der  Bücherwaare  erst  durch 
die  kommerzielle  Thätigkeit  sicher  gestellt  werden  kann.  Hier 
bot  sich  nun  von  selbst  ein  treffliches  Auskunftsmittel  dar. 
Schon  in  früherer  Zeit  (wahrscheinlich  gegen  das  Ende  des 
16.  Jahrhunderts)  hatte  sich  aus  dem  Changegeschäft  in  ein- 
zelnen Fallen  eine  dem  heutigen  Buchhandel  ähnliche  Betriebs- 
art entwickelt,  die  darin  bestand,  dass  der  Verleger  seinem 
Partner  die  Bücher  mit  dem  Vorbehalte  der  Rückstellung  zum 
Vertriebe  übergab.  Der  Händler  übernahm  nämlich  in  einem 
solchen  Falle  die  Verlagsartikel  zum  Verscbleisse,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass  er  zu  einem  bestimmten  Termine  die  bis 
dahin  nicht  verkauften  Bücher  dem  Verleger  zurückstellen  dürfe. 
Auf  diese  Usance  des  Buchhandels  wurde  zur  Zeit  des  Verfalles 
des  Changegeschäftes  zurückgegriffen;  hiermit  blieb  das  bis- 
herige Prinzip,  die  Vertheilung  des  Risiko's  zwischen  Verleger 
und  Händler  gewahrt  und  zugleich  war  damit  die  Basis  für 
die  eigenartige  und  der  Natur  der  Dinge  entsprechende  Ent- 
wickelung  des  deutschen  Buchhandels  gewonnen. 

Frankfurts  Ansehen  sank  in  dieser  Periode  immer  tiefer. 
Einmal  nämlich  hatte  die  Verdrängung  der  lateinischen  Sprache 
aus  der  Literatur  und  das  Aufblühen  der  nationalen  Literaturen 
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die  Folge,  dass  die  Ausländer  von  der  Messe  sich  zurückzogen, 
andererseits  vertrieb  die  kaiserliche  Bücherkommission  mit  ihrem, 
den  Nachdruck  begünstigenden  Privilegienschacher  und  durch 
ihre  von  konfessionellen  Tendenzen  geleitete  Presspolizei  die 
Inländer  von  dort,  endlich  machte  sich  zu  jener  Zeit  eine  Kul- 
turwanderung von  Süden  gegen  Norden  geltend,  so  dass  da« 
von  den  sächsischen  Kurfürsten  in  jeder  Beziehung  begünstigte 
Leipzig  eine  immer  grössere  Bedeutung  für  den  Buchhandel  ge- 
wann, bis  im  Jahre  1764  die  Leipziger  Buchhändler,  welche 
jetzt  schon  für  die  Geschäftswelt  maassgebend  waren,  mit  Frank- 
furt gänzlich  brachen  und  damit  der  dortigen  Büchermesse  den 
Todesstoss  gaben. 

Die  dritte  Periode  des  deutschen  Buchhandels  urafasst  die 
Zeit  von  1765  bis  auf  die  Gegenwart.  Sie  ist  die  Zeit  des 
Konditionsgeschäftes,  nachdem  das  Changegeschäft  in  den  letzten 
Dezennien  des  18.  Jahrhunderts  fast  gänzlich  abgethan  worden 
war,  wenn  auch  einzelne  Spuren  desselben  bis  in  das  gegen- 
wärtige Jahrhundert  herein  reichen.  Das  Konditionsgeschäft 
(Geschäft  ä  condition)  besteht  darin,  dass  der  Verleger  seine 
Verlagsartikel  dem  Sortiments- Buchhändler  zusendet.  Die 
zwischen  dem  1.  Januar  und  letzten  Dezember  eines  jeden 
Jahres  erfolgten  Sendungen  stehen  dem  Sortimenter  bis  zur 
Ostermesse  des  nächstfolgenden  Jahres  zur  Verfügung,  und  er 
hat  dann  die  Verpflichtung  die  betreffenden  Artikel  entweder 
zu  bezahlen  oder  zurück  zu  senden  (zu  >remittiren<),  wenn  er 
sich  nicht  mit  dem  Verleger  darüber  einigt,  die  Remittenden  zur 
ferneren  Verwendung  auf  die  neue  Rechnung  übertragen  (>dis- 
ponireno)  zu  dürfen.  Das  Konditionsgeschäft  wird  fast  allgemein 
mit  dem  Kommissionsgeschäft  verwechselt,  ist  aber  von  diesem 
prinzipiell  unterschieden.  Der  Kommissionshandel  besteht  näm- 
lich darin,  dass  das  ganze  Geschäft  auf  Gefahr  und  Rechnung 
des  Kommittenten,  des  Auftraggebers  geht  (Art.  360  des  d. 
Handels-Ge8.-B.),  dass  also  der  Kommissionär  (der  Beauftragte) 
zwar  unter  eigenem  Namen,  aber  im  fremden  Auftrage  handelt 
und  als  Entgelt  für  seine  Mühewaltung  eine  bestimmte  Pro- 
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vision  bezieht.  Das  Konditionsgeschäft  dagegen  kennt  keinen 
Auftraggeber  und  Beauftragten  im  Sinne  des  Kommissions- 
handels, sondern  blos  zwei  Unternehmer,  die  einander  selbst- 
ständig gegenüber  stehen.  Der  Verleger  gleicht  dem  Fabri- 
kanten oder  Grosshändler,  der  dem  Kleinhändler  Waare  auf 
Kredit  überlässt.  Der  Sortimenter  repräsentirt  den  Klein- 
händler und  schuldet  dem  Verleger  den  festgesetzten  Preis  der 
'  übernommenen  Waare,  lediglich  mit  dem  Unterschiede,  dass  im 

Waarenhandel  der  Detaillist  die  Waare  >fest<,  d.  h.  in  sein 
unwiderrufliches  Eigenthum  übernimmt,  während  dem  Sorti- 
menter im  Buchhandel  die  Wahl  offen  bleibt  zum  bestimmten 
Termine  (zur  Ostermesse  des  nächstfolgenden  Jahres)  entweder 
die  BQcherwaare  zn  bezahlen  oder  sie  in  natura  zurück  zu 
stellen.  Im  Uebrigen  besteht,  wie  schon  erwähnt,  zwischen 
Verleger  und  Sortimenter  kein  weiterer  Zusammenhang  und  na- 
mentlich liegt  kein  > Auftrage  des  Einen  an  den  Anderen  vor, 
jeder  treibt  sein  Geschäft  auf  eigene  Rechnung  und  Gefahr,  ja 
der  Sortimenter  trägt  in  der  Regel  sogar  den  grösseren  Theil 

■ 

der  Transportkosten  für  seine  Bücher  selbst. 

Die  Aufnahme  des  Konditions-Geschäftes  brachte  eine  grö- 
sere  Freiheit  der  Bewegung  mit  sich,  indem  es  den  Buchhändler 
von  der  Nothwendigkeit  des  persönlichen  Verkehrs  emanzipirt 
und  die  Möglichkeit  bietet,  dass  der  Verkehr  zwischen  Verleger 
und  Sortimenter  das  gauze  Jahr  hindurch,  also  unabhängig  yon 
dem  Termine  der  Messe,  auf  brieflichem  Wege  stattfindet. 
Ueberdiess  leistete  das  Konditionsgeschäft  der  Theilung  der 
Arbeiten,  der  Trennung  des  Verlags-  und  des  Sortimentsge- 
schäftes wesentlich  Vorschub,  denn  während  das  Changegeschäft 
voraussetzt,  dass  zwei  Verleger  ihre  Artikel  gegenseitig  ein- 
tauschen, um  sodann  die  eigenen  und  fremden  Verlagswerke 
im  Detail  zu  verkaufen,  also  auf  der  Vereinigung  des  Verlags- 
und des  Sortimentsgeschäftes  in  Einer  Hand  beruht,  involvirt 
das  Konditions-Geschäft  prinzipiell  eine  Trennung  beider  Zweige 
des  Buchhandels  und  gestattet,  dass  der  Verleger  sich  auf  den 
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Verlag  beschränke,  um  den  Detailvertrieb  seiner  Artikel  anderen 
Personen  zu  überlassen. 

Trotz  der  Aufnahme  des  Konditionsgeschäftes  blieb  jedoch 
in  den  deutschen  Buchhändlern  der  Drang  nach  einem  genossen- 
schaftlichen Verbände  sehr  rege.  Nach  mehreren  erfolglosen 
Versuchen,  deren  erster  bereits  in  das  Jahr  1764  fällt,  gelang 
es  endlich  im  Jahre  1825  den  >  Börsen  verein  der  deutschen  Buch- 
händler« mit  einer  Anzahl  von  108  Mitgliedern  in  Leipzig  zu 
begründen,  im  Jahre  1865  zählte  derselbe  bereits  rund  900 
Mitglieder.  Seine  Aufgabe  ist  die  Wahrung  der  gemeinsamen 
Interessen.  In  Folge  dessen  wurde  durch  den  Börsenverein  in 
Leipzig  eine  eigene  Buchhändlerbörse  begründet  und  1836  ein- 
geweiht, welche  der  gegenseitigen  Abrechnung  bei  den  Zusam- 
menkünften der  Buchhändler  zu  dienen  bestimmt  ist.  Ferner 
wurde  von  dem  Vereine  ein  offizielles,  von  der  Gesammtheit 
der  Buchhändler  anerkanntes  Zentralorgan,  das  »Börsenblatt  für 
den  deutschen  Buchhandel  und  die  ihm  verwandten  Geschäfts- 
zweige <  gegründet  und  hat  derselbe  die  Wahrung  und  Vertre- 
tung der  politischen  Interessen  des  deutschen  Buchhandels  zu 
seiner  Aufgabe  gemacht.  Auch  hat  der  Börsenverein  für  die 
Fiiirung  der  leitenden  Grundsätze  des  buchhändlerischen  Ver- 
kehrs so  Manches  gethan,  und  besteht  in  seiner  Mitte  eine  so 
genannte  Vergleichsdeputation,  an  welche  alle  Streitigkeiten 
zwischen  den  Mitgliedern  gebracht  werden  müssen,  ehe  dieselben 
der  richterlichen  Entscheidung  vorgelegt  werden.  An  diesen 
Zentralverein  der  deutschen  Buchhändler  schliesst  sich  dann 
eine  ganze  Reihe  von  kleineren  Vereinen  an,  so  der  Verein  der 
deutschen  Sortimentsbuchhändler,  der  der  süddeutschen,  der 
österreichischen,  der  schweizer  Buchhändler,  ferner  eine  Anzahl 
von  Kreis-  und  städtischen  Vereinen. 

Leipzig  bildet  gegenwärtig  die  Metropole  des  gesammten 
deutschen  Buchhandels.  Jede  Firma,  welche  mit  dem  deutschen 
Buchhandel  direkte  Verbindung  pflegen  will,  ist  darauf  ange- 
wiesen sich  wenigstens  in  Leigzig  durch  einen  Kommissionär 
vertreten  zu  lassen,  durch  welchen  die  Korrespondenz,  die  Sen- 
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düngen  und  Zahlungen  fast  durchgehende  vermittelt  werden. 
Der  Grund  dieser  eigenthümlichen  Erscheinung  liegt  in  der 
eigenartigen  Organisation  des  deutschen  Buchhandels.  Dieselbe 
beruht  —  wie  aus  dem  Vorstehenden  hervorgeht  —  auf  dem 
direkten  Verkehr  zwischen  dem  Verleger  und  dem  Sortimenter. 
In  den  übrigen  Industriezweigen  gliedert  sich  der  Handel  be- 
kanntlich fast  durchgehends  in  der  Weise,  dass  der  Fabrikant 
seine  Erzeugnisse  an  den  Grosshändler  verkauft,  welcher  letz- 
tere wieder  die  Waare  an  den  Detaillisten  weiter  giebt.  Der 
Detaillist  weiss  in  den  meisten  Fällen  vielleicht  gar  nicht  aus 
wacher  Fabrik  seine  Artikel  stammen,  denn  er  verkehrt  eben 
nur  mit  seinem  unmittelbaren  Vormanne,  dem  Grossisten. 
Dieses  Mittelglied,  der  Grosshändler  fehlt  im  Buchhandel  — 
ob  mit  Kecht  oder  Unrecht,  soll  weiter  unten  besprochen  wer- 
den; hier  genügt  die  Thatsache  —  und  die  Folge  hiervon  ist, 
dass  der  Sortimenter  direkt  mit  dem  Produzenten,  dem 
Verleger  in  Geschäftsverkehr  tritt,  und  dass  er  so  oft  ein  Buch 
verlangt  wird,  das  er  momentan  nicht  auf  dem  Lager  hat, 
dieses  unmittelbar  beim  Verleger  bestellt.  Die  Zahl  dieser  Be- 
stellungen ist  gegenwärtig  so  riesig  angeschwollen,  dass  es  ge- 
radezu unmöglich  geworden  ist  für  jede  Bestellung  einen  eigenen 
Brief  zu  schreiben  und  jedes  Buch  separat  zu  versenden.  Es 
dürfte  nicht  zu  hoch  gegriffen  sein  wenn  man  annimmt,  dass 
eine  halbwegs  blühende  Sortimentsbuchhandlung  des  Jahres 
10,000  Bücher  bestellt;  für  jede  Bestellung  einen  Brief  zum 
Portosatze  von  1  Sgr.  angenommen,  würde  dies  allein  an  Porto 
einen  Kostenaufwand  von  333'/,  Thaler  des  Jahres  verursachen, 
hierzu  käme  ferner  das  Porto  für  10,000  Packetsendungen,  die 
Honorirung  der  Schreibkräfte  u.  s.  w. 

Diesen  riesigen  Verkehr  zu  bewältigen  dient  das  Institut 
der  Kommissionäre  in  Leipzig.  Der  Sortimenter  z.  B.  in  Berlin, 
der  ein  bei  Braumüller  in  Wien  erschienenes  Werk  bestellen 
will,  fertigt  den  Bestellzettel  aus,  auf  ein  vorgedrucktes  Blanket 
auf  dem  lediglich  der  Titel  des  Buches  und  der  Name  des 
Verlegers  ausgefüllt  zu  werden  braucht  (ein  Brief  wäre  zuum- 
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st&ndlich)  und  sendet  die  an  einem  oder  mehreren  Tagen  sich 
ergehenden  Bestellzettel  unter  Einem  Couvert  an  seinen  Kom- 
missionär nach  Leipzig.  Der  fragliche  Zettel  wandert  mit  den 
übrigen  vom  Kommissionär  an  die  Bestellanstalt  in  Leipzig  und 
wird  dort  dem  Kommissionär  von  Braumüller  ausgeliefert ,  der 
seinerseits  wieder  die  eingehenden  Zettel  an  Braumüller  weiter 
befördert.  Den  nämlichen  Weg  nur  in  umgekehrter  Richtung 
wandern  die  Sendungen.  Der  Verleger  schickt  das  bestellte 
Buch  mit  der  nächsten  grösseren  Sendung  an  seinen  Leipziger 
Kommissionär,  dieser  händigt  die  einzelnen  Werke  an  die  ver- 
schiedenen Kommissionäre  der  Sortimenter  aus  und  die  letzteren 
senden  dann  erst  die  einlangenden  Bücher  ihrem  Auftraggeber 
zu.  Der  Geschäftsgang  in  diesen  verschiedenen  Organen  ist 
ein  so  wohl  geordneter,  dass  eine  Bestellung  in  der  Regel  in 
8  bis  10  Tagen  längstens  realisirt  ist.  In  den  letzten  Dezen- 
nien (seit  1830)  ist  es  zur  weiteren  Vereiufachung  des  Ge- 
schäftsganges sogar  üblich  geworden,  dass  die  nicht  in  Leipzig 
ansässigen  Verleger  ihrem  dortigen  Kommissionär  einen  Theil 
ihrer  Verlagsartikel  auf  Lager  übergeben,  damit  dieser  die  ein- 
laufenden Bestellungen  sofort  effektuiren  könne. 

Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  dass  der  buchhändlerische  Kom- 
missionär sich  sowohl  in  seinen  Funktionen  als  in  der  formellen 
Vertretung  seines  Kommittenten  wesentlich  von  dem  kaufmän- 
nischen Kommissionär  unterscheidet.  Nach  Art.  360  des  deut- 
schen Handels-Ges.-B.  gehört  er  eigentlich  gar  nicht  in  die 
Kategorie  des  letzteren,  denn  der  betreffende  Artikel  verfügt: 
> Kommissionär  ist  Derjenige,  welcher  gewerbsmässig  im  eigenen 
Namen  für  Rechnung  eines  Auftraggebers  (Kommittenten)  Han- 
delsgeschäfte schliesst.  Durch  die  Geschäfte,  welche  der  Kom- 
missionär mit  Dritten  schliesst,  wird  er  allein  berechtigt  und 
verpflichtet   Ist  von  dem  Auftraggeber  ausdrück- 

lich bestimmt,  dass  das  Geschäft  auf  seinen  Namen  geschlossen 
werden  soll,  so  ist  dies  keine  kaufmännische  Kommission,  son- 
dern ein  gewöhnlicher  Auftrag  zu  einem  Handelsgeschäfte,  t 
Letzteres  ist  eben  bei  dem  so  genannten  buchhändlerischen 
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Kommissionär  der  Fall,  der  nur  überall  im  Namen  seines  Auf- 
traggebers auftritt,  für  diesen  Bücher  bestellt  und  in  Empfang 
nimmt,  Zahlungen  einkassirt  oder  leistet  u.  dergl.,  und  somit 
blos  als  Bevollmächtigter  angesehen  werden  kann.  Trotzdem 
kommt  aber  auch  im  deutschen  Buchhandel  das  eigentliche 
Kommissionsgeschäft  des  Handels-Ges.-B.  vor,  und  dies  ist  bei- 
spielweise beim  Kommissionsverlag  der  Fall.  Derselbe  kommt 
da  vor,  wo  Jemand  auf  eigene  Kosten  ein  Werk  drucken  Usst 
und  —  wenn  man  so  sagen  darf  —  den  Engros  -  Verschleiss 
einer  Buchhändler-Firma  überlässt;  bei  Werken,  die  vom  Staate 
oder  von  einer  gelehrten  Gesellschaft  publizirt  werden,  bekannt- 
lich ziemlich  allgemein  üblich. 

Die  beiden  Grundpfeiler,  auf  denen  der  heutige  deutsche 
Buchhandel  ruht,  sind  somit  nach  dem  Gesagten  der  direkte 
Verkehr  zwischen  Verleger  und  Sortimenter,  ferner  das  Kondi- 
tionsgeschäft. 

Was  den  ersteren  anbelangt,  so  wurde  bereits  oben  darauf 
hingewiesen,  dass  im  Waarenhandel  sich  zwischen  den  Produ- 
zenten und  den  Detaillisten  eine  Mittelperson,  der  Engro9- 
Händler  einschiebt,  dass  hingegen  dieses  Zwischenglied  im 
Buchhandel  so  gut  wie  gänzlich  fehlt.  Diese  Erscheinung  ob- 
zwar  auf  den  ersten  Blick  befremdend,  ist  lediglich  eine  Folge 
der  Gesetze,  unter  deren  Herrschaft  die  Arbeitsteilung  steht. 
Bekannt  ist  es,  dass  die  Theilung  der  Beschäftigungen  nur  in 
dem  Maasse  sich  vollziehen  kann,  als  die  Ausdehnung  des 
Marktes  dies  gestattet.  Bei  den  Produkten  der  Grossindustrie 
ist  das  letztere  der  Fall,  sie  besitzen  durchgehends  ein  weites 
Absatzgebiet,  mit  ihnen  kann  somit  auch  der  Fabrikant  auf 
die  blosse  Fabrikation  sich  beschränken,  und  die  Ueberwachung 
des  Detailverkaufes  anderen  Personen  überlassen.  Dem  Fabri- 
kanten genügt  es,  wenn  er  weiss,  dass  er  seine  Erzeugnisse 
jährlich  an  seine  bestimmten  Engros  -  Abnehmer  verkaufen 
kann,  was  weiter  mit  den  Waaren  geschieht,  ist  ihm  gleichgiltig; 
dies  bleibt  die  Sorge  dos  Grosshändlers,  der  den  Stand  des 
Marktes  überwacht  und  genau  weiss  nach  welchen  Gegenden 
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des  Landes  und  in  welchen  Partieen  er  seine  Waare  an  die 
Detailisten  erfahrungsmässig  abgeben  kann.  Hierzu  kommt 
noch  ein  anderer  Umstand.  Die  Erzeugnisse  der  Industrie  — 
wenn  sie  überhaupt  brauchbar  sind  —  werden  nur  in  seltenen 
Ausnahmsfallen  geradezu  unverkäuflich  sein,  denn  selbst  wenn 
der  Geschmack,  etwa  wie  bei  Modeartikeln,  sich  ändert,  oder 
wenn  in  Folge  eines  verbesserten  Verfahrens  vollkommenere  Er- 
zeugnisse hergestellt  werden,  genügt  eine  entsprechende  Preis- 
ermässigung, um  die  fraglichen  Artikel  an  den  Mann  zu 
bringen. 

Ganz  anders  bei  Büchern.  Bücher,  und  zwar  namentlich 
wissenschaftliche  Werke  sind  ein  Artikel,  der  ganz  eigenge- 
arteten Bedürfnissen  entspricht,  und  der  demgemäss  auch  nur 
einen  ziemlich  beschränkten  Absatzkreis  besitzt.  Wer  kauft 
ein  wissenschaftliches  Spezialwerk,  etwa  ein  Buch  über  Augen- 
heilkunde? Der  Laie  unbedingt  nicht,  sondern  nur  der  Medi- 
ziner, und  selbst  da  nicht  jeder,  sondern  blos  der  Augenarzt. 
Dann  ist  noch  ein  weiteres  Moment  in  Betracht  zu  ziehen, 
d  i.  das  grosse  Risiko  bei  der  Produktion  im  Verlagsgeschäfte. 
Die  letztere  ist  nämlich  keine  konstante,  sondern  erfolgt  — 
wenn  man  so  sagen  darf  —  stossweise,  denn  der  Verleger  lässt 
eben  die  ganze  Auflage  drucken,  er  kann  aber  nicht  den  Satz 
des  Werkes  beisammen  lassen  und  je  nach  Bedarf  ein  oder 
mehrere  Exemplare  davon  abziehen;  war  daher  die  Auflage  zu 
klein,  so  entgeht  ihm  ein  Gewinn,  wenn  er  nicht  sofort  eine 
neue  Auflage  veranstalten  kann,  war  die  Auflage  zu  gross,  so 
bleiben  ihm  unverkäufliche  Reste.  Der  Fabrikant  konnte  sich 
—  wie  wir  sahen  —  im  schlimmsten  Falle  durch  eine  Preis- 
herabsetzung helfen,  und  bringt  auf  diese  Weise  wenigstens 
einen  Theil  seiner  Kosten  wieder  herein,  dem  Verleger  aber, 
der  ein  unverkäufliches  Buch  drucken  Hess,  bleibt  dieses  Aus- 
kunftsmittel benommen,  da  ungeachtet  aller  Billigkeit  Niemand 
ein  unbrauchbares  Buch  kauft;  der  Verleger  kann  nicht  einmal  den 
Preis  des  Rohstoffes,  des  Papiers  hereinbringen,  sondern  muss  seine 
Reste  geradezu  als  Makulatur  verkaufen.  Will  daher  der  Ver- 
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leger  mit  nur  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  operiren,  so  muss  er 
seinen  Markt  genau  kennen,  denn  nur  dann  vermag  er  zu  be- 
urtheilen,  wie  viel  Exemplare  des  zu  verlegenden  Werkes  er 
wahrscheinlich  absetzen  wird  und  wo  er  die  Käufer  zu  suchen 
hat.  Diese  Kenntnis*  aber  kann  der  Verleger  nur  erwerben, 
wenn  er  den  Gang  des  Sortimentshandels  unausgesetzt  auf  das 
Schärfste  beobachtet,  mit  anderen  Worten  wenn  er  mit  dem 
Sortimenter  ununterbrochen  im  direkten  Verkehr  steht.  Jedes 
Einschieben  eines  Zwischengliedes,  eines  Buchgrosshandels  würde 
dem  Verleger  diese  Beobachtung  des  Marktes  unmöglich,  sein 
Geschäft  zum  Spiele  des  blinden  Zufalls  machen. 

So  weit  die  eben  geschilderten  Verhältnisse  vorwalten,  ist 
somit  in  der  That  der  direkte  Verkehr  zwischen  Verleger  und 
Sortimenter  die  conditio  sine  qua  non  des  heutigen  Buchhan- 
dels, und  wird  es,  wenigstens  bezüglich  des  Verlages  und  Ver- 
triebes von  streng  wissenschaftlichen  Werken,  deren  Absatz  denn 
doch  immer  nur  auf  einen  ziemlich  kleinen  Kreis  von  Gelehrten 
beschränkt  ist,  wohl  auch  in  Zukunft  bleiben.  Bei  Büchern 
hingegen,  die  für  das  grosse  Publikum  bestimmt  sind,  muss 
mit  der  steigenden  Volksbildung  und  mit  der  zunehmenden 
Leselust  dieser  direkte  Verkehr  immer  entbehrlicher  werden. 
Bei  der  eigentlichen  Volksliteratur  ist  dies  auch  in  der  That 
schon  der  Fall.  Bibeln,  Kalender,  Gebetbücher  und  leider  auch 
eine  stattliche  Zahl  von  > Volksromauen, <  welche  die  geistige 
Nahrung  des  Volkes  bilden,  werden  heute  nicht  mehr  von  Buch- 
händlern nach  buchhändlerischen  Kegeln  und  Prinzipien  ver- 
trieben, sondern  von  den  verschiedensten  Händlern,  Buchbindern, 
Eisenbahn-Portiers,  Taback-Verkäufern  u.  dgl.  m.  ebenso  ge- 
kauft und  weiter  verkauft  wie  jede  andere  Waare.  Und  dies 
ist  nicht  zu  bedauern,  denn  je  mehr  die  Grundsätze  des  Waaren- 
handels  auf  die  Bücherwaare  Anwendung  finden,  um  so  billiger 
kann  der  Preis  derselben  gestellt  werden,  weil  damit  alle  die 
unzähligen  Bestellungen  und  Versendungen  einzelner  Bücher 
wegfallen,  die  heute  dem  Sortimenter  —  man  frage  den  ersten 
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besten  von  ihnen  —  eine  geradezu  riesige  Arbeits-  und  Kosten- 
last aufbürden. 

Das  Konditionsgeschäft,  jener  zweite  Grundpfeiler  des  heu- 
tigen deutschen  Buchhandels,  hat  jedenfalls  —  das  lässt  sich 
nicht  leugnen  —  seine  grossen  Vorzüge.  Zunächst  ermöglichte 
es  gegenüber  dem  früheren  Changegeschäfte,  das  auf  der  Ver- 
einigung des  Verlags-  und  Sortimentshandels  in  einer  Person 
beruhte,  die  Trennung  dieser  beiden  Zweige  der  buchhändle- 
rischen Thätigkeit ;  dann  aber  wurde  dadurch  die  Entwickelung 
des  Buchhandels  ausserordentlich  gefördert.  Indem  nämlich 
der  Sortimenter  die  Bücher  vom  Verleger  ä  condition  geliefert 
bekommt,  wird  er  in  die  Lage  versetzt  sein  Geschäft  nahezu 
ohne  eigenes  Vermögen  beginnen  zu  können  und  überdies  wird 
ihm  die  Möglichkeit  geboten  die  verschiedensten  Werke  (ohne 
weitere  Kosten  als  die  des  Transportes)  zu  beziehen,  sie  seinen 
Kunden  zur  Einsicht  zuzusenden,  und  auf  diese  Weise  eine 
grosse  Zahl  von  Exemplaren  abzusetzen,  die  nie  verkauft  worden 
wären,  wenn  es  kein  Konditionsgeschäft  gäbe,  weil  in  diesem 
Falle  der  Sortimenter  selbst  schon  das  Risiko  gescheut  und  das 
Buch  vom  Verleger  gar  nicht  bezogen  hätte.  Im  heutigen 
deutschen  Buchhandel  kommt  eben  das  Prinzip  des  Hausir- 
handels zur  Geltung;  wie  der  Hausirer,  so  wartet  auch  der  Buch- 
händler nicht  auf  den  Kunden,  sondern  sucht  ihn  selbst  auf. 
Schon  der  Verleger  sendet  seine  neuen  Verlagsartikel  dem  Sor- 
timenter häufig  genug  unaufgefordert  zu,  und  dieser  wieder 
sendet  die  Neuigkeiten  seinen  Kunden  ins  Haus.  Dieses  Auf- 
suchen des  Kunden  ist  zwar  nicht  durch  das  Konditionsgeschäft 
bedingt,  denn  der  eigentliche  Hausirhandel  kennt  das  Geschäft 
ä  condition  nicht,  allein  jedenfalls  wird  es  durch  dieses  wesent- 
lich erleichtert  und  der  Absatz  der  Bücher  dadurch  bedeutend 
gefördert. 

Andrerseits  klebt  aber  dem  Konditionsgeschäft  ein  schwer 
ins  Gewicht  fallender  Mangel  an,  d.  i.  der  lange  Kredit.  Schon 
oben  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  der  Verleger  dem  Sorti- 
menter die  zwischen  dem  1.  Januar  bis  letzten  Dezember  zu- 
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gesendeten  Verlagsartikel  bis  zur  Ostermesse  des  nächstfolgenden 
Jahres  ä  condition  zur  Verfügung  stellt,  und  dass  häufig  die 
>  Remittenden  <  (die  Bücher,  die  der  Sortimenter  dem  Verleger 
zur  Ostermesse  als  unverkauft  zurückstellen  sollte)  dem  Sorti- 
menter auf  die  neue  Rechnung  übertragen,  also  neuerdings  auf 
ein  volles  Jahr  kreditirt  werden.  Kredite  bis  zu  einer  Dauer 
von  15  Monaten  bilden  somit  schon  zwischen  Verleger  nnd 
Sortimenter  die  Regel,  in  zahllosen  Fällen  werden  dieselben 
aber  auf  Jahre  hinaus  prolongirt.  Die  weitere  Folge  ist  dann 
die,  dass  der  Sortimenter  seinerseits  wieder  seinen  Kunden  die 
Bücher  gegen  Jahresrechnung  liefert,  also  gleichfalls  Kredite 
bis  zu  einjähriger  Dauer  gewährt  und  selbst  diese  noch  oft  ge- 
nug weiter  prolongiren  muss,  wenn  der  Kunde  zu  Neujahr  nicht 
pünktlich  zahlt.  Ueber  die  Verderblichkeit  so  langer  Konsum- 
tivkredite  ist  kein  Wort  weiter  zu  verlieren,  die  Wissenschaft 
hat  sie  längst  verurtheilt.  Die  gleiche  üeberzeugung  beginnt 
sich  allmälig  auch  in  buchhändlerischen  Kreisen  Bahn  zu  bre- 
chen; denn  abgesehen  von  einem  —  meines  Wissens  ziemlich 
erfolglos  gebliebenen  —  Beschlüsse  der  Sortimenter,  dem  Kunden 
nur  halbjährige  Kredite  zu  gewähren  und  die  Rechnung  mit 
Ende  Juni  und  Ende  Dezember  eines  jeden  Jahres  abzuschliessen, 
macht  sich  sogar  Seitens  der  Verleger  eine  Reaktion  gegen  das 
Konditions-Geschäft  selbst  bemerkbar.  Die  Verlagsartikel  re- 
nommirter  Verleger,  sowie  die  Werke  hervorragender  Autoren 
werden  nämlich  schon  ziemlich  häufig  —  und  die  Zahl  der- 
selben steigt  von  Jahr  zu  Jahr  —  nicht  mehr  ä  condition,  son- 
dern nur  mehr  >fest<  dem  Sortimenter  überlassen,  so  dass 
dieser  das  einmal  bezogene  Buch  dem  Verleger  nicht  mehr  zu- 
rückstellen darf,  sondern  es  behalten  und  bezahlen  muss. 

Das  Konditionsgeschäft  ist  übrigens  mit  dem  direkten  Ver- 
kehr zwischen  Verleger  und  Sortimenter  keineswegs  untrennbar 
verbunden,  denn  der  letztere  kann  ohne  jenes  sehr  wohl  gedacht 
werden  und  besteht  sogar  faktisch  da,  wo  der  Verleger  seine 
Verlagsartikel  nur  > feste  dem  Sortimenter  überlässt.  Andrer- 
seits aber  ist  auch  das  Konditionsgeschäft  ohne  direkten  Ver- 
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kehr  möglich,  und  dies  würde  dann  der  Fall  sein  wenn  ein 
Buch-Grosshändler  die  Verlagswerke  im  Grossen  beziehen  und 
dem  Detailisten  ä  condition  zum  Vertriebe  überlassen  wurde. 

Hiernach  Iftsst  sich  auch  die  Frage  beantworten  in  wie 
fern  die  beiden  Fundamental-Einrichtungen  des  deutschen  Buch- 
handels gerechtfertigt  sind  oder  nicht.  Der  unmittelbare  Ver- 
kehr zwischen  Verleger  und  Sortimenter  ist  —  wie  oben  nach- 
gewiesen wurde  —  dort  geradezu  geboten,  wo  der  Absatzkreis 
der  Bücher  ein  sehr  kleiner  ist,  wo  also  der  Verleger  mit  der 
grdssten  Vorsicht  manipuliren  und  seinen  Markt  genau  kennen 
muss,  und  dies  ist  der  Fall  beim  Verlage  streng  wissenschaft- 
licher Werke,  die  nur  von  einer  geringen  Zahl  von  Gelehrten 
oder  von  öffentlichen  Bibliotheken  gekauft  werden.  Bei  den- 
jenigen Werken  hingegen,  die  für  das  grosse  Publikum  bestimmt 
sind,  muss  mit  der  zunehmenden  Leselust  und  mit  dem  in  nicht 
allzu  ferner  Zukunft  bevorstehenden  Untergange  der  kleinen  und 
demgemäss  lebensunfähigen  Nationen,  also  mit  der  Ausbreitung 
der  grossen,  allein  berechtigten  Weltsprachen,  der  direkte  Ver- 
kehr zwischen  Verleger  und  Sortimenter  immer  entbehrlicher 
werden,  um  schliesslich  einem  eigentlichen  Buch-Grosshandel 
Raum  zu  geben,  wie  dies  jetzt  schon  —  wenn  auch  nur  in  ver- 
einzelten Fallen  —  bezüglich  der  eigentlichen  Volksliteratur 
(Kalender,  Bibeln  etc.)  der  Fall  ist. 

Das  Konditionsgeschäfb  leistet  der  Verbreitung  der  Bücher 
und  damit  dem  Verkaufe  sowie  der  Produktion  derselben  we- 
sentlich Vorschub,  weil  der  Sortimenter  nichts  weiter  riskirt  als 
die  Transportkosten,  wohl  aber  die  ganze  Provision  verdienen 
kann,  und  somit  es  sich  angelegen  sein  lässt  alle  neuen  Er- 
scheinungen auf  dem  Büchermarkte  sich  kommen  zu  lassen,  um  sie 
seinen  Kunden  zur  Einsicht  vorzulegen.  Die  bekannte  That- 
sache,  dass  deutsche  Schriftsteller  beinahe  unter  allen  Umstän- 
den einen  Verleger  für  ihre  Werke  finden,  ist  lediglich  dem 
Konditionsgeschäfte  zuzuschreiben.  Das  Konditionsgeschäft  ist 
somit  vollkommen  berechtigt,  so  lange  der  Sortimenter  miss- 

traui8ch  ist  und  an  dem  Absätze  seiner  Bücher  zweifelt,  wo 
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hingegen  dieser  Zweifel  wegfällt,  ist  auch  der  Bezug  der  Waare 
ä  condition  entbehrlich.  Daher  denn  die  Erscheinung,  dass  die 
Verlagsartikel  bekannter  Firmen  oder  die  Schriften  bedeutender 
Autoren  heute  schon  zum  guten  Theile  nicht  mehr  ä  condition, 
sondern  nur  mehr  >fest<  an  den  Sortimenter  abgegeben  werden. 
Nichtrenommirte  Firmen,  welche  die  Schriften  unbedeutender 
oder  auch  unbekannter  Autoren  verlegen,  werden  noch  auf 
lange  Jahre  hinaus  das  Konditionsgeschäft  nicht  entbehren 
können.  Die  grosse  Berechtigung  des  Konditionsgeschäftes 
unter  der  erwähnten  Voraussetzung  zeigt  sich  übrigens  in  der 
bedeutungsvollen  Thatsache,  dass  das  Ausland  (d.  i.  der  eng- 
lische und  französische  Buchhandel,  welcher  das  Konditionsge- 
schäft nicht  kennt,  und  bei  dem  der  Sortimenter  also  alle 
Bucher  vom  Verleger  fest  kauft)  in  den  letzten  Jahren  in  stei- 
gender Progression  die  Verbindung  mit  dem  deutschen  Buch- 
handel aufsucht  und  sich  seinen  Einrichtungen  und  namentlich 
dem  Konditionsgeschäfte  anbequemt.    Nach  0.  A.  Schule*)  gab 


es  im  Jahre  1869  bereits: 

in  Belgien   18 

in  Dänemärk   22 

in  Frankreich   42 

in  Griechenland   I 

in  Grossbritannien   20 

in  Italien  (sammt  dem  damaligen  Kirchenstaate)  16 

in  den  Niederlanden   40 

in  Russland   78 

iu  Schweden  und  Norwegen   27 

in  Spanien   1 

in  der  Türkei   10 

*     in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  .  45 
(davon  allein  in  New- York  16). 

in  Brasilien   3 


•)  „Allgemeines  Adressbuch  für  den  deutschen  Buchhandel*  von  0.  A. 
8chuU.   Leipzig  1869. 
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in  Chili 
in  Peru 
in  Asien 


4 
1 

3 


dem  deutschen  Buchhandel  angehörende  Firmen. 

Ein  wesentliches  Hülfsmittel  des  deutschen  Buchhandels, 
das  hier  erwähnt  werden  muss,  sind  die  regelmässig  erschei- 
nenden Bücherverzeichnisse.  Die  deutsche  Bibliographie  in 
ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  ist  ohne  den  deutschen  Buchhandel 
und  seine  Zentralisation  in  Leipzig  undenkbar,  sie  ist  sein 
eigenstes  Werk,  sein  getreues  Abbild  und  steht  ebenso  einzig 
da  wie  die  Organisation  des  deutschen  Buchhandels.  Die  di- 
plomatisch genaue  Wiedergabe  der  Titel,  die  Angabe  von  For- 
mat und  Umfang  nebst  Verleger,  Ladenpreis  und  Bezugsbedin- 
gungen sammt  den  dahin  gehörigen  Veränderungen  sind  neben 
der  Vollständigkeit  und  übersichtlichen  Anordnung  des  Mate- 
rials ihr  erster  Vorzug,  ein  weiterer  Vorzug  ist  die  periodische 
Zusammenfassung  der  Oesammterscheinungen  in  kleineren  und 
grösseren  Zeitabschnitten,  sowie  die  systematische  Bearbeitung 
des  reichen  Stoffes  nach  jeder  Art  von  Bedürfhiss.  Das  Bör- 
senblatt beginnt  damit,  dass  es  die  von  zwei  zu  zwei  Tagen  in 
Leipzig  eingehenden  Neuigkeiten  und  Fortsetzungen  nach  den 
Verlegern  registrirt.  Die  HinricJts' sehe  Wochenbibliographie 
bringt  den  Stoff  zuerst  nach  den  Autornamen  in  alphabetische 
Ordnung;  diesen  Wochen-Uebersichten  geht  die  monatliche 
Uebersicht  des  Börsenblattes  in  der  nämlichen  Ordnung  zur 
Seite.  Sodann  folgen  die  Hinrichs' sehen  Vierteljahr-  und  Halb- 
jahrkataloge  unter  Beigabe  von  Sachregistern,  bis  endlich  die 
grossen  Bücherlexika  von  Hcinsius  (bis  1700  herab),  Kayser 
(bis  1750  herabgehend)  und  Kirchhoff,  der  in  verkürzter  Form 
der  Bearbeitung  erst  mit  1851  beginnt,  das  Gesammtmaterial 
in  einheitlichen  Uebersichten  von  fünf  bis  sechs  Jahren  verar- 
beiten. Hierzu  kommen  endlich  dio  literarischen  Fachkataloge 
von  Enslin,  Engelmann,  Zuchold  u.  A.,  die  Kunst-  und  Musi- 
kalienkataloge von  JR.  Weigel,  Hofmeister  etc. 

Dem  deutschen  Buchhandel  in  seiner  geschilderten  Orga- 
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nisation  steht  das  Antiquariat  ganz  getrennt  und  eigengeartet 
gegenüber.  Zur  Zeit  des  Changegeschäftes  lag  der  Handel  mit 
alten  und  neuen  Büchern  so  ziemlich  in  einer  Hand.  Durch 
den  zwischen  den  Verlegern  üblichen  Tausch  ihrer  Verlags- 
artikel wurden  dieselben  Eigenthümer  der  eingetauschten  Bü- 
cher, und  da  die  letzteren  nicht  immer  gleich  verkauft  werden 
konnten,  so  kam  es  von  selbst  dahin,  dass  die  damaligen  Buch- 
händler alte  nnd  neue  Werke  zugleich  feilboten.  Der  Ueber- 
gang  von  dem  Change-  zu  dem  Konditionsgeschäfte  brachte  es 
jedoch  mit  sich,  dass  der  Handel  mit  älterer  Literatur  von  den 
Sortimentern  aufgelassen  wurde.  Indem  nämlich  der  Sorti- 
menter in  Folge  des  Konditionsgeschäftes  der  Notwendigkeit 
überhoben  ist,  ein  ihm  eigentümlich  gehöriges  Lager  von  Bü- 
chern zu  halten  und  weil  er  ferner  die  unverkaufte  Waare  re- 
gelmässig dem  Verleger  zurücksendet,  wurde  der  heutige  deutsche 
Sortimentshandel  fast  ausschliesslich  zum  Handel  mit  neuen  Er- 
zeugnissen der  Literatur.  Die  dadurch  entstandene  Lücke  wird 
von  dem  Antiquarhandel  ausgefüllt. 

Das  Antiquariat  befasst  sich  vorwiegend  mit  dem  Ver- 
triebe von  alten  Büchern,  sein  Name  rührt  daher  und  ur- 
sprünglich beschränkte  es  sich  auch  ausschliesslich  auf  diese 
Thätigkeit.  Das  heutige  Antiquariat  hat  jedoch  einen  ausge- 
dehnteren Wirkungskreis,  und  wenn  auch  der  Handel  mit  alten 
gebrauchten  Büchern  seine  wesentlichste  Aufgabe  bildet,  so  be- 
fasst es  sich  doch  auch  mit  dem  Handel  von  ungebrauchten 
sowohl  älteren  als  ganz  neuen  Erzeugnissen  der  Literatur  und 
kauft  seine  Waare  nicht  ausschliesslich  vom  Publikum  (aus 
zweiter  Hand),  sondern  bezieht  dieselbe  in  zahlreichen  Fällen 
direkt  vom  Verleger.  Das  unterscheidende  Merkmal  des  mo- 
dernen Antiquariates  von  dem  deutschen  Sortimentshandel  liegt 
darin,  dass  der  letztere  das  fixe  Kaufgeschäft  so  viel  als  mög- 
lich meidet,  und  überall  den  Bezug  von  Büchern  ä  condition 
vorzieht,  während  der  Antiquar  nur  den  fixen  Bezug  seiner 
Waare,  d.  i.  den  Kauf  derselben  für  eigene  Rechnung  und  Ge- 
fahr kennt.   Die  Lebensluft  des  Sortimenters  ist  der  Kredit, 
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der  Antiquar  hingegen  nimmt  und  giebt  in  der  Regel  keinen 
Kredit,  sondern  verkehrt  grundsätzlich  nur  gegen  baar.  Der 
Sortimenter  ist  durch  sein  eigenes  Interesse  gehalten  die  Bücher 
zu  dem  von  dem  Verleger  festgesetzten  Ladenpreise  zu  ver- 
kaufen, er  besorgt  gewissermaassen  (ganz  zutreffend  ist  der  Aus- 
druck nicht)  den  Detail-Verschleiss  der  Bücher  gegen  eine  fest- 
gesetzte Provision.  Der  Antiquar  dagegen  ist  Bücher-Spekulant, 
der  sein  Geschäft  rein  nach  den  Prinzipien  des  Waarenhandels 
betreibt.  Er  kennt  keine  andere  Waare  für  die  Bestimmung 
des  Verkaufpreises  seiner  Waare  als  den  Einkaufpreis  uud  den 
Marktwerth  derselben,  deshalb  trachtet  er  wie  jeder  andere 
Kaufmann  so  billig  als  möglich  zu  kaufen  und  so  theuer  als 
möglich  zu  verkaufen,  so  dass  er  einzelne  Bücher  mit  einem 
ganz  geringen  Gewinn,  unter  Umständen  vielleicht  sogar  mit 
Verlust  hingiebt,  während  ihm  bei  seltenen  Werken  ein  Auf- 
schlag von  100  Prozent  und  darüber  nicht  genügt. 

Landwirthschaftliche  Lehranstalt  Lkbwcrd  bei  Tetschen- 
Bodenbach,  im  April  1872. 
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Meditationen  discontinuae  uber  dit  Realkreditfrage  und  die  preussischtn 
Gesetzentwürfe  bezüglich  des  Eigenthumserwerbes  und  der  dinglichen 
Belastung  der  Grundstücke.  Von  Leo  Starnberg.  Berlin,  1872. 
Puttkammer  und  Mühlbrecht. 

In  dieser  Schrift  ist  mit  grosser  Ausführlichkeit  die  Ansicht  entwickelt, 
das s  für  den  Gesetzentwurf  betreffend  den  Eigenthumserwerb  und  die 
dingliche  Belastung  der  Grundstücke  kein  Anlass  gewesen  sei.  Es  habe 
in  Preussen  unter  dem  alten  Hypothekenrechte  keinerlei  Misstrauen  in 
die  Sicherheit  der  Besitztitel  obgewaltet  und,  etwa  mit  Ausnahme  der 
drei  nordöstlichen  Provinzen,  Preussen,  Posen  und  Pommern,  hätte  auch 
ron  keinem  Kreditmangel  des  Grundbesitzes  gesprochen  werden  können. 
Es  sei  aber  gefahrlich,  unnötigerweise  an  der  bestehenden  Gesetzgebung 
zu  rütteln  und  zu  ändern,  eben  weil  ihr  langjähriger  Bestand  den  Vortheil 
mit  sich  führe,  dass  das  Volk  mit  ihr  ?ertraut  sei  und  sich  mit  allen 
seinen  Verhältnissen  in  sie  hineingelebt  habe.  Höchstens  wäre  zulässig 
gewesen,  auf  dem  Wege  der  Provintialgesetzgebung  für  Preussen,  Posen 
und  Pommern  solche  Rechtsformen  einzuführen,  die  geeignet  erscheinen 
möchten,  den  Kapitalisten  williger  zu  machen  Grundstücke  zu  beleihen. 

Diese  Ansicht  dürfte  ausserhalb  des  Juristenstandes  doch  ziemlich 
vereinzelt  dastehen.  Das  volkswirtschaftliche  Urtheil  ist  in  Betreff  der 
meisten  Punkte,  in  welchen  sich  die  neue  von  der  alten  Gesetzgebaug 
unterscheidet,  ein  fast  neutrales.  Volkswirtschaftlich  kommt  es  haupt- 
sächlich auf  den  Gegensatz  der  kündbaren  gegen  die  ablösbare  Hypothek 
an.  Soweit  die  kündbare  Hypothek  aus  der  Erbschaftstheilung  hervorgeht, 
und  grosseutheils  auch  soweit  sie  zu  Bauzwecken  aufgenommen  ist,  fehlt  ihr 
alle  volkswirtschaftliche  Grundlage.  Sie  schliesst  eine  Verpflichtung  in 
sich,  bewegliches  Kapital  zur  Verfügung  eines  Dritten  bereit  zu  halten, 
wo  doch  jedenfalls  in  seiner  Hand  dieses  lewegliche  Kapital  nicht  vor- 
landen ist,  er  also  angewiesen  ist,  einen  anderen  Gläubiger  zu  finden.  Es 
ist  bei  ihr  stillschweigend  angenommen,  dass  wenn  auch  der  einzelne 
Gläubiger  kündigt,  die  Geeammtgläubtger  des  Grundbesitzes  im  Lande  es 
niemals  thun  werden,  ja  dass  die  Gesammtgläubiger  des  Grundbesitzes  im 
Lande  ein  stets  wachsendes,  bewegliches  Kapital  zur  Verfügung  des  Grund- 
besitzes Btellen.   Denn  bei  einer  kündbaren  Hypothek,  die  aus  einer  Erb- 
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sohaftBtheilung  hervorgeht  —  und  das  thut  ja  die  grosse  Mehrzahl  —  ist 
daß  bewegliche  Kapital,  dessen  Existenz  in  der  Bedingung  der  Ktindbar- 
keit  Torausgesetzt  wird,  niemals  wirklich  auf  dem  Markte  gewesen  und 
soll  also  erst  auf  denselben  kommen.  Der  Kreditmangel  des  Grundbesitzes 
ist  die  Folge  der  Belastung  des  Grundbesitzes  mit  kündbaren  Hypotheken, 
für  welche  das  bewegliche  Kapital  niemals  anf  dem  Markte  gewesen  ist. 
Es  ist  für  Meliorationen  nicht  zu  haben,  weil  die  Erbschaftstheilungen  es 
Torher  in  Anspruch  genommen  haben.  Diese  nun  einmal  nicht  wegzu- 
leugnende, wahre  Sachlage  ist  aber  für  die  Jurisprudenz  so  unbequem, 
dass  sie  lieber  gar  nicht  darüber  nachdenken  will.  Die  Hypothek,  weichein 
bestimmtem  Zeiträume  durch  Zuschlag  zu  den  Zinsen  abzulösen  ist,  ist  da- 
gegen eine  Verpflichtung  des  Schuldners,  das  bewegliche  Kapital  wirklich 
zu  sparen,  dessen  Existenz  und  Erreichbarkeit  auf  dem  Wege  der  ding- 
lichen Belastung  bei  der  kündbaren  Hypothek  mit  so  frevelhaftem  Leicht- 
sinn vorausgesetzt  wird.  Diese  Form  allein  ist  wenigstens  bei  Erbach afts- 
theilongen  volkswirthschaftlich  zu  rechtfertigen.  Der  Erblasser  kann  nicht 
hinterlassen,  was  er  nicht  hat;  kann  also  kein  bewegliches  Kapital  hinter- 
lassen, wenn  er  nur  Grund  und  Boden  und  an  denselben  gebundenes  Ka- 
pital besitzt.  Er  kann  aber  dem  Haupterben  das  Erbtheil  unter  der  Be- 
dingung hinterlassen,  dass  derselbe  das  ihm  hinterlassene ,  fiiirte  Kapital 
als  Helfer  seines  Erwerbs  benutzt,  um  in  angemessener  Frist  bewegliches 
Kapital  zu  erzeugen,  welches  die  übrigen  Erben  gegen  Verzicht  auf  ihren 
Thcilanspruch  an  das  fixirte  Kapital  abgezahlt  erhalten  sollen.  So  sieht 
die  volkswirthschaftlich  allein  zu  rechtfertigende  Hypothek  auf  den  Grund- 
besitz aus;  die  Pflicht  der  Auszahlung  des  beweglichen  Kapitals  ist  durch 
den  Zwang  zu  seiner  Ersparung  hierbei  genau  gedeckt  und  die  Pflicht 
tritt  erst  ein,  je  nachdem  die  Ersparniss  nach  billigem,  wirtschaftlichem 
Urtheil  stattgefunden  haben  kann. 

Und  Land  und  Leute  fahren  wohl  dabei,  wahrend  bei  der  kündbaren 
Hypothek  das  für  Melioration  bereite  bewegliche  Kapital  in  Gefahr  ist 
vergeudet  und  zerstört  zu  werden,  auch  in  unz&hligen  Fällen  wirklich  ver- 
geudet und  zerstört  wird  und  dann  für  die  Melioration  natürlich  fehlt. 


Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft ,  als  Grundlage  für  Vorlesungen  und 
Selbststudien.  Von  Dr.  Lorens  von  Stein.  Zweite,  durchaus  umge- 
arbeitete und  sehr  veimehrte  Auflage.  Leipzig,  1871.  F.  Ä.  Brockhau*. 

Grundsätze  der  Finanzwissenschaft  mit  besondererer  Beziehung  auf  den 
preussischen  Staat  Von  Carl  Julius  Bergius.  Zweite,  sehr  vermehrte 
und  verbesserte  Auflage.   Berlin,  1871.  J.  Guttentag. 
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Von  dieiten  beideu  Uebersiehten  der  Finanz  Wissenschaft,  von  denen  die 
eine  in  Wien,  die  andere  in  Berlin  geschrieben  ist,  sind  gleichseitig  neue 
Auflagen  erschienen.  Wie  ans  unseren  früheren  Besprechungen  dem  Leser 
bekannt,  sind  beide  Werke  des  Studiums  werth,  wenn  auch  beide,  wie  bei 
dem  Beichtham  and  der  Veränderlichkeit  der  Materie,  die  sie  behandeln, 
kaum  anders  möglich,  noch  viel  so  wünschen  übrig  Uesen.  In  beiden 
fehlt  die  nöthige  Betonang  des  fast  diametralen  Gegensatzes  zwischen 
Staats-  nnd  Koinmunalfinaozcn,  der  Beziehung  der  Einnahme  auf  die  Natur 
der  Ausgabe,  die  bei  den  letzteren  in  den  Vordergrund  tritt.  Das  be- 
schränktere preussische  Gebiet,  auf  welchem  sich  die  Untersuchungen  des 
Herrn  Bergws  bewegen,  erlaubt  ihm  demselben  eine  konkretere  Färbung 
su  geben.  Seine  Behandlung  der  Einkommenbesteuerung  ist  voller  Licht- 
blicke. 

Professor  L.  um  Stein"*  Form  der  Argumentirung  fordert  rar  Anle- 
gung eines  höheren  Ilaasstabes  heraus.  Dies  kann  aber  nur  bei  einge- 
hender Behandlung  der  einzelnon  Prinzipfragen  geschehen,  wie  dieselbe  für 
einen  andern  Theil  dieser  Zeitschrift  vorbehalten  ist.  Beide  neuen  Auf- 
lagen zeigen  viele  und  wesentliche  Aenderungen  und  Zusätze,  Früchte  der 
Erfahrungen,  welche  der  rasche  Gang  der  Geschichte  in  der  Zwischenzeit 
mit  sieh  gebracht  hat  Herr  Bergius  zieht  die  Verhandlungen  des  preus- 
sischen  Abgeordnetenhauses  über  die  Steuerfragen  bis  auf  die  jüngste  Zeit 
in  ausgedehnter  Weise  heran.  Auch  die  Besitzer  der  früheren  Ausgaben 
werden  Vortheil  darin  finden,  ihre  Bibliothek  mit  den  gegenwärtigen  zu 
vervollständigen. 


Welches  Münzsysttm  in  Deutichland  zu  befürworten  ist.  Von  Gr. 
Verlag  nnd  Druck  von  F.  W.  Nietack,  Berlin,  Neue  Friedrichstr.  34. 
Es  ist  uns  selten  gleiche  Fülle  der  Reflexion  in  gleich  kurzer  Fassung 
vorgekommen,  als  in  diesem  Schriftchen  von  nur  7  Seiten.  Der  ungenannte, 
aber  nicht  unbekannte  Verfasser  hat  Bedenken  gegen  das  von  der  Reichs- 
regierung vorgeschlagene  Reiclismüuzsjstem,  hauptsächlich  wegen  Einführung 
einer  zu  kleinen  Rechnungsmünze.  Er  sagt:  >Das  Mark-  und  Pfennig- 
System  ist  eine  Nachbildung  des  französischen  Franc-  und  Centimen- 
Systema  und  theilt  daher  die  Mängel  des  Originals.  Diese  Mängel  sind: 
1)  man  rechnet  bei  diesen  Systemen  mit  einem  aufgezwungenen  Ballast 
kleinster  Werthe,  auch  wo  man  diese  nicht  braucht-,  2)  die  oberste  Ein- 
heit ist  ein  zu  niedriger  Werth,  man  kommt  daher  zu  rasch  aus  der  un- 
teren in  die  erste  Rubrik  und  mit  dieser  su  rasch  in  die  hohen  Ziffern; 
8)  die  oberste  Einheit  ist  keine  Goldmünte.  Wenn  z.  B.  15,  50,  75  Thaler 
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au  45,  150,  225  Hark,  1  Million  Thaler  zu  3  Millionen  Mark  werden,  so 
wird  dieser  Umtausch  in  dreimal  höhere  Ziffern  doch  unzweifelhaft  einen 
sehr  fühlbaren  Uebelstand  ausmachen,  und  sollten  wir  bleibend  auf  Drittel- 
werthe  gesetzt  und  darauf  verwiesen  sein,  die  Rechnung  nach  Pfennigen 
zu  machen,  so  würde  das  wohl  kaum  in  gutem  Einklang  zur  wiederer- 
standenen Grösse  des  deutschen  Reiches  stehen,  vielmehr  möchte  die  um 
diesen  Preis  erlangte  Dezimaltheilung  des  Mänztystems  als  ein  Pyrrhus- 
sieg zu  betrachten  sein,  bei  welchem  der  Gewinn  dnreh  grosse  Verluste 
wett  gemacht  wird.  Es  ist  soviel  über  die  reine  Goldwährung  gesprochen 
worden,  and  da  beim  Müuzwesen  die  Erreichung  dieses  Zieles  unstreitig 
sehr  wunschenbwerth  ist,  so  sollte  man  bei  der  Aufstellung  eines  neuen 
Münzsystems  wohl  darauf  bedacht  sein,  dieses  Ziel  2U  erreichen.  Aber  die 
reine  Goldwährung  ist  unmöglich,  wenn  die  oberste  Einheit  des  Mönz- 
systems  nicht  eine  Goldmünze  ist,  sonst  hat  man  die  Goldwährung  nur 
immer  —  mit  einem  Haufen  Silber  nebenbei!« 

Er  macht  sich  dann  an  den  interessanten  Versuch,  eine  volkswirih- 
»chaftlicht  Grundlage  für  die  Festsetzung  der  Rechnungsmünze  aufzu- 
finden. Er  sagt:  »Man  wird  behaupten  können,  dass  die  oberste  Einheit 
eines  Münzsystems  einen  Werth  von  richtiger  Höhe  ausmachen  wird,  wenn 
sie  dem  landesüblichen  Betrage  eines  guten  und  reichlichen  Tagelohnes 
ungefähr  entspricht.  (Seht  sie  weit  nach  oben  über  diesen  Betrag  hinaus, 
so  wird  sie  durch  ihre  Höhe  unbequem  werden,  d.  h.  durch  einen  zu 
grossen  Umfang  der  erforderlichen  Unterabteilungen,  bleibt  sie  dagegen 
sehr  beträchtlich  unter  diesem  Betrage,  so  wird  man  damit  sieher  nicht 
weit  reichen,  sie  wird  dann  eine  zu  niedrige  sein.  Es  wird  demnach  bei 
der  Wahl  der  obersten  Einheit  für  ein  neues  Münzsystem  zu  Raths  zu 
ziehen  sein,  was  im  Lande  zur  Zeit  als  ein  guter  und  reichlicher  Tagelohn 
gilt.  Da  die  geschickteren  Handwerker  jetzt  schon  bei  uns  beträchtlich 
über  1  Thaler  Tagelohn  erhalten,  so  ist  hieraus  zu  schliessen,  dass  es  nicht 
rathsam  sein  würde,  für  ein  bei  uns  einzuführendes  neues  Münzsystem 
eine  unter  dem  Thaler  befindliche  oberste  Einheit  aufzustellen,  sondern 
dass  es  rathsamer  sein  wird,  einen  über  dem  Thaler  stehenden  Betrag  dafür 
zq  wählen;  sonst  würde  zu  besorgen  sein,  dass  man  bei  dem  fortwährenden 
Sinken  des  Geldwertes  damit  auch  schon  zu  bald  wieder  in  die  hohen 
Ziffern  kommen  würde.« 

Man  wird  zugeben  müssen,  dass  dies  kein  übler  Gedanke  ist  Der 
Durchschnittesatz  des  Tagelohns  bildet  in  der  That  den  Hauptstempel  der 
nationalen  Wirtschaft  und  das  Maass  ihrer  Kulturhöhe.  Nach  dem  Tage- 
lohn bat  man  zu  entscheiden,  ob  ein  Volk  reicher  oder  ärmer  ist,  als  ein 
anderes  und  mit  dem  nationalen  Durcbschnittssatz  des  Tagelohns  misst  man 
unwillkürlich  und  unbewusst,  wenn  man  reich  und  arm  innerhalb  der 
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nationalen  Gesellschaft  einander  gegenüber  stellt.  Dieser  Gedanke  ist  not 
bisher  noch  nirgends  vorgekommen  und  scheint  ein  originaler  des  Ver- 
fassers zn  sein.  Dergleichen  ist  stets  mit  Dank  anzunehmen ,  auch  wenn 
man  sich  das  Schlussurtheil  noch  vorbehält.  Denn  ist  ein  nener  Gedanke 
nicht  alsbald  ein  Ziel,  so  ist  er  doch  häufig  eröffneter  Weg  zu  einem  Ziel. 
Diesen  neuen  Gesichtspunkt  zu  den  schon  rorhandenen  hinzufügend  macht 
der  Verfasser  sich  nun  an  die  Aufgabe,  die  beste  Rechnungsmünze  für  das 
deutsche  Keich  zu  finden.  Er  fahrt  fort:  »An  ein  neues  Münzsystem, 
welches  nach  den  bei  uns  vorliegenden  Verhältnissen  als  zweckmässig 
gelten  könnte,  werden  hiernach  folgende  Anforderungen  gestellt  werden 
können:  1)  es  soll  dabei  der  Dezimalfuss  in  Anwendung  gebracht  sein; 
2)  die  oberste  Einheit  des  Münziystems  soll  weder  zu  weit  nach  oben  noch 
zu  weit  nach  unten  von  dem  zur  Zeit  landesüblichen  Betrage  eines  guten 
und  reichlichen  Tagelohns  entfernt;  3)  sie  soll  eine  Goldmünze  sein;  4)  die 
kleinsten  Werthe  sollen  nach  Belieben  zur  Rechnung  hinzugezogen,  oder 
von  derselben  fortgelassen  werden  können;  5)  das  neue  Münzsystem  soll 
eine  möglichst  leichte  Vermittelung  mit  den  im  deutschen  Reichsgebiet 
bisher  bestandenen  hauptsächlichen  Müozsystemen  zulassen,  wobei  dem  in 
dem  bei  Weitem  überwiegenden  Haupttheile  dieses  Gebiets  bisher  verbrei- 
teten Thaler-  und  Groschen-System  billiger  Weise  eine  hauptsächliche  Be- 
rücksichtigung zu  widmen  ist  Die  Wahl  einer  obersten  Einheit  für  ein 
solches  Münzsystem  wird  dadurch  erleichtert,  dass  manche  Werthe,  weil 
sie  dem  letzteren  Punkte  nicht  genügen ,  dabei  nicht  weiter  in  Betracht 
kommen  können.  Weder  der  Thaler,  noch  der  süddeutsche  oder  österrei- 
chische Gulden  und  deren  Vielfache  würden  für  die  oberste  Einheit  des 
neuen  Münz*ystems  anwendbar  sein,  weil  die  Dezimaltheilung  dieser 
Werthe  nicht  zu  Beträgen  führt,  welche  eine  gute  Vermittelung  mit  den 
Groschenwerthen  gewähren  wurden.  Es  giebt  unter  den  für  die  Wahl  der 
obersten  Münzeinheit  in  Betracht  zu  ziehenden  Beträgen  nur  eine  Reihe 
von  Werthen,  welche  der  letzteren  Anforderung  genügen,  das  sind  die 
Werthe  von  100  ,  50  uni  25  Groschen.  Die  Anwendung  des  letzteren 
Wertlies  für  die  oberste  Einheit  de»  Münzsystems  würde  nicht  zu  empfeh- 
len sein,  weil  er  an  Höhe  schon  schwerlich  ausreichend  wäre,  und  ausser- 
dem der  bei  der  Hunderttheilung  dieses  Betrage«  sich  ergebende  Viertel- 
groschen eine  zu  niedrige  und  dadurch  unbequeme  Abstufung  darbieten 
würde.  Andererseits  dürfte  der  Werth  von  100  Groschen  unseren  Ver- 
hältnissen nach  als  zu  hoch  gegriffen  für  die  Wahl  der  obersten  Münzein- 
heit gelten.  Diese  würde  dann  dadurch  unbequem  werden,  dass  der  Be- 
reich der  Groschen  zu  weit  hinauf  reichte.  Dagegen  hält  der  Werth  von 
50  Groschen  zwischen  den  beiden  zam  Gebrauch  nicht  zu  empfehlenden 
Endgliedern  dieser  Reihe  die  richtigo  Mitte  ein  und  empfiehlt  sich  in  jeder 
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Beziehung  als  ein  zur  Wahl  der  obersten  Münzeinheit  sehr  geeigneter. 
Dieser  Werth  hat  hei  der  Hunderttheilung  zw  Einheit  den  halben  Gro- 
schen, welcher  eine  ganz  gute  Abstufung  der  einzelnen  Hunderttheile  dar- 
bietet, und  er  hat  zum  Zehner  die  Haupt-Kurantmünze  des  Tbalersystems, 
das  Fünfgroschenstuck,  er  bietet  also  in  diesen  beiden  Punkten  ganz  gün- 
stige Verhältnisse  dar.  Dass  der  Werth  von  50  Groschen,  den  wir  hier 
vorläufig  als  >  Gold  thaler«  bezeichnen  wollen,  für  die  oberste  Münzeinheit 
ein  zu  hoher  sein  würde,  wird  man  nicht  zu  befürchten  haben,  denn  ge- 
genwärtig haben  50  Groschen  schon  bei  Weitem  weniger  Werth,  als  vor 
hundert  Jahren  1  Thaler  Werth  hatte.  Es  dürfte  sich  daher  nur  noch  da- 
rum handeln,  ob  der  Werth  von  50  Groschen  zur  Ausprägung  als  Gold- 
münze, was  für  die  oberste  Einheit  des  Münzsystems  erfordert  wird,  ge- 
eignet sein  würde,  da,  wie  die  schweren  Silbermünzen  durch  ihre  Grosse 
nnd  ihr  Gewicht  unbequem  werden,  umgekehrt  eine  Goldmünze  auch  durch 
das  andere  Extrem  eines  zu  kleinen  Umfangs  für  den  Gebrauch  unbequem 
werden  kann.  Dies  ist  allerdings  bei  dem  Goldiollar  der  nordamerika- 
nischen Union  der  Fall,  welcher  dorch  seine  Kleinheit  eine  für  den  Ge- 
brauch unbequeme  Münze  ist,  aber  es  ist  nicht  noth wendig,  dass  man 
sich  hierbei  den  Golddollar  zum  Moster  zu  nehmen  hätte.  Da  es  etwas 
ganz  Unwesentliches  ist,  ob  diese  niedrigste  Goldmünze  des  neuen  Münz- 
systems von  möglichst  reinem  Golde  sein  würde  oder  nicht,  die  Haupt- 
sache vielmehr  die  bleibt,  da3s  sie  eine  für  den  Gebrauch  zweckmässige 
Gestalt  erhält,  so  wird  man  es  völlig  in  der  Hand  haben,  nötigenfalls 
durch  eine  etwas  stärkere  Legirung  des  Goldes  mit  Silber  oder  Kupfer 
oder  mit  beiden  Metallen  zugleich  dieselbe  in  einer  an  Umfang  nnd  Stärke 
für  den  Gebrauch  bequemen  Gestalt  herzustellen.  Es  wird  also  jedenfalls 
der  Werth  von  50  Groschen  für  die  Ausprägung  einer  zweckmässig  ge- 
stalteten Goldmünze  wohl  geeignet  sein.  Es  könnte  für  den  Hunderttheil 
des  Goldthalers  (Vs  Groschen)  die  Bezeichnung  >Deut«  oder  »Cent«  in 
Anwendung  gebracht  werden.  Wir  wollen  hier  vorläufig  der  letzteren 
Bezeichnung,  da  sie  in  Kürze  die  Hunderttheilung  andeutet,  den  Vorzug 
geben.« 

Die  Stärke  der  Legirung  des  Goldes  will  uns  nicht  recht  gefallen. 
Die  Verwandlung  der  Münze  in  Handelsgold  und  des  Handelsgoldes  in 
Münze  muss  so  wenig  wie  möglich  erschwert  werden.  Münze  ist  eben  nur 
vomMünzherrn  gewägtes  und  geprüftes  Handelsmetall,  für  dessen  ange- 
gebenes Gewicht  und  übliche  Legirung  der  Münzherr  sich  mit  seiner  Ehre 
verbürgt.  Die  Bücksicht  auf  den  Tagelohn  und  die  notwendige  Bück- 
sicht auf  die  Gestalt  der  Münze  und  auf  ihre  Ausprägung  in  Währungs- 
metall vertragen  sich  hier  offenbar  nicht  recht  mit  einander. 

Die  neue  Grundlage  führt  aber  nach  des  Verfassers  eigenem  Gefühl 
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noch  su  einer  weiteren  Schwierigkeit,  die  mit  der  kleinsten  Münze  des 
Systems  verknüpft  ist  Er  sagt:  »Selbstverständlich  könnte  man  nach 
den  bei  uru  vorhandenen  Verhältnissen  mit  dem  Cent  noch  nieht  am  Ende 
sein.  Es  ist  mehrfach  der  Vorschlag  gemscht  worden,  das«,  wo  für  die 
Herstellung  der  kleinsten  Werthe  das  Bedürfniss  einer  weiteren  Theilong 
der  unteren  Münseinheit  eintritt,  eine  weitere  Theilong  derselben  in  Viertel 
in  Anwendung  gebracht  werden  möchte.  Es  würde  das  jedoch  hier  für 
die  Herstellung  der  erforderlichen  kleinsten  Werthe  noch  nicht  ausreichend 
sein,  und  sodann  ist  es,  wenn  Bruchtheile  in  Anwendung  gebracht  werden, 
nicht  unbequemer  sondern  bequemer  all  die  Anwendung  der  Viertheilung, 
das 3  man  bei  der  Dezimaltheilung  verbleibt  Es  wird  also  den  Cents  eine 
Unterteilung  von  Zehntel-Cent  anznschlieesen  sein.  Will  man  die  Zehntel- 
Cent  (die  Pfennige)  in  Anwendung  bringen,  so  macht  man  hinter  den 
Cents  ein  Komma  oder  in  Rechnungen  einen  Strich  und  stellt  die  Zehntel 
dahinter.  Beim  Rechnen  hat  man  immer  nur  mit  zwei  Grössen,  mit  Gold- 
thatern  und  Cents  zu  thun,  und  Niemanden  wird  es  aufgenöthigt  sein, 
mit  kleineren  Werthen  als  dem  Cent  zu  rechnen ,  wo  er  diese  nicht  in 
Anwendung  bringen  will.« 

Das  geht  aber  doch  nicht;  unser  Pfennig  ist  schon  tu  klein  und  nun 
gar  Münzen  im  Werthe  von  nicht  viel  mehr  als  V*  Pfennige.  Was  hat  der 
Verfasser  aber  gegen  die  Viertelung  der  kleinsten  Dezimalmünze  einzu- 
wenden, welche  auf  den  Antrag  des  Herausgebers  dieser  Zeitschrift  —  eben 
um  die  Wahl  einer  grösseren  Rechnungsmünze  als  die  Mark  und  des 
Gulden  freizulassen  —  in  die  Resolution  des  Lübecker  Kongresses  aufge- 
nommen worden  ist.  Gerade  für  sein  System  ist  dieselbe  wie  gemacht 
und  sie  hat  auch  zugleich  den  entschiedenen  Vonug,  einen  recht  hasslichen 
Fehler  des  ganzen  Deiimalsystcms,  nämlich  den  Ausschluss  der  Viertelung, 
wenigstens  auf  den  untersten  Stufen  wieder  gut  zu  machen.  Das  Volk 
denkt  nur  in  Vierteln  und  nicht  io  Fünfteln,  wenn  es  über  die  Halbirung 
hinausdenkt  Es  denkt  dann  ganz  natürlich  wieder  an  eine  weitere  Hal- 
birung. In  der  Sprache  bedeutet  ein  Viertel  darum  häufig  einen  kleineren 
Theil  schlechtweg.  Man  spricht  von  Stadtvierteln  und  nirgends  von  Stadt- 
fünfteln. Auch  im  dezimirten  Frankreich  giebt  es  bis  heute  nur  »qmar- 
tors«;  aus  einq  laset  sich  gar  kein  ähnlicher  Ausdruck  bilden.  Natürlich 
ist  das  Viertel  auch,  eben  weil  es  die  Natur  dem  Menschen  vormacht;  die 
Fünf  kommt  in  der  Natur  nur  bei  den  Fingern  vor  und  auch  von  diesen 
ist  einer  ein  Daumen.  An  den  Füssen  der  Thiere  spielen  gar  erst  2,  3 
und  4  als  Zehenzahlen  die  Hauptrolle.  Mit  der  Fünf  hat  man  allerdings 
gezählt;  weil  man  zuerst,  ehe  man  Zahlnamen  hatte,  nur  mit  der  Hand 
für  das  Auge  zählen  konnte  und  auch  die  Zahlnamen  haben  sich  dann  an 
diese  Zählnngsweise  angeschlossen.   Aber  gedacht  hat  man  nur  mit  der 
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Zwei  und  der  Vier.  Denn  von  selbst  gliedert  eich  das  erlegte  Wild  in 
zwei  Vorderviertel  nnd  in  zwei  Hinterviertel.  Die  Zwei  nnd  die  Vier 
sind  nioht  bloss  abstrakte  Zahlen,  sie  sind  konkrete,  eng  mit  dem  Bedürf- 
niss  zusammenhängende  Vorstellungen.  Die  kleine  Störung,  welche  für 
das  kaufmännische  Rechnen  entsteht,  wenn  das  Dezimalsystem  ein  vierge- 
getheiites  Schwänzchen  bekommt,  fällt  der  Rücksicht  auf  Volksgewohn- 
heiten nnd  die  Gedankenwelt  im  Kopfe  der  wirthBchaftlich  schwächsten 
Gesellschaftsschichten  gegenüber,  nicht  in'g  Gewicht  Die  Kanfleute 
können  ja,  wo  mit  Preisen  zu  rechnen  ist,  bei  denen  die  Viertel  auftauchen, 
das  Viertel  in  "/im  übersetzen.  Nicht  aUe  Dezimalstellen,  mit  denen  man 
rechnet,  brauchen  ja  ausgeprägt  zu  werden.  Uebrigens  hat  der  Verfasser 
die  Notwendigkeit  der  Viertelung  vollständig  gefühlt,  denn  an  einer  an- 
deren Stelle  schlägt  er  selber  die  Ausprägung  von  2'/>  Zehntel-Centstücken 
vor,  nnd  nicht  von  2  Zehntel-Centstücken,  neben  seinem  ganz  überflüssigen, 
rein  der  Theorie  zu  Liebe  aufgenommenen  1  Zehntel-Centstücke,  für  wel- 
ches man  noch  keinen  Tafelstein  kaufen  könnte.  Es  würde  höchstens 
beim  Maikäferhandel  der  Kinder  —  beim  Kieterbietern  —  eine  praktisch« 
Bolle  spielen.  Die  Hälfte  nnd  die  Viertel  reichen,  gerade  bei  seinem 
Systeme,  vollständig  aus.  Gerade  er,  der  die  Rücksieht  auf  das  Bedürfnis 
so  vollständig  begreift  und  auch  im  Uebrigen  so  klar  denkt,  hätte  sich 
nicht  von  der  Flachheit  des  Dezimalsystems  verlocken  lassen  sollen,  mit 
seinen  Zehntel-Cents  die  reinen  Mtinz-Allotria  zu  treiben.  Was  geht  den 
Gesetzgeber  die  Bequemlichkeit  der  Kaufleute  an.  Mögen  sie  besser  rech- 
nen lernen;  dafür  sind  sie  eben  Kanflente  und  verdienen  schweres  Geld. 
Das  fehlte  gerade  noch,  ihnen  hierin  anf  Kosten  des  armen  Volkes  ent- 
gegenzukommen und  ihrem  Wunsche  nach  Bequemlichkeit  zu  fröhnen. 
Müssen  wir  Volkswirthe  doch  noch  ganz  anders  rechnen  können  als  die 
Millionäre.  Müssen  wir  doch  Zins  von  Zinsrechnung  alle  Augenblicke 
wenigstens  im  Kopfe  übersehlagen,  ohne  Zeit  zu  haben,  die  Logarithmen- 
tafel zur  Hand  zu  nehmen. 

Wir  haben  nns  aber  eben  anf  dieses  Kopfrechnen  mühsam  eingeschult, 
haben  die  nöthige  Gymnastik  im  Rechnen  getrieben  nnd  brauchen  des- 
wegen das  Dezimalsystem,  wenn  wir  wollen,  gar  nicht.  Sieh  alle  Zahlen 
nach  Potenzen  von  sehn  zurecht  zu  legen  ist  doch  immer  nur  eine  Esels- 
brücke, bei  der  sich  der  richtige  Kaufmann  nioht  beruhigen  sollte.  Ueber 
die  10,000  weiss  er  freilich  damit  Bescheid,  aber  bei  der  10,001  giebt  es 
Nüsse  zu  knacken,  die  man  mit  dem  Dezimalsystem  nicht  öffnet,  und  wenn 
es  auch  keinen  praktischen  Nutzen  hat,  im  Kopfe  —  schnell  geht  es  näm- 
lich nur  im  Kopfe,  auf  dem  Papier  würde  es  21  Divisionen  erfordern  — 
es  herausfinden  zu  können,  dass  10,001  das  Produkt  der  beiden  Primzahlen 
73  nnd  187  ist,  so  verschafft  man  sich  doch  durch  solche  brodlose  Künste  die 
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nöthige  Stärke  in  der  brodgebenden  Kunst  des  Handel«,  am  nicht  ver- 
langen zu  müssen,  dass  einem  das  Rechnen  beqnemer  gemacht  werde  auf 
Kotten  derjenigen,  die  vom  Rechnen  nicht«  weiter  wissen,  als  daas  2X2 
4  ist. 

In  Betreff  der  Goldmünzen  hat  der  Verfasser  nach  einer  Aussöhnung 
seines  Systems  mit  dem  Vorschlage  der  Regierang  gesucht,  wobei  er  eben- 
falls nicht  umhin  kann  trotz  des  Dezimalsystems  der  Zahl  4  gerecht  zu 
werden.  Er  sagt:  »Während  das  Mark-  und  Pfennig-System  nach  den 
dargelegten  Gründen  sich  nicht  zur  Erhaltung  empfehlen  lässt,  verhält  es 
•ich  dagegen  mit  den  Goldmünzen  dieses  Systems  anders,  sie  sind  gut  ge- 
wählt und  die  Erhaltung  derselben  ist  durchaus  za  empfehlen.  In  Län- 
dern, in  denen  der  Werth  des  Geldes  ein  geringerer  ist  als  bei  uns,  möchte 
vielleicht  eine  Goldmünze  rom  ungefähren  Werth  des  Sorereign  oder  von 
2  Dukaten  oder  von  einem  dem  nahestehendem  Werth  genügend  sein. 
Nach  den  bei  uns  vorliegenden  Werthverhältnissen  aber  ist  neben  jenem 
Werthe  noch  das  Bedürfnis»  nach  einer  kleineren  Goldmünze  im  Betrage 
von  ungefähr  1  Dnkaten  vorhanden  und  schon  des  Wechseins  wegen  ist 
es  wünschenswerth,  dass  die  kleinere  Goldmünze  die  Hälfte  der  nächsfol- 
genden  ausmacht.  Diesen  Bedürfnissen  entsprechen  das  Zehn-  und  das 
Zwanzig-Markstück.  Im  Goldtbaler-Syatem  würden  die  Goldmünzen,  welche 
den  Werth  von  2  und  4  Goldthalern  ausmachen,  ebenfalls  ihre  Stelle  be- 
halten. Es  übrigt  nur  noch  zur  bequemeren  Zahlung  und  Versendung 
grösserer  Summen  ein  Zehn-Goldthalerstück  (=  16*/»  Thaler,  also  6  Stück 
—  100  Thlr.,  3  Stück  =  50  Thlr.)  hinzuzufügen.  Denn  bei  der  Wahl 
der  Goldmünzen  ist  hauptsächlich  auf  zwei  Punkte  Rücksicht  zu  nehmen. 
1)  dass  eine  Goldmünze  zur  möglichst  bequemen  Zahlung  grösserer  Sum- 
men, 2)  dass  aber  auch  solche  Goldmünzen  vorhanden  sind,  mit  denen  die 
Zahlung  mässiger  Werthe  .durch  eine  Münze  ausgeführt  werden  kann  und 
welche  zum  gegenseitigen  Wechseln  der  Goldmünzen  gut  geeignet  sind. 
Während  der  ersteren  Rücksicht  das  Zehn-Goldthalerstück,  durch  welches 
man  mit  einer  Rolle  von  60  Stück  Tausend  Thaler  zahlen  kann,  gut  dient, 
entspricht  der  zweiten  Rücksicht  die  Reihe  der  3  unteren  Goldmünzen 
dieses  Systems  von  1,  2  und  4  Goldthalern,  von  denen  die  folgende  immer 
das  Doppelte  der  vorhergehenden  ausmacht  und  welche  den  Werthen  von 
7t,  1  und  2  Dukaten  ungefähr  gleichkommen,  besser,  als  wenn  neben  dem 
Zehn-Goldthalerstück  ein  Fünf-Goldthalerstück  vorhanden  wäre.  Denn  für 
den  gewöhnlichen  Gebrauch  ist  der  Werth  des  letzteren  (von  8 x[t  Thaler) 
schon  ein  viel  zu  hoher  und  für  grössere  Zahlungen  ist  das  Zehn-Gold- 
thalerstück besser.  Die  Aufstellung  eines  Fünf-Goldthalerstücks  würde 
daher  eine  zwecklose  sein.  Dagegen  würde  es  für  die  Bedürfnisse  des  ge- 
wöhnlichen Gebrauchs  eine  sehr  fühlbare  Lücke  sein,  wenn  das  Zwei-  oder 
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Vier-Goldtlial  er  stück  fehlen  würde.  Man  wird  sich  daher  davor  zu  hüten 
haben,  die  Eintheilung  der  Münzen  nach  einer  abstrakten  Schablone 
vorzunehmen,  da  hierbei  das  Bedürfniss  die  oberste  Richtschnur  an- 
giebt« 

So  ist  es  recht,  das  Bedürfnis«  muss  nicht  bloss  die  oberste,  sondern 
die  alleinige  Richtschnur  für  den  Gesetzgeber  sein.  Wenn  der  Verfasser 
auf  seinen  Gedankengang  bis  hierher  zurückblicken  will,  wird  ihm  vielleicht 
doch  der  Gedanke  kommen,  dass  er  am  besten  thun  würde,  zwischen  den 
beiden  Postulaten,  dass  die  Rechnungsmünte  den  Tagelohn  zur  Grundlage 
haben  solle  und  dass  sie  zugleich  aus  Gold  herzustellen  sei,  eine  Wahl  zn 
treffen.  Halt  er  an  dem  enteren  fest,  so  wäre  an  seinem  Systeme  nichts 
zu  ändern,  ausser  daas  die  Rechnungsmünze  aus  Silber  und  zwar  unter- 
wertbig  als  Scheidemünze  herzustellen  wäre.  Hält  er  dagegen  das  Postu- 
lat für  wichtiger,  dass  die  Rechnungsmünze  aus  Gold  herzustellen  sei,  so 
würde  er  sein  System  so  zu  sagen  ernporxuschieben  haben,  und  wir  zwei- 
feln nicht,  dass  er  in  diesem  Falle,  bei  der  gebotenen  Rücksicht  auf  die 
beb tehenden  Münzsysteme  sehr  bald  zu  ähnlichen  Schlüssen  gelangen  würde, 
wie  die  Majorität  des  Kongresses  deutscher  Volkswirthe,  mit  dem  einzigen, 
unwesentlichen  Unterschiede,  dass  bei  ihm  die  Währungsiuünze  mit  der 
Rechnungsniünze  zusammenfallen  und  es  zu  einer  Eintheilung  der  Rech- 
nungsmünze in  Tausendtheile  kommen  würde,  entweder  mit  dem  Zehntel 
'oder  dem  Zweizehntel-Groschen  als  tausendsten  und  kleinsten  Theil.  Einen 
praktischen  Grund  für  die  Verlegung  des  Charakters  der  Rechnungsmünze 
auf  eine  Unterabtheilung  der  Währungsmünze  gitbt  es  nicht,  wenn  nicht 
die  Rücksicht  auf  den  Tagelohn,  wegen  der  konkreten  Vorstellungen  vom 
Gelde,  die  eine  Verknüpfung  des  Geldes  mit  dem  Tagelohn  unzweifelhaft 
befördern  würde,  als  eine  solche  gelten  soll.  Dies  ist  für  uns  noch  nicht 
erwiesen.  In  den  Ländern  des  höchsten  Arbeitslohnes,  in  England  und 
Amerika,  fällt  die  Währungsfrage  mit  der  Rechnungsmünze,  aber  nicht  mit 
dem  durchschnittlichen  Satze  des  Tagelohnes  zusammen.  In  England  ist 
derselbe  sehr  viel  niedriger,  in  Amerika  namhaft  höher. 


Myntfragans  nya  stäUning  af  H.  Forstill.    (Besonderer  Abdruck  aus 
der  Saentlk  Tidskrift). 
Der  Verfasser  hält  den  Uebergang  Schwedens  zur  Goldwährung  und 
zwar  im  Anschluss  an  die  Formen,  die  dafür  in  Deutschland  würden  be- 
liebt werden,  für  unerlässlich.    Wenn  Deutschland  eine  Hauptgoldmünze 
wähle,  welche  dem  französischen  25  Frankstück  so  nahe  stehe,  dass  sie 
im  Kleinverkehr  an  der  Grenze  für  ein  solches  gelten  würde  und  die  dabei 
Volkiwirth.  Vi«rWJ»hr»chrift.   1871.  IV.  10 


Digitized  by  Google 


14G 


um  die  Differenz  von  wenig  mehr  als  1%  geringfügiger  im  Werthe  sei. 
so  werde  du  auf  einen  Münzsieg  Deutschland«  hinauslaufen,  der  es  für 
den  kommerziell  so  eng  durch  Hamburg  und  Lübeck  mit  Deutschland  ver- 
knüpften Nörden  unmöglich  mache,  sich  an  das  französische  Münzsystem 
anzuschliesaen.  Mit  den  kosmopolitischen  Ansprüchen  dieses  Münzsystems 
und  den  Hintergedanken,  welche  in  diesen  Ansprüchen  gesteckt  hätten,  sei 
es  überhaupt  vorbei  und  Frankreich  sei  abgesetzt  von  seiner  bisherigen 
Stellung.  Alle  nationalen  Antipathieen  dürften  aber  im  Norden  nicht  ver- 
hindern, in  der  Münzreformfrage  so  zu  verfahren,  wie  es  die  Landesinter- 
essen erheischten.  Der  Verfasser,  der  ausdrücklich  zu  dem  Kongress  der 
deutschen  Volkswirthe  in  Lübeck  von  Upsala  herübergekommen  war,  um 
der  Disknssion  der  Münzreformfrage  anf  diesem  Kongresse  beizuwohnen, 
zeigt  sich  mit  der  Geschichte  der  Münzreformbewegung  in  Deutschland 
sehr  vertraut  und  giebt  seinen  Lnndslenten  Ansknnft  über  die  einschlägige 
Literatur  und  die  verschiedenen  Vorschlüge.  Dies  Entgegenkommen  von 
schwedischer  Seite  hat  Anspruch  anf  deutsche  Erwiederung.  Der  Verfasser, 
indem  er  für  den  Toast  auf  die  ausländischen  Gäste  auf  einer  der  Fest- 
lichkeiten jenes  Kongresses  für  seine  Person  dankte,  schilderte  die  Erhe- 
bung und  Leistungen  des  deutschen  Volks  während  der  letzten  Jahre  als 
das  Grösste,  von  dem  die  Geschichte  der  Menschheit  überhaupt  wisse,  und 
fügte  dann  die  Mahnung  hinzu,  sich  vom  Erfolge  nicht  berauschen  zu 
lassen  und  nicht  zu  vergessen,  dass  auch  das  Grösste  nur  gross  bleibe, 
wenn  freiwillig  gehaltenes  Maass  dabei  sei.  Deutschland  solle  das  erste 
Beispiel  bewuasten  Maasshaltens  in  der  Geschichte  geben  und  sich  enthaltet] 
nach  dem  Unmöglichen  zu  streben,  wie  es  bisher  noch  an  allen  Völkern, 
die  gleich  ihm  grosse  Erfolge  errungen  hätten  und  sich  von  denselben 
hätten  berauschen  lassen,  bestraft  worden  sei.  Mit  anderen  Worten  wir 
sollten  es  nicht  treiben,  wie  dio  Griechen,  die  Römer  und  —  die  Fran- 
zosen. Und  darin  hat  er  Recht.  8eine  Mahnung  ist  vollständig  gewürdigt 
worden. 


The  Natural  System  of  Coinage.  An  Appeal  to  the  Inteüigence  of  Otr- 
many.  By  O.  Johnstone  Stoney.  Berlin,  1871.  PuUkammer  nnd 
Mühlbrecht. 

Die  gleiche  Schrift  mit  gegenüberstehender  deutscher  üebersetzung  unter 
dem  Titel:  Das  natürliche  Münzsystem,  ibid. 
Unter  dem  natürlichen  Münzsystem  versteht  der  englische  Herr  Ver- 
fasser, der  sich  gedrungen  fühlt  uns  Rath  zu  geben,  ein  solches,  welches 
an  die  Gewichtseinheit  des  metrischen  8ystems  geknüpft  ist.  Er  will  ein 
kleinstes  Goldstück,  welches  2  Gramm  Feingold  enthält,  und  wir  haben 
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uns  schon  bei  früherer  Gelegenheit  dahin  geäussert,  dass  wir  auch  nicht 
den  geringsten  Grnnd  aufzufinden  vermögen,  weshalb  der  Feingehalt  der 
Münzen  in  enge  Verbindung  mit  der  metrischen  Gewichtseinheit  zu  brin- 
gen sei.  Münzen  brauchen  wir  nicht,  um  das  Gewicht,  sondern  um  den 
Werth  anderer  Dinge  darin  zn  bestimmen,  und  da  das  Gewicht  des  Fein- 
gehalts nicht  das  Gewicht  der  Münze  ist,  so  sind  sie  auch  nicht  brauchbar, 
das  Gewicht  anderer  Dinge  zu  bestimmen,  weil  ihr  Feingehalt  die  Gewichts- 
einheit repräsentirt.  Wer  mit  seinem  Geist  nicht  in  die  Welt  der  Werthe 
einzudringen  versteht,  befasse  sich  doch  nicht  mit  der  Münzfrage.  Die 
Münze,  das  übliche  Werthmaass,  gehört  nur  zufällig  auch  zur  Gewichtswelt. 
Wenn  Boden  als  Münze  fungirte,  was  ja  nicht  undenkbar  wäre,  würde  es 
eine  Münze  sein,  die  zufällig  auch  in  die  Welt  der  räumlichen  Ausdeh- 
nungen ohne  Gewicht  gehörte.  Wenn  Perlen  als  Münze  fungirten,  würde 
die  Stückzahl,  das  Wasser,  die  Form,  aber  nicht  das  Gewicht  die  dienende 
Rolle  apielen.  In  dem  oben  besprochenen  Schriftchen  »Welches  Münzsystem 
für  Deutschland  zu  befürworten  sei«,  ist  mit  gar  anderem  Takt  auf  den 
Werth  der  Tagesarbeit  als  mögliche  Wertheinheit  hingewiesen. 

Der  Verfasser  beklagt  übrigens  auch,  sehr  charakteristisch  für  seinen 
Beruf  über  Maasae  zu  sprechen,  dass  die  Kreistheilung  in  860  Grad  als  in 
der  ganzen  Welt  aiegreich  nicht  mehr  abzuändern  und  durch  reine  Dezi- 
maleintheilung  zu  ersetzen  ist  Warum  nicht  gar  durch  Theilung  nach 
dem  Metermass.  Aber  der  Winkel  und  die  Entfernung  stehen  doch  nun 
einmal  nicht  in  solchem  Verhältnias  zu  einander,  dass  sie  sich  mit  dem- 
selben Maasse  messen  lassen.  Die  trigonometrischen  Tafeln  sind  eine  un- 
bequeme, aber  nicht  wegzuleugnende  Nothwendigkeit.  Die  Eintheilung 
des  Kreises  in  360  Grade  ist  deswegen  auf  der  ganzen  Erde  siegreich 
geworden  und  wird  es  bleiben ,  weil  sie  aus  der  geometrischen  Natur  des 
Kreises  fliegst.  Die  Kreislinie  kann  man,  ohne  sie  zu  messen,  welches  man 
eben  nicht  kann,  geometrisch  in  zwei,  drei  und  in  fünf  Theile  theilen, 
also  mit  allen  drei  kleinsten  Primzahlen  nnd  aUen  Zusammensetzungen 
aus  denselben,  welche  drei  Viertel  der  Zahlenreihe  bilden,  während  die 
Dezimaleintheilung  nur  zwei  dieser  Primzahlen  heranzieht.  Wiederholt  man 
die  Zweitheilung  dreimal,  die  Dreitheilung  zweimal  und  fügt  man  eine 
einmalige  Fünftheilung  hinzu,  so  lässt  sich  auf  diese  Weise  der  Kreis 
geometrisch  in2X2X2X8X3X&»  »acht  eben  360  Theile  theilen,  und 
damit  ist  er  gerade  so  reich  eingetheilt,  als  dem  gewöhnlichen  Bedürfniss 
entspricht,  und  darum  ist  er  so  eingetheilt  worden,  und  darum  ist  der  Tag 
in  Stunden,  Minuten  und  Sekunden  getheilt.  Bei  dem  Ausschluss  der  Drei- 
theilung würden  die  Winkel  von  60°  und  von  120°  nicht  genau  zu  messen 
sein,  die  in  der  Tischlerei  wie  in  der  Architektur  eine  so  grosse  Rolle 
spielen.   Die  Weltverbesserer ,  welche  glauben,  sich  Alles  an  Ihren  zehn 
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Fingern  »blähten  zu  können,  mögen  doch  erst  genauer  untersuchen,  warum 
all  dar  schreckliche  Uuainn  in  die  Welt  gekommen,  aber  den  sie  sich  nun 
ärgern  müssen. 


Volkswirtschaftliche  Abhandlungen  von  Aug.  Eggers.  3.  Heft  Zur 
Müam-  und  Banknotenfrage,  III  und  IV.  Die  Brücke. 
In  einem  Punkte  hat  Herr  Aug.  Eggers  nnsern  ganien  Beifall,  soweit 
er  nämlich  darauf  dringt,  den  üebergang  von  der  8ilberwährung  zur 
Goldwährung  daxu  zu  benutzen,  um  dem  Banknotenmonopol  zu  Leibe  zu 
gehen.  Wir  glauben  zwar  nicht  mit  ihm,  dass  der  ganze  durch  Metall 
nicht  gedeckte  Noteuum'auf  aus  der  Welt  geschafft  werden  müsse,  welche 
drakonische  Maassregel  den  Charakter  eine*  Gesetzes  mit  rückwirkender 
Kraft  haben  würde.  Aber  wir  glauben  allerdings,  dass  jetzt  der  Augen- 
blick war,  wie  nie  zuvor,  um  die  »inn-  und  inhaltlose,  beschränkende 
Bestimmung  der  Drittelsdeckung  ab  Minimaldeckung  durch  die  Kontigen- 
tirung  des  Ueberschuases  dtr  Noten  über  den  Baanchatz  als  Maximal- 
bestimmung  für  den  Umlauf  ungedeckter  Banknoten  zu  ersetzen.  Diesen 
wirksamen  Zügel  konnte  man  dem  für  Notenemission  privilegirten  Bank- 
wesen mit  der  preussiaclun  Bank  an  der  Spitze  wohl  auferlegen,  wenn  man 
ihm  die  Gefälligkeit  zu  erweisen  hatte,  zu  welcher  keine  Verpflichtung 
vorhanden  war,  seine  fiktiven  Silberwerthnoten  zugleich  als  Goldwerthnoten 
zuzulassen.  Das  rasche  Verschwinden  der  neuen  «Goldmünzen  fällt  schon 
aller  Welt  auf.  Würde  davon  die  Rede  sein,  wenn  die  Summe  der  unge- 
deckten Banknoten  genau  nach  Maassgabe,  als  Goldmünzen  in  Umlauf  ge- 
setzt, verringert  worden  wäre?  Bei  überfliesaendem  Tauschmittelvorrath 
Üiesst  das  Gold  über  die  Grenze  und  das  Papier  bleibt  darin.  Die  allge- 
meine Preissteigerung  in  Folge  des  Tauschmittelüberflusses,  an  welche  msn 
noch  vor  Jahr  und  Tag  nicht  glauben  wollte ,  als  der  Herausgeber  dieser 
Zeitschrift  sie  in  einem  Vortrage  in  der  Berliner  volkswirtschaftlichen 
Gesellschaft  prophezeite,  ist  da,  ist  genau  in  der  Form  da,  wie  er  sie 
prophezeite  und  sogar  in  noch  grösserem  Maaese.  Sie  macht  jetzt  die  Ein- 
fuhr mächtig  schwellen  und  die  Ausfuhr  abnehmen,  wie  man  sich  wiederum 
überzeugen  wird,  wenn  die  Handelstatistik  des  Zollvereins  vorliegt,  und 
das  Finanzministerium  statt  seine  Hand  dnzu  zu  bieten,  überflüssige  Bank- 
noten aus  der  Welt  zu  schaffen,  schickt  Silber  nach  London.  Das  wird 
viel  helfen  1  Das  Silber  bekommen  wir  sammt  und  sonders  wieder.  Denn 
bei  seinem  durch  dies  Augebot  gedrückten  Preise  auf  dem  Weltmarkt 
kaufen  es  die  Franzosen  auf  und  bezahlen  uns  damit,  wozu  sie  berechtigt 
sind.    Und  dann  geht  immer  wieder  Gold  aus  dem  Lande. 
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Die  Ansichten  des  Herrn  Aug.  Eggen  über  die  beste  Goldmünze 
eebeinen  uns  in  der  öffentlichen  Meinung  so  weit  beseitigt,  dies  es  jetzt 
wohl  nicht  mehr  nöthig  ist,  darauf  zurückzukommen. 


Statistische  Uebersichten  der  Gewinnung,  Vertheilung  und  des  gegen- 
seitigen Werthverhaltnisses  der  Edelmetalle  in  den  Jahren  1851—1870. 
Yon  Dr.  Ad.  Soetbeer.  Berlin. 

Diese  statistische  Uebersicht  ist  besonders  aua  dem  Kalender  »Der 

Reichsadler«  abgedruckt,  mm  Gebrauch  für  diejenigen,  welche  sich  mit 

der  Münzfrage  beschäftigen. 


Die  Bank  frage  vor  der  Kommission  des  deutsclven  Handelstages,  beleuchtet 
von  H.  V.  von  Unruh.  Berlin,  1871  Julius  Springer. 
Herr  von  Unruh  hat  die  schweren  Bedenken,  welche  sich  an  die  Mög- 
lichkeit —  sagen  wir  jetzt  bei  der  Vermehrung  der  Metallmünzen  durch 
Goldmünzen  aa  die  Wirklichkeit  —  einer  Ueberschwemmung  des  Landes 
mit  Banknoten  knüpfen,  recht  übersichtlich  zusammengestellt,  hauptsächlich 
um  den  wenig  überlegten  Beschlüssen  des  Handelstages  in  der  Bankfrage 
entgegenzutreten,  bei  welchem  die  Gefahr  nicht  verstanden  war,  die  die 
praktisch  unbeschränkte  Notenausgabe  der  monopolisirten  preussischen 
Bank  in  ihrem  Schoosse  birgt  und  die  immer  drohender  am  Himmel  herauf- 
zieht. Neues  ist  uns  dabei  gerade  nicht  aufgefallen,  nnd  es  ist  auch 
nicht  einmal  alles  herangezogen,  was  wissenschaftlich  und  praktisch  schon 
festgestellt  ist.  Aber  alles,  was  er  giebt,  ist  klar  und  einfach  entwickelt 
in  einer  Form,  welche  die  Schrift  besonders  lesbar  für  Geschäftsleute 
macht,  denen  sie  denn  auch  hiermit  bestens  zum  8tudium  an  diesem  be- 
deutsamen Augenblicke  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Geldwesens 
empfohlen  ist. 


Bankfreiheit  oder  nicht?  Mit  besonderer  Rü.ksicht  auf  Preussen  und 
Denfcchland.  Von  Leopold  Lasier.  Berlin,  1871.  Julius  Springer. 
Eine  Schrift  aus  ähnlichen  Motiven  hervorgegangen  wie  die  vorige. 
Der  Verfasser,  wie  wir  bemerken  wollen,  ist  nicht  der  Reichstagsabgeordnete 
Lasker,  wie  wohl  aus  dem  Zusaramenfall  mit  dem  Namen  des  Herrn  von 
Unruh  geschlossen  werden  könnte,  als  früheren  Kollegen  des  Abgeordneten 
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Lacher  in  der  Vertretung  von  Magdeburg.  Herr  L.  Luther  sieht  die 
beste  Vorbeugung  gegen  die  Gefahren  einer  Notenausgabe  durch  dafür 
privilegirte  Banken  nicht  in  der  Kontingenttrung  der  Notenausgabe,  son- 
dern in  der  Aufhebung  des  Privilegs.  Eine  in  jeder  Besiehung  vollständig 
freigelassene  Notenausgabe  aller  Banken  trägt  nach  seiner  Ueberzeugung 
ihr  Korrektiv  in  sich  selbst  und  bat  zugleich  den  Vortheil  dem  stets 
wecbselnden  Tauschmittelbediirfnias  mit  der  Befriedigung  auf  dem  Fosse 
zu  folgen,  den  Unilauf  zu  vermehren,  je  nachdem  für  vermehrten  Umlauf 
Anlass  ist  und  ihn  einzuschränken,  wenn  weniger  Umlaufsmittel  gebraucht 
werden.  Diese  Ueberzeugung  theilen  auch  wir,  und  wurden  keinerlei  Be- 
denken gegen  die  vollständige  Freigebung  des  Rechtes  einlösbare  Bank- 
noten zu  emittiren  hegen,  wenn  in  der  Banknotenemission  eine  res  iniegra 
vorläge.  Ausser  dieser  Reservation,  die  dnreh  Ort  und  Zeit  bedingt  ist, 
von  denen  das  abstrakte  Gesetz,  das  für  den  Tauschmittelumlauf  gilt, 
nichts  weiss,  ist  aber  auch  nöthig,  dass  wohl  verstanden  sei,  wie  die  Wege 
auf  denen  der  Umlauf  bei  Emissionsfreiheit  sich  vermehrt,  wenn  eine 
Vermehrung  nöthig  ist,  und  sich  vermindert,  wenn  eine  Verminderung 
nöthig  ist,  durchaus  keine  ähnlichen  Wege  sind.  Die  Vermehrung  geht 
vor  sich,  weil  sie  vom  Publikum  in  Form  der  Beantragung  von  Bankkre- 
diten aller  Art  verlangt  wird,  aber  die  Verminderung  geht  nicht  etwa 
vor  sich,  indem  die  Noten  in  die  Banken  als  Deposite  zurückfiieeeen,  d.  h. 
als  Kapitalansammlungen.  Soweit  dies  Letztere  geschieht,  ist  es  weder 
Ursache  noch  Anzeichen  eines  verminderten  Umlaufsbedürfniases,  sondern 
weit  eher  das  Gegentheil,  und  nach  Maassgabe  als  die  Depositen  sich  ver- 
mehren, vermehren  sich  auch  die  den  Banken  abverlangten  Kredite,  deren 
Verzinsung  an  die  Bank  ja  dazu  dienen  muss,  die  Bank  in  den  Btand  zu 
setzen,  die  Depositen  zu  verzinsen,  und  die  so  eingezahlten  Noten  fliessen 
daher  aus  der  Bank  wieder  heraus.  Die  Verminderung  des  Notenumlaufs 
kann  nur  in  der  Form  Tor  sich  gehen,  dass  Noten  zur  Einlösung  präeen- 
tirt  werden  und  dies  geschieht  nur,  wenn  Zahlungen  in  Kontanten  an  das 
Ausland  zu  machen  sind,  oder  —  der  schlimmere  Fall  —  wenn  das  Ver- 
trauen in  eine  bestimmte  Bank  oder  in  alle  Banken  erschüttert  ist  Herr 
L.  Leuker  glaubt  nicht  an  den  volkswirtschaftlichen  Satz,  der  die  Kon- 
tingentirung der  Emission  nöthig  macht,  wo  die  Emissionsfreiheit  mit 
den  Korrektiven,  die  sie  in  sich  selbst  trägt,  aus  historischen  Gründen 
nicht  besteht.  Er  glaubt  nioht  an  das  Steigen  der  Preise,  d.  h.  an  das 
Sinken  des  Geldwerths  bei  Vermehrung  des  Tausehmittelumlaufs  über 
das  Bedürfniss  hinaui,  an  dasjenige  Gesetz,  welches  die  unglücklichen  be- 
stallten Büchermacher  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiet  das  currency- 
principle  getauft  haben,  oder  vielmehr  er  scheint  sich  nicht  recht  klar  ge- 
macht zu  haben,  daas  eine  Vermehrung  des  Notenumlaufs ,  welche  wirk- 
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lieh  dem  gewachsenen  BedürfnisB  entspricht,  zwar  die  Preise  nicht  stei- 
gert, dass  sie  es  aber  im  Aogenblicke  thnt,  wo  sie  über  das  Bedürfniss 
hinausgeht,  and  dass  dies  letztere  ganz  gewiss  geschieht,  wenn  kein  Korrek- 
tiv dafür  vorhanden  ist.  Dass  er  hier  nicht  unterscheidet,  wie  unterschie- 
den werden  muss,  beweist  der  folgende  Satz,  der  den  Urhebern  und  Ver- 
teidigern von  Peel'a  Bank-Akte  in  England  ein  Lächeln  abnöthigen  würde: 
»Wie  gross  die  Gcsammteumme  aller  Zirkulationsmittel  in  England  ist, 
lässt  sich  zwar  nicht  genau  feststellen ;  doch  schätzt  sie  Macleod  allein  an 
Wechseln,  Bauknoten  und  Bankkrediten  auf  4000  Millionen  Thaler,  und 
trotz  dieser  enormen  Summe  soll  jedesmal,  so  oft  die  Baßk  von  England 
ihren  Notenumlauf  um  1  bis  2  Millionen  Lst.  vermehrt,  ein  Steigen  der 
Pieise  erfolgen«.  Solche  Behauptung  ist  Niemandem  jemals  eingefallen. 
Wenn  nicht  die  Bank  von  England,  sondern  das  Publikum  durch  ver- 
mehrtes Angebot  von  seinen  Wechseln,  die  nicht  bloss  von  seinen  Häu- 
sern akzeptirt  und  indossirt  sind,  sondern  den  Beweis  in  sieh  tragen,  so- 
weit sich  dergleichen  mit  Sicherheit  schliessen  lässt,  dass  sie  eine  Ver- 
mehrung des  Waareugrossgeschäfts  vertreten,  1  bis  2  Millionen  Lst.  Noten 
mehr  in  Umlauf  bringt,  welche  dann  eine  nothwendäge  Bolle  als  Kauf- 
mittel bei  dem  vermehrten  Waarenvertheilungsgobchäft  zu  spielen  haben, 
das  sich  ja  mit  dem  Waarengrossgeschüft  vermehrt,  so  findet  ganz  gewiss 
keine  Steigerung  der  Preise  in  Folge  dessen  statt,  sondern  es  würde  ein 
Sinken  der  Preise  stattgefunden  haben,  wenn  diese  Noten  nicht  in  Um- 
lauf gesetzt  worden  wären  oder  wenn  nicht  auf  anderem  Wege  z.  B.  da- 
durch, dass  die  Barrenhändler,  eben  weil  die  Kaufkraft  der  Münze  wächst, 
alsbald  Gold  in  die  Münze  schicken,  eine  Vermehrung  des  Tauschmit- 
telumlaufs stattgefunden  hätte.  Nur  um  den  Ueberschuss  Uber  das  Be- 
dürfniss handelt  es  sich  und  gegen  diesen  ist,  wo  die  gesetzliche  Kon- 
tingentirung  des  Banknotenumlaufs  fehlt,  eben  die  Steigerung  dtr  Preise 
da»  spontane  Korrektiv.  Wer  volle  Emissionsfreiheit  will,  wie  Herr  L. 
Lasker,  sollte  am  allerwenigsten  sich  dem  nothwendigen  und  sehr  ge- 
nauen Spiele  dieses  Korrektivs  gegenüber  ungläubig  verhalten,  und  die 
Angriffe  auf  das  »currency-principle*  den  denkunfähigen  Charlatanen  über- 
lassen, welche  sieh  aus  diesem  neutralen  englischen  Ausdruck  einen  lite- 
rarhistorischen termimu  technicus  zurecht  gemacht  haben,  um  dem  naiven 
Leser  damit,  wie  mit  vielen  ähnlichen,  zu  imponiren.  Die  Steigerung  der 
Preise  ist  das  erste  Korrektiv,  weil  sie  zur  Vermehrung  der  Einfuhr,  zur 
Verminderung  der  Ausfuhr  und  zur  Deckung  der  entstandenen  Differenz 
mit  Kontanten  führt.  Das  Schwinden  der  Kontanten  aus  dem  Verkehre 
führt  dann  dazu,  dass  sich  das  Publikum  dieselben  durch  Präsentation 
von  Noten  aus  den  Baarfonds  der  Banken  seines  Landes  wieder  holt.  Bei  den- 
jenigen Banken,  welche  diese  sehr  zeitig  auftretende  Warnung,  dass  zu 
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yiel  Noten  emittirt  worden  sind,  unbeachtet  lassen  nnd  welobe  mit  gleichet 
Leichtigkeit  offerirte  Wechsel  mit  Noten  diskontiren,  kommt  es  dann 
sehlieslich  zu  dem  iweiten  Korrektive;  ibr  Baarfond  verschwindet,  sie 
können  ihre  Noten  nicht  einlösen  nnd  sind  vielleicht  selbst  bei  namhaftem 
Ueberschuss  ihrer  Aktiva  Aber  ihre  Pat^iva  bankerott,  nnd  zwar  zum 
Segen  aller  übrigen  Leute,  nur  ihre  Gläubiger  ausgenommen.  Denn  ihr 
Bankerott  befreit  den  Tauscbmittelmarkf  von  ihren  uneinlösbar«  n  Noten 
nnd  tragt  also  dato  bei,  das  Gleichgewicht  zwischen  dem  Bedürfnis! 
nnd  dem  Umlauf  wiederherzustellen.  Was  bei  den  Banken,  die  sich  ein- 
schränken, der  gewandte  Verstand  thut,  thut  das  Currency  Prinzip  bei 
diesem  m't  dem  volkswirtschaftlichen  Stocke. 


Blickt  auf  das  Bank-  und  Noten-  Wesen.  Von  G.  Heinrich  Kaemmerer 
Hamburg,  1872.  W.  Ma*ke  Söhne. 
Ein  motivirtes  Gutachten,  welches  mit  dem  oben  erwähnten  des  Herrn 
von  Unruh  ganz  und  gar  in  Eiuklang  steht.  Der  Verfasser,  ein  alter  und 
bewährter  Kämpfer  für  die  Handelsfreiheit,  war  der  Vertreter  Hamborg'» 
im  Ausschüsse  des  deutschen  Handelstag*,  als  dieser  den  unüberlegten 
Beschluss  faaste,  gegen  welchen  Herr  von  Unruh  zu  Felde  zieht.  Hier 
haben  wir  also  einen  Protest  von  kaufmännischer  Seite  gegen  den  Papier- 
geldschwindel, in  welchen  uns  die  Fortdaaer  einer  für  praktisch  unbe- 
schränkte Notenemission  privilegirten  Haupt-  und  Zentralbank  wie  die 
preussische  Baak,  und  gar  erst  wenn  dieselbe,  wie  der  Aussohuss  des 
HandeUtaga  es  gewünscht  hat,  in  eine  Reichsbank  verwandelt  wird,  ganz 
unvermeidlich  und  zwar  trotz  des  französichen  Goldes,  oder  vielmehr  wegen 
des  französischen  Goldes  erst  recht  ganz  in  Kurzem  hineinbringen  würde. 
Und  dieser  kaufmännische  Protest  ist  der  des  Vertreters  der  Kaufmann- 
schaft  von  Hamburg,  in's  Gesicht  geschleudert  der  Majorität  der  provinztal- 
städtischen  Kaufleute  im  Handelatage,  welche  vielleicht  kein  anderes  Ka- 
pital in  ihrem  Geschäfte  stecken  haben  als  dasjenige,  welches  ihnen  der 
Direktorder  Filiale  der  preussische n  Bank,  mit  dem  sie  in  Kasino  Vhombrt 
spielen,  kreditirt.  Die  Forderungen  des  Herrn  Kaemmerer  sind:  >Keine 
Staatsbank,  keine  privilegirte  Banken.  Allmähliche  Einiiehung  der  kor- 
sirenden  Banknoten  und  des  Staatspapiergeldes.  Allgemeine  Bankfreibeit 
für  alle  unter  dem  Gesetz  über  Aktiengesellschaften  stehenden  Genossen- 
schaften. Gestattung  der  Emittirung  von  Banknoten  mit  voller  Baarfun- 
dirung  unter  gesetzlich  festzustellender  Kontrole«. 

Er  führt  seine  Sache  theilweis  durch  Deduktion,  theilweis  durch  den 
Hinweis  aif  dasjenige,  was  in  England  und  Amerika  Jeder  sehen  und 
hören  kann,  der  Angen  und  Ohren  hat  und  sehen  und  hören  will.  Er 
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deduzirt  vor  allem,  dass  die  augenblicklich  nach  dem  Bedürfnis  sich  re- 
gelnde Ausgabe  und  Rückkehr  ans  dem  Umlaufe  der  Check»,  die  vom 
Einzelnen  anf  seine  Depositen  gezogen  werden,  das  wahre,  allein  gesunde 
Komplement  des  Geldumlaufs  bilde,  welches  bewirke,  dass  das  Land  mit 
dem  edlen  Metall  auskommt,  welches  ihm  der  auswärtige  Handel  ohne 
Foroirung  zuführt.  Er  ragt:  »Das  Check-  und  Girosystem  ist  da«  einzige, 
welche?  auf  eine  rationelle  und  gefahrlose  Weise  den  Bedarf  an  Zirku- 
lationsmitteln beschränkt.  Das  System  führt  data,  dass  die  so  nachtheilig 
wirkende  Aufspeicherung  von  baarem  Gelde  und  Edelmetall  in  den  Hän- 
den von  Privatbanqniers  und  Handlungshäusern  vermieden  wird  Ferner 
liegt  in  diesem  System  der  Vortheil,  dass  der  Handelsstand  nicht  mehr 
der  ungerechten  Oktroyirung  eines  nicht  voll  fandirten  papiernen  Zahl- 
mittela  unterliegt.  Wenn  Staatspapiergeld,  Staatsbanken-  oder  priviligirte 
Privatbanken-Noten  durch  Staatsgesetzgebung  als  legales  Zahlmittel  erklärt 
werden,  so  zwingt  man  den  Privatmann  zu  einom  unfreiwilligen  und  durch 
die  Erfahrung  für  höchst  gefährlich  erkannten  Vertrauen.  Ganz  anders 
verhält  es  sich  nach  Einführung  des  Giro-  und  Check-Systems ;  dasselbe 
zwingt  Niemand  einem  beliebigen  Geldsurrogat  Vertrauen  zu  schenken, 
sondern  hängt  von  dem  eignen  Beschlüsse  Jedermanns  ab,  mit  welcher  Pri- 
vatbank er  verkehren,  sein  Konto  nehmen  und  welcher  er  seinen  Kassen- 
vorrath  anvertrauen  will  Die  volkswirtschaftliche  Aufgabe,  eine  ratio- 
nelle Ersparung  an  umlaufenden  Münzen  oder  Edelmetallen  herbeizuführen, 
wird  durch  das  Check-  und  Giro-System  in  der  sichersten  und  umfassendsten 
Weise  gelöst.  Die  Depositen  in  den  Privatbanken  an  den  bei  len  gröbsten 
Geldmärkten  der  Welt  London  und  Newyork  übersteigen  in  kolossaler 
Weise  die  Summen  der  Banknoten,  welche  karsiren  oder  jemals  mit  Sicher- 
heit kursiren  könnten«. 

Wir  würden  uns  mit  ihm  und  mit  Herrn  von  Unruh  ganz  im  Ein- 
klang befinden,  wenn  dem  nicht  das  Bedenken  entgegenstände,  dass  die 
vollständige  Beseitigung  des  gegenwärtigen  Umlaufs  ungedeckter  Banknoten, 
trotzdem  dass  die  Banken  kein  Aeonivalent  für  dieses  Privileg  gegeben  haben, 
die  Natur  eines  Gesetzes  mit  rückwirkender  Kraft  haben  würde,  und  wenn  es 
nicht  sonnenklar  feststände,  dass  der  Schaden,  den  die  ungedeckte  Bank- 
note anrichtet  und  der  in  Beraubung  der  Nation  um  einen  Theil  ihres  im 
Metallgeldumlaufe  steckenden  Schatzes  besteht,  nur  bei  der  ersten  Aus- 
gabe jeder  einzelnen  ungedeckten  Banknote  oder  bei  der  Ausgabe  des 
für  eine  gedeckte  Banknote  hinterlegten  Metalles  angerichtet  wird. 
Bei  den  Käufen  und  Verkäufen,  dem  Darlehn  und  Borg,  den  sie, 
einmal  ausgegeben,  des  weiteren  vermittelt,  richtet  sie  keinen  Schaden 
mehr  an.  Wir  haben  daher  kein  Interesse  daran,  dass  mehr  geschehe, 
als  dasB  der  weiteren  Ausgabe  ungedeckter  Banknoten  ein  Ziel  gesteckt 
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werde,  und  dies  wird  durch  eine  Kontingentirung  des  Umlaufs  ungedeckter 
Banknoten  im  Sinne  von  Peel'«  Bankakte  erreicht,  wie  sie  der  Herausge 
her  dieser  Zeitschrift  i.  J.  1865  zusammen  mit  den  Herren  v.  Hennig  und 
Otto  Michaeli*  im  prenBsischen  Landtage  vorschlug,  als  Bedingung  für 
die  dem  Laudtaye  abgeforderte  Erlaubnis«,  dass  die  preussische  Bank 
Filialen  auch  im  Auslande  errichten  dürfe.    Man  erinnert  sich,  dass 
das  Haus  der  Abgeordueten  nach  höchst  erregter  und  eingehender  Dis- 
kussion, die  einen  Glanzpunkt  in  unserer  parlamentarischen  Geschichte 
bildet,  diesen  Vorschlag  annahm,  dass  die  preussiche  Bank  in  die  Be- 
dingung sich  aber  nicht  fugte  und  lieber  auf  die  Filialen  verzichtete, 
also  lieber  das  Recht  behalten  wollte,  aus  dem  National» chatz  des  Geld- 
umlaufs sich  des  weiteren  zu  mästen,  als  ihren  Wirkungskreis  und  damit 
den  Einfluss  des  Staats  weiter  auszudehnen  und  die  Nationalsache  zu 
fördern.   Dieses  thörichte  uud  unpatriotische  Gcbahren  muss  ihr  jetzt  zu 
Gemüthe  geführt  werden,  bei  der  Erneuerung  ihres  Freibriefs,  und  ibr 
nun  die  Wahl  gelassen  werden,  durch  Fügung  in  das  damals  zurückge- 
wiesene Abkommen  zu  retten,  was  für  sie  noch  zu  retten  ist,  oder  be- 
handelt zu  werden,  wie  es  Herr  Kaemmerer  verlangt 


StaaU-  und  Bankzettel.  Eine  Untersuchung  der  Frage,  ob  sie  die  Mün- 
zen zweckdienlich  ersetzen  können.  Von  Johann  Philipp  Schneider. 
Glessen,  1871.  Emil  Roth. 
Nachdem  wir  in  den  vorstehenden  Besprechungen  schon  mannigfachen 
Vorschlagen  zur  Lösung  der  » Bankfrage*  begegnet  sind,  haben  wir  es 
hier  mit  einer  Schrift  zu  thun,  welche  zur  Abwechselung  einmal  für  das 
Verbot  von  Staats-  und  Banknoten  plaidirt.  Der  Verfasser  geht  mit  nicht 
geringem  Selbstgefühl  an  die  Sache.  »Diese  Abhandlung, c  nagt  er,  >steht 
in  engem  Zusammenhange  mit  derjenigen  über  die  »Deutsche  Hüusfrage«, 
welche  ich  vor  ein  Paar  Monaten  veröffentlichte.  Ich  dachte,  dass  die 
Münzfrage  früher  zur  Entscheidung  kommen  würde  als  die  Papiergeldfrage 
und  verschob  die  Veröffentlichung  dieser  Arbeit,  um  dabei  Gelegenheit  zu 
nehmen,  Einwürfen  gegen  jene  zu  begegnen,  wenn  es  erforderlich  sein 
sollte.  Bis  jetzt  ist  mir  nichts  bekannt  geworden,  was  als  Widerlegung 
meiner  Ansichten  ^  betrachtet  werden  könnte.  Wird  anerkannt,  dass  bei 
dem  Gelde  möglichst  geringe  Schwankung  des  Werthes  die  Hauptsache 
ist,  so  kann  auch  keine  Widerlegung  der  von  mir  vorgebrachten  Gründe 
unternommen  werden.  Von  vorgefassten  Meinungen  sind  aber  die  meisten 
Leute  schwer  abzubringen.  Meine  Gedanken  über  die  Währungsfrage 
sprach  ich  schon  im  Jahre  1852  in  dem  in  Kalkutta  erscheinenden  Blatte 


Digitized  by  Google 


155 


*Hurkaru<  aus  und  ich  sagte  damals  voraus,  das*  das  Gold  erst  in  Ame- 
rika, daon  in  Frankreich  daB  Silber  verdrängen  werde,  bevor  es  nach 

Indien  kommen  könne,  was  ja  aach  eingetreten  ist  Die  Ansichten,  welche 

ich  über  Staats-  und  Bankzettel  in  dieser  Abhandlung  vei öffentliche,  habe 
ich  schon  vor  dreissig  Jahren  gehegt;  ich  habe  mich  aber  darauf  beschrankt, 
sie  gegen  Freunde  auszusprechen.  Ein  Kaufmann  hat  ja  nicht  die  Zeit, 
sich  in  eine  Polemik  mit  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  einzulassen. 
Damals  las  ich  Adam  Smith,  Ricardo,  Mac  Culloch  und  Andere  und  fand, 
das«  ihre  Kenntniss  von  der  Sache  mangelhaft  war ....  Es  ist  hohe  Zeit, 
dass  in  Deutschland  Schritte  gethan  werden,  dorn  eingezogenen  Uebel 
Einhalt  zu  thun  und  Katastrophen  vorzubeugen,  die  sonst  früher  oder 
später  eintreten  müsiten.  Die  Erfahrungen  anderer  Länder  sollten  als 
Warnung  dienen,  was  die  Vorstellungen  Einzelner  schwerlich  thun  werden. 
Ich  Behe,  dass  ich  einem  grossen  Haufen  den  Krieg  erkläre,  aber  ich  bin 
nicht  ohne  Hoffnung,  dass  die  meisten  Herren,  deren  Namen  ich  in  diesem 
Schriftchen  erwähne,  nach  weiterer  Erwägung  zu  demselben  Schluss  wie 
ich  gelangen  werden,  wovon  sie  nach  ihrem  Ideengange  nicht  weit  tutfernt 
sind.  Ein  Einziger  muss  dabei  verzweifeln,  wenn  er  nicht,  wie  Simson, 
allein  mit  einem  Eselakiuubacken  tausend  Männer  ersehlagen  kann.« 

Da  der  Herr  Verfasser  die  Behauptung  aufstellt,  dass  ein  Kaufmann 
keine  Zeit  habe,  sich  in  eine  Polemik  mit  volkswirtschaftlichen  Schrift- 
stellern einzulassen,  trotzdem  dass  er  selber  sehr  stark  und  sehr  grob 
polemisirt,  so  wird  er  es  uns  nicht  verdenken,  wenn  wir  ihm  gegenüber 
betonen,  dass  volkswirtschaftliche  Schriftsteller  keine  Zeit  haben,  sich 
mit  derartigen  *  Kaufleuten«  in  eine  Polemik  einzulassen. 


Parteien  und  Politik  des  modernen  Eussland.  Aus  dem  Englischen  von 
S.  L.  Borkheim.  Zürich,  1872.  Verlagi-Magazin. 
Es  giebt  in  Europa  zwei  Arten  Kannegiesser,  die  mit  possirlicher 
Wichtigthuerei  leeres  Stroh  dreschen :  die  Basophilen  und  die  Russophoben. 
Beide  sind  in  der  Abnahme  begriffen,  aber  lassen  doch  noch  immer  von 
Zeit  zu  Zeit  von  sich  hören.  Die  Russophilen,  von  denen  ein  Rest  noch 
bei  uns  in  Preussen  sitzt,  sind  die  grösseren  Narren  von  beiden  und  wer- 
den ihre  Lektion  vielleicht  bald  bekommen,  aber  die  RuBsophoben  sind 
die  lärmigeren  und  haben  z.  B.  in  den  englischen  Urquartistcn  in  ihren 
Wahnsinn  förmlich  Methode  gebracht.  Die  Schrift,  die  uns  dazu  bringt, 
dieser  beiden  Arten  von  Narren  Erwähnung  zu  thun,  ist  oine  russopho- 
bische  Schrift   Es  ist  ein  Essay,  welcher  in  dem  zu  Edinburgh  heraus- 
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gegebenen  North  British  Review  erschienen  ist,  das  seitdem  eingegangen 
ist.  Ein  Herr  Borkheim,  welcher  Briefe  in  die  »Zukunft«  geschrieben 
hat,  nnd  welcher  nach  seiner  Erzählung  bestimmt  war,  die  Bearbeitung 
der  slavischen,  besonders  der  rassischen  Angelegenheiten  für  eine  1870 
neu  horauixu  gebe  nie  politisch-literarische  Vierteljahrschrift  za  übernehmen, 
hat  für  diese  den  Essay  in's  Deutsche  übersetzt  und  die  Uebersetzung,  da 
die  Vierteljahrschrift  nicht  zu  Stande  gekommen  ist,  nun  selbständig  in 
Zürich  herausgegeben ,  indem  er  bemerkt,  dass  er  selber  nichts  Besseres 
hätte  schreiben  können,  was  wir  gßrn  glauben  wollen.  Darum  ist  der 
Essay  aber  noch  nichts  besonders  Gutes.  Nur  dies  ist  allerdings  wahr, 
dass  ein  gewisses  Streben  nach  Objektivität  demselben  nicht  abzusprechen 
ist  nnd  dass  er  auch  wahrheitsgetreue  Darstellungen  enthält,  welche  für 
den  deutschen  politischen  Leser  nur  gerade  nicht  viel  Neues  enthalten. 
Wahrheitsgetreu  ist  z.  B.  die  Darstellung  von  der  Thätigkeit  der  Pan- 
slavisten  seit  der  Thronbesteigung  Alexander's  II.  Nnr  ist  sie  nicht  genau 
genug  und  sind  die  Unterschiede  der  russischen  Parteigliederung  viel  zu 
leicht  behandelt.  Die  Herren  Kathoff  und  LeonUeff  in  Moskau  s.  B.  sind 
wirklich  weder  Sozialisten  noch  Panslavisten,  sondern  nur  russische  Polen- 
und  Deutschenhasser,  und  zwar  hassen  sie  uns  Dentche  keineswegs ,  weil 
sie  uns  und  die  westliche  Kultur  geringschätzen,  sondern  gerade  umgekehrt, 
weil  unsere  bisherige  Ueberlegenheit  über  die  Russen  und  der  Einfluss  der 
Deutschen  in  der  russischen  Regierung  ihrem  Nationalstolze  wehe  thut 
und  sie  Beides  loswerden  möchten.  Sie  denken  auch  nicht  daran,  in  Russ- 
lantl  Alles  russisch  machen  za  wollen,  sondern  haben  selber  ein  Gymna- 
sium nach  deutschem  Master  errichtet  und  weisen  für  die  politische  Re- 
form unablässig  auf  England  hin.  Mit  demjenigen  Moskauer  Zeitungs- 
schreiber, Herrn  Aksako/f,  welcher  in  altrussischem  Sozialismus  und  der 
panslavistischen  Politik  das  einsige  Heil  für  sein  Vaterland  sieht,  e?sen 
sie  nicht  aus  einem  Topfe.  Uebrigens  ist  der  Einfluss  der  Herren  KatUfj 
und  Leontieff  ebenfo  wie  der  des  Herrn  AJudkoff  gewaltig  in  der  Abnahme. 
Das  russische  Volk  ist  gar  nicht,  wie  die  Träumer  im  Lande  es  sich  vor 
zustellen  lieben,  es  ist  ein  friedliches,  gutmüthiges  und  nur  sehr  leicht- 
sinniges Volk,  welcher  letzteren  Eigenschaft  es  sieh  selbst  mit  liebens- 
würdiger Bescheidenheit  im  einzelnen  Leben  und  im  Verkehr  mit  Fremden 
vollstäidig  bewusst  ist  Die  Deutschen  haben  in  Russland  nur  deswegen 
eine  grosse  Rolle  gespielt,  weil  die  Russen  selber  sie  ihnen  wegen  des 
grösseren  Geschäftsernstes  —  nicht  etwa  wegen  der  grösseren  Intelligenz, 
die  nicht  vorhanden  ist  —  aufgedrängt  haben.  Ebenso  wie  der  Russe 
lieber  auf  ein  solches  Wolga-Dampfschiff  geht,  welches  ein  deutscher  Ka- 
pitän führt,  fühlt  er  sich  sicherer  unter  einem  deutschen  Staatsbeamten. 
Und  so  wird  es  bleiben.  80  wie  das  heutige  England  nicht  ohne  Schotten 
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denkbar  ist,  ist  das  heutige  Ratsland,  wie  es  nun  einmal  geworden  ist 
and  wie  es  allein  sich  weiter  entwickeln  kann,  nicht  ohne  Deutsche  denk- 
bar. Rassland  ist  eben  kein  blosser  Slavenstaat ;  alle  blossen  Slavenstaaten, 
wie  Polen,  Böhmen,  das  alte  Serbien,  sind  zu  Grunde  gegangen,  und  auch 
Rassland  wäre  zu  Grande  gegangen,  wenn  es  ein  blosser  Slavenstaat  ge- 
blieben wäre,  und  wurde  sehr  unzweifelhaft  alabald  aus  dem  Leime  gehen, 
wenn  es  wirklich  wieder  einer  werden  sollte.  An  diese  Gefahr  für  Buss- 
land vermögen  wir  aber  nicht  zu  glauben.  Die  Grossrussen,  die  den 
eigentlichen  Stamm  des  Reiches  bilden,  sind  eben  nicht  wie  die  andern 
Slaven  and  sind  auch  offenbar  keine  reinen  Slaven,  sondern  stark  mit 
tschadischen  Stämmen  verquickt.  Diese  Verquickang  hat  sich  in  unbe- 
kannter Vorzeit  in  Nowgorod  und  Pskofl*  vollzogen  und  von  dort  ist  der 
grossrassische  Stamm  und  mit  ihm  das  gegenwärtige  rassische  Reich 
aasgegangen,  and  zwar  anter  germanischem  Einflass  von  Anfang  an.  Es 
ist  daher  die  Wieder* bnahme  des  küustlich  angeschürten  Deutschenhasses, 
der  uns  an  Jahn,  Zeune  und  Massmann  erinnert,  wie  über  diese  Abnahme 
jetzt  allgemein  aus  Russlaad  berichtet  wird,  und  wie  wir  uns  hier  in  Ber- 
lin beim  Verkehre  mit  dem  starken  russischen  Besuche  davon  selbst  über- 
zeugen können,  uns  nichts  Uherwaitetes.  Wir  vermögen  daher  in  der 
Stimmung  des  russischen  Volks  keinen  Grund  zur  Russophobie  za  sehen. 
Die  Ausbreitung  Rnsslands  iu  Asien  scheint  ans  aber  nur  im  Interesse  der 
Kultur  und  vor  Allem  Deutschlands  za  liegea.  Denn  die  Russen  rtnd  bei 
allem  ihrem  Leichtsinn  ein  europäisches  Kulturvolk  und  keine  asiatischen 
Halbnomaden.  Was  ihren  befürchteten  Ansturm  auf  Westeuropa  unter 
Entfesselung  der  slavischen  Volkskraft  in  der  Türkei,  in  Oesterreich  und 
in  Preussen  betrifft,  so  hat  es  damit  gute  Wege.  Der  Essay  spricht  auch 
von  der  russischen  Lüsternheit  nach  der  Provinz  Preussen.  Daran  mögen 
wohl  russische  Journalisten  denken,  aber  rassische  Generale  schwerlich. 
Russland  würde  sich  schöne  Hiebe  holen,  wenn  es  dergleichen  versuchen 
sollte;  und  wir  würden  blos  den  Nachtheil  davon  haben,  ein  paar  Hundert- 
tausend russischer  Gefangener  ernähren  zu  müssen  und  das  Opfer  einer 
sehr  kostspieligen  Kriegführung  bringen  zu  müssen,  in  diesem  Falle  aller- 
dings ohne  eine  Kriegsentschädigung  erlangen  za  können. 

Aber  all  dergleichen  ist  ja  müssiges  Geschwätz.  Russland  befindet 
sich,  wie  in  dem  Essay  ganz  richtig  dargestellt  ist,  in  einer  inneren  Kri- 
sis,  die  seine  Kräfte  lahm  legt,  selbst  wenn  es  Lust  bekommen  sollte, 
dieselben  im  Westen  zu  gebiauchen.  Sein  grosses  Experiment  will  erst 
überstanden  sein  und  dies  wird  Menschenalter  währen.  Wir  hoffen,  dass 
es  dieses  Experiment  überstehen  wird,  aber  jetzt  sitzt  es  mitten  in  schein- 
bar unentwirrbaren  Verschlingungen.  Seine  Staatskirche  kann  jeden  Augen- 
blick zerfallen;  die  Sektenbilduug  nimmt  fortwährend  zu  und  wird  immer 
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abstruser.  Auch  ist  es  um  den  Glauben  der  russischen  Bauern  eine 
eigene  Saehe.  Wenn  sie  es  vor  einem  Kruzifix  abthnn  können,  gehen  sie 
nicht  in  die  entfernte  Kirche;  darum  stemmt  sich  die  Geistlichkeit  gegen 
Kruzifixe  an  der  Heerstrasse.  Auch  ist  die  Geistlichkeit  finanziell  Übel 
bei  den  Bauern  gebettet  Was  sie  nicht  für  sie  thun  müssen,  thnn  sie 
nicht  8ie  wollen  die  Religion  kostenfrei  haben.  Unter  dieser  Bedingung 
machen  sie  sie  mit,  weil  man  ja  nicht  wissen  kann,  ob  an  der  Unsterb- 
lichkeit nicht  doch  etwas  Wahres  ist,  nnd  sie  sich  bei  ihrem  künftigen 
Herrn  im  Jenseits  liebes  Kind  machen  wollen.  Ihre  Religiosität  hat  aber 
noch  eine  andere  und  zwar  noch  viel  bedenklichere  Seite.  Wenn  sie  mei- 
nen, dasa  ihnen  Unrecht  gethan  werde,  so  sind  sie  alsbald  mit  dem  Worte 
Christen  mensch  -  kredianin  —  bei  der  Hand.  Ein  krestianin  bedeutet 
ihnen  einen  russischen  Bauern,  der  am  Ende  doch  auch  ein  Mensch  sei. 
Aus  dieser  ja  ganz  berechtigten  Auffassung  bat  sich  neuerdiBgs,  seit  das 
Reich  in  innerer  sozialer  Bewegung  begriffen  ist,  ein  Bewnsstsein  ihrer 
Rechte  bei  den  Bauern  entwickelt  das  jedenfalls  Ton  christlicher  Demuth 
keine  Spur  mehr  an  sich  trägt.  Und  die  arme  Landgeistlichkeit  hat  nicht 
selten  schüren  geholfen.  Jetzt  quälen  nicht  selten  die  Bauern  die  Guts- 
besitzer, und  zwar  diejenigen  am  meisten,  von  denen  sie  selber  am  wenig- 
sten gequält  worden  sind.  Wehe  der  Wittwe  eines  Gutsbesitzers,  die  sich 
nicht  wehren  kann.  Eines  ist  in  dem  Essay  mit  Recht  betont,  nämlich 
die  ansgebrochene  Arbeitsscheu.  Allos  dies  sind  aber  doch  wirklich  nur 
Züge,  wie  sie  jeder  grossen  Uebergang&zeit  in  der  Geschichte  der  Völker 
eigen  waren.  Im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  hat  es  in  Deutschland,  in 
der  Mitte  desselben  Jahrhunderts  in  England  —  siehe  Fronde' st  Geschichte 
Heinrich 's  VIII.  —  nicht  anders  ausgesehen,  und  es  ist  doch  wieder,  in 
Deutschland  freilich  nicht  vor  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  und  nicht 
lange  darnach  auch  in  England  Alles  wieder  in's  alte  Geleise  gekommen. 
In  Frankreich  währt  der  Uebergang  noch  fort,  der  am  Schlüsse  des 
18.  Jahrhunderts  seinen  Anfang  nahm.  Hier  freilich  hat  auch  das  übrige 
Europa  davon  zu  leiden  gehabt  Dies  ist  aber-  von  Russland  nicht  im 
Entferntesten  zu  fürchten.  Was  in  Russland  die  bestehende  Regierung 
schwächt,  schwächt  nur  ebensoviel  das  Reich.  Und  eigentlich  gefährlich 
für  Andere  ist  dasselbe  nie  gewesen.  Gegen  Grossbritannien  z.  B.  wenn 
es  seine  ganie  Kraft  wirklich  gebrauchen  will,  ist  Russland  militärisch 
nur  ein  Zwerg.  Alle  wirklichen  europäischen  Gefahren  liegen,  wie  sie  es 
immer  gelegen  haben,  zwuchen  Deutschland  und  Frankreich  und  in 
Deutschland  und  Frankreich.  Und  über  diese  ist  nicht  zu  prophezeien; 
man  kann  nur  dagegen  arbeiten. 
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Die  zur  Reform  der  Wohnung»- Zustände  tn  grossen  Städten  notwendigen 
Maassregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung.  Mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  die  Verhältnisse  Wien'».   Von  Dr.  Mathias  G.  Batkow&ky. 
Bcck'sche  Universitäta-Buchhandlung. 
Wie  Bchon  der  Titel  lehrt,  haben  wir  es  mit  einer  Brosebüre  zu  thun, 
welche  zur  Durchführung  der  Wohnungsreform  in  den  gro«8en  Städten  des 
Festlandes  Maasaregeln  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  für  nöthig  er- 
achtet.  Aber  der  Verfasser  beschränkt  Bich  nicht  darauf,  mehr  oder  we- 
niger unausführbare  gesetzliche  Maassregeln  vorzuschlagen,  welche  der  Staat 
als  allweise  und  allwaltende  Vorsehung  für  das  wirtschaftliche  Leben  seiner 
Angehörigen  durchzuführen  hat,  um  diesen  billige  und  gesunde  Wohnungen 
herzustellen,  er  unterwirft  auch  die  zur  Zeit  in  Wien  bestehende  Steuer 
von  der  Miethe  sowie  die  baugesetzlichen  und  baupolizeilichen  Bestim- 
mungen einer  eingehenden  Kritik.   Diese  Kritik  bildet  den  besten  Theil 
der  Schrift  und  ist  wohlgelungen.  Die  schädlichen  Wirkungen,  welche  die  in 
Wien  für  Neu-,  Zu-  und  Umbauten  bestehenden  Steuerbefreiungen  notwen- 
digerweise auf  die  Preise  der  Baustellen  und  der  Wohnungen  haben,  sind 
aufs  Ueberzeugendste  dargelegt 

In  Wien  beträgt  die  Steuer,  welehe  Staat,  Land  und  Gemeinde  Ton 
dem  Hausbesitzer  erheben,  ungefähr  40  Prozent  des  Miethserträgnisses 
seines  Grundstückes.  Wo  immer  nun  in  Oesterreich  die  Wohnungsfrage 
aufgeworfen  wurde,  erhob  sich  der  Ruf  nach  Steuerfreiheit  für  Neubauten, 
weil  man  von  der  Ansicht  ausging,  diese  Steuerfreiheit  werde  den  Mie- 
thern zu  Gute  kommen.  Diese  Ansicht  widerlegt  Herr  Ratkoweku  gründ- 
lich in  längerer  Auseinandersstzung  und  fasst  das  Ergebniss  derselben 
folgendermassen  zusammen:  *Die  unbedingte  und  für  olle  Neubauten 
gleiche  Steuerfreiheit  hat  demnach  die  Wirkung,  den  Preis  all  derjenigen 
Bauplätze,  welche  schon  vor  Gewährung  der  Steuerfreiheit  einen  höheren 
Marktpreis  hatten,  als  den,  welchen  die  Gartenwirtschaft  hierfür  bezahlen 
kann,  in  einem  mit  der  Steuer  wachsenden  Maassstab  zu  erhöhen.  Sie 
kommt  sonach  in  allen  etwas  besser  gelegenen  Stadttheilen  nicht  den 
Wohnungs-Bedürftigen  zu  Gute,  sondern  bereichert  da  nur  die  Baustellen- 
Besitzer  auf  Kosten  der  Gosamratheit.  Sie  hat  diese  Wirkung  aber  auch 
bei  allen  übrigen  Baustellen;  denn  so  wie  der  von  der  Steuer  befreite 
Miethzins  das  Bau  kapital  besser  als  landesüblich  verzinst,  erscheint  es  den 
Kapitalisten  vortheilhaft,  Häuser  zu  bauen.  Dies  wissen  aber  sofort  auch 
die  Baustellen-Besitzer.  Sie  wissen  aber  auch,  dass  aller  Häuserbau,  wenn 
er  nicht  in '  kolossalem  Maassstabe  ausgeführt  wird,  nur  als  Anbau  er 
folgen  kann.  Sie  begehren  daher  für  alle  ihre  in  der  Nähe  der  bewohnten 
Häuser  befindlichen  Baustellen  den  ganzen  Kapitalwerth  des  Vortheila, 
welchen  die  Steuerfreiheit  den  Neubauten  auf  denselben  Aussieht  stellt. 

■ 


Digitized  by  Google 


160 


Höohmcbui. 


Erhalten  sie  denselben  nicht,  so  können  und  werden  diese  Monopolisten 
ihren  Besitz  der  Häaserproduktion  so  lange  vorenthalten,  bis  die  Bau- 
Unternehmer,  durch  die  wachsende  Nachfrage  nach  Wohnnngen  gezwungen, 
ihnen  die  begehrten  Summen  sammt  Zinsen  nnd  Zinsetzinsen  bezahlen. 

Deshalb  haben  wir  es  erlebt,  und  werden  es  leider  noch  oft  erleben 
müssen,  bis  wir  Klugheit  daraus  schöpfen,  dass  durch  die  Steuerfreiheit 
die  Preise  der  Wohnungen  bei  Weitem  nicht  im  Verhältniss  zur  Grösse 
der  gewährten  Entlastung  ermfissigt  wurden.  Nur  ein  gleichzeitige*  stär- 
ket Angebot  von  Baustellen,  wie  es  in  Wien  znr  Zeit  der  » Stadterweiterung  * 
eintrat,  kann  die  Preise  der  Wohnnngen  im  Verhältniss  zur  Grösse  der 
Steuerbefreiung  herab  drücken«. 

Die  Befreiung  von  der  HautzinBsteuer  wird  aber  in  Oesterreich  nur 
für  kurze  Perioden  gewährt.  Welche  Wirkungen  dieses  Verfahren  hat, 
lassen  wir  Herrn  Ratbowsky  selbst  auseinandersetzen.  Er  sagt:  »Das 
letzte  diesbezügliche  Gesetz  vom  H.November  1867  gewährte  mausndhm8- 
teeite*  allen  Neubauten,  welche  bis  zum  Jahre  1869  benutzbar  gemacht 
wurden,  eine  Steuerfreiheit  für  15,  und  allen  Zu-  und  Umbauten  für  12 
Jahre.  Diese  »auenahmeweiet*  Befreiung  musste  durch  Gesetz  com  24. 
Dezember  1869  den  Bau-Unternehmern  auch  für  die  Jahre  1870  und  1871 
zugestanden  werden,  und  eben  jetzt  beeilen  sich  die  gesetzgebenden  Fak- 
toren, diese  regelmässige  > Ausnahme*  auch  für  die  Jahre  1872  und  1873 
zu  ftatuiren.  Eine  solche  unstetere,  im  Jahre  18C9  erat  im  letzten  Mo- 
mente gewährte  Erleichterung  der  Bau- Unternehmung  muss  auf  alle  Bau- 
gewerbe um  so  verderblicher  wirken,  als  die  Gesetzgebung  früher  den 
Neubauten  eine  verschieden  lange  Steuerfreiheit  gewährte,  nnd  die  Stim- 
men sich  mthren,  welche  eine  Verlängerung  derselben  verlangen  und  diese 
dadurch  wahrscheinlich  machen.  Wer  z  B.  einen  Neubau  heuer  vollendet, 
muss  besorgen,  dass  ein  Konkurrent,  der  s^  äter  banen  will,  eine  25jährige 
Steuerfreiheit,  wie  sie  in  der  Wiener  Wohnungs-Enquete  Kommission  im 
Jahre  1870  verlangt  wurde,  oder  gar  eine  40jährige  Befreiung  von  der 
Hauszinssteuer  erlangen  wird,  wie  dies  jüngst  Herr  Nilcola  im  Wiener 
Gemeinderathe  begehrte.  Schon  das  unbesonnene  Aussprechen  eines  solchen 
Begehrens  muss  lähmend  auf  die  Baugewerbe  wirken,  wenn  es  von  ein- 
flußreichen Leuten,  wie  es  die  Vertreter  der  Hauptstadt  sind,  geschieht 
Denn  wer  heute  schon  der  Wohnungsnoth  durch  Neubauten  abhelfen  will, 
muss  besorgen,  dass  durch  eine  künftige  Verlängerung  der  Steuerfreiheit 
die  von  ihm  gebauten  Häuser  bedeutend  entwerthet  werden  und  er  sonach 
Verluste  erleidet.  Er  wird  daher  das  Bauen  so  lange  verschieben,  bis  die 
angeregte  Maassregel  getroffen  wird.  Im  Wiener  Gemeinderathe  wurde 
zwar  diese  verlängerte  Steuerfreiheit  nur  für  Neubauten  begehrt,  welche 
in  den  nächsten  drei  Jahren  benützbar  gemacht  werden,  aber  damit  hat 


Digitized  by  Google 


161 


man  das  Uebel  nur  verschlimmert.  Denn  jede  Gewährung  einer  bisher 
nicht  bestandenen,  oder  die  Verlängerung  der  bestehenden  Steuerfreiheit 
wirkt,  wenn  sie  nnr  für  kurze  Termine  erfolgt,  stossweise  auf  die  Bau- 
gewerbe, wie  wir  dies  in  Folge  der  30jährigen  Steuerfreiheit  für  die 
Neubauten  auf  den  >Stadterweiterungs- Gründen«  (dem  früheren  Glacis 
«wischen  den  Wällen  der  inneren  Stadt  und  den  Vorstädten)  gesehen 
haben.  Damals  stieg  in  Folge  dieser  Maassregel  das  Tausend  Ziegel  von  20  fl. 
bis  anf  37  fl.  im  Preise  und  der  Taglohn  der  Bauarbeiter  von  1  fl.  10  kr. 
bis  auf  1  fl.  70  kr.  Nach  Ausführung  der  meisten  dieser  ganz  überflüssi- 
gerweise begünstigten  Neubauten  sanken  im  Jahre  1865  die  Ziegelpreise 
auf  ihren  alten  Stand,  und  die  Bauarbeiter  bekamen  dann  nicht  nur  einen 
geringen  Lohn,  sondern  viele  von  ihnen  fanden  wochenlang  gar  keine 
Arbeit.  Die  mit  übermässigen  Kosten  gebauten  Häuser  waren  für  den 
Moment  in  übermässiger  Zahl  vorhanden  und  sanken  deshalb  rasch  im 
Werthe  herab,  bis  die  steigende  Nachfrage  nach  Wohnungen  und  insbe- 
sondere nach  Wohnungen  in  diesen  Neubauten  den  Werth  derselben  wieder 
hob.  Die  schlimme  Erfahrung  aber,  welche  die  Bau-Unternehmungen  bei 
dieser  stossweisen  Förderung  durch  die  Steuer -Gesetagebung  machten, 
wirkt  heute  noch  lähmend  auf  sie  ein.  Damals  hat  die  Steuerfreiheit  nur 
einige  Ziegelfabrikanten  zu  Millionären  und  viele  unserer  Bauarbeiter  zu 
liederlichen  Trunkenbolden  gemacht,  welche  später  bei  Abnahme  des  Ver- 
dienstes als  Vagabunden  der  Gesellschaft  zur  Last  fielen.  Den  Wohnungs- 
Bedürftigen  aber  hat  sie  nur  momentan  eine  Erleichterung  verschafft,  um 
ihnen  später  desto  mehr  zu  schaden.« 

Die  österreichischen  Gesetze  gewähren  periodisch  auch  den  Zu-  und 
Umbauten  eine  gleiche  und  unbedingte  Steuerfreiheit  und  zwar  für  12  Jahre. 
Ueber  diesen  Punkt  bemerkt  Herr  Batkowsky:  »Ein  Zubau  kann  entweder 
im  Autsetzen  von  höheren  Stockwerken  oder  in  der  Verbauung  von  Hof 
und  Garten  bestehen.  Erfahrungsgemäss  sind  die  tiefer  liegenden  Woh- 
nungen eines  Hauses  desto  ungesunder,  aus  je  mehr  Stockwerken  dasselbe 
besteht;  und  ebenso  greift  das  ofte  Steigen  vieler  Treppen  die  Lunge  an. 
Das  Aufsetzen  eines  vierten  oder  fünften  Stockwerkes  (nach  österreichischer 
Sprechweise  eines  dritten  oder  vierten  Stockes)  auf  ein  Wohnhaus  sollte 
daher  schon  aus  sanitären  Gründen  unterbleiben.  Es  hat  aber  auch  vdlk*- 
wirthMchaftliche  und  Boeidle  Nachtheile.  Dadurch,  dass  der  Baugrund  für 
die  Befriedigung  des  Wohnungs  -  Bedürfnisses  bis  zu  diesem  Uebermaasse 
ausgenutzt  werden  kann,  richtet  sich  der  Preis  der  Baustellen  nach  dieser 
Möglichkeit.  Jeder  Baustellen -Besitzer  verlangt  für  seinen  Besitz  vom 
Bau-Unternehmer  nicht  Mos  den  Gewinn,  welchen  er  aus  dem  auf  seiner 
Baustelle  beabsichtigten  Bau  ziehen  wird,  sondern  den  Kapitalwerth  aller 
Vortheile,  welche  er  aus  dem  Bau  eines  drei-  oder^vierstockhohen  Hausei 

Voltowirth.  VUrteljahnehrift.   1871.  IV.  11 


Digitized  by  Google 


■ 


162  Bllch««ch»u. 

auf  derselben  ziehen  Könnte.  Dadurch  werden  auch  solche  Bau-Unterneh- 
mer, welche  höchstens  zweistockhohe  Häuser  bauen  möchten,  gezwungen, 
höher  zu  bauen,  wenn  sie  nicht  Capital verluste  erleiden  wollen.  In  der 
südamerikanischen  Grossstadt  Lima  verbietet  die  mit  Erdbeben  drohende 
Natur  das  Bauen  mehrstöckiger  Häuser.  In  Folge  dessen  muss  sich  die 
Stadt  über  eine  grosse  Fläche  ausdehnen,  und  benöthigcn  deshalb  die 
Bau -Unternehmer  dort  sehr  viel  Baugrund.  Trotz  ihrer  grossen  Nach- 
frage nach  Baustellen  sind  dieselben  aber  dort  verhältnissmässig  wohlfeil, 
weil  die  Möglichkeit,  sie  stark  auszunutzen,  dort  durch  die  Natur  abge- 
schnitten ist  In  London  hat  die  herrschende  Wohnungssitte  eine  ähnliche 
Wirkung.  Dort  hat  nämlich  das  Bewnsstsein  der  Englander  von  der  Be- 
haglichkeit, Gesundheit  und  sittlichenden  Kraft  der  Familienhäuser  die 
8itte  erzeugt,  zufolge  welcher  jede  Familie  ein  oft  nur  ein  Fenster  brei- 
tes, höchstens  dreistockhohes  Haus  allein  bewohnt  Durch  diese  Sitte 
werden  einerseits  die  Bau -Unternehmer  gezwangen,  diese  beste  Art  tou 
Wohnungen  zu  bauen,  und  andrerseits  die  Baustellen-Besitzer  ausser  Stand 
gesetzt,  so  yiel  für  ihren  Besitz  zu  begehren,  daBs  Familienhäaser  darauf 
nicht  gebaut  werden  könnten.  In  Oesterreich  verbietet  zum  Glück  nicht 
die  Natur,  aber  leider  auch  nicht  die  }>itte  das  Bauen  vielstöckiger  Häu- 
ser.  Hier  könnte  daher  nur  die  Gesetzgebung  dasselbe  verbieten.  Ob  sie 
dies  thun  soll,  wollen  wir  nicht  untersuchen,  aber  das  können  wir  fordern, 
dass  sie  dasselbe  nicht  noch  begünstigen,  nicht  durch  die  Befreiung  von 
der  Hauszinssteuer  geradezu  hervorrufen  soll .... 

Steuerfrei  sind  in  Oesterreich  auch  diejenigen  Zubauten,  durch  welche 
die  Höfe  und  Gärten  der  bestehenden  Häuser  verbaut  werden.  Erfahrungs- 
gemüss  sind  die  Wohnungen  in  einem  geschlossenen  Hof«  ungesund,  weil 
die  Luft  dort  nicht  durchstreichen  kann.  Gerade  die  Hofwohnungen  sind 
überdies  meist  sanitäUwidrig  angelegt,  sehr  oft  förmliche  Kellerwohnun- 
gen, die  doch  das  österreichische  Gesetz  zu  bewohnen  verbietet,  Wohnun- 
gen ohne  Sonnenschein,  ja  ohne  Luft  und  Licht  Auch  die  Yerbauung 
der  Gärten  ist  der  Gesundheit  der  städtischen  Bevölkerung  nachtheilig. 
Darum  soll  die  Gesetzgebung  auch  diese  Art  von  Zubauten,  wenn  sie 
dieselbe  schon  nicht  verbieten  will,  doch  nicht  durch  Befreiung  von  der 
Hauszinssteuer  hervorrufen.  Die  Versagung  auch  dieser  Befreiung  muss 
die  Ausbreitung  der  städtischen  Bevölkerung  über  ein  grosses  Terrain 
ebenfalls  befördern.  Auch  die  Umbauten  sind  steuerfrei  in  Oesterreich. 
Der  Umbau  eines  noch  nicht  baufälligen  Hauses  ist  aber  eine  grosse  Ka- 
pital-Zerstörung. Eine  Kapital -Zerstörung  im  kapitalarmen  Oesterreich! 
In  Oesterreich,  wo  gerade  der  Mangel  an  Kapital  die  Hauptursache  der 
Wohnungsnoth  bildet!  Eine  solche  Unwirthschaft  sollte  doch  die  Gesetz- 
gebung eher  hemmen,  als  durch  Steuerfreiheit  befördern.  Ausser  diesen 
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wirthschaftlichen  haben  die  Umbauten  auch  soziaU  Nachtheile.  Wer  da 
ein  Hans  umbaut,  verdrängt  in  der  Regel  lauter  kleine  Leute  daraus,  und 
baut  entweder  einen  Palast  an  dessen  Stelle,  wie  wir  dies  eben  jetzt  in 
mehreren  Strassen  Wiens  sehen  können,  oder  er  stellt  aus  kleinen  grosse 
Wohnungen  her.  Wer  aber  einen  Palast  baut,  bedarf  keiner  Steuerfreiheit, 
und  wer  den  armen  Leuten  Wohnungen  entzieht,  darf  sie  zu  dem  Ende 
auch  nicht  erhalten.  Während  in  London  in  nicht  grosser  Entfernung 
von  den  Palästen  und  Hänsern  der  reichen  Leute  die  Strassen  der  Armen 
liegen,  und  somit  alle  ihre  Familienglieder  Erwerb  in  nächster  Nähe  ihrer 
Wohnungen  finden  können,  werden  die  Arbeiter  in  unseren  Orossst&dten 
immer  mehr  an  die  Ränder  derselben  gedrängt,  ohne  dass  ihnen  die  Be- 
sitzenden dahin  folgen,  und  müssen  in  Folge  dessen  immer  mehr  Zeit 
uud  Kraft  vergeuden,  um  zu  den  Orten  ihrer  Erwerbsgelegeoheit  zu  kom- 
men. Dies  ist  aber  fast  nur  die  Wirkung  unserer  verkehrten  Steuergesetz- 
gebung, und  kann  jedenfalls  durch  eine  Beform  derselben  verbessert 
werden.« 

Die  von  Herrn  Ratkowthy  vorgeschlagene  Beform  dieser  verwerflichen 
Steuerbefreiungen  besteht  in  der  Umwandlung  der  bestehenden  periodischen,  4 
gleichen  und  unbedingten  Steuerfreiheit  in  eine  bedingte,  Verhältnisses äs- 
sige  und  dauernde.  Die  Gewährung  der  Steuerfreiheit  will  er  an  folgende 
Bedingungen  knüpfen:  »Jeder,  der  für  den  Neubau  auf  einer  bestimmten 
Baustelle  die  Steuerfreiheit  beansprucht,  muss  deren  genaue  Beschreibung 
bei  der  Baubehörde  durch  6  Monate  rar  öffentlichen  Einsicht  auflegen. 
Erklärt  während  dieser  Zeit  Jemand,  diese  Baustelle  um  den  garten  wirt- 
schaftlichen Werth  übernehmen  und  dieselbe  binnen  einem  Jahre  mit 
einem  Wohnhaus  ohne  Steuerfreiheit  verbauen  zu  wollen,  so  ist  dadurch 
der  Beweis  hergestellt,  dass  der  Neubau  auf  dieser  Baustelle  keiner  Steuer- 
freiheit bedarf.  Der  Besitzer  der  Baustelle  musa  daher  nun  dieselbe  ent- 
weder ohne  jede  Begünstigung  selbst  verbauen,  oder  sie  um  den  garten  wirth- 
schaftlichen  Werth,  in  Wien  also  um  3  fl.  die  Quadratklafter  demjenigen 
abtreten,  welcher  sie  um  diesen  Preis  mit  der  obigen  Verpflichtung  über- 
nehmen zu  wollen  erklärte.  Findet  sich  Niemand  za  dieser  Erklärung  bereit, 
wohl  aber  Jemand,  der  mit  einer  geringeren,  als  der  längsten  vom  Gesetze 
den  Neubauten  zugestandenen  Steuerfreiheit  sich  begnügen  möchte,  so  sollen 
auf  Grund  aller  solcher  Anbote  bezüglich  der  bei  der  Behörde  aufgelegten 
Baustellen  an  zwei  fest  bestimmten  Tagen  im  Jahre  öffentliche  Verstei- 
gerungen der  Steuerfreiheit  für  die  ausgebotenen  Baustellen  veranstaltet 
werden.  Durch  diese  Konzentrirung  des  Marktes  auf  einen  Tag  in  einem 
halben  Jahre  wird  die  grösste  Nachfrage  erzielt  und  dadurch  ermöglicht, 
dass  sich  Leute  finden,  welche  die  ausgebotenon  Baustellen  um  den  gar- 
tenwirthschaftlichen  Werth  mit  der  Baupflicht  übernehmen,  wenn  ihr 
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Neubau  bei  der  Versteigerung  auch  nicht  für  20,  sondern  nur  für  10  oder 
gar  nur  für  5  und  noch  weniger  Jahre  von  der  Hauszins  -  Steuer  befreit 
wird.  Der  Eigentümer  des  Baugrundes  muss  sich  entweder  an  dieser 
Versteigerung  betheiligen  oder  seinen  Besitz  an  denjenigen  Baulustigen 
um  den  gartenwirthschaftlichen  Werth  abtreten,  welcher  die  mindeste 
Steuerfreiheit  fordert.  Durch  eine  solche  gewiss  höchst  einfache  und  fast 
kostenlose  Einrichtung  kann  rollkommen  zuverlässig  festgestellt  werden, 
ob  eine  Baustelle  überhaupt  und  welche  Steuerfreiheit  sie  benöthigt.« 

Nachdem  so  die  »Verwaltung«  die  Oberleitung  der  Wohnungsreform 
auf  allerdings  recht  witzig  ausgetüftelte,  aber  doch  etwas  sehr  österrei- 
chische Weise  in  die  Hand  genommen,  muss  sie,  nach  Herrn  Batkomky, 
noch  eine  lange  Reihe  von  Maassregeln  zu  ihrer  Ausführung  in*s  Werk 
setzen.  Um  die  Baustellen  zu  entwerthen,  soll  die  Grundsteuer  durch 
eine  Selbsteinschätzung  in  der  Welse  erhoben  werden,  dass  der  Grund- 
besitzer sein  Grundstück  für  den  Selbsteinscbätzungswerth  abzutreten  hat, 
falls  aich  Jemand  findet,  der  für  dieses  Grundstück  eine  höhere  Grund- 
steuer zu  zahlen  bereit  ist  An  diesen  Vorschlag  schliesit  Herr  Ealkowtky 

*  die  Entwicklung  eines  vollständigen  sozialen  Systems,  welches  die  »Ver- 
waltung «  —  er  versteht  darunter  eine  zentralisirte  Gemeinde- Verwaltung 
—  durchzuführen  hat  und  dessen  Darstellung  den  grössten  Theil  seiner 
Schrift  ausmacht.  Begleitet  ist  dieselbe,  wie  wir  gern  anerkennen,  von 
einer  trefflichen  Kritik  aller  staatlichen  Beschränkungen,  welche  in  Oester- 
reich auf  den  baulichen  Unternehmungen  lasten. 

Obwohl  Herr  Ratkowtky  so  überzeugend  auseinandersetzt,  welche 
weitreichenden,  verderblichen  Wirkungen  ein  falsches  Eingreifen  des  Staa- 
tes in  das  wirtschaftliche  Getriebe  zu  Folge  gehabt  hat,  so  kann  er  sich 
doch  noch  nicht  von  der  Vorstellung  trennen,  dass  der  Staat  daa  Recht 
und  die  Pflicht  habe,  seine  Angehörigen  in  ihrem  wirtschaftlichen  Leben 
zu  überwaohen  und  zu  unterstützen,  und  dass  er  die  dazu  erforderlichen 
Eigenschaften  auch  in  seiner  »Verwaltung «  besitze.  Es  gehen  bei  Herrn 
Ratkowtiky  unvermittelt  sozialistische  und  freihändlerische  Ansichten  neben 

.  einander  her.  Er  will  eine  freie  Konkurrenz  walten  lassen,  aber  nur  unter 
Anordnung  und  Aufsicht  des  Staates,  ohne  sich  zu  überzeugen,  dass  Eins 
das  Andere  ausschliesst.  Er  sieht  auch  noch  gar  nicht  die  ungeheure 
Gefahr,  welche  in  einer  Oberaufsicht  und  Oberleitung  des  wirthechaftlichen 
Lebens  einer  Nation  durch  eine  »Verwaltung«  —  sei  dieselbe  nun  despo- 
tisch, monarchisch  -  konstitutionell  oder  republikanisch  —  liegt,  die  unge- 
heure Gefahr,  dass  eine  irrthümliche  Anordnung  dieser  Verwaltung  über 
Millionen  Unschuldiger,  denen  das  Recht  der  wirtschaftlichen  Selbst- 
bestimmung vorenthalten  ist,  Vernichtung  ihres  Wohlstandes  und  der 
Grundlagen  ihrer  Existenz  bringen  kann,  während  der  Irithum,  welchen 
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der  Einreine  in  seinen  Unternehmungen  begeht,  in  seinen  Folgen  wesent- 
lich eben  nur  ihn  trifft.  Es  liegt  doch  auf  der  Hand,  dass  eine  Beform 
der  allerdings  ganz  verkehrten,  österreichischen  Gesetzgebung  der  Steuer- 
befreiungen nur  in  der  von  der  Gerechtigkeit  wie  von  der  Klugheit  glei- 
chermaassen  geforderten  gänglichen  Aufhebung  aller  Befreiungen  von  der 
Hauszinssteuer  bestehen  kann.  Freilich  wird  diese  eine  Reform  nicht 
genügen,  um  die  Baustellen  in  der  Umgebung  einer  grossen,  rasch  wachsen- 
den Stadt  zu  mässigen  Preisen  für  die  Bebauung  verfügbar  zu  machen. 
Dass  es  dazu  noch  anderer  Reformen  in  der  Steuer-  wie  in  der  privat- 
rechtlichen  Gesetzgebung  bedarf,  haben  wir  unsern  Lesern  schon  in  frü- 
heren Jahrgängen  dieser  Zeitschrift  darzulegen  versucht. 


Aus  dem  Hauptquartier  uni  der  Kriegsgefangenschaft.  Von  Dr.  L. 
Kayssler.  Berlin,  1871.  Nicolai1  sehe  Verlagsbuchhandlung. 
Die  Flut  der  Kriegsliteratur,  welche  den  schreibseligen  Federn  von 
Zeitungskorrespondenten,  Schlachtenbummlern,  Krankenwärtern  und  Laza- 
rethjungfrauen  entströmte,  ist  vorübergerauscht  und  verdientermaassen  zum 
gröbsten  Theil  in*s  Meer  der  Vergessenheit  geflossen.  Herrn  Kayssler' s 
Buch  ist  eines  der  wenigen  unmittelbaren  literarischen  Erzeugnisse  der 
Kriegsepoche,  welche  einen  bleibenderen  Werth  besitzen.  Er  war  ob 
bekanntlich,  weichen  die  zusammen  getretenen  Vertreter  der  Berliner 
Presse  auf  die  Erlaubniss  des  Königs  Wilhelm  zur  Entsendung  eines 
Korrespondenten  in  das  grosse  Hauptquartier  zum  gemeinschaftlichen 
Korrespondenten  erwählten,  und  welcher  dann  dem  grossen  Hauptquartier 
bis  Versailles  folgte.  Bei  einem  Ausflöge  nach  dem  von  den  Bayern  be- 
setzten Orleans  gerieth  er  nach  Räumung  dieser  Stadt  seitens  der  Deutschen 
in  französische  Gefangenschaft  und  erhielt  erst  nach  dem  Falle  von  Paris 
seine  Freiheit  wieder.  Was  das  Buch  des  Herrn  Kayssler  auszeichnet, 
ist  das  8treben  wahr  zu  sein.  Er  verschmäht  es,  der  Darstellung  durch 
Witze,  kühne  Antithesen,  gewagte  Uebertreibungen  und  gelegentliche,  wie 
man  meint,  unschuldige  Erfindungen  einen  Reiz  zu  geben,  welcher  in  der 
Regel  nur  mit  Beeinträchtigung  der  Wahrheit  erkauft  wird.  Dass  es 
ihm  trotzdem  gelungen  ist,  die  schmucklose,  aber  durch  ihre  überzeugende 
Wahrheit  anziehende  Darstellung  seiner  Erlebnisse  durch  aus  feiner  Beobach- 
tung geflossene  Bemerkungen  und  liebenswürdigen  Humor  zu  würzen,  mag 
die  folgende  Probe  zeigen,  zu  welcher  wir  nur  bemerken,  das  Herr  Kayssler 
nach  seiner  Gefangennahme  nach  Pau  transporirt  wurde,  dort  erkrankte 
und  den  grösten  Theil  seiner  Gefangenschaft  in  der  Infirmerie  (Hospital) 
zubrachte. 
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Blicherschiu. 


»Nach  dem  Abendessen  setzte  ich  mich  an  den  kleinen  runden  Ofen 
in  der  Mitte  des  Zimmers,  welcher  zum  Versammlungspunkte  diente  und 
an  dem  gewöhnlich  schon  zwei  oder  drei  der  Kranken  Bassen.  Der  Franzose 
giebt  überhaupt  wenig  auf  die  Kleidung  und  die  blaue  Blouse  ist  die  ge- 
wöhnliche Tracht  anch  recht  wohlhabender  Leute.  Meine  Saalkameraden 
gehörten  der  firmsten  Klasse  an  and  waren  eigentlich  nur  in  Lumpen 
gekleidet  —  mit  Ausnahme  des  kleinen  propriitaire,  der  gegen  sie  gani 
aristokratisch  aussah.  Er  hatte  eine  gewisse  Welterfahrung,  denn  sein 
Bruder  war  in  Weitindien  gewesen,  hatte  später  in  Bordeaux  etwas  im 
Grosshandel  mit  Spirituosen  gearbeitet  und  wohnte  jetzt  wieder  in  der 
Heimath,  wo  er  eine  vermögende  Frau  hatte,  mit  kommerziellen  Unter- 
nehmungen nnd  SDrkalationen  beschäftigt.  Der  Umcranr  mit  diesem  Viel- 
gewanderten  hatte  auch  dem  Daheimgebliebenen  die  Augen  geöffnet,  er 
interessirte  sich  für  Dinge,  die  sonst  über  den  Horizont  seiner  Bundes- 
genossen hinausliegen  und  er  suchte  bei  mir  über  Dieses  und  Jenes,  be- 
sonders über  Preussen,  Belehrung,  die  zu  geben  mir  um  so  leichter  war, 
als  er  gar  nichtB  wusate.  Wie  gross  diese  Unwissenheit  war,  mag  der 
Umstand  beweisen,  dass  er  mich  einmal  fragte,  ob  Waterloo  in  Russland 
läge.  In  politischer  Beziehung  war  er  Föderalist  und  wollte  Frankreich 
nach  dem  Muster  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  eingerichtet 
wissen,  mit  einem  Präsidenten  an  der  Spitze,  welcher  eben  so  wenig  Ge- 
halt bekämo,  als  der  Präsident  der  vereinigten  Staaten.  Auch  er  lobte 
die  napoleonische  Regierung,  aber  die  Aussicht,  dass  die  Regierung  künftig 
billiger  sein  werde,  übte  auf  ihn,  wie  auf  alle  seine  Standesgenossen, 
deren  hervorstechendster  Charakterzug  eine  bis  zum  Geize  gehende  Spar- 
samkeit ist,  einen  überwältigenden  Reiz.  Ich  bedauerte  es  lebhaft,  diesen 
guten  Kameraden  zu  verlieren.  Ich  hatte  mir  Mühe  gegeben,  ihn,  (gleich 
den  übrigen)  mir  recht  freundlich  zu  stimmen  und  es  war  so  gelungen, 
dasa  er  bei  seinem  Abschiede  auf  mich  zu  kam  und  mit  den  Worten:  Par- 
don, moneicur,  $i  jt  m'avanct  trop,  mir  einen  Kues  gab.  Mit  eben  so 
vielem  Erfolg  waren  meine  Bemühungen  einem  andern  Kranken  gegen- 
über gekrönt,  der  Sainte-Marie  hiess  und  den  die  Andern  immer  Ora  pro 
nobii  nannten.  Er  war  domtstique  auf  dem  Lande,  also  eigentlich,  was 
wir  »Knecht«  nennen  würden.  Er  hatte  das  Stück  Revolution,  welches 
sich  im  Jahre  1848  auch  in  dem  Departement  der  Basses-Pyrenies  ab- 
gespielt hatte,  noch  in  der  Erinnerung  und  hasste  alle  Revolutionaire, 
Republikaner,  Städter,  vor  Allem  aber  die  Utes  brüUei  von  Paris.  Die- 
sem »Herz  und  Hirn  der  Welt«  hatte  er  geradezu  den  Untergang  ge- 
schworen und  als  in  der  letzten  Zeit  ein  richtiger  Gascogner  und  Städter 
in  den  Saal  kam,  der  noch  schlimmer  als  Gambetta,  den  Preussen  nicht 
einmal  einen  Liard  zahlen  wollte,  bo  sagte  er  mir,  dass  nur  die  faintants, 
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die  fout  solche  Ansichten  hätten.  loh  war  gegen  den  gnten  Sainte-Marie 
immer  freundlich  gewesen,  hatte  aber  im  Anfang  wenig  mit  ihm  ge- 
sprochen. Eines  Sonntags  kam  aber  ein  junges,  sehr  hübsches  Mädchen 
der  das  gelbseidene  nm  den  Kopf  geschlungene  Tuch  sehr  anmuthig  stand, 
xu  ihm.  Sie  plauderte  sogleich  mit  ihm  und  nach  einiger  Zeit  kam  sie  zu 
mir,  der  ich  wie  gewöhnlich  am  Tisch  eass  und  arbeitete  und  präsentirte 
mir  eine  prächtige  Birne,  indem  sie  sagte:  Sie  haben  immer  bo  viel  Güte 
für  meinen  Vater  gehabt,  er  bittet  Sie,  auch  von  ihm  etwas  anzunehmen. 
Silvio  Pellico  hat  nicht  unrecht,  wenn  er  in  seinen  Prigioni  Bagt,  dass  die 
Menschen  sich  nur  deshalb  hassen,  weil  sie  sich  nicht  kennen.  Mehr 
noch  als  das  Benehmen  Sainte-Marie's  rührte  mich  ein  Zag  des  jungen 
charpentier.  Er  wüste,  dass  mir  alle  Neuigkeiten  vorenthalten  wurden. 
Als  nun  Paris  gefallen  war  —  ich  wusste  es  schon  —  kam  er  einmal 
sehr  geheimnissToll  mit  einem  Blattchen  Papier,  das  mit  Hieroglyphen  bedeckt 
war,  zu  mir  und  fragte  mich,  ob  ich  »das«  lesen  könne*,  ich  strengte  mich 
vergeblich  an.  Da  flüsterte  er  mir  in's  Ohr:  Paris  a  capituU  und  ich  bemerkte 
nun,  dass  er  nach  dem  Gedruckten  die  Worte  nachzumalen  gesucht  hatte.« 

üeber  den  Dialekt  von  Biam  berichtet  Herr  KayssUr:  *  Scaliger 
sagt:  FeUces  populi  qutbus  vivere  est  bibere.  Zu  diesen  Glücklichen  ge- 
hören auch  die  Bearner,  ein  kleiner  Zweig  des  grossen  gascogniechen 
Stammes,  in  dessen  Sprache  das  v  stets  durch  b  ersetzt  wird:  bous  statt 
vous,  bin  statt  vin  u.  s.  w.  Ein  zweiter  charakteristischer  Zog  ist  die 
▼olle  Aussprache  der  Diphtongen,  welche  im  Hochfranzösischen  ganz  ver- 
kümmert sind,  ein  anderer  die  rolle  Aussprache  der  im  Hochfranzosischen 
stummgewordenen  Endsilben.  Ich  will  hier  keine  Studie  über  diesen  Dialekt, 
welcher  von  Herrn  Letpy  gründlich  erforscht  worden  ist,  sondern  nur  ein 
paar  Proben  davon  geben.  Wenn  mich  in  der  ersten  Zeit  Jemand  über 
den  Dialekt  befragt  hätte,  so  wäre  ich  in  Versuchung  gewesen,  ihn  da- 
hin zu  charakterisiren,  dass  er  in  der  unendlichen  Wiederholung  der  bei- 
den Worte:  Diu  bibann  besteht  Diu  bibann  ist  die  dialektische  Form 
von  Dieu  vivant  und  ein  Schwur,  welchen  die  Leute  der  niederen  Klassen 
unaufhörlich  im  Munde  führen.  Wenn  die  Wächter  im  Gefängniss  des 
Abends  auf  ihr  Zimmer  kamen,  so  setzte  Jeder  seine  Lampe  auf  den  Tisch 
und  sagte:  Diu  bibannl  Wenn  sie  Karten  spielten,  so  wurde  jedes  Er- 
eigniss  mit  einem  kräftigen  Diu  bibann  begleitet  und  wenn  der  Eine 
durch  das  Guckloch,  welches  nach  dem  Schlafgaal  der  Gefangenen  führte, 
ihre  Gespräche  belauscht  und  ihnen  ein  langandauerndes:  Ssilanssee 
(iilence)  zugerufen,  so  besänftigte  er  sich  selbst  wieder  mit  einem  dumpfen 
Diu  bibann.  Der  Eine  von  ihnen  hatte  nebenbei  die  Bücher  zu  führen. 
Wenn  er  die  Feder  ergriff,  um  eine  Zeile  zu  schreiben  so  begeisterte  er 
sich  zu  dieser  Anstrengung  mit  einem  Diu  bibann  und  wenn  er  die  Zeile 
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beendet  hatte,  so  drückte  er  seine  Befriedigung  mit  demselben  Worte 
tut,  indem  er  zugleich  eine  Prise  nahm.  Niemand  aber  hatte  solche 
Meisterschaft  in  seiner  vielfältigsten  Benutzung  erreicht  als  der  Lampute 
und  Perruqnier  im  Hospital,  der  Oberhaupt  eine  der  komischsten  Figuren 
in  diesem  Hause  war,  in  welchem  die  christliche  Liebe  der  frommen 
Schwestern  ein  wahres  Karitätenkabinet  Ton  menschlichen  Informitäten 
begründet  hatte,  indem  eine  Menge  kleiner  Dienstverrichtungen  an  solche 
Leute  yertheilt  wurde,  die  dranssen  ihr  Brot  nicht  hatten  erwerben  können 
und  die  nun  dasselbe  im  Hause  wenigstens  zum  Theil  verdienten  oder 
doch  in  verdienen  schienen.  Der  Lampiste  war  ein  kleiner  alter  Manu, 
dessen  Gesieht  eine  auffällige  Aehnlichkeit  mit  dem  Titelbilde  des  Punch 
hatte.  Auf  dem  Kopfe  trug  er  eine  steife  Zipfelmütze  von  Fils,  die  so 
aufgesetzt  war,  dass  sie  sich  selbst  überlassen  nach  hinten  über  gefallen 
wäre,  wenn  nicht  der  Aeusserung  der  Fliehkraft  ein  Riegel  dadurch  vor- 
geschoben worden  wäre,  dass  auf  die  Mütze  ein  Barret  mit  der  Neigung 
nach  vorn  gesetzt  gewesen  wäre,  so  dass  ein  Gebäide  entstand,  welches 
bei  einiger  Vorsicht  des  Trägers  daa  Gleichgewicht  hielt.  Das  Barret 
ist  in  diesen  Grenzlanden  die  eigentlich  nationale  Tracht  Es  besteht 
am  einem  starken  wollenen  Stoffe,  der  so  gewebt  ist,  dass  gerade  auf 
der  Mitte  des  Deckels  ein  kleiner  Zwickel  hervorsteht  Wenn  das 
Barret  richtig  aufgesetzt  wird,  so  fällt  der  obere  Theil  wie  ein  Pilz  über 
den  Rand  hinab.  Bei  dem  Lampisten  konnte  daa  nun  allerdings  nicht 
geschehen,  sondern  das  Barret  sass  in  der  Mitte  der  Zipfelmütze.  Au 
Sonntagen  erschien  er  in  einer  schönen  neuen  Mütze  von  der  bei  uns  ge- 
bräuchlichen Facon  mit  einem  Sehilde  und  in  einem  Rock,  statt  der  Blouse, 
da  er  an  diesem  Tage  ausgehen  durfte,  was  immer  zur  Folge  hatte,  das« 
er  mit  einem  Spitz  nach  Hause  kam.  Ich  glaube  auch,  dass  er  haupt- 
sächlich mit  Rücklicht  darauf  an  diesem  Tage  Zipfelmütze  und  Barret 
ablegte,  da  eine  unerschütterte  Nüchternheit  dazu  gehörte,  sie  beide 
im  Gleichgewicht  zu  halten.  Das  Ausgehen  der  einzelnen  dazu  berech- 
tigten Personen  war  Überhaupt  die  crux  der  Schwestern,  denn  Keiner 
der  ausging,  kam  nüchtern  zurück  und  als  im  Februar  die  Wahlen  statt- 
fanden und  die  Alten  ans  dem  Saale  der  Unheilbaren  alle  ausgezogen 
waren,  um  von  ihren  politischen  Rechten  Gebrauch  zu  machen,  kamen 
sie  in  einer  so  heitern  Stimmung  zurück,  dass  es  Stundenlang  im  Saale 
Saint-Paul  drüber  und  drunter  ging  und  der  Lärm  der  streitenden  Männer 
sich  manchmal  sogar  bis  auf  den  Korridor  fort]  flanzte.« 

Einen  besonders  angenehmen  Eindruck  macht  es,  dass  Herr  Kayssler 
nie  in  den  nur  absprechenden  schmähenden  Ton  verfällt,  der  leider  in 
Deutschland  bei  Urtheilen  über  Frankreich  und  Franzosen  Mode  geworden 
ist.    Auoh  er  bespricht  ihre  Schwächen  und  Fehler,  aber  in  sachliger 
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und  unparteiischer  Weise.  Nie  schleudert  er  scharfe,  generelle  ürtheile 
hin,  sondern  bespricht  in  rnhiger  Darstellung  unter  Zugrundelegung  von 
Thatsachen  die  nationalen  Thatsachen  und  Mängel  der  Franzosen.  Das 
musa  natürlich  weit  Überzengender  wirken,  als  jedes  allgemeine,  wenn 
auch  noch  so  geistreich  aufgeputzte  Raisonnement  in's  Blaue  hinein,  das 
auf  alle  unbefangenen  Köpfe  in  der  Regel  den  grade  entgegengesetzten 
Eindruck  hervorbringt.   Wir  wollen  unseren  Lesern  einer  Probe  geben. 

»Ludwig  XIV.«,  sagt  Herr  Kayesler,  »führte  seine  Kriege  mit  den 
Kräften  Frankreichs,  während  Napoleon  I.  die  Besiegten  zur  Heeresfolge 
zwang  und  dadurch  den  Grund  dazu  legte,  dass  die  Franzosen  einen  un- 
geheuer übertriebenen  und  ganz  falschen  Begriff  von  ihrer  Macht  bekommen 
haben.  Auf  diesem  schlechten  Grunde  wurde  alsdann  der  Nationalstolz 
io  der  verkehrten  Weise  gross  gezogen,  welcher  für  die  Franzosen  so  trau- 
rige Früchte  getragen  hat.  Ich  will  mir  nur  erlauben,  ein  einziges  Beispiel 
dafür  anzuführen,  das  mir  alles  zu  übertreffen  scheint,  was  man  jemals 
über  die  französische  Nationaleitelkeit  erzählt  hat.  Ein  in  ganz  Frank- 
reich sehr  verbreitetes,  von  dem  Ministerium  approbirtes  Lesebuch  für 
Lyceen  »La  Patrie*  von  Theodor  Barreau,  giebt  eine  Beschreibung  des 
Landes,  seiner  Bewohner,  der  einzeben  Provinzen,  der  Verwaltung  u.  s.  w. 
Jedes  Kapitel  dieses  Buches  fängt  damit  an,  zu  versiehern,  dass  Frankreich 
in  den  betreffenden  Punkten  das  gröste  Land  und  die  Franzosen  die  grösste 
Nation  seien.  In  dem  Kapitel  über  die  Armee  heisst  es:  »Die  fran- 
zösische Nation  ist  leidenschaftlich  für  den  Waffenruhm  eingenommen. 
Das  ganze  Weltall  ist  der  Schauplatz  ihrer  Thaten  gewesen,  die  Geschichte 
ist  davon  erfüllt  und  die  gegenwärtige  Epoche  hat  die  Erinnerung  derselben 
ruhmvoll  erneuert.  Nichts  kommt  dem  unerschrockenen  und  Biedenden 
Mathe  unserer  Soldaten  gleich.  Nach  der  Schlacht  bei  Jena  sagte  in 
dieser  Beziehung  ein  preussiacher  General:  Wenn  wir  nur  von  unseren 
Armen  gegen  die  Franzosen  Gebrauch  zu  machen  hätten,  so  würden  wir 
sie  leicht  besiegen:  wir  sind  grösser  und  stärker.  Aber  im  Kampfe  wer- 
den sie  von  einer  unbeschreiblichen  Gluth  hingerissen;  tie  werden  im 
Feuer  übernatürliche  Wegen.  *(Ih  deviennent,  au  fev,  de*  etres  turnatu- 
reU.)*  Ist  das  nicht  wirklich  eine  Blasphemie,  für  welche  die  Vergeltung 
nicht  ausbleiben  konnte?  Und  fast  noch  übermüthiger,  noch  ruchloser 
ist  eine  Aeusserung  in  dem  Kapitel  über  den  Metallreichthum,  in  welchem 
es  heisst,  obgleich  die  Nitur  Frankreich  edle  Metalle  versagt  habe,  so  sei 
es  doch  das  reichste  Land  an  solchen,  denn  es  habe  das  Eisen  und  dieses 
verschaffe  ihm  in  dem  Ackerbau,  in  der  Industrie  und  im  Kriege  Gold 
und  Silber.  Die  Kriegsbeute  wird  also  als  eine  Art  von  Nationaleinkommen 
betrachtet  und  durch  diese  Theorie  machen  allerdings  fünf  Milliarden 
Kriegskosten  einen  sehr  unangenehmen  Strich.« 
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Indem  wir  das  Bach  selbst  zur  vollständigen  Lektüre  empfehlen, 
l&sson  wir  noch  eine  knrze  interessante  Stelle  folgen:  »Man  würde  die 
Lage  Frankreichs  nicht  vollständig  erschöpfen,  wenn  man  nicht  anch 
einen  Blick  anf  die  sozialen  Verhältnisse  werfen  wollte,  welche  ans  dem 
Prinzip  der  Gleichheit  hervorgegangen  sind.  Sie  sind  eine  vollständige 
Zeiatörnng  der  Gesellschaft  Die  französische  Sprache  hat  kein  Wort 
mehr  für  Vornehm.  Sie  kennt  nnr  die  Reichen.  Der  Franctireur-Kor- 
poral,  der  mich  in  Orleans  ins  Gefängnis«  führte,  sprach  von  le$  riches. 
der  Bauer  in  Pan  sprach  von  let  riehen,  ja  in  einer  französischen  Ueber- 
setzung  des  Thncydides  war  ol  oUyot  durch  let  riebe*  wiedergeben.  Was 
Klassen-Untenchiede  Schlimmes  haben  mögen,  es  ist  nichts  im  Vergleich 
mit  dieser  ünterschiedslosigkeit,  in  welcher  es  nnr  iwei  Klassen  giebt: 
La  pouvrte  und  Lei  rieh«*  und  die  Enteren  entweder  reich  zu  werden 
suchen,  oder  wenn  sie  den  Versuch  aufgegeben  haben,  die  Reichen  hassen 
In  nenn  Wochen,  die  ich  im  Hospital  gelegen,  habe  ich  die  Leute  unter 
sieh  nie  —  nie  ein  anderes  Gespräch  führen  hören,  als  eines,  in  welchem 
die  Werte  um  (8ous)  und  livros  (Franks)  fortwährend  wiederkehrten.c 


Die  Subhastations-Ordnung  vom  15.  Mär»  1869  mit  Erläuterungen.  Von 
JfcuJ  Wachler,  Mitglied  des  Hansee  der  Abgeordneten.   Zweite,  erheb- 
lich vermehrte  nnb  verbesserte  Auflage.   Berlin,  1872.  Fr.  Kortkampf. 
Gesetz,  betreffend  das  Urheberrecht  an  Schriftwerken,  Abbildungen,  musi- 
kalischen Kompositionen  und  dramatischen  Werken  vom  11.  Juni  1870. 
Mit  den  Verträgen  zum  Schutz  des  geistigen  Eigenthums.  Bearbeitet 
von  Dr.  W.  Endemann.   Berlin,  1871.  Fr.  Kortkampf. 
Es  sind  rwei  recht  brauchbare  Gesetzesausgaben  mit  Erläuterungen 
aus  bewährter  Feder.   Selbst  bei  der  klarsten  und  präzisesten  Fassung 
der  einzelnen  Gesetze  entstehen  bei  der  Auslegung  und  Anwendung  der- 
selben doch  für  den  Richter  wie  für  den  Laien  oft  genug  Schwierigkeiten 
und  Zweifel,  zu  deren  Lösung  die  Materialien  der  Gesetzgebung,  sowohl 
die  unmittelbaren  des  betreffenden  Gesetzes  als  die  durch  Literatur  und 
Rechtsprechung  gebotenen,  von  der  grössten  Wichtigkeit,  oft  sogar  un- 
entbehrlich sind.    Die  beiden  vorliegenden  Ausgaben  liefern  dieselben  in 
anerkennenswerther  Fülle  und  Auswahl.    Die  Erläuterungen  zur  preus- 
sischen  Subhastationsordnung  haben  in  der  zweiten  Auflage  eine  schätzens- 
werthe  Bereicherung  namentlich  dadurch  gewonnen,  dass  Herr  Wachler 
die  Erfahrung  benulzt  hat,  welche  bei  Anwendung  des  Gesetzes  in  der 
Praxis  gewonnen  worden  sind.    Für  eine  längere  Brauchbarkeit  seines 
Kommentars,  die  bei  der  jetzt  dem  Anschein  nach  endlich  in  Fluss  ge- 
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rathenden  inneren  Gesetzgebung  Preussens  leicht  verloren  gehen  kann,  hat 
der  Herr  Verfasser  gesorgt,  indem  er  bereits  anf  diejenigen  Aenderungen 
hingewiesen  hat,  welche  eintreten  werden,  wenn  das  nene  anf  der  Anf- 
lassungs-  nnd  Eintragungatheorie  beruhende  Gesetz  über  den  Eigenthums- 
erwerb und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke  in  Wirksamkeit 
treten  wird.  Herr  Dr.  Endemann  hat  sich  dem  Gesetz  betreffend  das 
Urheberrecht  an  Schriftwerken  etc.  gegenüber  einigermaassen  ablehnend 
verhalten.  Er  gesteht  selbst  ein,  dass  er  »Ton  Anfang  an  ein  Wider- 
streben gegen  diese  Art  von  legislatorischer  Behandlung  gehegt  hat  und 
noch  hegt«,  nnd  hat  in  Folge  dessen  auch  hin  nnd  wieder  eine  kritische 
Bemerkung  einfliessen  lassen.  Er  ist  nichts  destoweniger  seiner  Pflicht 
als  Kommentator  gewissenhaft  nachgekommen. 

Wir  schliessen  hieran  einen  Hinweis  anf  die  sahlreiehen  Gesetzes- 
ausgaben  mit  nnd  ohne  Erlauterungen,  welche  die  Liste  der  eingegangenen 
Bücher  aufführt.  Es  ist  ein  erfreuliches  Zeichen,  dass  mit  dem  Auf- 
schwänge, welchen  unsere  Gesetzgebung  im  Deutschen  Reiche  genommen 
hat,  eine  weite  Verbreitung  der  nenen  Gesetze  Hand  in  Hand  geht.  Und 
eine  solche  thut  wahrlich  in  hohem  Grade  noth.  Tausende  von  Geschäfts- 
leuten sind  mit  dem  Gesetzgebungsmaterial,  durch  welches  ihr  Geschäft 
beeinflusst  wird,  nur  in  höchst  ungenügendem  Maasse  bekannt.  Gerade 
bei  ihnen  wird  hoffentlich  das  billige  Angebot  die  Nachfrage  steigern. 
Die  sämmtliehen  vorliegenden  Gesetzesausgaben,  auch  die  kleinen  Volks- 
ausgaben, sind  mit  ausführlichen  Sachregistern  versehen.  Die  praktische 
Brauchbarkeit,  welche  sie  dadurch  gewinnen,  hat  in  Verbindung  mit  den 
sehr  billigen  Preisen  einen  solchen  Absatz  hervorgerufen,  dass  s.  B.  die 
Volksausgabe  der  Gewerbe -Ordnung  im  Kortkampf'echen  Verlage  bereits 
in  13  Auflagen  erschienen  ist.  Die  grösseren  Ausgaben  mit  Kommentar 
empfehlen  sieh,  gleich  den  beiden  oben  besprochenen,  durch  Einrichtung 
nnd  Fülle  der  Erlauterungen.  Sie  werden  in  allen  Privatbibliotheken  die 
Ausgabe  für  ihre  Anschaffung  reichlich  lohnen. 


Neue  Erzählungen  nach  Erckmann-Chatrian.   Hit  Vor-  und  Nachwort 
von  Karl  Braun  (Wiesbaden).   Berlin,  1872.   Otto  Janke. 

Als  im  Jahre  1870  der  Sieg  Deutschlands  in  dem  grossen  Kampfe 
entschieden  und  das  militärische  und  politische  Uebergewicht  Frankreichs 
gebrochen  war,  da  tauchte  allerorten  im  auferstandenen  deutschen  Reiche 
der  berechtigte  Wonach  und  die  patriotische  Hoffnung  auf,  dass  damit 
auch  die  Suprematie,  welche  Frankreich  seit  Jahrhunderten  auf  gewissen 
Gebieten  des  Kulturlebens  über  ganz  Europa  ausgeübt  hat,  ihr  wohlver- 
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dient  es  Ende  gefanden  habe.  Enthusiasten  sahen  bereits  Krinoline  und 
Chignon  durch  ein  züchtiges  deutsches  Gewand  und  Baramelzöpfe  ersetzt, 
den  mehr  als  frivolen  Singsang  Offenlach's  durch  Melodieen  wie:  Ueb* 
immer  Tren  und  Redlichkeit,  oder:  Kommt  ein  schlanker  Barsch  gegangen 
Terdringt  nnd  die  deutsche  Lustspielbühne  von  den  literarischen  Pro- 
dukten der  Aftermuse  in  Paris  gereinigt.  Aber  ach!  nicht  alle  Blü- 
tbenträume  reifen.  Noch  heute  raarschirt  Frankreich  an  der  Spitze  der 
Zivilisation  —  der  Demi-monde  nnd  des  Kankans.  Von  Petersburg  bis 
Lissabon  nnd  von  Christian ia  bis  Palenno  kann  man  noch  heute  aller- 
wärts  das  schöne  Geschlecht  in  der  neuesten  Pariser  Mode  einherstehen 
sehen ,  kann  man  noch  heute  in  jeder  grösseren  Stadt  die  von  Offenbach 
in  Musik  gesetzten  Zoten  von  der  Bühne  herab  hören  oder  eiaer  Auffüh- 
rung des  neuesten  Pariser  Ehebruchs-  oder  Demi  -  monde-Drama's  anwoh- 
nen. Und  wir  Deutschen  können  es  in  der  Bewunderung  dieses  französischen 
8chundes  noch  heute  mit  jeder  Nation  aufnehmen.  Wird  uns  doch  selbst 
in  Zeitungen  Alles,  was  die  ohnmächtige  Rachsucht  eines  frivolen  besiegten 
Gegners  zur  Begeiferung  unserer  Nation  hervorsprudelt,  mit  einer  Naivi- 
tät, die  man  nur  euphemistisch  deutsche  Gemüthlichkeit  nennen  kann,  in 
unsere  Sprache  Übertragen  aufgetischt.  Unter  diesen'Verbältnissen  ist  er 
eine  Erquickaug,  einmal  französischen  Literaturerzeugnissen  zu  begegnen, 
welche  jede  Nation  mit  Stolz  zu  den  ihrigen  zählen  könnte.  Zu  diesen 
Literaturerzeugnissen  gehören  die  Werke  des  Schriftsteller-Diosknrenpaares 
Erckmann - Chatrian ,  von  denen  uns  jetzt  >Neue  Erzählungen«  in  eines 
üebertragnng  in's  Deutsche  vorliegen,  zu  welcher  sich  zwei  Schwestern, 
angehende  deutsche  Schriftstellerinnen,  vereinigt  hatten. 

Die  deutsche  Literatur  ist  nicht  arm  an  solchen  erzählenden  Werken, 
welche  gleich  denen  von  Erckmann  -  Chatrian  einen  streng  lokalen  Cha- 
rakter tragen  und  in  der  Regel  Natur,  Land  nnd  Leute  der  engeren  Hei- 
math des  Dichters  schildern.  Von  der  modernen,  deutschen  Literatur 
dieses  provinziellen  oder  partikularistischen  Charakters  sagt  Herr  Karl 
Braun,  welcher  diese  »Neuen  Erzählungen«  mit,  wie  es  aas  seiner  Ft der 
nicht  anders  zu  erwarten,  geistreichem  nnd  höchst  interessantem  Vor-  nnd 
Nachwort  versehen  hat,  voll  patriotischen  Stolzes:  »Wir  sehen  also  alle 
Provinzen  und  alle  Stämme  vertreten :  Berlin  von  Gutzkow  und  Spielhagen, 
die  Mark  Brandenburg  von  Ziegler  und  Alexis,  Pommern  von  Spielhagen, 
Ost-  und  Westpreussfn  von  Goltz,  Posen  nnd  Schlesien  von  Frey  tag, 
Oberaachscn  von  demselben,  Nicdersachsen  von  Oppermann,  Schwaben  von 
Auerbach,  Baiern  von  Meyr,  Westfalen  von  Immermann,  Mecklenburg  von 
Reuter,  Thüringen  von  Ludwig,  Franken-  und  Alemannen -Land  von  W. 
H.  Riehl  Und  dieses  Uebermaass  an  PartikulariKtnus  ist  so  vortrefflich 
gerathen,  dass  auch  der  strengste  politische  Unitarier  nichts  dagegen  ein- 
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luwenden  vermag.  Im  Gegentheil;  sein  Herz  erfreut  sich  daran.  Denn 
es  ist  der  beste  Beweis,  dass  wir  nicht  Ursache  haben,  uns  vor  der  Ein- 
heit zu  fürchten,  nnd  dass  ans  »die  Mannigfaltigkeit  in  der  Einheit« 
gleichsam  angeboren  nnd  deshalb  für  alle  Zakunft  zugesichert  ist.  Man 
schreit  soviel  über  die  ntiUtärisch-büreankratiach-fiskalische  Zentralisation 
Prenssens.  Hat  Prenssen  denn  etwa  seine  Provinzen  nivellirt  nnd  ihres 
ethnographisch -historischen  Individualismus  entkleidet?  Hat  nicht  jede 
Provinz  ihren  eigentümlichen  Charakter  bewahrt,  berechtigte  und  selbst 
unberechtigte  Eigentümlichkeiten  mit  einbegriffen?  Können  wir  nicht 
das  leichtlebige  Rheinland,  das  ernste  Westphalen,  das  gemüthliche  Thü- 
ringen, das  regsame  Sachsen,  das  humoristische  Pommern,  die  schweigsame 
und  schneidige  Mark,  das  liederreiche  nnd  frohmüthige  Schlesien,  das 
umständliche  und  gesangesarme  Ostfriesland  (»Friria  nan  cantat*  heisst 
es  seit  Alters)  auch  heute  noch  sehr  wohl  unterscheiden?  Und  haben  wir 
nicht  im  übrigen  Deutschland  noch  das  fromme  und  fleissige  Obersachsen, 
das  zähe  und  taktfeste  Niedersachsen,  das  pathetische  und  klügelnde 
Schwaben,  die  phantasiereichen  Franken,  die  bilder-,  Sprichwort-  und 
melodienreichen  Alemannen?  Kurz,  wer  zfihlt  die  Völker,  nennt  die  Na- 
men? Und  trotz  all'  der  Verschiedenheit  in  Dialekt,  Tracht,  Sitten  und 
Gebr&uchen,  Alle  eins  in  der  Sprache,  in  der  Gesinnung,  in  der  Kultur 
und  in  der  Weltanschauung.   Das  ist  Deutschland!« 

Von  den  Schriften  der  Herren  Brokmann  und  Chatrian  sagt  Herr 
Karl  Braun,  von  einer  Würdigung  ihres  ästhetisch-literarischen  Werthes 
absehend  und  dieselben  nur  in  ihrer  Bedeutung  als  Kultur-  und  Sitten- 
schilderungen betrachtend:  »Die  Schriften  von  Erckmann- Chatrian  sind 
idyllisch  und  militärisch,  friedlich  und  kriegerisch.  Sie  sind  vor  Allem 
deutsch- eis  assisch  und  französisch  zugleich  und  Beides  in  vollendetstem 
Maasse.  Man  glaube  nicht,  dass  dies  ein  unlösbarer  Widerspruch  ist 
Man  nehme  nnr  die  grosse  üefccTsche  Prachtausgabe  znr  Hand,  illuttrirt 
von  den  Herren  Fuchs,  Schüler  nnd  anderen  Künstlern  mit  gleich  fran- 
zösischen Namen.  Der  Text  ist  französisch;  aber  die  Bilder  sind  ächt 
deutsch.  Das  sind  alemannisch -fränkische  Bürger  und  Bauern,  wie  wir 
sie,  akkurat  eben  so  aussehend  und  gekleidet,  in  der  bayrischen  Pfalz, 
noch  mehr  aber  in  dem  baiischen  Oberlande,  in  dem  Freiburger  Breisgau 
und  in  den  meisten  Gegenden  von  Württemberg  finden.  Das  ist  kein 
Franzose,  dieser  gute  alte  Uhrmacher  Gulden,  der  so  ehrwürdig  dasitzt 
und  so  kerzengerade,  als  hätte  er  einen  Ladestock  verrchluckt,  —  die 
schwarze  Mütze  auf  dem  weissen  Haupte  und  den  altmodischen,  in  Horn 
gefassten  Nasenpetzer  in  der  Hand,  welchen  er  bedarf,  nm  in  die  Nähe 
zu  sehen;  denn  er  ist  fernsichtig,  wie  die  meisten  älteren  Leute  im  Lande 
der  Franken  und  Schwaben.    Dann  kommen  die  Konskriptionspflichtigen 
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am  Tage,  wo  sie  die  Loose  ziehen.  Die  mit  niedrigen  Nummern  müssen 
daran  glauben  und  aUbald  schon  raarschiren.  Die  Inhaber  der  höchsten 
Nummern  dürfen  noch  hoffen,  —  eine  Hoffnung,  die  sich  jedoch  in  dem 
Mause  vermindert,  in  welchem  die  Zahl  der  auf  allen  Schlachtfeldern 
Europa's  von  Napoleon  geopferten  Mannschaft  wächst.  Diese  jungen 
Leute  durchziehen  Arm  in  Arm  daa  Dorf  oder  das  Landsiii  dt  eben  im 
Sonntagspatze  von  Kleidern,  die  in  jeder  Naht  die  Hand  des  deutschen 
Schneiders  verratheu,  die  Pudelmütze  mit  Bändern  geschmückt  und  vorn 
an  der  Brust  einen  mächtigen  »gebackentn  Stians?,«  d.  h.  ein  Bou^uet 
künstlicher  Blumen.  Sie  schreien  ein  deutsches  »Juchhe!«  um  tu  ver- 
bergen, daas  es  ihnen  doch  innerlich  wehe  um's  Herz  ist.  Vor  ihnen  her 
marschlrt  ein  alter  Kirmessgeiger.  Seine  Mütze  ist  oben  so  gross  und 
so  rond,  wie  ein  Wagenrad,  und  der  unendlich  lan?o  Schirm  ragt  in  die 
Luft,  wie  ein  Wetter-Zertheiler.  Er  tragt  kurze  Hosen  und  blaue  Strümpfe 
und  an  seinen  Füssen  den  achten  »Bundschuh«  des  allemannischen  Bauern. 
Der  Stoff  der  »hirschledernen«  Beinkleider  des  Musikanten  ist  aus  dem 
Pelle  der  Ziege  bereitet.  Die  jangen  Barsche  tragen  das  fränkische  .Ka- 
misol,«  der  Kirmessgeiger  dagegen  führt,  um  der  grösseren  Ehrwürdigkeit 
willen,  (fo  scheint  es),  einen  langen  blauen  Rock,  dessen  Zipfel  bis  auf 
die  Knöchel  reichen,  während  die  durch  iwei  grosse  Knöpfe  markirte 
Taille  beinaho  zwischen  den  beiden  Schulterblättern  eitzt.  Auf  dem  dritten 
Bilde  ist  Sonntag  im  Landstädtchen.  Da  gehen  sie  mit  langsam  abge- 
messenen Schritten,  die  ehrsamen  Bürger,  in  kurzen  Manchester-Hosen 
und  langen  Strümpfen  nnd  noch  längeren  Böcken,  das  Haupt  bedeckt  mit 
der  runden  Pelzkappe,  oder  mit  der  langen  Schirmmütze,  die  Gesichter 
in  feierlichen  Falten,  nnd  inmitten  eines  jeglichen  Gesichts:  eine  lange 
deutsche  Tabakspfeife  im  Munde,  welch  letzterer  sogar  zuweilen  in  den 
Schneidezähnen  eine  Lücke  aufweist,  um  jenes  Instrument  bequemer  so 
fassen  nnd  sn  halten.  Dann  ist  es  Winter.  Da  sausen  die  Jungen  im 
kleinen  Schlitten  da*  steile  Schneefeld  hinunter:  der  Kleine  vorn  dirigirt ; 
das  Mädchen  in  der  Mitte  kauert  sich  ein  wenig  zusammen,  und  der  Junge 
hinten  jubelt  mit  den  Händen  in  der  Luft  und  wünscht,  es  gehe  immer 
noch  schneller,  während  ihm  der  Schnee  in  spitzen  Sternen  in  das  Ge- 
sicht fährt.  Hier  geht  Joseph  mit  seiner  Katharine  snm  Traualtar.  Er 
trägt  diesmal  einen  Frack  mit  kleinen  spitzen  Schössen;  die  Katharine 
hat  das  kurze  nnd  niedrige  Mieder  der  richtigen  Schwäbin,  mit  dem 
blüthenweissen ,  saubergefälteten  Hemde  darübor-,  Beide  natürlich  mit 
riesenhaften  gebackenen  Stränssen  besteckt  (denn  natürliche  frische  Blu- 
men sind  ja  nicht  »vornehm«);  hinter  ihnen  im  »Dreimaster«  das  Hoch- 
zeits-Geleite,  das  zuweilen  »gesperrt<  wird.  Und  endlich  wieder  auf  einem 
anderen  Bilde  sitzt  die  alte  Tante  »Grethel«  (Erckmann-Chatrian  schreibt 
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beharrlich  »GreMel«  —  meinetwegen!)  am  Heerd,  die  Haare  nach  hinten 
gestrichen,  die  alten  knochigen  Hände  im  Schooase,  um  die  Brust  ein 
dickes  wollenes  Tnch  geschlungen,  zur  Seite  das  altmodische  deutsche 
Spinnrad,  dessen  Schnurren  so  liebliche  Jugenderinnerungen  in  uns  allen 
erweckt.  Das  Alles  ist  deutsch.  Französisch  werden  die  Bilder  erst  von 
dem  Augenblicke  an,  wo  wir  den  Kriegsschauplatz  betreten.  In  diesem 
Kultur-Gegensätze,  in  diesem  Kontraste  zwischen  dem  idyllischen,  bäuer- 
lichen, kleinbürgerlichen,  elsäaser  Frieden,  auf  der  einen  Seite,  und  den 
furchtbaren,  grossen,  napoleonischen  Kriegen,  auf  der  anderen  Seite,  liegt 
der  eigenthümlicbe  Beiz,  welchen  uns  die  früheren  grösseren  Erzählungen 
der  Herren  Erckmann-  Chatrian  gewahren.  Es  ist  das  Dorf  im  Pnlver- 
dampt  Die  Idylle  im  Kanonen-Donner.« 

Die  Torliegenden  »Neuen  Erzählungen«  zeigen  die  alten  bewährten 
Vorzüge  der  früheren  Werke  derselben  Verfasser  und  sind  der  Lektüre 
wohl  werth.  In  der  Erzählung  »Geschichte  eines  Lehrgehülfen«  haben 
die  Herren  Erckmann  und  Chairian  einen  bissigen  Ausfall  auf  Deutsch- 
land, der  sich  in  der  ersten  Auflage  nicht  findet,  später  hineingeflickt. 
Mit  richtigem  Takte  ist  dieser  Ausfall  in  der  üebersetzung  fortgelassen. 
Der  Eefrain,  welcher  in  allen  diesen  > Neuen  Erzählungen«  angestimmt 
wird,  ist  übrigens  der:  »Der  französische  Bauer  muss  lernen!  das  fran- 
zösische Volk muBs  unterrichtet  werden!«  Und  dann  folgt  eine  Aufzählung 
all  der  schönen  Dinge,  welche  den  französischen  Bauern  beigebracht  wer- 
den sollen.  Herr  Braun  fragt  mit  Recht:  »Wer  soll  sie  denn  lehren  in 
Frankreich?  Wer  sind  die  Lehrer?  Sollen  ea  etwa  die  Revolutions- 
Götzen-Diener  sein?«  Eine  Bemerkung  der  Herren  Erckmann  und  Cha- 
trian,  welche  sich  speziell  auf  die  französische  Sprache  bezieht,  verdient 
übrigens  wohl  Beachtung,  da  sie  noch  von  mancher  anderen  Literatur- 
sprache gilt.  Sie  rufen  aus:  »Deshalb  an  das  Werk,  Ihr  Männer  alle, 
die  Dar  guten  Willens  seid!  Schreiben  und  sprechen  wir  für  das  Volk 
auf  dem  Lande;  befleissigen  wir  uns  eines  Ausdrucks,  welcher  einfach 
nud  kräftig  ist  und  deshalb  packt  und  begriffen  wird.  Thun  wir  eadlich 
unsere  bausbackigen  Redensarten  ab,  unsere  Worte  auf  Stelzen,  unsere 
akademischen  Finessen.  In  der  That,  ich  sage  Euch:  Von  allen  Büchern, 
die  in  Frankreich  gedruckt  werden,  giebt's  kaum  Eines,  das  der  Bauer 
im  Stande  ist,  zu  verstehen.  Man  macht  Beine  Studien,  man  schreibt  für 
die  Gewitzigten;  und  das  Volk?  Das  läst  man  im  Zustande  der  Un- 
wissenheit und  dann  wundert  man  sich  auch  noch,  dass  es  stimmt  für 
die  Rollenspieler  und  Schwindler,  die  es  betrügen.« 
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Paris,  Anfangs  März  1372. 
Trotz  aller  Fehler,  die  dich  auf  dem  politischen  Felde  hänfen  mögen, 
erholt  sich  das  Land  immer  mehr  anf  dem  Tolkswirthschaftlichen  Gebiete. 
Die  Landwirtschaft  wird  überhaupt  wonig  von  der  Politik  beröhrt.  Der 
gewöhnliche  Baner  bekümmert  sich  wenig  darum,  Mancher  hat  gar  keinen 
Begriff  von  einer  Nationalversammlung,  von  Deputirten,  Generalräthen 
u.  dergl.  Er  kennt  nur  den  Gang  der  Jahreszeiten  und  die  wechselnden 
Aufgaben,  die  sie  ihm  auferlegen.  So  pflügt  und  eggt,  sä-t  und  gätet  er 
zur  rechten  Zeit,  damit  er  auch  znr  rechten  Zeit  mähen  und  pflücken,  ernten 
und  einheimsen  kann.  Wie  es  auch  draussen  >Brauset  nnd  kochet,  und 
siedet  und  zischt«,  es  rühret  nnd  kümmert,  und  störet  ihn  »nischt«. 
Anders  ist's  mit  Gewerben  und  Handel.  Diese  müssen  allerdings  auf  das 
politische  Wetter  Acht  geben,  denn  politische  Stürme  können  ihnen  ge- 
fährlich werden ;  allein  es  scheint  fast ,  als  ob  unsere  Fabrikanten ,  mit 
wenigen  Ausnahmen  gegen  Alles,  was  vom  politischen  Himmel  kommen 
könnte,  abgehärtet  sind.  Man  gewöhnt  sich  an  Alles,  selbst  an  Revolutionen 
und  schafft  und  arbeitet  coinme  si  rien  n'etait,  als  wenn  das  Alles  eitel 
Schein  und  Schatten  wäre.  Dem  ist  vielleicht  also,  wenigstens  zum  grossen 
Theile,  uad  Vieles,  das  man  sonst  gefürchtet,  dem  schaut  man  kühn  in's 
Gesicht,  so  dass  Luftgebilde  nnd  Gespenster  zerstieben,  als  wären  sie  nicht 
da  gewesen.  Wie  oft,  z.  B.,  durchziehen  nicht  geheimnissvoll  dunkele 
Gerüchte  die  znr  Aufregung  so  geneigte  Weltstadt;  es  wird  von  Ver- 
schwörungen und  von  Aufrohr,  von  Staatsstreichen  und  bevorstehenden 
Umwälzungen  gemunkelt,  und  es  ist  auch  nicht  das  kleinste  wahre  Wört- 
chen daran.  Es  wird  auf  diese  Weite  so  oft:  >Der  Wolf  ist  in  der  Heerde!« 
gerufen,  bis  Niemand  mehr  an  das  Vorhandensein  des  Wolfes  glaubt, 
und  lebt,  als  existire  wirklich  keiner,  bis  man  freilich  einmal  durch  seine 
leibliche  Ankunft  überrascht  wird.  Jetzt  aber  wirkt  unsere  Industrie,  als 
wenn  wirklich  keine  Gefahr  drohte,  worin  sie  insofern  Recht  haben 
mag,  als  es  ihr  gleich  sein  kann,  ob  ein  erblicher  Präsident  oder  ein 
lebenslänglicher  König,  oder  ein  König  auf  Zeit  in  Versailles  dtn  Szepter 


Digitized  by  Google 


Volkswirtschaftliche  Briefe  »ns  Pari». 


181 


schwingt.  Im  übrigen  findern  und  ändern  nnd  ändern  sich  die  Dinge, 
und  bleiben  doch  immer  dieselben. 

Hier  würden  Sie  mich  gewiss  gern  unterbrechen  nnd  fragen,  was  ich 
wohl  meine,  ob  die  Republik  Aassicht  auf  Bestand  habe?  ob  die  Monar- 
chie, nnd  welche  Chancen  für  sich  babe?  Ich  will  Ihnen  die  Mühe  er- 
sparen nnd  Ihnen  nnr  gleich  sagen,  dass  ich  darüber  mit  ni  hta  Bestimm- 
tem aufwarten  kann.  Die  Ansichten,  die  man  aussprechen  hört,  sind  fast 
alle  subjectiv.  Der  Republikaner  erwartet,  dass  die  Republik,  der  Mo- 
narebist, dass  die  Monarchie  die  definitive  Form  der  Regierung  sein 
werde.  Von  dem,  was  die  Zeitungen  sagen,  rathe  ich  Ihnen,  höchstens 
die  kleinere  Hälfte  zu  glauben,  den  extremen  Blättern  noch  viel  weniger. 
Thatsächlich  sind  die  konservativen  oder  genauer  die  antirevolationären 
Kräfte  bei  weitem  die  zahlreichern  und  mächtigern,  und  wären  sie  immer 
muthig  zur  Stelle,  wann  und  wo  es  Noth  thut,  sie  würden  durch  ihre 
blosse  Wacht  den  Feind  darnieder  drü  ken.  Der  Feind  aber  ist  rührig, 
zuweilen  tollkühi,  und  hat  nichts  zu  verlieren.  Etwas  zu  verlieren  haben, 
das  ist  oft  ein  grosses  politisches  Hinderniss.  Wer  weiss,  ob  wir  nicht 
jetzt  einen  König  von  Frankreich  oder  einen  König  der  Franzosen  hätten, 
wenn  die  Legitimisten  oder  OrleanLsten  nicht  eo  viel  zu  verlieren  hätten ; 
daher  kommt  es  auch,  dass  jetzt  mancher  an  die  Möglichkeit  eines  Napo- 
leon IV.  glaubt,  da  man  vielen  Kommunalisten  angemerkt  haben  will, 
dass  sie,  aus  Hass  gegen  die  jetzigen  Gewalthaber,  sich  geneigt  zeigen, 
dem  Kaiser  seine  Niederlagen  zu  verzeihen*). 

Wie  8ie  sehen,  mache  ich  gar  keinen  Anspruch  darauf,  der  Zukunft 
Schleier  zu  lüften.    Ich  halte  mich  bescheiden  an  die  Gegenwart,  allen- 

*)  Ich  habe  mir  viele  Mühe  gegeben,  um  mir  einige  sichere  Data 
über  das  Zahlenverhältniss  der  Parteien  zu  verschaffen,  es  ist  aber  nichts 
Zuverlässiges  zu  haben.  So  viel  scheint  mir  aber  doch  gewiss,  dass  die 
Republikaner  in  der  Minorität  sind,  im  Lande  noch  mehr  als  in  der  Kam- 
mer. Längät  wäre  daher  die  Monarchie  wieder  hergestellt,  wenn  die  Re- 
publikaner nicht  mit  Bürgerkrieg  drohten  (Legitimisten  und  Orleanisten 
würden  sich  geeinigt  haben).  Würde  die  Monarchie  auf  regelmässigem 
Wege  hergestellt,  so  entstände  sicher  kein  Bürgerkrieg,  höchstens  einige 
unbedeutende  Erneuten,  da  es  in  Quimper  Corantin  ebenso  gut  wie  in 
Krähwinkel  ein  Dutzend  Leute  geben  kann,  die  da  glauben,  ihr  Veto  ver- 
mag etwa3  auf  den  Gang  der  Begebenheiten.  Würde  die  Republik  aber 
aof  unregelmäßige  Weise  umgestossen,  dann  möchte  es  wohl  ernster  her- 
gehen. Zum  Schlüsse  sei  noch  hinzugefügt,  dass  man  die  Partei  Verhält- 
nisse nicht  immer  nach  den  Wahlen  beurtheilen  kann,  denn:  1)  manche 
Männer  habeu  einen  lokalen  Einfiass,  der  ihre  Wahl  unter  allen  üinstäu- 
den  sichert;  2)  die  Kandidaten  verstehen  es,  ihre  Wahl -Zirkulare  der 
wechselnden  politischen  Mode  anzupassen. 
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falls  an  die  Jüngstvergangenheit,  denn  ich  »ehe  Thatsachen  den  Konjek- 
turen vor.  Da  habe  ich  just  ein  Blättchen  vor  mir,  eins  unter  hundert, 
das  mich  in  der  Richtigkeit  meiner  Wahl  bettätigt.  Ale  der  Krieg  eben 
beendigt  war,  und  man  Ton  seinen  Verheerungen  sprach,  war  ich  nicht 
angeneigt  eine  Schätzung  wie  3  Milliarden  als  annähernd  richtig  anzusehen ; 
es  gab  deren  die  5  Milliarden  Überstiegen,  eine  bekannte  Persönlichkeit  hat 
sogar  das  Kunststück  verstanden,  22  Milliarden  heraus  zurechnen.  Aber  die 
wirkliche  Zahl  bleibt  sehr  weit  unter  einer  Milliarde,  da,  als  man  die 
vom  Krieg  direkt  Heimgesuchten  aufforderte,  den  erlittenen  Schaden  ab- 
zuschätzen, 821  Millionen  Franken  gefordert  wurden  (Paris  mit  gerechnet*) 
Diese  Summe  zorfiillt  in  folgende  Unterabtheilungen ; 
Zahl  der  betroffenen  Ortschaften  (communes)   13,700 

Betrag  der  von  den  Deutschen  gehobenen  direkten 

und  indirekten  Steuern   88,203,576  Fr.  20  C. 

Schätzung  in  Geldwerth  der  Requisitionen  .  .  .  827,581,506  „  64  „ 
Verluste  und  Beschädigungen,  welche  durch  Brand 

u.  s.  w.  entstanden,  in  Geldwerth  geschätzt  .  141,130,095  „  22  „ 
Werth  der  Gegenstände  aller  Art  Mobilien  u.  s.  w. 

welche  ohne  regelmässige  Requisition  genommen 

worden   264,172,802  „  46  „ 

Summa  821,087,980  Fr.  52  C. 
Obgleich  Kommissionen  niedergesetzt  wurden,  um  die  Richtigkeit  der 
Angaben  zu  prüfen,  will  ich  doch  nicht  die  Genauigkeit  einer  jeden  Zahl 
verbürgen,  da  viele  Angaben  aufs  Wort  geglaubt  werden  mussten.  Wer 
eine  Entschädigung  fordert,  der  pflegt  im  Voraus  darauf  zu  rechnen,  dass 
man  nur  einen  Tb  eil  davon  gewähren  wird,  man  richtet  sich  daher  in 
seinen  Forderungen  danach1.  Jene  88  Millionen  Steuern  sind  wohl  genau 
nach  dem  Steuerregister  aufgestellt;  dieselben  werden  vom  Staate  als  ge- 
zahlt angenommen.  Was  die  andern  Verluste  betrifft,  so  bestimmt  das 
Gesetz  vom  G.  September  1871,  die  Solidarität  der  Nation  anerkennend, 
dasa  einstweilen  100  Millionen  aus  Staatsfonds  unter  die  Leidenden  tu  ver- 
theilen seien.  Ich  gestehe,  dass  diese  Anerkennung  der  nationalen  Soli- 
darität bei  Ktiegsschäden,  von  denen  es  auch  Beispiele  in  Deutschland  und 
Oesterreich  giebt,  mich  freut,  weil  sie  meine  theoretischen  Ansichten 
bekräftigen.  Die  Gegenden,  welche  nicht  gelitten  haben,  müssen  den 
Heimgesuchten  zu  Hülfe  kommen,  wobei  die  freiwilligen  Beitrüge  nicht 
genügen.  Nach  meiner  Ansicht  haben  die  geschädigten  tiegenden  einen 
wirklichen  Anspruch  anf  Entschädigung,  und  vielleicht  Hesse  es  sich  ver- 

•)  Journal  officiel  28  octobre  1871.  154'/i  Millionen  ungefähr  kommen 
auf  das  Seine-Departement. 
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theidigen,  dass  eine  besondere  Steuer  dafür  aasgeschrieben  würde,  gleich- 
sam als  eine  nachträgliche  Assekaranzprämie. 

Ehe  ich  fortfahre,  will  ich  als  Ergänzung  eines  frühem  Aufsatzes  das 
Resultat  der  in  Paris  errichteten  Assekuranz  gegen  das  Bombardement 
während  der  Belagerung  reßumiren.  Es  hatten  sich  4236  Hitglieder  für 
die  Gegenseitigkeit  gemeldet  und  die  Samme  der  versicherten  Iinmobiliar- 
nnd  Mobiliarwerthe  betrug  332,823,199  Fr.  187  von  den  Bftheiligten 
wurden  beschädigt  und  erhielten  dafür  192,700  Fr.;  die  Direktoren  hatten 
sich  kein  Honorar  berechnet.  Diese  Zahlen  geben  noch  keinen  Begriff 
über  den  von  Paris  erlittenen  Schaden,  aber  aus  einem  späteren  Aktenstück 
—  nach  der  Kommune  —  kann  ich  folgende  Data  ziehen:  50,350  Personen 
haben  sich  im  Seinedepartement  um  Schadenersatz  bei  der  Regierung  ge- 
meldet und  229  Millionen  beansprucht.  Von  diesen  229  Millionen  kommen 
120  Millionen  auf  das  Innere  von  Paris  und  109  Millionen  auf  die  Bann- 
meile oder  Umgegend.  Diese  Summe  von  120  Millionen  wurde  von  der 
Stadtbehörde,  naeh  Untersuchung,  auf  ungefähr  68  Millionen  herabgesetzt. 
Von  diesen  68  Millionen  sind  (sagt  der  Präfekt)  2  Millionen  dem  Kriege 
mit  dem  auswärtigen  Feinde,  6  Millionen  dem  Bürgerkriege  (d.  h.  meist 
der  belagernden  regulären  Armee),  60  Millionen  den  von  den  Kommuna- 
listen  veranlassten  Bränden  anzurechnen.  B«i  der  Betrachtung  dieser 
Zahlen  finde  ich  einen  natürlichen  Uebergang,  um  wieder  zu  dem  oben 
abgebrochenen  Faden  zu  gelangen.  Dort  hatte  ich  eben  die  Befriedigung, 
nachweisen  zu  können,  dass  der  Krieg  nicht  so  viele  Verheerung  angestellt 
hat,  als  man  fürchten  konnte  —  freilich  immer  viel  zu  viel  — ,  nunmehr 
kann  ich  dasselbe  Resultat  durch  andere  Thatsachen  bekräftigen. 

Ich  habe  nämlich  vor  Augen  den  Etat  der  Ist-Einnahmen  in  dem 
Jahre  1871.  Dasselbe  schliesst  allerdings  mit  einem  Verluste  ab,  es  zeigt 
aber  auch,  dass  das  Land  nicht  bloss  sehr  wohlhabend,  sondern  auch,  dass 
es  finanziell  und  ökonomisch  gesund  ist  Sie  sollen  selbst  urtheilen.  Die 
indirekten  Steuern  brachten  im  Jahre  1869  1355  Millionen  ein,  für  1871 
waren  sie,  wegen  des  Krieges,  auf  12001/*  Millionen  Franken  veranschlagt 
worden.  Sie  ergaben  aber  in  Wirklichkeit  1322  Millionen.  Diese  Mehr« 
einnähme  von  122  Millionen  löst  sich  also  auf: 

Die  neuen  Steuern  waren  veranschlagt  worden  auf  .  .  .  120  Millionen 
Wegen  Verspätung  in  der  Abstimmung  brachten  sie  blow  84 

Verlust  ...     36  Millionen 

Das  zu  besorgende  Defizit  war  veranschlagt 

worden  zu   234  Millionen 

Es  betrug  aber  nur   •     76  , 

Gewinn   .  153 

So  finden  wir  wieder  die  Summe  von  .   .    .    122  Millionen 
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Folgende  Zusammenstellung  hat  auch  ihr  Interesse.  Die  Itt-Einnabme 
toii  1871  ist  um  SS  Millionen  niedriger  als  die  Ist-Einnahme  von  1869. 
Dabei  ist  an  neuen  Stenern  die  Summe  Ton  84  Millionen  erworben-, 
SS +  84  =  117  Millionen.  Der  Ausfall  von  117  Millionen  wird  also  ge- 
rechtfertigt : 

Stenern  der  abgetretenen  Bezirke  .    .    .    ,  49  Millionen 

Abschaffung  der  Stempelsteuer  10  . 

Wirkliehe  Vermindern ng  des  Ertrags  der  Stenern    .    .    .     5R  , 

Zusammen  .  117  Millionen 

Die  direkten  Stenern  kamen  ein  wie  in  gewöhnliehen  Jahren,  fast  als 
ob  nichts  Torgefallen  wäre.  Das  beweist  jedenfalls  eine  grosse  Vitalität; 
nach  den  Schlägen  hat  man  sich  gleich  aufgerafft,  Allee  wieder  gut  zu 
machen,  und  je  heftiger  die  Erschütterung  im  vorigen  Jahre,  um  desto 
weniger  fühlt  man  das,  was  augenblicklich  schmerzt,  oder  thut  doch,  als 
ob  es  nicht  da  wäre.  Wohlverstanden!  ich  meine  bloz,  dass  Handel  und 
Gewerbe  arbeiten,  wie  in  gewöhnlichen  Zeiten,  was  andre  nicht  hindert, 
an  die  »Befreiung  des  Territoriums«  in  denken  und  dafür  zu  agitiren. 
lieber  diesen  letztern  Punkt  beobachte  iih  das  gebührende  Schweigen, 
denn  der  Patriotismus  ist  ein  Gefühl,  und  Gefühle  gehören  einem  andern 
Gebiete  an,  als  der  Volkswirtschaft.  Ich  habe  hier  nur  zu  konstatiren. 
dass  die  Industrie  diesmal  weniger  als  nach  1848  den  Kopf  verloren  hat, 
und  rechne  ich  ihr  das  zum  Verdienste  an. 

Ein  andree  Verdienst  hat  sie  noch,  und  wir  dürfen  ihr  deshalb  nicht 
die  gebührende  Anerkennung  vorenthalten,  sie  ist  nicht  mehr  so  schutz- 
zöllnerisch  wie  in  früheren  Zeiten.  Freihändlerisch  ist  sie  darum  gerade 
nicht,  aber  sie  hat  doch  etwas  gelernt  und  etwas  vergessen.  Ihr  ist  es 
zu  verdanken,  dass  die  Regierungsvorlage,  bezweckend  die  Rohstoffe  mit 
einem  Eingangzoll*)  zu  belegen,  auf  so  grosse  Hindernisse  in  der  Kam- 
mer BtiesB.  Fast  alle  Handelskammern  nnd  eine  Menge  kaufmännischer 
Vereine  Bprachen  sich  dagegen  ans,  lieferten  auch  mitunter  recht  gute 
Arbeiten,  die  Ihnen  übrigens  doch  kaum  etwas  Neues  bieten  würden. 
Dass  die  Regierung  ermächtigt  wurdo,  nötigenfalls  den  Handelsvertrag 
zu  kundigen,  hat  blos  einen  politischen  Grund:  das  konditionelle  Verwer- 
fen des  Eingangzolles  auf  Rohstoffe  hatte  bekanntlich  eine  Krisis  erzeugt. 
Herr7A»erf  drohte  mit  Abdankung,  Hess  sich  dann  besänftigen,  gab  aber 
zu  verstehen,  die  Sache  möchte  ein  ander  Mal  wieder  gut  ablaufen;  man 
gab  also  nach.    Man  hat  übrigens  noch  Mittel  mancherlei  Art  auf  die 


*)  Herrn  Wolovotki  gebührt  das  Verdienst  in  vorderster  Reihe,  mit 
Geist  und  Wiesen  gegen  den  Schutzzoll  gekämpft  zu  haben.  8ebie  Beden 
kamen  bei  Guülaumin  heraus. 


Digitized  by  Google 


VolV.wirthirhaftliehe  Briefe  ani  F»m. 


1RS 


Zolle  einzuwirken.  So  ist  z.  B.  der  Zolltarif  ganz  zu  erneuern,  was  einer 
Kammerkommission  obliegt;  die  Regierung  hat  schon  ihre  Vorlage  gemacht. 
Es  ist  recht  gut,  dass  ein  nener  Tarif  ausgearbeitet  wird,  denn  eigentlich 
gilt  der  alte  Tarif  gesetzlich  als  der  normale  »  allgemeine  «  Tarif,  trotz 
aller  seiner  Prohibitionen  nnd  prohibitiven  Zölle;  die  Vertrage  sind  blos 
Anenahraen.  Freilich  umfassen  diese  >  Ausnahmen  €  ganz  Europa,  Nord- 
amerika, die  Kolonien  n.  s.  w.  Die  Lander,  welche  noch,  dem  Namen 
nach,  dem  >  allgemeinen  «  Tarif  unterworfen  sind,  sind  ganz  unbedeutend, 
oder  senden  keine  Schiffe  nach  Frankreich.  Es  scheint  mir  übrigens  un- 
möglich, dass  jenes  veraltet«  Machwerk  wieder  znr  Geltang  komme. 

Wie  überhaupt  die  betreffende,  eng  mit  dem  Budget  verbundene  Schwie- 
rigkeit gelöst  werden  wird,  ist  im  Augenblick  noch  nicht  mit  Gewissheit 
vorauszusehen.  Darum  spreche  ich  auch  nicht  vom  Budget  von  1872,  das 
erst  als  Voranschlag  vorbanden  ist.  Es  wird  noch  immer  viel  daran  ge- 
arbeitet, und  manches  Grundsätzliche  ist  noch  nicht  festgestellt  Nur  so 
viel  steht  fest,  dass  keine  der  direkten  Steuern  erhöht  werden  soll  und 
dass  man  die  Einkommensteuer  scheut  wie  die  Pest.  Alles,  oder  fast  Alles, 
soll  auf  indirekte  Wehe  gehoben  werden.    Ich  habe  das  ganz  laut  ge- 

missbilligt,  aber  die  Katnmermajorität  hat  nichts  danach  gefragt. 

Das  ist  nun  einmal  so  die  Unart  der  Majoritäten,  es  bleibt  bei  ihrer 
Meinung.  Ich  werde  auf  das  Budget  in  einem  andern  Briefe  zurück  zu- 
kommen haben,  von  Steuerre/brssen  wird  aber  leider  keine  Bede  sein 
können. 

Ueberhaupt  ist  jetzf  auch  ausser  dem  politischen  Gebiete  vieles  im 
Werden,  über  das  ich  nur  kurz  sein  kann,  wenn  ich  überhaupt  davon 
spreche.  So  beschäftigt  man  sich  jetzt  hier  in  gewissen  Kreisen,  sehr 
mit  der  Errichtung  eines  Clearing-housc's  nach  englischem  Muster,  in 
Regierungskreisen  scheint  man  der  Idee  nicht  entgegen  zu  sein,  so  dass 
sie  wahrscheinlich  zu  Stande  kommen  wird.  Wo  Checks  zirkulären  ist 
freilich  das  CUaring-house  sehr  nützlich,  ich  gestehe  aber,  dass  ich  mich 
jetzt  weit  weniger  für  das  Checksystem  eingenommen  fühle  als  früher. 
Nach  meiner  Ansicht  ertragt  die  französische  Geschäftswelt  die  Lage  mit 
solch  relativer  Leichtigkeit,  bloss  weil  man  hier  verhältnissmässig  mehr 
baares  Geld  im  Hause  hat  als  anderswo.  Jeder  hat  einen  haaren  Notb- 
pfennig.  Wäre  alles  Geld  bei  den  Banquiers,  so  entstände  daraus  erst- 
lich das  üebel,  dass  unter  Letzteren  Manche  mit  dem  grossen  Baarvorrathe 
spekuliren  wollten,  ja  müssten,  wenn  sie  Interessen  zahlen  sollen.  Auf 
der  Börse  spekuliren  heisst  aber,  nach  meiner  Erfahrung,  entweder  die 
natürliche  Bewegung  der  Papiere  (nach  oben  oder  unten)  überstürzen  und 
übertreiben,  oder  auch  dieselben  künstlich  in  die  entgegengesetzte  Richtung 
drängen  (wenn  man  stark  genug  dazu  ist),  woraus  mancherlei  üebel  ent- 
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stehen.  Andererseits,  hat  ein  zu  weit  ausgebildetes  Depositen- Wesen  den 
Nachtheil,  das  leicht  ein  Run  entsteht,  wodurch  etwaige  Krisen  weit  in- 
tensiver werden.  Könnte  es  bei  einem  ausgebildeten  Checksystem,  wie  in 
England,  vorkommen,  daas  bei  einer  effektiven  Zirkulation  von  2450  Millionen 
und  einer  möglichen,  (Gesetz  vom  31.  Dezember  1871)  von  2800  Millionen 
uneinlösbarer  Banknoten,  die  Goldprämie  bloas  2  Fr.  50  C.  steht,  (2te 
Hfilfte  vom  Februar,  Anfangs  Marz  3  Fr.)  wobei  uns  noch  der  Kurs  nach 
England  ungunstig  ist  In  Paris  erkennt  man  den  Nutzen  der  Check*  bloas 
für  bedeutende  Geschäfte  an  und  will  ihn  für  Kleinkramer  und  Bürger 
nur  in  sehr  beschränktem  Maaase  rageben. 

Ein  .anderer  Punkt,  der  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen  ist, 
ist  das  Gesetz  Uber  die  Internationale.  Man  halt  es  für  nöthig,  die  Ge- 
sellschaft gegen  einen  Bund  zu  verteidigen,  der  es  auf  »Abschaffung  des 
Eigenthums,  der  Familie,  des  Vaterlandes,  der  Religion«  abgesehen  hat, 
die  Regierung  legte  ein  drakonisches  Gesetzprojekt  Tor  und  die  Kommission 
verschärfte  es  noch.  Die  Mitgliedschaft  an  der  Internationalen  Gesellschaft 
wird  nicht  bloss  mit  schwerer  Gefängnissstrafe  (3  Monate  —  2  Jahre) 
und  Geldbusse  (50  Fr.— 1000  Fr.)  nebst  Verlust  der  Zivilrechte  heimge- 
sucht, man  kann  sogar  noch,  als  blosses  Supplement,  aufhören  Franzose 
zu  sein.  Das  Ausstosen  aus  dem  Staats-  und  Nationalverband  gilt  überall 
für  eine  der  allerstrengsten  Strafen  und  eine  solche  Penalitit  als  blosse 
Zugabe  zu  betrachten,  das  scheint  doch  übertrieben.  Die  Folge  davon 
wird  Bein,  dass  das  Gesetz  nur  selten  Anwendung  rinden  wird.  Gegen 
all zoh arte  Strafen  sträubt  sich  das  Gemüth.  Wirksamer  als  alle  Strafen 
wäre  eine  Einrichtung  welche  den  Arbeitern  richtigere  volkswirtschaft- 
liche Begriffe  beibrächte,  was  sehr  leicht  in  der  Elementarschule  und  im 
Fortbildungsunterricht  stattfinden  konnte.  Ich  kann  es  nicht  oft  genug 
wiederholen,  dass  wenn  man  der  Verbreitung  der  falschen  Begriffe  ent- 
gegen wirken  will,  man  den  Kopf  mit  richtigen  füllen  muss:  dann  finden 
die  falschen  keinen  Platz  mehr;  wenn  die  falschen  Begriffe  aber  einmal 
finen  leeren  Kopf  eingenommen  haben,  so  ist  es  schwer  richtige  hineinzu- 
bringen, es  muss  vor  allem  ein  Kampf  von  zweifelhaftem  Erfolg  gekämpft 
werden,  um  den  Platz  zu  säubern.  Wenn  man  aber  dagegen  einwendet,  dass 
im  Kampfe  zwischen  Wahrheit  und  Falschheit  erstere  immer  den  Sieg 
davon  trage,  so  erwidere  ich,  dass  dies  wohl  in  unserer  Jugend  stattfand, 
als  es  noch  wohlthatige  Feen  gab.  Heutzutage  aber  sind  alle  wohltä- 
tigen Feen  gestorben,  bloss  die  bösen  leben  noch.  Ich  will  Ihnen  da- 
von einen  schlagenden  Beweis  geben.  Heuer,  wenn  man  gesunde  und 
faule  Aepfel  in  denselben  Korb  zusammenlegt,  so  werden  sieht  mehr  die 
faulen  Aepfel  durch  die  Berührung  mit  den  gesunden  gesund,  sondern 
die  gesunden  werden  durch  die  schlechte  Nachbarschaft  faul. 
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Während  ich  diese  Zeilen  schreibe,  erhalte  ich  die  vorläufigen  Re- 
sultate der  Ein-  nnd  Ausfuhr  in  den  Jahren  1870  et  1871,  dieselben  sind 
nicht  ohne  Interesse.  Untersucht  der  Physiolog  doch  beim  Menschen, 
welche  Lebens  -Funktionen  im  Schlafe  in  Thätigkeit  bleiben;  hier  haben 
wir  ein  Mittel,  über  die  Bewegung  des  Handels  in  Kriegszeiten  zu  ur- 
theilen,  wobei  wir  aber  folgende  Umstände  nicht  ausser  Acht  lassen  dür- 
fen: 1)  die  See  war  frei;  2)  der  Krieg  im  Jahre  1870  dauerte  keine 
6  Monate  und  im  Jahre  1871  kaum  SL   Hier  nun  die  Zahlen. 

Vor  Allem  ist's  nöthig,  den  Betrag  in  den  früheren  Jahren  mit  denen 
Ton  1870  und  1871  zusammenzustellen. 


Jahr«.  Anafolir  Einfuhr 


Waaren. 

Edelmetalle. 

Waaren. 

Edelmetalle. 

I 

n  Millionen 

Franken. 

1871 

3392,t 

286,1 

2865(e 

528,6 

1870 

2781.« 

415,0 

2S60,i 

261.» 

1869 

3153,o 

647,4 

3074,9 

264(8 

1868  .  ,  .  . 

8303,7 

686,5 

2789,» 

365,o 

1867 

3026,5 

819,3 

2825,9 

252,r 

1866  .  .  .  . 

2793,4 

1064,6 

3180.« 

554,s 

1865  .  .  .  . 

2641,* 

659,4 

3088,6 

433,4 

1864  ...  . 

2528,1 

733,5 

2924,1 

658.« 

1863  .  .  .  . 

2426,« 

532,6 

2642,6 

587,6 

1862   

2198,6 

536,1 

2242,» 

455,6 

Sind  die  Zahlen  für  1870  und  1871  nicht  unerwartet  gross?  Zur 
Berechnung'  der  Werthe  von  1870  und  II  hat  man  die  Preise  ?on  1869 
benutzt*),  dabei  ist  hier  nur  die  Rede  vom  Commerce  tpicidl  (d.h.  der 
Transit  und  die  Entrepöts  sind  unberücksichtigt  geblieben).  Wenn  die- 
selben Preise  angewendet  werden,  so  kann  man  besser  auf  die  Bewegung 
der  Quantitäten  schliessen,  und  manche  Einzelheiten  treten  besser  hervor. 

Untersuchen  wir  zuerst  die  Einfuhr.  Der  Werth  der  eingeführten 
Nahrungistoffe  betrug  in  den  fünf  Jahren  1871  —  67  (rückwärts)  983,6  Mil- 
lionen, 720,*  Millionen,  693.8  Millionen,  983  Millionen.  Die  Grosse  dieser 
Zahl  wird  von  der  der  Getreide  -  Einfuhr  bedingt;  letztere  betrug  in 
denselben  Jahren  (1871  und  rückwärts)  3_25_  Millionen,  167.»  Millionen, 
56,3  Millionen,  837,6  Millionen,  318,6  Millionen.  Dann  möge  noch  die  Vieh- 
Einfuhr  hier  stehen  (1871  und  rückwärts):  162.6  —  73,1  —  145,o  —  158.o  — 
123,7  Millionen.   Der  Gcsammtwerth  der  eingeführten  Rohstoffe  betrug  in 


*)  Die  Preise  werden  sonst  jährlich  von  einer  Kommission  von  Kauf- 
leuten festgestellt;  wahrscheinlich  geschieht  dies  noch  für  1870  — ZI  und 
die  Werthe  werden  umgerechnet 


188 


Volkswirtschaftliche  Briefe  a>ua  Pari». 


den  fünf  Jahren  (immer  1871  und  rückwärts  bis  1867):  1862  t  Millionen, 
1679,*  Millionen,  2030,«  Millionen,  1989,3  Millionen,  1831,»  Millionen  Fran- 
ken. Unter  den  Rohstoffen  mögen  folgende  besonders  erwähnt  werden. 
(Immer  die  5  Jahre)  Wolle:  200,8  -  170,5  -  211,.  -  243,.  -  229,»  Mil- 
lionen. Seide:  415.»  -  307.»  -  411,7  -  435,»  -  348,»  Millionen.  Baum- 
wolle: 299,1  -  274,.  -  331,7  -  271,s  -  237,a  Millionen.  Flachs:  109,, 

—  126,.  —  75,8  —  85,t  —  73,8  Millionen.  Steinkohlen:  86,»  —  69.»  — 
119,i  -  131,9  -  14ö\»  Millionen.  (Schiff-)  Bauholz:  102,«  -  112,.  - 
143,.  -  138,i  -  124,»  Mülionen.    Kupfer:  24,»  -  34,*  -  34.»  -  40,4 

—  40,7  Millionen.   Blei  15,,  -  17,*  -  18,r  -  15,7  -  17,»  Millionen. 

Die  Einfahr  der  Fabrikate  brachte  folgende  Resultate  (1871-67): 
314,»  Millionen,  218,»  Millionen,  264,.  Millionen,  235.»  Millionen,  222,i  Mil- 
lionen, wobei  sich  wohl  Ton  den  einzelnen  Waaren  keine  besonders  von  Jen 
andern  auszeichnet.  Die  Waffen-Einfuhr  ist  in  der  Mengz&hl  der  »Uebri- 
gen  Waaren  «  mit  70  —  80  Millionen  su  suchen. 

Bei  der  Einfuhr  fpielen  die  Fabrikate  nur  eine  untergeordnete  Rolle, 
bei  der  Ausfuhr  stehen  sie  aber  oben  an.  Die  Gesainintauefuhr  der  Fa- 
brikate betrug  in  den  Jahren  1871-67:  1620.»  Millionen,  1562,«  Millionen, 
1756,3  Millionen,  1577,i  Millionen,  1631,o  Millionen.  Beim  Durchgehen 
der  langen  Liste  der  einzelnen  Waaren  finde  ich  nicht*  besonders  hervor- 
zuheben. Das  Jahr  1870  war  überall  schlechter  als  1871.  Im  Jahre  1871 
suchte  man  nachzuholen,  was  man  1870  hatte  versäumen  müssen. 

Die  Ausfuhr  der  Rohprodukte  ergiebt  folgende  Zahlen :  1100.»  Millionen, 
1181,a  Millionen,  1185,«  Millionen,  1097,«  Millionen,  1089,»  Millionen. 
Diese  Resultate  hängen  zum  Tbeil  von  dem  Ertrag  der  Ernten  ab,  allein 
es  lässt  sich  an  einzelnen  Poiten  allerdings  der  Einflass  des  Krieges 
verspüren,  z.  B.  (Ausfuhr  1871  —67):  Eier:  25,i  —  31,*  —  86,,  —  36.» 
38,7  Millionen.  Vieh:  6,r  —  19,j  —  33,7  —  20,»  —  31,8  Millionen.  Die 
Ausfuhr  war  wäarond  des  Krieges  direkt  verboten.  Wie  leicht  aber  das 
Verwarnte  nachgeholt  werden  kann,  mögen  folgende  Ziffern  nachweisen. 
Wein:  277,.  —  239,»  —  2rU,0  —  234,»  —  244»  Millionen.  Käse:  7.«  - 
5,7  -  6,6  -  6,»  —  6,i  Millionen.    Butter:  54,i  -  51,.  —  71,«  -  63,« 

—  60,.  Millionen.  Die  übrigen  Zahlen  sind  ohne  Interesse.  Das  fürch- 
terliche Spiel,  das  man  Krieg  nennt,  scheint  demnach  heuer  weniger  tief 
in  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse  einzuschneiden;  aber  auch  hier  gilt 
es  zu  unterscheiden  »was  man  sieht  und  was  man  nicht  sieht«! 

Der  grösste  Theil  der  Literatur  besteht  diesmal,  wie  fast  immer  in 
bewegten  Zeiten,  aus  Gelegenheitsschriften.  Unter  den  neuesten  Werken, 
die  auf  einen  bleibenden,  auf  einen  wissenschaftlichen  Werth  Ansprach 
machon  können,  muss  unstreitig  folgendes  gerechnet  werden.   Ütoid«  $ur 
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Vadmmistration  des  fxnances  de  V Empire  romain  dam  les  derniers  tewps 
de  son  existence,  pour  servir  (Tintroduction  ä  Vhisioire  des  institutions 
ftnaneieres'  en  France,  par  Leon  Bouchard.  Paris,  Guillaumin  (1872) 
in  8°.  Es  ist  dies,  wie  man  hier  sich  ausdrückt  >ein  gelehrtes  Werk«, 
d.  h.,  es  ist  nicht  unterhaltend.  Der  Verfasser  bezweckt,  die  Geeanimt- 
Finanz  Verwaltung,  sowohl  des  römischen  Reichs  unter  den  Kaisern,  als 
des  französischen  unter  den  Franken,  im  Einzelnen  darzustellen.  Der 
Verfasser  suchte  sich  die  frühere  Einrichtung  dadurch  klarer  zu  machen, 
dass  er  für  jede  moderne  Einrichtung  das  entsprechende  Seitenstück  in 
der  alten  aufsuchte,  die  Aehnlichkeiten  feststellte  und  die  Motive  für  die 
Verschiedenheiten  aufsuchte.  Er  stellte  eine  Tabelle  aller  Ressorts  auf, 
eigentlfche  Verwaltung  (Ministerium  des  Innern),  Krieg,  Marine,  Finanzen, 
Kultus,  Unterricht,  öffentliche  Wohlthätigkeit,  Schauspiele,  Handel,  öffent- 
liche Bauten  u.  n.  w.  und  zeigt  durch  welchen  Mechanismus  die  verschieb 
denen  Staats bedürfnisse  befriedigt  wurden,  wobei  er  sich  auch  die  trocken- 
sten Auseinandersetzungen  nicht  versagt.  Er  ist  auf  Vollständigkeit 
erpicht,  ich  möchte  sagen,  wie  ein  deutscher  Gelehrter.  Auf  einen  Punkt 
hat  aber  Herr  L.  Bouchard  ein  ganz  besonderes  Augenmerk  gehabt,  und 
wol  deshalb,  weil  er  Mitglied  der  Oberrechnungskammer  (cour  des  comptes) 
ist,  das  ist  die  Kontrolle.  Wie  wird  oder  wie  ward  die  Kontrolle  realisirt. 
Er  spürt  ihr  überall  nach  und  hebt  sie  hervor.  Er  hat  sogar,  als  Ein- 
leitung, eine  eigene  Theorie  der  Kontrolle  aufgestellt,  deren  Hauptpunkte 
Sie  schon  deshalb  interessiren  möchten,  weil  Sie  eben  selbst  in  Berlin  das 
Rechnungswesen  berathen  haben.  Nachstehendes  ist  ein  Auszog  aus  dieser 
Einleitung. 

Die  Kontrolle  hat  einen  doppelten  Zweck:  sie  schützt  die  Rechte  des 
Bürgers,  und  bewahrt  dss  Staatsvermögen.  Sie  nimmt  an  den  drei  Ge- 
walten Theil,  die  wir  im  rationellen  Staat  anerkennen,  nämlich  an  der 
gesetzgebenden,  an  dtr  exekutiven,  an  der  gerichtlichen.  Sie  entlehnt 
denselben  ihre  drei  Haupteigenheiten.  Sie  hängt  a-so  aufs  engste  mit 
der  politischen  Konstitution  zusammen. 

Die  Kontrolle  der  gesetzgebenden  Gewalt  (Je  contröle  Ugislatif)  wird 
von  der  Autorität  ausgeübt,  welche  das  Recht  hat,  Gesetze  zu  geben,  und 
da  dies  Recht  nur  der  Nation  oder  ihren  Vertretern  gehören  kann,  so  ist 
dieser  Zweig  der  Kontrolle  derjenige,  den  die  Nation  ausübt  Der  erste 
Akt  worin  diese  Kontrolle  mitiuwirken  hat,  ist  die  Grundlage  aller  finan- 
ziellen Operationen,  nämlich  die  Feststellung  der  Steuern.  Das  Recht 
die  Steuern  d.  h.  die  GiÖs«?e  der  Opfer  welche  er  dem  Staate  zu  bringen 
hat  festzustellen  muss  als  eins  der  ürrechte  der  Nation  angesehen  werden, 
und  zwar  nicht  blos  als  ein  politisches,  sondern  fast  als  ein  bürgerliches 
Recht,  irdera  es  sich  darum  handelt,  einen  Theil  seiuer  Habe  abzugeben, 
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and  über  die  Habe  kann  ja  doch  nnr  der  Eigenthü.  mer  disponiren.  Das 
Recht,  die  Stenern  zu  gewähren,  setzt  aber  die  Befuguiss  voraus,  die  Aus- 
gaben, in  deren  Bestreitung  die  Stenern  Ton  der  Exekutive  verlauft 
werden,  zu  prüfen  und  xu  genehmigen,  dabei  auch  Vorschriften  über 
die  Art  der  Vertheilang  nnd  der  Hebung  der  Auflagen  zu  macheD,  schliess- 
lich auch  zu  untersuchen,  ob  alle  Operationen  genau  nach  den  Gesetzen 
stattgefunden  haben.  Bevor  aber  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  letzterer 
Akt  der  Kontrollo  ausgeübt,  und  somit  die  Exekutive  ihrer  Verantwort- 
lichkeit entbanden,  oder  cur  Rechenschaft  gezogen  wird,  haben  erst  die 
anderweitigen  Kontrollen  nämlich  die  der  Verwaltung  und  die  der  (Fiskal-' 
Gerichte  vor  sich  zu  gehen. 

Die  Kontrolle  der  Verwaltung  geschieht  unter  Aufsicht  und  Ver- 
antwortlichkeit der  exekutiven  Gewalt,  der  Regierung.  Dieselbe  bestellt 
besondere  Beamte  und  kombinirt,  oft  sehr  kunstreich,  gewisse  Einrichtungen 
danach,  dass  eine  gehörige  Aufsicht  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
stattfindet.  Die  Kontrolle  beginnt  mit  dem  Augenblick  in  dem  die  Steuer 
vom  Pflichtigen  entrichtet  wird  und  begleitet  die  Staatsgelder  bis  xu  ihrer 
ge»etamäseigen  Verwendung.  Nun  fragt  es  sich,  ob  das  Zusammenwirken 
der  legislativen  und  der  admistrativen  Kontrolle  tur  Sicherstellung  des  Staats- 
vermögens genügen?  Ereilich  kann  die  gesetzgebende  Gewalt  die  Bücher 
der  rechnungsführenden  Beamten  nachsehen,  und  wenn  alle  Bücher  mit 
einander  übereinstimmen,  so  i*t  das  schon  eiu  sehr  günstiges  Zeichen 
für  die  Richtigkeit  der  Piananzoperationen;  wie  aber,  wenn  die  einge- 
tragenen Posten  falsch  wären?  Die  Legislative  hat  es  nur  mit  den  allge- 
meinen Interessen  zu  thun,  sie  hat  weder  Zeit  noch  Mittel,  sich  in  die 
Einzelheiten  einzulassen,  sie  kann  sich  auch  nicht  unbedingt  auf  die  Exe- 
kutive verlassen,  'woraus  hervorgeht,  dass  man  sich  an  die  dritte  Gewalt 
für  die  Kontrolle  der  Einzelheiten  zu  wenden  hat. 

Die  richterliche  Gewalt  hat  allein  die  nöthige  Unabhängigkeit  und 
die  nöthige  Autorität  zur  Besorgung  der  Kontrolle  über  die  Amtsführung 
der  Rechnungsbeamten.  Es  muss  daher  eine  mit  der  nötliigen  Machtvoll- 
kommenheit  ausgerüstete,  einen  angesehenen  Rang  einnehme  ade  Stelle  ge- 
ben, der  die  Bücher  der  Rechnungsbeamten  zur  genauen  Durchsicht  und 
strengen  Prüfung  vorgelegt  werden.  Die  Mitglieder  der  hohen  Rechnungs- 
kammer können  auf  diese  Weise  sowohl  die  unwillkürlichen  Ungenauigkeiten 
und  Irrthümer,  als  auch  die  tadelhafteu  Nachlässigkeiten  oder  gar  die  ver- 
brecherischen Fälschungen  entdecken.  Sie  verfahren  dabei  auf  richterliche 
Weise  und  nach  einer  geregelten  Prozedur;  sie  sprechen  wirkliche  Urtheüe 
über  die  Operationen  des  Beamten  aus,  und  nöthigen  ihn  allenfalls  zur 
Ersetzung  des  dem  Staate  durch  seine  Schuld  entstandenen  Schadens  und 
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und  wenn  alles  richtig  befanden  worden  ist,  so  entheben  sie  ihn  feierlich 
seiner  Verantwortlichkeit. 

Erst  wenn  das  Fiskalgericht  gesprochen,  kann  die  Legislative  znm 
letzten  Akt  der  Kontrolle  schreiten  und  die  gesetaliche  Anwendung  der 
der  Exekutive  anvertrauten  Gelder  prüfen,  um  so  den  ganzen  Zyklus  zu 
schliessen.  Nach  dieser,  von  mir  sehr  zusammen  gedrängten  Darstellung 
weiset  der  Verfasser,  sich  auf  Montesquieu  (Buch  XI,  Kap.  VI)  stützend 
nach,  dasa,  bo  wie  im  Staate  die  drei  Gewalten  von  verschiedenen  Per- 
sonen repräsentirt  werden  müssen,  es  so  nöthig  sei,  dass  die  drei  Kontrollen 
in  verschiedenen  Händen  seien.  Der  Raum  erlaubt  mir  nicht,  dies  des 
Weitern  auszuführen ,  noch  mit  dem  Verfasser  auf  Darstellungen  aus  der 
römischen  Finanzwelt  einzugehen. 

Wenigstens  erwähnen  muss  ich  hier  doch  das  neueste  Werk  von  Ad. 
Queteltt :  Arthropomitrie ,  ou  mesure  des  difftrentes  facultis  de  l'homme 
(BruxeUes,  Muquardt).  QueUHet  hat,  wie  jeder  Statistiker,  und  viel- 
leicht jeder  Bildhauer,  weiss,  viele  Jahre  auf  das  Studium  sowohl  der 
physischen  als  der  moralischen  Natur  des  Menschen  verwendet;  er  hat 
namentlich  versucht,  Regeln  für  die  GrösBenverhältnuse  des  Körpers,  für 
das  Wachsthum  und  dergleichen  aufzustellen.  Dabei  hat  er  es  nicht  ver- 
nachlässigt, Beobachtungen  über  die  Handlongen  des  Menschen,  soweit  sie 
von  der  Statistik  aufgenommen  werden,  anzustellen.  loh  darf  annehmen, 
dass  Alle  diejenigen,  welche  sich  für  diese  Studien  interessiren,  QueieleVs 
Buch  selbst  sehen  werden,  ich  kann  mich  also  auf  diese  kurze  Anzeige 
beschranken. 

Von  grossem  Interesse  ist  Professor  Hippeau'%  Bericht  über:  V  Instruc- 
tion publique  aux  ÄtaU-Unii  (Paris,  Didier  et  C),  das  vor  wenigen 
Monaten  in  neuer,  populärer  Ausgabe  erschien  und  die  Verhältnisse  von 
1862-69  darstellt.  Die  Blüthe  des  deutschen  Unterrichtswesens  ist  an- 
erkannt, die  Universitäten  Deutschlands  überstrahlen  alle  ähnlichen  An- 
stalten anderer  Länder,  dennoch  aber  ist  vielleicht  auch  für  Sie  Manches 
In  den  Vereinigten  Staaten  zu  lernen.  Für  Frankreich  gewiss.  Dreierlei 
Punkte  sind  im  amerikanischen  Schulwesen  hervorzuheben.  Zuerst  die 
allgemeinen  Einrichtungen.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  das  Verdienst 
vom  Uranfang  ihrer  Existenz  an,  an  die  Schule  gedacht  zu  haben;  es  sind 
zahlreiche  Bestimmungen  aus  dem  17.  Jahrhundert  erhalten  worden,  die 
davon  Beweis  gehen.  Den  damaligen  jungen  Kolonien  und  dem  spätem 
Freistaat  kam  zu  statten,  dass  ungeheure  Länderflächen  noch  unbenutzt 
da  lagen,  so  dass  es  leicht  war,  den  Schulen  Dotationen  zuzuweisen,  be- 
kanntlich V*«  des  Landes.  Diese  Ländereien  wurden  später  sehr  produktiv, 
dazu  kamen  eine  grosse  Anzahl  Stiftungen  —  mancher  Bürger  hinterliess 
Millionen  dafür  —  der  Staat  spendete  Gelder,  so  dass  schliesslich  sich 
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die  Gesanimtaaagabe  für  öffentliches  Schulwesen  auf  354,675,948  Fr.  bloss 
in  22  Staaten*)  berechnete.  So  viel  giebt  kein  Land  in  Europa  aas.  Geld 
absr  ist  Macht.  Ein  anderer  Punkt,  der  bei  der  Beschreibung  des  amerikani- 
schen Schulwesens  bervortuheben  ist,  ist  der,  das«  das  Volksschalwesen  sich 
nicht  auf  den  eigentlichen  Elementarunterricht  beschränkt,  bondern  auch  noch 
den  mittleren  begreift,  denn  wie  die  primary  school  ist  auch  die  grammar 
oder  secondary  school  (etwa  höhere  Bürgerschule)  und  die  high  school 
(etwa  Realschule,  auch  Progymnasium)  allen  Kindern  unentgeltlich  geöff- 
net. Nur  bleiben  die  meisten  Kinder  wohl  auf  der  Elementarstnfe  stehen. 
Ueber  die  Zahl  derer,  welche  diese  Stufe  überschreitet,  scheint  es  keine 
genauen  Daten  zu  geben,  nach  ungefähren  Berechnungen  möchte  es  wohl 
kein  Zehntel  sein.  Von  diesem  Zehntel  bleiben  noch  Viele  auf  der  Stufe 
der  grammar  school,  und  nur  ein  Theil  dieses  Zehntels  geht  darüber 
hinaus,  wobei  in  berücksichtigen  ist,  dass  die  höheren  Schulen  Tielleicht 
von  eben  so  vielen  Mulchen  als  Jüugliugen  besucht  werden.  Der  dritte 
Punkt,  auf  den  aufmerksam  zu  machen  wäre,  betrifft  die  herrschende 
Methode.  Dieselbe  beruht  grösstenteils  auf  dem  Anschaaungs-Unterricht 
und  scheint  sehr  bildend  zu  wirken,  nur  wusate  Professor  Hippeau  nicht, 
dass  diese  Methode  aus  Deutschland  und  nicht  aus  Kugland  stammt.  Im 
Allgemeinen  möchte  ich  dem  Berichterstatter  vorwerfen,  etwas  in  den 
Fehler  der  Biographen  gefallen  tu  sein,  und  wie  diese  den  Gegenstand 
seiner  Darstellung  etwas  zu  idealisiren.  Er  tadelt  gsr  tu  wenig,  und  tu 
tadeln  muss  es  doch  dort  auch  geben  ;  aber  vollständig  scheint  er  tu  sein, 
er  war  an  Ort  und  Stelle  und  hat  alle  offiziellen  Qaellen  zu  Rathe  ziehen 


*)  Diese  22  Staaten,  die  einzigen,  Über  welche  im  Jahre  lSoS  Daten 
in  Washington  vorhanden  waren,  sind:  Californien,  Connecticut.  Illinois, 
Indiana,  Jowa,  Kansas,  Kentucki,  Haine,  Maryland,  Massachusetts,  Michi- 
gan, Minnesota,  Missouri,  New- Hampshire,  New-Jersey,  New- York,  Ohio, 
Pennsylvania,  Rhode-Island,  Vermont,  West-Virginien  und  Wiskonsin.  In 
diesen  Staaten  gab  es  124,613  Schulen  mit  5,360,561  Schülern  und  Schü- 
lerinnen und  63,600  Lehrern  nnd  135,250  Lehrerinnen.  Letitere  unterrich- 
ten oft  auch  Knaben;  die  Geh&lte"  sind  meist  nicht  höher  als  in  Europa. 
Hier  nun  einige  Resultate  des  letzten  Zensus,  die  ich  eben  Im  Time*  \<m 
27.  Februar  finde.  Im  Jahre  1870  gab  es  in  den  Vereinigten  Staaten 
5,660,074  Individuen  im  Alter  von  10  Jahren  und  drüber,  welche  weder 
lesen  noch  schreiben  konnten;  davon  waren  4,882,210  naftce*  (im  Lande 
geboren)  und  777,864  im  Auslande  geboren.  Von  den  4,882,210  waren 
ungefähr  2,900,000  Weisse  u.  s.  w.  In  Frankreich  ist  man  gegen  den  un- 
entgeltlichen Unterricht,  weil  man  die  positive  Erfahrung  hat,  dass  man 
das,  was  nichts  kostet,  auch  nicht  achtet.  Wenn  man  Geld  giebt,  will 
man  auch  etwas  dafür  haben.    Sollte  es  auch  in  Amerika  eo  sein? 
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können.  Er  war  vom  französischen  Unterrichtsministcr  (Duruy)  dorthin 
geschickt  worden. 

Annuaire  de  Porig,  Erster  Jahrgang  (Paris  OuilUmmn,  Pagnerre) 
1872,  l'vol.  in  8°,  Anonym.  (Der  Name  des  Verfassers  ist  mir  entfallen.) 
Es  ist  eine  ziemlich  reiche  Sammlung  von  Auszügen  ans  öffentlichen 
Aktenstücken  nnd  Statistiken,  welche  die  Stadt  Paris  betreffen,  mit  nütz- 
liehen Ausführungen  und  Erklärungen,  nnr  hat  »ich  der  Verfasser  gar  zu 
entschieden  auf  den  republikanischen  Partei-Standpunkt  gestellt,  wodurch 
öfter  seine  Ausführungen  an  Werth  verlieren,  liätte  er  sich  auf  den  mo- 
narchischen Standpunkt  gestellt,  so  hätte  ihm  derselbe  Vorwurf  gemacht 
werden  müssen.  Dass  es  doeh  an  der  Seine  Ufer  so  schwer  ist,  objektiv 
za  bleiben  1  Jahrbücher,  DokumentenEammlungen  u.  e.  w.  müssten  es  vor 
allen  Dingen  sein. 

Molinari  (Gustave  de)  bat  seit  etwa  6  Monaten  zwei  Bücher  heraus- 
gegeben, die  wohl  zu  den  Gelegenheitsschriften  gehören,  aber  doch  aus 
verschiedenen  Qrüuden  einen  bleibenden  Werth  haben.  Das  eine  heisst, 
Les  Clubs  rouges  pendant  le  siige  de  Paris  (Paris,  Garnier  freres,  1871), 
das  andere:  Le  mouvement  socialitte  et  les  rtunions  publique*  avant  la 
revolution  du  4septembre  (Paris,  Garnier  freres,  1872).  Das  früher  ge- 
schriebene ist  also  zuletzt  erschienen.  Molinari  hat  seit  einigen  Jah- 
ren fleissig  den  politischen  und  sozialistischen  Volksversammlungen,  Clubb's 
und  Meetings  beigewohnt  und  in  launiger  Sprache  ihre  Verhandlun- 
gen skizzirt.  Viele  derselben  erschienen  zur  Zeit  im  Journal  des 
De  bäte  und  fanden  den  verdienten  Beifall.  Diese  ergötzlichen,  übrigens 
sachgetreuen  Berichte  findet  man  in  diesen  Bändchen  und  zwar  in  grös- 
serer Zahl  wieder,  allein  man  findet  noch  weit  mehr.  Molinari  unter- 
nimmt es,  die  verschiedenen,  in  neuerer  Zeit  von  den  Sozialisten  und 
denen,  die  es  mit  ihnen  halten,  aufgestellten  Sophismen  und  Paradoxen 
zn  widerlegen  und  führt  es  mit  Witz  nnd  Verstand  und  in  schöner  reiner 
Sprache  aus.  Manches  kann  dem  Besten,  was  Bastiat  geschrieben  als 
ebenbürtig  zur  Seite  gestellt  werden.  Ich  enthalte  mich  nur  ungern,  mit 
einigen  längeren  Zitaten  aufzuwarten.  In  dem  zweiten  Theil  von  >Le 
mouvement  socialiste*  bekämpft  er  einige  mit  der  Cooperation  in  Ver- 
bindung stehende  Irrthümer  und  weist  nach,  dass  ein  fester  bestimmter 
Lohn  vom  Arbeiter  einem  Antheil  am  Gewinn  von  unbestimmter  Grösse 
vorgezogen  wird.  Weit  entfernt  die  Salarirung  als  einen  zu  überwindenden 
Standpunkt  anzusehen,  erklärt  er  ihn  als  einen  Fortschritt,  als  einen 
höhern,  Wünschenswerthern  Standpunkt  als  die  Theilnahmo  am  Gewinn. 
Molinari  ist  in  manchen  Einzelheiten  mit  der  Prince-Smüh'eclien  Wider- 
legung Jakoby's  zusammengetroffen.  Im  Vorbeigehen  sei  mir  erlaubt  zu 
bemerken,  dass  dieser  P.-S/sche  Aufsatz,  den  ich  aus  der  Vierteljahrachrift 
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für  das  Journal  des  Üconomistcs  übersetzt  habe,  hier  gössen  Beifall 
fand,  und  dass,  troti  der  nationalen  Aufgeregtheit,  mir  mehr  als  ein  be- 
deutender Mann  darüber  sagte:  dies  schmeckt  nach  mehr;  tischen  Sie 
doch  mehr  dergleichen  anf.  Ich  aber  erwiderte:  il  tu  faut  pas  guter  Us 
enfantt,  man  muss  die  Kinder  nicht  verwöhnen. 

Wenn  nun  die  Reihe  an  Büchelchen  kommt,  wie  folgende*):  Le  travaü, 
U  capitdl  et  leur  aecord  par  Henry  Rozy  (Professor  der  Rechte  in  Tou- 
louse); La  crise  sociale  par  Duboul;  Bourgeois  et  ouvricr,  ou  les  inigalitis 
de  la  fortune  (Anonym;  hat  den  Abbe"  Tounissoux  zum  Verfasser);  wenn 
ich  dergleichen  Schriftchen  zur  Hand  bekomme,  so  nehme  ich  mir  immer 
auf  das  festeste  vor,  den  Weg  zur  Hölle  zu  vermeiden,  da  derselbe  be- 
kanntlich mit  lauter  » guten  Absichten  <  gepflastert  ist.  Dass  die  beiden 
erstem  die  Kooperation  und  den  Antheil  am  Gewinn  als  eine  Pan?cea 
hinstellen,  das  haben  Sie  wohl  errathen.  Die  Herren  meinen  es  gut, 
allein  sie  arbeiten  nur  dem  Sozialismus  in  die  Hände.  Es  giebt  viele 
volkswirtschaftliche  Dilettanten,  von  denen  sich  dies  sagen  Hesse.  Bücher 
sind  n&mlich  gleichsam  Ideenmagazine  oder  Ideenlager.  So  wie  in  ein 
Waarenlager  Käufer  verschiedenster  Art  eintreten,  und  oft  der  eine  gerade 
das  kauft,  was  der  andere  verschmäht,  so  nimmt  auch  jeder  Leser  aus  dem 
Buche  nor  das,  was  ihm  zusagt.  Nun  rechne  ich  zwar  die  kooperativen 
Gesellschaften  keineswegs  zum  Sozialismus,  dazu  zähle  ich  streng  genom- 
men blos  die  Lehren,  welche  das  (Privat-)  Eigenthum  abschaffen  wollen; 
allein  Viele  von  denen,  welche  in  den  Produktionsvereinen  das  Heil  der 
menschlichen  Gesellschaft  erblicken,  pflegen  über  das  Kapital  auf  eine 
Weise  zu  sprechen,  die  von  den  Sozialisten  als  Beleg  für  ihre  Ansicht 
angeführt  werden  kann.  Sie  sagen  triumphirend:  »  Selbst  unsere  gebornen 
Feinde,  die  (wenn  es  auch  nur  einer  ist)  Volkswirthe,  geben  uns  Recht!« 
Man  führt  dabei  nur  die  geeignete  Stelle  an  und  lässt  die  beschränkenden 
Sätze  weg.  Nebenbei  sei  bemerkt,  dass  Frid.  Passy  in  der  letzten  8itzung 
(5.  Februar)  der  sociHi  ficonomie  politique  erzählt  hat,  er  habe  kürzlich 
mit  Fabrikanten  in  Lyon  gesprochen,  welche  sich  nicht  gut  dabei  befun- 
den haben,  ihren  Arbeitern  Theil  am  Gewinn  zu  geben.  Die  Arbeiten 
seien  nicht  treuer  ausgeführt  worden,  und  die  Zulage  sei  blos  vergeudet 
worden.  -  Das  Schriftchen  des  Abbi  Tounissoux  will  die  Volkswirtschaft 
mit  der  katholischen  Religion  in  Einklang  bringen,  und  seine  Absicht  ist 
gewiss  gut;  allein  es  ist  doch  ein  wenig  hart,  alle  diejenigen  als  gottlos 
zu  verschreien,  welche  nicht  die  Messe  anhören  nnd  das  Kreuz  schlagen. 
Die  salbungsvolle  Sprache  des  frommen  Geistlichen  scheint  mir  übrigens 
nur  auf  diejenigen  Eindruck  machen  zu  können,  die  schon  im  Voraus  für 


*)  Paris.  Guillaumin. 


Digitized  by  Google 


Volkswirtschaftlich*  Briefe  aai  Parle. 


195 


dieselbe  empfänglich  sind,  zum  Bekehren  scheint  sie  nicht  geeignet  zu  sein. 
Vielleicht  hin  ich  zn  strenge  diesem  Buchlein  gegenüber,  die  Menschen 
sind  so  verschieden,  dass  es  auch  Manche  geben  mag,  auf  die  man  auf 
diese  Weise  einwirken  kann. 

Zn  erwähnen  wären  nun  einige  Schriften,  welche  politische  und  so- 
ziale Zwecke  zugleich  verfolgen.  Auch  diese  sind  eher  gute  Absichten 
als  gute  Werke.   Es  mögen  wenigstens  folgende  drei  genannt  werden. 

Julien  Le  Rousseau,  ein  früherer  Phalansterianer  (Anhänger  Fouriers) 
gab  heraus:  La  ProspiriU  de  VÜtat  et  la  stabiliti  des  pouvoirs  par  la 
riforme  iconomique  et  V Organisation  des  libertis.  (Paris,  Guillaumin 
1  toI.  in  8°.  1872).  Der  Verfasser  versteht  es,  die  Feder  zu  führen,  er 
ist  ein  Gegner  der  Sozialisten  —  wie  sie  sind  —  Hesse  sich  aber  gefallen 
die  Sozialisten,  wie  sie  —  nach  seiner  Meinung  —  sein  sollten.  In  der 
Politik  kann  er  als  Reaktionär  gelten,  vielleicht  mit  etwas  bonapartistischcr 
Färbung. 

Ed.  Chevrier  ist  mir  unbekannt,  aber  seine  EUments  de  la  teience 
polUique  (Macon,  gedruckt  bei  Protat,  Ende  1871)  zeugen  von  grosser 
Belesenheit,  er  scheint  auch  die  verschiedenen  Kegierungsformen  mit  ziem- 
licher Unparteilichkeit  zu  beurtheilen,  dabei  ist  er  sehr  fromm.  Aber 
Volkswirth  ist  er  nicht.  Indessen  kann  Schulze-Delitzsch  mit  ihm  zu- 
frieden sein,  er  gilt  bei  Chevrier  für  einen  weit  höhern  Qeist  als  Bismarck, 
ein  Urtheil,  woraus  Sie  schliessen  können,  dass  die  Kooperation  eine  Pa- 
nacea  ist.  Errichtet  Volksbanken  und  seid  fromm,  lehrt  Chevrier,  so 
werdet  Ihr  hüben  glücklich,  und  drüben  selig  werden.  Fügen  wir  an- 
dächtig hinzu:  in  Ewigkeit  Amen. 

Ch.  Lemonnier  giebt  als  Testaments- Vollstrecker  seines  verstorbenen 
Freundes  Lion  JBrothier  heraus,  dessen  Philosophie  des  Constitution  po- 
litiques  (Parts,  Joel  Cherbuliez).  Es  ist  dies  ein  Theil  des  vom  Verfasser 
hinterlassen en  Manuskriptes.  Die  »Philosophie«  bezweckt  hier,  einerseits 
den  Gang  der  Dinge  zu  erklären,  andererseits  vorzuschlagen,  wie  dieser 
Gang  eigentlich  sein  sollte,  selbstverständlich,  um  dem  Verfasser  zu  ge- 
fallen. Hier  in  möglichst  wenigen  Zeilen  einige  Ansichten  des  Ver- 
fassers. »Man  hat  behauptet,  die  Trennung  der  Gewalten  sei  eine  Ga- 
rantie für  die  Freiheit.  Diese  Garantie  muss  anderswo  gesucht  werden. 
Wenn  die  getrennten  Gewalten  sich  verständigen,  so  ist's  als  wenn  es 
nur  Eine  Gewalt  gäbe;  bekämpfen  sie  sich,  so  ist's  die  Anarchie.  Es  ist 
widernatürlich,  dass  der  gesellschaftliche  Körper  mehrere  Köpfe  habe.  Die 
Souveränetät  setzt  also  die  Vereinigung  der  drei  Gewalten:  der  gesetzge- 
benden, ausübenden  und  verwaltenden  (!)  voraus  ....  Die  Souveränität 

ist  eine  Thatsache,  aber  kein  Recht  (p.  112)  Die  Souveränität 

kann  nur  durch  einen  ausdrücklichen  oder  einen  stillschweigenden  Vertrag 
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entstehen  ....  Kann  die  Majorität  in  dem  Vertrag  durch  den  sie  sich 
ihrer  Macht  begiebt,  irgend  welche  Bedingungen  stellen?  Mit  nichten, 
denn  da  sie  sich  für  unfähig  erklärt,  xn  regieren,  wie  sollte  sie  Regierungs- 
regeln vorschreiben  können?«  (S.  130).  Weiterhin  (S.  196)  erklärt  der 
Verfasser,  worin  seine  Garantieen  der  Freiheit  bestehen :  erstlich  im  Veto 
des  Volkes,  die  Regierenden  abzusetzen.  Nach  diesem  Master  können 
Sie  nun  das  Ganse  beurtheiten. 

Zum  Schlosse  hätte  ich  noch  gerne  Einiges  aus  den  Camptet  rendus 
der  Acadimie  des  Scienucs  murales  et  politiques  besprochen,  ich  muss  es 
aber  auf  eine  gelegnere  Zeit  aufschieben.  Heute  will  ich  nur  eines  kleines 
Aufsatzes  vom  Baron  Charles  Dupin,  (S.  433)  erwähnen,  worin  derselbe 
behauptet,  dass,  als  Ludwig  XIV.  EUass  anektirte,  dort  kein  einziger  Ka- 
tholik gewesen  sei,  nichts  als  Protestanten,  während  man  in  der  letzten 
Zählung  (1866)  fand,  dass  die  Departemente  Haut- Rhin  und  Bas-BMt 
enthielten  234,687  Protestanten  gtgen  634,815  Katholiken.  In  218  Jahren, 
hätte  sich  dies  Resultat  ganz  ron  selbst  ergeben  und  dgl.  Der  gelehrte 
Herr  Baron  mag  wohl  viel  gelernt  haben,  aber  vergessen  hat  er  gewiss  auch 
etwa»,  namentlich  dass  Ober-Elsass  katholisch  geblieben  war,  und  dass  der 
mächtige  Bischof  von  Straasburg  schon  dafür  gesorgt  hatte,  dass  auch  im 
Ünter-Elsass  die  Katholiken  zahlreich  blieben. 

Dr.  M.  Block. 
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(Die  Redaktion  bat  folgende  Zuschrift  von  einem  russischen  Herrn 
ans  der  jiortugiesischcn  Hauptstadt  erhalten.  Est  ist  die  von  diesem  Herrn 
selbst  angefertigte  deutscht  Uebersetzung  einer  von  ihm  zuerst  französisch  und 
russisch  geschriebenen  Arbeit  über  den  voa  nnserm  geehrten  englischen 
Mitarbeiter,  Herrn  John  Prince-Smith  für  die  Vierteljabrschrift  deutsch 
geschriebenen  Aufsatz,  betitelt  »Das  Ziel  der  Arbeiterbewegung«,  welchen 
unser  geehrter  deutscher  Mitarbeiter  in  Paris,  Herr  Maurice  Block,  für 
das  Journal  des  ßconomistes  in's  Französische  übersetzt  hat.  Die  Redak- 
tion glaubt  ihren  Lesern  diesen  sprechenden  Beweis  des  kosmopolitischen 
Znsammenhanges  der  volkswirtschaftlichen  Gedankendisclplin  nicht  vor- 
enthalten zu  müssen.) 

Ergänzende  Bemerkungen  211  dem  Artikel  dos  Herrn  John 
Prince-Smith  über  das  Ziel  der  Arbeiterbewegung.*) 

* 

So  eben  lesen  wir  eine  der  besten  Widerlegungen  der  heutzutage  unter 
den  Arbeitern  verbreiteten  Irrthümer  über  die  Sozial- Oekonomie.  Dieselbe 
ist  von  dem  Präsidenten  des  volkswirthschaftlichen  Vereins  in  Berlin 
veröffentlicht  worden.  Leider  werden  diese  Widerlegungen  schwerlich 
denjenigen  in  die  Hände  fallen,  welche  man  aufklären  möchte,  und  liegen 
kaum  im  Gesichtskreise  ihrer  Vorstellungen.  Was  die  Urheber  und  Ver- 
breiter falscher  Lehren  betrifft,  so  ist,  selbst  wenn  man  sie  überzeugte, 
keine  Hoffnung  vorhanden,  dass  sie  zu  lange  gehegte  Meinungen  aufgeben 
sollten,  denen  sie  ihren  Ruf  verdanken,  and  durch  welche  sio  sich  sogar 
gelegentlich  einige  Macht  aneignen  könnten.  Doch  die  meisten  Gegen- 
stände, an  welche  die  Chorführer  der  Arbeiterbewegung  ihro  Grillen  aus« 


•)  Vierteljahrschrifc  für  Volkswirtschaft  etc.  Jahrgang  1870.  Bd.  1. 
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lassen,  liegen  auf  dem  Gebiete  der  Volkswirthe,  und  es  ist  eine  Gewissens- 
pflicht für  diese,  die  von  falschen  oder  böswilligen  Geistern  irregeleiteten 
Volksmassen  die  Wahrheit  hören  zu  lassen.  Aber  um  sich  vor  einen 
Haufen  zu  stellen,  welcher  voll  von  Vorurtheilen  gegen  die  wahre  Wissen- 
schaft ist,  mufis  man  gewiss  sein,  die  sicheren  und  unwiderleglichen  Auf* 
lösungen  aller  Schwierigkeiten  zu  besitzen,  welche  den  von  den  Volks- 
massen aufgeworfenen  Fragen  anhängen.  Ausserdem  ist  es  nicht  gerade 
leicht,  die  zahlreichen  Handlungen  der  öffentlichen  Gewalt  aufzudecken, 
deren  Folgen  die  Wohlfahrt  der  Arbeiterklasse  bedrücken.  Diese  Hand- 
langen leugnen,  oder  nur  versuchen,  sie  zu  mildern,  hiesse  nicht  aufrichtig 
sein  und  dadurch  alles  Ansehen  bei  denen  verlieren,  welche  man  belehren 
will;  sie  dagegen  schonungslos  enthüllen,  hiesse  der  Aufregung,  welche  man 
niederzuschlagen  sucht,  neue  Nahrung  geben. 

Nach  unserer  Meinung  sollte  die  gebildetste  Klasse,  als  gesetzgebende 
und  regierende,  vor  allen  andern  gründliche  Kenntnisse  in  der  Volkswirt- 
schaftslehre erwerben.  Sie  ist  weit  entfernt  davon*,  und  man  möchte  ein 
Wissen,  welches  noch  den  erleuchtetsten  Ständen  fehlt,  in  die  niedrigsten 
verlegen!  Man  unterrichte  zuerst  jene.  Diese  Aufgabe  ist  viel  leichter 
und  der  Erfolg  sicherer.  Ei  wird  keine  Gefahr  haben,  sie  mit  den  Irr- 
thümern  und  Missbräuchen,  welche  sich  noch  in  unserer  sozialen  Ordnung 
vorfinden,  bekanut  zu  machen.  Wenn  die  Regierungen  einmal  erst  Volks- 
wirthe geworden  sind,  wird  eine  grosse  Menge  von  Hindernissen,  welche  jetzt 
die  Produktion  und  die  billige  Vertheilung  der  Reichthümer  einschränken, 
unverzüglich  verschwinden;  die  Wirksamkeit  der  öffentlichen  Gewalt  wird 
sich  auf  den  Kreis  ihrer  natürlichen  Befugnisse  beschränken;  massige 
Abgaben,  welche  so  wenig  als  möglich  die  Produktion  belasten,  werden 
für  die  Staatsausgaben  genügen;  endlich  wird  die  Arbeiterklasse,  besser 
bezahlt  und  weniger  besteuert,  den  Aufwieglern  wenig  oder  keinen  Anhalt 
darbieten ;  auf  jeden  Fall  wird  sie  ruhiger  und  demnach  geneigter  sein, 
den  Männern  der  Wissenschaft,  welche  ihr  die  ökonomischen  Wahrheiten 
auseinandersetzen  wollen,  guten  Empfang  zu  bereiten. 

Man  kann  nicht  die  Schwierigkeiten  verkennen,  welche  die  Arbeiter 
oft  erfahren,  ihre  Familie  zu  versorgen,  nnd  dies  ungeachtet  ihrer  Fähig- 
keit und  ihres  Eifers.  Das  Elend  treibt  sie,  die  Ursachen  dieser  Schwie- 
rigkeiten zu  ergründen,  und  es  nimmt  nicht  Wunder,  dass  sie  in  ihrer 
Unwissenheit  glauben,  sie  anderwärts  zu  sehen,  als  da,  wo  sie  sich  wirk- 
lich finden.  Einmal  Täuschungen  hingegeben  und  durch  den  Betrug, 
welchen  sie  immer  am  Ende  ihrer  Versuche  finden,  werden  sie  fanatische 
Feinde  der  bestehenden  Ordnung  der  Dinge.  Die  aufgeklärte  Klasse 
erregt  sich,  und,  um  die  Verirrten  zur  Ruhe  und  Vernunft  zurückzubringen, 
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ruft  sie  alle  guten  Gefühle  und  die  Wissenschaft  an.  Aber,  um  sich  zum 
Vertheidiger  des  Wissens  und  der  Moral  aufzuwerfen,  ist  es  nöthig,  nicht 
selbt  darin  gefehlt  zu  haben.  Welches  ist  nun  aber  ihre  Wissenschaft 
and  Moralität?  Wir  sehen  es  aus  den  Handlungen  der  Regierenden, 
welche  die  Auserlesenen  dieser  Klasse  sind.  Man  spreche  sie  frei,  wenn 
man  will,  von  dem  Uebel,  welches  sie  aus  Mangel  an  Wissen  begehen 
konnten*),  obwohl  ihre  Unwissenheit  in  den  einfachsten  Anfangsgründen 
der  Volkswirthschaft,  in  unserer  Zeit,  wirklich  unverzeihlich  ist.  Aber 
braucht  man  etwas  Anderes,  als  Rechtegefühl,  um  solche  Missgriffe,  wie 
s.  B.  die  Spoliation  der  Kreditoren,  unter  dem  Namen  von  Steuern  auf 
die  Zinsen  einer  Staatsschuld,  den  Missbrauch  in  der  Emission  von  Papier- 
geld n.  s.  w.  nicht  zu  begehen?  Wir  wissen  nicht,  ob  Herr  J.  Prince- 
Smith  auf  diese  Art  von  schlechten  Handlungen,  sowie  auf  die  durch 
Unwissenheit  verübten  Fehler  Anspielung  macht,  wenn  er  sagt:  »Wir 
behaupten  einerseits,  dass  die  Noth,  wo  sie  sich  zeigt,  nicht  Folge  der 
Grandeinrichtungen  unserer  Wirtschaft,  sondern  Folge  davon  ist,  dass 
unsere  Wirthschaftseinrichtungen  noch  nicht  so  weit  gediehen  sind,  um  das 
wünschenswerthe  Maass  von  Befriedigung  für  Alle  herzustellen.«  Nach 
unsere  Meinung,  sind  »unsere  Wirthschaftseinrichtungen  noch  nicht  weit 
genug  gediehene  gerade,  weil  ihre  Entwickelung  unaufhörlich  durch  die 
Fehler  und  den  schlechten  Willen  der  Regierenden  gehindert  sind.  Unsere 
Wirthschaftseinrichtungen,  welche  weder  erdacht,  noch  von  Jemand  erfanden 
sind,  um  sich  nur  durch  materielle  Kraft  zu  stützen  —  wie  es  mit  einem 
Systeme  der  heutigen  Sozialisten  der  Fall  wäre  —  sind  durch  das  freie 
Spiel  der  persönlichen  Vortheile  selbstth&tig  entstanden;  zur  Fort- 
dauer ihres  Daseins  und  ihrer  Entwickelang  verlangen  sie  noch  immer 
nichts  anderes,  als  dieselbe  freie  Bewegung.  Da  übrigens  ihre  Entwicke- 
lung, wie  alles  Menschliche,  fortschreitend  ist,  so  wird  sie,  immer  mehr 
oder  weniger  unvollständig  bleiben;  allein,  damit  dieselbe  nicht  zu  un- 
vollständig sei,  müsste  man  sie  von  allen  ungeschickten  oder  ungerechten 
Angriffen  befreien. 

Herr  J.  Prince-Smitb  fügt  hinzu:  »Anderseits,  behaupten  wir,  dass  die 
Nothleidenden  noch  nicht  die  Bedingungen  erfüllt  haben,  welche  unerlässlich 
sind,  damit  sie  aus  unseren  Wirthschaftseinrichtungen  den  sich  darbietenden 


*)  Wir  haben  ein  Beispiel  davon  im  Journal  des  Debats  gesehen 
(zwei  Briefe  über  die  Passierscheine,  unterzeichnet  A.  Pajot.  October 
1871)  mit  einer  merkwürdigen  Erklärung  des  imbroglio,  welche  solche 
Schnitzer  in  der  Industrie  hervorbringen. 
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Nutzen  ziehen.«  Diese  Bedingungen  Bind  wahrscheinlich  die  Belehrung 
und  die  Moralität  der  Nothleidenden.  8ie  können  nicht  erfüllt  werden, 
weder  plötzlich  noch  unabhängig  davon ,  da"=s  unsere  Wirthscbaftseinricb- 
tungen  nicht  weit  genug  gediehen  sind,  wovon  der  Verfasser  eben  ge- 
sprochen hat.  Diesselben  Irrthümer  und  Missbräuche  tragon  also  dazu 
bei,  beide  von  Herrn  J.  rrince-Smith  bezeichneten  Ursachen  der  Noth 
zn  verewigen.  Diese  Ursachen  sind  wirkliche,  aber  sind  sie,  fragen  wir, 
die  einzigen,  oder  auch  nur  die  mächtigsten?  Glaubt  Herr  J.  Prince- 
Smith,  im  Hinblick  auf  so  viele  seiner  Landsleute,  die  jährlich  nach 
Amerika  aaswandern,  dass  in  der  neuen  Welt  unsere  Wirthschaftseinrich- 
tungen  viel  weiter  gediehen  sind,  und  dass  die  uneflässlichen  Bedingungen, 
um  Nutzen  daraus  zu  ziehen,  von  den  Äuswandorn  sofort  erfüllt  werden, 
nachdem  sie  amerikanischen  Boden  betroten  haben?  Gewiss  nicht  Auch 
können  wir  den  beiden  in  Frage  stehenden  Ursachen,  besonders  der  zweiten, 
nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  beimessen.  Es  ist  wahr,  dass  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  die  Regierungen  nicht  so  schnell 
bei  der  Hand  sind,  wie  anderwärts  sich  in  die  Geschäfte,  Meinungen  und 
den  Glauben  ihrer  Untergebenen  zu  mischen ;  doch  die  gebildeten  Klassen 
scheinen  dort  über  die  Grundeinrichtangen  unserer  Wirtschaft  nicht 
besser  unterrichtet  zu  sein,  wenn  man  nach  der  Art  von  Schutzöllen 
schliessen  darf,  welche  wir  daselbst  heute  auf  die  fremden  Erzeugnisse 
gelegt  sehen. 

Es  muss  mithin  noch  ein  andrer  Grund  für  den  Unterschied  im  Loose 
der  Arbeiter  diesseit  und  jenseit  des  atlantischen  Ozeans  vorhanden  sein, 
triftiger,  als  die  vom  Verfasser  angeführten.  Dieser  Grund  besteht  in  dem 
Mangel  an  kalturfähigon,  freien  und  den  übervölkerten  europäischen  Staa- 
ten zugänglichen  Ländereien  nnd  dagegen  in  dem  Ueberfluss  derselben  in 
der  neuen  Welt  Wie  gross  auch  der  Zuwachs  der  Bevölkerung  sein  mag, 
das  Heruntersetzen  des  Werthes  der  Handarbeit  findet  eine  Schranke  in 
dem  Ueberfluss  der  Grundstü:ke;  denn  das  Verhältnis!  zwischen  Angebot 
und  Nachfrage  der  Arbeit  wird  dort  dadurch  erhalten,  dass  der  Ueberfluss 
an  Arbeitskräften  sich  auf  neue  Anlagplätze  werfen  kann.  In  einem 
Lande,  welches  diesen  Vortheil  besitzt,  ist  der  Arbeiter  auf  allen  8tufea 
der  fortschreitenden  Entwicklung  unserer  Wirthschaftseinrichtnngen  und 
seiner  Fähigkeit,  daraus  Nutzen  zu  ziehen,  zufrieden.  Er  gewinnt  ohno 
Zweifel  auch  bei  dieser  Entwicklung,  aber  er  ist  nicht  ungeduldig,  wie 
die,  welche,  eingepfercht  in  übervölkerten  Ländern,  ihre  einzige  Hoffnung 
auf  dieses  zu  langsam  kommende  Mittel  Betzen.  Selbst  wenn  man  in 
einem  Lande,  wo  es  an  freien  Grundstücken  fehlt  dahin  käme,  die  Grund- 
satze unserer  Wirthschaftsoinrichtungen  so  viel  wie  möglich  zu  entwickeln 
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und  die  unerläßlichsten  Bedingungen  zu  erfüllen,  nm  Nutzen  daraus  zu 
ziehen,  werden  die  Arbeiter  nichts  mehr  zu  verlangen  und  keinen  Grund 
haben,  sich  übervortheilt  zu  glauben.  Herr  /.  FrineeSutUh  scheint  da- 
von überzeugt  zu  sein;  denn  auf  die  Behauptung  des  Herrn  Dt.  Jakobi, 
dass  >der  Lohn  eines  Arbeiters  in  der  Regel  nur  ausreiche  zu  seinem 
und  der  Familie  nothdörftigen  Unterhalt«,  antwortet  er:  > Zugegeben,« 
und  weist  nur  nach,  dass  das  » Nothdürftige «  in  verschiedenen  Landern 
sehr  verschieden  ist  und  mit  dem  allgemeinen  Fortschritt*  des  öffentlichen 
Reichthums  zunimmt.  Ein  besserer  Unterhalt  ist  gewiss  heilsam,  aber 
wenn  man  sich  daran  gewohnt,  wird  er  unentbehrlich;  und  wenn  man 
darin  nicht  mehr  ab  das  Nothdürftige  sieht,  so  ist  der  Hangel  nicht  we- 
niger empfindbar,  als  bei  bescheideneren  Ansprüchen. 

Herr  /.  Prince- Smith  kann  die  Behauptung  des  Herrn  Dr.  Jakobi 
nicht  wegleugnen.  In  der  That,  jede  Erhöhung  des  Arbeitslohns  sieht  einen 
Zuwachs  der  Bevölkerung  nach  sich,  und  die  Vermehrung  von  Ausgeboten 
an  Händen,  welche  daraus  erfolgt,  führt  den  Arbeitslohn  in  den  Ländern 
ohne  freien  Boden  unvermeidlich  wieder  auf  das  Minimum  zurück,  welches 
einer  mittelmäßig  zahlreichen  Arbeiterfamilie  nur  das  Nothdürftige  ver- 
schafft. Aber  indem  der  Verfasser  die  stete  Zunahme  des  Lohnminimums 
dieser  Erscheinung  entgegensetzt,  dürfte  er  nicht  ausser  Augen  lassen, 
dass  es  sich  hier  um  einen  Arbeiter  handelt,  welcher  keine  andere  Hülfs- 
qucllo  hat,  als  seine  laufende  Arbeit;  und  dass  er  sich  demnach,  so  befrie- 
digend auch  sein  Nothdürftiges  sein  möge,  doch  in  einer  misslichen  Lage 
befindet.  Eine  übermässige  Zahl  von  Kindern,  Krankheiten,  Alter  und 
jedes  politische  und  staatswirthschaftliche  Ereigniss  im  Lande,  welches 
die  Produktion  vermindern  könnte,  versetzen  ihn  sofort  in  Noth  und  Elend. 
Diese  Erwägung,  welche  Herrn  J.  Prince-Smiih  entgangen  ist,  erlaubt  uns 
nicht,  das  verhängnissvolle  »Nothdürftige«,  auf  welches  immer  die  Ver- 
gütung der  Handarbeit  zurückfällt,  so  leicht  anzunehmen,  als  er  es  thut; 
und  wir  fragen  uns,  ob  es  wirklich  eino  von  der  Wissenschaft  ausgespro- 
chene Verurtheilung  und  folglich  unwiderruflich  ist?  Es  verhält  sich 
jedoch  nicht  so,  und  dies  ist  ein  Glück,  denn  wäre  Solches  das  natürliche 
Gesetz  unserer  Wirthschaftseinrichtcngen,  bo  dürfte  man  nicht  hoffen,  dass 
jemals  ein  Vergleioh  zwischen  den  Unternehmern  und  Arbeitern  zu  Stande 
käme.  Wenn  man  die  Glieder  des  Körpers  der  Arbeiter  blos  als  Werk- 
zeuge betrachtet,  so  sieht  man  schon,  dass,  da  jedes  Werkzeug  ausser 
seiner  Unterhaltung  noch  die  Zinsen  des  Kapitals,  wolches  es  darstellt, 
erheischt,  es  nicht  muthmaasslich  ist,  dass  die  Natur  der  Dinge  den  Men- 
schenhänden wenigstens  denselben  Vortheil  versage. 

Um  die  natürlichen  Gesetze  der  Gesellschaftseinrichtungen  zu  entdecken, 


Digitized  by  Google 


202 


muss  man  die  menschlichen  Verbindungen  in  ihrer  Tollen  Freiheit  beob- 
achten. Der  Blick  des  Herrn  /.  Prince- Smith  hat  sich  nicht  über  den 
Kreit,  worin  er  lebt,  hinaus  erstreckt.  In  diesem  Kreise,  wo  die  Bevölke- 
rung auf  einem  beschränkten  ,  ganz  eingenommenen  Gebiete  zusammen 
gedrückt  ist,  and  wo  überdies  der  Verkehr  mit  der  übrigen  Welt  durch 
eine  Zolllinie  gehindert  wird,  fehlt  es  der  Arbeitsfreiheit  an  den  wesent- 
lichsten Elementen.  Daher  kommt  es,  dass  der  Lohn  der  Arbeiter  daseibat 
unaufhörlich  strebt,  sich  auf  das  Nothdürftige  zu  beschränken.  Anders 
verhält  es  sich  in  Landern,  welche  viele  freie  Grundstücke  besitzen.  Mar. 
sieht  dort  immer  den  Lohn  des  einfachsten  Handwerkers  sich  über  das 
Unentbehrliche  zur  Erhaltung  der  Arbeitskräfte  behaupten.  Aber  was 
heisst,  freie  Grundstücke  beBitzen,  und  warntn  benutzen  gewisse  Staaten 
sie  nioht,  während  sie  noch  in  unermesslichem  UeberflusBe  auf  der  Erde 
sind?  Sie  besitzen,  heisst  nichts  anders,  als  immer  einen  freien  und  leichten 
Zugang  dazu  haben.  Man  vervollkommne  die  Transportmittel  noch  mehr, 
als  sie  es  schon  sind,  und  lasse  nicht  so,  dass  irgend  eine  Art  von  künst- 
lichem Hinderniss  die  Errichtung  neuer  Gewerbe,  sei  es  wo  und  durch 
wen  es  wollo,  ebenso  wenig  hemme,  als  die  Bewegung  der  Dinge  und 
Menschen;  und  jeder  Staat,  wie  dicht  bevölkert  er  auch  sein  möge,  wird 
sich  in  den  Umständen  befinden,  welche  jetzt  ausschliesslich  Denen  zu 
Gute  kommen,  deren  Grenzen  freie,  von  bevölkerten  Mittelpunkten  nicht 
weit  entfernte,  Grundstücke  einschliessen.  Die  Erfindungen  in  Mechanik 
und  Baukunde  machen  sich  nicht  so  nach  Willkür,  wie  die  sich  dem  inter- 
nationalen Verkehr  entgegenstellenden  Hindernisse,  sobald  man  wünscht, 
verschwinden  könnten;  und  man  möchte  folglich  glauben,  dass  von  diesen 
zwei  Wegen,  nm  den  Lohn  auf  seinen  natürlichen  Satz  zu  bringen,  der 
erste  viel  langsamer  anzubahnen  sein  würde.  Wir  sehen  gerade  das  Ge- 
gentheil,  Dank  dem  Schlendrian  und  Eigennutze  einflussreicher  Männer. 

Die  heutige  Arbeiterbewegung  ist,  wie  man  sieht,  vollkommen  be- 
rechtigt; allein  die  Arbeiter  wissen  nicht,  dass  das  Hebel  in  dem,  was 
die  Entwicklung  der  Grundsätze  unserer  Wirthschaftseinrichtungen  hin- 
dert, liegt,  und  greifen  blindlings  diese  Einrichtungen  selbst  an.  Obgleich 
die  herrschenden  Klassen  ihrerseits  Ansprüchen,  welche  der  Natur  der 
Dinge  entgegenlaufen,  keine  Befriedigung  anbieten  können,  so  sollten  sie 
dennoch  die  Dringlichkeit  von  Verbesserungen  in  dem  von  der  Volkswirt- 
schaftslehre bezeichneten  Sinne  einsehen.  Man  braucht  nicht  zu  fürchten, 
dasB,  wenn  die  Ausswanderung  der  Arbeiter  auch  noch  so  sehr  erleichtert 
wäre,  sie  in  zu  grosser  Zahl  ihre  Heimath  verlassen  werden.  Der  Lohn 
wird  steigen  bloss  durch  die  vorhandene  Freiheit,  anderwärts  arbeiten  gehen 
zu  dürfen,  und  diese  Steigerung  wird  nur  dann  inne  halten,  wenn  der 
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Satz  erreicht  ist,  bei  welchem  es  kein  merkbarer  Vortheil  sein  wird,  das 
Vaterland  zn  verlassen.  Es  ist  sogar  mehr  als  wahrscheinlich ,  dass  die 
Auswanderung  nicht  ihre  heutige  Zahl  errticben  wird,  weil  der  Haupt- 
grund, der  grosse  Unterschied  im  Lohnsatz,  verschwunden  sein  wird.  Die 
Erfahrung  bestätigt  diese  Voraassicht  sogar,  falls  man  ein  ausserordent- 
liches Büttel  entdecken  sollte,  sich  zu  bereichern,  wie  bei  der  Vereini- 
gung von  Kalifornien  mit  den  Vereinigten  Staaten.  Die  volkreichen  Städte 
Amerikas  Bind  nicht  weniger  bevölkert  und  gewerbthätig,  als  die  Europas. 
Dennoch  ist  der  Arbeltslohn  dort  viel  höher,  Dank  der  Leichtigkeit  und 
Freiheit  der  Auswanderung  in  die  unangebauten  Gegenden  des  Landes, 
ohne  dass  dadurch  die  Erzengnisse  theure  wären,  als  in  Europa,  wie  man 
es  wegen  des  hohen  Lohnes  erwarten  sollte.  Das  kommt  daher,  weil 
man  gezwungen  ist,  die  Mittel  zu  finden,  mehr  zu  produziren  bei  derselben 
Zahl  von  Arbeitern,  sei  es  durch  Anwendung  einer  grösseren  Anzahl  und 
besserer  Maschinen,  oder  durch  Einrichtung  der  Werkstätten  in  grösserem 
Maassstabe.  Ausserdem,  und  dies  ist  vielleicht  eine  noch  wichtigere  Ur- 
sache der  grösseren  Produktivität  der  Handarbeit  in  Amerika,  ist  der  Ar- 
beiter dort  viel  besser  genährt  und  moralisch  zufriedener.  Da  er  kräftiger 
ist  und  sich  glücklicher  fühlt,  als  in  Europa,  so  ersetzt  er  das  Mehr  seines 
Lohns  durch  eine  kräftigere  uad  besser  unterhaltene  Arbeit.  Die  Unter- 
nehmer, ihrerseits,  sehen  sich  vor,  die  Arbeit  und  ihre  Kapitalien  auf 
wenig  hervorbringende  Arbeiten  zu  verwenden,  wozu  sie,  auf  dem  alten 
Kontinent,  durch  den  niedrigen  Lohn  geführt  werden. 

Was  wir  in  Amerika  beobachten,  und  was  sich  in  Russland  seit  der 
Emanzipation  der  Leibeignen  vorbereitet,  wir  werden  es  auch  in  den  alten 
europäischen  Staaten  sehen  an  dem  Tage,  an  welchem  aller  Zwang  in  den 
allgemeinen  Verbindungen  und  dem  internationalen  Verkehr  aufgehoben 
sein  wird.  Alsdann  wird  man  wohl  oder  Übel  genöthigt  sein,  das  Mittel 
zu  finden,  das  Kapital  und  die  Arbeit  fruchtbringender  zu  machen,  um 
den  Preis  der  Erzeugnisse  durch  die  Erhöhung  des  Lohns  nicht  zu  stei- 
gern, wozu  der  Zuwachs  der  Kräfte  und  der  gute  Wille  der  besser  be- 
zahlten Arbeiter  das  Ihrige  beitragen  werden.  Aber  da  man,  wenn  die 
Umstände  dazu  zwingen,  den  Lohn  erhöhen  kann,  ohne  auf  irgend  eine 
Art  der  Wohlfahrt  des  Landes  zu  schaden,  warum  es  nicht  freiwillig  thun, 
ohne  abzuwarten,  bis  die  Leichtigkeit  der  Auswanderung  dazu  nöthigt? 
Wahrscheinlich,  weil  die  Menschen  sich  überhaupt  grossen  geistigen  An- 
strengungen nnr  unter  dem  Druck  der  dringendsten  Bedürfnisse  unter- 
ziehen. Ist  es  nicht  um  die  Notwendigkeit  solcher  Anstrengungen  zu 
meiden,  dass  viele,  wenn  nicht  die  meisten  Industriellen  Gegner  der  Frei- 
heit des  Aussenhandels  sind?   Uebrigens  haben  wir  nicht  den  Sporn  der 
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Freiheit  und  Leichtigkeit  der  Auswanderung  abzuwarten,  um  den  Erfin- 
dungsgeist  der  Unternehmer  zu  erregen.  Wir  sehen  einen  andern,  drohen- 
deren in  der  Arbeiterbewegung  erseheinen,  welche  den  Gegenstand  der 
Schrift  der  Herrn  J.  Prince- Smith  bildet. 

Es  ist  augenscheinlich,  dass  der  Lohnsatz  nicht  willkürlich  erhöbt 
werden  kann,  wenn  der  Ertrag  der  Arbeit  sich  nicht  gleichzeitig  vermehrt. 
In  der  That,  diejenigen  Arbeiter,  deren  Arbeit  nicht  bedeutend  mehr 
hervorbringt,  als  der  Werth  des  neuen  Lohns  —  und  es  wird  sich  deren 
immer  eine  sehr  grosse  Zahl  vorfinden  —  wurden  entlassen  werden,  und 
das  Angebot  ihrer  freien  Hände  würde  den  Lohn  anf  seinen  vorigen  Satz 
wieder  herunterdrücken.  Aber  während  die  getroffenen  Maassregeln  znr 
Vermehrung  des  Ertrages  durch  dieselbe  Arbeit  gestatten,  den  Lohn  zu 
erhöhen,  stellt  sich  eine  wichtige  Frage  über  die  Grenze  dar,  welche  diese 
Erhöhung,  unbeschadet  der  Gewerbsamkeit  des  Landes,  erreichen  kann. 
Die  Steigerung  des  Lohns  in  Folge  radikaler  nnd  allgemeiner  ökonomi- 
scher Reformen,  würde  von  selbst  und  natürlich  eintreten,  während  unter 
dorn  Druck  unmittelbarer,  durch  Strikes  und  Arbeiterbewegungen  aus- 
geübter Ansprüche,  der  Lohnsatz  aufhört,  dem  Gesetze  des  Verhältnisses 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  zu  gehorchen  und  willkürlich  durch 
einen  Vertrag  zwischen  den  betreffenden  Theilen  festgesetzt  werden  mcs*. 
Welches  wird  dieser  Satz  sein?  Man  kann  sich  der  Taze  nicht  bedienen, 
welche  in  den  Landern  gebrauchlich  ist,  denen  es  nicht  an  freiem  Boden 
fehlt,  denn  sie  hängt  noch  von  anderen  örtlichen  Umstanden  ab.  Es  bleibt 
nur  zu  versuchen  übrig,  sie  a  priori  zn  bestimmen.  Herr  J.  Prince- Smith 
sapt  darüber  Folgendes:  >  Man  kann  das  Verhältnis«  berechnen  zwischen 
den  Summen,  welche  fallen  je  auf  Kapitalzins,  auf  Unteraehmergewinn 
nnd  auf  den  Lohn  für  Handarbeit;  und  man  kann  einen  Maasstab  suchen 
für  das  Grössenverhültniss  zwischen  den  Verrichtungen  je  der  Kapitalisten, 
der  Geschüftsunternehmer  und  der  Handarbeiter,  bei  gemeinschaftlicher 
wirtschaftlicher  Produktion.  Aber  bisher  hat  es  der  Wissenschaft  nicht 
gelingen  wollen,  einen  solchen  Maass^tab  zu  ermitteln«.  Ich  bitte  Herrn 
J.  Prince-Smith  um  Verzeihung;  der  Wissenschaft  unter  den  Händen  des 
Herrn  von  Thünen  ist  ob  gelungen,  zu  ermitteln,  was  ermittelbar  war; 
und  so  lange  man  die  Ergebnisse  der  Forschungen  dieses  ausgezeichneten 
Nationalökonomen  nicht  widerlegt  hat,  halten  wir  sie  für  richtig. 

Auf  Herrn  J.  Prince-Smth's  desiderata  müssen  wir  zuerst  bemerken, 
dass  die  Entschädigung  irgend  einer  Mitwirkung  in  der  Produktion  nur 
in  dem  Falle  unbegrenzter  Konkurrenz  in  dieser  Mitwirkung  wissenschaft- 
lich formulirt  worden  kann.  So  lange  nicht  Jedermann  zur  Führung  in- 
dustrieller Geschäfte  fähig  ist,  enthält  der  gewöhnliche  Gewinn  der  üb- 
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ter  nehmer  eine  Piämie  wegen  der  Seltenheit,  deren  Variationen  je  nach 
Verhfiltniss  zwischen  dem  Angebot  nnd  der  Nachfrage  der  Dienste  von 
Werkfahrern  kein  Kriterium  finden,  um  durch  ein  ökonomisches  Gesetz 
beschrankt  werden  zn  können.  Was  >  das  Giössenverhaltniss  zwischen  den 
Verrichtungen  je  der  Kapitalisten  und  der  Handarbeiter«  betrifft,  so  er- 
laubt  die  unbeschränkte  Konkurrenz,  welche  sowohl  unter  den  Kapitalien 
herrscht,  als  auch  unter  der  grossen  Mehrheit  der  Arbeiter,  von  denen 
unter  ihnen  gebildet,  welche  kein  besonderes  Talent  haben,  einen  ratio- 
nellen Ausdruck  dafür  zu  ermitteln.  Zu  diesem  Zwecke  prüft  man  das 
Verfahren  einer  Anzahl  vereinigter  Arbeiter  ohne  Kapital,  welche  sich  in  * 
einem  gewerbsamen  Lande  befinden,  wo  es  noch  freie  Ländereien  giebt, 
nnd  die  sich  vornehmen,  ein  Kapital  in  der  Gestalt  einer  gewinnreichen 
Unternehmung  zu  gründen,  indem  sie  den  ganzen  Ueberschnss  ihres  Lohns 
über  das  Nöthige  für  den  laufenden  Verbrauch  dazu  anlegen.  Der  Arbeiter 
wird,  obgleich  er  fortfährt,  Lohn  zu  empfangen,  Kapitalist  nach  dem 
Maasse  seines  Aniheils  an  dem  Ertrage  des  gegründeten  Kapitals  und  be- 
stimmt selbst  den  Lohn  zu  dem  für  ihn  vortheilhaftesten  Salze.  Mit 
der  Erhöhung  des  Lohns  vermindert  er  das  Einkommen  seines  Kapitals, 
denn  derselbe  Lohn  muss  den  bei  der  Ausbeutung  seines  Eigenthums  an- 
gestellten Arbeitern  bezahlt  werden.  Die  Frage  ist  also  für  ihn,  einen 
Lohnsatz  zu  finden,  welcher  zusammen  mit  dem  Ertiage  seines  Kapitals 
die  grösstmöglichste  Summe  bildet.  Die  Lösung  dieser  einfachen  Aufgabe 
des  Maximums  giebt  für  den  gesuchten  Lohnsatz:  das  proportionelle  Mit- 
telglied zwischen  dem  Nothdürftigen  des  Arbeiters  und  dem,  xcas  er 
gemeinschaftlich  mit  dem  Kapital  hervorbringt*).  Wenn  man  diesen  Lohn 
von  dem  gemeinschaftlichen  Gewinn  abzieht,  so  bekommt  man  den  Ertrag 
des  Kapitals.  Büdlich  der  Ertrag  dividirt  durch  sein  Kapital  giebt  den 
Zinsfuss,  und  man  wird  das  gewünschte  rationelle  Verhältniss  zwischen 
dem  Lohn  und  Zinsfuss  gefunden  haben. 

Der  rationello  Arbeitslohn,  formulirt  wie  wir  es  eben  gethan  haben, 
und  von  f.  Thünen  als  natürlich  bezeichnet,  kann,  glauben  wir,  als 
Schranke  dienen  gegen  die  Ansprüche  der  Striker  unserer  Zeit.  Diese 
können  nicht  mehr  fordern,  als  sio  selbst  festgesetzt  haben  würden,  wenn 
sie  bei  der  Empfangnahme  ihres  Lohns,  wobei  sie  das  Nöthige  überschrei- 
ten, den  Ueberschuss  in  zinsenhorvorbringenden  Unternehmungen  ver- 
wandten. 


•)  Alle  andern  Unkosten,  ausgenommen  die  Zinsen  des  Kapitale  nnd 
den  Arbeitslohn,  sind  von  dem  Bruttogewinn  abzuziehen. 
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Das  rationelle  Verhältnis*  des  Arbeitslohns  zum  Zinsfoss  verwirklicht 
sich  in  den  Landern,  wo  et  sich  ebenso  frei  bilden  kann,  wie  wir  vor- 
ausgesetzt haben.  Vielleicht  werden  eines  Tages  dieselbe  Freiheit,  über 
neue  Landereien  zu  verfügen,  und  dieselbe  Leichtigkeit,  sich  dahin  zn 
begeben,  ungeachtet  der  grössere  Entfernung,  auch  von  den  Arbeitern 
derjenigen  Lander  erlangt  werden,  welche  derselben  heute  entbehren. 
Aber  was  man  im  gegenwärtigen  Augenblicke  thun  kann  und  muss,  nm 
das  Loos  der  Volks  mausen  ohne  zu  grossen  Aufschub  zu  verbessern,  das 
ist,  wie  wir  es  gezeigt  haben,  von  Seiten  des  Staates:  eine  gründliche 
Reform  der  Gesetze  in  dem  Sinne  des  Unterrichts  in  der  Volkswirtschafts- 
lehre, und  seitens  der  Arbeitgeber:  die  Arbeit  ergiebiger  zu  machen 
durch  technische  und  administrati?e  Verbesserungen,  um  den  Lohn 
bis  zu  dem  wissenschaftlich  formulirten  rationellen  8atz  erhöhen  zs 
können. 

Mathicu  von  Wolkoff. 
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Berlin,  3.  Hai.  Am  27.  April  war  die  ständige  Deputation  des  Kon- 
gresses deutscher  Volkbwirthe  hier  versammelt.  Es  wurde  einstimmig 
beschlossen,  den  diesjährigen  dreizehnten  Kongress  in  Danzig  abzuhalten, 
und  die  definitive  Bestimmung  der  Zeit  desselben  dem  Vorsitzenden  und 
dessen  Vereinbaruog  mit  dem  Danziger  Lokal-Komite  zu  überlassen*).  Die 
Tagesordnung  für  den  Kongress  wurde,  wie  folgt,  festgesetzt:  L  Strassen- 
bau  und  Chausseegeld.  Referenten:  Dr.  Faucher  und  Bickert.  II.  Bis 
Unentgeltliclikeit  des  öffentlichen  Schulunterrichts.  Referenten:  Dr.  Wolff 
und  Dr.  Oppenheim.  III.  Banknoten  und  Papiergeld.  Referenten: 
Dr.  Wolff  und  Dr.  Braun.  IV.  1.  Äntheil  der  Arbeiter  am  Geschäfts- 
gewinn  (ProdnktivgenoBsenschaft,  Partnerschaft,  Tantieme).  2.  Arbeiter- 
Hälfe-  und  -Invaliden-Kassen.  Referenten:  Dr.  Emminghaus  und  Bickert. 
V.  Die  Eisenbahnpolitik  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Konkurrens 
verschiedener  Frachtführer  auf  der  Eisenbahn,  sowie  der  verschiedenen 
Tarif- Systeme.  Referenten:  Dr.  Dom  und  Dr.  A.  Meyer.  VI.  Fortbil- 
dung des  Handelsrechts  oder  Herübernahme  desselben  in  das  Obligatio- 
nenrecht.  Referent:  Dr.  Braun. 

•)  Wahrend  des  Druckes  dieses  Bandes  ist  die  definitive  Festsetzung 
der  Zeit  erfolgt   Der  Kongress  wird  vom  26.  bis  29.  August  tagen. 


Drnck  Ton  Alb.  Sajrffwrth  (Tonn.  0.  8chrMer)  In  Bwlia,  Prinienitrw«  27. 
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herausgegeben  von 

Dr.  Julius  Faucher. 


Neunter  Jahrgang  1871. 

Der  SubsoriptionBpreis  für  den  vollständigen  Jahrgang,  <!»  r 

in  vier  Bänden,  joder  14 — 18  Bogen  stark  erscheint,  ist  unf  6  Thlr.  10  Sgr. 
festgesetzt. 

Bestellungen  nehmen  alle  Buchhandlungen  des  In-  und  Auslandes 
so  wie  alle  Post- Anstalten  an.  Einzelne  Bände  werden,  soweit  der  dafür 
bestimmte  Vorrath  reicht,  zu  dem  erhöhten  Preise  von  1  Thlr.  221/»  Sgr. 

abgelassen. 

Um  einem  vielseitig  auagesprochenen  Wunsche  entgegen- 
mukommen,  und  namentlich  neu  eintretenden  Abonnenten  die 
Anschaffung  iu  erleichtern,  ist  der  Preis  der  bisher  erschienenen 
acht  Jahrgänge,  1863—70,  eusammen genommen  anstatt  42  Thlr. 
20  Sgr.  —  auf  24  Thlr.  ermässigt,  und  sind  dieselben  au  diesem 
Preise  durch  jede  Buchhandlung  zu  beziehen. 

Berlin,  März  1872.  Tr  .  , 

Die  \  erlagsbuchhandlung 

 F.  A.  Herbig. 

Verlag  von  P.  A.  Herbig  in  Berlin, 

Schöneberger  Ufer  No.  13. 


In  meinem  Verlage  erschien  und  ist  in  allen  Buchhandlungen  zu  haben: 

DAS 

ARMENWESEN 

UND 

DIE  ARMEN  -  GESETZGEBUNG  IN  EUROPÄISCHEN  STAATEN. 

Unter  Mitwirkung  der  Herren 

▲.  BAMMEL  (Brminichirfi*.  M-  M.  ▼.  BAUMHATJER  iffaaif).  FR  BITZES  (Stuttgart). 
M  BLOCKi/'-imi.  Ii.  BODIO  (  Yn>td><7\.  V.  BOEHMEHT  Uürtch).  Ä.  BRUCH  UttUml 
A.  GRUM BRECHT  (Hnrtnrq).  p.  KOLLMANN  ll.u^ek).  F.  BXETJTW ACHTER 
irra</K  A-  JjAMMERS  [ßrtwtn).  F.  LOTHEISEN  ( Darmittadl).  W.  LÖTZ  {i-euHi. 
F.  MAKOWICZKA  {Krhttxgm).  D.  H-  MEIER  ( Frtibtirg).  C.  F.  NE8SMANN  I  foimbrnn;). 
H.  RENTZSCII  {l<m,lf,t).  A.  RINDFLEJSCH  (Dissau).  K.  SCHOLZ  (  H'twMnl. 
H.  SCHWABE  ( fii rtm ).  W.  8EELIG-  (A*«W/.  L.  STRACKERJAN  (Oldenburg). 
A.  VAHREN  TRAPP  {Frankfurt  a.  M.)   O.  WACHENHUSEN  KBmttmbHrg). 

Herausgegeben 

von 

A-  EMMINGHAUS. 

Gr.  8^<>-    46  Bogen.   Eleg.  geh.  6  Thlr. 

Ausser  einer  die  Geschichte,  sowie  den  heutigen  Zutlind  des  europaischen 
Armcnweseos  und  die  für  die  Reform  der  Armenge»etzgebung  massgebenden 
Grundsätze  behandelnden  Einleitung,  giebt  dies  Werk  eine  thollt  historische, 
thells  statistische,  theils  kritische  Darstellung  des  Armemvcsens  und  der  Annen- 
gesetzgebung in  europäischen  Staaten;  besonders  behandelt  sind  die  Armenein- 
richtungen  in  einer  RHhe  von  grösseren  Städten  wie  London,  Paris,  Berlin, 
Kopenhagen,  so  wie  die  i  interessanten  Einrichtungen  ton  Elberfeld  und  Braunschweig. 
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